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Diplomarbeit 1 Kinderarmut in Deutschland
1 Kinderarmut in Deutschland
Bis in die 1990er Jahre wurde Kinderarmut1 in Deutschland nicht als eigenstän-
diges Problem angesehen, sondern vielmehr als eine Folge der Familienarmut.
Kinder wurden als Angehörige einkommensarmer Haushalte betrachtet.
Dies änderte sich erst, als Kinderarmut durch die Sozialberichterstattung öf-
fentlich zur Kenntnis genommen wurde.2 Heute befasst sich die Öﬀentlichkeit
nicht mehr nur routinemäßig, z.B. in der Vorweihnachtszeit, mit dem Thema,
sondern es wird oftmals in den Massenmedien, vor allem im Zusammenhang
mit Kindesverwahrlosung und -misshandlung, behandelt.3
1.1 Definition
Wenn in Deutschland von Armut gesprochen wird, ist in der Regel die relative
Armut gemeint. Es ist nicht das Überleben der Betroﬀenen bedroht, sondern
sie können nicht in dem Maße am gesellschaftlichen, kulturellen und sozialen
Leben teilnehmen, wie die durchschnittliche Bevölkerung.
Von absoluter Armut wäre zu sprechen, wenn existenzsichernde Güter wie
Nahrung, Kleidung und Wohnung fehlen würden und das Überleben gefährdet
1Der Begriﬀ Kinder umfasst alle, die noch nicht 14 Jahre alt sind. Jugendlich ist, wer 14
aber noch nicht 18 Jahre alt ist.
2Vgl. Chassé, Karl August/Zander, Margherita/Rasch, Konstanze, Meine Familie ist arm,
Wie Kinder im Grundschulalter Armut erleben und bewältigen, S. 39.
3Vgl. Butterwegge, Christoph/Klundt, Michael/Belke-Zeng, Matthias, Kinderarmut in Ost-
und Westdeutschland, S. 11.
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wäre. In Deutschland und in den anderen Industriestaaten ist diese Form der
Armut weitestgehend überwunden.1
1.1.1 Ressourcenansatz
Es gibt verschiedene Methoden, Armut zu bestimmen. Um jedoch das Ausmaß
der Kinderarmut in Deutschland festzustellen, wird das Einkommen der Eltern
oder der Sozialleistungsbezug zugrunde gelegt. Diese Methode nennt man den
Ressourcenansatz.2 Hiernach sind Kinder arm, wenn das elterliche Einkommen
nicht ausreicht, um die zur Deckung des soziokulturellen Existenzminimums
notwendigen Güter zu kaufen.3
Nach EU-Deﬁnition liegt die Armutsgefährdungsquote bei 60% des mittleren
Einkommens.4 Sie ergibt sich aus dem Median5 des Äquivalenzeinkommens.
Folglich ist armutsgefährdet, wer über weniger als diesen Wert verfügt.6 Bis
vor einigen Jahren galt die 50% Grenze.7
Zur Ermittlung der Armutsgefährdungsquote wird das gesamte Haushaltsein-
kommen auf alle Personen des Haushaltes nach einem Gewichtungsschlüssel
verteilt. Der Schlüssel ergibt sich aus der modiﬁzierten OECD-Äquivalenzskala.
Nach dieser Skala wird der Haushaltsvorstand mit dem Wert 1,0, Haushalts-
mitglieder ab dem 15. Lebensjahr (Lj.) mit 0,5 und die jüngeren Haushalts-
mitglieder mit 0,3 gewichtet.8 Diese Gewichtung ist notwendig, denn es erge-
1Vgl. Schniering, Daniel, Kinder- und Jugendarmut in Deutschland, Grundlagen, Dimen-
sionen, Auswirkungen, S. 9f.
2Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 127.
3Vgl. Schniering, S. 10.
4Vgl. Statistisches Bundesamt, Erstmals EU-weit vergleichbare Daten zu Armut,
05.12.2006, Anlage Nr. 1.
5Der Median teilt das Einkommen der Haushalte genau in zwei Hälften. Es handelt sich
also um die Einkommenssumme, die 50% der Einwohner über- und die anderen 50% der
Einwohner unterschreiten.
6Vgl. Kues, Hermann, Kampf gegen Kinderarmut, An den Ressourcen der Familie ansetzen,
in: Die politische Meinung, 2008, S. 55.
7Vgl. Leytz, Wolfram, Was ist der Maßstab für Armut?, in: Tagesschau,de, 25.06.2008,
Anlage Nr. 2.
8Vgl. Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Württemberg, Ökonomische Lage von
Familien, 2008, S. 4, Anlage Nr. 3.
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ben sich Einspareﬀekte bei den laufenden Kosten, sobald mehrere Personen in
einem Haushalt zusammenleben. Z.B. werden im Bereich Lebensmittel güns-
tigere Familienpackungen anstatt teurer Singlepackungen angeboten.1
1.1.2 Lebenslagenkonzept
Als alleiniges Kriterium reicht der Ressourcenansatz jedoch nicht aus, denn es
wird bspw. nicht die Alltagssituation der Kinder dargestellt, z.B. wie viel Geld
beim Kind tatsächlich ankommt. Auch ist es unmöglich, Armut zu beseitigen,
denn es wird immer Menschen geben, die weniger als 60% des Median verdie-
nen. Ein weiterer Kritikpunkt ergibt sich, wenn das Durchschnittseinkommen
steigt, denn dadurch erhöht sich automatisch die Armutsgrenze. Die Zahl der
Armen bleibt jedoch gleich.2
Deshalb betrachtet man den Ressourcenansatz in Relation zur Lebenslagenar-
mut.3 Bei diesem Konzept ist Armut als ungenügende Versorgung über ökono-
mische Ressourcen und zusätzliche Unterversorgungen in zentralen Lebensbe-
reichen wie Wohnen, Ausbildung, Gesundheit, soziale Integration und sozio-
kulturelle Teilhabe zu sehen. Es mangelt also nicht nur an monetären Mitteln,
sondern es sind weitere Notlagen in Lebenslagenbereichen vorhanden. Es han-
delt sich um eine mehrdimensionale Problemlage.4
1.1.3 Sozialleistungsbezug
Wird Armut als eine politisch normative Vorgabe erfasst, lebt in Armut, wer
seine Lebensführung nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen bestreiten
kann. In diesen Fällen werden bedarfsdeckende Hilfen zum Lebensunterhalt
gewährt. Die Regelsätze im Sozialgesetzbuch XII, Sozialhilfe (SGB XII) bzw.
1Vgl. Statistisches Bundesamt, 05.12.2006.
2Vgl. Schirrmacher, Thomas, Die neue Unterschicht, Armut in Deutschland?, S. 37f.
3Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 127.
4Vgl. Chassé/Zander/Rasch, S. 18.
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die Regelleistungen im Sozialgesetzbuch II, Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de (SGB II), stellen das Existenzminimum dar. Nach dieser Deﬁnition ist der
Sozialleistungsbezug also die bekämpfte Armut.1
Auch als Gegner dieser Deﬁnition kann der Sozialleistungsbezug nicht als ein-
ziger Armutsindikator gesehen werden, denn es gibt ungefähr noch einmal so
viele Personen, die einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB XII oder
SGB II hätten, ihn aber wegen Stolz, Scham oder aus Unwissenheit nicht gel-
tend machen.2
1.2 Gründe
Die frühere Altersarmut in Deutschland hat sich in eine Kinderarmut gewan-
delt, denn Armut ist heute nicht zuletzt auf die größere Arbeitslosigkeit und
ihre Dauer zurückzuführen. Von der Arbeitslosigkeit sind überwiegend Perso-
nen zwischen 20 und 60 Jahren betroﬀen, die in Familien mit Kindern leben.
Deshalb sind trotz des Geburtenrückgangs Kinder und Jugendliche am häu-
ﬁgsten von Armut betroﬀen.3
Kinder leben aber nicht nur wegen fehlendem Geld in Armut, sondern es spie-
len zusätzlich schwierige Rahmenbedingungen im familiären Umfeld eine Rolle.
Da die Kinder von ihren Eltern abhängig sind, sind vor allem drei Gründe zu
nennen, warum Kinder in Armut leben.
Hauptgrund ist die Erwerbslosigkeit der Eltern. Das Problem der Arbeitslo-
sigkeit spielt eine übergeordnete Rolle, denn die Massenarbeitslosigkeit gilt als
Hauptursache von Armut in unserer Gesellschaft. Vor allem für Langzeitar-
beitslose verschlimmert sich die Situation, je länger sie andauert. Außerdem
besteht dann die Gefahr, dass die Mangellage an die nachfolgende Generation
weitergegeben wird. Da wir uns in erster Linie über den Beruf deﬁnieren, haben
Arbeitslose kein gutes Ansehen und werden sozial isoliert und stigmatisiert.4
1Vgl. Chassé/Zander/Rasch, S. 12.
2Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 127f.
3Vgl. Huster, Ernst-Ulrich/Boeckh, Jürgen/Mogge-Grotjahn, Hildegard, Handbuch Armut
und soziale Ausgrenzung, S. 322.
4Vgl. Schniering, S. 19f.
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Des Weiteren wachsen gefährdete Kinder oft in kinderreichen Familien auf, in
denen die Eltern nicht über genügend Einkommen verfügen, um die gesamten
Bedürfnisse der Familie zu decken.
Ferner bleiben Kinder arm oder armutsgefährdet, wenn sie keine Chance auf
Bildung erhalten und es ihnen nicht möglich ist, ihre Persönlichkeit frei zu
entfalten.1
Abbildung 1.1: Ursachen für Kinderarmut
Quelle: eigene Darstellung
1.3 Risikogruppen
Familien mit Kindern sind nicht generell einem höheren Armutsrisiko ausge-
setzt. Aber es gibt Familientypen, die mit einer höheren Armutsgefährdung
behaftet sind.2 Als Risikogruppen gelten Familien mit nur einem Elternteil,
Familien steigend nach der Haushaltsgröße und Geschwisterzahl und Familien
unter Berücksichtigung der ethnischen Herkunft.3
1Vgl. Kues, S. 56.
2Vgl. Ministerium für Arbeit und Soziales Baden-Württemberg, Ökonomische Lage von
Familien, S. 10.
3Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 196ﬀ.
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1.3.1 Kinder Alleinerziehender
Alleinerziehende sind in Deutschland überproportional von Armut betroﬀen
und haben das höchste Armutsrisiko.1 Bei 84% der Fälle handelt es sich um
alleinerziehende Mütter.2 Ursachen für die wachsende Anzahl der Alleinerzie-
henden, die arm sind, sind die gestiegenen Scheidungszahlen, die Zunahme der
unehelichen Geburten, die Schwierigkeiten, einer Erwerbstätigkeit nachzuge-
hen, sowie mangelnde Unterhaltsleistungen der Väter.
Insbesondere für junge Frauen mit niedriger Schulbildung und fehlender Aus-
bildung ist es schwer, zu arbeiten. Aber auch das mangelnde Betreuungsange-
bot für Kinder behindert eine Arbeitsaufnahme.3
Mit dem 2005 in Kraft getretenen Tagesbetreuungsausbaugesetz soll die Be-
treuungsquote für unter dreijährige Kinder erhöht werden und somit bessere
Möglichkeiten zur Arbeitsaufnahme für Alleinerziehende geschaﬀen werden.4
Denn Grund für das wachsende Armutsrisiko der Kinder ist die verminderte
Einkommens- und Berufschance des alleinerziehenden Elternteiles.5
1.3.2 Kinder aus kinderreichen Familien
In Deutschland gelten Kinder als Armutsrisiko, es kommt jedoch auf die Anzahl
der Kinder an. Bei Familien mit einem oder zwei Kindern liegt das Armuts-
risiko sogar unter dem Durchschnitt. Eine Umfrage des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW) ergab für Eltern mit drei und mehr Kindern
ein doppelt so großes Risiko, nämlich ungefähr 26,5%, auf oder sogar unter
Arbeitslosengeld II-Niveau zu leben, als für Eltern mit nur einem oder zwei
Kindern. Selbst wenn ein Einkommen aus einer Vollzeitstelle in der Familie
vorhanden ist, reicht dies meistens nicht aus, um die ganze Familie zu unter-
halten, denn der Lohn orientiert sich nicht an der Zahl der Kinder. Es müssen
1Vgl. Schniering, S. 17.
2Vgl. Huster/Boeckh/Mogge-Grotjahn, S. 322.
3Vgl. Schniering, S. 17.
4Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Lebenslagen in Deutschland, Der 3.
Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, S. 98, Auszug in Anlage Nr. 4.
5Vgl. Huster/Boeckh/Mogge-Grotjahn, S. 322.
Janina Hartmayer Seite 6
Diplomarbeit 1.3 Risikogruppen
also oft zusätzlich Leistungen nach dem SGB II in Anspruch genommen wer-
den, sogenannte Aufstocker.1
Vor allem für die Frauen einer Großfamilie wird es immer schwieriger, zu ar-
beiten. Meist fallen sie in die traditionelle Rolle einer Hausfrau und Mutter
zurück.2
Die Zahl der Kinder mit mehreren Geschwistern, die Sozialgeld erhalten, ist
mit ungefähr 1,9 Millionen trotzdem eine der kleineren Gruppen, denn es gibt
heutzutage immer weniger Großfamilien.3
1.3.3 Kinder mit Migrationshintergrund
Ende 2007 lebten ca. 3,4 Millionen Kinder und Jugendliche unter fünfzehn
Jahren mit Migrationshintergrund4 in Deutschland.5
Generell haben Personen mit Migrationshintergrund eine schwächere Einkom-
mensposition. Dies wird durch eine ganze Reihe negativer Faktoren beeinﬂusst,
bspw. durch sprachliche Barrieren oder fehlende bzw. nicht anerkannte beruf-
liche Qualiﬁkationen. Ihr Durchschnittseinkommen liegt bei 78,8% des Durch-
schnittseinkommens der Gesamtbevölkerung.
Aufgrund dessen haben Kinder aus Familien mit Migrationshintergrund ein
erhöhtes Armutsrisiko.6 Außerdem bestehen ausländische Familien überdurch-
schnittlich häuﬁg aus mehr als drei Kindern und sind somit zusätzlich den
Benachteiligungen einer Großfamilie ausgesetzt.7
Für Kinder mit Migrationshintergrund lag das Armutsrisiko 2007 bei 35,5%,
während es bei Kindern ohne Migrationshintergrund bei 15,6% lag.8
1Vgl. Meyer-Timpe, Ulrike, Unsere armen Kinder, Wie Deutschland seine Zukunft verspielt,
S. 38.
2Vgl. Schniering, S. 18.
3Vgl. Meyer-Timpe, S. 39.
4Unter diesem Begriﬀ versteht man auch Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit.
5Vgl. Statistisches Bundesamt, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Bevölkerung mit Mi-
grationshintergrund - Ergebnisse des Mikrozensuns 2007 -, Fachserie 1 Reihe 2.2, S. 64,
Auszug in Anlage Nr. 5.
6Vgl. BMAS, 3. Armuts- und Reichtumsbericht, S. 139f.
7Vgl. Schniering, S. 22.
8Vgl. Statistisches Bundesamt, Fachserie 1, Reihe 2.2, S. 216f.
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Oft fehlen Schulabschlüsse überdurchschnittlich häuﬁg. Dies verbaut die be-
ruﬂiche Qualiﬁkation und damit den erfolgreichen Übergang in den Beruf.
Ein Vergleich von deutschen und ausländischen Schülern im Schuljahr 2006/2007
zeigt, dass nur ungefähr 15% der deutschen Kinder eine Hauptschule besuchen,
während es bei Ausländern fast 40% sind. 12% der Männer und 15% der Frauen
mit Migrationshintergrund verbleiben ohne Schulabschluss.1
1.3.4 Kleinkinder
Betrachtet man die Verteilung des Sozialleistungsbezugsrisikos innerhalb der
Minderjährigen, lässt sich feststellen, dass die unter 7-jährigen Kinder nahezu
doppelt so häuﬁg von Sozialleistungsbezug betroﬀen sind, als die Gruppe der
15- bis 18-Jährigen. Am höchsten liegt die Quote von 11,1% bei Kindern unter
drei Jahren.2
Abbildung 1.2: Risikogruppen nach Familientypen
Quelle: Caritas, Benachteiligungen von Anfang an, Anlage Nr. 6, eigene Darstellung
1Vgl. BMAS, 3. Armuts- und Reichtumsbericht, S. 142f.
2Vgl. Butterwegge, Christoph/Klundt, Michael, Kinderarmut und Generationengerechtig-
keit, Familien- und Sozialpolitik im demographischen Wandel, S. 15.
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1.4 Auswirkungen
Armut wirkt sich nicht nur im materiellen Bereich der Kinder aus, sondern
auch in vielen immateriellen Bereichen.
Häuﬁge Folgen von Armut sind die Aufgabe der sozialen Kontakte, sozialräum-
liche Segregation, Gesundheitsbeeinträchtigungen und eingeschränkte Karriere-
chancen der Nachkommen.1
1.4.1 Gesundheitliche Auswirkungen
Kinder sind in Deutschland heutzutage die gesündeste Bevölkerungsgruppe
und haben die längste Lebenserwartung. Gleichzeitig sind jedoch noch nie so
viele Kinder in Deutschland in Armut geboren.2 Kinder aus sozial benachteilig-
ten Familien sind weniger gesund als Kinder aus der Mittel- und Oberschicht.3
Das Versorgungssystem ist zunächst für alle da. Sozial benachteiligte Eltern
fühlen sich jedoch oft von den Kinderärzten nicht verstanden und akzeptiert
und können ihre Anweisungen nicht mit ihrer Lebensrealität vereinbaren.4 Fol-
ge ist, dass Gesundheitsangebote, wie z.B. Vorsorgeuntersuchungen, weniger
wahrgenommen werden.5
Einerseits gibt es physische Auswirkungen, wie z.B. Übergewicht als Folge von
ungünstigem Ernährungsverhalten und geringer Teilnahme an Sportaktivitä-
ten, mangelnde Zahnhygiene sowie regelmäßiger und exzessiver Alkoholkon-
sum.6
Andererseits führt Armut bei Kindern zu psychischen und emotionalen Aus-
wirkungen, z.B. Verhaltensauﬀälligkeiten, eine erhöhte Gewaltbereitschaft oder
ein deutlich geringeres Wohlbeﬁnden, was sich in stärkeren Einsamkeitsgefüh-
len, größerer Niedergeschlagenheit und massiven Zukunftsängsten ausdrückt.
1Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 115.
2Vgl. Geene, Raimund/Gold, Carola, Kinderarmut und Kindergesundheit, S. 13.
3Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 164.
4Vgl. Geene/Gold, S. 19.
5Vgl. Huster/Boeckh/Mogge-Grotjahn, S. 326.
6Vgl. Butterwegge/Klundt/Belke-Zeng, S. 164f.
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Dies können entweder unmittelbare Folgen ihrer prekären Lebenslage selbst
sein oder Folgen von ungünstigen Entwicklungsbedingungen innerhalb der Fa-
milie, höheren Belastungen und häuﬁgerem schulischen Versagen.1
1.4.2 Gesellschaftliche Auswirkungen
Kinder und Jugendliche aus der unteren sozialen Schicht werden im Bildungs-
system deutlich benachteiligt, denn Bildungschancen und -erfolge sind in Deutsch-
land eng mit sozialer Herkunft verknüpft.2
Kinder, die in armen Verhältnissen aufwachsen, fehlt es oft gleichzeitig an
Zuwendung, Erziehung und Bildung. Sie leben meist in beengten Wohnver-
hältnissen und in vernachlässigten Stadtvierteln mit schlechten Schulen und
wenig Sozialangeboten. Folge sind schlechte Schulabschlüsse, mangelnde Aus-
bildung und geringe Berufschancen.
Arme Kinder haben deutlich öfter Deﬁzite im Sprach-, Spiel- und Arbeits-
verhalten als nichtarme Kinder, denn die Familien sind weniger in der La-
ge, Erziehungs-, Bildungs- und Betreuungsaufgaben positiv auszufüllen.3 Es
bestehen jedoch nicht nur eingeschränkte Teilhabemöglichkeiten an Bildung,
sondern auch am kulturellen Leben und der Freizeitgestaltung.4
1Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 117.
2Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 122.
3Vgl. Zander, Margherita, Kinderarmut, Einführendes Handbuch für Forschung und soziale
Praxis, S. 218.
4Vgl. Schniering, S. 35.
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Abbildung 1.3: Auswirkungen auf die Kinder und Jugendlichen
Quelle: Caritas, Benachteiligungen von Anfang an, Anlage Nr. 6, eigene Darstellung
1.5 Daten und Fakten innerhalb Deutschlands
Seit den 70er Jahren vollzog sich ein Strukturwandel, weg von der Armut
der Alten hin zur Armut der Jüngeren.1 Sowohl die Armuts- als auch die
Wohlstandsquote hat sich im Zeitablauf erhöht, die Armutsquote jedoch ver-
gleichsweise stärker. Innerhalb Deutschlands lassen sich unterschiedliche Aus-
wirkungen feststellen. In Ostdeutschland ist die Kinderarmut deutlich höher
ausgeprägt als in Süddeutschland.2
Die Frage nach der Generationengerechtigkeit stellt den Aspekt der Vertei-
lungsgerechtigkeit dar und muss daher im Zusammenhang der Gesamtent-
wicklung des Wohlstandes und seiner Verteilung in der Bevölkerung diskutiert
werden. Da das Einkommen die wichtigste Ressource ist, beschränken sich die
Bestandsaufnahmen auf die personelle Einkommensverteilung. Vorgenommen
1Vgl. Chassé/Zander/Rasch, S. 13.
2Vgl. Eichhorn, Lothar: In Baden-Württemberg nur jedes 11. Kind auf „Sozialgeld“ nach
SGB II angewiesen, bundesweit jedes 6. Kind, in: Statistisches Monatsheft Baden-
Württemberg 2008, S. 19, Anlage Nr. 7.
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wird allerding nur ein zeitpunktbezogener Vergleich verschiedener Generatio-
nen, d.h. es wird eine Querschnittsanalyse gemacht, bei der erkennbar ist, ob
die junge oder die ältere Generation proportional unter- oder überdurchschnitt-
lich in den Randbereichen der Einkommensverteilung vertreten war.1
1.5.1 1973 bis 1998
In dem Untersuchungszeitraum von 1973 bis 1998 sind mehrere Konjunktur-
zyklen und die deutsche Wiedervereinigung umfasst. Trotz des Wirtschafts-
wachstums und der damit verbundene Anstieg des Nettoäquivalenzeinkom-
mens, nahm die Arbeitslosigkeit in der gesamten Periode zu. Dies lässt den
Schluss auf einen gegenläuﬁgen Eﬀekt auf die personelle Einkommensvertei-
lung zu.
In den 70er Jahren hat sich das Gesamtbild der personellen Einkommensver-
teilung trotz der Ölpreiskrise und dem ersten drastischen Anstieg der Arbeits-
losenquote nicht geändert. Und auch in den 80er Jahren blieb es stabil. Erst in
den letzten zehn Jahren des Untersuchungszeitraumes ist ein merklicher An-
stieg der Ungleichheit zu beobachten.
Daraus lässt sich schließen, dass die Bevölkerung am unteren Rand der Ein-
kommensverteilung noch ärmer und die am oberen Rand noch reicher geworden
ist. Dabei ist in Westdeutschland das Nettoäquivalenzeinkommen gleichmäßi-
ger verteilt als in Ostdeutschland.2
1.5.2 1998 bis Heute
Seit 1998 bis 2003 hat sich der Anteil der Haushalte mit Kindern, die unter
der 60% Armutsgefährdungsquote liegen, von 12,6% auf 13,9% erhöht.
Der Trend von 1998 zum Rückgang der Sozialhilfeempfängerzahlen konnte sich
seit 2001 nicht fortsetzen, denn von 2001 bis 2003 sind die Fallzahlen leicht an-
gestiegen. Hiervon waren überwiegend die neuen Bundesländer betroﬀen. Dort
1Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 25f.
2Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 29ﬀ.
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stieg die Zahl der Sozialhilfeempfänger um 7,5%. In Westdeutschland hingegen
blieben die Zahlen unverändert.
Im Jahre 2002 waren in Deutschland mehr als 11% der Bevölkerung arm und
34% lebten im Niedrigeinkommensbereich (75%-Schwelle). Mehr als die Hälfte
aller deutschen Kinder unter zehn Jahren lebten in prekären Einkommens-
verhältnissen (75%-Schwelle), 17,6% davon unter der damals geltenden 50%-
Schwelle.
2003 ﬁelen unter den politisch deﬁnierten Armutsbegriﬀ 2,82 Millionen Perso-
nen in 1,42 Millionen Haushalten, dies entspricht 3,4% der Gesamtbevölkerung.
Die Sozialhilfequote von Kindern und Jugendlichen unter achtzehn Jahren lag
2003 bei 7,2%. Damit war sie mehr als zehn Mal höher als die Zahl der über
65-jährigen Sozialhilfeempfänger.1
Im Jahr 2007 waren insgesamt ca. 3 Millionen Kinder im Bundesgebiet arm.
Rund 1,84 Millionen Kinder unter fünfzehn Jahren erhielten Sozialgeld nach
dem SGB II, 19.000 Kinder hatten Anspruch auf Leistungen nach dem SGB
XII, rund 65.000 Kinder erhielten Leistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz und 150.000 Kinder lebten in Familien, die Anspruch auf Kinderzuschlag
hatten. Des Weiteren wurde angenommen, dass die Dunkelziﬀer beim SGB II-
Bezug bei 48% liegt. Dies würde ungefähr 0,9 Millionen Kinder unter fünfzehn
Jahren betreﬀen.2
Derzeit sind rund 3 Millionen Kinder unmittelbar von Armut betroﬀen.3 Hin-
zu kommen zusätzlich ungefähr 5 Millionen Kinder, die tatsächlich in armen
Verhältnissen leben. Dies ist ein Drittel aller Kinder.4
Es lässt sich feststellen, dass sich eine überproportionale Armutsquote in al-
len Untersuchungszeiträumen für Kinder bis zum 14. Lj. ergab. Zunehmend
betroﬀen sind Jugendliche im Alter von vierzehn bis siebzehn Jahren.5
1Vgl. Chassé/Zander/Rasch, S. 11ﬀ.
2Vgl. Holz, Gerda, Kinderarmut-Eine komplexe Herausforderung für staatliches Handeln,
in: Monatszeitschrift des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts in der Hans-
Böckler-Stiftung, 2008, S. 145.
3Vgl. Berens, Anja, Kinderarmut, Suppe für die Seele, in: Spiegel Online, 23.03.2009, Anlage
Nr. 8.
4Vgl. Fiedler, Mark, Kinderarmut in Deutschland-Tendenz steigt, in: Politik blog,
10.03.2009, Anlage Nr. 9.
5Vgl. Butterwegge/Klundt, S. 33ﬀ.
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1.5.3 Vergleich zweier Bundesländer
Im Jahr 2008 liegt die Armutsrisikoschwelle1 für einen Alleinstehenden bei
787e des gewichteten Nettoäquivalenzeinkommens. Für ein Paar mit zwei
Kindern unter vierzehn Jahren liegt sie bei 1.652e. Dabei ist zu beachten,
dass die Armutsrisikoschwelle im früheren Bundesgebiet ohne Berlin mit 814e
für Alleinstehende bzw. 1.710e für eine Familie mit zwei Kindern unter vier-
zehn Jahren deutlich höher liegt, als in den neuen Bundesländern einschließlich
Berlin. Hier liegt sie für einen Ein-Personen-Haushalt bei 702e und für eine
Familie mit zwei Kindern unter vierzehn Jahren bei 1.473e.2
Beim Vergleich von Baden-Württemberg mit Mecklenburg-Vorpommern las-
sen sich enorme Unterschiede bei der Armutsgefährdungsschwelle feststellen.
In Baden-Württemberg ist das durchschnittliche Einkommen höher als im
Bundesgebiet, deshalb liegt auch die Armutsrisikoschwelle höher. Ein Paar mit
zwei Kindern unter vierzehn Jahren gilt in Baden-Württemberg als armutsge-
fährdet, wenn das Familiennettoeinkommen weniger als 1.797e beträgt. In
Mecklenburg-Vorpommern hingegen liegt die Grenze schon bei 1.374e.
Dies ist in erster Linie auf die Arbeitslosenquote zurückzuführen. Auﬀällig hoch
sind vor allem die Arbeitslosenquoten in den ostdeutschen Ländern und den
Stadtstaaten. 2008 lag sie in Baden-Württemberg bei 4,3%, in Mecklenburg-
Vorpommern hingegen bei 15,6%. Im gesamten Bundesgebiet bei 8,4%.
Aufgeteilt in West- und Ostdeutschland beträgt die Arbeitslosenquote im We-
sten 6,8% und in Osten 14,4%.3 Dies erklärt die großen Unterschiede bei der
Armutsgefährdungsschwelle innerhalb Deutschlands, vor allem zwischen Ost-
und Westdeutschland.
1Armutsgefährdet sind Familien mit einem Niedrigeinkommen, d.h. wenn das monat-
liche Familiennettoeinkommen weniger als 60% des mittleren gewichteten Pro-Kopf-
Einkommens beträgt. Das Pro-Kopf-Einkommen wird mit der modiﬁzierten OECD-Skala
multipliziert.
2Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Sozialberichterstattung, Tabelle A.2
Armutsgefährdungsschwelle in e nach Haushaltstyp, Auszug in Anlage Nr. 10.
3Vgl. Bundesagentur für Arbeit, Statistik Arbeitslosenquoten März 2008, Anlage Nr. 11.
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Alleinstehende Haushalt mit 2 Erwachsenen










Tabelle 1.1: Armutsgefährdungsschwelle in e
Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Sozialberichterstattung, Tabelle
A.2 Armutsgefährdungsschwelle in e nach Haushaltstyp, eigene Darstellung
1.6 Armuts- und Reichtumsbericht
Die Bundesregierung setzt mit dem 3. Armuts- und Reichtumsbericht den Be-
schluss des Bundestages um, in der Mitte einer Legislaturperiode, eine Be-
standsaufnahme der sozialen Lage in Deutschland vorzunehmen. Somit soll
eine fundierte Politik zur Erhöhung der sozialen Gerechtigkeit und eine Ver-
besserung der gesellschaftlichen Teilhabe möglich werden.
Bei der Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung ist auch in einem wohl-
habenden Land wie Deutschland ein Mindestsicherungssystem unabdingbar.
Durch die Einführung der Grundsicherung für Arbeitssuchende (GfA) im Jahr
2005 soll die Arbeitslosigkeit eﬀektiv und eﬃzient abgebaut werden.1 Denn das
Armutsrisiko von Arbeitslosen liegt mit 43% mehr als drei Mal so hoch wie bei
der Gesamtbevölkerung.
Da die Kinder mittelbar vom Einkommen ihrer Eltern abhängig sind und
sich ihre Hilfebedürftigkeit nur durch ein ausreichendes Einkommen der El-
tern überwinden lässt, ist Ziel der Sozialpolitik, möglichst viele erwerbsfähige
Hilfebedürftige in den Arbeitsmarkt zu integrieren. Dauerhafte Abhängigkeit
1Vgl. BMAS, 3. Armuts- und Reichtumsbericht, S. 1, 39.
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vom Staat führt zur Verfestigung der Armut über Generationen hinweg.
Für die Betroﬀenen müssen also Angebote für Betreuung, Bildung und einer
angemessen entlohnten Erwerbstätigkeit geschaﬀen werden, die es möglich ma-
chen, unabhängig von Transferleistungen zu leben.
Eine Maßnahme, die die Vereinbarkeit von Beruf und Kindererziehung ermög-
licht, ist z.B. das Tagesbetreuungsausbaugesetz, in dem bis zum Jahr 2013 für
35% der Kinder unter drei Jahren ein Betreuungsplatz in einer Kindertages-
einrichtung oder Kindertagespﬂege eingerichtet werden soll.1
1.7 Kinder- und Jugendbericht
Die Bundesregierung hat gem. § 84 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII, Kinder-
und Jugendhilfe, eine gesetzliche Verpﬂichtung zur Aufstellung eines Jugend-
berichtes. Dieser soll eine Bestandsaufnahme und Analyse sowie Vorschläge
zur Weiterentwicklung der Jungendhilfe beinhalten.
Als Aufgabe in diesem Bericht hat sich die Bundesregierung die Verbesse-
rung des Aufwachsens der nachfolgenden Generation gemacht, vor allem im
Bereich der Gesundheit. Dies bedeutet, dass das soziale, psychische und physi-
sche Wohlbeﬁnden der Kinder und Jugendlichen nachhaltig verbessert werden
soll.2
Gesundheitliche Belastungen von Kindern und Jugendlichen werden durch un-
gleiche Lebensbedingungen beeinﬂusst und wirken sich in der körperlichen, so-
zialen und psychischen Entwicklung aus. Soziale Benachteiligung und Armut
treten in hohem Maße parallel zu gesundheitlichen Belastungen auf, insbeson-
dere wenn es sich um Kinder mit Migrationshintergrund handelt.3
Der Bericht empﬁehlt, Kindern und Jugendlichen aus sozial schwächeren Fa-
milien einen Zugang zu allen Angeboten gesundheitsbezogener Prävention und
1Vgl. BMAS, 3. Armuts- und Reichtumsbericht, S. I, XXIII, 82ﬀ.
2Vgl. Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend, 13. Kinder- und Ju-
gendbericht, Bericht über die Lebenssituation junger Menschen und die Leistungen der
Kinder- und Jugendhilfe in Deutschland, 2009, S. 4, Anlage Nr. 12.
3Vgl. BMFSFJ, 13. Kinder- und Jugendbericht, S. 33.
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Gesundheitsförderung zu ermöglichen, z.B. durch den Ausbau der Ganztages-
betreuung und -schulen und durch eine Integration in die Freizeitangebote der
Kinder- und Jugendhilfe. Des Weiteren sollen Kostenerstattungen dort möglich
sein, wo Kinder und Jugendliche von gesundheitsfördernden Angeboten, wie
z.B. gesundes Mittagsessen in Ganztageseinrichtungen oder Ferienerholungs-
angebote, ausgeschlossen sind.1
1.8 OECD
Die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)
ist eine internationale Organisation, bestehend aus 30 Mitgliedsstaaten aus der
ganzen Welt. Sie bekennen sich zur Demokratie und Marktwirtschaft, haben
zumeist ein hohes Pro-Kopf-Einkommen und gelten als entwickelt.2
Die OECD hat die Lebensbedingungen von Kindern bis zum Alter von fünfzehn
Jahren in den Mitgliedsländern im Hinblick auf Wohlbeﬁnden und Chancen-
gleichheit untersucht. Betrachtet wurden unter anderem die ﬁnanzielle Aus-
stattung der Haushalte, die medizinische Versorgung und die elterliche Zuwen-
dung.
Ergebnis des Berichtes: „Doing better for children“, der im September 2009 in
Berlin vorgestellt wurde, ist, dass viele Industriestaaten weniger Geld für ihre
Kinder ausgeben, jedoch wesentlich bessere Ergebnisse erzielen als Deutsch-
land. Deutschland gibt ca. 10 bis 20% mehr für Bildung, Dienstleistungen und
direkte Sozialtransfers aus, als die anderen Mitgliedsländer. Trotzdem lebt fast
jedes sechste Kind in Deutschland in relativer Armut.3 Im OECD-Durchschnitt
ist es ungefähr jedes achte Kind. Die Armutsgefährdung ist bei Kindern, die
nur mit einem Elternteil leben, am höchsten. Die Armutsrate der Alleinerzie-
henden beträgt 40%, der OECD-Durchschnitt liegt bei 30%.
Nach Empfehlungen der Leiterin der OECD-Abteilung Sozialpolitik Monika
1Vgl. BMFSFJ, 13. Kinder- und Jugendbericht, S. 253.
2Vgl. Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Ziele und Part-
ner, Anlage Nr. 13.
3Gemessen an der 50% Armutsgrenze.
Janina Hartmayer Seite 17
Diplomarbeit 1.8 OECD
Queisser, sollte Deutschland die Transfers stärker auf bedürftige Kinder und
ihre Familien konzentrieren, sowie Dienstleistungen wie Kinderbetreuung und
Ganztagesschulen ausbauen.
Auch bei den Leistungen im Bildungsbereich sind in Deutschland große Unter-
schiede zwischen starken und schwachen Schülern festzustellen. Gut hingegen
schneidet Deutschland beim Gesundheitszustand ab und auch die Ausstattung
mit nötigen Materialien für den Unterricht wie Computer und Schulbücher ist
gut.1
Die OECD fordert Mindestinvestitionen von 1% des Bruttoinlandsprodukts im
Bereich der vorschulischen Bildung. Derzeit liegen die Ausgaben in Deutsch-
land bei 0,66% mit sinkender Tendenz.2
1Vgl. Botica, Melanie, OECD-Bericht, Deutschland, armes, reiches Kinderland, in: focus
online, 01.09.2009, Anlage Nr. 14.
2Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk, Forderungen und Handlungsfelder des Deutschen Kinder-
hilfswerkes zur Bekämpfung der Kinderarmut in Deutschland, S .3, Anlage Nr. 15.
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2 Sozialgesetzbuch II
Zum 01.01.2005 trat die GfA nach dem SGB II in Kraft. Hierbei handelt es
sich um das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt vom
24.12.2003. Besser bekannt ist es im allgemeinen Sprachgebrauch als „Hartz
IV“.1 Gegenstand der Neuregelung ist die Zusammenlegung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe zu einer einheitlichen Sozialleistung, das Arbeitslosengeld
II (Alg II).2
Obwohl sich die Geburtenzahl seit 1965 nahezu halbiert hat und die Erwerbs-
tätigkeit der Mütter gestiegen ist, ist die Zahl der Kinder, die sich im unteren
sozialen Netz beﬁnden, immer weiter gestiegen. Heute beziehen 2,2 Millionen
Kinder und Jugendliche unter achtzehn Jahren Sozialleistungen. Die Zahlen
sind stetig angestiegen. In der Phase der wirtschaftlichen Konjunktur sind die
Zahlen leicht zurückgegangen, setzten jedoch in der Phase der Rezession auf
höherem Niveau wieder ein. Die Gesellschaft kann also die wenigen Kinder, die
sie hat, nicht optimal versorgen und ausbilden.3
2.1 Aufgabe und Ziel des SGB II
Bereits in § 1 Abs. 1 SGB II wird deutlich gemacht, dass oberstes Ziel der GfA
die Eingliederung in Arbeit ist und somit der Abbau der Arbeitslosigkeit. Vor
1Vgl. Löschau, Martin/Marschner, Andreas, Reform der Grundsicherung für Arbeitssu-
chende (SGB II), S. V.
2Vgl. Steck, Brigitte/Kossens, Michael, Arbeitslosengeld II, Aktuelle Rechtsprechung und
Entwicklung in der Praxis, S. 1.
3Vgl. Lenze, Anne, Kinderrechte und Sozialrecht: die Verfassungsmäßigkeit der Regelleis-
tung für Kinder, in: Schriftenreihe des Deutschen Sozialrechtsverbandes, 2009, S. 29.
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allem soll die Eigenverantwortung des Hilfebedürftigen gestärkt werden, z.B.
durch Hilfe zur Selbsthilfe.1
Durch die Eingliederung in Arbeit soll die Hilfebedürftigkeit des Leistungsbe-
ziehers und die der Personen, die mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft (BG)2
leben, schnellstmöglich beendet bzw. verringert werden. Als Arbeit wird grund-
sätzlich jede Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt angesehen,
die für den Betroﬀenen zumutbar3 ist.4
Die Aufgabe der Sicherung des Lebensunterhaltes steht erst an zweiter Stel-
le und wird nur dann gewährt, wenn die Grundsicherung nicht aus eigenen
Mitteln und Kräften bestritten werden kann. Es besteht allerdings ein gesetz-
licher Anspruch, soweit alle Voraussetzungen erfüllt sind und nicht vorrangige
andere Sozialleistungsansprüche, z.B. durch die Deutsche Rentenversicherung,
bestehen. Bei der GfA handelt es sich um das unterste soziale Netz.5
Um das oberste Ziel, nämlich Abbau der Arbeitslosigkeit, zu erreichen, wer-
den die Grundsätze des Forderns und Förderns angewandt.6 Der Behörde ist
hierbei ein pﬂichtgemäßes Ermessen eingeräumt.7
2.2 Grundsatz des Forderns und Förderns
Der Grundsatz des Forderns ist in § 2 SGB II geregelt und legt die hauptsäch-
lichen Pﬂichten des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen fest.8 Der Hilfebedürftige
muss eigeninitiativ, d.h. in eigener Verantwortung, jede Möglichkeit nutzen,
die zur Beendigung seiner Arbeitslosigkeit führt, insbesondere durch Aufnah-
me einer Erwerbstätigkeit und einer aktiven Mitarbeit bei allen Maßnahmen,
1Vgl. Löschau/Marschner, S. 3.
2Zur BG gehören vor allem der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte bzw. Lebenspart-
ner und die dem Haushalt angehörigen Kinder bis zum 25. Lebensjahr.
3Zumutbar ist grds. jede Arbeit. Eine Ausnahme besteht, wenn z.B. die Erziehung des
Kindes gefährdet wäre.
4Vgl. Löschau/Marschner, S. 1ﬀ.
5Vgl. Obermaier, Sebastian E., Arbeitslosengeld II in Fragen und Antwort, Bedürftigkeit,
Leistung, Rückforderung, Rechtsschutz, S. 2.
6Vgl. Löschau/Marschner, S. 2.
7Vgl. Obermaier, S. 2.
8Vgl. Löschau/Marschner, S. 3.
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die die Behörde zur Eingliederung in Arbeit veranlasst, z.B. Abschluss einer
Eingliederungsvereinbarung.
Der Grundsatz des Förderns ist in § 14 SGB II geregelt und sieht vor, für
jeden Hilfebedürftigen einen persönlichen Ansprechpartner oder Fallmanager
zu benennen, der ihn unterstützt und betreut und mit ihm gemeinsam in der
Eingliederungsvereinbarung die persönlichen Ziele und Möglichkeiten festlegt.
Die Eingliederungsvereinbarung enthält die Eigenbemühungen, die der Hilfe-
bedürftige anstellen muss, aber auch die Maßnahme, die die Agentur für Arbeit
gem. § 16 SGB II erbringt. Geeignete Maßnahmen hängen vor allem von der
Eignung des Hilfebedürftigen, seiner Lebenssituation und von der voraussicht-
lichen Dauer der Hilfebedürftigkeit ab, vorrangig sind aber in jedem Fall die
Maßnahmen, die unmittelbar die Arbeitsaufnahme ermöglichen.1
2.3 Träger der Grundsicherung
Welche Behörde für die GfA zuständig ist, war im Gesetzgebungsverfahren die
am heftigsten umstrittene Frage. Grundsätzlich wurde eine duale Trägerschaft
festgelegt.
Im Regelfall ist die Bundesagentur für Arbeit (BA) für alle Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit, wie z.B. Beratung und Vermittlung und für die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes, insbesondere das Arbeitslosen-
geld II, das Sozialgeld und den Mehrbedarf, zuständig. Der kommunale Träger
ist gem. § 6 Abs. 1 Nr. 2 SGB II hauptsächlich für die Kosten der Unterkunft
und Heizung zuständig.2 Die BA und die Kommunen bilden gem. § 44 b SGB
II zur einheitlichen Wahrnehmung ihrer Aufgaben entweder sogenannte Ar-
beitsgemeinschaften oder erfüllen ihre Aufgaben in getrennten Trägerschaften.
Abweichend vom Regelfall können sogenannte optierende Kommunen, die von
der Experimentierklausel der §§ 6 a, 6 b SGB II Gebrauch machen, anstelle
der BA deren Aufgaben übernehmen.3
1Vgl. Steck/Kossens, S. 8f.
2Vgl. Steck/Kossens, S. 157f.
3Vgl. Löschau/Marschner, S. 30.
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Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat mit Urteil vom 20.12.2007 die
Vorschrift zur Bildung von Arbeitsgemeinschaften gem. § 44 b SGB II als Ge-
meinschaftseinrichtung der BA und der kommunalen Träger als unvereinbar
mit der Selbstverwaltungsgarantie des Art. 28 Abs. 2 S. 1 und Art. 2 i.V.m.
Art. 83 Grundgesetz (GG) erklärt. Die Vorschrift verletzt durch die gemeinsa-
me Aufgabenwahrnehmung die Gemeindeverbände in ihrem Anspruch auf eine
eigenverantwortliche Aufgabenerledigung. Denn der zuständige Verwaltungs-
träger ist verpﬂichtet, seine Aufgaben mit eigenem Personal, eigenen Sachmit-
teln und eigener Organisation wahrzunehmen. Die Norm darf längstens bis
zum 31.12.2010 angewendet werden.1
2.4 Leistungsarten
Die GfA umfasst zwei Leistungsarten, nämlich neben der Leistung zur Einglie-
derung in Arbeit (§§ 14 bis 18 a SGB II) noch die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes (§§ 19 bis 35 SBG II). Bei den Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhaltes handelt es sich um Pﬂichtleistungen, auf die ein
Rechtsanspruch besteht, sobald alle Voraussetzungen vorliegen.2
Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt baut dar-
auf auf, dass nur dann der Staat Verantwortung übernimmt, wenn jemand
seinen Bedarf und den seiner Angehörigen nicht eigenverantwortlich decken
kann. Ist dies der Fall, muss der Staat ein menschenwürdiges Leben gem. Art.
1 Abs. 1 GG ermöglichen, indem er das soziokulturelle Existenzminimum si-
cherstellt.3
1Vgl. Bundesverfassungsgericht, Bildung von Arbeitsgemeinschaften, 20.12.2007, AZ: 2
BvR 2433/04, 2 BvR 2434/04.
2Vgl. Löschau/Marschner, S. 18f.
3Vgl. Deutscher Bundestag, Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS/90 DIE
GRÜNEN, Entwurf eines Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt, S. 44f, Anlage Nr. 16.
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2.5 Leistung zur Sicherung des Lebensunterhaltes
Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes stehen zwar im Gesetz
hinter den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit zurück, trotzdem stehen sie
für die meisten Hilfebedürftigen im Mittelpunkt des Interesses.1
Der allgemeine Lebensunterhalt soll durch einen monatlichen Pauschalbetrag
gesichert werden. Das SGB II enthält jedoch keine Vorschriften für die Bemes-
sungsgrundlage, deshalb ist § 28 Abs. 3 SGB XII entsprechend anzuwenden.
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) legt durch Rechts-
verordnung die Bemessung, den Aufbau und die Fortschreibung der Regelsät-
ze fest. Die Regelsätze werden dann auf Grundlage der Regelsatzverordnung
(RSV) von den Ländern durch eine eigene Rechtsverordnung festgesetzt.
Die aktuelle RSV wurde durch Gesetz vom 02.03.2009 geändert.2
2.5.1 Regelleistung
Die Regelleistung in der GfA setzt sich zusammen aus dem Alg II für Erwerbs-
fähige und dem Sozialgeld für Nichterwerbsfähige. Das Sozialgeld ist also eine
eigenständige Leistung, die neben das Alg II tritt.
Über § 28 Abs. 1 S. 2 SGB II gilt § 19 S. 1 SGB II auch für das Sozialgeld.
Bis auf einige Ausnahmen gelten hier also die gleichen Bestimmungen, wie für
das Alg II.3 § 28 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 SGB II triﬀt allerdings eine ergänzende
Regelung über die Höhe des Sozialgeldes. Bezugsgröße ist die Regelleistung
für Alleinstehende gem. § 20 Abs. 2 SGB II, die sogenannte Eckregelleistung.
Die Beträge des Sozialgeldes werden mit bestimmten Prozentsätzen errechnet.4
1Vgl. Löschau/Marschner, S. 204ﬀ.
2Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Material zur Information: Die Entwick-
lung der Regelsatzbemessung, 2009, S. 5f, Anlage Nr. 17.
3Vgl. Rolfs, Christian/Giesen, Richard/Kreikebohm, Ralf/Udsching, Peter, Sozialrecht,
SGB II-Grundsicherung für Arbeitssuchende, SGB III-Arbeitsförderung, SGB VIII-
Kinder- und Jugendhilfe, SGB XII-Sozialhilfe, Kommentar, S. 182f, Rn. 1.
4Vgl. Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching, S. 184, Rn. 9, Schwabe, Regelleistungen im
SGB II und Regelsätze im SGB XII ab 1.7.2009, in: Familie, Partnerschaft, Recht, Zeit-
schrift für die Anwaltspraxis, 2009, S. 459.
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Kinder bis fünf Jahre erhalten 60% der Eckregelleistung, Kinder zwischen sechs
und dreizehn Jahre 70% und Kinder ab vierzehn Jahre 80%.1
Personenkreis Prozentsatz Betrag
Alleinstehende („Eckregelleistung“) 100% 359e
Ehegatten/Lebenspartner jeweils 90% 323e
Haushaltsangehörige ab 14 Jahre 80% 287e
Haushaltsangehörige ab 6 bis 13 Jahre 70% 251e
Haushaltsangehörige bis 5 Jahre 60% 215e
Tabelle 2.1: Höhe der Regelleistungen seit 01.07.2009
Quelle: Schwabe, Bernd-Günter, Regelleistungen im SGB II und Regelsätze im SGB XII
ab 1.7.2009, in: Familie, Partnerschaft und Recht, 2009, S. 460, eigene Darstellung
2.5.1.1 Weiterentwicklung
Da die Vorschriften des SGB II keine eigene Regelung über die Neubemessung
der Regelleistung enthält, regelt § 20 Abs. 4 S. 2 SGB II, dass § 28 Abs. 3 S.
5 SGB XII entsprechend Anwendung ﬁndet.
Die Bemessung wird überprüft und gegebenenfalls weiterentwickelt, sobald die
Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS)2 vor-
liegen.3 Außerdem werden gem. § 20 Abs. 4 S. 1 SGB II die Regelleistungen
zum 1. Juli eines Jahres an den aktuellen Rentenwert aus der gesetzlichen
Rentenversicherung angepasst.4
1Vgl. Schwabe, S. 460.
2Die EVS ist eine amtliche Statistik über die Lebensverhältnisse privater Haushalte in
Deutschland, die ca. alle 5 Jahre mit 0,2% aller privaten Haushalte durchgeführt wird.
Sie liefert Informationen über die Einkommens-, Vermögens- und Schuldensituation sowie
Konsumausgaben privater Haushalte. Außerdem informiert sie über die Ausstattung mit
Gebrauchsgütern und über die Wohnverhältnisse.
3Vgl. BMAS, Die Entwicklung der Regelsatzbemessung, 2009, S. 3, 6.
4Vgl. Steck/Kossens, S. 45.
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2.5.1.2 Fallbeispiel
Eine fünfköpﬁge Familie aus Dortmund bezieht Leistungen zur GfA, da die
Teilzeitstelle des Vaters als Lagerarbeiter den Lebensunterhalt der Familie
nicht vollständig decken kann. Das Arbeitseinkommen des Vaters wird auf
den Gesamtbedarf der Familie angerechnet. Die Mutter ist gelernte Altenpﬂe-
gerin, arbeitet jedoch seit Jahren nicht mehr. Beide Elternteile erhalten 90%
der Eckregelleistung, dies sind derzeit 323e. Hinzu kommen je 251e (70%
der Eckregelleistung) für die 12-jährige Tochter und den 9-jährigen Sohn und
215e (60% der Eckregelleistung) für den 2-jährigen Sohn. Zusätzlich werden
die Kosten für die Miete und Heizung übernommen.
90% Regelleistung (Mutter) 323e
90% Regelleistung (Vater) 323e
70% Regelleistung (Tochter 12 Jahre) 251e
70% Regelleistung (Sohn 9 Jahre) 251e
60% Regelleistung (Sohn 2 Jahre) 215e
Insgesamt 1.363e
Tabelle 2.2: Bedarf nach dem SGB II
Quelle: eigene Darstellung
Mit dem Gehalt des Vaters verfügt die Familie über ein monatliches Einkom-
men von 1.631e. Große Sprünge kann die Familie nach eigener Aussage da-
mit nicht machen. Sie kaufen beim Discounter mit den niedrigsten Preisen ein
und müssen dennoch auf Frisörbesuche, Fahrradreparaturen und neue Torwart-
handschuhe für den Sohn verzichten. Die Familie hat Klage gegen die Höhe der
Regelleistungen für die Kinder erhoben, da diese keineswegs weniger Geld für
den Lebensunterhalt benötigen, als Erwachsene.1
1Vgl. Ohne Verfasser, Streit um Hartz IV: Wie viel Geld braucht eine Familie wirklich, in
Stern.de, 30.10.2009, Anlage Nr. 18.
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2.5.2 Zusätzliche Leistungen für die Schule
Mit Wirkung zum 01.08.2009 trat die Vorschrift des § 24 a SGB II in Kraft,
welche zusätzliche Leistungen für die Schule gewährt. Die Norm wurde in der
Diskussion um Kinderarmut erlassen und reagiert auf die Entwicklung, dass
Familien, die Leistungen beziehen, die Beträge für die Ausstattung zum Schul-
jahresbeginn oft nicht aus den Regelleistungen erbringen können. Aufgrund
dessen erhalten diese Familien zusätzlich 100e pro Kind zu Beginn des Schul-
jahres, die für den Erwerb der notwendigen Schulausstattung vorgesehen sind.
Hierunter fallen z.B. Schulranzen, Turnzeug, Schreib-, Rechen- und Zeichenma-
terial wie Füller, Tintenpatronen, Bleistifte, Hefte und Blöcke. Obwohl diese
Gegenstände von der Regelleistung erfasst sind, werden sie zusätzlich gewährt.
In begründeten Fällen kann ein Verwendungsnachweis verlangt werden, es müs-
sen allerdings konkrete Anhaltspunkte vorliegen.1
2.5.3 Weitere Leistungen
Die Kosten für die Unterkunft und Heizung sind nicht in der Regelleistung ent-
halten, sondern werden gem. § 22 SGB II separat erbracht. Soweit sie angemes-
sen sind, werden sie in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen übernommen.2
Wohnen mehrere Personen in einer Unterkunft, errechnet sich der Kostenanteil
anteilsmäßig Pro-Kopf.3
Mehrbedarfe sind weitere Leistungen, die bei Vorliegen bestimmter Umstän-
de gewährt werden. Sie richten sich nach § 21 SGB II. Gem. Abs. 2 erhalten
z.B. werdende Mütter nach der 12. Schwangerschaftswoche einen Mehrbedarf
von 17% der Regelleistung. Auch Alleinerziehende, die mit mindestens einem
minderjährigen Kind zusammenleben, erhalten gem. § 21 Abs. 3 SGB II einen
bestimmten Mehrbedarf. Dieser richtet sich nach dem Alter der zu erziehenden
1Vgl. Kruse, Jürgen/Reinhard, Hans-Joachim/Winkler, Jürgen/Höfer, Sven/Schwengers,
Clarita, SGB XII Sozialhilfe, Kommentar, S. 83f, Rn. 2f.
2Vgl. Steck/Kossens, S. 53.
3Vgl. Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching, S. 150, Rn. 7.
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Kinder sowie nach der Kinderzahl.1
Abweichende Erbringung von Leistungen in Form eines Darlehens können ge-
währt werden, wenn gem. § 23 Abs. 1 SGB II ein unabweisbarer Bedarf besteht.
Voraussetzung ist, dass die Leistung von der Regelleistung nach § 20 Abs. 1 S.
1 SGB II umfasst ist und es sich um einen unabweisbaren Bedarf zur Sicherung
des Lebensunterhaltes handelt. Der unabweisbare Bedarf bezieht sich hier auf
die Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums und nicht auf den Grad
der Erforderlichkeit.
Gem. § 23 Abs. 3 SGB II werden auch Leistungen gesondert erbracht, die nicht
von der Regelleistung umfasst sind. Hierunter fallen z.B. mehrtägige Klassen-
fahrten.2
2.6 Berechtigter Personenkreis
Kinder, die das 15. Lj. noch nicht vollendet haben, bekommen Sozialgeld gem. §
28 SGB II. Grund dieser Altersgrenze gem. § 7 Abs. 1 SGB II ist das Jugendar-
beitsschutzgesetz, denn wer noch nicht sechszehn Jahre alt ist, ist schulpﬂichtig
und damit nicht erwerbsfähig. Voraussetzung für den Bezug von Sozialgeld ist
allerdings, dass der nicht Erwerbsfähige mit einem erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen in einer BG lebt.
Die Erwerbsfähigkeit ergibt sich aus § 8 SGB II und setzt voraus, dass jemand
nicht wegen Krankheit oder Behinderung auf absehbare Zeit außerstande ist,
unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens
drei Stunden täglich eine Erwerbstätigkeit auszuüben.3
Eine BG liegt in den Fällen des § 7 Abs. 3 Nr. 1 bis Nr. 4 SGB II vor. Damit
überhaupt andere Personen Mitglieder einer BG sein können, muss mindestens
ein erwerbsfähiger Hilfebedürftiger vorhanden sein.4 Auf ihn müssen alle Vor-
aussetzungen des § 7 Abs. 1 SGB II zutreﬀen. Kinder und Jugendliche sind
1Vgl. Löschau/Marschner, S. 215ﬀ.
2Vgl. Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching, S. 159f, Rn. 4, 21.
3Vgl. Löschau/Marschner, S. 46.
4Vgl. Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching, S. 17, Rn. 10.
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dann Bestandteile einer BG, wenn sie dem Haushalt angehören, unverheiratet
sind, noch nicht das 25. Lj. vollendet haben und ihren Lebensunterhalt nicht
aus eigenem Einkommen oder Vermögen decken können.1
Die Hilfebedürftigkeit des Erwerbsfähigen ergibt sich aus § 9 SGB II. Hiernach
ist hilfebedürftig, wer seinen Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus
eigenen Mitteln decken kann, insbesondere durch Arbeit, Einkommen und Ver-
mögen.2
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass ein Kind dann gem. § 28 SGB II so-
zialgeldberechtigt ist, wenn es noch nicht das 15. Lj. vollendet hat, mit einem
hilfebedürftigen erwerbsfähigen Elternteil in einem Haushalt lebt und dieser
nicht den Lebensunterhalt durch Arbeit, Einkommen oder Vermögen decken
kann.
2.7 Einsatz eigener Mittel
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes werden nur gewährt, soweit
Hilfebedürftigkeit besteht. Die Höhe des Anspruches ergibt sich demnach aus
der Gegenüberstellung des Bedarfes mit dem einzusetzenden Einkommen und
Vermögen der potenziellen Hilfeempfänger im Bedarfszeitraum. Der Bedarfs-
zeitraum beträgt jeweils einen Kalendermonat. Zum Bedarf gehören die Le-
bensunterhaltungskosten des möglichen Hilfeempfängers und die, der mit ihm
in einer BG lebenden Personen, sowie die Kosten für die Eingliederung in Ar-
beit.
Das den eigenen Bedarf übersteigende Einkommen eines Mitglieds der BG wird
auf den Bedarf der anderen BG Mitglieder angerechnet. Eine Ausnahme be-
steht für das Einkommen minderjähriger Kinder. Einkommen der Kinder wird
nur bei den Eltern angerechnet, soweit es sich um Kindergeld handelt und die-
ses den Bedarf zur Sicherung des Lebensunterhaltes des Kindes übersteigt.3
1Vgl. Löschau/Marschner, S. 50ﬀ.
2Vgl. Steck/Kossens, S. 6.
3Vgl. Steck/Kossens, S. 115.
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3 Beurteilung der Regelleistung für
Kinder
Alltagserfahrungen zeigen, dass es schwierig ist, Kindern mit den Regelleistun-
gen aus dem SGB II gesellschaftliche Normalität auf bescheidenem Niveau zu
ermöglichen. Statistiken und Erfahrungen belegen, dass Kinder, die auf Sozial-
geld angewiesen sind, oft auf gesellschaftliche Teilhabe und Bildung verzichten
müssen. Konsequenz davon ist gesellschaftliche Ausgrenzung aufgrund materi-
eller Armut.1 Um die Regelleistung für Kinder beurteilen zu können, müssen
mehrere Aspekte betrachtet werden.
3.1 Bemessung der Regelleistung für Kinder
Die Regelleistung der Kinder wurde auf ursprünglich 60% der Regelleistung
für Erwachsene festgesetzt. Damit beruht die Festsetzung lediglich auf einer
pauschalen und linearen Absenkung der Regelleistung für Erwachsene. Die tat-
sächliche Bedarfslage von Kindern wurde nicht berücksichtigt. Deshalb liegt
der Verdacht einer willkürlich gegriﬀenen Größe nahe.
Der Gesetzgeber muss aber gem. Art. 3 Abs. 1 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 GG für
die Ermittlung der Höhe der Regelleistungen für Kinder derselben Sachgesetz-
lichkeit folgen, wie bei der Ermittlung für Erwachsene. Nach Art. 6 Abs. 2 GG
1Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, Expertise: Was Kinder brauchen... Für eine oﬀene
Diskussion über das Existenzminimum für Kinder nach dem Statistikmodell gemäß § 28
SGB XII (Sozialhilfe), S. V, Anlage Nr. 19.
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unterliegen Kinder einem besonderen verfassungsrechtlichen Schutz.1
3.2 Zustandekommen der Eckregelleistung für
Erwachsene
Für Erwachsene hat der Gesetzgeber eine detaillierte Ermittlung und Bewer-
tung des Bedarfs im Rahmen der Regelung des § 20 SGB II vorgenommen. Der
Bedarfsbemessung wurde, aufgrund fehlender Vorschrift im SGB II, das soge-
nannte Statistikmodell des Sozialhilferechts nach § 28 Abs. 3 SGB XII zugrun-
degelegt. Dabei sind Stand und Entwicklung von Nettoeinkommen, Verbrau-
cherverhalten und Lebenshaltungskosten der Maßstab für die Bemessung.2
3.2.1 Statistikmodell
Die monatliche Regelleistung für Alleinstehende und Alleinerziehende ergibt
sich bei der Einführung des SGB II aus der Auswertung der EVS 1998, die auf
den Stand 01.07.2003 hochgerechnet wurde. Die aktuelle Regelsatzbemessung
basiert auf den Ergebnissen der EVS 2003.
Für das Statistikmodell maßgebend sind die Ausgabepositionen des privaten
Verbrauchs von Ein-Personen-Haushalten. Die unteren 20% der EVS bestim-
men die Regelleistung.3 Sozialhilfeempfänger, die überwiegend von Transfer-
leistungen leben, werden vorher herausgenommen. Denn sonst würde deren
Konsumverhalten mit in die Ermittlung der Regelleistung eingehen. Grund
der Regelung ist, dass jeder Bezieher so gestellt werden soll, wie etwa ein Vier-
tel der Gesamtbevölkerung in Deutschland. Es soll möglich sein, ein Leben zu
führen, ohne als Empfänger von Sozialleistungen aufzufallen.
1Vgl. Blüggel, Jens, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder im Grundsiche-
rungsrecht des SGB II, 23.07.2009, in: juris.
2Vgl. Frommann, Matthias, Warum nicht 627e?, Zur Bemessung des Regelsatzes der Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII für das Jahr 2005, in: Nachrichtendienst des
Deutschen Vereins für Öﬀentliche und Private Fürsorge, 2004, S. 247.
3Vgl. Blüggel.
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Die Ausgangswerte der einzelnen Abteilungen der EVS werden mit 100% ge-
wertet. Aus den einzelnen Positionen werden dann Abschläge durch teilweises
oder vollständiges Herausnehmen einzelner Ausgabearten vorgenommen, die
nicht regelleistungsrelevant sein sollen. Nur der anerkannte Prozentsatz geht
in die Regelleistung ein.1
Der ermittelte Bedarf stellt die tatsächlich monatlich verbrauchten Verbrauchs-
güter dar. Da jedoch nicht jeden Monat alle Verbrauchsausgaben anfallen,
sondern viele nur in unregelmäßigen und längeren Abständen, wird von den
Leistungsbeziehern eine gewisse Eigenverantwortung bei der Bedarfsdeckung
verlangt.2
3.2.2 Lohnabstandsgebot
Zusätzlich zu den statistischen Daten der EVS wird das Lohnabstandsgebot
berücksichtigt. Es wird sichergestellt, dass der abgedeckte Bedarf bei Leistun-
gen nach dem SGB XII und dem SGB II in ausreichendem Abstand zu den
unteren Arbeitnehmereinkommen steht. Es sollen Anreize für die Leistungsbe-
zieher zur Aufnahme einer Arbeit oder Weiterbeschäftigung bestehen.3
3.2.3 Beurteilung der Bemessung für Erwachsene
Es taucht immer wieder die Frage der Vereinbarkeit der Höhe der Regellei-
stungen für Erwachsene mit dem Verfassungsrecht auf.
Ein Teil der Literatur bejaht die Verfassungsmäßigkeit der Regelung für Er-
wachsene, denn Maßstab sei allein die Menschenwürde in Verbindung mit dem
Sozialstaatsprinzip. § 20 Abs. 2 SGB II berücksichtigt die soziokulturelle Exis-
tenz und wird durch eine Reihe von Handlungsinstrumenten gegen soziale Stig-
matisierung und Ausgrenzung ergänzt. Der Einwand der mangelnden Transpa-
renz sowie eines fehlerhaften Verfahrens bei der Festsetzung der Regelleistung
1Vgl. Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 35f.
2Vgl. Schwabe, S. 460.
3Vgl. Schwabe, S. 460.
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kann nicht durchgreifen, denn verfassungsrechtlich maßgeblich ist allein, ob
das Existenzminimum unterschritten wird.1
Andere Teile der Literatur sehen in der Bemessung der Regelleistung für Er-
wachsene einen Verstoß. Ein großes Problem sind die vorgenommenen Ab-
schläge. Der Datensatz aus der EVS wurde nicht unverändert übernommen,
sondern mit Abschlägen versehen. Abzüge für Arbeitskleidung können nach-
vollzogen werden, Zweifel bestehen jedoch bei Abzügen für Maßkleidung, Pelze,
Kunstgegenstände und Sportboote, da diese Ausgaben bei der untersten Ein-
kommensgruppe nicht anfallen.
Die Regelleistungen sollen ordnungsgemäß, rechtskonform, transparent und
nachvollziehbar bemessen werden und nicht nur durch eine Pauschale. Sie sol-
len sich an den individuellen Bedürfnissen orientieren.
Das BVerfG befasst sich nicht nur mit den Regelleistungen für Kinder, sondern
stellt auch die Methode in Frage, mit der die Regelleistungen für Erwachsene
ermittelt wurden.2
3.3 Inhalt und Zusammensetzung der Regelleistung
Der abzusichernde Lebensunterhalt beinhaltet insbesondere Ernährung, Un-
terkunft, Kleidung, Körperpﬂege und persönliche Bedürfnisse des täglichen
Lebens. Zu Bedürfnissen des täglichen Lebens gehören in geringem Umfang
Beziehungen zur Umwelt und Teilhabe am kulturellen Leben.3
Die Abteilung für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren geht mit einem
Anteil von 96% aus der EVS in die Regelleistung ein. Für Kinder bis zum 6.
Lj. ergibt dies einen täglichen Betrag von 2,66e (79,82e/30), für Kinder zwi-
schen dem 7. und 14. Lj. 3,10e (93,12e/30) und für Kinder ab dem 14. Lj.
3,55e (106,42e/30), der für Nahrungsmittel und Getränke ausgegeben werden
1Vgl. Rolfs/Giesen/Kreikebohm/Udsching, S. 139, Rn. 11, 12.
2Vgl. Hipp, Dietmar, Hartz IV: Verfassungsrichter bringen Regierung in Erklärungsnot, in:
Spiegel Online, 21.10.2009, Anlage Nr. 20, Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung
für Kinder, S. 36.
3Vgl. Schwabe, S. 459.
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kann. Allerdings sind in diesen Beträgen rund 5,7% für alkoholische Getränke
und rund 8,7% für Tabakwaren gedacht. Als Vergleichsmaßstab wurden be-
reits Discountpreise angesetzt. Bekleidung und Schuhe sind in vollem Umfang
regelleistungsrelevant.
Strom, Reparatur und Instandhaltung der Wohnung gehen nur zu 8% in die
Regelleistung ein. Dies ist im Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die
tatsächlichen und angemessenen Unterkunfts- und Heizungskosten neben der
Regelleistung gezahlt werden.
Ausgaben für Medikamente werden nur zu 71% aus der EVS anerkannt, über
Zuzahlungen hinausgehende ärztliche Leistungen und Medikamente sowie Pra-
xisgebühren werden in der Regelleistung nicht berücksichtigt. Diese Ausgaben
sind zum Zeitpunkt der Erhebung im Jahr 2003 noch nicht angefallen, so dass
eine angemessene Berücksichtigung zu prüfen wäre.
Ausgabepositionen, die in der Eckregelleistung nicht berücksichtigt werden,
sind z.B. Mobilfunk, Haustiere, außerschulischer Unterricht in Sport oder musi-
schen Fächern, Kinderbetreuung, Nachhilfeunterricht, Schmuck und Uhren.1
Abbildung 3.1: Prozentuale Inhalte der Regelleistung
Quelle: Schwabe, Bernd-Günter, Regelleistungen im SGB II und Regelsätze im SGB XII
ab 1.7.2009, in: Familie, Partnerschaft und Recht, 2009, S. 461, eigene Darstellung
1Vgl. Becker, Irene, Gutachten laut Beschluss des Hessischen Landessozialgerichts vom
11.08.2008 zu den Beweisfragen 14 bis 17 im Rahmen der Beweiserhebung über die
Frage der Sicherung des Lebensunterhalts durch die Regelleistung gemäß §§ 20, 28 SGB
II sowie weitere Wirkungen des SGB II, S. 6ﬀ, Anlage Nr. 21.
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Bedarfsrubrik 80% 70% 60%
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 106,42e 93,12e 79,82e
Bekleidung, Schuhe 28,62e 25,05e 21,47e
Strom, Reparatur und Instandhaltung der
Wohnung
20,47e 17,91e 15,35e




Medikamente 10,54e 9,22e 7,90e
Verkehrsdienstleistungen, Fahrräder 13,13e 11,49e 9,85e
Telefongeräte einschließlich Reparatur,
Modem für Internet, Telefon-, Internetge-
bühren
25,37e 22,20e 19,03e
Zeitungen, Bücher, Schreibwaren, Spiel-
zeug, Besuch von Sport- und Freizeitveran-
staltungen, Rundfunk- und Fernsehgeräte,
PC
32,74e 28,64e 24,55e
Gaststättenbesuche 6,89e 6,03e 5,17e





Gesamt 287,19e 251,30e 215,40e
Tabelle 3.1: Regelleistungsinhalte ab 01.07.2009
Quelle: Schwabe, Bernd-Günter, Regelleistungen im SGB II und Regelsätze im SGB XII
ab 1.7.2009, in: Familie, Partnerschaft und Recht, 2009, S. 461, eigene Darstellung
3.4 Entwicklung der Regelleistung
Mit Einführung des SGB II wurde die Regelleistung nach der neuen RSV, die
zum 01.01.2005 in Kraft trat, festgelegt. Der Unterschied zu den bisherigen
Sätzen in der Sozialhilfe war, dass bis auf drei Ausnahmen alle einmaligen
Leistungen pauschal in die Regelleistung integriert wurden. Die monatliche
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Eckregelleistung betrug im Westen von Deutschland 345e, im Osten 331e.1
Mit Vorlage der Ergebnisse der EVS 2003 war der Verordnungsgeber gesetzlich
verpﬂichtet, die Regelsatzbemessung zu überprüfen und gegebenenfalls fortzu-
entwickeln. Der Gesetzgeber entschied sich zu einer Weiterentwicklung. Diese
basierte erstmalig auf einer gesamtdeutschen Verbrauchsstruktur.2 Es wurde
als nicht mehr sachgerecht angesehen, an unterschiedlichen Regelleistungen
für Ost- und Westdeutschland festzuhalten. Es ergab sich ab 01.07.2006 eine
einheitliche Regelleistung von 345e für Gesamtdeutschland. Die Ost-West-
Diﬀerenzierung entﬁel erstmals nach sechszehn Jahren Wiedervereinigung.3
Bis 2006 erhielt der Haushaltsvorstand 100% der Eckregelleistung, Partner
80%. Seit 2007 erhalten beide 90%.4
Liegen keine Ergebnisse einer neuen EVS vor, wird die Regelleistung entspre-
chend der Entwicklung des Rentenwertes angepasst. Seit 2003 entwickelte sich
der Rentenwert allerdings kaum weiter und verblieb im Wesentlichen auf dem
Niveau von Mitte 2003.
Die Bundesregierung hat den Rentenwert erstmals zum 01.07.2007 um 0,54%
erhöht. Die Eckregelleistung erhöhte sich für Gesamtdeutschland von 345e um
2e auf 347e. Die Regelleistung hat sich also für Westdeutschland seit ihrer
Einführung im Grunde nicht verändert, sondern wurde nur an den Rentenwert
angepasst.5
Zum 01.07.2008 wurden die Regelleistungen aufgrund der Rentenentwicklung
um 1,1% auf 351e erhöht.6
Seit 01.07.2009 gelten neue Regelleistungen. Die Eckregelleistung für Erwach-
sene wurde auf 359e angehoben. Außerdem wurde eine dritte Altersstufe ein-
geführt für Haushaltsangehörige von sechs bis dreizehn Jahre.
1Vgl. Martens, Rudolf, Hartz-IV-Regelsatz und Preisentwicklung: Beispiel für einen spezi-
ﬁschen Preisindex zur Anpassung der Regelsätze, in: Soziale Sicherheit: Zeitschrift für
Arbeit und Soziales, 2008, S. 70f.
2Vgl. BMAS, Die Entwicklung der Regelsatzbemessung, S. 6.
3Vgl. Hannes, Miriam, § 20 SGB II Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts,
Inzwischen einheitliche Regelleistung in Ost/West, Rn. 60, in: Beck-Online.
4Vgl. BMAS, Die Entwicklung der Regelsatzbemessung, S. 6.
5Vgl. Martens, Hartz-IV-Regelsatz und Preisentwicklung, S. 70f.
6Vgl. Deutscher Caritasverband, Neue Caritas Spezial, Politik, Praxis, Forschung, DCV-
Vorschlag zur Bekämpfung der Kinderarmut, 2008, S. 31, Anlage Nr. 22.
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Die Höhe der Regelleistung beträgt nun für Kinder bis fünf Jahre 215e, für
Kinder zwischen sechs und dreizehn Jahre 251e und für Haushaltsangehörige














01.07.2006 100% 80% 60%
345e 276e 207e
01.07.2007 100% 80% 60%
347e 278e 208e
01.07.2008 100% 80% 60%
351e 281e 211e
7.-14. Lj. 0.-6. Lj.
01.07.2009 100% 80% 70% 60%
359e 287e 251e 215e
Tabelle 3.2: Entwicklung der Regelleistung
Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Statistisches Taschenbuch 2009,
Arbeits- und Sozialstatistik, Abbildung 8.13 A, Auszug in Anlage Nr. 23, eigene
Darstellung
3.5 Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für
Kinder
Ob die Höhe der Regelleistung für den Bedarf von Kindern ausreicht, wird seit
längerem diskutiert. Der Bundesrat hat bereits mit Beschluss vom 23.05.2008
1Vgl. Schwabe, S. 460.
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die Bundesregierung aufgefordert, die Regelleistung im Hinblick auf den kin-
derspeziﬁschen Bedarf zu überprüfen.1 Auch das Landessozialgericht (LSG)
Hessen hat die Bemessung des Sozialgeldes für Kinder am 29.10.2008 als zu
gering erachtet und die Frage dem BVerfG zur Prüfung vorgelegt.2
Das Bundessozialgericht (BSG) hat am 27.01.2009 entschieden, dass die Rege-
lung des Sozialgeldes in mehrfacher Hinsicht gegen den Gleichheitsgrundsatz
des Art. 3 GG verstößt. Das BSG legt dem BVerfG einen Vorlagebeschluss zur
Prüfung der Verfassungswidrigkeit der Höhe des Sozialgeldes für Kinder bis
zur Vollendung des 14. Lj. vor.
3.5.1 Prüfung des Bundesverfassungsgerichtes
Das BVerfG prüft die Vereinbarkeit des § 28 Abs. 1 S. 3 Nr. 1 SGB II mit
Art. 3 Abs. 1 i.V.m. Art. 1, 6 Abs. 2, 20 Abs. 1 GG. Grund hierfür ist, dass
die Regelleistung für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lj. lediglich 60% der
Regelleistung für Erwachsene vorsieht, ohne den notwendigen Bedarf von Kin-
dern vorher ermittelt und deﬁniert zu haben.
Des Weiteren soll die Vereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 1 GG kontrolliert werden.
Das Sozialgeld für Kinder im SGB II ist abschließend und bedarfsdeckend,
während Kinder von Sozialhilfeempfängern aus dem SGB XII abweichend Be-
darfe geltend machen können.
Als letzter Punkt wird die Vereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 1 GG bezüglich der
einheitlichen Festsetzung für alle Kinder bis zur Vollendung des 14. Lj. in Höhe
von 60%, ohne Untergliederung in weitere Altersstufen, in Frage gestellt.3
Das BVerfG prüft in einem umfangreichen Verfahren, ob die Regelleistungen
1Vgl. Bundesrat, Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen, Entschließung des Bundesrates
zur Berücksichtigung des kinderspeziﬁschen Bedarfs bei der Bemessung der Regelleistung
nach dem SGB II und SGB XII, S. 3, Anlage Nr. 24.
2Vgl. Landessozialgericht Hessen, Grundsicherung für Arbeitssuchende-
Verfassungswidrigkeit der Höhe der Regelleistungen bzw. des Sozialgeldes für
minderjährige Kinder, 29.10.2008, AZ: L 6 AS 336/07.
3Vgl. Bundessozialgericht, Vorlagebeschluss an das BVerfG-Verfassungswidrigkeit der Höhe
des Sozialgeldes für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres, 27.1.2009, AZ: B
14 AS 5/08 R.
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für Kinder und Erwachsene im SGB II mit dem GG vereinbar sind. Das Ver-
fassungsgericht befasst sich mit den Inhalten und Grenzen eines Grundrechts
auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Die Bundes-
regierung muss sich kritischen Fragen über die Ermittlung der Regelleistung
sowie der Ermittlung des Bedarfs stellen.1
3.5.2 Existenzminimum als Grundrecht
Rechtlicher Maßstab für die Frage der Vereinbarkeit der Regelleistung mit dem
GG ist die Menschenwürde in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip, Art. 1
Abs. 1 i.V.m. Art. 20 Abs. 1 GG, deren Gewährleistung über die des Grund-
rechts auf Leben und körperliche Unversehrtheit aus Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG,
hinaus geht.2 Daraus kann eine objektiv-rechtliche staatliche Pﬂicht abgeleitet
werden, die Bürger vor materieller Not zu schützen.
Hieraus ergibt sich wiederum ein subjektives Recht auf existenzsichernde Lei-
stungen und staatliche Fürsorge. In der Bundesrepublik Deutschland besteht
also ein Rechtsanspruch auf das Existenzminimum.3
Es gibt keine einheitliche Deﬁnition für die Mindestvoraussetzungen eines men-
schenwürdigen Daseins und angesichts der gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Verhältnisse und Entwicklungen ist es kaum möglich, welche zu bestim-
men.
Allerdings ist das BVerfG der Meinung, dass der Staat aus Art. 1 Abs. 1 GG
verpﬂichtet ist, dem Bürger die Voraussetzungen eines menschenwürdigen Da-
seins zu sichern. Es handelt sich also nicht mehr nur um eine objektive Schutz-
pﬂicht des Staates gegenüber dem Bürger, sondern um ein Leistungsrecht des
Bürgers, welches sich aus dem Grundrecht der Menschenwürde ableitet.4
1Vgl. Schneider, Ulrich, Alle Hartz-IV-Regelsätze „erklärungsbedürftig“ in: Tagesschau.de,
20.10.2009 Anlage Nr. 25.
2Vgl. Breitkreuz, Tilman, Höhe der Regelleistung, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistungs-
höhe, 01.09.2009, in: Beck-Online.
3Vgl. Eicher, Wolfgang/Spellbrink, Wolfgang, SGB II Grundsicherung für Arbeitssuchende,
Rn. 47.
4Vgl. Bieresborn, Dirk, Arbeitslosengeld II vor dem BSG: Vereinbarkeit von Regelleistung
und Grundgesetz, in: Sozialrecht aktuell, 2007, S. 9, Martínez Soria, José, Das Recht auf
Sicherung des Existenzminimums, in: Juristenzeitung, 2005, S. 644f.
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3.5.2.1 Existenzminimum im Völker- und Europarecht
Da die Sicherung des Existenzminimums Teil des europäischen Verfassungsver-
bundes ist, wird sie unmittelbar durch das Europarecht, insbesondere durch die
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, beeinﬂusst.
Eine der wenigen verbindlichen Bestimmungen der Europäischen Sozialcharta
ist Art. 13. Dieser bestimmt, dass jeder, der nicht über ausreichende Mittel
verfügt, unterstützt wird. Ein subjektives Recht des Einzelnen kann hieraus
allerdings nicht geltend gemacht werden, denn die Europäische Sozialcharta
beschreibt nur allgemeine Verpﬂichtungen für die Staaten. Des Weiteren be-
sitzt die Sozialcharta kein gerichtsförmig ausgestaltetes Kontrollsystem und
basiert lediglich auf Staatenberichte über die Umsetzung der Charta.
Die Europäische Verfassung garantiert jeder Person, die ihren Wohnsitz in der
Europäischen Union hat, einen Anspruch auf Leistungen der sozialen Sicher-
heit und soziale Vergünstigungen. Dieser Anspruch ist jedoch von den einzelnen
staatlichen Rechtsvorschriften und dem Gemeinschaftsrecht abhängig.1
3.5.2.2 Gestaltungsspielraum
Das Sozialstaatsprinzip des deutschen GG enthält vor allem einen Gestaltungs-
auftrag an den Gesetzgeber. Im Hinblick auf seine Weite und Unbestimmtheit,
lässt sich daraus kein Gebot entnehmen, soziale Leistungen in einer bestimm-
ten Höhe zu erbringen. Die Ausgestaltung der Höhe des verfassungsrechtlich
geschützten Existenzminimums liegt also in erster Linie beim Gesetzgeber.2
Dieser Gestaltungsspielraum erlaubt es ihm, Bedarfe gruppenbezogen und in
einem Masseverfahren zu bestimmen. Die Leistungen müssen immer das ab-
solute Existenzminimum abdecken. Deshalb ist die Höhe des Bedarfs an den
atypischen Fällen zu messen, denn deren Bedarf muss durch die Regelleistung
abgedeckt werden oder es muss möglich sein, ihn mithilfe von Sonderleistungen
zu decken.3
1Vgl. Martínez Soria, S. 645f.
2Vgl. Blüggel.
3Vgl. Bieresborn, S. 94.
Janina Hartmayer Seite 39
Diplomarbeit 3.5 Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für Kinder
3.5.2.3 Schutzbereich
Das verfassungsrechtliche Existenzminimum lässt sich in das physische, vom
BVerfG anerkannte, Existenzminimum und in das bisher nur in der Rechtspre-
chung bekannte soziokulturelle Existenzminimum einteilen.
Das physische Existenzminimum beinhaltet das Recht auf Leben und körper-
liche Unversehrtheit. Es umfasst alles, was zum Leben notwendig ist, vor al-
lem Nahrung, Kleidung, Wohnung und eine medizinische Notfallversorgung.
Dabei bleibt es dem Staat überlassen, ob er durch Sach-, Geld- oder Dienst-
leistungen seinen Verpﬂichtungen nachkommt. Das Existenzminimum ist dann
unterschritten, wenn der Mensch gezwungen ist, unter Lebensbedingungen zu
existieren, die ihn zum Objekt machen. Das BVerfG betont gleichzeitig je-
doch, dass nur die Mindestvoraussetzungen eines menschenwürdigen Daseins
geschützt sind.
Das soziokulturelle Existenzminimum garantiert über das physische Existenz-
minimum hinaus ein Recht auf Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen
Leben, welches an der Lebensweise wirtschaftlich schwächer gestellter Bevöl-
kerungsgruppen gemessen wird. Deshalb handelt es sich um eine relative und
dynamische Größe, die sich durch den Wandel der Verbrauchs- und Lebensge-
wohnheiten ändert. Die Pﬂicht zur Achtung der Menschenwürde verbietet es,
den Mensch als bloßes Objekt staatlichen Handelns zu sehen, weshalb auch
der Hilfebedürftige nicht nur zum Objekt der staatlichen Fürsorge gemacht
werden darf.1
Die Grund- und Kinderfreibeträge in der Einkommenssteuer, das steuerlich
zu verschonenden Existenzminimum, richten sich nach dem im Sozialhilferecht
anerkannten Mindestbedarf.2
Es gibt zahlreiche, diﬀerenzierte Entscheidungen des BVerfG zum steuerrecht-
lichen Existenzminimum. Die ständige Rechtsprechung des BVerfG leitet aus
der Menschenwürdegarantie des Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 3 Abs. 1, 6 Abs. 1,
20 Abs. 1 GG das Prinzip der Steuerfreiheit des Existenzminimums ab. Daraus
ergibt sich, dass das Einkommen der Bürger bis zu dem Betrag steuerfrei ist,
1Vgl. Martínez Soria, S. 644ﬀ, Bieresborn, S. 94.
2Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, S. 9.
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wie sie es zur Schaﬀung der Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges
Dasein benötigen. Für Erwachsene lässt sich aus der Menschenwürdegarantie
nur das physische Existenzminimum absichern, darüber hinaus nur ein zu er-
mittelndes Mehr. Für Kinder leitet sich jedoch die Pﬂicht zur Verschonung
zusätzlich aus Art. 3 Abs. 1 GG ab. Über das Überlebensnotwendig hinaus,
wird hier auf einen Durchschnitt in der Bundesrepublik abgezielt.1
Die Regelleistung im SGB II enthält neben einem Ernährungs- und Kleidungs-
anteil auch Leistungen, die Beziehungen zur Umwelt, sowie Teilhabe am kul-
turellen Leben ermöglichen. Daraus folgt, dass der Gesetzgeber das soziokul-
turelle Existenzminimum gesehen hat und durch die Regelleistung umfassen
wollte.2
Es liegt nahe, das soziokulturelle Existenzminimum unmittelbar von den Min-
destvoraussetzungen eines menschenwürdigen Lebens gem. Art. 1 Abs. 1 GG
umfasst zu sehen, denn das GG zielt gerade auf eine gemeinschaftsbezogene
und gemeinschaftsgebundene Person ab.3
3.5.2.4 Gerichtliche Kontrolldichte
Aus der Rechtsschutzgarantie des Art. 19 Abs. 4 GG besteht für die Festset-
zung des Existenzminimums eine gerichtliche Kontrolldichte. Es muss jedoch
zwischen der Sicherung der Existenznot, dem physischen Existenzminimum,
und dem soziokulturellen Existenzminimum unterschieden werden. Das Grund-
recht zur Sicherung vor Existenznot legt den Umfang der sozialen Leistungen
fest, um vor existenzieller Not zu sichern. Das staatliche Handeln unterliegt
diesbezüglich der vollständigen gerichtlichen Kontrolldichte. Stellt der Staat
keine oder nur unzureichende Leistungen zur Verfügung, hat der Bürger ein
unmittelbares Recht auf Feststellung seines Anspruchs aus Art. 1 Abs. 1 GG.
Das BVerfG argumentiert hierbei mit der zwingenden Aufgabe des Staates, die
Mindestvoraussetzungen eines menschenwürdigen Daseins zu sichern. Welcher
1Vgl. Lenze, Anne, Die Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für Kinder, in Zeitschrift
für Sozialhilfe und Sozialgesetzbuch, 2009, S. 387.
2Vgl. Bieresborn, S. 94.
3Vgl. Lenze, Die Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 388.
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Träger jedoch diesen Anspruch gewährt, entzieht sich der gerichtlichen Kon-
trolle.
Bei dem soziokulturellen Existenzminimum sind sowohl der Umfang der Leis-
tung als auch die Art Gegenstand einer politischen Wertung des Gesetzgebers.
Die Gerichte dürfen deshalb nur in begrenztem Umfang Kontrollen durchfüh-
ren. Dem Gesetzgeber steht ein Vorrecht zur Einschätzung hinsichtlich dessen
zu, was derzeit zum sozialstaatlich geforderten, soziokulturellen Leben gehört.
Die Gerichte beschränken sich auf die Prüfung, ob der Gesetzgeber objekti-
ve Kriterien bei der Festsetzung des Existenzminimums zugrunde gelegt hat.
Hierunter fällt, ob die Regelleistungsbemessung auf ausreichenden Erfahrungs-
werten beruht und ob die zugrundeliegenden Wertungen vertretbar sind.1
3.5.3 Kritikpunkte bei der Bemessung der Regelleistung für
Kinder
Die überwiegende Meinung ist, dass die Regelleistung in mehrfacher Hinsicht
verfassungswidrig ist und nicht ausreicht, um das soziokulturelle Existenzmi-
nimum von Kindern zu decken.
Die Höhe der Regelleistung sowie der in die Regelleistung einﬂießende Bedarf
jeder einzelnen Abteilung der EVS werfen die Frage auf, inwieweit der Bedarf
gedeckt werden kann und ob die Gütergruppen in den Abteilungen der EVS
richtig ausgewählt und bewertet wurden.2
Ferner wird die Vereinbarkeit der Regelleistung mit dem GG in mehrfacher
Weise angezweifelt, bspw. wird eine Ungleichbehandlung zu Kindern im SGB
XII gesehen.
3.5.3.1 Schwachpunkte der EVS
Die Erwerbstätigen, die aufstockend SGB II-Leistungen erhalten, werden bei
der Ermittlung der Verbrauchsausgaben durch die EVS nicht heraus genom-
1Vgl. Martínez Soria, S. 648f.
2Vgl. Eicher/Spellbrink, Rn. 43.
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men. Auch diejenigen, die ihren Sozialleistungsanspruch nicht geltend machen,
sind weiterhin in der Referenzgruppe enthalten. Beide Gruppen reduzieren
folglich das Haushaltseinkommen, welches der Bemessung der Regelleistung
zugrundegelegt ist.
Auch kann die untere Einkommensgruppe oftmals ihren Bedarf selbst nicht
decken, was sich in der hohen Überschuldung dieser Gruppe zeigt.
Ergebnisse der Armutsforschung belegen, dass Familien im unteren Einkom-
mensbereich selbst Ausgrenzungen unterliegen und an Nahrung, Kleidung und
Schulmaterial sparen müssen. Die Kinder dieser Gruppe gehen erst spät oder
überhaupt nicht in den Kindergarten, werden seltener nachschulisch betreut,
üben weniger Sport aus und nehmen keinen Musikunterricht. Wenn sich die
Höhe der Regelleistung an einer bereits ausgegrenzten Gruppe orientiert, kann
der Bedarf nicht realistisch ermittelt werden.
Berechnungen ergaben, dass das Einkommen der unteren 20% der deutschen
Bevölkerung einen Betrag bis zu 2.499 DM hätte ergeben müssen. Stattdessen
wurden bei der Ermittlung der Regelleistung Haushalte mit einem Nettoein-
kommen von unter 1.800 DM zugrundegelegt. Somit besteht der Verdacht, dass
bereits bei der Ermittlung der Eckregelleistung für Erwachsene von falschen
Werten ausgegangen wurde.1
3.5.3.2 Verstoß gegen den Gleichheitssatz
Die Orientierung des Bedarfs der Kinder an Einkommen und Verbrauch von
Ein-Personen-Haushalten verstößt gegen Art. 6 Abs. 1 GG, wonach die Ehe
und Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung stehen.
Aus Art. 6 Abs. 1 GG lässt sich ein besonderer Gleichheitssatz ableiten. Die
Ehe und Familien dürfen gegenüber anderen Lebensgemeinschaften nicht schlech-
ter gestellt werden, insbesondere Ehegatten gegenüber Ledigen und Eltern ge-
genüber Kinderlosen. Genau dies ist jedoch der Fall, wenn sich der Maßstab bei
der Festsetzung der Höhe der Regelleistung an den Verbrauchsausgaben von
Ein-Personen-Haushalten orientiert und der besondere Bedarf von Kindern
1Vgl. Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 35f.
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nicht ermittelt wird. So können sich Alleinstehende mehr leisten als Eltern.
Das überzeugt, denn es liegt aus Sicht der Kinder ein Verstoß gegen den allge-
meinen Gleichheitsgrundsatz vor. Sie werden gleich behandelt wie Erwachsene
und nicht ihrer Eigenart entsprechend verschieden.1
3.5.3.3 Unterschiedliches Ausgabeverhalten von Alleinstehenden und
Familien
Alleinstehende sind oft Studenten und Rentner, deren Verbrauchsverhalten
keine realitätsgerechte Aussage über den Bedarf von Familien mit Kindern zu-
lässt. Bisher lässt sich durch keine empirische Untersuchung belegen, dass das
Ausgabeverhalten von Ein-Personen-Haushalten auf Familien übertragbar ist.
Die Regelleistungen für Kinder werden jedoch davon abgeleitet.
Die größte Diskrepanz ergibt sich im Bereich Verkehr und Bildung. Alleinste-
hende wohnen oft in Ballungsgebieten, während Familien vermehrt in ländli-
chen Gegenden leben. Auch ärmere Familien besitzen wegen des höheren Mo-
bilitätsbedarfs durch die Kinder ein Auto. Allerdings sind diese Kosten nicht
von der Regelleistung erfasst, so dass die Ausgaben zu Lasten anderer Teile der
Grundsicherung fallen. Der regelleistungsrelevante Anteil für die Nutzung von
Verkehrsdienstleistungen und Fahrrädern ergibt sich aus den durchschnittli-
chen Ausgaben für den öﬀentlichen Personennahverkehr. Da die Referenzhaus-
halte nicht ausschließlich öﬀentliche Verkehrsmittel benutzen, sondern oftmals
ihr eigenes Auto, werden die Ausgaben für fremde Verkehrsdienstleistungen
erheblich gesenkt.
Werden die Ausgaben für ein Auto als nicht regelleistungsrelevant eingestuft,
müssten in die Regelleistung zumindest die Aufwendungen eingehen, die dem
Durchschnitt der Haushalte entsprechen, die ausschließlich öﬀentliche Ver-
kehrsmittel nutzen.
Eine mögliche Alternative wäre zum einen die freie Nutzung des öﬀentlichen
Personennahverkehrs für Leistungsempfänger. Dies würde zu einer Bereinigung
1Vgl. Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 37.
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des Warenkorbs führen und eine zielgenaue Bedarfsdeckung sicherstellen.1
Eine weitere Alternative wäre die Aufnahme der durchschnittlichen Kosten ei-
ner Netzkarte für den öﬀentlichen Nahverkehr in die Regelleistung.2
Der Bereich Bildungswesen ist nicht regelleistungsrelevant, denn die volljähri-
gen Arbeitssuchenden haben das Schulsystem bereits absolviert und proﬁtieren
für weitere Qualiﬁzierungen von den Maßnahmen, die das SGB II veranlasst.
Auf Kinder triﬀt dies nicht zu. Folge ist, dass notwendige Aufwendungen für
besondere Lernmittel nicht getragen werden können, obwohl gerade der Bil-
dungsbereich einen erheblichen Teil der Ausgrenzung ausmacht.3 Eine Aus-
nahme besteht seit 01.08.2009 durch die Einführung des § 24 a SGB II, der
es ermöglicht, Aufwendungen für Schulbücher in Höhe von 100e geltend zu
machen.4
Auch im Bereich Kleidung ergeben sich Benachteiligungen für Kinder im Ver-
gleich zu Erwachsenen. Beﬁnden sich Kinder in der Wachstumsphase, ist eine
komplette Neuausstattung von Kleidern und Schuhen nötig. Erwachsene hinge-
gen können ihre jahrelang benutzen.5 Einmalleistungen kommen jedoch nur in
Ausnahmefällen in Betracht, wenn es sich um eine Erstausstattung handelt.6
3.5.3.4 Nichtberücksichtigter kinderspezifischer Bedarf
Die derzeitige Berechnungsmethode der Regelleistungen für Kinder berück-
sichtigt keine kinderspeziﬁschen Bedarfe.7 Bei der Bemessung bleibt unberück-
sichtigt, dass Kinder speziﬁsche Bedarfe wie Bildung, Spielzeug und Kinder-
betreuung haben. Die Regelleistungen für Kinder orientieren sich am Bedarf
1Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, S. IX.
2Vgl. Deutscher Caritasverband, S. 33.
3Vgl. Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 38.
4Vgl. Landessozialgericht Mainz, Aufwendungen für Schulbücher, 25.11.2008, AZ: L 3 AS
76/07.
5Vgl. Lenze, Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 37.
6Vgl. Sozialgericht Würzburg, Arbeitslosengeld II-Sonderbedarf-Erstausstattung für
Kinderbekleidung-vorhersehbarer Bedarf der Kinder durch Wachstum-Ansparung aus
der Regelleistung bzw. dem Sozialgeld des Kindes, 19.10.2006. AZ: S 9 AS 169/06.
7Vgl. Martens, Rudolf, Was arme Kinder brauchen... Bestimmung von bedarfsgerechten
Kinderregelsätzen, in: Soziale Sicherheit: Zeitschrift für Arbeit und Soziales, 2008, S.
341.
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eines alleinstehenden Erwachsenen und nicht am Ausgabeverhalten von Fa-
milien. Die Abschläge, die bei der Bemessung für Erwachsene vorgenommen
werden, können nicht ohne weiteres auf Kinder übertragen werden, denn deren
Bedürfnisse unterscheiden sich deutlich.
Derzeit sieht die Bundesregierung 0,66e im Monat für Spielsachen vor. Die
tatsächlichen Ausgaben belaufen sich jedoch bei 0- bis 6-Jährigen auf 18,51e,
bei 6- bis unter 14-Jährigen auf 20,78e. Windeln werden überhaupt nicht be-
rücksichtigt. Dafür werden 11,16e monatlich für Alkohol und Tabak gewährt.
Auch Kosten für außerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern
fallen in diese Abteilung, sind von der Bundesregierung jedoch nicht vorgese-
hen.
Die Position Bücher ist aus Sicht des Paritätischen Wohlfahrtverbandes für
Klein- und Vorschulkinder von enormer Bedeutung, um deren Wortschatz,
Grammatik und Satzbau zu verbessern. Es werden Mal- und Vorlesebücher
benötigt. Daher sollte diese Verbrauchsposition zumindest für Kinder bis zum
6. Lj. angehoben werden.1 Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert eine geziel-
te Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund über ein Bildungspro-
gramm, welches unter anderem eine gezielte Sprachförderung vorsieht.2
3.5.3.5 Ungleichbehandlung zu Kindern im SGB XII-Bezug
Es besteht der Verdacht einer verfassungswidrigen Ungleichbehandlung der
Kinder, die Sozialgeld erhalten, zu Kindern, die Sozialhilfe nach dem SGB XII
beziehen. Im SGB XII können abweichende Bedarfe geltend gemacht werden,
im SGB II hingegen nicht. Die Sozialhilfe unterliegt dem Individualisierungs-
grundsatz, der durch § 28 Abs. 1 SGB XII ermöglicht, im Einzelfall den indi-
viduellen Bedarf abweichend festzulegen, wie z.B. bei besonderer schulischer
Betroﬀenheit. Im SGB II wurde der Individualisierungsgrundsatz nicht über-
nommen.3
1Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, S. VIIﬀ, Martens, Was arme Kinder brauchen, S.
340.
2Vgl. Deutsches Kinderhilfswerk, Forderungskatalog.
3Vgl. Lenze, Die Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 390.
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Teile der Literatur sehen dies insofern gerechtfertigt, da das SGB II das Ziel
hat, dass jeder erwerbsfähige Hilfebedürftige eine zumutbare Arbeit annehmen
muss.
Zwischen Kindern von Sozialhilfeempfängern und Kindern von Alg II-Em-
pfängern sind jedoch keinerlei Unterschiede zu sehen, denn beiden ist es nicht
möglich, durch Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ihren eigenen Lebensstand-
ard zu verbessern. Des Weiteren kann die Ungleichbehandlung nicht dadurch
gerechtfertigt werden, dass es Eltern von Kindern im SGB II-Bezug grundsätz-
lich möglich ist, einer Erwerbstätigkeit nachzugehen. Denn jedes Kind kann aus
Art. 1 i.V.m. Art. 6 Abs. 2 und Art. 20 GG einen Rechtsanspruch auf Deckung
des Existenzminimums, unabhängig von der Erwerbsfähigkeit der Eltern, gel-
tend machen.1
Es liegt nahe, zumindest bei Kindern, deren Eltern keine realistische Chance
auf eine Erwerbstätigkeit haben, eine Schlechterstellung zu Kindern im SGB
XII zu sehen. Kinder können wegen der Abschottung des SGB II gegen Son-
derbedarfe nicht ihren Bedarf decken. Dies führt zu einer ungerechtfertigten
Ungleichbehandlung von Kindern erwerbsunfähiger Eltern im SGB XII gegen-
über Kindern erwerbsfähiger Eltern im SGB II.2
3.5.3.6 Keine altersspezifische Differenzierung
Der Gesetzgeber war zu einer eigenständigen, realitätsgerechten Bedarfsermitt-
lung durch ein empirisch begründetes Bedarfskonzept für Kinder unter vier-
zehn Jahre verpﬂichtet. Eine entsprechende Ermittlung und Festlegung des
Bedarfs hat im Rahmen des § 20 SGB II für Erwachsene stattgefunden. Die
Regelleistung für Kinder wurde jedoch nur unter einem Abschlag von 40%
von der Regelleistung eines Alleinstehenden pauschal und ohne Begründung
festgesetzt.3 Somit wurde der Maßstab bei der Festlegung des soziokulturellen
Existenzminimums für Kinder nicht berücksichtigt. Insofern liegt ein Verstoß
1Vgl. Blüggel.
2Vgl. Lenze, Die Verfassungswidrigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 390.
3Vgl. Bundessozialgericht, AZ: B 14 AS 5/08 R.
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gegen Art. 3 Abs. 1 GG vor.1
Der Verweis auf die statistische Untersuchung aus dem Jahre 2003, bei der 14-
Jährige und Ältere um etwa ein Drittel höhere Kosten verursachen als jüngere
Kinder, ist nicht gerechtfertigt, denn die Altersklassen der Untersuchung sind
nicht in 0- bis 13- und 14- bis 17-Jährige unterteilt, sondern in 0- bis 6-, 6- bis
12- und 12- bis 18-Jährige. Der Gesetzgeber hält sich also nicht an die von ihm
in der Gesetzesbegründung zitierte Auswertung des Statistischen Bundesam-
tes.2
Im früheren Bundessozialhilfegesetz (BSHG) wurde unterschieden zwischen
Kindern unter sieben Jahren, zwischen sieben und dreizehn Jahren, zwischen
vierzehn und siebzehn Jahren und jungen Erwachsenen ab achtzehn Jahren.
Mit Einführung des Sozialgeldes im SGB II wurde nur noch in unter und
über 14-Jährige unterteilt. Dies wird mit der international anerkannten wissen-
schaftlichen OECD-Skala begründet. Dies überzeugt aber bei der Begründung
für die Wahl der Altersstufen nicht, denn die Bemessung der Regelleistung
für Kinder muss sich an die tatsächlichen Ausgaben, abhängig vom Alter der
Kinder, richten.3
Zum 01.07.2009 wurde dem Kritikpunkt der fehlenden Altersstufe Rechnung
getragen, indem eine neue Altersstufe für Kinder ab Beginn des 7. bis zum 14.
Lj. eingeführt wurde.
3.5.3.7 Nicht gedeckter Betreuungs- und Erziehungsbedarf
Das BVerfG hat eine Dreiteilung des steuerlich freizustellenden Existenzmini-
mums entworfen. Neben dem sächlichen Existenzminimum in Höhe des durch-
schnittlichen Sozialhilfesatzes wird außerdem ein allgemeiner Betreuungsbe-
darf und ein Erziehungsbedarf anerkannt.
Da Eltern im Vergleich zu kinderlosen Steuerpﬂichtigen wegen ihrer Betreu-
ungspﬂicht eingeschränkt steuerlich leistungsfähig sind, sind sie in diesem Be-
reich von der Besteuerung befreit.
1Vgl. Deutscher Caritasverband, S. 31.
2Vgl. Blüggel.
3Vgl. Deutscher Caritasverband, S. 30f.
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Der Erziehungsbedarf umfasst Aufwendungen, die für die persönliche Entfal-
tung des Kindes, seiner Entwicklung zur Selbstständigkeit und Eigenverant-
wortlichkeit, benötigt werden, z.B. die Mitgliedschaft in einem Verein.
Der allgemeine Betreuungsbedarf ist das kindliche Bedürfnis nach Unterstüt-
zung sowie die Anleitung und Vermittlung praktischer und kultureller Erfah-
rungen. Es ist also das Bedürfnis der Kinder nach verlässlicher Bindung und
fördernden Beziehungen zu erwachsenen Bezugspersonen, sowohl in der Fami-
lien als auch außerhalb in Institutionen.
Seit Januar 2010 beträgt der jährliche Kinderfreibetrag 7.008e.1 Der Staat
verzichtet zugunsten einkommensstarker Eltern, die zurzeit noch bevorzugt
Ganztagesbetreuungen wahrnehmen, auf Steuereinnahmen. Er sieht allerdings
keinen Betrag in der Regelleistung für Kinder vor, der vom festgestellten
Betreuungs- und Erziehungsbedarf umfasst wird. Der verfassungsgerichtlich
festgestellte Betreuungs- und Erziehungsbedarf bei Kindern im Grundsiche-
rungsbezug bleibt vollständig ungedeckt.
Der Staat ist gem. Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG verpﬂichtet, die Eltern bei der Exis-
tenzsicherung der Kinder zu unterstützen, wenn sie ﬁnanziell nicht selbst in der
Lage dazu sind. Diese Einstehenspﬂicht des Staates muss jedoch den gesamten
Bedarf umfassen, also auch den Erziehungs- und Betreuungsbedarf.2
3.5.3.8 Keine Erstattung einmaliger Leistungen
Einmalige Leistungen werden nur bei Erstausstattungen für Wohnungen, Erstaus-
stattungen für Bekleidung, einschließlich bei Schwangerschaft, und mehrtägi-
gen Klassenfahrten gewährt. Ansonsten sind nur solche Leistungen pauscha-
lierungsfähig, die regelmäßig wiederkehren und als typisch angesehen werden.
Deshalb gehören Nachhilfeunterricht, Anschaﬀung von Sportartikeln oder auch
der Kauf eines Fernsehgeräts nicht in die Pauschale für die Ausgaben des täg-
lichen Bedarfs. Hierbei handelt es sich entweder um einmalige und unregelmä-
ßige Bedarfe oder sie werden nur von einem kleinen Teil der Kinder benötigt.
1Vgl. Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Familien werden ab
2010 stärker entlastet, 18.12.2010, Anlage Nr. 26.
2Vgl. Lenze, Die Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung für Kinder, S. 45ﬀ.
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Bisher wurden monatliche Kleinbeträge wie z.B. 0,68e für den Kauf von Fahr-
rädern oder 2,44e für die Anschaﬀung eines neuen Fernsehgeräts gewährt.
Bei gegebenem Leistungsniveau kann nicht erwartet werden, dass für derartige
Anschaﬀungen irgendwelche Ansparungen getätigt werden. Daher sollten ein-
malige und atypische Leistungsansprüche unabhängig vom laufenden Bedarf
wieder eingeführt werden. Es würden sich eine ganze Reihe von Positionen
verlagern und neue, bereinigte Regelleistungen ergeben.
Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat sämtliche Ausgabepositionen, die im
Grunde nicht in die Pauschale gehören, heraus gerechnet. Für unter 6-Jährige
könnten 254e, für 6- bis unter 14-Jährige 297e und für ab 14-Jährige 321e
ausreichen.1
3.5.3.9 Jährliche Anpassung
Da die Auswertung der EVS zwei Jahre dauert, stammen die Preise der re-
gelleistungsrelevanten Güter immer mindestens von vor zwei Jahren und sind
somit nicht an die aktuellen Preissteigerungen angepasst. Dies führt zu einem
mangelnden Inﬂationsausgleich und zu einer Bedarfsunterdeckung. Der Deut-
sche Caritas Verband fordert einen geringeren Abstand zwischen den EVS-
Erhebungen, z.B. jedes 3. anstatt jedes 5. Jahr wie bisher.
Die Eckregelleistung wird zwar jeweils zum 1. Juli eines Jahres an den Renten-
wert angepasst, diese Fortschreibung ist jedoch sozialpolitisch problematisch.
Der Rentenwert hat sich weder 2004 noch 2005 und 2006 verändert. Die Inﬂa-
tionsrate betrug jedoch im Jahr 2004 1,5%, im Jahr 2005 1,6% und im Jahr
2006 2,3%. Diese Preissteigerungen wurden nicht durch die Anpassung der
Eckregelleistung an den Rentenwert aufgefangen.2
Ab 2007 hat es eine rasante Preisbewegung nach oben gegeben, vor allem in
Bereichen wie Nahrungsmittel und Verkehr. Die Regelleistung für Erwachsene
wurde aber nur um die Entwicklung des Rentenwerts von 0,54% um 2e auf
347e erhöht.
1Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, S. VIIﬀ.
2Vgl. Deutscher Caritasverband, S. 31f.
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Der Paritätische Wohlfahrtsverband fordert aus diesem Grunde die Anpassung
der Regelleistungen anhand der Preisentwicklung. Allerdings kann dies nicht
einfach mit Hilfe des amtlichen Preisindex1 geschehen, denn dort werdenWaren
und Dienstleistungen anders gewichtet als bei der Regelleistungsberechnung.
Vielmehr ist es notwendig, einen regelleistungsspeziﬁschen Preisindex anhand
amtlicher Preisindizes einzelner Produktgruppen zu entwickeln, der der Zu-
sammensetzung der Regelleistung entspricht.
Der Paritätische Wohlfahrtsverband hat die Kinderregelleistungen entspre-
chend den Preisbewegungen bis Juli 2008 hochgerechnet. Die Ergebnisse wei-
chen deutlich von der Höhe der Kinderregelleistungen ab, obwohl die Preiss-





Kinder vom 0.-6. Lj. 215e 276e
Kinder vom 7.-14. Lj. 251e 332e
Jugendliche ab 14. Lj. 287e 358e
Tabelle 3.3: Forderung Paritätischer Wohlfahrtsverband
Quelle: Der Paritätische Gesamtverband, Expertise: Was Kinder brauchen... Für eine
oﬀene Diskussion über das Existenzminimum für Kinder nach dem Statistikmodell gemäß
§ 28 SGB XII (Sozialhilfe), S. 37, eigene Darstellung
3.6 Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung
Das BMAS hat das statistische Bundesamt beauftragt, zu prüfen, ob auf Basis
der EVS 2003 spezielle Kinderregelleistungen ermittelt werden können. Eine
Verteilung der Verbrauchsausgaben auf Erwachsene und Kinder ist nur mit
Hilfe einer umfangreichen Berechnung möglich.
1Der Preisindex macht eine Aussage über die Höhe der Inﬂation bzw. Deﬂation. Hierzu
wird ermittelt, wie sich die Preise der Güter eines Warenkorbes im Durchschnitt über
die Zeit geändert haben.
2Vgl. Der Paritätische Gesamtverband, S. 29ﬀ.
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Um den regelleistungsrelevanten Verbrauch für ein Kind zu bestimmen, er-
folgte die Sonderauswertung für Paare mit einem Kind. Die Berechnung wur-
de für verschiedene Altersstufen der Kinder durchgeführt. Das Ergebnis der
Sonderauswertung bestätigt im Grunde die bis 30.06.2009 geltende Höhe der
Regelleistung für Kinder. Das BMAS erklärte bei der Verhandlung im Rah-
men der verfassungsrechtlichen Prüfung der Kinderregelleistungen im SGB II,
dass die Bundesregierung die Regelleistungen für Erwachsene und Kinder als
ausreichend betrachtet.1
3.6.1 Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers
Da sich Bedarfe nicht ausschließlich mathematisch berechnen lassen, bedarf
es einer Wertentscheidung, insbesondere bei Kinderbedarfen. Daher unterliegt
die Entscheidung des Gesetzgebers, welche Konsumausgaben regelleistungs-
relevant sind und zu welchem Teil sie in die Regelleistung einﬂießen, einer
Wertentscheidung, die im Rahmen des Gestaltungsspielraums des Gesetzge-
bers getroﬀen wird.
Eine weitere Grundentscheidung hat der Gesetzgeber bei der Frage der Metho-
de zur Ermittlung der Regelleistungen für Kinder zu treﬀen. Die Verbrauchs-
ausgaben eines Erwachsenen lassen sich relativ leicht ermitteln. Bei Kindern
gestaltet sich dies schwieriger, denn sie leben nicht alleine und führen kein ei-
genes Haushaltsbuch. Der Gesetzgeber entschied sich, die Verbrauchsausgaben
von Ein-Personen-Haushalten durch das Statistikmodell auf Basis der EVS zu
ermitteln. Die Familienausgaben lassen sich jedoch nicht in allen Fällen den
Kindern zuordnen und auch das Teilen durch die Anzahl der Personen ist nicht
realitätsgerecht, da Kinder in manchen Bereichen einen niedrigeren Verbrauch
haben als Erwachsene, z.B. bei Nahrungsmittel.
Trotzdem räumt das BMAS ein, dass der Bedarf eines Kindes über die Ver-
brauchsausgaben neu zu ermitteln ist, indem der familiäre Zusammenhang,
1Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Kinderregelleistungen in der Grundsi-
cherung sind plausibel und sachgerecht, 20.10.2009, Anlage Nr. 27.
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indem das Kind lebt, berücksichtigt wird.1
3.6.2 Auswahl der geeignetsten Methode
Zur Verfassungsmäßigkeit der Regelleistung wird weiterhin argumentiert, dass
verschiedene wissenschaftliche Methoden zur Bedarfsermittlung untersucht wur-
den und wegen ihrer Schwächen wieder verworfen worden sind.
Bei der Diﬀerenzmethode werden Haushaltsausgaben von Familien mit und oh-
ne Kinder verglichen. Die Diﬀerenz müsste den Kinderbedarf darstellen. Diese
Methode hat jedoch eine entscheidende Schwäche. Eltern mit geringem Ein-
kommen schränken ihren Bedarf zugunsten ihrer Kinder ein. Folge wäre, dass
ein zu geringer Kinderbedarf ermittelt werden würde. Aus diesem Grund hält
die Bundesregierung die Diﬀerenzmethode als ungeeignet.
Die Erkenntnis, dass die Verbrauchsausgaben eines Kindes von der Größe der
Familie und der Zahl der Kinder abhängt, wurde bei der Festsetzung der Regel-
leistung nicht berücksichtigt. Bei Familien mit geringem Einkommen werden
bestimmte Gegenstände an das zweit- und drittgeborene Kind weitergereicht.
Der Gesetzgeber hätte daher den Bedarf von Zweit- und Drittgeborenen gerin-
ger festsetzen können als den Bedarf eines erstgeborenen Kindes. Anknüpfend
an die frühere Sozialhilfe entschied er sich jedoch, bei den Kindern lediglich
nach Altersgruppen zu unterscheiden.
Durch die Einführung der dritten Altersstufe zum 01.07.2009 wurde die Metho-
dik der Kinderbedarfsermittlung fortentwickelt. Der Kinderregelbedarf wird
derzeit weiterhin prozentual vom Bedarf eines Alleinstehenden abgeleitet, in
Wirklichkeit handelt es sich jedoch um die Ermittlung eines kinderspeziﬁschen
Regelbedarfes.2
1Vgl. BMAS, Kinderregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
2Vgl. BMAS, Kinderregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
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3.6.3 Berücksichtigung geänderter Lebensgewohnheiten
Das Fürsorgesystem muss zukunftsorientiert ausgestaltet sein. Zur Grundent-
scheidung bei der Festlegung von Bedarfen gehört auch die Frage, inwieweit
geänderte Wertvorstellungen in der Gesellschaft bei der Bedarfsermittlung be-
rücksichtigt werden sollen. Bis vor einigen Jahren wurde diskutiert, ob zu den
angemessenen Lebensverhältnissen eines Hilfebedürftigen ein Schwarz-Weiß-
oder ein Farbfernsehgerät gehört. Heute stellt sich die Frage bei Mobiltelefo-
nen, morgen bei energieeﬃzienten Elektrogeräten.
Will die Gesellschaft diejenigen, die auf staatliche Unterstützung angewiesen
sind, an veränderten Lebensgewohnheiten der Mehrheit der Bevölkerung teil-
haben lassen, muss sie die einmal getroﬀenen Wertentscheidungen regelmäßig
überprüfen.
Das Statistikmodell orientiert sich an den Verbrauchsgewohnheiten und am
Verbrauchsniveau von Geringverdienern, die nicht hilfebedürftig sind. In die-
sen Verbrauchsausgaben sind geänderte Lebensgewohnheiten und Wohlstands-
veränderungen unmittelbar enthalten. So haben der Gesetzgeber und die Bun-
desregierung die Möglichkeit, geänderte Lebensgewohnheiten bei der Bedarfs-
festsetzung zu berücksichtigen.1
3.6.4 Geteilte Aufgabenwahrnehmung von Bund, Länder und
Kommunen
Die Gewährleistung des Existenzminimums ist nicht ausschließlich Aufgabe des
Bundes, sondern auch der Länder und Kommunen, denn das GG verpﬂichtet
alle Staatsgewalt, die Grundrechte zu achten. Der Verfassungsauftrag, allen
Bürgern in Deutschland ein menschenwürdiges Leben zu ermöglichen und eine
Teilhabechance zu eröﬀnen, richtet sich damit gleichermaßen an den Bund,
sowie an die Länder und Kommunen.
Das Leistungsrecht der GfA baut auf Leistungen auf, die bereits in anderen
1Vgl. BMAS, Kinderregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
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Systemen der sozialen Sicherung geregelt sind oder dort geregelt werden müss-
ten, z.B. erbringen Kommunen Leistungen der Jugendhilfe und der Eingliede-
rungshilfe, an denen sich auch die Länder beteiligen. Ländern steht die Ge-
setzgebungskompetenz im Bereich der Bildung zu, durch die eine angemessene
Teilhabe am Leben der Gesellschaft erst ermöglicht wird. Der Bund sorgt da-
für, dass durch die Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung und der
gesetzlichen Rentenversicherung die entsprechenden Risiken abgedeckt werden.
Dies macht deutlich, dass die existenzsichernde Funktion der GfA nicht iso-
liert vom Umfang und der Existenz von anderen Leistungen beurteilt werden
kann. Sie kann nicht die Auﬀangnorm für nicht ausreichend geregelte soziale
Sicherungssysteme sein.
Die Kommunen als Jugendhilfeträger haben ebenso wie der Grundsicherungs-
träger dafür zu sorgen, dass der existenzsichernde Bedarf in ihrem Bereich
gesichert ist. Der Landesgesetzgeber hat sicherzustellen, dass der Schulbesuch
nicht daran scheitert, weil die Eltern die Fahrtkosten zur Schule nicht tragen
können.1
3.6.5 Arbeitsvermittlung als Ziel
Bei der Diskussion über die Höhe der Regelleistung wird zudem häuﬁg verges-
sen, dass durch Erzielung eines existenzsichernden Einkommens die Chance,
Armut zu bekämpfen, am Größten ist. In einem Haushalt, in dem kein El-
ternteil erwerbstätig ist, beträgt die Armutsrisikoquote der Kinder 48%. Ist
ein Elternteil vollzeitbeschäftigt, verringert sich die Quote auf 8%. Arbeiten
alle im Haushalt erwerbsfähigen Personen in Vollzeit, beträgt das Risiko für
Kinder, arm zu sein, nur noch 4%. Hieraus leitet sich der zweite Auftrag der
GfA ab, nämlich Menschen in Arbeit zu vermitteln.2
1Vgl. BMAS, Kinderregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
2Vgl. BMAS, Kinderregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
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3.6.6 Erweiterung um eine Altersstufe
Die Ergebnisse der Sonderauswertung der EVS deuten darauf hin, dass die
Verbrauchsausgaben für schulpﬂichtige Kinder höher sind, als für Nichtschul-
pﬂichtige. In der Altersgruppe von null bis fünf Jahre, wich der Bedarf erheblich
von dem Bedarf von 6- bis 13-Jährigen ab. Bei den Kindern zwischen sechs und
dreizehn Jahren lag der regelleistungsrelevante Bedarf um 33e höher als die
bis dahin geltende Höhe der Regelleistung. Bei Kindern zwischen null und fünf
Jahren lag der Verbrauch um etwa 16e und bei Kindern ab vierzehn Jahren
um etwa 18e niedriger, als die Regelleistung.
Aus diesem Grunde wurde durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäfti-
gung und Stabilität in Deutschland, das Konjunkturpaket II, eine Übergangs-
regelung mit einer dritten, mittleren Altersstufe mit höherem Bedarf zum
01.07.2009 eingeführt. Kinder ab dem 7. bis zum 13. Lj. erhalten 70% der Eck-
regelleistung für Alleinstehende, anstatt wie bisher nur 60%. Diese zusätzliche
Altersstufe ist bis 31.12.2011 befristet. Bis dahin werden anhand der Ergeb-
nisse der EVS 2008 die Kinderregelleistungen mit einbezogen. Entgegen der
Sonderauswertung wurde der Status quo für Kinder von null bis fünf Jahre
und ab vierzehn Jahre beibehalten.1
3.6.7 Höhe der sozialen Mindestsicherung
Wirtschaftswissenschaftler haben eine Neuberechnung zur Höhe der sozialen
Mindestsicherung vorgenommen. Es wurde ein Warenkorb mit Unter- und
Obergrenzen erstellt und den Gütern Preise zugeordnet.2
1Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Material zur Information: Erläuterung
zur Ermittlung des eigenständigen Kinderregelsatzes, S. 3ﬀ, Anlage Nr. 28, BMAS, Kin-
derregelleistungen in der Grundsicherung sind plausibel und sachgerecht.
2Vgl. Thießen, Friedrich/Fischer, Christian, Die Höhe der sozialen Mindestsicherung-Eine
Neuberechnung „bottom up“, in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik, 2008, S. 145, 148.
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3.6.7.1 Preisermittlung
Die Preisermittlung in den einzelnen Abteilungen wurde durch Vergleiche ver-
schiedener Billiganbieter vorgenommen.
Die Bestimmung der Obergrenze ergibt sich aus dem Verbrauch nicht soziallei-
stungsabhängiger Menschen. Die Untergrenze liegt dort, wo das Erreichen der
Ziele der Mindestsicherung gerade noch gewährleistet ist.
Die Kostenfestsetzung im Minimumfall waren die jeweils niedrigsten Preise, im
Maximumfall ein Durchschnittspreis aus Discountpreisen und Vollsortiments-
läden der Stadt Chemnitz. Es würde sich jedoch nichts Grundsätzliches an
der Situation ändern, würden die Preise anderer Städte verwendet, denn die
Kettengeschäfte zeichnen bundesweit einheitliche Preise aus.
Die Preiserhebung wurde im Mai 2006 durchgeführt, daher wird von der Re-
gelleistung in Höhe von 331e für die neuen Bundesländer ausgegangen.1
3.6.7.2 Ergebnisse
Die Diﬀerenz zwischen Minimumfall und Regelleistung beträgt 199e. Der Mi-
nimumfall liegt also deutlich unter der damals geltenden Regelleistung.
Auch das Ergebnis des Maximumfalls liegt noch um 53e niedriger als die da-
malige Höhe der Regelleistung. Dies bedeutet, dass die Regelleistung an der
allerobersten Grenze dessen liegt, was mit den festgelegten Zielen vereinbar
ist. Es wäre auch noch weniger als die Hälfte der Regelleistung mit den formu-
lierten gesellschaftlichen Zielen vertretbar.
Wird dies auf die Höhe der Regelleistung für Kinder übertragen, ergibt sich
für den Minimumfall einen Betrag von 79e (60% von 132e), im Maximumfall
wären es 167e (60% von 278e).2 Die Regelleistung betrug zu diesem Zeit-
punkt 199e (60% von 331e). Es liegt also selbst der Maximumfall deutlich
unterhalb der gewährten Regelleistung.3
1Vgl. Thießen/Fischer, S. 156f.
2Da die Daten aus dem Jahr 2006 stammen, wird angenommen, dass die Preisänderungen
ungefähr im Verhältnis zu den Regelleistungserhöhungen stehen.
3Vgl. Thießen/Fischer, S. 150ﬀ.
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68e 104e 132e 138e
Kleidung, Schuhe 17e 31e 34e 38e
Körperpﬂege 14e 18e 13e 20e
Verkehr 23e 46e 20e 54e
Freizeit, Unterhal-
tung, Kultur
1e 14e 39e 93e
Kommunikation 2e 46e 22e 34e
Gebrauchsgegenstände 7e 19e 28e 32e
Sonstiges 0e 0e 30e 67e
Summe 132e 278e 331e 476e
Tabelle 3.4: Kosten der sozialen Mindestsicherung für Alleinstehende
Quelle: Thießen, Friedrich/Fischer, Christian, Die Höhe der sozialen
Mindestsicherung-Eine Neuberechnung „bottom up“, in: Zeitschrift für Wirtschaftspolitik,
2008, S. 158, eigene Darstellung
3.6.7.3 Zufriedenheit
Die Bedürfnislage von sozial schwachen Personen lässt sich messen. Hierzu
wurden die Probanden geprüft, inwieweit sie mit geringen, ihnen zur Verfü-
gung stehenden ﬁnanziellen Mitteln, nämlich 132e, auskommen oder ob sie
auf Konsumverzicht oder Kreditaufnahme zurückgreifen müssen. Als zweiter
Schritt wurde der Grad der erreichten Bedürfnisbefriedigung ermittelt.
Ergebnis der Untersuchung war, dass die Personen, die mit den Mitteln nicht
ausgekommen sind, bei den Positionen Lebensmittel, Bekleidung und Verkehr
Mangel empfunden haben, obwohl die dafür zur Verfügung stehenden Mittel
bereits sehr nahe an der EVS Höhe lagen.
Bei Personen, die mit der Regelleistung ausgekommen sind, waren die Posi-
tionen Ernährung und Verkehr seltener in der Deﬁzitgruppe, Positionen wie
Kommunikation und Unterhaltung jedoch häuﬁger.
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Daraus lässt sich schließen, dass hohe Geldleistungen für bestimmte Ausgabe-
kategorien nicht verhindern, dass Menschen, die mit der Regelleistung nicht
auskommen, gerade in diesen Bereichen Mängel empﬁnden.
Ferner lässt sich durch die Untersuchung feststellen, dass weder die Menschen,
die mit den begrenzten Mitteln auskommen, noch diejenigen, die schlecht wirt-
schaften und mit den Mitteln nicht auskommen, frei von Unzufriedenheit und
Mangelempﬁndungen sind.
Die Ziele der Sozialhilfe decken weder die Zufriedenheit, noch das Freisein von
Mangellagen, sondern stellen lediglich sicher, dass ein gesundes Leben mit aus-
reichenden gesellschaftlichen Kontakten möglich ist. Nirgendwo ist festgelegt,
dass damit Zufriedenheit herrschen soll.1
3.7 Entscheidung des BVerfG
Das BVerfG hat mit Urteil vom 09.02.2010 entschieden, dass die Regellei-
stungen für Kinder und Erwachsene nicht dem Grundrecht auf Gewährleistung
eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 i.V.m. Art. 20
Abs. 1 GG entsprechen. Der Gesetzgeber muss bis zum 31.12.2010 eine Be-
rechnung in einem transparenten und sachgerechten Verfahren vornehmen.
Das BVerfG hat jedoch festgestellt, dass der Gesetzgeber durchaus feste Re-
gelleistungen bestimmen durfte. Auch die Höhe der Regelleistung ist durch das
Urteil nicht als oﬀenkundig unzureichend erklärt worden. Die neue Berechnung
muss sich jedoch mehr am tatsächlichen Bedarf orientieren und speziell bei den
Kindern muss sie realitätsgerechter vorgenommen werden.
Es ist keine bestimmte Methode vorgeschrieben, allerdings muss das Verfah-
ren alle existenznotwendigen Aufwendungen berücksichtigen. Die Leistungen
müssen auf verlässlichen Zahlen und schlüssigen Berechnungsverfahren basie-
ren und nicht auf Schätzungen.
Bis zur Neuregelung bleiben die bisherigen Regelleistungen gültig. Jedoch kann
ab sofort ein besonderer Bedarf geltend gemacht werden, der von der Regelleis-
1Vgl. Thießen/Fischer, S. 168ﬀ.
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tung nach §§ 20 ﬀ. SGB II bisher nicht erfasst ist, jedoch zwingend zur Gewähr-
leistung des menschenwürdigen Existenzminimums gedeckt werden muss.1
3.8 Maßstab an Kinderarmut
Um die Frage beantworten zu können, ob das Sozialgeld Kinderarmut verhin-
dert, muss der Maßstab an der Kinderarmut angelegt werden. Die Armutsge-
fährdungsquote im Bundesgebiet lag 2008 bei 1.652e für ein Paar mit zwei
Kindern unter vierzehn Jahren.
Ende 2008 lagen die Regelleistungen für Paare bei 316e pro Person und für
Kinder bis zum 14. Lj. bei 211e pro Kind. Bei einer Familie mit zwei Kindern
unter vierzehn Jahren, würde dies einen Regelleistungsanspruch von insgesamt
1.054e ergeben.
Hinzurechnen muss man die Kosten für die Unterkunft und Heizung. Diese
werden gem. § 22 Abs. 1 S. 1 SGB II in tatsächlicher Höhe übernommen, aller-
dings muss die Miete angemessen sein. Die Angemessenheit richtet sich nach
dem jeweils geltenden Mietspiegel des Wohnortes. Die Richtwerte für die Brut-
towarmmiete einer ca. 90.000 Einwohner Stadt in Baden-Württemberg betrug
2008 für vier Personen 551e. Es würde sich ein Gesamtanspruch von höchs-
tens 1.605e ergeben. Die Armutsgefährdungsquote lag 2008 in Deutschland
allerdings bei 1.652 Euro. Damit hätten Leistungsbezieher nach dem SGB II
monatlich mindestens 47e weniger zur Verfügung, als das durchschnittliche
Einkommen der untersten 20% der Gesamtbevölkerung in Deutschland.2
Dies macht deutlich, dass die Regelleistungen des SGB II nicht ausreichen.
1Vgl. Bundesverfassungsgericht, Regelleistungen nach SGB II („Hartz IV-Gesetz“) nicht
verfassungsgemäß, 09.02.2010, Anlage Nr. 29.
2Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Sozialberichterstattung, Tabelle A.2
Armutsgefährdungsschwelle in e nach Haushaltstyp.
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3.9 Auswirkung des SGB II auf die Lebenssituation
von Kindern
Die Einführung des SGB II hat drastische Auswirkungen auf die Lebenssitua-
tion von Kindern.
Kinder aus Familien, die bis 2005 von der Arbeitslosenhilfe lebten, leben seit
2005 in Familien auf Sozialhilfeniveau. Dies sind 500.000 Minderjährige zusätz-
lich zu den ca. 1 Millionen Kindern in der Sozialhilfe. Die Kinderarmutsquote
stieg von 6,7% auf 9,2%. Gemessen wurde an dem Sozialhilfeniveau.
Nach Ende des Arbeitslosengeldes und Eintritt in den SGB II-Bezug sind die
Regelungen des SGB II zum angemessenen Wohnraum anzuwenden. Ist eine
Wohnung zu teuer, muss spätestens nach sechs Monaten ein Umzug in eine
günstigere Wohnung stattﬁnden. Der Umzug kann einen Schulwechsel bedeu-
ten und dadurch das soziale Unterstützungsnetz der Kinder und Familien zu-
sammenbrechen lassen.
Ferner sind Kinder direkt von den Sanktionsmechanismen des SGB II betrof-
fen. Durch Sanktionen sinkt das Familieneinkommen unter das gesetzlich zu
sichernde Existenzminimum.1
3.10 Teilhabe am gesellschaftlichen und kulturellen
Leben
Um zu untersuchen, wie viel Teilhabe das politisch gesetzte Existenzminimum
Familien am gesellschaftlichen und kulturellen Leben ermöglicht und inwieweit
Ausgrenzungen entgegengewirkt wird, werden die gesamten Konsumausgaben
eines Paares mit einem Kind dem Grundsicherungsniveau gegenübergestellt.
1Vgl. Hofmann, Tina/Struck, Norbert, Die Auswirkungen von Hartz IV auf die Kinder-
und Jugendhilfe, in: Jugendhilfe 2004, S. 239.
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3.10.1 Vergleich tatsächliche Konsumausgaben mit
Regelleistungshöhe
Die Konsumausgaben einer Familie mit einem Kind unter sechs Jahren beliefen
sich im Jahr 2007, ohne Berücksichtigung von Unterkunfts- und Heizungskos-
ten, auf 1.236e und mit einem Kind zwischen sechs und dreizehn Jahren auf
1.347e.
Die Regelleistungen, die seit 01.07.2009 gelten, gewähren für eine Familie mit
einem Kind bis zum 6. Lj. 861e (2 x 323e + 215e) und bei einem Kind
zwischen dem 7. und 14. Lj. 897 Euro (2 x 323e + 251e) plus Kosten für
die Unterkunft. Dies ergibt für Familien, die GfA erhalten, einen tatsächlich
höheren Bedarf von 375e bei Kindern unter sechs Jahren und 450e bei 6- bis
13-Jährigen.
Da die Ermittlung der Konsumausgaben aus dem Jahre 2007 stammt, wurden
die Preissteigerungen von 2007 bis 2009 nicht berücksichtigt. Die Diﬀerenzen
wären heute noch größer.
3.10.2 Vergleich tatsächlicher regeleistungsrelevanter Konsum
mit Regelleistungshöhe
Vergleicht man nur die regelleistungsrelevanten Konsumausgaben und nicht
die Gesamtausgaben mit den derzeit geltenden Regelleistungen, lässt sich wie-
derum ein tatsächlich höherer Bedarf feststellen.
Die ermittelten Konsumausgaben betrugen für Familien mit einem Kind unter
sechs Jahren 875e, die Regelleistung 861e. Bei einem Kind zwischen dem
7. und 14. Lj. wurden regelleistungsrelevante Konsumausgaben in Höhe von
957e ermittelt. Die Regelleistung lag jedoch tatsächlich nur bei 897e. Auch
hier liegen die ermittelten regelleistungsrelevanten Konsumausgaben höher als
die gewährten Regelleistungen. Wiederum müssten die Preissteigerungen seit
2007 berücksichtigt werden.1
1Vgl. JohannWolfgang Goethe-Universität, Konsumausgaben von Familien im unteren Ein-
kommensbereich, Empirische Ergebnisse für Paarhaushalte mit einem Kind vor dem Hin-
tergrund des gegenwärtigen Grundsicherungsniveau, Arbeitspapiere Nr. 4 des Projekts
„Soziale Gerechtigkeit“, gefördert durch die Hans-Böckler-Stiftung, 2007, S.2ﬀ, Anlage
Nr. 30.
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Die Ergebnisse der Gegenüberstellung ergeben, dass eine große Gefahr der Aus-
grenzung besteht, die sich insbesondere bei Kindern negativ auf die kognitive
und soziale Entfaltung und Entwicklung auswirkt. Inwieweit diese nachteiligen









Regelleistungen nach dem SGB II ab
01.07.2009
861e 897e
Gesamte Konsumausgaben (ohne Aus-
gaben für Unterkunft und Heizung)
1.236e 1.347e
Tabelle 3.5: Konsumausgaben einer Familie mit einem Kind
Quelle: Johann Wolfgang Goethe-Universität, Konsumausgaben von Familien im unteren
Einkommensbereich, Empirische Ergebnisse für Paarhaushalte mit einem Kind vor dem
Hintergrund des gegenwärtigen Grundsicherungsniveau, Arbeitspapiere Nr.4 des Projekts
„Soziale Gerechtigkeit“, gefördert durch die Hans-Böckler-Stiftung, 2007, S. 9, eigene
Darstellung
3.11 Vergleich vor und nach Einführung der GfA
Ob der Grund für den starken Anstieg der Kinderarmut der Systemwechsel
von der Sozial- und Arbeitslosenhilfe zur einheitlichen GfA war, lässt sich nur
durch einen direkten Vergleich der auf Sozialleistungen Angewiesenen vor und
nach Inkrafttreten des Gesetzes feststellen.1
1Vgl. Astheimer, Sven/Schwenn, Kerstin, Hartz IV-Mythen der Jahrhundertreform, in:
FAZ.net, 02.01.2010, Anlage Nr. 31.
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3.11.1 Daten zur Sozialhilfe vor Inkrafttreten der GfA
Die Sozialhilfe nach dem BSHG hatte die Aufgabe, in Not geratene Bürger
eine der Menschenwürde entsprechende Lebensführung zu ermöglichen. Diese
wurde in Form von Hilfe zum Lebensunterhalt erbracht.
Seit 1963 ist die Zahl der Sozialhilfeempfänger deutlich angestiegen. 1982 gab
es erstmals über 1 Millionen Empfänger, im Jahr 1991 wurde die 2 Millionen-
Marke erreicht. 1994 ging aufgrund der Einführung des Asylbewerberleistungs-
gesetzes die Bezieherzahl deutlich zurück. Bis Ende 2004 stieg die Zahl aber
wieder auf 2,9 Millionen Personen an.
Kinder weisen ein überdurchschnittlich hohes Sozialhilferisiko auf. Vom Jah-
resende 1980 bis zum Jahresende 1990 stieg die Sozialhilfequote von Kindern
und Jugendlichen unter achtzehn Jahren von 2,1% auf 5,3%. Damit lag die
Sozialhilfequote von Minderjährigen nahezu doppelt so hoch wie die Gesamt-
quote. Nach der Wiedervereinigung stieg die Quote weiterhin konstant. Zum
Jahresende 2004 betrug sie 7,5%.
Auch alleinerziehende Frauen weisen eine vergleichsweise hohe Sozialhilfebe-
dürftigkeit auf. 2004 erhielten rund 26% aller alleinerziehenden Frauen Sozi-
alhilfe. Mit zunehmender Kinderzahl stieg die Bezugsquote. Alleinerziehende
Frauen mit drei und mehr Kindern waren mit 49% fast zur Hälfte auf Sozial-
hilfe angewiesen. Bei Frauen mit nur einem Kind, waren es 22%.
Einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatten Personen im Alter von fünfzehn
bis 65 Jahren, die bedürftig und arbeitslos waren und keinen Anspruch auf
Arbeitslosengeld hatten. Damit war sie eine spezielle, auf Langzeitarbeitslose
zugeschnittene Sozialleistung, denn die Gewährung war grundsätzlich zeitlich
unbegrenzt.
Nach 1991 stieg die Zahl stetig an, bis sie 2004 ihren Höhepunkt mit knapp
2,2 Millionen Arbeitslosenhilfeempfängern erreichte. In zehn Jahren, von 1994
bis 2004, hat sich die Arbeitslosenhilfequote mehr als verdoppelt, von 1,7% im
Jahr 1994 auf 4,0% im Jahr 2004.1
1Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutsch-
land 2006, S. 9ﬀ, Anlage Nr. 32.
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3.11.2 Daten zum Sozialgeld nach Inkrafttreten der GfA
Im Jahr 2005 wurden insgesamt 6,12 Millionen Grundsicherungsempfänger sta-
tistisch erfasst. Bis zum Jahresende 2006 ist die Zahl der Leistungsbezieher auf
7,28 Millionen angestiegen.
Im Januar 2006 waren es 1,62 Millionen Sozialgeldempfänger. Zum Jahresende
waren es ca. 1,9 Millionen Kinder unter fünfzehn Jahre, die Sozialgeld erhiel-
ten. In ungefähr jeder dritten BG lebten Kinder unter fünfzehn Jahre.
Der Kinderanteil an allen Beziehern von SGB II-Leistungen lag im Bundes-
durchschnitt Ende 2006 bei 26%. Es bezogen fast 17% aller in Deutschland
lebenden Kinder Leistungen nach dem SGB II.
Ende 2007 bezogen 7,28 Millionen Menschen GfA. Hiervon waren 1,85 Millio-
nen Kinder unter fünfzehn Jahre, die Sozialgeld erhielten.1
Derzeit erhalten rund 6,5 Millionen Bürger in Deutschland GfA.2
3.11.3 Ergebnis des Vergleichs
Es lässt sich also feststellen, dass sich nach Einführung der GfA die Zahl von
2,9 Millionen Sozialhilfeempfängern und 2,2 Millionen Arbeitslosenhilfebezie-
hern auf 6,12 Millionen3 Grundsicherungsempfänger erhöht hat.
Die BA erklärt die starke Zunahme dadurch, dass im neuen System erstmals
auch Angehörige, wie Ehepartner und Kinder, leistungsrechtlich und statis-
tisch erfasst werden.4 Ein weiterer wichtiger Grund für den Anstieg ist, dass
der Gang zum Leistungsträger durch die neue Reform für viele gesellschafts-
fähig geworden ist.5
1Vgl. Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006, S. 22ﬀ, Statistische Ämter des Bundes
und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2007, S. 13ﬀ, Anlage Nr. 33.
2Vgl. Astheimer/Schwenn, 02.01.2010.
3Hierbei wurden wegen des geringen Anteils die Sozialhilfe nach dem SGB XII, die Hil-
fe zum Lebensunterhalt und die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
vernachlässigt.
4Vgl. Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006, S. 21f.
5Vgl. Astheimer/Schwenn, 02.01.2010.
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Im Jahr 2004 wurde die Zahl der armen Kinder in Deutschland auf 2,5 Millio-
nen geschätzt. Es lebte also ungefähr jedes sechste Kind auf Sozialhilfeniveau.1
Zurzeit sind in Deutschland 3 Millionen Kinder unmittelbar von Armut betrof-
fen und zusätzlich 5 Millionen Kinder, die tatsächlich in armen Verhältnissen
leben.2
Für den Anstieg der armen Kinder kann jedoch nicht allein die Einführung der
GfA verantwortlich gemacht werden, da viele weitere Faktoren Armut begüns-
tigen. Dies sieht man z.B. daran, dass seit Einführung die Zahl der Sozialleis-
tungsempfänger weiterhin stetig steigt.
1Vgl. Deutsche Presseagentur, Leben auf Sozialhilfeniveau, Kinderarmut hat sich seit 2004
verdoppelt in Deutschland, in: Süddeutsche.de, 27.07.2006, Anlage Nr. 34.
2Vgl. Fiedler, 10.03.2009.
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4 Lösungsansätze
Um die Kinderarmut in Deutschland zu verringern, sind neben der Erhöhung
der Regelleistungen für Kinder weitere Maßnahmen denkbar und unabding-
bar.
4.1 Ausbau des Betreuungs- und Bildungsangebotes
Es sollten mehr kostenlose Betreuungs- und Bildungsangebote angeboten wer-
de. Da überwiegend Alleinerziehende in Deutschland von Armut betroﬀen sind,
besteht ein erheblicher Handlungsbedarf, um diesem Personenkreis die Aus-
übung eines Berufs zu ermöglichen.
Bei einer Befragung gaben 43% Alleinerziehender, die auf der Suche nach ei-
nem Arbeitsplatz waren, an, dass sie mehr Kinderbetreuung benötigten. Nur
3% hatten bei der Suche ein entsprechendes Betreuungsangebot erhalten.1
Aber nicht nur aus Gründen der besseren Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf werden Ganztageskindergärten und Ganztagesschulen gebraucht, sondern
auch, weil arbeitslose Eltern oft antriebslos werden und die Kinder nicht richtig
fördern können.
Ganztagesbetreuung ist notwendig, damit die Kinder nachmittags in einem
anregungsreichen Umfeld sind und sich weiterentwickeln können. Auch Sport-
vereine und Musikschulen müssen in die Ganztagesbetreuungen hineingehen,
denn in diesen Bereichen sind arme Kinder ausgeschlossen, weil sich die El-
tern die Beiträge nicht leisten können. Des Weiteren müssen die Kosten für
1Vgl. Deutsche Presseagentur, Familienreport: 660.000 Alleinerziehende leben von Hartz
IV, in: Spiegel Online, 16.02.2009, Anlage Nr. 35.
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das Mittagessen übernommen werden, damit keine Benachteiligung stattﬁn-
det und die Kinder armer Familien zu einer gesunden, warmen Mahlzeit am
Tag kommen.1
Kleinkinder proﬁtieren in besonderem Maße von qualitativ guten Betreuungs-
angeboten. Wichtig hierfür sind kleine Gruppen, eine gute Qualiﬁkation des
Betreuungspersonals und eine enge Kommunikation mit den Eltern.
Förder- und Bildungsangebote für Kinder aus benachteiligten Familien müssen
ausgeweitet werden, um die Schere bei den schulischen Leistungen zu schlie-
ßen.2
4.2 Ausweitung des Kinderzuschlages
Der Kinderzuschlag ist eine gezielte Förderung geringverdienender Familien
mit Kindern. Die Höhe richtet sich nach dem Einkommen und Vermögen. Der
monatliche Höchstbetrag pro Kind beträgt 140e.3 Der Zuschlag ist an Eltern
gerichtet, die durch ihr Arbeitseinkommen die Kinder nicht unterhalten kön-
nen und daher auf Alg II und Sozialgeld angewiesen wären. Die Kinder werden
durch den Kinderzuschlag gezielt aus der Armut geholt und die Eltern in ihrer
Erwerbstätigkeit unterstützt.4
Würde der Kinderzuschlag erneut ausgeweitet und erhöht werden, wären we-
niger Kinder arm und sie hätten mehr Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.
1Vgl. Scholtys, Britta, Interview mit Kinderschutzbund-Präsident Hilgers, Mehr Geld allein
reicht nicht!, in Tagesschau.de, 21.09.2007, Anlage Nr. 36.
2Vgl. Unicef, Der UNICEF-Bericht zur Lage von Kindern in Deutschland, Anlage Nr. 37.
3Vgl. Deutsch Presseagentur, Gesetzentwurf: Von der Leyen will Kinderzuschlag ausweiten,
in: Spiegel Online, 20.11.2009, Anlage Nr. 38.
4Vgl. Ohne Verfasser, Kabinettsbeschluss: Geringverdiener bekommen höheren Kinderzu-
schlag, in: Spiegel Online, 08.04.2008, Anlage Nr. 39.
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4.3 Wiedereinführung der Einmalleistungen
Um z.B. der Problematik des Wachstums der Kinder oder der Anschaﬀung
eines Kinderfahrrades gerecht zu werden, müssen die einmaligen Leistungen
wieder eingeführt werden. Die Regelleistungen sind zwar, nachdem die Einmal-
leistungen weggefallen sind, leicht angestiegen und sehen einen geringfügigen
Betrag für solche Aufwendungen vor, es ist aber falsch anzunehmen, dass die
Eltern das Geld auch tatsächlich für die Kinder verwenden. Wird das Geld
in einem Monat nicht gebraucht, wird es nicht angespart, sondern für ande-
re Dinge ausgegeben. Damit das Geld tatsächlich bei den Kindern ankommt,
müssten die einmaligen Beihilfen wieder eingeführt werden.1
4.4 Kindergeld
Familien im SGB II-Bezug erhalten von der Familienkasse das Kindergeld aus-
bezahlt. Genau dieser Betrag wird ihnen dann aber als Einkommen angerech-
net und abgezogen. Dies bedeutet, dass die Familien auf das Kindergeld ver-
zichten müssen.
Eine Erhöhung des Kindergeldes hat also für Leistungsbezieher keinerlei Vor-
teile.2 Es müssten andere Regelungen zur Anrechnung des Kindergeldes auf
das Einkommen eingeführt werden, damit von den Erhöhungen bei den Hilfe-
bedürftigen tatsächlich etwas ankommt.
4.5 Vergünstigungen für Arbeitslose
Die Gewährleistung des Existenzminimums ist nicht alleinige Aufgabe des Bun-
des sondern auch der Länder und Kommunen.
1Vgl. Scholtys, 21.09.2007.
2Vgl. Ohne Verfasser, Streit um Hartz IV: Ist doch eine Erhöhung nötig?, in: Stern.de,
05.11.2009, Anlage Nr. 40.
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In vielen Städten müssen Arbeitslose schon heute für Kino, Theater, Schwimm-
bad oder bei einigen Verkehrsbetrieben weniger bezahlen und erhalten einen
sogenannten Sozialtarif. Diese Vergünstigungen auf kommunaler Ebene könn-
ten ausgeweitet werden.1 Dadurch könnten Kinder mehr am gesellschaftlichen
Leben teilnehmen und sie wären weniger ausgegrenzt.
Allerdings ist dies nicht Aufgabe des Bundes, sondern hier sind vor allem die
Kommunen gefragt.
4.6 Individuelle Hilfen
Anstatt pauschale Regelleistungen zu gewähren, könnte an eine individuelle
und personenbezogene Hilfe gedacht werden. Die Leistungen müssten nicht
erhöht werden, sondern könnten in Form von Beratungs- und Sachleistungen
erbracht werden.
Des Weiteren könnte eine Koppelung von Transferzahlungen an Gegenleistun-
gen in Betracht gezogen werden. Hiernach würde Transferleistungen erhalten,
wer sich im Rahmen seiner Möglichkeiten der Gesellschaft zur Verfügung stellt,
z.B. durch gemeinnützige Arbeit.2
1Vgl. Ohne Verfasser, 05.11.2009.
2Vgl. Thießen/Fischer, S. 172.
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5 Schlussbetrachtung
Die Kritikpunkte, auf die sich die Verfassungswidrigkeit der derzeitigen Regel-
leistung für Kinder stützt, sind nachvollziehbar. Es lässt sich nicht vermeiden,
den Bedarf von Kindern anhand deren Konsumausgaben eigenständig zu er-
mitteln und die Höhe der Regelleistung daran festzusetzen.
Mit der derzeitigen Höhe der Regelleistung ist es schwierig, Benachteiligungen
der Kinder zu vermeiden. Diese fangen bereits in der Schule an, gehen über
in die Freizeit, in das spätere Berufsleben bis hin zur Gesundheitsvorsorge der
Kinder.
Jedoch macht es wenig Sinn, als Maßnahme lediglich die Regelleistungen zu
erhöhen, denn das Geld kommt nicht immer tatsächlich bei den Kindern an.
Vielmehr sollten direkte Maßnahmen angestrebt und vorhandene verbessert
werden.
Größtes Risiko für Kinderarmut ist die Arbeitslosigkeit der Eltern. Aufgabe
der staatlichen Familienpolitik wird es daher sein, die Betreuungsangebote
und Ganztagesschulen deutlich zu erhöhen. So können zum einen die Erwerbs-
möglichkeiten von Alleinerziehenden verbessert werden und zum anderen hilfe-
bedürftige Kinder durch individuelle Betreuung besser gefördert werden, z.B.
durch Hausaufgabenbetreuung oder Förderunterricht. Hierdurch steigen die
Erfolgsaussichten einer späteren Erwerbstätigkeit und die Kinderarmut der
folgenden Generation sinkt.
Dies ist auch im Hinblick auf den demographischen Wandel wichtig, denn dem
Arbeitsmarkt werden in den nächsten Jahren immer weniger qualiﬁzierte Fach-
kräfte zur Verfügung stehen. Das vorhandene Potential muss optimal ausge-
schöpft werden. Hierzu ist es auch notwendig, Kinder mit Migrationshinter-
grund vollständig in die Gesellschaft zu integrieren und zu fördern.
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Ökonomische Lage von Familien 
Einleitung  
Der jüngste UNICEF-Bericht zur Lage von Kindern in Deutschland (2008) zeigt, dass die  
Armutsrisiken von Kindern in Deutschland in den letzten 10 Jahren deutlich gestiegen sind. 
Während in den 1990er-Jahren zwischen 7 % und 9 % der Kinder als armutsgefährdet galten, 
waren es 2004 rund 13 % (1,7 Millionen Kinder und Jugendliche in Deutschland).1 Im selben 
Zeitraum fiel der Anstieg der Armutsgefährdungsrate für die Gesamtbevölkerung deutlich gerin-
ger aus. Es ist sicher zu kurz gegriffen, Kinder generell als Armutsrisiko zu bezeichnen. Kinder 
allein stellen kein Armutsrisiko dar, gleichwohl sind die Pro-Kopf-Einkommen von kinderlosen 
Paaren in der Regel deutlich höher als die von Familien.2 Mit der Gründung einer Familie 
schränkt oft ein Elternteil, in der Regel die Mutter, die eigene Erwerbstätigkeit ein, wodurch sich 
das Erwerbseinkommen der Familie deutlich reduziert. Eine repräsentative Elternbefragung 
zeigt, dass sich Eltern häufig finanziell benachteiligt fühlen. 77 % der Befragten stimmten der 
Aussage zu „Wer Kinder hat, zahlt in unserem Land drauf.“, 44 % gaben an, auf vieles verzich-
ten zu müssen, was sie sich ohne Kinder leisten könnten (2008).3 Die vorliegende Ausgabe des 
Reports geht im ersten Kapitel der Frage nach, wie groß der Einkommensunterschied zwischen 
unterschiedlichen Lebensformen in Baden-Württemberg tatsächlich ist und welche Unterschie-
de zwischen kleinen und großen Familien bestehen. 
Im zweiten Kapitel geht es um armutsgefährdete Familien. Darüber, ob und wie Armut gemes-
sen werden kann, gehen die Meinungen auseinander. Einigkeit besteht darin, dass Armut eine 
extreme Form sozialer Ungleichheit ist und mit der Einschränkung von Teilhabechancen in ver-
schiedenen Bereichen wie Bildung, Gesundheit, Wohnen, Kultur und Erwerbstätigkeit einher-
geht.4 Der vorliegende Report beschreibt das Ausmaß der Ungleichverteilung von Einkommen 
und damit indirekt auch die Ungleichverteilung von gesellschaftlichen Teilhabechancen auf der 
Basis aktueller Daten des Mikrozensus. Dadurch wird deutlich, wer in Baden-Württemberg und 
Deutschland als armutsgefährdet gilt und welche Lebensformen in besonderer Weise betroffen 
sind. Die größte Armutsgefährdung für Familien ist die fehlende Erwerbsbeteiligung der Eltern. 
Insbesondere für Alleinerziehende ist es häufig schwierig, Familie und Beruf zu vereinbaren. 
Um unterschiedlich hohe Armutsquoten zu erklären, werden daher auch Erwerbsstrukturen al-
leinerziehender Mütter in Baden-Württemberg sowie in Ost- und Westdeutschland in den Blick 
genommen. Im abschließenden Teil geht es um Armutsgefährdungen im europäischen Ver-
gleich.  
                                                                  
1  Diese Angaben beziehen sich auf Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Ausgehend vom gewichteten 
Nettoeinkommen des Haushalts werden Kinder hier als arm bezeichnet, wenn sie über weniger als 50 % des Me-
dians des Äquivalenzeinkommens der Gesellschaft verfügen. 
2  Eggen, B., 2005, Strantz, C., 2006 
3  Telefonische Befragung von 1014 Eltern im Alter von 18-60 Jahren mit Kindern unter 11 Jahren in Deutschland 
durch das Forsa-Institut im Auftrag der Zeitschrift „Eltern“, 2008, http://www.eltern.de/pdf/Das-Lebensgefuehl-
junger-Eltern.pdf 
4  Bertram, H., 2008 
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1. Einkommensunterschiede zwischen Familien und Frauen 
und Männern ohne Kinder in Baden-Württemberg  
Familien befinden sich grundsätzlich in einer anderen wirtschaftlichen Situation als kinderlose 
Frauen und Männer. Eltern müssen nicht nur ihren eigenen Lebensunterhalt erwirtschaften, 
sondern auch den ihrer Kinder. Zugleich sind ihre Möglichkeiten, Einkommen zu erzielen, durch 
familiäre Aufgaben häufig eingeschränkt. Oft verzichtet ein Elternteil, zumeist die Mutter, nach 
der Geburt eines Kindes zeitweise oder auf Dauer auf eine eigene Erwerbstätigkeit. Tendenziell 
verfügen Familien daher über weniger Einkommen als kinderlose Lebensformen. Zwischen ver-
schiedenen Familientypen und Familien in unterschiedlichen Familienphasen gibt es jedoch 
deutliche Unterschiede.5 
Monatliches Nettoeinkommen 
Die Einkommenslage und die Armutsgefährdung verschiedener Lebensformen werden anhand 
des Medianeinkommens beschrieben. Der Median ist der Wert, der die Einkommensverteilung 
in zwei genau gleich große Hälften teilt. Er erlaubt eher als das arithmetische Mittel Aussagen 
über die für die Mehrzahl der Lebensformen typischen Einkommen, da Extremwerte auf ihn ei-
nen geringeren Einfluss haben. 
Paare mit Kindern verfügen im Durchschnitt über ein höheres monatliches Nettoeinkommen als 
Paare ohne Kinder.6 Das mittlere Nettoeinkommen von Paaren mit Kindern liegt bei rund 3 100 
Euro und damit um etwa 800 Euro über dem der kinderlosen Paare. Das mag zunächst überra-
schen. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, dass Paare ohne Kinder eine sehr heterogene 
Gruppe sind7 und die Einkommenslage von Familien bereits durch familienpolitische Leistungen 
und Sozialtransfers korrigiert ist. Die pauschale Gegenüberstellung von Paaren mit Kindern und 
kinderlosen Paaren gibt die tatsächlichen Einkommensunterschiede nur in eingeschränktem 
Maß wieder. Diese zeigen sich erst bei genauerer Betrachtung unterschiedlicher Familientypen 
und -phasen. Vergleicht man beispielsweise junge Paare mit und ohne Kinder, so zeigt sich, 
dass in Familien, in denen die Mutter unter 35 Jahre alt ist, das durchschnittliche Familiennetto-
einkommen (etwa 2 400 Euro) rund 300 Euro unter dem kinderloser Paare im selben Alter liegt.  
Zwischen Familien mit jüngeren Kindern und Familien mit älteren Kindern zeigt sich ebenfalls 
ein deutliches Einkommensgefälle. So haben Paare mit Kindern unter 3 Jahren im Durchschnitt 
ein monatliches Nettoeinkommen von 2 500 Euro. Das sind etwa 400 Euro weniger als Paaren 
mit Kindern im Alter von 6 bis unter 15 Jahren zur Verfügung steht. In Paarfamilien, in denen 
die Kinder zwischen 15 und unter 18 Jahren alt sind, liegt das monatliche Familiennettoein-
kommen von ungefähr 3 300 Euro etwa 800 Euro über dem von Familien mit Kindern unter 
3 Jahren. 
                                                                  
5  Zur phasenspezifischen Betrachtung siehe ausführlich: Sozialministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Familien-
bericht 2004  
6  Zum monatlichen Nettoeinkommen zählen alle Einkommensarten, also neben dem Erwerbseinkommen auch 
staatliche Leistungen in Form von Kindergeld, Arbeitslosengeld und Sozialhilfe. Auch Einkünfte aus Vermögen 
und private Zuwendungen werden hinzugezählt. Abgezogen werden Steuern und Sozialabgaben. 
7  Hier sind Paare zusammengefasst, die zeitlebens kinderlos sind, sowie Paare, die noch keine Kinder haben oder 
deren Kinder das Elternhaus bereits wieder verlassen haben. Die meisten Personen dieser Gruppe sind 55 Jahre 
und älter (63 %). Daher ist anzunehmen, dass ein großer Teil unter ihnen von Renten oder Pensionen lebt und 
somit eher unterdurchschnittliche Einkommen erzielt. 
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Nimmt man verschiedene Familientypen in den Blick, so fällt auf, dass das Familieneinkommen 
mit steigender Kinderzahl kaum zunimmt. Paare mit 3 oder mehr Kindern haben im Durch-
schnitt ein Familiennettoeinkommen von etwa 3 200 Euro pro Monat und damit ein um etwa 200 
Euro höheres Einkommen als Paare mit einem Kind. Alleinerziehende verfügen über ein deut-
lich niedrigeres Einkommen als Paarfamilien. Sie haben in Baden-Württemberg ein Nettoein-
kommen von durchschnittlich etwa 1 700 Euro, wobei sich die finanzielle Situation von alleiner-
ziehenden Müttern und Vätern erheblich unterscheidet. Alleinerziehende Mütter müssen mit 
durchschnittlich rund 1 600 Euro im Monat auskommen, alleinerziehenden Vätern stehen in et-
wa 2 400 Euro monatlich zur Verfügung.  
Schaubild 1:  Einkommenssituation von Paaren in Baden-Württemberg (2007)  
Monatliche Nettoeinkommen1) Pro-Kopf-Einkommen2)
18132 720
Paare ohne Kinder, 
Alter der Frau unter 35 Jahre
11742 399
Paare mit Kindern,
Alter der Frau unter 35 Jahre
Paare mit Kindern im Alter von
11962 540 unter 3 Jahren
13142 759 3 bis unter 6 Jahren
13332 892 6 bis unter 15 Jahren
13393 253 15 bis unter 18 Jahren
1) Durchschnittliche Einkommen: Median; 2) Gewichtung der Pro-Kopf-Einkommen nach OECD-Skala: 1. Person = 1, weitere Personen im Alter 
15 Jahre und mehr = 0,5, weitere Personen im Alter unter 15 Jahren = 0,3.  
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft 
Gewichtetes Pro-Kopf-Einkommen 
Der Vergleich der Nettoeinkommen allein ist allerdings wenig aussagekräftig, da die unter-
schiedliche Zusammensetzung der Lebensgemeinschaften und damit auch der unterschiedliche 
Bedarf unberücksichtigt bleiben. Deshalb werden beim Vergleich der ökonomischen Lage ver-
schiedener Lebensformen in der Regel so genannte „gewichtete“ Pro-Kopf-Einkommen zugrun-
de gelegt. Dabei wird das Nettoeinkommen nicht durch die Zahl der Familienmitglieder geteilt, 
sondern entsprechend der modifizierten OECD-Äquivalenzskala gewichtet.8 Dahinter steckt die 
Überlegung, dass einerseits Kinder entsprechend ihres geringeren Verbrauches mit einem ge-
ringeren Gewicht in die Berechnungen eingehen und andererseits Haushalte mit mehreren Per-
sonen verglichen mit kleineren Haushalten allein durch die Größe des Haushalts Kosten spa-
ren. So benötigt eine vierköpfige Familie zwar eine größere Waschmaschine als ein kinderloses 
Paar, aber nicht vier Waschmaschinen. Das auf diese Weise ermittelte Pro-Kopf-Einkommen 
aller Lebensformen beträgt in Baden-Württemberg rund 1 400 Euro. Betrachtet man Pro-Kopf-
Einkommen, dann stehen Paaren mit Kindern etwa 200 Euro pro Kopf weniger zur Verfügung 
als kinderlosen Paaren. Bei jungen Familien fällt dieser Unterschied deutlich größer aus. Paar-
                                                                  
8  Für die erste Person wird das Gewicht 1 verwendet, für jede weitere Person im Alter von 15 Jahren oder mehr 
0,5, jede weitere Person unter 15 Jahren wird mit 0,3 gewichtet. Ein kinderloses Paar erhält damit das Gewicht 
1,5, eine vierköpfige Familie mit zwei Kindern unter 15 Jahren 2,1. Ihr Nettoeinkommen wird bei der Berechnung 
von Pro-Kopf-Einkommen dem entsprechend nicht durch 4, sondern durch 2,1 geteilt. 
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familien, in denen die Mutter unter 35 Jahre alt ist, verfügen monatlich pro Kopf über etwa 600 
Euro weniger Einkommen als kinderlose Paare derselben Altersgruppe. 
Generell ist das Einkommensgefälle umso steiler, je mehr Kinder in einer Familie leben und je 
jünger die Kinder sind. So haben Paare mit 3 oder mehr Kindern ein um etwa 300 Euro geringe-
res Pro-Kopf-Einkommen als Paare mit einem Kind. Im Vergleich mit kinderlosen Paaren ste-
hen diesen Familien etwa 400 Euro pro Kopf weniger zur Verfügung. Über das höchste Pro-
Kopf-Einkommen verfügen nichteheliche Paare ohne Kinder mit rund 1 800 Euro. Alleinerzie-
hende Mütter mit einem mittleren Pro-Kopf-Einkommen von etwa 1 100 Euro stehen am unte-
ren Ende der Einkommensskala. 
Relative Wohlstandspositionen 
Das Einkommensgefälle zwischen verschiedenen Lebensformen lässt sich auch durch relative 
Wohlstandspositionen verdeutlichen. Sie veranschaulichen die Abweichungen des durchschnitt-
lichen Einkommens einzelner Lebensformen vom durchschnittlichen Einkommen aller Lebens-
formen. Dabei wird das durchschnittliche Pro-Kopf-Einkommen aller Lebensformen gleich 
100 % gesetzt.  
Die höchsten Wohlstandspositionen nehmen unverheiratet und verheiratet zusammenlebende 
Paare ein. Unverheiratete Paare ohne Kinder verfügen über 134 % des durchschnittlichen Ein-
kommens aller Lebensformen, Ehepaare ohne Kinder über 110 %. Paare mit Kindern nehmen 
durchschnittliche Wohlstandspositionen ein (103 %). Betrachtet man jedoch jüngere Familien 
(Mutter unter 35 Jahre), so belegen diese deutlich unterdurchschnittliche Wohlstandspositionen 
(86 %). Kinderlose Paare derselben Altersgruppe finden sich mit 132 % des durchschnittlich 
verfügbaren Einkommens auf vergleichsweise hohen Wohlstandspositionen.  
Ein Wohlstandsgefälle zeigt sich nicht nur zwischen Familien und kinderlosen Lebensformen, 
sondern auch zwischen Familien, je nach Anzahl und Alter der Kinder. Paare mit einem Kind 
gehören zu den vergleichsweise ökonomisch wohlhabenden Lebensformen, sie liegen mit einer 
Wohlstandsposition von 112 % über dem Durchschnitt aller Lebensformen. Paare mit 2 Kindern 
erreichen ein durchschnittliches Einkommensniveau, wohingegen sich Paare mit 3 oder mehr 
Kindern auf niedrigen Wohlstandpositionen befinden. Ihnen stehen pro Kopf 85 % des durch-
schnittlichen Einkommens aller Lebensformen zur Verfügung. Auch Paarfamilien mit jüngeren 
Kindern belegen unterdurchschnittliche Wohlstandspositionen. So stehen Familien mit Kindern 
unter 3 Jahren 87 % des durchschnittlichen Einkommens aller Lebensformen zur Verfügung. 
Deutlich unterdurchschnittlich sind die Wohlstandspositionen von Alleinerziehenden. Ihnen ste-
hen insgesamt 79 % des durchschnittlichen Pro-Kopf-Einkommens zur Verfügung. Hier zeigen 
sich deutliche Unterschiede zwischen alleinerziehenden Vätern und Müttern. Während das Ein-
kommen alleinerziehender Väter etwas über dem Durchschnitt aller Lebensformen liegt 
(105 %), befinden sich alleinerziehende Mütter am unteren Ende der Einkommensskala (78 %). 
Auch bei Alleinerziehenden hängt die Wohlstandsposition von der Anzahl und dem Alter der 
Kinder ab. Alleinerziehende mit 3 und mehr Kindern müssen mit 62 % des durchschnittlich ver-
fügbaren Einkommens aller Lebensformen auskommen. Leben sie mit Kindern unter 3 Jahren 
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im gemeinsamen Haushalt, so verfügen sie über gut die Hälfte des durchschnittlichen Einkom-
mens (56 %).9  
Schaubild 2:  Lebensformen nach relativen Wohlstandspositionen in Baden-Württemberg 
(2007) 
100Lebensformen insgesamt







85mit 3 und mehr Kindern
87mit Kindern unter 3 Jahren




62mit 3 und mehr Kindern
56mit Kindern unter 3 Jahren
68mit Kindern unter 18 Jahren
Anmerkung: Bei Alleinerziehenden mit Kindern unter 3 Jahren ist der Aussagewert aufgrund geringer Fallzahlen eingeschränkt. 
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft 
Höhere Einkommen 
Einkommenswohlstand ist bei Familien eher selten anzutreffen. Über höhere Einkommen 
verfügen in Baden-Württenberg 7 % aller Paare mit Kindern und 13 % aller Paare ohne 
Kinder.10 Kinderlose Paare leben vor allem in mittleren Phasen überdurchschnittlich häufig in 
Einkommenswohlstand. Ist die Partnerin zwischen 35 und 44 Jahre alt, so verfügen 29 % von 
ihnen über mehr als das Doppelte des durchschnittlichen Einkommens aller Lebensformen. Von 
den Paaren mit Kindern in dieser Altersgruppe sind es 6 %. Paarfamilien sind am ehesten in 
späteren Familienphasen einkommensstark. Wenn die Partnerin 55 bis unter 65 Jahre alt ist, 
verfügen 13 % der Paarfamilien über höhere Einkommen. Bei Alleinerziehenden kommt Ein-
kommenswohlstand seltener vor (4 %). 
2.  Armutsgefährdete Familien 
Was ist Armutsgefährdung? 
In der Regel wird Armut als relativer Abstand zu den in einer Gesellschaft üblichen Lebensbe-
dingungen gemessen. Da sich Armut nicht in Zahlen ausdrücken lässt, wird ein statistisch 
messbarer Wert, die Armutsgefährdung, verwendet. Ob Armut tatsächlich vorliegt, ist mit die-
sem Wert jedoch noch nicht gesagt. Als armutsgefährdet gilt, wer über weniger als 50 % bzw. 
60 % des durchschnittlichen Einkommens (gewichtetes Medianeinkommen) aller Lebensformen 
verfügt. Das Vermögen bleibt dabei außen vor. Es ist zu beachten, dass das tatsächliche Ein-
kommen von Familien bereits durch einkommenspolitische Maßnahmen korrigiert ist. Durch 
                                                                  
9  Für Alleinerziehende mit Kindern unter 3 Jahren ist der Aussagewert aufgrund geringer Fallzahlen eingeschränkt. 
10 Von einem höheren Einkommen spricht man, wenn das Pro-Kopf-Einkommen von Familien mehr als das Doppel-
te des durchschnittlichen Einkommens aller Lebensformen beträgt.  
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solche Familienleistungen und Sozialtransfers wurde im Jahr 2005 die Armutsgefährdungsquo-
te der Bevölkerung in Deutschland von 26 % auf ein Niveau von 13 % gesenkt.11 
Wirtschaftlich schwierige Notlagen sind ein zentraler, aber nicht der einzige Aspekt von Armut. 
Wie kann man Armut messen? 
n ausdrücken und ist damit statistisch auch nicht messbar. 
Untersuchungen zu Armut und Reichtum in Deutschland und in den einzelnen Bundesländern 
                                                                 
Die Armutsdefinition im 3. Armuts- und Reichtumsbericht knüpft an das Armutsverständnis der 
EU an, wonach Menschen arm sind, die über so geringe (materielle, kulturelle und soziale) Mit-
tel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem Mitgliedsstaat, in 
dem sie leben, als Minimum annehmbar ist. Armut wird demnach in einem weiteren Sinn als 
Mangel an Teilhabe- und Verwirklichungschancen verstanden.12 Dieser betrifft alle zentralen 
Lebensbereiche wie Bildung und Erziehung, Gesundheit, Wohnen sowie den Zugang zum Ar-
beitsmarkt.13 Es würde den Rahmen des vorliegenden Berichts allerdings sprengen, diese Di-
mensionen von Armut umfassend zu beschreiben. Er beschränkt sich im Rahmen der Familien-
berichterstattung auf die Armutsgefährdung von Familien hinsichtlich des Einkommens. 
Mangelndes Einkommen wird dabei als ein zentraler Aspekt von Armutsgefährdung und als 
wichtiger Indikator für geringe Teilhabe- und Verwirklichungschancen gesehen.14  
Armut selbst lässt sich nicht in Zahle
Gemessen werden kann nur die Armutsgefährdung verschiedener Lebensformen. Ob Armut 
tatsächlich vorliegt, kann aber auch mittels der Armutsgefährdungsrate nicht festgestellt wer-
den. EU-weit ist es üblich, Einkommen von Familien unterschiedlicher Größe und Zusammen-
setzung durch die Gewichtung entlang der modifizierten OECD-Skala vergleichbar zu machen 
(Pro-Kopf-Bedarfsgewichtung). 
weisen unterschiedlich hohe Armutsgefährdungsquoten aus. Dies ist unter anderem damit zu 
erklären, dass zur Bestimmung der Armutsgefährdung unterschiedliche Datenquellen herange-
zogen werden. Im 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung werden die Einkom-
mens- und Verbraucherstichprobe (EVS), der Mikrozensus, die europaweit durchgeführte Ge-
meinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen „Leben in Europa“ (EU-SILC) 
und das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) verwendet.15 Dies sind die wichtigsten Informati-
onsquellen, um Aussagen über die Armutsgefährdung in Deutschland und deren Entwicklung 
treffen zu können. Je nachdem, welche Datenquelle man zugrunde legt, gelten in Deutschland 
zwischen 13 % (EU-SILC 2006) und 18 % (SOEP 2006) der Haushalte als armutsgefährdet. 
Diese Unterschiede sind im Wesentlichen durch Stichprobenschwankungen, unterschiedliche 
 
11 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 2008, S. IV 
12 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 2008. Dieses Verständnis beruht auf Amartya Sens Ansatz 
der Verwirklichungschancen, der der aktuellen deutschen Armuts- und Reichtumsberichterstattung zugrunde liegt, 
s.a. Volkert, J., 2008 
13 So hat beispielsweise die UNICEF 2007 sechs Dimensionen von Armut in den reichen Industrieländern unter-
sucht: materielle Situation, Gesundheit, Bildung, Beziehung zu Eltern und Gleichaltrigen, Lebensweise und Risi-
ken sowie subjektives Wohlbefinden. 
14 In umfassenderen Armuts- und Reichtumsberichten auf Bundes- und Länderebene ist es auch möglich, andere 
Dimensionen von Armut einzubeziehen. Zur Reichtums- und Armutsberichterstattung der Länder: ISS (Hrsg.), S. 
33ff, http://www.bmas.de/coremedia/generator/19790/property=pdf/forschungsprojekt__A364.pdf  
15 Zur Methodik und unterschiedlichen Niveaus der Armutsrisikoschwellen und Armutsrisikoquoten siehe 3. Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung, S. X  
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Einkommensbegriffe16 und die unterschiedliche Behandlung fehlender oder unplausibler Werte 
zu erklären.  
Soweit nicht anders angegeben, liegt den Auswertungen für diesen Report der Mikrozensus 
2007 zugrunde. Die großen Vorteile dieser Datenbasis liegen in ihrer Repräsentativität und im 
Stichprobenumfang, der weitgehende Differenzierungen erlaubt. Im Gegensatz zu anderen Er-
hebungen (EU-SILC, EVS) ermöglicht der Mikrozensus auch Aussagen zur Armutsgefährdung 
von Familien mit Migrationshintergrund. Darüber hinaus ist die Teilnahme am Mikrozensus ge-
setzlich verpflichtend. Eine Untererfassung einkommensschwächerer Familien, wie sie in freiwil-
ligen Erhebungen eher vorkommen kann, ist damit weitgehend ausgeschlossen.  
Bis zu welchem Einkommen gelten Familien in Baden-Württemberg und in 
Deutschland als armutsgefährdet? 
Nach der hier verwendeten und EU-weit verbreiteten Definition verfügen Familien über ein 
Niedrigeinkommen und gelten damit als armutsgefährdet, wenn sie über weniger als 60 % des 
durchschnittlichen Einkommens (gewichtetes Medianeinkommen) aller Lebensformen verfügen. 
Damit lässt sich Armutsgefährdung nur relativ bestimmen. Im Sinn einer „dauerhaft strengen 
Armut“ wird in anderen Veröffentlichungen teilweise auch ein Schwellenwert von 50 % als Maß 
für Niedrigeinkommen verwendet. Das gewichtete Medianeinkommen aller Lebensformen liegt 
in Baden-Württemberg bei 1 370 Euro und im Bundesgebiet bei 1 213 Euro; das Vermögen wird 
dabei nicht berücksichtigt. 
Die folgende Tabelle weist sowohl die 50 % als auch die 60 % Schwellenwerte für Baden-
Württemberg und Deutschland aus. In Baden-Württemberg gilt ein Paar mit 2 Kindern unter 
15 Jahren als armutsgefährdet, wenn das Familiennettoeinkommen unter 1 726 Euro liegt 
(60 % Schwelle). Legt man die 50 % Schwelle zugrunde, dann gilt ein Paar mit 2 Kindern unter 
15 Jahren mit einem Einkommen von unter 1 439 Euro als armutsgefährdet. Da das durch-
schnittliche Einkommen in Baden-Württemberg höher ist als im Bundesgebiet, sind hier auch 
die Armutsrisikoschwellen höher. Im Bundesgebiet gilt ein Paar mit 2 Kindern unter 15 Jahren 
bereits ab einem Familiennettoeinkommen unter 1 529 Euro als armutsgefährdet.  
                                                                  
16 Die Einkommensbegriffe unterscheiden sich vor allem in der unterschiedlichen Berücksichtigung des Mietwerts 
von selbst genutztem Wohneigentum als Einkommenskomponente. In der EVS, im SOEP und bei EU-SILC (seit 
2007) wird er als Einkommenskomponente berücksichtigt, während dies beim Mikrozensus nicht der Fall ist. 
8 
REPORT 4/2008 
Tabelle 1:  Schwellenwerte für Niedrigeinkommen von Familien in Baden-Württemberg und 
Deutschland (2007) 
50 % 60 % 50 % 60 %
Alleinstehende 685 822 607 728 
Paar ohne Kinder 1.028 1.233 911 1.092 
Paar mit 1 Kind unter 15 Jahren 1.233 1.480 1.093 1.310 
Paar mit 2 Kindern unter 15 Jahren 1.439 1.726 1.275 1.529 
Paar mit 3 Kindern unter 15 Jahren 1.644 1.973 1.457 1.747 
Alleinerziehende mit 1 Kind unter 15 Jahren 891 1.069 789 946 
Alleinerziehende mit 2 Kindern unter 15 Jahren 1.096 1.315 971 1.165 




Anmerkung: Armutsgefährdet sind Familien mit einem Niedrigeinkommen. Von einem Niedrigeinkommen wird gesprochen, wenn 
das monatliche Familiennettoeinkommen weniger als 50 % bzw. 60 % des mittleren gewichteten Pro-Kopf-Einkommens aller Le-
bensformen beträgt. Dabei wird das mittlere gewichtete Pro-Kopf-Einkommen nicht mit der Anzahl der Familienmitglieder multipli-
ziert, sondern mit den definierten Gewichten der sogenannten modifizierten OECD-Skala (1. Person = 1,0; weitere Personen im 
Alter 15 Jahre und mehr = 0,5; weitere Personen im Alter unter 15 Jahren = 0,3). So wird beispielsweise bei einem Paar mit 2 Kin-
dern unter 15 Jahren mit dem Faktor 2,1 gewichtet. Beispiel: Baden-Württemberg bei 60 %-Schwelle: 822 Euro x 2,1= 1 726 Euro. 
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft  
Wie hat sich die Armutsgefährdung in Baden-Württemberg entwickelt? 
In den Jahren 2006 und 2007 sind die Armutsquoten - vermutlich im Zusammenhang mit der 
positiven konjunkturellen Entwicklung - zurückgegangen. Dieser Rückgang ist nicht nur in Ba-
den-Württemberg, sondern im gesamten Bundesgebiet festzustellen. 2007 waren in Baden-
Württemberg 29 % der Alleinerziehenden und 9 % der Ehepaare mit Kindern armutsgefährdet. 
Zwei Jahre zuvor waren es noch 32 % bzw. 10 %. Damit ist die Armutsgefährdung von Ehepaa-
ren in Baden-Württemberg um etwa 10 % zurückgegangen (1 Prozentpunkt), die der Alleiner-
ziehenden um etwa 9 % (3 Prozentpunkte). Bei Familien mit minderjährigen Kindern ist die Ar-
mutsgefährdung von Ehepaaren und ihren Kindern um 17 % gesunken (2 Prozentpunkte) und 
diejenige von Alleinerziehenden um 11 % (5 Prozentpunkte). Zwischen 2003 und 2007 
schwankt die Armutsquote teilweise stark. Die Armutsgefährdung von Ehepaaren mit Kindern 
lag - nach einem leichten Anstieg 2005 - zwei Jahre später wieder etwa auf dem Niveau von 
2003. Bei Alleinerziehenden hingegen konnte das Niveau von 2003 trotz des Rückgangs der 
Armutsgefährdung in den Jahren 2006/2007 nicht wieder erreicht werden. Ihre Armutsgefähr-
dung war 2007 in der Regel höher als 2003. Der Rückgang der Armutsgefährdung in den Jah-
ren 2006/2007 hat die Strukturen der Armutsgefährdung nicht verändert. Nach wie vor sind Al-
leinerziehende sowie Familien mit jüngeren Kindern und kinderreiche Familien einer 
vergleichsweise hohen Armutsgefährdung ausgesetzt. So war beispielsweise auch 2007 die 
Armutsgefährdung von Alleinerziehenden 3-4-mal höher als die von Ehepaaren mit Kindern.  
9 
REPORT 4/2008 
Tabelle 2:  Entwicklung der Armutsgefährdung von Alleinerziehenden und Ehepaaren in 
Baden-Württemberg (2003-2007) 
2003 2005 2007
1 Kind 19 30 28
2 Kinder 30 34 27
3 und mehr Kinder (49) 50 (46)
unter 3 Jahren 55    (.) 59
3 bis unter 6 Jahren 42 59 55
6 bis unter 15 Jahren 31 45 37
15 bis unter 18 Jahren 27 43 36
unter 18 Jahren 32 44 39
2003 2005 2007
1 Kind 7 9 7
2 Kinder 8 8 7
3 und mehr Kinder 18 20 (18)
unter 3 Jahren 13 18 13
3 bis unter 6 Jahren 11 14 10
6 bis unter 15 Jahren 10 11 11
15 bis unter 18 Jahren 13 12 11








im Alter von …
Anmerkung: Werte in Klammern sind aufgrund geringer Fallzahlen unsicher. Die Berechnungen orientieren sich am Landesmedian, 
der ausgewiesenen Armutsgefährdung liegt die 60 %-Schwelle zugrunde.  
Quelle: Mikrozensus der jeweiligen Jahre, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft  
Familien mit besonderer Armutsgefährdung:  
Alleinerziehende, kinderreiche Familien, ausländische  
Familien 
Familien sind nicht generell stärker armutsgefährdet als kinderlose Lebensformen, aber es gibt 
Familienphasen und -typen, die mit einer überdurchschnittlich hohen Armutsgefährdung behaf-
tet sind. Legt man den Landesmedian zugrunde, dann liegt die durchschnittliche Armutsgefähr-
dung aller Lebensformen in Baden-Württemberg bei 18 % und die von Familien bei 13 %. 
Paarfamilien (9 %) und kinderlose Paare (11 %) sind deutlich seltener armutsgefährdet als der 
Durchschnitt aller Lebensformen. Eine vergleichsweise hohe Armutsgefährdung zeigt sich bei 
Paaren mit 3 und mehr Kindern (19 %) und bei alleinerziehenden Frauen (31 %).17 
                                                                  
17 Soweit nicht anders angegeben, orientieren sich die Berechnungen der Armutsgefährdung von Familien in Baden-
Württemberg am durchschnittlichen gewichteten Pro-Kopf-Einkommen in Baden-Württemberg. Bei Vergleichen 
mit der Situation im Bundesgebiet wird das durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Einkommen in Deutschland zu-
grunde gelegt. Dass die Armutsgefährdung von Familien in Baden-Württemberg gemessen am Landesmedian in 
der Regel höher ausfällt als wenn man den Bundesmedian zugrunde legt, hängt damit zusammen, dass das 
durchschnittliche Einkommen im Südwesten höher ist als in Deutschland. Dementsprechend höher liegen die Ein-
kommensschwellen, unterhalb der die finanzielle Lage von Familien als prekär gilt. Auch das höhere Ausgabenni-
veau und die höhere Einkommensungleichheit in Baden-Württemberg wirken sich auf die Armutsgefährdungsquo-
te aus.  
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Die Armutsgefährdungsquoten fallen niedriger aus, wenn man sich bei der Berechnung des 
Medianeinkommens nicht am Landes-, sondern am Bundesmedianeinkommen orientiert. In 
diesem Fall sind in Baden-Württemberg durchschnittlich 11 % aller Lebensformen armutsge-
fährdet (Familien 8 %), im Bundesgebiet sind es 14 % (Familien 13 %). Sowohl für Paarfamili-
en als auch für kinderlose Paare besteht in Baden-Württemberg eine Armutsgefährdungsquote 
von 6 % (bezogen auf den Bundesdurchschnitt). Bundesweit sind 9 % der Paarfamilien und 7 % 
der kinderlosen Paare armutsgefährdet. Kinderreiche Paarfamilien sind auf dieser Berechungs-
grundlage in Baden-Württemberg zu 12 % armutsgefährdet, in Deutschland sind es 18 %. Bun-
desweit leben 26 % der alleinerziehenden Mütter unterhalb der Armutsrisikoschwelle, in Baden-
Württemberg sind es 21 % (gemessen am Bundesmedian). 
Betrachtet man Familien nach dem Alter des jüngsten Kindes, so zeigt sich, dass die Armutsge-
fährdung mit höherem Alter des jüngsten Kindes sinkt. Dies gilt sowohl für Paarfamilien als 
auch für Alleinerziehende. Erst wenn das jüngste im Haushalt lebende Kind volljährig ist, sinkt 
die Armutsgefährdung von Paarfamilien unter den Durchschnitt aller Paare mit Kindern. Auch 
bei alleinerziehenden Müttern sinkt die Armutsgefährdung mit dem Alter des jüngsten Kindes. 
Durchschnittlich ist etwa ein Drittel der alleinerziehenden Mütter armutsgefährdet (31 %). So-
lange minderjährige Kinder im Haushalt leben, fällt die Armutsgefährdung jedoch deutlich höher 
aus.  
Schaubild 3:  Armutsgefährdung von Familien nach Alter des jüngsten Kindes in Baden-
Württemberg (2007) 
unter 3 Jahren
3 bis unter 
6 Jahren
6 bis unter 
15 Jahren
15 bis unter 
18 Jahren









Anmerkung: Die Berechnungen orientieren sich am durchschnittlichen gewichteten Pro-Kopf-Einkommen von Baden-Württemberg. 
Der ausgewiesenen Armutsgefährdung liegt die 60 %-Schwelle zugrunde. Angaben in Prozent. 
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft 
Alleinerziehende 
Nach Ergebnissen des UNICEF-Berichts zur Lage von Kindern in Deutschland (2008) werden 
Kinder von Alleinerziehenden deutlich häufiger in Familien mit Niedrigeinkommen hineingebo-
ren, verbleiben länger in Armutsgefährdung und geraten auch wieder schneller in prekäre finan-
zielle Lagen, wenn es ihnen gelungen ist, sie zu überwinden. Selbst wenn ein alleinerziehender 
Elternteil Vollzeit beschäftigt ist, leben nach dieser Studie mehr als zwei Drittel der Kinder bis zu 
ihrem 18. Geburtstag mindestens ein Jahr lang in Armutsgefährdung. 10 % der Kinder von Al-
leinerziehenden leben in dauerhafter Armutsgefährdung, d.h. in mindestens 5 von 18 Jahren. 
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Wenn der alleinerziehende Elternteil nicht Vollzeit beschäftigt ist, besteht für nahezu ein Drittel 
der Kinder ein dauerhaftes Armutsrisiko.18  
Alleinerziehende selbst sehen ihre größten Probleme in der finanziellen Situation und der sozia-
len Absicherung. Ihre Zufriedenheit mit den finanziellen Verhältnissen fällt deutlich schlechter 
aus als die Zufriedenheit mit den Lebensumständen insgesamt. Dies bestätigt eine im Auftrag 
des Bundesfamilienministeriums durchgeführte Allensbach-Studie zu Situation und Lebensum-
ständen von Alleinerziehenden (2008).19  
Alleinerziehende Mütter befinden sich deutlich häufiger in finanziell prekären Verhältnissen als 
alleinerziehende Väter. Sie finden sich in niedrigeren Wohlstandspositionen und tragen ein hö-
heres Risiko, auf Hartz IV angewiesen zu sein als alleinerziehende Väter. Nicht nur im Hinblick 
auf die finanzielle Lage, sondern auch in Bezug auf die Erwerbsbeteiligung und Bildung beste-
hen zwischen alleinerziehenden Müttern und Vätern große Unterschiede.20 Alleinerziehende 
Väter haben häufig weniger und ältere Kinder und sind auch eher erwerbstätig. Um diesen ge-
schlechtsspezifischen Unterschieden Rechnung zu tragen, ist es notwendig, die Situation von 
alleinerziehenden Müttern und Vätern getrennt zu betrachten.  
In Baden-Württemberg leben etwa 245 000 alleinerziehende Frauen und 46 000 alleinerzie-
hende Männer21. Damit machen alleinerziehende Mütter etwa 84 % der Alleinerziehenden aus. 
Über die Armutsgefährdung alleinerziehender Väter im Südwesten liegen nur wenige Informati-
onen vor, da ihre Anzahl so gering ist, dass auf der Basis des Mikrozensus kaum aussagekräf-
tige Daten gewonnen werden können. Gemessen am Landesmedian ist etwa jede dritte allein-
erziehende Mutter in Baden-Württemberg armutsgefährdet (31 %) und jeder achte Vater 
(13 %).22 Legt man den Berechnungen der Armutsgefährdungsquote in Baden-Württemberg 
das gesamtdeutsche durchschnittliche Einkommen zugrunde, so ist etwa ein Fünftel (21 %) der 
alleinerziehenden Mütter in Baden-Württemberg armutsgefährdet.23 Bundesweit leben 26 % 
der alleinerziehenden Mütter und 14 % der alleinerziehenden Väter unterhalb der Armutsrisiko-
schwelle. 
Alleinerziehende Mütter mit jüngeren Kindern sind besonders häufig armutsgefährdet. In Ba-
den-Württemberg leben nahezu 60 % der alleinerziehenden Mütter unter 35 Jahren unterhalb 
der Armutsgefährdungsschwelle. Im Alter von 35 bis unter 40 Jahren sind es etwa 40 %. Allein-
erziehende Mütter mit Kindern unter 3 Jahren sind ebenfalls zu etwa 60 % armutsgefährdet.24 
Selbst wenn die Kinder schon im Kindergartenalter sind (3 bis unter 6 Jahre), leben noch mehr 
als die Hälfte der alleinerziehenden Mütter unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle (53 %). 
Alleinerziehende Mütter mit 3 oder mehr Kindern sind ebenfalls besonders oft armutsgefährdet. 
In Baden-Württemberg ist es fast jede Zweite (47 %). Bezogen auf das bundesweit durch-
                                                                  
18 Fertig, M., Tamm, M., 2008, S. 159; Die Armutsgefährdungsschwelle liegt hier bei 50 % des Medians des Äquiva-
lenzeinkommens.  
19 BMFSFJ (Hrsg.), Monitor Familienforschung 15/2008 
20 BMFSFJ (Hrsg.), Monitor Familienforschung 15/2008 
21 Berücksichtigt wurden nur Personen mit Angaben zur Höhe des Einkommens. 
22 Für alleinerziehende Väter ist der Aussagewert aufgrund geringer Fallzahlen eingeschränkt. 
23 Für alleinerziehende Väter sind aufgrund geringer Fallzahlen keine Angaben möglich. 
24 Für alleinerziehende Mütter mit Kindern unter 3 Jahren in Baden-Württemberg ist der Aussagewert aufgrund ge-
ringer Fallzahlen eingeschränkt. 
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schnittliche Pro-Kopf-Einkommen sind in Baden-Württemberg 33 % der Alleinerziehenden mit 
3 oder mehr Kindern armutsgefährdet, im gesamten Bundesgebiet sind es 42 %.25 
Was ist die Haupteinkommensquelle alleinerziehender Mütter? 
Von den alleinerziehenden Müttern in Baden-Württemberg bestreiten 65 % ihren Lebensun-
terhalt überwiegend aus eigener Erwerbstätigkeit, 21 % leben überwiegend von Leistungen aus 
Hartz IV oder von Arbeitslosengeld I. Unterhalt durch Dritte (Eltern oder anderer Elternteil des 
Kindes) stellt für etwa 7 % der Alleinerziehenden die Haupteinkommensquelle dar. Ein kleiner 
Teil der Alleinerziehenden lebt überwiegend von Renten oder Pensionen (4 %), 3 % finanzieren 
sich durch sonstige Unterstützungen oder Transferleistungen.26 In Deutschland leben 57 % der 
alleinerziehenden Mütter überwiegend von ihrem Erwerbseinkommen, für etwa ein Drittel ist 
das Arbeitslosengeld I oder II die Haupteinkommensquelle.  
Kinderreiche Familien 
Nicht nur Alleinerziehende, sondern auch kinderreiche Paarfamilien sind von einer überdurch-
schnittlich hohen Armutsgefährdung betroffen. Bezogen auf den Landesmedian ist in Baden-
Württemberg nahezu jede fünfte Paarfamilie mit 3 oder mehr Kindern armutsgefährdet (19 %). 
Legt man den Bundesmedian der Pro-Kopf-Einkommen zugrunde, dann sind in Baden-
Württemberg 12 % der Paare mit 3 oder mehr Kindern armutsgefährdet, bundesweit sind es 
18 %. 
Ausländische Familien 
Auch ausländische Familien gehören zu den Familien, deren Armutsrisiko überdurchschnittlich 
hoch ist.27 Während in Baden-Württemberg jede zehnte deutsche Familie unterhalb der Ar-
mutsgefährdungsschwelle lebt, betrifft dies 27 % der ausländischen Familien.28 Besonders 
deutlich werden die Unterschiede, wenn man einzelne Lebensformen mit Kindern betrachtet. 
Von den deutschen Paaren mit Kindern sind in Baden-Württemberg 6 % armutsgefährdet, für 
die ausländischen Paarfamilien ist das Risiko viermal so hoch (24 %). Auch für alleinerziehende 
Mütter, die nicht die deutsche Staatsangehörigkeit haben, ist die Armutsgefährdung mit 48 % 
deutlich höher als für deutsche (30%). Gemessen am Bundesmedian sind in Baden-
Württemberg insgesamt 7 % der deutschen und 18 % der ausländischen Familien armutsge-
fährdet, im Bundesgebiet sind es 11 % der deutschen und 28 % der ausländischen Familien. 
Der 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung nennt als Ursachen für die schwä-
chere Einkommenssituation von Migrantinnen und Migranten fehlende schulische und berufli-
che Qualifikationen bzw. nicht anerkannte berufliche Abschlüsse, etwaige Diskriminierungen 
durch Arbeitgeber, Sprachbarrieren, Branchenabhängigkeiten sowie Unterschiede im Erwerbs-
verhalten.29  
Die folgende Tabelle zeigt die Armutsgefährdung verschiedener Familientypen im Überblick:  
                                                                  
25 Für alleinerziehende Frauen mit 3 oder mehr Kindern in Baden-Württemberg ist der Aussagewert aufgrund gerin-
ger Fallzahlen eingeschränkt.  
26 Dazu gehören laufende Hilfe zum Lebensunterhalt, Grundsicherung, Hilfen in besonderen Lebenslagen, BAföG, 
Vorruhestandsgeld, Stipendium, Pflegeversicherung, Asylbewerberleistungen sowie Eltern- und Erziehungsgeld. 
27 Als ausländische Familien wurden hier Familien gezählt, deren Bezugsperson nicht die deutsche Staatsangehö-
rigkeit hat, andere migrationsspezifische Aspekte bleiben unberücksichtigt. 
28 Diese Werte beziehen sich auf das durchschnittliche gewichtete Pro-Kopf-Einkommen in Baden-Württemberg. 
29 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, S. 155 
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Tabelle 3:  Armutsgefährdete Familien in Baden-Württemberg und Deutschland nach  
Familientypen (2007) 
Deutschland
bezogen auf den 
Durchschnitt in 
Baden-Württemberg 
Familien insgesamt 13 8 13
alleinerziehende Mütter insgesamt 31 21 26
alleinerziehende Mutter, 1 Kind 30 18 22
alleinerziehende Mutter, 2 Kinder 32 25 32
alleinerziehende Mutter, 3 und mehr Kinder (47) (33) 42
alleinerziehende Mutter mit Kindern unter 3 Jahren (58) (44) 48
alleinerziehende Mutter mit Kindern unter 18 Jahren 42 28 32
Paarfamilien insgesamt 9 6
Paarfamilie, 1 Kind 8 5
Paarfamilie, 2 Kinder 7 5
Paarfamilie, 3 und mehr Kinder 19 12 18
Paarfamilie mit Kindern unter 3 Jahren 14 8 13
Paarfamilie mit Kindern unter 18 Jahren 11 7 10
Familien nach Staatsangehörigkeit
alleinerziehende Mutter, deutsch 30 19 24
alleinerziehende Mutter, ausländisch 48 33 42
Paarfamilie, deutsch 6 4
Paarfamilie, ausländisch 24 16 25









Anmerkung: Werte in Klammern sind aufgrund geringer Fallzahlen unsicher. Der ausgewiesenen Armutsgefährdung liegt die 60%-
Schwelle zugrunde.  
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft 
Die größte Armutsgefährdung: Fehlende Erwerbsbeteiligung 
der Eltern  
Untersuchungen zur Kinderarmut zeigen, dass Kinder in Familien, in denen kein Elternteil einer 
Erwerbstätigkeit nachgeht, mit Abstand am stärksten armutsgefährdet sind. Bundesweit sinkt 
mit der Aufnahme einer Vollzeitbeschäftigung durch mindestens ein Familienmitglied die Ar-
mutsgefährdung von Haushalten mit Kindern von 48 % auf 8 % bzw. 4 %.30 Durch eine aktuelle 
Studie zur Armut von Kindern und Jugendlichen in Thüringen wurde jüngst bestätigt, dass der 
bedeutsamste Grund für die Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen die fehlende o-
der nicht ausreichende Erwerbsbeteiligung der Eltern ist. In Thüringen hat ein Kind oder ein Ju-
gendlicher in einer Familie, in der beide Elternteile voll- oder teilzeiterwerbstätig sind, ein zehn-
mal geringeres Risiko, von Armut betroffen zu sein als Kinder oder Jugendliche in einem 
Haushalt, in dem nur ein Elternteil einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Für Familien, in denen kein 
                                                                  
30 BMFSFJ (Hrsg.) 2008, Eggen, B., 2008 
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Elternteil erwerbstätig ist, ist die Armutsgefährdung etwa dreimal höher als für Familien, in de-
nen zumindest ein Elternteil erwerbstätig ist.31  
In Baden-Württemberg sind in über der Hälfte der Paarfamilien beide Elternteile erwerbstätig 
(61 %).32 In den meisten dieser Familien arbeitet ein Elternteil Vollzeit und ein Elternteil Teilzeit 
(46 % aller Paarfamilien), in 15 % der Familien sind beide Partner Vollzeit erwerbstätig. Famili-
en, in denen beide Eltern einer Erwerbstätigkeit nachgehen, sind äußerst selten armutsgefähr-
det. Lediglich 3 % der Familien in Baden-Württemberg, in denen ein Elternteil Vollzeit und einer 
Teilzeit arbeitet, sind davon betroffen. Familien mit nur einem Einkommen (31 % der Paarfami-
lien in Baden-Württemberg) hingegen unterliegen einer deutlich höheren Armutsgefährdung. 
Sie liegt bei 13 %, wenn der alleinverdienende Elternteil Vollzeit arbeitet und beträgt 33 % bei 
einer Teilzeiterwerbstätigkeit. Für alleinerziehende Mütter beträgt die Armutsgefährdung bei ei-
ner Vollzeiterwerbstätigkeit 15 % und bei einer Teilzeiterwerbstätigkeit 37 %. Alleinerziehende 
Mütter, die keiner Erwerbstätigkeit nachgehen, sind in Baden-Württemberg zu 43 % armutsge-
fährdet.  
Der bedeutendste Armutsrisikofaktor für Familien ist die fehlende Erwerbsbeteiligung der Eltern. 
Dabei reduziert nur eine Vollzeiterwerbstätigkeit das Armutsgefährdungspotenzial in erhebli-
chem Ausmaß. Alleine die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit als solcher genügt in der Regel je-
doch noch nicht, um die Schwelle der Armutsgefährdung zu übersteigen. Hierbei ist zu beach-
ten, dass bei der Erwerbstätigkeit in Deutschland ein Rückgang von Vollzeit- zugunsten von 
Teilzeitbeschäftigung zu verzeichnen ist (insbesondere bei den Frauen) und daher nur geringe-
res Erwerbseinkommen erwirtschaftet werden kann. So sind nur etwas mehr als 20 % der “Auf-
stocker“ im Hartz-IV-Bezug in Vollzeit abhängig beschäftigt, knapp 80 % der so genannten „Auf-
stocker“ sind nur geringfügig oder in Teilzeit abhängig beschäftigt.33 Ein weiterer Grund dafür, 
dass allein die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nicht ausreicht, um den Bereich der Armutsge-
fährdung zu verlassen, dürfte in der Zunahme selbstständiger Tätigkeiten und des Anteils der 
Beschäftigten im Niedriglohnbereich liegen. Eine Ursache hierfür ist in der Zunahme flexibler 
Beschäftigungsformen wie beispielsweise geringfügiger Beschäftigung und Leiharbeit zu se-
hen.34  
Unterschiedliche Strukturen der Erwerbsbeteiligung alleinerziehender Mütter in 
Ost und West 
Analysen zur Armutsgefährdung von Kindern kommen zu dem Ergebnis, dass Kinder von al-
leinerziehenden Müttern in Baden-Württemberg, bezogen auf das durchschnittliche Einkom-
men aller Lebensformen in Baden-Württemberg, stärker armutsgefährdet sind als im Bundes-
gebiet. Während in Baden-Württemberg 34 % der Kinder mit alleinerziehenden Müttern in 
wirtschaftlich prekären Verhältnissen leben, sind es im Westen Deutschlands 29 % und im 
Osten Deutschlands 24 % (bezogen auf den Durchschnitt der jeweiligen regionalen Einheit, 
2006).35 Dieses Ergebnis mag zunächst erstaunen, vor allem, wenn man berücksichtigt, dass 
                                                                  
--- 
31 Thüringer Ministerium für Soziales, Familie und Gesundheit (Hrsg.), 2008. Den Berechnungen zur Armut von Kin-
dern und Jugendlichen in Thüringen liegen Auswertungen des SOEP 2007 zugrunde. 
32 Paargemeinschaften mit im Haushalt lebenden Kindern 
33 IAB-Kurzbericht 2/2009 
34 s.a. 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, S. IV 
35 Eggen, B., 2008, S. 4, Wirtschaftlich prekäre Verhältnisse: Gewichtete Pro-Kopf-Einkommen der Familien, die 
weniger als 60 % vom mittleren (Median) gewichteten Pro-Kopf-Einkommen aller Lebensformen bezogen auf den 
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alleinerziehende Mütter in Baden-Württemberg deutlich häufiger einer Erwerbstätigkeit nachge-
hen (76 %) als im Bundesgebiet (67 %).36 Legt man bei der Berechnung der Armutsgefährdung 
nicht den Landesmedian zugrunde, sondern das bundesdeutsche Medianeinkommen, dann re-
lativiert sich die scheinbar höhere Armutsgefährdung von Kindern alleinerziehender Mütter in 
Baden-Württemberg. Gemessen am gewichteten Pro-Kopf-Einkommen aller Lebensformen in 
Deutschland sind in Baden-Württemberg 23 % der Kinder von Alleinerziehenden armutsgefähr-
det. Auf dieser Berechnungsgrundlage unterliegen Kinder alleinerziehender Mütter in Baden-
Württemberg einer geringeren Armutsgefährdung als im Bundesgebiet (29 %).37  
Dennoch hat die Berechnung von Armutsgefährdungsquoten, die sich am Durchschnitt der je-
weiligen regionalen Einheit orientiert, ihre Berechtigung, da nicht nur das Einkommen, sondern 
auch die Höhe der zum Lebensunterhalt notwendigen Ausgaben regional stark voneinander 
abweichen. So haben beispielsweise in Baden-Württemberg viele Familien deutlich höhere 
Mietkosten zu tragen als in den neuen Bundesländern. Womit könnte es also zusammenhän-
gen, dass Kinder von Alleinerziehenden in Baden-Württemberg und im gesamten Westen 
Deutschlands stärker armutsgefährdet sind als im Osten Deutschlands, wenn man bei der Be-
rechnung den Durchschnitt der jeweiligen regionalen Einheit zugrunde legt?  
Im Hinblick auf die Armutsgefährdung ist es nicht nur ausschlaggebend, ob Alleinerziehende 
erwerbstätig sind, sondern auch in welchem Umfang. Die Strukturen der Erwerbsbeteiligung al-
leinerziehender Mütter unterscheiden sich in unterschiedlichen Regionen Deutschlands deutlich 
voneinander. Alleinerziehende in Baden-Württemberg sind zwar häufiger erwerbstätig als im 
Bundesdurchschnitt, aber sie sind es in deutlich geringerem Umfang. In Baden-Württemberg 
arbeiten 36 % der erwerbstätigen alleinerziehenden Mütter in Vollzeit, bundesweit geht etwa 
jede zweite einer Vollzeitbeschäftigung nach (54 %). Hier zeigen sich deutliche Unterschiede 
zwischen Ost und West: In Ostdeutschland sind etwa drei Viertel der erwerbstätigen Alleiner-
ziehenden in Vollzeit beschäftigt, im Westen sind es 49 %.38  
Schaubild 4: Umfang der Erwerbsbeteiligung von Müttern in Baden-Württemberg,  


































unter 15 Stunden 15 bis unter 35 Stunden 35 und mehr Stunden
Anmerkung: Angaben in Prozent, Abweichungen von 100 Prozent wegen Rundungen 
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft 
                                                                  
Durchschnitt der jeweiligen regionalen Einheit betragen. 
36 alleinerziehende Frauen im Alter von 15 bis 64 Jahren mit Kindern unter 18 Jahren 
37 Mikrozensus 2006 
38 BMFSFJ (Hrsg.), Monitor Familienforschung 15/2008, S. 11 
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Der Anteil von erwerbstätigen Alleinerziehenden, die unter 15 Stunden in der Woche arbeiten, 
liegt in Baden-Württemberg bei 15 %, im Westen bei 14 % und im Osten Deutschlands bei 9 %. 
Die höhere Armutsgefährdung von Kindern alleinerziehender Mütter in Baden-Württemberg 
(gemessen am Landesmedianeinkommen) könnte demnach auch damit zusammenhängen, 
dass Alleinerziehende hier zwar häufiger, aber offensichtlich weniger umfangreich erwerbstätig 
sind als im Bundesgebiet und vor allem als im Osten Deutschlands. Die zeitlich deutlich umfas-
sendere Erwerbstätigkeit alleinerziehender Mütter in Ostdeutschland dürfte auch mit dem dort 
besser ausgebauten Kinderbetreuungsangebot zu tun haben.39 So wurden beispielsweise im 
März 2008 in Ostdeutschland 66 % der Kinder im Alter von 3 bis 5 Jahren ganztags außerhalb 
der Familie in Kinderkrippen und bei Tagesmüttern betreut und in Westdeutschland 22 %. Ba-
den-Württemberg wies den geringsten Anteil an ganztags betreuten Kindern auf, hier wurde nur 
jedes zehnte Kind in dieser Altersgruppe mehr als 7 Stunden pro Tag außerhalb der Familie in 
Kinderkrippen und bei Tagesmüttern betreut.40 
Familien im Hartz IV-Bezug 
Im Zuge des konjunkturellen Aufschwungs ist die absolute Zahl der Menschen, die Hartz IV be-
anspruchen, zwischen 2007 und 2008 zurückgegangen. Allerdings profitierten von diesem 
Rückgang Paarfamilien deutlich stärker als Alleinerziehende. Im Juli 2008 waren in Baden-
Württemberg 52 010 Alleinerziehende auf Hartz IV angewiesen, das waren rund 2 % weniger 
als im Juli 2007 (52 878). Bei Paaren mit Kindern ging die Zahl der Hartz IV-Bezieher im Ver-
gleich zum Vorjahr hingegen um 11 % zurück. Im Juli 2008 bezogen 40 126 Paare mit ihren 
minderjährigen Kindern Leistungen nach Hartz IV, ein Jahr zuvor waren es 44 955. Die Ten-
denz, dass Paare mit Kindern deutlich stärker vom konjunkturellen Aufschwung profitierten als 
Alleinerziehende, zeigt sich bundesweit. Hier nahmen 8,2 % weniger Paare mit Kindern Leis-
tungen nach Hartz IV in Anspruch, bei den Alleinerziehenden waren es 0,4 %.41 
Zwischen 2005 und 2007 hat sich das Hartz IV-Risiko für Familien sowohl in Baden-
Württemberg als auch im gesamten Bundesgebiet kaum verändert. 2007 erhielten in Baden-
Württemberg insgesamt etwa 51 900 Alleinerziehende und 42 400 Paare mit Kindern unter 
18 Jahren Leistungen aus Hartz IV. Dies waren etwa 30 % der Alleinerziehenden und 4 % der 
Paare mit minderjährigen Kindern. Im Vergleich dazu waren es im Bundesgebiet etwa 42 % der 
Alleinerziehenden und 8 % der Paarfamilien.42  
                                                                  
39 s.a. Report Familien in Baden-Württemberg 2/2008 
40 Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Pressemitteilung Nr. 010 vom 9. Januar 2009, 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/2009/01/PD09__010__225,templ
ateId=renderPrint.psml  
41 Da für 2008 noch keine Auswertungen des Mikrozensus vorliegen, können für 2008 nur absolute Zahlen ausge-
wiesen werden. 
42 Statistik der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II, Bundesagentur für Arbeit, Angaben für Dezember 
2007, Mikrozensus 2007 
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Schaubild 5:  Anteil der Alleinerziehenden und Paare mit Kindern im Hartz IV-Bezug in  
Baden-Württemberg (2005-2007) 




Anmerkung: Statistik der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II: Angaben für Dezember des jeweiligen Jahres, Familien 
mit Kindern unter 18 Jahren, Angaben in Prozent 
Quelle: Statistik der Grundsicherung für Arbeitssuchende nach SGB II, Bundesagentur für Arbeit, Mikrozensus 
Die Leistungen nach Hartz IV zielen darauf ab, das so genannte Existenzminimum zu sichern. 
Dieses ist von der Armutsgefährdungsschwelle (60 % des Medianeinkommens) zu unterschei-
den. Etwa 70 % Familien, die Sozialleistungen43 beziehen, leben in Baden-Württemberg unter-
halb der Armutsgefährdungsschwelle (Landesmedian). Orientiert man sich am Bundesmedian, 
so betrifft dies die Hälfte der Familien im Sozialleistungsbezug in Baden-Württemberg (50 %), 
im Bundesgebiet sind es 56 %.44 
Von den Familien, die trotz Erwerbstätigkeit der Bezugsperson Sozialleistungen beziehen („Auf-
stocker“),45 ist in Baden-Württemberg nahezu die Hälfte armutsgefährdet (48 % bezogen auf 
den Landesmedian). Legt man den Bundesmedian zugrunde, dann sind es 34 %.46 Im Bundes-
gebiet leben 39 % der Aufstocker unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle. 
Die finanziellen Einschränkungen werden von Hartz IV-Empfängerinnen und Empfängern häufig 
subjektiv als große Belastung empfunden. Nach einer aktuellen Befragung von Betroffenen in 
Baden-Württemberg leiden 90 % von ihnen sehr oder ziemlich stark darunter. Auch das Ge-
fühl gesellschaftlicher Ausgrenzung spielt im Erleben von Hartz IV-Empfängerinnen und Emp-
fängern eine große Rolle: 63 % der Befragten gaben an, darunter ziemlich stark oder sehr stark 
zu leiden.47  
Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Armutsgefährdung von Familien in Abhän-
gigkeit von der Erwerbsbeteiligung der Eltern: 
                                                                  
43 Bezugsperson der Lebensgemeinschaft: Bezug von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, Hilfe in besonderen Lebenslagen, Wohngeld und/oder Leistungen 
nach Hartz IV (ALG II, Sozialgeld) 
44 Familien, die Hartz IV (ALG II oder Sozialgeld) beziehen, sind in Baden-Württemberg zu 75 % (Landesmedian) 
bzw. 54 % (Bundesmedian) armutsgefährdet, bundesweit sind es 59 %. 
45 Überwiegender Lebensunterhalt der Bezugsperson aus Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosengeld I und zusätzlichem 
Bezug von sozialen Leistungen 
46 Für die Berechnung der Werte für Baden-Württemberg auf der Grundlage des Bundesmedians ist der Aussage-
wert aufgrund geringer Fallzahlen eingeschränkt. 
47 Ames, A., 2008 
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Tabelle 4:  Armutsgefährdung von Familien nach Erwerbsbeteiligung der Eltern in Baden-
Württemberg und Deutschland (2007) 
Deutschland
bezogen auf den Durchschnitt 
in Baden-Württemberg 
Paarfamilien mit Kindern
Alleinverdiener Vollzeit 13 7 10
Alleinverdiener Teilzeit 33 25 32
Vollzeit/Teilzeit 3 2 3
Vollzeit/Vollzeit (5) (4) 3
Bezieher von Sozialleistungen1) 69 54 59
darunter: Aufstocker2)             (.)      (.) 39
Alleinerziehende Mütter
Vollzeit 15 (9) 11
Teilzeit 37 25 25
nicht erwerbstätig 43 30 38
Bezieher von Sozialleistungen1) 66 43 52
darunter: Aufstocker2) (53)      (.) 40





1) Bezugsperson der Lebensgemeinschaft Bezug von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, Leistungen der Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung, Hilfe in besonderen Lebenslagen, Wohngeld und/oder Leistungen nach Hartz IV (ALG II, Sozialgeld) 
2) Überwiegender Lebensunterhalt der Bezugsperson der Lebensgemeinschaft aus Erwerbstätigkeit oder Arbeitslosengeld I plus 
zusätzlich Bezug von sozialen Leistungen wie unter 1) 
Anmerkung: Werte in Klammern sind aufgrund geringer Fallzahlen unsicher. Der ausgewiesenen Armutsgefährdung liegt die  
60 %-Schwelle zugrunde.  
Quelle: Mikrozensus 2007, Bevölkerung am Wohnsitz der Lebensgemeinschaft  
Weiteres Armutsrisiko: Überschuldung 
Überschuldung kann Familien ebenfalls in die Armut führen. Dies gilt insbesondere dann, wenn 
(ohne Beachtung der gesetzlichen Pfändungsfreigrenzen) das tatsächlich verfügbare Einkom-
men durch die Bemühungen, Schulden zu tilgen, unter die Armutsschwelle sinkt. Ein Privat-
haushalt gilt dann als überschuldet, wenn fällige Forderungen über einen längeren Zeitraum 
trotz Reduzierung des Lebensstandards nicht aus Einkommen und Vermögen beglichen wer-
den können.  
Die bundesweite Überschuldungsstatistik liefert Anhaltspunkte für die Einschätzung der Über-
schuldungssituation von Familien. Da sie jedoch auf freiwilliger Basis durchgeführt wird und bei 
weitem nicht alle von Überschuldung betroffenen Personen eine Schuldnerberatungsstelle auf-
suchen, ermöglicht sie nur Aussagen über einen Teil der Betroffenen. Ergebnisse der Über-
schuldungsstatistik 2007 zeigen, dass Arbeitslosigkeit am häufigsten zur Überschuldung (30 %) 
führt.48 Weitere wichtige Faktoren sind kritische Lebensereignisse wie Trennung, Scheidung 
oder Tod eines Partners (14 %) sowie Erkrankung, Sucht oder Unfall (10 %).49 Besonders Al-
                                                                  
48 Die Überschuldungsstatistik wird nach § 7 des Bundesstatistikgesetzes seit 2006 als freiwillige Erhebung bei den 
49 itteilung vom 21. Oktober 2008 – 393/08, 
PD08__393__52411,te
Schuldnerberatungsstellen durchgeführt. 





leinlebende und Alleinerziehende sind häufig überschuldet. Etwa 16 % der 2007 erfassten Per-
sonen waren Alleinerziehende, wohingegen ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung bei rund 7 % 
lag. Über die Gesamtzahl der überschuldeten Familien in Deutschland liegen keine gesicher-
ten Angaben vor, nach Expertenschätzungen gelten bundesweit etwa 3 Millionen Haushalte als 
überschuldet.50 Auch darüber, wie viele Familien in Baden-Württemberg von Überschuldung be-
troffen sind, gibt es bislang keine verlässlichen Angaben, da 2006 lediglich 3 Beratungsstellen 
aus Baden-Württemberg ihre Daten für Auswertungen im Rahmen der Überschuldungsstatistik 
zur Verfügung stellten.51 
Neben der Überschuldungsstatistik kann auch die Insolvenzstatistik Hinweise auf die Über-
schuldungssituation privater Haushalte geben. Seit 1999 haben zahlungsunfähige private 
Schuldner die Möglichkeit, mit der Durchführung eines solchen Verfahrens nach einer mindes-
tens sechsjährigen Wohlverhaltensperiode die restlichen Schulden erlassen zu bekommen. Bis 
Ende September 2007 hatten in Baden-Württemberg 44 820 Personen das Verbraucherinsol-
venzverfahren beantragt, in 91 % der Fälle wurde es auch eröffnet. Dies zeigt, dass auch im 
Südwesten Menschen in finanzielle Notlagen geraten, aus denen sie sich selbst nicht mehr be-
freien können.  
Der gestiegenen Bedeutung der Überschuldung in der öffentlichen Wahrnehmung und im Recht 
ist durch ein ausreichendes Angebot von Beratungsangeboten zu begegnen. Dies gilt umso 
mehr, als das SGB II die Schuldnerberatung als sozialintegrative Eingliederungsleistung der 
Kommunen vorsieht und derzeit nicht selten Wartezeiten bestehen.52  
3.  Einkommensungleichheit und Armutsgefährdung von 
Familien im internationalen Vergleich 
Wie hoch ist die Armutsgefährdung von Familien im europäischen Vergleich? 
Nach Ergebnissen aus LEBEN IN EUROPA 2007 (EU-SILC), der einzigen Datenquelle, die eu-
ropäisch vergleichbare Ergebnisse über Armut und Lebensbedingungen bereitstellt, waren in 
Deutschland im Jahr 2007 etwa 12 % der Familien armutsgefährdet, in der Europäischen Union 
(EU-25) waren es 17 %.53 Am geringsten war die Armutsgefährdung von Familien innerhalb der 
EU in Dänemark (8 %), Slowenien (9 %) sowie in Finnland und Schweden (je 10 %). In Grie-
chenland und Italien war die Armutsgefährdung für Familien am höchsten. Nahezu jede vierte 
Familie war in diesen Ländern von Armut bedroht (je 23 %). Auch europaweit unterliegen Al-
                                                                  
mplateId=renderPrint.psml  
50 Zur Überschuldungssituation privater Haushalte und Privatinsolvenzen auf Bundesebene s. a. Statistische Bun-
desamt (Hrsg.) Datenreport 2008, Kapitel 6 Private Haushalte – Einkommen, Ausgaben, Ausstattung, 
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Content/Publikationen/Querschnittsveroeffen
tlichungen/Datenreport/Downloads/Datenreport2008PrivateHaushalte,property=file.pdf  
51 Ein Grund hierfür ist darin zu sehen, dass bislang nicht alle Beratungsstellen über eine zertifizierte Software mit 
einem geeigneten Statistikmodel verfügen oder diese nur selektiv nutzen. Auch eine zu enge personelle Ausstat-
tung der Beratungsstellen führte dazu, dass sich Beratungsstellen nicht an der Überschuldungsstatistik beteilig-
ten, da sie sich nicht in der Lage sahen, den notwendigen zusätzlichen Verwaltungsaufwand zu betreiben. Zur 
Überschuldungssituation privater Haushalte in Baden-Württemberg s. Loidl-Stuppi, J., 2008 
52 Infodienst der Diakonie 1/2009, S. 6, http://www.diakonie-wuerttemberg.de/direkt/infodienst  
53 EU-SILC ermittelt EU-weit vergleichbare Daten über Armut und soziale Ausgrenzung. Dazu wurden in Deutsch-
land 2006 rund 13 800 private Haushalte sowie rund 26 000 Personen ab 16 Jahren in diesen Haushalten befragt. 
Die Abweichungen zu Ergebnissen des Mikrozensus basieren auf unterschiedlichen Erhebungsmethoden.  
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leinerziehende und kinderreiche Familien einer vergleichsweise hohen Armutsgefährdung. Etwa 
ein Drittel der Alleinerziehenden (34 %) und ein Viertel der Paarfamilien mit 3 oder mehr Kin-
dern (24 %) leben in Europa (EU-25) unterhalb der Armutsgefährdungsgrenze. 
Schaubild 6: Armutsrisiken von Familien in ausgewählten EU-Ländern (2007) 
Familienleistungen und Sozialtransfers  
eutschland 31 % der Kinder und Jugendlichen 
Wie haben sich Einkommensungleichheit und Armutsgefährdung in Deutschland 
eutschland nach Ergebnissen von EU-SILC un-
Die im Oktober 2008 vorgestellte OECD-Studie „Mehr Ungleichheit trotz Wachstum?“ belegt, 
dass die Einkommensunterschiede in Deutschland lange Zeit eher gering waren, mittlerweile 
aber fast das durchschnittliche OECD-Niveau erreicht haben (Gini-Koeffizient 0,30).57  
                                                                 
Anmerkung: Haushalte mit abhängigen Kindern, Armutsgefährdungsgrenze 60 % des medianen Äquivalenzeinkommens nach So-
zialleistungen, Wert für Deutschland und EU-25 vorläufig, Angaben in Prozent 
Quelle: Eurostat, EU-SILC 2007 
Ohne staatliche Transferleistungen wären in D
armutsgefährdet, nach Sozialtransfers und Familienleistungen sind es 15 %.54 Mit einer Redu-
zierung der Armutsgefährdung von Kindern um 53 % liegt Deutschland über dem EU-
Durchschnitt. In der EU-25 wird die Armutsgefährdung von Kindern und Jugendlichen durch 
staatliche Leistungen um insgesamt 44 % reduziert. Am deutlichsten wird die Armutsgefähr-
dung von Kindern und Jugendlichen in den skandinavischen Ländern Dänemark, Finnland und 
Schweden gesenkt (60 % oder mehr), am geringsten fällt die Reduzierung der Armutsgefähr-
dung in Bulgarien, Griechenland und Spanien aus (unter 20 %).55 
im internationalen Vergleich entwickelt? 
Obwohl die Armutsgefährdung von Familien in D
ter dem EU-Durchschnitt liegt und die Armutsgefährdung durch Familienleistungen und Sozial-
transfers maßgeblich reduziert wird, gab es in den vergangenen Jahren einen deutlichen An-
stieg der Einkommensungleichheit und der Armutsgefährdung in Deutschland.56 
 
54 Die Armutsgefährdungsquote der Gesamtbevölkerung in Deutschland reduzierte sich im Jahr 2005 von 26 % auf 
13 %, vergl. S. 6 
56 008, S. 164, 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 2008, S. IV 
 und 1 
55 Ergebnisse aus EU-SILC (2005), Einkommen aus dem Jahr 2004, Europäische Kommission (Hrsg.), 2008 
 s.a. Datenreport 2
57 Der Gini-Koeffizient misst das Ausmaß der Einkommensungleichheit. Er kann beliebige Größen zwischen 0














































































































































































































































































Schaubild 7:  Einkommensungleichheit in OECD-Ländern (2005) 
0,50
Anmerkung: Der Gini-Koeffizient kann beliebige Größen zwischen 0 und 1 annehmen, je näher der Wert bei 1 liegt, desto größer ist 
die Ungleichheit. Die Angaben für Japan und die Schweiz beziehen sich auf das Jahr 2000  
Quelle: OECD 2008, eigene Darstellung 
Besonders deutlich fiel der Anstieg der Einkommensungleichheit von 2000 bis 2005 aus, in kei-
nem anderen OECD-Staat vergrößerten sich die Einkommensunterschiede in diesem Zeitraum 
so deutlich wie in Deutschland.58  
Für die gestiegene Ungleichheit in Deutschland sind nach der OECD-Studie in erster Linie Ent-
wicklungen auf dem Arbeitsmarkt verantwortlich. Seit 1995 nahm die Spreizung der Gehälter in 
Deutschland deutlich zu, d.h. die sehr gut verdienenden Haushalte konnten einen vergleichs-
weise starken Einkommenszuwachs verzeichnen. Zugleich erhöhte sich die Anzahl der Haus-
eutschland, Italien, Neuseeland und den Vereinigten 
Staaten (auf einem höheren Niveau) aus. In einigen Staaten ging die Einkommensungleichheit 
     
halte ohne Erwerbseinkommen. Auch Veränderungen in den Haushaltsstrukturen wie bei-
spielsweise die Zunahme von Alleinerziehenden und Single-Haushalten werden als ein Grund 
für die gestiegene Ungleichheit gesehen. 
In zwei Drittel der OECD-Länder hat die Einkommensungleichheit von 1985 bis 2000 moderat 
zugenommen.59 Am stärksten fiel diese Zunahme in Finnland, Norwegen und Schweden (auf 
einem relativ geringen Niveau) sowie in D
im untersuchten Zeitraum zurück (Frankreich, Spanien, Irland, Griechenland, Türkei).60 
                                                             
58 OECD (Hrsg.), Fact Sheet Deutschland, 2008, http://www.oecd.org/dataoecd/3/28/41531752.pdf  
59 Nur in der Türkei, Mexiko, Irland, dem Vereinigten Königreich, Griechenland, den Niederlanden, Australien, Ja-
pan, Ungarn und in Luxemburg hat die Einkommensungleichheit zwischen 1995 und 2005 abgenommen. 







































































































































































































































































































































































































































































































































































































































































Schaubild 8:  Entwicklung der Einkommensungleichheit in den OECD-Staaten (1985-2005) 






























Anmerkung: Der Gini-Koeffizient kann beliebige Größen zwischen 0 und 1 annehmen, je näher der Wert bei 1 liegt, desto größer ist 
die Ungleichheit. Für Australien, Island, Korea, Polen, die Slowakei und die Schweiz liegen für den untersuchten Zeitraum keine 
aussagekräftigen Daten vor. Für einige andere Länder konnte nicht der gesamte Zeitraum berücksichtigt werden. Weitere Informati-
onen: http://dx.doi.org/10.1787/420558357243 
Quelle: OECD 2008, eigene Darstellung 
Nicht nur die Ungleichheit, sondern auch die Armutsgefährdung nahm in der Vergangenheit in 
vielen OECD-Staaten zu.61 Die Armutsgefährdung in Deutschland entspricht mittlerweile dem 
OECD-Durchschnitt (2005). Gemessen an der Armutsgefährdungsschwelle von 50 % des Me-
dianeinkommens sind sowohl in Deutschland als auch im Durchschnitt der OECD-30-Staaten 
11 % der Bevölkerung armutsgefährdet (60 %-Schwelle; 17 %).62 
Deutschland gehört zu den OECD-Staaten, in denen die Armutsgefährdung am stärksten ange-
stiegen ist. Zwischen 1985 und 2005 stieg die Armutsgefährdung um 4,8 Prozentpunkte (von 
6 % auf 11 %). Im OECD-Durchschnitt ist im selben Zeitraum ein Anstieg um 1,2 Prozentpunkte 
zu beobachten. In nahezu allen OECD-Ländern waren von der Erhöhung der Armutsgefähr-
dung in den vergangenen 20 Jahren vor allem Familien betroffen. Während die Armutsgefähr-
dungsrate in Deutschland für die Gesamtbevölkerung von 6 % auf 11 % angewachsen ist, stieg 
die der Kinder von 7 % auf 16 %. Die Armutsgefährdungsquoten älterer Menschen blieben in 
diesem Zeitraum relativ stabil. Armutsgefährdung über einen längeren Zeitraum kommt in 
Deutschland vergleichsweise selten vor. Etwa 2 % bis 3 % der Bevölkerung sind in Deutschland 
dauerhaft armutsgefährdet, d.h. sie leben mindestens 3 Jahre lang unterhalb der Armutsgefähr-
dungsschwelle. Im OECD-Durchschnitt ist ihr Anteil ungefähr doppelt so groß.  
                                                                  
61 Die Armutsschwelle liegt hier bei weniger als 50 % des Medianeinkommens. 




Schaubild 9:  Entwicklung der relativen Einkommensarmut in den OECD-Staaten  
(1985-2005)  





























Anmerkung: Für Australien, Island, Korea, Polen, die Slowakei und die Schweiz liegen für den untersuchten Zeitraum keine aussa-
gekräftigen Daten vor. Für einige andere Länder konnte nicht der gesamte Zeitraum berücksichtigt werden. Weitere Informationen: 
http://dx.doi.org/10.1787/422076001267 
Quelle: OECD 2008, eigene Darstellung 
Neuere Untersuchungen zeigen, dass sich der Anstieg der Armutsgefährdung auch 2006 fort-
gesetzt hat. Im Jahr 2007 ist die bundesweite Armutsquote erstmals seit der Jahrtausendwende 
wieder gesunken (von 18 % auf 16,5 %).63 Ein Grund hierfür ist der konjunkturelle Aufschwung 
und der damit verbundene Rückgang der Arbeitslosigkeit. Ob und inwieweit der Trend zuneh-
mender Einkommensungleichheit damit unterbrochen ist, erscheint jedoch fraglich. In Folge der 
Krise am Finanzmarkt und des wirtschaftlichen Abschwunges dürfte die Armutsgefährdungs-
quote wohl wieder größer werden und mit ihr auch die Einkommensungleichheit.64 
                                                                  
63 Frick, J., Grabka, M, 2008 
64 siehe auch Schäfer, C., 2008 
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Datenquellen und Definitionen 
Soweit nicht anders angegeben, liegt den Auswertungen der Mikrozensus 2007 zugrunde.  
Familiennettoeinkommen 
Im Mikrozensus wird das Familiennettoeinkommen als Summe aller Einkommen der Haus-
haltsmitglieder für den Berichtsmonat in Einkommensklassen erfasst. Zum monatlichen Netto-
einkommen einer Familie zählen neben den Erwerbseinkommen aller Familienmitglieder auch 
staatliche Unterstützungen wie Kindergeld, Sozialhilfe oder Arbeitslosengeld sowie Einkünfte 
aus Vermögen. Abgezogen sind Steuern und Sozialversicherungsleistungen. Das Nettoein-
kommen einer Familie entspricht dem Haushaltsnettoeinkommen, wenn keine weiteren ver-
wandten oder nicht verwandten Personen im Haushalt leben. 
Gewichtete Pro-Kopf-Einkommen 
Um die ökonomische Situation von Familien angemessener beurteilen zu können, bedarf es 
zudem des so genannten gewichteten Pro-Kopf-Einkommens bzw. Äquivalenzeinkommens. Es 
berücksichtigt stärker als das Nettoeinkommen die unterschiedlichen Lebensformen, also An-
zahl und Alter ihrer Mitglieder und deren unterschiedlichen Bedarf. Den berechneten Pro-Kopf-
Einkommen liegen die Gewichte der modifizierten OECD-Skala zugrunde. Danach bekommt die 
erste Person das Gewicht 1, jede weitere Personen im Alter von 15 Jahren oder mehr wird mit 
dem Faktor 0,5 gewichtet, jede weitere Personen unter 15 Jahren mit dem Faktor 0,3. Ein kin-
derloses Ehepaar erhält damit das Gewicht 1,5. Sein Nettoeinkommen wird also nicht durch 2, 
sondern durch 1,5 geteilt. Eine vierköpfige Familie mit zwei Kindern unter 10 Jahren erhält das 
Gewicht 2,1. Ihr Nettoeinkommen wird nun durch 2,1 statt durch 4 geteilt. In der Wissenschaft 
werden unterschiedliche Äquivalenzskalen verwendet, die sich unter anderem dadurch unter-
scheiden, dass sie den unterschiedlichen Bedarf durch Kinder unterschiedlich hoch ansetzen. 
Wohlstandspositionen 
Relative Wohlstandspositionen beschreiben Einkommensunterschiede zwischen verschiedenen 
Lebensformen. Sie veranschaulichen die Abweichungen der durchschnittlichen Einkommen 
(Median) einzelner Lebensformen vom durchschnittlichen Einkommen aller Lebensformen (ein-
schließlich kinderloser Paare und alleinstehender Personen). Dabei wird das gewichtete Pro-
Kopf-Einkommen aller Lebensformen gleich 100 % gesetzt. 
Niedrigeinkommen und höhere Einkommen 
Familien verfügen über ein Niedrigeinkommen und gelten damit als armutsgefährdet, sofern ihr 
Einkommen weniger als 60 % des durchschnittlichen gewichteten Pro-Kopf-Einkommens (Me-
dian) aller Lebensformen beträgt. Familien verfügen über ein höheres Einkommen, sofern ihr 
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T e i l  A :  K u r z f a s s u n g  
I. Anspruch an eine sozial gerechte Politik 
Armut ist ein gesellschaftliches Phänomen mit vielen Gesichtern. Es entzieht sich deshalb einer 
eindeutigen Messung. Die Armuts- und Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung orien-
tiert sich an einem umfassenden Analyseansatz, der die Risiken für Armut und soziale Aus-
grenzung in verschiedenen Lebenslagen beschreibt. Der vorliegende dritte Bericht setzt die im 
Jahr 2001 begonnene Bestandsaufnahme der sozialen Lage in Deutschland fort und eröffnet, 
wo es die Datenlage zulässt, einen Zehnjahresvergleich der Entwicklung der sozialen Integrati-
on. Bei der Messung monetärer Armut verwendet die Bundesregierung den zwischen den EU-
Mitgliedstaaten vereinbarten relativen Armutsrisikobegriff. Der Bericht zeigt auf, welche Maß-
nahmen die Bundesregierung in den relevanten Politikbereichen ergreift, damit Armut und sozi-
ale Ausgrenzung vermieden oder überwunden werden. 
 
Kern sozial gerechter Politik ist es, ökonomische und soziale Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen für alle Mitglieder in der Gesellschaft zu ermöglichen. Politik, die dazu beitragen will, 
Armut und soziale Ausgrenzung zu verhindern, kann sich daher nicht in der Sicherung materiel-
ler Grundbedürfnisse erschöpfen. Dauerhafte Abhängigkeit von staatlicher Fürsorge führt zur 
Verfestigung von Armut – teilweise über Generationen hinweg – und muss vermieden werden. 
Entscheidend für den Erfolg einer solchen Politik ist eine wirksame Aktivierungspolitik mit An-
geboten etwa für Betreuung, Bildung und Weiterbildung, um die Beteiligten zu befähigen, so 
weit wie möglich vom Bezug von Transferleistungen unabhängig zu werden. Alle müssen die 
Chance erhalten, ihre individuellen Möglichkeiten auszuschöpfen. 
 
Dazu ist auch weiterhin die angemessene Absicherung der existenziellen Risiken Krankheit, 
Unfall, Behinderung, Arbeitslosigkeit, Erwerbsminderung, Pflegebedürftigkeit und Alter über die 
Sozialversicherungssysteme eine wichtige Voraussetzung. Darüber hinaus müssen soziale 
Ausgrenzung und Armut durch die Deckung des soziokulturellen Existenzminimums gesichert 
werden. 
 
Der Bericht benennt und analysiert daher nicht nur ungleiche Teilhabeergebnisse, etwa auf dem 
Arbeitsmarkt oder bei der Verteilung von Einkommen und Vermögen, sondern fragt danach, 
inwiefern diese Unterschiede auf ungleiche Teilhabe- und Verwirklichungschancen zurückzu-
führen sind und welche Faktoren die unterschiedliche Wahrnehmung von eröffneten Chancen 
beeinflussen. Nicht wahrgenommene Chancen könnten ein Indiz dafür sein, dass das gesell-
schaftliche Angebot nicht ausreichend zielgruppenspezifisch ausgerichtet ist und deshalb auf 
seine Wirksamkeit hin überprüft werden muss. Gleichwohl hängt die Wahrnehmung von Chan-
cen nicht zuletzt vom Einzelnen ab.  
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II. Verbesserte gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen: Auf-
schwung und mehr Beschäftigung 
Grundbedingungen für mehr Teilhabe- und Verwirklichungschancen sind wirtschaftliches 
Wachstum und die damit einhergehenden Beschäftigungsmöglichkeiten. Nur eine leistungsfähi-
ge und eine im globalen Wettbewerb erfolgreiche Wirtschaft kann dauerhaft Wohlstand für alle 
sichern. Die Politik der Bundesregierung hat in den vergangenen Jahren die Rahmenbedingun-
gen für das Wachstum der Wirtschaft durch strukturelle Reformen verbessert.  
 
Die Reformbilanz der Bundesregierung kann sich sehen lassen. Etwa seit Beginn des Jahres 
2006 ist die binnenwirtschaftliche Schwächephase der letzten Jahre überwunden. Der Auf-
schwung kommt bei den Menschen in Form verbesserter Einkommensperspektiven und zusätz-
licher Arbeitsplätze an. Mit über 40 Millionen Erwerbstätigen wurde im April 2008 ein histori-
scher Höchststand erreicht. Der Beschäftigungsaufbau vollzieht sich zudem dynamischer als in 
früheren Aufschwungphasen. So nahm die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung allein im 
vergangenen Jahr um rund 500.000 Personen im Jahresdurchschnitt zu. 
 
Bei der Einkommensentwicklung können aufgrund fehlender aktueller Daten die Auswirkungen 
positiver Entwicklungen seit 2006 noch nicht dargestellt werden. In der ersten Hälfte dieser De-
kade war die gesamtwirtschaftliche Entwicklung durch eine anhaltende Stagnationsphase ge-
kennzeichnet. Das Geschäftsklima blieb unbeständig, sowohl die Investitionstätigkeit als auch 
die Binnennachfrage verharrten auf niedrigem Niveau. Nur vom Export gingen Wachstumsim-
pulse aus, die jedoch nicht ausreichten, um dem Rückgang der Beschäftigung und dem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Im Februar 2005 waren 5,29 Mio. Personen arbeitslos. 
Damit erreichte die Arbeitslosenquote mit 14,1% den höchsten Stand seit der Wiedervereini-
gung Deutschlands. Dieser Wert war allerdings auch eine Folge der beabsichtigten besseren 
statistischen Erfassung von Arbeitslosigkeit, die mit der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe für erwerbsfähige Personen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Zweites 
Buch Sozialgesetzbuch – SGB II) einherging.  
 
Dem weltweiten Zusammenwachsen der Märkte und dem zunehmenden Wettbewerb begegnen 
viele Unternehmen durch eine Neuordnung der betrieblichen Wertschöpfungsketten. In hochin-
dustrialisierten Ländern wie Deutschland verstärkt sich die Tendenz zu qualifizierteren Tätigkei-
ten mit höheren Mobilitäts- und Qualifikationsanforderungen. Unternehmen reduzieren zum Teil 
ihre Wertschöpfungstiefe und verlagern Teile des Produktionsprozesses ins Ausland. Umge-
kehrt ist Deutschland für hochproduktive Investitionen aus dem Ausland attraktiver geworden. 
Diese Entwicklungen haben zu erheblichen Strukturveränderungen auf dem hiesigen Arbeits-
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markt geführt. Insbesondere ist die Nachfrage nach gering qualifizierten Arbeitskräften rückläu-
fig. 
 
Die Restrukturierungen der Unternehmen, die moderate Lohnentwicklung und die Reformen am 
Arbeitsmarkt haben dazu beigetragen, dass seit Beginn des Jahres 2006 die Schwächephase 
der vorangegangenen Jahre überwunden wurde. Die Reformen am Arbeitsmarkt haben die Be-
schäftigungsschwelle gesenkt und dazu geführt, dass der wirtschaftliche Aufschwung auch zu 
höherer Beschäftigung geführt hat. 
 
Für die Jahre 2008 und 2009 erwarten die Bundesregierung und die Wirtschaftsforschungsinsti-
tute eine wachsende Wirtschaft und eine weiter rückläufige Arbeitslosigkeit. Dies sind gute Vor-
aussetzungen, um Armutsrisiken weiter zu vermindern und Teilhabechancen zu verbessern. 
Entscheidend ist, die Effizienz investiver, aktivierender und präventiver Maßnahmen zur Ar-
mutsvermeidung sicherzustellen. Durch die Verschuldung der öffentlichen Haushalte sind die 
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III. Kernaussagen  
Der Schlüssel zur Armutsvermeidung ist mehr Bildung und Beschäftigung. Alle Bemühungen 
müssen darauf ausgerichtet sein, Vollbeschäftigung zu erreichen. 
Reformen am Arbeitsmarkt und in der Finanzpolitik stützen den Aufschwung 
Die verbesserte Wirtschaftslage und eine aktivierende Sozial- und Finanzpolitik sichern mehr 
Menschen die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. Die in der Schwächephase der Konjunktur 
eingeleiteten Arbeitsmarktreformen und die finanzpolitischen Maßnahmen zur Stabilisierung der 
Staatseinnahmen der vergangenen Jahre sind erfolgreich. Sie haben den konjunkturellen Auf-
schwung begünstigt und die positiven Effekte auf den Arbeitsmarkt verstärkt. Die Arbeitslosig-
keit sinkt inzwischen auch bei Langzeitarbeitslosen, Menschen mit Behinderungen, Älteren, 
Jüngeren sowie Ausländern.  
 
Flexible Beschäftigungsformen fördern den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
Durch selbständige Tätigkeiten und flexible Beschäftigungsformen wie beispielsweise geringfü-
gige Beschäftigung und Leiharbeit sind mehr Menschen erwerbstätig, die zuvor ausgegrenzt 
waren. Flexible Beschäftigungsformen dienen dem Wiedereinstieg und können auch eine Brü-
cke in vollzeitnahe Beschäftigung sein. Faire Arbeitsbedingungen und angemessene Er-
werbseinkommen sind die Basis für ausreichende soziale Sicherung. Branchenspezifische Min-
destlöhne können einen Beitrag dazu leisten, angemessene Mindestarbeitsbedingungen durch-
zusetzen.  
 
Ungleichverteilung der Einkommen nahm in den Jahren zwischen 2002 und 2005 
zu
Die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gingen real von durchschnittlich 24.873 Euro auf 
23.684 Euro und damit um 4,8% zurück. Dies ist auch das Resultat von betrieblichen und tarifli-
chen Vereinbarungen, einer hohen Arbeitslosigkeit in dieser Zeit sowie der gesunkenen Tarif-
bindung in Deutschland. Auch die Ungleichverteilung der Einkommen nahm zu: Während der 
Anteil der höheren Einkommen wuchs, sanken die Anteile der niedrigen Einkommensgruppen.
Die Zunahme des Anteils von Beschäftigten im Niedriglohnbereich hat vielfältige Ursachen 
(u. a. Teilzeit und neue Beschäftigungsformen) und muss auch vor dem Hintergrund gesehen 
werden, dass damit mehr Menschen einen Weg aus der Arbeitslosigkeit gefunden haben. 2005 
blieben die Verdienste aus unselbständiger Arbeit von mehr als einem Drittel der Beschäftigten 
unterhalb der Niedriglohnschwelle von zwei Dritteln des Medians der Bruttoeinkommen. Anfang 
der 1990er Jahre war dies dagegen nur bei etwas mehr als einem Viertel der Fall. Entgegen 
dem europäischen Trend stieg damit auch die Armutsrisikoquote von Erwerbstätigen. Die gute 
wirtschaftliche Entwicklung und die Tarifabschlüsse der letzten Monate lassen eine positive 
Entwicklung der Arbeitseinkommen erwarten. 
 
Der Sozialstaat wirkt 
Deutschland gehört zu den OECD-Staaten, in denen die Ungleichheit der Markteinkommen mit 
am stärksten durch Steuern und Sozialtransfers reduziert wird. Sozial- und familienpolitische 
Transferleistungen wie Arbeitslosengeld II, Kindergeld, Kinderzuschlag, Wohngeld und das frü-
here Erziehungsgeld haben das Risiko der Einkommensarmut im Jahr 2005 insgesamt von 
26% auf 13% und bei Kindern von 34% auf 12% gesenkt. Es ist damit jeweils niedriger als der 
europäische Durchschnitt. Zu den besonders armutsgefährdeten Gruppen zählen Arbeitslose, 
Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung, Alleinerziehende und Personen mit Migrati-
onshintergrund. Der Sozialstaat braucht zur Sicherung des gesellschaftlichen Zusammenhalts 
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das ehrenamtliche Engagement vieler. Deswegen müssen auch benachteiligten und einkom-
mensarmen Gruppen mehr Zugangschancen zu kulturellen, gesellschaftlichen und politischen 
Aktivitäten eröffnet werden. 
 
Bildung ist der Schlüssel zur Teilhabe 
Gute Bildung muss im frühen Kindesalter beginnen und ist unabdingbare Voraussetzung für 
gute Ausbildungs- und Beschäftigungschancen. Sie geht auch einher mit einem bewussteren 
Gesundheitsverhalten sowie verantwortlicher Haushaltsführung und erfolgreicher Alltagsbewäl-
tigung in der Familie. Der Bildungsstand der Bevölkerung ist in den letzen Jahrzehnten kontinu-
ierlich gestiegen. Die Bildungserfolge von Kindern hängen in Deutschland jedoch noch zu stark 
vom Bildungsniveau der Eltern ab.  
 
Frauen nutzen ihre Chancen 
Frauen holen im Bildungsbereich und bei der Erwerbsbeteiligung gegenüber Männern auf. Dies 
bedeutet mehr Chancen für existenzsichernde Erwerbsarbeit und bessere Prävention vor Ein-
kommensarmut auch für Alleinerziehende. Das kommt besonders Kindern zugute. Gleichwohl 
gibt es weiterhin eine Vielzahl struktureller Hürden für eine gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern im Erwerbsleben, die sich etwa an dem sehr hohen Lohngefälle in 
Deutschland im europäischen Vergleich messen lassen. 
 
Erwerbsarbeit der Eltern verringert das Armutsrisiko von Kindern 
Das Armutsrisiko von Kindern hängt stark von der Erwerbsbeteiligung der Eltern ab. Denn mit 
der Aufnahme einer Vollzeitbeschäftigung durch ein oder mehrere erwerbsfähige Haushaltsmit-
glieder sinkt die Armutsgefährdung von Haushalten mit Kindern von 48% auf unterdurchschnitt-
liche 8% bzw. 4%. Eine zentrale Rolle für die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kinderer-
ziehung spielt für Eltern eine flexible und qualitativ hochwertige Kinderbetreuung. Gewährleiste-
te frühkindliche Bildung in der Kinderbetreuung verbessert auch die gesellschaftlichen Teilha-
bechancen insbesondere von Kindern aus einkommensschwachen, bildungsfernen oder aus-
ländischen Familien und ermöglicht ihnen, die deutsche Sprache zu erlernen. 
 
Altersarmut ist kein aktuelles Problem – zusätzliche Altersvorsorge gewinnt an 
Bedeutung
Das Armutsrisiko Älterer hat trotz schwieriger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen nicht zuge-
nommen. Ende 2006 bezogen nur 2,6% der Frauen und 1,8% der Männer und damit insgesamt 
2,3% der Menschen im Alter ab 65 Jahren Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
Niedrige Alterseinkommen drohen jedoch bei Personengruppen, die längere Phasen selbstän-
diger Tätigkeit mit geringem Einkommen, geringfügiger Beschäftigung, Arbeitslosigkeit oder 
familienbedingter Erwerbsunterbrechungen in ihren Erwerbsbiografien aufweisen. Gute Ausbil-
dung und eine möglichst durchgängige Erwerbsbiografie bei ausreichendem Einkommen 
verbessern die Möglichkeiten für die erforderliche zusätzliche Altersvorsorge. 
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IV. Verwirklichungschancen eröffnen – Mindestsicherung gewährleisten 
Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse aus der Analyse der sozialen Lage und die poli-
tischen Maßnahmen zusammengeführt und die Erfolge einer sozial gerechten Politik der Bun-
desregierung sowie bestehende Herausforderungen herausgearbeitet. Dabei werden die we-
sentlichen Kernbereiche für die soziale Integration in den Blick genommen. Die Darstellung der 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, Menschen mit Migrationshintergrund und woh-
nungslosen Menschen ist in die Schwerpunkte integriert.  
 
IV.1 Beschäftigungsaufschwung kommt bei allen an 
Die Arbeitslosigkeit geht seit 2006 deutlich zurück. Von der Zunahme der Erwerbstätigkeit profi-
tieren sowohl die Gruppe der Langzeitarbeitslosen als auch – die sich teilweise überschneiden-
den – Gruppen der jungen, älteren und ausländischen Menschen sowie der Bezieher von SGB 
II/SGB III-Leistungen und Menschen mit Behinderungen. Insbesondere die Langzeitarbeitslo-
sigkeit ist allein im Verlauf des Jahres 2007 um ein Viertel gesunken. Dies ist im Vergleich zu 
früheren Konjunkturzyklen eine neue und positive Entwicklung. Im März 2008 lag die Zahl der 
arbeitsuchenden schwerbehinderten Menschen um 13,5% niedriger als im Vorjahresmonat. 
 
Schaubild 1 
Rückgang der Arbeitslosigkeit im Dezember 2007 im Vergleich zu Dezember 2006 
 





























































































Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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Die Zahl der Erwerbstätigen lag nach den zuletzt verfügbaren Zahlen im April 2008 bei 
40,1 Mio. und damit so hoch wie nie zuvor in einem April. Die zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
für das Jahr 2010 vereinbarten Beschäftigungsziele von 60% hinsichtlich der Erwerbsbeteili-
gung von Frauen (2007: 64,0%) und 50% bei Älteren (2007: 51,5%) sind damit bereits jetzt er-
reicht. Dabei stieg der Anteil der Frauen in Teilzeit seit 1998 deutlich an. Für die Gesamtbevöl-
kerung ist das Ziel von 70% mit einer Erwerbsbeteiligung von 69,4% (2007) in greifbare Nähe 
gerückt. Die meisten Experten erwarten, dass sich die positive Entwicklung 2008 fortsetzt. 
 
Der Zuwachs an Beschäftigung geht im Zehnjahresvergleich auch mit einer Zunahme flexibler 
Beschäftigungsformen wie selbständiger, geringfügiger und zeitlich befristeter Erwerbstätigkeit 
einher. Mit gesetzlich veränderten Rahmenbedingungen wurden der Wirtschaft flexible Möglich-
keiten eröffnet, um mehr Menschen in Arbeit zu bringen. 
 
Vielen Menschen, insbesondere Frauen, ist dadurch der Wiedereintritt in das Arbeitsleben ge-
lungen. Dabei setzt das neue zweistufige System der Arbeitsmarktpolitik aus Instrumenten des 
SGB III und des SGB II Arbeitsanreize und bietet Unterstützung für eine Integration in den ers-
ten Arbeitsmarkt. Erwerbsbeteiligung ist der Schlüssel dafür, Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen für alle Haushaltsmitglieder zu eröffnen. Voraussetzung ist jedoch, dass aus dem Ein-
stieg über ein flexibles Beschäftigungsverhältnis die Möglichkeit zur Weiterentwicklung in voll-
zeitnahe und unbefristete Beschäftigung für die Arbeitnehmer entsteht. Erste Auswertungen 
deuten in Teilen auf eine Brückenfunktion von Leiharbeit und so genannten Midi-Jobs (400 bis 
unter 800 Euro Bruttoverdienst/Monat) im Gegensatz zu Mini-Jobs (unter 400 Euro) hin. Aller-
dings muss bei Leiharbeit auf Fehlentwicklungen geachtet werden. 
 
Mit der Zunahme des Niedriglohnbereichs auch bei Vollzeiterwerbstätigkeit geht ein gestiege-
nes Armutsrisiko von Erwerbstätigen einher (Einkommensdaten nur bis einschließlich 2005). 
Positiv ist, dass seit 2006 die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung wieder deutlich 
wächst, auch wenn das Niveau mit 26,85 Mio. (Juni 2007) immer noch unter dem Niveau des 
Jahres 1998 liegt. Zugleich aber haben neue Beschäftigungsformen mehr Menschen einen 
Weg aus der Arbeitslosigkeit eröffnet und dadurch ihre Teilhabechancen verbessert. Angemes-
sen entlohnte und sozialversicherte Arbeit sichert nicht nur den eigenständigen Lebensunter-
halt, sondern auch gesellschaftliche Anerkennung und ein selbstbestimmtes Leben. 
- VIII - 
 
Maßnahmen: 
 „JobPerspektive“: Mit der „JobPerspektive“ sollen bis zu 100.000 arbeitsmarktferne Men-
schen mit multiplen Vermittlungshemmnissen dauerhaft eine berufliche Perspektive erhalten. 
Diese Zielgruppe hat auch das Bundesprogramm „Kommunal-Kombi“. 
 „Perspektive 50plus - Beschäftigungspakte für Ältere in den Regionen“: Mit dem Bun-
desprogramm sollen bis Ende 2010 über 200.000 ältere langzeitarbeitslose Menschen akti-
viert und bis zu 50.000 davon in den allgemeinen Arbeitsmarkt integriert werden. 
 Beschäftigungspflicht und Initiativen „job – Jobs ohne Barrieren“ und „Job4000“: Mit 
dem neu gestarteten Programm „Job4000“ sollen bis Ende 2013 mindestens 4.000 beson-
ders betroffene schwerbehinderte Menschen in Arbeits- und Ausbildungsplätze integriert 
werden. 
 Migrationsspezifische Arbeitsfördermaßnahmen: Die Verbesserung der berufsbezoge-
nen Sprachförderung trägt ebenso wie das bundesweite Beratungs- und Informationsnetz-
werk „IQ – Integration durch Qualifizierung“ zur Unterstützung der beruflichen Eingliederung 
von Personen mit Migrationshintergrund bei. Das Sonderprogramm des Bundes zur Ein-
stiegsqualifizierung wird insbesondere von Personen mit Migrationshintergrund erfolgreich 
genutzt. 
 Die „Initiative 50plus“ soll die Beschäftigungschancen Älterer verbessern und gleichzeitig 
einen Bewusstseinswandel zur Beschäftigung Älterer in der Gesellschaft anstoßen. Die Rah-
menbedingungen für die berufliche Weiterbildung werden verbessert.
 Das Arbeitnehmer-Entsendegesetz und das Mindestarbeitsbedingungengesetz werden 
weiterentwickelt, so dass in bestimmen Branchen Mindestlöhne festgelegt werden können. 
IV.2 Sozialtransfers verringern Armutsrisiken 
Die Markteinkommen zwischen 2002 und 2005 waren durch die damalige schwache konjunktu-
relle Lage geprägt. Der Konjunkturaufschwung seit 2006 hat zu positiven Beschäftigungseffek-
ten sowie steigenden Bruttolöhnen und -gehältern geführt. Letztere sind 2005 nur um 0,3% ge-
stiegen, 2006 um 0,9% und 2007 schon um 1,5% (Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung). Die-
se positive Entwicklung kann mit den bis heute vorliegenden Daten zur Einkommensverteilung 
aus dem Jahr 2005 (SOEP 2006 und die amtliche Statistik EU-SILC 2006) jedoch noch nicht 
abgebildet werden. 
 
Die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gingen nach Auswertungen des Sozio-
oekonomischen Panels (SOEP) real zwischen 2002 und 2005 von durchschnittlich 24.873 Euro 
auf 23.684 Euro um 4,8% zurück. Dies ist auch das Resultat von betrieblichen und tariflichen 
Vereinbarungen, die hohe Arbeitslosigkeit in dieser Zeit sowie der gesunkenen Tarifbindung in 
Deutschland. Dabei nahm auch die Ungleichheit in der Verteilung des bedarfsgewichteten Net-
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toäquivalenzeinkommens zu. Hier verzeichnete im Zeitraum von 2002 bis 2005 nur das oberste 
Einkommensdezil einen leichten Zuwachs gegenüber stagnierenden Anteilen im mittleren und 
sinkenden Anteilen in den unteren fünf Einkommensdezilen. Bei der Interpretation dieser Zah-
len ist jedoch zu berücksichtigen, dass die durchschnittliche Haushaltsgröße in den letzten Jah-
ren deutlich zurückgegangen ist. Laut OECD nahm etwa der Anteil der Alleinerziehenden von 
1995 bis 2005 viermal so schnell zu wie im EU-Durchschnitt. Diese Gruppe erzielt gegenüber 
allen anderen Haushaltsformen niedrigere Einkommen. 
 
Deutschland gehört jedoch zu den OECD-Staaten, in denen die Ungleichheit der Markteinkom-
men mit am stärksten durch Steuern und Sozialtransfers reduziert wird, auch wenn das Aus-
maß der monetären sozialstaatlichen Umverteilung zwischen 2002 und 2005 leicht abgenom-
men hat. Ein wirksames Instrument zur Dämpfung der Ungleichheit von Markteinkommen ist der 
progressiv ausgestaltete Einkommensteuertarif. Die regressive Wirkung der gestiegenen 
Verbrauchssteuern schwächt die progressive Wirkung der Einkommensteuer jedoch ab. Die 
erzielten Mehreinnahmen wurden aber zu großen Teilen zur Senkung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge und damit zur Entlastung von Arbeitnehmern wie auch Arbeitgebern und zur 
Stärkung des Arbeitsmarktes verwendet.  
 
Die einkommensstärksten 10% der Einkommensteuerpflichtigen tragen zu 52% des gesamten 
Einkommensteueraufkommens bei, die unteren 50% zu gut 6%.  
Maßnahmen: 
 Steuerreform 2000: In mehreren Schritten wurde das steuerfreie Existenzminimum von 
6.322 Euro (1998) auf 7.664 Euro (2004) erhöht und der Eingangssteuersatz von 25,9% 
(1998) auf 15,0% (2005) gesenkt. Die gleichzeitige Absenkung des Einkommensteuer-
Spitzensatzes auf 42% wurde durch die Abschaffung bzw. Einschränkung einer Vielzahl von 
Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen begleitet. Bei zu versteuernden Einkom-
men von mehr als 250.000 Euro beträgt der Spitzensteuersatz ab 2007 45%. 
 Die konsequente Verfolgung von Steuerhinterziehung trägt zu mehr Steuergerechtigkeit 
in Deutschland bei.  
Mit der Unternehmensteuerreform 2008 und der Abgeltungsteuer auf Kapitalerträge ab
2009 sollen Anreize verringert werden, Gewinne unversteuert ins Ausland zu transferieren 
bzw. Anlagegelder nicht zu versteuern. 
 
Bei Betrachtung der Einkommensverteilung wird die zwischen den EU-Mitgliedstaaten verein-
barte Definition des relativen Armutsrisikos zugrunde gelegt, die vorrangig mit dem Indikator der 
Armutsrisikoquote abgebildet wird. Sie ist definiert als Anteil der Personen in Haushalten, deren 
bedarfsgewichtetes Nettoäquivalenzeinkommen weniger als 60% des Mittelwertes (Median) 
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aller Personen beträgt. Der Median ist der Einkommenswert, der die Einkommen der Bevölke-
rung genau in zwei Hälften teilt. Damit ist die mittlere Einkommensposition die Referenzgröße. 
Dem Risiko der Einkommensarmut unterliegt, wer ein Einkommen hat, das unterhalb eines be-
stimmten Mindestabstands zum Mittelwert der Gesellschaft liegt. Mit der Benennung als Ar-
mutsrisikoquote sollte deutlich werden, dass dieser Indikator die Möglichkeit einer Armutsge-
fährdung – insbesondere bei längerem Verbleiben in diesem niedrigen Einkommensbezug – 
beschreibt. Zu unterscheiden sind das soziokulturelle Existenzminimum, welches sich am 
Verbrauch der unteren Einkommensgruppe orientiert sowie das physische Existenzminimum, 
mit dem absolute Armut definiert ist. 
 
Zur Methodik der Datenerhebung 
Im Bericht werden zu den Themen Einkommensverteilung, Armutsrisikoquote und Vermögens-
verteilung Ergebnisse aus der europaweit durchgeführten Gemeinschaftsstatistik über Einkom-
men und Lebensbedingungen „Leben in Europa“ (EU-SILC), aus der Einkommens- und 
Verbrauchstichprobe (EVS) und aus dem Mikrozensus dargestellt. Neben diesen drei amtlichen 
Statistiken, die vom Statistischen Bundesamt erhoben werden, wird auch das Sozio-
oekonomische Panel (SOEP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) herange-
zogen. Alle vier Datenquellen basieren auf der Befragung einer Stichprobe aus der Bevölke-
rung. Jede hat entsprechend ihrer spezifischen Konzeption Vorzüge. Die Befragungen setzen 
zudem unterschiedliche inhaltliche Schwerpunkte, weswegen die Verwendung von Ergebnissen 
aus allen Stichproben sinnvoll ist. 
 
EU-SILC ist eine seit 2005 jährlich erhobene und EU-weit vergleichbare Statistik. Die nationalen 
Strategieberichte über Sozialschutz und soziale Eingliederung aller Mitgliedstaaten der EU wer-
den ebenso auf dieser Basis erstellt wie die Berichte der EU-Kommission über die Entwicklung 
der Armutsbekämpfung. Mittelfristig können Längsschnittanalysen aus EU-SILC verwendet 
werden. 
Die EVS ist eine große und ausführliche Erhebung zu Einkommen, Ausgaben und Vermögen. 
Sie wird alle fünf Jahre erhoben und liegt zuletzt für das Jahr 2003 vor. Derzeit läuft die aktuelle 
Erhebung 2008.  
 
Auf den Daten des Mikrozensus 2005 basieren die Betrachtungen zum Armutsrisiko von Per-
sonen mit Migrationshintergrund, weil EU-SILC und EVS diesen Personenkreis nicht repräsen-
tativ abbilden können. Im Gegensatz zu EU-SILC und EVS erhebt der Mikrozensus das Ein-
kommen nicht betragsgenau, sondern in Einkommensklassen zusammengefasst. 
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Das SOEP des DIW wird seit 1984 jährlich erhoben und ermöglicht daher kontinuierliche Zeit-
reihenvergleiche. Da immer wieder dieselben Haushalte nach ihren Einkommen befragt wer-












EU-SILC 2006 781 Euro 13% 13.800 
EVS 2003 980 Euro 14% 53.400 
Mikrozensus 2005 736 Euro 15% 322.700 
SOEP 2006 880 Euro 18% 11.500 
 
Die wesentlichen Ursachen für die unterschiedlichen Niveaus des Einkommensmittelwerts, 
bzw. der daraus abgeleiteten Armutsrisikoschwelle und der Armutsrisikoquote liegen:  
in den (immer vorhandenen) Stichprobenschwankungen, 
in unterschiedlichen Einkommensbegriffen, (hier vor allem in der unterschiedlichen Berück-
sichtigung des Mietwerts des selbst genutzten Wohneigentums als Einkommenskomponen-
te. EVS und SOEP berücksichtigen es; bei EU-SILC ist dies erst für die Zukunft vorgesehen, 
während es beim Mikrozensus nicht berücksichtigt wird), 
in der Repräsentativität der Erhebungen, 
in der unterschiedlichen Behandlung fehlender oder unplausibler Angaben. 
 
Unterschiede in der Datenbasis bei den Berechnungsmethoden müssen daher bei der Inter-
pretation der Ergebnisse beachtet werden. Deshalb ist z. B. auch weniger die absolute Höhe 
der Armutsrisikoquoten von Bedeutung, sondern deutliche Trends im Zeitverlauf und Unter-
schiede zwischen sozio-ökonomischen Gruppen, die auch bei verschiedenen methodischen 
Abgrenzungen und Datenquellen noch sichtbar sind und tendenziell übereinstimmen. Wie die 
im Mai 2008 veröffentlichten Ergebnisse der Berechnungen der Prognos AG für das Kompe-
tenzzentrum für familienbezogene Leistungen im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend auf der Basis des SOEP 2006 deutlich machen, können die Ar-
mutsrisikoquoten auch unter Verwendung der gleichen Erhebung von einander abweichen, 
wenn unterschiedliche Parameter für das Messkonzept verwendet werden. 
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Anhand der amtlichen Erhebung LEBEN IN EUROPA (EU-SILC 2006) gemessen lag das Risiko 
der Gesamtbevölkerung einkommensarm zu sein im Jahr 2005 bei 26% vor Berücksichtigung 
von Sozialtransfers. Nach Sozialtransfers verringerte sich dieses Risiko auf einen Anteil von 
13% und war damit im europäischen Vergleich unterdurchschnittlich. Damit gehört Deutschland 
neben den skandinavischen Staaten zu den Ländern mit einer großen Wirkung der Sozialtrans-
fers auf die Armutsrisikoquote.  
 
Schaubild 2 
Reduktion des Armutsrisikos der Gesamtbevölkerung durch Sozialtransfers (2005) 
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Quelle: EU-SILC 2006 
 
Die Bundesregierung setzt zur Bekämpfung von Armutsrisiken und sozialer Ausgrenzung dar-
auf, dass die Einzelnen zunächst ihren Lebensunterhalt mit Erwerbsarbeit sicherstellen. Dar-
über hinaus dienen zielgerichtete Transferleistungen, insbesondere an Familien, der Sicherung 
von Grundbedürfnissen. 
 
Zusätzliche Altersvorsorge aufbauen 
Die Koalitionsvereinbarung vom 11. November 2005 beauftragte die Bundesregierung, For-
schungsdefizite im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung in Bezug auf die künf-
tige Einkommens- und Vermögenssituation im Alter abzubauen. Aussagen über zukünftige 
Trends in der Entwicklung der Alterseinkommen liefern die Mitte 2007 ausgewerteten Ergebnis-
- XIII - 
se der zweiten Untersuchung „Altersvorsorge in Deutschland“ (AVID) 2005. Während die 
Trendaussagen zur zukünftigen Vermögenssituation Älterer insgesamt sehr positiv sind, sind 
niedrige Alterseinkommen bei den Personengruppen absehbar, die längere Phasen schlecht 
bezahlter selbständiger Tätigkeit, geringfügiger Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in ihren Er-
werbsbiografien aufweisen. In der gesetzlichen Rentenversicherung (Äquivalenzprinzip) – wie 
auch in kapitalgedeckten Alterssicherungssystemen – können mit relativ geringen Beiträgen 
auch nur vergleichsweise geringe Leistungen erwartet werden. 
 
Wie viele Personen in Zukunft auf staatliche Unterstützung im Alter angewiesen sein werden, 
lässt sich weder aus der AVID-Studie noch auf der Grundlage anderer Quellen verlässlich ab-
schätzen. Denn der Anspruch auf Grundsicherungsleistungen setzt Hilfebedürftigkeit voraus. 
Dies ist vor allem abhängig von der Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung sowie von der 
Höhe des zukünftigen Grundsicherungsbedarfs im Verhältnis zur Entwicklung der Altersein-
kommen. Auch vorhandene weitere eigene Einkünfte und Vermögen sowie das Alterseinkom-
men und Vermögen von Ehegatten und Lebenspartnern werden berücksichtigt. 
 
Maßnahmen: 
 Riester-Rente: Die Bundesregierung setzt seit der Rentenreform von 2001 gezielt auf Anrei-
ze zum Aufbau eines privaten Altersvorsorgevermögens, gerade auch für Personen mit ge-
ringen Einkommen. Die Kinderzulage wird für ab 2008 geborene Kinder auf 300 Euro erhöht. 
Neben der Zulagengewährung ist ein Sonderausgabenabzug der Sparbeträge bis zu 
2.100 Euro möglich.  
 Entwurf des Eigenheimrentengesetzes: Das selbst genutzte Wohneigentum soll in die 
Riester-Förderung einbezogen werden. 
 Riester-Rente: Der förderfähige Personenkreis soll auf Bezieher einer Rente wegen voller 
Erwerbsminderung und vergleichbarer Sozialleistungen ausgeweitet werden. Für alle unter 
21-Jährigen ist ein Berufseinsteiger-Bonus in Höhe von einmalig 100 Euro geplant.  
 Betriebliche Altersvorsorge: Der weitere Aufbau der betrieblichen Altersvorsorge wird 
durch die dauerhafte Möglichkeit der steuer- und sozialabgabenfreien Entgeltumwandlung 
gefördert. 
 Altersvorsorge macht Schule: In einem Kursangebot an über 500 Volkshochschulen ver-
mitteln Fachleute der Deutschen Rentenversicherung fundiert und neutral Wissen zur indivi-
duellen Altersvorsorge. 
Überschuldete Haushalte unterstützen 
Überschuldete Haushalte tauchen in der Statistik der einkommensarmen Haushalte dann nicht 
auf, wenn sie ein Einkommen erzielen, das über der Armutsrisikoschwelle liegt. Bei dem Ver-
such, Schulden zu tilgen, kann das tatsächlich verfügbare Einkommen aber unter die Armutsri-
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sikoschwelle sinken. Ein Privathaushalt ist dann überschuldet, wenn Einkommen und Vermö-
gen aller Haushaltsmitglieder über einen längeren Zeitraum trotz Reduzierung des Lebensstan-
dards nicht ausreichen, um fällige Forderungen zu begleichen. Während ein Rückgang der Zahl 
privat verschuldeter Haushalte mit Kreditverbindlichkeiten (ohne Hypothekarkredite) von 2,9 
Mio. im Jahr 2003 auf rund 1,6 Mio. im Jahr 2006 von einem Gutachten auf der Basis von 
SOEP-Daten belegt ist, werden die Leistungen der Schuldnerberatungsstellen gleichbleibend 
hoch nachgefragt. Die Länder sind daher aufgerufen, die erfolgreiche Schuldnerberatung so zu 
sichern, dass den Betroffenen staatlich anerkannte Beratungsstellen in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stehen. Neben der Verschuldensform mit Kreditverbindlichkeiten existieren di-
verse andere Verschuldensformen (z. B. Mietschulden, Schulden bei der öffentlichen Hand, bei 
Energiekonzernen oder bei Versandhäusern), die hier nicht erfasst wurden. 
 
Die empirisch signifikanteste Ursache von Überschuldung ist Arbeitslosigkeit, wenn sie mit dras-
tischen Einkommenseinbußen verbunden ist. Trennung/Scheidung oder der Tod des Partners 
sowie gescheiterte Selbständigkeit sind weitere Gründe. Mangelnde finanzwirtschaftliche 
Kenntnisse können dazu führen, dass das Risiko der Kreditaufnahme nicht adäquat abge-
schätzt wird, eine hohe Anfälligkeit gegenüber den aufdringlichen Werbepraktiken von unseriö-
sen Anbietern besteht und/oder die aufgenommenen Kredite in einem Missverhältnis zum Ein-
kommen stehen.  
 
Maßnahmen: 
 Private Verbraucherinsolvenzverfahren: Bis Ende 2007 wurde von über 600.000 Perso-
nen ein Verfahren zur Restschuldbefreiung beantragt und damit die Akzeptanz der Verbrau-
cherinsolvenz bestätigt.  
 Gesetz zur Vereinfachung des Insolvenzverfahrens: Zur weiteren Verfah-
rensvereinfachung sollen Schuldner ohne verwertbares Vermögen und Einkommen die Stufe 
des eröffneten Insolvenzverfahrens überspringen und unmittelbar in das Restschuldbe-
freiungsverfahren übergeleitet werden.  
 Die Reform des Kontopfändungsschutzes ist Teil des Maßnahmenpakets zur Verbesse-
rung der unbefriedigenden Situation von Bürgerinnen und Bürgern ohne Konto. 
 Kreditgeber werden zukünftig gesetzlich verpflichtet, vor der Vergabe auch schon von 
Kleinstkrediten ab 200 Euro die Kreditwürdigkeit des Verbrauchers zu bewerten. 
IV.3 Mindestsicherung weiterhin gewährleisten
Von der statistischen Definition des relativen Armutsrisikos unterscheidet sich das soziokulturel-
le Existenzminimum dadurch, dass es auf tatsächlichen Verbrauchsausgaben basiert. Die Inan-
spruchnahme dieser Mindestleistungen zeigt das Ausmaß, in dem Teile der Bevölkerung einen 
zugesicherten Mindeststandard nur mit Unterstützung des Systems der sozialen Sicherung er-
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reichen. Zu diesem Mindeststandard gehört in Deutschland nicht nur die Erhaltung der physi-
schen Existenz, sondern eine der Würde des Menschen entsprechende Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben.  
 
Mit dem Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und dem Kommunalen 
Optionsgesetz wurde das Neben- und zum Teil auch Gegeneinander zweier Fürsorgeleistungen 
(Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe) durch ein einheitliches Leistungssystem aus einer Hand für 
erwerbsfähige Hilfebedürftige ersetzt – die Grundsicherung für Arbeitsuchende (SGB II). Er-
werbsfähige Hilfebedürftige und ihre Angehörigen erhalten Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhaltes. Ebenso sichert die Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) nach wie vor im SGB XII 
das soziokulturelle Existenzminimum ab.  
 
Die Regelsätze der Sozialhilfe sind zugleich die Referenzgröße für andere steuerfinanzierte 
Fürsorgeleistungen, insbesondere die Regelleistungen nach dem SGB II. Im Regelsatz sind 
nun bis auf wenige Ausnahmen auch die bisherigen einmaligen Leistungen pauschaliert enthal-
ten. Nach der Neuordnung der Mindestsicherungssysteme spielt die HLU außerhalb von Ein-
richtungen nur noch eine zahlenmäßig geringe Rolle. Hatten Ende 2004 noch 1,46 Mio. Haus-
halte mit 2,9 Mio. Personen HLU außerhalb von Einrichtungen bezogen, waren es Ende 2006 
nur noch 73.000 Haushalte mit 82.000 Personen.  
 
Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wurde im Jahr 2003 eingeführt. Kern-
element der Grundsicherung ist, dass das Einkommen von Kindern oder Eltern der Antrags-
berechtigten – anders als bei der Hilfe zum Lebensunterhalt – grundsätzlich nicht berücksichtigt 
wird, d. h. kein Rückgriff stattfindet. Der Anstieg von 439.000 Personen im Leistungsbezug der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung seit Einführung auf insgesamt rund 
682.000 Personen Ende 2006 ist insbesondere der Aufdeckung verschämter Altersarmut und 
einer darauf ausgerichteten Informationskampagne geschuldet. Hinzu kommt ein neuer berech-
tigter Personenkreis von Eltern erwerbsgeminderter Erwachsener durch den Wegfall der Unter-
haltsvermutung. Bei den ab 65-jährigen ausländischen Männern bezog mehr als jeder Zehnte 
Grundsicherungsleistungen (Deutsche 1,4%), bei den ausländischen Frauen ab 65 Jahren gut 
jede Sechste (Deutsche 2,2%). Dies ist auf geringere Einkommen der ausländischen Mitbürger 
während der Erwerbsphase sowie kürzere Versicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zurückzuführen. 
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Maßnahmen: 
 Gesamtdeutsche Regelsatzfestsetzung: Auf Grundlage der Ergebnisse der Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe 2003 basiert die Regelsatzbemessung seit 2007 erstmals auf ei-
ner gesamtdeutschen Verbrauchsstruktur. Sie wurde zum 1. Juli 2007 in allen Ländern ein-
heitlich auf 347 Euro festgesetzt. 
 Regelsatzanpassung: Die Regelsätze und Regelleistungen werden entsprechend der Ren-
tenanpassung 2008 erhöht und lassen damit Sozialhilfe- und Grundsicherungsbezieher an 
der positiven Einkommensentwicklung teilhaben.
 
IV.4 Reichtumsaspekte: Einkommen und Vermögen zusammen betrachtet 
Die Koalitionsvereinbarung vom 11. November 2005 beauftragte die Bundesregierung, For-
schungsdefizite im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung auch in Bezug auf 
Reichtum abzubauen. Dies ist mit mehreren Forschungsprojekten erfolgt, deren Ergebnisse in 
diesen Bericht einbezogen wurden. Dabei lagen die Schwerpunkte auf der integrierten Analyse 
der Einkommens- und Vermögensverteilung und dem Zusammenhang zwischen der Gewinnsi-
tuation von Unternehmen, der Einkommenserzielung von Führungskräften und den Mechanis-
men zur Rekrutierung wirtschaftlicher Führungseliten.  
 
Darüber hinaus wurden mit dem laufenden Forschungsprojekt des Bundesministeriums für Ar-
beit und Soziales „Einstellungen zum Sozialstaat“ Analysen über die Einstellungen der Bevölke-
rung zu Reichtum, Wohlstand und Ungleichheit einbezogen. Die Meinungen der Bürger in 
Deutschland sind bei der Frage, was als Reichtum wahrgenommen wird, geteilt. Danach wird 
Reichtum nicht nur mit finanziellen Potenzialen in Zusammenhang gebracht, sondern vielmehr 
wird der Begriff der Gesundheit an dieser Stelle am häufigsten genannt. Bildungschancen spie-
len ebenfalls für viele Befragte eine große Rolle.  
 
Die erstmalige gemeinsame Betrachtung von Einkommen und Vermögen aus der Erhebung der 
EVS 2003 zeigt ein umfassenderes Bild finanziellen Reichtums. Nach der in der Wissenschaft 
gebräuchlichsten Abgrenzung relativen Reichtums als Verfügung über ein Nettoäquivalenzein-
kommen, das mindestens doppelt so hoch ist wie das mittlere Einkommen, sind 6,4% der Ge-
samtbevölkerung reich in der einfachen Einkommensverteilung (Anteil der Personen mit mehr 
als 3.268 Euro netto/Monat). Betrachtet man die umfassendere integrierte Einkommens- und 
Vermögensperspektive (Anteil der Personen mit mehr als 3.418 Euro netto/Monat) beträgt der 
Anteil 8,8%. Dieses auf Personen bezogene, äquivalenzgewichtete Einkommen gilt für Alleinle-
bende und muss für größere Haushalte durch Multiplikation mit den entsprechenden Äquiva-
lenzgewichten ermittelt werden (Paarhaushalt mit zwei Kindern unter 14 Jahren 6.863 Euro net-
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to/Monat). Unterschiede beim allgemeinen Gesundheitszustand und bei der Wahrscheinlichkeit 
eines früheren Todes (Mortalitätsrisiko) hängen ebenfalls mit der Einkommenshöhe zusammen. 
 
Im Jahr 2006 waren Haushalte mit einem überdurchschnittlichen Einkommen (15% aller Haus-
halte mit Nettoeinkommen von über 3.200 Euro/Monat) mit 2,9 Personen pro Haushalt zugleich 
überdurchschnittlich groß. Rund 69% von ihnen lebten in selbst genutztem Wohneigentum, bei 
nur 42% aller Haushalte insgesamt in Deutschland war dies der Fall. Hinsichtlich der politischen 
und gesellschaftlichen Partizipation zeigt sich, dass nach wie vor ein starker Zusammenhang 
zwischen Einkommensposition und politischem ebenso wie zivilgesellschaftlichem Engagement 
besteht. Die Analyse der Parteimitgliedschaft belegt etwa, dass insbesondere Angehörige obe-
rer Einkommensschichten und Akademiker in Parteien mitwirken. 
 
IV.5 Bildungsbeteiligung ist gestiegen und muss weiter steigen 
Das Bildungsniveau der Bevölkerung ist in den letzten Jahren kontinuierlich gestiegen. Ursache 
hierfür ist, dass ein wachsender Anteil der Bevölkerung über hoch qualifizierende Bildungsab-
schlüsse verfügt. Dies ist grundsätzlich positiv zu bewerten, da zukünftig ein steigendes Qualifi-
kationsniveau erforderlich ist. Die Nachfrage der Wirtschaft nach Un- bzw. Geringqualifizierten 
sinkt, so dass Bildungsanstrengungen bereits im frühkindlichen Bereich verstärkt ansetzen 
müssen, um die Zugangschancen für alle zu verbessern. 
 
Gleichzeitig blieb der Anteil der 18- bis 24-Jährigen mit geringen formalen Qualifikationen zwi-
schen 1996 und 2006 nahezu konstant. Im Jahr 2006 lag der Anteil der so genannten frühen 
Schulabgänger zwar mit 13,8% deutlich unter dem EU-Durchschnitt von 15,3%, jedoch weiter-
hin über der europäisch vereinbarten Zielmarke von 10% für das Jahr 2010. Hierbei handelt es 
sich um junge Menschen im Alter von 18 bis 24 Jahren ohne Sekundarbereich II-Abschluss, die 
also weder die Fachhochschul- oder Hochschulreife noch einen beruflichen Bildungsabschluss 
haben und sich auch nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden. Während bei dieser Gruppe in 
Westdeutschland ein leichter Rückgang von 15,1% auf 14,6% zu verzeichnen ist, stieg ihr Anteil 
in Ostdeutschland zwischen 1996 und 2006 von rund 6% auf 11% an. 
 
Der Anteil der 18- bis 24-Jährigen, die weder einen Abschluss des Sekundarbereichs I (Haupt- 
oder Realschule) noch einen anderen allgemein bildenden oder beruflichen Abschluss haben 
und sich nicht in Ausbildung befinden, ist seit 1996 geringfügig um 0,3 Prozentpunkte auf 2,4% 
im Jahr 2006 gestiegen. Der Anteil der Jugendlichen, die die Schule ohne Abschluss verlassen 
(so genannte Schulabbrecher) ist jedoch deutlich höher und lag im Jahr 2006 bei 7,9%. Dies 
zeigt, dass die deutliche Mehrheit der sogenannten Schulabbrecher später mit Erfolg eine 
„zweite Chance“ ergreifen und die Möglichkeiten der Nachqualifizierung nutzen, um einmal ver-
säumte Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse nachzuholen. Ziel sollte es jedoch sein, die Zahl 
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derer, die erst durch Nachqualifizierung den Weg in Ausbildung und Beruf finden, durch Bil-
dungsangebote in früheren Lebensphasen zu verringern. Vorrangig geht es darum, dass mög-
lichst früh die für Erfolg in Ausbildung, Beruf und die Verwirklichung eigener Lebensentwürfe 
notwendigen Fähigkeiten und Kenntnisse erworben werden. Diese ermöglichen den Erwerb von 
entsprechenden Bildungsabschlüssen. 
 
Der berufliche Bildungsabschluss hat entscheidenden Einfluss auf Beschäftigung und Einkom-
men. Während die Erwerbstätigenquote (hier bezogen auf die 25- bis 65-Jährigen) für Personen 
mit Fachhochschul- bzw. Hochschulabschluss rund 85% im Jahr 2006 betrug, waren nur 53,5% 
der Personen ohne beruflichen Abschluss erwerbstätig. 18,1% der Bevölkerung im Alter von 15 
bis unter 65 Jahren befindet sich nicht in Ausbildung und verfügt dabei über keinen berufsquali-
fizierenden Abschluss. Während der Anteil der Frauen ohne beruflichen Abschluss im Zeitraum 
von 1996 bis 2006 um erfreuliche 1,8 Prozentpunkte gesunken ist, ist dieser Anteil bei den 
Männern insbesondere aufgrund der Entwicklung in Ostdeutschland um 2,5 Prozentpunkte ge-
stiegen. Betrachtet man die berufliche Ausbildung bei Personen im Alter von 35 Jahren als ab-
geschlossen, so bleiben 15% der Bevölkerung dauerhaft ohne abgeschlossene berufliche Aus-
bildung und haben damit stark eingeschränkte Integrationschancen auf dem Arbeitsmarkt.  
 
Personen, die drohen, auf einem geringen Qualifikationsniveau stehen zu bleiben, brauchen 
Unterstützung und Ermutigung, um ihre Potenziale stärker auszuschöpfen. Dabei kommt es 
gleichermaßen auf das Offerieren von Bildungschancen wie auf eine wirkungsvolle Aktivierung 
der Menschen an, diese auch erfolgreich wahrzunehmen. Gleichberechtigte schulische und 
berufliche Ausbildung sind auch wichtige Elemente, um die Teilhabe- und Verwirklichungschan-
cen behinderter Menschen in Deutschland zu verbessern. Über eine amtlich anerkannte Behin-
derung berichten Männer und Frauen mit niedrigem Berufsstatus 3,5- bzw. 1,9-mal häufiger als 
diejenigen mit hohem Berufsstatus.  
 
Die Bundesregierung setzt sich weiterhin dafür ein, mehr Jugendliche für ein Hochschulstudium 
zu gewinnen. Mit einem Studium steigen die beruflichen Erfolgsaussichten sowie die Ver-
dienstmöglichkeiten, während das Risiko von Arbeitslosigkeit und Einkommensarmut sinkt. 
Gleichzeitig werden mehr Hochschulabsolventen benötigt, um einem zukünftigen Fachkräfte-
mangel entgegenzuwirken. Im Zehnjahresvergleich stieg der Anteil der Hochschulabsolventen 
an der Gruppe der 15- bis unter 65-Jährigen von 10,3% im Jahr 1996 auf 12,6% im Jahr 2006. 
Besonders deutlich zeigt sich diese Entwicklung bei jüngeren Frauen (30 bis unter 35 Jahre) 
16,8% von ihnen verfügten 2006 in Westdeutschland über einen Hochschulabschluss. Im Jahr 
1996 lag dieser Anteil noch bei 11,5%. Die jungen Frauen haben die jungen Männer bei den 
Hochschulabschlüssen damit fast eingeholt und in Ostdeutschland sogar bereits überholt. 
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Zwischen dem Bildungserfolg der Eltern und der Kinder besteht ein deutlicher Zusammenhang, 
der sich in der unterschiedlichen Bildungsbeteiligung der Kinder von Akademikern und Nicht-
akademikern zeigt. 83% der Kinder von Vätern mit Hochschulabschluss studieren ebenfalls, 
während dies nur für 23% der Kinder von Nichtakademikern zutrifft. Besonders ausgeprägt ist 
dieser Zusammenhang bei der Bevölkerungsgruppe der Menschen mit Migrationshintergrund. 
Kinder von gering qualifizierten Zuwanderern erreichen sehr häufig nur den Hauptschulab-
schluss, während Kinder qualifizierter Zuwanderer ebenso häufig wie deutsche Kinder studie-
ren. Eine vergleichbare Entwicklung ist auch bei der Erwerbsbeteiligung zu beobachten. Gering 
Qualifizierte haben erwartungsgemäß eine niedrigere Erwerbsbeteiligung, dies trifft insbesonde-
re in der Gruppe der Frauen mit Migrationshintergrund zu. Auch wenn die Ursachen für soziale 
Ungleichheit vielschichtig sind, können von Bildungseinrichtungen wirkungsvollere Beiträge zur 
Verringerung sozialer Ungleichheit erwartet werden, als dies bisher der Fall ist. Die bestmögli-
che Aktivierung der Potentiale von Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen ist dazu der ent-
scheidende Schlüssel. 
 
Lebenslanges Lernen wird immer wichtiger, um Teilhabechancen in der Gesellschaft und am 
Arbeitsmarkt dauerhaft zu sichern. In hochindustrialisierten Ländern wie Deutschland verstärkt 
sich die Tendenz zu qualifizierteren Tätigkeiten mit höheren Mobilitäts- und Qualifikationsanfor-
derungen. Gerade deshalb ist die zu niedrige Beteiligung an Weiterbildung in Deutschland im 
internationalen Vergleich problematisch. Insbesondere Personen mit geringer Qualifikation 
nehmen zu wenig Weiterbildungsangebote wahr. Um Teilhabechancen am Arbeitsmarkt dauer-
haft zu sichern und insbesondere Geringqualifizierte und ältere Arbeitnehmer/-innen zu fördern, 
bleibt die berufliche Weiterbildung ein Kernelement der Arbeitsmarktpolitik der Bundesregierung 
und der Bundesagentur für Arbeit. Die Weiterbildungsbeteiligung der 25- bis 65-Jährigen in 
Deutschland soll bis 2015 von derzeit rund 43% auf 50% gesteigert werden.
Maßnahmen: 
 Qualifizierungsinitiative der Bundesregierung: Im Januar 2008 hat die Bundesregierung 
ein Maßnahmenbündel beschlossen, das Aktivitäten zur Förderung und Unterstützung über 
den gesamten Lebensweg von der frühkindlichen Bildung bis zur Weiterbildung im Beruf um-
fasst. In Kooperation mit Ländern, Unternehmen, Sozialpartnern und anderen Akteuren sol-
len unter dem Leitgedanken „Aufstieg durch Bildung“ die Bedingungen für Bildung und Quali-
fizierung in allen Bildungsbereichen verbessert werden.  
 Der Auf- und Ausbau schulischer Ganztagsangebote bis 2009 wird durch den Bund im 
Rahmen des Investitionsprogramms „Zukunft Bildung und Betreuung“ mit vier Mrd. Euro un-
terstützt. Ziele sind die bessere individuelle Förderung aller Kinder und Jugendlichen unab-
hängig von ihrer sozialen Herkunft, die ihnen den Zugang zu weiterführender Bildung und 
Qualifikation ermöglicht, sowie die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf.  
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 Programm „Schulverweigerung – Die 2. Chance“: Mit Fördermitteln aus dem Europäi-
schen Sozialfonds (ESF) und lokaler Kofinanzierung werden seit Herbst 2006 an bundesweit 
73 Standorten so genannte harte Schulverweigerer vor allem an Hauptschulen erfolgreich in 
das Regelschulsystem reintegriert. Dadurch steigen ihre Chancen auf einen Schulabschluss 
und eine erfolgreiche berufliche Integration nach der Schule erheblich. 
 Nationaler Pakt für Ausbildung und Fachkräftenachwuchs: Die Paktzusagen (je Paktjahr 
30.000 neue Ausbildungsplätze und 25.000 Plätze für Einstiegsqualifizierungen) wurden klar 
übertroffen. Der Pakt wurde im März 2007 für weitere drei Jahre verlängert und fortentwickelt 
(60.000 neue Ausbildungsplätze und 40.000 Plätze für Einstiegsqualifizierungen sowie 
30.000 neue Betriebe für die Ausbildung).  
 Ausbildungsbonus: Im Rahmen des Konzepts „Jugend – Ausbildung und Arbeit“ sollen bis 
2010 etwa 100.000 zusätzliche Ausbildungsplätze für Jugendliche geschaffen werden, die 
schon seit längerem vergeblich einen Ausbildungsplatz suchen. Arbeitgebern, die zusätzli-
che Ausbildungsplätze für förderbedürftige Bewerber schaffen, wird einmalig ein so genann-
ter Ausbildungsbonus in Höhe von 4.000 bis 6.000 Euro je Auszubildendem gewährt. 
 Modernisierung des dualen Systems: Der Innovationskreis „Berufliche Bildung“ hat 
10 Leitlinien zur Modernisierung und Strukturverbesserung der beruflichen Bildung verab-
schiedet, die u. a. darauf zielen, die Übergänge in die Ausbildung zu verbessern, kurzfristig 
mit Hilfe zielgerichteter Maßnahmen zur Sicherung und Steigerung des Ausbildungsange-
bots beizutragen sowie die Durchlässigkeit von der beruflichen Bildung in die Hochschule zu 
verbessern. 
 Hochschulpakt mit den Ländern: Bis zum Jahr 2010 sollen rund 90.000 zusätzliche Stu-
dienanfängerinnen und Studienanfänger aufgenommen werden. 
 Aufstiegsstipendien: Ab 2008 werden nicht rückzahlpflichtige Aufstiegsstipendien an be-
gabte studierwillige Absolventinnen und Absolventen einer dualen Ausbildung vergeben. 
 Verbesserung der Ausbildungsförderung: Ab Herbst 2008 werden die BAföG-Sätze und 
die Elternfreibeträge des BAföG erhöht, die Hinzuverdienstgrenze wird für alle Auszubilden-
den auf 400 Euro monatlich ausgedehnt. Auszubildende mit Kindern werden zukünftig durch 
einen pauschalen Kinderbetreuungszuschlag stärker unterstützt. Migrantenkinder erhalten 
leichter Zugang zum BAföG. 
 Weiterbildung Geringqualifizierter und beschäftigter älterer Arbeitnehmer in Unter-
nehmen – WeGebAU: Mit dem 200 Mio. Euro-Programm verbessert die Bundesagentur für 
Arbeit die Beschäftigungsfähigkeit und die Weiterbildungsbeteiligung dieser Personengrup-
pen. 
 Bildungsprämie: Mit Hilfe einer Bildungsprämie von bis zu 154 Euro pro Jahr sowie von 
Weiterbildungsdarlehen sollen Motivation und Verantwortung des Einzelnen gestärkt werden, 
für den Erhalt seiner Beschäftigungsfähigkeit durch berufliche Weiterbildung Vorsorge zu 
treffen. Außerdem soll es künftig möglich sein, aus dem nach dem Vermögensbildungsge-
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setz gebildeten Ansparguthaben Mittel für die berufliche Weiterbildung bereits vor Ende der 
Bindungsfrist zu entnehmen. 
 Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkt „Grundbildung für Erwachsene“ soll dazu 
beitragen, möglichst viele der rund vier Mio. Menschen mit funktionalem Analphabetismus in 
das Lernen im Lebenslauf einzubeziehen. 
 
IV.6 Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessern – benachteiligte Kin-
der fördern 
Der Wandel in den Familienstrukturen der Bevölkerung hält an. Die Zahl der Alleinlebenden 
steigt, insbesondere bei den unter 65-Jährigen. Neben dem traditionellen Familienbild verfesti-
gen sich neue Formen familiären Zusammenlebens. Der Anteil der Kinder, die in Haushalten 
von Alleinerziehenden und von nichtehelichen Lebensgemeinschaften leben, nimmt zu. Inzwi-
schen wachsen knapp 16% der minderjährigen Kinder bei alleinerziehenden Elternteilen auf im 
Vergleich zu rund 12% im Jahr 1996.  
 
Die große Mehrzahl der Familien bewältigt ihr Leben selbständig und lebt in sicheren materiel-
len Verhältnissen. Die Analyse zeigt dabei einen deutlichen Zusammenhang zwischen der 
Nichterwerbstätigkeit der Eltern und dem Armutsrisiko von Familien und Kindern. Mit der Auf-
nahme einer Vollzeitbeschäftigung durch ein oder mehrere erwerbsfähige Haushaltsmitglieder 
sinkt die Armutsgefährdung von Familien mit Kindern von 48% auf 8% bzw. 4%. 
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Schaubild 3 
Armutsrisikoquoten von Haushalten mit Kindern 
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1) Der Vollzeitbeschäftigung aller Haushaltsmitglieder im erwerbsfähigen Alter entspricht der Faktor 1. Bei 
einer Erwerbsbeteiligung von 0 geht kein Haushaltsmitglied im erwerbsfähigen Alter einer Beschäftigung 
nach. Bei 0,5 ist z. B. einer von zwei erwerbsfähigen Haushaltsmitgliedern vollzeiterwerbstätig oder beide 
halbtags. 
 
Quelle: Eurostat 2008, EU-SILC 2006 
 
Sozial- und familienpolitische Transferleistungen reduzieren die relative Einkommensarmut von 
Familien deutlich. So senkt die Zahlung staatlicher Transferleistungen die Armutsrisikoquote 
von Kindern um fast zwei Drittel von 34% auf im europäischen Vergleich geringe 12%. Damit 
liegt sie nach EU-SILC 2006 zwar einen Prozentpunkt unter dem Anteil der Gesamtbevölke-
rung, muss aber weiter reduziert werden.  
 
Das monetäre Armutsrisiko beschreibt die Einschränkung der Teilhabechancen von Kindern nur 
unzureichend. Bei Kindern und Jugendlichen zeigen sich zusätzlich Entwicklungsdefizite, sozia-
le Benachteiligungen bis hin zu Unterversorgung mit der Folge möglicher gesundheitlicher 
Probleme. In sozial benachteiligten Familien haben Kinder häufiger Übergewicht, zeigen häufi-
ger sozial auffälliges Verhalten und nehmen seltener an aktiver Freizeitgestaltung, etwa an 
Sportangeboten teil. Die Bundesregierung versteht die Bekämpfung von Begleiterscheinungen 
und Ausprägungen von Kinderarmut als gemeinsame Aufgabe mit Ländern und Kommunen 
über alle Politikebenen hinweg. Dort, wo den Familien die notwendigen Ressourcen nicht zur 
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Verfügung stehen, ist es Aufgabe von Staat und Gesellschaft, Angebote zur Betreuung und 
Bildung von Kindern bereit zu stellen und Alltags-, Familien- und Erziehungskompetenzen zu 
vermitteln. Die frühkindliche Bildung und Betreuung hat hier in zweifacher Hinsicht große Be-
deutung: Für die Eltern bei der Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindererziehung und für 
die Kinder mit Blick auf ihre Bildungschancen, insbesondere dann, wenn sie aus bildungsfernen 
und ressourcenarmen Familien kommen. Die Bundesregierung setzt deshalb auf einen abge-
stimmten Maßnahmenkatalog aus finanziellen Hilfen, einer familienorientierten Arbeitswelt und 
einer umfassenden Betreuungsinfrastruktur.  
Maßnahmen: 
 Tagesbetreuungsausbaugesetz/Kinderförderungsgesetz: Bund, Länder und Kommunen 
haben sich darauf verständigt, über das für 2010 angestrebte Ziel (20% Versorgungsgrad) 
hinaus bis zum Jahr 2013 für bundesdurchschnittlich 35% der Kinder unter drei Jahren 
Betreuungsplätze in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege zu schaffen. Bis En-
de 2008 soll ein Rechtsanspruch auf ein Betreuungsangebot für alle Kinder vom vollendeten 
ersten bis zum vollendeten dritten Lebensjahr mit Beginn des Kindergartenjahres 2013/2014 
gesetzlich verankert werden. Ab 2013 soll für diejenigen Eltern, die ihre ein bis drei Jahre al-
ten Kinder nicht in Tageseinrichtungen betreuen lassen wollen oder können, eine monatliche 
Zahlung (zum Beispiel Betreuungsgeld) eingeführt werden. 
 Elterngeld seit 2007: Das Elterngeld gewährleistet eine finanzielle Sicherung der Familie 
nach der Geburt des Kindes. Es beträgt 67% des durchschnittlich vor der Geburt monatlich 
verfügbaren laufenden Erwerbseinkommens, höchstens jedoch 1.800 Euro und mindestens 
300 Euro. Für Geringverdiener mit einem Nettoeinkommen von weniger als 1.000 Euro wird 
die Ersatzrate auf bis zu 100% angehoben. Von der Geringverdienerkomponente profitieren 
rund 20% der Familien.  
 Mehr Geld für Familien mit Kindern: Im Herbst 2008 wird die Bundesregierung ihren Sieb-
ten Bericht über die Höhe des steuerfrei zu stellenden Existenzminimums von Erwachsenen 
und Kindern vorlegen. Die Ergebnisse sind maßgeblich für die Höhe des steuerlichen Grund-
freibetrags und der steuerlichen Berücksichtigung von Kindern. In diesem Zusammenhang 
hat der Deutsche Bundestag bereits 1995 den Beschluss gefasst, dass bei einer höheren 
steuerlichen Förderung von Kindern auch das Kindergeld „entsprechend“ anzupassen sei. 
Die Koalition ist sich einig, dass zum 1. Januar 2009 Familien mit Kindern mehr Geld erhal-
ten sollen. Der Bund wird hierzu im Bundeshaushalt entsprechende Vorsorge treffen. Über 
die Größenordnung und die konkrete Art der Entlastung der Familien mit Kindern ist noch zu 
beraten. Dabei sollen die Erkenntnisse über armutsreduzierende Wirkungen berücksichtigt 
werden. 
 Kinderzuschlag: Ab 2009 wird der Kreis der Berechtigten ausgeweitet und das Verfahren 
vereinfacht, indem einheitliche Grenzen für das Mindesteinkommen gelten. Außerdem wird 
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die Abschmelzrate für Einkommen aus Erwerbstätigkeit von 70% auf 50% gesenkt. Im Zu-
sammenspiel mit den geplanten Leistungsverbesserungen im Wohngeld werden mit dem 
Kinderzuschlag zukünftig insgesamt rund 106.000 Familien und damit 250.000 Kinder (bis-
her 100.000 Kinder) vom Arbeitslosengeld II unabhängig. 
 Förderprogramm Betrieblich unterstützte Kinderbetreuung: Von 2008 bis 2011 werden 
Plätze in Betriebeskindergärten für Kinder von Beschäftigten kleinerer und mittelgroßer Un-
ternehmen mit bis zu maximal 6.000 Euro pro Platz und Jahr aus Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds gefördert. 
 Die verbesserte steuerliche Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten und weiterer 
familienunterstützender Dienstleistungen trägt seit 2006 ebenfalls zu einer besseren Verein-
barkeit von Familie und Beruf bei, besonders für berufstätige Eltern und Alleinerziehende. 
 Verbesserung des Kinderschutzes: Beim Kinderschutzgipfel im Dezember 2007 wurden 
zwischen Bund und Ländern Maßnahmen zur Qualifizierung und höheren Verbindlichkeit der 
ärztlichen Vorsorgeuntersuchungen, einer engen Verzahnung von Jugendhilfe und Gesund-
heitssystem sowie die Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen bei Gefährdung des 
Kindeswohls vereinbart. Die Kampagne „Ich geh zur U! und Du?“ der Bundesministerien und 
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung fördert die Inanspruchnahme von Früher-
kennungsuntersuchungen.  
IV.7 Nachhaltige Gesundheits- und Pflegepolitik weiterentwickeln 
Auch in einem hoch entwickelten Sozialstaat wie der Bundesrepublik Deutschland lässt sich 
eine Wechselwirkung zwischen der sozialen und der gesundheitlichen Lage feststellen. Einer-
seits wird ein Teil der Gesundheitschancen und Krankheitsrisiken durch die Bildung, das Wohn- 
und Arbeitsumfeld und die erzielte Einkommensposition beeinflusst. Gesundheitsstörungen und 
Krankheiten, insbesondere wenn sie länger andauern, können sich andererseits nachteilig auf 
die Bildungs-, Erwerbs-, und Einkommenschancen auswirken und die gesellschaftliche Teilhabe 
beeinträchtigen.  
 
Wie bereits bei der Entwicklung von Kindern beschrieben, gibt es einen Zusammenhang zwi-
schen einem niedrigen Bildungsniveau und Gesundheitsverhalten auch bei Erwachsenen. Unter 
Berücksichtigung der Altersunterschiede sind Männer aus der niedrigsten im Vergleich zu den-
jenigen aus der höchsten Berufsstatusgruppe fast dreimal und Frauen fast fünfmal häufiger ge-
sundheitlich beeinträchtigt. Untersuchungen zum Zusammenhang zwischen Einkommen und 
Gesundheit zeigen, dass unter Berücksichtigung von Altersunterschieden in der Zusammenset-
zung der Einkommensgruppen ein bestehendes monetäres Armutsrisiko die Chance auf einen 
sehr guten oder guten Gesundheitszustand etwa halbiert. Auch Männer und Frauen mit Migrati-
onshintergrund sind häufiger nachteiligen Lebens- und Arbeitsbedingungen ausgesetzt, was zu 
feststellbaren Unterschieden im Gesundheitszustand führt. 
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Maßnahmen: 
 Gesundheitsreform 2007: Mit dem Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der gesetzli-
chen Krankenversicherung wurde über 120.000 Menschen, die bisher ohne Versicherungs-
schutz waren, der Weg in die gesetzliche oder private Krankenversicherung ermöglicht.  
 Überforderungsregelungen bei Zuzahlung schützen Sozialhilfe- oder Arbeitslosengeld II-
Bezieher vor unzumutbaren finanziellen Belastungen. Für die Ermittlung der Belastungs-
grenze wird für die gesamte Bedarfsgemeinschaft lediglich der Regelsatz des Haushaltsvor-
standes berücksichtigt. 
 Strategie der Bundesregierung zur Förderung der Kindergesundheit: Die Strategie soll 
bis Sommer 2008 vom Kabinett verabschiedet werden. Sie strebt eine umfassende Gesund-
heitsförderung an und führt die zentralen Aktivitäten der Bundesregierung zusammen. Die 
frühzeitige Stärkung von Gesundheitskompetenzen, von personalen, familiären und sozialen 
Ressourcen ist dabei ein Schwerpunkt. 
 Gesundheitliche Aufklärung: Bei den Landesvereinigungen für Gesundheitsförderung bzw. 
bei weiteren regionalen Akteuren wurden so genannte „Regionale Knoten“ in allen Bundes-
ländern angesiedelt, die die Identifizierung und möglichst flächendeckende Verbreitung vor-
bildlicher Projekte zur Aufgabe haben. 
 Mutter-/Vater-Kind-Kuren werden Pflichtleistung der GKV: Grundsätzlich haben seit dem 
1. April 2007 alle Mütter und Väter Anspruch auf stationäre Maßnahmen zur Vorsorge und 
Rehabilitation. Die Krankenkassen müssen medizinisch notwendige Kuren bewilligen. 
Von den rund 2,1 Mio. Pflegebedürftigen, die im Jahr 2006 Leistungen der Pflegeversicherung 
bezogen, wurden rund 1,4 Mio. zu Hause versorgt. Rund 700.000 lebten in Heimen, davon rund 
69.000 in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen. Aufgrund der sich 
ändernden Familienstrukturen ist in den letzten Jahren ein kontinuierlicher Anstieg des Anteils 
der vollstationär versorgten Pflegebedürftigen um 0,5% pro Jahr zu verzeichnen. Auch unter 
den zu Hause versorgten Pflegebedürftigen nahm die Inanspruchnahme von Pflegesachleis-
tungen leicht zu. Nach Einführung der Pflegeversicherung ist die Zahl der Empfänger von Hilfe 
zur Pflege (Sozialhilfe) um 40% auf 273.063 Personen (Ende 2006) zurückgegangen.  
 
Maßnahme:
 Pflege-Weiterentwicklungsgesetz vom März 2008: Die Leistungen werden noch besser 
auf die Bedürfnisse der Pflegebedürftigen und ihrer Angehörigen ausgerichtet und durch den 
Grundsatz „ambulant vor stationär“ die häuslichen Versorgungsstrukturen gestärkt. Über die 
Anhebung der Leistungsbeträge im Bereich der häuslichen Pflege hinaus wurde ein An-
spruch auf Pflegeberatung (Fallmanagement) eingeführt, sowie eine bessere Unterstützung 
von Demenzkranken und die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Pflegezeiten mit Rück-
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kehrrecht an den Arbeitsplatz eröffnet. Die Länder haben die Möglichkeit, die Einrichtung von 
Pflegestützpunkten zum Auf- und Ausbau wohnortnaher Versorgungsstrukturen zu veranlas-
sen. 
IV.8 Wohnbedingungen weiter verbessert – Wohnungslosigkeit reduziert 
Der langfristig positive Trend in der Entwicklung der Wohnungsversorgung einkommensschwa-
cher Haushalte setzt sich fort. So beurteilten 59% der befragten Mieterhaushalte insgesamt 
nach SOEP im Jahr 2006 gegenüber nur 50% im Jahr 1996 den baulichen Zustand ihrer 
Wohngebäude als gut, was vor allem auf die Verbesserung des Gebäudebestandes in Ost-
deutschland zurückzuführen ist. Die durchschnittliche Wohnfläche von Wohngeldbeziehern 
(Hauptmietern) insgesamt ist zwischen 2005 und 2006 sowohl in Ost- als auch in Westdeutsch-
land um drei Quadratmeter gesunken, während die Wohnfläche von Mehrpersonenhaushalten 
dabei konstant blieb bzw. leicht angestiegen ist.  
 
Mit einem jährlichen Anstieg von durchschnittlich 1,1% entwickelten sich auch die Wohnungs-
mieten von 1998 bis 2006 moderat. Allerdings wurden infolge der zwischen 2002 und 2006 
stark gestiegenen Energiepreise um durchschnittliche 7,2% pro Jahr die so genannten warmen 
Wohnnebenkosten zu einer finanziellen Belastung, insbesondere für einkommensschwache 
Haushalte.  
 
Einkommensschwache Haushalte sind in ihrem Wohnumfeld stärkeren Belastungen durch 
Straßenverkehr, Lärm und verkehrsbedingte Luftschadstoffe ausgesetzt. In vielen deutschen 
Städten sind Quartiere mit einer Konzentration von städtebaulichen, wirtschaftlichen und sozia-
len Problemen entstanden. Eine zentrale wohnungs- und sozialpolitische Herausforderung ist 
es daher, die sozialräumliche Segregation in den Städten aufzuhalten. Eine angemessen aus-
gestattete und bezahlbare Wohnung und ein Wohnumfeld, das die Gesundheit der Bewohner 
und die Entwicklungschancen, insbesondere für Kinder garantiert, sind elementare Vorausset-
zungen für gesellschaftliche Teilhabe. 
 
Mit der Wohngeldreform zum 1. Januar 2009 werden die Wohngeldleistungen für einkommens-
schwache Haushalte deutlich verbessert und damit die Attraktivität des Wohngeldes wieder 
gestärkt. 
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Maßnahmen: 
 Angemessene Unterkunftskosten für Transfergeldbezieher: Leistungsbezieher nach 
dem SGB II und SGB XII erhalten seit 2005 statt Wohngeld Leistungen für angemessene 
Unterkunft und Heizung.  
 Novelle Wohngeldgesetz zum 1. Januar 2009: Die Wohngeld-Tabellenwerte werden um 
8% und die Miethöchstbeträge um 10% erhöht. Dafür werden insgesamt 520 Mio. Euro auf-
gewandt. Zukünftig werden erstmals die Heizkosten in pauschalierter Form einbezogen. Mit 
dem Wohngeld wird in Verbindung mit dem reformierten Kinderzuschlag eine spürbare Ent-
lastung für etwa 70.000 einkommensschwache Haushalte außerhalb des Sozialgesetzbu-
ches erreicht. 
 Soziale Wohnraumförderung: Mit der Föderalismusreform ist die Zuständigkeit der sozia-
len Wohnraumförderung vom Bund auf die Länder übergegangen. Dies trägt der zunehmen-
den Ausdifferenzierung der Wohnungsmärkte Rechnung. 
 Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“: Seit 2006 wurden die Bundesfinanzhilfen von 70 
auf 110 Mio. Euro aufgestockt und zugleich die Förderungsmaßnahmen auf Modellvorhaben 
im Bereich der lokalen Ökonomie und der Beschäftigungspolitik, der Jugend- und Bildungs-
politik sowie der sozialen Integration – auch der Integration von Zuwanderern – erweitert. 
 
Wohnungslose
Die Zahl der wohnungslosen Personen lag nach Schätzungen der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Wohnungslosenhilfe (BAG W) im Jahr 2006 bei 254.000 und damit bei weniger als der Hälfte 
gegenüber 1998 (530.000). Der jüngste Rückgang der Wohnungslosigkeit betrifft insbesondere 
Familien. Gegenüber den Schätzungen von 2003 hat sich die Zahl der wohnungslosen Kinder 
und Jugendlichen halbiert. Die verstärkte Präventionsarbeit der Kommunen zur Verhinderung 
von Wohnungsverlust sowie die Integrationsarbeit der Wohnungslosenhilfe zeigen damit ihre 
Wirkung. 
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Schaubild 4 
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In Mehrpersonenhaushalten (Rückgang 63%)
In Einpersonenhaushalten (Rückgang 34%)
darunter: ohne jede Unterkunft auf der Straße ca. (Rückgang 49%)
Wohnungslose in Ein- und Mehrpersonenhaushalten insgesamt (Rückgang 52%)
 
1) Jahresgesamtzahlen ohne wohnungslose Aussiedler 
Quelle: Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe und Berechnungen des ISG 
 
Gesellschaftliche Ausgrenzung kann mit selbstgewählter Abgrenzung zusammentreffen und 
sich wechselseitig verstärken. 71% der wohnungslosen Männer waren nach einer Befragung 
der BAG W verschuldet und 75% waren länger als ein Jahr arbeitslos, während 60% nur für 
einen begrenzten Zeitraum von bis zu einem Jahr wohnungslos waren. Bei Frauen waren die 
häufigsten Auslöser des Wohnungsverlustes Trennung oder Scheidung (23%), Auszug aus der 
elterlichen Wohnung (17%) und Gewalterfahrungen (16%). In besonderer Weise auf Sozial-
transfers angewiesen sind von Gewalt betroffene Frauen. So ist ein hoher Anteil der Frauen 
(46%), die vor Partnergewalt ins Frauenhaus fliehen, auf Leistungen des SGB II angewiesen.  
 
Gute Erfolge werden dort erzielt, wo Kommunen, Arbeitsgemeinschaften nach dem SGB II, 
Wohnungsunternehmen und freie Träger ihre Arbeit vernetzen. Die überwiegende Zahl der 
Wohnungslosen sind erwerbsfähig im Sinne des SGB II und können Maßnahmen zur Sicherung 
und Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit erhalten. Daneben können auch Hilfen zur Ü-
berwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten nach dem SGB XII gewährt werden.  
- XXIX - 
 
Maßnahmen: 
 Wohnungslosigkeit vermeiden: Um Wohnungslosigkeit zu vermeiden, können die Träger 
der Sozialhilfe und der Grundsicherung für Arbeitsuchende die Kosten für Unterkunft und 
Heizung direkt an den Vermieter zahlen.  
 Aktionsplan II der Bundesregierung zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen: Zielge-
richtete Hilfen zum Schutz und zur Stärkung gewaltbetroffener Frauen sollen über ein breit 
gefächertes Unterstützungssystem von Frauenhäusern, Zufluchtswohnungen, Notrufen, 
Frauenberatungsstellen und Interventionsstellen bereitgestellt werden.  
 Aufsuchende Angebote der Straßensozialarbeit sowie kommunale Anlaufstellen für die 
Grundversorgung sollen die medizinische Versorgung und die psychosoziale Beratung für 
Kinder und Jugendliche auf der Straße ermöglichen. 
 
IV.9 Bürgerschaftliches Engagement und Integration stärken 
In vielen gesellschaftlichen Bereichen und in der Politik greift die Erkenntnis, dass die zukunfts-
gerichtete Gestaltung unserer Gesellschaft und der nachhaltige gesellschaftliche Zusammen-
halt nur zu gewährleisten ist, wenn die Bürger in die Gestaltung und Weiterentwicklung des 
Gemeinwesens einbezogen sind und selbst aktiv werden.  
 
Die Einbindung in gesellschaftliches Leben erfolgt insbesondere auch durch bürgerschaftliches 
Engagement. Dieses erstreckt sich auf vielfältige Bereiche, wie z. B. in Heimat- und Kulturver-
einen, Stadtteilinitiativen, Selbsthilfegruppen, Sportvereinen, sozialen und kulturellen Einrich-
tungen bis hin zu klassischen Ehrenämtern, Gremien, Vorständen, Gewerkschaften und in der 
Politik. Etwa zwei Drittel der Bevölkerung sind in diesem umfassenden Sinne in Strukturen der 
Zivilgesellschaft eingebunden. Aber auch hier wird ein Zusammenhang mit monetärer Armut 
erkennbar: Durchgängig sind Personen mit einem Einkommen unter der Armutsrisikogrenze 
weniger engagiert als Personen mit höherem Einkommen. Auch die politische Partizipation wird 
nach wie vor stark durch Bildungsstand, Einkommensposition und Ausländerstatus beeinflusst. 
Gezielte Angebote an einkommensschwache Bevölkerungsgruppen und niedrigschwellige An-
gebote im unmittelbaren Umfeld der Zielgruppen bleiben eine Herausforderung. Der Zugang 
einkommensschwacher Personen zu Mobilität und Kultur wird dort besser ermöglicht, wo Kom-
munen den Beziehern von Mindestsicherungsleistungen oder kinderreichen Familien Vergüns-
tigungen bei der Nutzung von öffentlichem Personennahverkehr, Schwimmbädern und Angebo-
ten in den Bereichen Kultur und Bildung anbieten. 
 
Fast ein Fünftel der Bevölkerung in Deutschland sind inzwischen Personen mit Migrationshin-
tergrund. Im Jahr 2005 waren darunter rund 7,3 Mio. Einwohner mit ausländischer Staatsbür-
gerschaft sowie 7,5 Mio. Eingebürgerte, Spätaussiedler und deren Nachkommen und damit 
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deutsche Staatsangehörige. In der Altersgruppe der Kinder unter sechs Jahren hatten im Jahr 
2005 schon mehr als 30% einen Migrationshintergrund. Diese Zahlen belegen den Wandel in 
der deutschen Gesellschaft und verweisen auf die Notwendigkeit einer nachhaltigen Integrati-
onspolitik, die die Potenziale der zugewanderten und hier geborenen Menschen mit Migrations-
hintergrund nutzt und fördert.  
 
Das am 1. Januar 2005 in Kraft getretene Zuwanderungsgesetz garantiert allen Neuzuwande-
rern (soweit sie sich rechtmäßig und dauerhaft in Deutschland aufhalten) ein einheitliches, bun-
desgesetzlich geregeltes Integrationsangebot. Über Migrantenorganisationen wird auch die poli-
tische Interessenvertretung von Ausländern und Menschen mit Migrationshintergrund über-
nommen. Die direkte Beteiligung der Zusammenschlüsse von Personen mit Migrationshin-
tergrund bei der Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans ist ein Beispiel dafür, wie ihre 
Interessen, Ressourcen und Belange in der Mehrheitsgesellschaft bekannt und anerkannt wer-
den. 
 
Selbstbestimmung und Teilhabe als Voraussetzung für die Chancengleichheit behinderter Men-
schen standen und stehen im Zentrum der Behindertenpolitik der Bundesregierung. Die Leis-
tungsform Persönliches Budget drückt seit 2001 diesen Paradigmenwechsel in der Behinder-
tenpolitik weg von der Fürsorge ganz konkret aus. Als Experten in eigener Sache können sie 
den Einkauf von Leistungen eigenverantwortlich und selbständig regeln. Persönliche Budgets 
helfen, die aktive Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu fördern und Vorurteile und Benach-
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Maßnahmen: 
 „Freiwilligendienste machen kompetent“: Seit Herbst 2007 zielt dieses Programm auf 
den Aspekt bürgerschaftlichen Engagements als Mittel sozialer Integration. Die Partizipation 
benachteiligter Jugendlicher, die in den Freiwilligendiensten bisher deutlich unterrepräsen-
tiert sind, soll damit gestärkt werden.
 „Für ein kindergerechtes Deutschland 2005-2010“: Der Nationale Aktionsplan (NAP) ver-
folgt auch den Anspruch politischer Bildungsarbeit für Kinder und Jugendliche. 
 Nationaler Integrationsplan (NIP) seit Juli 2007: Hier sind 400 Maßnahmen und Selbst-
verpflichtungen aller staatlichen Ebenen sowie der Vertreter der Bürgergesellschaft und der 
Migrantinnen und Migranten gebündelt. Die Selbstverpflichtungen des Bundes richten sich 
auf die Gewährleistung gleichberechtigter Mitwirkung von Personen mit Migrationshin-
tergrund sowie deren Organisationen im Rahmen von Bundesprogrammen, Infrastruktur- 
und Netzwerkprojekten, bei Ausschreibungen und bei der Besetzung von Beiräten und 
Fachgremien. 
 Förderung wechselseitiger Akzeptanz: Mit jährlich bis zu 500 gemeinwesenorientierten 
Projekten wird das Zusammenleben von Zuwanderern und Einheimischen in Zusammenar-
beit mit zahlreichen Verbänden, Migrantenorganisationen, Stiftungen, Initiativen sowie Be-
hörden auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene gestärkt. Da Frauen häufig Motor der 
Integration in ihren Familien sind, wird ein Schwerpunkt der Förderung auf Projekte gelegt, 
die ihre Selbsthilfekräfte stärken. 
 Gesetz zur weiteren Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements: Mit dem rückwir-
kend zum 1. Januar 2007 in Kraft getretenen Gesetz wird das Gemeinnützigkeits- und Spen-
denrecht großzügiger ausgestaltet. Spender, Stiftungen, Vereine, Übungsleiter und die 
Spendenbereitschaft insgesamt werden gezielt unterstützt.
 Rechtsanspruch auf Persönliches Budget: Seit 1. Januar 2008 haben Menschen mit Be-
hinderungen den Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes persönliches Budget. Ein 
flankierendes Strukturverstärkungsprogramm für bestimmte Formen des Persönlichen Bud-
gets (Teilhabe am Arbeitsleben, Teilhabe behinderter Kinder) fördert die Inanspruchnahme. 
 Zielvereinbarungen zur Barrierefreiheit: Verbände und Unternehmen sollen durch die 
Bündelung von Ressourcen und Beratungskompetenzen beim Abschluss von Zielvereinba-
rungen unterstützt werden, um Barrierefreiheit auch außerhalb des öffentlichen Rechts zu 
verankern. 
 Ratifizierung des Übereinkommens der Vereinten Nationen über die Rechte behinder-
ter Menschen in Zusammenarbeit mit den Ländern und den Organisationen behinderter 
Menschen ist bis Ende 2008 beabsichtigt.
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V. Schlussfolgerung für eine konzertierte Politik der Armutsbekämp-
fung
Mit den Armuts- und Reichtumsberichten seit 2001 hat die Bundesregierung das Bewusstsein 
für die Notwendigkeit des sozialen Zusammenhalts und die Aktivitäten zur Bekämpfung von 
Armut und sozialer Ausgrenzung deutlich gestärkt und vertieft. Auf Grund der föderalen Struktur 
Deutschlands wird die nachhaltige Vermeidung von Armut und das Ziel der sozialen Integration 
jedoch nur durch gemeinsame Aktivitäten auf allen staatlichen Ebenen und gemeinsam mit al-
len Akteuren der Zivilgesellschaft zu erreichen sein.  
 
Auf den einzelnen Ebenen konnten in den vergangenen Jahren Fortschritte erzielt werden, wie 
die Sozialberichterstattung auch in Ländern und Kommunen belegt. Doch müssen diese An-
strengungen weiter verstärkt, besser vernetzt und aufeinander abgestimmt werden. 
 
Eine sowohl die Fachebenen als auch die föderalen Strukturen überspannende Strategie zur 
Armutsvermeidung in den verschiedenen Teilhabebereichen könnte die funktionale Aufgaben-
verteilung unter den Akteuren überwinden und Synergieeffekte ausnutzen. Angelehnt an den 
Nationalen Integrationsplan sollten Handlungsfelder sowie der Beitrag der betroffenen Ebenen 
und Akteure der Zivilgesellschaft festgelegt werden. 
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T e i l  B :  E i n l e i t u n g  
Mit dem 3. Armuts- und Reichtumsbericht setzt die Bundesregierung die 2001 begonnene Be-
standsaufnahme der sozialen Lage in Deutschland fort. Sie schafft damit die notwendige Basis 
für eine fundierte Politik zur Stärkung der sozialen Gerechtigkeit und zur Verbesserung gesell-
schaftlicher Teilhabe.1 Die Analyse basiert auf der statistisch-empirischen Erfassung der gesell-
schaftlichen Realität in Deutschland mit ihren Gegenpolen Armut und Reichtum. Neben der 
Entwicklung von Einkommen und Vermögen werden die zentralen Trends und Herausforderun-
gen in den Bereichen Erwerbsbeteiligung, Bildung, Familie und Kinder, Gesundheitsversorgung, 
Wohnen und politische Partizipation beschrieben. Darüber hinaus stehen Personengruppen im 
Fokus, die in besonderem Maße beeinträchtigt sind (Teil C). Gleichzeitig legt der Bericht die 
politischen Maßnahmen der Bundesregierung dar, die Armut und sozialer Ausgrenzung ent-
gegenwirken, eine gerechtere Verteilung ökonomischer Ressourcen erreichen sowie Teilhabe-
chancen für alle Mitglieder der Gesellschaft eröffnen sollen (Teil D).2  
 
Konzeption der Berichterstattung
Das Konzept der Teilhabe- und Verwirklichungschancen des Nobelpreisträgers Amartya Sen 
bildete in Verbindung mit dem Lebenslagenansatz bereits im 2. Armuts- und Reichtumsbericht 
die konzeptionelle Grundlage. Beide Ansätze erweitern die Bemessung der Wohlstandsposition 
über traditionelle Einkommensanalysen hinaus auf Lebenslagedimensionen wie Gesundheit, 
Bildung oder Wohnen. Es wird dabei an den beobachteten Unterschieden der Lebenslagen und 
damit den Teilhabeergebnissen angesetzt. Das Konzept der Teilhabe- und Verwirklichungs-
chancen fragt darüber hinaus auch danach, inwiefern diese Unterschiede auf ungleiche Ver-
wirklichungschancen zurückzuführen sind.3 Ziel sozialstaatlichen Handeln ist es, Ungleichheiten 
bereits bei den zur Verfügung stehenden Chancen zu reduzieren. Alle müssen die Chance er-
halten, ihre individuellen Möglichkeiten auszuschöpfen. 
                                                
1  Mit dem 3. Armuts- und Reichtumsbericht setzt die Bundesregierung den Beschluss des Deutschen Bundesta-
ges vom 29. Januar 2000 (siehe Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung, BT-Drs. 14/2562) und vom 19. Oktober 2001 um (Plenarprotokoll 14/196), regelmäßig in der Mitte einer 
Legislaturperiode einen Armuts- und Reichtumsbericht zu erstellen. In der Koalitionsvereinbarung vom 11. No-
vember 2005 ist festgehalten, dass die Berichterstattung fortgeführt und weiterentwickelt werden soll. Siehe 
2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, als PDF-Dokument abrufbar über die Internetseite des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, 
http://www.bmas.de/coremedia/generator/10070/lebenslagen__in__deutschland__der__2__armuts__und__reic
htumsbericht__der__bundesregierung.html, Bonn 2005. 
2  Redaktionsschluss war der 19. Juni 2008. 
3  Vgl. Volkert, J./Klee, G./Kleimann, R./Scheurle, U./Schneider, F.: Operationalisierung der Armuts- und Reich-
tumsmessung, Studie im Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit und Soziales, Tübingen 2003; sowie 
Arndt, Ch./Dann, S./Kleimann, R./Strotmann, H./Volkert, J.: Das Konzept der Verwirklichungschancen (A. Sen) - 
Empirische Operationalisierung im Rahmen der Armuts- und Reichtumsmessung, in: Endbericht zur Machbar-
keitsstudie, Tübingen 2006; sowie Bartelheimer, P.: Politik der Teilhabe - Ein soziologischer Beipackzettel, in: 
Fachforum Analysen und Kommentare, Heft 1, 2007; sowie Kronauer, M.: Neue soziale Ungleichheiten und Un-
gerechtigkeitserfahrungen: Herausforderungen für eine Politik des Sozialen, in: WSI Mitteilungen, Heft 7, Düs-
seldorf 2007, S. 365-379; sowie 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, als PDF-Datei verfüg-
bar auf der Internetseite des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales, S. XIX. 
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Hiermit wird das erweiterte Verständnis der Berichterstattung deutlich, nicht nur nach den ver-
fügbaren materiellen Ressourcen und Rechtsansprüchen zu fragen, sondern auch danach, ob 
daraus auch faktisch verbesserte Chancen resultieren. Aus Teilhabechancen werden Verwirkli-
chungschancen, wenn zu individuellen Potenzialen entsprechend förderliche gesellschaftliche 
Realisierungschancen hinzukommen, die eine Person tatsächlich in die Lage versetzen, von 
der eröffneten Teilhabechance Gebrauch zu machen.4 Entscheidend sind hier etwa die Ausges-
taltung der sozialen Sicherungssysteme und des Bildungssystems, aber auch die Lage auf dem 
Arbeitsmarkt und durchlässige Gesellschaftsstrukturen. Nach Amartya Sen stellt Armut dabei 
einen Mangel an Verwirklichungschancen dar, Reichtum dagegen ein sehr hohes Maß an Ver-
wirklichungschancen.  
 
Gleichzeitig wird man daran festhalten müssen, dass in unserer Gesellschaft der sozialen 
Marktwirtschaft der individuelle Mangel an ökonomischen Ressourcen ein besonderes Gewicht 
hat.5 Die Überwindung materieller Armut hat daher Priorität. Allerdings geht es dabei nicht aus-
schließlich um die Gewährung finanzieller Hilfeleistungen. Dauerhafte Abhängigkeit von staatli-
cher Fürsorge führt zur Verfestigung von Armut über Generationen hinweg und muss vermie-
den werden. Entscheidend für den Erfolg einer solchen Politik ist eine wirksame Aktivierungspo-
litik mit Angeboten etwa für Betreuung, Bildung und Weiterbildung, um die Beteiligten zu befä-
higen, so weit wie möglich vom Bezug von Transferleistungen unabhängig zu werden. 
 
Der Begriff der Teilhabe umschreibt auch gesellschaftliche Zugehörigkeit und gibt Anhaltspunk-
te, ab wann der Zusammenhalt einer Gesellschaft gefährdet ist. Wenn bestimmte Personen-
gruppen über längere Zeit vom gesellschaftlichen Leben ganz oder teilweise ausgeschlossen 
sind, steht der soziale Frieden auf dem Spiel. Um dies zu vermeiden, bedarf es langfristig ge-
sellschaftlicher Maßstäbe für relevante Lebensbereiche, die beschreiben, wovon niemand aus-
geschlossen sein soll.6 
 
                                                
4  Diese Ausführungen zur Operationalisierung des Konzepts der Teilhabe- und Verwirklichungschancen basieren 
auf den Überlegungen von Bartelheimer, P. (2007). 
5  So auch Alt, Ch./Beisenherz, G.: Armut und Persönlichkeit, in: Jugendpolitik, Heft 1, 2007, S. 10 ff. 
6  Bartelheimer, P. (2007), a. a. O., S. 5. 
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Weiterentwicklung der Berichtsstruktur  
Die Struktur des Berichtes wurde für die bessere Lesbarkeit gegenüber früheren Berichten ge-
strafft. Die Ausführungen zur Einkommens- und Vermögenssituation beinhalten auch die ein-
kommensrelevanten Ausführungen zu den Mindestsicherungssystemen sowie die Überschul-
dungsproblematik. Vertiefende Analysen erfolgen in Bereichen, in denen mit Blick auf die Ge-
währung von Chancen besondere Herausforderungen liegen, insbesondere bei den Armutsge-
fährdungen von Kindern und Erwerbstätigen.  
 
Die bereits in früheren Berichten verwendeten Indikatoren wurden um Indikatoren erweitert, die 
für die Beurteilung von Teilhabe- und Verwirklichungschancen aussagekräftig sind und wissen-
schaftlich überprüft wurden.7 Diese bauen auf europäisch vereinbarten Standards zur sozialen 
Eingliederung (Laeken-Indikatoren) auf, wurden vorab mit den Ressorts abgestimmt und mit 
den Beratergremien diskutiert. 
 
Damit ist ein erster Schritt hin zu einem Gesamttableau von handhabbaren Kennzahlen zur 
Messung von Teilhabe- und Verwirklichungschancen getan, das gleichwohl weiterentwickelt 
werden muss. Es besteht derzeit aus: 
 
15 Armuts-Indikatoren (A.1. bis A.15.),  
6 Reichtums-Indikatoren (R.1. bis R.6.) sowie  
7 Querschnitts-Indikatoren (Q.1. bis Q.7.), die entweder beide Bereichen darstellen oder als 
Hintergrundinformation dienen. 
 
Neue Akzente werden durch die Verwendung von Indikatoren für einen Zeitraum von etwa zehn 
Jahren bis an den aktuellen Rand gesetzt. Allerdings variieren die analysierten Zeiträume für 
einzelne Indikatoren je nach verfügbarer Datenlage. Als Datenbasis werden vor allem die amtli-
che europäische Statistik zu Einkommens- und Lebensverhältnissen (EU-SILC), die Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) und der Mikrozensus genutzt. Darüber hinaus werden 
ergänzend das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) sowie geeignete Einzelerhebungen und 
Studien zu bestimmten Fragestellungen herangezogen. 
 
Forschungsstand zu Reichtum verbessert 
Die Koalitionsvereinbarung vom 11. November 2005 beauftragte die Bundesregierung, For-
schungsdefizite im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung abzubauen, insbe-
sondere in Bezug auf Reichtum und die künftige Einkommens- und Vermögenssituation im Al-
                                                
7  Siehe Arndt, Ch./Dann, S./Kleimann, R./Strotmann, H./Volkert, J. 2006, a. a. O. Neben einer hinreichenden 
Aussagefähigkeit wurde dabei auch Wert auf die Verfügbarkeit der Daten in einer umfassenden Datenquelle ge-
legt. 
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ter. Dies ist mit mehreren Forschungsprojekten erfolgt, deren Ergebnisse in diesen Bericht ein-
bezogen wurden. 
 
Dabei lagen die Schwerpunkte auf der integrierten Analyse der Einkommens- und Vermögens-
verteilung8, der Analyse der Steuerlastverteilung9 sowie der Untersuchung der Entwicklungen 
von Vermögen und Einkommen zukünftiger Rentnergenerationen.10 Darüber hinaus wurden mit 
dem laufenden Forschungsprojekt des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales „Einstellun-
gen zum Sozialstaat“ Analysen über die Einstellungen der Bevölkerung zu Reichtum, Wohl-
stand und Ungleichheit in den Bericht einbezogen.11 
 
Der am 29. November 2006 durchgeführte wissenschaftliche Expertenworkshop12 zur Weiter-
entwicklung der Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung machte deutlich, dass die 
Daten- und Erkenntnislage im Bereich des privaten Reichtums mit Blick auf besonders hohe 
Einkommen und Vermögen kurzfristig nur schwer zu verbessern ist. Darüber hinaus muss eine 
Analyse von Reichtum auch privilegierte Zugänge zu Bildung und zu beruflichen Spitzenpositio-
nen sowie Aspekte wie Macht und Einfluss umfassen. Zunächst hat eine Literaturstudie den 
Zusammenhang zwischen der Gewinnsituation von Unternehmen, der Einkommenserzielung 
von Führungskräften und den Mechanismen zur Rekrutierung wirtschaftlicher Führungseliten 
aufgearbeitet.13  
 
Dialog mit den Betroffenen und den Aktiven vor Ort
Bei allen Unterschieden der Armuts- und Reichtumsberichterstattung von Bund, Ländern und 
Kommunen zeigt sich, dass diese Art der Berichterstattung dazu beiträgt, die Diskussion über 
Armut und Reichtum zu versachlichen und ein differenziertes Bild über die soziale Lage zu 
zeichnen. Die Sozialberichterstattung hat anhand der Kompetenzverteilung zwischen diesen 
drei Ebenen jeweils andere Schwerpunkte und gewinnt in ihrer Zusammenschau an Aussage-
kraft. 
 
                                                
8 Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung Berlin (DIW)/Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung Mann-
heim (ZEW)/Hauser, R./Becker, I./: Integrierte Analyse der Einkommens- und Vermögensverteilung, Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
9 Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI Essen)/Finanzwissenschaftliches Forschungsin-
stitut an der Universität Köln (FiFo): Der Zusammenhang zwischen Steuerlast- und Einkommensverteilung, 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
10 Braun, R.: Trends in der Entwicklung von Vermögen und Vermögenseinkommen zukünftiger Rent-
nergenerationen, Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
11 Vgl. Glatzer, W./Becker, J./Bieräugel, R./Hallein-Benze, G./Nüchter, O./Schmid, A.: Einstellungen der Bevölke-
rung zum Reichtum, Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
12 Vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.): Dokumentation - Weiterentwicklung der Reichtumsbe-
richterstattung der Bundesregierung - Experten-Workshop am 29. November 2006, Bonn 2007. 
13  Noll, B./Volkert, J./Zuber, N.: Zusammenhänge zwischen Unternehmensverflechtungen und -gewinnen, Rekru-
tierung von Führungskräften und deren Einkommenssituation, Literaturstudie, Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
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Die Bundesregierung hat mit den Beratungsgremien für die Armuts- und Reichtumsberichter-
stattung – Beraterkreis und wissenschaftliches Gutachtergremium – alle gesellschaftlich rele-
vanten Akteure in die Berichterstattung eingebunden. Auch darüber hinaus wird der Dialog mit 
den Sozialpartnern und der Zivilgesellschaft fortgeführt. Vor dem Hintergrund des strategisch 
ausgerichteten Prozesses zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung im Rahmen 
der Lissabon-Strategie hat die Bundesregierung die Veranstaltungsreihe „FORTEIL – Forum 
Teilhabe und soziale Integration“ initiiert. Diese Veranstaltungsreihe zielt auf einen Austausch 
über Zielsetzungen, Ergebnisse und Perspektiven politischer Maßnahmen im Bereich der sozia-
len Integration mit allen föderalen Ebenen und der Zivilgesellschaft. Mit dem Forschungsprojekt 
„Infobörse Teilhabe und soziale Integration“ wurden parallel dazu beispielhafte regionale und 
lokale Initiativen und Aktivitäten im Bereich der sozialen Integration systematisch erfasst, auf-
gearbeitet und in einer Datenbank im Internet bereitgestellt.14 Im Europäischen Jahr zur Be-
kämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung im Jahr 2010 will auch die Bundesregierung 
dazu beitragen, die Öffentlichkeit für die Problemlagen von Armut betroffener Menschen zu sen-
sibilisieren. Es soll deutlich werden, dass Armut und Ausgrenzung die soziale und wirtschaftli-
che Entwicklung erheblich beeinträchtigen. Ziel des Europäischen Jahres wird es auch sein, die 
Bedeutung der kollektiven Verantwortung bei der Bekämpfung von Armut zu bekräftigen. 
 
Der Dialog mit den Betroffenen selbst findet u. a. über die Plattform der Nationalen Armutskon-
ferenz statt. Hier bietet sich ein Forum zum Austausch, aber auch zur Artikulation von Forde-
rungen der von Armut betroffenen Menschen an die Politik.15 Arme Menschen erlebten – so die 
Teilnehmer der Nationalen Armutskonferenz vom 16. Oktober 2007 – an vielen, auch versteck-
ten Stellen, dass für sie das Schild „Eintritt verboten!“ gelte. Das reiche von einer stark einge-
schränkten Mobilität, über mangelnde Hilfeleistung und Beratung von Behörden bis hin zu dis-
kriminierender Medienberichterstattung.  
 
Armut in unserem Land sollte kein hinzunehmendes Schicksal sein. Alle relevanten Akteure in 
Gesellschaft und Staat müssen ihren Beitrag zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgren-
zung leisten und die Bemühungen der Betroffenen aus der Armutssituation herauszufinden 
durch Hilfsangebote und Aktivierung unterstützen. Über die föderalen Zuständigkeiten hinweg 
sollte eine gemeinsame Strategie der Armutsprävention und -bekämpfung entwickelt werden, 
die vernetzte Aktionen und eine funktionale Aufgabenverteilung ermöglicht. 
                                                
14 http://www.bmas.de/coremedia/generator/19798/forschungsprojekt__A364.html. 
15  Pressemitteilung der Nationalen Armutskonferenz vom 16. Oktober 2007. Unter der deutschen EU-Ratspräsi-
dentschaft fand im Mai 2007 das 6. Europäische Treffen von Menschen mit Armutserfahrungen statt. Diese 
Treffen haben bereits eine gute Tradition, da sie seit 2001 jeweils durch die EU-Ratspräsidentschaft im ersten 
Halbjahr durchgeführt werden. Damit wird Menschen mit Armutserfahrungen und Vertretern von Betroffenen-
verbänden die Möglichkeit des Erfahrungsaustauschs gegeben und ihnen gleichzeitig ein Forum für den Dialog 
mit Vertretern von Regierungen der Mitgliedstaaten und europäischer Institutionen geboten. 
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T e i l  C :  E n t w i c k l u n g e n  u n d  H e r a u s f o r d e r u n g e n  
 
T e i l h a b e f o r m e n  
 
I. Gesamtwirtschaftliche Rahmenbedingungen und gesellschaftliche 
Entwicklungen 
 
Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben sich auf Grund der konjunkturellen Erholung 
und der positiven Wirkungen struktureller Reformen seit 2006 erheblich verbessert. Die deut-
sche Wirtschaft wächst weiter und die Arbeitslosigkeit sinkt. Die Politik der Bundesregierung hat 
in den vergangenen Jahren die Rahmenbedingungen für das Wachstum der Wirtschaft durch 
strukturelle Reformen positiv gestaltet. Wachstum und Beschäftigung weiter zu stärken, die so-
zialen Sicherungssysteme an die veränderten Bedingungen anzupassen, soziale Sicherheit für 
alle zu gewährleisten und gleichzeitig die Staatsfinanzen zu konsolidieren – das waren und sind 
die zentralen Zielsetzungen sozialstaatlichen Handelns.  
 
Trendwende am Arbeitsmarkt 
Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung war bis 2006 gekennzeichnet durch eine anhaltende 
Stagnationsphase. Das Geschäftsklima blieb unbeständig, sowohl Investitionstätigkeit als auch 
Binnennachfrage verharrten auf niedrigem Niveau. Einzig vom Export gingen Wachstumsimpul-
se aus, die jedoch nicht ausreichten, um dem Rückgang der Beschäftigung und dem Anstieg 
der Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Mit 5,29 Mio. Personen bestand im Februar 2005 die 
höchste Arbeitslosigkeit seit der Wiedervereinigung und damit eine Arbeitslosenquote von 
14,1%. Dies war zu einem Teil auch der besseren statistischen Erfassung von Arbeitslosigkeit 
infolge der Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit dem Teil der Sozialhilfe, der erwerbsfä-
hige Personen umfasste, geschuldet. 
 
Etwa seit Beginn des Jahres 2006 ist die binnenwirtschaftliche Schwächephase der letzten Jah-
re überwunden. Die Wachstumsimpulse aus dem Außenhandel beeinflussen zunehmend posi-
tiv den Binnenmarkt. Die gute Lage am Arbeitsmarkt erreicht in Form sinkender Arbeitslosen-
zahlen alle Personengruppen. Dies zeigt sich auch daran, dass Arbeitslose schneller eine Stelle 
finden. Der Anteil der Arbeitslosen, die ihre Arbeitslosigkeit innerhalb von drei Monaten been-
den konnten, ist von 38% im Jahr 2005 auf 42% im Jahr 2007 gestiegen. Auch für die Jahre 
2008 und 2009 erwarten die Bundesregierung und die Wirtschaftsforschungsinstitute eine 
wachsende Wirtschaft, steigende Beschäftigung und eine weiter rückläufige Arbeitslosigkeit. Bei 
der Einkommensentwicklung können aufgrund fehlender aktueller Daten die positiven Entwick-
lungen etwa bei der Arbeitslosigkeit noch nicht dargestellt werden. 
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Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
Die Kontrolle über Staatsschulden und -defizite ist eine wichtige Vorraussetzung für Wachstum 
und Beschäftigung und damit für eine dauerhaft wirksame Armutsbekämpfung. Die hohe 
Staatsverschuldung schränkt die politischen Möglichkeiten für aktivierende und präventive Maß-
nahmen zur Armutsbekämpfung ein. Die Fortsetzung der Haushaltskonsolidierung trägt dazu 
bei, die gesellschaftlichen Probleme der Zukunft zu lösen. 
 
Wirtschaft und Beschäftigung im Wandel
Unternehmen stellen sich dem weltweiten Zusammenwachsen der Märkte und dem verschärf-
ten Wettbewerb in vielen Fällen durch eine strategische Neuausrichtung. Betriebliche Wert-
schöpfungsketten werden neu geordnet. In hochindustrialisierten Ländern wie Deutschland ver-
stärkt sich die Tendenz zu qualifizierteren Tätigkeiten mit höheren Mobilitäts- und Qualifikati-
onsanforderungen. Unternehmen reduzieren zum Teil ihre Wertschöpfungstiefe und verlagern 
Teile des Produktionsprozesses ins Ausland. Diese Prozesse führen zu erheblichen Konse-
quenzen auf dem hiesigen Arbeitsmarkt, insbesondere für gering qualifizierte Arbeitskräfte.  
 
Die Anzahl der tarifgebundenen Betriebe ist zurückgegangen und somit auch der Anteil der Be-
schäftigten in tarifgebundenen Betrieben. 1996 arbeiteten noch 69% der Beschäftigten in West-
deutschland und 56% der Beschäftigten in Ostdeutschland in tarifgebundenen Betrieben. 2005 
betrug der Anteil hingegen nur noch 59% in West- und 42% in Ostdeutschland. 
 
Die schwierige Situation am Arbeitsmarkt war gleichzeitig durch einen Wandel der Form der 
Arbeitsverhältnisse gekennzeichnet. Geringfügige Beschäftigung, Teilzeiterwerbstätigkeit und 
Leiharbeit nahmen deutlich zu. Insbesondere die gestiegene Frauenerwerbsbeteiligung ist zu 
einem großen Teil auf die Ausweitung dieser Erwerbsformen zurückzuführen. Die Veränderung 
der Erwerbsformen kann dazu führen, dass Erwerbsbeteiligung nicht immer eine zuverlässige 
soziale Absicherung, etwa durch die gesetzliche Arbeitslosen- oder Rentenversicherung, für 
den einzelnen Beschäftigten begründet. Seit 2006 wird der Zuwachs an Beschäftigung im We-
sentlichen von sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer/-innen getragen. 
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Veränderte Haushaltsstrukturen 
Der Wandel in den Familienstrukturen der Bevölkerung hält an. Neben dem traditionellen Fami-
lienbild verfestigen sich neue Formen familiären Zusammenlebens. So steigt der Anteil der Kin-
der, die bei Alleinerziehenden und bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften leben. Inzwischen 
wachsen knapp 16% der Kinder bei alleinerziehenden Elternteilen auf im Vergleich zu rund 12% 
im Jahr 1996. Übergänge im Familienleben, wie Trennung oder die Gründung von Patchwork-
Familien, müssen sowohl wirtschaftlich als auch emotional gemeistert werden. Auch steigt die 
Zahl insbesondere der jüngeren Alleinlebenden. 
 
Die frühkindliche Bildung und Betreuung von Kindern hat für die Familien in zweifacher Hinsicht 
eine enorme Bedeutung. Für die Eltern spielt eine entsprechend flexible und qualitativ hochwer-
tige Kinderbetreuung die zentrale Rolle für die Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kinderer-
ziehung. Wenn beide Elternteile berufstätig sind, können sie den gewohnten Lebensstandard 
weitgehend aufrechterhalten und Einkommensarmut vorbeugen. Für die Kinder selbst sind nicht 
nur die gesicherte Einkommenssituation der Eltern für ihre Entwicklung förderlich, sondern auch 
die durch frühkindliche Bildung verbesserten Startchancen, insbesondere dann, wenn sie aus 
benachteiligten Familien kommen. Eine Zugangsbarriere zu höheren Bildungsabschlüssen stellt 
insbesondere die eingeschränkte Sprachkompetenz von Kindern mit Migrationshintergrund dar. 
Auch deshalb muss das Bemühen um gleiche Bildungschancen bereits frühzeitig ansetzen, vor 
allem durch die Schaffung eines qualitätsorientierten und bedarfsgerechten Bildungs- und 
Betreuungsangebots für Kinder aller Altersgruppen.  
 
Inzwischen hat fast ein Fünftel der Bevölkerung in Deutschland einen Migrationshintergrund. 
Darunter waren im Jahr 2005 rund 7,3 Mio. Einwohner mit ausländischer Staatsbürgerschaft 
sowie 7,5 Mio. Eingebürgerte, Spätaussiedler und deren Nachkommen und damit deutsche 
Staatsangehörige. In der Altersgruppe der Kinder unter sechs Jahren hatten im Jahr 2005 
schon mehr als 30% einen Migrationshintergrund. Diese Zahlen belegen den Wandel in der 
deutschen Gesellschaft und verweisen auf die Notwendigkeit einer guten Integrationspolitik, die 
die Potenziale der zugewanderten und hier geborenen Personen mit Migrationshintergrund 
nutzt und fördert.  
Bildung als Schlüssel zu Teilhabechancen 
Den beschriebenen Herausforderungen kann nicht allein mit den traditionellen Ansätzen der 
finanziellen Umverteilung begegnet werden. Die Veränderungsprozesse in Wirtschaft und Ge-
sellschaft müssen zum Ausgangspunkt genommen werden, die Menschen zu befähigen, mit 
dem Wandel Schritt zu halten. Dies bedeutet, neben der Sicherung der Grundbedürfnisse und 
der Absicherung existenzieller Risiken durch funktionsfähige Sozialversicherungssysteme, in 
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erster Linie den erleichterten Zugang zu Arbeit über den Ausbau von Bildungs-, Ausbildungs- 
und Weiterbildungsmöglichkeiten im gesamten Lebenszyklus. 
 
In den vergangenen Jahrzehnten zeichnete sich ein deutlicher Trend zu höheren Bildungsab-
schlüssen ab, der auch in einem steigenden Anteil an Hochschulabsolventen/-absolventinnen 
sichtbar wird. Zugleich haben Personen mit niedrigen bzw. ohne Schulabschlüssen häufiger 
Schwierigkeiten einen Ausbildungsplatz und Beschäftigung zu finden als Personen mit höheren 
Abschlüssen. Dies wiederum erhöht die Armutsrisiken für Un- bzw. Geringqualifizierte und be-
deutet eine unzureichende Ausschöpfung der Qualifikationspotenziale mit entsprechenden Fol-
gen für die wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit. Gute Bildungs- und Qualifikationsmöglichkei-
ten für alle bleiben daher die zentrale Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit der Gesellschaft, 
für Teilhabe und soziale Gerechtigkeit und damit für sozialen Fortschritt. 
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II. Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung 
 
II.1 Einkommen und Vermögen 
Einkommen und Vermögen entscheiden wesentlich über die Handlungsoptionen des Einzelnen 
in der Gesellschaft. Deshalb hat die Analyse der Einkommens- und Vermögenssituation der 
Bevölkerung für die Armuts- und Reichtumsberichterstattung ein besonderes Gewicht. Aller-
dings ist die Darstellung der Einkommens- und Vermögensentwicklung für eine mehrdimensio-
nale Analyse von Armut und Reichtum nicht ausreichend. Zu beachten sind darüber hinaus 
z. B. die Fähigkeit, mit Hilfe der eigenen Arbeitskraft am Produktionsprozess teilzunehmen, so-
wie andere Potenziale, wie Bildungsstand, Berufsausbildung oder Gesundheit, um seine Zu-
gangschancen zum Arbeitsmarkt zu verbessern und so finanzielle Notlagen nachhaltig über-
winden zu können. Darüber hinaus führt monetäre Armut nicht automatisch zu einer einge-
schränkten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben. So sind z. B. Studierende wegen ihres nied-
rigen Einkommens und Vermögens mehrheitlich nach der im Folgenden verwendeten Armutsri-
sikodefinition armutsgefährdet, haben aber zukünftig überdurchschnittliche Verwirklichungs-
chancen. Umgekehrt kann soziale Ausgrenzung auch bei Personen beobachtet werden, deren 
Einkommen zwar auskömmlich ist, die aber gesundheitlich stark eingeschränkt sind.  
II.1.1 Entwicklung der Bruttolöhne und -gehälter 
Die Markteinkommen sind in ihrer Entwicklung und Verteilung durch die schwache konjunkturel-
le Entwicklung und die damit einhergehende schlechte Arbeitsmarktsituation bis einschließlich 
2005 geprägt.16 Seit 2006 sind ein konjunktureller Aufschwung und dementsprechend positive 
Beschäftigungseffekte sowie steigende Bruttolöhne und -gehälter zu verzeichnen. Letztere sind 
2005 nur um 0,3% gestiegen, 2006 um 0,9% und 2007 schon um 1,5%.17 Diese positiven Ent-
wicklungen können die aktuell verfügbaren und im Folgenden verwendeten Daten zur Einkom-
mensverteilung auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) noch nicht widerspiegeln, 
da sie auf (retrospektiven) Angaben der Befragten aus dem Jahr 2006 zu ihren Einkommen im 
Jahr 2005 basieren. 
 
Grundlage der Einkommensverteilung sind zunächst die Markteinkommen (Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger Arbeit, aus selbständiger Tätigkeit und aus Vermögen), die im Wirtschafts-
prozess erzielt werden. Die Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit machen davon mit 
rund zwei Dritteln den größten Anteil aus. Unter Berücksichtigung der Preisentwicklung, die 
zwischen 1,1% und 2,0% variierte, gingen die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer real 
                                                
16  DIW/ZEW/ Hauser, R./Becker, I.: Integrierte Analyse der Einkommens- und Vermögensverteilung 2008, im 
Erscheinen, a. a. O. Eine geschlechtsspezifische Darstellung wurde nur für den Bereich des Niedriglohnanteils 
insgesamt ausgewertet, da hier die Unterschiede zwischen Frauen und Männern besonder deutlich sind. 
17  Statistisches Bundesamt, Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung. 
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zwischen 2002 und 2005 von durchschnittlich 24.873 Euro auf 23.684 Euro um 4,8% zurück. 18 
Dabei nahm auch die Ungleichheit in der Verteilung zu, da der Anteil der unteren Dezile an den 
Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit leicht abnahm, während die Anteile im oberen 
Bereich zunahmen.  
 
Diese Tendenz spiegelt sich auch in der Zunahme des Niedriglohnbereichs wider, der in dieser 
Betrachtung bei einem Verdienst von weniger als zwei Dritteln des Medians der Bruttolöhne aus 
unselbständiger Beschäftigung angesetzt wird. Nach dieser Definition waren im Jahr 2005 
36,4% aller Beschäftigten dem Niedriglohnbereich zuzurechnen. Im Jahr 2002 waren dies mit 
35,5% noch etwas weniger (siehe Tabelle II.1). Anfang der 1990er Jahre zählte dagegen nur 
etwas mehr als ein Viertel aller Beschäftigten zum Niedriglohnbereich. Die Entwicklung der 
durchschnittlichen Bruttoeinkommen aus unselbständiger Tätigkeit ist dabei nicht ausschließlich 
Ausdruck der Lohnfindung, sondern zeigt sich auch in Veränderungen der Erwerbsmuster, ins-
besondere im langfristigen Trend der rückläufigen durchschnittlichen Arbeitszeit bzw. in der 
Zunahme der Teilzeitbeschäftigung.19 Teilzeitbeschäftigung erhöhte in den vergangenen Jahren 
insbesondere die Erwerbstätigenquote von Frauen. Dies wird an ihrem hohen Anteil im Niedrig-
lohnbereich deutlich.  
                                                
18
  In Westdeutschland von 26.064 Euro auf 24.775 Euro, in Ostdeutschland von 20.316 Euro auf 19.201 Euro, 
berechnet in Preisen von 2000. 
19 Siehe ausführlich hierzu Kapitel IV Erwerbstätigkeit, Abschnitt IV.1.3 Entwicklung des Anteils der Niedrigein-
kommensbezieher. 
- 13 - 
 
Tabelle II.1: 
 Verteilung der realen Bruttoeinkommen1)
 aus unselbständiger Arbeit der Arbeitnehmer/-innen insgesamt  
 
Deutschland  2002 2003 2004 2005 
Arithmetisches Mittel  24.873 24.563 23.987 23.684 
Median  21.857 21.531 20.438 20.089 
Gini-Koeffizient  0,433 0,441 0,448 0,453 
Anteil Niedriglöhne2)
Gesamt  35,5 36,5 36,8 36,4 
Männer  23,7 24,6 25,6 24,8 
Frauen  47,9 48,5 48,1 47,7 
Anteile am Bruttoeinkommen aus unselbständiger Tätigkeit nach Dezilen 
1. Dezil  0,7 0,6 0,6 0,5 
2. Dezil  1,7 1,6 1,6 1,6 
3. Dezil  3,6 3,3 3,0 2,9 
4. Dezil  5,8 5,5 5,3 5,3 
5. Dezil  7,8 7,7 7,5 7,4 
6. Dezil  9,9 9,8 9,8 9,8 
7. Dezil  11,6 11,7 11,9 11,8 
8. Dezil  14,3 14,3 14,3 14,4 
9. Dezil  17,1 17,5 17,8 17,8 
10. Dezil  27,7 27,9 28,2 28,4 
 
1) Einkommen in Preisen von 2000. 




Im Beobachtungszeitraum zeigen sich bei den vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern aber ähnli-
che Ergebnisse wie für den Durchschnitt aller Arbeitnehmer. Auch bei ihnen gingen die preisbe-
reinigten Bruttoverdienste zurück und die Ungleichheit ihrer Verteilung bzw. der Anteil im Nied-
riglohnbereich stieg von 2002 (8,8%) auf 2005 (9,3%) leicht an (siehe Tabelle II.2). In West-
deutschland waren es im Jahr 2005 6,8% der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer, in Ost-
deutschland dagegen 19,4%. Die Anteile der unteren drei Dezile der Bruttoeinkommen gingen 
zwischen 2002 und 2005 zurück, während die der oberen drei zulegten. Auch der Gini-
Koeffizient20 belegt eine leicht zunehmende ungleiche Verteilung. Er stieg von 0,297 auf 0,307. 
 
                                                
20  Der Gini-Koeffizient beschreibt auf einer Skala von 0 bis 1 die Relation zwischen empirischer Kurve der Ein-
kommensverteilung und der Gleichverteilungs-Diagonalen. Je höher der Wert ist, umso ungleicher ist die Vertei-
lung. 
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Tabelle II.2: 
 Verteilung der realen Bruttoeinkommen1)
 aus unselbständiger Arbeit der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer/-innen 
 
Deutschland  2002 2003 2004 2005 
Arithmetisches Mittel  34.249 34.185 34.105 33.678 
Median  30.513 30.771 30.508 30.157 
Gini-Koeffizient  0,297 0,305 0,304 0,307 
Anteil Niedriglöhne2)  8,8 8,1 9,0 9,3 
Anteile am Bruttoeinkommen aus unselbständiger Tätigkeit 
der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer nach Dezilen 
1. Dezil  2,7 2,3 2,6 2,5 
2. Dezil  5,0 4,9 4,6 4,7 
3. Dezil  6,4 6,2 6,3 6,2 
4. Dezil  7,4 7,4 7,5 7,4 
5. Dezil  8,5 8,5 8,5 8,4 
6. Dezil  9,4 9,7 9,5 9,9 
7. Dezil  10,7 10,7 10,8 10,5 
8. Dezil  12,3 12,4 12,5 12,6 
9. Dezil  14,8 14,9 14,8 14,9 
10. Dezil  22,8 23,0 22,9 23,1 
 
1) Einkommen in Preisen von 2000. 




II.1.2 Wirkung des Steuer- und Transfersystems 
Die Bruttoverdienste werden im Rahmen von Verhandlungen zwischen Arbeitgebern und Ar-
beitnehmern, Arbeitgeberverbänden und Gewerkschaften auf der Basis der gesetzlich garan-
tierten Tarifautonomie gestaltet (Primärverteilung). In einer sozialen Marktwirtschaft ist die Ein-
kommensverteilung damit nur indirekt über das Steuer- und Sozialtransfersystem beeinflussbar. 
Dieses System hat auch andere Zielsetzungen, etwa die Schaffung von Arbeitsanreizen, die 
Familienförderung oder die Sicherstellung des Existenzminimums, im Blick. Bund und Ländern 
stehen bei der Sekundärverteilung grundsätzlich die Instrumente der Steuer-, Vermögensbil-
dungs- und Sozialpolitik zur Verfügung.  
 
Zur Analyse der Wirkung der auf diese Weise stattfindenden Umverteilung werden zunächst die 
verschiedenen Komponenten des Markteinkommens auf Haushaltsebene zusammengefasst 
und über Äquivalenzgewichte den Haushaltsmitgliedern zugeordnet (Marktäquivalenzeinkom-
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men). Das Gleiche wird für die Einkommen nach Umverteilung durchgeführt (Nettoäquivalenz-
einkommen).  
 
Im Ergebnis zeigt sich, dass die Ungleichheit der Marktäquivalenzeinkommen durch die Um-
schichtungen des Steuer- und Transfersystems deutlich reduziert wird. Keine oder unzurei-
chende Einkommen werden durch Sozialtransfers z. B. in Form von Grundsicherungs- oder 
Familienleistungen aufgestockt, bzw. die erzielten Markteinkommen insbesondere durch die 
progressive Wirkung der Einkommensteuertarife umverteilt. 2005 lag die Ungleichheit der Net-
toäquivalenzeinkommen gemessen am Gini-Koeffizienten um 39% niedriger als die der ent-
sprechenden Markteinkommen. Das Ausmaß der monetären sozialstaatlichen Umverteilung hat 
allerdings leicht abgenommen.21 Die Ungleichheit konnte im Jahr 2002 zu 41% ausgeglichen 
werden. Vergleicht man die Einkommensungleichheit nach Transfers innerhalb der OECD, 
nimmt Deutschland eine durchschnittliche Position ein. Allerdings gehört Deutschland zu den 
OECD-Staaten, in denen die Ungleichheit der Markteinkommen mit am stärksten durch Steuern 
und Sozialtransfers reduziert wird.22  
 
Tabelle II.3 verdeutlicht, dass die effektive Steuerbelastung mit steigendem Bruttoeinkommen 
ansteigt und das reichste Zehntel der Einkommensteuerpflichtigen im Durchschnitt 24% des 
Bruttoeinkommens an Einkommensteuern abführt.23 Damit tragen die obersten 10% der Ein-
kommensteuerpflichtigen zu 52% des gesamten Einkommensteueraufkommens bei, die unters-
ten 50% zu gut 6%. Vom Bruttoeinkommen sind zahlreiche Abzüge wie Werbungskosten, Son-
derausgaben und Freibeträge möglich, so dass das zu versteuernde Einkommen in aller Regel 
niedriger ist als das Bruttoeinkommen. Die Differenz zwischen dem effektiven Steuersatz und 
dem Durchschnittssteuersatz verdeutlicht die Nutzung von steuerlichen Abzugsmöglichkeiten. 
Der effektive Steuersatz bildet die tatsächliche steuerliche Belastung im Verhältnis zum Brutto-
einkommen, der Durchschnittssteuersatz die Belastung im Verhältnis zum zu versteuernden 
Einkommen ab. In der vergangenen und in dieser Legislaturperiode wurde bereits eine Vielzahl 
von Steuervergünstigungen und Ausnahmeregeln abgeschafft bzw. eingeschränkt, von denen 
hohe Einkommen am stärksten profitieren. 
                                                
21  DIW/ZEW/ Hauser, R./Becker, I.: Integrierte Analyse der Einkommens- und Vermögensverteilung 2008, im 
Erscheinen, a. a. O. 
22 OECD (Hrsg.): Report on the distribution of resources in OECD countries, 2008; im Erscheinen. 
23  Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (RWI)/Finanzwissenschaftliches Forschungsinstitut an 
der Universität zu Köln (FiFo): Der Zusammenhang zwischen Steuerlast- und Einkommensverteilung, For-
schungsprojekt für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, S. 34, 2008. Dazu wurden drei Mikrodaten-
sätze verwendet: die Lohn- und Einkommensteuerstatistik, das Sozio-oekonomische Panel und die Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe. Außerdem wurde die Methode der Mikrosimulation angewandt. 
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Tabelle II.3: 






















1. Dezil 1.679 - - - -
2. Dezil 7.557 1,7 1,5 1,2 0,1
3. Dezil 12.921 10,1 3,2 2,4 0,6
4. Dezil 17.145 18,5 7,4 5,5 2,0
5. Dezil  21.083 22,1 11,0 8,4 3,8
6. Dezil  25.210 24,7 13,9 10,8 5,8
7. Dezil 29.565 27,2 16,3 13,1 8,3
8. Dezil  34.816 29,7 18,6 15,2 11,3
9. Dezil 42.982 32,8 21,0 17,8 16,4
10. Dezil 88.948 39,2 27,8 23,8 51,8
 
Quelle: Simulationsrechnungen RWI und FiFo 2008 
 
 
Der progressiv ausgestaltete Einkommensteuertarif dämpft die Ungleichheit der Bruttoeinkom-
men. Auch die Einführung der so genannten Reichensteuer im Jahr 2007 wirkt entsprechend. 
Hier werden Einkünfte oberhalb von 250.000 Euro mit einem Spitzensteuersatz von 45% be-
steuert und damit 0,16% der Steuerpflichtigen erreicht.  
 
                                                
24  Zur Einteilung der Dezile werden die Haushaltsbruttoeinkommen aus den Stichprobendaten der Einkommens-
teuerstatistik aus 2001 (FAST2001) berechnet. Dabei ist zum einen zu beachten, dass in den Daten nur dieje-
nigen Steuerpflichtigen erfasst sind, die eine Steuererklärung abgegeben haben. Insbesondere in den unteren 
Dezilen wird deshalb nur ein Ausschnitt der Bevölkerung erfasst. Zum anderen sind in dem hier berechneten 
Bruttoeinkommen nur solche Einkünfte enthalten, die in der Einkommensteuerstatistik vorliegen. Das bedeutet, 
dass z. B. Kapitaleinkünfte unterhalb des Sparerfreibetrags nicht erfasst werden. Genauso wenig sind Angaben 
über Einkünfte, die dem Progressionsvorbehalt unterliegen, systematisch zu ermitteln. Die Stichprobendaten 
geben lediglich Auskunft über die Höhe des sich aus dem Progressionsvorbehalt ergebenden Steuersatzes und 
das diesem Steuersatz unterliegende zu versteuernde Einkommen. Die zugrunde liegenden Daten geben den 
Stand des Jahres 2001 wieder und wurden erstmals im Jahr 2007 vom Statistischen Bundesamt zur Verfügung 
gestellt. Unter Berücksichtigung der Veränderungen der Bevölkerungs- und Einnahmenstruktur sowie der Ände-
rungen im Steuerrecht sind sie auf das Jahr 2007 hochgerechnet worden. Aus diesen Gründen weichen die Er-
gebnisse leicht von den vom BMF für das Jahr 2007 veröffentlichten Werten ab. Danach beträgt der Beitrag der 
obersten 10% der Einkommensteuerpflichtigen zum Steueraufkommen 53% (BMF: Datensammlung zur Steu-
erpolitik, Ausgabe 2007). 
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Weitere Umverteilungswirkungen gehen von den indirekten Steuern und hier insbesondere der 
Umsatzsteuer aus. Die Umsatzsteuer besteuert den privaten Verbrauch, der bei Haushalten mit 
geringem Einkommen einen höheren Anteil am verfügbaren Einkommen ausmacht, als bei 
Haushalten mit höheren Einkommen mit typischerweise höherer Sparquote. Diese regressive 
Wirkung wird durch den Entlastungseffekt auf Grund der Ermäßigungen und Freistellungen bei 
bestimmten Gebrauchsgütern, z. B. auf Nahrungsmittel und vor allem Wohnungsmieten, abge-
mildert. Betrachtet man die Wirkung der Steuern auf die Einkommensverteilung, so schwächt 
die regressive Wirkung der Verbrauchsteuern (etwa Mehrwertsteuer, Mineralöl- und Kraftfahr-
zeugsteuer) die progressive Wirkung der Einkommensteuer insgesamt ab.25  
 
II.1.3 Einkommensentwicklung der Haushalte 
Das um die Preisentwicklung bereinigte Nettoäquivalenzeinkommen der privaten Haushalte 
sank im Vergleich von 2002 und 2005 von durchschnittlich 19.255 Euro auf 18.778 Euro und 
damit um rund 2,5%. Dabei war der Rückgang in Ostdeutschland ausgeprägter als in West-
deutschland.26 Auch eine veränderte Bevölkerungsstruktur kann zu einer Veränderung der Ein-
kommensverteilung führen. Die Haushaltsgröße bestimmt, inwieweit Ersparnisse durch gemein-
sames Wirtschaften erzielt werden und inwieweit Risiken, wie z. B. das der Arbeitslosigkeit, 
aufgefangen werden können. Im OECD-Vergleich ist die durchschnittliche Haushaltsgröße in 
Deutschland nach Schweden am niedrigsten (Anstieg von Einpersonenhaushalten). Dabei 
nahm in Deutschland z. B. der Anteil der Alleinerziehenden seit Mitte der 90er Jahre dreimal 
schneller zu als im OECD-Durchschnitt. Diese Gruppe erzielt gegenüber allen anderen Haus-
haltsformen niedrigere Einkommen. Der gesamte Einfluss der Veränderung der Alters- und 
Haushaltsstruktur auf den Anstieg der Einkommensungleichheit ist in Deutschland erheblich 
und laut OECD zu über 80% für ihren Anstieg seit Mitte der 1990er Jahre verantwortlich.27 
 
Bedarfsgewichte und Äquivalenzeinkommen 
Um das Wohlstandsniveau von Personen unabhängig von Größe und Zusammensetzung ihres 
Haushalts zu beschreiben, wird das Haushaltsnettoeinkommen – also die Summe aus Er-
werbs-, Kapital-, Transfer- und sonstigen Einkommen – durch Bedarfsgewichte geteilt. Die Ge-
wichte betragen 1 für den Haushaltsvorstand, 0,5 für jede weitere Person im Alter von mindes-
tens 14 Jahren im Haushalt und 0,3 für jede Person, die jünger als 14 Jahre ist (neue OECD-
Äquivalenzskala). Damit werden sowohl altersspezifische Bedarfe als auch Einsparungen ge-
genüber einem Einpersonenhaushalt berücksichtigt.  
 
                                                
25  RWI/FiFo 2008, a. a. O., S. 134. 
26
  Die Werte für Westdeutschland waren 20.025 Euro in 2002 und 19.553 Euro in 2005. In Ostdeutschland waren 
es 16.370 Euro (2002) und 15.739 Euro (2005). 
27  OECD (Hrsg.): Distribution of Resources in OECD Countries, 2008, Kapitel II, Randnummer 14, im Erscheinen. 
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Beispiel:
Wenn ein 3-Personen-Haushalt über ein Haushaltseinkommen von 3.000 EUR verfügt, ist dies 
pro Kopf ebenso viel wie ein 1-Personen-Haushalt mit 1.000 EUR. Da der 3-Personen-Haushalt 
aber günstiger wirtschaften kann (auch hier wird nur eine Küche, eine Waschmaschine, ein 
Fernseher etc. benötigt), hat er mit diesem Einkommen ein höheres Wohlfahrtsniveau als der 1-
Personen-Haushalt. Wenn es sich um zwei Erwachsene mit einem kleinen Kind (unter 14 Jah-
ren) handelt, beträgt die Summe der Äquivalenzgewichte 1,0 + 0,5 + 0,3 = 1,8. Eine Division 
des Einkommens von 3.000 EUR durch diese Zahl ergibt, dass die Mitglieder des 3-Personen-
Haushalts über ein äquivalenzgewichtetes Einkommen von 1.667 EUR pro Person verfügen. 
Dieser Betrag müsste einem 1-Personen-Haushalt zur Verfügung stehen, um das gleiche Wohl-
fahrtsniveau zu haben. 
 
Dabei hat auch die Spreizung der Einkommen zugenommen. Während die Jahre 2002 bis 2004 
nur eine geringe Veränderung der Verteilung ausweisen, zeigt sich beim Übergang des Jahres 
2004 auf 2005 eine zunehmende Ungleichheit der Nettoäquivalenzeinkommen. Entsprechend 
steigt der Gini-Koeffizient in diesem Zeitraum leicht von 0,298 auf 0,316 an. Der Anteil der Per-
sonen mit einem Einkommen am unteren (weniger als 50% des Medians) hat ebenso zuge-
nommen wie der Anteil der Personen mit einem Einkommen am oberen Rand der Verteilung 
(mehr als 200% des Medians). Dementsprechend hat der Anteil der mittleren Einkommen (75% 
bis 150% des Medians) zwischen 2002 und 2005 von rund 53% einen Rückgang auf unter 50% 
zu verzeichnen. Diese Entwicklung kann zum einen auf die relativ schlechte konjunkturelle Lage 
zurückgeführt werden, die zu einer Zunahme der Zahl der Arbeitslosen führte. Zum anderen 
spiegeln sich hierin auch eine Veränderung der Erwerbsmuster mit der Zunahme neuer Be-
schäftigungsformen sowie veränderte Haushaltsstrukturen wider. Der wirtschaftliche Auf-
schwung setzte erst im Jahr 2006 ein und wird mit den vorliegenden Einkommensdaten von 
2005 nicht erfasst.  
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Tabelle II.4: 
 Verteilung der realen Nettoäquivalenzeinkommen1)
 auf die Bevölkerung 
 
Deutschland  2002 2003 2004 2005 
Arithmetisches Mittel  19.255 18.971 18.744 18.778 
Median  16.790 16.728 16.456 16.242 
Gini-Koeffizient  0,292 0,292 0,298 0,316 
Anteile am Einkommensvolumen nach Dezilen 
1. Dezil  3,2 3,2 3,1 2,9 
2. Dezil  5,2 5,2 5,0 4,8 
3. Dezil  6,3 6,3 6,2 6,0 
4. Dezil  7,3 7,3 7,3 7,0 
5. Dezil  8,4 8,3 8,3 8,0 
6. Dezil  9,2 9,4 9,3 9,3 
7. Dezil  10,5 10,6 10,6 10,5 
8. Dezil  12,1 12,1 12,2 12,1 
9. Dezil  14,5 14,6 14,8 14,6 
10. Dezil  23,3 23,1 23,3 24,9 
 




Die zunehmende Ungleichheit zeigt sich auch bei der Analyse der Anteile am Nettoäquivalenz-
einkommen nach Einkommensdezilen (Tabelle II.4). Für Deutschland insgesamt hat sich der 
Anteil am gesamten Nettoäquivalenzeinkommen für die untere Hälfte der Einkommensbezieher 
(1. bis 5. Dezil) von 2002 bis 2005 von 30,4% auf 28,7% verringert. Während sich die Anteile 
zwischen 2002 und 2004 nur leicht verändert haben, sank dieser Anteil zwischen 2004 und 
2005 für die gesamte untere Hälfte der Einkommensbezieher. Für das sechste bis neunte Dezil 
ist zwischen 2002 und 2005 keine wesentliche Veränderung erkennbar. Nur das oberste Ein-
kommensdezil konnte zwischen 2004 und 2005 seinen Anteil am gesamten Nettoäquivalenz-
einkommen um 1,6 Prozentpunkte ausweiten.  
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II.1.4 Risiko der Einkommensarmut 
 
Das Konzept der relativen Einkommensarmut und die Bedarfsdeckung des soziokulturel-
len Existenzminimums 
Bei Betrachtung der Einkommensverteilung wird die zwischen den EU-Mitgliedstaaten verein-
barte Definition des relativen Armutsrisikos zugrunde gelegt, die vorrangig mit dem Indikator der 
Armutsrisikoquote abgebildet wird. Sie ist definiert als Anteil der Personen in Haushalten, deren 
bedarfsgewichtetes Nettoäquivalenzeinkommen weniger als 60% des Mittelwertes (Median) 
aller Einkommen beträgt. Damit ist die mittlere Einkommenssituation die Referenzgröße. Dem 
Risiko der Einkommensarmut unterliegt, wer ein Einkommen unterhalb eines bestimmten Min-
destabstands zum Mittelwert der Gesellschaft hat. Maße relativer Einkommensarmut sagen 
daher vor allem etwas über die Einkommensverteilung aus. Der zweite Armuts- und Reich-
tumsbericht stützte sich in erster Linie auf Ergebnisse der großen amtlichen Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) aus dem Jahr 2003. Da die EVS nur alle fünf Jahre durchgeführt 
wird, liegen derzeit noch keine neuen Daten daraus vor. Im vorliegenden Bericht werden des-
halb die Datenquellen Statistics on Income and Living Conditions (EU-SILC) und das Sozio-
oekonomische Panel (SOEP) verwendet. EU-SILC ist eine neue amtliche Statistik, die EU-weite 
Vergleiche erlaubt. SOEP ist eine vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
durchgeführte Erhebung, die bereits seit 1984 läuft. Einige Befunde der Auswertungen beider 
Datensätze sind gleich, andere sind unterschiedlich. 
 
Mit der Benennung als Armutsrisikoquote sollte deutlich werden, dass dieser Indikator die 
Möglichkeit einer Armutsgefährdung – insbesondere bei längerem Verbleiben in diesem niedri-
gen Einkommensbezug – beschreibt. Relative Einkommensarmut ist damit nicht „der“ Indikator 
für die Messung und Feststellung von Armut. Ihre Bedeutung ist in mehrfacher Hinsicht zu rela-
tivieren. Die Wahl einer bestimmten Datenquelle, die Definition und Erhebung des Einkom-
mens, die Festlegung eines Gewichtungsverfahrens für Mehrpersonen-Haushalte, die Wahl 
eines Mittelwertes und einer Armutsrisikogrenze sind normative Entscheidungen. Die statisti-
sche Kennziffer des Armutsrisikos wird durch diese methodischen Entscheidungen maßgeblich 
beeinflusst, so dass es zu unterschiedlichen Armutsrisikoquoten und Armutsschwellen je nach 
verwendeter Datenbasis und Berechnungsmethodik kommt.  
 
Von dieser statistischen Definition des relativen Armutsrisikos unterscheidet sich das soziokul-
turelle Existenzminimum, das im Sozialhilferecht abgesichert ist. Die Inanspruchnahme dieser 
Mindestleistungen zeigt das Ausmaß, in dem Teile der Bevölkerung einen zugesicherten Min-
deststandard nur mit Unterstützung des Systems der sozialen Sicherung erreichen. Deshalb 
wird in diesem Zusammenhang auch von bekämpfter Armut gesprochen. Zu diesem Mindest-
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standard gehört in Deutschland nicht nur die Erhaltung der physischen Existenz, sondern eine 
der Würde des Menschen entsprechende Teilhabe am gesellschaftlich üblichen Leben. Die Be-
dürftigkeit im Sinne der Mindestsicherungsleistungen wird in der öffentlichen Diskussion oft 
auch als Armut bezeichnet. Dabei ist aber zu bedenken, dass die Anzahl der Hilfeempfänger 
von der Höhe der Bedarfssätze abhängt. Je höher diese sind, umso mehr Haushalte sind be-
zugsberechtigt und würden damit als arm gelten. 
 
Armut kann drittens auch als existenzielle Notlage im Sinn von absoluter oder primärer Armut 
definiert werden. Arm ist dann, wer nicht genügend Mittel zum physischen Überleben hat. Es 
wird ein Minimalstandard definiert, der zum körperlichen Überleben unabdingbare Güter des 
Grundbedarfs wie notwendige Nahrung, Kleidung oder Unterkunft umfasst. Sieht man von we-
nigen Ausnahmen etwa einzelner wohnungsloser Menschen ab, so liegt das Wohlstandsniveau 
in Deutschland wesentlich über diesem physischen Existenzminimum. 
Die beiden für Deutschland relevanten Konzepte, das relative Armutsrisiko und das soziokultu-
relle Existenzminimum, haben also verschiedene Zielsetzungen. Im ersten Fall geht es letztlich 
um die statistische Messung der Einkommensungleichheit. Im zweiten Fall geht es darum, das 
gesellschaftlich notwendige Minimum an materiellem Lebensstandard zu definieren. Neben 
dem Einkommen spielen für die Teilhabe- und Verwirklichungschancen einer Person auch Fak-
toren wie Vermögen, Schulden, Gesundheit, Bildung und Erwerbstätigkeit eine wesentliche Rol-
le. So herrscht heute weitgehend Konsens, dass soziale Gerechtigkeit sich nicht in erster Linie 
nur an materiellen Verteilungsaspekten orientieren kann, sondern auch ein Mehr an Gleichheit 
bei den Teilhabe- und Verwirklichungschancen bedeuten sollte. Diese Teilhabechancen müs-
sen in allen wichtigen Bereichen unabhängig von der Einkommenssituation der betroffenen 
Person eröffnet werden.  
 
Europäisch vergleichbare Messung 
Die Messung von Einkommensarmut wird anhand verschiedener Datenquellen durchgeführt. 
Auf der Seite der amtlichen Statistik dienen dazu die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
(EVS) und die neue, eigens zum Themenkomplex Armut konzipierte und seit 2004 EU-weit er-
hobene Befragung EU-SILC (Statistics on Income and Living Conditions).28 EU-SILC ist die Da-
tengrundlage, mit der die Entwicklung des Risikos der Einkommensarmut in Deutschland und in 
den anderen Mitgliedstaaten der EU vergleichbar gemessen und bewertet wird. Während die 
EVS seit 1962 in der Regel alle fünf Jahre erhoben wird29, existieren aus EU-SILC zwar aktuel-
lere Ergebnisse aus den Erhebungsjahren 2004 und 2005, aber noch keine längere Zeitreihe. 
                                                
28  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen, Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA für 
Deutschland 2005, Wiesbaden 2006. 
29  Die letzte ausgewertete EVS liegt für 2003 vor. Derzeit wird die EVS 2008 erhoben. 
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Das BMAS hat diese neue Datenbasis in einer Studie u. a. nach Stärken und Schwächen un-
tersuchen lassen, um einen Beitrag zur Weiterentwicklung von EU-SILC zu leisten.30  
 
Zur Methodik der Datenerhebung 
Im Bericht werden zu den Themen Einkommensverteilung, Armutsrisikoquote und Vermögens-
verteilung Ergebnisse aus der europaweit durchgeführten Gemeinschaftsstatistik über Einkom-
men und Lebensbedingungen „Leben in Europa“ (EU-SILC), aus der Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe (EVS) und aus dem Mikrozensus dargestellt. Neben diesen drei amtli-
chen Statistiken, die vom Statistischen Bundesamt erhoben werden, wird auch das Sozio-
oekonomische Panel (SOEP) des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) herange-
zogen. Alle vier Datenquellen basieren auf der Befragung einer Stichprobe aus der Bevölke-
rung. Jede hat entsprechend ihrer spezifischen Konzeption Vorzüge. Die Befragungen setzen 
zudem unterschiedliche inhaltliche Schwerpunkte, weswegen die Verwendung von Ergebnissen 
aus allen Stichproben sinnvoll ist. 
 
EU-SILC ist eine seit 2005 jährlich erhobene und EU-weit vergleichbare Statistik. Die nationalen 
Strategieberichte über Sozialschutz und soziale Eingliederung aller Mitgliedstaaten der EU wer-
den ebenso auf dieser Basis erstellt wie die Berichte der EU-Kommission über die Entwicklung 
der Armutsbekämpfung. Mittelfristig können Längsschnittanalysen aus EU-SILC verwendet wer-
den. 
Die EVS ist eine große und ausführliche Erhebung zu Einkommen, Ausgaben und Vermögen. 
Sie wird alle fünf Jahre erhoben und liegt zuletzt für das Jahr 2003 vor. Derzeit läuft die aktuelle 
Erhebung 2008.  
 
Auf den Daten des Mikrozensus 2005 basieren die Betrachtungen zum Armutsrisiko von Per-
sonen mit Migrationshintergrund, weil EU-SILC und EVS diesen Personenkreis nicht repräsen-
tativ abbilden können. Im Gegensatz zu EU-SILC und EVS erhebt der Mikrozensus das Ein-
kommen nicht betragsgenau, sondern in Einkommensklassen zusammengefasst. 
 
Das SOEP des DIW wird seit 1984 jährlich erhoben und ermöglicht daher kontinuierliche Zeit-
reihenvergleiche. Da immer wieder dieselben Haushalte nach ihren Einkommen befragt wer-
den, sind auch Längsschnittanalysen möglich. Diese Daten sind aber nicht international ver-
gleichbar. 
                                                
30  DIW/ZEW/ Hauser, R./Becker, I.: Integrierte Analyse der Einkommens- und Vermögensverteilung 2008, im 
Erscheinen, a. a. O. 
- 23 - 
Armutsrisikoschwellen, Armutsrisikoquoten 








EU-SILC 2006 781 Euro 13% 13.800 
EVS 2003 980 Euro 14% 53.400 
Mikrozensus 2005 736 Euro 15% 322.700 
SOEP 2006 880 Euro 18% 11.500 
 
Die wesentlichen Ursachen für die unterschiedlichen Niveaus des Einkommensmittelwerts, 
bzw. der daraus abgeleiteten Armutsrisikoschwelle und der Armutsrisikoquote liegen:  
in den (immer vorhandenen) Stichprobenschwankungen, 
in unterschiedlichen Einkommensbegriffen, (hier vor allem in der unterschiedlichen Berück-
sichtigung des Mietwerts des selbst genutzten Wohneigentums als Einkommenskomponen-
te. EVS und SOEP berücksichtigen es; bei EU-SILC ist dies erst für die Zukunft vorgesehen, 
während es beim Mikrozensus nicht berücksichtigt wird), 
in der Repräsentativität der Erhebungen, 
in der unterschiedlichen Behandlung fehlender oder unplausibler Angaben. 
 
Unterschiede in der Datenbasis bei den Berechnungsmethoden müssen daher bei der Inter-
pretation der Ergebnisse beachtet werden. Deshalb ist z. B. auch weniger die absolute Höhe 
der Armutsrisikoquoten von Bedeutung, sondern deutliche Trends im Zeitverlauf und Unter-
schiede zwischen sozio-ökonomischen Gruppen, die auch bei verschiedenen methodischen 
Abgrenzungen und Datenquellen noch sichtbar sind und tendenziell übereinstimmen. Wie die 
im Mai 2008 veröffentlichten Ergebnisse der Berechnungen der Prognos AG für das Kompe-
tenzzentrum für familienbezogene Leistungen im Auftrag des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend auf der Basis des SOEP 2006 deutlich machen, können die Ar-
mutsrisikoquoten auch unter Verwendung der gleichen Erhebung von einander abweichen, 
wenn unterschiedliche Parameter für das Messkonzept verwendet werden. 
 
Bei dem Vergleich von Armutsrisikoquoten in verschiedenen Staaten ist zu berücksichtigen, 
dass dieser Betrachtung das Konzept der relativen Einkommensarmut zu Grunde liegt (vgl.
Kasten Konzept der relativen Einkommensarmut). Aus den Einkommensdaten von EU-SILC 
ergibt sich, dass die Armutsrisikoschwelle, also das Einkommen, unterhalb dessen das so defi-
nierte Risiko der Einkommensarmut beginnt, zwischen den Mitgliedstaaten erheblich variiert. Da 
in Deutschland der erreichte Wohlstand vergleichsweise hoch ist, liegt auch die Risikogrenze 
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höher als in vielen anderen Ländern. So liegt die Armutsrisikoschwelle in Deutschland im EU-
Vergleich mit 781 Euro31 äquivalenzgewichtetem Nettomonatseinkommen zum Teil deutlich 
höher als in anderen Staaten, wie beispielsweise in Litauen und Lettland (127 Euro/Monat) oder 
in Portugal (366 Euro/Monat).  
 
Das Risiko in Deutschland einkommensarm zu sein, lag im Erhebungsjahr 2005 bei 13% für 
das gesamte Bundesgebiet und war damit im europäischen Vergleich deutlich unterdurch-
schnittlich. Der Erfolg von Sozialtransfers zur Armutsreduzierung wird in Schaubild II.1 deutlich. 
Zu den besonders gefährdeten Gruppen (Kernindikator A.1) zählen Arbeitslose (43%), Perso-
nen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (19%) und Alleinerziehende (24%). Insgesamt ist 
das Armutsrisiko in Ostdeutschland mit 15% höher als in Westdeutschland mit 12%.32 Zudem 
zeigt sich anhand von EU-SILC, dass die Armutsrisikoquote im Jahr 2005 durch Sozialtransfers 
von 26% auf 13% halbiert wurde (Kernindikator Q.7). Damit gehört Deutschland zu den Län-
dern, in denen die Sozialtransfers deutlich die Armutsrisikoquote senken. 
 
                                                
31  Im zweiten Armuts- und Reichtumsbericht betrug die auf Basis EVS 2003 ermittelte Armutsrisikoschwelle 
938 Euro (Halbjahreswert). Die hiernach mit 781 Euro um fast 160 Euro niedrigere Armutsrisikoschwelle ist in 
erster Linie darauf zurückzuführen, dass bei der EVS der Mietwert des selbstgenutzten Wohneigentums als 
Einkommenskomponente berücksichtigt wird und bei EU-SILC nicht. Dies ist bei EU-SILC erst für die Zukunft 
vorgesehen. 
32  Die Werte ergeben sich für beide Teile Deutschlands gemessen an der gesamtdeutschen Armutsrisikogrenze. 
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Schaubild II.1: 
 Reduktion des Armutsrisikos durch Sozialtransfers 2005 
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Quelle: EU-SILC 2006 
 
 
Armutsrisikoquoten liefern keine Erkenntnis darüber, wie weit das Einkommen der von Armut 
bedrohten Bevölkerung unter der Armutsrisikoschwelle liegt. Diesen Aspekt berücksichtigt die 
so genannte relative Armutslücke. Je höher deren Wert ist, desto weiter sind die Einkommen 
der armutsgefährdeten Gruppe von der Armutsrisikoschwelle entfernt (Kernindikator A.1.). 
Nach den Daten von EU-SILC für 2005 beträgt dieser Indikator für Deutschland 20% und liegt 
damit etwas niedriger als im Durchschnitt der anderen EU-Mitgliedstaaten (22%). 
 
Risiko der Einkommensarmut auf Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP)
Ergänzende Analysen zur Einkommensverteilung33 auf Basis des SOEP können eine zeitliche 
Entwicklung der Armutsrisikoquoten in Deutschland darstellen. Sie zeigen, dass das Risiko der 
Einkommensarmut im Zeitraum von 1998 bis 2005 kontinuierlich angestiegen ist (Kernindika-
tor A.1.). Auch im Berichtszeitraum zwischen 2002 bis 200534 hat der Anteil der von einem Ar-
mutsrisiko Betroffenen vor dem Hintergrund der ungünstigen konjunkturellen Entwicklung weiter 
                                                
33  DIW/ZEW/ Hauser, R./Becker, I.: Integrierte Analyse der Einkommens- und Vermögensverteilung 2008, im 
Erscheinen, a. a. O. 
34  Wiedergegeben werden hier die Jahreszahlen, die den Bezugszeitraum des erfragten Einkommens wiederge-
ben. 
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zugenommen. Die Armutsrisikoquote für die Gesamtbevölkerung stieg dieser Datenbasis zufol-
ge um zwei Prozentpunkte. Auch die Armutsrisikoquote der Erwerbstätigen verzeichnet für den 
Zeitraum 2002 bis 2005 einen deutlichen Zuwachs um drei Prozentpunkte, allerdings auf niedri-
gerem Niveau. Steigende Werte zeigen auch die Daten zum Risiko der Einkommensarmut von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen.35 Im Gegensatz dazu war die relative Ein-
kommensarmut von Senioren/Seniorinnen in diesem Zeitraum konstant geblieben. Die steigen-
de Armutsrisikoquote korrespondiert mit einer Zunahme der Abwärtsmobilität aus mittleren Ein-
kommensschichten. 
 
Einkommensarmut ist meistens kein permanenter Zustand. Erst das dauerhafte Angewiesen-
sein auf ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle führt zur Abkopplung vom allge-
meinen Lebensstandard und zu eingeschränkten Teilhabechancen. Nach der europäischen 
Definition gilt als „dauerhaft einkommensarm“, wer im aktuellen und in mindestens zwei von drei 
Vorjahren mit einem Nettoäquivalenzeinkommen von weniger als 60% des Medians auskom-
men musste. Während im Jahr 2002 noch 9% der Bevölkerung dieses Kriterium erfüllten, waren 
es im Jahr 2005 schon 11%. Das so definierte dauerhafte Einkommensarmutsrisiko hat wie 
auch die Armutsrisikoquote im Zeitverlauf zugenommen, wobei ein deutlicher Anstieg im be-
trachteten Zeitraum erst ab dem Jahr 2002 feststellbar ist (Kernindikator A.1.). Die so genann-
te „dauerhaft strenge Armut“, unter Anwendung einer Armutsschwelle von 50% des Medians 
der Äquivalenzeinkommen, ist hingegen mit rund 5% in etwa konstant geblieben.  
 
Welche Auswirkungen die Zusammenlegung von Sozialhilfe für Erwerbsfähige und Arbeitslo-
senhilfe zum Arbeitslosengeld II auf die Einkommensverteilung hat, lässt sich nicht zweifelsfrei 
beantworten. Die Reform leistete einen Beitrag zur Reduzierung der so genannten Dunkelzif-
fer.36 Ehemalige Bezieher von Arbeitslosenhilfe, die mit dieser Leistung unterhalb des soziokul-
turellen Existenzminimums lagen, aber ergänzende Sozialhilfe nicht in Anspruch nahmen, profi-
tierten von der Neuregelung. Auch wurden vor allem Alleinerziehende und ihre Kinder und an-
dere Haushalte mit Kindern eher besser gestellt als Personen aus Haushalten ohne Kinder. 
Dennoch gibt es Hinweise darauf, dass sie im Durchschnitt zu einer Minderung der Einkommen 
ehemaliger Arbeitslosenhilfe-Empfänger führte.37 Kernstück der Arbeitsmarktreform war es, 
langfristig auf eine Stärkung der Wirtschaft und verbesserte Integration von Erwerbsfähigen 
abzuzielen. Dadurch ist es in den letzten Jahren gelungen, dass auch Problemgruppen des 
                                                
35  Siehe Kapitel V Familien und Kinder, Abschnitt V.3.1 Einkommen von Familienhaushalten. 
36
  Trotz deutlicher Erfolge bei der Bekämpfung der Dunkelziffer kann nicht ausgeschlossen werden, dass es wei-
terhin Personen gibt, die Anspruch auf Arbeitslosengeld II haben, diesen aber nicht geltend machen. 
37  Goebel, J./ Richter, M.: Nach der Einführung von Arbeitslosengeld II: Deutlich mehr Verlierer als Gewinner unter 
den Hilfeempfängern, in: DIW-Wochenbericht 50/2007, Berlin 2007. Die Analyse beschränkt sich auf die Ein-
kommenssituation in Haushalten mit Transferleistungsempfängern und leistet ausdrücklich keinen Beitrag zur 
Evaluation des mit den Arbeitsmarktreformen verbundenen Ziels, Transferempfänger verstärkt in die Erwerbstä-
tigkeit zu integrieren. Dazu siehe ausführlich das Kapitel IV Erwerbstätigkeit, Abschnitt IV.3.2 Leistungsempfän-
ger von Arbeitslosengeld II. 
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Arbeitsmarktes zunehmend in Beschäftigung kommen und damit ihre Einkommenssituation 
nachhaltig verbessern können.38  
 
II.1.5 Reichtumsaspekte  
Die Verteilung des Reichtums in einer Gesellschaft, insbesondere von Einkommen und Vermö-
gen, hat Einfluss auf ihren Zusammenhalt. Werden die Unterschiede zwischen arm und reich 
vom ganz überwiegenden Teil der Bevölkerung als relativ groß und schwer überwindbar wahr-
genommen, kann dies die Akzeptanz der sozialen Marktwirtschaft in Frage stellen. Das gilt ins-
besondere dann, wenn große Bevölkerungsteile nicht an den Einkommenszuwächsen der Ge-
sellschaft insgesamt teilhaben.  
 
Auf den amerikanischen Philosophen John Rawls geht der Vorschlag zurück, Ungleichheit zu 
tolerieren, solange auch die Schwächeren im Zuge der gesellschaftlichen Entwicklung besser 
gestellt werden. Entscheidend ist danach, ob eine Wirtschafts- und Sozialordnung den Schwä-
cheren erlaubt, sich besser zu stellen, unabhängig von der Position Reicher. Wachsender ge-
sellschaftlicher Wohlstand kommt jedoch nicht zwangsläufig auch den Ärmeren zugute. Es ist 
zu fragen, inwiefern ein verantwortungsvoller Umgang mit Reichtum erreicht wird, der sich nicht 
zuletzt an sozial sinnvollen, dem Gemeinwohl verpflichteten Maßstäben orientiert. Die auf die 
Erkenntnisse von wissenschaftlichen Gutachten gestützte Untersuchung von Reichtum ist des-
halb ein Forschungsschwerpunkt für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht.39  
 
II.1.5.1 Wahrnehmung von Reichtum in der Bevölkerung40 und Rekrutierung 
und Entlohnung von Spitzenmanagern41
Reichtum besitzt ohne Zweifel eine hohe Attraktivität. In Deutschland wird mehrheitlich eine 
Gesellschaft favorisiert, in der es die Möglichkeit gibt, selbst einmal in irgendeiner Form reich 
werden zu können. Die Meinungen gehen allerdings bei der Frage auseinander, was als Reich-
tum wahrgenommen wird. Die Erhebung zu den Einstellungen in der Bevölkerung basiert auf 
der Befragung einer Stichprobe. Damit sind gewisse Zufallsschwankungen der Ergebnisse ver-
bunden. Um die Befragten nicht zu überfordern, muss sich eine solche Befragung auf einfache, 
kurze und allgemein verständliche Fragen beschränken. Auch wird das Antwortverhalten durch 
                                                
38  Brenke, K./Zimmermann, K.: Reformagenda 2010 - Strukturreformen für Wachstum und Beschäftigung, DIW-
Wochenbericht 11/2008. 
39  Bereits auf dem Expertenworkshop „Weiterentwicklung der Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung“ 
(2006) wurden Überlegungen zur Erweiterung der Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung angestellt, 
um die methodischen und begrifflichen Kriterien rund um die diffuse begriffliche Fassung von Reichtum besser 
zu bestimmen, siehe Dokumentation zum Expertenworkshop, Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
(Hrsg.), Bonn 2007, a. a. O.  
40  Glatzer, W./Becker, J./Bieräugel, R./Hallein-Benze, G./Nüchter, O./Schmid, A.: Einstellungen zum Reichtum, 
Wahrnehmung und Beurteilung sozio-oekonomischer Ungleichheit und ihre gesellschaftlichen Konsequenzen in 
Deutschland, 2008 im Erscheinen, a. a. O.  
41  Die Ausführungen zur Rekrutierung und Entlohnung von Spitzenmanagern basieren auf dem Gutachten von 
Noll, B./Volkert, J./Zuber, N. 2008, im Erscheinen, a. a. O. 
- 28 - 
tagespolitische Diskussionen beeinflusst. Die Untersuchung der Einstellungen der Bevölkerung 
zum Reichtum in Deutschland vermag lediglich Anhaltspunkte dafür zu geben, wie Strukturen 
und Probleme wahrgenommen werden. 
 
Danach wird Reichtum nicht nur mit finanziellen Potenzialen in Zusammenhang gebracht. Viel-
mehr wird an dieser Stelle Gesundheit am häufigsten genannt. Bildungschancen spielen eben-
falls eine große Rolle.  
 
Schaubild II.2: 
 Reichtumsvorstellungen in Deutschland 
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... jederzeit über eigenes Hauspersonal verfügen können
... politische Einstellungen beeinflussen können
... ausschließlich von Vermögenserträgen leben können, ohne zu arbeiten
... die best mögliche Bildung erlangt haben
... sich jederzeit alles leisten können, was Sie wollen
... vollkommen unabhängig von staatlicher Absicherung sind




1) Angaben für „Ja“ in Prozent 
 
Quelle: Sozialstaatssurvey 2007 
Bei der Auswertung der Befragungsergebnisse weisen die Vorstellungen zum Reichtum nur 
wenige soziostrukturelle Differenzierungen auf. Allein das Alter und das Geschlecht haben ei-
nen gewissen Einfluss. Überdurchschnittlich häufig interpretieren junge Menschen Reichtum als 
Luxuskonsum, während Ältere vermehrt die Bedeutung nichtfinanzieller Aspekte wie Gesund-
heit betonen. Frauen verbinden Reichtum eher mit einem Gefühl der materiellen Sicherheit ge-
genüber Lebensrisiken als Männer, nennen aber auch Aspekte wie Gesundheit, Bildung und 
politische Partizipation häufiger.  
 
Befragt nach der Höhe des persönlichen Nettomonatseinkommens, ab der von Reichtum ge-
sprochen werden kann, ergeben sich sehr unterschiedliche Einschätzungen. Jeweils die Hälfte 
der Befragten nennt einen höheren bzw. niedrigeren Betrag als 5.000 netto Euro/Monat (Medi-
an). Im Durchschnitt wird ein Betrag von rund 27.000 Euro/Monat genannt. Für den Vermögens-
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reichtum ergeben sich noch unterschiedlichere Einschätzungen, was sich an der großen Dis-
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Sehr oft Oft Manchmal Selten / nie
 
 
1) Wie häufig sind die nachfolgend genannten Gründe Ursache dafür, dass jemand reich ist? 
 
Quelle: Sozialstaatssurvey 2006 
 
Ein großer Teil der Bevölkerung ist der Auffassung, dass man nur dann reich wird, wenn man 
über günstige Beziehungen und Ausgangsbedingungen verfügt. Fasst man die Antwortkatego-
rien „sehr oft“ und „oft“ zusammen, ergibt sich für beide Gründe jeweils ein Anteil von etwa 80% 
der Befragten, die dieser Aussage zustimmen.  
 
Die Idee der Chancengleichheit birgt in sich die Idealvorstellung, dass ausschließlich individuel-
le Fähigkeiten und Begabungen oder harte Arbeit Reichtum begründen sollten. Ersteres nennen 
auch zwei Drittel der Befragten, und mehr als die Hälfte der Befragten nennen harte Arbeit als 
Ursache für Reichtum. Allerdings nehmen große Teile der Bevölkerung keinen oder einen nur 
geringen Zusammenhang zwischen Reichtum und persönlicher Leistung an. Die Hälfte der Be-
fragten sehen Reichtum auf unehrliches Verhalten und das Wirtschaftssystem zurückgeführt.  
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Die Höhe der Abfindungen für eine Reihe von ausscheidenden Vorstandsmitgliedern von Akti-
engesellschaften und ein Anstieg der Vorstandsvergütungen sind Gegenstand heftiger öffentli-
cher Diskussion geworden. Empirische Untersuchungen zeigen, dass sich die durchschnittli-
chen Vorstandsvergütungen – insbesondere deren variable Vergütungsbestandteile – zwischen 




 Durchschnittliche Entwicklung der Vorstandsbezüge 




Quelle: Schmidt, R./Schwalbach, J.: Zur Höhe und Dynamik der Vorstandsvergütung in Deutschland, ZfB Special 
Issue 1/2007, S. 111-122, Abbildung 1, S. 119. 
 
Die Entgeltfindung bei Vorstandsmitgliedern lässt sich bei Publikumsaktiengesellschaften am 
ehesten als einen sich selbst verstärkenden Prozess der Referenzgruppenentlohnung charakte-
risieren. Die Aufsichtsräte legen danach die Einkommen ihrer Manager in Orientierung an einer 
Referenzgruppe aus anderen Managern in vergleichbaren Unternehmen fest. 
 
Diese Entwicklungen sind von unternehmens- wie gesellschaftspolitischer Relevanz, da sie Ein-
fluss auf die Arbeitsmotivation der Arbeitnehmer, den Zusammenhalt der Gesellschaft und die 
Akzeptanz der Bevölkerung bei Leistungseinschränkungen haben können. Dies umso mehr, als 
die ausgewerteten empirischen Studien der jüngeren Zeit zu dem Ergebnis kommen, dass sich 
die nach wie vor feststellbare Chancenungleichheit eines selektiven Bildungssystems in 
Deutschland auch bei der Rekrutierung des Spitzenmanagements fortsetzt.42 Darüber hinaus 
                                                
42 Siehe dazu auch Kapitel III Bildungschancen, Abschnitt III.5 Bildungserfolg, Bildungsbeteiligung und sozioöko-
nomischer Hintergrund. 
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hat die soziale Herkunft auch bei gleicher Qualifikation erheblichen Einfluss auf die Auswahl 
eines Kandidaten für eine Führungsposition.  
 
Frauen haben eine um ein Zehnfaches niedrigere Chance eine Spitzenposition zu erlangen als 
vergleichbar ausgebildete Männer. Dies erscheint insofern paradox, als mehr Frauen als Män-
ner studieren und beispielsweise das Fach Wirtschaftswissenschaften wählen. Wesentliche 
Gründe dafür liegen vor allem bei mangelnden Aufstiegschancen in den Unternehmen. Hierzu 
tragen unternehmensstrukturelle Faktoren bei, etwa die seltenere Einbeziehung von Frauen in 
Karriere entscheidende Netzwerke, aber auch gesellschaftliche Rahmenbedingungen wie die 
unzureichende Kinderbetreuungsinfrastruktur sowie das gesellschaftliche Rollenverständnis von 
Frauen und Männern. 
 
II.1.5.2 Integrierte Analyse von Einkommen und Vermögen43
Daten über das Geld- und Immobilienvermögen privater Haushalte werden sowohl in der amtli-
chen Statistik als auch in anderen Quellen in der Regel nur im mehrjährigen Turnus erhoben. 
Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008 können vom Statistischen Bun-
desamt voraussichtlich erst Mitte 2010 zur Verfügung gestellt werden. Aus der Vermögensbi-
lanz des Sozio-oekonomischen Panels 2007 stehen nur vorläufige Ergebnisse der ersten drei 
Erhebungsmonate zur Verfügung, deren Vergleichbarkeit mit den Daten des Jahres 2002 noch 
unklar ist. Die bisherige Form der Vermögensanalyse (Kernindikator Q.1.) in den vorherge-
henden Armuts- und Reichtumsberichten kann aus diesen Gründen hier nicht fortgesetzt wer-
den.44 
 
Daher wurde die gemeinsame Analyse von Einkommen und Vermögen auf Basis der Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe 2003 als ein wichtiger Schritt zum weiteren Aufbau der Reich-
tumsforschung beauftragt. Unter Berücksichtigung der für Arbeitnehmer und Selbständige un-
terschiedlichen Regelungen der Alters- und Krankheitsvorsorge wurde im Rahmen einer Studie 
ein modifizierter Ressourcenbegriff entwickelt. So wurde u. a. berücksichtigt, dass Selbständige 
ihre Altersvorsorge in der Regel privat betreiben müssen und dadurch bei ihnen Teile des Ein-
kommens und Vermögens gebunden sind. Im Ergebnis wurden damit die in Abhängigkeit vom 
sozialen Status nach Abzug von angemessenen Vorsorgebeträgen frei verfügbaren Einkommen 
und Vermögen untersucht. Durch Verrentung der Vermögensbestände unter Berücksichtigung 
der jeweiligen Lebenserwartung wurden die Ergebnisse zwischen den Altersgruppen vergleich-
bar gemacht. Während Einkommensarmut ganz überwiegend auch mit Vermögensarmut ver-
bunden ist, zeigt sich ein umfassendes Bild von finanziellem Reichtum erst durch die gemein-
same Betrachtung von Einkommen und Vermögen.  
                                                
43  DIW/ZEW/Hauser, R./Becker, I., 2008, a. a. O. 
44  DIW/ZEW/Hauser, R./Becker, I., 2008, a. a. O. 
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Grundsätzlich weist die integrierte Einkommens- und Vermögensverteilung höhere Anteile an 
Reichen an der Gesamtbevölkerung aus als die konventionelle Einkommensverteilung (Kern-
indikator R.1.). Ab wann eine Person oder ein Haushalt aufgrund des Einkommens als reich gelten 
soll, ist nach wie vor Gegenstand reger Diskussionen. Am gebräuchlichsten in der Wissenschaft ist 
die Einkommensgrenze von 200% des mittleren äquivalenzgewichteten Nettoeinkommens.45 Das 
waren nach den Berechnungen basierend auf der EVS 2003 3.268 Euro netto/Monat. Da es 
sich um ein auf Personen bezogenes und äquivalenzgewichtetes Einkommen handelt, gilt die-
ser Wert für Alleinlebende. Die Reichtumsschwelle größerer Haushalte kann durch Multiplikati-
on mit den entsprechenden Äquivalenzgewichten ermittelt werden. Für einen Paarhaushalt mit 
zwei Kindern unter 14 Jahren liegt das Haushaltseinkommen, ab dem hier von Reichtum aus-
gegangen wird, zum Beispiel bei 6.863 Euro netto/Monat (siehe Abschnitt II.1.3 Einkom-
mensentwicklung der Haushalte). 
 
Die Reichtumsgrenze ist damit wie die Armutsrisikoschwelle ein normativ gesetzter Wert. So 
entspricht der Wert von 3.268 Euro netto/Monat nicht den allgemeinen Vorstellungen der Bürger 
in Deutschland von Reichtum, die im Jahr 2007 im Mittel ein persönliches Einkommen von rund 
5.000 Euro netto/Monat angaben (siehe vorheriger Abschnitt).  
 
In der einfachen Einkommensverteilung beträgt die Reichtumsquote 6,4%46. In der umfassende-
ren integrierten Einkommens- und Vermögensperspektive beträgt dieser Wert 8,8% (Anteil der 
Personen mit mehr als 3.418 Euro/Monat). Dies ist gleichbedeutend mit einer Zunahme der 
Anzahl reicher Personen von fünf Mio. auf 6,8 Mio. Personen. Damit gelten 38% der Personen, 
die in der integrierten Perspektive die Reichtumsgrenze überschreiten, in der einfachen Ein-
kommensverteilung nicht als reich. Die Betrachtung der reinen Einkommensverteilung lässt also 
vergleichsweise viele Personen außer Acht, die unter Einbeziehung ihres Vermögens als reich 
gelten können. Dieser Effekt ist in Westdeutschland deutlich stärker ausgeprägt als in Ost-
deutschland. 
 
                                                
45
  Vgl. Arndt, Ch./Dann, S./Kleimann, R./Strotmann, H./Volkert, J.: Das Konzept der Verwirklichungschancen 
(A. Sen) - Empirische Operationalisierung im Rahmen der Armuts- und Reichtumsmessung, in: Endbericht zur 
Machbarkeitsstudie, Tübingen 2006, S. 139 und S. 140. Die Mediangrenze wurde von den Wissenschaftlern in 
Analogie zur Armutsrisikodefinition gewählt. Eine EU-Konvention wie bei der Armutsrisikogrenze existiert im Be-
reich Reichtum nicht. 
46  Dieses Ergebnis weicht vom Indikator R.1. für das Jahr 2003 auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS) geringfügig ab. Der Indikator R.1. beträgt rund 7% und nicht wie hier ausgewiesen rund 6%. Diese 
Abweichung ergibt sich, weil für die integrierte Analyse von Einkommen und Vermögen eine gesonderte 80%-
Teilstichprobe mit kombinierten Einkommens- und Vermögensdaten herangezogen wurde. Zur Berechnung des 
Indikators R.1. wurde dagegen ein anderes, lediglich auf Einkommensauswertungen zugeschnittenes Datenfile 
der EVS verwendet. 
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Tabelle II.5: 








in Euro je Monat)1 3.268 netto/Monat 3.418 netto/Monat 
Anzahl (Mio. Personen) 
 5,0 6,8 
Reichtumsquoten (%)   
Insgesamt 6,4 8,8 
Altersklassen2   
>34 3,3 3,3 
35-44 5,0 5,1 
45-54 7,9 8,5 
55-64 10,6 13,7 
65 und älter 5,9 14,6 
Sozialstatus2   
Selbständige3 25,5 25,5 
Beamte 12,1 12,6 
Angestellte 7,9 8,4 
Arbeiter 0,7 1,0 
Arbeitslose 0,8 1,2 
Rentner 3,6 10,0 
Pensionäre 15,6 28,5 
Sonstige3 3,5 10,0 
 
1) Notwendige Altersvorsorgeaufwendungen berücksichtigt und gerundet. 
2) Bezogen auf den Haushaltsvorstand. 
3) Haushalte von selbständigen Landwirten unter „Sonstige“. 
 
Quelle: EVS 2003 
 
Ein Vergleich der Reichtumsquoten der einfachen und der integrierten Vermögensverteilungen 
verdeutlicht, dass sie sich vor allem bei älteren Personen unterscheiden. Während in der einfa-
chen Einkommensverteilung nur 5,9% der Personen in einem Haushalt mit einer Bezugsperson 
über 65 Jahre als reich gelten, sind dies in der integrierten Betrachtung 14,6%. Dieser Unter-
schied hat im Wesentlichen zwei Gründe: Zum einen haben Ältere im Durchschnitt schon des-
halb höhere Geld- und Immobilienvermögen als Jüngere, da sie mehr Zeit zum Vermögensauf-
bau hatten. Zum anderen ist ihre Restlebenserwartung geringer, die der rechnerischen Verren-
tung der Vermögensbestände im Rahmen der hier durchgeführten Analyse zugrunde gelegt 
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wird. In der Folge errechnen sich aus den Vermögen auch höhere (fiktive) Einkünfte als bei jün-
geren Haushalten. Es handelt sich um ein theoretisches Konzept, das vollständige, sofortige 
Liquidierbarkeit aller Vermögensbestände unterstellt und von Transaktionskosten absieht, je-
doch die Sicherungsfunktion des privaten Vermögens anschaulicher verdeutlichen kann, als die 
getrennte Betrachtung von Einkommen und Vermögen. 
 
Die stärksten Änderungen bei der integrierten Betrachtung von Einkommen und Vermögen er-
geben sich für Rentner und Pensionäre.47 Während der Anteil reicher Rentner in der einfachen 
Einkommensverteilung 3,6% beträgt, sind dies in der integrierten Betrachtung 10,0%. Auch der 
Anteil reicher Pensionäre steigt von 15,6% auf 28,5%. Nach dem Dritten Versorgungsbericht 
der Bundesregierung erzielten am 1. Januar 2003 rund 17,8% aller Pensionäre in Bund, Län-
dern und Gemeinden ein Bruttoruhegehalt von mehr als 3.250 Euro. Dieser scheinbare Wider-
spruch erklärt sich damit, dass für die integrierte Einkommens- und Vermögensbetrachtung das 
gesamte Nettoeinkommen eines Haushaltes und damit das Einkommen aller Haushaltsmitglie-
der berücksichtigt wurde, etwa auch aus Lebensversicherungen und dem Mietwert selbstge-
nutzten Wohneigentums. Dieses wurde dann äquivalenzgewichtet den Haushaltsmitgliedern 
zugewiesen. 
 
Daneben haben in der einfachen wie in der integrierten Verteilung Selbständige und Beamte die 
höchsten Reichtumsquoten, wobei die Spitzenpositionen insbesondere von Selbständigen er-
reicht werden. So liegt der durchschnittliche Wert für das integrierte Einkommen und Vermögen 
der Teilgruppe der Selbständigen oberhalb der 200%-Schwelle mit 6.351 Euro wesentlich über 
dem Wert der entsprechenden Teilgruppe der Beamten (4.399 Euro) oder Pensionäre (5.256 
Euro). 
 
Betrachtet man die Unterschiede zwischen den Landesteilen, so wird deutlich, dass der Anteil 
der Personen, die mindestens das Doppelte des gesamtdeutschen Äquivalenzeinkommens zur 
Verfügung haben, in Westdeutschland in der integrierten Betrachtung mit 10,2% fast fünfmal so 
hoch ist wie in Ostdeutschland (mit Berlin, 2,1%). Angesichts des vielschichtigen Bildes der 
Ressourcenverteilung in Deutschland sind verallgemeinernde Aussagen über einzelne sozio-
demografische Gruppen von sehr begrenzter Aussagekraft. Zurückliegende Lebensverläufe, 
Erbschaften und Schenkungen, die aktuelle Lebensphase, die Verteilungsposition hinsichtlich 
der Markteinkommen und der Haushaltskontext treten in allen Teilgruppen mit heterogenen 
                                                
47  Die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren besteht zu einem Großteil aus Rentnern. Sie ist aber nicht in vollem 
Umfang identisch mit der Gruppe der Rentner und Pensionäre, die deshalb hier getrennt ausgewiesen werden. 
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Ausprägungen und in diversen Konstellationen auf mit dem Ergebnis hoher gruppeninterner 
Ungleichheiten der verfügbaren Einkommen und Vermögen.48 
 
II.1.6 Zukünftige Einkommens- und Vermögenssituation im Alter
II.1.6.1 Risikopotenziale niedriger Alterseinkommen49
Trotz schwieriger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ist das Armutsrisiko bei Älteren nach 
EU-SILC entgegen dem allgemeinen Trend nicht gestiegen (siehe Abschnitt II.1.4). Im vorher-
gehenden Abschnitt wurde verdeutlicht, dass die relative Ressourcenposition älterer Personen 
in der einfachen Einkommensperspektive sogar noch unterschätzt wird. Gemessen am sozio-
kulturellen Existenzminimum zeigt sich für die Gruppe der 65-Jährigen und Älteren im Vergleich 
zum Rest der Bevölkerung heute eine vergleichsweise geringe Betroffenheit von Armut. Ende 
2006 bezogen nur 2,6% der Frauen sowie 1,8% der Männer und damit 2,3% dieser Altersgrup-
pe insgesamt Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, die eigene Alterseinkünfte 
bis zur Höhe der Mindestsicherung ersetzt oder ergänzt. Für Westdeutschland beträgt die Ge-
samtquote 2,4%, für Ostdeutschland nur 1,1% (jeweils ohne Berlin). Dieser Abschnitt widmet 
sich der Frage, welche Einflüsse für die künftige Entwicklung der Alterssicherung in Deutsch-
land relevant sind und wie diese Entwicklung einzuschätzen ist.
 
Die Koalitionsvereinbarung vom 11. November 2005 beauftragte die Bundesregierung, For-
schungsdefizite im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung insbesondere in Be-
zug auf die künftige Einkommens- und Vermögenssituation im Alter abzubauen. Aussagen über 
zukünftige Trends in der Entwicklung der Alterseinkommen liefern die Mitte 2007 ausgewerteten 
Ergebnisse der zweiten Untersuchung „Altersvorsorge in Deutschland“ (AVID) 2005. Ziel der 
Studie war es, für die damals 40- bis unter 60-Jährigen der Gesamtbevölkerung die Art und 
Höhe der Anwartschaften auf spätere Alterseinkommen auf Personen- und Ehepaarebene zu 
ermitteln. Bei den Ergebnissen der AVID-Studie ist zu beachten, dass die noch nicht abge-
schlossenen Erwerbsbiografien, je nach Geburtsjahrgang, um bis zu 25 Jahre fortgeschrieben 
wurden. Höhe und Verteilung der projizierten Alterseinkommen hängen maßgeblich von künfti-
gen Entwicklungen der Beteiligung der Erwerbstätigen am Arbeitsmarkt, ihren Einkommen und 
den sich daraus ergebenden Möglichkeiten, zusätzliche Altersvorsorge zu betreiben, ab. Die 
AVID zeigt hier in verschiedenen Projektionsrechnungen ein breites Spektrum möglicher Ent-
wicklungen auf.  
 
                                                
48
  DIW/ZEW/Hauser, R./Becker, I., 2008, a. a. O., Kurzfassung S. XII. 
49  TNS Infratest Sozialforschung: Altersvorsorge in Deutschland 2005, Alterseinkommen und Biografie, DRV-
Schriften Band 75, BMAS-Forschungsbericht Band 365, Deutsche Rentenversicherung Bund, Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Berlin 2007. 
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Die AVID untersucht auch Personengruppen mit niedrigen Anwartschaften auf Alterseinkom-
men, indem alle erfassten Personen in fünf Einkommensgruppen (Quintile) aufgeteilt und die 
Personen im unteren Einkommensquintil mit den Personen in den oberen vier Quintilen vergli-
chen werden. Das durchschnittliche äquivalenzgewichtete Nettoalterseinkommen aller in der 
AVID untersuchten Personen beträgt 1.471 Euro/Monat. Die Quintilsobergrenze für die Perso-
nen mit den niedrigsten Anwartschaften auf Alterseinkommen liegt bei 953 Euro netto/Monat.50 
Über 99% der untersuchten Personen mit Einkommen unterhalb dieser Schwelle verfügen über 
Anwartschaften auf eine Versichertenrente der GRV. Weitere Alterseinkommen neben der GRV 
sind hier seltener verbreitet als bei den verbleibenden vier Quintilen, so dass die GRV-Rente 
bei diesem Personenkreis voraussichtlich den Großteil des zukünftigen Einkommens ausma-
chen wird.51  
 
Eine bedeutende Ausnahme dabei ist der Anteil der Personen mit privater Vorsorge über Ries-
ter-Renten. Im unteren Quintil liegen die Anteile der Personen mit Anwartschaften auf diese 
privaten Vorsorgeleistungen um 2 Prozentpunkte (West) bzw. 3 Prozentpunkte (Ost) über dem 
Durchschnitt in den oberen vier Einkommenssegmenten. Bei alleinstehenden Frauen in West-
deutschland zeigt sich für die Riester-Rente sogar eine fast doppelt so hohe Quote mit 13% im 
unteren Quintil und 7% in den zusammengefassten oberen Quintilen. Die hohe staatliche För-
derung in Form von Kinderzulagen dürfte der wesentliche Grund dafür sein. Alleinerziehenden 
wird diese bereits aufgrund ihrer Kindererziehungszeiten und einem geringen Eigenbeitrag ge-
währt. Damit wird deutlich, dass bereits zum Zeitpunkt der Datenerhebung im Jahr 2004 die 
Attraktivität der Riesterförderung auch für Bezieher niedriger Einkommen durchaus bekannt 
war.  
 
Unabhängig von Geschlecht und Familienstand weisen sowohl in Westdeutschland wie in Ost-
deutschland Personen im unteren Einkommensquintil deutlich weniger Zeiten mit sozialversi-
cherungspflichtiger Vollzeitbeschäftigung und zwei- bis dreimal längere Phasen von selbständi-
ger Tätigkeit, geringfügiger Beschäftigung und Arbeitslosigkeit auf als Personen mit höherem 
Netto-Alterseinkommen. Hier liefert die AVID-Studie einen deutlichen Hinweis darauf, dass 
niedrige Einkommen im Alter in erheblichem Umfang durch ausgeprägte Zeiten außerhalb des 
Versicherungsschutzes der GRV bzw. mit begrenztem Versicherungsschutz begründet sind.52 
Die Leistungen der GRV folgen dabei grundsätzlich dem Äquivalenzprinzip und gründen auf 
den individuellen Beitragszahlungen. Wer relativ geringe Beiträge oder nur kurz eingezahlt hat, 
kann auch nur vergleichsweise geringe Leistungen erwarten. 
 
                                                
50  Zu Grunde gelegt wurde hier das mit der neuen OECD-Skala gewichtete projizierte Nettoalterseinkommen. 
51  Eine Ausnahme sind hier die Anwartschaften auf eine Leistung der Alterssicherung der Landwirte. Die Al-
terseinkommen der Landwirte liegen überwiegend im unteren Quintil, wobei allerdings Altenteile nicht erfasst 
wurden. 
52  TNS Infratest Sozialforschung: Altersvorsorge in Deutschland 2005, a. a. O. 
- 37 - 
Wie viele Personen in Zukunft auf staatliche Unterstützung im Alter angewiesen sein werden, 
lässt sich weder aus der AVID-Studie noch auf der Grundlage einer anderen Studie verlässlich 
abschätzen, denn der Anspruch auf Grundsicherungsleistungen setzt Hilfebedürftigkeit voraus. 
Ob Hilfebedürftigkeit vorliegt, hängt nicht nur von der Höhe des individuellen Gesamteinkom-
mens, sondern auch von den Unterhaltsansprüchen gegen Ehegatten oder Lebenspartner und 
von der Höhe des vorhandenen Vermögens ab. Außerdem bestimmt sich Hilfebedürftigkeit 
nach dem soziokulturellen Existenzminimum in Form des Grundsicherungsbedarfs. Wie sich 
dieser Bedarf in Zukunft entwickeln wird, hängt aber ebenfalls von einer Vielzahl von Faktoren 
ab, deren Entwicklung nicht seriös vorausgeschätzt werden kann. Die tatsächliche Entwicklung 
ist also nicht bereits heute unabänderlich festgelegt, sondern beeinflussbar. Sowohl gesell-
schaftliche und wirtschaftliche Rahmenbedingungen als auch der individuelle Zugang zum Ar-
beitsmarkt sind hierfür entscheidend. Gute Ausbildung und eine möglichst durchgängige Er-
werbsbiografie bei ausreichendem Einkommen verbessern die Möglichkeiten für die zusätzliche 
Altersvorsorge. 
 
II.1.6.2 Zukünftige Vermögenssituation im Alter53
Auch die künftige Vermögensentwicklung unterliegt starken Unsicherheiten, wie das bei zu-
kunftsbezogenen Fragen immer der Fall ist. Modellrechnungen für die Zukunft stellen daher, 
insbesondere bei sehr langfristigem Zeithorizont, lediglich Trendaussagen vor dem Hintergrund 
der getroffenen Annahmen dar und sind entsprechend vorsichtig zu interpretieren. Nach einer 
Studie von empirica könnten die Nettogeld- und Immobilienvermögen der Senioren-Haushalte 
in Deutschland von 2003 bis 2025 real um fast 40% von durchschnittlich 163.000 Euro auf 
226.000 Euro steigen.54 Im Jahr 2003 lagen die Einnahmen aus Vermögen der Haushalte mit 
60-jähriger oder älterer Bezugsperson bundesweit bei durchschnittlich rund 6.200 Euro jährlich. 
Unter der Annahme steigender Vermögenswerte würden auch die realen Vermögenseinkom-
men bis zum Jahr 2025 auf durchschnittlich rund 8.000 Euro ansteigen. Künftige Rentner in 
Ostdeutschland würden der Schätzung zufolge auch ohne geförderte Altersvorsorge ihre Ver-
mögenseinnahmen von rund 3.000 Euro im Jahr 2003 bis zum Jahr 2025 sogar fast verdop-
peln. Die Vermögenseinnahmen hätten das Potenzial noch deutlich stärker anzusteigen, wenn 
ausreichend privat vorgesorgt wird.  
 
                                                
53  empirica: Trends in der Entwicklung von Vermögen und Vermögenseinkommen zukünftiger Rentnergeneratio-
nen, Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. 
54  Annahmen im Gutachten zur Vermögensentwicklung: Geldvermögen abzgl. Konsumentenkredite mit komple-
xen Prognosen und veränderten Einkommensstrukturen; Verkehrswerte der Immobilien ohne Abzug ausste-
hender Baukredite und 0,5% Wertzuwachs pro Jahr; Aufbau von Altersvorsorgevermögen ohne Verdrängung 
bisheriger Sparprozesse bei 100%iger Teilnahme und einem Sparbetrag von 4% des Bruttolohns bzw. 
2.400 Euro/Jahr. 
 
- 38 - 
Die Entwicklung der zukünftigen Altersvorsorgevermögen bei Riester-Renten oder sonstigen 
staatlich geförderten Anlagen hängt wesentlich von der Teilnahmequote, vom Umfang der 
Sparbeträge und von der Verdrängung bisheriger Sparprozesse ab. Je nach Annahme könnten 
die Altersvorsorgevermögen bis zum Jahr 2025 deutschlandweit durchschnittlich zwischen 
19.000 Euro und 34.000 Euro betragen und damit 8% bis 13% des realen Gesamtvermögens 
ausmachen. In Ostdeutschland wären unter diesen Annahmen die durchschnittlichen Altersvor-
sorgevermögen aufgrund höherer Erwerbsbeteiligung von Frauen mit real bis zu 36.000 Euro 
sogar noch etwas größer. Auch ihr Anteil am Gesamtvermögen ist deutlich höher, da die sons-
tigen Vermögen der Haushalte in Ostdeutschland geringer ausfallen als in Westdeutschland. 
Bis zum Jahr 2025 könnte daher der Anteil der Altersvorsorgevermögen am Gesamtvermögen 
der Senioren-Haushalte in Ostdeutschland fast ein Fünftel betragen.  




Auch in einem wohlhabenden Land wie Deutschland sind Mindestsicherungssysteme ein wich-
tiges Element bei der Bekämpfung von Armut und Ausgrenzung sowie hinsichtlich der Eröff-
nung von Teilhabe- und Verwirklichungschancen. Bis Ende 2004 bildeten im Wesentlichen die 
Sozialhilfe, die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, das A-
sylbewerberleistungsgesetz sowie die Arbeitslosenhilfe das finanzielle Auffangnetz für bedürfti-
ge Personen. Der überwiegende Teil der bedürftigen Erwerbsfähigen erhielt bis Ende 2004 
entweder nur Leistungen der Arbeitslosenhilfe (2,3 Mio.) und ergänzend oder ausschließlich 
Leistungen der Sozialhilfe (2,9 Mio.). 
 
Um dieses Neben- und zum Teil auch Gegeneinander zweier Fürsorgeleistungen durch Leis-
tungen aus einer Hand für einen vergleichbaren Personenkreis zu ersetzen, wurde mit dem 
Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und dem Kommunalen Options-
gesetz ein einheitliches System für die Bezieher von Arbeitslosenhilfe und die erwerbsfähigen 
Sozialhilfeempfänger geschaffen – die Grundsicherung für Arbeitsuchende. Damit war die Er-
wartung verbunden, durch ein konsequentes Fördern und Fordern die Arbeitslosigkeit, als eine 
wesentliche Voraussetzung von Armut und Ausgrenzung, effektiver und effizienter abbauen zu 
können. Die Neugestaltung der maßgeblichen Mindestsicherungssysteme – Sozialhilfe (Zwölf-
tes Buch Sozialgesetzbuch – SGB XII) und Grundsicherung für Arbeitsuchende (Zweites Buch 
Sozialgesetzbuch – SGB II) – ist am 1. Januar 2005 in Kraft getreten.  
 
II.2.2 Sozialhilfe – SGB XII 
Als Kernelement des Sozialstaates leistet – neben dem neuen Mindestsicherungssystem im 
SGB II – wie bisher die Sozialhilfe Hilfe in Notlagen. Jeder, der sich nicht selbst helfen und auch 
nicht auf andere vorrangige Unterstützung zählen kann, hat einen Rechtsanspruch auf Hilfe 
zum Lebensunterhalt (HLU), die für ein menschenwürdiges Dasein einschließlich einer Teilhabe 
am gesellschaftlichen Leben nötig ist. Die Leistungen sollen ihn aber darüber hinaus auch in die 
Lage versetzen, sein Leben möglichst bald wieder aus eigener Kraft zu gestalten. Hatten Ende 
2004 noch 1,46 Mio. Haushalte mit 2,9 Mio. Personen HLU außerhalb von Einrichtungen bezo-
gen, waren es Ende 2006 aufgrund der Einführung des neuen Mindestsicherungssystems im 
SGB II nur noch 73.000 Haushalte mit 82.000 Personen.  
 
II.2.2.1 Kreis der Anspruchsberechtigten 
Da die erwerbsfähigen Sozialhilfeempfänger und ihre Angehörigen im Rahmen des SGB II un-
terstützt und gefördert werden, konzentriert sich das SGB XII auf die verbleibenden Personen-
kreise (voll Erwerbsgeminderte, 65-Jähige und Ältere, eine geringe Zahl von Kindern, Pflegebe-
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dürftige sowie unter bestimmten Voraussetzungen Ausländer in Deutschland und Deutsche im 
Ausland). 
 
II.2.2.2 Hilfe zum Lebensunterhalt – eine Absicherung des soziokulturellen 
Existenzminimums
Auf Hilfe zum Lebensunterhalt (HLU) hat jeder Mensch Anspruch, der seinen Bedarf weder aus 
eigenen Mitteln (Einkommen und Vermögen) und Kräften (Einsatz der Arbeitskraft) noch mit 
Hilfe anderer bestreiten kann. Der „notwendige Lebensunterhalt“ umfasst den durch Regelsätze 
abgedeckten Bedarf an Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat und persönlichen Bedürf-
nissen, die in vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und Teilnahme am kulturel-
len Leben einschließen.  
 
Im Gegensatz zum bis Ende 2004 geltenden Bundessozialhilfegesetz sind im Regelsatz nun bis 
auf wenige Ausnahmen auch die bisherigen einmaligen Leistungen enthalten. Das führt einer-
seits zu Verwaltungsvereinfachungen, da einmalige Leistungen nun nicht mehr im Einzelfall 
beantragt und bewilligt werden müssen. Andererseits kommt diese Vereinfachung insbesondere 
denjenigen Leistungsempfängern zugute, die diese Ansprüche nicht kannten oder sich scheu-
ten, diese Ansprüche beim Sozialamt geltend zu machen. Durch die Pauschalierung auch der 
Einmalleistungen haben die Leistungsberechtigten die Möglichkeit, über dieses Hilfebudget 
nach ihren Bedürfnissen zu verfügen. Damit werden auch Eigenverantwortung und Dispositi-
onsfreiheit der Leistungsempfänger gestärkt.  
 
Die Regelsätze der Sozialhilfe bilden zugleich das Referenzsystem für steuerfinanzierte Fürsor-
geleistungen, insbesondere die Regelleistungen nach dem SGB II. Alleinstehende, Alleinerzie-
hende oder Personen, deren Partner minderjährig sind, erhalten den vollen Eckregelsatz von 
347 Euro/Monat (seit 1. Juli 2007). Sind beide Partner volljährig, so wird im Gegensatz zum 
bisherigen Sozialhilferecht seit 2007 die bis dato geltende Begünstigung des Haushaltsvorstan-
des abgeschafft und beide bekommen wie im SGB II je 90% des Eckregelsatzes, also je 312 
Euro pro Monat. Für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres beträgt der Regelsatz 
60% und damit 208 Euro pro Monat. Jugendliche bis 18 Jahre erhalten ab Beginn des 15. Le-
bensjahres 80% des Eckregelsatzes (278 Euro pro Monat). 
 
Zusätzlich werden unter bestimmten Voraussetzungen Mehrbedarfe für Ältere, Schwangere und 
Alleinerziehende gezahlt und in wenigen Ausnahmen noch gesondert einmalige Leistungen. 
Darüber hinaus werden die angemessenen Kosten der Unterkunft und Heizung gewährt. Im 
Gegensatz zum früheren Recht werden keine Zuschüsse zu den Unterkunftskosten nach dem 
Wohngeldgesetz gezahlt und dann auf die Sozialhilfe angerechnet. Der Wegfall des Wohngel-
des hat für Leistungsberechtigte nach dem SGB XII (gilt aber auch für alle steuerfinanzierten 
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Leistungen) keine finanziellen Nachteile, da die gesamten angemessenen Mietkosten55 – wie 
bisher – übernommen werden. 
 
In Einrichtungen gewinnt die Hilfe zum Lebensunterhalt an Bedeutung. Denn anders als im  
ehemaligen BSHG wird die HLU in Einrichtungen nach dem SGB XII nunmehr unabhängig von 
den Maßnahmen in besonderen Lebenssituationen (Krankheit, Behinderung, Pflegebedürftig-
keit, Alter oder bei besonderen sozialen Schwierigkeiten), insbesondere „Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen“, „Hilfe zur Pflege“ und „Hilfen zur Gesundheit“ nach dem Fünften bis 
Neunten Kapitel des SGB XII, gewährt. Ende 2004 erhielten nur etwa 15.800 Personen in Ein-
richtungen HLU.56 Ende 2005 waren es 192.000 Personen und Ende 2006 stieg die Zahl auf 
224.161 Personen an. 
 
II.2.2.3 Regelsatzbemessung 
Die Bemessung der Regelsätze erfolgt auf der Basis der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe (EVS), bei der die untersten 20% der Haushalte ohne Sozialhilfeempfänger berücksichtigt 
werden. Sobald die Ergebnisse einer neuen EVS vorliegen, ist die Regelsatzbemessung zu 
überprüfen und gegebenenfalls weiterzuentwickeln. Dies ist in der Regel alle fünf Jahre der Fall. 
In den Jahren zwischen den EVS-Erhebungen werden die Regelsätze entsprechend der Ren-
tenentwicklung angepasst. Auf Grundlage der Ergebnisse der EVS 2003 basiert die Regelsatz-
bemessung seit 2007 erstmals auf einer gesamtdeutschen Verbrauchsstruktur. Zudem wurden 
Veränderungen im Verbraucherverhalten und Verbesserungsvorschläge an der früheren Be-
messung berücksichtigt. Auf der Grundlage der neuen Regelsatzbemessung wurde der Eckre-
gelsatz in allen Ländern zum 1. Januar 2007 auf 345 Euro festgesetzt. Aufgrund der Rentenan-
passung zum 1. Juli 2007 wurde der Eckregelsatz auf 347 Euro erhöht. 
 
II.2.2.4 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wurde zum 1. Januar 2003 als eigen-
ständige, aber dem Sozialhilferecht angeglichene Leistung durch das Gesetz über eine be-
darfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (GSiG) eingeführt. Seit 
Inkrafttreten des SGB XII am 1. Januar 2005 ist die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung als Viertes Kapitel Bestandteil des Sozialhilferechts. Leistungshöhe und -umfang 
entsprechen der Hilfe zum Lebensunterhalt (siehe Abschnitt II.2.2.2). 
 
                                                
55
  Für den Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende hat das Bundessozialgericht in seinen Urteilen vom 
7. November 2006 – B 7b AS 10/06 und 18/06 R die Angemessenheit des Wohnraums hergeleitet. Das Bun-
dessozialgericht folgt insoweit der so genannten Produkttheorie, die letztlich abstellt auf das Produkt aus ange-
messener Wohnfläche und Standard, das sich in der Wohnungsmiete niederschlägt. 
56  Bis Ende 2004 erhielt nur ein kleiner Personenkreis wie z. B. Personen in Altenheimen / Altenwohnheimen 
(ohne bzw. mit nur sehr geringfügigem Pflegebedarf), in sog. „Obdachlosenheimen“ u.ä. (mit längerem Aufent-
halt zum Zwecke der Wiedereingliederung) und in Frauenhäusern ausschließlich diese Leistung. 
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Kernelement der Grundsicherung ist, dass das Einkommen von Kindern oder Eltern der An-
tragsberechtigten – anders als bei der Hilfe zum Lebensunterhalt – nicht berücksichtigt wird. 
Dieser Verzicht auf den Unterhaltsrückgriff ist erforderlich, um verschämte Armut erfolgreich be-
kämpfen zu können. Allerdings entfällt der Grundsicherungsanspruch, wenn Kinder oder Eltern 
über ein hohes Einkommen (mindestens 100.000 Euro jährliches Gesamteinkommen) verfügen. 
In diesem Fall besteht aber ein Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt, verbunden mit der 
Möglichkeit eines Unterhaltsrückgriffs bei den unterhaltspflichtigen Kindern und Eltern. Ferner 
gilt in der Grundsicherung im Unterschied zur HLU die Vermutung nicht, dass in einem Haushalt 
zusammenlebende Personen für einander aufkommen (sog. Unterhaltsvermutung). Der Ver-
zicht auf die Unterhaltsvermutung hat zur Folge, dass behinderten volljährigen Personen, die im 
Haushalt ihrer Eltern leben, ein Anspruch auf diese Grundsicherung eingeräumt worden ist, den 
die genannten Personen vor Einführung der Grundsicherung nur in Abhängigkeit von der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit ihrer Eltern hatten.  
 
Tabelle II.6: 
 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 













Jahr in 1.000 am Jahresende in Mrd. Euro 
2003 439 258 181 1,3 
2004 526 293 233 2,1 
2005 630 343 287 2,8 
2006 682 371 311 3,1 
  
Quelle: Statistisches Bundesamt 
 
 
Etwas weniger als die Hälfte der 682.000 Leistungsbezieher (46%) waren im Jahr 2006 dauer-
haft voll erwerbsgemindert, also im Alter von 18 bis unter 65 Jahre. Dies entsprach 1% der Be-
völkerung in dieser Altersgruppe. 65 Jahre und älter waren 54% aller Bezieher, das sind 2,3% 
der Bevölkerung dieser Altergruppe. Rund ein Viertel der Grundsicherungsbezieher (174.000 
Personen) lebten in stationären Einrichtungen, bei den 65-Jährigen und Älteren waren es nur 
17% und bei den dauerhaft voll Erwerbsgeminderten 36%.  
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Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung bezogen mehr Frauen 
(388.000 Frauen und damit 57%) als Männer (294.000). Auch gemessen an allen Frauen und 
Männern ab 18 Jahren in der Gesamtbevölkerung war der Bezug von Grundsicherungsleistun-
gen bei Frauen häufiger als bei Männern: Der Anteil betrug bei Frauen 1,1%, bei Männern 
0,9%. Der Anteil der Grundsicherungsbezieherinnen wegen dauerhafter voller Erwerbsminde-
rung an allen Frauen in der Altersgruppe zwischen 18 und unter 65 Jahren betrug dagegen nur 
0,5%, bei Männern hingegen 0,7%. Maßgeblich verantwortlich hierfür ist, dass es in Deutsch-
land mehr schwerbehinderte Männer als Frauen gibt. Grundsicherungsbezug wegen Alters ist 
hingegen bei Frauen häufiger. Der Anteil an allen Frauen ab 65 Jahren betrug 2,6 %, bei Män-
nern nur 1,8%. Ein Vergleich zwischen West- und Ostdeutschland zeigt, dass der Grundsiche-
rungsbezug im Westen häufiger ist als im Osten (ohne Berlin). Im Durchschnitt bezogen 1% der 
Bevölkerung ab 18 Jahren in Westdeutschland Grundsicherungsleistungen, während es in Ost-
deutschland nur 0,7% waren. 
 
Verglichen mit dem Jahr 2003 ist die Zahl der Personen, die Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung bezogen haben, bis zum Jahr 2006 (jeweils Jahresende) um 
rund 243.000 Personen oder mehr als 50% angestiegen. Dieser Anstieg ist durch mehrere Fak-
toren bedingt:  
 
Die Aufdeckung verschämter Altersarmut, weil mehr 65-jährige und ältere Personen wegen 
des Wegfalls des Unterhaltsrückgriffs einen Anspruch auf Grundsicherung geltend machen 
als vor 2003 einen Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Die Einführung einer Mindestabsicherung für dauerhaft voll erwerbsgeminderte Personen, 
die bei ihren Eltern leben, durch den Wegfall der Unterhaltsvermutung. Diese Personen hat-
ten vor 2003 meist keinen Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Der allmähliche Aufwuchs der Bezieherzahlen, da der anspruchsberechtigte Personenkreis 
nicht bereits zum Inkrafttreten der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im 
Jahr 2003 die neue Leistung bezogen hat. Stattdessen verteilte sich die Umstellung vom Be-
zug von Hilfe zum Lebensunterhalt auf den Grundsicherungsbezug und die daran anknüp-
fende statistische Erfassung auf die Jahre 2003 bis 2005. Die Erstanträge von Personen, die 
zuvor keine Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen haben, wurden ebenfalls nicht alle im Jahr 
2003 gestellt und bewilligt, sondern verteilten sich auf mehrere Jahre.  
Eine Informationskampagne der Bundesregierung, der Sozialbehörden und der gesetzlichen 
Rentenversicherungsträger, durch die insbesondere ältere Personen in schwierigen Ein-
kommensverhältnissen auf die neue Leistung aufmerksam gemacht wurden.  
 
Aus der Statistik für das Jahr 2006 ergibt sich beim Anstieg der leistungsbeziehenden Personen 
und den Ausgaben erstmals eine gewisse „Normalisierung“, da die Entwicklung nicht mehr von 
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den für die Jahre 2004 und 2005 feststellbaren „Nachholeffekten“ geprägt ist (siehe auch Kern-
indikator A.14.). Damit wird das bei Einführung der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung angenommene Potenzial an anspruchsberechtigten Personen in etwa ausgeschöpft. 
 
Der durchschnittlich gezahlte Leistungsbetrag ist seit 2003 von 298 Euro auf 381 Euro im Jahr 
2006 angestiegen. Der Anstieg hat viele Ursachen. In der Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung wirken sich alle Veränderungen in vorgelagerten Sicherungssystemen sowie 
Änderungen in der Einkommensentwicklung aus. 
II.2.2.5 Leistungen nach dem Fünften bis Neunten Kapitel SGB XII (ehemalige 
Hilfe in besonderen Lebenslagen) 
Die Sozialhilfe tritt auch ein, wenn in einer besonderen Lebenssituation infolge von Krankheit, 
Behinderung, Pflegebedürftigkeit, Alter oder bei besonderen sozialen Schwierigkeiten Unter-
stützung benötigt wird. Insbesondere kommen hier „Eingliederungshilfe für behinderte Men-
schen“, „Hilfe zur Pflege“ und „Hilfen zur Gesundheit“ in Betracht. Diese Hilfen erhält auch, wer 
für seinen Lebensunterhalt noch selbst sorgen kann, aber wegen besonderer Bedarfssituatio-
nen auf die Hilfe der Gesellschaft angewiesen ist. Auch Leistungsempfänger nach dem SGB II 
können diese besonderen Hilfen erhalten, wenn die Voraussetzungen vorliegen. Diese Hilfen, 
wie z. B. die Eingliederungshilfe oder die Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierig-
keiten, verhindern soziale Ausgrenzungen und fördern die Teilhabe am Leben in der Gemein-
schaft, insbesondere auch am Arbeitsleben. 
 
Eine besondere Anwendungsform dieser, aber auch anderer Hilfen bietet das trägerübergrei-
fende Persönliche Budget für kranke, behinderte und pflegebedürftige Menschen. Anstelle von 
Sachleistungen soll der Betroffene durch ihm gewährte Geldleistungen sein Leben stärker 
selbst organisieren können. Nach Abschluss der dreieinhalbjährigen Modellerprobungsphase 
besteht seit dem 1. Januar 2008 hierauf ein Rechtsanspruch.57 Am Jahresende 2006 nahmen 
insgesamt 1.056 Personen, die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen erhielten, und 148 
Leistungsbezieher von Hilfe zur Pflege ein Persönliches Budget in Anspruch. 
 
                                                
57  Siehe hierzu ausführlich Kapitel X Selbstbestimmte Teilhabe behinderter Menschen fördern, Abschnitt X.6 För-
derung der Inanspruchnahme Persönlicher Budgets. 
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Tabelle II.7: 
 Empfänger/-innen und Ausgaben nach dem Fünften 




























in 1.000 am Jahresende 
in Mrd. 
Euro 
2000 1.035 414 261 360 - -  12,1
2003 1.103 464 242 403 - -  13,8
2004 755 491 246 - - -  14,2
2005 788 478 261 - 37 88 14,2
2006 846 526 273 - 36 111 14,4
 
1) Außerhalb von und in Einrichtungen (ehemalige Hilfe in besonderen Lebenslagen), Doppelzählungen mög-
lich. 
2) Mehrfachzählungen wurden soweit aus den Meldungen erkkennbar ausgeschlossen. 
3) Inklusive Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung. Der Empfängerbestand zum Jahresende 2004 wurde in der Sozialhilfe-
statistik nicht erfasst. 
4) Die Anspruchsberechtigten gem. § 264 SGB V werden von der Sozialhilfestatistik ab dem Berichtsjahr 2005 
erfasst, aber nicht zu den Empfängern von Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII gezählt.
- nichts vorhanden 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt 
 
 
Ende 2006 bezogen 846.000 Personen Leistungen nach dem Fünften bis Neunten Kapitel 
SGB XII, darunter 273.000 Hilfe zur Pflege, 526.000 Eingliederungshilfe für behinderte Men-
schen und 36.000 Hilfe zur Gesundheit unmittelbar von den Sozialämtern. 111.000 Personen 
hatten Anspruch auf Leistungen nach § 264 SGB V. Ausschlaggebend für die nach 2003 deut-
lich gesunkene Gesamtzahl der Empfänger ist der signifikante Rückgang der Empfängerzahlen 
bei den Hilfen zur Gesundheit. Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, dass mit Inkrafttreten 
des Gesetzes zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV-Moderni-
sierungsgesetz, GMG) am 1. Januar 2004 das Sozialhilferecht dahingehend geändert wurde, 
dass generell keine über die Leistungen der GKV hinausgehenden Gesundheitsleistungen mehr 
erbracht werden können. Damit sind die so genannten „Aufstockerfälle“ entfallen. Um diese 
Gleichbehandlung mit den Versicherten in der GKV sicherzustellen, erhielten auch Sozialhilfe-
empfänger/-innen eine Versichertenkarte und wurden in der GKV wie Versicherte behandelt. 
Die dadurch entstehenden Kosten der Krankenkasse werden durch die Sozialhilfeträger erstat-
tet. Zum anderen ist der Rückgang ab 2005 auch darauf zurückzuführen, dass ein Großteil der 
früheren Sozialhilfeempfänger/-innen im SGB II pflichtversichert in der GKV wurden. 
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Bei den Leistungsberechtigen nach dem fünften bis neunten Kapitel SGB XII ist vielfach davon 
auszugehen, dass die Abhängigkeit von Sozialhilfeleistungen dauerhaft ist, weil ihnen die Mittel 
fehlen, um die erheblichen Bedarfe vollständig zu decken oder ihnen der Gesetzgeber bestimm-
te Leistungen einkommensunabhängig gewähren will. Von zentraler Bedeutung für diese Per-
sonen ist außerdem, ob und in welcher Höhe Leistungen aus vorgelagerten Sicherungssyste-
men bezogen werden. So erhielten z. B. von den Empfänger/-innen von Hilfe zur Pflege gut 
60% gleichzeitig Leistungen der sozialen Pflegeversicherung, die alleine aber nicht zur Abde-
ckung der gesamten Pflegekosten reichen.58 Im Bereich der Hilfe zur Pflege waren Ende 2006 
78% der Leistungsbezieher/-innen mindestens 65 Jahre alt. 
II.2.3 Grundsicherung für Arbeitsuchende – SGB II 
 
II.2.3.1 Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
Das Arbeitslosengeld II ist – anders als die frühere Arbeitslosenhilfe – keine Lohnersatzleistung 
mit Fürsorgecharakter, sondern eine bedarfsorientierte und bedürftigkeitsabhängige Fürsorge-
leistung. Dementsprechend orientiert sich das Niveau der neuen Leistung auch nicht an der 
Höhe des zuletzt bezogenen Nettoentgelts aus Erwerbstätigkeit, sondern an einem pauschalier-
ten Bedarf des betroffenen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und der mit ihm in einer Bedarfs-
gemeinschaft zusammenlebenden Angehörigen. Maßstab für die Bewilligung von Unterstützung 
ist die individuelle Bedürftigkeit der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft. Im Rahmen des Ar-
beitslosengeldes II müssen sich die Partner gegenseitig unterstützen und für ihre Kinder – auch 
jenseits der Volljährigkeit – sorgen, solange sie noch bei ihnen wohnen. Erst wenn diese 
Selbsthilfe nicht ausreicht, kann staatliche Hilfe in Anspruch genommen werden. 
 
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende ermöglicht eine umfassende Förderung bei der berufli-
chen Eingliederung. Erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten mit dem Arbeitslosengeld II Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes einschließlich der tatsächlichen Aufwendungen für 
Unterkunft und Heizung, soweit diese angemessen sind. Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige, 
insbesondere Kinder unter 15 Jahren, die mit einem Empfänger von Arbeitslosengeld II in einer 
Bedarfsgemeinschaft zusammenleben, bekommen Sozialgeld. Leistungshöhe und Leistungs-
umfang zur Sicherung des Lebensunterhalts im SGB II entsprechen, abgesehen von der Öff-
nungsklausel59 im SGB XII, den Leistungen des SGB XII (siehe Abschnitt II.2.2.2) und gewähr-
leisten somit das verfassungsrechtlich garantierte soziokulturelle Existenzminimum.60  
 
                                                
58  Siehe hierzu ausführlich Kapitel VI Gesundheitliche Situation und Pflegebedürftigkeit, Abschnitt VI.2 Soziale 
Lage von Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen. 
59  Danach ist nach dem SGB XII auch im Einzelfall die Festlegung eines vom Regelsatz abweichenden Bedarfes 
möglich, wenn im Einzelfall ein Bedarf unabweisbar ist und in seiner Höhe erheblich von dem durchschnittlichen 
Bedarf abweicht. Eine entsprechende Regelung im SGB II gibt es nicht. 
60  Das hat das Bundessozialgericht in seiner Entscheidung vom 23. November 2006 (B 11b AS 1/06 R) bestätigt. 
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Darüber hinaus sind erwerbsfähige Hilfebedürftige in die Sozialversicherung einbezogen. Für 
sie werden Beiträge zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung entrichtet. Bezieher von 
Sozialgeld sind in der Regel in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung familienversi-
chert. 
 
Zur Abfederung finanzieller Härten beim Übergang vom Arbeitslosengeld in die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende wird ein auf zwei Jahre befristeter und degressiv ausgestalteter Zuschlag 
gezahlt. Dieser Zuschlag berücksichtigt, dass der ehemalige Arbeitslosengeldempfänger durch 
häufig langjährige Erwerbstätigkeit vor dem Bezug der neuen Leistung einen Anspruch in der 
Arbeitslosenversicherung erworben hat.  
 
Die Zahl der Leistungsempfänger nach SGB II lag im Jahresdurchschnitt 2005 bei 6,756 Mio. 
und im Jahresdurchschnitt 2007 bei 7,241 Mio. Von diesen Leistungsbeziehern erhielten 2007 
5,277 Mio. Arbeitslosengeld II und 1,964 Mio. Sozialgeld. Ihr Anteil an der Bevölkerung lag 
2007 bei 6,4% (Arbeitslosengeld II) bzw. 2,4% (Sozialgeld; siehe auch Kernindikator A.14.). 
 
II.2.3.2 Freibeträge 
Eigenes Einkommen oder Vermögen muss für den Lebensunterhalt verwendet werden. Wie im 
BSHG und im SGB XII bleiben bestimmte Vermögensgegenstände unberücksichtigt, beispiels-
weise persönlicher Hausrat, ein selbst genutztes Hausgrundstück oder ein Kraftfahrzeug. Für 
Vermögen, das darüber hinaus vorhanden ist, werden Freibeträge eingeräumt, die über denen 
der Sozialhilfe liegen: 
 
Ein Grundfreibetrag in Höhe von 150 Euro je vollendetem Lebensjahr des volljährigen Hilfe-
bedürftigen und seines Partners, mindestens aber 3.100 und höchstens jeweils 9.250 Euro. 
Für ältere Personen (bis zum 1. Januar 1948 geboren) erhöht sich der Grundfreibetrag auf 
520 Euro je vollendetem Lebensjahr und auf höchstens 33.800 Euro. Der Grundfreibetrag 
von 3.100 Euro gilt auch für jedes hilfebedürftige minderjährige Kind. 
Altersvorsorge in der Ansparphase in Höhe des nach Bundesrecht ausdrücklich als Alters-
vorsorge geförderten Vermögens einschließlich seiner Erträge und der geförderten laufen-
den Altersvorsorgebeiträge („Riester-Rente“). Altersvorsorgebeiträge sind ab dem Veranla-
gungszeitraum 2008 bis zu einer Höhe von 2.100 Euro förderfähig. Weitere geldwerte An-
sprüche, die der Altersvorsorge dienen, bleiben bis 250 Euro je vollendetem Lebensjahr des 
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und seines Partners, höchstens jedoch jeweils 16.250 Euro 
anrechnungsfrei. 
Ein weiterer Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe von 750 Euro für jeden in der 
Bedarfsgemeinschaft lebenden Hilfebedürftigen. 
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Für Erwerbseinkommen beträgt der prozentuale Freibetrag bis zu einem Bruttoeinkommen von 
800 Euro seit Oktober 2005 20% des 100 Euro übersteigenden Einkommens. Für Bruttoein-
kommen zwischen 800 Euro und 1.200 Euro, bzw. bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen mit min-
destens einem minderjährigen Kind 1.500 Euro, beträgt der zusätzliche prozentuale Freibetrag 
10%. Die Verbesserungen wirken sich besonders im Einkommensbereich bis 400 Euro für die 
Betroffenen finanziell günstig aus. Dies könnte zu dem deutlichen Anstieg der Zahl der in Mini-
jobs beschäftigten Hilfebedürftigen mit beigetragen haben. 
 
II.2.4 Asylbewerber 
Ende 2006 erhielten rund 194.000 Personen Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG), für die rund 1,14 Mrd. Euro aufgewandt wurden (siehe auch Kernindikator




 Empfänger/-innen und Ausgaben nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
 in Deutschland  
 
Empfänger
Insgesamt Männlich Weiblich 
Ausgaben
(netto)
Jahr in 1.000 am Jahresende in Mrd. Euro 
2000 352 204 147 1,9 
2004 230 135 95 1,2 
2005 211 123 88 1,2 
2006 194 111 82 1,1 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Asylbewerberleistungsstatistik Zahlen gerundet. 
                                                
61  Zur Inanspruchnahme von Transferleistungen durch Ausländer siehe Kapitel IX Menschen mit Migrationshin-
tergrund, Abschnitt IX.5 Inanspruchnahme von Transferleistungen. 
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II.3 Überschuldung 
 
II.3.1 Überschuldung privater Haushalte – ein Armutsrisiko 
Wer arm ist, muss nicht überschuldet sein, aber Überschuldung kann zu Armut führen. Über-
schuldete Haushalte tauchen in der Statistik der einkommensarmen Haushalte dann nicht auf, 
wenn Einkommen erzielt wird, das über der Armutsrisikoschwelle liegt. Bei dem Versuch, 
Schulden zu tilgen, kann das tatsächlich verfügbare Einkommen aber unter die Armutsrisiko-
schwelle sinken. 
 
Die Aufnahme von Krediten und damit das vorübergehende Eingehen von Schulden gehört in 
einer Marktwirtschaft zum normalen wirtschaftlichen Verhalten privater Haushalte. Unvorherge-
sehene Einkommensrückgänge (z. B. wegen Verlust einer Beschäftigung) oder finanzielle 
Mehrbelastungen können jedoch letztlich eine Überschuldung auslösen. In dieser Phase wird 
versucht, das Einkommen zu steigern, die Ausgaben zu minimieren oder die entstehenden fi-
nanziellen Löcher durch die Aufnahme weiterer Kredite auszugleichen. Scheitern diese Strate-
gien, gerät der Haushalt mit seinen Zahlungen in Verzug. Gelingt es in dieser Phase nicht, die 
Zahlungsverpflichtungen durch Stundung oder Umschuldung im Rahmen zu halten, kommt es 
zur Kumulation von Schulden und letztendlich zur Insolvenz. Diese Situation ist mit finanziellen, 
aber auch psychischen und sozialen Belastungen verbunden und kann die Teilhabechancen 
auch in anderen Lebensbereichen einengen. 
 
Im Blickfeld dieses Kapitels steht nicht die einzelne überschuldete Person, sondern der über-
schuldete private Haushalt.62 Das Zusammenleben in Haushalten kann stabilisieren und Räume 
für den Ausgleich mangelnder Liquidität schaffen, wenn Familienmitglieder sich finanziell ge-
genseitig unterstützen. Insbesondere bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist die Haus-
haltsbetrachtung bei Analysen zur Überschuldung unverzichtbar, um die Überschuldungsprob-
leme in ihrem sozialen Kontext analysieren und bearbeiten zu können. 
 
II.3.2 Entwicklung der Überschuldung 
Ein Privathaushalt ist dann überschuldet, wenn Einkommen und Vermögen aller Haushaltsmit-
glieder über einen längeren Zeitraum trotz Reduzierung des Lebensstandards nicht ausreichen, 
um fällige Forderungen zu begleichen.63 Zur Feststellung der Entwicklung der Überschuldung in 
Deutschland wurde für den 3. Armuts- und Reichtumsbericht eine Studie herangezogen, die die 
Überschuldung privater Haushalte mit Kreditverbindlichkeiten in den Jahren 2002 bis 2006 ana-
lysiert. In dieser Studie wird die höchste Anzahl überschuldeter Haushalte für das Jahr 2003 mit 
                                                
62
  Die Datenbestände der Creditreform (Schulden-Atlas) und der SCHUFA (Schulden-Kompass) weisen perso-
nenbezogene Daten aus und waren u. a. aus diesem Grund nicht für die Analyse geeignet. Darüber hinaus ver-
wenden die Institutionen bei der Auswertung ihrer Daten zum Teil eine andere Überschuldungsdefinition. 
63  Siehe auch 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 2005, S. 49. 
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rund 2,9 Mio. überschuldeten Haushalte festgestellt. Danach sank die Zahl bis auf rund 1,6 Mio. 
im Jahr 2006.64 Datengrundlage dieser Studie ist der Datenbestand des Sozio-oekonomischen 
Panels (SOEP).65 Zu beachten ist, dass neben der Verschuldensform mit Kreditverbindlichkei-
ten diverse andere Verschuldensformen (z. B. Mietschulden, Schulden bei der öffentlichen 
Hand, bei Energiekonzernen oder bei Versandhäusern) existieren, die hier nicht erfasst werden. 
Auch muss berücksichtigt werden, dass die Daten durch eine freiwillige Befragung erhoben 
wurden, so dass insbesondere die Situation einkommensschwacher Haushalte möglicherweise 
nur unzureichend abgebildet werden konnte.66 Ein direkter Vergleich der genannten Zahlen mit 
der Zahl aus dem 2. Armuts- und Reichtumsbericht von 3,13 Mio. überschuldeter Haushalte im 
Jahr 2002 kann nicht erfolgen, da sich die Datengrundlagen und Auswertungsmethoden der 
Studien unterscheiden (Kernindikator A.2.). 
 
Der Rückgang der Überschuldung mit Kreditverbindlichkeiten korrespondiert mit einem Rück-
gang der Mietschulden um rund 20% von bundesweit 750 Mio. Euro im Jahr 2003 auf 595 Mio. 
Euro Ende 2006.67 Darüber hinaus ist ein leicht abnehmendes Konsumentenkreditvolumen von 
237 Mrd. Euro zum Jahresende 2004 auf 228 Mrd. Euro zum Jahresende 2006 zu verzeich-
nen.68 Ursachen für den Rückgang sind bisher nicht belegt. Hier zeigt sich weiterer For-
schungsbedarf.69 Im Übrigen verzeichnen die Schuldnerberatungsstellen keinen Rückgang der 
Nachfrage ihrer Leistungen.70 
 
II.3.3 Ursachen und Auslöser von Überschuldung 
Was im Einzelfall dazu führt, dass ein Haushalt die Überschuldungsgrenze überschreitet, lässt 
sich nicht pauschal bestimmen. Es sind in der Regel mehrere Ursachen und Auslöser, die in 
ihrem spezifischen Zusammenwirken zu Überschuldung führen.  
 
                                                
64  Vgl. Zimmermann, G. E.: Ermittlung der Anzahl überschuldeter Privathaushalte in Deutschland sowie weitere 
Kennzahlen zum Ausmaß privater Überschuldung auf der Basis der SOEP 2006, Gutachten im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), Karlsruhe 2007, S. 19. Die im Schul-
denkompass 2007 auf der Basis des SOEP ausgewiesenen 2,9 Mio. überschuldeten Haushalte beziehen sich 
auf Konsumenten- und/oder Hypothekarkredite. Da Hypothekarkredite eine zentrale Rolle bei der Vermögens-
bildung (z. B. Wohneigentum) spielen und die finanzierten Immobilien in der Regel Wertbeständigkeit aufwei-
sen, wurde diese Kreditart in der hier verwendeten Analyse nicht mit einbezogen. 
65  Das SOEP ist eine vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung durchgeführte repräsentative Wiederho-
lungsbefragung privater Haushalte in Deutschland, die jährlich bei denselben Personen und Familien durchge-
führt wird und durch die sich u. a. bankmäßige Verschuldungsformen (Hypothekar sowie Konsumentenkredite) 
abbilden lassen. 
66  Vgl. Dokumentationen der Experten-Workshops zum Thema „Überschuldung“ im Rahmen der Erstellung des 3. 
Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung am 11. Juni 2007 und 25. September 2007 in Berlin, ver-
öffentlicht im Forschungsnetz des BMFSFJ, Berlin 2007. 
67  Vgl. Zimmermann, G. E. 2007, a. a. O., S. 21, mit weiteren Nachweisen.  
68  Siehe www.deutschebundesbank.de, Wirtschaftslage in Deutschland, Monatsberichte. 
69  Vgl. Dokumentationen der Experten-Workshops zum Thema „Überschuldung“ im Rahmen der Erstellung des 
Dritten Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung 2007, a. a. O. 
70  Vgl. Arbeitsgemeinschaft Schuldnerberatung der Verbände: Das Arbeitsfeld Schuldnerberatung, in: Schulden-
report 2006, Verbraucherzentrale Bundesverband (Hrsg.), Berlin 2006, S. 227, 238 ff.  
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Nach den vom Statistischen Bundesamt erhobenen Daten zur Überschuldungsstatistik verteilen 







































Quelle: Datenbasis Überschuldungsstatistik 2007 des Statistischen Bundesamts, eigene Darstellung des BMFSFJ. 
 
Arbeitslosigkeit, mit in der Regel deutlichen Einkommenseinbußen, ist der empirisch wichtigste 
Einzelüberschuldungsfaktor. Es handelt sich hier um ein kritisches Lebensereignis, das in vielen 
Fällen schwer vorhersehbar ist, weshalb sich der Haushalt hierauf nur schwer einstellen kann. 
Mit länger andauernder Arbeitslosigkeit steigt das Überschuldungsrisiko weiter an. Weitere kriti-
sche Lebensereignisse wie Unfall, Krankheit oder Trennung treffen die Haushalte in der Regel 
unerwartet und destabilisieren sie häufig sowohl ökonomisch wie psychosozial. Ursache, in die 
Überschuldung zu geraten, kann auch ein geringes Einkommen sein, das zur Aufnahme von 
Krediten führt, um den gewohnten Lebensstandard zu sichern.  
 
Mangelnde finanzwirtschaftliche Kenntnisse können dazu führen, dass das Risiko der Kredit-
aufnahme nicht adäquat abgeschätzt werden kann, möglicherweise eine hohe Anfälligkeit ge-
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genüber den aufdringlichen Werbepraktiken von unseriösen Anbietern besteht und/oder die 
aufgenommenen Kredite in einem Missverhältnis zum Einkommen stehen.71 Hier agieren Fi-
nanzanbieter mit aggressiver Kundenwerbung für Konsumentenkredite und versäumen es, die 
Kreditwürdigkeit ihrer Kreditkunden auch bei der Vergabe von Kleinstkrediten zu prüfen. Diese 
Praktiken sind für eine Vielzahl der Überschuldungsfälle zumindest mitursächlich.72 
 
II.3.4 Merkmale gefährdeter Personen 
Die umfassendste Datenquelle mit Aussagen über die sozioökonomischen Merkmale von über-
schuldeten Personen ist die Überschuldungsstatistik des Statistischen Bundesamtes, deren 
Ergebnisse auf einer freiwilligen Teilnahme von Schuldnerberatungsstellen an der Befragung 
beruhen. Für das Jahr 2006 ergab sich danach folgendes Bild:73 
 
Nahezu die Hälfte (45%) aller beratenen Personen lebt allein, wobei deutlich mehr alleinle-
bende Männer als Frauen überschuldet sind. Damit sind die Einpersonenhaushalte überpro-
portional an der Überschuldung beteiligt, denn in Deutschland liegt der Anteil der Single-
haushalte bei 37,5%. Die überschuldeten Personen hatten im Durchschnitt Schulden in Höhe 
von knapp 37.000 Euro. 
Ein erhöhtes Risiko, in einen Überschuldungsprozess zu geraten, trifft auch Alleinerziehende 
und Familien. Über ein Fünftel aller einbezogenen Personen leben in einer Zweierbeziehung 
mit Kindern. Zusammen mit den Haushalten von Alleinerziehenden (16%), sind in 36% der 
Fälle Kinder von der Überschuldung und ihren Konsequenzen betroffen.  
Der Anteil der beratenen Ausländer ist mit 7%, gemessen am Anteil ausländischer Bürger an 
der gesamten Wohnbevölkerung Deutschlands über 18 Jahre (9%), relativ gering.74 
57% aller beratenen Personen hatten ein monatliches Nettoeinkommen von weniger als 
900 Euro. Ein weiteres Viertel hatte Einkünfte von 900 bis 1.300 Euro/Monat. Nicht einmal 
1% aller beteiligten Personen bezogen Einkünfte von mehr als 2.600 Euro. Mit niedrigen Net-
toeinkommen mussten vor allem alleinstehende Frauen und Männer auskommen. Fast drei 
Viertel dieser Personenkreise gaben an, Nettoeinkommen von weniger als 900 Euro zu be-
ziehen. 
Mehr als die Hälfte aller beratenen Personen war, als sie eine Schuldnerberatungsstelle auf-
suchte, arbeitslos. Arbeitslosigkeit betrifft aber nicht nur ungelernte Kräfte, denn zwei Drittel 
aller überschuldeten Personen besaßen eine abgeschlossene Berufsausbildung oder wiesen 
                                                
71  Vgl. Lechner, G., Backert, W.: Menschen in der Verbraucherinsolvenz, Expertise erstellt im Auftrag des Bun-
desministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Chemnitz 2007, S. 12. 
72  Vgl. Maltry, C.: Geschäfte mit der Armut: Kommerzielle Schuldenregulierer, in: Schuldenreport 2006 Verbrau-
cherzentrale Bundesverband (Hrsg.), Berlin 2006, S. 291 ff. 
73  Vgl. Statistisches Bundesamt: Überschuldungsstatistik 2007, in: Wirtschaft und Statistik, 10/2007, Wiesbaden 
2007, S. 948 ff.  
74 Da die Studie lediglich Auskunft gibt über die Klientenstruktur in Schuldnerberatungsstellen, kann aus diesem 
Ergebnis nicht geschlussfolgert werden, dass ausländische Mitbürger weniger überschuldet sind. Nach Ein-
schätzung der Schuldnerberatung können auch Sprachbarrieren oder die Unkenntnis der vorhandenen Einrich-
tungen dazu geführt haben, dass Ausländer seltener in Beratungsstellen anzutreffen waren.  
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ein Studium auf. Nur bei jüngeren überschuldeten Personen unter 25 Jahren besaß lediglich 
ein Viertel eine abgeschlossene Berufsausbildung. Von den jungen Frauen und Männern un-
ter 25 Jahren waren nahezu zwei Drittel arbeitslos. 
 
II.3.5 Auswirkungen von Überschuldung auf die Betroffenen 
Wenn Überschuldung nicht aus eigener Kraft überwunden werden kann, führt sie zu Verar-
mung. Der Verarmungsprozess wirkt sich nicht nur auf den Lebensstandard der Betroffenen 
aus, sondern auch auf ihren sozialen Status, ihre soziale Einbindung und ihre physische und 
psychische Befindlichkeit.75 Verarmung tangiert die Entwicklung der betroffenen Kinder in den 
verschiedensten Bereichen. Wissenschaftliche Studien belegen, dass Kinder aus Familien in 
Einkommensarmut im Vergleich zu Gleichaltrigen aus finanziell gesicherten Verhältnissen ein 
rund doppelt so hohes Risiko haben, in ihrer sprachlichen, sozialen und gesundheitlichen Ent-
wicklung beeinträchtigt zu sein.76  
 
Die Ergebnisse einer am Institut für Arbeits-, Sozial- und Umweltmedizin der Johannes-
Gutenberg-Universität Mainz durchgeführten Studie zum Verhältnis von Armut, Schulden und 
Gesundheit zeigt die schwierigen Lebens- und Gesundheitslagen von überschuldeten Privat-
personen:77  
 
Acht von zehn überschuldeten Personen der ASG-Studie geben an, krank zu sein, wobei am 
häufigsten psychische Erkrankungen (40,4%) genannt werden.  
Bei der Hälfte der befragten Personen haben sich Freunde und/oder Familie auf Grund der 
finanziellen Misslage zurückgezogen. Besonders hoch ist der Anteil der Personen mit psy-
chischen Erkrankungen mit 58,7%, wenn sich der Kreis der Freunde und der Familie auf 
Grund der Schuldensituation reduziert hat. 
Die Mehrzahl der überschuldeten Privatpersonen gab an, aus Geldmangel vom Arzt ver-
schriebene Medikamente nicht gekauft zu haben (65,2%) bzw. aufgrund der Schuldensituati-
on einen Arztbesuch unterlassen zu haben (60,8%). 
21,4% der Erwerbstätigen unter den befragten Personen gaben an, dass ihr Arbeitsplatz 
durch die Schuldensituation bedroht ist; 45,6% der Arbeitslosen nannten die Schuldensitua-
tion als Grund, schwerer Arbeit zu finden. 
 
                                                
75  Vgl. Oesterreich, D.: Psychische und soziale Folgen für Betroffene und ihr soziales Umfeld, Expertise für das 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Berlin 2007, S. 2. 
76  Vgl. Holz, G.: Armut hat auch Kindergesichter, zu Umfang, Erscheinungsformen und -folgen von Armut bei 
Kindern in Deutschland, in: Zenz, W. M./Bächer, K./Blum-Maurice, R. (Hrsg.): Die vergessenen Kinder. Ver-
nachlässigung, Armut und Unterversorgung in Deutschland, Köln 2002, S. 31; sowie Walper, S.: Auswirkungen 
von Armut auf die betroffenen Kinder und Jugendlichen, Expertise für das Bundesministerium für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend, München 2004, S. 5.; Siehe hierzu ausführlich Kapitel V Familie und Kinder, Ab-
schnitt V.3.2 Familie und Erwerbstätigkeit. 
77  Vgl. Münster, E./Letzel, S.: Überschuldung, Gesundheit und soziale Netzwerke, Expertise erstellt im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Mainz 2007, S. 7. 
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II.3.6 Prävention und Bewältigung von Überschuldung 
Wesentliche Voraussetzungen zur Prävention auf gesellschaftlicher Ebene sind die verantwor-
tungsbewusste Kreditvergabe durch Finanzdienstleister und rechtliche Maßnahmen zum 
Verbraucher- und Schuldnerschutz. Eine gute Allgemeinbildung in finanziellen Fragen und 
hauswirtschaftliche Kompetenzen stellen zentrale Ressourcen auf individueller Ebene dar.78  
 
Wenn eine Überschuldung bereits eingetreten ist, ermöglicht das seit 1999 existierende 
Verbraucherinsolvenzverfahren, sich nach einer Wohlverhaltensphase von den restlichen Ver-
bindlichkeiten zu befreien, und damit einen wirtschaftlichen Neuanfang. Das vorhandene Ver-
mögen einer zahlungsunfähigen, natürlichen Person wird verwertet und der Erlös gleichmäßig 
an die Gläubigerinnen und Gläubiger verteilt, wenn die Schuldnerinnen und Schuldner trotz red-
lichen Bemühens wirtschaftlich gescheitert sind. Bis Ende 2007 hatten über 600.000 Personen 
ein Restschuldbefreiungsverfahren beantragt.79 Die Schuldnerberatung nimmt im Entschul-
dungsprozess ebenfalls eine Schlüsselrolle ein. Sie hilft durch konkrete Handlungsempfehlun-
gen, eine realistische Schuldenbereinigung für Überschuldete und Gläubiger in Angriff zu neh-
men. Dadurch wird die Arbeitsaufnahme für Überschuldete wieder attraktiv und die Teilhabe am 
sozialen und wirtschaftlichen Leben wieder möglich.  
 
                                                
78  Vgl. Reifner, U.: Finanzielle Allgemeinbildung als Ergänzung zur Schuldnerberatung, in: Schuldenreport 2006, 
Verbraucherzentrale Bundesverband (Hrsg.), Berlin 2005, S. 315 ff. 
79  Statistisches Bundesamt, Unternehmen und Arbeitsstätten/ Insolvenzverfahren Fachserie 2/Reihe 4.1, 1999-
2007. Bei den Restschuldbefreiungsverfahren handelt es sich um die Summe der Verbraucherinsolvenzverfah-
ren und Regelinsolvenzverfahren (für Personen, die selbständig sind oder selbständig waren) natürlicher Per-
sonen mit dem Ziel einer Restschuldbefreiung. 
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II.4 Zusammenfassung: Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und 
Überschuldung 
 
Die Markteinkommen sind in ihrer Entwicklung und Verteilung bis einschließlich 2005 durch die 
schwache konjunkturelle Entwicklung und die damit einhergehende schlechte Arbeitsmarktsi-
tuation geprägt. Der konjunkturelle Aufschwung seit 2006 kann durch die aktuell verfügbaren 
Daten zur Einkommensverteilung noch nicht abgebildet werden, da nur Daten aus dem Jahr 
2005 (EU-SILC und SOEP 2006) vorliegen. 
 
Die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer gingen real zwischen 2002 und 2005 von durch-
schnittlich 24.873 Euro auf 23.684 Euro um 4,8% zurück. Dabei nahm die Ungleichheit in der 
Verteilung zu. Diese Tendenz spiegelt sich auch in der Zunahme des Niedriglohnbereichs wi-
der. Auch bezogen auf vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer zeigt sich diese Tendenz: Während 
im Jahr 2002 8,8% der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer im Niedriglohnbereich tätig waren, 
waren es 2005 bereits 9,3%. 
 
Die Ungleichheit der Markteinkommen wird auf der Haushaltsebene durch das Steuer- und 
Transfersystems in Form von Sozialhilfe-, Grundsicherungs- oder Familienleistungen sowie die 
progressive Einkommensteuererhebung deutlich reduziert. So tragen die obersten 10% der 
Einkommensteuerpflichtigen zu über 52% des gesamten Einkommensteueraufkommens bei, 
die untersten 50% zu knapp über 6%. Die progressiv ausgestalteten Einkommensteuertarife 
dämpfen die Ungleichheit der Bruttoeinkommen. Betrachtet man die Wirkung der Steuern auf 
die Einkommensverteilung, so schwächt die regressive Wirkung der Verbrauchsteuern (etwa 
Mehrwertsteuer, Mineralöl- und Kraftfahrzeugsteuer) die progressive Wirkung der Einkom-
mensteuer insgesamt ab.  
 
Vergleicht man die Einkommensungleichheit nach Transfers innerhalb der OECD, nimmt 
Deutschland eine durchschnittliche Position ein. Allerdings gehört Deutschland zu den OECD-
Staaten, in denen die Ungleichheit der Markteinkommen mit am stärksten durch Steuern und 
Sozialtransfers reduziert wird. Das Ausmaß der monetären sozialstaatlichen Umverteilung hat 
in den letzten Jahren bis 2005 leicht abgenommen. Gemessen am Gini-Koeffizienten ist die 
Ungleichheit der Nettoäquivalenzeinkommen um 39% niedriger als die Ungleichheit der ent-
sprechenden Markteinkommen. 
 
Das Risiko, in Deutschland einkommensarm zu sein, lag der amtlichen Erhebung LEBEN IN 
EUROPA zufolge im Jahr 2005 in Deutschland vor Sozialtransfers bei 26%. Nach Sozialtrans-
fers betrug es noch 13% und war damit im europäischen Vergleich unterdurchschnittlich. Damit 
gehört Deutschland neben den skandinavischen Staaten zu den Ländern mit hoher Wirkung 
der Sozialtransfers auf die Armutsrisikoquote. Zu den besonders gefährdeten Gruppen zählen 
Arbeitslose (43%), Personen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (19%) und Alleinerzie-
hende (24%). Das Armutsrisiko ist in Ostdeutschland (15%) höher als in Westdeutschland 
(12%).  
 
Reichtum wird nach den Meinungen der Bürger nicht nur mit finanziellen Potenzialen in Zu-
sammenhang gebracht, sondern auch mit Gesundheit und Bildungschancen. Ein großer Teil 
der Bevölkerung ist der Auffassung, dass man nur dann reich wird, wenn man über gute Be-
ziehungen und Ausgangsbedingungen verfügt. Die Auswertung empirischer Studien der jüngs-
ten Zeit bestätigen, dass die soziale Herkunft auch bei gleicher Qualifikation erheblichen 
Einfluß etwa auf die Auswahl eines Kandidaten für eine Führungsposition hat. Mehr als die 
Hälfte der Befragten nennen harte Arbeit als Ursache für Reichtum. 
 
Während Einkommensarmut ganz überwiegend auch mit Vermögensarmut verbunden ist, zeigt 
sich erst durch die gemeinsame Betrachtung von Einkommen und Vermögen ein umfassendes 
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Bild finanziellen Reichtums. Bei dieser Betrachtung werden die aktuellen Vermögensbestände 
durch Verrentung in regelmäßige Einkünfte umgewandelt und dem vorhandenen Einkommen 
zugeschlagen. Definiert man relativen Reichtum als Verfügung über ein Nettoäquivalenzein-
kommen, das mindestens doppelt so hoch ist wie das mittlere Einkommen (damit rund 3.300 
Euro/Monat), so sind 6,4% der Gesamtbevölkerung reich in der einfachen Einkommensvertei-
lung gegenüber 8,8% in der umfassenderen integrierten Einkommens- und Vermögensper-
spektive. Die stärksten Änderungen bei der integrierten Betrachtung von Einkommen und Ver-
mögen ergeben sich für Rentner und Pensionäre, was auch daran liegt, dass sie naturgemäß 
mehr Zeit zum Vermögensaufbau hatten und ihre Restlebenserwartung geringer ist, die der 
rechnerischen Verrentung der Vermögensbestände im Rahmen der hier durchgeführten Analy-
se zugrunde gelegt wurde. 
 
Während die Trendaussagen zur zukünftigen Vermögenssituation Älterer insgesamt sehr posi-
tiv sind, sind niedrige Alterseinkommen bei den Personengruppen absehbar, die längere Pha-




Bis Ende 2004 bildeten im Wesentlichen die Sozialhilfe, die bedarfsorientierte Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung, das Asylbewerberleistungsgesetz sowie die Arbeitslosen-
hilfe das finanzielle Auffangnetz für bedürftige Personen. Der überwiegende Teil der bedürfti-
gen Erwerbsfähigen erhielt bis Ende 2004 entweder nur Leistungen der Arbeitslosenhilfe (2,3 
Mio.) und ergänzend oder ausschließlich Leistungen der Sozialhilfe (2,9 Mio.) Um dieses Ne-
ben- und zum Teil auch Gegeneinander zweier Fürsorgeleistungen durch Leistungen aus einer 
Hand für einen vergleichbaren Personenkreis zu ersetzen, wurde mit dem Vierten Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt und dem Kommunalen Optionsgesetz ein einheitli-
ches System für die Bezieher von Arbeitslosenhilfe und die erwerbsfähigen Sozialhilfeempfän-
ger geschaffen – das SGB II. Damit war die Erwartung verbunden, durch ein konsequentes 
Fördern und Fordern die Arbeitslosigkeit als eine wesentliche Voraussetzung von Armut und 
Ausgrenzung effektiver und effizienter abbauen zu können. 
 
Parallel dazu wurde auch das Sozialhilferecht reformiert und als Zwölftes Buch in das Sozial-
gesetzbuch eingegliedert (SGB XII). Im Regelsatz sind nun bis auf wenige Ausnahmen auch 
die bisherigen einmaligen Leistungen enthalten. Das führt zu Verwaltungsvereinfachungen und 
der Realisierung bestehender Ansprüche insbesondere durch Personen, die diese Ansprüche 
bis dahin nicht kannten oder aus Scham nicht geltend machten. Durch die Pauschalierung ha-
ben die Leistungsberechtigten die Möglichkeit, die Hilfe nach ihren Bedürfnissen zu verwen-
den, aber auch die Pflicht, für besondere Anschaffungen zu sparen. Damit werden Eigenver-
antwortung und Dispositionsfreiheit der Leistungsempfänger gestärkt. 
 
Die Regelsätze der Sozialhilfe bilden zugleich das Referenzsystem für steuerfinanzierte Leis-
tungen, insbesondere die Regelleistungen nach dem SGB II. Auf Grundlage der Ergebnisse 
der EVS 2003 basiert die Regelsatzbemessung seit 2007 erstmals auf einer gesamtdeutschen 
Verbrauchsstruktur. Zum 1. Juli 2007 wurden die Regelsätze entsprechend der Rentenanpas-
sung 2007 fortgeschrieben. Der Eckregelsatz wurde daraufhin in allen Bundesländern auf 347 
Euro festgesetzt. 
 
Am 31. Dezember 2006 bezogen insgesamt rund 682.000 Personen Leistungen der Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Fast die Hälfte der Bezieher/-innen (rund 311.000 
Personen) war voll erwerbsgemindert und im Alter von 18 bis 64 Jahren. Lag die Gesamtzahl 
bei Einführung des Gesetzes im Jahr 2003 noch bei rund 439.000 Personen, so entspricht der 
Anstieg den Erwartungen und ist insbesondere auf die Aufdeckung verschämter Altersarmut 
und den Wegfall der Unterhaltsvermutung bei Eltern von erwerbsgeminderten Erwachsenen 
zurück zu führen. 
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Erwerbsfähige Hilfebedürftige nach dem SGB II erhalten ebenfalls Leistungen zur Sicherung 
des Lebensunterhaltes. Nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige, insbesondere Kinder unter 15 Jah-
ren, die mit einem Empfänger von Arbeitslosengeld II in einer Bedarfsgemeinschaft zusam-
menleben, bekommen Sozialgeld. Dabei bleiben bestimmte Vermögensgegenstände unbe-
rücksichtigt. Für Vermögen, das darüber hinaus vorhanden ist, werden Freibeträge eingeräumt, 
die mit dem Lebensalter steigen. Dies gilt insbesondere für Altersvorsorgevermögen. Zur Abfe-
derung finanzieller Härten beim Übergang vom Arbeitslosengeld I in die Grundsicherung für 




Wer arm ist, muss nicht überschuldet sein, aber Überschuldung kann zur Armut führen. Bei 
dem Versuch, die Schulden aus einem oft niedrigen Nettoeinkommen zu tilgen, kann sogar 
weniger verfügbares Einkommen als die Armutsrisikoschwelle verbleiben. Ein Privathaushalt 
ist dann überschuldet, wenn Einkommen und Vermögen aller Haushaltsmitglieder über einen 
längeren Zeitraum trotz Reduzierung des Lebensstandards nicht ausreichen, um fällige Forde-
rungen zu begleichen. 
 
Die höchste Zahl privater überschuldeter Haushalte mit Kreditverbindlichkeiten wurde von einer 
Studie auf Basis des SOEP für das Jahr 2003 mit rund 2,9 Mio. festgestellt. Ursachen für den 
Rückgang bis auf rund 1,6 Mio. im Jahr 2006 sind bisher nicht belegt. Zu beachten ist, dass 
neben der Verschuldensform mit Kreditverbindlichkeiten diverse andere existieren (z. B. Miet-
schulden, Schulden bei der öffentlichen Hand, bei Energiekonzernen oder bei Versandhäu-
sern), die hier nicht erfasst wurden. Im Übrigen verzeichnen die Schuldnerberatungsstellen 
keinen Rückgang der Nachfrage ihrer Leistungen. 
 
Was im Einzelfall dazu führt, dass ein Haushalt die Überschuldungsgrenze überschreitet, lässt 
sich nicht pauschal bestimmen. Arbeitslosigkeit, in der Regel mit drastischen Einkommensein-
bußen verbunden, ist neben Trennung und gescheiterter Selbständigkeit der empirisch wich-
tigste Einzelüberschuldungsfaktor. Mangelnde finanzwirtschaftliche Kenntnisse können dazu 
führen, dass das Risiko der Kreditaufnahme nicht adäquat abgeschätzt werden kann, mögli-
cherweise eine hohe Anfälligkeit gegenüber den aufdringlichen Werbepraktiken von unseriösen 
Anbietern besteht und/oder die aufgenommenen Kredite in einem Missverhältnis zum Ein-
kommen stehen. 
 
Anhand der Überschuldungsstatistik des Statistischen Bundesamtes konnte ermittelt werden, 
dass nahezu die Hälfte (45%) aller in den befragten Schuldnerberatungen beratenen Personen 
allein lebt, wobei deutlich mehr alleinlebende Männer als Frauen überschuldet sind. In 36% der 
Fälle sind Kinder von der Überschuldung und ihren Konsequenzen betroffen. Bei beratenen 
Personen unter 25 Jahren besaß lediglich ein Viertel eine abgeschlossene Berufsausbildung. 
 
Der Verarmungsprozess hat Folgen nicht nur für den Lebensstandard der Betroffenen, sondern 
auch für ihren sozialen Status, ihre soziale Einbindung und ihre physische und psychische Be-
findlichkeit. Bei der Hälfte der befragten Personen haben sich Freunde und/oder Familie auf 
Grund der finanziellen Misslage zurückgezogen und viele Betroffene leiden unter psychischen 
Erkrankungen. 
 
Seit Einführung der Verbraucherinsolvenz 1999 hatten bis Ende 2007 über 600.000 Personen 
ein Restschuldbefreiungsverfahren beantragt. Auch die Schuldnerberatung nimmt im Entschul-
dungsprozess eine Schlüsselrolle ein.  
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III. Bildungschancen 
 
Bildung ist nicht nur eine wichtige Voraussetzung, um Zugang zum Arbeitsmarkt zu erhalten. 
Indem sie die individuellen Potenziale stärkt und erweitert, ist sie ein Schlüssel für kulturelle und 
gesellschaftliche Teilhabe. 
 
Dieses Kapitel basiert nicht auf eigens hierfür durchgeführten Erhebungen.80 Vielmehr wird auf 
eine Sonderauswertung regelmäßig durchgeführter Statistiken und Surveys zurückgegriffen.81 
Dabei orientiert sich die Analyse vorrangig an formalen Abschlüssen. Für andere Möglichkeiten 
der Erfolgsmessung – beispielsweise die tatsächlich erworbenen Kompetenzen – fehlt derzeit 
für die meisten Bildungsbereiche eine ausreichende Datenbasis. Eine differenzierte Darstellung, 
die beispielsweise Potenziale sichtbar macht, die noch besser ausgeschöpft werden könnten, 
ist mit einer solchen abschlussbezogenen Indikatorisierung nicht möglich. Neben den Indikato-
ren zu Bildungsabschlüssen und Bildungsfinanzierung werden in diesem Kapitel die Zusam-
menhänge zwischen Qualifikation und Erwerbsbeteiligung sowie zwischen sozioökonomischem 
Hintergrund und Bildungsbeteiligung dargestellt. 
 
III.1 Junge Menschen ohne Abschluss der Sekundarstufe II 
Der erste nationale Bildungsbericht belegte im Jahr 2006, dass das Bildungsniveau der gesam-
ten Bevölkerung in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen ist. Im Kohortenvergleich 
zeigt sich, dass jüngere Altersgruppen höhere Bildungsabschlüsse als ältere haben, wobei sich 
das Bildungsniveau von Frauen und Männern angeglichen hat.82 Allerdings gibt es eine be-
trächtliche und vergleichsweise konstante Anzahl von Personen, die über geringe formale Qua-
lifikationen verfügen. Die folgenden Indikatoren zu den so genannten frühen Schulabgängern 
erlauben eine differenzierte Darstellung dieser Personengruppe.  
                                                
80  Dieses Kapitel basiert auf einer Studie, die im Auftrag des BMBF von Dieter Dohmen, Gernot Weißhuhn und 
Jörn Große-Rövekamp erstellt wurde. Die Darstellung der Indikatoren auf Basis des Mikrozensus sowie die ent-
sprechenden Sonderauswertungen erfolgten durch das Statistische Bundesamt. 
81  Da Auswertungen und Analysen von Mikrozensus-Daten der Jahre 1996 und 2006 ein wesentlicher Bestandteil 
des Bildungskapitels sind, sind Hinweise auf Veränderungen der Erhebung für die Interpretation der Ergebnisse 
erforderlich, siehe hierzu ausführlich die Einleitung zu den Anhangtabellen A.III. dieses Kapitels. 
82  Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung: Bildung in Deutschland, Bielefeld 2006, S. 29. 
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Frühe Schulabgänger 
Frühe Schulabgänger sind junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren, die gegenwärtig keine 
Schule oder Hochschule besuchen und sich auch an keiner Weiterbildungsmaßnahme beteili-
gen und nicht über einen Abschluss des Sekundarbereichs II verfügen. Ein Abschluss der Se-
kundarstufe II kann in Deutschland sowohl über einen allgemeinen Schulabschluss (Fachhoch-
schulreife, Hochschulreife) als auch über einen beruflichen Bildungsabschluss erworben wer-
den (Abschluss des dualen Systems, berufsqualifizierender Abschluss der Berufsfachschule, 
einjährige Schule des Gesundheitswesens). Der Indikator wird regelmäßig in den Fortschritts-
berichten der EU-Kommission zur Lissabon-Strategie sowie auch als Strukturindikator veröffent-
licht.  
 
Der Begriff der so definierten „frühen Schulabgänger“ im Alter von 18 bis 24 Jahren ist nicht mit 
Schulabbrechern zu verwechseln, die die Schule ohne Abschluss verlassen. Er grenzt Perso-
nen über ihr Alter, den erlangten Bildungsstand und die aktuelle Bildungsbeteiligung ab. Das 
bedeutet, dass auch junge Menschen, die beispielsweise die Haupt- oder Realschule erfolg-
reich abgeschlossen haben, anschließend aber nicht die Hochschulreife bzw. keinen be-
ruflichen Abschluss erlangt haben, sich aber nicht mehr im Bildungsprozess befinden, als frühe 
Schulabgänger gezählt werden. Bildungsbeteiligung umfasst hier sowohl den Besuch von all-
gemeinbildenden und beruflichen Schulen sowie Hochschulen als auch die Teilnahme an Lehr-
veranstaltungen der allgemeinen oder beruflichen Weiterbildung in Form von Kursen, Se-
minaren, Tagungen oder Privatunterricht. 
 
Von der Europäischen Union wird das Erreichen eines Abschlusses des Sekundarbereichs II 
als notwendige Mindestqualifikation für eine erfolgreiche Teilhabe in modernen Wissensgesell-
schaften und aussichtsreiche Chancen am Arbeitsmarkt angesehen. Der Anteil der frühen 
Schulabgänger ist deshalb eine von fünf Benchmarks, die 2003 vom Rat der EU verabschiedet 
wurden. Die Mitgliedstaaten haben sich das europaweite Ziel gesetzt, bis 2010 den durch-
schnittlichen Anteil der frühen Schulabgänger auf höchstens 10% zu senken.  
 
Auch wenn Deutschland im Jahr 2006 mit einem Anteil von 13,8% früher Schulabgänger deut-
lich unter dem EU-Durchschnitt von 15,3% lag, erfüllt es das europäische Ziel derzeit noch 
nicht. Während die Quote bei den Frauen mit 14,2% gegenüber 1996 unverändert ist, stieg sie 
bei den Männern im gleichen Zeitraum um einen Prozentpunkt von 12,5% auf 13,5% an (vgl. 
Schaubild III.1 sowie Anhangtabellen A.III.1 und A.III.2). 
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Schaubild III.1: 




1) Junge Menschen zwischen 18 und 24 Jahren, die gegenwärtig keine Schule oder Hochschule besuchen
und sich auch an keiner Weiterbildungsmaßnahme beteiligen und nicht über einen Abschluss des Se-
kundarbereichs II verfügen.  
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
 
Zwischen Westdeutschland und Ostdeutschland zeigen sich sowohl in der Größenordnung als 
auch in der Entwicklung deutliche Unterschiede. In Westdeutschland war ein leichter Rückgang 
zu beobachten (von 15,1% im Jahr 1996 auf 14,6% in 2006). In Ostdeutschland stieg der Anteil 
junger Menschen ohne Abschluss der Sekundarstufe II um gut fünf Prozentpunkte an: von dem 
niedrigen Wert von 5,9% (weit unterhalb der EU-Benchmark) auf 11,0% (1 Prozentpunkt über 
der EU-Benchmark).  
 
III.1.1 Junge Menschen mit Abschluss der Sekundarstufe I 
Die dargestellte Gruppe der frühen Schulabgänger besteht aus zwei Teilgruppen. Die größere 
Gruppe (gut 80% im Jahr 2006) sind 18- bis 24-Jährige, die zwar (noch) keinen Abschluss des 
Sekundarbereichs II, aber zumindest einen Abschluss des Sekundarbereichs I haben (Haupt-
schul- oder Realschulabschluss oder ein Berufsvorbereitungsjahr siehe Kasten). Das heißt, bei 
dieser Gruppe ist die Voraussetzung dafür vorhanden, einen Sekundar II-Abschluss (Abitur o-
der ein beruflicher Abschluss im dualen System oder an einer Berufsfachschule) nachzuholen, 
auch wenn sie sich gegenwärtig nicht in Bildung befinden. Ihr Anteil ist 2006 gegenüber 1996 
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insgesamt unverändert geblieben (11,4% gegenüber 11,3%). Während der Wert für die jungen 
Frauen leicht rückläufig ist, ist für die gleichaltrigen Männer ein leichter Anstieg festzustellen. 
 
Differenziert nach Westdeutschland und Ostdeutschland zeigt sich, dass in Ostdeutschland 
dieser Anteil zwischen 1996 und 2006 um gut vier Prozentpunkte stark angestiegen ist, jedoch 
mit 9,6% weiterhin unter dem Wert in Westdeutschland von 11,8% liegt.  
 
III.1.2 Junge Menschen ohne allgemeinen und beruflichen Abschluss 
Die Mehrzahl der Jugendlichen, die die Schule ohne Abschluss verlassen (so genannte Schul-
abbrecher: 7,9% im Jahr 200683) ergreifen später mit Erfolg eine „zweite Chance“ und nutzen 
die Möglichkeiten der Nachqualifizierung, um einmal versäumte Bildungs- und Ausbildungsab-
schlüsse nachzuholen. Dennoch hat eine wachsende Teilgruppe der 18 bis 24-Jährigen noch 
nicht einmal einen Abschluss des Sekundarbereichs I, also keinerlei allgemeinbildenden und 
auch keinen beruflichen Abschluss (2006: 2,4%). 
 
Verglichen mit 1996 ist dieser Anteil leicht angestiegen (um 0,3 Prozentpunkte). Bei den Frauen 
fällt der Anstieg des Anteils mit 0,2 Prozentpunkten geringer aus als bei den Männern 
(0,6 Prozentpunkte) (vgl. Schaubild III.2 sowie Anhangtabelle A.III.4). Damit zählte im Jahr 
2006 mehr als jeder Fünfte ohne Abschluss des Sekundarbereichs II zu dieser auf dem Ausbil-
dungs- und Arbeitsmarkt extrem gefährdeten Gruppe. 
 
                                                
83  Anteil der Abgänger von allgemein bildenden Schulen ohne Hauptschulabschluss in Bezug zum Jahrgangs-
durchschnitt der 15- bis unter 17-jährigen Bevölkerung; Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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Schaubild III.2: 




1) Junge Menschen zwischen 18 und 24Jahren, die gegenwärtig keine Schule oder Hochschule besuchen 
und sich auch an keiner Weiterbildungsmaßnahme beteiligen und weder über einen allgemeinen Schul-
abschluss noch über einen beruflichen Bildungsabschluss verfügen.  
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
 
Insgesamt zeigt sich im Zeitvergleich von 1996 bis 2006 bei allen bisher betrachten Indikatoren 
eine deutliche Zunahme der Anteile der „Risikogruppen“ in Ostdeutschland, so dass tendenziell 
eine Annährung an die Verhältnisse in Westdeutschland festzustellen ist. Die Abwanderung 
qualifizierter Jugendlicher und so genannter bildungsnaher Familien wird allgemein als eine 
Ursache für diese Entwicklung gesehen.  
 
III.2 Personen ohne beruflichen Abschluss bzw. Hochschulabschluss ins-
gesamt
Ein berufsqualifizierender Abschluss hat großen Einfluss auf die Chance erwerbstätig zu sein 
und auf die Höhe des Einkommens. Der hier dargestellte Indikator umfasst alle Personen im 
Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die weder im Sekundarbereich II noch im Tertiärbereich einen 
berufsqualifizierenden Abschluss erworben haben und gegenwärtig keine Schule oder Hoch-
schule besuchen. Während bei den Frauen der Anteil dieser Personengruppe gesunken ist und 
im Jahr 2006 18,6% gegenüber 20,4% im Jahr 1996 beträgt, liegt der entsprechende Wert für 
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die Männer 2006 um 2,5 Prozentpunkte höher als 1996 (14,0% gegenüber 11,5%). Trotz der 
positiven Entwicklung bei den Frauen sind immer noch mehr Frauen als Männer ohne berufli-
chen Abschluss bzw. Hochschulabschluss (vgl. Schaubild III.3 und Anhangtabelle A.III.5). 
 
Schaubild III.3: 
Anteil der Personen im Alter von 15 bis 64 Jahren ohne 
 beruflichen Bildungsabschluss/Hochschulabschluss1) 1996 und 2006 
 
 
1) Personen, die gegenwärtig keine Schule oder Hochschule besuchen. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
 
In Westdeutschland blieb der Anteil der Personen ohne beruflichen Abschluss mit 18,1% kon-
stant, wobei sich der Anteil der Männer erhöhte und der der Frauen erfreulich deutlich um 2,4 
Prozentpunkte verringerte. Insgesamt ist der Anteil der Personen ohne Berufsausbildung in 
Westdeutschland höher als in Ostdeutschland, wo sich im Zeitraum 1996 bis 2006 der Anteil 




Veränderungen in der Bildungsbeteiligung und im Bildungserfolg spiegeln sich zeitversetzt im 
Bildungsstand der Alterskohorten wider. Hervorzuheben ist, dass zwischen den Vergleichsjah-
ren 1996 und 2006 insbesondere bei den Frauen in allen Altersgruppen ab 35 Jahren in West-
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deutschland der Anteil ohne abgeschlossene Berufsausbildung rückläufig ist (vgl. Anhangta-
belle A.III.6). Am deutlichsten ist dies bei der Gruppe der 60 bis unter 65-Jährigen. Während 
damit 1996 noch fast jede zweite Frau in dieser Altersgruppe ohne beruflichen Abschluss war, 
traf dies 2006 nur noch auf etwa jede dritte zu.  
 
Bei den jüngeren Kohorten ist ein Anstieg des Anteils der Personen ohne abgeschlossene Be-
rufsausbildung zu konstatieren. So ist der Anteil der 25- bis unter 30- bzw. 30- bis unter 35-
jährigen Männer ohne Berufsausbildung in Westdeutschland von 12,2% bzw. 12,6% im Jahr 
1996 auf 17,6% bzw. 17,3% im Jahr 2006 gestiegen; bei den Frauen in diesen zwei Altersgrup-
pen fiel der Anstieg von 16,4% bzw. 18,0% auf 19,0% bzw. 20,0% etwas geringer aus. In Ost-
deutschland sind die Werte bei den jüngeren Altersgruppen in beträchtlichem Ausmaß gestie-
gen. Bei den Männern betragen sie ausgehend von einem sehr niedrigen Anteil 1996 jetzt 8,9% 
(30 bis unter 35 Jahre), 11,9% (25 bis unter 30 Jahre) und 14,7% (20 bis unter 25 Jahre), bei 
den Frauen 8,3% (30 bis unter 35 Jahre), 10,4% (25 bis unter 30 Jahre) und 11,5% (20 bis un-
ter 25 Jahre). Mit gut drei Prozentpunkten ist der Unterschied zwischen Männern und Frauen 
bei den 20- bis unter 25-Jährigen besonders groß.  
 
Betrachtet man die Phase der beruflichen Ausbildung bzw. der Hochschulausbildung im Alter 
von 35 Jahren als abgeschlossen, so bleiben etwa 15% der Bevölkerung dauerhaft ohne abge-
schlossene berufliche Ausbildung. 
 
III.3 Personen mit Hochschulabschluss 
Der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen zeigt sich im gestiegenen Anteil der hochqualifizier-
ten Personen im Erwerbsalter. In den vergangenen zehn Jahren ist der Anteil an Hochschulab-
solventen/-absolventinnen an der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren in Deutsch-
land von 10,3% (1996) auf 12,6% (2006) gestiegen. In Westdeutschland erhöhte sich der Anteil 
bei den Männern von 12,6% (1996) auf 14,7% (2006), derjenige der Frauen von 7,5% auf 
10,6%. In Ostdeutschland verzeichneten die Frauen zwar auch einen Anstieg von 9,0% auf 
11,4%, der entsprechende Wert für die Männer ist mit 13,1% dagegen nahezu konstant geblie-
ben. Allerdings war das Ausgangsniveau in Ostdeutschland 1996 etwas höher als in West-
deutschland.  
 
Bei den 30- bis unter 35-jährigen bis hin zu den 60- bis unter 65-jährigen Männern in West-
deutschland ist der Anteil mit Hochschulabschluss mit Werten zwischen 18% und 20% in etwa 
konstant (Kernindikator R.3.). Bei den Frauen steigen die Anteile im Vergleich zur jüngeren 
Kohorte deutlich von 7,7% (60 bis unter 65 Jahre) bis auf 16,8% (30 bis unter 35 Jahre) an. In 
Ostdeutschland haben die Frauen nicht nur wie bereits vor zehn Jahren in der Altersgruppe der 
- 65 - 
25- bis unter 30-Jährigen, sondern erstmals 2006 auch bei den 30- bis unter 35-Jährigen die 
gleichaltrigen Männer beim Anteil an Hochschulabsolventen überholt.  
 
III.4 Bevölkerung nach Erwerbsstatus und beruflichem Abschluss 
Die Zahlen bestätigen, dass die Erwerbsbeteiligung umso größer ist, je höher das Niveau der 
beruflichen Qualifikation ist. Ferner sind Männer häufiger erwerbstätig als Frauen. Am höchsten 
ist die Erwerbstätigenquote (hier bezogen auf die 25- bis 64-Jährigen) für Personen mit Fach-
hochschul- bzw. Hochschulabschluss. 1996 betrugen die entsprechenden Werte 83,6% und 
85,2%, 2006 waren jeweils 85,2% erwerbstätig. Bei Personen ohne beruflichen Abschluss lag 
die Erwerbstätigenquote 1996 bei 45,2% (Männer: 58,3%, Frauen: 37,5%). 2006 betrug sie 
53,5% (Männer: 63,1%, Frauen: 46,3%) und lässt eine deutliche gestiegene Erwerbstätigkeit 
der Frauen erkennen (vgl. Anhangtabelle A.III.6). 
 
Je höher das Qualifikationsniveau, desto niedriger ist der Anteil der Erwerbslosen (Anteil der 
Arbeitslosen hier gemessen an der Bevölkerung). Während zwischen 1996 und 2006 bei den 
Fachhochschulabsolventen der Anteil dieser Personen von 4,7% auf 4,2% sank und er bei den 
Hochschulabsolventen unverändert bei 4,0% lag, stieg er im gleichen Zeitraum bei Personen 
ohne beruflichen Abschluss von 7,9% auf 12,2% an.84 Diese deutliche Steigerung innerhalb 
eines Jahrzehnts zeigt, dass es für Geringqualifizierte immer schwieriger wird, Beschäftigung zu 
finden.  
 
Bei den Männern änderte sich zwischen 1996 und 2006 der Erwerbsstatus nach beruflicher 
Qualifikation kaum. Eine Ausnahme sind die Un- bzw. Geringqualifizierten (Anlernausbildung, 
berufliches Praktikum) – hier ist der Anteil der Erwerbslosen 2006 erheblich höher. Die Er-
werbsbeteiligung der Frauen liegt dagegen im Zehnjahresvergleich für nahezu alle Qualifikati-
onsniveaus (teilweise deutlich) höher. Am geringsten ist der Anstieg bei den Frauen mit Hoch-
schulabschluss, wo das Niveau bereits 1996 sehr hoch war. Der erste nationale Bildungsbericht 
macht in diesem Kontext auf mögliche fachspezifische Nachwuchsprobleme, insbesondere in 
den Ingenieur- und Naturwissenschaften, aufmerksam. Frauen sind in den entsprechenden 
Studiengängen nach wie vor unterrepräsentiert.85 Der nationale Bildungsbericht belegt auch, 
dass die Hochschulabsolventen/-absolventinnen in der Regel keine Probleme haben, eine aus-
bildungsadäquate Erwerbstätigkeit aufzunehmen.86 
 
                                                
84  Betrachtet wird hier die „Verwendung“ von Bildungsabschlüssen. Daher sind die Erwerbslosenquoten hier defi-
niert als Anteil der Erwerbslosen an der Bevölkerung und nicht - wie in der deutschen Arbeitsmarktstatistik üb-
lich - als Anteil an den Erwerbspersonen. Dies ermöglicht insbesondere eine gemeinsame Betrachtung von 
Nichterwerbspersonen und Erwerbslosen. 
85  Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung, 2006, a. a. O., S. 119. 
86  Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung, 2006, a. a. O., S. 117 ff. 
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III.5 Bildungserfolg, Bildungsbeteiligung und sozioökonomischer Hinter-
grund
Die im Dezember 2007 veröffentlichten Ergebnisse der internationalen Schulleistungsuntersu-
chungen PIRLS/IGLU 2006 (Progress in International Reading Literacy Study/Internationale 
Grundschul-Lese-Untersuchung)87 und PISA 2006 (Programme for International Student As-
sessment)88 dokumentieren positive Veränderungen der Leistungen deutscher Schüler/-innen in 
zentralen Kompetenzbereichen. Die Studien zeigen jedoch auch deutliche Zusammenhänge 
zwischen sozialer Herkunft und Bildungserfolg. Die Ergebnisse der PISA Studie 2006 lassen 
erste Tendenzen zur Lockerung dieses Zusammenhangs erkennen. 
 
Eine Möglichkeit diesen Hintergrund abzubilden, ist der so genannte ökonomische, soziale und 
kulturelle Status (ESCS89). In der PISA-Studie 2006 der OECD90 werden im Schwerpunkt die 
Leistungen von 15-Jährigen in den Naturwissenschaften gemessen. Die folgende Tabelle zeigt 
den Einfluss der sozialen Herkunft auf die Schülerleistungen in ausgewählten OECD-Staaten.  
 
                                                
87  Bos, W./ Hornberg, S./ Arnold, K.-H./ Faust, G./ Fried, L./ Lankes, E.-M./ Schwippert, K./ Valtin, R. (Hrsg.): IGLU 
2006. Lesekompetenzen von Grundschulkindern in Deutschland im internationalen Vergleich, Münster/New  
York/München/Berlin 2007. 
88  PISA-Konsortium Deutschland (Hrsg.): PISA 06. Die Ergebnisse der dritten internationalen Vergleichsstudie, 
Münster/New York/München/Berlin 2007. 
89  Economic, social and cultural status. 
90 OECD (Hrsg.): PISA 2006. Schulleistungen im internationalen Vergleich. Naturwissenschaftliche Kompetenzen 
für die Welt von morgen, Bielefeld 2007, S. 217. 
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Tabelle III.1: 








werts pro ESCS-Einheit) 
Finnland 563 31 
Spanien 488 31 
Italien 475 31 
Korea 522 32 
Kanada 534 33 
Schweden 503 38 
Japan 531 39 
Niederlande 525 44 
Deutschland 516 46
Österreich 511 46 
Vereinigtes Königreich 515 48 
Belgien 510 48 
Vereinigte Staaten (USA) 489 49 
Frankreich 495 54 
 
Quelle: PISA-Studie 2006 
 
Deutschland gehört danach zu den Ländern, bei denen eine relativ starke Abhängigkeit zwi-
schen Schülerleistungen und sozialer Herkunft besteht. Jedoch schneiden vergleichbare euro-
päische Mitgliedstaaten wie Frankreich oder das Vereinigte Königreich noch schlechter ab. Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund sind von diesem Zusammenhang in Deutschland 
besonders betroffen, da ihre Eltern wie in allen OECD-Zielstaaten mit Arbeitsmigration eine kür-
zere Schulbesuchszeit und einen geringeren ökonomischen, sozialen und kulturellen Status 
aufweisen, als die Eltern von Nichtmigranten. Nirgendwo ist dieser Unterschied zwischen Fami-
lien mit und ohne Migrationshintergrund aber so deutlich wie in Deutschland.92  
 
Auch jenseits der Schule ist die soziale Herkunft häufig von Bedeutung für den weiteren Bil-
dungsweg. Die Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks beschreibt im Durchlauf des 
Schul- und Hochschulsystems fünf Übergangsstellen (Schwellen) – von der Grundschule bis 
                                                
91  Ein niedriger sozialer Gradient drückt einen geringen Zusammenhang zwischen Schülerleistung und sozialem 
Hintergrund der Schüler/-innen aus; je höher der soziale Gradient, desto ausgeprägter ist dieser Zusammen-
hang. 
92  Vgl. Stanat, P.,Christensen, C.: Schulerfolg von Jugendlichen mit Migrationshintergrund im internationalen Ver-
gleich. Eine Analyse von Voraussetzungen und Erträgen schulischen Lernens im Rahmen von PISA 2003, 
Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.), Bonn/Berlin 2006; sowie Konsortium Bildungsberichter-
stattung: Bildung in Deutschland, a. a. O., S. 172. 
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zum Erwerb des Hochschulabschlusses. In der folgenden Darstellung (siehe Schaubild III.4) 
ist die soziale Selektivität an den Übergängen in die Sekundarstufe II (Klassenstufe 11 bis 13) 
und in die Hochschule dargestellt. Diese Darstellung kann nicht mit denen früherer Erhebungen 
für den Armuts- und Reichtumsbericht verglichen werden, da hier nach Hochschulabschluss 
des Vaters, in früheren Erhebungen jedoch nach sozialen Herkunftsgruppen differenziert wur-
de.93 83% der Kinder, deren Vater einen Hochschulabschluss erworben hat, nehmen ein Studi-
um auf. Bei Kindern von Nicht-Akademikern sind es nur 23% der Kinder. Kinder, deren Vater 
einen Hochschulabschluss erworben hat, haben somit eine 3,6-fach höhere Chance zu studie-
ren als Kinder ohne studierten Vater.94  
 
                                                
93
  Für die Schätzung sozialgruppenspezifischer Beteiligungsquoten wird aus methodischen Gründen (Machbar-
keit, Überschaubarkeit) daran festgehalten, die entsprechenden Merkmale der Familienbezugsperson als Indi-
katoren für den sozialen Status der Herkunftsfamilie Studierender bzw. der altersspezifischen Bevölkerung he-
ranzuziehen. Die Familienbezugsperson ist in der Regel der Vater. Bei Ein-Eltern-Familien ist sie der allererzie-
hende Elternteil, also häufig die Mutter. 
94  Fabian, G./Isserstedt, W./Middendorf, E./Wolter, A.: Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studierenden in 
der Bundesrepublik Deutschland 2006, 18. Sozialerhebung des Deutschen Studentenwerks, durchgeführt durch 
HIS Hochschul-Informationssystem, Bundesministerium für Bildung und Forschung (Hrsg.), Bonn/Berlin 2007. 
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Schaubild III.4: 
 Bildungsbeteiligung von Kindern 




1) Diese Darstellung kann nicht mit denen früherer Sozialerhebungen verglichen wer-
den, da hier nach Hochschulabschluss des Vaters, in früheren Erhebungen jedoch 
nach sozialen Herkunftsgruppen differenziert wurde.  
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Sonderauswertungen Mikrozensus 2001 und 2005; HIS-
Studienanfängerbefragung 2005; Eigene Berechnungen DSW/HIS. 
 
 
III.6 Anteil öffentlicher Bildungsausgaben am Bruttoinlandsprodukt 
Auch die Höhe der Bildungsausgaben und ihre Entwicklung ist ein Indikator dafür, welchen Stel-
lenwert Bildung in einer Gesellschaft hat. Die Anteile der öffentlichen Ausgaben für Bildung am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) (mehrheitlich Länder- und Kommunenausgaben) hat sich zwischen 
1996 und 2005 kaum verändert. Nach vorläufigen Angaben betrug der Anteil im Jahr 2005 
3,89% (87,2 Mrd. Euro) während er im Jahr 1996 4,12% betrug (Kernindikator Q.3.). Auch 
zwischen den ausgewiesenen Bildungsbereichen ist es seit Mitte der 90er Jahre zu keinen 
deutlichen Verschiebungen gekommen.  
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III.7 Zusammenfassung: Bildungschancen  
 
Bildung ist entscheidend für die individuellen Chancen gesellschaftlicher Teilhabe und eine 
existenzsichernde Erwerbsbeteiligung. Das Bildungsniveau der gesamten Bevölkerung ist in 
den letzten Jahrzehnten kontinuierlich gestiegen. Die Bildungsbeteiligung der Frauen entwi-
ckelte sich dabei positiver als die der Männer. Der Anteil der öffentlichen Bildungsausgaben 
am Bruttoinlandsprodukt stagniert seit Mitte der 1990er Jahre und beträgt nach vorläufigen 
Daten 3,89% im Jahr 2005. 
 
Im Zehnjahresvergleich der Schulabschlüsse zwischen 1996 und 2006 gibt es eine etwa kon-
stante Anzahl von Personen mit geringen formalen Qualifikationen. Dies wird europäisch ver-
gleichbar gemessen am Anteil der so genannten frühen Schulabgänger (18- bis 24-Jährige 
ohne Abschluss des Sekundarbereichs II, etwa Fachhochschulreife, Hochschulreife oder beruf-
lichen Bildungsabschluss), die sich nicht in Aus- oder Weiterbildung befinden. Deutschland lag 
2006 mit einem Anteil von 13,8% früher Schulabgänger zwar deutlich unter dem EU-
Durchschnitt von 15,3%, hat jedoch die europäische Zielmarke von 10% bis 2010 noch nicht 
erreicht. In Ostdeutschland stieg der Anteil junger Menschen ohne Abschluss der Sekundarstu-
fe II um fünf Prozentpunkte auf 11,0%. 
 
Die Mehrzahl der Jugendlichen, die die Schule ohne Abschluss verlassen (so genannte Schul-
abbrecher: 7,9% im Jahr 200695) ergreifen später mit Erfolg eine „zweite Chance“ und nutzen 
die Möglichkeiten der Nachqualifizierung, um einmal versäumte Bildungs- und Ausbildungsab-
schlüsse nachzuholen. Dennoch ist der Anteil der18- bis 24-Jährigen, die über keinen Ab-
schluss des Sekundarbereichs I – die also keinen allgemeinbildenden und auch keinen berufli-
chen Abschluss – haben, leicht auf 2,4%im Jahr 2006 gestiegen.
 
Die frühen Schulabgänger sind eine Risikogruppe, denn der berufliche Bildungsabschluss hat 
großen Einfluss auf Beschäftigung und Einkommen. Betrachtet man die Bevölkerung im Alter 
von 15 bis unter 65 Jahren, sinkt der Anteil der Frauen ohne beruflichen Abschluss bzw. Hoch-
schulabschluss, während der der Männer ansteigt. Insgesamt bleiben etwa 15% der Bevölk-
erung im Alter von über 35 Jahren dauerhaft ohne abgeschlossene berufliche Ausbildung. 
 
Demgegenüber zeigt sich ein Trend zu höheren Bildungsabschlüssen. Der Anteil von Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen an der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren 
stieg in Deutschland von 10,3% (1996) auf 12,6% (2006). Der Anstieg war bei den Frauen hö-
her als bei den Männern. Erwartungsgemäß ist die Erwerbsbeteiligung umso größer, je höher 
das Niveau der beruflichen Qualifikation ist. 2006 waren gut 85% der Personen mit Fachhoch-
schul- bzw. Hochschulabschluss erwerbstätig, während es bei den Personen ohne beruflichen 
Abschluss nur 53,5% waren. Allerdings ist ein deutlicher Anstieg der Erwerbstätigenquote von 
Frauen ohne beruflichen Abschluss von 37,5% (1996) auf 46,3% (2006) zu verzeichnen. 
 
Trotz positiver Veränderungen der Leistungen deutscher Schülerinnen und Schüler in zentra-
len Kompetenzbereichen bei den internationalen Schulleistungsuntersuchungen des Jahres 
2006 zeigen die Studien weiterhin deutliche Zusammenhänge zwischen sozialer Herkunft und 
Kompetenzniveau. Der Zusammenhang hat sich 2006 im Vergleich zu den Vorjahren jedoch 
etwas gelockert. Bei Kindern und Jugendliche mit Migrationshintergrund ist dieser Zusammen-
hang weiterhin in besonderem Maß ausgeprägt.  
                                                
95  Anteil der Abgänger von allgemeinbildenden Schulen ohne Hauptschulabschluss in Bezug zum Jahrgangs-
durchschnitt der 15- bis unter 17-jährigen Bevölkerung; Quelle: Statistisches Bundesamt. 
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IV. Erwerbstätigkeit 
 
Die Integration Erwerbsfähiger in das Arbeitsleben ist der Schlüssel dafür, Teilhabe- und Ver-
wirklichungschancen für alle Haushaltsmitglieder zu eröffnen und damit auch Kinderarmut zu 
vermeiden. Dabei bedeutet angemessen entlohnte Arbeit nicht nur die eigenständige Sicherung 
des Lebensunterhalts, sondern auch gesellschaftliche Anerkennung und ein selbstbestimmtes 
Leben.  
 
Zu Beginn des Jahres 2005 wurde in Deutschland ein zweistufiges System der Arbeitsmarktpo-
litik geschaffen. Zum einen existiert weiterhin die beitragsfinanzierte Arbeitsförderung nach dem 
Dritten Buch Sozialgesetzbuch (SGB III). Zum anderen wurden die beiden steuerfinanzierten 
und bedürftigkeitsabhängigen Sozialleistungssysteme Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Er-
werbsfähige zur steuerfinanzierten Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II zu-
sammengeführt. Erwerbsfähige, die früher Leistungen der Sozialhilfe bezogen, haben nun ein 
Recht auf die Beratungs-, Vermittlungs- und Qualifizierungsangebote der Agentur für Arbeit. 
 
IV.1 Entwicklung der Erwerbstätigkeit 
Die Entwicklung der Erwerbstätigkeit in Deutschland weist im Zeitraum von 1998 bis 2007 un-
terschiedliche Tendenzen auf. In den Jahren zwischen 1998 und 2001 stieg die Erwerbstätigkeit 
kontinuierlich von 37,9 Mio. auf 39,3 Mio. an. In den folgenden zwei Jahren sank die Erwerbstä-
tigkeit auf das Niveau von 38,7 Mio. In den Jahren 2004 und 2005 verharrte sie auf ähnlichem 
Niveau und stieg erst im Jahr 2006 wieder bis auf 39,1 Mio. bzw. im Jahr 2007 auf 39,7 Mio. an. 
Im April 2008 betrug die Zahl der Erwerbstätigen mit Arbeitsort in Deutschland 40,1 Mio. In 
Westdeutschland nahm die Erwerbstätigkeit zwischen 1998 und 2006 insgesamt um 4,8% zu, 
während sie in Ostdeutschland um 3,9% sank. Im Jahr 2007 stieg die Erwerbstätigkeit in Ost-
deutschland mit 1,7% geringfügig stärker als in Westdeutschland mit 1,6%.  
 
IV.1.1 Erwerbstätigenquoten 
Der Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren wird in 
der Erwerbstätigenquote ausgedrückt. Im Rahmen des Lissabon-Prozesses der Europäischen 
Union wird eine Erwerbstätigenquote von 70% für das Jahr 2010 angestrebt. Die Erwerbstäti-
genquote von Frauen soll mindestens 60% und die der Älteren (55- bis 64-Jährigen) 50% errei-
chen. Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung der Erwerbstätigenquote von 1998 bis 2007. 
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Tabelle IV.1: 
 Erwerbstätigenquoten1) in Prozent 
 
Jahr Insgesamt Männer Frauen Ältere
1998 63,7% 71,7% 55,6% 37,7% 
2000 65,3% 72,7% 57,8% 37,4% 
2004 64,3% 70,0% 58,5% 41,4% 
20052) 66,0% 71,3% 60,6% 45,4% 
2006 67,5% 72,8% 62,2% 48,4% 
2007  69,4% 74,7% 64,0% 51,5% 
 
1) Anteil der Erwerbstätigen an der Bevölkerung im Alter von 15-64 Jahren bzw. 55-64 Jahren bei den Älteren. 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Arbeitskräfteerhebung der EU 
 
Im Jahresdurchschnitt 2007 ist die allgemeine Erwerbstätigenquote weiter gestiegen (69,4%). 
Damit rückt das Lissabonziel von 70% in greifbare Nähe. Bei den Frauen und den Älteren (55 
bis 64 Jahre) wurden die gesteckten Ziele bereits überschritten. Für die Älteren hat sich die 
Bundesregierung daher für das Jahr 2010 eine Erwerbstätigenquote von 55% als nationales 
Ziel gesetzt. 
 
Die Erwerbstätigenquote der Männer liegt immer noch deutlich über jener der Frauen. Die Quo-
te der Frauen stieg in den vergangenen Jahren erheblich an, während sie für Männer im Jahr 
2004 zunächst auf 70,8% fiel und seitdem wieder steigt. Die Differenz zwischen den Erwerbstä-
tigenquoten für Männer und Frauen ist von 16,1% (1998) auf 10,7% (2007) gesunken. Jedoch 
ist der Anteil der erwerbstätigen Personen in Teilzeit für Frauen erheblich höher als für Männer. 
Zudem stieg der Anteil für Frauen von 36,4% im Jahr 1998 auf 45,6% im Jahr 2006, während 
der Anstieg für Männer von 4,7% auf 9,3% absolut betrachtet deutlich geringer war.96  
 
Die Erwerbstätigenquote auf Basis des Mikrozensus erlaubt eine Differenzierung nach Ost- und 
Westdeutschland. Seit dem Jahr 1998 sind die Erwerbstätigenquoten von 64,5% in West- und 
61,0% in Ostdeutschland deutlich gestiegen. Der Anstieg bis zum Jahr 2006 war in West-
deutschland mit 4,1 Prozentpunkten höher als in Ostdeutschland mit 1,9 Prozentpunkten. Die 
Erwerbstätigenquote liegt damit im Jahr 2006 in Westdeutschland mit 68,6% deutlich höher als 
in Ostdeutschland mit 64,7%. Während in Ostdeutschland die Quote zwischen den Jahren 1999 
und 2004 kontinuierlich gesunken ist, fiel sie in Westdeutschland erst ab dem Jahr 2001.  
 
                                                
96  Eurostat vorläufiger Wert für 2006. 
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IV.1.2 Mehr Selbständige sowie geringfügig und sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte
Im Jahresdurchschnitt 2007 erreichte die Zahl der Erwerbstätigen mit 39,7 Mio. seit der Wieder-
vereinigung ihren höchsten Stand. Die Zunahme beruhte sowohl auf einem Anstieg der selb-
ständigen Tätigkeit sowie geringfügiger Erwerbstätigkeit. Die Zahl der Selbständigen – ein-
schließlich der mithelfenden Familienangehörigen – wuchs seit der Wiedervereinigung nahezu 
kontinuierlich und erreichte im Jahr 2007 mit 4,446 Mio. ihren vorläufigen Höchststand. 
 
Tabelle IV.2: 









 Insgesamt Insgesamt Männer Frauen Männer Frauen
1998 37.911 3.865 - - 15.261 11.947
2000 39.144 3.915 1.179 2.873 15.544 12.282
2002 39.096 4.003 1.242 2.927 15.179 12.392
2004 38.880 4.222 1.571 3.232 14.541 11.983
2005 38.846 4.356 1.559 3.187 14.286 11.892
2006 39.088 4.392 1.590 3.263 14.424 11.931
2007 39.737 4.446 1.585 3.296 14.770 12.085
 
1) Jahresdurchschnitt 
2) Ende Juni eines Jahres. 
3) Ausschließlich geringfügig Beschäftigte, ohne geringfügig Beschäftigte in einem Nebenjob. 
 
Quelle: Erwerbstätige (Inlandskonzept) und Selbständige aus der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung des Statis-
tischen Bundesamtes, geringfügig und sozialversicherungspflichtig Beschäftigte von der Bundesagentur für 
Arbeit. 
 
Die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten stieg in den Jahren von 1999 bis 2004 
kontinuierlich an. Im Juni 1999 wurden 3,66 Mio. ausschließlich geringfügig Beschäftigte ge-
zählt, bis Juni 2002 ist diese Zahl auf 4,17 Mio. gestiegen. Nach der Reform der geringfügigen 
Beschäftigung zum April 2003 stieg die Zahl der ausschließlich geringfügig Beschäftigten weiter 
an. Die Geringfügigkeitsgrenze wurde auf 400 Euro erhöht und die bis dahin geltende Grenze 
von 15 Stunden pro Woche entfiel. Ziel der Reform war eine attraktivere Gestaltung der so ge-
nannten Minijobs, so dass die Wirtschaft auf der einen Seite flexible Gestaltungsmöglichkeiten 
für Beschäftigte im Niedriglohnbereich erhielt und auf der anderen Seite für die Beschäftigten 
die soziale Absicherung durch die Einbeziehung in die gesetzliche Rentenversicherung erhalten 
blieb. Im Juni 2004 lag die Zahl der Minijobs bei 4,80 Mio. In den folgenden Jahren gab es nur 
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kleinere Veränderungen (Juni 2007 4,88 Mio.). Diese Entwicklung dürfte auf die Anhebung der 
Pauschalabgaben für den Arbeitgeber um 5% auf 30% mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2006 
zurückzuführen sein. Hinzu kommen 2,04 Mio. geringfügig Beschäftigte in einem Nebenjob (Ju-
ni 2007) . Die Zahl dieser so genannten Nebenjobber stieg seit der Einführung dieser Beschäf-
tigungsform im Jahr 2003 kontinuierlich an (Juni 2003: 1,16 Mio.).  
 
Minijobs erhöhen zwar die Flexibilität für die Unternehmen und bieten zusätzliche Beschäfti-
gungsmöglichkeiten, bilden aber in der Regel keine Brücke in reguläre Beschäftigung. Dagegen 
gibt es erste Hinweise auf eine Brückenfunktion in Vollzeitstellen bei den Midi-Jobs (400 bis 
unter 800 Euro Bruttoverdienst/Monat).97 
 
Die Reform des Rechts der Arbeitnehmerüberlassung zeigt eine positive Beschäftigungswir-
kung im Leiharbeitssegment. Die Zahl der überlassenen Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit-
nehmer hat sich von Ende 2003 bis Mitte 2007 um über 400.000 bzw. um über 120% auf über 
730.000 erhöht. Eine solche Beschäftigung kann insbesondere Langzeitarbeitslosen und Be-
rufseinsteigern eine Perspektive bieten.98 So waren rund 67% der im ersten Halbjahr 2007 neu 
zugegangenen Leiharbeitnehmer unmittelbar zuvor nicht beschäftigt und rund 13% seit einem 
Jahr oder länger ohne Beschäftigung. Eine Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung für die Hans-Böckler-Stiftung vom Dezember 2007 belegt, dass es bislang keinen weit 
verbreiteten Trend gibt, vollzeitbeschäftigte Stammarbeitnehmer durch Leiharbeitnehmer zu 
ersetzen.99 Allerdings muss bei Leiharbeit auf Fehlentwicklungen geachtet werden. 
 
Der Zuwachs an Beschäftigung insgesamt wird seit 2006 im Wesentlichen von sozialversiche-
rungspflichtigen Arbeitnehmer/-innen getragen. Die Zahl der geringfügig Beschäftigten stagniert 
seitdem nahezu.100 Die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung wuchs 2006 damit das erste 
Mal seit dem Jahr 2000. Während die Beschäftigtenzahlen in Westdeutschland in der Auf-
schwungphase der Jahre 1998 bis 2001 stiegen, fielen sie in Ostdeutschland im gesamten Zeit-
raum von 1998 bis 2005. Das Niveau der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung lag im 
Juni 2007 bei 26,85 Mio. und damit immer noch unter dem Niveau des Jahres 1998 (27,21 
                                                
97 Die Bundesregierung lässt ihre Arbeitsmarktpolitik und die wichtigsten arbeitsmarktpolitischen Instrumente im 
Bereich des SGB III von unabhängigen Forschungsinstituten konsequent evaluieren. Das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales hat dazu Ende 2006 den Evaluationsbericht „Die Wirksamkeit moderner Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt" vorgelegt, siehe BT-Drucksache 16/3982, S. 156. 
98  Leiharbeit kann eine Brücke in den Arbeitsmarkt sein. Danach blieb jeder zweite 18- bis 34-Jährige mit abge-
schlossener Berufsausbildung nach der ersten Beschäftigung in Leiharbeit weiter in Beschäftigung, wobei die 
Hälfte unmittelbar vom Entleihunternehmen in die Stammbelegschaft übernommen wurde. Siehe dazu Fuchs, 
T./Ebert, A. (Internationales Institut für Empirische Sozialökonomie): Was ist gute Arbeit? - Anforderungen an 
den Berufseinstieg aus sicht der jungen Generation, Repräsentative Befragung im Auftrag der Bundesanstalt 
für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) und dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), Feb-
ruar 2008, S. 39. 
99  Bellmann, L./Kühl, A.: Weitere Expansion der Leiharbeit? Eine Bestandsaufnahme auf der Basis des IAB-
Betriebspanels, Studie an die Hans-Böckler-Stiftung, Berlin 2007, S. 30-32, 49, sowie S. 54-55. 
100 Brenke,K./Zimmermann, K.: Reformagenda 2010 - Strukturreformen für Wachstum und Beschäftigung, DIW 
Wochenbericht Nr. 11/2008, S. 121. 
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Mio.). Im Vergleich zum Vorjahresmonat Juni 2006 stieg die Zahl jedoch um 500.000 (1,9%). 
Der Zuwachs bei den ausschließlich geringfügig Beschäftigten ist mit einem Anstieg von 0,6% 
von Juni 2006 bis Juni 2007 hingegen gering.101 Damit steigt auch die Zahl der Vollzeitbeschäf-
tigten seit 2007 wieder leicht an, während sie in den Vorjahren kontinuierlich gesunken war.102 
 
IV.1.3 Entwicklung des Anteils der Niedriglohnbezieher  
Die Höhe des erzielten Erwerbseinkommens aus unselbständiger Arbeit bestimmt wesentlich 
das Ausmaß von Teilhabechancen. Niedrige Löhne können die Betroffenen von der gesell-
schaftlichen Teilhabe ausschließen. Gleichzeitig hat der Aufbau zusätzlicher Beschäftigung 
auch im Niedriglohnbereich viele Menschen aus der Arbeitslosigkeit herausgeführt. Aktuelle 
Auswertungen des SOEP zeigen eine deutliche Zunahme des Niedriglohnbereichs (siehe Kapi-
tel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt 
II.1.1.). 2005 blieben die Verdienste aus unselbständiger Arbeit von mehr als einem Drittel der 
Beschäftigten unterhalb der Niedriglohnschwelle von zwei Dritteln des Medians der Bruttoein-
kommen. Anfang der 1990er Jahre war dies dagegen nur bei etwas mehr als einem Viertel der 
Fall.103 Während der Anteil der vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer mit Niedriglöhnen 2002 noch 
8,8% betrug, waren es 2005 bereits 9,3%.  
 
Derselben Datenbasis zufolge verfügten 12% aller Erwerbstätigen im Alter von 18 Jahren104 und 
älter im Jahr 2005 über ein äquivalenzgewichtetes Nettoeinkommen unterhalb der statistischen 
Armutsrisikoschwelle (Kernindikator A.9.). Im Jahr 2002 waren dies noch 9%, im Jahr 1998 
sogar nur 6%. Auch die EU-weit vergleichbaren Ergebnisse der Erhebung EU-SILC weisen zwi-
schen den Einkommensjahren 2004 und 2005 eine leichte Steigerung des Armutsrisikos von 
Erwerbstätigen von 5% auf 6% auf. 
 
Gründe für die deutliche Zunahme des Niedriglohnbereichs 
Erkenntnisse, worauf die Entwicklung im Niedriglohnbereich bis einschließlich 2005 zurückzu-
führen ist, liegen nicht vor. Erklärungsversuche können nur auf Plausibilitätsüberlegungen be-
ruhen und Bestimmungsfaktoren, die vermutlich Einfluss auf das Lohnniveau haben, in den 
Blick nehmen.  
 
Andauernde Wachstumsschwäche 
Von zentraler Bedeutung für die Zunahme gering bezahlter Beschäftigung dürfte die lang an-
dauernde Wachstumsschwäche der deutschen Wirtschaft gewesen sein, in deren Folge die 
                                                
101 Daten mit 6-monatiger Wartezeit. Daten ohne Wartezeit sind bei geringfügiger Beschäftigung stark verzerrt. 
102  Bach H. U./ Gartner, H./ Klinger, S./ Rothe, Th./ Spitznagel, E.: Der Aufschwung lässt nach, in IAB Kurzbericht 
Nr. 3/2008, S. 11. 
103  Siehe ausführlich DIW/ZEW/ Hauser, R./ Becker, I. (2008), a. a. O. 
104  Danach werden Personen als erwerbstätig klassifiziert, wenn sie im Erhebungsjahr länger als sechs Monate 
einer Beschäftigung nachgegangen sind. 
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Zahl der Arbeitslosen auf einen Höchststand von 5,29 Mio. Personen im Februar 2005 anstieg. 
Es erscheint plausibel, dass die stetig steigende Arbeitslosigkeit die Konkurrenz auf dem Ar-
beitsmarkt verschärft und so die Löhne besonders im unteren Bereich unter Druck gesetzt hat.  
 
Zunehmender internationaler Wettbewerb im Niedriglohnbereich  
Der technologische Wandel wirkt sich auf Beschäftigte je nach Qualifikation unterschiedlich aus. 
Gut qualifizierte Beschäftigte werden zur Nutzung moderner Technologien auf dem Arbeits-
markt verstärkt nachgefragt. Gering qualifizierte Beschäftigte hingegen werden durch moderne 
Technologien ersetzt (vgl. Kapitel III Bildungschancen, Abschnitt III.4). Darüber hinaus wer-
den im Zuge der Globalisierung verstärkt handelbare Güter importiert, mit deren Herstellung im 
Inland bisher viele Geringqualifizierte beschäftigt waren. Die sinkende Arbeitsnachfrage im In-
land wirkt sich in der Folge negativ auf die Löhne Geringqualifizierter aus.  
 
Wandel der Erwerbsformen 
Die Situation am Arbeitsmarkt war zudem durch den Wandel der Erwerbsformen gekennzeich-
net. Beschäftigungsformen wie die Leiharbeit und Teilzeiterwerbstätigkeit nahmen zu. So ist der 
Anteil der Teilzeitbeschäftigten (Teilzeitquote) in Deutschland über die Konjunkturzyklen hinweg 
stetig auf 25,8% der Gesamtbeschäftigung im Jahr 2006 angestiegen (Quelle: Eurostat). Dies 
ist vor allem auf die steigende Erwerbsbeteiligung von Frauen zurückzuführen. So ist die Zu-
nahme der Müttererwerbstätigkeit ausschließlich bei Teilzeitarbeit zu beobachten. Die geringfü-
gige Beschäftigung (Minijobs) als Variante von Teilzeitarbeit hat vor allem nach der Reform der 
geringfügigen Beschäftigung zum April 2003 ebenfalls erheblich an Bedeutung gewonnen (vgl.
unter IV.1.2). Teilzeitbeschäftigte, vor allem geringfügig Beschäftigte, sind stärker von Niedrig-
löhnen betroffen als vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer.  
 
Gesunkene Tarifbindung 
Die Anzahl der tarifgebundenen Betriebe ist zurückgegangen und somit auch der Anteil der Be-
schäftigten in tarifgebundenen Betrieben. Eine Erhebung des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit hat für 1998 ergeben, dass in Westdeutschland 
noch 75,8% und in Ostdeutschland 63,2% aller Arbeitnehmer bei tarifgebundenen Arbeitgebern 
beschäftigt waren. Für das Jahr 2002 betrug der Anteil von Beschäftigten in Betrieben mit Bin-
dung an einen Verbandstarifvertrag oder in Betrieben mit Firmentarifverträgen 70% in West-
deutschland und 55% in Ostdeutschland und ging bis 2005 auf 67% bzw. 53% in Ostdeutsch-
land zurück. Diese Entwicklung könnte im Ergebnis ebenfalls zu einer Ausdifferenzierung der 
Löhne nach unten geführt haben. Allerdings schützen Tarifverträge nicht automatisch vor Nied-
riglöhnen. Niedrige Tariflöhne waren auch angesichts der schwachen wirtschaftlichen Entwick-
lung der letzten Jahre keine Seltenheit. 
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Sektorale Lohndifferenzen 
Das Lohnniveau und die Lohnentwicklung der einzelnen Wirtschaftsbranchen unterscheiden 
sich sehr stark. Es ist denkbar, dass der sektorale Wandel von der Industrie- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft auch mit einer Zunahme von Tätigkeiten in Branchen einhergeht, für die nied-
rige Entgelte charakteristisch sind. Diese Entwicklung könnte durch den Anstieg der Frauener-
werbstätigkeit noch verstärkt worden sein, da diese sich eher auf Branchen und Tätigkeiten mit 
einem höheren Anteil an Teilzeit- und geringfügiger Beschäftigung sowie niedrigeren Löhnen 
konzentriert. Das Lohngefälle zwischen den Geschlechtern von 22% (2005) ist auch deshalb im 
europäischen Vergleich sehr groß, weil die familienbedingten Erwerbsunterbrechungen in 
Deutschland vergleichsweise häufig und lang sind. 
 
Regionale Lohndifferenzen 
Zudem gibt es in Deutschland neben der sektoralen auch eine regionale Lohndifferenzierung. In 
den ostdeutschen Bundesländern inklusive Berlin werden durchschnittlich deutlich niedrigere 
Löhne als in den westdeutschen Bundesländern bezahlt. Der Anteil der Niedriglohnbeschäftig-
ten bei Vollzeitarbeit liegt in Ostdeutschland mit 19,4% deutlich über dem westdeutschen Wert 
von 6,8% für das Jahr 2005.105 Ursächlich sind hier auch die deutlich höhere Arbeitslosigkeit 
und die geringere Tarifbindung. 
 
IV.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit 
IV.2.1 Entwicklung bis 2005 
Die Entwicklung der Arbeitslosigkeit ist vor allem durch die wirtschaftliche Entwicklung und die 
Nachfrage nach Arbeitskräften geprägt. Daneben spielt auch das Arbeitsangebot eine Rolle, 
das etwa durch die Stärke der Jahrgänge oder die steigende Frauenerwerbsneigung beeinflusst 
wird. Die im Kapitel Einkommen dargestellte negative Einkommensentwicklung in den Jahren 
2002 bis einschließlich 2005106 korrespondiert mit der steigenden Arbeitslosigkeit bis Mitte 
2005. 
 
Die Zahl der Arbeitslosen sank von 4,28 Mio. im Jahr 1998 zunächst bis auf 3,85 Mio. im Jahr 
2001 ab. Dabei ging die Arbeitslosigkeit aufgrund der positiven wirtschaftlichen Entwicklung 
überwiegend in Westdeutschland zurück. Die Arbeitslosenquote verringerte sich in diesem Zeit-
raum um 2 Prozentpunkte auf 10,3%. In den Jahren 2002 und 2003 stieg die Arbeitslosigkeit 
infolge der wirtschaftlichen Schwächephase deutlich bis auf 4,38 Mio. an und verharrte 2004 
                                                
105  Siehe hierzu Kapitel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt II.1.1 Ent-
wicklung der Bruttolöhne- und gehälter sowie Bosch, G./Kalina,T.: Niedriglohnbeschäftigung in Deutschland - 
Zahlen, Fakten, Ursachen, in: Bosch, G./Weinkopf.C (Hrsg.): Arbeiten für wenig Geld: Niedriglohnbeschäftigung 
in Deutschland, Frankfurt 2007, S. 20-105. 
106  Siehe Kapitel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt II.1.3 Einkom-
mensentwicklung der Haushalte. 
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auf diesem hohen Niveau mit einer Arbeitslosenquote von 9,4% in Westdeutschland und 20,1% 
in Ostdeutschland. Mit 5,29 Mio. wurde im Februar 2005 die höchste Zahl an Arbeitslosen seit 
der Wiedervereinigung und damit eine Arbeitslosenquote von 14,1% erreicht. 
 
Zum Jahresanfang 2005 kam es durch die Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit dem Teil 
der Sozialhilfe, der die erwerbsfähigen Personen und ihre Familien umfasste, zu einer Zäsur in 
der Arbeitslosenstatistik. Ehemalige Empfänger von Sozialhilfe sowie Angehörige von ehemali-
gen Arbeitslosenhilfebeziehern, soweit sie mindestens 15 Jahre alt und für eine Arbeitsaufnah-
me verfügbar waren, wurden 2005 erstmals vollständig in der SGB II-Statistik als Arbeitslose 
erfasst und von der Öffentlichkeit wahrgenommen. 107 Dieser so genannte „Hartz IV-Effekt“ ließ 
nach Berechnungen der Bundesagentur für Arbeit die jahresdurchschnittliche Zahl der Arbeits-
losen von 2004 auf 2005 um etwa 380.000 steigen. Zusammen mit der relativ schwachen Wirt-
schaftsentwicklung führte dies im Jahresdurchschnitt 2005 zu einem Anstieg der Zahl der Ar-
beitslosen um 480.000 auf 4,86 Mio. und einer Arbeitslosenquote von 13%.108  
 
                                                
107  Die Arbeitslosenhilfe war an das zuvor erhaltene Arbeitseinkommen gekoppelt und reichte meist aus, um auch 
Angehörige zu ernähren, die sich somit weder bei einer Agentur für Arbeit noch bei einem Sozialamt melden 
mussten. In der Arbeitslosenstatistik wurde nur der Arbeitslosenhilfeempfänger selbst als Arbeitsloser geführt, 
auch wenn mehrere erwerbsfähige Menschen von dieser Leistung lebten. Das Arbeitslosengeld II wird dagegen 
bedürftigkeitsabhängig für einzelne Personen gezahlt. Daher werden seit 2005 alle Personen, die Leistungen 
des SGB II erhalten und für eine Arbeitsaufnahme verfügbar sind, einzeln in der Arbeitslosenstatistik erfasst. 
108  Die ausgewiesenen Arbeitslosenquoten beziehen sich zur besseren Vergleichbarkeit auf die abhängigen zivilen 
Erwerbspersonen. Die Quote mit der Bezugsgröße aller zivilen Erwerbspersonen ist deutlich niedriger und lag 
im Jahr 2005 bei 11,7%. 
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Schaubild IV.1: 
 Entwicklung der Zahl der Arbeitslosen 













Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
 
Der Anteil der Langzeitarbeitslosen stieg nach der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe deutlich an, da viele der nun im SGB II als Arbeitslose erfassten Personen langjähri-
ge Bezieher von Sozialhilfe waren und auch nach der Zusammenlegung arbeitslos blieben. Im 
Jahr 2004 lag der Anteil der Langzeitarbeitslosen mit 1,68 Mio. bei 38,4% und im Jahr 2006 mit 
1,87 Mio. bei 41,7%. Dieser Anstieg ist insbesondere auf die Entwicklung in Westdeutschland 
zurückzuführen. In Ostdeutschland fiel der Anteil der Langzeitarbeitslosen in diesem Zeitraum. 
Der Unterschied kann wahrscheinlich auf den verfestigten Bezug von Sozialhilfe zurückgeführt 
werden, der in Westdeutschland deutlich ausgeprägter war als in Ostdeutschland. 
 
Die Zahl der arbeitslosen Personen im Alter von 55 bis 64 Jahren verringerte sich von 950.000 
im Jahr 1998 auf 483.000 im Jahr 2004. Im folgenden Jahr stieg die Arbeitslosenzahl der Älte-
ren auf 580.000. Auch Ausländer waren überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen (Ar-
beitslosenquote von 25,2% im Jahr 2005).109 
 
IV.2.2 Entwicklung seit 2006 
Der konjunkturelle Aufschwung seit dem Jahr 2006 zeigt sich auch am Arbeitsmarkt und erfasst 
alle Personengruppen. Sowohl ältere als auch jüngere und ausländische Arbeitslose finden 
wieder in Erwerbsarbeit. Mit Beginn des Jahres 2006 sanken die Arbeitslosenzahlen deutlich 
und sind seitdem stets niedriger als im jeweiligen Vorjahresmonat. Im Dezember 2006 lag die 
                                                
109  Siehe ausführlich Kapitel IX Menschen mit Migrationshintergrund, Abschnitt IX.4.2 Arbeitslosigkeit. 
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Zahl der Arbeitslosen bei 4,01 Mio. und die Arbeitslosenquote bei 10,7%. Gegenüber Dezember 
2005 nahm damit die Zahl der Arbeitslosen um 597.000 ab, wobei diese Entwicklung sowohl in 
Ost- als auch in Westdeutschland eintrat. Jedoch war das Niveau der Arbeitslosigkeit in Ost-
deutschland mit einer Arbeitslosenquote von 16,8% im Jahresdurchschnitt 2007 doppelt so 
hoch wie in Westdeutschland mit einer Quote von 8,4%. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen ver-
ringerte sich zwischen 2006 und 2007 um 19,8% in Westdeutschland und 12,2% in Ostdeutsch-
land.  
 
Die Arbeitslosenquoten für Männer und Frauen haben sich in den vergangenen Jahren im 
Durchschnitt angeglichen und lagen 2006 für beide Gruppen bei 12,0%. Im Jahr 2007 fielen sie 
auf 9,8% für Männer und 10,4% für Frauen. Dabei betrug die Arbeitslosenquote für Frauen in 
Ostdeutschland 16,8%, für Männer 16,7% und in Westdeutschland für Frauen 8,7%, Männer 
8,1%. Die Zahl der nicht als arbeitslos geltenden Personen in arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men (z. B. Weiterbildungen oder Zusatzjobs ohne Förderung abhängiger Beschäftigung) ist von 
rund 875.000 im Jahresdurchschnitt 2006 auf rund 810.000 im Jahr 2007 gesunken. 
 
Der konjunkturelle Aufschwung kommt allen Personengruppen zugute. Die Arbeitsmarktrefor-
men der Agenda 2010 waren erfolgreich, da sie die vom konjunkturellen Aufschwung auf dem 
Arbeitsmarkt ausgehenden Effekte verstärkt haben. Die Arbeitslosigkeit ging auch im Jahr 2007 
Schritt für Schritt zurück. 
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Schaubild IV.2: 
 Rückgang der Arbeitslosigkeit im Dezember 2007 im Vergleich zu Dezember 2006 
 





























































































Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
 
 
Die Arbeitslosenquote für Personen unter 25 Jahren war im Zeitraum zwischen 1998 und 2007 
stets geringer als die allgemeine Arbeitslosenquote und fiel im Jahr 2007 auch im Zuge der ver-
besserten konjunkturellen Lage auf 8,5%. Die Dauer der Arbeitslosigkeit hat sich bei der Grup-
pe der unter 25-Jährigen im letzten Jahr deutlich verringert. Zwar lag der Anteil der Jugendli-
chen unter 25 Jahren, die länger als drei Monate arbeitslos waren, im Januar 2008 noch bei 
46,6%. Durchschnittlich waren die Jugendlichen aber 4,5 Monate arbeitslos. Damit rückt das im 
Koalitionsvertrag formulierte Ziel näher, dass kein Jugendlicher länger als drei Monate arbeits-
los sein soll.  
 
In der Frühjahrsprojektion der Bundesregierung wird für 2008 eine weitere Verbesserung der 
Lage am Arbeitsmarkt prognostiziert. Im Jahresdurchschnitt 2008 wird im Vergleich zum Vorjahr 
ein Rückgang der Arbeitslosigkeit um rund 500.000 Personen und ein Anstieg der Zahl der Er-
werbstätigen um rund 400.000 erwartet. Dies bedeutet für viele Menschen eine neue Chance, 
durch Integration in den Arbeitsmarkt mehr Wohlstand und mehr Teilhabe zu erlangen.  
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IV.3 Arbeitslosigkeit und Bezug von Arbeitslosengeld II 
 
IV.3.1 Arbeitslosigkeit und Armut 
Die Einkommenssituation ist stark von der Erzielung von Erwerbseinkommen geprägt. Dies gilt 
unmittelbar für die Arbeitnehmer und Selbständigen, mittelbar gilt das für die vom Einkommen 
der Eltern abhängigen Kinder und die Rentner, deren Rentenhöhe vom erzielten Arbeitsein-
kommen im Lebensverlauf abhängig ist. Aber auch für diejenigen, deren Einkommen durch So-
zialtransfers gesichert wird, ist die Entwicklung der Erwerbstätigkeit indirekt von entscheidender 
Bedeutung. Denn nur wenn genügend Menschen Arbeit haben und Sozialversicherungsbeiträ-
ge sowie Steuern zahlen, bleiben die Transfersysteme finanzierbar. Die Entwicklung von Er-
werbstätigkeit und Arbeitslosigkeit bestimmt damit wesentlich über Wohlstand und Armut der 
Bevölkerung. 
 
Die Armutsrisikoquote von Arbeitslosen ist mit 43% mehr als dreimal so hoch wie die der Ge-
samtbevölkerung (13%). Deshalb gibt es zwischen der Arbeitslosigkeit und der Entwicklung des 
Bezuges von Mindesteinkommensleistungen auch einen engen Zusammenhang.110 Von den 
Arbeitslosen befanden sich 2007 mit 2,5 Mio. etwa zwei Drittel im Bezug der Leistungen des 
SGB II (Arbeitslosengeld II) und etwa ein Drittel im Bereich der Arbeitslosenversicherung des 
SGB III (34% im Januar 2008). Dieses Verhältnis lag im Juli 2005 noch bei 59% zu 41%. Diese 
Zahlen zeigen, dass arbeitslose Personen im Bereich des SGB III bisher stärker als die Arbeits-
losen im Bereich des SGB II wieder in Arbeit gefunden haben. Aktuell zeichnet sich jedoch auch 
bei den Arbeitslosen im Bereich des SGB II eine positive Entwicklung ab (vgl. Abschnitt 
IV.3.2). 
 
IV.3.2 Leistungsempfänger von Arbeitslosengeld II 
Weil das Arbeitslosengeld II aus Steuern finanziert wird, hat die Gesellschaft ein Interesse an 
bestmöglichen Eingliederungshilfen, aber auch einen Anspruch auf konsequente Eigeninitiative 
und aktive Mitwirkung der Arbeitsuchenden selbst. Fördern und Fordern gehen gleichberechtigt 
Hand in Hand. Von den Beziehern/-innen des Arbeitslosengeldes II wird erwartet, dass sie 
selbst alles tun, um die Abhängigkeit von staatlicher Hilfe – und damit die finanzielle Belastung 
der Gemeinschaft – so schnell wie möglich zu beenden. Wirkt der Leistungsbezieher bei seiner 
Eingliederung in Arbeit nicht in dem geforderten Maß mit, treten Sanktionen in Form von Minde-
rungen des Arbeitslosengeldes II bis hin zum Wegfall der Leistungen ein.111 Dies gilt insbeson-
dere für den Fall, dass sich der Erwerbslose ohne wichtigen Grund weigert, eine Eingliede-
rungsvereinbarung abzuschließen oder eine zumutbare Arbeit aufzunehmen. Zumutbar ist ei-
                                                
110  Siehe hierzu auch Kapitel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt II.2 
Mindestsicherung. 
111  Im September 2007 war bei 3,9% der arbeitslos gemeldeten erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (80.300) eine 
Sanktion verhängt, vgl.: Bundesagentur für Arbeit: SGB II, Zahlen, Daten, Fakten, Januar 2008, S. 29/30. 
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nem erwerbsfähigen Hilfeempfänger grundsätzlich jede Tätigkeit, zu der er körperlich, geistig 
und seelisch in der Lage ist, auch dann, wenn sie seiner früheren Berufstätigkeit oder seiner 
Ausbildung nicht entspricht oder als geringerwertig anzusehen ist, wenn sie mit Fahrzeiten ver-
bunden ist oder die Arbeitsbedingungen ungünstiger als seine bisherigen sind. Es gibt aller-
dings Ausnahmen, beispielsweise wenn die Beschäftigung wegen zu geringer Bezahlung als 
sittenwidrig anzusehen ist oder wenn der Tätigkeit die Betreuung eines Kindes oder die Pflege 
von Angehörigen entgegensteht. Unzumutbarkeit kann auch aus sonstigen Umständen des 
Einzelfalls vorliegen. 
 
Um zu analysieren, ob Hilfebedürftigkeit überwunden werden kann, ist die Struktur der derzeit 
Hilfebedürftigen zu betrachten. Bei Jugendlichen ab 15 Jahren, die dem Arbeitsmarkt schon zur 
Verfügung stehen, sowie bei Erwachsenen ist entscheidend, ob sie wieder Zugang zum Ar-
beitsmarkt und damit zu ausreichendem Erwerbseinkommen finden können. Kinder bis 14 Jah-
re bzw. in Schulausbildung befindliche ältere Jugendliche überwinden ihre Hilfebedürftigkeit nur 
über ein ausreichendes Einkommen der Eltern. 
 
Deshalb ist die Maxime der aktivierenden Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik, möglichst viele er-
werbsfähige Hilfebedürftige (wieder) in den ersten Arbeitsmarkt zu integrieren. Betrachtet man 
die Zahlen von Juni 2007, standen von 5,31 Mio. erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (3,41 Mio. in 
Westdeutschland und 1,90 Mio. in Ostdeutschland) nur 46% und damit 2,42 Mio. Personen dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung und waren damit arbeitslos gemeldet. Von den 2,69 Mio. Arbeitslo-
sengeld II-Bezieherinnen waren 1,13 Mio. arbeitslos (42%) und von den 2,62 Mio. Beziehern 
waren es 1,29 Mio. (49%). Hinzu kamen 587.000 erwerbstätige Hilfebedürftige mit einem Brut-
toeinkommen aus Erwerbstätigkeit von über 400 Euro im Monat („Aufstocker“).112 Davon hatten 
374.000 Erwerbstätige ein Einkommen von über 800 Euro im Monat. Diese Gruppe dürfte zu 
einem großen Teil einer Vollzeittätigkeit nachgehen. Die Mehrzahl der Vollzeiterwerbstätigen 
gehört nur kurzfristig zu den „Aufstockern“. Vollzeitbeschäftigte, die längere Zeit Leistungen 
beziehen, leben meist in Paarhaushalten mit oder ohne Kinder.113 Ihr Einkommen reicht ohne 
Aufstockung nicht zur Absicherung dieses Haushalts aus. Um Arbeitsanreize zu setzen, verfü-
gen diese Hilfebedürftigen mit der Aufstockung über ein Haushaltseinkommen, das oberhalb 
des soziokulturellen Existenzminimums liegt. 
 
Weitere rund 499.000 Arbeitslosengeld II-Empfänger befanden sich in arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen (ohne Förderung abhängiger Beschäftigung) und waren deshalb nicht als arbeits-
los registriert. Damit waren im Juni 2007 insgesamt – unter Berücksichtigung von Doppelzäh-
                                                
112 Weitere 637.000 Personen haben ein Einkommen aus Erwerbstätigkeit bis einschließlich 400 Euro. 
113  Bruckmeier, K./Graf, T./Rudolph, H.: Erwerbstätige Leistungsbezieher im SGB II. Aufstocker - bedürftig trotz 
Arbeit, in: IAB Kurzbericht Nr. 22, 2007. 
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lungen, soweit dies möglich ist – etwa 3,5 Mio. Empfänger von Arbeitslosengeld II arbeitsu-
chend bzw. bereits erwerbstätig.  
 
Auf Basis der heutigen Datenlage kann nur geschätzt werden, wie viele erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige aus unterschiedlichen Gründen aktuell nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen 
und somit letztlich nicht aktiviert werden können. Insgesamt handelt es sich um rund ein Drittel 
der Leistungsempfänger. Nach Schätzungen fallen hierunter im Jahr 2007 rund 200.000 Hilfe-
bedürftige im Alter von 58 Jahren und älter, die auf Grund der so genannten 58er-Regelung 
nicht aktiv vermittelt werden mussten.114 Des Weiteren handelt es sich um Personen, denen 
wegen der Betreuung kleiner Kinder oder pflegebedürftiger Angehöriger eine Arbeit nicht zu-
mutbar ist oder die vorübergehend erwerbsunfähig sind. Weiterhin stehen Schüler dem Ar-
beitsmarkt nicht zur Verfügung. Auch für diesen Personenkreis stellt das SGB II den Unterhalt 
sicher und ermöglicht damit den Abschluss der Schulausbildung. So gab es im Juni 2007 ins-
gesamt 1,05 Mio. Hilfebedürftige unter 25 Jahren, die mit hoher Wahrscheinlichkeit in Ausbil-
dung waren. Bei rund einem Viertel der 663.000 Bedarfsgemeinschaften von Alleinerziehenden 
leben Kinder unter drei Jahren (Juni 2007), so dass die Arbeitsaufnahme nicht zumutbar ist. Bei 
Alleinerziehenden mit älteren Kinder ist eine Arbeitslosigkeitsmeldung erst dann wahrscheinlich, 
wenn eine Betreuung der Kinder in einer Tageseinrichtung oder in Tagespflege sichergestellt 
ist. 
 
                                                
114  Nach der 58er-Regelung, die zum 31.Dezember 2007 auslief, können Personen nach Vollendung des 58. Le-
bensjahres unter Berufung auf § 428 SGB III bzw. § 65 Abs. 4 SGB II Arbeitslosengeld unter erleichterten Vor-
aussetzungen beziehen. Sie müssen den Vermittlungsbemühungen der Agentur für Arbeit nicht zur Verfügung 
stehen und gelten dementsprechend nicht als arbeitslos. Ältere, die unter diese Regelung fallen, sollen weiter-
hin in den Arbeitsmarkt integriert werden. Sie sind von keiner Vermittlung oder Maßnahme ausgeschlossen. 
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Tabelle IV.3: 
 Struktur der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
 ab 15 Jahren in Tausend 
 
Erwerbsfähige Hilfebedürftige (eHb) 2005 2006 Juni 2007
Gesamt 4.980 5.390 5.310
  
Arbeitsuchende oder erwerbstätige eHb 3.400 3.800 3.460
Arbeitslose 2.770 2.820 2.420
Erwerbstätige ab 400 Euro Brutto/Monat1) 373 543 587
Darunter: Erwerbstätige ab 800 Euro Brutto/Monat1) - - 374
Maßnahmeteilnehmer2) 305 474 499
  
Verbleibende eHb 1.580 1.590 1.850
Nachrichtlich: 
unter 25 Jahren 1.030 1.120 1.050
Alleinerziehende3) 474 584 663
Ausländer 958 1.010 981
 
1) Aus Abgleich der Grundsicherungs- und Beschäftigtenstatistik in 2005 und 2006 (nur sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigte) und Grundsicherungsstatistik in 2007 (alle Erwerbstätigen), daher im Zeitverlauf nicht
direkt vergleichbar; schließt etwa 50.000 Arbeitslose ein. 
2) Durchschnittlicher Bestand ohne Einmalleistungen und Förderung abhängiger Beschäftigung; ab 2006 mit 
Informationen von zugelassenen kommunalen Trägern. 
3) Mit Kindern unter 18 Jahren; Vergleichbarkeit über die Zeit nur bedingt sinnvoll. 
 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit 
 
Die vorliegenden Daten zeigen einen deutlichen Anstieg der erwerbstätigen Hilfebedürftigen mit 
einem Bruttoverdienst ab 400 Euro/Monat seit 2005. Die Zahl der erwerbstätigen Hilfebedürfti-
gen mit einem Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit von über 800 Euro im Monat ist zwischen 
Januar 2007 und Januar 2008 von 344.000 auf 370.000 gestiegen. Zuletzt gingen die Zahlen 
bei den vollzeitnahen Beschäftigungen allerdings erstmals wieder zurück, während sie bei den 
sog. Minijobs weiter anstiegen. Belastbare Erkenntnisse, worauf die Zunahme beruht, existieren 
nicht. Sie kann insbesondere die Folge einer erfolgreichen Aktivierung vormalig nicht erwerbstä-
tiger Arbeitslosengeld II-Bezieher/-innen sein, worauf die sinkenden Arbeitslosenzahlen im SGB 
II hindeuten. Darüber hinaus könnten der Wechsel von Wohngeldbeziehern ins Arbeitslosen-
geld II wegen Übernahme der tatsächlich anfallenden Wohn- und Heizkosten (Rückgang der 
erwerbstätigen Wohngeldbezieher von 2004 auf 2006 von rund 500.000 auf derzeit rund 
256.000 Haushalten) sowie die verbesserten Erwerbstätigenfreibeträge Gründe sein. Des Wei-
teren könnten sowohl ein Anstieg bei den Niedriglohnbeschäftigten (siehe Übersicht Niedrig-
lohnbereich) als auch ein Zustrom aus der Dunkelziffer zuvor schon dem Grunde nach An-
spruchsberechtigten für den Anstieg der erwerbtätigen Hilfebedürftigen verantwortlich sein. 
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IV.4 Zusammenfassung: Erwerbstätigkeit  
 
Der konjunkturelle Aufschwung seit 2006 kommt allen Personengruppen auf dem Arbeitsmarkt 
zugute. Der Rückgang der Arbeitslosigkeit setzte sich im Jahr 2007 auch für langzeitarbeitslo-
se, junge, ältere und ausländische Arbeitnehmer fort. Im Jahr 2007 stieg die Erwerbstätigkeit 
auf 39,7 Mio. im Jahresdurchschnitt – dem höchsten Stand seit der Wiedervereinigung – und 
übersprang im Dezember 2007 die 40-Millionengrenze. Die europäischen Lissabonziele bei 
den Erwerbstätigenquoten sind für Frauen (60%) und Ältere (50%) bereits erreicht und insge-
samt (70%) mit einem Wert von 69,4% für das Jahr 2007 in greifbare Nähe gerückt. Für die 
Älteren hat sich die Bundesregierung daher für das Jahr 2010 eine Erwerbstätigenquote von 
55% als nationales Ziel gesetzt. 
 
Der Zuwachs an Beschäftigung geht im Zehnjahresvergleich auch mit einer Zunahme flexibler 
Beschäftigungsformen wie selbständiger, geringfügiger und zeitlich befristeter Beschäftigung 
einher. Mit gesetzlich veränderten Rahmenbedingungen wurden der Wirtschaft flexible Mög-
lichkeiten eröffnet, um mehr Menschen in Arbeit zu bringen. Die Zahl der Leiharbeitnehmer hat 
sich von Dezember 2003 bis Dezember 2006 nahezu verdoppelt und wuchs bis zum Stichtag 
30. Juni 2007 auf rund 731.000 an. Der Zuwachs an Beschäftigung wird seit 2006 insgesamt 
im Wesentlichen von sozialversicherungspflichtigen Arbeitnehmer/-innen getragen. Das Niveau 
der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung stieg seit 2006 erstmalig wieder und lag im 
Juni 2007 bei 26,85 Mio. Es lag aber immer noch unter dem Niveau des Jahres 1998 (27,21 
Mio.). Im Vergleich zum Vorjahresmonat Juni 2006 stieg die Zahl im Juni 2007 jedoch um 
500.000 Personen (1,9%). 
 
Mit der Zunahme des Niedriglohnbereichs auch bei Vollzeiterwerbstätigkeit geht ein gestiege-
nes Armutsrisiko von Erwerbstätigen einher (Einkommensdaten nur bis einschließlich 2005). 
Zugleich aber haben neue Beschäftigungsformen mehr Menschen einen Weg aus der Arbeits-
losigkeit eröffnet und dadurch ihre Teilhabechancen verbessert. Das weiterhin zu niedrige Ni-
veau sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung und die Zunahme von Selbständigen mit 
niedrigen Einkommen und fehlender sozialer Absicherung sind problematisch. Die Gründe für 
diese Entwicklung sind vielfältig: andauernde Wachstumsschwäche bis einschließlich 2005, 
der zunehmende internationale Wettbewerb im Niedriglohnbereich, Wandel der Erwerbsfor-
men, die gesunkene Tarifbindung, aber auch sektorale und regionale Lohndifferenzen haben 
die Konkurrenz auf dem Arbeitsmarkt verschärft und die Löhne besonders im unteren Bereich 
unter Druck gesetzt. So ist nicht nur die Armutsrisikoquote von Arbeitslosen mit 43% mehr als 
dreimal höher als die der Gesamtbevölkerung (13%, EU-SILC 2006), sondern auch die Ar-
mutsrisikoquote von Erwerbstätigen stieg auf 6% leicht an.  
 
Das 2005 geschaffene zweistufige System der Arbeitsmarktpolitik besteht zum einen weiterhin 
aus der Arbeitsförderung nach dem Sozialgesetzbuch III als beitragsfinanzierte Arbeitslosen-
versicherung und zum anderen aus der steuerfinanzierten Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem Sozialgesetzbuch II. Ziel der Reform ist es, allen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
wieder eine Chance auf Integration in das Arbeitsleben zu geben, damit sie ihren Lebensunter-
halt und den ihrer Familie aus eigenen Kräften und Mitteln, unabhängig von staatlichen Unter-
stützungsleistungen, bestreiten können. Von den Beziehern/-innen des Arbeitslosengeldes II 
wird erwartet, dass sie selbst alles tun, um die Abhängigkeit von staatlicher Hilfe so schnell wie 
möglich zu beenden.  
 
Die Analyse der Struktur der Leistungsempfänger des Arbeitslosengeldes II zeigt, dass mit der 
Aufnahme einer Erwerbstätigkeit nicht immer die Hilfebedürftigkeit überwunden werden kann. 
Etwa ein Drittel der Leistungsempfänger ab 15 Jahren steht dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfü-
gung. Hinzu kamen im Juni 2007 374.000 erwerbstätige Hilfebezieher mit einem Einkommen 
von über 800 Euro im Monat. 
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V. Familie und Kinder 
 
V.1 Familie heute 
Die Familie – in den unterschiedlichsten Formen familiären Zusammenlebens – ist ein Grund-
pfeiler der Gesellschaft. Sie bietet ihren Mitgliedern Rückhalt und wechselseitige Unterstützung. 
Für Kinder bilden Familien den gesellschaftlichen Rahmen für eine frühzeitige Entfaltung indivi-
dueller Potenziale. Durch eine das Selbstbewusstsein der Kinder und ihre aktive Teilhabe an 
der Gesellschaft fördernde Sozialisation werden wichtige Grundsteine für die Persönlichkeits-
entwicklung und spätere Teilhabechancen gelegt. Erstmals seit zehn Jahren gab es im Jahr 
2007 mehr Geburten als im Vorjahr. Mehr als drei Viertel aller Kinder wachsen nach wie vor in 
einer Familie mit verheirateten Eltern auf. Die Zahl und der Anteil der Kinder bei Alleinerzie-
henden- und bei Lebensgemeinschaften nehmen jedoch stetig zu (siehe Tabelle V.1).  
 
Auch im Berichtszeitraum ist die Anzahl der Alleinerziehenden mit minderjährigen Kindern wei-
ter von rund 1,5 Mio. im Jahr 2003 auf rund 1,6 Mio. im Jahr 2006 gestiegen. Die Momentauf-
nahme der Familientypen sagt jedoch wenig aus über die Übergänge im Familienleben wie Hei-
rat oder Gründung von Patchwork-Familien sowie Trennung und Scheidung und deren Folgen 
für die wirtschaftliche Stabilität der Familien und das Wohlergehen der Kinder. 
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Tabelle V.1: 
 Familien mit Kindern unter 18 Jahren 
 im Haushalt nach Familientypen 
 
 1996 2006
1.000 % 1.000 % 
Familienstrukturen  
Ehepaare 7.673 81,4 6.476 74,0 
Lebensgemeinschaften 452 4,8 668 7,6 
Alleinerziehende 1.304 13,8 1.617 18,4 
Zusammen 9.429 100,0 8.761 100,0 
 davon 
 Westdeutschland 7.203 76,4 7.166 81,8 
 Ostdeutschland einschl. Berlin 2.225 23,6 1.595 18,2 
Kinder in Familien von Minderjährige Kinder  
Ehepaaren 13.096 84,0 10.914 77,4 
Lebensgemeinschaften 650 4,1 942 6,7 
Alleinerziehenden 1.857 11,9 2.243 15,9 
Zusammen 15.603 100,0 14.099 100,0 
 davon 
 Westdeutschland 12.161 78,0 11.812 83,8 
 Ostdeutschland einschl. Berlin 3.441 22,0 2.287 16,2 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
 
V.2 Familie als Ressource für individuelle Potenziale von Kindern 
In der Kindheit werden Weichen für die körperliche, emotionale und geistige Entwicklung ge-
stellt und damit Grundlagen für ihre späteren Teilhabe- und Verwirklichungschancen als Ju-
gendliche und Erwachsene in der Gesellschaft gelegt. Familienmitglieder kümmern sich wech-
selseitig um emotionale Bedürfnisse, lösen gemeinsam Probleme, unterstützen sich in Krisen 
und betreuen einander bei Krankheit. Hier werden Kinder primär sozialisiert, hier entfalten sie 
ihre Persönlichkeit und nehmen in der Regel relativ stabile Verhaltensweisen an, die es ihnen 
ermöglichen, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen.  
 
Die große Mehrzahl der Familien bewältigt ihr Leben selbst und lebt in sicheren materiellen 
Verhältnissen. Störungen, Krisen sowie externe Einflüsse können aber zu Armut und sozialer 
Ausgrenzung der Familienmitglieder führen. Ein einkommenszentrierter Ressourcenbegriff 
reicht nicht aus, um differenzierte Lebenslagen, Armutsrisiken und Bewältigungsstrategien im 
Familienalltag zu beschreiben. 
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Armut und soziale Ausgrenzung als Folge mangelnder Ressourcen und Bewältigungsmög-
lichkeiten stellen sowohl für die Familien sowie für Kinder und Jugendliche als auch für deren 
soziale Netzwerke eine hohe Belastung dar. Armutsrisiken in Familien beschränken sich dabei 
nicht allein auf unzureichende finanzielle Mittel. Bei Kindern und Jugendlichen zeigen sich zu-
sätzlich Entwicklungsdefizite, Unterversorgung mit der Folge gesundheitlicher Probleme und 
soziale Benachteiligungen, etwa durch mangelnde Integration in der Schule und unter den 
Gleichaltrigen. Es besteht auch ein Zusammenhang zwischen gesundheitlicher Entwicklung 
(körperlich und seelisch) und materieller Versorgung. Ernährungs- und Gesundheitsverhalten 
sind beeinträchtigt: Je knapper die sozioökonomischen Ressourcen, desto schlechter ist auch 
die Ernährung.115  
 
Trotz belastender Lebenslagen gelingt es aber Kindern und Jugendlichen, davon unbeschadet 
eine normale persönliche Entwicklung zu nehmen. Dieses Phänomen wird in der Resilienzfor-
schung untersucht, die die bestimmenden Faktoren für die psychische Widerstandsfähigkeit von 
Kindern gegenüber biologischen, psychischen und psychosozialen Entwicklungsrisiken er-
forscht.116 
 
Auch emotionale Instabilität und Verhaltensauffälligkeiten der Kinder sind nicht selten Begleiter-
scheinungen von Armut und sozialer Ausgrenzung. Darunter leiden nicht zuletzt die Bezie-
hungen zu Gleichaltrigen, die bereits durch den begrenzten Zugang zu materiellen Gütern und 
Freizeitaktivitäten erschwert werden. Beeinträchtigt werden auch die kognitive und sprachliche 
Entwicklung sowie die schulischen Leistungen von Kindern.117 Die Gründe, die zur Vernachläs-
sigung von Kindern durch ihre Eltern führen können, sind sehr vielschichtig. Häufig kommen 
individuelles Versagen, psychische Belastungen, mangelnde Bewältigungsstrategien sowie so-
ziale und ökonomische Ursachen zusammen.118 Eltern, die gegen ihre Kinder Gewalt anwen-
den, haben häufig selbst in ihrer eigenen Kindheit Gewalt erfahren.  
 
V.3 Familien und ihre Ressourcen im Lebensverlauf 
Familien stehen im Alltag wiederkehrenden Entscheidungssituationen mit Blick auf Zeit-
verwendung, Erwerbsbeteiligung, Konsum, Vorsorge oder Ausbildungswege gegenüber. Sie 
benötigen ausreichende Ressourcen, um dabei als emotional und wirtschaftlich stabile Ge-
                                                
115  Kamensky, J.: Kinderarmut - Folgen für die Ernährung, in: Kamensky, J./Heusohn, S./Klemm, U.: Kindheit und 
Armut in Deutschland, Beiträge zur Analyse, Prävention und Intervention, Ulm 2000. 
116
  Balz,H.-J.: Prekäre Lebenslagen und Krisen - Strategien zur individuellen Bewältigung, in: Handbuch Armut und 
soziale Ausgrenzung von Huster, E.-U./Boeckh, J./ Mogge-Grotjahn, H. (Hrsg.), Wiesbaden 2008, S. 419-437.  
117  Vgl. Holz G./ Puhlmann A.: Alles schon entschieden? Wege und Lebenssituationen armer und nicht-armer Kin-
der zwischen Kindergarten und weiterführender Schule. Zwischenbericht zur AWO-ISS-Längsschnittstudie, 
Frankfurt a. M. 2005, S. 31. 
118  Siehe dazu Deutscher Bundestag Wissenschaftliche Dienste: Kindervernachlässigung, Aktueller Begriff Nr. 
59/07, 2007, S. 2.  
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meinschaften die ihnen obliegenden Aufgaben und Funktionen erfüllen zu können. Zu den not-
wendigen Schlüsselressourcen gehören neben dem Einkommen Bildung, Erwerbstätigkeit, Ge-
sundheit, Zeit, soziale Vernetzung, Wohnung sowie ein adäquates Wohnumfeld.119 Kinder sind 
insbesondere dann armutsgefährdet, wenn ihre Eltern arbeitslos sind oder wenn ihre Eltern 
zwar arbeiten, aber das Arbeitsentgelt nicht ausreicht, um den Unterhalt der gesamten Familie 
zu sichern.120  
 
Familien werden darüber hinaus in ihrer Biografie mit kritischen Übergängen und Brüchen kon-
frontiert. Wenn die Eltern nach einer Familiengründung bzw. nach der Geburt eines weiteren 
Kindes mittelfristig keine neue stabile Balance zwischen Erwerbs- und Familienarbeit finden, 
werden bestehende oder neu auftretende Armutsrisiken verstärkt. Wird im Falle von Ar-
beitslosigkeit, Trennung oder Scheidung keine neue familiäre Stabilität mit Unterhaltsleistungen 
oder wirtschaftlicher Unabhängigkeit gefunden, kann dies ebenso zu Armut und Ausgrenzung 
bzw. deren Verfestigung führen.121  
 
V.3.1 Einkommen von Familienhaushalten122
Einkommen
Das durchschnittliche Haushaltsnettoäquivalenzeinkommen von Familien auf Basis der euro-
paweit harmonisierten Erhebung EU-SILC beträgt nach den zuletzt verfügbaren Daten für das 
Jahr 2005 16.556 Euro. Damit verfügen Familien im Durchschnitt über ein annähernd so hohes 
Nettoäquivalenzeinkommen (96%) wie alle Haushalte in Deutschland. Alleinerziehenden-
Haushalte und Haushalte mit drei und mehr Kindern weisen dabei im Durchschnitt mit etwa 
77% bzw. 87% die niedrigste Einkommensposition auf. Dagegen haben Paare mit einem Kind 
eine überdurchschnittliche Position (106%).  
 
                                                
119  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.): Siebter Familienbericht. Familie zwischen 
Flexibilität und Verlässlichkeit - Perspektiven für eine lebenslaufbezogene Familienpolitik, Berlin 2005, S. 282. 
120  Gemeinsamer Bericht von Rat und EU-Kommission über Sozialschutz und soziale Eingliederung 2008, S. 3. 
121  Eine in besonderer Weise von Armut berührte Gruppe bilden von Gewalt betroffene Frauen. So ist ein hoher 
Anteil der Frauen, die vor Partnergewalt ins Frauenhaus fliehen, auf SGB-II-Leistungen angewiesen (46%); 
Frauenhauskoordinierung: Bewohnerinnenstatistik 2005, S. 3f.; vgl. dazu auch Kapitel XI Menschen in extremer 
Armut und begrenzt selbsthilfefähige Personen. 
122  Dieser Abschnitt basiert unter anderem auf dem 2008 erschienenen Bericht des Sozialschutzausschusses in 
der EU: Child poverty and child well-being in the EU. 
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Tabelle V.2: 
 Nettoäquivalenzeinkommen 
 nach Haushaltstypen 2005 in Euro/Jahr 
Alleinerziehende Paar mit 1 Kind Paar mit
2 Kindern 
Paar mit 3 und 
mehr Kindern 
insgesamt
13.245 18.225 16.785 14.997 16.556 
 
Quelle: EUROSTAT 2008, EU-SILC 2006 
 
Armutsrisikoquote
Die Armutsrisikoquote von Kindern (Kernindikator A.1.), die hier in der Altersabgrenzung von 
0 bis 15 Jahren betrachtet werden, lag 2005 nach den Ergebnissen von EU-SILC bei 12%, ei-
nen Prozentpunkt unter dem Wert für die Gesamtbevölkerung. Damit gehört Deutschland im 
europäischen Vergleich zu den Ländern mit der niedrigsten Armutsrisikoquote von Kindern.  
 
Schaubild V.1: 
 Armutsrisikoquoten der Gesamtbevölkerung 
 und von Kindern (0 bis 15 Jahre) 



























































































































insgesamt Kinder 0-15 Jahre
 
 
Quelle: EUROSTAT 2008, EU-SILC 2006 
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Nach den Daten des SOEP ist das Armutsrisiko von Kindern, anders als nach der europäischen 
Statistik, mit einem Unterschied von acht Prozentpunkten deutlich höher als in der Gesamtbe-
völkerung. Ihr Armutsrisiko ist danach zwischen 2002 und 2005 mit vier Prozentpunkten auch 
stärker gestiegen als in der Gesamtbevölkerung (Kernindikator A.1.). Die Ursachen für die 
unterschiedlichen Befunde resultieren aus den verschiedenen Erhebungsdesigns und Einkom-
mensbegriffen der Befragungen. So berücksichtigt z. B. das SOEP den Mietwert des selbst ge-
nutzten Wohneigentums als Einkommenskomponente und trifft besondere Vorkehrungen wie 
muttersprachliche Fragebögen, um Migranten besser einzubeziehen. EU-SILC erlaubt jedoch 
einen EU-Vergleich und seine Werte liegen nahe an denen der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe, die die Grundlage für den vorhergehenden Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung bildete. Trotz der Unterschiede im Niveau der Quote zeigt sich in beiden Daten-
quellen, dass Kinder vor allem dann von einem erhöhten Armutsrisiko betroffen sind, wenn sie 




 nach Haushaltstypen 2005 in Prozent 
Allein-
erziehende
Paar mit 1 Kind Paar mit 2
Kindern
Paar mit 3 und 
mehr Kindern 
insgesamt
24 8 9 13 11 
 
Quelle: EUROSTAT 2008, EU-SILC 2006 
 
Neben der Beschreibung von Kinderarmut auf der Grundlage des statistischen Risikos der rela-
tiven Einkommensarmut wird in Deutschland oft das soziokulturelle Existenzminimum, das dem 
SGB II und SGB XII zugrunde liegt, in der Armutsdiskussion verwendet. Dabei zeigt die Inan-
spruchnahme einer Transferleistung lediglich das Ausmaß, in dem Teile der Bevölkerung den 
zugesicherten Mindeststandard nur mit Unterstützung des Systems der sozialen Sicherung er-
reichen. Die SGB II-Statistik für Januar 2008 weist nach vorläufigen Angaben rund 1,8 Mio. 
Kinder unter 15 Jahren aus, die in 1,1 Mio. von insgesamt rund 3,5 Mio. Bedarfsgemeinschaften 
leben. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies einen Rückgang von 2,1%. Die konjunkturelle 
Entwicklung sorgt also auch dafür, dass weniger Kinder von Sozialgeld abhängig sind. Aller-
dings greift der konjunkturell bedingte Trend rückläufiger Abhängigkeit von der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende umso langsamer, je mehr Kinder vorhanden sind.  
 
Reduzierung der Armutsgefährdung
Sozial- und familienpolitische Transferleistungen wie Arbeitslosengeld II, Sozialgeld, Sozialhilfe, 
Kindergeld, Kinderzuschlag, Wohngeld und Erziehungsgeld (ab 2007 Elterngeld) sowie der Un-
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terhaltsvorschuss123 reduzieren die relative Einkommensarmut von Familien deutlich. So senkt 
die Zahlung staatlicher Transferleistungen die Armutsgefährdungsquote von Kindern um fast 
zwei Drittel von 34% auf 12%.124 Dies belegt zum einen die hohe Funktionsfähigkeit des ge-
genwärtigen Leistungsgefüges und zeigt gleichzeitig, wie unerlässlich es ist, soziale und famili-
enpolitische Transferleistungen zu sichern und wirksam auszugestalten:  
 
 Wirksames Kindergeld 
Das Kindergeld gleicht etwa ein Drittel der durchschnittlich anfallenden Aufwendungen für ein 
Kind aus. Mit zunehmender Kinderzahl gewinnt dieser Ausgleich an Bedeutung für die Familien, 
weil Fixkosten in bestimmten Bereichen ansteigen. Zudem sinken die Möglichkeiten beider El-
ternteile, erwerbstätig zu sein, weil die entlastende Infrastruktur für Familien mit mehreren Kin-
dergarten- und Schulkindern nicht voll entwickelt und aufeinander abgestimmt ist.125 Heute 
schon hat das Kindergeld für rund 1,6 Mio. Kinder eine armutsreduzierende Wirkung. Insbeson-
dere für Mehrkindfamilien und Alleinerziehende ist es bedeutsam.126 Bei Alleinerziehenden 
macht das Kindergeld im Durchschnitt knapp 22% des Haushaltsnettoeinkommens aus. Bei 
Familien mit drei oder mehr Kindern liegt der Anteil des Kindergeldes am Haushaltseinkommen 
bei 15%. 
 
  Kinderzuschlag und Wohngeld 
Auch der Kinderzuschlag und das Wohngeld entfalten ihre armutsreduzierende Wirkung, insbe-
sondere bei Paaren bzw. bei Alleinerziehenden mit zwei oder mehr Kindern.127 Bei Alleinerzie-
henden und bei kinderreichen Familien erfüllen finanzielle Maßnahmen demnach die wichtige 
Funktion, geringe eigene Einkommen bzw. Unterhaltsleistungen zu ergänzen. Die politische 
Herausforderung besteht darin, durch Betreuungsangebote, Arbeitsvermittlung und Familien-
freundlichkeit in Unternehmen die Erwerbs- und Verdienstchancen der betreffenden Familien zu 
stärken und gleichzeitig bei der gezielten finanziellen Förderung nicht nachzulassen. 
 
 Betreuungsangebote 
Die im Vergleich zur Gesamtbevölkerung höhere Armutsgefährdung vor Sozialtransfers von 
Kindern weist auch auf die Notwendigkeit des Ausbaus der Betreuungsangebote für Kleinkinder 
hin, um neben der frühen Förderung von Kindern auch die Erwerbschancen von Eltern und da-
mit deren Marktposition zu stärken. Über die Hälfte der Familienbedarfsgemeinschaften im 
                                                
123
  Unterhaltsvorschuss nach dem Unterhaltsvorschussgesetz wird anstelle fehlender oder zu geringer Unterhalts-
zahlungen des unterhaltsverpflichteten Elternteils maximal 72 Monate und längstens bis zur Vollendung des 12. 
Lebensjahres eines Kindes gezahlt.  
124  Westdeutschland: Reduzierung von 29,7 auf 11,1%; Ostdeutschland und Berlin: Reduzierung von 47,5 auf 
17,1% (EU-SILC 2006). 
125
  Siehe dazu Abschnitt V.3.1 Einkommen von Familienhaushalten. 
126
  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ): Arbeitsbericht „Zukunft für Familie“, 
Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen im BMFSFJ, Berlin 2008, S. 65. 
127  BMFSFJ 2008 , a.a.O., S. 47/ 48. 
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SGB II sind Alleinerziehende mit Kindern. An dieser Gruppe zeigt sich deutlich, dass neben der 
finanziellen Grundsicherung insbesondere eine gezielte Förderung und Vermittlung in Arbeit 
und Ausbildung sowie die Bereitstellung unterstützender Hilfen wie Beratung und Kin-
derbetreuung von erheblicher Bedeutung sind.128 
 
V.3.2 Familie und Erwerbstätigkeit 
Die Höhe des Erwerbseinkommens bestimmt maßgeblich die wirtschaftliche und materielle Si-
tuation von Familien und hat nachweislich Einfluss auf andere Dimensionen wie Gesundheit, 
Bildung und Wohnen. So ist das Armutsrisiko von Familien (und Kindern) in starkem Maße da-
von abhängig, ob und wie viele Bezieher von Erwerbseinkommen im Haushalt leben. Paar-
Familien mit einem oder zwei Kindern und Haushalte, in denen zumindest ein Mitglied im er-
werbsfähigen Alter einer Vollzeitbeschäftigung nachgeht, haben ein vergleichsweise niedriges 
Armutsrisiko. In Anbetracht der hohen Arbeitslosigkeit verzeichnete Deutschland im EU-
Vergleich 2005 auch einen überdurchschnittlich hohen Anteil von Kindern, die in Erwerbslosen-
haushalten leben. 48% dieser Haushalte verfügten über ein Nettoäquivalenzeinkommen unter-
halb der Armutsrisikoschwelle. Daten auf der Basis des SOEP zeigen, dass der Anteil der Kin-
der unter 18 Jahren, die in Haushalten ohne Vollzeitbeschäftigten leben, von 17% im Jahr 1995 
auf 30% im Jahr 2005 angestiegen ist.129 Das folgende Schaubild zeigt, dass mit der Aufnahme 
einer Vollzeitbeschäftigung durch ein oder mehrere erwerbsfähige Haushaltsmitglieder die Ar-
mutsgefährdung von Familien mit Kindern von 48% auf 8% bzw. 4% sinkt. 
 
                                                
128  Vgl. dazu Deutsches Jugendinstitut: Unterstützung für Alleinerziehende - Arbeitsmarktintegration und soziale 
Teilhabe. Ein kommunales Handlungskonzept, Nürnberg/München 2005. 
129  Prognos/Fraunhofer Institut (FIT): Berechnungen auf der Basis der SOEP-Wellen 1995 - 2006 für das Kom-
petenzzentrum für Familienbezogene Leistungen, 2008, unveröffentlichtes Manuskript. 
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Schaubild V.2: 
 Armutsrisikoquoten von Haushalten mit Kindern 








0 über 0 bis unter
0,5





















1) Der Vollzeitbeschäftigung aller Haushaltsmitglieder im erwerbsfähigen Alter entspricht der Faktor 1. 
Bei einer Erwerbsbeteiligung von 0 geht kein Haushaltsmitglied im erwerbsfähigen Alter einer Be-
schäftigung nach. Bei 0,5 ist z. B. einer von zwei erwerbsfähigen Haushaltsmitgliedern vollzeiter-
werbstätig oder beide halbtags. 
 
Quelle: EUROSTAT 2008, EU-SILC 2006 
 
Aber auch eine Vollzeitbeschäftigung schützt Familien nicht immer vor Einkommensarmut. Zu 
den Beziehern von Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Arbeitslosengeld II) 
zählen in zunehmendem Maße auch Eltern mit einem zur Deckung des gesamten Familien-
bedarfs nicht ausreichenden Erwerbseinkommen. Im Januar 2007 erzielten 226.000 (34%) der 
Paare mit Kindern mit Arbeitslosengeld II ein Bruttoeinkommen aus Erwerbstätigkeit von 
400 Euro oder mehr. Bei den Alleinerziehenden lag dieser Anteil bei 12% bzw. die Zahl bei 
82.000. 800 Euro und mehr verdienten im Januar 2007 167.000 bzw. 25% der Paare mit Kin-
dern und 40.000 Alleinerziehende (knapp 6%). 
 
Das nach wie vor vorherrschende Lebensmodell von Familien in Deutschland ist dadurch ge-
kennzeichnet, dass nach dem Mutterschutz in der Regel die Mutter ihre Erwerbstätigkeit zumin-
dest zeitweise unterbricht oder einschränkt, um die Kinderbetreuung zu übernehmen.130 Es be-
                                                
130  BMFSFJ 2005, a. a. O., S. 289 u. 317; sowie Robert-Bosch-Stiftung (Hrsg.): Kinderwünsche in Deutschland. 
Konsequenzen für eine nachhaltige Familienpolitik, Stuttgart 2006, S. 56. 
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steht ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Erwerbstätigkeit von Müttern und dem Alter 
des jüngsten Kindes sowie der Anzahl der Kinder. 
 
Tabelle V.4: 
 Erwerbstätigkeit von Frauen im Alter von 20 bis 49 Jahren 
 nach Zahl der Kinder 
 ohne Kinder ein Kind zwei Kinder 
drei und mehr 
Kinder
Erwerbstätigen- 
quote (%) 77 65 58 41 
Teilzeitquote (%) 28 61 76 78 
 
Quelle: European Labour Force Survey 2005 
 
Mütter mit Kindern ab sechs Jahren sind mit 34% nur halb so oft nicht erwerbstätig wie Mütter 
mit kleineren Kindern (62%).  
 
Tabelle V.5: 
 Erwerbstätigkeit von Müttern nach Alter der Kinder 2005 
Alter des jüngsten Kin-
des




Mit Kindern unter 3 Jah-
ren 12 21 62 100 
Mit Kindern ab 6 Jahren 17 48 34 100 
Mit Kindern unter 15 Jah-
ren 22 49 28 100 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Mikrozensus 
 
Eine Unterbrechung der Erwerbstätigkeit reduziert zunächst das Familieneinkommen bei gleich-
zeitig erhöhtem finanziellem Bedarf. Auf den Umstand, dass sich materielle Anforderungen und 
verfügbare Einkommen von Familien gerade in der Phase nach der Familiengründung nicht ent-
sprechen, hat der Gesetzgeber mit der Einführung des Elterngeldes zum 1. Januar 2007 rea-
giert.132  
 
Die gesetzlich verankerte Elternzeit ermöglicht es, sich bis zu drei Jahre von Erwerbsarbeit ent-
lastet der Familie und Kindererziehung zu widmen. Eine so lange Auszeit birgt aber auch das 
                                                
131  Der Mikrozensus gibt als zusätzliche Gruppe auch „vorübergehend Beurlaubte“ an. 
132  Vgl. dazu auch BMFSFJ 2005, a. a. O. 
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Risiko, den Wiedereinstieg in den Beruf zu erschweren und berufliche Qualifikationen mit der 
Zeit zu entwerten. Fehlt es an familienfreundlichen Arbeitsbedingungen in Unternehmen und 
adäquaten Betreuungsangeboten für Kinder, werden zumeist die Mütter von einer beruflichen 
Entwicklung im Unternehmen ausgeschlossen.  
 
Im Falle einer Trennung oder Scheidung kann es sich als Armutsrisiko erweisen, wenn der 
Trennung eine längere Phase der Nicht-Erwerbstätigkeit vorangeht. Mangelnde Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten erschweren die Bewältigung dieses Umbruchs. Verschärft wird die Proble-
matik, wenn Unterhaltszahlungen durch den anderen Elternteil nicht geleistet werden, auch 
wenn die Betroffenen Unterhaltsvorschussleistungen erhalten. Insbesondere Alleinerziehende 
zählen weit überproportional zu den Beziehern/Bezieherinnen von staatlicher Grundsicherungs-
leistung.  
V.3.3 Kindertagesbetreuung und frühkindliche Förderung 
Bildung beginnt in der frühen Kindheit. Die Erziehung und Förderung ihrer Kinder ist das Recht 
und die Pflicht der Eltern. Dort, wo den Familien die notwendigen Ressourcen hierfür nicht zur 
Verfügung stehen, ist es Aufgabe von Staat und Gesellschaft, Angebote zur Betreuung und 
Bildung von Kindern bereitzustellen und Alltags-, Familien- und Erziehungskompetenzen zu 
vermitteln. Sprachfähigkeit, soziale Kompetenzen und elementare Grundfertigkeiten werden 
bereits in den ersten Lebensjahren vor dem Übergang zur Schule vermittelt. Der Besuch einer 
Kindertagesstätte hat nachweislich positiven Einfluss auf den Zugang zur Grundschule.133  
 
Eltern mit einem niedrigen Qualifikationsniveau fällt es aufgrund fehlender eigener Erfahrungen 
deutlich schwerer als anderen, ihre Kinder im Schulalltag zu unterstützen.134 Dies macht sich 
bereits vor dem Schuleintritt in der Sprachentwicklung der Kinder bemerkbar. Die Verwirkli-
chungschancen der Kinder aus bildungsfernen Familien sind dadurch oftmals schon in der 
Grundschule geringer. Zudem schaffen sie seltener den Übergang auf das Gymnasium.135 Die-
ser Zusammenhang gilt besonders häufig für Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund.136 Das Vorhandensein einer qualitativ hochwertigen Infrastruktur für die frühe Bildung 
und Betreuung von Kindern, eine bessere individuelle schulische Förderung sowie Angebote 
zur Stärkung der Erziehungskompetenzen der Eltern sind deshalb unverzichtbar, um Familien 
bei der Erziehung und Bildung ihrer Kinder zu unterstützen. 
                                                
133  Holz G./ Puhlmann A. : Alles schon entschieden? Wege und Lebenssituationen armer und nicht-armer Kinder 
zwischen Kindergarten und weiterführender Schule. Zwischenbericht zur AWO-ISS-Längsschnittstudie, Frank-
furt a.M. 2005, S. 79. 
134  Bertram, H.: Zur Lage der Kinder in Deutschland. Politik für Kinder als Zukunftsgestaltung, Innocenti Working 
Paper 2006-02, Innocenti Research Centre, Florenz 2006, S. 20. 
135  Holz, G./Richter, A./Wüstendörfer, W./Giering, D.: Zukunftschancen für Kinder. Wirkungen von Armut bis zum 
Ende der Grundschulzeit, Frankfurt a. M. 2005, S. 85; sowie World Vision 2007, a. a. O., S. 5. Siehe auch Kapi-
tel III Bildungschancen. 
136  Bertram 2006, a. a. O., S. 20; siehe dazu auch ausführlich Kapitel IX Menschen mit Migrationshintergrund, 
Abschnitt IX.3 Bildungschancen. 
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Mit dem 2005 in Kraft getretenen Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG) soll die Betreuungs-
quote für Kinder unter drei Jahren erhöht werden. Sie lag 2007 in Ostdeutschland bei 41,0% 
und in Westdeutschland bei 9,9% und ist damit im Vergleich zum Vorjahr (mit 39,7% in Ost- und 
8,0% in Westdeutschland) leicht angestiegen.137 Zum Stichtag 15. März 2007 wurden bundes-
weit 321.323 Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtungen und in Kindertagespflege 
betreut (Kernindikator Q.4.). Dies entspricht einer Betreuungsquote (Zahl der Kinder in Kinder-
tagesbetreuung an allen Kindern) von 15,5%.  
 
Das europäische Ziel einer Betreuungsquote für Kindergartenkinder ab drei Jahren von 90% 
wird in Deutschland knapp erreicht (2007: Bund 89,3%, Westdeutschland: 88,4%, Ostdeutsch-
land: 94,1%; jeweils ohne Berlin). Außerschulische Betreuung in einem Hort bzw. bei einer Ta-
gesmutter oder einem Tagesvater wurde im März 2007 von knapp jedem fünften Kind bis zehn 
Jahren in Anspruch genommen (19,4%). Ganztagsangebote im schulischen Bereich nahmen 
nicht zuletzt seit dem Investitionsprogramm zum Auf- und Ausbau von Ganztagsschulen deut-
lich zu. Im Schuljahr 2006/2007 nahmen 12,7 % der Schüler/-innen in Grundschulen am Ganz-
tagsschulbetrieb teil, während es 2002/2003 nur 4,2% waren (Kernindikator Q.4.). 138 
 
V.3.4 Konsum und soziale Teilhabe 
Mit der Erziehung von Kindern sind erhebliche materielle Aufwendungen verbunden, die sich im 
Lebensverlauf verändern und mit dem Alter des Kindes ansteigen.139 Bei Paaren mit drei Kin-
dern sowie bei Alleinerziehenden mit zwei Kindern deckt das Kindergeld mehr als ein Drittel der 
durchschnittlichen Ausgaben für Kinder.140 Höhe und Struktur der Aufwendungen differieren 
erheblich nach Alter des Kindes und nach Familieneinkommen. Verbrauchsanalysen belegen, 
dass Eltern mit niedrigem Einkommen zuerst an ihren eigenen Bedürfnissen sparen, bevor sie 
Einschnitte bei denen ihrer Kinder machen. Familien mit niedrigem Einkommen verzichten so 
beispielsweise auf Urlaubsreisen und sparen insbesondere an kulturellen und Bildungsangebo-
ten.141 Materielle Unterversorgung von Kindern in Bezug auf die Grundbedarfe steht dagegen 
meist erst am Ende einer längeren Phase der Einkommensarmut, etwa beim Durchlaufen einer 
Überschuldungsspirale.142 Kinder aus besser gestellten Familien hingegen haben deutlich mehr 
eigenes Geld zur Verfügung als Kinder aus einkommensschwachen Familien. Dies macht den 
                                                
137  Statistisches Bundesamt : Ergebnisse der Statistiken der Kindertagesbetreuung, Wiesbaden 2007. 
138  Sekretariat der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland: Allge-
mein bildende Schulen in Ganztagsform in den Ländern in der Bundesrepublik Deutschland - Statistik 2002 bis 
2006, Bonn 2008, S. 11. 
139  Münnich, M.: Einkommensverhältnisse von Familienhaushalten und ihre Ausgaben für Kinder. Berechnungen 
auf der Grundlage der Ergebnisse der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003, in: Wirtschaft und Statis-
tik 6., Wiesbaden 2006, S. 644-670. 
140  Prognos/ Fraunhofer Institut FIT, 2008, a. a. O.; sowie auf der Basis von Münnich, M. 2006, a. a. O. 
141  Münnich, M. 2006, a. a. O. 
142  Siehe dazu ausführlich Kapitel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt 
II.3 Überschuldung. 
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betroffenen Kindern ihre Ausgrenzung im Alltag aufgrund der daraus resultierenden ein-
geschränkten Handlungsmöglichkeiten sehr deutlich.143  
 
V.3.5 Zeit und soziale Ressourcen 
Familienhaushalte haben einen besonderen Zeitbedarf – für Familienarbeit, Erwerbsarbeit, 
Hausarbeit oder für soziales Engagement. Bei einem guten Zeitmanagement in der Familie 
kommt es darauf an, Zeit sinnvoll einzuteilen, produktiv einzusetzen und vorausschauend zu 
planen. Haushalte, die in mehrfacher Hinsicht von Armutsrisiken betroffen sind, insbesondere 
durch Bildungsarmut und langfristige Arbeitslosigkeit, verfügen über ein geringeres haushalts-
bezogenes Wissen und weniger Kompetenzen, die zu einem ökonomischen Umgang mit ihren 
Zeitressourcen befähigen. 
 
Für Haushalte und Kinder mit Armutsrisiko lässt sich häufig auch eine geringere soziale Vernet-
zung feststellen.144 Mit dem sozioökonomischen Status einer Familie sinkt beispielsweise die 
Zahl der Freizeitaktivitäten des Kindes. Jedes sechste Kind (16%) aus einkommensarmen Fa-
milien gibt an, weniger als drei Aktivitäten in seiner Freizeit auszuüben. Von den Kindern aus 
nicht einkommensarmen Familien tut dies knapp jedes zehnte Kind (9%).145 Diese Kinder brin-
gen z. B. seltener Freunde mit nach Hause oder feiern seltener ihren Geburtstag.146 Doch gera-
de aus der Beteiligung an einem Netz sozialer Beziehungen, das Kontakte, Unterstützung und 
Hilfe bietet, entstehen Freiräume, aus denen eigene Teilhabechancen erwachsen können. Die-
se sozialen Netzwerke können gerade im Bereich Kinderbetreuung und Pflege Bedarfe auffan-
gen, Familien unterstützen und auf diese Weise auch Zeitknappheit mildern.  
 
V.3.6 Regionale Gegebenheiten und Wohnumfeld 
Hinter den durchschnittlichen Werten der Armutsindikatoren verbergen sich regional sehr unter-
schiedliche Ergebnisse. Neben länderspezifischen Unterschieden mit Blick auf den Arbeits-
markt, die Bevölkerungs- und Haushaltsstruktur, die Betreuungsdichte für Kleinkinder, das 
Schulsystem und Vergünstigungen für einkommensschwache Familien beeinflussen auch die 
örtlichen Strukturen im ländlichen oder städtischen Raum die Möglichkeiten der Familien, Kin-
dern gesellschaftliche Teilhabechancen zu eröffnen.147  
 
                                                
143  Bauer, R./ Höhn, I.: Kids-Verbraucher-Analyse 2007, Egmont Ehapa Verlag GmbH (Hrsg.), Berlin 2007. Vgl. 
dazu auch World Vision Deutschland e.V. (Hrsg.): 1. World Vision Kinderstudie: Kinder in Deutschland 2007, 
Friedrichsdorf 2007, S. 2. 
144  BMFSFJ 2005, a. a. O., S. 303. 
145  Teubner, M.: Familie und Familienleben. Deskription der Daten der ersten Welle, DJI Kinderpanel, München 
2006, S. 13; „Der Anteil von Kindern, der oft alleine bzw. mit Freunden vor dem Fernsehapparat sitzt, ist in nied-
rigen sozialen Schichten nahezu doppelt so hoch wie in höheren Schichten“ (S. 16). 
146 Holz, G./Richter, A./Wüstendörfer, W./Giering, D. 2005, a. a. O., S. 76. 
147 Bertram, H. 2006, a. a. O., S. 14 ff. sowie S. 36. 
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Bezieher niedriger Einkommen leben häufiger in Räumlichkeiten mit baulichen Mängeln, Lärm-
belästigung und Gesundheitsbeeinträchtigung sowie belasteten Nachbarschaften. Dabei zeigt 
sich, dass die Kinder aus den Stadtstaaten aufgrund der dort kumulierenden Problemlagen im 
Hinblick auf die Lebensbedingungen vergleichsweise stark benachteiligt sein können.148 In 
Wohngegenden und Stadtquartieren, in denen tendenziell einkommensschwächere Familien 
leben, fehlt es nicht selten an kostenlos zugänglichen Räumen für Kinder.149 Wenn in Folge 
einer Trennung der Umzug in eine preisgünstigere Wohnung erforderlich wird, so kann das Ver-
lassen des gewohnten Umfeldes nicht nur zu einem Bruch der bestehenden soziale Netzwerke 
führen. Durch das schlechtere soziale Umfeld in der preisgünstigeren Wohngegend kann es 
darüber hinaus zu weiteren Beeinträchtigungen der Entwicklungschancen kommen.150 
 
Die regionale Verteilung von Armutsrisiken, Ursachenfaktoren und Begleiterscheinungen von 
Familien- und Kinderarmut machen deutlich, dass regional differenzierte, auf lokale Problem-
strukturen zugeschnittene Herangehensweisen erforderlich sind, um eine Präventions- und 
Hilfsangebotskette von der Geburt bis zum Berufseinstieg aufeinander abstimmen zu können. 
                                                
148 Ebd. 
149 Beisenherz, G.: Familie und Freizeit. http://www.dji.de/cgi-
bin/inklude.php?inklude=kinderpanel/highlights/Familie_Freizeit.htm (ohne Jahresangabe). 
150  Siehe hierzu ausführlich Kapitel VII Wohnen. 
- 101 - 
 
V.4 Zusammenfassung: Familie und Kinder  
 
Die Familie in den unterschiedlichsten Formen familiären Zusammenlebens ist ein Grundpfeiler 
der Gesellschaft. Erfreulicherweise gab es seit zehn Jahren im Jahr 2007 erstmalig mehr Ge-
burten als im Vorjahr. Mehr als drei Viertel aller Kinder wachsen nach wie vor in einer Familie 
mit verheirateten Eltern auf. Die Zahl und der Anteil der Kinder bei Alleinerziehenden und bei 
Lebensgemeinschaften nehmen jedoch stetig zu. 
 
Die große Mehrzahl der Familien bewältigt ihr Leben und lebt in sicheren materiellen Verhält-
nissen. Kinder sind vor allem dann von einem Armutsrisiko betroffen, wenn sie in Alleinerzie-
henden-Haushalten, in Haushalten mit geringer Erwerbsbeteiligung oder mit mehreren Kindern 
aufwachsen. Nach den Daten des Sozio-oekonomischen Panels ist das Armutsrisiko von Kin-
dern deutlich höher als in der Gesamtbevölkerung und in den letzten Jahren auch stärker ge-
stiegen. Die aktuelle amtliche Statistik weist dagegen für Kinder von 0 bis 15 Jahren im Jahr 
2005 eine Armutsrisikoquote von 12% und ein im europäischen Vergleich niedriges Niveau 
aus. Durch die Zahlung staatlicher Transferleistungen wird die Armutsrisikoquote von Kindern 
um fast zwei Drittel von 34% auf 12% gesenkt. Die SGB II-Statistik für Januar 2008 weist nach 
vorläufigen Angaben rund 1,8 Mio. Kinder unter 15 Jahren aus, die in rund 1,1 Mio. von insge-
samt rund 3,5 Mio. Bedarfsgemeinschaften leben. Im Vergleich zum Vorjahr bedeutet dies ei-
nen Rückgang von 2,1%.  
 
Das Armutsrisiko von Familienhaushalten ist in starkem Maße davon abhängig, ob und wie 
viele Bezieher von Erwerbseinkommen im Haushalt leben. In Anbetracht der hohen Arbeitslo-
sigkeit verzeichnete Deutschland im EU-Vergleich 2005 auch einen überdurchschnittlich hohen 
Anteil von Kindern, die in Erwerbslosenhaushalten leben. 48% dieser Haushalte verfügten über 
ein Nettoäquivalenzeinkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle. Mit der Aufnahme einer 
Vollzeitbeschäftigung durch ein oder mehrere erwerbsfähige Haushaltmitglieder sinkt die Ar-
mutsgefährdung auf 8% bzw. 4%.Eine gezielte Förderung und Vermittlung in Arbeit und Aus-
bildung sowie die Bereitstellung unterstützender Hilfen wie Beratung und Kinderbetreuung sind 
daher von erheblicher Bedeutung. 
 
Um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf und insbesondere die Erwerbsbeteiligung von 
Frauen zu stärken und um Chancengleichheit von Anfang an für alle Kinder zu ermöglichen, 
wurde mit dem 2005 in Kraft getretenen Tagesbetreuungsausbaugesetz die Betreuungsquote 
für Kinder unter drei Jahren erhöht. Sie beträgt 2007 im Osten 41,0% und im Westen 9,9% 
(Deutschland 15,5%). Im Vorjahr betrug die Betreuungsquote im Osten Deutschlands 39,7% 
und im Westen 8,0%. Ganztagsangebote im schulischen Bereich nahmen zu Beginn des 
Schuljahres 2006/2007 bereits 12,7% der Schüler/-innen von Grundschulen wahr, während es 
2002 nur etwa 4,2% waren. Das Investitionsprogramm „Zukunft Bildung und Betreuung“, mit 
dem der Bund die Länder beim bedarfsgerechten Auf- und Ausbau von Ganztagsschulen bis 
2009 unterstützt, hat hier Erfolge gezeigt. 
 
Armutsrisiken in Familien beschränken sich aber nicht allein auf unzureichende finanzielle Mit-
tel. Bei Kindern und Jugendlichen zeigen sich zusätzlich Entwicklungsdefizite, Unterversorgung 
mit der Folge gesundheitlicher Probleme und soziale Benachteiligungen. Die Verwirklichungs-
chancen von Kindern aus bildungsfernen Familien bleiben oft schon in der Grundschule hinter 
denen anderer Kinder zurück. Dieser Zusammenhang gilt besonders häufig für Kinder und Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund. Das Vorhandensein einer qualitativ hochwertigen Infra-
struktur für die frühe Bildung und Betreuung von Kindern sowie Angebote zur Stärkung der 
Erziehungskompetenzen der Eltern sind deshalb unverzichtbar, um die Familien bei der Erzie-
hung und Bildung ihrer Kinder zu unterstützen. 
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VI. Gesundheitliche Situation und Pflegebedürftigkeit 
 
Auch in einem hoch entwickelten Sozialstaat wie Deutschland lässt sich ein Zusammenhang 
zwischen der sozialen und gesundheitlichen Lage feststellen. Einerseits wird ein Teil der Ge-
sundheitschancen und Krankheitsrisiken durch die Bildung, das Wohn- und Arbeitsumfeld und 
die erzielte Einkommensposition beeinflusst. Gesundheitsstörungen und Krankheiten, insbe-
sondere wenn sie länger andauern, können sich andererseits nachteilig auf die Bildungs-, Er-
werbs-, und Einkommenschancen auswirken und die gesellschaftliche Teilhabe beeinträchti-
gen. Von gesundheitlichen Belastungen sind aber nicht allein die sozial benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen betroffen. Auch zwischen Personen mit mittlerem und höherem sozialen Status 
sind Unterschiede in Bezug auf die Gesundheitschancen und Krankheitsrisiken festzustellen.151
 
VI.1 Lebenslagen und gesundheitliche Situation152
Bildung hat auf die Gesundheit verschiedene Auswirkungen. Durch den engen Zusammenhang 
zwischen formalen Bildungsabschlüssen und der Stellung in der Arbeitswelt ergeben sich Be-
züge zu berufsbezogenen Belastungen und Entwicklungsmöglichkeiten sowie zur Einkom-
menssituation. Bildung drückt sich außerdem in Wissen und Handlungskompetenz aus, die eine 
gesundheitsförderliche Lebensweise und den Umgang mit Belastungssituationen unterstützen. 
Eine wichtige Rolle spielen dabei Einstellungen, Überzeugungen und Werthaltungen, die sich 
bereits früh im Leben unter dem Einfluss der elterlichen Erziehung und der Bildungsinstitutionen 
entwickeln. 
Empirische Ergebnisse liegen vor allem für den Zusammenhang zwischen der Schulbildung und 
der Gesundheit vor. Männer mit niedriger Schulbildung haben zu 34% einen sehr guten oder 
guten Gesundheitszustand im Vergleich zu 51% derjenigen mit mittlerer und 57% derjenigen 
mit hoher Schulbildung.153 Für Frauen betragen die Vergleichswerte 30% in der niedrigen, 47% 
in der mittleren und 53% in der hohen Bildungsgruppe. Der Anteil der Männer mit gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen ist in der niedrigsten im Vergleich zur höchsten Bildungsgruppe um 
den Faktor 3,1 und bei Frauen um den Faktor 1,8 erhöht.  
 
Bildung hat dabei auch unabhängig von der Einkommenssituation einen Einfluss auf die Ge-
sundheit. Nach Eliminierung von Einkommens- und Altersunterschieden ist der Anteil der Män-
ner und Frauen mit einer guten bzw. sehr guten Gesundheit in der höchsten im Vergleich zur 
                                                
151  Die nachfolgenden Ausführungen basieren in weiten Teilen auf einer Expertise des Robert Koch-Instituts. Vgl. 
Lampert, T./Hagen, C./Dunkelberg, A./Kroll, L. E./Ziese, T.: Lebenslagen und Gesundheit, Robert Koch-Institut 
(Hrsg.), Berlin 2008, im Erscheinen. 
152  Die Aussagen zum Gesundheitszustand basieren auf den Befragungen des Sozio-oekonomischen Panels 
(SOEP) von 2006, soweit nichts anderes vermerkt ist. 
153  Niedrige Schulbildung: kein Schulabschluss oder Volks-/Hauptschulabschluss; mittlere Schulbildung: Mittlere 
Reife oder Abschluss der Polytechnischen Oberschule (POS); hohe Schulbildung: Fachhochschulreife, allge-
meine Hochschulreife oder Abschluss der Erweiterten Oberschule (EOS).  
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niedrigsten Bildungsgruppe immer noch um das 2- bzw. 1,8-fache erhöht. Außerdem zeigt sich, 
dass eine hohe Bildung den Zusammenhang zwischen einer monetären Armutslage und der 
Gesundheit deutlich abschwächt. So haben Personen mit höherer Schulbildung innerhalb der 
Armutsrisikogruppe einen besseren Gesundheitszustand als diejenigen mit einer niedrigen 
Schulbildung. 
 
Darüber hinaus zeigt sich ein Zusammenhang zwischen der Schulbildung und dem Auftreten 
spezifischer Krankheiten. Die Ergebnisse des telefonischen Gesundheitssurveys 2006 bestäti-
gen dies beispielsweise für das Schlaganfallrisiko, das bei Männern und Frauen aus der nied-
rigsten im Vergleich zur höchsten Bildungsgruppe um den Faktor drei erhöht ist. Außerdem 
kommen bei ihnen Diabetes mellitus Typ II und chronische Rückenschmerzen etwa 1,5-mal 
häufiger vor. Für Männer lassen sich außerdem Bildungsunterschiede im Auftreten von Arthro-
se und Arthritis beobachten. Bei Frauen nimmt die Auftretenswahrscheinlichkeit von Hypertonie, 
Angina pectoris und Krebserkrankungen in der niedrigsten Bildungsgruppe zu. Zu den wenigen 
Krankheiten, die in den höheren Bildungsgruppen vermehrt vorkommen, zählen Heuschnupfen 
und Neurodermitis. Von starken körperlichen Schmerzen sind Männer mit niedriger Schulbil-
dung doppelt so häufig betroffen wie diejenigen mit hoher Schulbildung. Bei Frauen zeigt sich in 
der niedrigsten Bildungsgruppe sogar eine um das 3,2-fache erhöhte Schmerzprävalenz. Hier-
bei lässt sich feststellen, dass die Unterschiede in der Krankheitsbelastung nach dem Grad der 
Bildung im mittleren Lebensabschnitt besonders stark ausgeprägt sind.  
 
Der hohe Stellenwert der Bildung auch für das Gesundheitsverhalten zeigt sich anhand der Da-
ten des telefonischen Gesundheitssurveys 2006. Männer und Frauen mit niedrigem Bildungsni-
veau rauchen häufiger. Sie rauchen häufiger stark und geben seltener das Rauchen wieder auf. 
Sie treiben weniger Sport und sind zu einem höheren Anteil übergewichtig. Ein gesundheitsför-
derlicher Lebensstil, gekennzeichnet durch Nichtrauchen und sportliche Betätigung bei nicht 
erhöhtem Körpergewicht, ist bei Männern und Frauen mit niedriger Bildung zweimal seltener 
anzutreffen als bei denjenigen mit hoher Bildung. Bei der Inanspruchnahme von Präventions-
angeboten wie Grippeschutzimpfung, Gesundheits-Check-up und Krebsfrüherkennungsunter-
suchungen zeichnen sich keine bedeutsamen Bildungsunterschiede ab. 
 
VI.1.1 Arbeitsumfeld und Gesundheit 
Gesundheitszustand und Gesundheitsrisiken werden durch den beruflichen Status, Branchen- 
und Berufsgruppenzugehörigkeit154, Arbeitszeitregelungen und Arbeitsschutzbestimmungen 
beeinflusst. 
                                                
154  Es werden auf Basis der Stellung im Beruf drei Gruppen unterschieden: Niedriger Berufsstatus: un- und ange-
lernte Arbeiter; mittlerer Berufsstatus: gelernte Arbeiter und Facharbeiter, Angestellte mit einfacher oder qualifi-
zierter Tätigkeit, Beamte im einfachen oder mittleren Dienst, selbständige Landwirte, Vorarbeiter und Kolonnen-
führer, akademisch freie Berufe und Selbständige (mit höchstens einem Mitarbeiter), mithelfende Familienan-
gehörige; hoher Berufsstatus: Meister und Poliere, Industrie- und Werkmeister, Angestellte mit hoch qualifizier-
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Mit Daten des Sozio-oekonomischen Panels 2006 lässt sich zeigen, dass 59% der Männer mit 
hohem und 44% der Männer mit niedrigem beruflichem Status einen sehr guten oder guten Ge-
sundheitszustand haben. Bei Frauen fällt dieser Unterschied mit 53% gegenüber 39% ähnlich 
aus. Auch der Anteil der Erwerbstätigen mit gesundheitlichen Beeinträchtigungen variiert mit 
dem beruflichen Status. Unter Berücksichtigung der Altersvariationen lässt sich sagen, dass 
Männer aus der niedrigsten im Vergleich zu denjenigen aus der höchsten Berufsstatusgruppe 
fast dreimal und Frauen fast fünfmal häufiger gesundheitlich beeinträchtigt sind.  
 
Eine wichtige Quelle für berufsbedingte Belastungen der Gesundheit ist die Sorge um die Si-
cherheit des Arbeitsplatzes und die Zufriedenheit mit dem Beruf. Die Daten des Sozio-
oekonomischen Panels 2006 zeigen einen deutlichen Unterschied zwischen den Gruppen mit 
hohem und niedrigem Berufsstatus. So machen sich 33% der Männer und 30% der Frauen mit 
niedrigem Berufsstatus große Sorgen um den eigenen Arbeitsplatz. Unter den Männern und 
Frauen mit hohem Berufsstatus sind es hingegen lediglich 10% bzw. 7%.  
 
VI.1.2 Einkommenslage und Gesundheit 
Einkommensbedingter niedriger Lebensstandard und die daraus resultierenden eingeschränk-
ten Konsum- und Pflegemöglichkeiten haben Einfluss auf das Gesundheitsverhalten und den 
Gesundheitszustand. Darüber hinaus spielen Stressbelastungen infolge von finanziellen Notla-
gen und damit verbundene Zukunftsängste, Ausgrenzungserfahrungen sowie soziale Ver-
gleichsprozesse eine Rolle.  
 
Nach den Daten des SOEP für das Jahr 2006 weicht der Anteil der Personen, die ihren Ge-
sundheitszustand mit sehr gut oder gut beschreiben und keinerlei gesundheitlich bedingte Ein-
schränkungen im Alltag sowie keine amtlich anerkannte Schwerbehinderung haben, in der nied-
rigsten Einkommensgruppe155 mit 39% deutlich von der höchsten Einkommensgruppe mit 53% 
ab. Unter Berücksichtigung von Altersunterschieden in der Zusammensetzung der Einkom-
mensgruppen lässt sich die Aussage treffen, dass ein monetäres Armutsrisiko die Chance auf 
einen sehr guten oder guten Gesundheitszustand etwa halbiert.  
 
                                                                                                                                                          
ter Tätigkeit oder umfassenden Führungsaufgaben, Beamte im gehobenen und höheren Dienst sowie Richter, 
akademisch freie Berufe und Selbständige (mehr als ein Mitarbeiter). Nach Daten des SOEP 2006 liegt der An-
teil der Erwerbstätigen mit niedrigem Berufsstatus bei 14%, mit mittlerem bei 61% und mit hohem Berufsstatus 
bei 25%. Vgl. Definition bei Hoffmeyer-Zlotnik, J.H.P.: Stellung im Beruf als Ersatz für eine Berufsklassifikation 
zur Ermittlung von sozialem Prestige, ZUMA-Nachrichten 53, Mannheim 2003, S. 114-127.  
155  Ausgehend vom Netto-Äquivalenzeinkommen (neue OECD-Skala) werden fünf Einkommensgruppen unter-
schieden: unter 60% (Armutsrisiko), 60% bis unter 80%, 80% bis unter 100%, 100% bis unter 150%, 150% und 
mehr des gesellschaftlichen Mittelwertes (Median). 
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Noch deutlicher fallen die Unterschiede aus, wenn der Anteil der Personen mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen betrachtet wird (Kernindikator A.3).156 Für Männer aus der Armutsrisiko-
gruppe zeigt sich eine um fast das Fünffache, bei Frauen eine um fast das Dreifache erhöhte 
Quote für gesundheitliche Beeinträchtigungen gegenüber denjenigen aus der höchsten Ein-
kommensgruppe. Auch Personen in den mittleren Einkommensgruppen sind im Verhältnis zu 
denjenigen in der höchsten Einkommensgruppe (150% und mehr des Medians des Netto-
Äquivalenzeinkommens) häufiger von gesundheitlichen Beeinträchtigungen betroffen. Zu be-
achten ist, dass es eine Wechselwirkung zwischen Gesundheitszustand und Einkommensni-
veau insofern gibt, als gesundheitlich beeinträchtigte Menschen schlechtere Arbeitsmarktchan-
cen und daher niedrigere Einkommen haben.  
Daten der Betriebskrankenkassen (BKK) für das Jahr 2005 liefern Hinweise auf die unterschied-
liche Krankheitsbelastung von pflicht- und freiwillig versicherten Beschäftigten.157 Pflichtversi-
cherte Männer waren mit durchschnittlich 13 Tagen deutlich häufiger arbeitsunfähig als freiwillig 
versicherte Männer mit sechs Tagen. Bei Frauen fällt die Differenz mit zwölf Tagen gegenüber 
sechs Tagen etwas geringer aus. Besonders große Unterschiede zeigen sich bei Arbeitsunfä-
higkeit infolge von Muskel- und Skeletterkrankungen, psychischen Störungen, Krankheiten der 
Verdauungsorgane sowie Verletzungen und Vergiftungen.158 Die erhöhte Krankheitsbelastung 
der einkommensniedrigen Gruppen korrespondiert mit einer stärkeren Inanspruchnahme medi-
zinischer Leistungen. Wie Analysen mit dem Sozio-oekonomischen Panel 2006 belegen, su-
chen Männer aus der Armutsrisikogruppe im Vergleich zu denen aus der höchsten Einkom-
mensgruppe 2,5-mal häufiger einen Arzt oder Ärztin auf und sind länger im Krankenhaus. 
 
Einkommensunterschiede sind auch beim Tabakkonsum und bei der Ernährung festzustellen. 
Nach Daten des telefonischen Gesundheitssurveys 2006 rauchen trotz der vorausgegangenen 
Tabaksteuererhöhung 44% der Männer und 34% der Frauen aus der niedrigsten Einkommens-
gruppe im Vergleich zu 29% der Männer und 25% der Frauen aus der höchsten. Dass sie auf 
eine gesunde Ernährung achten, trifft laut Sozio-oekonomischem Panel 2006 auf 35% der ar-
mutsgefährdeten Männer und 49% der Frauen zu. In der höchsten Einkommensgruppe liegen 
diese Anteile mit 44% bzw. 64% deutlich höher. 
 
                                                
156  Selbsteinschätzung des allgemeinen Gesundheitszustandes als „weniger gut“ oder „schlecht“ und Angabe, in 
mindestens drei der fünf vorgegebenen Bereiche in den letzten vier Wochen „oft“ oder „immer“ bzw. „stark“ ein-
geschränkt gewesen zu sein (beim Treppen steigen beeinträchtigt, bei anstrengenden Tätigkeiten beeinträch-
tigt, wegen gesundheitlicher Probleme körperlicher Art in der Art der Tätigkeit eingeschränkt, wegen seelischer 
oder emotionaler Probleme Tätigkeiten weniger sorgfältig gemacht zu haben, wegen gesundheitlicher oder see-
lischer Probleme in den sozialen Kontakten eingeschränkt).  
157  Beschäftigte mit einem Einkommen über der Beitragsbemessungsgrenze von 3.600 Euro/Monat bzw. 43.200 
Euro/Jahr (2008) haben die Wahl zwischen einer freiwilligen Versicherung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) und einer privaten Krankenversicherung (PKV). 
158  BKK Bundesverband: BKK Gesundheitsreport 2006, Demografischer und wirtschaftlicher Wandel - gesundheit-
liche Folgen, Essen 2006. 
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Die mittlere Lebenserwartung bei Geburt (Kernindikator Q.2.) beträgt nach der Sterbetafel 
2004/2006 76,6 Jahre bei Männern und 82,1 Jahre bei Frauen. Zwischen Lebenserwartung und 
sozialem Status existiert insoweit ein statistischer Zusammenhang, als eine höhere Wahr-
scheinlichkeit eines früheren Todes (Mortalitätsrisiko) bei Gruppen mit relativ niedrigem Ein-
kommen aufgrund des dort verstärkten Auftretens von Krankheiten und Risikofaktoren besteht. 
 
VI.1.3 Gesundheitliche Ausgrenzungsrisiken ausgewählter Bevölkerungs-
gruppen
 
VI.1.3.1 Gesundheitliche Situation von Arbeitslosen 
Der Verlust des Arbeitsplatzes hat nicht nur erhebliche Konsequenzen für die Einkommenssitu-
ation und den Lebensstandard, sondern geht zudem häufig mit psychosozialen Belastungen 
und Einschränkungen des Selbstwertgefühls und der Sozialbeziehungen einher. Darüber hin-
aus unterliegen gesundheitlich eingeschränkte Personen einem höheren Risiko, ihren Arbeits-
platz zu verlieren und haben schlechtere Aussichten auf eine berufliche Wiedereingliederung. 
 
Nicht einfach zu beantworten ist die Frage, ob Arbeitslosigkeit ein Krankheitsrisiko darstellt oder 
aber Krankheit das Risiko eines Arbeitsplatzverlustes erhöht. Vieles spricht dafür, dass beide 
Einflüsse von Bedeutung sind. Im telefonischen Gesundheitssurvey 2006 gaben 26% der lang-
zeitarbeitslosen Männer und Frauen an, dass sich ihr Gesundheitszustand durch die Arbeitslo-
sigkeit verschlechtert hat. Gleichzeitig führten 20% der Männer und 14% der Frauen dieser 
Gruppe ihre eigene Arbeitslosigkeit auf eine Erkrankung zurück. Solche „Selektionseffekte“ 
wurden auch in Längsschnittstudien ermittelt: Arbeitnehmer/-innen mit länger andauernden 
Krankheiten werden demnach häufiger entlassen und haben eine geringere Chance, wieder 
eingestellt zu werden.159 
 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels 2006 zeigen, dass weniger als ein Drittel der langzeit-
arbeitslosen Männer und Frauen einen sehr guten bzw. guten Gesundheitszustand haben, wäh-
rend es unter den aktuell erwerbstätigen Männern und Frauen über die Hälfte sind.160 Auch bei 
Kurzzeitarbeitslosigkeit ist ein Zusammenhang mit dem Gesundheitszustand festzustellen. 
Noch deutlicher werden diese Unterschiede, wenn der Anteil der Personen mit gesundheitlichen 
Beeinträchtigungen betrachtet wird: Während der Anteil der erwerbstätigen Männer und Frauen 
hier mit 2% und 3% sehr gering ausfällt, sind langzeitarbeitslose Männer und Frauen zu 12% 
bzw. 14% in ihrer Gesundheit beeinträchtigt.  
 
                                                
159  Elkeles, T.: Arbeitslosigkeit, Langzeitarbeitslosigkeit und Gesundheit, in: Sozialer Fortschritt 6, 1999, S. 150-
155; sowie Müller, U./Heinzel-Gutenbrunner, M.: Krankheiten und Beschwerden (subjektive Gesundheit) unter 
Bewertung der eigenen Gesundheit, in: Materialien zur Bevölkerungswissenschaft Heft 102c, Bundesinstitut für 
Bevölkerungsforschung, Wiesbaden 2001. 
160  Kurzzeitarbeitslosigkeit: bis zwölf Monate; Langzeitarbeitslosigkeit: länger als zwölf Monate. 
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Hinweise auf Krankheiten und Beschwerden, die bei arbeitslosen Männern und Frauen ver-
mehrt auftreten, liefern ebenfalls Krankenkassendaten zu Arbeitsunfähigkeitstagen, Kranken-
hausaufenthalten und Arzneimittelverordnungen.161 Die BKK berichtet für das Jahr 2005, dass 
arbeitslose Versicherte mit durchschnittlich 19 Krankheitstagen deutlich häufiger arbeitsunfähig 
waren als pflicht- und insbesondere als freiwillig versicherte Beschäftigte mit dreizehn bzw. 
sechs Krankheitstagen. Besonders starke Unterschiede zeigen sich bei Arbeitsunfähigkeit infol-
ge von psychischen Störungen. Für arbeitslose Versicherte ist bei der Verordnung von Antide-
pressiva eine stark erhöhte Inanspruchnahme im Vergleich zu Beschäftigten festzustellen. Aber 
auch Muskel-Skeletterkrankungen, Herz-Kreislauferkrankungen, bösartige Neubildungen, 
Krankheiten des Verdauungssystems sowie Verletzungen und Vergiftungen sind häufiger. Ähn-
liche Rückschlüsse lassen die Daten zu Krankenhausbehandlungen zu.  
 
Die höhere Krankheitsbelastung von Arbeitslosen ist im Zusammenhang mit einem riskanteren 
Gesundheitsverhalten zu sehen. Besonders deutlich zeigt sich dies beim Tabakkonsum und 
Bewegungsmangel. Nach den Daten des telefonischen Gesundheitssurveys 2006 rauchen 
langzeitarbeitslose Männer mit 50% und kurzeitarbeitslose Männer mit 47% häufiger als er-
werbstätige Männer mit 41%. Bei Frauen betragen die entsprechenden Rauchprävalenzen 50% 
und 49% gegenüber 36%. Dass sie in den letzten drei Monaten keinen Sport gemacht haben, 
wird von über der Hälfte der langzeitarbeitslosen Männer und fast zwei Dritteln der langzeitar-
beitslosen Frauen angegeben. Bei den erwerbstätigen Männern und Frauen beläuft sich dieser 
Anteil nur auf rund ein Drittel.  
 
VI.1.3.2 Gesundheit und soziale Lage von Kindern und Jugendlichen162
Neben der genetischen Veranlagung wird der Grundstein für ein langes und gesundes Leben 
im Kindes- und Jugendalter gelegt. Gesundheitsbezogene Einstellungen und Verhaltensweisen 
werden sehr früh ausgeprägt und erweisen sich im weiteren Lebenslauf als überaus stabil. Ge-
sundheitsstörungen bereits in jungen Jahren setzen sich oftmals in späteren Lebensphasen 
fort. Der Großteil der Kinder und Jugendlichen in Deutschland wächst gesund auf. Die Kinder 
und Heranwachsenden, die mit Krankheiten und Gesundheitsstörungen zu tun haben, kommen 
vermehrt aus sozial benachteiligten Familien. 
 
Nach Ergebnissen der Einschulungsuntersuchungen in Brandenburg im Jahr 2005 werden bei 
Kindern aus Familien mit niedrigem Sozialstatus weitaus häufiger Entwicklungsverzögerungen 
                                                
161  Vgl. BKK Bundesverband 2006, a. a. O. 
162 Der Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS), der vom Robert Koch-Institut in den Jahren 2003 bis 2006 
durchgeführt wurde, markiert den Ausgangspunkt für zukünftige Trendanalysen. Auch die anderen Datenquel-
len sind nicht geeignet, Entwicklungen im Zeitverlauf darzustellen bzw. wurden bislang nicht unter diesem Ge-
sichtspunkt ausgewertet. 
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und Gesundheitsstörungen festgestellt.163 Besonders deutlich zeigt sich dies bei Sehstörungen, 
Sprach-, Sprech- und Stimmstörungen, Wahrnehmungs- und psychomotorischen Störungen, 
intellektuellen Entwicklungsverzögerungen, emotionalen und sozialen Störungen sowie psychi-
atrischen Auffälligkeiten. Auch chronische Krankheiten, wie z. B. Diabetes mellitus, Psoriasis, 
zerebrales Anfallsleiden, bronchitisches Syndrom sowie Fehler und Erkrankungen des Herzens, 
treten bei ihnen gehäuft auf. Eine Ausnahme sind allergische und atopische Erkrankungen, 
darunter Neurodermitis, allergische Rhinitis und Kontaktdermatitis, die bei Kindern sozial besser 
gestellter Familien häufiger vorkommen.  
 
Auswirkungen auf die Mund- und Zahngesundheit lassen sich u. a. an einem höheren Kariesbe-
fall und einem stärkeren Vorkommen von Paradontalerkrankungen festmachen. Trendanalysen 
im Rahmen der Deutschen Mundgesundheitsstudie zeigen aber auch, dass sich die sozialen 
Unterschiede seit Anfang der 1990er-Jahre verringert haben.164 Mit Blick auf das Kindesalter 
sind außerdem Zusammenhänge zwischen dem sozialen Status und Unfallverletzungen belegt. 
Daten der gesetzlichen Krankenversicherung und des Öffentlichen Gesundheitsdienstes weisen 
darauf hin, dass sozial benachteiligte Kinder im Vergleich zu den besser gestellten Gleichaltri-
gen etwa 1,5- bis 2-mal häufiger von Unfällen betroffen sind. Am deutlichsten kommen diese 
Unterschiede bei Verkehrsunfällen sowie Verbrennungen und Verbrühungen zum Ausdruck.165  
 
Kinder- und Jugendgesundheitssurvey 
Eine umfassende Einschätzung der gesundheitlichen Situation von Kindern und Jugendlichen 
ermöglicht der Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS), der vom Robert Koch-Institut in 
den Jahren 2003 bis 2006 durchgeführt wurde. Kinder und Jugendliche aus Familien mit niedri-
gem Sozialstatus166 weisen demnach zu 32% einen sehr guten allgemeinen Gesundheitszu-
stand auf im Vergleich zu 38% bzw. 48% derer aus Familien mit mittlerem und hohem Sozial-
status. Von Übergewicht sind Kinder und Jugendliche aus der niedrigen im Vergleich zur höchs-
ten Statusgruppe 2,3-mal häufiger betroffen. Psychische Auffälligkeiten sowie Verhaltensauffäl-
ligkeiten sind bei ihnen sogar 3,8-mal häufiger festzustellen. Der vergleichsweise schlechtere 
Gesundheitszustand von Kindern und Jugendlichen, die in sozial benachteiligten Verhältnissen 
aufwachsen, kommt außerdem in einer geringeren körperlich-sportlichen Aktivität, stärkeren 
Defiziten der motorischen Entwicklung, einer ungesünderen Ernährung, einem häufigeren Auf-
                                                
163  Landesgesundheitsamt Brandenburg (Hrsg.): Schuleingangsuntersuchungen 2005 im Land Brandenburg, 
Wünsdorf 2005. 
164  Micheelis, W./Schiffner, U.: Vierte Mundgesundheitsstudie (DMS IV), Deutscher Ärzte Verlag (Hrsg.), Köln 
2006. 
165  Geyer, S./Peter, R.: Unfallbedingte Krankenhausaufnahme von Kindern und Jugendlichen in Abhängigkeit von 
ihrem sozialen Status - Befunde mit Daten einer nordrhein-westfälischen AOK, in: Gesundheitswesen 60, 1998, 
S. 493-499; vgl. auch Landesgesundheitsamt Brandenburg 2005, a. a. O. 
166  In der KiGGS-Studie wird der soziale Status auf der Basis von Angaben der Eltern zu ihrer schulischen und 
beruflichen Ausbildung, ihrer beruflichen Stellung sowie zum Haushaltsnettoeinkommen ermittelt. Siehe hierzu: 
Lampert, T./Kurth, B.-M.: Sozialer Status und Gesundheit von Kindern und Jugendlichen, in: Deutsches Ärzte-
blatt 104, 2007, S. 2944-2949. 
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treten von Essstörungen, einem stärkeren Tabakkonsum, einer höheren Passivrauchexposition 
sowie einer geringeren Teilnahme am Krankheitsfrüherkennungsprogramm für Kinder zum 
Ausdruck.  
 
Die Ergebnisse der KiGGS-Studie zeigen auch, dass eine benachteiligte Lebenslage nicht 
zwangsläufig mit einer schlechteren Gesundheit und einem riskanteren Gesundheitsverhalten 
einhergehen muss. Bei Kindern und Jugendlichen aus Familien mit niedrigem Sozialstatus, die 
über gute soziale und personale Ressourcen verfügen, sind die negativen Folgen für den Ge-
sundheitszustand weniger ausgeprägt. Dies wird auch durch Ergebnisse der Health Behaviour 
in School-aged Children-Studie 2002/03 bestätigt. Solche Jugendliche mit vertrauenbasierten 
und unterstützenden Sozialbeziehungen in der Familie, im Freundeskreis, in der Nachbarschaft 
oder in der Schule und in Vereinen, haben seltener gesundheitliche Probleme als diejenigen 
ohne solche Bindungen. Entsprechendes ist auch bei Jugendlichen in den sozial besser gestell-
ten Gruppen festzustellen.167 
 
VI.1.3.3 Gesundheit von Alleinerziehenden 
Die spezifischen Belastungen Alleinerziehender wirken sich auch auf ihre Gesundheit aus. Da-
ten des Sozio-oekonomischen Panels 2006 zeigen u. a., dass alleinerziehende Frauen 2,4-mal 
häufiger als Frauen, die mit Partner und Kindern zusammenleben, gesundheitliche Beeinträch-
tigungen aufweisen. Die Daten des Bundes-Gesundheitssurveys 1998 weisen im Rahmen des 
Zusatzmoduls „Psychische Störungen“ aus, dass vor allem Alleinerziehende besonders häufig 
beeinträchtigt sind: 52% der Alleinerziehenden leiden an einer psychischen Erkrankung, von 
den Eltern, die in Partnerschaft leben, sind hingegen nur 28% beeinträchtigt. 
 
VI.1.3.4 Gesundheit im höheren Lebensalter 
Neben den personalen und den gesellschaftlich-ökologischen Rahmenbedingungen spielen im 
Alterungsprozess soziale Beziehungen eine wichtige Rolle. Aktivität, soziale Teilhabe und eine 
sinnerfüllte Lebensgestaltung sind deshalb neben den medizinischen Aspekten wichtige Vor-
aussetzungen für Gesundheit und Wohlbefinden im Alter. Mit zunehmendem Alter wächst die 
Gefahr einer Verschlechterung des Gesundheitszustandes, gesundheitliche Beeinträchtigungen 
treten immer häufiger auf. Ihre Folgen bedrohen die selbständige Lebensführung. Hohe Risiken 
für einen Verlust der Selbständigkeit sind nachweislich mit Depression, Demenz und motivatio-
nalen Faktoren verbunden. Die biologischen Alternsprozesse stehen in Wechselwirkung mit 
Faktoren des Gesundheitsverhaltens und psychologischen Faktoren. 
 
                                                
167  Klocke, A.: Soziales Kapital als Ressource für Gesundheit im Jugendalter, in: Jungbauer-Gans, M./Kriwy, P. 
(Hrsg.), Soziale Benachteiligung und Gesundheit bei Kindern und Jugendlichen, Wiesbaden 2004, S. 85-96. 
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Die gesundheitliche Ungleichheit mit Blick auf das Einkommen sinkt aber mit steigendem Le-
bensalter. In der Altersgruppe der 50- bis 59-Jährigen haben Männer und Frauen aus der nied-
rigsten im Vergleich zu denen aus der höchsten Einkommensgruppe 2,9- bzw. 2-mal seltener 
einen guten bzw. sehr guten Gesundheitszustand. Bei Männern verschärft sich dieses Verhält-
nis mit steigendem Lebensalter bis 80 Jahren. Bei Frauen dagegen lassen sich schon ab einem 
Alter von 70 Jahren keine bedeutsamen Unterschiede hinsichtlich einer guten Gesundheit zwi-
schen den Einkommensgruppen mehr beobachten. Auch gesundheitliche Beeinträchtigungen 
treten im Alter von 50 bis 59 Jahren bei Männern und Frauen aus der niedrigsten im Vergleich 
zur höchsten Einkommensgruppe häufiger auf. Während sich bei Männern im Alter von 70 bis 
79 Jahren in Abhängigkeit von der Einkommensposition noch Unterschiede im Gesundheitszu-
stand feststellen lassen, ist dies ab einem Alter von 80 Jahren nicht mehr der Fall. Die Überle-
benden dieser Gruppe bilden mit Blick auf ihre genetische Veranlagung und den damit verbun-
denen Gesundheitschancen eine sehr selektive Gruppe. Die am stärksten sozial Benachteilig-
ten erreichen häufig gar nicht erst dieses hohe Alter. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass 
mit zunehmendem Alter biologische Alterungsprozesse soziale Einflüsse mehr und mehr über-
lagern.  
 
VI.1.4 Zeitliche Entwicklungen 
Für viele europäische Länder (z. B. Großbritannien, Schweden und Finnland) wurde deutlich, 
dass die gesundheitliche Ungleichheit in den vergangenen Jahrzehnten weiter zugenommen 
hat.168 Für Deutschland kann die zeitliche Entwicklung auf der Basis von Daten des Sozio-
oekonomischen Panels nur für einzelne Indikatoren dargestellt werden, etwa den subjektiv ein-
geschätzten eigenen allgemeinen Gesundheitszustand und das Rauchen (siehe Anhangtabel-
len A.VI.4 und A.VI.5).169 Für den Kernindikator sehr guter oder guter Gesundheitszustand oh-
ne funktionelle Einschränkungen und Behinderung (Kernindikator R.2.) ist dies allerdings nur 
für den Zeitraum 2002 bis 2006 möglich.  
 
Bei Männern wie Frauen lässt sich in diesem Zeitfenster keine bedeutsame Veränderung der 
einkommensbezogenen Unterschiede des Gesundheitszustands beobachten. Im Jahr 2002 lag 
der Anteil der Männer mit sehr guter oder guter Gesundheit in der niedrigsten Einkommens-
gruppe (Armutsrisiko) bei 40%, in der höchsten Einkommensgruppe bei 56%. Vier Jahre später 
betrugen die entsprechenden Anteile 39% im Vergleich zu 53%. Bei Frauen fiel der Abstand 
zwischen der niedrigsten und höchsten Einkommensgruppe etwas geringer aus. Frauen mit 
einem Armutsrisiko hatten im Jahr 2002 zu 36% eine sehr gute oder gute Gesundheit im Ver-
                                                
168  Mackenbach, J.: Health Inequalities: Europe in Profile. An independent expert report by the UK Presidency of 
the EU, UK Presidency of the EU (Hrsg.), London 2006. 
169  Für die Indikatoren „Sehr gute oder gute Gesundheit“ und „Gesundheitliche Beeinträchtigung“ ist nur ein Ver-
gleich von 2006 mit dem Jahr 2002 möglich. Eine längere Zeitreihe kann für diesen Bericht noch nicht gebildet 
werden, da die detaillierten Abfragen zu gesundheitlich bedingten Einschränkungen im Alltag erst seit 2002 er-
folgen. 
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gleich zu 47% der Frauen mit hohen Einkommen. Im Jahr 2006 fiel dieser Unterschied mit 39% 
gegenüber 49% ähnlich aus. Bei Berücksichtigung der unterschiedlichen Alterszusammenset-
zung der Einkommensgruppen lässt sich die Aussage treffen, dass die Chance auf eine sehr 
gute oder gute Gesundheit in der niedrigsten im Verhältnis zur höchsten Einkommensgruppe 
bei Männern um den Faktor 2,5 und bei Frauen um den Faktor 2 verringert ist und sich in dieser 
Hinsicht im Beobachtungszeitraum keine Veränderung ergab. 
 
Eine längerfristige Entwicklung lässt sich z. B. für das Rauchen nachzeichnen. Für das Rau-
chen ist bei Männern eine Abnahme der Ungleichheit festzustellen. Im Jahr 1998 rauchten 50% 
der Männer aus der niedrigsten und 32% der Männer aus der höchsten Einkommensgruppe. In 
beiden Gruppen nahmen die Raucheranteile bis zum Jahr 2006 geringfügig auf 47% und 29% 
ab. Das Chancenverhältnis verringerte sich von 2,1:1 auf 1,9:1. Auch für Frauen aus der höchs-
ten Einkommensgruppe lässt sich beim Rauchen ein Rückgang feststellen, und zwar von 26% 
auf 24%. Bei Frauen aus der Armutsrisikogruppe hat der Anteil der Raucherinnen hingegen von 
28% auf 39% deutlich zugenommen, was vor allem einem Zuwachs in den jungen Altersgrup-
pen geschuldet ist. Folglich hat sich die Einkommensungleichheit im Rauchverhalten von Frau-
en in den letzten Jahren stark ausgeweitet, bezogen auf das Chancenverhältnis von 1,1:1 auf 
1,8:1. 
 
VI.2 Soziale Lage von Pflegebedürftigen und ihren Angehörigen  
Mit dem Alter wächst das Risiko, pflegebedürftig zu werden. Die Gesamtzahl der Pflegebedürf-
tigen nahm von Ende 2003 bis Ende 2006 um rund 90.000 auf rund 2,1 Mio. Personen zu. Auf-
grund ihrer im Vergleich zu Männern höheren Lebenserwartung sind die Mehrzahl der Pflege-
bedürftigen Frauen.170 Von den rund 2,1 Mio. Leistungsempfängern der Pflegeversicherung 
werden rund 1,4 Mio. zu Hause versorgt, rund 700.000 leben in Heimen (unter ihnen wiederum 
rund 69.000 in vollstationären Einrichtungen der Hilfe für behinderte Menschen). Der Frauenan-
teil liegt bei den zu Hause Versorgten bei 62,7% und bei den Personen in Heimen bei 74,8%.
Nach wie vor wird der weit überwiegende Teil der zu Hause lebenden Pflegebedürftigen (rund 
69%) ausschließlich von Angehörigen gepflegt und erhält dafür Pflegegeld. Sowohl unter den 
vollstationär versorgten Pflegebedürftigen als auch unter den zu Hause versorgten Pflegebe-
dürftigen nahm die Inanspruchnahme von Pflegesachleistungen leicht zu. 
 
Vor Einführung der Pflegeversicherung führte der Eintritt von Pflegebedürftigkeit bedingt durch 
die Höhe der zu tragenden Kosten, vor allem im Falle einer notwendigen Heimunterbringung, in 
der überwiegenden Zahl der Fälle zur finanziellen Überforderung des Pflegebedürftigen. Pfle-
gebedürftige waren deshalb oft auf Sozialhilfe in Form der Hilfe zur Pflege angewiesen. Nach 
                                                
170  Der Vierte Bericht der Bundesregierung über die Entwicklung der Pflegeversicherung enthält eine umfassende 
Darstellung der Pflegeversicherung und ihrer Entwicklung in den Jahren 2004 bis 2006, vgl. Deutscher Bundes-
tag: Vierter Bericht über die Entwicklung der Pflegeversicherung, BT-Drucksache 16/772, Berlin 2008. 
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Einführung der Pflegeversicherung ist die Anzahl der Empfänger von Hilfe zur Pflege innerhalb 
und außerhalb von Einrichtungen nach dem Bundessozialhilfegesetz bzw. dem SGB XII in ganz 
Deutschland von 453.613 Personen Ende 1994 (dem letzten Jahr vor Einführung der Pflege-
versicherung) auf 273.063 Personen Ende 2006 und damit um etwa 40% zurückgegangen. Da-
von waren rund 69% Frauen (184.940 ohne Bremen). 
 
Tabelle VI.1: 




Einrichtungen In Einrichtungen 
1994 453.613 189.254 268.382 
1995 372.828  85.092 288.199 
1996 285.340  66.387 219.136 
1997 250.911  64.396 186.672 
1998 222.231  62.202 160.238 
1999 247.333  56.616 190.868 
2000 261.404  58.797 202.734 
2001 255.883  60.514 195.531 
2002 246.212  59.801 186.591 
2003 242.066  55.405 186.867 
2004 246.372  55.233 191.324 
2005 261.316  59.771 202.361 
2006 273.063  60.492 213.348 
 
1) Mehrfachzählungen wurden – soweit erkennbar – ausgeschlossen.  
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 13, Reihe 2 Sozialhilfe, 1994 ff.  
 
Die meisten ambulant versorgten Pflegebedürftigen (über 95%) kommen ohne zusätzliche Leis-
tungen der Sozialhilfe aus. Auch im stationären Bereich sind seit der Einführung der stationären 
Leistungen Mitte 1996 die Empfängerzahlen von Hilfe zur Pflege deutlich zurückgegangen. Be-
zogen auf das Jahresende 1995 gab es Ende 2006 im stationären Bereich mit 213.348 Perso-
nen rund 75.000 Personen (rund 26%) weniger, die auf Hilfe zur Pflege angewiesen waren. 
Zwar ist die Zahl zwischen 2003 bis 2006 um knapp 26.500 Personen wieder angestiegen (sie-
he Tabelle VI. 1). Im gleichen Zeitraum ist allerdings auch die Gesamtzahl der stationär Pflege-
bedürftigen um 93.000 gestiegen, so dass sich der Anteil der Empfänger von Hilfe zur Pflege 
kaum verändert hat. Der Frauenanteil liegt bei den Empfängern von Hilfe zur Pflege außerhalb 
von Einrichtungen bei rund 61% und bei denjenigen in Einrichtungen bei rund 71% (Berech-
nungen ohne Bremen). 
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Bei der Interpretation der Zahlen ist zu berücksichtigen, dass von den Empfängern von Hilfe zur 
Pflege laut Sozialhilfestatistik nur etwa 60% gleichzeitig auch Leistungen der Pflegever-
sicherung erhalten (siehe Tabelle VI.2).171 Bei den übrigen Hilfeempfängern liegt in den meis-
ten Fällen keine Pflegebedürftigkeit im Sinne des SGB XI vor. Der starke Anstieg des Anteils 
der Empfänger von Hilfe zur Pflege mit zusätzlichen Leistungen eines Sozialversicherungsträ-
gers deutet auf eine anfängliche Untererfassung hin.172 Überträgt man den Anteil des Jahres 
2006 von 61,1% von der Jahreszahl auf die Stichtagszahl von Empfängern von Hilfe zur Pflege 
im stationären Bereich von Ende 2006, so sind rechnerisch noch rund 20% der rund 700.000 
stationär Pflegebedürftigen im Sinne des SGB XI auf ergänzende Hilfe zur Pflege angewiesen. 
 
                                                
171  Eine der Tabelle VII.1 entsprechende Stichtagszahl von Empfängern von Hilfe zur Pflege, die gleichzeitig Leis-
tungen der Pflegeversicherung erhalten, wird von der Sozialhilfestatistik nicht erhoben. Sie würde noch deutlich 
niedriger ausfallen als die genannten rund 220.000. 
172  Vgl. Deutscher Bundestag 2008, a. a. O., S. 51 ff.  
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Tabelle VI.2: 
 Empfänger/-innen von Hilfe zur Pflege außerhalb und innerhalb 
 von Einrichtungen während des Jahres 
 
Empfänger insgesamt 
darunter: mit zusätzlichen Pflege-
leistungen eines Sozialversiche-
rungsträgers Jahr
Anzahl Anzahl in %
1994 1) 563.452 96.065 17,0
1995 2) 573.636 86.961 15,2
1996 426.365 116.800 27,4
1997 328.280 106.784 32,5
1998 289.299 107.014 37,0
1999 309.713 113.765 36,7
2000 324.144 142.319 43,9
2001 331.520 131.619 39,7
2002 313.190 151.586 48,4
2003 322.851 142.884 44,3
2004 328.324 163.979 49,9
2005 2) 339.584 203.694 60,0
2006 2) 360.139 220.016 61,1
 
1) Für das Berichtsjahr 1994 fehlen die Angaben von Hamburg und Bremen; die Meldungen aus Nie-
dersachsen waren lückenhaft. 
2) Für die Berichtsjahre 1995, 2005 und 2006 fehlen die Daten aus Bremen. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Sozialhilfestatistik sowie eigene Berechnungen des BMG. 
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VI.3 Zusammenfassung: Gesundheitliche Situation und Pflegebedürf-
tigkeit
 
Auch in einem hoch entwickelten Sozialstaat wie der Bundesrepublik Deutschland lässt sich 
ein Zusammenhang zwischen der sozialen und gesundheitlichen Lage feststellen. Männer mit 
niedriger Schulbildung haben zu 34% einen sehr guten oder guten Gesundheitszustand im 
Vergleich zu 51% derjenigen mit mittlerer und 57% derjenigen mit hoher Schulbildung. Für 
Frauen betragen die Vergleichswerte 30% in der niedrigen, 47% in der mittleren und 53% in 
der hohen Bildungsgruppe. Männer und Frauen mit niedrigem Bildungsniveau rauchen häufi-
ger, treiben weniger Sport und sind zu einem höheren Anteil übergewichtig. Bildung hat dabei 
auch unabhängig von der Einkommenssituation einen Einfluss auf die Gesundheit. 
 
Gesundheitszustand und Gesundheitsrisiken werden auch durch den beruflichen Status, die 
Branchen- und Berufsgruppenzugehörigkeit, Arbeitszeitregelungen und Arbeitsschutzbestim-
mungen und die entsprechend erlangte Einkommensposition beeinflusst. Unter Berücksichti-
gung der Altersvariationen sind Männer aus der niedrigsten im Vergleich zu denjenigen aus der 
höchsten Berufsstatusgruppe fast dreimal und Frauen fast fünfmal häufiger gesundheitlich be-
einträchtigt. Aktuelle Ergebnisse zum Zusammenhang zwischen Einkommen und Gesundheit 
zeigen, dass unter Berücksichtigung von Altersunterschieden in der Zusammensetzung der 
Einkommensgruppen ein bestehendes monetäres Armutsrisiko die Chance auf einen sehr gu-
ten oder guten Gesundheitszustand etwa halbiert. 
 
Neben der genetischen Veranlagung wird der Grundstein für ein langes und gesundes Leben 
im Kindes- und Jugendalter gelegt. Gesundheitsbezogene Einstellungen und Verhaltensweisen 
werden sehr früh ausgeprägt und erweisen sich im weiteren Lebenslauf als überaus stabil. 
Gesundheitsstörungen bereits in jungen Jahren setzen sich oftmals in späteren Lebensphasen 
fort. Während der Großteil der Kinder und Jugendlichen in Deutschland gesund aufwächst, 
haben verstärkt Kinder und Heranwachsende aus sozial benachteiligten Familien mit Krankhei-
ten und Gesundheitsstörungen zu tun. 
 
Nach der umfassenden Einschätzung der gesundheitlichen Situation von Kindern und Jugend-
lichen des Kinder- und Jugendgesundheitssurvey (KiGGS) von 2003 bis 2006 weisen Kinder 
und Jugendliche aus Familien mit niedrigem Sozialstatus nur zu 32% einen sehr guten allge-
meinen Gesundheitszustand auf, während es 38% bzw. 48% der Kinder aus Familien mit mitt-
lerem und hohem Sozialstatus sind. Der soziale Status wurde dabei auf der Basis von Anga-
ben der Eltern zu ihrer schulischen und beruflichen Ausbildung, ihrer beruflichen Stellung so-
wie zum Haushaltsnettoeinkommen ermittelt. Von Übergewicht sind Kinder und Jugendliche 
aus der niedrigen im Vergleich zur höchsten Statusgruppe 2,3-mal häufiger betroffen. Psychi-
sche Auffälligkeiten und Verhaltensstörungen sind bei ihnen sogar 3,8-mal häufiger festzustel-
len. Gute soziale und personale Ressourcen der Familien können das Gesundheitsrisiko bei 
Kindern und Jugendlichen aus Familien mit niedrigem Sozialstatus jedoch deutlich abschwä-
chen. 
 
Die meisten ambulant versorgten Pflegebedürftigen (über 95%) kommen ohne Leistungen der 
Sozialhilfe aus. Bezogen auf den Zeitpunkt vor der Einführung der gesetzlichen Pflegeversi-
cherung 1996 gab es Ende 2006 im stationären Bereich rund 75.000 Personen und damit rund 
26% weniger Hilfebedürftige. Zwar ist die Zahl zwischen 2003 bis 2006 um knapp 26.500 Per-
sonen wieder angestiegen, allerdings auch die Gesamtzahl der stationär Pflegebedürftigen, so 
dass sich der Anteil der Empfänger von Hilfe zur Pflege kaum verändert hat. 
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VII. Wohnen 
 
Die Versorgung mit ausreichendem, qualitativ gutem und auch bezahlbarem Wohnraum ist eine 
wichtige Voraussetzung für die Lebensqualität.173 Dabei spielt auch die Wohnumgebung eine 
Rolle. Belastete Wohngebiete mit hoher Konzentration sozialer Problemlagen stellen ungünsti-
ge gesellschaftliche Rahmenbedingungen für die Persönlichkeitsentfaltung dar. Wohnortnahe 
Hilfen und quartiersbezogene soziale Arbeit sind wichtige Unterstützungsstrukturen, die zur 
Verbesserung der Entfaltungschancen in diesen Gebieten beitragen. 
 
VII.1 Allgemeine Versorgungssituation mit Wohnraum 
Ausgehend von einem hohen Versorgungsniveau hat sich die Wohnungssituation in Deutsch-
land kontinuierlich verbessert. Trotz tendenziell rückläufiger Neubautätigkeit dauerte die seit 
längerem zu beobachtende allgemeine Entspannung auf den Wohnungsmärkten auch im Be-
richtszeitraum 2002 bis 2006 weiter an. Ende 2006 standen insgesamt 39.753.733 Wohnun-
gen174 zur Verfügung. Das waren rund 5,9% mehr als im Jahr 1998 bzw. 2,1% mehr im Ver-
gleich zu 2002. Parallel dazu stieg die Zahl der privaten Haushalte als Nachfrager von Wohn-
raum zwischen 1998 und 2006 ebenfalls um 5,9% auf knapp 39,8 Mio.175 
 
Die durchschnittliche Größe einer Wohnung stieg innerhalb der letzten acht Jahre von 86,9 m² 
auf 89,2 m² an.176 Dies ist vor allem auf die überdurchschnittliche Zunahme von Wohnungen in 
Einfamilienhäusern zurückzuführen. Sie machten mit insgesamt rund 1,3 Mio. Wohneinheiten 
etwa die Hälfte der von 1998 bis 2006 neu errichteten Wohnungen aus und waren mit durch-
schnittlich 134,6 m² deutlich größer als neu errichtete Mietwohnungen (71,4 m²)177. Die Pro-
Kopf-Wohnfläche erhöhte sich 2006178 gegenüber 1998 von 39,3 m² auf 42,9 m². In West-
deutschland steht mit 44,0 m² durchschnittlich mehr Wohnfläche pro Kopf zur Verfügung als in 
Ostdeutschland179 (38,6 m²), der Trend zur Angleichung der Pro-Kopf-Wohnflächen zwischen 
Ost und West hielt jedoch weiter an, denn der Zuwachs an Wohnfläche ist in Ostdeutschland 
mit 5,1 m2 höher als in Westdeutschland (3,3 m2).  
 
Neben der Wohnfläche ist der bauliche Zustand der Wohngebäude ein wichtiges Kriterium zur 
Beurteilung der Versorgungssituation. 2006 beurteilten bundesweit 59% der befragten Mieter-
                                                
173  Zur Situation der wohnungslosen Menschen siehe Kapitel XI. Menschen in extremer Armut und begrenzt 
selbsthilfefähige Personen, Abschnitt XI.1. 
174  Statistisches Bundesamt: Fachserie 5, Reihe 3, Bestand an Wohnungen, Wiesbaden 2006. 
175  Statistisches Bundesamt: Fachserie 1, Reihe 3, Bevölkerung und Erwerbstätigkeit, Wiesbaden 2008. 
176  Statistisches Bundesamt: Fachserie 5, Heft 1, Bautätigkeit und Wohnungen: Mikrozensus - Zusatzerhebung 
2006, Wiesbaden 2008. 
177  Statistisches Bundesamt: Baugenehmigungen/Baufertigstellungen 2006 (endgültige Daten); Wiesbaden 2007 
178  Mikrozensus, Zusatzerhebung 2006, a. a. O.  
179  Die Angaben des Landes Berlin wurden insgesamt der Region Ostdeutschland zugerechnet. 
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haushalte den Zustand ihres Wohngebäudes180 als gut (1998: 51%; 2002: 59%). Insgesamt 
rund 5% der Befragten schätzten den Gebäudezustand hingegen als gänzlich renovierungsbe-
dürftig bzw. abbruchreif ein (Kernindikator A.12.). Dies waren 4% weniger als im Jahr 1996 
und in etwa gleich viele wie im Jahr 2002. Insbesondere in Ostdeutschland hat sich der Zustand 
der Mietwohnungsgebäude im Zeitablauf deutlich verbessert. 2006 gaben noch 5% der dort 
befragten Haushalte an, in einem renovierungsbedürftigen oder abbruchreifen Gebäude zu 
wohnen. 1996 sagten dies noch etwa 19% und 2002 8%. Diese Entwicklung spiegelt u. a. den 
Erfolg der umfangreichen Maßnahmen von Bund und Ländern zur Aufwertung der ostdeutschen 
Wohnungsbestände im Rahmen der Städtebauförderung und der aus Bundesmitteln zinsverbil-
ligten Programme der KfW Förderbank wider. Demgegenüber lässt die Beurteilung westdeut-
scher Mieterhaushalte hinsichtlich des baulichen Zustands ihrer Wohngebäude keine wesentli-
chen Veränderungen der Gebäudequalität im Zeitablauf erkennen (siehe Schaubild VII.1).  
 
Schaubild VII.1: 







                                                
180  Hinweise hierüber liefert die Auswertung der SOEP-Daten. Von den etwa 11.000 Haushalten werden rund 
5.600 Mieterhaushalte u. a. regelmäßig über den baulichen Zustand ihres Wohngebäudes befragt, allerdings 
nicht explizit zum baulichen Zustand ihrer Wohnung. Zudem geben die Antworten allein die subjektive Einschät-
zung der Befragten wieder, die sich vom tatsächlichen bautechnischen Zustand des Wohngebäudes deutlich 
unterscheiden kann.  
Mietwohngebäude in gutem Zustand


















Ein weiteres Indiz für die anhaltend gute Versorgungssituation ist auch die moderate Entwick-
lung der Wohnungsmieten. Innerhalb des Gesamtzeitraums 1998 bis 2006 stieg die Bruttokalt-
miete, das heißt die Summe aus der Nettokaltmiete und den umlagefähigen kalten Betriebskos-
ten, wie z. B. Wasser, Abwasser und Müllabfuhr, je Quadratmeter Wohnfläche von 5,57 Euro 
auf 5,94 Euro an. Das entspricht einem Anstieg von rund 1% pro Jahr.181 Zum Vergleich stiegen 
im gleichen Zeitraum die allgemeinen Lebenshaltungskosten ohne Wohnungsmieten um durch-
schnittlich 1,6% pro Jahr. Die für eine Wohnung in Westdeutschland zu zahlende Bruttokaltmie-
te lag 2006 im Mittel bei 6,05 Euro je m²/Monat, während eine Wohnung in Ostdeutschland 
durchschnittlich 5,60 Euro je m²/Monat kostete. Im Jahr 2006 wendete ein durchschnittlicher 
Mieterhaushalt somit rund 22,8% seines Haushaltsnettoeinkommens für das Wohnen auf (Ost: 
22,4%; West: 23,0%). Darin noch nicht berücksichtigt sind die warmen Wohnnebenkosten, die 
sich in den vergangenen Jahren zu einer zunehmenden finanziellen Belastung für die Haushal-
te entwickelten. So erhöhten sich infolge der zwischen 2002 und 2006 stark gestiegenen Ener-
giepreise (7,2% pro Jahr) die Kosten für die Beheizung der Wohnung und die Warmwasserbe-
reitung auf nunmehr 1,07 Euro/m².182 
VII.2 Einkommensschwache Haushalte 
VII.2.1 Mietbelastung 
Rund 13% aller Haushalte verfügten 2006 über ein Nettoeinkommen von unter 900 Euro pro 
Monat. In dieser Einkommensgruppe dominiert mit 83% das Wohnen zur Miete. Die betroffenen 
                                                
181  Mikrozensus, Zusatzerhebung 2006, a. a. O. Die amtliche Verbraucherpreisstatistik weist demgegenüber auf 
der Basis von Indexwerten einen Anstieg der Bruttokaltmieten von durchschnittlich 1,1 % pro Jahr aus (Statisti-
sches Bundesamt FS 17, R 7, Wiesbaden). 
182  Vgl. Wohngeld- und Mietenbericht 2006, BT-Drs. 16/5853. 
Mietwohngebäude in schlechtem Zustand













- 119 - 
Haushalte gaben rund 42% ihres Einkommens für die Zahlung der Bruttokaltmiete aus. Die 
Mietbelastung lag bei rund 43% in den alten Ländern und bei rund 39% in den neuen Län-
dern.183 Hinzu kommen die stark gestiegenen Ausgaben für Heizung und Warmwasser, die ins-
besondere einkommensschwache Mieterhaushalte überdurchschnittlich stark belasten. 
 
Haushalte mit geringem Einkommen, die keine Transferleistung erhalten (bei der die Kosten der 
Unterkunft berücksichtigt sind), beziehen Wohngeld. Die durchschnittliche Wohnkostenbelas-
tung von Wohngeldbeziehern gemessen am verfügbaren Einkommen nach Wohngeld stieg von 
1994 bis 2004 in den alten Bundesländern von 28,1% auf 31,8% und in den neuen Bundeslän-
dern von 17,8% auf 27,9% und damit um mehr als die Hälfte.184 Die in den vorangegangenen 
Armuts- und Reichtumsberichten zum Nachweis der Wohnverhältnisse einkommensschwacher 
Haushalte verwendete Wohngeldstatistik eignet sich seit 2005 nur noch bedingt. Im Rahmen 
des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt zum 1. Januar 2005 wur-
de nämlich geregelt, dass bisherige Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfebezieher sowie Bezieher 
von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung statt Wohngeld angemessene Unter-
kunftskosten im Rahmen der jeweiligen Transferleistung (SGB II und SGB XII) erhalten. Auch 
der so genannte besondere Mietzuschuss, den Sozialhilfeempfänger vor 2005 erhielten, ist da-
mit entfallen. Dadurch ist die Anzahl der Wohngeldempfänger stark zurückgegangen.  
 
Aufgrund der völlig veränderten Empfängerstruktur im Wohngeld seit 1. Januar 2005 haben sich 
die Durchschnittswerte für die Merkmale der Empfängerhaushalte im Vergleich zum Zeitraum 
davor deutlich geändert. So liegen seitdem sowohl die wohngeldrechtlichen Einkommen ober-
halb des vor der Reform geltenden Durchschnitts als auch die durchschnittlichen Miethöhen pro 
m2 und die Wohnflächen. Infolge dessen sind auch die Mietbelastungsquoten der Wohngeld-
empfängerhaushalte vor Wohngeld zurückgegangen. Deshalb werden keine Vergleiche zum 
Zeitraum vor der Reform gezogen, sondern nachfolgend nur die Ergebnisse nach der Reform 
dargestellt. Da das Wohngeld bei den höheren Einkommen einen geringeren Entlastungsbei-
trag liefert als früher, sind die Mietbelastungsquoten nach Wohngeld insbesondere in den neu-
en Bundesländern deutlich angestiegen (siehe Tabelle VII.1). Die Durchschnittsbelastungen 
weisen eine erhebliche Streuung nach der Haushaltsgröße auf. Je größer der Haushalt, umso 
geringer ist die Belastung nach Wohngeld. Dies belegt die familienfreundliche Ausgestaltung 
des Wohngeldes.185 
 
                                                
183  eigene Berechnungen. 
184  Wohngeldstatistik. 
185  Zur Familienfreundlichkeit des Wohngeldes im Einzelnen vgl. Wohngeld- und Mietenberichte der Bundesregie-
rung. 
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Tabelle VII.1: 
 Mietbelastungsquoten einkommensschwacher Mieter 
 
Durchschnittlicher Anteil der Bruttokaltmiete am verfügbaren Einkommen 
in Prozent 



































1 47,2 34,1 47,8 36,1 50,3 37,1 51,4 37,8 47,2 39,3
2 41,3 29,1 42,3 31,4 43,4 30,9 44,1 31,3 41,2 31,8
3 37,4 25,7 38,8 26,7 39,3 27,0 39,5 27,0 37,8 27,6
4 32,5 21,1 34,0 21,9 34,4 22,0 34,9 21,8 32,1 22,5
5  30,3 18,8 32,1 19,5 32,5 19,5 32,8 19,4 29,8 20,2
6 und mehr 30,0 16,3 31,3 16,9 31,7 17,0 31,6 16,9 28,5 17,6 
Insgesamt 41,0 28,6 42,2 30,4 44,1 31,2 45,0 31,8 40,9 32,0
Ostdeutschland
1 43,1 30,0 43,3 31,4 44,3 31,5 44,9 31,8 42,5 33,5
2 37,0 23,7 37,6 26,0 38,2 25,7 38,4 26,1 37,8 29,3
3 33,5 20,3 33,4 20,8 33,9 21,1 34,0 21,7 34,8 22,2
4 28,9 17,3 28,7 17,3 29,2 18,3 29,7 17,3 28,8 18,6
5  27,3 15,3 27,4 15,9 28,2 16,3 28,9 16,0 28,0 17,2
6 und mehr 26,5 12,3 27,0 12,8 27,5 12,8 28,2 13,0 26,4 14,9 
Insgesamt 38,9 25,9 39,2 27,3 40,1 27,5 40,7 27,9 39,9 30,5
 
1) Nicht vergleichbar mit den Angaben im 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung für diese Jahre, da dort
die Wohnkostenbelastung auf ein aus dem statistisch nachgewiesenen Bruttoeinkommen einschl. Kindergeld modellartig 




VII.2.2 Transferleistungsbezieher 2006 
Seit 2005 muss für ein vollständiges Bild auch die Wohnsituation der Transferleistungsbezieher, 
d. h. vor allem von Arbeitslosengeld II (ALG II), von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung186 sowie von Sozialhilfe, analysiert werden. Die Empfänger solcher Transferleistun-
gen erhalten Leistungen für Unterkunft und Heizung in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen, 
soweit diese angemessen sind. Die wohnungsbezogenen Leistungen des SGB II sind damit 
besser ausgestaltet als das Wohngeld, das lediglich einen Zuschuss zur Bruttokaltmiete ge-
                                                
186  Daten zur Wohnsituation werden in den Statistiken zur Grundsicherung im Alter und in der Sozialhilfestatistik 
nicht erhoben. Eine Überprüfung der Daten aus dem SOEP hat ergeben, dass sie für ALG II Empfänger nicht 
valide sind und bei den Grundsicherung im Alter und Sozialhilfefällen aufgrund zu geringer Fallzahlen im SOEP 
nicht verwendet werden können. 
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währt. Das trifft auch für Haushalte mit geringem Erwerbseinkommen zu (so genannte Aufsto-
cker), die vor 2005 typischerweise Wohngeldbezieher waren. 
 
Nach dem Sonderbericht „Wohnsituation und Wohnkosten“187 der Bundesagentur für Arbeit er-
hielten im April 2006 ALG II-Empfänger in 4,13 Mio. Bedarfsgemeinschaften Leistungen zum 
Lebensunterhalt. Die Bedarfsgemeinschaften lebten zu 88% zur Miete und in 6% der Fälle im 
eigenen Haus oder in einer Eigentumswohnung.188 Rein rechnerisch verfügte jede Person eines 
Einpersonenhaushalts über rund 38 m2, bei Alleinerziehenden mit einem Kind über 30 m2, Paa-
re ohne Kinder über 31 m2 und Paare mit einem Kind über 24 m2, bei drei Kindern über 18 
m2.189 Je Bedarfsgemeinschaft wurden rund 34% der durchschnittlichen Gesamtleistungen des 
ALG II in Höhe von 832 Euro190 und damit 279 Euro für Unterkunft und Heizung geleistet. 
VII.2.3 Qualitative und quantitative Wohnungsversorgung  
Der bereits im 1. Armuts- und Reichtumsbericht dargestellte langfristige positive Trend in der 
Entwicklung der Wohnungsversorgung einkommensschwacher Haushalte (vgl. Anhangtabelle 
A.VII.1) hat sich fortgesetzt. So hat sich nach den Daten der Wohngeldstatistik der Anteil der 
Wohnungen mit Sammelheizung und Bad/Dusche an allen Wohnungen der einkommens-
schwachen Haushalte zwischen 1994 und 2004 weiter von 85% auf 94% (Westdeutschland) 
bzw. 68% auf 96% (Ostdeutschland) erhöht.  
 
Die Wohnflächen in Ostdeutschland sind im Durchschnitt kleiner als in Westdeutschland. Dabei 
ist der Abstand zwischen Ost- und Westdeutschland in den einzelnen Haushaltsgrößen bei den 
einkommensschwachen Haushalten geringer als die Durchschnittswerte für alle Hauptmieter-
haushalte. Die durchschnittliche Wohnfläche von Wohngeldbeziehern (Hauptmietern) ist zwi-
schen 2005 und 2006 sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland um drei Quadratmeter ge-
sunken. Ursache hierfür ist vor allem der hohe Anteil an Einpersonenhaushalten und der Rück-
gang bei deren Wohnfläche um vier Quadratmeter in Westdeutland und um zwei Quadratmeter 
in Ostdeutschland. Die Wohnfläche von Mehrpersonenhaushalten blieb dabei konstant bzw. 
stieg leicht an. Tabelle VII.2 zeigt darüber hinaus, dass die durchschnittlichen Wohnflächen der 
einkommensschwachen Mieter in Westdeutschland in der Regel unterhalb der entsprechenden 
Wohnflächen aller Mieterhaushalte liegen. In Ostdeutschland trifft das nur für die Haushalte mit 
bis zu vier Personen zu. Bei den insgesamt im Wohngeld verbliebenen Haushalten zeigt sich, 
                                                
187  Bundesagentur für Arbeit: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Grundsicherung für Arbeitsuchende: Wohnsi-
tuation und Wohnkosten, Nürnberg 2006. 
188  Für die restlichen 6% liegen keine Angaben zur Art der Unterkunft vor, weil keine Kosten für die Unterkunft und 
Heizung geltend gemacht wurden. 
189  Angaben nach Typ der Bedarfsgemeinschaft werden nur für Deutschland insgesamt nachgewiesen. Bedarfs-
gemeinschaften, die Miete zahlten, verfügten im Durchschnitt über 2,5 Zimmer auf 62 m². Demgegenüber lagen 
die Werte bei Eigentümern bei 4,2 Zimmern und 110 m². 
190  Einschließlich Sozialversicherungsbeiträgen bzw. -zuschüsse. 
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dass der Abstand zwischen Ost und West in den einzelnen Haushaltsgrößen deutlich geringer 
ist als vor der Wohngeldvereinfachung. 
 
Tabelle VII.2: 
 Durchschnittliche Wohnfläche der 











(Personen) 1998 2002 2006 1998 2003 2004 1998 2003 2004 2005 20065)
Westdeutschland 
1 59 60 60 48 49 48 43 45 45 50 46 
2 75 77 78 64 65 64 59 61 61 65 65 
3 84 86 88 73 76 76 69 72 72 78 78 
4 91 95 98 81 84 84 76 81 81 85 86 
5 und mehr 99 102 106 93 96 96 88 95 95 97 98 
Insgesamt 71 72 73 64 64 63 57 60 60 66 63 
Ostdeutschland 
1 51 53 54 46 46 46 41 42 42 47 45 
2 63 66 68 57 56 58 56 57 57 59 59 
3 70 74 79 66 65 66 65 66 66 68 68 
4 78 84 89 75 76 77 73 74 74 80 81 
5 und mehr 90 93 99 88 91 91 86 90 89 97 99 
Insgesamt 61 63 64 56 54 54 54 55 54 54 51 
 
1) Mikrozensus-Zusatzerhebung 2006 (bis 2002 Westdeutschland einschl. Berlin-West; Ostdeutschland einschl. 
Berlin-Ost; ab 2006 ist Berlin vollständig Ostdeutschland zugeordnet). 
2) Wohngeldstatistik (bis 2001 Westdeutschland einschl. Berlin-West; Ostdeutschland einschl. Berlin-Ost; seit 2002 
ist Berlin vollständig Westdeutschland zugeordnet). 
3) Sozialhilfeempfänger erhielten bis 2004 Wohngeld in Form des besonderen Mietzuschusses. 
4) In der Wohngeldstatistik ab 2005 sind nur noch Haushalte mit allgemeinem Wohngeld enthalten. Dieses unter-
scheidet seit 2005 nach reinen Wohngeldhaushalten und so genannten Mischhaushalten (Haushalte, in denen
ein Teil der Personen Transferleistungen bezieht). Hier werden nur die reinen Wohngeldhaushalte aufgeführt, da 
der Anteil der Mischhaushalte nur bei rund 4% liegt. 
5) Vorläufig, Mieterhaushalte insgesamt. 
 
Quelle: Mikrozensus und Wohngeldstatistik 
 
Zur qualitativen Wohnsituation von Transferleistungsbeziehern kann derzeit keine empirisch 
untermauerte Aussage getroffen werden. Es ist aber davon auszugehen, dass sich die Wohnsi-
tuation der Transferleistungsbezieher im Durchschnitt nicht verändert hat, da die Anzahl der 
durch ALG II veranlassten Umzüge vernachlässigbar klein ist. Die befürchteten Umzugsketten 
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sind auch aufgrund der Rechtsprechung zur Angemessenheit der Unterkunftskosten bislang 
ausgeblieben.  
 
Empirische Studienergebnisse der vergangenen Jahre in Deutschland zeigen, dass Menschen 
mit niedrigem sozialem Status generell stärker durch Straßenverkehr und verkehrsbedingte 
Luftschadstoffe belastet sind. Sie fühlen sich auch subjektiv stärker durch Lärm allgemein und 
durch Straßenverkehrslärm im Wohnumfeld belastet.191 Armutsgefährdete Personen leben häu-
figer in Wohnungen mit erheblichen Mängeln – wie feuchten Wänden und undichten Dächern – 
als nicht Armutsgefährdete.192 Darüber hinaus führen das hohe Verkehrsaufkommen in den 
zentraleren Lagen der Siedlungen, die nicht an das Umfeld angepassten Fahrgeschwindigkei-
ten und der Flächenbedarf für parkende Fahrzeuge zu hohen Gefährdungen gerade für Kinder. 
Ihr Bewegungs- und Aktionsraum wird dadurch beschnitten. 
 
VII.3 Wohnungsversorgung und Mietbelastung einkommensstarker Haushal-
te
Rund 15% aller Haushalte verfügten im Jahr 2006 über ein monatliches Nettoeinkommen von 
mehr als 3.200 Euro. Haushalte mit einem überdurchschnittlichen Einkommen waren zugleich 
mit 2,9 Personen pro Haushalt überdurchschnittlich groß. Zum Vergleich dazu lebten in einem 
Haushalt, der über ein Einkommen von weniger als 900 Euro verfügte, nur etwa 1,2 Perso-
nen.193 Die Gruppe der einkommensstarken Haushalte zeichnet sich durch eine überdurch-
schnittliche Wohneigentumsquote aus. 2006 lebten rund 69% von ihnen im selbst genutzten 
Wohneigentum, während im Vergleich dazu die Wohneigentumsquote aller Haushalte in 
Deutschland bei rund 42% lag.194  
 
Der Bau von Eigenheimsiedlungen „auf der grünen Wiese“ hat in der Vergangenheit – begüns-
tigt durch Förderinstrumente wie die inzwischen abgeschaffte Eigenheimzulage – zu einer un-
erwünschten räumlichen und sozialen Segregation zwischen dem Umland der Städte und den 
meist älteren Wohnungsbeständen in den Kernstädten und Ortskernen beigetragen. Inzwischen 
zeichnet sich – bei insgesamt geringer Neubautätigkeit angesichts entspannter Wohnungsmärk-
te – allerdings eine Trendwende zur verstärkten innerstädtischen Wohneigentumsbildung so-
wohl im Neubau als auch im Bestand ab. Der Bestandserwerb wird auch für Haushalte mit mitt-
leren oder gehobenen Einkommen zunehmend attraktiver. Die Lärmbelastung ist daher grund-
sätzlich keine Frage des Wohnens im Bestand oder im Neubau am Stadtrand, sondern ein 
                                                
191  Eine Zusammenstellung empirischer Studienergebnisse in Deutschland erscheint voraussichtlich Mitte 2008 in 
einem Bericht des Umweltbundesamtes (UBA). 
192  Statistisches Bundesamt (Hrsg.): Armut und Lebensbedingungen. Ergebnisse aus LEBEN IN EUROPA für 
Deutschland 2005, Wiesbaden 2006. 
193  Mikrozensus 2006, a. a. O.; Die durchschnittliche Haushaltsgröße lag 2006 bei knapp 2,1 Personen pro Haus-
halt.  
194  Mikrozensus Zusatzerhebung 2006, a. a. O. 
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Problem stark verdichteten Wohnens an bestimmten Verkehrsachsen. In diesen Lagen befin-
den sich in der Regel sehr preisgünstige Wohnungsbestände, die insbesondere von Haushalten 
mit geringeren Einkommen nachgefragt werden. Haushalte mit höheren Einkommen können es 
sich häufiger leisten, eine stark belastete Wohnlage (z. B. durch Straßenverkehr) zu vermeiden. 
 
Die individuelle Wohnkostenbelastung eines Mieterhaushalts hängt stark von seiner Einkom-
menssituation ab. Im Jahr 2006 verwendeten einkommensstarke Mieterhaushalte knapp 16% 
(Westdeutschland) bzw. ca.14% (Ostdeutschland) ihres Nettoeinkommens für die Zahlung der 
Bruttokaltmiete (d. h. die Summe aus der Nettokaltmiete und den umlagefähigen kalten Be-
triebskosten, wie z. B. Wasser, Abwasser und Müllabfuhr). Die Mietbelastung lag damit deutlich 
unterhalb des Durchschnitts, der bei rund 23% lag. Einer der Gründe hierfür liegt u. a. in der 
überdurchschnittlichen Größe von einkommensstarken Haushalten, die es ihnen ermöglicht, 
durch die gemeinschaftliche Nutzung von Wohnraum Einspareffekte gegenüber kleineren 
Haushalten zu realisieren.195 
 
VII.4 Sozialräumliche Segregation in den Städten  
Der wirtschaftliche und gesellschaftliche Wandel hat Auswirkungen auf die Stadtentwicklung 
und die sozialräumlichen Strukturen. In vielen deutschen Städten gibt es Quartiere mit einer 
Konzentration von städtebaulichen, wirtschaftlichen und sozialen Problemen: Mängel am Ge-
bäudebestand und im Wohnumfeld, unzureichende Infrastruktur, Umweltbelastungen durch 
Verkehr und Luftschadstoffe, geringe Wirtschaftstätigkeit, niedriges Einkommen, Arbeitslosig-
keit, fehlende Schul- und Bildungsabschlüsse und damit geringe Arbeitsmarktchancen der 
Quartiersbewohnerschaft. Wenn sich diese Problemfaktoren verfestigen, wandern jüngere, so-
zioökonomisch besser gestellte Haushalte – insbesondere Familien mit Kindern – in andere 
Stadtviertel ab.  
 
Betroffen sind vor allem Großwohnanlagen – häufig Sozialwohnungsbestände – und innerstäd-
tische Altbauquartiere, in denen oft auch der Anteil von Zuwanderern besonders hoch ist. Um 
solchen sozialräumlichen Problemkonzentrationen entgegenzuwirken und die Wohn- und Le-
bensbedingungen in belasteten Stadtquartieren zu verbessern, wurde bereits 1999 im Rahmen 
der Städtebauförderung das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt gestartet. Es ist in den letz-
ten Jahren weiter entwickelt und ausgeweitet worden (vgl. Maßnahmenteil). 
                                                
195  Mikrozensus 2006, a. a. O. 
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VII.5 Zusammenfassung: Wohnen 
 
Der im 1. Armuts- und Reichtumsbericht dargestellte langfristige positive Trend in der Ent-
wicklung der Wohnungsversorgung einkommensschwacher Haushalte hat sich im Zehnjahres-
zeitraum 1994 bis 2004 fortgesetzt. So hat sich nach den Daten der Wohngeldstatistik der An-
teil der Wohnungen mit Sammelheizung an allen Wohnungen der einkommensschwachen 
Haushalte weiter von 85% auf 94% (Westdeutschland) bzw. 68% auf 96% (Ostdeutschland) er-
höht. So beurteilten dann auch 59% der befragten Mieterhaushalte den baulichen Zustand ih-
rer Wohngebäude im Jahr 2006 als gut (1996 nur 50%), was vor allem auf die Verbesserung 
des Gebäudebestandes in Ostdeutschland zurückzuführen ist. 
 
Die Bedarfsgemeinschaften nach dem Sozialgesetzbuch II lebten zu 88% zur Miete und in 6% 
der Fälle im eigenen Haus oder in einer Eigentumswohnung. Jede Person eines Einpersonen-
haushalts verfügte über rund 38 m2, bei Alleinerziehenden mit einem Kind waren es 30 m2 und 
bei Paaren mit drei Kindern über 18 m2. Die durchschnittliche Wohnfläche von alleinstehenden 
Wohngeldbeziehern (Hauptmietern) ist nach der Einführung des SGB II in den Jahren 2005 
und 2006 in West- und Ostdeutschland um vier bzw. zwei m2 auf durchschnittlich 46 m2 (West-
deutschland) bzw. 45 m2 (Ostdeutschland) gesunken, während die Wohnfläche von Mehrper-
sonenhaushalten konstant blieb bzw. leicht anstieg. 
 
Mit einem jährlichen Anstieg von durchschnittlich 1,1% entwickelten sich die Bruttokaltmieten 
von 1998 bis 2006 insgesamt sehr moderat. Allerdings wurden infolge der zwischen 2002 und 
2006 stark gestiegenen Energiepreise die warmen Wohnnebenkosten zu einer zunehmenden 
finanziellen Belastung insbesondere einkommensschwacher Haushalte.  
 
Im Rahmen des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt wurde gere-
gelt, dass erwerbsfähige Sozialhilfe- und Arbeitslosenhilfebezieher sowie Bezieher von Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung statt Wohngeld angemessene Unterkunftskosten 
im Rahmen der jeweiligen Transferleistung (SGB II und SGB XII) erhalten. Diese decken die 
tatsächlichen Aufwendungen und sind damit besser ausgestaltet als das Wohngeld, das ledig-
lich einen Zuschuss zur Bruttokaltmiete gewährt. Aufgrund der Reform hat sich die Struktur der 
Wohngeldempfänger stark verändert, so dass eine Vergleichbarkeit mit früher schwer möglich 
ist.  
 
Haushalte mit einem überdurchschnittlichen Einkommen (15% aller Haushalte mit Nettoein-
kommen von über 3.200 Euro/Monat) waren zugleich mit 2,9 Personen pro Haushalt über-
durchschnittlich groß. 2006 lebten rund 69% von ihnen im selbst genutzten Wohneigentum, 
während im Vergleich dazu die Wohneigentumsquote aller Haushalte in Deutschland bei rund 
42% lag. 
 
In ihrem Wohnumfeld sind armutsgefährdete Personen wesentlich stärkeren Belastungen aus-
gesetzt als nicht armutsgefährdete. Straßenverkehr, Lärm durch hohes Verkehrsaufkommen 
und verkehrsbedingte Luftschadstoffe sind belastende Faktoren, die insbesondere hohe Ge-
fährdungen gerade für Kinder bedeuten. Darüber hinaus gibt es in vielen deutschen Städten 
Quartiere mit einer Konzentration von städtebaulichen, wirtschaftlichen und sozialen Proble-
men.  
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VIII. Politische und gesellschaftliche Partizipation 
 
VIII.1 Gestaltung gesellschaftlicher Lebensverhältnisse196
Die Einbindung in gesellschaftliches Leben erfolgt insbesondere auch durch bürgerschaftliches 
Engagement. Dieses erstreckt sich auf vielfältige Bereiche, wie z. B. in Heimat- und Kulturver-
einen, Stadtteilinitiativen, Selbsthilfegruppen, Sportvereinen, soziale und kulturelle Einrichtun-
gen u.w. bis hin zu klassischen Ehrenämtern, Gremien, Vorständen, Gewerkschaften und in der 
Politik. Der hohe Stellenwert des politischen und bürgerschaftlichen Engagements197 liegt darin 
begründet, dass die übernommene Verantwortung für andere auch ein Ausdruck der persönli-
chen Freiheit der engagierten Bürger/-innen ist.198 Mit Blick auf eine durchlässige Gesellschaft 
geht es um die Frage, ob sich soziale Ausgrenzung unter anderem auch darin manifestiert, 
dass diese Bevölkerungsgruppen geringer politisch und gesellschaftlich partizipieren als andere 
Gruppen. Partizipation lässt sich in graduell abgestufter Formen der Mitgestaltung darstellen. 
                                                
196  Dieses Kapitel basiert auf dem Gutachten von Engels, D.: Gestaltung von Politik und Gesellschaft - Armut und 
Reichtum an Teilhabechancen, Reihe Lebenslagen in Deutschland des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales (Hrsg.), Bonn 2008, im Erscheinen. Folgende Datenquellen wurden analysiert: Repräsentative Wahlsta-
tistik, die Informationen über die Wahlbeteiligung enthält; repräsentative Befragungen wie die in zweijährlichen 
Abständen durchgeführte „Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften“ (Allbus), die Daten zur 
Mitwirkung in Parteien und Gewerkschaften sowie an informellen politischen Aktivitäten (z. B. Demonstration, 
Unterschriftensammlung) enthält; das jährlich durchgeführte Sozio-oekonomische Panel (SOEP), in der Welle 
2005 mit Angaben zu politischem Interesse sowie Beteiligung an Politik und bürgerschaftlichem Engagement 
und die 1999 und 2004 durchgeführte „Repräsentativerhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürger-
schaftlichem Engagement“ (Freiwilligensurvey) mit detaillierten Informationen über Formen, Bereiche und Moti-
ve des bürgerschaftlichen Engagements. 
197  Der Begriff „bürgerschaftliches Engagement“ wird hier übergreifend für verschiedene Engagementformen ver-
wendet, und zwar für freiwillige Tätigkeiten in Vereinen, Verbänden und Einrichtungen, für das klassische Eh-
renamt z. B. als Schöffe, für die Mitwirkung in Gremien bis hin zu politischem Engagement. Bürgerschaftliches 
Engagement findet sowohl in traditionellen Strukturen von Vereinen, Gremien und Wohlfahrtsverbänden als 
auch in neueren Formen wie Selbsthilfegruppen und Initiativen statt. Es erstreckt sich über alle gesellschaftli-
chen Bereiche, von der Bildung über Gesundheit, Sport und Kultur bis hin zum Umwelt- und Katastrophen-
schutz. 
198  Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (Hrsg.): Perspektiven für Freiwilligendienste und 
Zivildienst in Deutschland, Bericht zur Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft“, Berlin 2004, S. 3. 
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Schaubild VIII.1: 










Quelle: Engels, D.: Gestaltung von Politik und Gesellschaft – Armut und Reichtum an Teilhabechan-
cen, Reihe Lebenslagen in Deutschland des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales 
(Hrsg.), Bonn 2008 im Erscheinen, S. 16. 
 
Ein allgemeines Interesse an Politik haben 36% der Bevölkerung ab 16 Jahren, darunter 7,6% 
ein starkes Interesse. Die Mehrheit der Bevölkerung (64%) interessiert sich dagegen kaum für 
Politik, darunter 18% sogar überhaupt nicht. Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede nach 
Geschlecht, Alter, Bildungsabschluss und Migrationshintergrund. Männer sind zu 45% politisch 
interessiert, Frauen dagegen nur zu 27%. Mit zunehmendem Alter steigt das politische Interes-
se stetig an.199 Personen mit Hochschulabschluss zeigen deutlich mehr politisches Interesse 
(54%) als Personen mit niedrigeren Bildungsabschlüssen (31%). Von den Deutschen ohne 
Migrationshintergrund interessieren sich 37%, von der Bevölkerung mit Migrationshintergrund200 
dagegen nur 21% für Politik, dies gilt für alle Bildungsschichten.201 Eine Auswertung der reprä-
sentativen Wahlstatistik zur Bundestagswahl 2005 zeigt aber, dass die Wahlen auch politisch 
weniger interessierte Bürger/-innen mobilisieren.202  
 
                                                
199  Jugendliche und junge Erwachsene im Alter von 16 bis 24 Jahren zeigen nur zu 22% politisches Interesse, 
während 78% dieser Altersgruppe politisch desinteressiert sind. 
200  Als „Personen mit Migrationshintergrund“ werden sowohl ausländische als auch deutsche Staatsangehörige 
bezeichnet. Dazu gehören zugewanderte sowie in Deutschland geborene Ausländer und deren Kinder sowie 
Aussiedler, Spätaussiedler, Eingebürgerte und deren Kinder. Insgesamt haben rund 15 Mio. Personen in 
Deutschland einen Migrationshintergrund, davon haben 7 Mio. keine deutsche Staatsangehörigkeit. Siehe auch 
Kapitel IX Menschen mit Migrationshintergrund, Abschnitt IX.1 Zusammensetzung der Migrantenbevölkerung. 
201  Bei hohem Bildungsabschluss interessierten sich 57% der Personen ohne Migrationshintergrund gegenüber 
31% mit Migrationshintergrund für Politik, bei niedrigem Bildungsabschluss sind es 26% der Personen ohne 
Migrationshintergrund gegenüber 12% mit Migrationshintergrund. 
202  Jesse, E.: Die Bundestagswahl 2005 im Spiegel der repräsentativen Wahlstatistik, in: Statistisches Bundesamt 
(Hrsg.), Wirtschaft und Statistik 5/2007, Wiesbaden 2007, S. 521-526. Bei der Bundestagswahl 2005 beteiligten 
sich insgesamt 78,2% der Wahlberechtigten. 
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Während durch die Wahlbeteiligungen politische Prozesse nur in längeren zeitlichen Abständen 
mitgestaltet werden können, stellt die Mitgliedschaft in einer Partei oder politischen Organisati-
on eine intensivere Form der Partizipation dar, da in ihr in der Regel ein dauerhaftes Mitwirken 
zum Ausdruck kommt. Die Beteiligung an einer Demonstration oder Unterschriftensammlung 
erscheint wiederum weniger verbindlich, setzt in der Regel aber eine bewusste Auseinander-
setzung mit einer spezifischen Thematik voraus und wird daher an dieser Stelle auch zu den 
intensiveren (informellen) Formen der Partizipation gezählt. Repräsentative Daten zu diesen 
Formen politischer Partizipation enthält der Datensatz des Allbus 2004.203 Demnach sind 12,4% 
der erwachsenen Bevölkerung Mitglied einer Gewerkschaft, aber nur 3,6% Mitglied einer politi-
schen Partei. Demonstrationen sind nach wie vor eine typische Ausdrucksform für junge Er-
wachsene (rund 20% der 18- bis 24-Jährigen). In Westdeutschland sind die Mitgliedsquoten in 
Parteien und Gewerkschaften etwas höher als in Ostdeutschland, dort ist dagegen das infor-
melle politische Engagement höher als im Westen. 
 
Die Strukturanalyse von aktiven Politikern am Beispiel des Deutschen Bundestages lässt er-
kennen, welche Personengruppen auf der Leitungsebene politisch teilnehmen. So waren z. B. 
im Herbst 2005 von den 613 Abgeordneten des Deutschen Bundestages der 16. Legislaturperi-
ode rund 68% männlich und 32% weiblich. 23 Abgeordnete haben einen Migrationshintergrund, 
dies sind 4% aller Abgeordneten.204 Vom Alter her machen die 50- bis 64-Jährigen mit 54% ei-
nen größeren Anteil aus als die 25- bis 49-Jährigen (44%), nur wenige Abgeordnete sind jünger 
oder älter als diese beiden Gruppen. Von der Berufsstruktur her überwiegen Dienstleistungsbe-
rufe (85% mit hohem Akademikeranteil), während aus technischen, landwirtschaftlichen oder 
Fertigungsberufen zusammen 15% der Abgeordneten kommen.205 
 
VIII.2 Armut und Reichtum an politischen Teilhabechancen 
Das Ausmaß, in dem Einzelne oder bestimmte Gruppen an der Gestaltung von Politik und Ge-
sellschaft partizipieren, kann als ein Gradmesser gesellschaftlicher Inklusion bzw. Ausgrenzung 
gesehen werden. Wie bereits im 2. Armuts- und Reichtumsbericht dargestellt, kommt auch eine 
Analyse aktuellerer Daten zu dem Ergebnis, dass Personen aus einkommensschwachen Haus-
halten tendenziell in geringerem Maße politisch mitgestalten als Personen mit höherem Ein-
kommen. Diese Tendenz lässt sich an allen Formen der politischen Betätigung aufzeigen, die in 
den hier ausgewerteten Datenquellen erhoben wurden: 
 
                                                
203  Der Allbus 2006 liegt vor, enthält aber wegen veränderten Fragestellungen keine Vergleichsdaten zu diesen 
Indikatoren. 
204  Rollmann, A.: Was ist an mir exotisch? Bundestagsabgeordnete mit Migrationshintergrund, in: Deutscher Bun-
destag (Hrsg.), Das Parlament Nr. 03/15, 2007. 
205  Quelle: www.bundestag.de/mdb/mdb_zahlen/altersgliederung.html. Der Soziologe Michael Hartmann hat in den 
letzten Jahren eine stärkere Rekrutierung der „politischen Elite“ in Deutschland aus höheren sozialen Schichten 
als früher festgestellt, siehe Bundesministerium für Arbeit und Soziales: Dokumentation - Weiterentwicklung der 
Reichtumsberichterstattung der Bundesregierung - Experten-Workshop am 29. November 2006, S. 109 f. 
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Schaubild VIII.2: 

























Quelle: Engels 2008, a. a. O., S.25, Datengrundlage: Allbus 2004. 
 
Der Anteil der Mitglieder in einer politischen Partei ist unter den Personen mit hohem Ar-
mutsrisiko mit 1,9% halb so hoch wie unter denen, deren Einkommen über der Armutsrisiko-
grenze liegt (3,8%) (Kernindikator A.7. und R.4.). 
Unterhalb der Armutsrisikogrenze sind rund 5% gewerkschaftlich organisiert, darüber ist die 
Quote mit 14% fast dreimal so hoch. 
An einer Unterschriftensammlung haben sich im Jahr vor der Befragung 23% der Personen 
mit einem Einkommen über der Armutsrisikogrenze beteiligt gegenüber 11% unter der Ar-
mutsrisikogrenze. 
Über 6% und damit fünf Mal so viele Personen mit Einkommen über der Armutsrisikogrenze 
berichten von ihrer Teilnahme an einer Demonstration, während es nur 1,2% der Personen 
waren, deren Einkommen darunter liegt. 
 
Damit ist die politische Beteiligung der Personen mit einem Einkommen unterhalb der Armutsri-
sikogrenze in allen hier betrachteten Formen durchweg niedriger als die der wohlhabenderen 
Personen. Daraus lässt sich schließen, dass auch ihre Chancen zur Gestaltung ihrer politisch 
beeinflussten Lebensbedingungen geringer sind. 
 
Anhand der Parteimitgliedschaft lässt sich darstellen, dass insbesondere Angehörige oberer 
Einkommensschichten auf diesem Wege partizipieren. Im vierten Einkommensquintil liegt der 
Anteil der Parteimitglieder bereits über dem Durchschnitt, und im obersten, dem fünften Ein-
kommensquintil, ist er mit 6,7% deutlich höher als in den unteren drei Quintilen, in denen er 
zwischen 2,2% und 2,7% (Allbus 2000) bzw. zwischen 1,8% und 2,4% (Allbus 2004) liegt. 
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Schaubild VIII.3 





















Allbus 2000 Allbus 2004
 
 
Quelle: Engels 2008, a. a. O., S. 26, Datengrundlage: Allbus 2000 und 2004. 
 
Dieser Befund belegt deutlich, dass Personen mit höherem Einkommen diese Gestaltungsmög-
lichkeit stärker wahrnehmen als Personen mit geringerem Einkommen. Dies erscheint umso 
gravierender, als die Mindestbeiträge der Parteien für Personen mit geringem Einkommen in 
der Regel niedrig sind (z. B. 2,50 Euro/Monat in der SPD, 5,00 Euro/Monat in der CDU und 4,17 
Euro/Monat in der CSU). Im Zeitvergleich bleibt das Engagement der einkommensstärksten 
Bevölkerungsgruppe gleich, während das der einkommensschwächeren Gruppen bereits ab 
dem 4. Quintil zurückgegangen ist. Als Erklärungshypothese kann angenommen werden, dass 
geringes Einkommen und niedriger sozialer Status faktisch als Zugangsbarriere zu politischen 
Parteien wirken, wobei auch Mechanismen des Selbstausschlusses wirken können, weil sich 
die betroffenen Personen ein Engagement nicht zutrauen.  
 
Zieht man den Bildungsabschluss als weiteren Indikator heran, so wird die stärkere politische 
Partizipation von Akademikern deutlich. Die Mitgliedschaft in einer politischen Partei erreicht 
unter den Personen mit (Fach-) Hochschulabschluss einen Anteil von 5% gegenüber nur 3% 
bei allen übrigen. Bei den weniger institutionalisierten Formen politischer Partizipation wie der 
Teilnahme an einer Unterschriftensammlung oder einer Demonstration liegt die Beteiligungs-
quote von Personen mit Hauptschulabschluss auf niedrigem Niveau und steigt mit zunehmend 
höherer Bildung stetig an. Lediglich die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft ist bei Nicht-
Akademikern (13%) weiter verbreitet als bei Personen mit (Fach-) Hochschulabschluss (10%).  
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VIII.3 Personen mit Migrationshintergrund206
Die Frage, inwieweit die Bevölkerung mit Migrationshintergrund Möglichkeiten zur politischen 
Partizipation hat und diese wahrnimmt, ist noch einmal anders gelagert. Bei Bundestags- und 
Landtagswahlen sind nur deutsche Staatsangehörige wahlberechtigt. EU-Ausländer sind aller-
dings berechtigt, an Kommunalwahlen und an Wahlen zum Europäischen Parlament als Wähler 
und Kandidaten teilzunehmen.  
 
Bei offeneren Formen der politischen Partizipation, wie z. B. einer Demonstration, ist eine Teil-
nahme von Ausländern zwar eher wahrscheinlich, allerdings methodisch nicht feststellbar, da 
die Allbus-Erhebung sich nur an Deutschsprachige richtet und daher Ausländer nicht repräsen-
tativ abbilden kann. Dies ist nur beim SOEP möglich, das Migranten systematisch einbezieht, 
allerdings steht im SOEP 2005 nur ein allgemeiner Indikator „Beteiligung in Bürgerinitiativen, in 
Parteien, in der Kommunalpolitik“ zur Verfügung. Dass sie sich „nie“ in einer dieser Formen 
beteiligen, sagen dort 88% der deutschen gegenüber 93% der ausländischen Bevölkerung. 
Migranten mit deutscher Staatsbürgerschaft sind ähnlich zurückhaltend, von ihnen beteiligen 
sich 92% nie in dieser Weise. 
 
Auch für Ausländer bestehen vielfältige politische Beteiligungsmöglichkeiten. Zu nennen sind 
etwa Mitgliedschaften in politischen Parteien, die Übernahme von Parteiämtern, der Weg einer 
Einbürgerung, um gleichberechtigt an Wahlen und politischer Willensbildung teilzuhaben, oder 
die Arbeit von kommunalen Ausländerbeiräten und Migrantenorganisationen. Insbesondere der 
Paradigmenwechsel in der Migrationspolitik seit 2000 hat dazu geführt, dass in den staatlichen 
Einrichtungen der politischen Bildung (Bundeszentrale und den Landeszentralen für politische 
Bildung) die Angebote um die Zielgruppe der Einwanderer erweitert wurden.  
 
Neben diesen Formen der politischen Partizipation sind aber etablierte Zusammenschlüsse von 
Personen mit Migrationshintergrund zu erwähnen, in denen diese sich engagieren. Dieses En-
gagement ermöglicht soziale Integration innerhalb der Gruppen von Personen mit Migrations-
hintergrund und kann auch als Brücke in die Gesellschaft hinein und hin zu anderen Gemein-
schaften genutzt werden. Zunächst einmal dienen die Netzwerke innerhalb der Gemeinschaft 
durch den gewährleisteten Informationsaustausch sowie materielle und psychische Unterstüt-
zung als Hilfesystem für die Mitglieder. In bestimmten Fällen besteht aber auch die Gefahr der 
Abschottung gegenüber der Mehrheitsgesellschaft.207  
                                                
206  Als „Personen mit Migrationshintergrund“ werden sowohl ausländische als auch deutsche Staatsangehörige 
bezeichnet. Dazu gehören zugewanderte sowie in Deutschland geborene Ausländer und deren Kinder sowie 
Aussiedler, Spätaussiedler, Eingebürgerte und deren Kinder. Insgesamt haben rund 15 Mio. Personen in 
Deutschland einen Migrationshintergrund, davon haben 7 Mio. keine deutsche Staatsangehörigkeit. Siehe auch 
Kapitel IX Menschen mit Migrationshintergrund. 
207  Europäische Kommission (Hrsg.): Community Force. Social Inclusion and Ethnic Networks in Four European 
Countries, Brüssel 2007, S. 21 f. 
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Migrantenorganisationen sind daneben auch politische Interessenvertreter von Ausländern und 
Personen mit Migrationshintergrund im migrations- und integrationspolitischen Bereich. Ver-
stärkt hat sich das Engagement von Migrantenorganisationen bei Integrationsprojekten. Die 
Interessenwahrnehmung in Form von kommunalen Ausländer- oder Integrationsbeiräten hat 
sich seit langem etabliert. Aber auch die direkte Beteiligung von Zusammenschlüssen der Per-
sonen mit Migrationshintergrund bei der Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans ist ein 
Beispiel dafür, wie ihre Interessen, Ressourcen und Belange in der Mehrheitsgesellschaft be-
kannt und anerkannt werden. 
 
VIII.4 Soziale und kulturelle Partizipation – Gemeinschaftsaktivität und bür-
gerschaftliches Engagement 
Ein niederschwelliges Kriterium für eine Einbindung in gesellschaftliches Leben ist die aktive 
Beteiligung in Freizeitgruppen und Vereinen. Im Freiwilligensurvey zusammenfassend als „Ge-
meinschaftsaktivität“ bezeichnet, finden sich viele verschiedene Bereiche, neben Heimat- und 
Kulturvereinen, Stadtteilinitiativen oder Selbsthilfegruppen bis hin zu Sportvereinen, die vor al-
lem für Männer einen Schwerpunktbereich darstellen.208 Etwa zwei Drittel der Bevölkerung sind 
in diesem umfassenden Sinne in Strukturen der Zivilgesellschaft eingebunden.  
 
Eine Analyse nach dem Armutsrisiko zeigt, dass von den Personen mit Einkommen über der 
Armutsrisikogrenze 32,5% wöchentlich Sport betreiben, von den armutsgefährdeten Personen 
dagegen nur 21,8%. Der unterschiedliche Partizipationsgrad betrifft insbesondere auch Jugend-
liche und junge Erwachsene: In der Altersgruppe von 16 bis 24 Jahren sind 48% der Personen 
mit Einkommen über der Armutsrisikogrenze, aber nur 33% mit Einkommen unter dieser Gren-
ze sportlich aktiv. Auch hinsichtlich des Besuchs von Kinos, Popkonzerten oder Diskotheken 
lässt sich der Unterschied zwischen armutsgefährdeten (18% jede Woche) und nicht armutsge-
fährdeten Jugendlichen (29% jede Woche) feststellen. Nach der 1. World Vision Kinderstudie 
2007 sind auch bei Kindern im Alter von acht bis elf Jahren schichtabhängige Unterschiede in 
der Freizeitgestaltung zu beobachten.209 Insgesamt sind 73% der Kinder regelmäßig in einem 
Verein, einer Musikschule oder einer sonstigen Gruppe aktiv, von den Kindern aus der unters-
ten Herkunftsschicht trifft dies aber nur auf 47% zu. Je gehobener die Schicht, desto größer ist 
der Anteil der aktiven Kinder – in der obersten Schicht liegt er bei 89%. Von den Kindern mit 
                                                
208  Gensicke, T./ Picot, S./ Geiss, S.: Freiwilliges Engagement in Deutschland 1999-2004. Ergebnisse der reprä-
sentativen Trenderhebung zu Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und bürgerschaftlichem Engagement, München 
2005, S. 49. 
209  Soziale „Herkunftsschichten“ werden dort anhand des Schulabschlusses der Eltern, des Haushaltsnettoein-
kommens, der Wohnform und der Zahl der Bücher im Haushalt definiert; vgl. Hurrelmann, K./ Andresen, S./ 
TNS Infratest Sozialforschung: 1. World Vision Kinderstudie - Kinder in Deutschland 2007, World Vision 
Deutschland e.V. (Hrsg.), Frankfurt/M. 2007, S. 73 f. 
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Migrationshintergrund partizipieren 63% an solchen Freizeitgruppen gegenüber 77% der ein-
heimischen deutschen Kinder.210 
 
Ein gutes Drittel der Bevölkerung beteiligt sich nicht nur an Freizeitaktivitäten, sondern ist dar-
über hinaus in Form von bürgerschaftlichem Engagement tätig. Diese oft zeitintensive Form der 
Mitgestaltung ist als Indikator für gesellschaftliche Partizipation besonders geeignet. Bürger-
schaftliches Engagement ist umfassend zu verstehen. Es erstreckt sich über alle gesellschaftli-
che Bereiche und umfasst freiwillige Tätigkeiten in Vereinen und Initiativen bis hin zu Formen 
der freiwilligen sozialen und kulturellen Arbeit.211  
 
Fasst man alle diese Aktivitäten in einem umfassenden Verständnis von bürgerschaftlichem 
Engagement zusammen, so sind in Deutschland 36% der Bevölkerung in einer dieser Formen 
engagiert, Männer mit einer Quote von 39% stärker als Frauen mit 32% (siehe Tabelle VIII.1). 
In Westdeutschland sind die Engagementquoten mit 37% höher als in Ostdeutschland (31%). 
Personen mit Migrationshintergrund weisen mit 23% eine niedrigere Engagementquote auf als 
Nicht-Migranten mit 37%. 
 
                                                
210  Hurrelmann, K./ Andresen, S./TNS Infratest Sozialforschung 2007, a. a. O., S. 168. 
211
  Einige Nichtregierungsorganisationen verstehen ihre Lobbyarbeit durchaus als politische Partizipation und wol-
len so auch von anderen gesehen werden. Als Beispiele seien hier die Bemühungen des Sports genannt, einen 
wichtigen und nachhaltigen Beitrag zum Gelingen der Integrationspolitik zu leisten. 
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Tabelle VIII.1: 
 Bürgerschaftliches Engagement 2004 
 
 Insgesamt Männer Frauen 
Engagementquote 36% 39% 32% 
darunter:    
Alter     
14 bis 30 Jahre 35% 36% 33% 
31 bis 45 Jahre 39% 40% 38% 
46 bis 65 Jahre  40% 43% 37% 
über 65 Jahren 26% 33% 21% 
Erwerbsstatus    
Erwerbstätig 40% 42% 37% 
Arbeitslos 27% 27% 27% 
Schüler/ Auszubildende/ 
Studenten 38% 40% 36% 
Rentner/ Pensionäre 28% 35% 23% 
Region    
Westdeutschland  37% 40% 33% 
Ostdeutschland 31% 34% 28% 
 
Quelle: Engels 2008, a.a.O., S. 31, nach Gensicke/ Picot/ Geiss 2005, S. 66., Datengrundlage: 
Freiwilligensurvey 2004.  
 
Dabei bestehen geschlechtsspezifische Unterschiede zwischen einzelnen Engagementberei-
chen: Während in der sozialen Arbeit, in Kindergarten und Schule eher Frauen engagiert sind, 
wird das Engagement in Vereinen, der freiwilligen Feuerwehr und Rettungsdiensten sowie in 
anderen „klassischen“ Ehrenämtern stärker von Männern wahrgenommen.212 Auch nach Alters-
gruppen variiert die Engagementquote, Senioren/Seniorinnen über 65 Jahren weisen mit 26% 
die geringste, Personen im Alter von 46 bis 65 Jahren mit 40% die höchste Quote auf.213 
 
Besonders auffällig ist aber, dass bürgerschaftliches Engagement nicht davon abhängt, wie viel 
Zeit man zur Verfügung hat, denn dann wäre zu erwarten gewesen, dass Arbeitslose und ande-
re Nichterwerbstätige stärker engagiert wären als Erwerbstätige (Kernindikator A.8. und R.5.). 
Die Engagementquote von Erwerbstätigen ist aber mit 40% deutlich höher als die der Arbeitslo-
sen mit 27% und der Rentner/-innen mit 28%. Bei diesen gibt es allerdings starke Unterschiede 
                                                
212  Gensicke, T./ Picot, S./ Geiss, S. 2005, a. a. O., S. 58. 
213  Kinder unter 14 Jahren wurden im Freiwilligen-Survey nicht befragt, sind aber ebenfalls bürgerschaftlich enga-
giert, wie die 1. World-Vision-Studie nachweist (allerdings mit einer anderen Fragestellung, daher lassen sich 
die Engagementquoten nicht vergleichen); siehe Hurrelmann, K./ Andresen, S./TNS Infratest Sozialforschung 
2005, a. a. O., S. 212 ff. 
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zwischen Männern und Frauen sowie zwischen stärker engagierten jungen Senioren (37% der 
60- bis 69-Jährigen) und weniger aktiven älteren Senioren (22% der ab 70-Jährigen). 
 
Darüber hinaus ist aber auch hier ein Zusammenhang mit monetärer Armut erkennbar: Die 
Auswertung verschiedener Datengrundlagen (mit einer etwas niedrigeren Engagementquote als 
im Freiwilligensurvey) ergibt durchgängig eine niedrigere Engagementquote von Personen mit 
einem Einkommen unter der Armutsrisikogrenze als von Personen mit höherem Einkommen. 
Eine Erklärung hierfür könnte sein, dass diese Aktivitäten oft mit finanziellen Aufwendungen 
verbunden sind, die sich armutsgefährdete Menschen schlicht nicht leisten können oder aber, 
dass sie andere Prioritäten setzen (müssen). Darüber hinaus wird auch hier das eigene Zutrau-
en eine gewisse Grenze setzen (siehe unter 7.3 zum Befund bei der politischen Partizipation). 
 
Tabelle VIII.2: 




Allbus 2002 Allbus 2004 SOEP 2005 
Insgesamt 33,0% 33,1% 31,4% 
darunter:    
unter Armutsrisikogrenze 24,8% 21,4% 27,0% 
über Armutsrisikogrenze 34,2% 34,5% 32,2% 
Einkommensquintile    
 5. Quintil 35,8% 40,2% 37,2% 
 4. Quintil 37,0% 38,5% 35,6% 
 3. Quintil 31,1% 33,8% 31,3% 
 2. Quintil 33,8% 26,3% 25,3% 
 1. Quintil 27,2% 22,6% 26,8% 
 
1) Bevölkerung ab 18 Jahren mit leicht variierender Fragestellung in den Erhebungen. 
 
Quelle: Engels 2008, a. a. O., S. 33, Datengrundlage: Allbus 2002 und 2004, SOEP 2005. 
 
Eine nach Quintilen differenzierte Analyse lässt darüber hinaus erkennen, dass die Bevölkerung 
der unteren 20% der Einkommensverteilung nur unterdurchschnittlich engagiert ist (Kernindi-
kator A.8. und R.5.). Ab dem vierten Einkommensquintil ergeben alle Auswertungen eine En-
gagementquote über dem Durchschnitt. Ähnlich wie bei der Analyse des politischen Engage-
ments zeigt sich auch hier, dass Personen mit höheren Einkommen stärker in zivilgesellschaftli-
che Aktivitäten eingebunden sind als Personen mit niedrigeren Einkommen. 
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VIII.5 Zusammenfassung: Politische und gesellschaftliche Partizipation 
 
Hinsichtlich der politischen und gesellschaftlichen Partizipation bestätigen die aktuellen Daten 
die Ergebnisse des 2. Armuts- und Reichtumsberichts: nach wie vor besteht ein starker Zu-
sammenhang zwischen Einkommensposition und bürgerschaftlichem Engagement. Politisches 
Engagement wird auch durch Bildung und Ausländerstatus beeinflusst. Diese Unterschiede 
beziehen sich auf alle Stufen der Mitgestaltung politischer Prozesse: von der Interessenbekun-
dung für politische Zusammenhänge über die Wahlbeteiligung bis hin zur aktiven Mitgliedschaft 
in einer Partei oder Organisation.  
 
Die Frage, inwieweit die Bevölkerung mit Migrationshintergrund Möglichkeiten zur politischen 
Partizipation hat und diese wahrnimmt, ist vor dem Hintergrund ihrer spezifischen politischen 
Beteiligungsmöglichkeiten zu sehen. Diese reichen von Mitgliedschaften in politischen Partei-
en, der Übernahme von Parteiämtern sowie der Gründung von Partner- und Unterorganisatio-
nen deutscher Parteien von Mitgliedern mit Migrationshintergrund bis hin zur Arbeit in kommu-
nalen Ausländerbeiräten und Migrantenorganisationen. EU-Ausländer können darüber hinaus 
an Kommunalwahlen und an Wahlen zum Europäischen Parlament als Wähler und Kandidaten 
teilnehmen. Über Migrantenorganisationen wird auch die politische Interessenvertretung von 
Ausländern und Menschen mit Migrationshintergrund im migrations- und integrationspolitischen 
Bereich übernommen. Die direkte Beteiligung von Zusammenschlüssen der Personen mit 
Migrationshintergrund bei der Erarbeitung des Nationalen Integrationsplans ist ein Beispiel 
dafür, wie ihre Interessen, Ressourcen und Belange in der Mehrheitsgesellschaft bekannt und 
anerkannt werden. 
 
Bürgerschaftliches Engagement im Verständnis von politischem und gesellschaftlichem Enga-
gement ist ein Kriterium für die Einbindung in das politische und gesellschaftliche Leben. Etwa 
zwei Drittel der Bevölkerung sind in diesem umfassenden Sinne in Strukturen der Zivilgesell-
schaft eingebunden. Aber auch hier wird ein Zusammenhang mit monetärer Armut erkennbar: 
durchgängig zeigt sich eine niedrigere Engagementquote von Personen mit einem Einkommen 
unter der Armutsrisikogrenze als von Personen mit höherem Einkommen. Außerdem besteht 
offensichtlich kein Zusammenhang zwischen bürgerschaftlichem Engagement und verfügbarer 
Zeit, denn die Engagementquote von Erwerbstätigen ist deutlich höher als die der Arbeitslosen 
und der Senioren, insbesondere im höheren Alter. 
 
Personen mit Einkommen über der Armutsrisikogrenze treiben zu 32,5% wöchentlich Sport, 
von den armutsgefährdeten Personen sind es dagegen nur 21,8%. Der unterschiedliche Parti-
zipationsgrad betrifft insbesondere Jugendliche und junge Erwachsene: In der Altersgruppe 
von 16 bis 24 Jahren sind 48% der Personen mit Einkommen über der Armutsrisikogrenze, 
aber nur 33% mit Einkommen unter dieser Grenze sportlich aktiv. Auch hinsichtlich des Be-
suchs von Kinos, Popkonzerten oder Diskotheken lässt sich der Unterschied zwischen armuts-
gefährdeten (18% jede Woche) und nicht armutsgefährdeten Jugendlichen (29% jede Woche) 
feststellen. Nach der 1. World Vision Kinderstudie 2007 sind auch bei Kindern im Alter von acht 
bis elf Jahren bereits schichtabhängige Unterschiede in der Freizeitgestaltung zu beobachten. 
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L e b e n s l a g e n  a u s g e w ä h l t e r  G r u p p e n  
 
IX. Menschen mit Migrationshintergrund 
 
Die gesellschaftlichen Teilhabechancen der dauerhaft in Deutschland lebenden Menschen mit 
Migrationshintergrund werden durch eine Vielzahl von Faktoren beeinflusst, die zueinander in 
Wechselwirkung stehen. Ihre Chancenlage wird anhand zentraler Indikatoren wie schulische 
und berufliche Bildung, Erwerbsbeteiligung, Einkommenssituation, Gesundheit, Wohnen und 
Familienstrukturen dargestellt.
IX.1 Zusammensetzung der Bevölkerung mit Migrationshintergrund214
Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
Zum Stichtag 31. Dezember 2006 lebten in Deutschland 7,3 Mio. Ausländer/-innen.215 Insge-
samt liegt der Ausländeranteil in Deutschland damit bei 8,9%. Ausländer/-innen kommen zu 
32% aus Mitgliedstaaten der Europäischen Union und zu weiteren 47% aus anderen europäi-
schen Ländern. Die größten Gruppen ausländischer Nationalitäten stellen mit knapp 26% türki-
sche Staatsangehörige, gefolgt von Staatsangehörigen Italiens mit 8%, Serbiens und Monte-
negros mit 7%, sowie Polens und Griechenlands mit jeweils etwa 5%. 
 
Innerhalb Deutschlands ist die ausländische Bevölkerung regional sehr unterschiedlich verteilt. 
Insbesondere in den Ballungsräumen in Westdeutschland leben überdurchschnittlich viele Aus-
länder. In Ostdeutschland (mit Ausnahme Berlins) liegt der Ausländeranteil in einigen Regionen 
teilweise bei 2% bis 3% und weniger, während er etwa in den Großstädten Frankfurt am Main, 
München oder Stuttgart zwischen 21% und 24% erreicht. In einigen kleineren, industriell ge-
prägten Städten, z. B. Offenbach, liegt er mit 25% noch höher bzw. in Mannheim, Ludwigshafen 
oder Heilbronn mit rund 20% ähnlich hoch. 
 
Personen mit Migrationshintergrund 
Im Mikrozensus 2005216 wurden erstmals nicht nur Informationen zur Staatsangehörigkeit, son-
dern auch zur Zuwanderung (selbst zugewandert bzw. zugewanderte Eltern) und zu einer even-
tuellen Einbürgerung der Befragten erhoben. Danach leben in Deutschland 14,8 Mio. Personen 
mit Migrationshintergrund im engeren Sinne und insgesamt 15,3 Mio. Personen mit Migrations-
                                                
214 Die Bevölkerungsgruppe der Migrantinnen und Migranten ist aufgrund der verschiedenen Herkunftsländer, 
Wanderungsmotive und Statusgruppen in ihrer Zusammensetzung äußerst heterogen. Die weitgefasste Defini-
tion der „Menschen mit Migrationshintergrund“ schließt sowohl Menschen mit eigenen Migrationserfahrungen 
als auch deren Nachkommen mit ein, auch wenn diese bereits im Zielland geboren wurden. Auf Grundlage der 
für empirische Analysen vorhandenen Daten lässt sich dieses Konzept jedoch häufig nicht umsetzen. In der 
Regel muss deshalb auf eine Differenzierung zwischen Personen mit deutscher oder nichtdeutscher Nationalität 
zurückgegriffen werden. 
215 Siehe Statistisches Bundesamt: Bevölkerungsfortschreibung. 
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hintergrund im weiteren Sinne.217 Sie stellen damit knapp ein Fünftel der Gesamtbevölkerung. 
Die folgenden Darstellungen beziehen sich auf Personen mit Migrationshintergrund im engeren 
Sinne, da etwa Altersdifferenzierungen nur für diese Gruppe verfügbar sind.218  
 
Tabelle IX.1: 






Gesamtzahl 14,8 Mio. (100,0%) 67,1 Mio. (100,0%) 
Männer 7,5 Mio. (50,9%) 32,5 Mio. (48,5%) 
Frauen 7,3 Mio. (49,1%) 34,6 Mio. (51,5%) 
Deutsche Staatsangehörige 7,5 Mio. (50,7%) 67,1 Mio.  
Ausländische Staatsangehörige 7,3 Mio. (49,5%) -  
Mit eigener Migrationserfahrung 10,4 Mio. (70,3%) -  
Ohne eigene Migrationserfahrung 4,4 Mio. (29,7%) -  
    
Durchschnittsalter 34,3 Jahre 44,9 Jahre 
     
Anteil der unter 15-Jährigen   21,0%  11,6% 
Anteil der über 65-Jährigen  8,4%  22,5% 
 
Quelle: Mikrozensus 2005 
 
Aus Tabelle IX.1 ist ersichtlich, dass bei Personen mit Migrationshintergrund die Zahl derjeni-
gen, die selbst aus dem Ausland zugewandert sind, die Zahl der in Deutschland geborenen 
                                                                                                                                                          
216  Die Angaben des Mikrozensus, der nach der Bevölkerungsfortschreibung hochgerechnet wird, weichen von den 
Daten des Ausländerzentralregisters (AZR) ab. Unterschiedliche Erfassungsmethoden und -quellen führen zu 
abweichenden Ergebnissen. Daher ist ein unmittelbarer Vergleich der Ergebnisse aus diesen beiden Quellen 
nicht möglich. Trotz der Abweichungen kann auf keine der beiden Quellen verzichtet werden. Die Bevölkerungs-
fortschreibung gibt als einzige Quelle ein Gesamtbild der Bevölkerung und ihrer Untergliederung nach der deut-
schen und der ausländischen Bevölkerung. Dabei werden neben Bestandsgrößen (z. B. Bevölkerungszahl, 
Ausländerzahl) auch Bestandsveränderungen (Zu- und Abwanderungen, Geburten, Sterbefälle) erfasst und 
ausgewiesen. Das AZR erfasst nur Ausländer und keine Deutschen. Es wird i. d. R. nur für Bestandsauswer-
tungen, nicht aber für den statistischen Nachweis demografischer Veränderungen verwendet. Dafür liefert das 
AZR einige ergänzende Angaben wie z. B. Aufenthaltsdauer, Aufenthaltsstatus, die nicht in der Bevölkerungs-
fortschreibung erfasst sind. 
217  Die Unterscheidung nach Migrationshintergrund im weiteren Sinne und Migrationshintergrund im engeren Sinne 
wurde vom Statistischen Bundesamt eingeführt, da aufgrund des Frageprogramms des Mikrozensus der Status 
einer kleinen Gruppe von Personen mit Migrationshintergrund nicht durchgängig bestimmt werden kann. Perso-
nen mit Migrationshintergrund i. e. S. sind in allen Jahren als solche identifizierbar. Zu den Personen mit Migra-
tionshintergrund i. w. S. gehören zusätzlich Personen, deren Migrationsstatus mit Hilfe der Zusatzfragen zu Mig-
ration im Mikrozensus 2005 nicht durchgehend bestimmt werden können. Vgl. Statistisches Bundesamt, Fach-
serie 1, Reihe 2.2 Migration in Deutschland 2005, Wiesbaden 2005, S. 337. 
218  Soweit nicht anders vermerkt, erfolgt die Darstellung dieser Personen ohne den Zusatz „im engeren Sinne“. Da 
im Mikrozensus 2005 der Migrationshintergrund erhoben wurde, sind keine Zeitreihen möglich. Sofern bei ein-
zelnen Indikatoren keine entsprechenden Daten vorliegen, wird wieder zwischen Deutschen und Ausländern 
unterschieden. 
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Personen übersteigt. Im Durchschnitt ist die Bevölkerung mit Migrationshintergrund gut zehn 
Jahre jünger als die ohne Migrationshintergrund. 
 
Mit Blick auf die Teilhabechancen von Migranten/Migrantinnen sind auch die jährlichen Einbür-
gerungszahlen aufschlussreich. Letztlich sichert den Migranten/Migrantinnen nur die Einbürge-
rung die Möglichkeit der vollen gesellschaftlichen Mitwirkung (u. a. Wahlrecht, uneingeschränk-
ter Zugang zu Beamtenberufen).219 Tabelle IX.2 gibt einen Überblick zur Entwicklung der Ein-
bürgerungen seit dem Jahr 2000.220 Nach dem vorläufigen Höchststand der Einbürgerungen im 
Jahr 2000 sank die Zahl bis zum Jahr 2005 kontinuierlich ab. Im Jahr 2006 war wieder ein leich-
ter Anstieg zu verzeichnen. Dabei ließen sich ausländische Männer jeweils in etwas größerer 
Zahl einbürgern als Frauen.221 
 
Tabelle IX.2: 
 Einbürgerungen von Ausländern in Deutschland 
 
Jahr Gesamt Männer Frauen Männer in % Frauen in %
2000 186.688 97.634 89.054 52,3% 47,7% 
2001 178.098 92.579 85.519 52,0% 48,0% 
2002 154.547 79.721 74.826 51,6% 48,4% 
2003 140.731 73.099 67.632 51,9% 48,1% 
2004 127.153 64.560 62.593 50,8% 49,2% 
2005 117.241 59.923 57.318 51,1% 48,9% 
2006 124.566 63.049 61.517 50,6% 49,4% 
Summe (2000-2006) 1.029.024 530.565 498.459 51,6% 48,4% 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Einbürgerungsstatistik 
IX.2 Einkommen und Armutsrisiko von Personen mit Migrationshin-
tergrund222
Die Daten des Mikrozensus 2005 belegen die schwächere Einkommensposition von Personen 
mit Migrationshintergrund.223 Die Einkommenssituation von Migranten/Migrantinnen wird durch 
                                                
219  Seit der Reform des Staatsangehörigkeitsrechts im Jahr 2000 haben mehr als eine Million ausländische Staats-
angehörige in Deutschland einen deutschen Pass erworben. Dennoch ist für die Zukunft weiteres Einbürge-
rungspotenzial vorhanden. Dies zeigt sich unter anderem daran, dass sich in den letzten Jahren jeweils weniger 
als 3% der in Deutschland lebenden Ausländer einbürgern ließen. Siehe Statistisches Bundesamt: Bevölkerung 
und Erwerbstätigkeit - Einbürgerungen 2006. Fachserie 1 Reihe 2.1, Wiesbaden 2007, S. 14 f. 
220  Die hohe Zahl von Einbürgerungen im Jahr 2000 erklärt sich insbesondere dadurch, dass am 1. Januar 2000 
das Gesetz zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts vom 15. Juli 1999 in Kraft trat und u. a. reformbedingte 
Sondereffekte eine Rolle gespielt haben. 
221  Zu berücksichtigen ist dabei, dass nach Mikrozensus die absolute Zahl von in Deutschland lebenden ausländi-
schen Frauen niedriger ist als die der ausländischen Männer. 
222  Siehe hierzu auch den 7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und 
Integration, Berlin 2007, Abschnitt II, 3.8.7. 
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eine ganze Reihe von Faktoren negativ beeinflusst. Zu nennen sind hier insbesondere fehlende 
berufliche Qualifikationen bzw. nicht anerkannte berufliche Abschlüsse, Sprachbarrieren, Bran-
chenabhängigkeiten sowie unterschiedliches Erwerbsverhalten. Im Vergleich des gewichteten 
Nettoäquivalenzeinkommens224 erreicht die Bevölkerung mit Migrationshintergrund 79% des 
Durchschnittswertes der Gesamtbevölkerung. Zwischen den Migrationsgruppen differieren die 
Werte aber beträchtlich. So erreichen (Spät-)Aussiedler/-innen mit 86% des Durchschnittswer-
tes ein deutlich höheres Nettoäquivalenzeinkommen als Eingebürgerte (82%) und Ausländer/-
innen (73%). 
 
Stellt man allein auf das tatsächlich erzielte Einkommen aus Erwerbstätigkeit ab, wird deutlich, 
welche Einkommenshöhe von den einzelnen Migrationsgruppen auf dem Arbeitsmarkt erzielt 
werden kann. Nur 14% der Erwerbstätigen mit Migrationshintergrund erzielen ein Einkommen 
über 2.000 Euro (ohne Migrationshintergrund: 23%). Erwerbstätige mit Migrationshintergrund 
sind in der Einkommensgruppe bis 1.100 Euro mit 45% deutlich stärker vertreten als Erwerbstä-
tige ohne Migrationshintergrund (37%). 54% der Frauen ohne Migrationshintergrund, aber 67% 
der Migrantinnen erzielen Einkommen von unter 1.100 Euro. 
 
Aufgrund der im Durchschnitt geringeren Einkommen sind Personen mit Migrationshintergrund 
auch einem höheren Armutsrisiko ausgesetzt. Das Risiko, einkommensarm zu sein, haben 
nach den Daten des Mikrozensus 2005 15% der Gesamtbevölkerung. Bei Personen mit Migra-
tionshintergrund liegt dieser Anteil mit über 28% fast doppelt so hoch (Personen ohne Migrati-
onshintergrund: 12%). Auch hier zeigt der Vergleich der Migrationsgruppen beträchtliche Unter-
schiede: Während 34% der ausländischen Bevölkerung armutsgefährdet sind, sind es bei den 
Eingebürgerten bzw. als Deutsche Geborenen 25% und bei den (Spät-)Aussiedler/-innen ledig-
lich 21% (siehe Tabelle IX.3).  
 
                                                                                                                                                          
223  Analysen zum Einkommen basieren im 3. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung grundsätzlich auf 
den amtlichen Daten der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) und des EU-SILC. Da in diesen Unter-
suchungen Ausländerinnen und Ausländer bzw. Personen mit Migrationshintergrund untererfasst sind, wird hier 
auf Daten des Mikrozensus zurückgegriffen. 
224  Das Nettoäquivalenzeinkommen in Privathaushalten wird berechnet, indem das Haushaltsnettoeinkommen auf 
die gewichtete Zahl der Haushaltsmitglieder bezogen wird. Dabei geht der Haupteinkommensbezieher im 
Haushalt mit dem Gewicht 1, alle Haushaltsmitglieder von 14 Jahren und älter mit dem Gewicht 0,5 und alle un-
ter 14-jährigen Haushaltsmitglieder mit dem Gewicht 0,3 ein (OECD-Äquivalenzskala). Für die Gesamtheit aller 
Nettoäquivalenzeinkommen wird dann der Median berechnet. 
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Tabelle IX.3: 
























Eingebürgerte und als 
Deutsche geborene Kinder 
















Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2005 
 
Die Armutsrisikoquote von Kindern und Jugendlichen unter 15 Jahren mit Migrationshintergrund 
beträgt 32,6%, während diese Quote bei Kindern und Jugendlichen ohne Migrationshintergrund 
nur bei 13,7% liegt. 
 
Auch bei älteren Personen mit Migrationshintergrund ab dem Alter von 65 Jahren ist das Ar-
mutsrisiko mit 27,1% im Vergleich zu 9,7% der Personen ohne Migrationshintergrund dieser 
Altersgruppe höher. Die wesentlichen Faktoren, die die Unterschiede erklären, sind die kürze-
ren Erwerbsbiografien, das eher niedrige Erwerbseinkommen der oftmals un- oder angelernten 
Arbeitskräfte und die häufigere Betroffenheit von Arbeitslosigkeit während ihres Erwerbslebens. 
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IX.3 Bildungschancen 
Einmal versäumte schulische und berufliche Abschlüsse lassen sich mit steigendem Alter 
schwerer nachholen. Insbesondere der Abschluss der formalen Schulbildung stellt die Weichen 
für das Erreichen beruflicher Abschlüsse und den Übergang in den Beruf. Bildungsarmut in 
Form eines vollständigen Fehlens formaler Schulabschlüsse ist bei Personen mit Migrationshin-
tergrund überdurchschnittlich häufig (siehe Schaubild IX.1). Die aktuellen Daten verdeutlichen, 
dass in der Gruppe der Personen mit Migrationshintergrund große Unterschiede hinsichtlich des 
schulischen Bildungserfolges bestehen. 
 
IX.3.1 Schulbesuch 
Ein Vergleich der deutschen und ausländischen Schülerinnen und Schüler an allgemein bilden-
den Schulen im Schuljahr 2006/2007 zeigt, dass nur knapp 15% der deutschen Kinder und Ju-
gendlichen eine Hauptschule besuchten, während dies bei den ausländischen auf über 38% 
zutrifft. Fast die Hälfte der Deutschen (45%) besuchte ein Gymnasium; bei den ausländischen 
Schülerinnen und Schüler war dies nur jede/r Fünfte (21%). Die Betrachtung nach Nationalitä-
ten zeigt, dass die russischen Schülerinnen und Schüler hier mit 43% der Verteilung der Deut-
schen am nächsten kommen. Alle übrigen Nationalitäten liegen deutlich darunter. Vor allem 
italienische und türkische Jugendliche besuchen überproportional häufig die Hauptschule und 
weisen die niedrigsten Gymnasiastenquoten auf. Türkische Jugendliche besuchen allerdings 
häufiger als alle anderen Nationalitäten die Schulform der integrierten Gesamtschule. Geringer 
ist der Abstand beim Besuch von Real- und Gesamtschulen. 
 
Überproportional häufig werden ausländische Kinder in der deutschen Schulpraxis an Sonder-
schulen/Förderschulen verwiesen. Bei einem Anteil von 9,6% an der Gesamtschülerschaft liegt 
ihr Anteil an den Sonderschulen/Förderschulen bei 16% und der an den Sonderschulen für den 
besonderen Förderbereich „Lernen“ sogar bei 19%.225 Damit hat sich – obwohl das Bewusst-
sein für die problematische Selektion in den allgemein bildenden Schulen durchaus zugenom-
men hat – der Sonderschulanteil ausländischer Kinder und Jugendlicher in den letzten Jahren 
bundesweit praktisch nicht verändert. 
 
IX.3.2 Schulabschlüsse 
Der am häufigsten erreichte Abschluss von Personen mit und ohne Migrationshintergrund ist 
der Hauptschulabschluss. Im Vergleich zu den Männern erzielen Frauen mit Migrationshin-
tergrund häufiger keinen Schulabschluss oder aber einen höheren Schulabschluss. Gemäß den 
Daten des Mikrozensus verfügen 12% der Männer und 15% der Frauen mit Migrationshin-
                                                
225  Den höchsten Anteil von Sonderschülern an den altersgleichen Ausländern hat mit 29% Hamburg, gefolgt von 
Hessen und Bremen (jeweils 24%). Die niedrigsten Anteile sind in Schleswig-Holstein (8%), Rheinland-Pfalz 
und Bayern (mit jeweils 13%) festzustellen. 
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tergrund im Alter ab 15 Jahren über keinen allgemein bildenden Schulabschluss gegenüber 2% 
der Männer und 2% der Frauen ohne Migrationshintergrund.226  
 
Schaubild IX.1: 
 Erreichte Schulabschlüsse der mindestens 
 15-Jährigen nach Migrationshintergrund und Geschlecht im Jahr 20051)
 
 
1) Personen, die sich noch in einer schulischen Ausbildung befinden, wurden nicht berücksichtigt. 
 
Quelle: Mikrozensus 2005. Eigene Berechnung und Darstellung des BMI. 
 
Die Fachhochschulreife besitzen 5% der Männer und 4% der Frauen mit Migrationshintergrund. 
Fasst man die Hochschul- und Fachhochschulreife zusammen, so zeigt sich, dass der Anteil 
von Personen mit höheren Abschlüssen bei den Männern ohne Migrationshintergrund mit 27% 
am höchsten und bei den Frauen ohne Migrationshintergrund mit 20% am geringsten ist. Bei 
den Männern mit Migrationshintergrund liegt ihr Anteil bei 26% und bei den Frauen bei 25%. Im 
Rahmen des Mikrozensus wurden allerdings teilweise auch Gaststudenten befragt, deren An-
gaben in diese Analysen mit einfließen. 
 
Aufgeschlüsselt nach Alter und Herkunftsland wird deutlich, dass höher qualifizierte Personen 
mit Migrationshintergrund überdurchschnittlich häufig 35 Jahre (Frauen) und älter (Männer) 
sind. Besonders oft handelt es sich dabei um Personen polnischer oder russischer Herkunft. 
Vor allem Frauen mit polnischem Migrationshintergrund haben überdurchschnittlich häufig eine 
Hochschulzugangsberechtigung und tragen somit maßgeblich zu dem hohen Anteil hoch gebil-
                                                
226 Für eine Erklärung und Abgrenzung der einzelnen Abschlüsse siehe Statistisches Bundesamt: Bevölkerung und 
Erwerbstätigkeit - Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Ergebnisse des Mikrozensus 2005, Fachserie 1 Rei-
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deter Zuwanderer bei. Dabei ist jedoch zu beachten, dass diese Abschlüsse teilweise bereits im 
Herkunftsland erworben wurden. Dafür spricht auch, dass die Befragten mit Migrationshin-
tergrund, die zum Einreisezeitpunkt 18 Jahre oder älter waren, zu 28% über ein Abitur bzw. 
einen äquivalenten Abschluss verfügen.  
 
IX.3.3 Menschen ohne Schulabschluss 
Rund 13% der Bevölkerung mit Migrationshintergrund bleiben ohne Schulabschluss und damit 
deutlich häufiger als Deutsche ohne Migrationshintergrund mit nur knapp 2%. Bei den 20- bis 
24-Jährigen mit Migrationshintergrund haben 7% keinen Schulabschluss. Am schlechtesten 
schneiden auch hier im Vergleich der Migrationsgruppen die Jugendlichen ausländischer 
Staatsangehörigkeit ab. 11% haben in dieser Gruppe keinen Abschluss und 31% die (Fach-) 
Hochschulreife, während bei den Eingebürgerten bzw. als Deutsche Geborenen fast 37% die 
(Fach-) Hochschulreife und nur 4% keinen schulischen Abschluss haben. Für fast alle Ver-
gleichsgruppen in dieser Altersstufe gilt, dass die jungen Frauen im Vergleich zu den jungen 
Männern eine bessere Schulbildung haben. 
 
Welche zentrale Bedeutung die Beherrschung der deutschen Sprache hat, zeigt die Analyse 
des Schulerfolgs nach Einreisealter. Danach haben in Deutschland geborene (6%) bzw. vor 
Beginn der Schulpflicht eingereiste (5%) Personen mit Migrationshintergrund die niedrigsten 
Schulversagensquoten und erreichen gleichzeitig häufiger (22% bzw. 21%) das Abitur. Am 
schlechtesten schneiden Migrantinnen und Migranten ab, die zwischen dem 12. und 17. Le-
bensjahr eingereist und somit Quereinsteiger im deutschen Bildungssystem sind: Nur 9% 
(Nichtdeutsche: 6%) erreichen das Abitur und 16% (Nichtdeutsche: 27%) erreichen keinen 
Schulabschluss.227  
 
IX.3.4 Berufliche Ausbildung 
In engem Zusammenhang mit der Schulbildung stehen die berufliche Ausbildung und entspre-
chende Berufsabschlüsse. 37% der Männer und knapp 50% der Frauen mit Migrationshin-
tergrund im Alter ab 25 Jahren besitzen keine beruflichen Abschlüsse. Im Vergleich zu Frauen 
und Männern ohne Migrationshintergrund sind mehr als dreimal so viele Männer und fast dop-
pelt so viele Frauen mit Migrationshintergrund ohne beruflichen Abschluss. Liegt kein entspre-
chender Abschluss vor, ist es in Deutschland außerordentlich schwierig, Zugang zum Arbeits-
markt zu finden. In fast allen Wirtschaftsbereichen ist der Nachweis eines schulischen und/oder 
beruflichen Abschlusses erforderlich. 
 
                                                
227  Vgl. 7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration. 2007, Ab-
schnitt II 2.2.3. 
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Schaubild IX.2: 
 Berufliche Bildungsabschlüsse228 der mindestens 
 25-Jährigen nach Migrationshintergrund und Geschlecht im Jahr 20051)
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1) Die Anteile beziehen sich auf alle Personen, die sich aktuell nicht in einer beruflichen Ausbildung befinden. 
 
Quelle: Mikrozensus 2005. Berechnung und Darstellung des BMI.. 
 
Obwohl der Anteil hoch qualifizierter Personen (d. h. Hoch- bzw. Fachhochschulabschluss) bei 
den Personen mit Migrationshintergrund ähnlich hoch ist wie bei denen ohne Migrationshin-
tergrund, können Personen mit Migrationshintergrund ihre höheren Bildungsabschlüsse ten-
denziell weniger gut auf dem deutschen Arbeitsmarkt verwerten. Das liegt wiederum daran, 
dass besonders etwas ältere Frauen mit Migrationshintergrund (35 bis unter 45 Jahren und ab 
55 Jahren) sowie Frauen mit russischem oder polnischem Hintergrund überdurchschnittlich 
häufig über einen Universitätsabschluss ihres Herkunftslandes verfügen. Mangelhafte Deutsch-
kenntnisse oder Diskriminierungen durch Arbeitgeber könnten dann die Gründe für ihre den-
noch schlechten Arbeitsmarktchancen sein.229 So belegen neuere Studien, dass Personen mit 
Migrationshintergrund auch bei gleichem Bildungsstand wie deutsche Bewerber mit größeren 
Schwierigkeiten am Arbeitsmarkt konfrontiert sind.230 
                                                
228  Für eine Erklärung und Abgrenzung der einzelnen beruflichen Abschlüsse siehe Statistisches Bundesamt: Be-
völkerung und Erwerbstätigkeit - Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Ergebnisse des Mikrozensus 2005, 
Fachserie 1 Reihe 2.2, Wiesbaden 2005, S. 331 ff. und Glossar. 
229  Vgl. Akman, S.: Migrationshintergrund und Geschlecht bei Bewerbungen, in: Personalführung 10/2005, S. 72 ff. 
230  Vgl. OECD: Jobs for Immigrants - Labour Market integration in Australia, Denmark, Germany and Sweden, 
Paris 2007, S. 195 ff. 
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IX.4 Arbeitsmarkt und Zugang zu Erwerbstätigkeit231
Die Teilnahme am Arbeitsleben ist in einer auf Erwerbswirtschaft ausgerichteten Gesellschaft 
entscheidend für gelingende Integration. Gemäß dem Mikrozensus liegt die durchschnittliche 
Erwerbsbeteiligung (Erwerbsquote)232 von Personen mit eigenem Zuwanderungshintergrund mit 
rund 68% (Migrantinnen insgesamt 58%) deutlich unter der von Personen ohne Migrationshin-
tergrund (75%). Allerdings gibt es zwischen den Migrationsgruppen beträchtliche Unterschiede. 
Während die Erwerbsquote der (Spät-) Aussiedler/-innen mit fast 74% den Gesamtdurch-
schnittswert erreicht, liegt sie bei den Eingebürgerten bzw. mit deutscher Staatsangehörigkeit 
Geborenen (knapp 68%) und bei den Nichtdeutschen (knapp 66%) niedriger. Insbesondere die 
Erwerbsneigung der Frauen mit Migrationshintergrund variiert unter den Teilgruppen deutlich. 
 
IX.4.1 Erwerbstätigenquoten 
Mit fast 12 Prozentpunkte weichen die Erwerbstätigenquoten der Bevölkerung mit und ohne 
Migrationshintergrund (56% statt knapp 68%) deutlich voneinander ab. Bei der (Spät-) Aussied-
lerpopulation beträgt die Abweichung allerdings lediglich rund 5 Prozentpunkte, während sie bei 
den Nichtdeutschen 15 Prozentpunkte beträgt. Ausländerinnen weisen eine Erwerbstätigenquo-
te von unter nahe 43% auf. Der Abstand zu deutschen Frauen ohne Migrationshintergrund be-
trägt damit fast 20%. Es sind vor allem die jungen Erwachsenen mit türkischem Hintergrund 
sowie aus anderen ehemaligen Anwerberstaaten, die die größten Probleme beim Übergang in 
die Erwerbstätigkeit haben. In dieser Gruppe sind besonders große Anteile von weiblichen 
Nichterwerbspersonen anzutreffen.233 Diese Zahlen verdeutlichen, dass Maßnahmen zur Stär-
kung der Erwerbsbeteiligung von Migrantinnen und Migranten auch unter integrationspolitischen 
Gesichtspunkten sinnvoll sind.  
                                                
231  Vgl. 7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration, 2007, Ab-
schnitt III 3. 
232  Die Erwerbstätigenquote bezeichnet den Anteil Selbständiger und mithelfender Familienangehöriger sowie 
abhängig Erwerbstätiger, d. h. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Beamte und geringfügig Beschäftigter 
an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren. 
233  Vgl. Konsortium Bildungsberichterstattung (Hrsg.): Bildung in Deutschland 2006, S.179. 
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Tabelle IX.4: 
 Erwerbs- und Erwerbslosenquoten 







männlich 73,0% 8,0% 
weiblich 62,2% 6,7% 
Bevölkerung ohne Migrationshin-
tergrund 
Gesamt 67,6% 7,3% 
männlich 63,6% 14,5% 
weiblich 48,2% 10,0% 
Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund 
Gesamt 56,0% 12,3% 
männlich 68,1% 12,0% 
weiblich 57,5% 9,8% 
(Spät-) Aussiedler/-innen und 
Nachkommen 
Gesamt 62,8% 10,9% 
männlich 63,0% 12,5% 
weiblich 50,4% 9,5% 
Eingebürgerte und als Deut-
sche geborene Kinder von Zu-
wanderern 
Gesamt 56,9% 11,0% 
männlich 61,8% 16,4% 







Zugewanderte und in Deutsch-
land geborene Ausländer/-
innen 
Gesamt 52,5% 13,4% 
männlich 71,2% 9,2% 
weiblich 59,5% 7,3% Gesamt 
Gesamt 65,4% 8,3% 
 
1) Die Erwerbstätigenquote bezeichnet hier den Anteil Selbständiger und mithelfender Familienangehöriger sowie 
abhängig Erwerbstätiger, d. h. sozialversicherungspflichtig Beschäftigte, Beamte und geringfügig Beschäftigter 
an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 64 Jahren. 
2) Die Erwerbslosenquote bezeichnet hier den Anteil Erwerbsloser an der Wohnbevölkerung im Alter von 15 bis 
64 Jahren. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Sonderauswertung des Mikrozensus 2005. 
 
 
Gemäß der Erwerbstätigenrechnung234 lag die Zahl der Erwerbstätigen 2005 bei 38,8 Mio., 
stieg in 2006 auf 39,1 Mio. und überschritt im September 2007 die Rekordmarke von 40 Mio. 
Der Mikrozensus 2005 weist wegen einer Untererfassung der geringfügig Beschäftigten nur 
36 Mio. Erwerbstätige im erwerbsfähigen Alter von 15 bis 64 Jahren aus235 und zwar 30 Mio. 
bzw. 83% ohne und sechs Mio. bzw. 17% mit Migrationshintergrund. Die Hälfte der erwerbstäti-
                                                
234  Erwerbstätigkeit einschließlich der so genannten Mini- und Midijobs sowie der Arbeitsgelegenheiten nach dem 
SGB II. 
235  Vgl. Statistisches Bundesamt, Mikrozensus und Arbeitskräfteerhebung, Wiesbaden 2006.  
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gen Personen mit Zuwanderungshintergrund waren Ausländer/-innen, 29% kamen aus (Spät-) 
Aussiedlerfamilien und 21% waren Eingebürgerte oder als Deutsche Geborene. Während der 
Frauenanteil bei den Erwerbstätigen ohne Migrationshintergrund 46% beträgt und bei Einge-
bürgerten und (Spät-)Aussiedler/-innen praktisch gleich auf liegt, beträgt er bei den Nichtdeut-
schen nur 39%. 
 
IX.4.2 Arbeitslosigkeit  
Ausländer sind in Deutschland überdurchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen. Die Arbeits-
losenquote für Ausländer lag im Jahr 2005 bei 25,2% und verläuft parallel zu den im Kapitel 
Arbeitsmarkt beschriebenen Entwicklungen der allgemeinen Arbeitslosenzahlen. Von derzeit 
532.000 ausländischen Arbeitslosen (September 2007) sind 82% bei den Trägern der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende und damit im Leistungsbezug des SGB II (Arbeitslosengeld II) und 
18% bei den Agenturen für Arbeit und damit im Leistungsbezug des SGB III (Arbeitslosengeld) 
gemeldet.  
 
Zwischen 2000 und 2006 hat der Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Arbeitslosen zuge-
nommen. Diese Zunahme war am stärksten bei den ausländischen Männern (um 22,5% auf 
44,6%) und am geringsten bei den deutschen Frauen (um 6,4% auf 43,3%). Bei den ausländi-
schen Frauen nahm der Anteil um 15,2% auf 44,6% und bei den deutschen Männern um 14,3% 
auf 39,2% zu.236 Seit 2006 profitieren auch Ausländer vom konjunkturellen Aufschwung. Im De-
zember 2007 war die Arbeitslosigkeit von Ausländern gegenüber dem Vorjahr um 76.000 ge-
sunken (12,8%).237 
 
IX.5 Inanspruchnahme von Transferleistungen 
Von insgesamt 5,3 Mio. Arbeitslosengeld II-Beziehern im Jahresdurchschnitt 2007 waren 
978.000 Ausländer (19%). Nach Schätzungen des IAB haben rund 38% der ALG II-Bezieher 
einen Migrationshintergrund.238 Zusätzlich gab es im Jahr 2007 311.000 nicht erwerbsfähige 
Ausländer in der Grundsicherung für Arbeitsuchende, die Sozialgeld bezogen. Arbeitslosengeld 
erhielten im Durchschnitt zwischen Januar und November 2007 1,09 Mio. Personen, hiervon 
waren 104.000 Ausländer (10%). Unter den Beziehern von Arbeitslosengeld oder Arbeitslosen-
geld II mit deutscher Staatsbürgerschaft bezogen unter möglichen Doppelzählungen 81% Ar-
beitslosengeld II und 19% Leistungen der Arbeitslosenversicherung. Unter Ausländern lag der 
                                                
236  Zum Jahresanfang 2005 kam es durch die Zusammenlegung der Arbeitslosenhilfe mit den erwerbsfähigen 
Beziehern von Sozialhilfe zu einer Zäsur in der Arbeitslosenstatistik. Ehemalige Empfänger von Sozialhilfe so-
wie Nichterwerbspersonen mussten sich (da erwerbsfähig) arbeitslos melden, um Arbeitslosengeld II beziehen 
zu können. Damit wurden diese Personen erstmals vollständig in der SGB II-Statistik als Arbeitslose erfasst und 
von der Öffentlichkeit wahrgenommen. Weitgehend in Folge dieser Statistikverbesserung stieg die Zahl der 
ausgewiesenen Arbeitslosen von 2004 auf 2005 um rund 480.000 auf 4,86 Mio. und eine Arbeitslosenquote von 
13%. 
237  Siehe hierzu Kapitel IV Erwerbstätigkeit, Abschnitt IV.2 Entwicklung der Arbeitslosigkeit. 
238
  Hönekopp, E. (IAB): „Qualifizierung und guten Qualifikation“, Vortrag auf der Fachtagung „Qualifizierung und 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund“, Nürnberg, Juli 2007. 
- 149 - 
Anteil der Bezieher von Arbeitslosengeld II mit 90% deutlich höher und der Anteil der Arbeitslo-
sengeld-Bezieher mit 10% entsprechend niedriger. Über die Staatsangehörigkeit hinaus liegen 
der Bundesagentur für Arbeit keine Informationen zum Migrationshintergrund vor. 
 
Diese Zahlen verweisen auf einen erhöhten Bedarf an Angeboten zur Verbesserung der Quali-
fikationsstruktur und damit der Arbeitsmarktchancen von Ausländerinnen und Ausländern, bzw. 
von Migranten/Migrantinnen.  
 
Ebenfalls deutliche Unterschiede zwischen Deutschen und Ausländern zeigen sich bei der Al-
tersgruppe der ab 65-Jährigen. Bei beiden Gruppen war in dieser Altersgruppe die Inanspruch-
nahme von Sozialhilfe bis Ende 2002 bzw. von Grundsicherungsleistungen im Alter und bei 
Erwerbsminderung seit 2003239 zwar am geringsten. Allerdings sind die Quoten bei Ausländern 
deutlich höher als bei Deutschen. Dabei ist die Relation von Deutschen (79%) und Ausländern 
(21%) über 65 Jahren im Grundsicherungsbezug seit 2003 bis heute unverändert. 2006240 wa-
ren von den deutschen ab 65-jährigen Männern 1,4% und von den deutschen ab 65-jährigen 
Frauen 2,2% auf Grundsicherung im Alter angewiesen. Bei den ab 65-jährigen ausländischen 
Männern war es dagegen mehr als jeder zehnte und bei den ab 65-jährigen ausländischen 
Frauen gut jede sechste. Gründe hierfür sind geringere Einkommen der ausländischen Mitbür-
ger während der Erwerbsphase sowie kürzere Versicherungszeiten in der gesetzlichen Renten-
versicherung. 
 
Die überwiegende Mehrzahl der Grundsicherungsbezieher – und dies gilt auch für Ausländer/-
innen – verfügt dabei aber über eigenes Einkommen, insbesondere in Form von Renten. Die 
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung stocken folglich im Regel-
fall vorhandenes Einkommen bis zur Höhe des soziokulturellen Existenzminimums auf.  
 
                                                
239  Siehe hierzu auch Kapitel II Einkommen und Vermögen, Mindestsicherung und Überschuldung, Abschnitt 
II.2.2.4 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. 
240  Angaben ohne Bremen. 
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Tabelle IX.5: 
 Personen ab 65 Jahren, die Grundsicherung 
 im Alter und bei Erwerbsminderung erhalten, nach Nationalität und Geschlecht 
 2003 2004 2005 20061)
Männer 53.265 63.772 80.524 89.354 
Deutsche 
Frauen 150.937 167.283 190.407 200.934 
Männer 21.483 25.038 29.642 30.467 
Ausländer 
Frauen 32.049 37.044 42.282 43.780 
 
1) Zahlen ohne Bremen. 
 
Quelle: Statistisches Bundesamt; Statistik der Sozialhilfe/Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung. Ältere Menschen mit Sozialhilfe und Grundsicherungsbezug. 
 
Das 1993 in Kraft getretene Asylbewerberleistungsgesetz regelt die Leistungen für Asylbewer-
ber und für alle Ausländer mit einem nicht verfestigten Aufenthaltsstatus. Nach einem Höchst-
stand von knapp 490.000 Empfänger/-innen von Regelleistungen im Jahr 1996 sank deren Zahl 
bis auf rund 194.000 Personen im Jahr 2006. Männer waren dabei im gesamten betrachteten 
Zeitraum stärker als Frauen unter den Empfängern von Regelleistungen vertreten.  
 
IX.6 Familie als Integrationsfaktor 
Der familiäre Zusammenhalt ist eine wichtige Voraussetzung für das Gelingen von Integration in 
der Aufnahmegesellschaft. Migration ist in aller Regel ein Familienprojekt, das nicht in einer 
Generation abgeschlossen ist, sondern mehrere Generationen umfasst.241 Traditionelle Rollen-
bilder und das Festhalten an traditionellen Familienhierarchien können aber auch zu Problemen 
für die individuelle Entwicklung und den sozialen Aufstieg einzelner Familienmitglieder führen, 
insbesondere für Frauen und hier geborene Kinder.  
 
In Migrantenfamilien leben relativ viele Kinder bzw. Jugendliche.242 Auch bei ihnen ist die Ab-
hängigkeit des Bildungserfolges von den Bildungsabschlüssen der Eltern feststellbar.243 Hinzu 
kommen teilweise Integrations- und Sprachdefizite in der deutschen Sprache. Der Elementarbe-
reich (Kindertagesstätten) wird zunehmend als Teil des Bildungssystems genutzt, in dem In-
tegrations- und Sprachdefizite behoben oder zumindest vermindert werden können. Dadurch 
werden die Chancen auf einen unproblematischen Schulbeginn der Kinder mit Migrationshin-
                                                
241 Siehe Bundesministerium für Familien, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) (Hrsg.): 6. Familienbericht, 
Familien ausländischer Herkunft in Deutschland: Leistungen - Belastungen - Herausforderungen, Berlin 2005, 
S. 215. 
242  7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2007, a. a. O., 
Anhang, Tabelle 4. 
243  Siehe hierzu Kapitel III Bildungschancen, Abschnitt III.5 Bildungserfolg, Bildungsbeteiligung und sozioökonomi-
scher Hintergrund. 
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tergrund verbessert. Sprachförderung für Kinder und Jugendliche wird ferner zunehmend insti-
tutionenübergreifend und durchgängig für alle Bildungseinrichtungen konzipiert und endet damit 
nicht mit dem Verlassen der Kindertagesstätte oder der Grundschule.244 
 
IX.7 Gesundheitszustand und Wohnsituation  
Unterschiede im Gesundheitszustand zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
sind vor dem Hintergrund zu sehen, dass Migranten/Migrantinnen häufiger nachteiligen Lebens- 
und Arbeitsbedingungen ausgesetzt sind. Die vergleichsweise geringeren Bildungschancen, 
höheren Belastungen am Arbeitsplatz245 und niedrigeren Einkommen von Migran-
ten/Migrantinnen sind vielfach mit negativen Folgen für die körperliche und psychische Ge-
sundheit verbunden.246 Sprachprobleme, Informationslücken und unterschiedliche Vorstellun-
gen von Gesundheit und Krankheit können weitere Barrieren für eine bedarfsgerechte Gesund-
heitsversorgung sein. Bei Aussagen zur gesundheitlichen Situation von Migranten/Migrantinnen 
sind aber die große Heterogenität dieser Gruppe, ihre kulturellen Besonderheiten sowie Res-
sourcen mit protektiver Wirkung für die Gesundheit zu beachten. Je nach Herkunftsland, Ein-
wanderergeneration und sozialem Status zeigen sich große Unterschiede. 
Nach den Daten des Sozio-oekonomischen Panels 2006 haben Frauen und Männer mit aus-
ländischer Nationalität im Vergleich zu deutschen Frauen und Männern häufiger eine gute oder 
sehr gute Gesundheit247 (Frauen 48% gegenüber 41% und Männer 48% gegenüber 46%). Be-
züglich gesundheitsbedingter Einschränkungen im alltäglichen Leben und dem Auftreten kör-
perlicher Schmerzen zeigt sich allerdings das umgekehrte Bild. Männer mit ausländischer 
Staatsangehörigkeit sind zweimal häufiger aufgrund gesundheitlicher Probleme im Alltag beein-
trächtigt als deutsche Männer, ausländische Frauen 1,6-mal häufiger als deutsche Frauen. Ü-
ber starke körperliche Schmerzen berichten Männer mit ausländischer Staatsangehörigkeit mit 
12% häufiger als deutsche Männer mit 9%. Bei Frauen finden diese Unterschiede mit Anteilen 
von 17% und 12% einen noch stärkeren Niederschlag.248 
 
Unterschiede lassen sich bei verhaltensbezogenen Gesundheitsrisiken wie Übergewicht und 
Rauchen beobachten. Die Mikrozensusdaten aus dem Jahr 2005 belegen, dass Frauen mit 
                                                
244  Siehe beispielsweise das BLK-Modellprogramm „FörMig“, vgl. 7. Lagebericht der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Migration, Flüchtlinge und Integration 2007, a. a. O., Abschnitt II 2.1.4. 
245  Erwerbstätige mit Migrationshintergrund sind im Vergleich zu Erwerbstätigen ohne Migrationshintergrund z. B. 
wesentlich häufiger als Arbeiter tätig (47,6% gegenüber 25,9% ohne Migrationshintergrund), vgl. Statistisches 
Bundesamt (Hrsg.): Bevölkerung und Erwerbstätigkeit. Bevölkerung mit Migrationshintergrund - Ergebnisse des 
Mikrozensus 2005, Wiesbaden 2007, S. 8. 
246  Lampert, T./Ziese, T.: Armut, soziale Ungleichheit und Gesundheit. Expertise des Robert Koch-Instituts zum 
2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, Beiträge zur Gesundheitsberichterstattung des Bundes, 
Berlin 2005, S. 28ff. 
247  Der Indikator berücksichtigt die subjektive Selbsteinschätzung. 
248  Siehe Lampert T./Hagen, C./Dunkelberg, A./Kroll, L. E./Ziese, T.: Lebenslagen und Gesundheit, Robert Koch-
Institut (Hrsg.), Berlin 2008, im Erscheinen. 
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Migrationshintergrund ab einem Alter von 35Jahren zunehmend häufiger von starkem Überge-
wicht (Adipositas) betroffen sind als gleichaltrige Frauen ohne Migrationshintergrund. Bei den 
Männern zeigen sich lediglich geringfügige Unterschiede mit einer tendenziell höheren Betrof-
fenheit in der Bevölkerung mit Migrationshintergrund. Der Anteil regelmäßiger Raucher liegt bei 
Männern mit Migrationshintergrund ab einem Alter von 25 Jahren deutlich über dem der Männer 
ohne Migrationshintergrund. Im Gegensatz dazu ist der Anteil regelmäßiger Raucherinnen in 
allen Altersgruppen bei Frauen ohne Migrationshintergrund höher.249  
 
Mit Blick auf die Inanspruchnahme von Leistungen des Gesundheitssystems ist die Datenlage 
für Vergleiche zwischen Personen mit und ohne Migrationshintergrund noch sehr unzureichend. 
Die vorliegenden Studien liefern einzelne Hinweise darauf, dass Personen mit Migrationshin-
tergrund seltener Grippeschutzimpfungen, Krebsfrüherkennungsuntersuchungen und zahnme-
dizinische Vorsorge in Anspruch nehmen. Auch Vorsorgeuntersuchungen während der 
Schwangerschaft und schwangerschaftsbegleitende Angebote werden von Migrantinnen selte-
ner wahrgenommen. Ebenso werden Rehabilitationsmaßnahmen seltener von Migranten wahr-
genommen als von Deutschen. Während eine niedrigere Inanspruchnahme von niedergelasse-
nen Ärzten beobachtet wird, nutzen Zuwanderer überproportional häufig die Notfallambulanzen 
von Krankenhäusern.250 
 
Migrantenspezifische Unterschiede im Gesundheitsstatus und Gesundheitsverhalten zeigen 
sich bereits im Kindes- und Jugendalter. Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund lei-
den seltener unter chronischen Krankheiten wie Asthma, Neurodermitis und Heuschnupfen.251 
Das Erkrankungsrisiko an Tuberkulose ist bei Kindern mit Migrationshintergrund allerdings hö-
her als bei deutschen Kindern. Daten des Kinder- und Jugendgesundheitssurveys belegen dar-
über hinaus, dass Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund seltener Sport treiben, sich 
ungesünder ernähren, häufiger übergewichtig sind und seltener an den Untersuchungen zur 
Früherkennung für Kinder teilnehmen als deutsche Gleichaltrige.252 
 
Wohnsituation
Im Jahr 2006 lag die durchschnittliche Pro-Kopf Wohnfläche bei 45 Quadratmetern.253 Im Jahr 
2006 lag bei Haushalten mit ausländischem Haushaltsvorstand die durchschnittliche Pro-Kopf 
Wohnfläche mit 30 m² um ein Drittel niedriger als beim Durchschnitt aller Haushalte (siehe An-
                                                
249  Zu Tendenzen in der Gesamtbervölkerung siehe hierzu auch Kapitel VI Gesundheitliche Situation und Pflege-
bedürftigkeit. 
250  Siehe hierzu Robert Koch-Institut (Hrsg.) 2008, a. a. O. 
251  Siehe hierzu auch Teil C Abschnitt VI.1.1. Krankheitsbelastung. 
252  Siehe Lampert T./Hagen, C./Dunkelberg, A., Kroll, L. E./Ziese, T. (2008), a. a. O. 
253  Die folgenden Zahlen entstammen dem Sozioökonomischen Panel des DIW. Die durchschnittlichen Wohnflä-
chen werden als Medianwert angegeben. Die Angaben aus dem Sozioökonomischen Panel unterscheiden sich 
aufgrund der methodischen Differenzen von Daten des Mikrozensus, der ebenfalls Angaben zur Wohnsituation 
erfasst.  
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hangtabelle A. IX.1). In den Haushalten mit mindestens einer ausländischen oder zugewander-
ten Person lag sie bei 32 m². Ausländische Haushalte waren zudem überdurchschnittlich groß. 
Während in einem mittleren Haushalt in Deutschland im Jahr 2006 jeweils 2,1 Personen lebten, 
waren es in Haushalten mit ausländischem Haushaltsvorstand durchschnittlich 3,1 Personen. 
Betrachtet man ausschließlich die Mieterhaushalte, so liegen die durchschnittlichen Wohnflä-
chen pro Person in Haushalten mit ausländischem Haushaltsvorstand sogar nur bei 27 m² ge-
genüber 41 m² im Durchschnitt aller Mieterhaushalte.  
Die Bruttokaltmiete, die ein ausländischer Haushalt 2006 für seine Wohnung zahlte, lag im 
Durchschnitt bei 6,12 Euro pro m², die von Zuwandererhaushalten bei 6,14 Euro pro m² und 
damit etwas niedriger als die durchschnittliche Bruttokaltmiete aller Mieterhaushalte (6,21 Euro 
pro m²). Große Unterschiede bei der Wohnungsversorgung zeigen sich im Anteil von Haushal-
ten, die in selbst genutztem Wohneigentum leben. Unter der Gesamtbevölkerung waren im Jahr 
2006 43% der Haushalte Eigentümerhaushalte, bei ausländischem Haushaltsvorstand lag der 
Anteil bei 24%. Dabei ist die Eigentümerquote von ausländischen Haushalten zwischen 1998 
und 2006 aber um 10% angestiegen.  
 
IX.8 Situation von Personen, die sich unerlaubt in Deutschland aufhalten 
Von aufenthaltsrechtlicher Illegalität wird ausgegangen, wenn die geltenden gesetzlichen Rege-
lungen von Einreise und Aufenthalt nicht erfüllt werden.254 Dies betrifft insbesondere Personen, 
die keinen asyl- oder ausländerrechtlichen Aufenthaltsstatus besitzen, keine ausländerrechtli-
che Duldung vorweisen können und daher nicht im Ausländerzentralregister (AZR) oder ander-
weitig behördlich erfasst sind.255 Belastbare Zahlen über den Umfang illegaler Migration in 
Deutschland liegen nicht vor. 
 
In Deutschland hat sich eine öffentliche Diskussion zur Thematik „Illegalität“ entwickelt. In der 
Diskussion stehen sich die ordnungspolitisch orientierte Sichtweise einerseits und die men-
schenrechtlich orientierte Position andererseits gegenüber. Aufgrund einer unzureichenden Da-
tenlage256 können keine belastbaren Aussagen über den Gesamtumfang257 sowie die Alters- 
und Sozialstruktur258 des Personenkreises gemacht werden. Hinweise auf die soziale Situation 
                                                
254  Vgl. Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Hrsg.): Migrationsbericht 2005, Nürnberg 2005, S. 88. 
255  Weitere einschlägige Veröffentlichungen des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge: Loeffelholz, H. D. et 
al: Illegal aufhältige Drittstaatenangehörige in Deutschland, Forschungsstudie 2005 im Rahmen des Europäi-
schen Migrationsnetzwerks, Nürnberg 2006; sowie Worbs, S. et al.: Illegalität von Migranten in Deutschland. 
Zusammenfassung des Forschungsstandes, Working Papers 2/2005, Nürnberg 2005. 
256  Zur allg. Datenlage vgl. Loeffelholz et. al. 2006 a. a. O., S. 45ff.; sowie Schönwälder, K. et al.: Migration und 
Illegalität in Deutschland, AKI-Forschungsbilanz 1, Berlin 2004, S. 11ff. 
257  Anhaltspunkte und Entwicklungstendenzen bzgl. des Umfangs unkontrollierter Migration werden im Migrations-
bericht 2005 anhand statistischer Daten der Bundespolizei dargestellt, vgl. Migrationsbericht 2005, S. 88-93. 
258  Zu Angaben bzgl. der Alters- und Sozialstruktur vgl. Publikationen mit Übersichten über den aktuellen For-
schungsstand: Cyrus, N.: Aufenthaltsrechtliche Illegalität in Deutschland. Sozialstrukturbildung - Wechselwir-
kungen - Politische Optionen, Bericht für den Sachverständigenrat f. Zuwanderung und Integration, Oldenburg 
2004; sowie Krieger, W. u a.: Lebenslage „illegal“. Menschen ohne Aufenthaltsstatus in Frankfurt am Main, 
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von Personen, die sich ohne Aufenthaltstitel oder Duldung unerlaubt in Deutschland aufhalten, 
können lokalen, qualitativ-empirischen Studien259 entnommen werden, deren Aussagen aller-
dings nicht ohne weiteres verallgemeinert werden können. 
                                                                                                                                                          
Karlsruhe 2006; sowie Loeffelholz et al. 2006, a. a. O.; sowie Schönwälder et al. 2004, a. a. O.; sowie Worbs et 
al. 2005 a. a. O. 
259 Vgl. Anderson, P.: Dass sie uns nicht vergessen. Menschen in der Illegalität in München. Eine empirische Stu-
die im Auftrag der Landeshauptstadt München, München 2003; sowie Alt, J.: Leben in der Schattenwelt. Prob-
lemkomplex illegale Migration. Neue Erkenntnisse zur Lebenssituation „illegaler“ Migranten aus München und 
anderen Orten Deutschlands, Karlsruhe 2004; sowie Alt, J.: Illegal in Deutschland. Forschungsprojekt zur Le-
benssituation „illegaler Migranten“ ausgehend von der Situation in Leipzig, Karlsruhe 1999; sowie Ascher, S. et 
al.: Illegal anwesende und illegal beschäftigte Ausländerinnen und Ausländer in Berlin. Lebensverhältnisse, 
Problemlagen, Empfehlungen, in: Demografie aktuell (2001)17, Berlin 2001. Vgl. ebenso Übersichten über ak-
tuellen Forschungsstand a. a. O. 
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IX.9 Zusammenfassung: Lebenslagen von Personen mit Migrationshin-
tergrund
 
2006 lebten in Deutschland 7,3 Mio. Ausländerinnen und Ausländer unter den 14,8 Mio. Per-
sonen mit Migrationshintergrund (knapp ein Fünftel der Gesamtbevölkerung). Schulische und 
berufliche Bildung, Erwerbsbeteiligung, Einkommenssituation, Gesundheit, Wohnen und Fami-
lienstrukturen sind entscheidend für ihre gesellschaftliche Integration. 
 
Fehlende schulische und berufliche Qualifikationen bzw. nicht anerkannte berufliche Abschlüs-
se, etwaige Diskriminierungen durch Arbeitgeber, Sprachbarrieren, Branchenabhängigkeiten 
sowie unterschiedliches Erwerbsverhalten sind Ursachen für die schwächere Einkommenssitu-
ation. 2006/2007 besuchten über 38% der ausländischen Jugendlichen die Hauptschule ge-
genüber nur knapp 15% der deutschen Jugendlichen. Fast die Hälfte der Deutschen (45%) 
besuchte ein Gymnasium; bei den ausländischen Schülerinnen und Schülern war dies nur je-
de/r Fünfte (21%). Rund 13% der Bevölkerung mit Migrationshintergrund verbleiben ohne 
Schulabschluss und damit deutlich häufiger als Deutsche ohne Migrationshintergrund mit rund 
2%. Auf der anderen Seite haben Personen mit Migrationshintergrund etwa genauso häufig 
einen höheren Abschluss (Hochschul- und Fachhochschulreife). 
 
Der Zugang zum Arbeitsmarkt wird durch die unzureichende berufliche Ausbildung deutlich 
erschwert: 37% der Männer und knapp 50% der Frauen mit Migrationshintergrund besitzen im 
Alter ab 25 Jahren keine beruflichen Abschlüsse. Die schlechte Bildungs- und Ausbildungsbe-
teiligung spiegelt sich in der relativ hohen Arbeitslosigkeit sowie relativ geringen Erwerbsbetei-
ligungsquote wider. Es sind vor allem die jungen Erwachsenen mit türkischem Hintergrund 
sowie aus anderen ehemaligen Anwerberstaaten, die die größten Probleme beim Übergang in 
die Erwerbstätigkeit haben. In dieser Gruppe sind besonders viele weiblichen Nichterwerbs-
personen. Seit 2006 profitieren aber auch Ausländer vom konjunkturellen Aufschwung. Im De-
zember 2007 sank ihre Arbeitslosigkeit gegenüber dem Vorjahr um 76.000 (12,8%). 
 
Personen mit Migrationshintergrund sind auch häufiger einem Armutsrisiko ausgesetzt. Ent-
sprechend hoch ist die Inanspruchnahme von Transferleistungen: Im Jahresdurchschnitt 2007 
waren von rund 5,3 Mio. Arbeitslosengeld II-Beziehern rund 978.000 Ausländer und damit ü-
berproportional viele im Vergleich zu ihrem Bevölkerungsanteil von rund 10%. Bei den ab 65-
jährigen ausländischen Männern bezog mehr als jeder zehnte Grundsicherungsleistungen 
(Deutsche 1,4%), bei den ausländischen Frauen ab 65 Jahren gut jede sechste (Deutsche 
2,2%). Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung stocken dabei im 
Regelfall vorhandenes Einkommen auf. 
 
Für den Prozess der Integration ist die Familie ein wichtiger Faktor. Das Festhalten an traditio-
nellen Familienformen kann zu Problemen für individuelle Entwicklungen und den sozialen 
Aufstieg einzelner Familienmitglieder führen, insbesondere für Frauen und hier geborene Kin-
der. Auch bei Kindern mit Migrationshintergrund ist die Abhängigkeit des Bildungserfolges von 
den Bildungsabschlüssen der Eltern feststellbar. Sprachförderung für Kinder und Jugendliche 
als Voraussetzung für gelingende Integration wird zunehmend institutionenübergreifend und 
durchgängig für alle Bildungseinrichtungen konzipiert. 
 
Unterschiede im Gesundheitszustand zwischen Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
sind vor dem Hintergrund zu sehen, dass Migrantinnen und Migranten häufiger nachteiligen 
Lebens- und Arbeitsbedingungen ausgesetzt sind. Unterschiede im Gesundheitsverhalten gibt 
es schon bei Kindern und Jugendlichen: Sie treiben seltener Sport, ernähren sich ungesünder, 
sind häufiger übergewichtig und nehmen seltener an den Früherkennung-Untersuchungen teil. 
Je nach Herkunftsland, Einwanderergeneration und sozialem Status bestehen jedoch große 
Unterschiede. 
unter 5 5 – 10  10 – 15 15 – 20
1 Bevölkerung insgesamt..............................................  82 257    3 419    3 779    3 890    4 746   
2 Personen ohne Migrationshintergrund.............................  66 846    2 262    2 640    2 802    3 609   
3 Personen mit Migrationshintergrund im weiteren Sinn ..... –   –   –   –   –   
4 darunter: Migrationshintergrund nicht durchgängig bestimmbar¹........... –   –   –   –   –   
5 Personen mit Migrationshintergrund im engeren Sinn ......  15 411    1 158    1 139    1 089    1 137   
— mit derzeitiger bzw. früherer Staatsangehörigkeit
6 Europa.................................................................................................  8 499     369     479     584     612   
7 o  EU-27............................................................................................  3 686     185     200     207     230   
8 ·  Griechenland...............................................................................   384     16     17     24     22   
9 ·  Italien...........................................................................................   761     35     46     51     63   
10 ·  Polen............................................................................................   638     32     31     32     33   
11 ·  Rumänien.....................................................................................   240     11     7     9     9   
12 o  Sonstiges Europa...........................................................................  4 813     184     279     377     383   
13 ·  Bosnien und Herzegowina...........................................................   283     10     15     19     19   
14 ·  Kroatien.......................................................................................   373     13     18     21     18   
15 ·  Russische Föderation...................................................................   561     22     22     23     39   
16 ·  Serbien........................................................................................   391     25     27     34     28   
17 ·  Türkei...........................................................................................  2 527     85     156     237     231   
18 ·  Ukraine........................................................................................   215     8     10     10     13   
19 Afrika..................................................................................................   480     43     35     29     32   
20 Amerika...............................................................................................   346     29     29     27     25   
21 o  Nordamerika.................................................................................   163     13     12     12     13   
22 Asien, Australien und Ozeanien..........................................................  1 501     91     102     106     108   
23 o  Naher und Mittlerer Osten.............................................................   708     39     43     45     57   
24 ·  Kasachstan..................................................................................   215   /     8     9     17   
25 o  Süd- und Südostasien...................................................................   562     36     45     49     41   
26 Ohne Angabe bzw. unzutreffend.........................................................  4 586     625     493     343     360   
— mit einer Aufenthaltsdauer von
27 ·  Geburt an.........................................................................................  4 678    1 092     984     841     668   
28 ·  unter 5 Jahren...................................................................................  1 182     62     62     55     64   
29 ·    5 – 10 Jahren..................................................................................  1 644   /     87     103     106   
30 ·  10 – 15 Jahren..................................................................................  1 760   –   /     85     154   
31 ·  15 – 20 Jahren..................................................................................  2 095   –   –   /     136   
32 ·  20 Jahren und mehr..........................................................................  3 853   –   –   –   /   
33 ·  ohne Angabe zum Zuzugsjahr..........................................................   198   /   /   /     9   
34 Personen mit eigener Migrationserfahrung......................................  10 534     50     141     238     454   
— mit derzeitiger bzw. früherer Staatsangehörigkeit
35 Europa............................................................................................  5 872     24     61     111     201   
36 o  EU-27.......................................................................................  2 545     14     26     39     58   
37 ·  Griechenland...........................................................................   240   –   /   /     7   
38 ·  Italien......................................................................................   431   /   /     5     10   
39 ·  Polen.......................................................................................   529   /     8     10     13   
40 ·  Rumänien................................................................................   207   /   /   /     7   
41 o  Sonstiges Europa......................................................................  3 327     10     35     72     143   
42 ·  Bosnien und Herzegowina.......................................................   217   /   /   /     13   
43 ·  Kroatien...................................................................................   251   /   /   /   /   
44 ·  Russische Föderation..............................................................   510   /     11     17     35   
45 ·  Serbien....................................................................................   287   /   /     11     19   
46 ·  Türkei.......................................................................................  1 511   /     7     20     36   
47 ·  Ukraine....................................................................................   192   /   /     7     12   
48 Afrika..............................................................................................   342   /   /     7     11   
49 Amerika..........................................................................................   233   /     6     8     10   
50 Nordamerika................................................................................   101   /   /   /   /   
Davon im Alter von …









1 Lebensformen insgesamt........................................  12 293   6 323   5 911    1,6   8 886   4 014   4 840    1,7  
darunter: 
nach dem Migrationsstatus 
der Bezugsperson in der Lebensform
Bezugsperson in Lebensform ist:
2 Person ohne Migrationshintergrund..............................  9 668   5 164   4 452    1,6   6 804   3 193   3 583    1,7  
3 Personen mit Migrationshintergrund im weiteren Sinn.. –   –   –   –   –   –   –   –   
4 darunter: Migrationshintergrund nicht durchgängig bestimmbar¹....... –   –   –   –   –   –   –   –   
5 Personen mit Migrationshintergrund im engeren Sinn ..  2 625   1 158   1 459    1,8   2 082    821   1 257    1,9  
— mit derzeitiger bzw. früherer Staatsangehörigkeit
6 Europa............................................................................................  1 587    678    904    1,8   1 266    485    779    1,9  
7 o  EU-27.......................................................................................   573    297    274    1,6    427    202    224    1,7  
8 ·  Griechenland...........................................................................   75    37    37    1,6    60    28    32    1,7  
9 ·  Italien......................................................................................   148    69    78    1,7    118    50    68    1,8  
10 ·  Polen.......................................................................................   99    54    45    1,6    69    34    34    1,7  
11 ·  Rumänien................................................................................   32    18    14    1,5    25    13    12    1,6  
12 o  Sonstiges Europa......................................................................  1 014    381    630    2,0    839    283    555    2,0  
13 ·  Bosnien und Herzegowina........................................................   57    29    28    1,4    45    21    24    1,7  
14 ·  Kroatien..................................................................................   67    34    33    1,6    52    24    28    1,7  
15 ·  Russische Föderation...............................................................   115    56    58    1,7    91    40    51    1,8  
16 ·  Serbien und Montenegro..........................................................   75    28    47    2,1    61    19    42    2,2  
17 ·  Türkei......................................................................................   581    183    398    2,1    497    143    353    2,2  
18 ·  Ukraine...................................................................................   32    21    11    1,4    23    14    8    1,5  
19 Afrika..............................................................................................   94    38    56    2,0    67    24    43    2,2  
20 Amerika..........................................................................................   41    21    20    1,7    27    11    15    1,8  
21 o  Nordamerika.............................................................................   22    10    11    1,7    17    7    10    1,8  
22 Asien, Australien und Ozeanien......................................................   276    107    169    2,0    224    77    146    2,1  
23 o  Naher und Mittlerer Osten.........................................................   143    56    86    2,1    118    43    75    2,2  
24 ·  Kasachstan.............................................................................   49    24    25    1,7    42    20    22    1,7  
25 o  Süd- und Südostasien...............................................................   102    35    67    2,0    80    23    57    2,1  
26 Ohne Angabe bzw. unzutreffend.....................................................   626    314    310    1,7    499    224    274    1,7  
27 Person mit eigener Migrationserfahrung.......................................  2 382   1 037   1 339    1,8   1 901    738   1 160    1,9  
28 Ausländer/-in...........................................................................  1 236    521    712    1,9    973    369    603    2,0  
29 Deutsche/r...............................................................................  1 146    516    627    1,8    929    369    557    1,9  
30 •  (Spät-)Aussiedler.....................................................................   567    285    280    1,7    454    204    248    1,7  
31 •  durch Einbürgerung.................................................................   579    231    346    1,9    475    165    309    2,0  
32 Person ohne eigene Migrationserfahrung......................................   242    122    120    1,7    181    84    97    1,7  
33 Ausländer/-in...........................................................................   157    77    80    1,7    118    53    65    1,7  
34 Deutsche/r...............................................................................   85    45    40    1,6    63    31    32    1,7  
35 •  durch Einbürgerung.................................................................   53    23    30    1,8    42    17    25    1,8  
36
•   mit mindestens einem zugewanderten oder als Ausländer 
     in Deutschland geborenen Elternteil……………………………………   32    22    10    1,4    21    14    7    1,4  
37 o  mit beidseitigem Migrationshintergrund.............................   7    5  /     1,4    7    5  /     1,4  
38 o  mit einseitigem Migrationshintergrund...............................   25    17    8    1,4    13    8  /     1,5  
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 8 590   4 520   4 070    1,6   6 344   2 978   3 365    1,7    14,4   15,4   11,8   20,2   15,2   26,1   14,0 1
 6 605   3 593   3 012    1,6   4 732   2 290   2 442    1,6    12,1   11,7   7,2   15,6   9,2   23,8   12,2 2
–   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   3
–   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   –   4
 1 985    927   1 058    1,8   1 612    688    923    1,8    27,3   28,8   27,1   35,5   32,7   36,9   26,1 5
 1 220    557    663    1,8    998    419    580    1,8    26,5   28,3   26,9   34,0   31,7   35,2   25,1 6
  410    224    186    1,6    311    158    153    1,6    18,0   18,4   15,4   23,3   19,3   29,8   17,7 7
  50    27    23    1,6    42    22    20    1,6    40,1   38,2   39,6   27,2   27,3   33,7   41,6 8
  106    56    50    1,6    86    43    44    1,6    18,7   18,0   16,8   22,8   20,7   22,8   19,3 9
  75    43    32    1,5    52    28    24    1,6    21,8   25,4   20,4   31,3   25,3   38,9   19,9 10
  23    13    10    1,5    18    9    9    1,6    19,5   16,7   12,6   20,2   15,9   34,3   20,5 11
  810    333    477    1,9    687    261    426    1,9    33,7   33,8   32,7   39,5   37,3   39,1   33,6 12
  43    22    21    1,6    36    17    19    1,7    27,2   23,9   21,1   29,4   24,8   36,9   30,0 13
  44    21    22    1,7    35    15    20    1,7    17,8   16,8   15,2   22,9   19,1   22,6   18,5 14
  87    45    41    1,6    71    34    37    1,7    37,6   31,1   31,2   37,5   36,4   30,1   43,5 15
  63    24    38    2,0    52    18    34    2,1    31,3   39,9   39,2   46,8   44,9   42,7   23,1 16
  479    177    302    2,0    418    146    272    2,0    35,7   35,4   33,9   40,2   37,8   43,1   36,1 17
  24    16    8    1,4    18    11    7    1,5    48,3   46,8   43,6   52,6   48,7   54,9   49,0 18
  85    39    46    1,9    60    25    35    2,0    43,0   48,7   45,1   52,8   49,0   58,5   38,4 19
  33    17    16    1,7    22    10    12    1,8    25,3   23,9   19,4   28,6   23,1   38,1   26,1 20
  16    7    9    1,8    13    5    8    1,9    19,2   15,4   15,1   19,8   18,3   23,6   21,0 21
  229    97    132    1,9    190    74    116    2,0    41,1   43,7   42,6   49,2   47,0   48,7   38,9 22
  115    49    66    2,0    98    40    58    2,1    41,1   42,9   41,9   49,2   47,0   47,5   39,5 23
  35    18    17    1,7    30    15    15    1,7    36,1   35,7   32,6   45,3   41,0   51,3   36,5 24
  87    33    54    1,9    70    23    47    2,0    43,7   48,5   47,3   53,2   50,6   55,3   38,5 25
  417    217    201    1,6    341    160    180    1,7    21,7   21,1   18,5   29,0   25,3   31,4   22,1 26
 1 807    842    965    1,8   1 473    627    846    1,8    27,7   29,3   27,6   35,8   33,1   37,1   26,6 27
  976    441    535    1,8    783    324    459    1,9    33,1   35,0   33,3   40,8   38,1   43,1   31,7 28
  831    401    430    1,7    690    303    387    1,8    21,7   23,1   21,6   29,9   27,5   30,2   20,7 29
  385    202    183    1,6    315    150    165    1,7    21,2   20,4   17,7   27,4   23,7   31,4   21,7 30
  445    199    246    1,8    374    153    222    1,9    22,4   25,8   25,2   32,0   30,7   28,9   19,2 31
  178    85    93    1,7    138    61    77    1,7    22,3   24,4   21,6   32,2   27,5   34,9   20,6 32
  127    61    67    1,7    99    44    55    1,7    22,9   26,5   23,1   31,8   26,9   39,2   20,3 33
  51    25    26    1,7    39    17    22    1,7    21,0   20,7   18,7   33,0   29,1   27,7   21,3 34
  44    20    24    1,7    35    15    20    1,7    23,2   27,6   24,8   32,9   29,8   45,9   19,9 35
  7  /   /     1,4  /   /   /     1,6    15,4   9,1   6,3   33,6   23,8   12,9   27,8 36
/   /   /     1,3  /   /   /     1,3    4,0   4,0   4,1   28,6   32,7 –    /     37
  6  /   /     1,5  /   /   /     1,6    17,4   10,6   7,5   34,5   21,5   13,1   27,8 38
in Prozent
Kindern Kindern
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In Baden-Württemberg nur jedes 11. Kind auf „Sozialgeld“ nach SGB II angewiesen, bundesweit jedes 6. Kind 
Prof. Lothar Eichhorn
Im Juni 2007 lebten bundesweit 1,9 Mill. Kinder unter 15 Jahren in Haushalten von „Hartz-IV-Empfängern“. Das entspricht einer Quote von gut 16 %. Dabei lassen sich zwei grundlegen de Regionalstrukturen feststellen: Die Kinderarmut ist im Osten Deutschlands deutlich stärker aus-geprägt als im Süden und Südwesten. Die kreis-freien Städte bzw. Stadtkreise weisen höhere Kinderarmutsquoten auf als die Landkreise.
In Baden-Württemberg gab es nach Informa-tionen der Bundesagentur für Arbeit im Juni 2007 insgesamt 147 073 Kinder unter 15 Jahren, die als „nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige“ im Haushalt von Empfängern von Grundsiche-rungsleistungen für Arbeitsuchende lebten. Dieser Personenkreis – Kinder im Haushalt von „Hartz-IV-Empfängern“ – bezieht das so-genannte „Sozialgeld“ nach SGB II. Er ist deut-lich größer als der entsprechende Personen-kreis, der Sozialhilfe bezieht, denn Ende 2006 gab es in Baden-Württemberg nur 868 Sozial-hilfebezieher (HLU-Leistungen) im Alter von unter 15 Jahren.1 Damit sind infolge der Arbeits-marktreformen, deren wichtigster Bestandteil sicherlich die Zusammenlegung von Arbeits-losenhilfe und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige war, die Daten der Bundesagen-tur für Arbeit der derzeit bestgeeignete Indika-tor für die Abbildung der regionalen Struktur der Kinderarmut.
In Deutschland waren im Juni 2007 1 900 180 Kinder unter 15 Jahren „Hilfebedürftige“ im Sinne von SGB II. Das bedeutete bundesweit – trotz der verbesserten Arbeitsmarktdaten – eine leichte Zunahme um 0,54 % und entsprach einem Anteil von 16,3 % an der gleichaltrigen Gesamtbevölkerung.2 In Baden-Württemberg nahm die Zahl der hilfebedürftigen Kinder vom Juni 2006 bis Juni 2007 um 1,9 % ab. Damit lag die „Armutsquote“ der Kinder unter 15 Jah-ren in Baden-Württemberg bei 8,9 %. Jedes 11. Kind ist damit auf Hartz-IV-Leistungen an-gewiesen; im Bundesdurchschnitt war es jedes 6. Kind.
Der Begriff „Armutsquote“ und „Kinderarmut“ wird hier bewusst in einem etwas plakativen Sinn gebraucht, weil er kürzer, knapper und 
weniger bürokratisch ist als „Empfängerquote von Leistungen von SGB II“. Man muss aber deutlich darauf hinweisen, dass es sich hier um Kinder handelt, die – aufgrund der Lebens-umstände ihrer Eltern – in Armut leben würden,gäbe es die SGB-II-Leistungen nicht. Es handelt sich hier also um Informationen über die öffent lich-behördlich wahrgenommene und bekämpfte Armut.
Ost-West- und Nord-Süd-Gefälle der Kinderarmut in Deutschland
Das thematische Schaubild zeigt die regionalen Grundstrukturen der so definierten Kinderarmut für alle kreisfreien Städte und Landkreise in Deutschland. Die regionalen Quoten reichen von einem Minimum von 2,7 (Landkreis Eichstätt, Bayern) bis zu einem Maximum von 43,7 % (Stadt Görlitz, Sachsen). Der Landkreis (LK) Eichstätt liegt weit im Süden der Republik etwas nördlich von Ingolstadt und Görlitz ist die östlichste Stadt Deutschlands an der polnischen Grenze. Zwei regionale Grundstrukturen zeigen sich schon an diesen beiden Extremwerten exemplarisch: Ganz allgemein sind die Quoten der Kinderarmut im Süden Deutschlands eher niedrig (Bayern 8,0 %, Baden-Württemberg 8,9 %) und im Osten sowie in Großstädten eher hoch: Berlin – „arm, aber sexy“– weist eine Quote von 37,5 % auf, Sachsen-Anhalt eine von 32,4 % und Hamburg eine von 32,5 %. Im prosperierenden Hamburg ist damit fast jedes 3. Kind auf SGB-II-Leistungen angewie-sen – es gibt also breite Bevölkerungsschichten, die am derzeitigen Konjunkturaufschwung noch nicht wirklich partizipieren.
Das Schaubild teilt die 439 Landkreise und kreis-freien Städte Deutschlands – im folgenden „Kreise“ – in 7 Kategorien ein. Die günstigste Kategorie, in der sich 92 Kreise mit Quoten unter 8,0 % befinden, ist dunkelblau eingefärbt, die ungünstigste Kategorie mit 39 Kreisen über 33,0 % ist dunkelrot eingefärbt. 92 Kreise wei-sen vergleichsweise günstige Quoten zwischen 8,0 und 13,0 % auf (hellblau) und 82 Kreise haben Quoten zwischen 13,0 und 18,0 % und liegen damit im Bundesdurchschnitt von 16,3 % (hellgelb). Alle anderen Kreise liegen mehr 
1 Datenquelle: Sozialhilfe-statistik Baden-Württem-berg.
2 Alle absoluten Zahlen basieren auf Daten der Bundesagentur für Arbeit, die diese in ihrem aus-führlichen Internetpro-gramm publiziert hat, vgl. http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/000000/html/start/index.shtml. Die Bundes-agentur merkt dazu unter anderem methodisch an: „Die aus dem Verfahren A2LL gewonnen Detail-/Strukturdaten beziehen sich auf die bis zum 8. September 2007 im DV-Verfahren erfassten Leis-tungsfälle (Bedarfsgemein-schaften mit bewilligten Ansprüchen). Berücksich-tigt wurden dabei aus-schließlich Leistungsfälle, die zum Stichtag 14. Juni 2007 bewilligt (angeord-net) waren und am Stich-tag keinen Ausschluss-grund/Beendigungsgrundhatten.“ Die Berechnung auf die entsprechende Bevölkerungsgruppe der unter 15-jährigen Kinder basiert demgegenüber auf Daten der amtlichen Statistik zum Stichtag 31. Dezember 2005; aktu-ellere Daten liegen derzeit zwar für Niedersachsen, aber noch nicht bundes-weit vor. 
Prof. Lothar Eichhorn ist Professor für Politikwissen-schaften an der Universität Hannover und Fachgebiets-leiter im Landesbetrieb für Statistik und Informations-technologie Niedersachsen.
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Regionale Kinderarmut in Deutschland im Juni 2007S
oder weniger deutlich über dem Bundesdurch-schnitt, wobei die 55 gelb kartierten Kreise mit Quoten zwischen 18,0 und 23,0 % nur relativ leicht über dem Bundesdurchschnitt liegen. Alle in drei verschiedenen Rot-Schattierungen dargestellten Kreise weisen im Bundesvergleich hohe bis sehr hohe Werte auf. 
Die Kreise mit sehr niedrigen Quoten der Kin-derarmut liegen überwiegend im Süden der Republik, vor allem in Bayern und Baden-Würt-temberg; die Kreise, in denen jedes 3. Kind auf SGB-II-Leistungen angewiesen ist, liegen ganz überwiegend im Osten Deutschlands. Auffällig sind vor allem großflächige Gebiete zwischen Magdeburg und Gera sowie im Nordosten vom 
LK Güstrow bis zur Uckermark. Nur zwei Städte aus den westlichen Ländern, nämlich Offenbach am Main (34,8 %) und vor allem Niedersachsens Nachbarstadt Bremerhaven (40,1 %) liegen in dieser Kategorie. Dieses Nord-Süd- und Ost-West-Gefälle stellt die domi nierende Regional-struktur der Kinderarmut dar. Es gibt nur 3 Land-kreise aus dem Osten Deutschlands, die unter dem bundesdeutschen Mittelwert von 16,3 % liegen. Die sind die thüringischen LK Hildburg-hausen (15,1 %) und das Eichsfeld (14,5 %) und vor allem der LK Potsdam-Mittelmark mit 14,0 %. 
Im Westen Deutschlands liegen umgekehrt nur kreisfreie Städte und kein einziger „normaler“ Landkreis3 in einer der drei höchsten Kategorien 
3 Ausnahme: der Stadtver-band Saarbrücken mit 24,5 %, der aber sehr deutlich von der Landes-hauptstadt Saarbrücken geprägt ist.
Prozentanteil der nicht erwerbsfähigen 
Hilfebedürftigen nach SGB II unter
15 Jahren an der gleichaltrigen Bevölkerung¹
Minimum: 2,7 (Eichstätt)
Maximum: 43,7 (Görlitz, Stadt)
Bundesdurchschnitt: 16,3
62-60-08-002
© Kartengrundlage GfK GeoMarketing GmbH
Karte erstellt mit RegioGraph
Statistisches Landesamt Baden-Württemberg
Landesinformationssystem
1) Landkreis Oberhavel: Datenstand der Hilfebedürftigen Mai 2007. Gesamtzahl der Einwohner unter 15 Jahren ist einheitlich
Stand 31. Dezember 2005.
Datenquelle: Bundesagentur für Arbeit, Nürnberg.
unter 8,0 (92)
8,0 bis unter 13,0 (92)
13,0 bis unter 18,0 (82)
18,0 bis unter 23,0 (55)
23,0 bis unter 28,0 (39)
28,0 bis unter 33,0 (40)
33,0 und mehr (39)
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mit Kinderarmutsquoten von 23 % und mehr. Dies zeigt die zweite Regionalstruktur: die Kin-derarmut ist besonders stark in den Städten und deutlich weniger auf dem Lande ausgeprägt. Das liegt daran, dass vielfach die Städte immer noch an den Folgen des wirtschaftlichen Strukturwan-dels mit seinem Abbau von Industriearbeits-plätzen laborieren und, dass hier außer demaus verschiedenen Gründen benachteiligte Bevölkerungsgruppen, vor allem Migranten und Alleinerziehende, stark vertreten sind. 
Baden-Württemberg: Kinderarmut streut von 4,3 bis 22,6 %
Innerhalb Baden-Württembergs reicht die Spannweite der Kinderarmutsquoten von 4,3 % im Enzkreis und im Kreis Biberach bis zu einem 
Maximum von 22,6 % im Stadtkreis Mannheim. Auch wenn das Land bundesweit eine erfreu-lich niedrige Quote aufweist, lässt sich doch auch hier die oben erwähnte Stadt-Land-Struk-tur feststellen: Außer Mannheim liegen auch die Stadtkreise Pforzheim (17,8 %) und Freiburg im Breisgau (17,3 %) über dem Bundesdurch-schnitt von 16,3 %. Alle übrigen Kreise und Stadtkreise des Landes liegen unter dem Bun-desdurchschnitt, wobei die Stadtkreise wie zum Beispiel die Landeshauptstadt Stuttgart (15,4 %), Karlsruhe (15,7 %) und Heilbronn (15,9 %) meist deutlich über dem Landesdurch-schnitt von 8,9 % liegen. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch, dass sogar in Baden-Baden eine Kinderarmutsquote von 13,8 % auftritt. Die soziale Spaltung der Gesell-schaft macht also auch vor schon traditionell reichen Städten nicht halt.
kurz notiert ...
Dritte RegioKonferenz zur Familienfreundlichkeit am 23. April 2008 in Ulm
Am 23. April 2008 findet von 9:15 bis 16:30 Uhr die RegioKonferenz „Gemeinsam für einen familienfreundlichen Standort“ im Haus der Wirtschaft der Industrie- und Handelskammer (IHK) Ulm statt. Eröffnet wird die RegioKonfe-renz von Arbeits- und Sozialministerin Dr. Mo-nika Stolz MdL gemeinsam mit dem Leiter der FamilienForschung Baden-Württemberg Erich Stutzer und dem Hauptgeschäftsführer der IHK Ulm Otto Sälzle. Die RegioKonferenz möchte die vielfältigen familienfreundlichen Aktivitäten im Alb-Donau-Kreis, im Landkreis Biberach, im Stadtkreis Ulm und im bayerischen Teil der Region Donau-Iller bündeln und die Verantwort-lichen aus Kommunen, Unternehmen und Bür-gerschaft zusammenführen, um neue Koope-rationen zur Familienfreundlichkeit zu initiieren. Gastgeber der RegioKonferenz sind die IHK Ulm und die FamilienForschung Baden-Würt-temberg des Statistischen Landesamtes. Die RegioKonferenz wird außerdem vom Universi-tätsklinikum Ulm als Kooperationspartner unter-stützt.
Auf der Veranstaltung am 23. April 2008 soll diskutiert werden, wie wichtige Arbeitsfelder zur Kinder- und Familienfreundlichkeit in der Region gemeinsam weiter vorangebracht wer-den können. Im Mittelpunkt wird dabei das Thema Kooperationen für mehr Familienfreund-lichkeit stehen. Dazu werden in den Werkstätten eine Fülle erfolgreich arbeitender Kooperations-modelle vorgestellt. Wichtige Themen sind die 
Verbesserung der Betreuungs- und Bildungs-angebote für Kinder und Jugendliche, die Wei-terentwicklung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf – auch zur Pflege älterer Familien-angehöriger, familienfreundliche Lebensbedin-gungen, gegenseitiges Helfen und Lernen der Generationen sowie Steuerungsinstrumente für eine nachhaltige familienfreundliche Kom-munalentwicklung.
Einladungsflyer und Anmeldebogen sind im Portal www.familienfreundliche-kommune.deabrufbar.
Ansprechpartnerin:Christine Ehrhardt, FamilienForschung Baden-Württemberg des Statistischen Landesamtes, Tel. 0711/641-26 68 christine.ehrhardt@stala.bwl.de
Das StaLa auf der Messe „PFLEGE & REHA“ 
Vom 8. bis 10. April 2008 findet die Fachmesse für Altenpflege, Krankenpflege und Rehabili-tation „PFLEGE & REHA 2008“ in der neuen Messe Stuttgart statt. Das Statistische Landes-amt Baden-Württemberg ist dort mit einem Messestand vertreten und präsentiert Daten, Verzeichnisse und Analysen rund um das Thema Pflege und Demografie sowie zu allen weiteren Informationsangeboten der amtlichen Statistik. 









































Arbeitslosenquoten im März 2008
Deutschland               8,4     (9,9)
Westdeutschland      6,8     (8,1)
Ostdeutschland       14,4    (16,6)
Arbeitslosenquoten  bezogen auf alle
zivilen Erwerbspersonen  in Prozent
(Vorjahreswerte in Klammern)






Berichtsmonat: März  2008 Deutschland
2008 2007
März Februar Januar Dezember Februar Januar
absolut in % in % in %
ERWERBSTÄTIGE (Monatsdurchschnitt; Inland) 1) … 39.632.000 39.593.000 40.202.000 … … 1,4 1,3 
SOZ.-VERS.PFL. BESCHÄFTIGTE (Bestand, geschätzt) … … 27.077.000 27.250.400 … … … 2,3 
ARBEITSLOSE
 - Bestand                3.507.436 3.617.443 3.659.297 3.406.371 -617.312 -15,0 -14,8 -14,6 
   dar.: 47,9%  Frauen                        1.681.565 1.722.664 1.748.426 1.683.440 -308.110 -15,5 -15,4 -15,4 
52,1%  Männer 1.825.864 1.894.765 1.906.202 1.715.122 -309.165 -14,5 -14,4 -14,0 
10,4% Jüngere unter 25 Jahren 363.801 380.894 372.155 340.735 -72.934 -16,7 -16,3 -16,9 
1,9% dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 66.613 70.004 69.331 68.700 -14.991 -18,4 -17,6 -18,2 
25,8% 50 Jahre und älter 903.746 920.639 928.788 874.573 -184.388 -16,9 -17,4 -17,6 
                  12,2% dar.: 55 Jahre und älter 429.045 431.397 430.369 406.179 -100.763 -19,0 -20,4 -21,6 
14,9% Ausländer 521.786 534.102 540.901 518.307 -75.001 -12,6 -12,3 -12,1 
ARBEITSLOSENQUOTEN bezogen auf
  - alle zivilen Erwerbspersonen insgesamt        8,4 8,6 8,7 8,1 9,9 - 10,2 10,2 
  - abhängige zivile Erwerbspersonen insgesamt   9,4 9,7 9,8 9,1 11,1 - 11,4 11,5 
Männer 9,4 9,8 9,8 8,8 11,0 - 11,4 11,4 
Frauen 9,3 9,6 9,7 9,3 11,1 - 11,3 11,5 
Jüngere unter 25 Jahren 7,6 8,0 7,8 7,1 9,1 - 9,5 9,3 
 dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 4,3 4,5 4,4 4,4 5,2 - 5,4 5,4 
Ausländer 18,9 19,3 19,6 18,8 21,7 - 22,1 22,4 
LEISTUNGSEMPFÄNGER 2) 
  - Arbeitslosengeld 1.059.979 1.132.747 1.119.743 951.814 -214.422 -16,8 -18,1 -19,0 
  - erwerbsfähige Hilfebedürftige (Alg II) 5.153.034 5.152.442 5.104.795 5.083.131 -271.749 -5,0 -4,7 -4,6 
  - nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld) 1.933.095 1.933.587 1.920.546 1.913.434 -64.772 -3,2 -2,9 -3,0 
GEMELDETE STELLEN
  - Zugang im Monat                               237.355 240.829 179.326 188.066 -24.875 -9,5 -8,7 -17,7 
dar.:  ungefördert
3) 169.991 177.229 134.480 140.749 -12.481 -6,8 -9,6 -12,4 
  - Zugang seit Jahresbeginn 657.510 420.155 179.326 2.898.343 -86.548 -11,6 -12,8 -17,7 
dar.:  ungefördert
3) 481.700 311.709 134.480 2.134.824 -50.241 -9,4 -10,8 -12,4 
  - Bestand 
4
) 587.728 565.341 528.266 545.563 -51.968 -8,1 -9,4 -11,0 
 dar.:  ungefördert 
3) 395.834 379.025 353.232 370.218 -47.375 -10,7 -10,5 -9,0 
          sofort zu besetzen 503.564 483.800 475.259 484.184 -40.457 -7,4 -7,8 -9,9 
TEILNEHMER AN AUSGEWÄHLTEN MASSNAHMEN
AKTIVER ARBEITSMARKTPOLITIK 2)
  - Bestand insgesamt 1.512.401  1.468.502  1.415.402  1.550.748  -17.794  -1,2  -1,5  -1,5  
    dar.: Qualifizierung 251.474  233.648  207.504  229.278  13.003  5,5  6,4  4,4  
Berufsberatung u. Förderung d. Berufsausbildung 317.185  323.446  305.123  333.280  1.988  0,6  2,4  4,3  
Beschäftigungsbegleitende Leistungen 331.940  327.275  327.656  352.220  -32.115  -8,8  -8,6  -10,1  
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 324.222  320.910  318.749  350.622  -39.689  -10,9  -10,3  -9,6  
SAISONBEREINIGTE ENTWICKLUNG März 08 Febr. 08 Jan. 08 Dez. 07 Nov. 07 Okt. 07 Sept. 07 Aug. 07
Erwerbstätige (Inland)
1)          ... 57.000 76.000 49.000 51.000 44.000 42.000 50.000 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte           .           . 95.000 91.000 54.000 64.000 38.000 57.000 
Arbeitslose                                 -55.000 -74.000 -90.000 -76.000 -55.000 -40.000 -59.000 -28.000 
gemeldete Stellen (einschl. geförderte Stellen)                       -3.000 -2.000 -17.000 -5.000 -1.000 -3.000 -4.000          -
ungeförderte Stellen
 3) -6.000 -13.000 -21.000 -8.000 -3.000 2.000 1.000 3.000 
 - normale Stellen 1.000 -1.000 -8.000          -          -          - -1.000 -2.000 
Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen EP 7,8 8,0 8,1 8,4 8,5 8,7 8,8 8,9 
ILO Erwerbslosenquote
1)          . 7,4 7,6 7,8 8,0 8,1 8,2 8,3 
© Statistik der Bundesagentur für Arbeit Stand: März  2008/DZ/AM
1) Quelle: Statistisches Bundesamt
2) Endgültige Werte stehen erst nach einer Wartezeit fest. Am aktuellen Rand können die Daten aufgrund von Erfahrungswerten überwiegend hochgerechnet werden.
3) ohne PSA, ABM, BSI und Arbeitsgelegenheiten







Die Statistik der BA bildet Arbeitslosigkeit vollständig ab. Die Arbeitslosenstatistik basiert auf Informationen aus den IT-Verfahren der BA, aus als plausibel bewerteten 
Datenlieferungen zugelassener kommunaler Träger und - sofern keine plausiblen Daten geliefert wurden - auf ergänzenden Schätzungen der Statistik der BA. Die Daten 
zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen enthalten die gemeldeten Daten zugelassener kommunaler  Träger. Die Daten zu Leistungen nach dem SGB II beruhen auf 
Auswertungen aus dem IT-Fachverfahren A2LL, auf Meldungen kommunaler Träger und - wenn diese nicht vorliegen - auf Schätzungen der BA
Die Bezugsgrößen zur Berechnung der Arbeitslosenquote wurden im Februar 2008 angepasst. Es kommt zu Veränderungen gegenüber den bisher geltenden 
Bezugsgrößen (Mai 2007 bis Januar 2008), von denen insbesondere die Personengruppe "Ausländer" betroffen ist. Deshalb kann es im genannten Zeitraum bei den 
Arbeitslosenquoten gegenüber den bisher veröffentlichten Werten zu Abweichungen kommen.
Berichtsmonat: März  2008 Westdeutschland
2008 2007
März Februar Januar Dezember Februar Januar
absolut in % in % in %
ERWERBSTÄTIGE (Monatsdurchschnitt; Inland) 1) … … … … … … … …
SOZ.-VERS.PFL. BESCHÄFTIGTE (Bestand, geschätzt) … … 21.974.400 22.080.700 … … … 2,4 
ARBEITSLOSE
 - Bestand                2.271.359 2.347.344 2.382.876 2.230.529 -437.497 -16,2 -16,1 -15,8 
   dar.: 48,3%  Frauen                        1.097.144 1.125.668 1.145.508 1.105.663 -217.523 -16,5 -16,5 -16,5 
51,7%  Männer 1.174.209 1.221.662 1.232.699 1.117.057 -219.955 -15,8 -15,8 -15,5 
10,2% Jüngere unter 25 Jahren 231.153 244.906 239.585 218.433 -50.235 -17,9 -17,4 -17,6 
2,1% dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 46.658 49.168 48.969 48.192 -10.589 -18,5 -17,4 -17,0 
24,6% 50 Jahre und älter 558.613 569.413 576.451 547.019 -134.169 -19,4 -20,0 -20,2 
                  11,9% dar.: 55 Jahre und älter 270.362 272.236 272.470 258.827 -77.696 -22,3 -23,9 -25,1 
19,6% Ausländer 444.339 455.309 461.034 441.688 -66.825 -13,1 -12,9 -12,6 
ARBEITSLOSENQUOTEN bezogen auf
  - alle zivilen Erwerbspersonen insgesamt        6,8 7,0 7,1 6,7 8,1 - 8,4 8,5 
  - abhängige zivile Erwerbspersonen insgesamt   7,6 7,9 8,0 7,5 9,1 - 9,4 9,5 
Männer 7,6 7,9 8,0 7,2 9,0 - 9,4 9,4 
Frauen 7,7 7,9 8,0 7,8 9,3 - 9,5 9,7 
Jüngere unter 25 Jahren 6,1 6,5 6,3 5,8 7,4 - 7,8 7,6 
 dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 3,7 3,9 3,9 3,8 4,6 - 4,7 4,7 
Ausländer 17,5 17,9 18,1 17,4 20,1 - 20,6 20,8 
LEISTUNGSEMPFÄNGER 2) 
  - Arbeitslosengeld 734.334 786.006 779.180 674.614 -159.072 -17,8 -19,0 -19,8 
  - erwerbsfähige Hilfebedürftige (Alg II) 3.326.172 3.323.331 3.291.151 3.275.296 -161.015 -4,6 -4,4 -4,4 
  - nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld) 1.379.549 1.378.863 1.368.855 1.363.340 -49.089 -3,4 -3,3 -3,3 
GEMELDETE STELLEN
  - Zugang im Monat                               167.802 182.295 138.388 146.737 -27.830 -14,2 -7,6 -17,8 
dar.:  ungefördert
3) 139.801 146.705 111.509 118.868 -10.179 -6,8 -10,6 -11,7 
  - Zugang seit Jahresbeginn 488.485 320.683 138.388 2.169.176 -72.836 -13,0 -12,3 -17,8 
dar.:  ungefördert
3) 398.015 258.214 111.509 1.768.644 -42.227 -9,6 -11,0 -11,7 
  - Bestand 
4
) 462.906 453.230 426.331 439.371 -30.578 -6,2 -6,1 -8,0 
 dar.:  ungefördert 
3) 338.267 324.892 303.587 317.887 -33.783 -9,1 -8,7 -6,7 
          sofort zu besetzen 415.106 403.231 392.620 395.494 -17.448 -4,0 -3,4 -5,8 
TEILNEHMER AN AUSGEWÄHLTEN MASSNAHMEN
AKTIVER ARBEITSMARKTPOLITIK 2)
  - Bestand insgesamt … … ... … x x x x
    dar.: Qualifizierung 173.924  163.760  143.245  158.757  8.361  5,1  6,2  2,2  
Berufsberatung u. Förderung d. Berufsausbildung … … ... … x x x 0,0  
Beschäftigungsbegleitende Leistungen 216.453  213.104  213.065  225.944  -12.062  -5,3  -4,8  -6,4  
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 171.200  170.273  167.154  178.143  -19.872  -10,4  -9,9  -8,6  
SAISONBEREINIGTE ENTWICKLUNG März 08 Febr. 08 Jan. 08 Dez. 07 Nov. 07 Okt. 07 Sept. 07 Aug. 07
Erwerbstätige (Inland)
1)           .           .           .           .           .           .           .           . 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte           .           . 73.000 70.000 44.000 58.000 30.000 56.000 
Arbeitslose                                 -36.000 -49.000 -55.000 -54.000 -38.000 -34.000 -38.000 -27.000 
gemeldete Stellen (einschl. geförderte Stellen)                       -5.000 -2.000 -15.000 -6.000 -2.000 1.000          - -3.000
ungeförderte Stellen
 3) -6.000 -12.000 -18.000 -7.000 -4.000 2.000 2.000 4.000 
 - normale Stellen 1.000 -2.000 -5.000          -          -          - -1.000 -1.000 
Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen EP 6,4 6,5 6,7 6,9 7,0 7,1 7,2 7,3 
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1) Quelle: Statistisches Bundesamt
2) Endgültige Werte stehen erst nach einer Wartezeit fest. Am aktuellen Rand können die Daten aufgrund von Erfahrungswerten überwiegend hochgerechnet werden.
3) ohne PSA, ABM, BSI und Arbeitsgelegenheiten







Die Statistik der BA bildet Arbeitslosigkeit vollständig ab. Die Arbeitslosenstatistik basiert auf Informationen aus den IT-Verfahren der BA, aus als plausibel bewerteten 
Datenlieferungen zugelassener kommunaler Träger und - sofern keine plausiblen Daten geliefert wurden - auf ergänzenden Schätzungen der Statistik der BA. Die Daten 
zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen enthalten die gemeldeten Daten zugelassener kommunaler  Träger. Die Daten zu Leistungen nach dem SGB II beruhen auf 
Auswertungen aus dem IT-Fachverfahren A2LL, auf Meldungen kommunaler Träger und - wenn diese nicht vorliegen - auf Schätzungen der BA
Die Bezugsgrößen zur Berechnung der Arbeitslosenquote wurden im Februar 2008 angepasst. Es kommt zu Veränderungen gegenüber den bisher geltenden 
Bezugsgrößen (Mai 2007 bis Januar 2008), von denen insbesondere die Personengruppe "Ausländer" betroffen ist. Deshalb kann es im genannten Zeitraum bei den 
Arbeitslosenquoten gegenüber den bisher veröffentlichten Werten zu Abweichungen kommen.
Berichtsmonat: März  2008 Ostdeutschland
2008 2007
März Februar Januar Dezember Februar Januar
absolut in % in % in %
ERWERBSTÄTIGE (Monatsdurchschnitt; Inland) 1) … … … … … … … …
SOZ.-VERS.PFL. BESCHÄFTIGTE (Bestand, geschätzt) … … 5.102.600 5.169.600 … … … 1,8 
ARBEITSLOSE
 - Bestand                1.236.077 1.270.099 1.276.421 1.175.842 -179.815 -12,7 -12,3 -12,2 
   dar.: 47,3%  Frauen                        584.421 596.996 602.918 577.777 -90.587 -13,4 -13,2 -13,4 
52,7%  Männer 651.655 673.103 673.503 598.065 -89.210 -12,0 -11,6 -11,2 
10,7% Jüngere unter 25 Jahren 132.648 135.988 132.570 122.302 -22.699 -14,6 -14,2 -15,8 
1,6% dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 19.955 20.836 20.362 20.508 -4.402 -18,1 -18,2 -20,9 
27,9% 50 Jahre und älter 345.133 351.226 352.337 327.554 -50.219 -12,7 -12,8 -12,9 
                  12,8% dar.: 55 Jahre und älter 158.683 159.161 157.899 147.352 -23.067 -12,7 -13,7 -14,7 
6,3% Ausländer 77.447 78.793 79.867 76.619 -8.176 -9,5 -9,0 -8,9 
ARBEITSLOSENQUOTEN bezogen auf
  - alle zivilen Erwerbspersonen insgesamt        14,4 14,8 14,9 13,7 16,6 - 17,0 17,0 
  - abhängige zivile Erwerbspersonen insgesamt   16,0 16,5 16,5 15,2 18,4 - 18,9 18,9 
Männer 16,5 17,1 17,1 15,2 18,9 - 19,4 19,3 
Frauen 15,5 15,8 16,0 15,3 18,0 - 18,3 18,5 
Jüngere unter 25 Jahren 13,4 13,7 13,4 12,4 15,4 - 15,7 15,6 
 dar.: Jugendliche unter 20 Jahren 6,6 6,9 6,8 6,8 7,6 - 7,9 8,0 
Ausländer 35,5 36,1 36,6 35,1 40,4 - 40,8 41,3 
LEISTUNGSEMPFÄNGER 2) 
  - Arbeitslosengeld 325.645 346.741 340.563 277.200 -55.350 -14,5 -15,8 -17,0 
  - erwerbsfähige Hilfebedürftige (Alg II) 1.826.862 1.829.110 1.813.644 1.807.835 -110.734 -5,7 -5,1 -4,8 
  - nicht erwerbsfähige Hilfebedürftige (Sozialgeld) 553.547 554.725 551.691 550.093 -15.682 -2,8 -2,1 -2,0 
GEMELDETE STELLEN
  - Zugang im Monat                               69.553 58.534 40.938 41.329 2.955 4,4 -12,1 -17,4 
dar.:  ungefördert
3) 30.190 30.524 22.971 21.881 -2.302 -7,1 -4,7 -15,5 
  - Zugang seit Jahresbeginn 169.025 99.472 40.938 729.167 -13.712 -7,5 -14,4 -17,4 
dar.:  ungefördert
3) 83.685 53.495 22.971 366.180 -8.014 -8,7 -9,6 -15,5 
  - Bestand 
4
) 124.822 112.111 101.935 106.192 -21.390 -14,6 -20,6 -21,8 
 dar.:  ungefördert 
3) 57.567 54.133 49.645 52.331 -13.592 -19,1 -19,9 -21,1 
          sofort zu besetzen 88.458 80.569 82.639 88.690 -23.009 -20,6 -25,1 -25,6 
TEILNEHMER AN AUSGEWÄHLTEN MASSNAHMEN
AKTIVER ARBEITSMARKTPOLITIK 2)
  - Bestand insgesamt … … ... … x x x x
    dar.: Qualifizierung 77.550  69.887  64.258  70.521  4.642  6,4  6,7  9,6  
Berufsberatung u. Förderung d. Berufsausbildung … … ... … x x x 0,0  
Beschäftigungsbegleitende Leistungen 115.487  114.171  114.585  126.276  -20.053  -14,8  -15,0  -15,7  
Beschäftigung schaffende Maßnahmen 153.022  150.637  151.595  172.479  -19.817  -11,5  -10,7  -10,6  
SAISONBEREINIGTE ENTWICKLUNG März 08 Febr. 08 Jan. 08 Dez. 07 Nov. 07 Okt. 07 Sept. 07 Aug. 07
Erwerbstätige (Inland)
1)           .           .           .           .           .           .           .           . 
Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte           .           . 22.000 21.000 10.000 6.000 8.000 1.000 
Arbeitslose                                 -19.000 -25.000 -35.000 -22.000 -17.000 -6.000 -21.000 -1.000 
gemeldete Stellen (einschl. geförderte Stellen)                       2.000          - -2.000 1.000 1.000 -4.000 -4.000 3.000 
ungeförderte Stellen
 3)          - -1.000 -3.000 -1.000 1.000          - -1.000 -1.000 
 - normale Stellen          - 1.000 -3.000          -          -          -          - -1.000 
Arbeitslosenquote bezogen auf alle zivilen EP 13,3 13,5 13,8 14,2 14,4 14,6 14,7 15,0 
© Statistik der Bundesagentur für Arbeit Stand: März  2008/DZ/AM
1) Quelle: Statistisches Bundesamt
2) Endgültige Werte stehen erst nach einer Wartezeit fest. Am aktuellen Rand können die Daten aufgrund von Erfahrungswerten überwiegend hochgerechnet werden.
3) ohne PSA, ABM, BSI und Arbeitsgelegenheiten







Die Statistik der BA bildet Arbeitslosigkeit vollständig ab. Die Arbeitslosenstatistik basiert auf Informationen aus den IT-Verfahren der BA, aus als plausibel bewerteten 
Datenlieferungen zugelassener kommunaler Träger und - sofern keine plausiblen Daten geliefert wurden - auf ergänzenden Schätzungen der Statistik der BA. Die Daten 
zu arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen enthalten die gemeldeten Daten zugelassener kommunaler  Träger. Die Daten zu Leistungen nach dem SGB II beruhen auf 
Auswertungen aus dem IT-Fachverfahren A2LL, auf Meldungen kommunaler Träger und - wenn diese nicht vorliegen - auf Schätzungen der BA
Die Bezugsgrößen zur Berechnung der Arbeitslosenquote wurden im Februar 2008 angepasst. Es kommt zu Veränderungen gegenüber den bisher geltenden 
Bezugsgrößen (Mai 2007 bis Januar 2008), von denen insbesondere die Personengruppe "Ausländer" betroffen ist. Deshalb kann es im genannten Zeitraum bei den 
Arbeitslosenquoten gegenüber den bisher veröffentlichten Werten zu Abweichungen kommen.
13. Kinder-
und Jugendbericht
Bericht über die Lebenssituation junger  
Menschen und die Leistungen der Kinder-  








Sehr geehrte Damen und Herren,
alle Kinder und Jugendlichen brauchen die gleiche Chance, gesund 
aufwachsen zu können. Der erste Ort des Aufwachsens ist die  
Familie; daher ist die Familie auch der erste Ort, wo Kinder lernen, 
was gesund und was ungesund ist, was man tun kann, um gesund 
zu leben und gesund zu bleiben. Eltern sind dabei Vorbilder und 
Mittler zugleich.
Die Bundesregierung hält daher an ihrem Ziel fest, die Erziehungs- und Gesundheitskompe-
tenz in den Familien zu stärken. Unter dem Titel „Mehr Chancen für gesundes Aufwachsen 
–Gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförderung in der Kinder- und Jugend-
hilfe“ widmet sich auch der 13. Kinder- und Jugendbericht diesem Thema. Er bestätigt den 
Weg, den die Politik eingeschlagen hat, und gibt wichtige weiterführende Anregungen.
Entscheidend ist die richtige Gesundheitsvorbeugung von Anfang an. Schon heute ist bei-
nahe jeder fünfte Jugendliche zwischen 14 und 17 Jahren übergewichtig. Einige Jugendliche 
bewegen sich nur noch, wenn sie müssen. Das hat Folgen: Manche von ihnen werden die 
Pfunde als Erwachsene nicht mehr los, und das erhöht das Risiko für Herz-Kreislaufer-
krankungen, Gelenkbeschwerden oder Diabetes. Viele Familien wissen auch nicht, dass es 
Unterstützung gibt und wo es sie gibt. Deswegen müssen wir das Netz der Hilfen – von der 
Jugendhilfe über das Gesundheitswesen bis hin zur Erziehungs- und Schwangerenberatung 
– dichter knüpfen und näher an die Familien bringen.
Darauf sind insbesondere die Kinder angewiesen, die in schwierigen Lebensumständen 
aufwachsen. Ihre Eltern brauchen besondere Unterstützung. Mit den Frühen Hilfen setzt die 
Bundesregierung eine zentrale Forderung des Kinder- und Jugendberichts nach besserer 
Vernetzung der Angebote schon jetzt um. Es ist wichtig, dass die Verantwortlichen mitei-
nander kooperieren, damit Kinderschutz nicht dem Zufall überlassen bleibt. 
Zusammenarbeit ist an vielen Stellen der Schlüssel, auch bei den Hilfen für behinderte Kinder 
und Jugendliche, für die – je nach Art ihrer Behinderung – unterschiedliche Leistungs systeme 
verantwortlich. sind. An den Schnittstellen gibt es daher in der Praxis nicht wenige Zuord-
nungsprobleme. Hierzu kündigt die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme an, gemein-
sam mit den Verantwortlichen in den Ländern und Kommunen nach Wegen der Verbesse-
rung zu suchen. Denn nicht die Behinderung, sondern der junge Mensch mit seinem Recht 
auf Förderung muss im Vordergrund stehen.
Inhalt zurück weiter
Mit dem 13. Kinder- und Jugendbericht liegt erstmals eine umfangreiche und fundierte 
Beschreibung der Schnittstellen zwischen Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitshilfe und 
Behindertenhilfe vor. Insofern kann der Bericht dazu beitragen, Verständnis für die Anlie-
gen der jeweils anderen Professionen zu finden und gemeinsame Lösungswege im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen und ihrer Eltern zu suchen. Ich wünsche mir daher eine inten-
sive Auseinandersetzung mit Inhalten und Anregungen dieses Berichts. 
Ursula von der Leyen
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1. Berichtsauftrag der Bundesregierung 
Die Bundesregierung will die Rahmenbedingungen für
das Aufwachsen der nachfolgenden Generationen weiter
verbessern. Dazu gehört auch das soziale, psychische und
physische Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen.
Die bestmögliche Förderung der Gesundheit ist dabei ein
zentrales Anliegen der Bundesregierung. 
Zur Förderung von gesundem Aufwachsen stehen in der
Bundesrepublik neben den Eltern unterschiedliche Sys-
teme in der Verantwortung. Die verteilte Verantwortung
kann jedoch die Versorgung an den Übergängen von ei-
nem System zum anderen erschweren. Eine möglichst op-
timale Gestaltung dieser Übergänge ist daher ein wichti-
ges Ziel.
Um weitere Erkenntnisse und Anregungen für die Umset-
zung dieser wichtigen Aufgabe zu gewinnen, hat die Bun-
desregierung den 13. Kinder- und Jugendbericht in Auf-
trag gegeben. Der Bericht liegt nun unter dem Titel
„Mehr Chancen für gesundes Aufwachsen – Gesundheits-
bezogene Prävention und Gesundheitsförderung in der
Kinder- und Jugendhilfe“ vor. 
Mit der Vorlage des 13. Kinder- und Jugendberichts
kommt die Bundesregierung ihrer gesetzlichen Verpflich-
tung gemäß § 84 Achtes Buch Sozialgesetzbuch – Kin-
der- und Jugendhilfe – (SGB VIII) nach. Mit der Aus-
arbeitung dieses Berichts hatte die Bundesministerin für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend am 24. September
2007 eine interdisziplinär zusammengesetzte Sachver-
ständigenkommission (im Folgenden „Kommission“
genannt) beauftragt, der acht Sachverständige angehör-
ten. Diese sollte auf der Basis des derzeitigen Wissens-
und Erkenntnisstandes zukunftsweisende und realistische
Handlungsoptionen für Politik und Gesellschaft erarbei-
ten, die in den politischen Gestaltungsprozess einfließen. 
Die Bundesregierung dankt der Kommission für die Aus-
arbeitung des Berichts. Er ist der erste Kinder- und Ju-
gendbericht, der alle Kinder in Deutschland in den Blick
nimmt – also auch diejenigen mit Behinderungen gleich
welcher Art. Die Bundesregierung kommt damit der UN-
Konvention über die Rechte der Menschen mit Behinde-
rungen nach und bringt zum Ausdruck, dass sie die be-
gonnene gesellschaftliche Entwicklung – vom Prinzip der
Fürsorge hin zur Teilhabe – konsequent fortführt. 
Darüber hinaus ist er der erste Bericht, der insbesondere
die Schnittstellen zwischen den drei Systemen Kinder-
und Jugendhilfe, Gesundheitswesen und Behindertenhilfe
in den Mittelpunkt der Betrachtung stellt. Hier hatte sich
die Bundesregierung konkrete und innovative Empfeh-
lungen erhofft, um das vorhandene theoretische Bekennt-
nis aller Akteure zu mehr Kooperation in praktisches
Handeln überführen zu können. Die Bundesregierung be-
dauert, dass die Kommission in diesem wichtigen Punkt
an ihre Grenzen gestoßen ist. 
Die Bundesregierung sieht sich durch die Ergebnisse des
13. Kinder- und Jugendberichts in ihrem Handeln grund-
sätzlich bestärkt. Zahlreiche Aussagen und Anregungen
der Kommission, die in die Verantwortung des Bundes
fallen, wurden von der Bundesregierung in dieser Legis-
laturperiode bereits angestoßen. Sie hat durch eine ge-
zielte und verständliche Informationspolitik über die Be-
deutung von Prävention und Gesundheitsförderung
aufgeklärt und dort, wo außerhalb des Elternhauses staat-
liche Stellen die Verantwortung für Kinder und Jugendli-
che übernehmen, sich für ein gesundes Umfeld einge-
setzt. Sie hat das Bund-Länder-Programm „Soziale Stadt“
für die sozialraumorientierte Gesundheitsförderung nutz-
bar gemacht. Darüber hinaus hat sie diejenigen Heran-
wachsenden unterstützt, deren Elternhäuser nicht von
sich heraus ohne Hilfe zu einem gesundheitsbewussten
Leben in der Lage sind. Neben der medizinischen Versor-
gung bietet die Kinder- und Jugendhilfe Präventionsmaß-
nahmen in Form psychologischer und sozialpädagogi-
scher Angebote. Auch zahlreiche Beratungs- und
Hilfsangebote für Eltern leisten einen maßgeblichen Bei-
trag, um eine gesunde Entwicklung und ein positives Fa-
milienklima zu fördern. 
Die Anregungen und Vorschläge der Kommission aufzu-
greifen, ist nun Aufgabe aller staatlichen Ebenen. Ent-
sprechend der im Grundgesetz geregelten Verantwor-
tungsverteilung sind dies der Bund, die Länder und die
Gemeinden.
Zu Aussagen und Schlussfolgerungen des Berichts, zu
denen sich die Bundesregierung in ihrer Stellungnahme
nicht äußert, kann weder von ihrer Zustimmung noch von
ihrer Ablehnung ausgegangen werden.
2. Gute Rahmenbedingungen für gesundes 
Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen
2.1 Prävention und Gesundheitsförderung – 
frühzeitig beginnen
Prävention und Gesundheitsförderung sind eine entschei-
dende Antwort auf die neuen gesundheitlichen Herausfor-
derungen im 21. Jahrhundert. Erfolgreiche Prävention
und Gesundheitsförderung beginnt bereits im frühen Kin-
desalter. 
Der 13. Kinder- und Jugendbericht bestätigt bisherige Er-
kenntnisse, dass zahlreiche der so genannten Zivilisa-
tionskrankheiten ihren Ursprung bereits im Kindes- und Ju-
gendalter haben. Ein Beispiel: Zwischen 9 und 15 Prozent
der 3- bis 10-jährigen Kinder und 17 Prozent der 14- bis
17-jährigen Jugendlichen sind in Deutschland überge-
wichtig. Übergewicht kann zu chronischen Erkrankungen
führen – beispielsweise zu Diabetes, Herz-Kreislauf-
erkrankungen und Gelenkbeschwerden. Ein Teil dieser
Kinder wird zu übergewichtigen Erwachsenen.
In der Kindheit und während der Jugendzeit werden ge-
sundheitsgefährdende, aber auch gesundheitsfördernde
Verhaltensweisen entscheidend geprägt. Bestimmten
Krankheiten kann hier effektiv durch eine gesunde Le-
bensführung vorgebeugt werden. Die Bundesregierung
stimmt mit der Kommission überein, dass nachhaltig aus-
gerichtete Angebote der Kinder- und Jugendhilfe im Be-
reich der Prävention und Gesundheitsförderung einen
wichtigen und Erfolg versprechenden Beitrag zur Verrin-
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gerung der individuellen Leiden der Kinder und Jugendli-
chen sowie mittel- und langfristig zur Entlastung der So-
zialversicherungssysteme leisten können.
Elternverantwortung stärken
Jeder Einzelne ist nach dem Menschenbild des Grundge-
setzes in erster Linie selbst dafür verantwortlich, durch
eine gute Lebensweise der Entstehung von Gesundheits-
risiken vorzubeugen und bei bereits vorhandenen
Krankheiten durch eine verantwortungsbewusste Verhal-
tensweise eine Besserung zu erreichen oder eine Ver-
schlimmerung zu vermeiden. Kinder lernen gesunde Le-
bensgewohnheiten zuallererst innerhalb ihrer Familie.
Das heißt für Eltern im Rahmen ihrer durch das Grundge-
setz vorgegebenen Pflicht zur Pflege und Erziehung ihrer
Kinder, Vorbild zu sein. 
Durch das Vorleben einer gesunden Lebensweise können
Eltern ihre Kinder stark für das Leben machen. Sie kön-
nen ihnen helfen, eigene Urteilsfähigkeit zu entwickeln
und eigenverantwortlich zu handeln. Die Bundesregie-
rung will Eltern unter Beachtung ihres Erziehungsrechts
dazu motivieren und – wo erforderlich – auch befähigen,
die Vorbedingungen einer gesunden Lebensführung für
die physische und psychische Gesundheit, für das Wohl-
befinden ihrer Kinder frühzeitig zu erkennen. Dazu ge-
hört in erster Linie eine gute Informationspolitik, die über
gesundheitsbewusstes Verhalten zielgruppenspezifisch
und praxisnah aufklärt. So zielt die Bundesregierung mit
dem Nationalen Aktionsplan zur Prävention von Fehl-
ernährung, Bewegungsmangel, Übergewicht und damit
zusammenhängenden Krankheiten „IN FORM –
Deutschlands Initiative für gesunde Ernährung und mehr
Bewegung“ darauf ab, nachhaltig das Ernährungs- und
Bewegungsverhalten in allen Altersgruppen zu verbes-
sern. Durch Vernetzung bestehender Maßnahmen und
Strukturen, insbesondere in den Lebenswelten wie Kin-
dertagesstätten und Schulen, sollen die Angebote dauer-
haft und möglichst flächendeckend implementiert wer-
den. Dabei geht es darum, ein gesundes Essverhalten
nahezubringen und die Freude an körperlicher Bewegung
zu vermitteln.
Mit der Initiative „Leben hat Gewicht – gemeinsam ge-
gen den Schlankheitswahn“ setzt sich die Bundesregie-
rung für die Prävention von Essstörungen ein. Vor allem
junge Menschen, Mädchen und Frauen sollen darin ge-
stärkt werden, das gängige Schönheits- und Schlankheits-
ideal zu hinterfragen und ein positives Körpergefühl und
Selbstbewusstsein zu entwickeln.
Um die Gesundheitssituation von Kindern gezielt zu ver-
bessern, hat die Bundesregierung im Mai 2008 die Strate-
gie der Bundesregierung zur Förderung der Kinderge-
sundheit verabschiedet. Diese baut auf den Daten des im
Auftrag des Bundesministeriums für Gesundheit entwi-
ckelten und vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung mit geförderten Kinder- und Jugendgesund-
heitssurveys (KIGGS) auf. Die Strategie zielt mit einem
politikübergreifenden Maßnahmenkatalog darauf ab, die
Voraussetzungen für einen gesunden Lebensstil zu ver-
bessern und ihn in den Alltag der Kinder zu integrieren,
die gesundheitliche Chancengerechtigkeit zu fördern und
gesundheitliche Risiken im Kindes- und Jugendalter zu
senken. Hierzu bündelt und verknüpft die Strategie poli-
tikübergreifend Handlungsansätze und Maßnahmen der
Bundesregierung im Bereich der Kindergesundheit.
Eltern sind die zentralen Partner, wenn es um Fragen des
Jugendschutzes geht. Im Rahmen ihrer Pflicht zur Erzie-
hung sind es in erster Linie sie, die Grenzen setzen und
diese ihren Kindern gegenüber auch verständlich erklären
müssen. Eltern sehen sich im Rahmen der Erziehung im-
mer wieder mit neuen Herausforderungen konfrontiert.
Das betrifft auch den Umgang mit elektronischen Me-
dien. Ein besonderes Anliegen der Bundesregierung ist
daher die Förderung der Medien(erziehungs)kompetenz
von Eltern und pädagogischen Fachkräften sowie von
Kindern und Jugendlichen. Eine Darstellung des breiten
Spektrums der Maßnahmen auf dem Gebiet des Jugend-
medienschutzes und der Medienkompetenzförderung des
Bundes enthält der aktuelle Medien- und Kommunika-
tionsbericht der Bundesregierung. Hinsichtlich des Kon-
sums von Tabak, Alkohol und Drogen kommt es neben
den bestehenden gesetzlichen Regeln ganz entscheidend
darauf an, Eltern in ihrer Funktion als Vorbilder zu stär-
ken und Kinder und Jugendliche darin zu unterstützen,
ohne Suchtmittel zu leben. 
Gute Rahmenbedingungen für ein gesundes Umfeld 
von Anfang an
Überall dort, wo staatliche Stellen unmittelbar Verant-
wortung für Kinder und Jugendliche tragen, sind diese für
ein gesundes Umfeld verantwortlich. Das gilt unter ande-
rem für öffentliche Kinderbetreuungs- und Bildungsein-
richtungen wie beispielsweise Kindertagesstätten, Kin-
dertagespflege und Schulen.
Seit dem 16. Dezember 2008 ist das Kinderförderungsge-
setz in Kraft. Bis 2013 soll für 35 Prozent der Kinder in
Deutschland ein Betreuungsplatz in einer Kindertages-
stätte oder in der Tagespflege zur Verfügung stehen. Ab
dem 1. August 2013 hat jedes Kind einen Rechtsanspruch
auf einen Betreuungsplatz. Dieser quantitative Ausbau
geht Hand in Hand mit Investitionen in mehr Qualität.
Die Bundesregierung betrachtet gesunde Ernährung und
die Möglichkeit zur ausreichenden Bewegung als Grund-
voraussetzungen, die in Betreuungs-, Erziehungs- und
Bildungseinrichtungen für Kinder erfüllt sein sollten. Ein
Umfeld zu schaffen, in dem ausgewogene Ernährung und
ausreichende Bewegung in allen Lebensbereichen fest
verankert sind, damit Kinder gesünder aufwachsen, ist
daher auch ein Ziel des Nationalen Aktionsplans „IN
FORM …“.
Darüber hinaus stellt der Bund im Rahmen des konjunk-
turpolitischen Maßnahmenpakets II im Zukunftsinvesti-
tionsgesetz 10 Milliarden Euro Finanzhilfen für zusätzli-
che Investitionen der Kommunen und der Länder in den
Jahren 2009 und 2010 zur Verfügung, die auch 2011 noch
zur Finanzierung bereits begonnener Maßnahmen genutzt
werden können. Die Länder und Kommunen ergänzen
diese Finanzhilfen um mindestens 3,3 Mrd. Euro Eigen-
anteil an den zusätzlichen Investitionen. Auf Investitio-
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nen mit Schwerpunkt Bildungsinfrastruktur entfallen
65 Prozent der Finanzhilfen des Bundes, also 6,5 Mrd.
Euro. Nach dem Zukunftsinvestitionsgesetz gehören zu
den förderfähigen Investitionen in dieser Gruppe neben
den Investitionen insbesondere in die energetische Sanie-
rung in Schulen, Hochschulen, und Weiterbildungsein-
richtungen sowie Investitionsmaßnahmen in Forschungs-
einrichtungen auch Investitionen in die frühkindliche
Infrastruktur. Die Vorhaben dürfen nicht aus anderen Pro-
grammen gefördert werden. Sie ergänzen wirksam die
Beteiligung des Bundes mit 2,15 Mrd. Euro an den bis
2013 anfallenden Investitionskosten für neue Betreuungs-
plätze für Kinder unter drei Jahren, die bereits in allen
Bundesländern eingesetzt werden. Die Länder und Kom-
munen können mit den Mitteln des Zukunftsinvestitions-
gesetzes diesen Investitionsschub nun für den gesamten
Bereich der frühkindlichen Infrastruktur für Kinder vor
dem Schuleintritt verstärken.
Die Kommission bestätigt, dass das Thema Gesundheit in
den Einrichtungen der Kindertagesbetreuung und in der
Kindertagespflege eine hohe fachliche Aufmerksamkeit
genießt und auch in den Bildungsplänen der Länder sowie
im Curriculum des Deutschen Jugendinstituts (DJI) Kin-
dertagespflege einen angemessenen hohen Stellenwert
hat. Wie die Kommission sieht aber auch die Bundesre-
gierung, dass weiterführende Investitionen in die Qualifi-
zierung des Betreuungspersonals in Kindertagesstätten
und in der Kindertagespflege notwendig sind. Im Forum
frühkindliche Bildung, das auf Initiative der Bundesregie-
rung Eckpunkte zur frühkindlichen Bildung, Betreuung
und Erziehung in Kindertageseinrichtungen und in der
Kindertagespflege entwickelt, werden Prävention und
Gesundheitsförderung einen besonderen Stellenwert ein-
nehmen.
2.2 Chancengerechtigkeit für alle Kinder und 
Jugendlichen
Als Vertragsstaat der Kinderrechtskonvention der Verein-
ten Nationen erkennt Deutschland das Recht des Kindes
auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit an (Artikel
24 Absatz 1). Die Bundesregierung will deshalb auch in
der Gesundheit Chancengerechtigkeit für alle Kinder von
Anfang an erreichen. 
Wie die Kommission sieht die Bundesregierung, dass je-
doch die Chancen, ein Höchstmaß an Gesundheit zu er-
reichen, in Deutschland unterschiedlich verteilt sind. Bio-
logische, kulturelle, umweltbedingte, ökonomische und
soziale Faktoren beeinflussen die individuelle Gesundheit
in unterschiedlichem Maße. Der 13. Kinder- und Jugend-
bericht bestätigt Erkenntnisse des KIGGS, wonach Ge-
sundheitsrisiken in bestimmten Bevölkerungsgruppen be-
sonders häufig zu finden sind. Insbesondere Kinder und
Jugendliche von Eltern mit niedrigem Bildungsniveau,
aus Familien mit schlechter Einkommenslage und
schlechten Wohnbedingungen sind davon betroffen. Dies
gilt aufgrund ihrer sozialen Lage häufig auch für Kinder
und Jugendliche mit Migrationshintergrund. Hier zeigen
sich zunehmend chronische und psychosomatische
Krankheitsbilder, die viel mit Lebensweise und lebensla-
genabhängigen Stressfaktoren zu tun haben.
KIGGS hat für alle Kinder und Jugendlichen in Deutsch-
land Daten zur Gesundheit, zum Gesundheitsverhalten
und zur Gesundheitsversorgung erfasst. Das Ergebnis ist,
dass die gesundheitliche Situation insgesamt gut ist, sich
jedoch eine Häufung gesundheitlicher Risiken bei Kin-
dern aus sozial benachteiligten Familien findet. Zudem
verschiebt sich das Krankheitsspektrum von akuten zu
chronischen Erkrankungen und von somatischen zu psy-
chischen Gesundheitsstörungen. Das Robert Koch-Insti-
tut (RKI) und die Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA) haben nach Auswertung der Daten
Handlungsempfehlungen abgeleitet, die Grundlage für
weitere Präventionsmaßnahmen sein werden. Von großer
Bedeutung sind die Kinderfrüherkennungsuntersuchun-
gen nach § 26 SGB V. Um auch bei Kindern aus bil-
dungsfernen Familien eine regelmäßige Teilnahme zu
gewährleisten, führt die BZgA zahlreiche Informations-
projekte durch.
Unterstützung gezielt einsetzen
Die Bundesregierung stimmt der Kommission zu, dass
vor allem diejenigen Kinder und Jugendlichen, die unter
schwierigen Lebensbedingungen aufwachsen und Gefah-
ren ausgesetzt sind, einen ganz besonderen Unter-
stützungsbedarf haben. Aus diesem Grund richtet die
Bundesregierung ihre Anstrengungen darauf, gerade die-
jenigen Familien besonders zu unterstützen, in denen die
gesundheitliche Förderung der Kinder nicht optimal ver-
läuft. Sie tut dies mit einer sinnvollen Kombination aus
gezielter finanzieller Förderung und der Verbesserung
von Strukturen.
Die Bundesregierung kann der Feststellung der Kommis-
sion, in Deutschland würden Maßnahmen zur sozialpoli-
tischen Gegensteuerung zurückgenommen, nicht folgen.
Im Gegenteil: Die Bundesregierung hat seit 2005 eine
Vielzahl von Maßnahmen und Leistungsverbesserungen
umgesetzt, die die wirtschaftliche Stabilität von Familien
nachhaltig sichern und damit auch die Armutsrisiken von
Kindern reduzieren. Maßgebliche Beiträge haben die Ein-
führung des Elterngeldes im Jahr 2007 sowie die Erhö-
hung und frühere und stärkere Staffelung des Kindergel-
des zu Beginn 2009 geleistet. 
Auch der Ausbau der Kinderbetreuung für unter Dreijäh-
rige wird in den kommenden Jahren die Erwerbsmöglich-
keiten der Eltern verbessern und so ebenfalls positiv zur
Einkommensentwicklung der Familien beitragen. Der Fa-
milienreport 2009 der Bundesregierung belegt die posi-
tive Bewertung dieser nachhaltigen Familienpolitik und
nennt gute Argumente für die Fortsetzung des eingeschla-
genen Weges. 
Familienpolitische Leistungen vermindern Armut und 
beugen Armut vor
Kinderarmut im Sinne relativer Einkommensarmut ist
eine Frage der Eltern- bzw. Familieneinkommen. Kinder
sind insbesondere dann armutsgefährdet, wenn ihre El-
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tern arbeitslos sind oder nur über ein geringes Einkom-
men verfügen. Der Familienreport 2009 zeigt: Ein hohes
Risiko, in einer Familie mit einem Einkommen unterhalb
der Armutsrisikoschwelle aufzuwachsen, tragen in
Deutschland vor allem Kinder von Alleinerziehenden,
Kinder mit zwei und mehr Geschwistern sowie Kinder
mit Migrationshintergrund. Wer die Lebenssituation von
Kindern nachhaltig verbessern will, muss daher in erster
Linie den Eltern helfen, für sich und ihre Kinder den Le-
bensunterhalt sicherstellen zu können. Familien, in denen
zumindest ein Mitglied im erwerbsfähigen Alter einer
Vollzeitbeschäftigung nachgeht, haben ein vergleichs-
weise niedriges Armutsrisiko. Praktisch keine Rolle spielt
Armut in den Familien, in denen beide Elternteile einer
Erwerbstätigkeit nachgehen, auch wenn sie Teilzeit und
Vollzeit kombinieren. Ausschlaggebend bei der Redu-
zierung von Armutsrisiken – das zeigt auch der inter-
nationale Vergleich – ist daher vor allem eine hohe
Erwerbsbeteiligung möglichst beider Elternteile. Alterna-
tive Vorschläge zur Armutsvermeidung von Familien mit
Kindern müssen sich hieran messen lassen.
Die Bundesregierung setzt deshalb sowohl auf ein hohes
Maß an Sachleistungen und Betreuungsangeboten für Fa-
milien, mit denen vor allem die Vereinbarkeit von Familie
und Beruf verbessert wird, als auch auf ein zielgerichtet
ausgestaltetes System finanzieller Leistungen und steuer-
licher Maßnahmen für Familien. Nicht zuletzt aus den Er-
folgen anderer Länder bei der Armutsreduzierung ist be-
kannt: Beide Strategien sind wichtig. Sie sind keine
Alternativen, sondern müssen sich wirkungsorientiert er-
gänzen.
Im dritten Armuts- und Reichtumsbericht der Bundes-
regierung sind die Maßnahmen zur Armutsbekämpfung
und –vermeidung ausführlich beschrieben. Darüber hi-
naus hat das zur Überprüfung der familienbezogenen
Leistungen beim Bundesfamilienministerium eingerich-
tete Kompetenzzentrum in einem ausführlichen Dossier
zu Armutsrisiken von Kindern und Jugendlichen Daten
des sozioökonomischen Panels 2006 ausgewertet und die
armutsreduzierende Wirkung familienbezogener Leistun-
gen untersucht. Im internationalen Vergleich zeigt sich,
dass es Deutschland gut gelingt, Kinderarmut zu bekämp-
fen. Die Armutsrisikoquote von Kindern sinkt durch die
Zahlung staatlicher Transferleistungen um fast zwei Drit-
tel. 
Um eine Abhängigkeit von Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende trotz Erwerbstätigkeit zu
vermeiden, gibt es seit 2005 den Kinderzuschlag für Ge-
ringverdiener. Er wird Eltern gewährt, die Erwerbs-
einkommen erzielen und zusammen mit dem Kinder-
zuschlag und dem Wohngeld den Gesamtbedarf der
Bedarfsgemeinschaft decken können. Durch gezielte Re-
formschritte wurde der Kinderzuschlag 2008 als ein maß-
gebliches Instrument zur Armutsreduktion mit speziellem
Zuschnitt insbesondere auf Mehrkindfamilien mit gerin-
gem bzw. nur einem Einkommen gestärkt. Im Zusam-
menspiel mit den ab 2009 geltenden Verbesserungen
beim Wohngeld werden rund 150 000 Kinder mehr er-
reicht als bisher. 
Von der ab 2009 zusätzlichen Leistung für die Schule pro-
fitieren gezielt Kinder aus Familien im SGB-II- und
SGB-XII-Bezug sowie kinderzuschlagsberechtigte Fami-
lien: Sie erhalten für die Schule zukünftig längstens bis
zum Erwerb der Hochschulreife bzw. um höhere Schulab-
schlüsse zu erlangen zusätzlich einen pauschalen Betrag
in Höhe von 100 Euro jährlich. Zudem erhalten Familien
Hilfen im Rahmen des Konjunkturprogramms II der Bun-
desregierung. Für Kinder zwischen sechs und 13 Jahren
in der Grundsicherung für Arbeitsuchende und der So-
zialhilfe werden vom 1. Juli 2009 bis zum 31. Dezember
2011 die Regelsätze von 60 auf 70 Prozent der maßge-
benden Regelleistung erhöht. Darüber hinaus erhalten
alle Kindergeldberechtigten für das Jahr 2009 eine
Einmalzahlung in Höhe von 100 Euro je Kind (Kinderbo-
nus). Diese Einmalzahlung wird nicht auf Sozialleistun-
gen wie Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe, Unterhaltsvor-
schuss und Kinderzuschlag angerechnet.
Die Frage nach geeigneter Unterstützung stellt sich insbe-
sondere auch für die Gruppe der Alleinerziehenden, für
die es besonders schwierig ist, Familie und Beruf mitei-
nander zu vereinbaren. Wenn auch mehr als die Hälfte von
ihnen sich überwiegend aus eigener Erwerbsarbeit finan-
ziert, beziehen ca. 40 Prozent aller Alleinerziehenden mit
Kindern unter 18 Jahren Leistungen der Grundsicherung
für Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB II). Vor diesem Hintergrund kooperieren das
Bundesfamilienministerium und das Bundesministerium
für Arbeit und Soziales mit der Bundesagentur für Arbeit
im Rahmen einer strategischen Partnerschaft „Perspekti-
ven Alleinerziehende“. Hierdurch sollen die einzelnen
Unterstützungs- und Hilfesysteme stärker koordiniert und
verbessert werden. 
Eine nachhaltige Familienpolitik sichert die Existenz und
die Zukunft von Familien und Kindern, indem die Maß-
nahmen der Zeitpolitik, Infrastruktur und Transfers nicht
gegeneinander ausgespielt oder isoliert betrachtet, son-
dern wirkungsorientiert aufeinander abgestimmt werden.
Mit dem Leistungsmosaik von Elterngeld, Kinderzu-
schlag, gestaffeltem Kindergeld und bedarfsgerechter
Kinderbetreuung werden die Familien in der Mitte der
Gesellschaft gehalten.
2.3 Bündelung gesellschaftlicher Aktivitäten
Der zentrale Auftrag an die Kommission lautete, die
Schnittstellen zwischen der Kinder- und Jugendhilfe, dem
Gesundheitswesen und der Behindertenhilfe zu untersu-
chen. In vielen Bereichen der Prävention und Gesund-
heitsförderung fehlt es an Kooperation. 
Ebenso vielfältig wie das Angebot von Einzelaktivitäten
zur Förderung von Prävention ist auch die Trägerschaft
bzw. die Verteilung der Zuständigkeiten: angefangen vom
Sportverein, den Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe, der Eingliederungshilfe bis hin zum Öffentlichen
Gesundheitsdienst (ÖGD) und den Krankenkassen. Hier
bleibt Deutschland hinter seinen Möglichkeiten zurück.
Es ist ein wesentliches Anliegen der Bundesregierung,
eine konstruktive und verbindliche Zusammenarbeit be-
stehender Einrichtungen und Dienste herbeizuführen, um
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so die großen Chancen, die Prävention und Gesundheits-
förderung für unser Gesundheitssystem und für unsere
ganze Gesellschaft bieten, effektiver und effizienter zu
nutzen.
Die Bundesregierung hat bereits in dieser Legislatur-
periode Initiativen für eine bessere Vernetzung gestartet.
Ein gutes Beispiel ist der Kooperationsverbund „Gesund-
heitsförderung bei sozial Benachteiligten“, der von der
BZgA im Auftrag des Bundesgesundheitsministeriums
initiiert wurde. Mit ihm ist es gelungen, auf Bundesebene
die relevanten Akteure der Gesundheitsförderung mit
dem Ziel der Verbesserung gesundheitlicher Chancen zu-
sammenzuführen. Darüber hinaus sind in allen 16 Län-
dern so genannte „Regionale Knoten“ aufgebaut worden,
die, hälftig von Krankenkassen und Ländern finanziert,
für den Ausbau von vorbildlichen Modellen der Gesund-
heitsförderung für sozial Benachteiligte sorgen sollen. 
Ein weiteres gutes Beispiel gelingender Kooperation sind
die bundesweit 500 lokalen Netzwerke, die die Bundes-
regierung mit dem Aktionsprogramm Mehrgeneratio-
nenhäuser (MGH) fördert. Die MGH verbinden bürger-
schaftliches Engagement, Selbsthilfe und professionelle
Unterstützung. Sie schaffen mit ihren Angeboten eine
niedrigschwellige Infrastruktur, auf die alle Generationen
vor Ort zurückgreifen können. 
MGH bieten insbesondere auch für Familien praktische
Hilfe, z. B. durch die flexible Kinderbetreuung, die einen
großen Anteil der Angebote in den MGH ausmacht. Das
breite Angebot der MGH schafft Raum für die Weiter-
gabe von Alltagskompetenzen und von Erziehungswis-
sen. Fast die Hälfte der 500 MGH hat sich aus Familien-
bildungsstätten und Familien- und Mütterzentren heraus
entwickelt und integriert die Angebote der Familienbil-
dung oder kooperiert mit öffentlichen und freien Trägern
der Familienbildung. 
Die Bundesregierung sieht sich in der Förderung von
MGH durch die Analysen und Forderungen des Kommis-
sionsberichts sowie durch das Urteil der Menschen vor
Ort bestätigt. Gut drei Viertel der Nutzerinnen und Nutzer
der MGH fühlen sich durch die Angebote in den MGH
stark bis sehr stark entlastet.
Das Beispiel der MGH zeigt: Prävention und Gesund-
heitsförderung muss die Gegebenheiten vor Ort in den
Ländern und Gemeinden berücksichtigen. Gesundheit
wird im Alltag der Kinder und Jugendlichen vor Ort her-
gestellt und dort müssen sie erreicht werden. Notwendig
ist allerdings ein abgestimmtes koordiniertes Vorgehen
aller Entscheidungsträger, um sich auf Prioritäten, ge-
meinsame Ziele und Aktionen zu verständigen, die dann
auch regelmäßig darauf überprüft werden, ob sie ihre
Ziele erreicht haben. Auch mit dem Nationalen Aktions-
plan „IN FORM …“ sollen die maßgeblichen Akteure
und Maßnahmen im Bereich der Prävention von Fehl-
ernährung, Bewegungsmangel und Übergewicht besser
vernetzt und ein Beitrag zu Kooperation und Zusammen-
arbeit geleistet werden.
Wie die Kommission ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, dass alle Akteure gleichermaßen – entsprechend
ihrer Verantwortungsbereiche – gefordert sind, wenn es
darum geht, die Lebensbedingungen und Lebensperspek-
tiven von Kindern und Jugendlichen weiterhin zu verbes-
sern. Vorhandene Ressourcen und präventive Aktivitäten
müssen gebündelt und bislang ungenutzte Potentiale aus-
geschöpft werden. Wie der 13. Kinder- und Jugendbericht
aufzeigt, kommt der Kinder- und Jugendhilfe dabei eine
wichtige Aufgabe zur Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen für ein gesundes Aufwachsen der nachfolgenden
Generationen zu.
3. Vernetzung stärken – Kinder- und 
Jugendhilfe im Zusammenwirken mit 
anderen Systemen
3.1 Frühe Hilfen und Kinderschutz
Der Schutz von Kindern ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, die Bund, Länder und 
Kommunen in gemeinsamer Verantwortung gestalten
Kinderschutz findet vor Ort in den Kommunen statt. Ih-
nen kommt eine zentrale Rolle beim Aufbau vernetzter
Strukturen und Früher Hilfen zu, während Bund und Län-
der wichtige Regelungs-, Anregungs- und Unterstüt-
zungsfunktionen übernehmen. Vor dem Hintergrund
eklatanter Einzelfälle von Kindesmisshandlung und Kin-
desvernachlässigung haben die Bundeskanzlerin und die
Regierungschefs der Länder den Kinderschutz aufgrund
seiner großen gesellschaftspolitischen Bedeutung zum
zentralen Gegenstand ihrer Beratungen am 19. Dezember
2007 und 12. Juni 2008 gemacht. Lücken im Kinder-
schutz wurden identifiziert und Maßnahmen zur Stärkung
des Kinderschutzes veranlasst.
In mehreren Bundesländern sind Kinderschutzgesetze be-
reits auf den Weg gebracht und mit dem Ziel beschlossen
worden, die verschiedenen Akteure, die mit der Förde-
rung der Entwicklung und dem Schutz von Kindern be-
fasst sind, besser miteinander zu vernetzen sowie die
Verbindlichkeit der Teilnahme an Früherkennungsunter-
suchungen zu erhöhen.
Die große Mehrzahl der Bundesländer hat in diesem Zu-
sammenhang die Verbindlichkeit der Früherkennungsun-
tersuchungen durch konkrete Verfahrensregelungen er-
höht. 
Im Rahmen der Früherkennungsuntersuchungen für Kin-
der wurde zum 1. Juli 2008 eine zusätzliche Untersu-
chung U 7a vom 34. bis zum 36. Lebensmonat als Leis-
tung der gesetzlichen Krankenversicherung eingeführt.
Auf der Grundlage der Empfehlungen der im März 2006
im Bundesministerium der Justiz eingesetzten Arbeits-
gruppe „Familiengerichtliche Maßnahmen bei Gefähr-
dung des Kindeswohls“ wurde im Sommer 2008 das Ge-
setz zur Erleichterung familiengerichtlicher Maßnahmen
bei Gefährdung des Kindeswohls verabschiedet.
Die Bundeskanzlerin und die Regierungschefs der Länder
haben auf ihrer Konferenz am 12. Juni 2008 in Würdi-
gung dieser bereits erfolgten Maßnahmen zur Stärkung
des Kinderschutzes den Beschluss gefasst, dass auch ge-
setzliche Regelungen auf Bundesebene für einen wirksa-
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meren Kinderschutz zügig umgesetzt werden sollen, um
identifizierte gesetzliche Lücken zu schließen. Mit den
Gesetzentwürfen zur Verbesserung des Kinderschutzes
und zur Änderung des Bundeszentralregistergesetzes, die
gegenwärtig im Bundestag beraten und noch vor der
Sommerpause verabschiedet werden sollen, hat die Bun-
desregierung die Beschlüsse der Kanzlerin und der Län-
derchefs ausgeführt.
3.1.1 Frühe Hilfen als Bestandteil eines 
integrierten Kinderschutzkonzeptes
Die Bundesregierung begrüßt es, dass die Kommission
der Zeit der Schwangerschaft und der ersten drei Lebens-
jahre eines Kindes im Rahmen der Darstellung zur Fami-
lien- und Elternbildung eine eigene und besonders
ausführliche Darstellung widmet und damit die weichen-
stellende Bedeutung dieser frühen Lebensphase betont.
Aus Sicht der Kommission stehe im Fokus der besonde-
ren öffentlichen Aufmerksamkeit sowie der Entwicklung
der Fachpraxis derzeit das Erkennen von familiären Ri-
siko-, Belastungs- und Gefährdungskonstellationen und
das Bestreben, entsprechende Unterstützungsangebote für
junge Familien weiterzuentwickeln. Ziel dieser Bemü-
hungen zum Ausbau Früher Hilfen sei es, Familien früh
und rechtzeitig zu erreichen und ihnen präventive Hilfen
anbieten zu können, um so einer möglichen späteren Ge-
fährdung des Kindes zu begegnen. Sodann wird formu-
liert, dass dieses selektive, auf die Verhinderung von Kin-
deswohlgefährdungen orientierte Verständnis von Frühen
Hilfen nicht unumstritten sei. Bei einer Vielzahl familiä-
rer Unterstützungs- und Hilfebedarfe gehe es nicht um
eine potenzielle Kindeswohlgefährdung, es müsse eher
eine umfassende Förderung von Verwirklichungschancen
im Fokus stehen. In diesem Sinn setzt die Kommission
den Begriff der frühen Förderung ein, die universell auf
die Unterstützung und Förderung elterlicher Erziehungs-
arbeit abziele und eine Kindeswohlgefährdung als Son-
derfall betrachte.
Förderung – Hilfe – Schutz bilden einen Dreiklang
Die von der Kommission gewählte Unterscheidung zwi-
schen Früher Hilfe und früher Förderung wird jedoch
wieder aufgeweicht, wenn im Bericht als erste Forderung
an die politischen Handlungsebenen eine frühe Förderung
der Entwicklung von Kindern formuliert wird, die sich
zwar als breit angelegte und umfassende kommunale In-
frastruktur zur frühen Förderung und Unterstützung von
allen Familien von der Schwangerschaft bis ins Vorschul-
alter versteht, jedoch zugleich mit dem Ziel verknüpft
wird, dadurch die Fälle von Vernachlässigung und Kin-
deswohlgefährdung zu reduzieren.
Mit dem Anstoß zum Ausbau Früher Hilfen durch das
Aktionsprogramm „Frühe Hilfen für Eltern und Kinder
und soziale Frühwarnsysteme“ verfolgt die Bundesregie-
rung vor allem das Ziel, mittels selektiver Prävention ei-
nen Beitrag für einen verbesserten Schutz von Kindern
insbesondere von der vorgeburtlichen Zeit bis zum Alter
von etwa drei Jahren zu leisten. Dabei sind Frühe Hilfen
Bestandteil eines integrierten Kinderschutzkonzeptes, das
sowohl das Erkennen von spezifischen Risiken und Ge-
fährdungen, präventive Angebote zur Stärkung elterlicher
Kompetenzen als auch Interventionen (z. B. Unterbrin-
gungen der Kinder außerhalb ihrer Familie) umfasst. Das
Aktionsprogramm scheint damit auch geeignet, mit Hilfe-
angeboten die soziale Integration von Familien mit Mi-
grationshintergrund zu unterstützen.
Aus Sicht der Bundesregierung ist daher die von der
Kommission gewählte – wenngleich nicht konsequent
durchgehaltene – Differenzierung von „Förderung“,
„Hilfe“ und darüber hinaus auch „Schutz“ (so auch das
Modell von Schone (2008), auf das die Kommission ver-
weist) durchaus geeignet, um die Unterschiede in der
Zielsetzung der Maßnahmen zu beschreiben. Denn wäh-
rend eine frühe Förderung auf eine allgemeine Förderung
der Entwicklung von Kindern abzielt und universell ange-
legt ist, nehmen Frühe Hilfen insbesondere Familien in
den Blick, die sich in belastenden Lebenslagen befinden.
Sie zielen damit auf eine frühe Stärkung der elterlichen
Kompetenzen ab, um Kindeswohlgefährdungen gar nicht
erst entstehen zu lassen.
Familien in belastenden Lebenslagen bedürfen einer 
besonderen Ansprache
Dieser von der Bundesregierung gewählte Ansatz wird
durch zahlreiche Untersuchungen zu universell angeleg-
ten Angeboten (z. B. Elterntrainings, Eltern-Kind-Grup-
pen) gestützt, die immer wieder auf das Problem der zum
Teil sehr geringen Inanspruchnahme und hohen Abbruch-
raten solcher Maßnahmen bei Eltern in Risikosituationen
hinweisen. Insofern erscheint es zu kurz gedacht, mit dem
Ziel einer Verhinderung jeglicher Stigmatisierung aus-
schließlich auf universelle und niedrigschwellige Ange-
bote zu setzen – um so auch Familien in Risikokontexten
zu erreichen, dabei aber auszublenden, dass diese Ange-
bote belastete Zielgruppen eben oft nicht erreichen. Denn
als Teilnahmebarrieren lassen sich genau jene Faktoren
benennen, die zugleich die schwierige Lebenslage oder
das Risiko ausmachen. 
Auch die Erfahrungen in den Modellprojekten, die die
Bundesregierung im Rahmen des Aktionsprogramms
„Frühe Hilfen für Eltern und Kinder und soziale Früh-
warnsysteme“ in allen Ländern auf den Weg gebracht hat,
zeigen, dass es sehr wohl besonderer Anstrengungen be-
darf, um einen Zugang zu Familien in belastenden Le-
benssituationen zu finden – und dass sie auch einer be-
sonderen Hilfeform und Ansprache bedürfen. Sie sind oft
mit breit einsetzbaren Maßnahmen (z. B. Gruppentrai-
nings) weniger gut erreichbar, wenn sie sich überhaupt ei-
ner solchen Hilfe zuwenden. Denn gerade diese Familien,
die für eine frühe Unterstützung besonderen Bedarf zei-
gen, sind ohne besondere Ansprache oft kaum motiviert,
den Zugang zu Hilfen zu suchen (Präventionsdilemma).
Familien mit Migrationshintergrund sind überdies in vie-
len Fällen aufgrund von Sprachbarrieren von bestehenden
Hilfeangeboten ausgeschlossen und benötigen erleich-
terte Zugänge.
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Vom Sozialen Frühwarnsystem zum Netzwerk Früher 
Hilfen
Ihren Anspruch, dass es systematischer Schritte bedarf,
um Familien in belastenden Lebenslagen den Zugang zu
Frühen Hilfen zu ermöglichen und sie nicht wieder aus
dem Blick zu verlieren, hat die Bundesregierung mit der
Aufnahme der Begrifflichkeit „Soziales Frühwarnsys-
tem“ zum Ausdruck gebracht. Zentral ist also der auch für
die Kommission wichtige Gedanke eines interdisziplinä-
ren Netzwerksystems, der in der Fachpraxis als wesentli-
ches Element anerkannt und umgesetzt wird. Angesichts
der Einigkeit in der Sache lässt sich über einen anderen
Begriff als „Frühwarnsystem“, der die Kommission an
den Katastrophenschutz denken lässt, diskutieren. Eine
passendere Beschreibung könnte der Begriff „Netzwerk
Früher Hilfen“ bieten, der bereits in den Beschluss der
Bundeskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder
zum Thema Kinderschutz am 12. Juni 2008 aufgenom-
men wurde. 
3.1.2 Psychosoziale Unterstützung für 
werdende und junge Eltern 
Die Kommission mahnt an, dass es für werdende Eltern
über die medizinische Versorgung hinaus nur wenige An-
gebote gebe, die auch eine psychosoziale Begleitung er-
möglichen. Während die Finanzierung von Familien-
hebammen oder bereits vorgeburtlich eingesetzter
Familienhelferinnen nicht abgesichert sei, gebe es zwar
entsprechende Angebote der Familien- und Schwanger-
schaftsberatung, die auf der Basis des Schwangerschafts-
konfliktgesetzes jedoch nur inoffiziell mitlaufen würden.
Gefordert wird daher eine regelhafte Finanzierung von
Beratungs- und Unterstützungsangeboten für alle werden-
den und jungen Eltern in entsprechenden Bedarflagen.
Dies muss aus Sicht der Bundesregierung durch Länder
und Kommunen sichergestellt werden.
3.1.2.1 Schwangerenberatung
Das Schwangerschaftskonfliktgesetz (SchKG) sieht ent-
gegen der Darstellung der Kommission weitreichende
Regelungen mit Anspruchscharakter über Hilfsmöglich-
keiten nicht nur im Falle eines Schwangerschaftskonflikts
(sog. Schwangerschaftskonfliktberatung nach §§ 5 bis 10
SchKG), sondern auch bei Fragen, die unmittelbar oder
mittelbar eine Schwangerschaft berühren (sog. allge-
meine Schwangerschaftsberatung nach §§ 2 bis 4
SchKG), vor. Im Rahmen der allgemeinen Schwangeren-
beratung besteht ein umfassender Anspruch auf Informa-
tion und psychosoziale Beratung insbesondere
– in allen eine Schwangerschaft unmittelbar oder mittel-
bar berührenden Fragen,
– über bestehende familienfördernde Leistungen und
Hilfen für Familien und Kinder, einschließlich der be-
sonderen Rechte im Arbeitsleben,
– über Vorsorgeuntersuchungen bei Schwangerschaft
und die Kosten der Entbindung,
– über soziale und wirtschaftliche Hilfen für Schwan-
gere, insbesondere finanzielle Leistungen sowie Hilfe
bei der Suche nach Wohnung, Arbeits- oder Ausbil-
dungsplatz oder deren Erhalt,
– über die Hilfsmöglichkeiten für behinderte Menschen
und ihre Familien, die vor und nach der Geburt eines
in seiner körperlichen, geistigen oder seelischen Ge-
sundheit beeinträchtigten Kindes zur Verfügung ste-
hen,
– über die Lösungsmöglichkeiten für psychosoziale
Konflikte im Zusammenhang mit einer Schwanger-
schaft.
Die Schwangere ist darüber hinaus bei der Geltendma-
chung von Ansprüchen sowie bei der Wohnungssuche,
bei der Suche nach einer Betreuungsmöglichkeit für das
Kind und bei der Fortsetzung ihrer Ausbildung zu unter-
stützen. Der Anspruch auf Beratung im Rahmen der all-
gemeinen Schwangerenberatung umfasst zudem die
Nachbetreuung nach der Geburt des Kindes oder nach ei-
nem Schwangerschaftsabbruch. Die Schwangerschaftsbe-
ratungsstellen sind zudem Antragstellen für finanzielle
Hilfen durch die Bundesstiftung „Mutter und Kind –
Schutz des ungeborenen Lebens“.
Nutzung eines bundesweiten Netzwerks
Die öffentliche Förderung der Beratungsstellen zur Erfül-
lung der normierten Ansprüche ist bereits im Gesetz vor-
gesehen (§ 4 SchKG: für je 40 000 Einwohner mindes-
tens eine Beraterin oder Berater), d. h. es besteht bereits
ein bundesweites Netz an Schwangerschaftsberatungs-
stellen. Der Sicherstellungsauftrag für das bundesweite
wohnortnahe plurale Beratungsnetz nach § 2 SchKG rich-
tet sich an die Länder. Schwangerschaftsberatungsstellen
nehmen eine wichtige Funktion bei der Vernetzung der
Gesundheitsfürsorge und Kinder- und Jugendhilfe ein,
denn sie sind häufig erste Anlaufstellen besonders auch
für überforderte, sozial benachteiligte schwangere Frauen –
oft motiviert durch die finanziellen Hilfen der Bundesstif-
tung „Mutter und Kind …“ aber auch aus psychosozialen
Motiven. Die Schwangerschaftsberatungsstellen haben
daher eine wichtige „Türöffnerfunktion“ im Kontext Frü-
her Hilfen.
3.1.2.2 SGB VIII – Kinder- und Jugendhilfe
Das SGB VIII verfolgt das Leitbild, junge Menschen in
ihrer individuellen und sozialen Entwicklung zu fördern
und dazu beizutragen, Benachteiligungen zu vermeiden
oder abzubauen. Beratung und Unterstützung von Eltern
bei der Erziehung sowie der Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen vor Gefahren für ihr Wohl stellen zentrale
Aufgaben dar. Das SGB VIII knüpft an das Eltern-Kind-
Verhältnis an und setzt daher grundsätzlich die Geburt ei-
nes Kindes voraus.
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe vor der 
Geburt eines Kindes 
An einigen Stellen reicht das Leistungsspektrum der Kin-
der- und Jugendhilfe aber bis in die Zeit vor der Geburt
zurück. Als spezifischer Leistungstatbestand für die Zeit
vor und nach der Geburt kommt insbesondere § 19 SGB
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VIII (Gemeinsame Wohnformen für Mütter/Väter und
Kinder) in Betracht. Nach Absatz 1 Satz 1 sollen Mütter
oder Väter, die allein für ein Kind unter sechs Jahren zu
sorgen haben oder tatsächlich sorgen, gemeinsam mit
dem Kind in einer geeigneten Wohnform betreut werden,
wenn und solange sie aufgrund ihrer Persönlichkeitsent-
wicklung dieser Form der Unterstützung bei der Pflege
und Erziehung des Kindes bedürfen. Absatz 1 Satz 3 re-
gelt, dass eine schwangere Frau vor der Geburt des Kin-
des in der Wohnform betreut werden kann.
Nach § 16 SGB VIII (Allgemeine Förderung der Erzie-
hung in der Familie) Absatz 1 Satz 1 sollen Müttern,
Vätern, anderen Erziehungsberechtigten und jungen
Menschen Leistungen der allgemeinen Förderung der Er-
ziehung angeboten werden. Bei der Beschreibung der
Leistungen in Absatz 2 Nr. 1 ist u.a. von Angeboten der
Familienbildung die Rede, die „junge Menschen auf Ehe,
Partnerschaft und das Zusammenleben mit Kindern vor-
bereiten“.
Brücken, die das SGB VIII baut
Die Bundesregierung wird prüfen, ob in Hinblick auf
Frühe Hilfen eine engere Verbindung zwischen der in
§ 16 SGB VIII geregelten Förderung und den Hilfen zur
Erziehung gemäß §§ 27 ff. SGB VIII hergestellt werden
sollte. Möglicherweise liegt zwischen den Voraussetzun-
gen für die Hilfen zur Erziehung (Antragserfordernis,
eine dem Wohl des Kindes oder Jugendlichen entspre-
chende Erziehung ist nicht gewährleistet, Hilfe ist geeig-
net und notwendig für seine Entwicklung) und den ande-
ren Leistungen der Kinder und Jugendhilfe eine Lücke,
die durch spezifische Leistungen Früher Hilfen zu schlie-
ßen ist.
3.1.2.3.SGB V – Gesetzliche 
Krankenversicherung
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch regelt die Leistungen
der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), die das
Ziel verfolgen, die Gesundheit der Versicherten zu erhal-
ten, wiederherzustellen oder ihren Gesundheitszustand zu
bessern. 
Kinder sind in der GKV beitragsfrei versichert und von
Zuzahlungen befreit. Damit leisten die gesetzlich Versi-
cherten einen erheblichen Solidarbeitrag für Familien mit
Kindern. Zu dieser Solidargemeinschaft gehört aber auch,
dass bestimmte Grundregeln der GKV für alle gelten. 
Nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel können bis
auf festgelegte Ausnahmen nicht zu Lasten der gesetzli-
chen Krankenkassen verordnet werden. Als Ausnahmen
gelten Arzneimittel, die vom Gemeinsamen Bundesaus-
schuss in den Richtlinien als Therapiestandard zur Be-
handlung schwerwiegender Erkrankungen berücksichtigt
sind. Gerade um die besonderen Belange von Familien zu
berücksichtigen, sind Kinder unter zwölf Jahren sowie
Jugendliche mit Entwicklungsstörungen von dieser Rege-
lung nicht betroffen. Die Erkrankungshäufigkeit in Bezug
auf geringfügige Gesundheitsstörungen nimmt mit zuneh-
mendem Alter ab. Die Krankheitsbilder nähern sich de-
nen der Erwachsenen an und es erfolgt der Wechsel vom
Kinderarzt zum Hausarzt. Somit ist ab dem vollendeten
zwölften Lebensjahr eine Gleichstellung mit Erwachse-
nen gerechtfertigt.
Die Entwicklung, dass Impfungen in immer geringerem
Maße vom ÖGD durchgeführt wurden, hat bereits vor der
Verankerung von Impfungen als Pflichtleistungen der
GKV durch das GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz
(GKV-WSG) begonnen. Grundsätzlich sollte die Basis-
immunisierung so frühzeitig wie möglich und zudem
niedrigschwellig erfolgen. Daher ist es sinnvoll, dass
Impfungen bei Säuglingen und Kleinkindern im Kontext
der U-Untersuchungen beim niedergelassenen Kinder-
arzt durchgeführt werden.
Um Impflücken zu schließen, ist aber gleichzeitig auch
eine Stärkung des aufsuchenden Impfens durch den ÖGD
in Gemeinschaftseinrichtungen erforderlich. Aus diesem
Grunde wurde im Rahmen des GKV-WSG durch den
§ 20d (3) SGB V die Möglichkeit geschaffen, Impfungen
durch den ÖGD bei Übernahme der Sachleistungen sei-
tens der GKV durchführen zu lassen.
Hebammen als Schlüssel zur Gesunderhaltung von 
Mutter und Kind
Als spezifische Leistung zur Unterstützung und Förde-
rung eines gesunden Aufwachsens bereits in der frühen
Lebensphase kommt insbesondere die Versorgung durch
Hebammenhilfe gem. § 134a SGB V in Betracht. Neben
der Möglichkeit ihrer Beschäftigung bei örtlichen Trä-
gern sind Hebammen oft freiberuflich tätig. In Absatz 1
ist die vertragliche Vereinbarung über die Vergütung frei-
beruflicher Hebammen geregelt. Die vom Spitzenverband
Bund der Krankenkassen und den Hebammenverbänden
geschlossene Hebammen-Vergütungsvereinbarung (HVV)
sieht für die Zeit nach der Geburt einen Leistungskatalog
mit einer genau festgelegten Art und Anzahl von Leistun-
gen (26 Behandlungseinheiten) vor, die bis zum Ablauf
von acht Wochen nach der Geburt berechnungsfähig sind.
Nach dieser Zeit sind Besuche nur auf ärztliche Anord-
nung unter Angabe der Indikation berechnungsfähig
(HVV, Leistungsverzeichnis, Abschnitt C.e). Die in sehr
dichten Abständen vorgesehenen Besuche während des
Wochenbetts werden nach Angaben der Krankenkassen
jedoch meist nicht vollständig in Anspruch genommen
und daher auch nicht abgerechnet. Mit dem Ziel einer
Förderung gesunden Aufwachsens gerade in den ersten
Lebensmonaten sollten Krankenkassen und Ärzte darauf
hinwirken, dass die vorgesehenen Leistungen möglichst
vollständig in Anspruch genommen werden.
Bei der Arbeit mit belasteten Familien können insbeson-
dere die von Ländern und Kommunen zu finanzierenden
Familienhebammen unterstützend wirken. Denn als staat-
lich examinierte Hebammen mit einer Zusatzqualifikation
legen sie einen Schwerpunkt ihrer Arbeit auf die soziale,
psychosoziale und gesundheitsbezogene Beratung und
Betreuung von Risikogruppen. 
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Primärprävention und Gesundheitsförderung haben 
viele Facetten
Die Bundesregierung sieht sich durch die Kommission in
dem Bestreben bestätigt, Gesundheitsförderung und pri-
märe Prävention im direkten Lebensumfeld von Kindern
und Jugendlichen zu verankern. Dafür spricht, dass auf
diese Weise Menschen mit Präventionsangeboten niedrig-
schwellig gut erreicht werden können. Für noch Erfolg
versprechender und nachhaltiger hält die Bundesregie-
rung den Settingansatz der Weltgesundheitsorganisation
(WHO), mit dem auch Lebensverhältnisse der Bevölke-
rung gesundheitsfördernd gestaltet werden sollen, den der
Bericht als „Gesundheitsförderung durch Settingentwick-
lung“ bezeichnet. Neben den Kindertagesstätten, in denen
leider nicht alle Kinder erreicht werden können, sind Kin-
derkrippen, Schulen, Jugendeinrichtungen und Stadtteile
geeignete Settings.
Die Leistungen der GKV zur Primärprävention (§ 20
SGB V) sind darauf hin überprüft worden, ob mit ihnen
ein Beitrag zur Verminderung von eingeschränkten Ge-
sundheitschancen erbracht worden ist. Es wurde festge-
stellt, dass die Krankenkassen nach wie vor ein Schwer-
gewicht auf Leistungen der individuellen Prävention
legen, mit denen überwiegend gesundheitsbewusste Ver-
sicherte erreicht werden. Insgesamt kann festgestellt wer-
den, dass die gesetzlichen Krankenkassen ihr Engage-
ment im Rahmen der Vorgaben des § 20 Absatz 2 SGB V
im Bereich der gesundheitlichen Chancengleichheit noch
intensivieren könnten.
Die Bundesregierung hat die sozialraumorientierte Ge-
sundheitsförderung gestärkt, in dem über das Bund-Län-
der-Programm „Soziale Stadt“ auch gesundheitsför-
dernde Stadtteilprojekte finanziert werden können.
Begleitend dazu wurde eine Handreichung für Stadt-
teilakteure wie Quartiersmanager entwickelt („Aktiv wer-
den für Gesundheit – Arbeitshilfen für Prävention und
Gesundheitsförderung im Quartier“), um sie zu befähi-
gen, Gesundheitsförderungsprojekte zu initiieren.
Als Maßnahmen kommen dabei auch unterstützende An-
gebote für Schwangere und junge Familien im Rahmen
regionaler Netzwerke in Betracht. Die Kommission weist
zu Recht darauf hin, dass eine solche Netzwerkarbeit
Ressourcen braucht. Sehr zu begrüßen ist, dass einige
Länder bereits im Rahmen von Gesetzen zur Förderung
eines gesunden Aufwachsens und für einen verbesserten
Kinderschutz dafür Sorge getragen haben.
Auf dem Weg zu einer verbesserten Datenbasis
Die Kommission fordert die Bundesregierung auf,
ressortübergreifende Grundlagen- und Praxisforschung
zu initiieren und verweist auf die Erforderlichkeit belast-
barer Daten über das Ausmaß von Kindesvernachlässi-
gung und -misshandlung in Deutschland. Auch die Bun-
desregierung sieht diese Bedarfslage und wird
entsprechende mit dem Datenschutz zu vereinbarende
Maßnahmen prüfen. In diesem Zusammenhang kommt
einer konsequenten Umsetzung der in § 294a SGB V
(Mitteilung von Krankheitsursachen und drittverursach-
ten Gesundheitsschäden) normierten Mitteilungspflicht
Bedeutung zu. Danach haben Ärztinnen und Ärzte bei
Anhaltspunkten für eine Körperverletzung oder Hinwei-
sen auf eine Drittverursachung der Gesundheitsschäden
den Krankenkassen die entsprechenden Angaben mitzu-
teilen. In Annahme der Geltendmachung von möglichen
Schadensersatzansprüchen durch die Krankenkassen neh-
men Ärztinnen und Ärzte aber von einer entsprechende
Diagnosestellung in Fällen von Kindesmisshandlung und
-vernachlässigung Abstand. US-amerikanische Erfahrun-
gen zeigen, dass diese in Krankenhäusern oder Notfallsta-
tionen sowie bei niedergelassenen Ärztinnen und Ärzten
zu erhebenden gesundheitlichen Parameter durchaus ge-
eignet sind, um eine epidemiologische Beschreibung der
Phänomene zu erreichen. 
Der Anregung des 13. Kinder- und Jugendberichts hin-
sichtlich kontinuierlicher Gesundheitserhebungen im
Kinder- und Jugendalter wurde durch den Aufbau eines
Gesundheitsmonitorings am RKI bereits Rechnung getra-
gen. Der Kinder- und Jugendsurvey KIGGS wird in Form
einer Kohorte alternierend als Telefonbefragung und Un-
tersuchungssurvey fortgeführt. Die Ergebnisse dieser Er-
hebung, die auf Ebene des Bundes repräsentativ ist und
regional aufgestockt werden kann, werden im Rahmen
der Gesundheitsberichterstattung des Bundes analysiert
und veröffentlicht werden.
3.2 Neue Perspektiven für Kinder und 
Jugendliche mit Behinderung
3.2.1 Im Vordergrund steht der junge Mensch 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung haben – ebenso
wie Kinder und Jugendliche ohne Behinderung – ein
Recht auf eine umfassende Förderung ihrer Entwicklung,
die sich an ihren spezifischen Bedürfnissen und Interes-
sen als junge Menschen ausrichtet. Die Bundesregierung
unterstützt den inklusiven Ansatz der Berichtskommis-
sion nachdrücklich, insbesondere auch unter Bezug-
nahme auf die UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderung und § 24 der UN-Kinder-
rechtskonvention. Zu Recht fordert die Kommission, dass
alle Maßnahmen an einer Inklusionsperspektive auszu-
richten sind, die keine Aussonderung akzeptiert. 
Kinder und Jugendliche mit Behinderung sind in 
erster Linie Kinder und Jugendliche
Die Einnahme einer inklusiven Perspektive verlangt ein
Leistungsangebot für behinderte Kinder und Jugendliche,
das sich primär an der Lebenslage „Kindheit und Jugend“
orientiert und erst sekundär nach der Behinderung oder
anderen Benachteiligungen und Belastungen in dieser Le-
benslage differenziert. Dies ist nach Auffassung der Bun-
desregierung der Maßstab, an dem die Leistungen für
junge Menschen mit Behinderung zu messen sind. 
Die Förderung behinderter Kinder und Jugendlicher in
Deutschland ist dadurch gekennzeichnet, dass hierfür
eine Vielzahl unterschiedlicher Leistungssysteme in der
Verantwortung steht. Neben der Kinder- und Jugendhilfe
sind hier insbesondere die Sozialhilfe, die GKV und die
Schule zu nennen.
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Der junge Mensch muss im Mittelpunkt der 
verantwortlichen Teilsysteme stehen
Angesichts dieser Aufspaltung der Verantwortung liegt
bereits ohne genaue Betrachtung dieser Teilsysteme und
ihrer Schnittstellen zueinander nahe, dass die Realisie-
rung des inklusiven Ansatzes eine besondere Herausfor-
derung darstellt. Der Bundesregierung ist es deshalb ein
wichtiges Anliegen, die für die Förderung behinderter
Kinder und Jugendlicher verantwortlichen Systeme auf
ihre inklusive Ausrichtung hin zu überprüfen. Vor allem
gilt es, die Systemübergänge eingehend in den Blick zu
nehmen. 
3.2.2 Von der Aufspaltung zur Zusammen-
führung der Verantwortung für Kinder 
und Jugendliche mit Behinderung – 
Herausforderungen für ein inklusives 
Hilfesystem 
3.2.2.1 Kinder und Jugendliche mit Behinderung 
zwischen Kinder- und Jugendhilfe und 
Sozialhilfe – eine Schnittstelle mit 
Reibungsverlusten
Die Kommission hat ihr besonderes Augenmerk auf das
Verhältnis der Teilsysteme „Kinder- und Jugendhilfe“
und „Sozialhilfe“ gerichtet. Nach Auffassung der Bun-
desregierung steht diese Schnittstelle zu Recht im Fokus
der Kommission, weil hier Abgrenzung und Systemzu-
ordnung nicht unproblematisch erscheinen. 
Die Art der Behinderung eines jungen Menschen 
entscheidet über die Zuordnung zu einem 
Leistungssystem
Für Kinder und Jugendliche mit seelischer Behinderung
und für Kinder und Jugendliche, die von einer solchen
Behinderung bedroht sind, ist die Kinder- und Jugend-
hilfe vorrangig vor der Sozialhilfe leistungsverpflichtet
(vgl. § 35a SGB VIII). Demgegenüber liegt die vorran-
gige Leistungszuständigkeit für Kinder und Jugendliche
mit wesentlicher körperlicher oder geistiger Behinderung
bzw. für Kinder und Jugendliche, die von einer solchen
Behinderung bedroht sind, bei der Sozialhilfe (vgl. § 10
Absatz 4 SGB VIII). Kinder und Jugendliche mit einem
erzieherischen oder einem behinderungsspezifischen Be-
darf, der aus einer (drohenden) seelischen Behinderung
resultiert, sind demnach dem Leistungssystem „Kinder-
und Jugendhilfe“ zugeordnet, während für Kinder und Ju-
gendliche mit einer (drohenden) körperlichen oder geisti-
gen Behinderung das Leistungssystem „Sozialhilfe“ zu-
ständig ist.
Kinder und Jugendliche mit und ohne Behinderung 
sind unterschiedlichen Leistungssystemen zugeordnet
Die Verantwortungsaufteilung zwischen der Kinder- und
Jugendhilfe und der Sozialhilfe basiert folglich sowohl
auf einer Unterscheidung zwischen Kindern und Jugend-
lichen mit Behinderung und Kindern und Jugendlichen
ohne Behinderung als auch auf einer Differenzierung
nach der Art ihrer Behinderung. Diese Zuordnungslogik
führt nach Auffassung der Kommission in der Praxis zu er-
heblichen Definitions- und Abgrenzungsproblemen, aus
denen letztlich „Verschiebebahnhöfe“ bzw. „schwarze
Löcher“ in der Hilfegewährung für die Betroffenen resul-
tieren. Die Bundesregierung hätte sich zu diesen Aussa-
gen von der Kommission eine systematischere Analyse
der hierfür maßgeblichen Ursachen gewünscht. 
Im Kindes- und Jugendalter vermischen sich die 
erzieherischen und behinderungsspezifischen 
Bedarfskategorien
Aus Sicht der Bundesregierung scheitert eine eindeutige
Zuordnung von Kindern und Jugendlichen mit (drohen-
der) seelischer Behinderung und Kindern und Jugendli-
chen mit körperlicher oder geistiger Behinderung zu ei-
nem der beiden Leistungssysteme letztlich daran, dass die
Entwicklungsdynamik in der Lebensphase „Kindheit und
Jugend“ eine trennscharfe Unterscheidung der (Hilfe-)
Kategorien „allgemeiner Förderbedarf“, „erzieherischer
Bedarf“, „seelische Behinderung“, „geistige Behinde-
rung“ und ggf. auch „körperliche Behinderung“ erheblich
erschwert bzw. in manchen Fällen nahezu unmöglich
macht. Die Bundesregierung hat hier insbesondere fol-
gende Konstellationen im Blick:
– Behinderungen bei Kindern und Jugendlichen können
nur im Kontext des familialen und sozialen Bezie-
hungs- und Erziehungssystems betrachtet werden 
Im Kindes- und Jugendalter sind psychische Krank-
heitssymptome von Erscheinungsformen der Entwick-
lungsverzögerung oder anderen Verhaltensauffälligkei-
ten aufgrund besonderer biographischer oder sozialer
Belastungen kaum abzugrenzen. Hinzu kommt, dass
ein (besonderer) erzieherischer Bedarf auch dadurch
entstehen kann, dass ein Kind/Jugendlicher behindert
ist. Unabhängig davon, ob diese Behinderung körper-
licher, geistiger oder seelischer Natur ist, steigen die
Anforderungen an die Erziehungskompetenz der El-
tern. Eine Überforderung der Eltern bei der Erziehung
eines Kindes bzw. Jugendlichen mit Behinderung
kann demnach sowohl bei körperlich als auch bei geis-
tig und seelisch behinderten Kindern und Jugendli-
chen auftreten. In solchen Fällen ist es unmöglich zu
entscheiden, ob das Vorliegen eines erzieherischen
Bedarfs mit der Behinderung des Kindes bzw. Jugend-
lichen, der mangelnden Kompetenz der Eltern oder
mit anderen sozialen oder biographischen Faktoren zu
begründen ist. 
– Seelische und geistige Behinderungen sind oftmals
schwer zu unterscheiden
Erhebliche Schwierigkeiten können auch mit der Ab-
grenzung von seelischer und geistiger Behinderung
verbunden sein. Insbesondere beim Personenkreis der
intellektuell behinderten Kinder bzw. Jugendlichen
mit Autismus ist eine Zuordnung im Einzelfall
schwierig. Eine generelle Zuordnung autistischer Kin-
der und Jugendlicher zum Personenkreis der geistig
behinderten Kinder wird denjenigen Kindern und Ju-
gendlichen mit autistischen Syndromen nicht gerecht,
die über eine normale Intelligenz oder über ausge-
prägte Sonderbegabungen verfügen. 
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– Bei Kindern und Jugendlichen mit Mehrfachbehinde-
rungen ist die Klärung des zuständigen Leistungssys-
tems besonders schwierig
Nur selten betreffen (drohende) Behinderungen im
Kindes- und Jugendalter lediglich einen Funktionsbe-
reich. Zum Beispiel können körperliche oder geistige
Behinderungen bei Kindern und Jugendlichen zu
schweren psychischen Fehlentwicklungen und damit
zu einer Folgebehinderung in Form einer (drohenden)
seelischen Behinderung führen. Bei Mehrfachbehin-
derungen bereitet die Feststellung des zuständigen
Leistungsträgers besonders große Schwierigkeiten. 
– Die gemeinsame Förderung von Kindern mit und ohne
Behinderung in Tageseinrichtungen wird durch struk-
turelle Barrieren erschwert
Die gemeinsame Förderung behinderter und nicht be-
hinderter Kinder in Tageseinrichtungen ist nicht nur
ein gesellschaftspolitisches Ziel von zentraler Bedeu-
tung, sondern auch ein gesetzlicher Auftrag. So hat
der Gesetzgeber über den Grundsatz der uneinge-
schränkten Teilhabe (§ 4 Absatz 3, § 19 Absatz 3
SGB IX) hinaus in § 22a Absatz 4 SGB VIII einen in-
tegrativen Förderauftrag normiert, wonach Kinder mit
und ohne Behinderung grundsätzlich in Gruppen ge-
meinsam gefördert werden sollen. Aufgrund der ge-
teilten Verantwortung für körperlich/geistig und see-
lisch behinderte Kinder kann dieses Ziel nur durch
eine enge Zusammenarbeit der Träger der Kinder- und
Jugendhilfe und der Träger der Sozialhilfe erreicht
werden. Je nach Art der Behinderung haben Kinder-
und Jugendhilfe oder Sozialhilfe den behinderungs-
spezifischen Bedarf, der über den im Zuständigkeits-
bereich der Kinder- und Jugendhilfe liegenden allge-
meinen Förderbedarf hinausgeht, zu decken. Hier
zeigen sich in der Praxis noch Umsetzungsdefizite. 
3.2.2.2 Die Lebenslage „Kindheit und Jugend“ 
als Ausgangspunkt für die Weiter-
entwicklung der Förderung von Kindern 
und Jugendlichen mit Behinderung 
Die Bundesregierung hält es angesichts der beschriebe-
nen Abgrenzungsprobleme für notwendig, Optionen für
eine Neugestaltung der Verantwortungsbereiche von Kin-
der- und Jugendhilfe und Sozialhilfe zu entwickeln. 
Die Rückführung der Hilfen für junge Menschen mit 
seelischer Behinderung in die Sozialhilfe als 
Konzeptansatz
Bereits in der Vergangenheit wurden infolge der Rei-
bungsverluste an der Schnittstelle zwischen Kinder- und
Jugendhilfe und Sozialhilfe immer wieder Forderungen
nach einer Neuordnung der Zuständigkeiten laut. Eine
hierbei intendierte Konzeption, die zuletzt im Rahmen
des Gesetzentwurfs des Bundesrates zur Entlastung der
Kommunen im sozialen Bereich (KEG, Bundesratsdruck-
sache 712/04) vertreten wurde, sieht die Rückführung der
Hilfen für seelisch behinderte oder von einer solchen Be-
hinderung bedrohte junge Menschen in die Sozialhilfe
vor. Damit würde die bis zur Einführung des Kinder- und
Jugendhilfegesetzes (KJHG) im Jahre 1990 geltende
Rechtslage wiederhergestellt. Das Leistungssystem der
Sozialhilfe wäre dann für alle behinderungsspezifischen
Leistungen unabhängig vom Lebensalter des behinderten
Menschen zuständig. Für alle erzieherischen Hilfen
bliebe es bei der Zuständigkeit der Kinder- und Jugend-
hilfe. 
Die Alleinzuständigkeit der Sozialhilfe für behinderte 
junge Menschen würde die entwicklungsbezogenen 
Bedürfnisse von behinderten Kindern und 
Jugendlichen in den Hintergrund rücken
Die Bundesregierung plädiert dafür, die Lebenslage
„Kindheit und Jugend“ als Ausgangspunkt den Überle-
gungen zu einer Neukonzeption der Zuständigkeits-
ordnung für die Förderung von jungen Menschen mit Be-
hinderung voranzustellen. Eine Rückverlagerung der
Eingliederungshilfe für junge Menschen mit (drohender)
seelischer Behinderung in die Sozialhilfe hätte den Nach-
teil, dass das Paradigma der Behinderung und nicht die
spezifischen Bedarfslagen der Entwicklungsstufe „Kind-
heit und Jugend“ im Vordergrund stünden. Kinder und Ju-
gendliche mit und ohne Behinderung wären (weiterhin)
unterschiedlichen Leistungssystemen zugeordnet. Zwar
entfielen Abgrenzungsschwierigkeiten zwischen seeli-
scher und geistiger Behinderung. Es wäre jedoch mit er-
heblichen Streitigkeiten zu rechnen, die im Hinblick auf
behinderte Kinder und Jugendliche zwischen einem erzie-
herischen und einem behinderungsspezifischen Bedarf zu
differenzieren versuchen. Diese haben seinerzeit den Ge-
setzgeber zur Einführung von § 35a SGB VIII bewogen.
Insbesondere infolge der Wechselwirkungen zwischen
Behinderung und erzieherischem Bedarf würden mit die-
ser Option Abgrenzungsprobleme nicht gelöst. Darüber
hinaus würde dieser Ansatz auch zu keiner Verbesserung
im Bereich der integrativen Kindertagesbetreuung führen.
Die Verlagerung der Eingliederungshilfe für Kinder 
und Jugendliche mit körperlicher und geistiger 
Behinderung in die Kinder- und Jugendhilfe als 
Lösungsoption 
Der Handlungsauftrag des Leistungssystems „Kinder-
und Jugendhilfe“ bezieht sich auf die Realisierung des
allgemeinen Rechtes junger Menschen auf umfassende
Förderung ihrer Entwicklung. Eine konsequente Umset-
zung des Anliegens, die Lebenslage „Kindheit und
Jugend“ mit ihren spezifischen Bedarfslagen in den Vor-
dergrund zu stellen, könnte demnach durch eine (alters-
differenzierte) Zusammenführung aller Kinder und
Jugendlicher mit Behinderung in der Kinder- und Jugend-
hilfe herbeigeführt werden. Eine solche Zusammenfüh-
rung wurde bereits von den Kommissionen für den
10. Kinder- und Jugendbericht (Bundestagsdruck-
sache 13/11368, S. 280) und den 11. Kinder- und Jugend-
bericht (Bundestagsdrucksache 14/8181, S. 229) gefor-
dert. Die Kinder- und Jugendhilfe wäre dann für alle päd-
agogisch-therapeutischen Leistungen an junge Menschen
unabhängig von der Ursache und Art der Behinderung
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und der zu ihrer Bewältigung notwendigen Hilfen zustän-
dig. Die Unterscheidung nach Behinderung und Erzie-
hungsschwierigkeiten wäre für die Hilfegewährung
unerheblich. Kinder und Jugendliche mit und ohne Be-
hinderung wären demselben Leistungssystem zugeordnet. 
Die Alleinzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe 
kann nur dann eine Lösung sein, wenn die damit 
verbundenen Herausforderungen geschultert 
werden können
Die Bundesregierung weist ausdrücklich darauf hin, dass
mit der Umsetzung dieses Ansatzes immense Herausfor-
derungen, insbesondere für die Kommunen als örtliche
Träger der Kinder- und Jugendhilfe, verbunden wären.
Die Alleinzuständigkeit der Kinder- und Jugendhilfe
könnte aus Sicht der Bundesregierung daher nur dann als
Lösungsoption in Betracht kommen, wenn die damit ver-
bundenen finanziellen, personellen und strukturellen Fra-
gen gelöst werden können. Deshalb muss zunächst einge-
hend geprüft werden, welche finanziellen, personellen
und strukturellen Verschiebungen mit der Realisierung
dieses Ansatzes verbunden wären. In Abhängigkeit vom
Ergebnis dieser Prüfung wären dann gegebenenfalls wei-
tere Schritte zur Umsetzung zu prüfen und Konzepte zu
entwickeln.
Großen Herausforderungen stehen erhebliche 
Synergien und fachliche Vorteile einer 
Zuständigkeitskonzentration bei der Kinder- und 
Jugendhilfe gegenüber 
Trotz dieser zweifelsohne großen und vielfältigen He-
rausforderungen hält es die Bundesregierung für notwen-
dig, die Möglichkeit einer Zuständigkeitskonzentration
bei der Kinder- und Jugendhilfe intensiv zu prüfen. Denn
den genannten Herausforderungen stehen nicht nur Syn-
ergien durch den Wegfall problematischer Schnittstellen,
sondern insbesondere fachliche Vorteile gegenüber. Bei-
spielsweise würde dadurch das seitens der Kommission
geforderte „Behinderten-Mainstreaming“ im Rahmen ju-
gendhilfepolitischer Planungen und Maßnahmen ebenso
erleichtert wie die integrative Förderung behinderter Kin-
der in Tageseinrichtungen oder der Zugang von Eltern
körperlich oder geistig behinderter Kinder zur Erzie-
hungs- und Familienberatung. 
3.2.3 Vom Nebeneinander zum Miteinander in 
der Leistungserbringung für Kinder und 
Jugendliche mit Integrationsrisiken – 
Herausforderungen für ein 
ganzheitliches Hilfesystem 
3.2.3.1 Die Komplexleistung „Frühförderung“ – 
Ganzheitliche Leistungserbringung in 
gemeinsamer Verantwortung von 
Sozialhilfe, Kinder- und Jugendhilfe und 
Krankenkassen 
Je früher in der kindlichen Entwicklung eine Auffälligkeit
oder Beeinträchtigung erkannt wird, desto besser kann
vorgebeugt und geholfen werden. Denn gerade die früh-
kindlichen Entwicklungsphasen sind durch eine hohe
Beeinflussbarkeit gekennzeichnet. Dabei können die Ur-
sachen für eine Behinderung oder eine Entwicklungsauf-
fälligkeit ganz unterschiedlich sein. Behinderte oder von
Behinderung bedrohte Kinder haben deshalb regelmäßig
einen Bedarf an einem Ineinandergreifen von medizi-
nisch-therapeutischen und pädagogisch-psychologischen
Hilfen, die auch das familiäre Umfeld gezielt einbezie-
hen. 
Eine ganzheitliche Betrachtungsweise des Kindes und 
seiner Familie ist unabdingbar und muss mit einem 
ganzheitlichen Hilfeansatz einhergehen 
Die Regelungen des SGB IX zur Früherkennung (Dia-
gnostik) und Frühförderung tragen diesem Ziel Rech-
nung. Unter dem Begriff „Frühförderung“ werden auf in-
terdisziplinärer Basis medizinische, pädagogisch-
psychologische und soziale Maßnahmen für behinderte
und von Behinderung bedrohte Kinder von der Geburt bis
zum Schuleintritt zusammengefasst. Während für medizi-
nische Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung
von Kindern mit (drohender) Behinderung die Kranken-
kassen zuständig sind, richtet sich die Zuständigkeit für
nicht ärztliche sozialpädiatrische, psychologische, heil-
pädagogische und psychosoziale Leistungen nach der Art
der (drohenden) Behinderung und obliegt demnach ent-
weder dem Träger der öffentlichen Kinder- und Jugend-
hilfe oder dem Träger der Sozialhilfe; es sei denn, Lan-
desrecht ordnet diese Leistungen unabhängig von der
Behinderungsart nur einem der beiden Leistungsträger zu
(vgl. § 10 Absatz 4 Satz 3 SGB VIII). 
Die Komplexleistung ermöglicht eine ganzheitliche 
Hilfe für Kinder mit (drohender) Behinderung 
trotz geteilter Verantwortung 
Bis zum Inkrafttreten des SGB IX im Jahr 2001 gab es
keine gesetzliche Grundlage für eine interdisziplinäre
Leistungserbringung aus einer Hand. Das hat sich mit
dem SGB IX und der Frühförderungsverordnung aus dem
Jahr 2003 geändert. Der Gesetzgeber hat durch diese Re-
gelungen die Grundlage dafür geschaffen, dass Leistun-
gen der Sozialhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe und
Leistungen der Krankenkassen als eine „Komplexleis-
tung“ durch Interdisziplinäre Frühförderstellen und
Sozialpädiatrische Zentren erbracht werden können.
Trotz des hohen Bedarfs ist Frühförderung als 
Komplexleistung bundesweit relativ wenig verbreitet 
Aus Sicht der Bundesregierung sind hierfür insbesondere
folgende Gründe ausschlaggebend: Die Frühförderungs-
verordnung regelt die Leistungserbringung und -finanzie-
rung nicht im Detail, sondern überlässt wesentliche
Aspekte, insbesondere die Frage der Kostenteilung zwi-
schen den Leistungsträgern, der Regelung durch Landes-
rahmenempfehlungen. Voraussetzung dafür, dass die
Frühförderung als Komplexleistung tatsächlich in An-
spruch genommen werden kann, ist damit eine Einigung
der beteiligten Leistungsträger und der Leistungserbrin-
ger auf Ebene des jeweiligen Bundeslandes bzw. auf regi-
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onaler Ebene über die Entgelte für die Frühförderleistun-
gen, die Aufteilung der Entgelte und die Anforderungen,
die an Interdisziplinäre Frühförderstellen und Sozial-
pädiatrische Zentren zu stellen sind. 
Obwohl in den meisten Bundesländern inzwischen Lan-
desrahmenempfehlungen abgeschlossen wurden, fehlt es
vielfach noch an der Vereinbarung von konkreten Leis-
tungsvereinbarungen vor Ort. Dafür gibt es mehrere
Gründe. Zwischen den Leistungsträgern besteht oft Unei-
nigkeit darüber, wer in welcher Höhe für welche Leis-
tungsbestandteile der Frühförderung aufzukommen hat.
Dabei wird außer Acht gelassen, dass die Komplexleis-
tung Frühförderung nach dem SGB IX und der Frühför-
derungsverordnung eine neue eigenständige Leistung ist,
die sich nicht in der Addition bislang vorhandener Leis-
tungspflichten der beteiligten Leistungsträger erschöpft.
Sofern sich die Leistungsträger einigen können, wird sei-
tens der Leistungserbringer immer wieder vorgetragen,
dass die angebotenen Vergütungssätze zu niedrig seien
und sie damit keine den Anforderungen gerecht werdende
Frühförderleistung erbringen könnten. Darüber hinaus
wird die Komplexleistung „Frühförderung“ nach wie vor
in erheblichem Umfang durch anderweitige Mittel finan-
ziert.
Die flächendeckende Etablierung der Frühförderung 
als Komplexleistung ist ein zentrales Anliegen der 
Bundesregierung
Die Bundesregierung beabsichtigt in einem klarstellenden
gemeinsamen Rundschreiben der zuständigen Ressorts
gegenüber den zuständigen Landesministerien und den
Spitzenverbänden der beteiligten Leistungsträger, auf die
bestehende Rechtslage hinzuweisen. Das Rundschreiben
soll vorher mit den Spitzenverbänden der Träger der So-
zialhilfe und der öffentlichen Jugendhilfe sowie der Kran-
kenkassen abgestimmt werden. Die Spitzenverbände ha-
ben zugesagt, dieses Rundschreiben an ihre Mitglieder
weiterzuleiten und um eine entsprechende Handhabung
zu bitten.
3.2.3.2 Kooperation und Koordination in der 
Behandlung von Kindern und 
Jugendlichen mit ADHS – die 
Entwicklung multimodaler 
Versorgungsnetze 
Der Bericht beschreibt die Probleme in der Versorgung
von Kindern und Jugendlichen mit Aufmerksamkeitsdefi-
zithyperaktivitätssyndrom (ADHS). Die Kommission
vermutet insbesondere bezüglich der Pharmakotherapie
mit Stimulanzien eine zu leichtfertige Verordnung dieser
Arzneimittel durch die Ärztinnen und Ärzte insbesondere
außerhalb des Fachgebietes der Kinder- und Jugendpsy-
chiatrie.
Bundesregierung und Krankenkassen fördern die 
Entwicklung eines multimodalen Versorgungssystems 
für junge Menschen mit ADHS
Die Versorgung der Betroffenen im Sinne eines in den
Leitlinien der wissenschaftlichen Fachgesellschaften fest-
gelegten multimodalen Therapiekonzeptes wird durch
zahlreiche Maßnahmen der Selbstverwaltung und auch
des Bundesgesundheitsministeriums gefördert. Dies
erfordert u. a. ein flexibles und zielgruppengerechtes In-
formationssystem, das im Auftrag des Bundesgesund-
heitsministeriums entwickelt werden wird. Dieses Infor-
mationssystem soll sich streng an empirischer Evidenz
orientieren und nicht nur die Fachkreise, sondern insbe-
sondere auch – unter Nutzung kommunikationswissen-
schaftlicher Expertise – die breite Öffentlichkeit errei-
chen. 
Der Aufbau eines „Zentralen ADHS-Netzes“, das vom
Bundesgesundheitsministerium gefördert wurde, hatte
positive Auswirkungen auf die Entwicklung regionaler,
alle relevanten Akteure einbindender Versorgungsnetze. 
Mit den bereits erfolgten Gesundheitsreformgesetzen 
wurden wirksame Instrumente zur Kooperation und 
Koordination in der Behandlung von Menschen mit 
ADHS eingeführt
Die vergangenen Gesundheitsreformgesetze stärken mit
neuen Vergütungs- und Vertragsinstrumenten Koopera-
tion und Koordination in der Behandlung von Menschen
mit ADHS. Diese neuen Möglichkeiten werden auch be-
reits in verschiedenen Regionen genutzt (z. B. über Ver-
träge zur Integrierten Versorgung nach §§ 140a ff. SGB V
oder zur besonderen ambulanten ärztlichen Versorgung
nach § 73c SGB V). 
Insbesondere der im vergangenen Jahr vorgestellte Mus-
tervertrag nach § 73c SGB V, der in der „Vertragswerk-
statt“ der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV)
entwickelt wurde, zeigt, dass die Selbstverwaltungspart-
ner die Notwendigkeit einer leitliniengerechten Qualifi-
zierung der Versorgung erkannt haben und in die richtige
Richtung gehen. Wenn seitens der Leistungserbringer und
der Krankenkassen zukünftig die von der Bundesregie-
rung geschaffenen Instrumente vermehrt genutzt werden,
können die vielerorts noch bestehenden Lücken bei der
Umsetzung einer multimodalen vernetzten Behandlung
der Jugendlichen mit ADHS, die insbesondere auch
nicht-medikamentöse Maßnahmen wie Eltern- und
Lehrerberatung oder Verhaltenstherapie des ADHS-kran-
ken Kindes umfasst, weitgehend geschlossen werden.
Auf Basis des Mustervertrages der KBV haben die Be-
triebskrankenkassen und die Kassenärztliche Vereinigung
in Baden-Württemberg zum 1. April 2009 einen ersten
Vertrag zur Behandlung von Kindern und Jugendlichen
mit ADHS geschlossen.
3.2.4. Von der Ausgrenzung zur Integration – 
Herausforderungen für die Förderung 
von jungen Menschen mit Lernstörungen
Aus Sicht der Bundesregierung sollte das Verhältnis von
Kinder- und Jugendhilfe und Schule als weitere Schnitt-
stelle im Rahmen einer Überprüfung der für die Förde-
rung junger Menschen mit Behinderung verantwortlichen
Leistungssysteme besondere Aufmerksamkeit erfahren.
Die Bundesregierung hält eine Betrachtung dieser
Schnittstelle deswegen für notwendig, weil sie einen Zu-
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sammenhang zwischen dem seitens der Kommission fest-
gestellten Anstieg gesundheitlicher Belastungen von Kin-
dern und Jugendlichen im Schulalter und den gestiegenen
Ausgaben der Kommunen für Leistungen im Bereich der
Hochbegabung oder vor allem der so genannten Teilleis-
tungsstörungen sieht. Hierzu zählen insbesondere Ent-
wicklungsstörungen bei schulischen Fertigkeiten wie die
Lese-Rechtschreibstörung (Legasthenie) und die Rechen-
störung (Dyskalkulie).
Schulische Probleme gehen häufig mit der 
Ausgrenzung der davon betroffenen Kinder und 
Jugendlichen einher
Lernstörungen an sich stellen keine (seelische) Behinde-
rung dar, die eine Leistungsverpflichtung der Kinder- und
Jugendhilfe auslöst. Bei der Kompensation spezifischer
Lernschwierigkeiten nehmen die Schulen eine Schlüssel-
rolle ein. In den einzelnen Landesgesetzen bzw. Empfeh-
lungen finden sich dazu landesspezifisch unterschiedliche
Regelungen und Verpflichtungen. 
Aus einer Lernstörung kann jedoch eine seelische Stö-
rung resultieren, die wiederum zu einer Teilhabebeein-
trächtigung führen kann, wenn die notwendigen Förder-
maßnahmen nicht oder zu spät erfolgen. Erst dann liegt
eine (drohende) seelische Behinderung vor, die die ge-
genüber der Schule nachrangige Leistungsverpflichtung
der Kinder- und Jugendhilfe auslöst. 
Die steigende Zahl der infolge von Lernproblemen see-
lisch beeinträchtigten jungen Menschen unterstreicht die
Bedeutung eines ausreichenden Förderangebotes in der
Schule, um einer Ausgrenzung der betroffenen Kinder
und Jugendlichen entgegenzuwirken. 
Ausgrenzung vermeiden und durch verbesserte 
individuelle Förderung die Teilhabe von Kindern und 
Jugendlichen mit Lernstörungen sichern 
Vor diesem Hintergrund ist es aus Sicht der Bundesregie-
rung wichtig, individuelle Fördermaßnahmen zur Kom-
pensation von Lernstörungen zu verbessern. Die Kom-
mission bezeichnet unter Bezugnahme auf die föderale
Struktur Deutschlands eine systematischere Berücksichti-
gung des Förderpotentials der Schule als Desiderat ihres
Berichts.
4. Schlussbemerkungen
Der 13. Kinder- und Jugendbericht weist wiederholt da-
rauf hin, dass Gesundheit mehr ist als die Abwesenheit
von Krankheit. Im Anschluss an die Ottawa-Charta und
den Befähigungsansatz plädiert er für ein Verständnis von
gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförde-
rung von Kindern und Jugendlichen, die auf „eine Stär-
kung der Lebenssouveränität von Heranwachsenden
durch die Verminderung bzw. den gekonnten Umgang mit
Risiken und eine Förderung von Verwirklichungschan-
cen, Entwicklungs- und Widerstandsressourcen“ zielen. 
Zu Recht betont der Kinder- und Jugendbericht daher,
dass dafür die bisher weitgehend auf den Erwerb von so-
zialem Lernen, auf die Vermittlung von kulturellen und
personalen Kompetenzen sowie auf die Befähigung zu
praktischem Handeln ausgerichtete pädagogische außer-
schulische Praxis in einem ganzheitlichen Sinne weiter-
zuentwickeln ist: Stärker als bisher müssen Körper bzw.
Leiblichkeit sowie Gesundheit und Wohlbefinden Inhalte
fachlicher Praxis der Kinder- und Jugendhilfe werden.
Denn die Befähigung zur selbstverantwortlichen Lebens-
führung lässt sich nur angemessen denken, wenn dabei
Gesundheit und Wohlbefinden und damit auch die Acht-
samkeit gegenüber dem Körper, dem eigenen wie dem
der anderen, einbezogen sind. 
Insofern stellt der 13. Kinder- und Jugendbericht auch
eine Erweiterung des 12. Kinder- und Jugendberichts dar.
Während dort Bildung – im durchaus sonst auch üblichen
Sinne – weitgehend losgelöst von Körpererfahrung und
Leiblichkeit, von Wohlbefinden und Gesundheit disku-
tiert wurde, betont der 13. Kinder- und Jugendbericht,
dass der eigene (gesunde) Körper nicht nur eine Voraus-
setzung für gelingende Bildungsprozesse darstellt, son-
dern dass der eigene Körper selbst ein Medium für Bil-
dungsprozesse darstellt. 
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Vorwort
Die Sorge um die gesundheitliche Verfassung unserer
Kinder und Jugendlichen ist in den letzten Jahren immer
mehr zu einem öffentlichen Thema geworden. Wissen-
schaftliche Studien, wie z. B. der Kinder- und Jugendge-
sundheitssurvey (KiGGS) des Robert-Koch-Institutes
(RKI), trugen dazu ebenso bei wie nationale und interna-
tionale Berichte zur Situation von Kindern und Jugend-
lichen in Deutschland, wie z. B. die 2007 und 2008
vorgelegten UNICEF-Berichte zur Lage der Kinder in
Deutschland. Eine nicht zu vernachlässigende Rolle
spielten schließlich einige dramatische Fälle von Kindes-
vernachlässigung, zum Teil mit Todesfolgen, die durch
die große Resonanz in den Medien auch politisches Han-
deln herausforderten. So wurden in kurzer Zeit die Ver-
besserung des Kinderschutzes, die Weiterentwicklung
früher Förderung in der Familie und die Förderung der
Kindergesundheit zu wichtigen Themen im politischen
Diskurs, zum Gegenstand von Beschlüssen bis hin zum
Bundeskabinett und zu Obliegenheiten für die Gesetzge-
bung. In diesen Kontext gehört auch der 13. Kinder- und
Jugendbericht.
Nach 15 Monaten intensiver Arbeit legt die Sachverstän-
digenkommission zur Erstellung des 13. Kinder- und Ju-
gendberichts der Bundesregierung hiermit ihr Arbeits-
ergebnis vor.
Am 24. September 2007 übernahm sie den Auftrag der
Bundesregierung, gemäß § 84 SGB VIII einen Bericht
mit dem Thema „gesundheitsbezogene Prävention und
Gesundheitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe“ zu
erstellen. In den beiden genannten Feldern sollte der Be-
richt also eine Bestandaufnahme der Leistungen und Be-
strebungen der Kinder- und Jugendhilfe vornehmen und
entsprechende Vorschläge für die Weiterentwicklung der
Kinder- und Jugendhilfe formulieren.
Zum ersten Mal wurden damit die Themen Gesundheits-
förderung und gesundheitsbezogene Prävention zum Ge-
genstand eines Kinder- und Jugendberichts der Bundes-
regierung gemacht. Begründet wurde der Auftrag wie
folgt: „Die Bundesregierung will die Rahmenbedingun-
gen für das Aufwachsen der nachfolgenden Generationen
verbessern. Dazu gehört auch das soziale, psychische und
physische Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen.
Die bestmögliche Förderung der Gesundheit ist ein zen-
trales Anliegen der Bundesregierung. Hierfür zu sorgen,
stehen in der Bundesrepublik unterschiedliche Systeme in
der Verantwortung. Die verteilte Verantwortung hat je-
doch nicht selten Versorgungseinbrüche an den Übergän-
gen von einem System zum anderen zur Folge. Eine mög-
lichst optimale Gestaltung dieser Übergänge ist daher ein
wichtiges Ziel.“ In den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit
gerückt wurde damit einerseits das soziale, psychische
und physische Wohlbefinden von Kindern und Jugend-
lichen; zugleich wurde auf der anderen Seite auf eine
wesentliche Voraussetzung dafür, nämlich das Zusam-
menspiel bzw. das in Teilen nur unzureichende Zusam-
menspiel der beteiligten gesellschaftlichen Teilsysteme,
verwiesen. In den Blick genommen werden sollten also
die jeweiligen Systeme, ihre Möglichkeiten und Grenzen,
die Brüche zwischen den Systemen, Chancen der Koope-
ration und Vernetzung und wie „eine möglichst optimale
Gestaltung“ der Übergänge ermöglicht werden kann.
Schließlich enthielt der Berichtsauftrag noch ein weiteres
Thema, das anders als in den bisherigen Kinder- und Ju-
gendberichten mit großer Aufmerksamkeit bedacht
wurde. Der 13. Kinder- und Jugendbericht wollte aus-
drücklich auch die Heranwachsenden mit Behinderungen
bzw. von Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche
in seine Berichterstattung einbeziehen.
Dieses Ziel hat die Sachverständigenkommission im An-
schluss an die UN-Konvention über die Rechte von Men-
schen mit Behinderung, aber auch im Sinn des SGB IX
über eine konsequent inklusive Perspektive zu bewältigen
versucht.
Diese Fokussierung wurde auftragsgemäß auf eine Weise
angegangen, die das System der Behindertenhilfe und die
Kooperation mit ihr berücksichtigte. Damit galt es drei
sehr unterschiedliche Hilfe- und Fördersysteme im Blick
zu haben: das System der Kinder- und Jugendhilfe, das
der Gesundheitsversorgung und das der Behindertenhilfe.
Jedes der drei Systeme folgt eigenen Regeln, die wenig
aufeinander abgestimmt sind, unterliegt unterschiedli-
chen gesetzlich definierten institutionellen Strukturen und
wird – nicht zuletzt – abhängig von unterschiedlichen So-
zialgesetzbüchern finanziert. Und jedes dieser Systeme
hat eigene Denkstile und Sprachcodes entwickelt.
Im Rahmen einer Berichterstattung können Reibungsver-
luste an Schnittstellen und Übergängen zwischen den
Systemen nicht minimiert, aber thematisiert werden. Die-
sen Weg wählte die Kommission ebenso, wie sie ver-
suchte, Perspektiven für verbesserte Kooperationsformen
zu eröffnen, die dem Ziel einer verbesserten Förderstruk-
tur im gesundheitlichen Aufwachsen aller Kinder und Ju-
gendlichen dienen.
Ein wichtiger Ausgangspunkt für die Arbeit der Sachver-
ständigenkommission für den 13. Kinder- und Jugendbe-
richt war es insbesondere an den Schnittstellen und Über-
gängen zwischen der Kinder- und Jugendhilfe, dem
Gesundheitssystem und dem System der Behindertenhilfe
die jeweiligen Strukturen und Voraussetzungen der betei-
ligten Systeme bzw. die vorhandenen Kooperationsstruk-
turen in den Blick zu nehmen. Darüber hinaus war das in
den Praxisfeldern jeweils verfügbare Kooperationswissen
wichtiger Ausgangspunkt. Die Berichtskommission, die
aus Fachleuten zusammengesetzt war, die die drei Leis-
tungsbereiche bestens kennen, kam sehr schnell zu dem
Ergebnis, dass innerhalb der einzelnen Systeme das Wis-
sen über die beiden anderen „Mitspieler“ sehr begrenzt
ist.
Diese Einsicht hatte für die Architektur des Berichtes
Konsequenzen. Ausgehend davon, dass die drei Systeme
sich in der Praxis überwiegend relativ fremd gegenüber-
stehen, war es ein Ziel sie – wie Fremde, die sich begeg-
nen – einander bekannt zu machen. Das konnte nicht in
allen Details erfolgen, sondern nur so, dass die Basis für
ein besseres Kooperationswissen gelegt wurde.
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Dem gesetzlichen Auftrag folgend stehen in diesem Be-
richt die Kinder- und Jugendhilfe und ihre Schnittstellen
im Mittelpunkt der Darstellung. Die gegebenen Rahmen-
bedingungen des Berichtes, wozu u. a. auch die föderale
Struktur der Bundesrepublik Deutschland gehört, brach-
ten es allerdings mit sich, dass aus der Sicht der Sachver-
ständigenkommission einer gerade im Kindes- und
Jugendalter unter der Perspektive von Gesundheit und
Wohlbefinden zentralen Institution, der Schule, zu wenig
Aufmerksamkeit gewidmet werden konnte. So geht der
Bericht zwar an den Schnittstellen zur Kinder- und Ju-
gendhilfe immer wieder auf den Lern- und Bildungsort
Schule und ihre zugleich gesundheitsförderlichen Mög-
lichkeiten wie auch nicht selten erhebliche gesundheitli-
che Belastungen verursachenden Bedingungen ein; es
bleibt jedoch ein Desiderat dieses Berichtes, die Schule
zukünftig bei Ansätzen zur Verbesserung der Gesundheit
im Kindes- und Jugendalter systematischer zu berück-
sichtigen.
Da der Kinder- und Jugendbericht in erster Linie an das
System der Kinder- und Jugendhilfe adressiert ist, galt es
diesen Anspruch auch praktisch umzusetzen. Deshalb un-
ternimmt dieser Bericht in einem kürzeren Kapitel C im
Sinne eines ersten Schrittes den Versuch, wenigstens die
wichtigsten Informationen zu den jeweiligen Teilsyste-
men zusammenzufassend darzustellen.
In einem zweiten Schritt ging die Sachverständigenkom-
mission davon aus, dass Kinder- und Jugendhilfe, Ge-
sundheitssystem und Behindertenhilfe dann eine Chance
haben, Synergieeffekte zu entwickeln und Übergänge zu
verbessern, wenn sie füreinander anschlussfähige Kon-
zepte nutzen können. Der Sachverständigenkommission
schienen dafür vor allem jene Konzepte geeignet, in de-
ren Mittelpunkt die Stärkung von Ressourcen Heran-
wachsender steht, die Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene sowohl in der Auseinandersetzung mit den
Risiken und Belastungen in ihrer jeweiligen Lebenswelt
als auch für die produktive Gestaltung ihrer eigenen Le-
bensprojekte benötigen. Sowohl aus den Gesundheitswis-
senschaften als auch aus den sozialwissenschaftlichen
Grundlagen sozialer und rehabilitativer Arbeit werden
dementsprechend im Kapitel A Theoriebausteine vorge-
stellt, die zu einer begehbaren Brücke verknüpft werden
können. Aus den Gesundheitswissenschaften stammen
die Konzepte zur Prävention und Gesundheitsförderung,
die sowohl Zugänge zur Risikobearbeitung als auch zur
Förderung von Entwicklungsressourcen ermöglichen sol-
len, sowie die unterschiedlichen und sich ergänzenden
Perspektiven von Pathogenese und Salutogenese. Vonsei-
ten der Sozialwissenschaften wurde auf die Diskussion
um Empowerment und die Befähigungs- bzw. Capability-
Konzepte zurückgegriffen, die ebenfalls auf die Ressour-
censtärkung ausgerichtet sind und die nach den Bedin-
gungen der Möglichkeit fragen, die Befähigung von
Menschen zu einer selbstbestimmten Lebensführung zu
stärken.
In der Brückenbildung auf der Grundlage gesundheits-
und sozialwissenschaftlicher Konzeptbausteine hat dieser
Bericht auch eine gemeinsame Sprache mit der Behinder-
tenhilfe genutzt. Kompetenzorientierung, Befähigung
Selbstbestimmung und Selbstständigkeit sind inklusive
Konzepte für alle Heranwachsenden, die Jungen und
Mädchen mit Behinderungen konsequent einbeziehen.
Als zentrale Grundorientierung für die Entwicklung von
Strategien und Maßnahmen zur Gesundheitsförderung
und Prävention bezieht sich der vorliegende Bericht auf
die salutogenetische Perspektive. Diese fragt im Unter-
schied zu Theorien der Krankheitsentstehung (Patho-
genese) danach, wie es Menschen gelingt, gesund zu le-
ben. Sie bietet eine Reihe von empirisch begründeten
Ansatzpunkten, gelingendes alltägliches Umgehen mit
Anforderungen und auch Belastungen zu fördern. Dies ist
das Anliegen jeder Gesundheitsförderung. Danach soll
sich Gesundheitsförderung auf Gesundheit statt auf
Krankheit konzentrieren und positive Zustände fördern,
statt negative zu vermeiden. Insofern steht diese Perspek-
tive nicht im Widerspruch zu empirisch abgesichertem
Wissen über die Entstehung von Krankheiten oder über
Risikokonstellationen, die häufig die Bewältigungs-
kompetenzen von Menschen überfordern. Die Frage da-
nach, welche Konsequenzen aus dem Wissen über die
Entstehung von Störungen und Krankheiten in der Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen zu ziehen sind,
stellt sich vor einer salutogenetischen Perspektive als An-
satzpunkt für eine gesundheitsbezogene Prävention, die
letztlich auch auf die Stärkung von Ressourcen zielt, die
für eine Bewältigung von Risikobedingungen erforderlich
sind.
Damit ist allerdings der Handlungsauftrag der Kinder-
und Jugendhilfe im Feld der Gesundheitsförderung noch
nicht ausreichend spezifiziert. Dazu ist es erforderlich,
die disziplinäre und professionelle Eigenständigkeit der
Kinder- und Jugendhilfe als ein im Wesentlichen pädago-
gisch geprägtes Praxisfeld zu erkennen. Sie sieht Heran-
wachsenden als Akteure, die ihre eigenen Vorstellungen
von sich und ihren Lebensperspektiven haben und die in
spezifischen Lebenswelten verortet sind. Diese ernst zu
nehmen und die Möglichkeit zu eröffnen, sie einbringen
bzw. die eigenen Lebensbedingungen entsprechend mit-
gestalten zu können, gerade auch in Fragen des eigenen
Körpers und der eigenen Gesundheit, sind wichtige
Voraussetzungen für gelingende Prozesse der Gesund-
heitsförderung. Der Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe
im Bereich gesundheitsbezogener Prävention und Ge-
sundheitsförderung besteht also in der besonderen päda-
gogischen Unterstützung von gesundheitsbezogener
Prävention und Gesundheitsförderung aufseiten ihrer
Adressatinnen und Adressaten. Hierin ist ihre besondere
Stärke zu sehen, zugleich stellt sie aber auch eine Begren-
zung dar.
Diese konzeptionellen Überlegungen wurden von Beginn
der Kommissionsarbeit an mit Fragen der Gerechtigkeit
angesichts zunehmender sozialer Ungleichheit ver-
knüpft. Die Sachverständigenkommission rückt deshalb
immer wieder die gesundheitlichen Herausforderungen
von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in
Armuts- und sozial benachteiligenden Lebens- und Pro-
blemlagen in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit. Als
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normativer Bezugspunkt fungiert dabei – im Anschluss
an die gerade erwähnte Theorieperspektive – das Krite-
rium der Befähigungsgerechtigkeit.
Diese skizzierten Überlegungen, die in diesem Bericht
ausführlich dargestellt und begründet werden, haben
Konsequenzen für die Architektur des Berichtes. In sei-
nem Aufbau orientiert er sich an dem folgenden roten Fa-
den:
– Teil A zeigt einerseits die Herausforderungen auf, die
für Kinder und Jugendliche in der Spätmoderne entste-
hen und fragt nach den gesundheitsrelevanten Folgen
dieser gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. Die
für eine positive Lebensentwicklung erforderlichen
Ressourcen werden thematisiert und die Frage nach
der Chancengleichheit im Zugang zu diesen Ressour-
cen gestellt. Weiterhin werden die Grundkonzepte für
die gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheits-
förderung vorgestellt, die von einer salutogenetischen
Perspektiven ausgehen, die in weiteren Schritten mit
Überlegungen zu Verwirklichungschancen und dem
Konstrukt der Befähigungsgerechtigkeit verknüpft
werden.
– Teil B gibt auf der Basis der verfügbaren Studien ei-
nen Überblick über die Gesundheitssituation von Kin-
dern und Jugendlichen in Deutschland. Leitend bei der
Darstellung war dabei der Blickwinkel der Kinder-
und Jugendhilfe. Dieser ist einerseits durch eine Le-
bensverlaufsperspektive bestimmt, die von der frühen
Kindheit bis ins junge Erwachsenenalter fünf charak-
teristischen Altersabschnitten folgt. Die von der Sach-
verständigenkommission für jede dieser Altersstufen
definierten gesundheitsrelevanten Entwicklungsthe-
men wurden um Erkenntnisse zu Gesundheit, Krank-
heiten und Behinderungen angereichert, die als beson-
ders gesundheitsrelevant eingeschätzt werden und die
aus der Sicht der Sachverständigenkommission abseh-
bare Herausforderungen für die Praxis der Kinder- und
Jugendhilfe darstellen. Intendiert war also weniger ein
grundlegender Report zur gesundheitlichen Lage von
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen in
Deutschland, sondern die Beschreibung einer Hinter-
grundfolie für die Fachdiskussion in der Kinder- und
Jugendhilfe, die ihre Arbeit bereichern wird.
– Teil C bringt basale Informationen über die Struktur
und das Aufgabenspektrum der Kinder- und Jugend-
hilfe und beleuchtet speziell die Schnittstellen zum
Gesundheitssystem und zum System der Behinderten-
hilfe und Rehabilitation. Mit diesem Teil wird Basis
für das erforderliche Kooperationswissen gelegt.
– Teil D orientiert sich auch an einer Lebensverlaufsper-
spektive und gibt einen differenzierten Überblick über
die vorhandenen Angebote und Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe im Bereich der Gesundheitsför-
derung und gesundheitsbezogenen Prävention. Der
Versuch einer Zwischenbilanz rundet dieses Kapitel
ab.
– Im Schlussteil E wird in Form von Empfehlungen und
Forderungen dargestellt, was in der Fachpraxis der
Kinder- und Jugendhilfe, in der Entwicklung neuer
struktureller Arrangements im Kooperationsfeld von
Kinder- und Jugendhilfe mit den anderen Partnern und
auf der politischen Gestaltungsebene getan werden
sollte, um die Gesundheitsförderung und gesundheits-
bezogene Prävention von Heranwachsenden zu opti-
mieren.
Der vorliegende Bericht musste im Vergleich zu den letz-
ten Kinder- und Jugendberichten der Bundesregierung in
ungewöhnlicher kurzer Zeit erstellt werden. Zugleich war
das Thema breit angelegt; und über die Praxis der Kinder-
und Jugendhilfe in den Bereichen gesundheitsbezogene
Prävention und Gesundheitsförderung lagen kaum empi-
rische Daten vor, sodass viele weitere Recherchen erfor-
derlich waren. Die geforderte Erweiterung des Blicks auf
die Situation behinderter bzw. von Behinderung bedroh-
ter Kinder, Jugendlicher und junger Erwachsener stellte
eine weitere nicht zu vernachlässigende Herausforderung
für die Sachverständigenkommission dar.
Bewältigt werden konnten die Herausforderungen, weil
die Arbeit der Kommission in den 12 jeweils zweitägigen
Sitzungen von einem kooperativen Klima geprägt war.
Wenn man bedenkt, welch unterschiedliche fachliche Vo-
raussetzungen die Kommissionsmitglieder mitbrachten,
war die gute Arbeitsatmosphäre keinesfalls selbstver-
ständlich. Die eigenständigen fachlichen Perspektiven
aus der Sozialpädagogik/Sozialarbeit, der Medizin, der
Soziologie, der Psychologie und der Public Health-For-
schung wurden respektiert und konnten in den Bericht in-
tegriert werden. Auch die aus der praktischen Erfahrung
und aus fachwissenschaftlichen Diskursen kommenden
Beiträge konnten mit wechselseitigem Gewinn miteinan-
der verbunden werden. Der außerordentlich gedrängte
Zeitrahmen, der zur Erstellung dieses Berichtes zur Ver-
fügung stand, verlangte von den ehrenamtlich tätigen
Kommissionsmitglieder neben ihren sonstigen hauptbe-
ruflichen Tätigkeiten ein hohes Maß an Engagement. Da-
für, für ihre kooperative Grundhaltung, für ihre fachli-
chen Impulse und für die menschlich sympathische
Präsenz möchte ich allen Kommissionsmitgliedern ganz
herzlich danken.
Die Komplexität der Aufgabenstellung dieses Kinder-
und Jugendberichtes wäre ohne die Unterstützung vieler
ausgewiesener Fachleute nicht zu bewältigen gewesen.
Die Möglichkeit für spezielle Themenaspekte Expertisen
vergeben zu können, ist 17 Mal genutzt worden. Es ist ge-
lungen, 24 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler und
ihre fachliche Kompetenz für ausführliche Stellungnah-
men zu gewinnen. Auch hier ist ein besonderer Dank ab-
zustatten, weil auch für die Erstellung dieser Beiträge
sehr enge Zeitgrenzen gesetzt werden mussten. Trotzdem
sind alle Stellungnahmen zeitgerecht eingetroffen. Die
geplante Veröffentlichung dieser Expertisen wird zu einer
wichtigen Quelle für die Kinder- und Jugendhilfe, aber
auch für das Gesundheits- und das Behindertenhilfesys-
tem werden.
Eine weitere wichtige Informationsquelle für die Kom-
mission ergab sich aus Anhörungen von Sachverständi-
gen. So wurde schon zu einem sehr frühen Zeitpunkt der
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Kommissionsarbeit die theoretische Grundlinie des
Berichtes mit Fachleuten aus den Gesundheitswissen-
schaften diskutiert. Die fruchtbaren Anregungen dieses
Fachgespräches waren für Basiskonzepte des Berichts be-
sonders hilfreich. Zu einem zweiten Hearing der Gesamt-
kommission wurden Vertreterinnen und Vertreter der
freien Träger der Kinder- und Jugendhilfe zumThema:
„Konzepte und Strategien zur Gesundheitsförderung, spe-
ziell in Bezug auf Familien mit Armuts- und/oder Migra-
tionshintergrund“ eingeladen. Ein drittes Hearing richtete
sich an wichtige Verbände aus dem Bereich des Behinder-
tenhilfesystems. In diesem Hearing ging es vor allem um
die Schnittstellen der unterschiedlichen Angebote des Be-
hindertenhilfesystems zur Kinder- und Jugendhilfe, die
gesellschaftliche Teilhabe junger Menschen mit Behinde-
rung fördern bzw. behindern. Dieses sehr ertragreiche
Hearing hat der Kommission wichtige Impulse für ge-
zielte Empfehlungen zur Gesundheitsförderung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Behinderung sowie zur Unter-
stützung ihrer Familien vermittelt. Diese wurden noch
durch eine Delphi-Studie zur Lage der Gesundheitsförde-
rung und –chancen für Kinder und Jugendliche mit Be-
hinderung fundiert, die von einem Team an der Fakultät
für Rehabilitationswissenschaften der TU Dortmund un-
ter Leitung von Frau Prof. Dr. Elisabeth Wacker durchge-
führt wurde.
Neben den Hearings der Gesamtkommission gab es wei-
tere ausführliche Fachgespräche des Kommissionsvorsit-
zenden und Mitgliedern der DJI-Arbeitsgruppe zum An-
satz der Salutogenese. mit Vertreterinnen des Nationalen
Zentrums Frühe Hilfen, mit Fachleuten für den Migra-
tionsbereich, Early-Excellence-Projekten und der Be-
gleitgruppe des Bundesmodellprogramms Mehrgenera-
tionenhäuser.
Zu den Aufgaben des Deutschen Jugendinstituts gehört
die Geschäftsführung der Kinder- und Jugendberichte.
Bei diesem Bericht hatte die zugeordnete DJI-Arbeits-
gruppe eine ganz besondere Funktion. Wegen des knap-
pen Zeitfensters für die Erstellung des Berichtes wurden
vom BMFSFJ Mittel bereitgestellt, um die Berichtserstel-
lung durch fachlich versierte Mitarbeiterinnen aktiv zu
unterstützen. Das haben Frau Dr. Tina Gadow, Frau An-
gela Keller und Frau Sonja Peyk in hervorragender Weise
getan. Sie wurden zu Mitarbeiterinnen in einem hocheffi-
zienten Team, zu dem auch Frau Gisela Dittrich und
Herrn Dr. Ekkehard Sander aus dem DJI gehörten. In
enger Abstimmung mit einzelnen Kommissionsmitglie-
dern konnte so ein System gelingender Koproduktion ent-
stehen. Zum Gelingen des ganzen Unternehmens trug
auch als kompetente Sachbearbeiterin Frau Susanne
Schmidt-Tesch erheblich bei.
Von unschätzbarem Wert waren für mich aber noch zwei
Personen aus dem DJI, ohne die dieser Bericht nicht hätte
entstehen können. Frau Dr. Hanna Permien hatte die Ge-
schäftsführung des Berichtes und sie hat diese Aufgabe
mit enormen persönlichem und fachlichem Engagement
erfüllt. Sie hat nie den Gesamtüberblick verloren und sie
hat durch ihren entschlossenen und einfühlsamen persön-
lichen Stil den Entstehungsprozess begleitet und gesteu-
ert. Ihr und dem gesamten DJI-Team gilt mein ganz be-
sonderer Dank. Und schließlich ist der für mich
wichtigste Partner beim Zustandekommen dieses Berich-
tes zu nennen: Dr. Christian Lüders. Als Leiter der Abtei-
lung Jugend und Jugendhilfe am Deutschen Jugendinsti-
tut hatte er seitens des DJI die fachliche Zuständigkeit für
diesen Bericht. Als kooptiertes Mitglied der Kommission
konnte er in den Bericht seine enorme Fachkompetenz
und seine Erfahrung mit der Erstellung von Kinder- und
Jugendberichten voll einbringen. Gerade in den Zeiten, in
denen Zweifel aufkamen, ob das ferne Ziel der zeitge-
rechten Berichtsverfertigung erreichbar sein würde, wa-
ren die Energie, der Ideenreichtum, der Pragmatismus,
aber auch die – manchmal grenzüberschreitende – Ar-
beitskraft von Herrn Dr. Lüders eine unschätzbare Res-
source. Mit ihm und seinen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern im DJI diese 15 Monate in enger Kooperation
gestanden zu haben, war für mich eine persönlich und
fachlich bereichernde Erfahrung. Dafür sei ihm ganz per-
sönlich gedankt.
In meinem eigenen Arbeitsumfeld konnte ich mir auf der
Basis der Ressourcen zur Erstellung dieses Berichtes
wichtige Unterstützung sichern: Frau Dr. Renate Höfer
(Institut für Praxisforschung und Projektberatung) hat
wichtige Zuarbeit zum salutogenetischen Fundament des
Berichtes geleistet. Eine besondere fachliche Achtsam-
keit für die Gesundheitsförderung von Heranwachsenden
und ihren Familien mit Migrationshintergrund und für das
Thema Traumasensibilität hat Frau Dr. Angela Kühner
(Department Psychologie, Universität München) mit ih-
rer Zuarbeit eingebracht. Schließlich hat Frau Dipl.-
Psych. Monika Kleeblatt (Department Psychologie, Uni-
versität München) durch intensive Recherche- und Doku-
mentationsarbeit meine Arbeit sehr erleichtert. Auch die-
sen Kolleginnen und Mitarbeiterinnen möchte ich ganz
herzlich danken.
Last but not least ist auch für die vielfältige Unterstüt-
zung aus dem BMFSFJ Dank zu sagen. Herr Dr. Sven-
Olaf Obst hat mit seinen Mitarbeiterinnen Frau Beate
Hoves, Frau Friederike Kirner und Frau Judith Veltmann
nicht nur die Brücke zum politischen Feld gesichert, son-
dern kontinuierlich die Arbeit begleitet und ermutigt.
München, im Dezember 2008
Prof. Dr. Heiner Keupp
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Zusammenfassung
Bewegungsarmut, Fettleibigkeit, Magersucht und proble-
matisches Ernährungsverhalten bei Kindern, Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen sind Phänomene, die in
der jüngeren Vergangenheit in Öffentlichkeit und Politik
bis zur europäischen Ebene hinauf diskutiert wurden –
ebenso wie exzessiver Alkoholkonsum von Jugendlichen
und Gewalttätigkeit. Mit großer Sorge beobachtet wurden
auch vereinzelte Fälle von massiver Kindesmisshandlung
und -vernachlässigung sowie der Anstieg psychosozialer
Auffälligkeiten im Jugendalter. Alle diese Problemanzei-
gen lösten vielfältige Aktivitäten in Politik und Praxis
aus: von der Gesetzgebung über die Durchführung bun-
desweiter und lokaler Aktionspläne und Kampagnen bis
hin zu ungezählten Präventionsprojekten, Informations-
veranstaltungen und Aufklärungsbemühungen vor Ort.
Neben diesem sorgenvollen Blick auf die aktuellen ge-
sundheitlichen Probleme von Heranwachsenden gewinnt
das Thema Gesundheitsförderung noch aus einem zwei-
ten Grund zunehmend an Bedeutung: Denn – vergleich-
bar etwa mit dem Bereich Bildung – setzt sich auch im
Gesundheitsbereich in den letzten Jahren die Einsicht
durch, dass wichtige Weichen vergleichsweise früh in der
Biografie gestellt werden. Entsprechend wächst das Inte-
resse daran, möglichst früh und möglichst alle Mädchen
und Jungen zu einer sich selbst wie auch anderen gegen-
über achtsamen Lebensweise zu befähigen. Die wirt-
schaftliche Notwendigkeit, später drohende Kosten im
Gesundheitssystem möglichst frühzeitig zu vermeiden, ist
für diese wachsende Aufmerksamkeit ebenso verantwort-
lich wie der schon länger andauernde gesellschaftliche
und sozialstaatliche Wandel: Dieser verlangt immer mehr,
dass jede und jeder Einzelne aktive Verantwortung für
sich selbst übernimmt, also auch für die gesundheitliche
Vorsorge und das eigene Wohlbefinden.
Gesundheit und Wohlbefinden von Heranwachsenden
hängen in hohem Maße mit ihren gesellschaftlichen
Chancen zusammen. Ungleiche Lebensbedingungen be-
einflussen die körperliche, psychische und soziale Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen. Alle verfügba-
ren Daten zeigen auf, dass soziale Benachteiligung und
Armut – besonders, wenn sie Heranwachsende mit
Migrationshintergrund betrifft – in hohem Maße mit ge-
sundheitlichen Belastungen verbunden sind. Diese Tatsa-
che beschäftigt die einschlägigen Fachdebatten schon seit
langem, ist aber bislang noch nicht ins Zentrum der öf-
fentlichen und politischen Aufmerksamkeit gerückt.
Der vorliegende 13. Kinder- und Jugendbericht knüpft
unmittelbar an diese Entwicklungen und Debatten an.
Entsprechend der gesetzlichen Vorgaben gemäß § 84
Sozialgesetzbuch VIII und dem Berichtsauftrag stehen im
Mittelpunkt dieses Berichts die Bestrebungen und Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe in den Bereichen ge-
sundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung.
Dieser Themenzuschnitt des 13. Kinder- und Jugendbe-
richts spiegelt insofern eine Veränderung wider, als Ge-
sundheit und Wohlbefinden von Heranwachsenden nicht
mehr vorrangig oder gar allein in der Zuständigkeit des
Gesundheitssystems gesehen werden. Gerade wenn es um
die Förderung von gesundem Aufwachsen geht, reicht die
vorherrschende Ausrichtung des Gesundheitssystems auf
die Verhütung und Behandlung von Krankheiten nicht
aus. Zunehmende Bedeutung erlangen deshalb andere öf-
fentliche Angebote, die das Aufwachsen begleiten, wie
das Bildungssystem und die Kinder- und Jugendhilfe. Der
Kinder- und Jugendhilfe steht nun vor der Frage, was sie
zur Verhinderung gesundheitlicher Belastungen und zur
Förderung von Gesundheit im Kindes-, Jugend- und jun-
gen Erwachsenenalter mit ihren Mitteln beitragen kann.
Die Schule hat sich in den letzten Jahren bereits in Ansät-
zen dieser Frage gestellt; dort haben Angebote wie Ge-
sundheitstage und -projekte deutlich zugenommen.
Diese Anfrage an die Kinder- und Jugendhilfe ist zu-
nächst geradezu naheliegend. Laut Gesetz ist es ihr An-
spruch, alle Heranwachsenden in ihrer individuellen und
sozialen Entwicklung zu fördern, Benachteiligungen zu
vermeiden, Kinder und Jugendliche vor Gefahren für ihr
Wohl zu schützen und dazu beizutragen, positive Lebens-
bedingungen für junge Menschen und ihre Familien zu
erhalten bzw. zu schaffen (§ 1 SGB VIII). Diesen An-
spruch zu erfüllen ist gar nicht vorstellbar, ohne dass
Gesundheit im Sinne von sozialem, seelischem und kör-
perlichem Wohlbefinden mitbedacht wird. Kinder- und
Jugendhilfe hat also schon immer im Rahmen ihrer fach-
lichen Möglichkeiten mit der Förderung von Gesundheit
zu tun – und in vielen Fällen auch mit gesundheitlichen
Belastungen unterschiedlicher Artikel Dies gilt vor allem
für den Bereich der Hilfen zur Erziehung sowie für die
verschiedenen Schnittstellen, von denen eine, die Schnitt-
stelle zur Behindertenhilfe und Rehabilitation, für den
vorliegenden Bericht besonders an Bedeutung gewann.
Ausgangspunkt war dabei der Anspruch der Kinder- und
Jugendhilfe, alle Heranwachsenden in ihrer individuellen
und sozialen Entwicklung zu fördern. Somit hatte der Be-
richt sich auch mit der Gruppe der jungen Menschen mit
Behinderung zu befassen. Diese Gruppe von Kindern, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen war in den bisheri-
gen Kinder- und Jugendberichten der Bundesregierung
weitgehend vernachlässigt worden.
Im Anschluss an die UN-Konvention über die Rechte von
Menschen mit Behinderung, aber auch an das SGB IX hat
die Kommission sich bemüht, dieser Aufgabe durch das
konsequente Einnehmen einer inklusiven Perspektive ge-
recht zu werden. Die Kommission geht davon aus, dass
Heranwachsende mit drohenden oder bereits manifesten
Behinderungen das gleiche Recht und das gleiche Bedürf-
nis haben, die für ihr soziales, psychisches und physi-
sches Wohlbefinden bestmögliche Förderung zu erfahren,
wie Kinder und Jugendliche ohne Behinderungen.
Als eine ernsthafte Herausforderung erwies sich die Be-
antwortung der Fragen, die mit den beiden Begriffen
„Gesundheitsförderung“ und „gesundheitsbezogene Prä-
vention“ in der Kinder und Jugendhilfe unweigerlich ver-
knüpft sind: Was bedeutet diese Aufgabe in Bezug auf die
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe? Was genau ver-
mag die Kinder- und Jugendhilfe zu leisten? Wie sind ihre
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Aufgaben im Verhältnis zum Gesundheitssystem, zur
Eingliederungshilfe und zur Rehabilitation sowie zu den
anderen für Kinder und Jugendliche zuständigen Institu-
tionen, vor allem der Schule, zu sehen? Eine besondere
Herausforderung waren diese Fragen aus drei Gründen:
– Erstens muss die Antwort angesichts der Vielfalt der
Praxisfelder in der Kinder- und Jugendhilfe jeweils
anders ausfallen. Gesundheitsförderung in den Ein-
richtungen der Kindertagesbetreuung bedeutet etwas
anderes als z. B. im Bereich mobiler Straßensozial-
arbeit oder in der Heimerziehung. Es kann also nicht
die eine Antwort geben, sondern nur praxisfeldbezo-
gen unterschiedliche Antworten.
– Zweitens zeigte die Arbeit an dem vorliegenden Be-
richt, dass in der Kinder- und Jugendhilfe gesundheits-
bezogene Prävention und Gesundheitsförderung zwar
an vielen Stellen mittlerweile auf der Tagesordnung
stehen – aber: Deutlich wurde auch, dass mit diesen
beiden Begriffen und den damit jeweils verbundenen
Herausforderungen für die Fachpraxis sehr unter-
schiedliche Konzepte verbunden werden. Hier gibt es
Klärungsbedarf. Von einem erkennbaren Konsens und
einem weithin anerkannten Selbstverständnis, was ge-
sundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung in der Kinder- und Jugendhilfe bedeuten, ist die
Fachdiskussion noch ein gutes Stück entfernt. Überra-
schend ist das insofern nicht, als auch außerhalb der
Kinder- und Jugendhilfe seit Langem intensive Dis-
kussionen darüber geführt werden, was jeweils unter
Gesundheit und Krankheit zu verstehen ist.
– Drittens schließlich machen die kurzen Hinweise zu
Beginn deutlich, dass das Verhältnis des Gesundheits-
systems zu den anderen gesellschaftlichen Teilsyste-
men, also auch der Kinder- und Jugendhilfe, in den
letzten Jahren in Bewegung gekommen ist. Abge-
schlossen ist diese Entwicklung noch nicht. Die
Debatten um die Zukunft der Krankenkassen, um me-
dizinische Wahlleistungen, individuelle Gesundheits-
leistungen bzw. so genannte Selbstbehalte, die Diskus-
sion um das so genannte Präventionsgesetz u. a. m.
deuten darauf hin, dass auch in absehbarer Zeit die
Frage, wer welche gesundheitsförderlichen Leistun-
gen erbringt bzw. erbringen kann, aktuell bleiben
wird. Die Frage nach den Aufgaben der Kinder- und
Jugendhilfe im Bereich gesundheitsbezogener Präven-
tion und Gesundheitsförderung enthält damit unver-
meidlich auch einen auf Zukunft bezogenen Aspekt.
Es geht, mit anderen Worten, auch um die bislang
offene Frage: Wie könnten gesundheitsbezogene Prä-
vention und Gesundheitsförderung im Kindes-, Ju-
gend- und jungen Erwachsenenalter als gemeinsame
Aufgabe von Kinder- und Jugendhilfe und Gesund-
heitssystem künftig aussehen? Sollten sie gar zum
Aufgabenbereich einer integrierten Gesamtpolitik ent-
wickelt werden?
Nicht auf alle diese Fragen kann der vorliegende 13. Kin-
der- und Jugendbericht Antworten liefern. Er verfolgt
vielmehr drei Ziele:
– Wichtige Grundlagen für die anstehenden Diskussio-
nen zu schaffen,
– Eine aktuelle Zwischenbilanz zu ziehen, soweit dies
möglich war,
– In Form von Leitlinien Perspektiven für die zukünfti-
gen Entwicklungen zu formulieren und in Form von
Empfehlungen nächste Schritte aufzuzeigen, die aus
der Sicht der Sachverständigenkommission dringend
notwendig sind.
Der Bericht gliedert sich in fünf Teile, die mit den Buch-
staben A bis E markiert sind. Er wird ergänzt durch
17 Expertisen, die von der Sachverständigenkommission
in Auftrag gegeben worden sind und im Sommer 2009
publiziert werden.
Zu Teil A (Kapitel 1 bis 3): Konzeptionelle 
Grundlagen
Wie bereits angedeutet, war für die Sachverständigen-
kommission schnell klar, dass es einen erheblichen kon-
zeptionellen Klärungsbedarf hinsichtlich der zentralen
Begriffe gab. Entsprechend des Berichtsauftrages werden
im Teil A die beiden leitenden Konzepte gesundheitsbe-
zogene Prävention und Gesundheitsförderung eingeführt
und ihre konzeptionellen und normativen Hintergründe
erläutert. Als zentral herausgestellt werden dabei
zunächst die Konzepte von Gesundheit im Sinne der
WHO-Charta, wie Salutogenese, Lebenskohärenz, Resi-
lienz, Befähigung und weiter Kompetenzorientierung,
Empowerment und Beteiligung als praktische Strategien
zur Umsetzung dieser Konzepte. Diese werden in Bezie-
hung gesetzt zu dem vor allem in der Medizin vertrauten
Verständnis von Risiko- und Schutzfaktoren.
Gesundheit wird dabei nicht als das Gegenteil oder die
Abwesenheit von Krankheit verstanden, sondern als stän-
dige Bewegung auf einem Kontinuum zwischen den zwei
Polen Gesundheit und Krankheit. Das heißt: Jeder
Mensch bewegt sich zwischen diesen beiden Polen und
ist immer nur relativ gesund bzw. relativ krank. Entschei-
dend ist dabei der Blickwinkel. Während mit guten Grün-
den sowohl in der Medizin als auch im Alltag große
Anstrengungen zur Vermeidung oder Minderung von ge-
sundheitlichen Belastungen bzw. Krankheiten unternom-
men werden, wird diese Perspektive im vorliegenden Be-
richt um die so genannte salutogenetische Frage
erweitert: Warum bleiben Menschen trotz vieler poten-
ziell gesundheitsgefährdender Einflüsse gesund bzw.
werden wieder gesund? Und: Welche Bedingungen und
Ressourcen sind dafür verantwortlich? Aus der Sicht der
Sachverständigenkommission bezeichnen deshalb ge-
sundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförderung
zwei unterschiedliche Formen des Umgangs mit gesund-
heitlichen Belastungen bzw. mit Krankheit und Gesund-
heit. Zugleich ergänzen sich die beiden Perspektiven
auch, sodass sie erst im Zusammenspiel ihre Wirkung
entfalten können. Wichtig ist diese Einsicht, da sie auch
einen Ansatzpunkt für die Bestimmung des Verhältnisses
von Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitssystem ent-
hält: Zwar verfügt die Kinder- und Jugendhilfe auch über
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begrenzte Handlungsmöglichkeiten zur Verhinderung von
gesundheitlichen Belastungen und Krankheiten; ihre
Stärke liegt jedoch eindeutig im Bereich der Gesundheits-
förderung. Dort hat sie – aus der Sicht der Sachverständi-
genkommission – ihre Potenziale noch gar nicht richtig
erkannt, geschweige denn offensiv genutzt.
Im Durchgang durch die verschiedenen Gesundheitskon-
zepte wird auch sichtbar, dass sie über einen gemeinsa-
men Nenner verfügen: In ihrem Mittelpunkt steht ein
möglichst selbstbestimmt entscheidendes, handlungsfähi-
ges eigenverantwortliches Subjekt, das spezifische Res-
sourcen benötigt. Zu diesen gehören das Gefühl der
Selbstwirksamkeit und der Sinnhaftigkeit des eigenen
Handelns, die Erfahrung, mit sich selbst identisch zu sein,
sowie soziale Anerkennung und kulturelle Einbettung.
Wichtig sind diese Fähigkeiten, um in Belastungssituatio-
nen Stress und Krisen zu bewältigen, und um so die ei-
gene Gesundheit zu erhalten oder wiederzugewinnen. In
diesem Verständnis ist es die Aufgabe von Institutionen,
Heranwachsende bei der Entwicklung dieser Ressourcen
zu fördern. Entscheidend dafür ist auch die Schaffung
von Strukturen, die Kinder, Jugendliche und junge Er-
wachsene ermutigen, stärken und befähigen in der Wahr-
nehmung ihrer Rechte – und ihnen zu mehr Handlungsfä-
higkeit im Sinne der selbstbestimmten Nutzung ihrer
Ressourcen verhelfen.
Doch hier liegt ein Problem: Alle Daten zeigen, dass die
Verfügbarkeit derartiger Ressourcen ungleich verteilt ist.
Damit sind die Chancen für eine gute Entwicklung von Le-
bensbeginn an verschieden. So erschweren ein benachteili-
gender sozio-ökonomischer Status und je nach Kontext
auch Geschlechtszugehörigkeit und Migrationshinter-
grund den Zugang zu Erfahrungen von Selbstwirksam-
keit. Vor diesem Hintergrund rückt die Sachverständigen-
kommission das Kriterium der Befähigungsgerechtigkeit
als Maßstab für politisches, institutionelles und professio-
nelles Handeln in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit.
Denn es geht darum, alle Heranwachsenden zu befähigen,
„selbst Entscheidungen zu fällen und eine Kontrolle über
die eigenen Lebensumstände auszuüben sowie darum,
dass die Gesellschaft, in der man lebt, Bedingungen her-
stellt, die all ihren Bürgern Gesundheit ermöglichen“, wie
dies die Ottawa Charta treffend formuliert.
Weil es Befähigungsgerechtigkeit nicht geben kann, ohne
dass die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben gesichert
ist, stellt die Sachverständigenkommission der Befähi-
gungsperspektive die Notwendigkeit gesellschaftlicher
Inklusion und Beteiligung zur Seite. Inklusion und Betei-
ligung werden dabei als Herausforderung, Verpflichtung
und Aufgabe einer sozialen Gemeinschaft verstanden,
alle Menschen in vergleichbarer Weise von Geburt an bis
ins Alter am Leben in allen gesellschaftlichen Bereichen
aktiv zu beteiligen und nicht Sonderbezirke oder so ge-
nannte Schonbereiche für bestimmte Gruppen von Men-
schen (z. B. Menschen mit Behinderung, aus anderen
Ländern Zugewanderte, sozial Benachteiligte etc.) zu
schaffen. Dies wird als ein wesentliches Merkmal einer
demokratischen, solidarischen und freiheitlichen Gesell-
schaftsordnung begriffen.
Die Sachverständigenkommission erhofft sich, mit Teil A
nicht nur eine konzeptionelle Sortierung, Klärung der
Prämissen und Einführung in das Denken von gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung als
Grundlage für den Bericht selbst geschaffen zu haben,
sondern auch einen fachlichen Impuls für die Weiterent-
wicklung der Fachpraxis.
Zu Teil B (Kapitel 4 bis 9): Gesundheit von Kindern 
und Jugendlichen in Deutschland
Der Teil B des Berichts gibt einen Überblick über die
wichtigsten Daten zur gesundheitlichen Situation von
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen. Die
Sachverständigenkommission war sich dabei von Beginn
an einig, dass es nicht darum gehen kann, einen vollstän-
digen Bericht zur gesundheitlichen Lage dieser Alters-
gruppen in Deutschland vorzulegen. Dies bleibt Aufgabe
der Gesundheitsberichterstattung. Doch kann man sich
über Aufgaben der gesundheitsbezogenen Prävention und
Gesundheitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe nur
dann angemessen verständigen, wenn wenigstens in gro-
ben Zügen bekannt ist, wie es um die gesundheitliche
Situation der Adressatinnen und Adressaten der Kinder-
und Jugendhilfe aktuell bestellt ist. Die Sachverständi-
genkommission versuchte den damit angedeuteten Balan-
ceakt durch zwei Vorentscheidungen zu bewältigen. Zum
einen erfolgt die Darstellung entlang des Lebenslaufes
und sie wurde in fünf Altersgruppen unterteilt. Zum ande-
ren sollten vorrangig nur diejenigen Daten zur gesund-
heitlichen Lage von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen in Deutschland aufbereitet werden, bei de-
nen mit guten Gründen davon ausgegangen werden
konnte, dass die damit beschriebenen Herausforderungen
auch die Kinder- und Jugendpraxis betreffen. Um den
Blick entsprechend zu fokussieren, hat die Sachverständi-
genkommission deshalb versucht, die für die gesundheit-
liche Förderung in der jeweiligen Altersgruppe zentralen
gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen zu benennen.
Dabei wurden für die fünf Altersgruppen folgende The-
men besonders herausgestellt:
– Für Kinder unter 3 Jahren: Bindung und Autonomie.
– Für Kinder von 3 bis 6 Jahren: Sprechen, Bewegen
und Achtsamkeit.
– Für Kinder von 6 bis 12 Jahren: Aneignen und Gestal-
ten, Beziehungen eingehen und sich bewähren.
– Für Jugendliche von 12 bis 18 Jahren: Körper spüren,
Grenzen suchen, Identität finden.
– Für junge Erwachsene von 18 bis 27 Jahren: Sich ent-
scheiden, Intimität leben, Verantwortung übernehmen.
Jedes dieser Entwicklungsthemen beinhaltet sowohl ge-
sundheitliche Risiken als auch gesundheitsfördernde
Chancen. Entscheidend ist, diese in der pädagogischen
Praxis zu erkennen und die Chancen gezielt zu fördern.
Das Ziel dieser Darstellung ist, neben einigen wichtigen
Grundinformationen für jede Altersgruppe, die jeweiligen
Risiken und Ressourcen bzw. Schutzfaktoren zu benen-
nen, soweit dafür das entsprechende Wissen verfügbar ist.
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Es ist der Sachverständigenkommission wichtig, darauf
hinzuweisen, dass sie an dieser Stelle an ihre Grenzen
kam. Die Beschreibung der Risiken nimmt in Teil B deut-
lich mehr Raum ein, als es der Kommission lieb war. Ver-
antwortlich dafür ist der verfügbare Forschungsstand:
Medizin und Gesundheitsforschung wissen bisher über-
proportional mehr und Konkreteres über Krankheitsver-
läufe, -ursachen und Ansätze der Prävention als über ge-
sundheitsfördernde, salutogenetische Bedingungen und
Ressourcen.
Die Daten zeichnen ein komplexes Bild. Zu betonen ist
aber: Anders als öffentlichkeits- und medienwirksame
Schlagzeilen suggerieren, ist der Großteil der in Deutsch-
land lebenden Kinder und Jugendlichen gesund – und
wächst unter gesundheitsförderlichen sozialen Rahmen-
bedingungen auf. Das gilt auch für Neugeborene und
Kleinkinder, die aufgrund dramatischer Einzelfälle als be-
sonders gefährdet gelten. Und im Blick auf Gesamt-
deutschland zeigen die Daten: Fast 20 Jahre nach der
Wiedervereinigung gibt es keine gravierenden Unter-
schiede im gesundheitsbezogenen Aufwachsen zwischen
Heranwachsenden in Ost und West.
Trotz dieser insgesamt positiven Bilanz gibt es indes bei
etwa 20 Prozent der Heranwachsenden in Deutschland
gesundheitliche Auffälligkeiten, wobei diese Belastungen
nicht selten kumulativ auftreten. Zusammengefasst unter
dem Schlagwort der „neuen Morbidität“, ist in den letzten
Jahrzehnten eine Verschiebung des Krankheitsspektrums
bei Kindern und Jugendlichen zu beobachten, und zwar
von (a) akuten zu überwiegend chronisch-körperlichen
Erkrankungen und (b) von somatischen zu psychischen
Auffälligkeiten. Diese Verschiebung im Krankheitsspek-
trum wird nachhaltig durch die aktuellen Daten des Kin-
der- und Jugendgesundheitssurveys (KiGGS) des Robert-
Koch-Instituts untermauert.
Die Daten zeigen aber zugleich auch die Chancen, die mit
den gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen für die
verschiedenen Altersstufen verbunden sind. Werden diese
Chancen genutzt, stellen sie wichtige Ressourcen für die
eigene Gesundheit dar. Gelingt die erfolgreiche Umset-
zung der Themen nicht, erwachsen daraus Risiken. Diese
können vor allem bei mehrfacher Belastung – wie etwa
bei Familien mit einem niedrigen sozioökonomischen
Status und/oder mit Migrationshintergrund – zu gesund-
heitlichen Beeinträchtigungen führen, die sich zum Teil
erst im späteren Lebensverlauf zeigen. So können Belas-
tungen im Säuglings- und Kleinkindalter eine sichere
Bindung des Kindes zu seinen Hauptbezugspersonen ver-
hindern und später im Kindergarten- und Vorschulalter zu
Entwicklungsauffälligkeiten in den Bereichen Sprache,
Ernährung, Bewegung und Verhalten führen. Im Grund-
schulalter nehmen Verhaltensauffälligkeiten wie Auf-
merksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörungen (ADHS),
chronisch-somatische Erkrankungen (z. B. Asthma bron-
chiale) und stressbedingte Belastungsreaktionen deutlich
zu. Derartige Beeinträchtigungen können sich im Ent-
wicklungsverlauf zu manifesten Störungen entwickeln.
Diesen negativen Lebensverlaufperspektiven gilt es durch
entsprechend frühzeitige Prävention zu begegnen.
Im Jugend- und jungen Erwachsenenalter sind die wich-
tigsten gesundheitlichen Beeinträchtigungen Überge-
wicht und Adipositas, Essstörungen (Anorexie und Buli-
mie), depressive Erkrankungen (bis hin zu Suizidalität)
sowie psychosoziale Auffälligkeiten und Missbrauch
bzw. Abhängigkeit von Alkohol und Drogen. Alle ge-
nannten gesundheitlichen Beeinträchtigungen wirken
häufig langfristig (z. B. bei Adipositas in Form von Ge-
lenkerkrankungen oder Diabetes-Typ 2 oder der Steige-
rung des Depressionsrisikos im Erwachsenenalter). Hier
sind aus gesundheitsökonomischer Perspektive erhebli-
che Kostenwirkungen für die Sozial- und Gesundheits-
kassen zu erwarten.
Sind also erfreulicherweise die meisten Kinder und Ju-
gendlichen in Deutschland gesund, so kippt dieses posi-
tive Bild, wenn man Kinder und Jugendliche aus benach-
teiligenden Lebenslagen ansieht. Hier zeigen sich zum
Teil erhebliche Belastungen. Betrachtet man die Alters-
gruppen im Vergleich etwas näher, zeigt sich: Besondere
Herausforderungen bestehen im Schul- und Jugendalter.
Mit dem Schuleintritt steigen die gesundheitlichen Belas-
tungen im Durchschnitt allgemein erkennbar an. Beson-
ders ausgeprägt ist dies jedoch, geschlechtsspezifisch dif-
ferenziert, bei Mädchen und vor allem bei Jungen aus
sozial benachteiligenden Lebensverhältnissen und mit
Migrationshintergrund. Die Daten zeigen auch, dass in
einigen Bereichen wie Bewegung, Ernährung und psy-
chosoziale Entwicklung mit deutlich höheren gesundheit-
lichen Belastungen zu rechnen ist, wenn diese Jugendli-
chen erwachsen sind.
Zugleich machen die verfügbaren Daten deutlich: Ge-
zielte Angebote sowie entsprechende sozio-ökonomische
Voraussetzungen erweisen sich als wichtige Schutzfakto-
ren. Diese erleichtern die erfolgreiche Umsetzung der ge-
sundheitsrelevanten Entwicklungsthemen, was wichtige
gesundheitsfördernde Effekte hat.
Gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung sind auch Bereiche, die Einfluss auf die Lebensqua-
lität von Heranwachsenden mit Behinderungen nehmen
können. Zwar können geeignete Maßnahmen in diesem
Bereich manifeste Behinderungen nicht rückgängig ma-
chen, aber zu einem Rückgang von zusätzlich bestehen-
den gesundheitlichen Beeinträchtigungen führen – etwa
von aggressivem Verhalten gegenüber Außenstehenden
oder gegen sich selbst. Gesundheitsförderung und Prä-
vention im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe muss
demnach zweierlei leisten. Sie muss alle Altersstufen ein-
beziehen – und für alle Heranwachsenden mit und ohne
Behinderungen gelten.
Zu Teil C (Kapitel 10 bis 14): Schnittstellen – 
Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitssystem 
sowie Eingliederungshilfe und Rehabilitation
Im Zentrum des Berichtes stehen die Bestrebungen und
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im Bereich der
gesundheitsbezogenen Prävention und Gesundheitsförde-
rung. Schon angedeutet wurde, dass die Kinder- und Ju-
gendhilfe in diesem Bereich als ein Akteur neben anderen
zu begreifen ist und dass erfolgreiche Gesundheitsförde-
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rung im Kindes-, Jugend- und jungen Erwachsenenalter
nur kooperativ erbracht werden kann. Vor diesem Hinter-
grund kommt dem Wissen über die anderen beteiligten
Akteure, dem so genannten Kooperationswissen, eine
zentrale strategische Rolle zu. Man kann nur zielführend
kooperieren, wenn man den Partner und seine Möglich-
keiten und Grenzen kennt und das eigene Vorgehen ent-
sprechend darauf abstimmt. Um ein Beispiel zu nennen:
Wenn die Kinder- und Jugendhilfe mit niedergelassenen
Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzten kooperieren
will, muss sie wissen, wie diese finanziert werden und in-
nerhalb des Systems der Abrechnung von Arztleistungen
entsprechende Lösungen suchen. Bewusst wurde deshalb
vor dem Kapitel über die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe der vergleichsweise kurze Teil C eingeschoben.
In ihm werden die drei gesellschaftlichen Teilsysteme
Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitssystem und Einglie-
derungshilfe/Rehabilitation wenigstens in ihren wesentli-
chen Zügen dargestellt. Dies ersetzt keine gründliche Be-
fassung mit den drei Teilsystemen, zielt aber darauf ab,
die für die Kooperation zwischen den beteiligten Syste-
men wichtigsten allgemeinen Informationen kurz zusam-
men zu stellen. So wird auch wenigstens ansatzweise ver-
ständlich, warum es trotz guten Willens aller Beteiligten
vor Ort immer wieder zu Problemen bei der Kooperation
an den Schnittstellen kommt.
Zu Teil D (Kapitel 15 bis 20): Gesundheitsbezogene 
Prävention und Gesundheitsförderung in der 
Kinder- und Jugendhilfe
Der Teil D stellt, im Sinne des gesetzlichen Auftrages,
den Kern des Berichts dar. Er widmet sich der Bilanzie-
rung der Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe im
Bereich gesundheitsbezogener Prävention und Gesund-
heitsförderung, also den auf Gesundheit bezogenen An-
geboten in der Praxis und der darauf bezogenen Fachdis-
kussion.
Die Arbeit an diesem Teil erwies sich als sehr aufwändig.
Denn obwohl gesundheitsbezogene Prävention und Ge-
sundheitsförderung immer wieder Thema in der Praxis
der Kinder- und Jugendhilfe sind, gibt es bis heute weder
eine breite und differenzierte Fachdiskussion dazu, noch
entsprechende Überblicksdarstellungen. Die vorliegende
Literatur konzentriert sich auf ausgewählte Bereiche. Der
Schwerpunkt liegt dabei deutlich auf der Kindertagesbe-
treuung; zu einer ganzen Reihe von Handlungsfeldern
fehlt Literatur dagegen gänzlich. Sie ist zudem weitge-
hend exemplarisch, d. h. es werden einzelne mehr oder
weniger vorbildhafte Projekte oder Ansätze vorgestellt.
Bis auf wenige Ausnahmen fehlen dagegen verlässliche
Daten zur Verbreitung einzelner Konzepte. Die Sachver-
ständigenkommission hat mit den ihr zur Verfügung ste-
henden Mitteln (Expertisen, Hearings, Fachgesprächen,
eigenen Recherchen u. a.) unter den gegebenen Bedin-
gungen das Feld soweit wie möglich ausgeleuchtet. Sie
hofft, damit einen Anstoß dafür zu geben, dass gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung
künftig mehr Aufmerksamkeit in der Fachpraxis und -dis-
kussion der Kinder- und Jugendhilfe und ihren Schnitt-
stellen zuteil wird.
Die erkennbar höchste fachliche Aufmerksamkeit genießt
Gesundheit im Sinne von sozialem, seelischem und kör-
perlichem Wohlbefinden von Kindern in den Angeboten
für junge Familien und in den Einrichtungen der Kinder-
tagesbetreuung. Vor allem im Bereich der Familienbil-
dung gibt es eine lange Tradition der Vermittlung gesund-
heitsrelevanten Wissens für Eltern von Kleinkindern.
Allerdings besteht Bedarf an Konzepten und Strategien,
bildungsferne und Familien aus sozial benachteiligenden
Lebenslagen besser zu erreichen. Dies gilt insbesondere
für Familien mit Migrationshintergrund.
Die wohl wichtigsten Impulse für die Thematik gingen in
jüngerer Zeit von der bundesweit geführten Diskussion
um die so genannten frühen Hilfen aus, also den Angebo-
ten zur Unterstützung junger Eltern, v. a. in belastenden
Lebenslagen und zur Vermeidung von Kindeswohlgefähr-
dung. Dabei war von Beginn an Konsens, dass diese Auf-
gabe nur gemeinsam und systemübergreifend zu lösen ist.
Dies führte dazu, dass in der Debatte um die frühen Hil-
fen in nuce alle Themen diskutiert wurden, die auch im
Mittelpunkt des 13. Kinder- und Jugendberichts stehen,
vor allem auch Fragen der Zusammenarbeit und der Zu-
ständigkeiten von Kinder- und Jugendhilfe und Gesund-
heitssystem.
Der Bericht widmet vor diesem Hintergrund einen länge-
ren Abschnitt dem gesamten Bereich der frühen Förde-
rung für Familien mit Kindern unter drei Jahren. Anhand
der drei Aufgabenbereiche Förderung, Hilfe und Schutz
werden die aktuelle Diskussion eingeordnet und Heraus-
forderungen benannt. Neben den Datenschutzfragen, die
derzeit eine gesetzliche (Neu)Regelung erfahren, bezie-
hen sich diese Herausforderungen aus der Sicht der Kom-
mission vor allem auf die nach wie vor bestehenden Un-
klarheiten und mangelnden Kenntnisse in Bezug auf die
Aufgaben- und Kompetenzbereiche der an der notwendi-
gen Kooperation beteiligten Institutionen und Fachdiszi-
plinen. Nicht immer ist klar definiert: Welche sind die ei-
genen Zuständigkeiten? Was leisten andere Akteure? Wo
liegen die jeweiligen Grenzen? Was kann nur gemeinsam
erbracht werden? Als unzureichend müssen außerdem die
zur Verfügung stehenden Ressourcen für eine Vernetzung
bezeichnet werden.
Ein wichtiges Thema der Eltern- und Familienbildung ist
der Zusammenhang von früher Förderung und Bindung,
der von der elterlichen Feinfühligkeit und der Förderung
gelingender Eltern-Kind-Beziehungen abhängt. Sie bil-
den das Fundament für die Entwicklung wichtiger Kom-
petenzen von Kindern und bestimmen, wie später im Le-
ben mit Belastungen und Stress umgegangen wird.
Schließlich bedarf es der Regelung, in welchen Koopera-
tionsformen dringend benötigte Angebote früher Förde-
rung von gerade volljährigen jungen Eltern in belastenden
Situationen erbracht werden können, die über die medizi-
nische Versorgung hinausgehen.
Im Bereich der Kindertagesstätten wurden in den letzten
Jahren in allen Bundesländern Bildungspläne mit
Schwerpunkt auf den Elementarbereich (3- bis 6-Jährige)
entwickelt, die verschiedene Bildungsbereiche auswei-
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sen. In allen 16 Bildungsplänen gibt es Bildungsbereiche,
die sich mit dem Thema Gesundheit beschäftigen. Die
meisten Bildungspläne greifen die Themen Bewegung,
Gesundheit und Ernährung auf. Nur ein Bundesland
verfügte zum Erhebungszeitpunkt neben dem Bildungs-
bereich Bewegung über keinen weiteren gesundheitsrele-
vanten Bereich. Daneben gehören Hygiene und Früh-
erkennung zu den klassischen Themen, auf die in fast
allen Bildungsplänen eingegangen wird. Zur sozialen
Kompetenz gibt es in elf Bildungsplänen einen eigenen
Abschnitt oder einen Bildungsbereich, der neben dem
Gesundheitsbereich steht. Eine Verzahnung der Bereiche
findet allerdings nicht unbedingt statt.
Die Bildungspläne enthalten zudem häufig gesundheits-
relevante Themen, die nicht unter dem Oberbegriff „Ge-
sundheit“ erfasst wurden – dazu zählen zum Beispiel Re-
silienz oder Partizipation. Daneben werden in den Plänen
noch weitere implizit gesundheitsfördernde und/oder stö-
rungspräventiv wirkende Bildungsthemen genannt,
darunter geschlechtersensible Erziehung, Sprache, Betei-
ligung der Eltern und andere. Es trägt indirekt zur Ge-
sundheit bei, wenn das Kind sich als selbstwirksam erfah-
ren kann, Möglichkeiten der Beteiligung hat und eine
angemessene Sprachkompetenz erwirbt. Das Thema Bin-
dung wird in den Bildungsplänen der Länder nicht immer
aufgegriffen und nur zum Teil ausführlich behandelt. Die
erkennbaren Unterschiede in Art und Inhalt der Umset-
zung von Gesundheitsförderung und Prävention in der
Praxis ergeben sich aber nicht nur durch die jeweiligen
Bildungspläne, sondern auch durch die verschiedenen
Trägerschaften der Einrichtungen, die Arbeitsbedingun-
gen des Personals sowie durch die Sozialräume, in wel-
che die Einrichtungen jeweils eingebettet sind.
Die Qualitätsstandards und Bildungsbereiche für die Kin-
dertagespflege (Tagesmütter) sind nicht in den Bildungs-
plänen der Länder festgeschrieben. Für dieses Angebot
muss das Thema Gesundheit erst noch in die Bildungs-
bausteine der grundlegenden Fortbildung aufgenommen
sowie eine Einigung über einen angemessenen Umfang
dieser Fortbildung erzielt werden. Ein weiterer Schritt zur
Qualifizierung der Tagespflege läge in Unterstützungs-
netzwerken. Sie könnten die Isolierung der dort Tätigen
aufheben, indem etwa Arbeitsgruppen zur kollegialen Be-
ratung entstehen, in die dann Fortbildungsinhalte einflie-
ßen könnten. Denkbar wäre auch eine Anbindung der Ta-
gespflegepersonen an die Teams der Kindertagesstätten.
Auch das könnte kollegiale Beratung ermöglichen und
verankern.
Im Vergleich zur Kindertagesbetreuung zeigt der Blick
auf das Schulalter: Mit Beginn der Schule steigen die ge-
sundheitlichen Belastungen, gleichzeitig nehmen die An-
gebote eher ab. In der Diskussion zur Kooperation der
Kinder- und Jugendhilfe mit der Schule und in den Ange-
boten zur Ganztagesbetreuung ist das Thema noch nicht
angekommen. Hier wird derzeit eine Chance verspielt.
In Bezug auf die Altersgruppen der Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen befasste sich die Kommission vor allem
mit den Praxisfeldern der offenen und verbandlichen Ju-
gendarbeit. Den Angeboten der Sportjugend wurde aus
thematischen Gründen ein eigener Abschnitt gewidmet.
Gleiches gilt für die Hilfen zur Erziehung, den Jugend-
schutz, die Präventionsangebote im Bereich jugendlicher
Delinquenz, Kriminalität und Gewalt, die Jugendberufs-
hilfe und die Angebote für junge Erwachsene mit Behin-
derung. Miteinbezogen wurden die Schnittstellen zur
Schule bzw. schulbezogenen Jugendarbeit sowie zur Kin-
der- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie und zur Be-
hindertenhilfe.
Vor allem der Bereich Jugendarbeit, mit Ausnahme der
mobilen Jugendarbeit, erweist sich dabei als Praxisfeld, in
dem zwar viele Angebote als gesundheitsförderlich ver-
standen werden können, es jedoch an einem entsprechen-
den fachlichen Selbstverständnis fehlt. Insbesondere die
Angebote verbandlicher, aber auch offener Jugendarbeit
stellen Beispiele dafür dar, was die Sachverständigen-
kommission als implizite Formen der Gesundheitsförde-
rung beschreibt.
Um Aussagen über konkrete Ansätze zu Gesundheitsför-
derung und Prävention in dem unübersichtlichen Feld der
Erziehungshilfen in ihrer Vielfalt treffen zu können, wur-
den zum einen allgemein zugängliche Quellen sowie die
im Rahmen dieses Berichts in Auftrag gegebenen Exper-
tisen, darunter eine empirisch gut abgesicherte Studie zur
Erziehungs- und Familienberatung, genutzt. Zum anderen
wurden die Ergebnisse der im Rahmen der Berichtserstel-
lung durchgeführten Hearings und Fachgespräche sowie
die einer eigenen kleinen „Blitzumfrage“ bei Trägern und
Einrichtungen herangezogen – wobei allerdings der Pfle-
gekinderbereich nicht einbezogen werden konnte.
Dabei zeigte sich, dass in den Feldern der Hilfen zur Er-
ziehung der Umgang mit gesundheitlichen Belastungen in
vielfältiger Form Bestandteil der Praxis ist. Bedarfsorien-
tiert bestehen bewährte Kooperationen. Weniger Auf-
merksamkeit findet hingegen bislang der salutogenetische
Aspekt. Ansätze wie Gesundheitserziehung, gesundheits-
bezogene Information/Aufklärung, Gesundheitsförderung
und gesundheitsbezogene Prävention scheinen in vielen
Einrichtungen in vielfältigen, oft ineinander übergehen-
den Formen zur täglichen Arbeit zu gehören. Allerdings
wird nur in Einzelfällen ein Hintergrundwissen zu den
Konzepten erkennbar. Auch wird nur selten die Allge-
meinheit des Begriffs Gesundheitsförderung problemati-
siert und von dem allgemeinen Förderauftrag der Kinder-
und Jugendhilfe (§ 1 SGB VIII) zu wenig nachvollzieh-
bar abgegrenzt. So wurden die „klassischen Aufgaben“
der Kinder- und Jugendhilfe, die Stärkung von Identität,
Selbstbewusstsein, sozialer Kompetenz und praktischen
Lebenskompetenzen häufig der Gesundheitsförderung
zugeordnet, zum Teil aber auch der Prävention.
Versucht man den aktuellen Stand über die Praxisfelder
hinweg zu bilanzieren, lassen sich folgende Feststellun-
gen treffen:
– In allen Handlungsfeldern der Kinder- und Jugend-
hilfe – wenn auch mit erkennbaren Unterschieden –
stehen gesundheitsbezogene Prävention und Gesund-
heitsförderung mittlerweile auf der Tagesordnung.
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– Ein Großteil der Angebote ist allerdings projektförmig
organisiert. Das bedeutet: Sie sind zeitlich und thema-
tisch begrenzt und mehr oder weniger deutlich vom
Alltag abgehoben. Gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung als integrierte Regelange-
bote finden sich demgegenüber – mit Ausnahme der
Kindertagesbetreuung – noch zu selten.
– In der Kinder- und Jugendhilfe besteht erheblicher
konzeptioneller Klärungsbedarf, um das eigene ge-
sundheitsfördernde Potenzial auszuschöpfen.
– Immer wieder lassen sich vier Formen expliziter ge-
sundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförde-
rung ausmachen: Information und Aufklärung,
gesundheitspädagogische Projekte und Aktionen, ge-
sundheitspädagogische Prävention sowie eingebettete
Gesundheitsförderung. Diese Formen sind nicht im-
mer ganz trennscharf und werden in der Praxis häufig
kombiniert.
– Eine besondere konzeptionelle Herausforderung stel-
len jene zahlreichen Angebote dar, die, ohne dass dies
ausdrücklich formuliert bzw. beabsichtigt wird, ge-
sundheitsfördernd angelegt sind. Kennzeichnend für
diese Angebote ist, dass sie sich zwanglos als bislang
nicht bewusst wahrgenommene Formen der Gesund-
heitsförderung bzw. – in anderen Feldern – der ge-
sundheitsbezogenen Prävention begreifen lassen. Da-
bei handelt es sich nicht nur um gleichsam implizite,
nicht unmittelbar intendierte Nebenwirkungen einer
gelungenen pädagogischen Praxis, sondern in vielen
Fällen um konstitutive, aber bislang nicht als solche
thematisierte Momente dieser Praxis. Was unter einem
pädagogischen Blick als Unterstützung bei der Persön-
lichkeitsbildung oder Identitätsbildung erscheint, ließe
sich unter dem Blickwinkel von gesundheitsbezogener
Prävention und Gesundheitsförderung als wichtiger
Beitrag zur Ausbildung von Schutzfaktoren, Resilienz
oder unter salutogenetischer Perspektive als konstituti-
ver Bestandteil von Lebenskohärenz beschreiben.
– Für alle Altersgruppen gilt: Besonders an kontinuierli-
chen Angeboten für Kinder chronisch sucht- und psy-
chisch kranker Eltern ist der Mangel groß – ebenso
wie an Sensibilität und pädagogischen und therapeuti-
schen Hilfen für die Folgen von Traumatisierungen
bei Kindern und Jugendlichen.
– Es besteht ein ausgewiesener Mangel an Evaluation
der Wirksamkeit der in der Praxis realisierten Ange-
bote.
Allerdings ergibt sich bei alledem ein nicht unwichtiges
Problem. Begriffe wie Gesundheit und Krankheit, aber
auch Erziehung, Bildung u. ä. sind Begriffe, deren Be-
deutung im hohen Maße kontextabhängig ist. Das wider-
spricht zunächst dem Alltagsverständnis. Denn im Alltag
nimmt man üblicherweise an, dass relativ klar ist, was
Gesundheit und Krankheit jeweils bedeuten und wie Ge-
sundheit zu fördern bzw. Krankheit zu vermeiden sind.
Demgegenüber geht die Sachverständigenkommission
davon aus, dass das Ziel Gesundheit keineswegs so ein-
deutig leitend ist, wie dies auf den ersten Blick erscheinen
mag und wie dies die Orientierung an evidenten Beispie-
len wie der Vermeidung von Krankheiten, schweren Stö-
rungen sowie psychischen, psychischen und geistigen
Einschränkungen nahe legt.
Hintergrund für diese Uneindeutigkeit ist das Gesund-
heitsverständnis der WHO-Charta. Wenn Gesundheit in
diesem Sinne als „ein positives Konzept (verstanden
wird), das in gleicher Weise die Bedeutung sozialer und
individueller Ressourcen für die Gesundheit betont wie
die körperlichen Fähigkeiten“, dann wird damit ein kon-
zeptionell sehr offener Horizont umrissen. Dies bedeutet:
Je nach Konstellation und kulturellem, sozialem und öko-
nomischem Hintergrund wird Gesundheit auf sehr unter-
schiedliche Weise begriffen. Es bedarf dabei erstens der
Konkretisierung – etwa durch Konzepte wie Selbstwirk-
samkeit, Balance von Schutz- und Risikofaktoren, Befä-
higung, Beteiligungs- und Verwirklichungschancen.
Zweitens ist zu berücksichtigen, dass Gesundheit nicht
einfach ein anzustrebender Zustand ist bzw. eine wie auch
immer gegebene Existenzform. Sie ist vielmehr als etwas
zu begreifen, das gesellschaftlich in konkreten Hand-
lungsvollzügen definiert, realisiert, ausbalanciert und
auch inszeniert wird. Gesundheit gibt es nicht als solche,
sondern sie wird gesellschaftlich hergestellt. Dabei ist
von Bedeutung, dass Kinder und Jugendliche u. U. sehr
eigene Vorstellungen über ihre Gesundheit haben, so dass
ihre Deutungen von und Umgangsformen mit Gesundheit
in jedem Fall mit zu berücksichtigen sind. In pädagogi-
schen Feldern ergibt sich drittens die Notwendigkeit, den
Gesundheitsbegriff auf die jeweiligen Altersgruppen zu
beziehen. Gesundheitsförderung im Kleinstkindalter
muss sich, nach allem, was man weiß, vor allem auf die
Ausbildung stabiler Bindungen konzentrieren, während
im Grundschulalter andere Themen, wie z. B. Selbstwirk-
samkeit, und im Jugendalter wiederum andere Aspekte,
wie z. B. Identitätsentwicklung, im Vordergrund stehen.
Im Hinblick auf die Notwendigkeit, zumindest vorläufig
zu klären, worum es im Kern geht, schlägt die Sachver-
ständigenkommission deshalb vor, in Bezug auf die Kin-
der- und Jugendhilfe von „Gesundheitsförderung und
Prävention mit pädagogischen bzw. bildenden Mitteln“
zu sprechen. Damit soll zunächst angezeigt werden, dass
Gesundheitsförderung deutlich mehr umfasst, als die Kin-
der- und Jugendhilfe allein zu leisten vermag. Mit ihren
pädagogischen Angeboten, Arbeitsformen ebenso wie
Settings ist bzw. ist sie aber in der Lage, wichtige Bei-
träge zur Gesundheitsförderung von Kindern und Jugend-
lichen zu leisten.
Zu Teil E (Kapitel 21): Gesundes Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen – Leitlinien und 
Empfehlungen
Im Zentrum des fünften Teils, dem Teil E, stehen die
Empfehlungen. Zunächst werden 12 Leitlinien vorge-
stellt. Vor dem Hintergrund der im Teil A vorgestellten
Konzepte formulieren diese Leitlinien die dem Bericht
und den Empfehlungen zugrunde liegende Philosophie.
Die Leitlinien sind – wie der gesamte Bericht – orientiert
an der Idee der Stärkung der Lebenssouveränität. Mehr
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Chancen für gesundes Aufwachsen wurde deshalb auch
das Motto des 13. Kinder- und Jugendberichtes. In die-
sem Sinne zielen gesundheitliche Prävention und Ge-
sundheitsförderung von Kindern und Jugendlichen auf
eine Stärkung der Lebenssouveränität von Heranwach-
senden durch die Verminderung von Risiken bzw. die Be-
wältigung von schwierigen Lebensbedingungen und die
Förderung von Verwirklichungschancen, Entwicklungs-
und Widerstandsressourcen Dabei gilt es, die gesell-
schaftlichen Rahmenbedingungen und die unterschiedli-
chen Lebenswelten der Mädchen, Jungen und jungen Er-
wachsenen zu berücksichtigen. Da zudem Kinder und
Jugendliche in ihrer großen Mehrheit gesund, selbstbe-
wusst und kompetent aufwachsen, wäre es verfehlt, sie
vorrangig unter der Risikoperspektive zu sehen. Notwen-
dig sind vielmehr der Blick auf die positiven Entwick-
lungsbedingungen dieser Heranwachsenden und Antwor-
ten auf die Frage, wie solche Bedingungen für alle Kinder
und Jugendlichen gefördert werden können.
Nichtsdestoweniger gibt es gesellschaftliche Segmente,
in denen ein gesundes Aufwachsen bedroht ist. In ihnen
sind die erforderlichen Entwicklungs- und Widerstands-
ressourcen nur unzureichend vorhanden und können nicht
genügend an Heranwachsende weitergegeben werden.
Hier ist vor allem die wachsende Armut zu nennen, die
gerade Kinder und Jugendliche mehr betrifft als jede an-
dere Bevölkerungsgruppe. Die Orientierung am Ziel der
Befähigungsgerechtigkeit verpflichtet zu Fördermaßnah-
men, die allen Heranwachsenden die Chance gibt, die
Entwicklungsressourcen zu erwerben, die zu einer selbst-
bestimmten Lebenspraxis notwendig sind. Es gilt, allen
Kindern und Jugendlichen möglichst früh formelle und
informelle Bildungsmöglichkeiten zu eröffnen, um so ei-
nen Beitrag zu leisten, sozialer Ungleichheit entgegen zu
wirken und damit gesundheitliche Ressourcen zu stärken.
Im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention § 24 haben
alle Kinder, unabhängig von ihrem Rechtsstatus, ein
Recht „auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit so-
wie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Behand-
lung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Ge-
sundheit“. Insofern sind alle Maßnahmen an einer
Inklusionsperspektive auszurichten, die keine Aussonde-
rung akzeptiert. Gender-, Sprach-, Status- und Segregati-
onsbarrieren sind abzubauen und die Lebenslagen von
Kindern und Jugendlichen mit Behinderung sind in allen
Planungs- und Entscheidungsprozessen zu berücksichti-
gen (disability mainstreaming).
In jedem Lebensalter müssen Mädchen und Jungen spezifi-
sche Kompetenzen erwerben, die für ein gesundes Heran-
wachsen von zentraler Bedeutung sind und die in ihrer
Gesamtheit die Handlungsbefähigung ermöglichen. Sie
reichen von frühen Bindungserfahrungen, Autonomiege-
winnung, Sprache und kommunikativer Verständigung,
Bewegungserfahrungen, Beziehungsgestaltung, Welter-
schließung, Beheimatung im eigenen Körper, Grenzerfah-
rungen und Identitätsbildung bis hin zu Entscheidungsfä-
higkeit und Verantwortungsübernahme.
Vor diesem Hintergrund wurde zu Recht in den letzten
Jahren den frühen Lebensphasen gerade auch im Hinblick
auf Gesundheit und Wohlbefinden besondere Priorität
eingeräumt, um möglichst gute Bedingungen für die wei-
tere Entwicklung zu schaffen. Trotzdem dürfen die späte-
ren Lebensphasen nicht vernachlässigt werden. Gerade
das Schul- und Jugendalter zeigt einen besonderen För-
der- und Unterstützungsbedarf. Dort müssen Verwirkli-
chungschancen erhöht werden, damit Mädchen wie
Jungen die anstehenden gesundheitsrelevanten Entwick-
lungsthemen für sich selbst und bezogen auf die gesell-
schaftlichen Anforderungen befriedigend umsetzen kön-
nen.
Dabei haben sich Förderprogramme und Angebote an den
Bedürfnissen und Handlungsmöglichkeiten von Heran-
wachsenden und deren Familien auszurichten. In der
Konsequenz bedeutet dies eine verbindliche Partizipation
der Heranwachsenden und ihrer Familien an den Leis-
tungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe.
Zugleich sind Gesundheitsförderung und Prävention ge-
sellschaftliche Aufgaben. Sie bedürfen der Kooperation
der verantwortlichen Akteure auf allen Ebenen ebenso
wie einer gesellschaftspolitischen Rahmung und Prioritä-
tensetzung. Sozialpolitik, Armutsbekämpfung, Integra-
tion von Migrantinnen und Migranten und Menschen mit
Behinderung, Bildung, Ökologie: Sie umreißen die Zu-
sammenhänge, in denen Heranwachsende Förderung und
Unterstützung benötigen und die in hohem Maße gesund-
heitsrelevant sind. Hier ist eine integrierte Gesamtpolitik
erforderlich. Die Handlungsmächtigkeit der Kinder- und
Jugendhilfe, des Eingliederungs- und des Gesundheits-
systems sind begrenzt und bedürfen einer gezielten Un-
terstützung von Bildungs-, Arbeitsmarkt-, Steuer- und Fa-
milienpolitik sowie der Gesundheitspolitik.
Auf der Basis dieser Leitlinien wurde schließlich vonseiten
der Kommission eine ganze Reihe von Empfehlungen im
Sinne von „nächsten Schritten“ formuliert. Diese richten
sich erstens an die Fachpraxis der Kinder- und Jugend-
hilfe, zweitens arbeitsfeldübergreifend an die beteiligten
Institutionen in den gesundheitsbezogenen Netzwerken (ne-
ben Kinder- und Jugendhilfe vor allem Gesundheitssystem,
Behindertenhilfe/Rehabilitation, Schule) und drittens an
die Politik auf kommunaler, Landes- und Bundesebene.
Zentrale Punkte sind dabei unter anderem:
– Gesundheitsförderung muss fachlicher Standard in der
Kinder- und Jugendhilfe werden; besondere Bedeu-
tung als Aufgaben für die Praxis kommen dabei der
Förderung des achtsamen Umgangs mit dem eigenen
und fremden Körper, der Sprache und Kommunikation
sowie der Ausbildung von Kohärenz bzw. Selbstwirk-
samkeit zu. Daraus ergeben sich eine Reihe von He-
rausforderungen, so u. a. für die Aus-, Fort- und Wei-
terbildung sowie die Ausbildung entsprechender
institutioneller Kulturen.
– Die Strategien zur gesundheitsbezogenen Prävention
und Gesundheitsförderung müssen in allen Feldern der
Kinder- und Jugendhilfe konzeptionell stärker an den
unterschiedlichen Verläufen gesundheitlicher Ent-
wicklung und den jeweiligen Ressourcen bei Mädchen
und Jungen ausgerichtet werden. Zu beachten sind da-
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bei vor allem Genderaspekte und die Bedingungen des
Aufwachsens in Armutslagen, mit Migrationshinter-
gründen und mit Behinderung. Entscheidend ist, dass
diese Strategien vor allem auf der kommunalen Ebene
ansetzen und greifen.
– Angebote für Kinder chronisch und psychisch kranker
Eltern müssen verbessert und die entsprechenden
kooperativen Angebote ausgebaut werden.
– Die Hilfsangebote für traumatisierte Kinder und Ju-
gendliche müssen mehr Aufmerksamkeit erhalten. Im
Kompetenzprofil der Fachkräfte muss die Sensibilität
für die Situation von traumatisierten Kindern und Ju-
gendlichen einen höheren Stellenwert erhalten.
– Notwendig ist der flächendeckende Auf- und Ausbau
von Netzwerken, in denen die Angebote von Kinder-
und Jugendhilfe, des Gesundheitssystems und der Be-
hindertenhilfe zielgruppenspezifisch gebündelt wer-
den. Das gilt für die frühe Förderung von Familien
ebenso wie für die Kindertagesbetreuung, die Schnitt-
stelle zur Schule und inklusive Unterstützungssysteme
für Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene mit
Behinderung.
– Notwendig ist eine stärkere fachliche und politische
Aufmerksamkeit für die gesundheitlichen Herausfor-
derungen und Risiken des Schul- und Jugendalters,
beginnend mit dem Schuleintritt.
– Bereits volljährige junge schwangere Frauen, die sich
in belastenden, unsicheren Lebenssituationen befin-
den, bedürfen ergänzend zur medizinischen Schwan-
gerschaftsvorsorge der besonderen Unterstützung –
ggf. zusammen mit ihrem Partner. Viele dieser Frauen
übernehmen die Verantwortung, ihr Kind alleine zu
versorgen und zu erziehen. Sie gehen damit das
höchste Armutsrisiko in unserer Gesellschaft ein. Ihre
Gesundheit und ihr Wohlbefinden und auch das ihrer
Kinder sind häufig in hohem Maße bedroht. Im Inte-
resse der gesunden Entwicklung und zum Schutz des
Kindes stellt sich der Kinder- und Jugendhilfe und
dem Gesundheitssystem eine komplexe Aufgabe: Sie
schließt sowohl die berufliche und psychosoziale För-
derung der Mütter ein als auch die Entwicklungsförde-
rung der Kinder. Es bedarf der gesetzlichen Regelung,
dass diese notwendige Unterstützung zukünftig von-
seiten der Kinder- und Jugendhilfe in verbindlicher
Kooperation mit dem Gesundheitssystem regelhaft er-
bracht werden kann.
– Gefordert wird ein bundesweites Register für Fälle
von Kindesmisshandlung und -vernachlässigung so-
wie ein besseres Gesundheitsmonitoring (u. a. auch
auf kommunaler Ebene, das mit der Bildungsplanung
und Jugendhilfeplanung gekoppelt ist).
– Unter dem Stichwort „Verringerung ungleicher Ge-
sundheitschancen als vorrangiges nationales Gesund-
heitsziel“ fordert die Sachverständigenkommission
das Zusammenwirken aller beteiligten Ressorts. Dazu
gehört neben der Investition in Bildung und Qualifika-
tion auch die Verbesserung der materiellen Lage armer
Haushalte mit Kindern – unter besonderer Berücksich-
tigung der sozio-ökonomischen Lage Alleinerziehen-
der, Arbeitsloser und Migrantinnen und Migranten so-
wie die allgemeine Verbesserung der materiellen Lage
von Haushalten mit Kindern.
Um den eigenen Empfehlungen Nachdruck zu verleihen,
hat die Sachverständigenkommission schließlich fünf aus
ihrer Sicht besonders dringliche Gesundheitsziele für die
nächsten fünf Jahre formuliert und sie an überprüfbare
Erfolgskriterien gekoppelt. Diese richten sich an alle für
die Gesundheit von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen Verantwortlichen:
– Frühe Förderung der Entwicklung von Kindern:
Auf- und Ausbau einer flächendeckenden, breit ange-
legten und umfassenden kommunalen Infrastruktur
zur frühen Förderung und Unterstützung von allen Fa-
milien von der Schwangerschaft bis ins Vorschulalter.
Die Ziele: die systematische und frühe Förderung der
Entwicklung von Kindern und die Reduktion der Fälle
von Vernachlässigung und Kindeswohlgefährdung in
den nächsten fünf Jahren.
– Ernährung und Bewegung: Kontinuierliche, fach-
lich qualifizierte Angebote der Bewegungsförderung
und kostenfreie, gesunde Verpflegung für alle Heran-
wachsenden in Einrichtungen der Kindertagesbetreu-
ung und Schule, ohne dass dies zu Kürzungen an an-
derer Stelle führt. Das Ziel: In den nächsten fünf
Jahren steigt das Übergewicht bei Heranwachsenden
nicht weiter an.
– Sprache/Kommunikation: Verbesserung der frühen
Sprachförderung, mit dem Ziel Sprachkompetenzen
zu steigern – insbesondere von Kindern aus belasten-
den Lebenslagen und mit Migrationshintergrund. Das
Ziel: 95 Prozent aller Kinder verfügen bei der Ein-
schulung über adäquate Sprachkompetenzen.
– Schulbezogene Gesundheitsförderung: Flächende-
ckender Auf- und Ausbau der Angebote und Netzwerke
der gesundheitsbezogenen Prävention und Gesundheits-
förderung von Heranwachsenden im Schulalter im
Rahmen von Maßnahmen und Angeboten schulbezo-
gener Kinder- und Jugendhilfe. Das Ziel: Aufbau von
schulbezogener Kinder- und Jugendhilfe im Bereich
der gesundheitsbezogenen Prävention und Gesund-
heitsförderung, beginnend mit dem Primarbereich und
insbesondere in der schulischen Ganztagsbetreuung,
in mindestens 25 Prozent aller Schulen und Schulty-
pen in den nächsten fünf Jahren.
– Psychosoziale Entwicklung im Jugend- und jungen
Erwachsenenalter: Umfassendere Unterstützung der
psychosozialen Entwicklung von Jugendlichen und
jungen Erwachsenen in einer immer komplexer wer-
denden Gesellschaft. Die Ziele: Die psychosozialen
Auffälligkeiten von Jugendlichen sind in fünf Jahren
um 10 Prozent vermindert. Überprüfung der Auftre-
tenshäufigkeiten von psychischen und Verhaltensauffäl-
ligkeiten bei der nächsten umfassenden Untersuchung
(z. B. im Rahmen einer KiGGS-Fortschreibung).
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Teil A Ausgangspunkte: Gesellschaftliche 
Bedingungen des Aufwachsens 
und konzeptionelle Grundlagen 
des Berichts
1 Einleitung
Im Mittelpunkt des 13. Kinder- und Jugendberichtes der 
Bundesregierung stehen Ansätze und Strategien gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung in 
der Kinder- und Jugendhilfe. Damit werden für die Kin-
der- und Jugendhilfe zwei Begriffe in den Mittelpunkt ge-
rückt, die zwar in der gesundheitsbezogenen Fachdiskus-
sion weithin bekannt sind, über deren Bedeutung und 
konzeptionelle Hintergründe in den meisten Feldern der 
Kinder- und Jugendhilfe bislang allerdings nur vage Vor-
stellungen vorliegen.
Dies mag insofern erstaunlich erscheinen, als ein Blick 
zurück zu den Anfängen der beruflichen Fürsorge und 
Sozialarbeit im deutschen Kaiserreich belegt, dass die 
Verbesserung der Gesundheit ein wichtiges Anliegen der 
Praxis war. Unter dem Dach der Gesundheitsfürsorge als 
einem zentralen Bestandteil der Wohlfahrtspflege wurden 
so unterschiedliche Aufgaben wie die Krankenpflege und 
Behindertenfürsorge, die Verbesserung der Hygiene und 
die Seuchenbekämpfung in den Wohnquartieren, Aufklä-
rung, Vorbeugung und Beratung (z. B. bei der Pflege der 
Kinder und der Ernährung) zu selbstverständlichen 
Aspekten der Praxis (z. B. der sog. Wohnungspflegerin-
nen in Berlin), der Ausbildung, z. B. an den Sozialen 
Frauenschulen, und der schrittweisen Verberuflichung 
(vgl. z. B. Sachße 1986; Sachße/Tennstedt 1988; Hering/
Münchmeier 2003).
Vor allem nach dem Zweiten Weltkrieg führten die fort-
schreitende Ausdifferenzierung der Aufgabengebiete, die 
Spezialisierung der Tätigkeitsfelder und die Fortschritte 
in der Forschung von wenigen Ausnahmen abgesehen je-
doch zu einer weitgehenden gegenseitigen Abkoppelung 
der pädagogischen, medizinischen bzw. psychiatrischen 
und auf Rehabilitation abzielenden Praxisfelder und der 
dazu gehörenden Diskurse. Zu diesen Ausnahmen gehö-
ren vor allem die verschiedenen Formen der Sozialarbeit 
im Kontext des Gesundheitswesens, also z. B. die Sozial-
arbeit im Krankenhaus, in der Psychiatrie, Frühförderung, 
soziale Rehabilitation oder der Pflege. Innerhalb der So-
zialen Arbeit förderte die Ausdifferenzierung der Kinder- 
und Jugendhilfe als einem weitgehend sozialpädagogisch 
geprägten Praxisfeld diese Entwicklung zusätzlich.
Eine analoge Entwicklung lässt sich für das Medizinsys-
tem beobachten. Dieses hat sich immer weiter ausdiffe-
renziert und in eine kaum überschaubare Anzahl von Sub-
systemen mit ihren eigenen Fachkulturen ausgebildet. 
Die fast vollständige Zuordnung der medizinischen Teil-
disziplinen zu dem naturwissenschaftlichen Forschungs-
paradigma hat einerseits zu einer produktiven For-
schungslandschaft geführt, aber andererseits für den 
medizinischen Blick zu einer Entkopplung von körperli-
chen gegenüber psychosozialen Existenzbedingungen des 
Menschen geführt. Ein Bewusstsein für die biopsychoso-
ziale Einheit der Gesundheit und Krankheit, wie es noch 
Virchow oder Grotjahn im 19. und zu Beginn des 
20. Jahrhunderts zeigten, ist dem Medizinsystem zuneh-
mend abhandengekommen (vgl. Göckenjan 1985; Labisch
1991). Die immer wieder unternommenen Versuche einer 
integrativen Sicht, wie sie in der Sozialmedizin, Medizin-
soziologie oder Psychosomatik gestartet wurden, konnten 
zu keiner Korrektur des medizinischen Mainstreams füh-
ren. Dieser wurde durch die Dominanz des medizinischen 
Versorgungssystems ebenso wie durch seine Ökonomisie-
rung in Gestalt von Gebührenordnungen und anderen 
finanziellen Steuerungssystemen darin gestützt, die kör-
perliche Sphäre menschlichen Seins von ihren psychoso-
zialen, gesellschaftlichen und materiellen Existenzbedin-
gungen abzutrennen. Trotz gewichtiger evidenzbasierter 
Gegenpositionen, die vor allem auf die gesundheitsrele-
vante Bedeutung sozialer Ungleichheit verweisen und die 
von international renommierten Forschern wie Marmot
(2004) oder Wilkinson (2005; vgl. Marmot/Wilkinson 
2005) ausgeführt wurden, haben zwar die gesundheits-
politischen Prioritäten der Weltgesundheitsorganisation
(2004) und Europäischen Union (2007) geprägt, aber sie 
haben noch zu keiner nachhaltigen Neudefinition der 
Prioritäten geführt.
Eine starke Ausdifferenzierung, zum Teil verbunden mit 
gegenseitiger Abschottung der Forschungsfelder und Dis-
ziplinen sowie der entsprechenden Praxisangebote lässt 
sich auch im Bereich der Behindertenhilfe und der Reha-
bilitation beobachten.
Vor diesen Hintergründen lässt sich der vorliegende Be-
richt auch als ein Dokument des Bemühens um Wieder-
annäherung einer lange in Vergessenheit geratenen ge-
meinsamen Herausforderung von Medizin, Kinder- und 
Jugendhilfe und Behindertenhilfe begreifen. Wie weitrei-
chend dieses Vergessen war, wurde nicht zuletzt im 
11. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung be-
tont: „Das Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) hat 
kein Verhältnis zur Gesundheit. Die Förderung der Ge-
sundheit gehört nach § 2 nicht ausdrücklich zu den Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe; nur die Hilfe für see-
lisch behinderte Kinder und Jugendliche ist nach § 2 (2) 
Nummer 5 Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe“ (Deut-
scher Bundestag 2002, S. 226f.; vgl. auch Sting 2002, 
S. 413; Seifert 2007). Die Sachverständigenkommission 
empfahl damals schon „eine Neuorientierung des KJHG 
im Sinne einer stärkeren Einbeziehung der Gesundheits-
förderung“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 227). Die 
Bundesregierung unterstützte damals „die Gewichtung, 
die der Bericht dem körperlichen, geistigen und sozialen 
Wohlbefinden als einem umfassenden Verständnis von 
Gesundheit zumisst, ebenso wie die Auffassung, dass alle 
Erziehungs- und Bildungsinstitutionen hierzu aktiv beizu-
tragen haben“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 22). Zu-
gleich wies sie allerdings darauf hin, dass die Kritik der 
Sachverständigenkommission insofern zu wenig differen-
ziert sei, da „die Förderung der Gesundheit bzw. die Auf-
klärung über Einflüsse, die die Gesundheit gefährden, zu 
den Aufgaben des erzieherischen Kinder- und Jugend-
schutzes nach § 14 SGB VIII“ (ebd.) gehören würden.
Drucksache 16/12860 – 44 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Man mag darüber streiten, welchen Einfluss die Beto-
nung des Themas Gesundheit und die Forderung, Ge-
sundheitsförderung als Aufgabe der Kinder- und Jugend-
hilfe zu begreifen, im 11. Kinder- und Jugendbericht samt 
der begleitenden Expertisen (Sachverständigenkommis-
sion 11. Kinder- und Jugendbericht 2002) aufs Ganze 
gesehen hatten. Immerhin mehren sich in jüngerer Zeit 
die Anzeichen einer breiteren und intensiveren Beschäfti-
gung mit der Thematik (vgl. z. B. Internationale Arbeits-
gemeinschaft für Jugendfragen 2004; JMK 2006; AGJ/
BVKJ 2008; ), nicht zuletzt motiviert durch die Diskus-
sion um die Zusammenarbeit der Kinder- und Jugendhilfe 
mit dem Gesundheitswesen im Bereich des Kinders-
chutzes bzw. der sogenannten frühen Hilfen (vgl. Ziegen-
hain/Fegert 2007; ebenso: Beschluss der Konferenz der 
Bundeskanzlerin mit den Regierungschefs der Länder 
vom 19. Dezember 2007 zum Thema Kinderschutz1). 
Hervorzuheben ist schließlich, dass unterhalb der bundes-
gesetzlichen Vorgaben sich vor allem in den Bildungsplä-
nen der Länder für die Kindertagesbetreuung und in der 
Praxis zahlreicher Einrichtungen in diesem Feld eine 
Vielzahl von Hinweisen auf die mittlerweile weithin be-
stehende Akzeptanz der Thematik finden lassen (vgl. 
Friederich 2008; Wustmann 2008).
Diese Wiederannäherung der Kinder- und Jugendhilfe an 
die Gesundheitsthematik beinhaltet allerdings bei genauer 
Betrachtung zahlreiche Voraussetzungen. Auf der einen 
Seite verbergen sich hinter den einschlägigen Begriffen 
vielfältige Diskurse. Gesundheit ist schon immer ein wer-
bewirksamer, normativ hochaufgeladener und von vielen 
Mythen umrankter Begriff der öffentlichen Debatten. 
Zugleich werden mit den beiden Begriffen gesundheits-
bezogene Prävention und Gesundheitsförderung umfang-
reiche, mittlerweile hochgradig ausdifferenzierte Theorie-
debatten und Fachdiskussionen sowie langjährige 
Forschungstraditionen mittransportiert. Auf der anderen 
Seite mögen zwar die Entwicklungen der letzten Jahre 
alle in die Richtung weisen, dass der Themenkomplex 
Gesundheit, gesundheitsbezogene Prävention und Ge-
sundheitsförderung sich zu einer fachlichen Herausforde-
rung der Kinder- und Jugendhilfe entwickelt. Der Be-
richtsauftrag, der dahinter stehende politische Wille und 
die angedeuteten Entwicklungen in der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind jedoch nur die eine Seite. Auf der anderen 
Seite können die erfolgten Ausdifferenzierungen und 
Spezialisierungen in allen hier in Rede stehenden Feldern 
während der letzten 100 Jahre nicht einfach auf die Seite 
geschoben werden.
Die daraus resultierenden Fragen sind vielfältig. So kann 
man mit guten Gründen unterstellen, dass für Gesundheit 
in unserer Gesellschaft vorrangig das Gesundheitssystem, 
die Gesundheitspolitik und ggf. die Gesundheitserzie-
hung und gesundheitliche Aufklärung zuständig sind. Da-
mit wird aber die Frage nach den Zuständigkeiten, den 
Möglichkeiten und Grenzen der Kinder- und Jugendhilfe 
virulent. Man darf diese Frage nicht unterschätzen, denn 
je nach ihrer Beantwortung ergeben sich je unterschiedli-
che Herausforderungen für die Kinder- und Jugendhilfe. 
Immerhin lautet – zumindest theoretisch denkbar – eine 
Antwort: Die Kinder- und Jugendhilfe ist die falsche 
Adresse, wenn es um gesundheitsbezogene Prävention 
und Gesundheitsförderung im Kindes- und Jugendalter 
geht.
Die Sachverständigenkommission dieses Berichtes teilt 
diese Position nicht. Es bedarf allerdings aus ihrer Sicht 
der Begründung, inwiefern die Kinder- und Jugendhilfe 
aufgefordert ist, mindestens expliziter als bisher Gesund-
heit und Gesundheitsförderung zu Bezugspunkten ihres 
fachlichen Handelns zu machen, und was dies für ihre 
Praxis und ihre Fachdebatte bedeutet. Genau in diesem 
Sinne strebt der vorliegende Bericht an, eine Antwort auf 
jene Frage zu formulieren, die Sting bereits 2002 an die 
Kinder- und Jugendhilfe adressierte: Ausgehend von der 
Prämisse, dass Gesundheit, Gesundheitsförderung und 
Gesundheitserhaltung in der Zuständigkeit der Kinder- 
und Jugendhilfe liegen, sei aus seiner Sicht noch immer 
die Frage offen, „in welcher Form sozialpädagogisches 
Handeln als das spezifisch professionelle Tun in diesem 
Feld zur Förderung von Gesundheit bei Kindern und Ju-
gendlichen beitragen kann“ (Sting 2002, S. 413). Und 
weil dazu bisher nur verstreute Bruchstücke vorliegen 
und man kaum auf etablierte Wissensbestände und ausge-
reifte Debatten zurückgreifen kann, begibt sich dieser Be-
richt unvermeidlich an vielen Stellen auf konzeptionelles 
Neuland.
Wer Neuland betritt, benötigt erfahrungsgemäß ein paar 
Hilfsmittel, um sich zurechtzufinden – im vorliegenden 
Fall orientierende Konzepte. Zudem bedarf es der Klä-
rung zentraler Begriffe wie Gesundheit, gesundheitsbezo-
gener Prävention und Gesundheitsförderung und der Sor-
tierung der theoretischen Prämissen im Hintergrund. Dies 
zu leisten, ist Aufgabe dieses ersten Kapitels. Ihm vorge-
schaltet ist ein kurzer Abschnitt zum Aufwachsen in der 
Spätmoderne, der die gesellschaftlichen Rahmenbedin-
gungen knapp umreißt. Deutlich gemacht werden soll, 
warum Fragen des Wohlbefindens im Kindes- und Ju-
gendalter heute eine neue Bedeutung gewonnen haben.
2 Aufwachsen in der Spätmoderne
2.1 Kindheit und Jugend in der globalisierten 
Gesellschaft
In der jüngeren Vergangenheit hat sich eine breite öffent-
liche Diskussion über die veränderten Bedingungen des 
Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen entwickelt. 
Seien es die aufgeregten Debatten um die vermeintliche 
Erziehungskatastrophe (Gaschke 2001) oder in jüngerer 
Zeit der Frage „Warum unsere Kinder Tyrannen werden“ 
(Winterhoff 2008), seien es die Diskussionen zum wach-
senden Medienkonsum und den Gefahren einiger Compu-
terspiele und des Internets. Wie immer man diese und 
ähnliche Debatten, die Triftigkeit ihrer Problemdiagnosen 
und die jeweils vertretenen Positionen einschätzen mag, 
in jedem Fall sind sie als Hinweise darauf zu verstehen, 
dass die Bedingungen des Aufwachsens in Deutschland 
1 Quelle: www.fruehehilfen.de/fileadmin/fileadmin-nzfh/pdf/Ergebnis 
_ AGI_Vernetzung.pdf
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– und nicht nur dort – im Wandel begriffen sind. Sie sind 
Ausdruck einer spätestens seit Beginn der siebziger Jahre 
des letzten Jahrhunderts andauernden Entwicklung, die 
der Bildungsforscher und Entwicklungspsychologe Fend
in seinem Buch „Sozialgeschichte des Aufwachsens“ 
(1988) als zunehmende „Freiheitsgrade des Handelns“ 
und die „Erweiterung von Möglichkeitsräumen“ charak-
terisiert: „Erweiterte Möglichkeiten bedeuten aber auch 
geringere Notwendigkeiten der Einordnung in gegebene 
Verhältnisse. (...) Damit werden aber Tugenden, mit (un-
veränderlichen) Umständen leben zu können, weniger 
funktional und weniger eintrainiert als Tugenden, sich 
klug entscheiden zu können und Beziehungsverhältnisse 
aktiv befriedigend zu gestalten“ (Fend 1988, S. 296). Al-
lerdings sind dabei zwei wichtige Aspekte mitzubeden-
ken. Erstens die Freiheitsgewinne sind mit – zum Teil 
neuen – Risiken verbunden. Und zweitens sind die ver-
fügbaren Möglichkeiten, die Freiheitsgewinne zu nutzen 
und die Risiken zu bewältigen, ungleich verteilt.
Kinder und Jugendliche wachsen heute in einer Gesell-
schaft auf, die durch die Pluralisierung der Lebensstile, 
Werthaltungen und Ziele gekennzeichnet ist und in der 
sich die sozialstrukturell gegebenen objektiven Lebens-
chancen höchst unterschiedlich darstellen. Eine solche 
Gesellschaft eröffnet für die Gestaltung des eigenen Le-
bens viele Optionen, die allerdings insofern auch mit 
Risiken verbunden sind, weil sich die Subjekte immer 
weniger auf vorgegebene Normen, Fahrpläne durch das 
Leben und Regeln beziehen können. Wer in dieser Gesell-
schaft zurechtkommen möchte, ist aufgefordert, die Ver-
antwortung für sein Leben in die eigene Hand zu nehmen, 
also selbst zu entscheiden mit allen damit verbundenen 
individuellen Chancen und Risiken einerseits und un-
gleich verteilten objektiven Gestaltungsspielräumen an-
dererseits (Beck 1997; Keupp u. a. 1999).
Der tief greifende soziokulturelle Umbruch zeigt gerade 
bei Heranwachsenden seine zwei Seiten: Einerseits sind 
auch schon für Jugendliche die Freiheitsgrade für die Ge-
staltung der eigenen individuellen Lebensweise sehr 
hoch. Andererseits gehen diese „Individualisierungschan-
cen“ einher mit einer Lockerung von sozialen und 
kulturellen Bindungen. Das Aufwachsen unter den Be-
dingungen dieser spätmodernen Gesellschaft2 ist, so gese-
hen, auch ein Aufwachsen in eine Welt hinein, die zuneh-
mend „unlesbar“ (Sennett 1998) geworden ist, für die 
bisherige Erfahrungen und das vertraute Begriffsinventar 
nicht ausreichen, um eine stimmige Interpretation oder 
eine verlässliche Prognose zu erreichen. Für diese Welt 
existiert kein Atlas, auf den man einfach zurückgreifen 
könnte, um Heranwachsenden ihren möglichen Ort und 
den Weg dorthin erklären zu können. Insofern sind sie in 
gewisser Weise zunehmend auf sich selbst angewiesen, 
dadurch tendenziell aber auch von Ungewissheit, Wider-
sprüchlichkeit und Überforderung bedroht.
Die damit verbundenen Anforderungen zur erfolgreichen 
Lebensbewältigung sowie Lern- und Bildungserwartun-
gen an die Subjekte stellen für alle Kinder und Jugendli-
che, ihre Familien und ihre pädagogischen Umwelten 
neue Herausforderungen dar. Dabei ist zu konstatieren, 
dass aufgrund förderlicher Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen viele Kinder und Jugendliche in der 
Lage sind, die Herausforderungen ohne größere Auffäl-
ligkeiten zu bewältigen. Es gibt aber auch eine nicht prä-
zise, sondern nur näherungsweise zu beziffernde Zahl 
von Kindern und Jugendlichen, die die Chancen nicht 
nutzen können, die an den Risiken scheitern und die über-
fordert sind. Ein sichtbarer Indikator hierfür ist die seit 
der ersten PISA-Studie sogenannte Risikogruppe, also je-
nes Fünftel etwa des getesteten Altersjahrganges, das 
nicht über die in dieser Gesellschaft notwendigen Kern-
kompetenzen verfügt. Ein zweiter Indikator, der in die-
sem Bericht eine zentrale Rolle spielt, sind die hohen An-
teile sozial auffälliger sowie psychisch kranker Kinder 
und Jugendlicher. Für Kinder und Jugendliche, die mit 
Behinderung leben, ergibt sich als „spezifische Belas-
tung“ die große Zurückhaltung, ihnen die Risiken des He-
ranwachsens gleichermaßen zuzumuten und zuzutrauen.
Die sich in den aktuellen gesellschaftlichen Veränderun-
gen3 andeutenden widersprüchlichen Tendenzen lassen 
das „Aufwachsen heute“ (Göppel 2007) zu einer Konstel-
lation „riskanter Chancen“ (Keupp 1988) werden. Es er-
öffnen sich in diesen Wandlungsprozessen durchaus neue 
Gestaltungsmöglichkeiten im eigenen Lebensentwurf und 
in der alltäglichen Lebensführung. Gleichzeitig wachsen 
aber auch die Risiken des Scheiterns. Denn die Bedin-
gung für eine selbstbestimmte Nutzung dieser Chancen, 
für die Erfahrung von Selbstwirksamkeit und Handlungs-
mächtigkeit, setzen Ressourcen voraus, die für viele He-
ranwachsende nicht erreichbar sind. Die institutionellen 
Ressourcen aus dem Bildungssystem, der Kinder- und Ju-
gendhilfe- und dem Gesundheitssystem sind in ihrer ge-
genwärtigen Gestalt aber nur unzureichend in der Lage, 
die person- und milieugebundenen Ungleichheiten zu 
kompensieren und Ressourcen so zu fördern, dass von ei-
ner Ressourcengerechtigkeit gesprochen werden könnte. 
Insofern tragen sie ihrerseits unabsichtlich zur Risiko-
erhöhung bei.
2.2 Entwicklungsressourcen und 
Verteilungsgerechtigkeit
Die Suche nach positiven Entwicklungspfaden bei He-
ranwachsenden geht von der Annahme aus, dass alle Kin-
der und Jugendlichen prinzipiell über das Potenzial verfü-
gen, sich zu handlungsfähigen Subjekten zu entwickeln, 
die am gesellschaftlichen Leben teilnehmen und es mit 
ihrem Handeln gestalten und verändern können.4 Lerner 
(2004) bezeichnet diesen Prozess mit der Metapher des 
„Thriving“, also als einen Prozess des „Gedeihens“. 
2 Zu der Beschreibung der Gegenwart als Spätmoderne vgl. Giddens 
1992; Keupp/Hohl 2006.
3 Zu den Bedingungen des Aufwachsen heute vgl. auch Bundes-
jugendkuratorium 2001, Castells 1991.
4 Vgl. hierzu die Übersicht von Weichhold/Silbereisen 2007 und Ge-
meindepsychologen um Cowen, Lorion und Rappaport (vgl. Cicchetti/ 
Rappaport/Sandler/Weissberg 2000).
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Diese positive Entwicklung lässt sich allerdings nicht als 
ein von Natur aus angelegtes Ablaufgeschehen begreifen, 
in dem sich eine innere Anlage entfaltet, sondern im Zen-
trum steht ein Modell von Entwicklung, das in einem 
transaktionalen Sinne als dynamisches Austauschsystem 
zwischen den heranwachsenden Subjekten und den unter-
schiedlichen sozialen Systemen (wie Familie, Schule, 
Peergruppe, Nachbarschaft und Gesamtgesellschaft) ver-
standen wird. Lerner, Alberts und Bobek (2007) formulie-
ren den Kern ihrer Überlegungen zur positiven Entwick-
lung in der folgenden Frage: „Wie verbringen Menschen 
die ersten beiden Lebensjahrzehnte, um zu jungen Er-
wachsenen heranzuwachsen, die sich intellektuell, sozial 
und beruflich kompetent verhalten und überzeugt sind, 
Teil eines fürsorgenden Gemeinwesens zu sein, das pro-
duktive und wertgeschätzte Beiträge zur Qualität von 
Familien- und gesellschaftlichem Leben leisten kann?“ 
(S. 10). Es wird an solchen Formulierungen deutlich, dass 
diese nicht nur wissens-, sondern auch wertebasiert sind. 
Das erschließt sich noch mehr in weiteren basalen Fra-
gen, die Lerner u. a. stellen: „Wie können wir jungen 
Menschen die Fähigkeiten und Fertigkeiten vermitteln, 
die sie brauchen, um zu gedeihen, d. h. um ein erfolgrei-
ches Leben zu führen und durch ihre Erwerbstätigkeit und 
erfolgreiches Unternehmertum einen Beitrag für die de-
mokratische Gesellschaft in einer flachen Welt (…) zu 
leisten? Wie können wir gewährleisten, dass sie zu akti-
ven und positiven Bürgern heranwachsen, die sich gesell-
schaftlich engagieren und einen wertgeschätzten gesell-
schaftlichen Beitrag leisten?“ (ebd.). Mit dem Konzept 
der „flachen Welt“ von Friedman (2006) nehmen die Au-
toren auf Herausforderungen einer globalisierten Welt 
Bezug, die von Heranwachsenden spezifische Fähigkei-
ten und Fertigkeiten verlangen, die Lerner und sein Team 
als die 5 C (vgl. Abb. 2.1) der positiven Entwicklung be-
zeichnen. Von Roth und Brooks-Gunn (2003a) wurden sie 
so zusammengefasst:
Die „5 C“ der positiven Entwicklung (vgl. Abb. 2.1)
„Die Förderung von Kompetenz, dem ersten C, zielt 
u. a. auf die Verbesserung der sozialen, schulischen, 
kognitiven und beruflichen Kompetenzen der Teilneh-
mer. Soziale Kompetenz umfasst interpersonale Fähig-
keiten wie Kommunikationsfähigkeit, Durchsetzungs-
vermögen, Ablehnung und Widerstand und die 
Fähigkeit zur Lösung von Konflikten. Kognitive Kom-
petenz beschreibt kognitive Fähigkeiten, einschließlich 
logisches und analytisches Denken, Problemlösungsfä-
higkeit, Entscheidungsfähigkeit, planvolles Handeln 
und die Fähigkeit, Ziele zu setzen. Schulnoten, Anwe-
senheit, Prüfungsergebnisse und Schulabschlussquoten 
fallen unter die schulische (akademische) Kompetenz. 
Berufliche Kompetenz meint Arbeitseinstellungen und 
Berufswahlorientierungen.
Die Förderung des Vertrauens von jungen Menschen, 
das zweite C, beinhaltet Ziele in Bezug auf die Erhö-
hung des Selbstwertgefühls, der Selbsteinschätzung, des 
Selbstvertrauens, der Identität und des Glaubens an die 
Zukunft der Jugendlichen. Die Anregung und Unterstüt-
zung von sozialen Bindungen, das dritte C, umfasst den 
Aufbau und die Stärkung von Beziehungen eines Ju-
gendlichen zu anderen Menschen und Institutionen wie 
der Schule. Das vierte C – Charakter – lässt sich am 
schwierigsten definieren. Programmatische Ziele wie 
die Erhöhung der Selbstkontrolle und Selbstbeherr-
schung, die Verminderung von gesundheitsschädigen-
dem (Problem-)Verhalten, die Achtung von kulturellen 
und gesellschaftlichen Regeln und Normen sowie Ge-
rechtigkeitssinn (Moral) und Spiritualität beschreiben 
die Charakterkomponente. Die Entwicklung von Für-
sorge und Mitgefühl, das fünfte C, zielt auf die Erhö-
hung der Empathiefähigkeit von Jugendlichen und ihrer 
Fähigkeit, sich in andere hineinzuversetzen“ (Roth/
Brooks-Gunn 2003b, S. 205).
A b b i l d u n g  2.1 
Positive Jugendentwicklung (PJE) umfasst „5 C“
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Im Sinne der transaktionalen Entwicklungsperspektive ist 
das Erreichen solcher Zielbestimmungen einer positiven 
Entwicklung als ein Zusammenwirken individueller Res-
sourcen und gesellschaftlichen Kontextbedingungen zu 
verstehen, die die Zielerreichung unterstützen und för-
dern. Sie bilden den Pool von 40 Entwicklungsressour-
cen, 20 internalen und 20 externalen (Developmental 
Assets, vgl. Lerner/Benson 2004), die allen Heranwach-
senden zugänglich sein sollten.5
Im Zusammenwirken dieser inneren und äußeren Res-
sourcen entsteht – wie die Modellabbildung zeigt – der 
Nährboden für eine förderliche Entwicklung von Heran-
wachsenden. Eine Reihe von empirischen Studien 
(Scales/Benson/Leffert 2000; Scales, Benson/Mannes 
2006) zeigen, dass die psychische Gesundheit in hohem 
Maße von dem Zugang zu den unterschiedlichen interna-
len und externalen Entwicklungsressourcen abhängt, und 
umgekehrt, dass bei unterschiedlichen psychosozialen 
Problemen wie Suizid, Depression, Drogenabhängigkeit 
und Gewaltbereitschaft eine „Unterversorgung“ mit die-
sen Ressourcen vorliegt.
Chancen(un)gleichheit
Die in der Einleitung bewusst gewählte Formulierung, 
dass es in diesem Bericht um die Gesundheitsförderung 
aller Kinder und Jugendlicher gehen solle, verweist auf 
die Einsicht, dass Heranwachsende in ihren Lebenskon-
texten sehr ungleiche Voraussetzungen und Chancen für 
ein gesundes Leben vorfinden. Daher muss eine Aus-
einandersetzung mit Konzepten von Gesundheitsförde-
rung immer im Blick haben, wie diese Konzepte den 
Unterschieden zwischen ihren Adressatinnen und Adres-
saten gerecht werden können.
Diese Einsicht ist an sich nicht neu, allerdings wird ihre 
Umsetzung in jüngerer Zeit wieder systematischer einge-
fordert und zugleich ist die Auseinandersetzung mit den 
Themen Differenz und Heterogenität kritischer und viel-
schichtiger geworden.
Aus dem Bewusstsein für ungleiche Chancen und Risiken 
waren bereits seit den 1970er-Jahren Konzepte der 
Frauen- und Mädchenarbeit, der Familienberatung mit 
„Unterschichtsfamilien“ oder der „Ausländerpädagogik“ 
entwickelt worden. Analog dazu wurden in der empiri-
schen Sozialforschung Geschlecht, Sozialstatus, Nationa-
lität zunehmend häufiger erhoben, um in der Auswertung 
bestimmte Zusammenhänge sichtbar machen zu können. 
Die Frage nach der Unterschiedlichkeit wurde somit in 
der Forschung durch die genannte Kategorienbildung und 
in der Praxis durch zielgruppenspezifische Konzepte be-
antwortet.
Ebenfalls in den 70er-Jahren des letzten Jahrhunderts ent-
faltete sich auf der Basis sozialepidemiologischer Daten, 
die einen klaren Zusammenhang zwischen sozioökono-
mischem Status und Erkrankungsrisiko zeigten (vgl. 
Keupp 1974), eine intensive gesundheitspolitische Re-
formdiskussion. Es war von der „gesundheitspolitischen 
Hypothek der Klassengesellschaft“ die Rede (v. Ferber 
1971). Dieses geschärfte Bewusstsein für die gesund-
heitlichen Folgen von Armut und sozialer Ungleichheit 
ist im Gefolge der weiteren wohlfahrtsstaatlichen Moder-
nisierung zunächst zunehmend verblasst. Im neuen Jahr-
hundert hat sich diese Situation aber entscheidend 
verändert. Da Ungleichheiten wachsen und Maßnahmen 
sozialpolitischer Gegensteuerung zurückgenommen wur-
den, erfährt das Thema gesundheitliche Ungleichheit eine 
neue und notwendige Konjunktur. Das gilt für die interna-
tionale Forschungslandschaft (vgl. zusammenfassend 
Mirowsky/Ross 2003, Cockerham 2007) und zunehmend 
auch für die deutschsprachige Gesundheitsforschung.6
Externale Entwicklungsressourcen
Unterstützung: Alle Heranwachsenden brauchen die Er-
fahrung der Unterstützung, Sorge und Liebe durch ihre 
Familien und viele andere. Sie brauchen Organisationen 
und Institutionen, die positive, unterstützende Umwel-
ten schaffen.
– Empowerment: Alle Heranwachsenden brauchen die 
Wertschätzung der Gesellschaft und brauchen Gele-
genheiten, sinnvolle Rollen einzunehmen und andere 
Personen zu unterstützen. Dafür müssen sie sich zu 
Hause, in der Schule und der Nachbarschaft sicher 
fühlen.
– Grenzen und Erwartungen: Alle Heranwachsenden 
müssen wissen, was von ihnen in der Familie, der 
Schule, der Nachbarschaft und von Erwachsenen er-
wartet wird und ob sich ihre Handlungen in den ge-
sellschaftlichen Grenzen bewegen.
– Konstruktive Nutzung der Zeit: Alle Heranwachsen-
den brauchen konstruktive und bereichernde Gele-
genheiten für ihr persönliches Wachstum durch 
kreatives Handeln, Programme für jugendliche 
Engagements.
Internale Entwicklungsressourcen
– Lernbereitschaft: Alle Heranwachsenden müssen eine 
Bereitschaft zu lebenslanger Bildung entwickeln.
– Positive Werte: Alle Heranwachsenden müssen 
starke Werte wie Hilfsbereitschaft, Gleichheit und 
Gerechtigkeit, Verantwortlichkeit, Ehrlichkeit entwi-
ckeln, die ihr Handeln bestimmen.
– Soziale Kompetenzen: Alle Heranwachsenden brau-
chen Fähigkeiten, für sich Entscheidungen zu treffen, 
Beziehungen aufzunehmen, Konflikte auszutragen, 
widerstandsfähig gegen Gruppenzwänge zu sein und 
mit kultureller Differenz umgehen zu können.
– Positive Identität: Alle Heranwachsenden brauchen 
ein Gefühl der Selbstwirksamkeit, des Selbstwertes, 
der Sinnhaftigkeit und einer positiven Zukunft.5
5 Quelle: Synopse der 40 Entwicklungsressourcen nach Lerner/Benson 
2004.
6 Vgl. Keupp 2007; Mielck 2000; Mielck/Bloomfield 2001; Richter/
Hurrelmann 2006; Richter/Hurrelmann/Klocke u. a. 2008; Dragano/
Lampert/Siegrist 2008.
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Das Robert-Koch-Institut (RKI 2001; 2003; 2005 a/b) hat 
sich durch mehrere Publikationen intensiv um die Doku-
mentation der Befunde zu den gesundheitlichen Folgen 
von Armutserfahrungen bemüht. Und nicht zuletzt hat 
jüngst der vom RKI koordinierte Kinder- und Jugendge-
sundheitssurvey, die sogenannte KiGGS-Studie, dieses 
Thema auf aktuellem Datenniveau in seiner Relevanz un-
terstrichen (vgl. RKI 2007).
Das Regionalbüro der Weltgesundheitsorganisation für 
Europa hat in seiner Publikation „Solid Facts“7 auf die 
Bedeutung der gerechten Verteilung von gesundheitsrele-
vanten Ressourcen hingewiesen. „Die Benachteiligung 
kann unterschiedlichste Formen annehmen, sie kann au-
ßerdem absolut oder relativ sein. Das bedeutet beispiels-
weise, dass keine starken Familienbande bestehen, dass 
man eine schlechtere Schulbildung mit auf den Weg be-
kommt, dass man in einer beruflichen Sackgasse steckt 
oder der Arbeitsplatz nicht gesichert ist, dass man keine 
anständige Wohnunterkunft hat und seine Kinder unter 
schwierigen Umständen großziehen muss. Alle diese un-
terschiedlichen Formen von Benachteiligung betreffen 
tendenziell immer die gleichen Menschen und haben ku-
mulative Auswirkungen auf ihren Gesundheitszustand. Je 
länger die Menschen unter belastenden wirtschaftlichen 
und sozialen Bedingungen leben müssen, umso stärker 
machen sich körperliche Verschleißerscheinungen be-
merkbar und umso unwahrscheinlicher wird es, dass sie 
ihre alten Tage gesund erleben können“ (WHO 2004, 
S. 10).8
Die WHO-Autoren betonen auch die biografische Akku-
mulation von Benachteiligungen: „Der Mensch durch-
läuft in seinem Leben viele entscheidende Phasen: ge-
fühlsmäßige und materielle Veränderungen in der frühen 
Kindheit, den Schritt von der Schule zur weiterführenden 
Ausbildung, den Eintritt ins Arbeitsleben, das Verlassen 
des Elternhauses, die Gründung einer eigenen Familie, 
den Wechsel und möglichen Verlust des Arbeitsplatzes 
und schließlich das Rentnerdasein. Alle diese Verände-
rungen können gesundheitliche Auswirkungen haben, ob 
positive oder negative, das hängt davon ab, ob die Men-
schen einen Weg einschlagen, auf dem sie sozialer Be-
nachteiligung ausgesetzt sind“ (ebd., S. 11). Bei jedem 
weiteren biografischen Einschnitt und Übergang sind 
Menschen, die einmal benachteiligt wurden, am stärksten 
gefährdet.
Der kumulative Effekt von benachteiligenden Lebensbe-
dingungen wird bei Heranwachsenden mit Armutshinter-
grund deutlich. Einen guten Indikator zumindest für dro-
hende Armutslagen bieten die Sozialhilfedaten. Hier zeigt 
sich, dass vor allem Kinder und Jugendliche selbst mit 
wachsender Tendenz Sozialhilfeempfänger werden und 
damit Armutskarrieren gebahnt werden. Wichtig er-
scheint dabei die häufig gegebene Kombination von man-
gelndem Zugang zu Bildungskapital und materiellem 
Kapital, die – ganz im Sinne von Bourdieu (1982) – eine 
fatale Koalition im Sinne einer doppelten Benachteili-
gung bilden. Und diese verschärft sich noch, wenn man 
den Mangel an sozialem Kapital und damit an Bewälti-
gungsressourcen berücksichtigt, der bei Heranwachsen-
den in Armutslagen nachgewiesen ist. In dieser Kumula-
tion von Benachteiligungen liegen die Ursachen für einen 
Mangel an sozialer Integration, für einen Mangel an ge-
sellschaftlicher Teilhabe und das Grundgefühl, von den 
gesellschaftlichen Chancen ausgeschlossen zu sein. 
„Ausgrenzung“ (Exklusion) und „Teilhabe“ (Inklusion) 
sind in der Debatte um soziale Ungleichheit zu Schlüssel-
begriffen geworden (vgl. Luhmann 1999). Einbezogen 
sind hiermit Teilhaberechte und deren Realisierungschan-
cen. Dies bezieht die Folgen von Arbeitslosigkeit und Ar-
mut für den gesellschaftlichen Zusammenhalt ein, meint 
aber ebenso Gesundheitssysteme, Bildungschancen und 
die Freizeitgestaltung ohne Barrieren bei Behinderung 
(vgl. Böhnke 2005; Kronauer 2002; Callies 2004; Bude 
2008; Bude/Willisch 2007; Wansing 2005; Wacker 
2008a).
Nicht alle Bevölkerungsschichten sind gleichermaßen 
vom Risiko sozialer Ausgrenzung betroffen. Langzeitar-
beitslosigkeit und Armut, insbesondere wenn sie von 
Dauer ist, gehen mit einer deutlichen Verschlechterung 
von Teilhabemöglichkeiten einher. Neben einem fehlen-
den Berufsabschluss und niedrigem Bildungsniveau sind 
auch unsichere Beschäftigung, Krankheit, Migrationshin-
tergrund und Behinderung Faktoren, die Erfahrungen von 
Marginalisierung mit sich bringen und verstärken. Die 
Einschätzung, außen vor zu sein, beruht auf Lebenssitua-
tionen, die neben starker materieller Benachteiligung 
Identitätsverlust und mangelnde Wertschätzung mit sich 
bringen. Heranwachsende, die in einer Familie mit einem 
solchen Exklusionsrisiko bzw. einer dauerhaften Exklu-
sionserfahrung aufwachsen, sind gefährdet, dieses „sozi-
ale Erbe“ anzutreten.
Es geht darum, Ungleichheit mehrdimensional zu begrei-
fen und nicht allein auf Armut zu reduzieren. Es geht um 
die zivilgesellschaftliche Vorstellung von sozialer Zuge-
hörigkeit, Anerkennung und sozialen Rechten.
Die Ursachen für ungleiche Verteilung von Gesundheit 
werden in der Regel im Zugang zum Gesundheitswesen, 
im Krankheits- und Gesundheitsverhalten und im Le-
bensumfeld gesehen. Damit sind zweifellos wichtige ver-
ursachende Faktoren benannt. Der englische Gesund-
heitsforscher Wilkinson (2001) hat mit einer gut belegten 
These Aufsehen erregt und eine intensive fachliche Dis-
kussion ausgelöst: „Unter den entwickelten Ländern wei-
sen nicht die reichsten den besten Gesundheitszustand 
auf, sondern jene, in denen die Einkommensunterschiede 
zwischen Reich und Arm am geringsten sind“ (S. XIX). 
Wilkinson fragt sich, warum die Niederlande, Deutsch-
land oder Österreich die gleiche durchschnittliche Le-
benserwartung haben wie etwa Costa Rica oder Kuba, ob-
wohl deren Pro-Kopf-Einkommen nur etwa ein Zehntel 
des Pro-Kopf-Einkommens der reichen Länder beträgt. 
Er kommt zu der Antwort, dass es nicht um einen objekti-
ven materiellen Standard geht, sondern um die Vertei-
lungsgerechtigkeit innerhalb einer Gesellschaft. Japan hat 
7 In deutscher Sprache 2004 unter dem Titel „Soziale Determinanten 
von Gesundheit – Die Fakten“.
8 Verantwortlich für diese Publikation sind Marmot (2004) und 
Wilkinson (2005).
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z. B. die geringsten Einkommensunterschiede und gleich-
zeitig die höchste Lebenserwartung. In Ländern wie Eng-
land oder auch Deutschland ist zwar in den letzten Jahr-
zehnten der Lebensstandard gewachsen, aber gleichzeitig 
hat sich auch die Schere zwischen Arm und Reich immer 
weiter geöffnet. Die skandinavischen Länder zeigen sehr 
viel geringere Unterschiede zwischen Arm und Reich als 
England und Wales, während dort die Sterbeziffern er-
hebliche Schichtunterschiede aufweisen. Die Gruppen 
mit der höchsten Sterblichkeit in Schweden weisen gerin-
gere Sterberaten auf als die höchste soziale Schicht in 
England und Wales.
Wilkinson argumentiert darüber hinaus, dass „gesunde, 
egalitäre Gesellschaften über einen größeren sozialen Zu-
sammenhalt (verfügen). Das gemeinschaftliche Leben ist 
stärker ausgeprägt und nicht so leicht zu erschüttern. (…) 
Größere Ungleichheit bedeutet eine psychologische Last, 
die das Wohlbefinden der gesamten Gesellschaft beein-
trächtigt. Aus den Verbreitungsmustern der modernen 
Krankheiten geht hervor, dass der entscheidende Punkt in 
diesem Zusammenhang nicht mehr länger der materielle 
Lebensstandard ist. Heute geht es vielmehr um die psy-
chosoziale Lebensqualität, die durch materielle Gleich-
heit unterstützt werden muss“ (S. XIX). Eine in materielle 
Unterschiede zerfallende Gesellschaft verliert – so die 
These – ihren inneren Zusammenhalt, ihr „soziales Kapi-
tal“, ihre Solidaritätsressourcen, die eine entscheidende 
Voraussetzung für die individuelle Lebensbewältigung 
darstellen.
Die Datenlage zum Zusammenhang von materieller Ar-
mut, sozialer Exklusion und gesellschaftlichen Gerechtig-
keitsdefiziten einerseits und gesundheitlichen Einschrän-
kungen andererseits ist so aussagekräftig, dass sich an 
dieser Stelle für den vorliegenden Bericht ein besonderer 
Schwerpunkt ergibt.
Neben der materiellen Ungleichheit gibt es weitere ge-
sundheitsrelevante Ungleichheitsrelationen, die in den 
Blick genommen werden müssen: Geschlechter- und mi-
grationsbezogene und behinderungsbedingte Unter-
schiede, aber auch bildende, unterstützende oder thera-
peutische Orte – wie Schule oder Heime – können 
„ungesunde“ Wirkungen entfalten. Allerdings ist ein dif-
ferenzierter Umgang mit den dadurch erfolgten Kategori-
sierungen erforderlich.
In der jüngeren Diskussion um Heterogenität oder Diver-
sität werden deshalb derartige Kategorisierungen und Zu-
ordnungen zunehmend einer kritischen Überprüfung un-
terzogen: Für die Praxis wird beispielsweise kritisiert, 
dass der zielgruppenspezifische Ansatz auf der Annahme 
homogener Gruppen mit bestimmten Merkmalen, meist 
Defiziten, basiere; dies gilt insbesondere auch für Men-
schen mit Behinderung (Wacker 2008b). Sowohl die Un-
terstellung von Homogenität als auch die Defizitorientie-
rung würden dazu führen, dass die psychosoziale Praxis 
zur Verfestigung von Zuschreibungen und Stereotypen 
beitrage, die gerade Teil des Problems sind. Analog gilt 
dies für die Tendenz in der Forschung, durch Gruppen-
vergleiche vorschnelle Schlüsse zu ziehen und so bei-
spielsweise soziale Probleme zu kulturalisieren bzw. zu 
ethnisieren.
Für die Darstellung relevanter aktueller Forschungsergeb-
nisse in diesem Bericht war es in vielen Teilen möglich, 
auf differenzierende Daten zurückzugreifen. Zugleich 
galt es, eine wachsende Vorsicht bei den Kriterien der Zu-
ordnung walten zu lassen. Am deutlichsten zeigt sich dies 
bei der ethnischen Zugehörigkeit: Diese wurde lange Zeit 
über „nichtdeutsche Staatsangehörigkeit“ gemessen, in-
zwischen gibt es sehr verschiedene Versuche, stattdessen 
den „Migrationshintergrund“ einer Person zu erfassen. In 
der KiGGS-Studie etwa wurde die „zu Hause gesprochene 
Sprache“ als ein Kriterium für die Relevanz von Migra-
tionshintergrund verwendet. Auch diese globale Katego-
rie wird vielfach problematisiert, da sie wiederum eine 
sehr heterogene Gruppe mit völlig unterschiedlichen 
Lebenskontexten umfasse (vgl. z. B. Sinus-Sociovision 
2007). Für die Bewertung der KiGGS-Daten etwa wurde 
mit Recht darauf hingewiesen, dass auch die Zuordnung 
zu einem Herkunftsland zu wenig differenziert. Migran-
tinnen und Migranten aus dem gleichen Herkunftsland 
können in Berlin, München oder Dortmund unter sehr un-
terschiedlichen Bedingungen leben (ethnische Segrega-
tion/Communities, lokale Integrationspolitik, Vorge-
schichte der Gruppe an dem Ort). Viele der in solchen 
Untersuchungen interessierenden Phänomene scheinen 
stärker vom regionalen Kontext bedingt zu sein, als dies 
bisher untersucht wird (vgl. Gavranidou 2008b).
Darüber hinaus gibt es inzwischen verstärkt Anstrengun-
gen, Zuordnungen nicht nur von außen vorzunehmen, 
sondern auch Selbstdefinitionen, d. h. subjektive Zugehö-
rigkeiten, zu untersuchen. So fokussiert etwa eine Unter-
suchung von Bude und Lantermann (2006) auf den Unter-
schied zwischen objektiver sozialer Exklusion und 
subjektivem Exklusionsempfinden. Weiß und Diefenbach
(2008) diskutieren in ihrer Expertise zur Integrationsbe-
richterstattung u. a. verschiedene Möglichkeiten, die sub-
jektive ethnische Zugehörigkeit und Diskriminierungser-
fahrung zu erfragen. Auch neuere Analysen zum Leben 
von Menschen mit Behinderung nehmen deren Behinde-
rungserfahrung in den Blick (Schäfers 2008).
Es ist noch nicht abzusehen, ob die skizzierten Entwick-
lungen wirklich einen längerfristigen Trend zu einer dif-
ferenzierteren Forschung markieren. Festzuhalten bleibt, 
dass die kritische Auseinandersetzung mit vorschnellen 
Zuschreibungen und (ethnisierenden und anderen stereo-
typisierenden) Interpretationen an Bedeutung gewinnt 
und dabei immer häufiger artikuliert wird, dass viele Zu-
sammenhänge in diesem Feld noch nicht untersucht und 
verstanden sind (vgl. Bundesjugendkuratorium 2005, 
2008; Melter 2006; Geisen/Riegel 2007; Gavranidou 
2008a; RKI 2008b).
In der Praxis können ähnliche Entwicklungen beobachtet 
werden. Paradigmatisch ist hier die Diskussion um Ge-
schlechtersensibilität. Schon seit Längerem wird in der 
feministischen Debatte anerkannt, dass die Unterschiede 
zwischen Frauen bisweilen entscheidender sein können 
als die Gemeinsamkeiten und dass verschiedene Diskri-
minierungserfahrungen sich überlagern (Intersektionali-
tät): Eine schwarze Frau teilt mit einem schwarzen Mann 
in Deutschland die alltägliche Konfrontation mit Rassis-
mus, die eine weiße Frau nicht kennt; zugleich kann eine 
schwarze Studentin in Frankfurt wesentlich mehr Teilha-
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bechancen haben als eine weiße Rollstuhlfahrerin in ei-
nem Dorf. Neben zielgruppenspezifische Ansätze treten 
daher zunehmend diversitätsorientierte, die alle mögli-
chen Arten von Unterschieden systematisch zu berück-
sichtigen versuchen. Außer „Race, Class, Gender“ wer-
den hier Behinderung, Generation, Kohorte, sexuelle 
Orientierung und andere Zugehörigkeiten zu Minderhei-
ten genannt. Die Leitidee solcher diversitätsorientierter 
Ansätze ist, dass (im Idealfall) alle Maßnahmen und Kon-
zepte daraufhin überprüft werden, ob sie der gesamten 
Zielgruppe – also etwa der Bevölkerung eines Stadtteils 
– in all ihrer Vielfalt gerecht werden, wie etwa im Inte-
grationskonzept der Stadt Wien (Struppe 2008). Analog 
zum Gender-Mainstreaming wird in diesem Zusammen-
hang dann die Einführung von diversitätsorientiertem 
oder Cultural-Mainstreaming diskutiert. Die Diskussion 
hierzu steht jedoch noch relativ am Anfang. Verbreiteter 
sind im Moment in der Praxis diejenigen Ansätze, die mit 
dem Begriff der „Interkulturellen Öffnung“ arbeiten. 
Auch hier ist die Leitidee, die Zielgruppe psychosozialer 
Angebote besser zu erreichen. Allerdings liegt der Fokus 
hier meist auf der „kulturellen Vielfalt“, wobei es unter-
schiedliche Versuche gibt, den Diversity-Gedanken zu in-
tegrieren (Waldschmidt/Schneider 2007).
All diese Bemühungen um Differenzierung in den ver-
schiedenen Forschungs- und Praxisfeldern stoßen auf 
eine systematische Schwierigkeit: Abstrakt lässt sich eine 
unendliche Vielfalt anerkennen, die Umsetzung kommt 
aber an der Benennung konkreter Phänomene nicht vor-
bei. So impliziert etwa die Benennung „typischer 
Gesundheitsrisiken von …“ und daraus abgeleiteter spe-
zifischer Bedürfnisse die genannte, vereinfachende Kon-
struktion homogener Gruppen. Dennoch stellt es für ei-
nen großen Teil der Mitglieder solcher Gruppen in der 
Regel vermutlich einen Fortschritt dar, wenn spezifische 
Risiken erkannt werden. Dieses „Dilemma der Differenz“ 
wird von Akteuren, die eine Verbesserung der Praxis an-
streben, zunehmend gesehen. Es lässt sich nicht auflösen, 
es kann und muss jedoch immer wieder berücksichtigt 
werden, dass jede Zuordnung spezifische Vor- und Nach-
teile mit sich bringt, die gegeneinander abgewogen wer-
den sollten. Konkret werden u. a. folgende Anforderun-
gen an eine in dieser Hinsicht sensible Forschung und 
Praxis formuliert:
– Für die Forschung gilt der Hinweis, die Kriterien der 
Zuordnung so transparent wie möglich in ihren Vor- 
und Nachteilen zu diskutieren, die Zuordnungskrite-
rien kontinuierlich zu überprüfen und der jeweiligen 
Fragestellung anzupassen (vgl. Diefenbach/Weiß 2006).
– Für Forschung und Praxis gilt die Aufforderung, typi-
sche „Problemstellungen“ statt Gruppenzugehörigkei-
ten in den Vordergrund zu rücken; so ist dann z. B. von 
Problemen zu sprechen, die in einer Gruppe häufig 
vorkommen, aber nicht ursächlich mit der Gruppenzu-
gehörigkeit zusammenhängen müssen (vgl. Bundes-
jugendkuratorium (BJK) 2008).
Entsprechend dem hier skizzierten Stand der Diskussion 
wird Heterogenität auch im vorliegenden Kapitel als 
Querschnittsthema behandelt. Das bedeutet, dass es kein 
Sonderkapitel über Gender, Armut, Migration und Behin-
derung gibt. Stattdessen werden an verschiedenen Stellen 
einzelne Konzepte exemplarisch daraufhin befragt, 
inwiefern sie an Diversitätsorientierung im Allgemeinen 
und Migrations-, Armuts- oder Geschlechtersensibilität 
im Speziellen anschlussfähig sind.
3 Prävention und Gesundheitsförderung – 
Die Grundkonzepte
3.1 Begriffsklärungen
Die im Auftrag für diesen Bericht in den Mittelpunkt ge-
rückten Begriffe gesundheitsbezogene Prävention und 
Gesundheitsförderung lenken den Blick auf zwei unter-
schiedliche Aufgabenstellungen, die jedoch beide das 
gleiche Ziel, nämlich die Verbesserung der Gesundheit zu 
erreichen versuchen, dies jedoch auf unterschiedliche 
Weise verfolgen. Die gesundheitsbezogene Prävention 
bemüht sich um eine nachhaltige Reduktion von Belas-
tungen, und der Gesundheitsförderung geht es um die 
Verbesserung der Ausstattung mit Bewältigungsressour-
cen. Diese beiden Ansätze stehen in einem Ergänzungs- 
und nicht in einem Ausschließungsverhältnis zueinander 
(Hurrelmann/Laaser 2006).
3.1.1 Gesundheitsbezogene Prävention
Prävention im Kontext der Diskussion um Gesundheit 
zielt darauf, „bekannte Risiken zu vermeiden oder abzu-
bauen, um damit spezifische Krankheiten zu verhindern“ 
(Faltermaier 2005, S. 299). Sie zielt also vorrangig auf 
die Vermeidung von Krankheiten und gesundheitlichen 
Belastungen. Weil Prävention dabei auf unterschiedliche 
Aspekte bezogen werden kann, gibt es mittlerweile ein 
breites Spektrum an Varianten.
Am bekanntesten dürfte die von Caplan (1964) einge-
führte klassische Aufteilung in primäre, sekundäre und 
tertiäre Prävention sein, die sich an unterscheidbaren 
Etappen einer „Krankheitskarriere“ ausrichtet. Primäre 
Prävention in diesem Sinne soll ganz allgemein und im 
Vorfeld, also bevor Krankheitssymptome sichtbar werden 
oder Gefährdungslagen sich zuspitzen könnten, das Auf-
treten von Krankheiten und Störungen verhindern. Pri-
märe Prävention in diesem weiten Sinn bezieht sich je-
doch nicht nur auf die Vorbeugung konkreter 
Krankheiten, sondern auch auf die Verbesserung gesund-
heitsrelevanter Lebensbedingungen oder Verhältnisse in 
Familie, Kommune, Bildungs-, Arbeits- und Freizeitein-
richtungen. Bei der primären Prävention werden daher 
besonders viele Schnittstellen zur Gesundheitsförderung 
sichtbar – wobei zu diskutieren wäre, ob dieses weite Be-
griffsverständnis von Prävention nicht Gefahr läuft, seine 
Konturen und Inhalte zu verlieren.9
Spezifische Interventionen werden als sekundäre Präven-
tion bezeichnet, wenn sie auf erste Symptomatiken, Risi-
koindikatoren bzw. sich abzeichnende Gefährdungslagen 
antworten. Es bedarf also einerseits entsprechender Hin-
weise oder belastender Bedingungen, die für eine dro-
9 Vgl. für den Bereich der Kriminalprävention Lüders 2000; Deutscher 
Bundestag 2002, 239; für den Bereich der Gewaltprävention: Ar-
beitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 2007, S. 22 ff.
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hende bzw. sich abzeichnende gesundheitliche Belastung 
sprechen; andererseits müssen diese so frühzeitig vorlie-
gen, dass die Intervention noch in der Lage ist, nicht nur zu 
heilen, sondern die gesundheitlichen Belastungen zu ver-
hindern oder mindestens zu mildern. Derartige Konstellati-
onen markieren den eigentlichen Zuständigkeitsbereich 
von gesundheitsbezogener Prävention und gerade in die-
sem Feld haben präventive Strategien große Erfolge erzielt.
Tertiäre Prävention fasst Maßnahmen zusammen, die 
Folgeprobleme oder Chronifizierungen10 von Krankhei-
ten oder Störungen verhindern sollen (Naidoo/Wills 
2003, S. 90; Röhrle 2008, S. 17; Homfeldt/Sting 2006, 
S. 159). Prävention in diesem Sinne setzt also nach der 
Erkrankung bzw. der Sichtbarwerdung von Belastungen 
ein und zielt darauf, entweder das Wiederauftreten oder 
die Verstetigung zu vermeiden bzw. die Folgen zu mil-
dern. Allerdings ist wiederholt angemerkt worden, dass 
auch diese Verwendung des Präventionsbegriffs dazu ten-
diert, in die Irre zu führen, weil die Intervention erst nach 
dem Auftreten der Probleme einsetzt. Eine derartige Aus-
weitung des Präventionsverständnisses läuft Gefahr, dass 
der Begriff beliebig – und im Übrigen unter bestimmten 
Bedingungen zynisch wird (z. B. geschlossene Einrich-
tung der Kinder- und Jugendhilfe als Prävention).
Diese Unterteilung von primärer, sekundärer und tertiärer 
Prävention, die letztlich auch Maßnahmen, die eine Ver-
schlechterung des Krankheitszustandes verhindern sollen 
(tertiäre Prävention), einbezieht, ist mittlerweile, man 
muss fast sagen bedauerlicherweise weit verbreitet. Mit 
guten Gründen wurde vielfach die in ihr angelegte Über-
dehnung des Präventionsbegriffes kritisiert. Bemängelt 
wurde, dass in diesen Konstellationen die Interventionen 
auf bereits eingetretene Probleme reagieren und man von 
Prävention nur insofern sprechen könnte, als sie mögli-
cherweise eine zukünftige Verschärfung oder das spätere 
Wiederauftreten der Problematiken vermeiden würden. 
Eine Folge dieser Kritik war, dass vielen allein soge-
nannte primär präventiv angelegte Ansätze als die erstre-
benswerte Form von Prävention erschienen, was aber 
wiederum Probleme an anderer Stelle erzeugte. Denn 
allzu häufig wurde nun von primärer Prävention gespro-
chen, ohne dass ausgewiesen werden konnte, was genau 
wie vermieden werden sollte. Plötzlich mutierten allge-
meine sozialpolitische Maßnahmen und Bildungsange-
bote zu Präventivangeboten, wobei nicht selten das Pro-
blem, das vermieden werden sollte, austauschbar 
erschien: Mal war es Suchtverhalten, dann allgemein De-
linquenz im Jugendalter, etwas später Gewalt im Jugend-
alter, zwischendurch Schulversagen, aktuell vor allem 
Adipositas und Bewegungsarmut.
Um diese Begriffsentgrenzung zu vermeiden, wird im 
vorliegenden Bericht der Präventionsbegriff nur in der 
engen Bedeutung des Wortes verwendet. Mit gesund-
heitsbezogener Prävention werden hier alle Formen von 
Praxishandeln bezeichnet, die auf die Vermeidung bzw. 
frühzeitige Linderung gesundheitlicher Belastungen bzw. 
Krankheiten abzielen. Entscheidend dabei ist, dass es ei-
nen mindestens mittelbaren bzw. begründbaren und nach-
vollziehbaren Zusammenhang zwischen dem praktischen 
Handeln und dem anvisierten Ziel der Vermeidung ge-
sundheitlicher Belastungen gibt.
Präventionsansätze in diesem Sinne können spezifischer 
oder unspezifischer Natur sein. Deutlich gemacht werden 
soll damit, dass auf der einen Seite bei einigen Krankhei-
ten eine bekannte Ursache (ein Erreger, Schadstoffe oder 
bestimmte Verhaltensweisen) durch gezielte Maßnahmen 
ausgeschaltet oder kontrolliert werden kann und sollte, 
und dass auf der anderen Seite durch unspezifische Ver-
änderungen, z. B. in den Lern- oder den Arbeitsbedingun-
gen, die Auftretenswahrscheinlichkeit von Krankheiten 
und Belastungen verringert werden kann.
Auf dieser Unterscheidung aufbauend wurde vorgeschla-
gen, die Trennung zwischen universaler, selektiver und in-
dizierter Prävention (Gordon 1983) vorzunehmen. Die uni-
versale Prävention zielt auf die Gesamtbevölkerung und 
soll die Inzidenz11 von Krankheiten oder Störungen redu-
zieren. Beispiele hierfür wären Schulprogramme, Massen-
medienkampagnen, Reihenimpfungen u. Ä. Die selektive 
Prävention ist auf spezifische Risikogruppen gerichtet und 
soll bei diesen die Inzidenz gezielt verringern. Ausgehend 
von bekannten bzw. gut belegten Risikofaktoren bzw. -be-
dingungen zielen die jeweiligen Angebote auf die Vermei-
dung bzw. Verringerung der Risiken und der Auftretens-
wahrscheinlichkeit bei den jeweiligen Risikogruppen. 
Viele der jüngeren Bemühungen im Bereich Schutz vor 
Kindeswohlgefährdung wären ein Beispiel für diesen Ty-
pus. Die indizierte Prävention schließlich zielt auf Perso-
nen mit manifesten Problemen ab. Vermieden werden soll 
Komorbidität, also Begleiterkankungen, bei dieser Gruppe. 
Beispiele wären Angebote bei Schulkindern mit Depressio-
nen oder Raucherentwöhnung bei Jugendlichen.
Eine weitere gängige Unterscheidung lenkt den Blick auf 
den Gegenstand, der präventiv verändert werden soll. Be-
tont wird dabei einerseits der Aspekt der Verhaltens- und 
andererseits der Verhältnisprävention. Wenn es um die 
Modifikation riskanten Verhaltens von Personen (z. B. 
Rauchen) geht, spricht man von Verhaltensprävention, 
während Verhältnisprävention auf die Veränderung jener 
Lebensbedingungen zielt, die entweder krankheitsförder-
lich sind (z. B. gesundheitsgefährdende Arbeitsbedingun-
gen) oder eine gesunde Lebensweise fördern (z. B. 
Einführung von Schulfrühstück, Fluoridierung des Trink-
wassers). Auch wenn der mittlerweile verbreitete Begriff 
„Verhaltensprävention“ die Sache nur begrenzt trifft, weil 
Kinder und Jugendliche sich nicht nur verhalten, sondern 
selbst aktiv und autonom handeln, wird mit der zuletzt 
genannten Unterscheidung ein wichtiger Aspekt themati-
siert. Aufgegriffen wird damit die Frage, ob die präventi-
ven Maßnahmen und Angebote sich vorrangig auf ein-
zelne Personen bzw. Gruppen, ihre Einstellungen, ihr 
verfügbares Wissen, ihre Alltagsroutinen und ihr Handeln 
beziehen oder ob sich die Maßnahmen und Angebote vor-
rangig auf die sozialen Kontexte, wie bestimmte Gefähr-
dungslagen, problematische Gelegenheitsstrukturen, be-
lastende Rahmenbedingungen beziehen.
10 Chronifizierung bezeichnet den Übergang von einer vorübergehen-
den zu einer dauerhaften (chronischen) Erkrankung.
11 Mit dem Begriff Inzidenz wird die Zahl der Neuerkrankungen statis-
tisch beschrieben.
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Selbstverständlich sind Ansätze denkbar und werden 
auch in der Praxis realisiert, die beide Perspektiven er-
folgreich verbinden. Doch Krankheit und Gesundheit 
werden im Alltagsverständnis – unterstützt durch einen 
eng geführten Medizinbegriff – häufig individualisiert ge-
dacht, also vorrangig mit Personen bzw. Gruppen ver-
knüpft.Von daher ist es – gerade auch im Kontext der 
Kinder- und Jugendhilfe – wichtig darauf hinzuweisen, 
dass Präventionsangebote sich nicht notwendigerweise 
auf Personen bzw. Personengruppen beziehen müssen, 
sondern sich auf die sozialen Rahmenbedingungen bezie-
hen können und dabei nicht selten erfolgreicher sind als 
rein personenbezogene Maßnahmen.
Die Vielfalt von Präventionskonzepten und -ansätzen ver-
langt, soll gesundheitsbezogene Prävention zukünftig 
eine wichtige Rolle im der Kinder- und Jugendalter über-
nehmen, dass die konzeptionellen Voraussetzungen eini-
germaßen präzise geklärt sind. Im Kern folgen diese und 
alle anderen Varianten einem ähnlichen Denkmodell:
Alle Präventionskonzepte, nicht nur im Gesundheitsbe-
reich, basieren auf der Vorstellung, dass durch aktives 
Handeln in der Zukunft möglicherweise eintretende 
unerwünschte Zustände oder Ereignisse verhindert bzw. 
abgemildert werden können. Sie teilen insofern eine Aus-
richtung des eigenen Handelns an der zukünftigen „Ver-
hinderung von etwas Unerwünschtem“ (Homfeldt/Sting 
2006, S. 161). Ihre Ziele sind erreicht, wenn im jeweili-
gen Fall gesundheitliche Belastungen abgeschwächt oder 
vermieden worden sind. Insofern sind auch die entspre-
chenden Interventionen begrenzt, als sie im Falle der 
Zielerreichung ihre Aufgabe erfüllt haben – anders etwa 
als bei Konzepten der Gesundheitsförderung oder der 
Persönlichkeitsbildung, weil diese Prozesse der Sache 
nach unabschließbar sind.
Prävention setzt voraus, dass man in der Lage ist, mit hin-
reichender Sicherheit nicht nur zukünftige Entwicklungen 
vorherzusagen, sondern auch weiß, mit welchen Mitteln 
sie ggf. im Vorfeld zu verhindern bzw. abzuschwächen 
sind. Die Lösung für das erste Problem ist üblicherweise 
die Bestimmung von Wahrscheinlichkeits- und Erfah-
rungsräumen, auf deren Basis man, wenn auch nicht mit 
Sicherheit und in jedem Einzelfall, aber doch ausreichend 
plausibel für bestimmte Konstellationen das wahrschein-
liche bzw. erfahrungsgemäße Auftreten von gesundheitli-
chen Belastungen prognostiziert. Das zweite Problem 
wird in jüngerer Zeit auf der Basis von Evidence-based-
Strategien zu lösen versucht. Beide Prämissen erweisen 
sich in vielen Fällen aber als durchaus schwer einlösbar. 
Unterhalb des in pädagogischen Feldern nicht realisierba-
ren Anspruchs von Technologien und oberhalb der situa-
tiven Beliebigkeit fachlichen Handelns versuchen diese 
Ansätze, bewährte Lösungsansätze für vergleichsweise 
klar definierte Problemkonstellationen anzubieten (zu den 
Hintergründen vgl. Struhkamp Munshi 2007; zu den pro-
blematischen Prämissen Ziegler 2006; Otto u. a. 2008).
Eine weitere unverzichtbare Voraussetzung von Präven-
tion besteht darin, dass ein Konsens darüber bestehen 
muss, dass die mit hinreichender Sicherheit erwartbaren 
Entwicklungen als unerwünscht und deshalb als zu ver-
meiden zu betrachten sind. Grenzauslotende Verhaltens-
weisen Jugendlicher ebenso wie die jüngere öffentliche 
Diskussion zum Rauchverbot oder zum öffentlichen Um-
gang mit Alkohol liefern anschauliche Beispiele dafür, 
dass diese Grenzziehungen, was noch jeweils als akzepta-
bel gilt und an welchen Stellen präventiv – z. B. durch 
Aufklärung, Kontrollen oder Verbote – eingegriffen wer-
den sollte, nicht immer einfach zu ziehen sind. Jedes prä-
ventive Agieren setzt aber eine derartige Entscheidung 
darüber, was jeweils als unerwünscht zu gelten hat, vo-
raus. Weil diese Entscheidungen nur selten als solche 
sichtbar gemacht und der Diskussion anheimgestellt wer-
den, verweisen Kritiker auf das Problem der „impliziten 
Normativität“ präventiver Ansätze, die nicht selten un-
ausgesprochen „Vorstellungen vom konformen, normalen 
Verhalten bzw. von Normalentwicklung und von Norm-
abweichungen“ beinhaltet (Homfeldt/Sting 2006, S. 161). 
Für die Fachpraxis bedeutet dies, dass es eines eigenen 
Schrittes bedarf, sich darüber klar zu werden, welche 
u. U. in der Zukunft eintretenden Ereignisse, Handlungs-
weisen, Konstellationen vonseiten der Kinder und Ju-
gendlichen – etwas schematisch formuliert – als er-
wünscht, als problematisch, aber noch hinnehmbar, oder 
aber als Anlass, selbst aktiv zu werden, verstanden wer-
den sollen und welche Kriterien dieser Einschätzung zu-
grunde liegen.
Die Kritik an der oftmals impliziten Normativität und der 
Verweis auf die häufig fehlende Diskussion der jeweils 
zugrunde liegenden Normalitätsvorstellungen ist insofern 
von weitreichender Bedeutung, weil sich bei jeder Prä-
vention die Frage stellt, wer Situationen mit einer gewis-
sen Plausibilität als zukünftig gefährdend definiert. Ein 
Blick in die Praxis offenbart, dass die Definition des Prä-
ventionsbedarfs vorrangig – gerade im Gesundheitsbe-
reich – eine Aufgabe der jeweiligen Expertinnen und Ex-
perten ist. Meist auf der Basis von Wissenschaft und 
Forschung, seltener auf der Basis bewährter Praxiserfah-
rung, definieren vorrangig sie, welche Zustände als unter 
Gesundheitsgesichtspunkten unakzeptabel (z. B. Rau-
chen) und welche Konstellationen als besonders gefähr-
dend zu gelten haben (z. B. Binge drinking). So plausibel 
in vielen Fällen diese Dominanz des Expertensystems 
auch ist, so führt sie dazu, dass die Sichtweisen der Kin-
der und Jugendlichen häufig zu kurz kommen und dass 
diese vorrangig unter dem Blickwinkel der Gefährdungen 
wahrgenommen werden – auch weil es die Erwachsenen 
bzw. die Expertinnen und Experten vermeintlich oder 
auch tatsächlich besser wissen. Prävention in pädagogi-
schen Feldern – auch in Bezug auf Fragen der Gesundheit –
kann jedoch nur gelingen, wenn die Sichtweisen und Le-
benswelten von Kindern und Jugendlichen systematisch 
einbezogen werden. Wer glaubt, gesundheitsbezogene 
Prävention ohne Bezugnahme auf die Körperpraktiken 
und die jeweiligen szenetypischen körperbezogenen Dis-
kurse von Kindern und Jugendlichen und deren Einbezie-
hung realisieren zu wollen, wird in den meisten Fällen 
unweigerlich scheitern. Allerdings spricht auch viel da-
für, dass bislang Prävention und Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen noch als zwei sehr disparate Themen in 
der Fachdiskussion gehandelt werden.
Die angedeuteten Herausforderungen und die in der Sa-
che selbst eingewobenen Risiken (wie der Unsicherheit 
von Prognosen oder die unvermeidliche Normativität), 
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 53 – Drucksache 16/12860
die mit einem reflektierten und sachlich angemessenen 
Verständnis von Prävention einhergehen, haben wieder-
holt dazu geführt, dass gleichsam das Kind mit dem Bade 
ausgeschüttet wird und Prävention als Ansatz abgelehnt 
wurde und nur noch für Bildung bzw. hier in Rede stehen-
den Zusammenhang für Gesundheitsförderung plädiert 
wurde.12 Unterstützung erhielten derartige Argumente 
durch die ständige Ausweitung des Präventionsgedankens 
sowohl auf neue Felder als auch immer jüngere Alters-
gruppen, bis man kurz vor der Geburt angekommen ist. 
Der damit verbundenen Vorverlagerung der öffentlichen 
Aufmerksamkeit, die fast unvermeidlich mit jedem Prä-
ventionsansatz verbunden ist, wohne, so wird argumen-
tiert, eine Tendenz zum Präventionsstaat im Sinne einer 
die Lebensformen der Bürgerinnen und Bürger bis in alle 
Nischen prägenden öffentlichen Normierung und Dis-
ziplinierung, auch „Nanny state“ genannt, inne.
Dieser mitunter leichtfertigen Ausweitung des Präven-
tionsgedankens auch in der Kinder- und Jugendhilfe und 
der gesundheitsbezogenen Prävention, aber nicht nur 
dort, ist ein in der Sache begründetes, seine eigene Gren-
zen und Möglichkeiten, Voraussetzungen und Chancen 
bedenkendes Präventionsverständnis im oben angedeute-
ten Sinne entgegenzustellen. Dazu gehört vor allem die 
Konzentration des Präventionsbegriffes auf jene Berei-
che, bei denen man mit guten Gründen angeben kann, 
was auf welchem Weg vermieden werden soll – bzw. et-
was präziser formuliert –, also auf jene sich entwickeln-
den Problemkonstellationen, bei denen man begründet 
und für andere überprüfbar bzw. diskutierbar Auskunft 
geben kann, inwiefern zukünftig mit unerwünschten Ent-
wicklungen zu rechnen ist, inwiefern diese Entwicklun-
gen als unerwünscht zu betrachten sind und welche früh-
zeitigen Interventionen als begründet aussichtsreich 
erscheinen, diese zu vermeiden bzw. zu entschärfen. Auf 
die darin liegenden Chancen im Bereich der gesundheits-
bezogenen Prävention als ein Element abgestimmter Stra-
tegien von Gesundheitsförderung zu verzichten, wäre 
leichtsinnig.
3.1.2 Gesundheitsförderung
Im Unterschied zu den Präventionsdiskursen verfolgt das 
Konzept der Gesundheitsförderung eine zivilgesellschaft-
liche Perspektive (Laverack 2007). Gesundheit wird als 
ein integraler Bestandteil souveräner alltäglicher Lebens-
führung betrachtet und was diese unterstützt, wird als ge-
sundheitsförderlich angesehen. Dazu zählt die Förderung 
von selbstbestimmten Lebensweisen, Kompetenzen, von 
Wohlbefinden und Lebensqualität, aber auch die Pflege 
von förderlichen materiellen, sozialen und ökologischen 
Ressourcen und die Reduktion gesellschaftlich ungleich 
verteilter Risiken, Stressoren und Belastungen.
So wichtig es ist, die Differenz von Prävention und 
Gesundheitsförderung zu betonen, so klar ist aber auch, 
dass sie nicht völlig trennscharf vorgenommen werden 
kann. Eine wichtige konzeptuelle Brücke der Perspektive 
der Gesundheitsförderung zum Präventionsdiskurs be-
steht in der Annahme, dass gesundheitsförderliche Maß-
nahmen zugleich auch präventiv wirken. Es wird dafür 
plädiert, diese Orientierungen „bewusst zu kombinieren“ 
(Franzkowiak 2006, S. 20). Auch der Sachverständigen-
rat für die Konzertierte Aktion im Gesundheitswesen hat 
in seinem Jahresgutachten von 2000/2001 für eine sinn-
volle Komplementarität von einem risiko- und ressour-
cenorientierten Zugang plädiert, die im Falle sinnvoller 
Synergie zum gemeinsamen Ziel der Verbesserung von 
Gesundheit und gesundheitlicher Chancengleichheit ihren 
je eigenen unverzichtbaren Beitrag zu leisten haben. Das 
wird auch in dem Ordnungsschema von Waller (2002, 
S. 119) veranschaulicht:
12 In der internationalen und nationalen gesundheitsbezogenen Fachdis-
kussion haben die zuvor skizzierten Einwände und die in der Sache 
selbst begründeten Schwierigkeiten dazu geführt, dass die Präven-
tion, trotz der unstrittigen Erfolge gerade in der frühzeitigen Be-
kämpfung von Krankheiten, mittlerweile zu einem sehr umstrittenen 
Denkmodell geworden ist und man stärker auf die positiv besetzten 
Strategien der Gesundheitsförderung bzw. auf die Verknüpfung be-
lastungssenkender (präventiver) und ressourcensteigernder (gesund-
heitsförderlicher) Ansätze setzt (vgl. Rosenbrock/Michel 2007).
A b b i l d u n g  3.1 
Gesundheitsförderung und Prävention: Strategien und Methoden
Quelle: Waller 2002, S. 119
Gesundheit 
Gesundheitsressourcen  Gesundheitsrisiken 
Gesundheitsaufklärung und -beratung 
Gesundheitserziehung und -bildung 
Gesundheitsselbsthilfe
Gesundheitsförderung Prävention 
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Ohne unser Wissen über gesundheitliche Risiken, das 
eher aus einer pathogenetischen Forschungstradition 
kommt, zu vernachlässigen, nimmt der vorliegende Be-
richt in seiner Zentralperspektive eine salutogenetische 
Orientierung ein, die zur wichtigsten konzeptuellen Basis 
für die Gesundheitsförderung geworden ist. Gerade die 
Ansatzpunkte der Kinder- und Jugendhilfe sind hier im 
besonderen Maße anschlussfähig. Im Folgenden soll des-
halb dargestellt werden, was es mit den beiden Begriffen 
Pathogenese und Salutogenese auf sich hat.
3.2 Gesundheitswissenschaftliche 
Bezugspunkte
3.2.1 Die Zielperspektive der WHO:  
Die Ottawa-Charta
Das Konzept der Gesundheitsförderung wurde 1986 von 
der Weltgesundheitsorganisation (WHO) entwickelt und 
in der sogenannten Ottawa-Charta zusammengefasst. 
Grundlegende Bedingungen und konstituierende 
Momente von Gesundheit sind danach die Lebensbedin-
gungen der Menschen (Frieden, angemessene Wohnbe-
dingungen, Bildung, Ernährung, Einkommen, ein stabiles 
Öko-System, eine sorgfältige Verwendung vorhandener 
Naturressourcen, soziale Gerechtigkeit und Chancen-
gleichheit). Jede Verbesserung des Gesundheitszustandes 
ist zwangsläufig an diese Grundvoraussetzungen gebun-
den:13
In Nachfolgekonferenzen zu der Tagung in Ottawa wur-
den einzelne Handlungsbereiche der Ottawa-Charta spe-
zifiziert. Dabei wurde zwischen drei grundlegenden 
Handlungsstrategien der Gesundheitsförderung unter-
schieden:
– Anwaltschaftliches Eintreten für Gesundheit: Dies 
meint, dass alle in der Gesundheitsförderung Tätigen 
aktiv für Gesundheit eintreten im Sinne der Beeinflus-
sung politischer, ökonomischer, sozialer, kultureller, 
biologischer sowie von Umwelt- und Verhaltensfakto-
ren.
– Befähigen und Ermöglichen zielt auf Chancengleich-
heit auch im Bereich der Gesundheit ab. Alle Men-
schen sollen befähigt werden, ihr größtmöglichstes 
Gesundheitspotenzial zu verwirklichen. Dies bezieht 
sich sowohl auf Geborgenheit und Verwurzelung in 
einer unterstützenden sozialen Umwelt, den Zugang 
zu allen wesentlichen Informationen, die Entfaltung 
von praktischen Fertigkeiten als auch auf die Mög-
lichkeit, selber Entscheidungen in Bezug auf die ei-
gene Gesundheit treffen zu können bzw. Einfluss zu 
nehmen auf die Faktoren, die die Gesundheit beein-
flussen.
– Vermitteln und Vernetzen meint eine Handlungsstrate-
gie, in der alle Bereiche wie Politik, Gesellschaft, Ge-
sundheits-, Sozial- und Wirtschaftssektor, in nicht-
staatlichen und selbst organisierten Verbänden und 
Initiativen sowie in lokalen Institutionen koordiniert 
zusammenwirken.
Weiter sind darin fünf Handlungsbereiche aufgeführt, in 
denen eine so verstandene Gesundheitsförderung reali-
siert werden soll und die in den Leitlinien dieses Berich-
tes wieder aufscheinen (vgl. Teil E, Kap 21.4.). Diese be-
ziehen sich auf
Erstens: Die Entwicklung einer gesundheits-
fördernden Gesamtpolitik:
Das WHO-Konzept der Gesundheitsförderung
„Gesundheitsförderung zielt auf einen Prozess, allen 
Menschen ein höheres Maß an Selbstbestimmung über 
ihre Gesundheit zu ermöglichen und sie damit zur Stär-
kung ihrer Gesundheit zu befähigen. Um ein umfassen-
des körperliches, seelisches und soziales Wohlbefinden 
zu erlangen, ist es notwendig, dass sowohl Einzelne als 
auch Gruppen ihre Bedürfnisse befriedigen, ihre Wün-
sche und Hoffnungen wahrnehmen und verwirklichen 
sowie ihre Umwelt meistern bzw. verändern können. In 
diesem Sinne ist die Gesundheit als ein wesentlicher 
Bestandteil des alltäglichen Lebens zu verstehen und 
nicht als vorrangiges Lebensziel. Gesundheit steht für 
ein positives Konzept, das in gleicher Weise die Bedeu-
tung sozialer und individueller Ressourcen für die Ge-
sundheit betont wie die körperlichen Fähigkeiten. Die 
Verantwortung für Gesundheitsförderung liegt deshalb 
nicht nur bei dem Gesundheitssektor, sondern bei allen 
Politikbereichen und zielt über die Entwicklung gesün-




„Gesundheitsförderung beinhaltet weit mehr als medizi-
nische und soziale Versorgung. Gesundheit muss auf al-
len Ebenen und in allen Politiksektoren auf die politi-
sche Tagesordnung gesetzt werden. Politikern müssen 
dabei die gesundheitlichen Konsequenzen ihrer Ent-
scheidungen und ihre Verantwortung für Gesundheits-
förderung verdeutlicht werden. Dazu wendet eine 
Politik der Gesundheitsförderung verschiedene, sich ge-
genseitig ergänzende Ansätze an, u. a. Gesetzesinitia-
tiven, steuerliche Maßnahmen und organisatorisch 
strukturelle Veränderungen. Nur koordiniertes, verbün-
detes Handeln kann zu einer größeren Chancengleich-
heit im Bereich der Gesundheits-, Einkommens- und 
Sozialpolitik führen. Ein solches gemeinsames Handeln 
führt dazu, ungefährlichere Produkte, gesündere Kon-
sumgüter und gesundheitsförderlichere soziale Dienste 
zu entwickeln sowie sauberere und erholsamere Umge-
bungen zu schaffen.
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Zweitens: Die Schaffung gesundheitsfördernder 
Lebenswelten:14 15
Drittens: Die Unterstützung gesundheitsbezogener 
Gemeinschaftsaktionen:16
Viertens: Die Unterstützung und Förderung von 
persönlichen Kompetenzen:17
Fünftens: Die Neuorientierung der 
Gesundheitsdienste:18
Die Charta bietet damit ein inhaltliches und methodisches 
Modell an, dessen gesundheitspolitisches Leitbild als Pa-
radigmenwechsel von der Verhütung von Krankheiten zur 
Förderung von Gesundheit beschrieben werden kann.
Eine Politik der Gesundheitsförderung muss Hinder-
nisse identifizieren, die einer gesundheitsgerechteren 
Gestaltung politischer Entscheidungen und Programme 
entgegenstehen. Sie muss Möglichkeiten einer Über-
windung dieser Hemmnisse und Interessensgegensätze 
bereitstellen. Ziel muss es sein, auch politischen Ent-
scheidungsträgern die gesundheitsgerechtere Entschei-
dung zur leichteren Entscheidung zu machen.“14
„Die sich verändernden Lebens-, Arbeits- und Freizeit-
bedingungen haben entscheidenden Einfluss auf die Ge-
sundheit. Die Art und Weise, wie eine Gesellschaft die 
Arbeit, die Arbeitsbedingungen und die Freizeit organi-
siert, sollte eine Quelle der Gesundheit und nicht der 
Krankheit sein. Gesundheitsförderung schafft sichere, 
anregende, befriedigende und angenehme Arbeits- und 
Lebensbedingungen. Eine systematische Erfassung der 
gesundheitlichen Folgen unserer sich rasch wandelnden 
Umwelt – insbesondere in den Bereichen Technologie, 
Arbeitswelt, Energieproduktion und Stadtentwicklung – 
ist von essenzieller Bedeutung und erfordert aktives 
Handeln zugunsten der Sicherstellung eines positiven 
Einflusses auf die Gesundheit der Öffentlichkeit. Jede 
Strategie zur Gesundheitsförderung muss den Schutz 
der natürlichen und der sozialen Umwelt sowie die Er-






„Die Stärkung von Nachbarschaften und Gemeinden 
baut auf den vorhandenen menschlichen und materiellen 
Möglichkeiten der größeren öffentlichen Teilnahme und 
Mitbestimmung auf. Selbsthilfe und soziale Unterstüt-
zung sowie flexible Möglichkeiten der größeren 
öffentlichen Teilnahme und Mitbestimmung für Ge-
sundheitsbelange sind dabei zu unterstützen bzw. neu zu 
entwickeln. Kontinuierlicher Zugang zu allen Informa-
tionen, die Schaffung von gesundheitsorientierten Lern-
möglichkeiten sowie angemessene finanzielle Unter-




„Gesundheitsförderung unterstützt die Entwicklung von 
Persönlichkeit und sozialen Fähigkeiten durch Informa-
tion, gesundheitsbezogene Bildung sowie die Verbesse-
rung sozialer Kompetenzen und lebenspraktischer Fer-
tigkeiten. Sie will dadurch den Menschen helfen, mehr 
Einfluss auf ihre eigene Gesundheit und ihre Lebens-
welt auszuüben, und will ihnen zugleich ermöglichen, 
Veränderungen in ihrem Lebensalltag zu treffen, die ih-
rer Gesundheit zu gute kommen.
Es gilt dabei, Menschen zu lebenslangem Lernen zu be-
fähigen, und ihnen zu helfen, mit den verschiedenen 
Phasen ihres Lebens sowie eventuellen chronischen Er-
krankungen und Behinderungen umgehen zu können. 
Dieser Lernprozess muss sowohl in Schulen wie auch 
zu Hause, am Arbeitsplatz und innerhalb der Gemeinde 
erleichtert werden. Erziehungsverbände, die öffentli-
chen Körperschaften, Wirtschaftsgremien und gemein-
nützige Organisationen sind hier ebenso zum Handeln 




„Die Verantwortung für die Gesundheitsförderung wird 
in den Gesundheitsdiensten von Einzelpersonen, Grup-
pen, den Ärzten und anderen Mitarbeitern des Gesund-
heitswesens, den Gesundheitseinrichtungen und dem 
Staat geteilt. Sie müssen gemeinsam darauf hinarbeiten, 
ein Versorgungssystem zu entwickeln, das auf die stär-
kere Förderung von Gesundheit ausgerichtet ist und 
weit über die medizinisch-kurativen Betreuungsleistun-
gen hinausgeht. 
Die Gesundheitsdienste müssen dabei eine Haltung ein-
nehmen, die feinfühlig und respektvoll die unterschied-
lichen kulturellen Bedürfnisse anerkennt. Sie sollten da-
bei die Wünsche von Individuen und sozialen Gruppen 
nach einem gesünderen Leben aufgreifen und unterstüt-
zen sowie Möglichkeiten der besseren Koordination 
zwischen dem Gesundheitssektor und anderen sozialen, 
politischen, ökonomischen Kräften eröffnen.“18
18 Vgl. http://www.euro.who.int/AboutWHO/Policy/20010827_2?lan-
guage=German 
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Im Jahr 2005 wurde mit der Bangkok-Charta zur Gesund-
heitsförderung in einer globalisierten Welt die WHO-
Position noch einmal unterstrichen und weiterentwickelt:19
Betont wird in der Bangkok-Charta, dass die Gefährdung 
von Kindern und von Menschen mit Behinderungen zu-
genommen hätte und deshalb besondere Anstrengungen 
zur Gesundheitsförderung dieser Gruppen erforderlich 
seien.
Ganz im Sinne der Zielentwicklungen der WHO ist die 
Programmatik von New Public Health entwickelt worden 
(vgl. Tulchinsky/Varavikova 2000, Flick 2002). Sie 
knüpft an eine lange Tradition von Maßnahmen zur Ver-
besserung der gesundheitlichen Situation der Bevölke-
rung an, die als „Öffentliche Gesundheit“ (Public Health) 
bezeichnet wurde (vgl. MacDonald 2003). Das waren an-
fangs vor allem sanitäre und hygienische Reformen wie 
die Versorgung mit sauberem Trinkwasser, Abfallbeseiti-
gung, Lebensmittelhygiene oder Arbeitsschutzmaßnah-
men. Die Handlungsziele dieser Reformmaßnahmen un-
terschieden sich in wichtigen Dimensionen vom 
individualmedizinischen Umgang mit Gesundheitsrisiken 
und -problemen: Bezogen wurden die Maßnahmen auf 
ganze Populationen und nicht auf einzelne Individuen; es 
kam zu einer stärkeren Beachtung gesellschaftlicher Ein-
flussfaktoren auf Gesundheit/Krankheit und sozial be-
dingt ungleicher Gesundheitschancen; ins Blickfeld ge-
rieten die Policy-Ansätze staatlicher Instanzen, die 
Strukturentscheidungen der Gesundheitspolitik und die 
daran beteiligten Interessengruppen. In den 80er-Jahren 
des letzten Jahrhunderts entstand so ein neues Interesse 
an gesundheitsbezogenen Maßnahmen, die das Gesamt-
feld der öffentlichen Förderung von Gesundheit erfassen 
sollten. Angezielt wurde eine „gesundheitsfördernde Ge-
samtpolitik“, die über die klassische Aufgabenstellung 
der Gesundheitspolitik hinausreicht und die Bereiche Bil-
dung, Ökologie, Sozialpolitik (und damit auch die Kin-
der- und Jugendhilfe) einbezieht, weil sie die Lebens-
chancen, Ressourcen und damit auch die gesundheitliche 
Situation der Bevölkerung entscheidend mit beeinflussen.
Die Europäische Union verfolgt in ihren aktuellen ge-
sundheitspolitischen Positionierungen diese programma-
tische Aufgabenstellung, z. B. im „Grünbuch“ (Kommis-
sion der Europäischen Union 2005, im „Weißbuch“ 
(Kommission der Europäischen Union 2007) oder auch 
im „Konsensuspapier: Psychische Gesundheit in den Be-
reichen Jugend und Bildung“ (Jané-Llopis/Braddick 
2008). Der Ansatz von New Public Health stellt die kon-
sequente Umsetzung der Prinzipien der Gesundheitsför-
derung dar (MacDonald 2005). Er ist anschlussfähig für 
Empowerment-Strategien (Laverack 2005; vgl. Kap. 3.2.3)
und den Diskurs zu Verwirklichungschancen und die da-
mit verbundene Frage nach der Gerechtigkeit im Zugang 
zu Ressourcen (Green/Labonté 2008; vgl. Kap. 3.2.5). 
Auch eine Psychologie der Gesundheitsförderung findet 
in der Public Health-Perspektive ein tragfähiges Funda-
ment (vgl. v. Lengerke, 2007).
3.2.2 Von der Pathogenese zur Salutogenese
3.2.2.1 Die salutogenetische Perspektive
Die starke Betonung des Aspektes der Gesundheitsförde-
rung in der Ottawa-Charta hat ihre Entsprechung in einer 
seit Längerem in der sozialwissenschaftlichen Gesund-
heitsforschung entwickelten Sichtweise, die neben Belas-
tungen und Risiken auch den Ressourcen und Schutzfak-
toren eine wesentliche Bedeutung für Gesundheit und 
Wohlbefinden beimisst. Für den Bereich der Kinder- und 
Jugendgesundheit folgte daraus, dass neben den aus-
schließlich „objektiven“ somatischen Parametern wie 
Mortalitätsrisiken und Unfallstatistiken, die bislang zur 
Beschreibung der Gesundheit in der Gesundheitsbericht-
erstattung herangezogen wurden, Beeinträchtigungen be-
rücksichtigt wurden, die das Wohlbefinden und die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen nachhaltig 
beeinflussen. Es zeigte sich, dass diese Gruppe nicht so 
gesund ist, wie lange angenommen (vgl. Kolip u. a. 
1995). Die Ergebnisse aus dem Bereich der Kinder- und 
Jugendgesundheit verweisen zum einen darauf, dass eine 
Reihe von Kindern und Jugendlichen und auch deren Fa-
milien nicht in der Lage sind, die vielfältigen Entwick-
lungsanforderungen positiv zu bewältigen. Zum anderen 
zeigt sich aber auch, dass Kinder und Jugendliche trotz 
Benachteiligung und einem erhöhten Risiko des Auf-
wachsens nicht alle (psychisch) krank werden, wie u. a. 
Werner und Smith (1982) in einer Längsschnittstudie zei-
gen konnten. Mit dieser Studie nahm die Resilienzfor-
schung ihren Anfang, die sich vor allem mit der Frage 
auseinandersetzt, welche schützenden, auch protektiv ge-
nannten Faktoren die Risiken bzw. Belastungen beein-
flussen.
Eine ähnliche Frage: „Was befähigt die Menschen zu ge-
sunder psychischer und körperlicher Entwicklung?“, be-
schäftigte auch den Medizinsoziologen Antonovsky, als er 
sein Modell der Salutogenese (1979, 1988, 1997) ent-
Auszug aus der Bangkok-Charta zur 
Gesundheitsförderung
„Die Vereinten Nationen erkennen an, dass das Errei-
chen des höchstmöglichen Gesundheitsstandards eines 
der fundamentalen Rechte aller Menschen ohne Unter-
schied darstellt. Gesundheitsförderung basiert auf die-
sem wesentlichen Menschenrecht. Dieses positive und 
umfassende Konzept begreift Gesundheit als einen Be-
stimmungsfaktor für Lebensqualität einschließlich des 
psychischen und geistigen Wohlbefindens. Gesund-
heitsförderung ist der Prozess, Menschen zu befähigen, 
die Kontrolle über ihre Gesundheit und deren Determi-
nanten zu erhöhen und dadurch ihre Gesundheit zu ver-
bessern. Gesundheitsförderung ist eine Kernaufgabe der 
öffentlichen Gesundheit und trägt zur Bekämpfung 
übertragbarer wie nicht übertragbarer Krankheiten so-
wie zur Eindämmung anderer Gesundheitsgefährdungen 
bei“.19
19 Vgl. http://www.who.int/healthpromotion/conferences/6gchp/BCHP 
_German_version.pdf
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wickelte. Ausgangspunkt seiner Überlegungen bildete 
das für ihn überraschende Ergebnis einer epidemiologi-
schen Studie zur Stressbelastung in der Menopause bei 
verschiedenen ethnischen Gruppen: Frauen, die den Ho-
locaust überlebt haben, sind trotz dieser traumatischen 
Erfahrungen psychisch und körperlich gesund geblieben.
Mit seinem Konzept, das das Selbstbild, handlungsfähig 
zu sein, als ein wesentliches Moment von Gesundheit 
sieht, knüpft Antonovsky an die in der WHO formulierten 
zentralen Anliegen der Gesundheitsförderung an. Er stellt 
die Ressourcen in den Mittelpunkt, die ein Subjekt mobi-
lisieren kann, um mit belastenden und widersprüchlichen 
Alltagserfahrungen produktiv umgehen zu können und 
nicht krank zu werden.
Antonovsky entwickelte sein Modell der sogenannten Sa-
lutogenese in einer Zeit, in der der gesellschaftliche und 
wissenschaftliche Hintergrund geprägt war von einer kri-
tischen Auseinandersetzung mit dem traditionellen Sys-
tem der Gesundheitsversorgung. Dieses wurde als zu or-
gan- und symptombezogen und als zu „mechanisch“ 
kritisiert. Die Auseinandersetzung mit dem Gesundheits-
Krankheitsbegriff verdeutlichte zudem, dass Gesundheit 
und Krankheit sehr komplexe, nur schwer definierbare 
Phänomene sind (vgl. Franke 1993, Faltermaier 1994).
Das Konzept der Salutogenese basiert auch auf der Fest-
stellung, dass Gesundheit und Krankheit keine einander 
ausschließenden Zustände sind, sondern als ständige Be-
wegung auf einem Kontinuum zwischen den zwei 
Extrempolen – Gesundheit und Krankheit – vorstellbar 
sind. Jeder Mensch ist nicht nur gesund oder krank, son-
dern bewegt sich zwischen diesen beiden Polen und ist re-
lativ gesund bzw. relativ krank.
Mit dem Modell der Salutogenese will Antonovsky, ähn-
lich wie die Resilienzforschung (vgl. Kap. 3.2.2.5), eine 
Antwort auf die für ihn zentrale Fragestellung geben: Wa-
rum bleiben Menschen trotz vieler potenziell gesund-
heitsgefährdender Einflüsse gesund? Wie schaffen sie es, 
sich von Erkrankungen wieder zu erholen? Was ist das 
Besondere an Menschen, die trotz extremster Belastun-
gen nicht krank werden?
Er geht davon aus, dass der menschliche Organismus als 
System permanent (natürlichen) Einflüssen und Prozes-
sen ausgesetzt ist, die eine Störung seiner Ordnung, d. h. 
seiner Gesundheit, bewirken. Gesundheit ist kein stabiler 
Gleichgewichtszustand, sondern muss in der Auseinan-
dersetzung mit äußeren und inneren Einflüssen (Stresso-
ren) kontinuierlich neu aufgebaut werden. Leitend ist da-
bei die Prämisse, dass die menschliche Existenz von 
Ungleichgewicht gekennzeichnet ist, dass Menschen 
ständig mit belastenden Lebenssituationen konfrontiert 
sind. Welche Wirkungen diese auf den Organismus haben 
– pathogene, neutrale oder gesunde – hängt davon ab, wie 
mit dem durch die Stressoren hervorgerufenen Span-
nungszustand umgegangen wird. Nach dem salutogeneti-
schen Modell sind es vor allem die generalisierten Wider-
standsressourcen, die bedeutsam sind, um Schutz und 
Widerstand gegenüber Stressoren aufzubauen, bzw. die 
die Kraftquellen einer positiven Entwicklung darstellen. 
Sie beeinflussen wesentlich den Erhalt oder die Verbesse-
rung von Gesundheit, Lebenszufriedenheit und Lebens-
qualität. Diese Widerstandsressourcen sind angesiedelt:
– Im Individuum: organisch-konstitutionelle Wider-
standsressourcen, Intelligenz, Bildung, Bewältigungs-
strategien und Ich-Stärke, die nach Antonovsky eine 
der zentralen emotionalen Widerstandressourcen dar-
stellt, als emotionale Sicherheit, als Selbstvertrauen 
und positives Selbstgefühl in Bezug auf die eigene 
Person.
– Im sozialen Nahraum: Zu den Widerstandsressourcen 
zählen aber auch wesentlich die sozialen Beziehungen 
zu anderen Menschen. Diese beinhalten das Gefühl, 
sich zugehörig und „verortet“ zu fühlen, Vertrauen 
und Anerkennung durch für einen selbst bedeutsame 
Andere zu erfahren und durch die Beteiligung an zivil-
gesellschaftlichem Engagement sich als selbstwirksam 
erleben zu können. Hinzu kommt die Möglichkeit, 
sich Unterstützung und Hilfe von anderen Menschen 
zu holen und sich auf diese zu verlassen.
– Auf gesellschaftlicher Ebene: Widerstandsressourcen 
entstehen durch die Erfahrung von Anerkennung über 
die Teilhabe an sinnvollen Formen von Tätigkeiten 
und ein bestimmtes Maß an Sicherheit, mit diesen sei-
nen Lebensunterhalt bestreiten zu können (Verfügbar-
keit über Geld, Arbeit, Wohnung …).
– Auf der kulturellen Ebene: Widerstandsressourcen 
vermittelt auch der Zugang zu kulturellem Kapital im 
Sinne tragfähiger Wertorientierungen (bezogen aus 
philosophischen, politischen, religiösen oder ästheti-
schen Quellen).
Der Mensch steht demnach als Ganzes mit seiner Biogra-
fie im Mittelpunkt und nicht nur seine Erkrankung bzw. 
seine Symptome. Fehlen diese Widerstandsressourcen, 
spricht Antonovsky von generalisierten Widerstandsdefi-
ziten, die die Wahrscheinlichkeit gesundheitlicher Beein-
trächtigungen erhöhen. Allerdings geht er auch davon 
aus, dass die Widerstandsressourcen allein nicht aus-
schlaggebend für die Bewältigung von Problemen sind, 
denn ein Teil der Probleme liegt in der nicht ausreichen-
den Nutzung der vorhandenen Ressourcen. Man muss 
Ressourcen erkennen und die Fähigkeit besitzen, die rich-
tigen zu aktivieren und für sich nutzbringend einzusetzen. 
Diese Fähigkeit bzw. dieses Grundgefühl, das Antonovsky
als Kohärenzgefühl bezeichnet, ist der zentrale Baustein 
im Modell der Salutogenese.
In dieses Modell versucht Antonovsky eine Vielzahl von 
makro-, meso- und mikrosozialen Faktoren zu integrie-
ren, und es weist einen hohen Grad von Komplexität auf:
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A b b i l d u n g  3.2 
Modell der Salutogenese mit makro-, meso- und mikrosozialen Faktoren
Quelle: Singer, Brähler: Die „Sense of Coherence Scale“ (2007), S.12
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Das Kohärenzgefühl (SOC), das das Herzstück dieses 
Modells ausmacht, ist das Ergebnis eines individuellen 
Lern- und Entwicklungsprozesses hinsichtlich der Sinn-
haftigkeit des eigenen Handelns, der Verstehbarkeit und 
Gestaltbarkeit der eigenen Lebensbedingungen. Das Ko-
härenzgefühl beschreibt eine generelle Lebenseinstellung 
des Individuums, in dem sich ein umfassendes und über-
dauerndes Gefühl des Vertrauens ausdrückt, dass
– Ereignisse, die einem im Leben passieren, strukturiert, 
vorhersagbar und erklärbar sind (= Verstehbarkeit);
– man in der Lage ist, den gestellten Anforderungen ge-
recht zu werden und sie konstruktiv bewältigen zu 
können (= Handhabbarkeit);
– diese Anforderungen Herausforderungen darstellen, 
für die es sich lohnt, sich zu engagieren und anzustren-
gen (= Bedeutsamkeit/Sinnhaftigkeit).
Pragmatisch gewendet könnte man das Kohärenzgefühl 
auch als Handlungsbefähigung beschreiben (vgl. Grund-
mann 2006, S. 155 ff.). Dieses basiert auf der Einschät-
zung dessen, „was ist, was man hat, was man kann und 
wozu man fähig ist“.. Etwas systematischer formuliert, 
also auf dem
– dem Erkennen der eigenen Situation und eines Hand-
lungsbedarfes,
– dem Erkennen und Abschätzen der verfügbaren indi-
viduellen und in der Konstellation gegebenen Hand-
lungsoptionen und -ressourcen,
– der Überzeugung, selbst handlungsfähig zu sein, so-
wie
– der Fähigkeit kontextangemessen zu handeln“ (Grund-
mann 2006).
Die Einsicht, dass die Überzeugung, selbst handlungsfä-
hig zu sein, eine zentrale „Variable“ für die Bewältigung 
der zum Teil höchst widersprüchlichen Handlungsanfor-
derungen des Lebens darstellt, ist nicht neu. Die Arbeiten 
von Bandura aus den achtziger Jahren zu den Selbstwirk-
samkeitserwartungen, dem viel zitierten „locus of con-
trol“ (Bandura 1997) oder etwas später von Flammer 
(1990) lieferten bereits die zentralen Thesen und empiri-
schen Argumente. Die jüngeren Diskussionen zum Kon-
zept agency (Homfeldt u. a. 2008) und die Weiterent-
wicklungen des capability-Ansatzes, der in Deutschland 
auch unter den Begriffen Verwirklichungschancen oder 
Befähigungsansatz firmiert (vgl. Kap. 3.2.5), sowie die 
reiche Forschungstradition zum Konzept der Selbstwirk-
samkeit und zur Salutogenese stellen eine Fülle von Hin-
weisen zur Verfügung, wie Handlungsbefähigung im Ver-
lauf der Sozialisation entsteht bzw. verhindert wird.
Wenn man die Komplexität im Sinne besserer Übersichtlichkeit zu reduzieren versucht, dann kommt man zu der fol-
genden Darstellung:
A b b i l d u n g  3.3
Das salutogenetische Modell nach Antonovsky
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Die Daten belegen eindeutig, dass ein stark ausgeprägtes 
Kohärenzgefühl bzw. die stark ausgeprägte Überzeugung, 
selbst handlungsfähig zu sein, dazu führen, dass ein 
Mensch flexibel auf Anforderungen reagiert und in der 
Lage ist, die für diese spezifischen Situationen angemes-
senen Ressourcen zu aktivieren. Ein Mensch mit einem 
gering ausgeprägten Kohärenzgefühl wird dagegen An-
forderungen eher starr, rigide beantworten, da er weniger 
Widerstandsressourcen zur Bewältigung wahrnimmt oder 
zur Verfügung hat.
Ein starkes Kohärenzgefühl gibt Individuen das Ver-
trauen, dass Dinge gut ausgehen werden, dass Probleme 
nicht die eigenen Ressourcen übersteigen. Dabei werden 
reale Gefahren nicht bagatellisiert, sondern angemessen 
eingeschätzt. Personen mit starkem Kohärenzgefühl
– sehen Probleme eher als positiv, weniger konfliktreich 
oder weniger gefährlich, also eher als Herausforde-
rung und weniger als Überforderung an;
– sind eher in die Lage versetzt, Bewältigungsstrategien 
auszuwählen, die für einen konstruktiven Umgang mit 
dem Stressor geeignet sind;
– empfinden im Umgang mit Stressoren weniger „nega-
tive“ Gefühle wie Angst und Panik, die ungerichtet 
sind und die Handlungsfähigkeit im Gegensatz zu 
Furcht deutlich einschränken.
Das Kohärenzgefühl stellt gewissermaßen das zentrale 
salutogene Selbstorganisations- und Selbststeuerungs-
prinzip des Menschen dar. Das Subjekt wird nicht als pas-
sives Wesen aufgefasst, das externen Kräften ausgesetzt 
ist, sondern als Subjekt, das im Rahmen vorhandener Be-
wältigungsressourcen sein eigenes Leben aktiv „beein-
flusst“. Damit geht es nicht primär um die Frage nach Be-
lastungen und deren Vermeidung, sondern um die Frage, 
wie Subjekte diesen Prozess steuern. Dabei nimmt 
Antonovsky an, dass die Ich-Identität als emotionale Wi-
derstandsressource eine wichtige Quelle für das Kohä-
renzgefühl darstellt. Eine Identität mit flexiblen Grenzset-
zungen für das, was bedeutsam und zentral für das Leben 
erachtet wird, erleichtert es, das Leben gerade in einer 
pluralistischen Gesellschaft als kohärent zu empfinden 
(Antonovsky 1997, S. 39). Geht man davon aus, dass 
über Identitätskonstruktionen Individuen ihre lebenswelt-
lichen Erfahrungsräume auch aktiv über die von ihnen 
verfolgten (Identitäts-)Entwürfe und Projekte gestalten, 
weist dies über die Bedeutung der Ich-Identität als Poten-
zial, das die Lebensbewältigung sichert, hinaus (vgl. 
Höfer 2000 a/b). Dieses Verständnis eines aktiv gestalten-
den Subjekts lässt sich auch auf den bewussten Prozess 
der Gesunderhaltung beziehen, beispielsweise in einer di-
rekt auf Gesundheit bezogenen Lebensführung, die als 
praktischer Ausdruck von Identität erfahren werden kann 
(vgl. Behringer 1998).
Hurrelmann (2006) definiert Identität als die Fähigkeit 
zur Selbstwahrnehmung, Selbstbewertung und Selbstre-
flexion, eine Fähigkeit, die eine wichtige Voraussetzung 
für die Aktivierung von Bewältigungsstrategien und für 
die angemessene Erschließung und Nutzung der Unter-
stützungspotenziale des sozialen Umfelds bildet. Identi-
tätsprozesse, die auf die eigene Gesundheit bezogen sind, 
lassen sich als „Gesundheitsidentität“ fassen (vgl. Höfer 
2000a/b). Mit diesem Konstrukt „Gesundheitsidentität“ 
lässt sich analysieren, wie Subjekte mit dem „Doppelcha-
rakter” gesellschaftlicher Erwartungen – mit der Anforde-
rung an das Subjekt, Gesundheit selbst herzustellen bei 
gleichzeitiger Verhinderung oder Zerstörung von Gesund-
heit bzw. der Verpflichtung der Fürsorge für den Körper 
bei gleichzeitiger Forderung nach Leistungsfähigkeit jen-
seits der Körpersignale – zurechtkommen. Höfer (2000a/b)
geht davon aus, dass diese Selbstthematisierungen nicht 
nur kursorische Eindrücke für die Identität bilden, son-
dern zu einem übergreifenden Konstrukt, d. h. einer Teil-
identität Gesundheit gebündelt werden: konkret auf der 
Basis krankheits- bzw. gesundheitsbezogener Selbstthe-
matisierungen und durch Bündelung dieser der gesell-
schaftlich vermittelten Gesundheits- und Krankheitsbil-
der und den Vorstellungen in Bezug auf ein gesundes 
Individuum. Daraus entwickelt das Subjekt „subjektive 
Standards“ von dem, was es unter Gesundheit versteht 
und aufgrund derer (neue) Erfahrungen interpretiert und 
bewertet werden. Dieser Bewertungsprozess ist hand-
lungsrelevant, indem er bestimmt, wie Individuen ihre 
„Gesundheit(sidentität)“ erhalten bzw. fördern und auch 
verändern können und wollen. Und er hat einen konkre-
ten Einfluss auf die alltägliche Lebensführung und das im 
engeren Sinne konkrete Gesundheitsverhalten (wie ge-
sunde Ernährung, Bewegung usw.). Jedes Subjekt hat zu-
dem zahlreiche gesundheitsbezogene Selbstentwürfe und 
Projekte. Dies sieht man zum einen darin, dass Gesund-
heit einer der am häufigsten genannten Zukunftswünsche 
ist. Gesundheit wird als „höchstes Gut” bezeichnet und 
als Voraussetzung der Realisierung von Lebenswünschen 
gesehen. Immer umfassendere Bereiche des individuellen 
Lebens werden in Begriffe von Gesundheit gefasst, be-
wertet und geregelt. Herzlich und Pierret drücken dies so 
aus: „Gesundheit ist alles und alles ist Gesundheit: von 
Gesundheit zu sprechen, stellt heute für uns eine der bes-
ten Arten dar, Glück zu bezeichnen und einzufordern“ 
(1991, S. 298).
Der Gewinn, Gesundheit auf diese Weise als Teilidentität 
zu analysieren, liegt vor allem darin, dass Gesundheit 
nicht nur als Folge von Stresserfahrungen oder -verarbei-
tung gesehen wird, sondern auch als aktiver Prozess der 
eigenen Gesundheitsgestaltung, der eine theoretische und 
selbstreferentielle Basis erfährt und aufgrund eines moti-
vierten Gesundheitshandelns zu einem relativ bewussten 
Prozess der Gesunderhaltung beitragen kann.
3.2.2.2 Der Körper als soziale Wirklichkeit
In der neuzeitlichen Geschichte lösen sich die Vorstellun-
gen von Gesundheit und Krankheit von Ordnungsvorstel-
lungen, die diese als göttliche Fügung oder als Schicksal 
einordneten, die vom Einzelnen hinzunehmen sind. Ge-
sundheit wurde zur zentralen Voraussetzung für die Reali-
sierung diesseitiger Utopien. Mit der zunehmenden bür-
gerlichen Vorstellung der Selbstverantwortung für das 
eigene seelisch-körperliche Wohlbefinden verliert der 
Glaube an eine von Gott stabil geordnete Welt, in der 
auch Gesundheit und Krankheit vorbestimmt sind, an 
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Bindekraft. Gesundheit wird nun so verstanden, dass sie 
durch den Menschen selbst produziert werden kann; sie 
wird mit Selbst-Tun assoziiert; sie drückt den rationalen 
Umgang jedes Einzelnen mit sich selbst aus.
Diese Säkularisierung von Heilserwartungen in diesseitig 
gerichtete Vorstellungen vom „guten Leben“ hat die 
Wertschätzung für Gesundheit ungeheuer gesteigert. 
Diese hat seit der Aufklärung ständig an Bedeutung zuge-
nommen. Gesundheit wird als unabdingbare Vorausset-
zung für eine optimale Entfaltung der eigenen Leistungs-
fähigkeit angesehen. Aber auch die Nutzung nicht-
arbeitsbezogener Angebote in der Freizeit, in der Kon-
sumwelt, der Kultur und im Privaten setzen Gesundheit 
voraus.
Der beschriebene Perspektivenwechsel von einer trans-
zendenten zu einer innerweltlichen Heilserwartung ist 
eng gekoppelt an den Aufstieg der modernen Medizin 
und die an sie geknüpften Erwartungen und Hoffnungen. 
Die erfahrungswissenschaftlich fundierte moderne Medi-
zin und ihre Erfolge bestätigen die Grundüberzeugung 
des aufgeklärten bürgerlichen Bewusstseins, das ein ge-
zieltes Eingreifen in naturhafte und gesellschaftliche Pro-
zesse für möglich und notwendig hält. Mit ihren unstritti-
gen Erfolgen hat die Medizin nicht nur den Beweis 
angetreten, dass menschliches Handeln dem „blinden 
Walten“ des Schicksals und der Natur eine eigene han-
delnde Vernunft entgegensetzen kann, sondern sie ist zu-
gleich zum Kristallisationskern der innerweltlichen Heils-
erwartungen geworden.
Der Siegeszug der Medizin hat erheblich dazu beigetra-
gen, dass der Körper ins Zentrum aller Bemühungen um 
Gesundheit gerückt wurde. Die Biomedizin hat ihn mit 
ihren vielfältigen Interventionsmöglichkeiten belastbarer 
und langlebiger werden lassen. Der Körper galt immer 
weniger als nicht mehr überschreitbare Naturgrenze, son-
dern musste als gestaltbar verstanden werden. Körperkul-
tur, Sport und Fitnessprogramme stehen für eine kultu-
relle Entwicklung, in der die Disziplinierung der Körper 
eine scheinbar grenzenlose Leistungssteigerung und eine 
beliebige Gestaltbarkeit des Körpers für möglich gehalten 
werden. Normalitäts- und Schönheitsvorstellungen ha-
ben sich an diesen Machbarkeitsidealen ausgerichtet. 
Auch sehr viele Programme der Prävention und Gesund-
heitsförderung setzen auf die Beeinflussbarkeit menschli-
cher Körpergestaltung und blenden dabei die Realität kör-
perlicher dauerhafter Kontingenz und Einschränkungen 
aus (vgl. Homfeldt 1999).
In den Sozialwissenschaften und der sozialen Arbeit blieb 
der Körper lange Zeit „terra inkognita“. Doch das hat sich 
in den letzten Jahren deutlich verändert, und es ist zu ei-
ner produktiven Beschäftigung mit dem Körper, seinen 
sozialen Kodierungen, seiner Funktionalität für die Re-
produktion der Geschlechterordnung gekommen. Die 
wichtige Unterscheidung von Leib und Körper, die schon 
Plessner in seinem Werk „Die Stufen des Organischen 
und der Mensch“ (1928) vorgenommen hatte, wurde wie-
der aufgenommen und genutzt (Gugutzer 2002). Die gro-
ßen zivilisationstheoretischen Entwürfe von Elias und 
Foucault, die Habitustheorie von Bourdieu lieferten auf 
unterschiedliche Weise wichtige Bausteine zu einer So-
ziologie des Körpers (vgl. Gugutzer 2004; Schroer 2005), 
die im englischsprachigen Raum vor allem unter dem 
Stichwort „Embodiment“ eine erstaunliche Publikations-
welle ausgelöst hat (vgl. Burkitt 1999; Crossley 2006; 
Shilling 2007). Einen nicht unerheblichen Einfluss auf 
diese Welle einer sozialkonstruktivistischen Körperbe-
schäftigung hatte die Geschlechterforschung. Vor allem 
die Arbeiten von Butler (1991; 1997) haben die Vorstel-
lung einer naturdeterminierten Körperlichkeit der Ge-
schlechtsidentität zu demontieren versucht. Aber zuneh-
mend ist auch der Männerkörper zum Gegenstand 
intensiver sozialwissenschaftlicher Forschung geworden 
(z. B. Watson 2000). Die körperbezogenen Analysen ha-
ben inzwischen auch Erfahrungen von Menschen mit Be-
hinderung untersucht und können aufzeigen, wie soziale 
Konstruktionen des unvollständigen Körpers erst zu Be-
hinderungen mit einem spezifischen sozialen Sinn führen 
(vgl. z. B. Bruner 2005, Junge/Schmincke 2007). In den 
„Disability Studies“ (vgl. Albrecht u. a. 2003) hat sich ein 
eigener Zweig der „Cultural Studies“ mit gesellschaftli-
chen Herstellungsprozessen der Behinderung intensiv 
auseinandergesetzt. Am Beispiel der Kampagnen gegen 
Übergewicht kann gezeigt werden, wie auf den Körper 
bezogene Veränderungsstrategien zwar in erster Linie 
über gesundheitsbezogene Argumente legitimiert werden, 
aber gleichzeitig durch die normative Vorgabe angemes-
sener Lebensstile soziale Kontrolle ausgeübt wird (vgl. 
Schmidt-Semisch/Schorb, 2008; Körner 2008).
Die (Wieder-)Entdeckung des Körpers kann damit be-
gründet werden, dass den Lebensformen und Identitäts-
konstruktionen in der Gesellschaft der „flüchtigen Mo-
derne“ (Bauman 2007 2008) Dauerhaftigkeit und 
Nachhaltigkeit fehlen. Der Körper aber vermittelt in sei-
ner materiellen Gestalt einen scheinbar unverrückbaren 
Bezugspunkt. Die Hoffnungen auf den Körper sind aber 
berechtigt und illusionär zugleich. In der Körperthematik 
spiegeln sich die risikoreichen Chancen spätmoderner Le-
bensverhältnisse. Der Körper ist keine Insel, auf der ein 
authentischer Zugang zur eigenen Lebendigkeit, Ganzheit 
oder Selbstbestimmung pur möglich wären und Erfahrun-
gen gesellschaftlicher Entfremdung, Entsinnlichung und 
Zerrissenheit ferngehalten werden könnten. Der Körper 
ist heute zum Medium subjektiver Selbstvergewisserung 
und -darstellung geworden. Aber auch gesellschaftliche 
Macht und Kontrolle vollziehen sich in diesem Medium.
Der Körper ist einerseits sperrig und widersetzt sich in 
seiner spezifischen Eigenlogik der vollständigen Instru-
mentalisierung. Insofern bindet er Hoffnungen auf feste 
naturhafte Bezugspunkte der Lebensgestaltung. Anderer-
seits ist er ein bevorzugtes Objekt für Veränderungsstrate-
gien, in denen sich Subjekte ihre Hoffnungen auf Selbst-
gestaltung zu erfüllen versuchen. „Die Hoffnungen auf 
den Körper“ sind also überdeterminiert. In ihnen mischen 
sich widerstreitende, zumindest ambivalente Erwartun-
gen. In den körperbezogenen Identitätsstrategien können 
wir das zwangsweise spätmodernen Lebensverhältnissen 
ausgesetzte Subjekt in seinen Bewältigungsversuchen 
und spezifischen Bedürfnissen erkennen. In einer thesen-
haften Verdichtung lassen sich die ambivalenten Hoff-
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nungen auf den Körper und ihre gesellschaftliche Instru-
mentalisierung folgendermaßen zusammenfassen (vgl. 
ausführlicher Keupp 1999; 2000a):
1) Auf den Körper richten sich die Hoffnungen, mit ihm 
einen unverrückbaren Bezugspunkt der persönlichen 
Identität zu finden. Der Körper soll die Antwort auf 
die „ontologische Bodenlosigkeit“ spätmoderner Le-
bensverhältnisse geben.
2) Der Körper bildet den bevorzugten Ort für Empfin-
dungen der eigenen Lebendigkeit. Körperliche „Sen-
sationen“ bilden unstrittige Bestätigungsmöglichkei-
ten für die eigene Existenz, und sie können gegen die 
Flüchtigkeit der postmodernen Bilderflut und die 
Entsinnlichung einer Alltagswelt gesetzt werden, die 
kognitivistisch und rationalistisch dominiert ist.
3) Der Körper wird zum zentralen Bezugspunkt von Au-
thentizitätsbedürfnissen. Das Herdersche Authentizi-
tätsideal „jeder Mensch hat ein eigenes Maß“, also 
„seine eigene Weise des Menschseins“ (Taylor 1995, 
S. 38), spricht zunehmend eine Körpersprache. Umso 
weniger der jeweils gegebene kulturelle Rahmen 
konsensfähiger Vorstellungen dem Menschen sagt, 
„was gut ist“, suchen Menschen in ihrem Körper das 
Gefühl von Stimmigkeit und Echtheit.
4) Der Körper wird zum Ziel individualisierter Gestal-
tungswünsche. Der Wunsch individuelle „Spuren“ zu 
hinterlassen, wird immer mehr von der äußeren Welt 
auf den Körper projiziert. Die relative Plastizität und 
Formbarkeit des Körpers macht ihn zum bevorzugten 
Objekt der Veränderung. Die kreativen Gestaltungs-
ansprüche sollen in einer Ästhetisierung des körperli-
chen Habitus, mindestens seines Outfits realisiert 
werden.
5) Der Körper wird zum Ort, an dem sich die basalen 
Wünsche nach Anerkennung und Zugehörigkeit fest-
machen. Die Erosion von Koordinaten, Kontexten 
und Traditionen, die Zugehörigkeit und Anerkennung 
verbürgen, sucht in körperbezogenen Identitätsmar-
kierungen und darin vorgenommenen Zuordnungen 
und Eingliederungen in subkulturelle Szenen ihre 
Kompensation. Eine auf Schlankheit, Jugendlichkeit 
und Gesundheit zielende Körperarbeit eröffnet sonst 
nicht zugängliche Chancen sozialer Anerkennung.
6) Der Körper wird zum Symbol und Betätigungsfeld ei-
ner diffus-universellen Leistungsbereitschaft. „Fit-
ness“ wird zum Synonym einer Haltung, die eigenen 
Ressourcen grenzenlos zu maximieren.
7) Der Körper bleibt aber zugleich auch ein Symbol des 
Nicht-Verfügbaren. Er kann gesellschaftlich kodiert, 
manipuliert und mit Hoffnungen der instrumentellen 
Verfügbarkeit besetzt und überladen werden, aber er 
bleibt zugleich Natur mit eigener Dynamik. Diese 
Dialektik von Instrumentalisierung und Widerstand 
findet ihre Sprache in der Psychosomatik, und man 
muss sie zu entziffern versuchen.
In diesem widersprüchlichen Spannungsfeld müssen auch 
die Angebote der gesundheitsbezogenen Prävention und 
der Gesundheitsförderung eingeordnet und bewertet wer-
den. Im Sinne der Salutogenese kann der Körper nur dann 
eine Widerstandsressource sein, wenn er nicht als belie-
big vermehrbares und vernutzbares „Kapital“ verstanden 
und instrumentalisiert wird. Es kommt auf eine reflek-
tierte „Ökologie des Körpers“ (Wenzel 1986) an.
3.2.2.3 Gesundheitskapitalien
Anknüpfend an Bourdieu (1983) und Coleman (1996) 
setzen Coté/Levine (2002) diese Überlegungen fort und 
gehen ähnlich wie Antonovsky von der Fragestellung aus, 
warum manche Heranwachsenden besser mit der Verar-
beitung von kritischen Lebenserfahrungen und Übergän-
gen im Sinne von Handlungsaufgaben zurechtkommen 
als andere. Zur Erklärung dieser Unterschiede entwickel-
ten sie das Konzept des Identitätskapitals. Der Erwerb 
von Identitätskapital geschieht über die Zeit, in der Nut-
zung von Ressourcen mittels verschiedener (bewusster 
und unbewusster) Strategien und den durch diese An-
strengung gemachten Gewinn, der wiederum zur Res-
source für alle weiteren Austauschprozesse wird (Coté/
Levine 2002, S. 144). Das Identitätskapital ist demnach 
die Summe aller Eigenschaften bzw. Merkmale, die ein 
Individuum in der Interaktion mit anderen Individuen er-
worben bzw. zugewiesen bekommen hat. Dazu gehören 
soziale Ressourcen („tangible resources“) wie Kreditwür-
digkeit, Mitgliedschaften, Bildungszertifikate, die sozu-
sagen als „Passport“ in andere soziale und institutionali-
sierte Sphären fungieren. Und es gibt „intangible 
resources“ wie Ich-Stärke, außerdem „reflexive-agentic 
capacities“, wie Kontrollüberzeugung, Selbstwertschät-
zung, Lebenssinn, die Fähigkeit zur Selbstverwirklichung 
und eine kritische Denkfähigkeit (Coté 1997). Coté/
Levine (2002, S. 145) nehmen an, dass die Ich-Stärke 
bzw. das Identitätskapital den Individuen Kräfte und das 
Vermögen verleiht, die verschiedenen sozialen und per-
sönlichen Hemmnisse und Chancen, auf die sie im spät-
modernen Leben stoßen, verstehen und überwinden zu 
können.
Im Unterschied zu Coté/Levine, die ein hierarchisches 
Modell konzipieren, in dem alle anderen Kapitalien (sozi-
ales, Humankapital, ökonomisches) unter das Identitäts-
kapital subsumiert sind, setzen Schuller u. a. (2004, 
S. 20) das Identitätskapital neben alle anderen Kapitalien 
ohne Annahme einer Vorrangstellung. Dies hat den Vor-
teil, dass man die Interaktionen zwischen den verschiede-
nen Kapitalien analysieren kann, ohne bereits vorab fest-
legen zu müssen, welches Eigenkapital am wirksamsten 
ist. Identitätskapital verweist nach Schuller u a. (ebd.) auf 
die Eigenschaften des Individuums, die seine Perspekti-
ven und sein Selbstbild bestimmen. Es enthält spezifische 
Persönlichkeitseigenschaften wie Ich-Stärke, Selbstach-
tung oder Kontrollüberzeugung. Sie nehmen ebenso wie 
Coté/Levine und Antonovsky an, dass diese entscheidend 
sind für die meisten Lern- bzw. Anpassungsprozesse bei-
spielsweise bezüglich der Motivation und der Selbstdar-
stellung. Sie sind, und darin sind sich die Ansätze einig, 
wiederum Ergebnisse von Lernprozessen, die gesell-
schaftlich zugelassen sein müssen. Insofern ist nach 
Schuller u. a. das Identitätskapital den anderen Kapitalien 
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ähnlich: Es ist sowohl Input als auch Outcome, Ursache 
und Wirkung. Schuller u. a. gehen davon aus, dass je 
mehr Kapitalien – Fähigkeiten, Qualifikationen, soziale 
Beziehungen – jemand hat, desto besser ist er als Person 
gestellt. Allerdings, so die Autoren sind die meisten Lern-
prozesse ein Ergebnis des Zusammenspiels von Iden-
titätskapital als Repräsentation des psychologischen, von 
Humankapital als des ökonomischen und von sozialem 
Kapital als Repräsentation des politischen Pols.20
Schuller u. a. nehmen an, dass die meisten Handlungen 
und Erfahrungen zwischen zwei Polen platziert sind: Bei-
spielsweise hilft ein Stimmtraining, das gemacht wird, 
um die Karrierechancen zu verbessern, auch das soziale 
Netz zu vergrößern, ist also sozio-ökonomisch angelegt. 
Mit ihrem („triangle“) Modell gehen sie davon aus, dass 
Ergebnisse des Anpassungsprozesses eine Kombination 
von zwei oder allen drei polaren Konzepten sind. So ist 
z. B. Gesundheit (physische oder psychische) das Produkt 
von individuellen Fähigkeiten, die jemand aufbringen 
kann, von den sozialen Beziehungen und Netzen, in die er 
eingebunden ist und von der Sicht auf das Leben sowie 
der Selbsteinschätzung – und alle diese Faktoren inter-
agieren miteinander.
Das salutogenetische Modell von Antonovsky arbeitet 
zwar nicht mit dem Kapitalbegriff, geht aber ebenfalls 
wie Schuller u. a. (2004) von einem interdependenten 
Modell zwischen Widerstandsressourcen und Kohärenz-
gefühl aus. Die Höhe des Kohärenzgefühls wirkt auf die 
Ressourcen zurück und vermehrt diese wie auch umge-
kehrt. Dabei nimmt er an, dass die Identität bzw. Ich-
Stärke bei der Entwicklung des Kohärenzgefühls eine 
wichtige Rolle einnimmt. So gesehen kann das Kohärenz-
gefühl als Ergebnis eines Identitätsprozesses begriffen 
werden, das im Gesamt der Widerstandsressourcen (zu 
denen auch die Ich-Stärke gehört) das Aktivierungspoten-
zial übernimmt.
Im Unterschied zu den oben genannten Autoren betont 
Antonovsky darüber hinaus die Bedeutung gesellschaftli-
cher Ressourcen, die den Individuen über die Teilhabe an 
sinnvollen Formen von Tätigkeiten, mit denen diese ihren 
Lebensunterhalt bestreiten können, Erfahrungen von An-
erkennung vermitteln und ein bestimmtes Maß an Sicher-
heit gewährleisten. Dieses Konzept erscheint direkt an-
schlussfähig an die Lebensrealität, in der Menschen mit 
Behinderung diese Teilhabe einfordern, z. B. über Selbst-
hilfebewegungen (Kniel/Windisch 2005).
Antonovsky nimmt an, dass das Kohärenzgefühl in der 
Kindheit aufgrund spezifischer Lebenserfahrungen ent-
steht, die geprägt sind von Konsistenz, einer Belastungs-
balance und Erfahrungen von Partizipation. Insbesondere 
die Partizipation erscheint als zentraler Faktor in Bezug 
auf Ressourcenaktivierung bzw. Ressourcenförderung. 
Erst durch Handlungsräume, in denen Mitwirkung, aktive 
Gestaltung und Einflussnahme möglich sind, werden jene 
Voraussetzungen geschaffen, die für die Entwicklung und 
Stärkung des Kohärenzgefühls, aber auch anderer (ähnli-
cher) personaler Ressourcen wie Kontrollüberzeugung, 
Selbstwirksamkeitserwartung sowie Widerstandsfähig-
keit notwendig sind (vgl. Lenz 2004). Auch wenn dieser 
Zusammenhang bislang kaum untersucht wurde, zeigt 
eine Studie zur Partizipation in Heimen (vgl. Straus u. a. 
2008), dass eine enge Beziehung zwischen der Höhe des 
Kohärenzgefühls und einer erlebten und praktizierten 
Teilhabe an Alltagsentscheidungen besteht. „Eine Welt, 
die wir somit als gleichgültig gegenüber unseren Hand-
lungen erleben, wird schließlich eine Welt ohne Bedeu-
tung. Dies gilt für direkte persönliche Beziehungen, für 
die Arbeit und für alles andere, was innerhalb unserer 
Grenzen liegt“ (Antonovsky 1997, S. 93). Entscheidend 
ist dabei aber auch, dass die Partizipation sich auf Berei-
che bezieht, die sozial anerkannt sind. Die Bedingungen, 
die zu einem starken Kohärenzgefühl beitragen, unter-
scheiden sich kulturell und sind, wie Antonovsky ausführt 
„weit von einer Zufalls- oder Gleichverteilung entfernt“ 
(ebd., S. 95). Die Erfahrungsmöglichkeiten von Konsis-
tenz, Belastungsbalance und Partizipation sind auch un-
terschiedlich für die verschiedenen Lebenszyklen.
3.2.2.4 Risiko- und Schutzfaktoren
Wie schon deutlich wurde, gibt es eine Vielfalt biologi-
scher, psychologischer und sozialer Faktoren, die in ih-
rem multikausalen Zusammenspiel als ursächlich für die 
Förderung oder Beeinträchtigung der gesunden Entwick-
lung von Kindern und Jugendlichen angesehen werden.
Um die Hintergründe der Entstehung von Gesundheit und 
Krankheit bei Heranwachsenden, aber auch der Bedin-
gungen für die mögliche Prävention von Krankheit in ih-
rer Komplexität zu erfassen, ist es wichtig, über angemes-
sene Verlaufsmodelle von angepasster (gesunder) und 
fehlangepasster (kranker) Entwicklung zu verfügen. Sol-
che Entwicklungsmodelle beschäftigen sich im Allgemei-
nen mit Erklärungsversuchen über die Wechselwirkungen 
zwischen Menschen und ihren Lebenskontexten im Zeit-
verlauf. Im Zusammenhang mit dem Thema des vorlie-
genden Berichts erscheint das transaktionale Entwick-
lungsmodell von Sameroff (2000) am besten geeignet, die 
allgemeine und die damit eng zusammenhängende ge-
sundheitliche Entwicklung von Heranwachsenden zu er-
klären. Aus seinem Blickwinkel ist Entwicklung das Pro-
dukt eines kontinuierlichen Austauschs zwischen 
biologischen und psychologischen Merkmalen des Kin-
des bzw. Jugendlichen und dessen Interaktionen mit der 
sozialen Umwelt. Grundlegende Annahme dieses Mo-
dells ist, dass verschiedene biologische, kognitive und 
psychologische Merkmale des Kindes und die Bedingun-
gen, die Kinder und Jugendliche in ihren unmittelbaren 
Lebenskontexten (z. B. Familie, Peer-Gruppe, Schule 
etc.) erfahren, sich in ihren Wirkungen gegenseitig beein-
flussen (z. B. macht das Kind Erfahrungen mit dem elter-
lichen Erziehungsverhalten und reagiert darauf, was wie-
derum Reaktionen der Eltern hervorruft). Diese 
Wechselwirkungen führen dazu, dass sich kontinuierlich 
20 Eine Münchner Studie zum Kohärenzgefühl und den Widerstandsres-
sourcen in Bezug auf den Gesundheitsstatus hat gezeigt, dass Res-
sourcen nicht als „fixe“ Einflussgrößen aufzufassen sind, sondern in 
einem interdependenten Wechselverhältnis stehen: Beispielsweise 
kann ein niedriges Kohärenzgefühl ausgeglichen werden durch star-
ke soziale Bindungen (vgl. Straus/Höfer 2000).
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neue Verhaltens- und Interaktionsformen bilden, die auf 
die Entwicklung des Heranwachsenden wiederum erneut 
Einfluss nehmen. Die Entwicklung eines Kindes, die auch 
das Maß seiner Gesundheit beeinflusst, kann also als Re-
sultat fortdauernder, dynamischer Wechselbeziehungen 
zwischen dem Kind mit seinen bisherigen Erfahrungen, 
seinen Bezugspersonen und seinem weiteren sozialen Le-
bensraum verstanden werden. Die Ausgestaltung dieser 
unmittelbaren Lebenskontexte und damit auch ihre für die 
Entwicklung des Kindes förderlichen Qualitäten stehen 
wiederum in Wechselwirkung mit sozial- und gesell-
schaftspolitischen Rahmenbedingungen (wie z. B. Eltern-
geld, Zahl und Qualität der verfügbaren Betreuungsange-
bote, drohende Arbeitslosigkeit), die damit mittelbar 
Einfluss auf die Gesundheit und Krankheit der Kinder 
und Jugendlichen nehmen (vgl. Abbildung 3.4.). Für 
diese entwicklungsnotwendigen Erfahrungen „zugelassen 
zu sein“, ist eine Grundvoraussetzung, die für die Auf-
gabe des Heranwachsens mit Behinderung expliziert ge-
geben sein muss.
Die in Anlehnung an das systemökologische Entwick-
lungsmodell von Bronfenbrenner (1986) erstellte Grafik 
veranschaulicht durch die Anordnung der unmittelbaren 
und der mittelbaren Lebenskontexte von Kindern und Ju-
gendlichen auf konzentrischen Kreisen, deren Mittel-
punkt das Kind bzw. der Jugendliche bildet, die unter-
schiedliche Nähe und Distanz dieser Lebenskontexte zum 
Kind. Dieses wird von Bronfenbrenner – in Übereinstim-
mung mit Sameroff (2000) – nicht als passiver Rezipient 
von Einflüssen auf seine Entwicklung verstanden, son-
dern nimmt auch seinerseits aktiv Einfluss auf seine Le-
benskontexte. Dabei sind die wechselseitigen Einfluss-
möglichkeiten und damit die Bedeutung für die 
biopsychosoziale Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen in den unmittelbaren Lebenskontexten, also in der 
Familie und im sozialen Nahraum (Gleichaltrigen-
Gruppe, Kindertagesstätte etc.) am größten. Die in dem 
Modell weiter außerhalb liegenden Systemebenen der 
mittelbaren Lebenskontexte (Gesellschaft und Politik) 
bieten dagegen potenzielle Ansatzpunkte für aussichtsrei-
che Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe und des Ge-
sundheitssystems, die die Rahmenbedingungen in den un-
mittelbaren Kontexten verbessern und damit indirekt 
positiven Einfluss auf die (gesundheitliche) Entwicklung 
der Kinder und Jugendlichen nehmen können, etwa durch 
Programme zur Stärkung der Erziehungskompetenz im 
Rahmen von Familienbildung, durch Frühförderung von 
Kindern mit drohenden oder bestehenden Behinderungen, 
A b b i l d u n g  3.4 
Einflussfaktoren auf Gesundheit und Krankheit aus Systemperspektive
Quelle: Eigene Darstellung
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 65 – Drucksache 16/12860
Gesundheitsförderung in Kindertagesstätten und Schulen. 
Wieweit aber solche Programme realisiert werden kön-
nen, hängt wiederum ab von der noch weiter außerhalb 
liegenden Ebene der gesellschaftlichen Werthaltungen 
und politischen Prioritätensetzungen. Von daher kommt 
der Politik und den dort Agierenden eine bedeutsame 
Rolle bei der Wahrnehmung der gesamtgesellschaftlichen 
Aufgabe der Gesundheitsförderung und Prävention zu.
In diesem Zusammenhang ist auch das Wissen um die 
nachfolgend dargestellten, von der entwicklungspsycho-
logischen und klinisch-psychologischen Forschung iden-
tifizierten Risiko- und Schutzfaktoren von großer Bedeu-
tung für Erfolg versprechende Gesundheitsförderung, 
Prävention und schließlich auch Intervention.
Diese Risiko- und Schutzfaktoren nehmen wesentlichen 
Einfluss auf den Verlauf von (gesunden) Entwicklungs-
prozessen und lassen sich in Übereinstimmung mit dem 
salutogenetischen Modell von Antonovsky und in Anleh-
nung an das systemökologische Modell von Bronfenbren-
ner (1986), wie oben dargestellt, auf der Ebene des Kin-
des bzw. des Jugendlichen selbst sowie auf den Ebenen 
seiner unmittelbaren und mittelbaren Lebenskontexte ver-
orten.
Risikofaktoren steigern die Wahrscheinlichkeit eines 
problematischen Entwicklungsverlaufs. Voraussetzung 
dafür ist eine Vulnerabilität21 bzw. Verletzlichkeit aufsei-
ten des Kindes. So sind z. B. Kinder mit Aufmerksam-
keitsdefiziten und verstärkter Impulsivität stärker als un-
beeinträchtigte Kinder in Gefahr, später delinquentes oder 
Suchtverhalten zu entwickeln, und dies vor allem dann, 
wenn weitere Risikofaktoren (z. B. ungünstiges Erzie-
hungsverhalten der Eltern) dazukommen und es an aus-
gleichenden Schutzfaktoren fehlt (was die Vulnerabilität 
für den Einfluss eines Risikofaktors aufseiten des Kindes 
erhöht). Mit den genannten Vulnerabilitätsfaktoren auf-
seiten des Kindes gehen zudem Phasen gesteigerter Vul-
nerabilität einher, die vor allem in der Zeit von Entwick-
lungsübergängen (z. B. Eintritt in den Kindergarten oder 
Wechsel von der Grund- in die weiterführende Schule) 
auftreten.
Als positives Gegenstück zum Konzept der Risikofakto-
ren lässt sich das Konzept der Schutzfaktoren fassen. 
Schutzfaktoren können als grundlegende Ressource für 
eine gelingende Entwicklung von Kindern und Jugendli-
chen betrachtet werden: Ihnen kommt zum einen die be-
deutsame Rolle von generell förderlichen Bedingungen in 
unterschiedlichen Entwicklungsdimensionen zu. Zum an-
deren können sie mögliche ungünstige Folgen von beste-
henden Entwicklungsrisiken im Sinne einer Pufferwir-
kung mildern: Liegt ein starker Schutzfaktor (z. B. 
sichere Bindung an eine Bezugsperson) vor, kann auch 
ein starker Risikoeffekt (z. B. Alkoholabhängigkeit des 
Vaters) gemindert oder sogar völlig neutralisiert werden. 
Fehlen dagegen Schutzfaktoren, kommt der Risikoeffekt 
mit seinen kurz- und langfristigen Auswirkungen voll 
zum Tragen. Umgekehrt kann die positive Bewältigung 
von (risikoreichen) Entwicklungsübergängen und den da-
mit verbundenen neuen Anforderungen (z. B. gute soziale 
Integration in einen neuen Klassenverband) auch langfris-
tig einen positiven weiteren Entwicklungsverlauf begüns-
tigen.
Zur Konkretisierung wird im Folgenden eine exemplari-
sche Auswahl vor allem solcher Risiko- und Schutzfakto-
ren für die Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
vorgestellt, die zum einen längerfristige Wirkungen ha-
ben können, zum anderen potenzielle Ansatzpunkte für 
Prävention und Intervention im Rahmen von Angeboten 
der Kinder- und Jugendhilfe – ggf. in Kooperation mit an-
deren Systemen – aufweisen. Die Tabellen 3.1 und 3.2 
geben einen Überblick zu Risiko- und Schutzfaktoren der 
Entwicklung auf unterschiedlichen Ebenen.
Neben der Art von Risiko- und Schutzfaktoren sind ei-
nige weitere Aspekte von Bedeutung für den Verlauf der 
Entwicklung – auch im Sinne der beschriebenen Aus-
gleichswirkung dieser Faktoren: Zum einen Zahl und In-
tensität von Risikofaktoren: Diese treten oftmals kumu-
liert auf. So vergrößert sich z. B. das Risiko für die 
Entwicklung einer psychischen Störung, wenn mehrere 
persönliche und soziale Risikofaktoren (z. B. chronische 
Krankheit des Kindes, depressive Erkrankung der Mutter, 
geringe Unterstützung aus dem sozialen Umfeld) zusam-
men auftreten (Ettrich u. a. 2002; Ihle u. a. 2002). Dabei 
hat die Anzahl der vorliegenden Risikofaktoren einen 
weit größeren Einfluss auf die Entwicklung eines Heran-
wachsenden als der spezifische Typ des Risikos (biolo-
gisch, psychologisch oder sozial; Fergusson/Horwood 
2003). Andererseits kann eine Kumulation von Schutz-
faktoren dazu beitragen, dass manche Kinder und Jugend-
liche eine Fülle an Ressourcen für eine positive Entwick-
lung – ggf. trotz bestehender Risikofaktoren – aufweisen.
Zu unterscheiden sind Risikofaktoren weiter im Hinblick 
auf den Zeitpunkt ihres Auftretens in der Entwicklung des 
Kindes, ihre Dauer und die Langfristigkeit bzw. Verket-
tung ihrer Auswirkungen. Dabei können die Wirkungen 
zeitlich sehr begrenzt sein (z. B. die zusätzliche Belas-
tung eines Kindes durch eine Krankheit der Mutter zum 
Zeitpunkt eines wichtigen Statusübergangs wie der Ein-
schulung), sie können aber auch langfristige ungünstige 
Wirkungen entfalten und werden diesbezüglich in dispo-
nierende, auslösende und aufrechterhaltende Faktoren un-
tergliedert. Diese haben häufig eine additive Wirkung, 
d. h., dass disponierende Einflussfaktoren (z. B. ver-
stärkte Aggressivität) oftmals von auslösenden (z. B. Ge-
walterfahrungen und dadurch bedingte Traumatisierun-
gen) und aufrechterhaltenden Einflussfaktoren (z. B. 
ungünstiges Erziehungsverhalten) begleitet werden und 
das Risiko für eine dissoziale Entwicklung erhöhen. Von 
Bedeutung für die weitere Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen ist auch die Abfolge, in der die einzelnen 
Risikofaktoren auftreten: Bestehen Risiken bereits für 
frühe Entwicklungsphasen, kann sich dies auf spätere 
Phasen im Sinne einer Verkettung und damit Kumulation 
von Risikobedingungen auswirken, wie dies ja auch für 
21 Vulnerabilität kennzeichnet die Anfälligkeit bzw. Verletzbarkeit einer 
Person gegenüber genetisch biologischen und umgebungsbezogenen 
Faktoren, die das Risiko für eine fehlangepasste Entwicklung in un-
terschiedlichen Bereichen (z. B. sprachliche, emotionale oder soziale 
Entwicklung) erhöhen.
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Ta b e l l e  3.1 
Biologische und psychologische Risiko- und Schutzfaktoren in der Entwicklung 
von Kindern und Jugendlichen
Quelle: Ettrich u. a. (2002), Gadow (2007), Grossmann/Grossmann (2007), Hampel u. a. (2007), Holodynski (2005), Holtmann/Laucht (2007), 
Hüther (2007), Ittel/Scheithauer (2007), Jungmann (2006), Lösel/Bender (2007), Rauh (2007), Sarimski (2007), Scheithauer u. a. (2000), Stadler 
u. a. (2007), Werner (2007), Werner/Smith (2001)










Risikofaktoren Stressbelastung der Mutter während der 
Schwangerschaft (z. B. durch ungünstige 
Lebensbedingungen)
Substanzkonsum (Drogen, Medika-
mente, Alkohol, Nikotin) während 
der Schwangerschaft
Ungünstiger Schwangerschafts- und 
Geburtsverlauf (z. B. körperliche 
Erkrankungen der Mutter, Sauerstoff-
mangel des Kindes unter der Geburt)
Niedriges Geburtsgewicht
 (≤ 2 500g)
(Extreme) Frühgeburtlichkeit 
(≤ 30. Schwangerschaftswoche)
Chronische Erkrankung (z. B. Neuroder-
mitis)/ Behinderung (z. B. Down-
Syndrom) des Kindes
Unterdurchschnittliche Intelligenz (≤ 85 
IQ-Punkte)
Motorische und sprachliche 
Entwicklungsdefizite
Mangelnde Aufmerksamkeits- und 
Konzentrationsfähigkeit (z. B. oft 
leicht abgelenkt sein, häufiger 
Tätigkeitswechsel)
Mangelnde Emotionsregulation und 
Impulskontrolle (z. B. häufige und schnelle 
Wutausbrüche, unkontrollierte Traurigkeit)
Eingeschränktes Problemlöseverhalten 
(z. B. häufige Verwendung von Aggression 
zur Konfliktlösung)
Schutzfaktoren Guter allgemeiner (körperlicher) Gesund-
heitszustand
Intelligenz im Normbereich (IQ-Werte im 
Bereich 86 bis 120 Punkte)
Spezielle Talente/Interesse an Hobbies
Positives Selbstwertgefühl
Aktives Bewältigungsverhalten (z. B. 
konstruktive Problemlösungen)
Fähigkeit, sich von ungünstigen Einflüssen 
zu distanzieren (psychisch und räumlich)
Selbstbezogene Kontrollüberzeugung
Vorausplanendes Verhalten
Selbsthilfefertigkeiten (z. B. Wissen um 
soziale Unterstützung bei Schwierigkeiten)
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Ta b e l l e  3.2
Soziale Risikofaktoren und Schutzfaktoren in der Entwicklung von Kindern und Jugendlichen 
in unterschiedlichen Lebenskontexten
Quelle: Ahnert u. a. (2004), Beelmann u. a. (2007), Cefai (2007), Fröhlich-Gildhoff u. a. (2008), Gabriel/Bodenmann (2006), Gadow (2007), Göppel 
(2007a), Hahlweg u. a. (2008), Hintermair (2006), Kurstjens/Wolke (2001), Lamb/Ahnert (2006), Möhler u. a. (2006), Opp (2007), Pierrehumbert 








Ungünstiges Erziehungsverhalten (z. B. Überbehütung des Kindes oder harte kör-
perliche Bestrafungen)
Ungünstige Eltern-Kind-Interaktionen (z. B. geringe Rücksichtnahme auf Bedürf-
nisse des Kindes in Alltagssituationen, mangelnde oder inadäquate Zuwendung)
Niedriger sozioökonomischer Status (z. B. durch ALG-II-/Sozialgeldbezug der 
Familie) und damit assoziierte Lebensbedingungen (z. B. beengte Wohnverhält-
nisse, niedriger elterlicher Bildungs- und Beschäftigungsstatus)
Psychische Erkrankung in der Familie (z. B. Depression der Mutter)
Chronische eheliche Disharmonie (z. B. häufige Uneinigkeit der Eltern)
Schutzfaktoren Sichere Bindung zu mindestens einer Bezugsperson (z. B. Eltern, Großeltern)
Offenes, unterstützendes Erziehungsklima (z. B. wertschätzende Haltung gegen-
über dem Kind; Sensibilität für die Probleme des Kindes)
Familiärer Zusammenhalt (z. B. elterliche Unterstützung bei Problemen 
des Kindes)
Positives Bewältigungsverhalten der sozialen Umwelt (z. B. gute Problem-










Risikofaktoren Unkritische Nutzung von Medienangeboten (z. B. sehr häufiges Fernsehen, 
unkritischer Umgang mit Gewalt verherrlichenden Videospielen)
Schulschwierigkeiten (z. B. schlechte Noten, Klassenwiederholungen, 
Schulverweigerung)
Schutzfaktoren Soziale Unterstützung (z. B. in Kindergärten, Sportvereinen)
Dauerhafte, unterstützende Freundschaften/positive respektvolle Gleichaltrigen-
beziehungen













Risikofaktoren Kinderentwöhnte Gesellschaft/„Strukturelle Kinderfeindlichkeit“
Gestiegene Leistungserwartungen (z. B. durch Verkürzung der Schulzeit)
Schutzfaktoren Gesellschaftliche und politische Aktivitäten (z. B. Ausbau von Kindertagesbetreu-
ung und Ganztagsschulen)
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die Folgen früher Traumatisierungen häufig beschrieben 
wird. So kann eine depressive Erkrankung der Mutter in 
den ersten Lebensjahren des Kindes mit wenig förderli-
cher Anregung und einer unsicheren Mutter-Kind-Bin-
dung einhergehen, und die Auswirkungen dieser frühen 
Interaktionserfahrungen können die kognitive und so-
zialemotionale Entwicklung des Kindes auch dann noch 
nachhaltig beeinträchtigen, wenn die Mutter wieder ge-
sund ist. Zudem kann die psychische Erkrankung der 
Mutter zu einer prekären sozioökonomischen Lebens-
situation führen, die wiederum zu den weiteren bereits 
dargestellten Risikofaktoren und Stresserfahrungen füh-
ren können. Auch hier gilt, dass die Auswirkungen früher 
Risiken sich umso ungünstiger auf die Entwicklung aus-
wirken, je größer die Dauer und Intensität weiterer Risi-
ken sind, wobei auch hier der mögliche Ausgleich durch 
Schutzfaktoren zu beachten ist, die ebenfalls in den ge-
nannten Dimensionen variieren und kumulative Effekte 
zeigen können (so kann der Aufbau einer sicheren Bin-
dung in der frühen Kindheit Selbstvertrauen, Beziehungs-
fähigkeit und soziale Kompetenz von Heranwachsenden 
begünstigen, die in Belastungssituationen wichtige Res-
sourcen darstellen).
Neben diesen Aspekten müssen auch alters- und ge-
schlechtsspezifische, kulturelle Muster in ihren Auswir-
kungen berücksichtigt werden. Generell haben biologi-
sche Risikofaktoren einen Einfluss auf die Entwicklung 
vom Säuglings- bis ins Vorschulalter, deren Bedeutung 
nimmt aber im Lauf der weiteren Entwicklung relativ zu 
der steigenden Bedeutung von psychosozialen Faktoren ab.
Generell sind umso mehr Ressourcen auf der protektiven 
Seite notwendig, je mehr Belastungen und Risiken ein 
Kind in seiner Entwicklung ausgesetzt ist. Das bedeutet 
aber auch, dass sich die förderlichen Effekte von vorhan-
denen Schutzfaktoren bei kumulierten, intensiven Risiko-
bedingungen am schwierigsten nachweisen lassen, ob-
wohl sie vor allem in solchen Konstellationen von 
besonderem Gewicht sind, da die Entwicklung ansonsten 
mit großer Wahrscheinlichkeit noch sehr viel ungünstiger 
verlaufen wäre.
3.2.2.5 Resilienz
Da in diesem Bericht die Gesundheitssituation von 
Kindern und Jugendlichen unter der salutogenetischen 
Perspektive betrachtet wird, richtet sich das Interesse be-
sonders auf Schutzfaktoren, die eine gesunde Entwick-
lung auch bei bestehenden Risiken fördern können. An 
dieser Stelle ergeben sich Anschlussmöglichkeiten nicht 
nur zum Konzept der Widerstandsressourcen 
(Antonovsky), sondern auch zum Konstrukt der 
Resilienz.22 Trotz verschiedener Konzeptualisierungen 
dieses Konstrukts innerhalb der Forschung besteht allge-
mein Übereinstimmung, dass von Resilienz dann gespro-
chen werden kann, wenn Individuen, die mit negativen 
Lebensereignissen oder Belastungen konfrontiert sind, 
Kapazitäten mobilisieren können, die sie gesund erhalten. 
Unter Resilienz wird dabei „die Fähigkeit verstanden, 
Krisen im Lebenszyklus unter Rückgriff auf persönliche 
und sozial vermittelte Ressourcen zu meistern und als 
Anlass für Entwicklung zu nutzen“ (Welter-Enderlin 
2008, S. 13). Resilienz stellt danach keine Eigenschaft 
i. e. Sinne dar, sondern ist als Prozess zu begreifen, „als 
spezifische Weise von Handlungen und Orientierungen, 
die insbesondere bei Übergängen im individuellen Le-
benszyklus und im Familienzyklus bedeutsam werden.“ 
(Hildenbrand 2008, S. 23).
Resilienz beschreibt sowohl spezifische Handlungs- und 
Orientierungsmuster der Krisenbewältigung als auch de-
ren Weiterentwicklung durch die immer neuen Erfahrun-
gen der Bewältigung von Krisen. Resilienz ist damit ein 
lebenslang andauernder Prozess. Sie kann nicht aus der 
Abwesenheit von Auffälligkeiten geschlossen werden, 
sondern zeigt sich in der erfolgreichen Bewältigung oder 
Abmilderung widriger Umstände. Damit bezieht sich die 
Resilienzforschung zumindest teilweise auf die Tradition 
der Ansätze zur Stress-Bewältigung.
Die Betrachtungsweise von Resilienz als Prozess ist, wie 
Hildenbrand (2008, S. 24) betont, auch folgenreich für 
die Einschätzung resilienter Eigenschaften. Sie sind da-
nach immer im jeweiligen Gesamtlebenskontext zu beur-
teilen. Denn, was in einer bestimmten Altersphase re-
silient ist, beispielsweise die Familienkohäsion, die 
Kinder schützt, wenn sie klein sind, kann in einer anderen 
Altersphase als Einschränkung wirken, wenn es beispiels-
weise um Ablöseprozesse im Jugendalter geht. Rutter
(1987) spricht vor allem von vier Wirkungen von Resi-
lienz: die Reduktion von Belastungen, die Reduktion von 
negativen Kettenreaktionen, die Entwicklung und Beibe-
haltung von Selbstbewusstsein und Selbstwirksamkeit so-
wie die Eröffnung von Chancen.
Die Berücksichtigung dieser Faktoren ist besonders vor 
dem Hintergrund der Prävention der „neuen Morbidität“ 
(also von Krankheiten, die eng mit dem Lebensstil und 
den Lebensverhältnissen zusammenhängen) bedeutsam, 
da dadurch zum einen modifizierbare Risikolagen identi-
fiziert und entschärft werden können. Zum anderen kann 
bei kaum veränderbaren Risikolagen die Entwicklung 
oder Stärkung protektiver Faktoren zur Krankheitsabwehr 
oder zumindest zu einer besseren psychosozialen Bewäl-
tigung einer dauernden körperlichen Beeinträchtigung 
führen. Zudem ermöglicht eine Identifizierung und Ope-
rationalisierung von einzelnen umschreibbaren und empi-
risch nachgewiesenen Einflussfaktoren auf die Gesund-
heit es der politischen und fachpolitischen Ebene, gezielt 
tätig zu werden und durch entsprechende Aktivitäten das 
Verhältnis von Schutz- und Risikofaktoren in bestimmten 
kritischen Lebenssituationen positiv zu beeinflussen.
Das Konzept der Resilienz bezieht sich somit ebenso wie 
das der Salutogenese auf die psychische Widerstandsfä-
higkeit gegenüber biologischen, psychologischen und 
22 Psychische Widerstandsfähigkeit (Robustheit) von Individuen trotz 
des Vorliegens von Risikofaktoren. Studien zum Thema Resilienz 
werden im Unterschied zum breit untersuchten Feld der Risikofakto-
ren erst seit etwa 20 Jahren systematisch durchgeführt, sodass zurzeit 
noch relativ wenig gesicherte Erkenntnisse vorliegen (Holtmann/
Schmidt 2004). Ein Großteil der vorliegenden Forschungsergebnisse 
stammt zudem aus dem anglo-amerikanischen Sprachraum, die For-
schung bezüglich des europäischen und speziell deutschen Kultur-
raums ist noch sehr lückenhaft.
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psychosozialen Entwicklungsrisiken und beschreibt da-
mit einen ganz ähnlichen Paradigmenwechsel gegenüber 
dem klassischen Blick auf Krankheit. Beide Konzepte ge-
hen von ähnlichen Fragestellungen aus und analysieren 
die Rolle von Ressourcen als Widerstandressourcen (Sa-
lutogenese) bzw. als Schutzfaktoren (Resilienz). Anto-
novsky selbst sieht große Übereinstimmung insbesondere 
mit den Untersuchungen zu Werner und Smith (1982). 
„Obwohl ich mich in der Kindesentwicklung, ihrem Spe-
zialgebiet, nur sehr wenig auskannte, gab es zwischen uns 
ein Gefühl grundsätzlicher Verständigung. Ich merkte, 
dass wir dieselben Fragen stellten und uns bei der Beant-
wortung in die gleiche Richtung bewegten.“ (ebd. 1997, 
S. 55)
Differenzen erklären sich weniger durch konzeptionelle 
Widersprüche als vielmehr aufgrund der Entstehungsdis-
ziplinen (Entwicklungspsychologie und Gesundheits-
soziologie) und der unterschiedlichen sprachlichen und 
theoretischen Bezüge. So ist die Resilienzforschung 
ebenso wie die Salutogenese prozessorientiert ausgerich-
tet, argumentiert aber häufiger in Persönlichkeitskate-
gorien bzw. -eigenschaften. Die Salutogenese fokussiert 
ebenso wie die Resilienzforschung auf Belastungs-Be-
wältigungsprozesse von Individuen, bettet diese aber sys-
tematischer in gesellschaftliche Rahmenfaktoren ein. Der 
Vorteil einer leichteren Anschlussfähigkeit an Konzepte 
der Gesundheitsförderung geht bei der Salutogenese aber 
zugleich einher mit einem weniger elaborierten Entwick-
lungskonzept.23
Insgesamt erscheint die Salutogenese als das konzeptio-
nell stärker ausgearbeitete und übergreifende Modell (vgl. 
Rückert u. a. 2006). Das Modell der Salutogenese ist auf 
Krankheit und Gesundheit allgemein und nicht nur auf 
Gesundheit ausgerichtet und bietet somit ein umfassende-
res Verständnis des Prozesses. Allerdings können die Er-
kenntnisse und Wirkfaktoren der Resilienzforschung für 
das Modell der Salutogenese fruchtbar gemacht werden.
3.2.2.6 Zur Wirkung des Kohärenzgefühls auf 
Gesundheit
Antonovsky hat ein Instrument zur Messung des Kohä-
renzgefühls entwickelt, das mittlerweile in 14 Sprachen 
übersetzt und in 20 Ländern angewendet wurde. Auch 
wenn es einige kritische Stimmen zum Instrument gibt 
(vgl. Eriksson 2007; Geyer 2000), so belegen mittlerweile 
eine beträchtliche Anzahl an internationalen Studien den 
Zusammenhang zwischen Kohärenzgefühl, Gesundheit 
und Krankheit (Eriksson 2007; Singer/Brähler 2007). Die 
meisten bisher veröffentlichten Studien untersuchten den 
Sense of Coherence (SOC) als unabhängige Variable. 
Eine finnische Arbeitsgruppe (Eriksson/Lindström 2007) 
stellte eine Übersicht mit 458 wissenschaftlichen Arbei-
ten und 13 Dissertationen zur Wirkung des Kohärenzge-
fühls systematisch zusammen. In diesen Untersuchungen 
zeigt sich ein Zusammenhang zwischen der Höhe des Ko-
härenzgefühls und Wohlbefinden, Lebensqualität und Le-
benszufriedenheit. Dies gilt sowohl für Kinder, Erwach-
sene wie auch für Familien.
Bezüglich des Zusammenhangs zu Gesundheit zeigen 
sich ebenfalls zahlreiche Effekte. Dabei sind die Bezie-
hungen zwischen physischer Gesundheit weniger eindeu-
tig als zu psychischer bzw. psychosomatischer Gesund-
heit. Das Kohärenzgefühl (SOC) korreliert stark mit 
psychischer Gesundheit, unabhängig von Alter, Ge-
schlecht, Ethnizität, Nationalität und Studiendesign. Ein 
hoher SOC korreliert in der Regel mit einem geringen 
Stresserleben und mit einem geringen Beschwerdedruck. 
Der SOC ist ein besserer Prädiktor für Suizidgefahr als 
Depressivität (Petrie/Brook 1992). Zu physischer Ge-
sundheit lässt sich ein solcher Zusammenhang zwar eben-
falls nachweisen, allerdings fallen die entsprechenden 
Korrelationen niedriger aus (vgl. Singer/Brähler 2007, 
S. 36). Insgesamt kommt die finnische Arbeitsgruppe zu 
dem Ergebnis: „Despite of some uncertainty the interpre-
tation and the conclusion of included studies is that SOC 
seems to be a healthy resource, promoting resilience and 
the development of a positive state of health” (Eriksson 
2007, S. 34).
Dies gilt auch für Kinder und Jugendliche ab 14 Jahren: 
So leiden Jugendliche mit einem höheren Kohärenzgefühl 
deutlich weniger unter psychosomatischen Stresssympto-
men und psychischen Belastungen bzw. Demoralisierung. 
Sie zeigen auch weniger Risikoverhaltensweisen und sind 
mit ihrer Gesundheit bzw. mit ihrem Leben deutlich zu-
friedener (vgl. Höfer 2000a/b). Das Kohärenzgefühl fun-
giert so gesehen als Medium, das vorhandene Wider-
standsressourcen auch tatsächlich nutzbar macht für 
Optionen und konkrete Handlungsmöglichkeiten.
Trotzdem bleibt noch eine Reihe von Fragen offen. So er-
geben beispielsweise die verschiedenen Studien und Un-
tersuchungen bezüglich der Unabhängigkeit des SOC 
vom Geschlecht ein heterogenes Bild. Da kaum Längs-
schnittuntersuchungen existieren, blieb bisher auch die 
Frage nach der Stabilität bzw. der Entwicklungsmöglich-
keit des SOC empirisch weitgehend ungeklärt. Die bis-
lang angenommene Kulturunabhängigkeit des SOC, 
wurde eher angezweifelt, auch wenn die Untersuchungen 
in verschiedenen Ländern in diese Richtung deuteten, da 
sich diese Länder kulturell gesehen relativ ähnlich waren 
(vgl. Franke 1997). Mittlerweile gibt es aber auch Unter-
suchungen aus Staaten des ehemaligen Ostblocks, aus 
Asien und aus Afrika, „sodass man nicht länger behaup-
ten kann, dass der Sense Of Coherence ein westliches 
Konstrukt beziehungsweise nur dort validiert sei“ 
(Singer/Brähler 2007, S. 30).
3.2.2.7 Integration von Pathogenese und 
Salutogenese
Versucht man die Diskussion um Pathogenese und Risi-
kofaktoren auf der einen Seite und Salutogenese, Wider-
stands- und Schutzfaktoren auf der anderen Seite zusam-
menzufassen, ist es im Anschluss an Antonovsky sinnvoll, 
die Suche nach spezifischen Krankheitsursachen (patho-
23 Die Salutogenese basierte teilweise auf einem Entwicklungsmodell, 
das mit der Adoleszenz ihren Abschluss fand, während die Resilienz-
forschung zwar von der Kindheit ausging, stets aber von einem le-
benslangen Entwicklungsprozess sprach.
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genetischer Ansatz) durch die Suche nach gesundheitsför-
dernden bzw. gesund erhaltenden Faktoren (salutogeneti-
scher Ansatz) zu ergänzen. Um die unterschiedlichen 
Zugänge zu Gesundheit und Krankheit in ihren charakte-
ristischen Perspektiven ordnen zu können, hat Antonosky
wiederholt das einprägsame Bild verwendet, dass wir 
Menschen „uns alle immer im gefährlichen Fluss des Le-
bens befinden und niemals sicher am Ufer stehen“ 
(Antonovsky 1993, S. 7). Und er fährt dann fort: „Wir 
alle, um mit der Metapher fortzufahren, sind vom Mo-
ment unserer Empfängnis bis zu dem Zeitpunkt, an dem 
wir die Kante des Wasserfalls passieren, um zu sterben, in 
diesem Fluss“ (ebd., S. 8f.). Mit seiner Flussmetapher 
will Antonovsky die unterschiedlichen Positionen und He-
rangehensweisen von Gesundheitsförderung und Patho-
genese verdeutlichen. Dabei plädiert er nicht, wie Bauch 
(2007, S. 5) anführt, für eine Gesundheitsförderung „ohne 
einen pathogenetischen Seitenblick“ bzw. für eine Tren-
nung beider Systeme. Gerade mit der Annahme eines Ge-
sundheits-Krankheits-Kontinuums sieht Antonovsky einen 
integrativen Ansatz beider Perspektiven gegeben, in dem 
die Bemühungen sowohl Kranken als auch Gesunden gel-
ten. Erst diese Sichtweise überwindet den dichotomen 
Denkansatz, der zu einer eingeschränkten Sichtweise 
führt, und zwar auf beiden Seiten. Demgegenüber sieht 
der salutogenetische Ansatz vor, dass die Position jeder 
Person zu jedem beliebigen Zeitpunkt untersucht wird. 
„Epidemiologische Forschung würde sich auf die Vertei-
lung von Gruppen auf dem Kontinuum konzentrieren. 
Klinische Mediziner würden dazu beitragen wollen, dass 
sich einzelne Personen, für die sie verantwortlich sind, in 
Richtung des Gesundheitspols verändern“ (Antonovsky 
1997, S. 23). Dabei, und insbesondere auch, wenn es um 
Hilfen geht, stellen die Probleme den Bezugspunkt dar, 
für das, was verändert werden soll. Für die Frage, wie 
Probleme verändert werden können, sind die Ressourcen 
der Menschen aber wichtiger, weil deren Verfügbarkeit 
und Mobilisierbarkeit bei der Bewältigung von Belastun-
gen, Krisen und Konflikten die entscheidende Rolle spie-
len (vgl. Bründel 2004).
Aus der Sicht von Antonovsky können in Bezug auf die 
Hilfen fünf Zugänge unterschieden werden:
– Eine kurative Perspektive gibt es vor allem für die 
vom Ertrinken bedrohten Menschen und rettet bzw. 
betreut sie mit den Möglichkeiten des medizinischen 
Systems. Zentral ist die Behandlung von Krankheiten 
und ein expertenzentriertes, hierarchisches Arzt-
Patienten-Verhältnis. Die Gesellschaft hat die dafür 
notwendigen Ressourcen zur Behandlung zur Verfü-
gung zu stellen. Immer wichtiger werden auch techno-
logischer Fortschritt und genetische Kontrolle.
– Die Perspektive der protektiven Praxis ist auf Popula-
tionen gerichtet. In ihrer ersten Variante (Health pro-
tection) geht es vor allem um die Reduzierung von Ri-
siken, die die Wahrscheinlichkeit einer Erkrankung 
direkt verhindert. In Analogie zur Flussmetapher wer-
den auf dieser Ebene beispielsweise Zäune gebaut, um 
zu verhindern, dass Menschen überhaupt in den Fluss 
fallen. Die zweite Variante ist die „Disease preven-
tion“, in der ebenfalls die Fachleute definieren, was 
schützt. In der Flussanalogie versucht man auf dieser 
Ebene den Menschen zu helfen, in dem sie beispiels-
weise mit Schwimmwesten ausgestattet werden.
Zentral für die Salutogenese ist aber, dass es nicht aus-
reicht, Stress zu verhindern oder zu vermeiden (vgl. 
Antonovsky 1997). Weitergehende, ergänzende Ebenen 
sind:
– Die Gesundheitserziehung: Im Mittelpunkt steht die 
Wissensvermittlung über einen gesunden Lebensstil. 
(Auf die Flussanalogie bezogen geht es darum, Men-
schen dazu zu bringen, schwimmen zu lernen.)
– Gesundheitsförderung: Diese richtet sich auf die Le-
bensbedingungen und ein Setting, in dem Gesundheit 
und Kohärenz sich entwickeln. Im Mittelpunkt stehen 
die personalen, sozialen Ressourcen und die körperli-
che Ausstattung in Relation zu den Strukturen, die 
diese hervorbringen. In Analogie zu unserer Flussme-
tapher würden auf dieser Ebene alle Faktoren in den 
Blick kommen, die einem Menschen helfen, mit sei-
nen Fähigkeiten und Fertigkeiten gut schwimmen zu 
lernen und wie man diese Bedingungen und Kompe-
tenzen auch strukturell fördern kann.
– Gesundheitswahrnehmung und Lebensqualität: Ziel 
von Gesundheitsförderung ist es Bedingungen für ein 
„gutes Leben“ zu schaffen unter der Betonung eines 
aktiven und teilhabenden Subjekts. Auf die Flussmeta-
pher bezogen würde es auf dieser letzten Ebene darum 
gehen, „Schwimmen“ als Fähigkeit der Menschen zu 
sehen, die Spaß macht, Wohlbefinden und Lebenszu-
friedenheit fördert.
Vor allem auf den beiden letzten Ebenen spielt die Risiko-
reduzierung (Schwimmen) nur noch eine nachgeordnete 
Rolle.
Auch, wenn das Modell der Salutogenese kein fertiges 
Theoriegebäude darstellt – ein Anspruch, den Antonovsky
nie hatte –, so wird es zunehmend als konzeptuelle Rah-
mentheorie für Gesundheitsförderung diskutiert. Das 
Modell ist nach Bengel u. a. (1998) in der Lage, den 
„häufig theoriearmen und aktivistisch aneinander 
gereihten, präventiven Aktivitäten (…) eine Rahmentheo-
rie, die ressourcenorientierte, kompetenzsteigernde und 
unspezifische Präventionsmaßnahmen stützt“ (ebd., 
S.70), zu geben.24
3.2.3 Empowerment: Eine Förderperspektive
Das salutogenetische Modell richtet die Aufmerksamkeit 
auf die Widerstandsressourcen, die die Voraussetzung für 
24 Die Salutogenese bietet, wie Richter (2002) es formuliert, eine Meta-
Theorie für alle Anwendungsfelder von Prävention und Gesundheits-
förderung sowie eine Legitimation für konzeptuelle Überlegungen 
und konkrete Maßnahmenplanung. Dieses Modell steht für kompe-
tenzsteigernde und unspezifische Maßnahmen, schult den ressour-
cenorientierten Blick und lenkt den Fokus auf Lebenskontexte und 
deren Auswirkungen auf das Individuum. Allerdings bedarf das Ver-
hältnis zwischen der gesellschaftlichen und individuellen Ebene ei-
ner weiteren Bearbeitung.
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eine gesundheitsförderliche Lebensführung bilden. Ins 
Zentrum wird dabei die Handlungsmächtigkeit von Indi-
viduen gerückt. Die Stärkung dieser Handlungsfähigkeit 
bildet deshalb das primäre Ziel einer salutogenetisch ver-
standenen Förderpraxis. Das Empowermentkonzept lie-
fert hierfür den geeigneten Rahmen. Der Begriff „Empo-
werment“ wird von einem gewissen Etwas, einem Flair 
umgeben. Das vermittelt vor allem die „Power“-Kompo-
nente im Begriff, aber er lebt nicht nur davon, sondern 
auch von der Vorsilbe „Em-“ die den Sinn von Geben, 
Abgeben, Weggeben transportiert. Und das ist gerade der 
zentrale Aspekt: Nicht für sich Macht fordern oder er-
obern, sondern sie weitergeben, sie bei anderen wecken, 
ihnen dabei helfen, sie zu entdecken. „Empowerment“ 
meint nicht einfach Veränderung der Machtverhältnisse, 
obwohl es auch darum geht, sondern die Gewinnung oder 
Wiedergewinnung von Kontrolle über die eigenen Le-
bensbedingungen. Diese Perspektive richtet sich an Pro-
fessionelle und ihre berufliche Grundhaltung und liefert 
eine Grundorientierung für jede Art von Gesundheitsför-
derung (vgl. Laverack 2004, 2005, 2007). Sie hat als 
emanzipatorischer Ansatz nicht zuletzt auch im Behinder-
tenbereich einen hohen Stellenwert erlangt (Theunissen/
Plaute 2002; Theunissen u. a. 2007).
Die Empowerment-Perspektive bündelt wichtige Lern-
prozesse des letzten Jahrzehnts (vgl. Herriger 2006). Sie 
knüpft ein Netz von Ideen zu einer neuen Orientierung 
psychosozialen Handelns. Es sind vor allem die folgen-
den Lernprozesse:
1) Von der Defizit- oder Krankheitsperspektive zur Res-
sourcen- oder Kompetenzperspektive. Das Wissen 
um die Stärken der Menschen und der Glaube an ihre 
Fähigkeiten, in eigener Regie eine lebenswerte Le-
benswelt und einen gelingenden Alltag herzustellen, 
führt mit Notwendigkeit zu einer anderen beruflichen 
Perspektive als im Falle eines professionellen Szena-
rios der Hilfebedürftigkeit.
2) Nur jene Art von professionellem Angebot kann 
letztlich wirksam werden, das in das Selbst- und 
Weltverständnis der Adressatinnen und Adressaten 
integrierbar ist und das persönlich glaubwürdig und 
überzeugend vermittelt wird. Solche Einsichten füh-
ren mit Notwendigkeit zur Überwindung einer einsei-
tigen Betonung professioneller Lösungskompetenzen 
und von der Orientierung an der Allmacht der Exper-
tinnen und Experten zu einer partnerschaftlichen Ko-
operation von Betroffenen und Fachleuten. Von 
Dauer können nur Veränderungen sein, die den 
Grundsatz „Hilfe zur Selbsthilfe“ realisieren.
3) Jede professionelle Aktivität, der es nicht gelingt, zur 
Überwindung des Erfahrungskomplexes der „gelern-
ten Hilflosigkeit“ oder „Demoralisierung“ beizutra-
gen, wird wirkungslos bleiben. Die Wirksamkeit pro-
fessioneller Hilfe wird davon abhängen, ob das 
Gefühl gefördert werden kann, mehr Kontrolle über 
die eigenen Lebensbedingungen zu erlangen.
4) Soziale Unterstützung im eigenen sozialen Bezie-
hungsgefüge ist von großer Bedeutung bei der Be-
wältigung von Krisen, Krankheiten und Beeinträchti-
gungen sowie bei der Formulierung und Realisierung 
selbstbestimmter Lebensentwürfe. Gerade die Kräfte, 
die durch die Vernetzung von gleich Betroffenen ent-
stehen können, sind von besonderer Qualität („peer 
support“).
5) Psychosoziale Praxis lässt sich nicht in Kategorien 
von Widerspruchsfreiheit oder im Funktionskreis in-
strumentellen Denkens adäquat erfassen. Anstelle ei-
nes Diskurses, der von der Unterstellung eines heh-
ren Allgemeinwohls ausgeht, ist es notwendig, 
Widersprüche, Interessenunterschiede und unter-
schiedliche Bedürfnisse zum Thema zu machen. 
Hierzu gehören auch Themen wie die Janusköpfig-
keit von Hilfe und Kontrolle in allen Formen psycho-
sozialen Handelns; die Analyse unerwünschter Ne-
benfolgen „fürsorglicher Belagerung“ und ihrer 
institutionellen Eigenlogiken und schließlich auch 
die Anerkennung unterschiedlicher und teilweise wi-
dersprüchlicher Interessen von Kindern, Jugendli-
chen und ihren Eltern einerseits und Professionellen 
andererseits.
6) Die wichtigste Erkenntnis, die auf solchen Pfaden di-
vergenten Denkens zu gewinnen ist, ist die Einsicht 
in die Dialektik von Bedarfen, Rechten und Bedürf-
tigkeiten. Die klassische wohlfahrtsstaatliche Philo-
sophie war ausschließlich von einer Definition von 
Bedürftigkeiten und auf sie bezogenen sozialstaatli-
chen Hilfe- oder Präventionsprogrammen bestimmt. 
Die meisten Therapie- und Präventionsprogramme 
gehen – in aller Regel mit guten und nachvollziehba-
ren Gründen – von einer Annahme spezifischer De-
fizite und Bedürftigkeiten aus, die im wohlverstande-
nen Interesse der Betroffenen verhindert, 
kompensiert oder verändert werden sollen. Erst in 
den 1970er-Jahren wurde – nicht zuletzt infolge hef-
tiger Konflikte zwischen „wohlwollenden“ Helferin-
nen und Helfern und zunehmend eigene Ansprüche 
formulierenden Adressatinnen und Adressaten – die 
Ebene der Rechte als unabhängiger Begründungsin-
stanz für Handeln oder dessen Unterlassung „ent-
deckt“. Es war sicher kein Zufall, dass diese Entde-
ckung in die Zeit der sich abzeichnenden Krise des 
Wohlfahrtsstaates fiel. Die Krise des Sozialstaats hat 
auch für viele Betroffene sichtbar gemacht, dass ihre 
Rechte in den Wohlfahrtsleistungen keineswegs gesi-
chert, mit deren Abbau auch gefährdet sind und ei-
genständig vertreten und abgesichert werden müssen. 
Rappaport bringt die beiden Sichtweisen auf die For-
mel von „Kinder in Not“ oder „Bürger mit Rechten“. 
Es handelt sich nicht um Entweder-oder-Perspek-
tiven, sie müssen in dem Spannungsverhältnis, in 
dem sie zueinander stehen, erhalten bleiben. Dazu 
bemerkt Rappaport (1985, S. 268) treffend: „Rechte 
ohne Ressourcen zu besitzen, ist ein grausamer 
Scherz.“
Die Ressourcenförderung zielt auf die Stärkung der 
Handlungsfähigkeit der Subjekte. Das bedeutet nicht, 
dass es bei Empowermentstrategien nur um die Stärkung 
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personengebundener Ressourcen geht. Gerade um die in-
dividuelle Handlungsfähigkeit stärken zu können, bedarf 
es der Netzwerke, die in der Lage sind, Individuen in ih-
rer Lebensbewältigung emotional und alltagspraktisch zu 
unterstützen und gemeinsame Interessen wirksam zu ver-
treten (etwa in Form von Selbsthilfeinitiativen). Wirk-
same Empowermentstrategien zielen aber letztlich auch 
auf die institutionell-strukturelle Ebene, um die Bedin-
gungen der Möglichkeit wirksamen Handelns zu verbes-
sern (so ist der § 20 c SGB V eine wichtige strukturelle 
Voraussetzung für die kommunale Selbsthilfeförderung). 
Gerade durch die Verknüpfung der individuellen, grup-
penbezogenen und strukturellen Ebenen ist wirksames 
Empowerment möglich (vgl. Miller/Pankofer 2000; 
Lenz/Stark 2004; Quindel 2004; Herriger 2006). Wenn 
Empowerment allein auf die individuelle Ebene einge-
engt verstanden wird, dann entsteht durchaus die Gefahr 
einer Individualisierung von Problemlagen, deren Bewäl-
tigung nur noch dem „unternehmerischen Selbst“ zuge-
schrieben und zugemutet wird (vgl. die Kritik von Bröck-
ling 2007a; 2008a).
Empowerment bietet eine Perspektive, die sich vor allem 
auf die Handlungsziele und -bedingungen für Professio-
nelle in der sozialen Arbeit und im Gesundheitssystem 
bezieht. Richtig verstanden schafft sie Handlungsräume 
für die Akteure, die durch aktive Beteiligung an der Ge-
staltung ihrer Lebensbedingungen Selbstwirksamkeitser-
fahrungen machen können. Empowerment und Partizipa-
tion verweisen aufeinander: Empowerment fokussiert auf 
die professionelle Ermöglichung von Bedingungen der 
aktiven Beteiligung, die den Akteuren Erfahrungen der 
Handlungsmächtigkeit verschaffen können.
3.2.4 Partizipation
Eine der zentralen Voraussetzungen dafür, dass das ei-
gene Leben als kohärent im oben beschriebenen Sinne 
wahrgenommen wird, ist die Erfahrung, dass man sich 
selbst als handlungsmächtig erfährt. Sozialisation bedeu-
tet deshalb nicht nur Kompetenzerwerb, sondern auch 
Handlungsbefähigung im Sinne des Erlebens und Erfah-
rens einer erfolgreichen Wirkung des eigenen Handelns 
(vgl. Grundmann 2006, S. 186 ff.).
Um diese Erfahrung machen zu können, bedarf es Bedin-
gungen, die es Kindern und Jugendlichen ermöglichen, 
sich selbst als wirkmächtig zu erfahren. Gerade deshalb 
gewinnt alles, was Teilhabe und Beteiligung von Kindern 
und Jugendlichen ermöglicht, in diesem Zusammenhang 
zentrale Bedeutung. Neben allen demokratietheoretischen 
Argumenten erweisen sich altersgemäße Teilhabe und 
Beteiligung aller Kinder und Jugendlichen als unverzicht-
bare Voraussetzungen für die Entstehung von Lebensko-
härenz und als Elemente der Gesundheitsförderung.
Damit gewinnt das u. a. in den Kinder- und Jugendberich-
ten der Bundesregierung wiederholt aufgegriffene und 
herausgehobene Thema Partizipation und Beteiligung 
eine neue Bedeutung (vgl. Deutscher Bundestag 1980, 
S. 114 ff.¸ 1990, S. 88 ff.; 1998, S. 180 ff. 2002, S. 198 ff. 
und 254 ff.; 2005, S. 230).
Partizipation heißt die aktive Teilhabe an der Gestaltung 
der gesellschaftlichen Prozesse, die ein Subjekt betreffen. 
Das ist eine zentrale Voraussetzung für die Erfahrung von 
„Selbstwirksamkeit“, und das wiederum ist ein Basiskon-
strukt der Gesundheitsförderung.
Ein wichtiger Indikator für das partizipative Klima in ei-
ner Gesellschaft ist das bürgerschaftliche Engagement. 
Im bürgerschaftlichen Engagement investieren Menschen 
Ideen, Zeit und Kompetenzen zur Gestaltung von Projek-
ten, die ihnen wichtig sind. Sie erfahren in diesen Tätig-
keiten ihre persönlichen Wirkungsmöglichkeiten durch 
selbstbestimmtes Handeln, und sie erwerben dabei für 
sich wichtige Erfahrungen und Fähigkeiten. Gerade für 
Heranwachsende liefert das Freiwilligenengagement 
nicht nur Gelegenheitsstrukturen für die Identitätsfindung 
als Bürger (vgl. Yates/Youniss 1999), sondern auch ein 
Experimentierfeld für die eigene Identitätsarbeit und den 
Erwerb von Lebenskompetenzen, die in der Reichweite 
und Nachhaltigkeit der Lernprozesse oft weit über das hi-
nausreichen, was formelle Lernorte vermitteln (Keupp 
2000a; 2006a).
Wenn man einen Blick auf die empirischen Belege für das 
Freiwilligenengagement in der Bundesrepublik richtet, 
dann zeigt sich ein relativ hohes Beteiligungsniveau von 
Jugendlichen und jungen Erwachsenen, allerdings – ver-
glichen mit der Gruppe der älteren Bevölkerungsgruppen, 
bei denen es zwischen dem ersten und zweiten Freiwilli-
gensurvey erhebliche Zuwachsraten gab – mit einer eher 
stagnativen Tendenz (Gensicke u. a. 2006). Die Engage-
mentmotive von Heranwachsenden haben sich von kom-
munikativ-expressiven Beteiligungswünschen zu mehr 
instrumentellen Nutzenerwägungen verändert. Das Enga-
gement soll sich für die berufliche Sozialisation als er-
tragreich erweisen. Auch beim Freiwilligenengagement 
bewahrheitet sich erneut das Prinzip: „Wer hat, dem wird 
gegeben“. Denn es sind vor allem die Heranwachsenden, 
die einen vergleichsweise guten Bildungshintergrund 
haben, die sich im Engagement einen weiteren Kompe-
tenzzuwachs und ressourcenreiche soziale Netzwerke 
erwerben können. Die gegenwärtig allenthalben vorange-
triebene Beschleunigung und Verdichtung von 
schulischen und universitären Bildungsprozessen (etwa 
durch die Verkürzung der Schulzeit und durch Bachelor-
studiengänge) reduziert für Heranwachsende die zu ihrer 
freien Verfügung nutzbare Zeit. Dieser Prozesse dürfte 
auch für das stagnierende freiwillige Engagement von Ju-
gendlichen verantwortlich sein. Es ist Teil einer proble-
matischen Reduktion selbstbestimmter Handlungsmög-
lichkeiten, über formal gesetzte Rahmungen, z. B. der 
Bildungsprozesse, die über ihre bessere inhaltliche Wei-
terentwicklung (Unterrichtsgegenstände, -gestaltung und 
Verortung) aufgehoben werden muss.
Partizipation ist eine entscheidende Bedingung für Inklu-
sion. Im Behindertenbereich hat dieser Gedanke vor al-
lem in den Programmen von „Community Care“ seinen 
Niederschlag gefunden. Das SGB IX regelt die Rehabili-
tation und Teilhabe behinderter Menschen in rechtsver-
bindlicher Form. Gleich im § 1 wird die Basis gelegt, 
wenn gesagt wird, dass sozialstaatliche Leistungen das 
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Ziel haben müssen, bei behinderten oder von Behinde-
rung bedrohten Menschen „Selbstbestimmung und 
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft 
zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen 
entgegenzuwirken“. In § 4 wird die Aufgabe der „Leis-
tungen zur Teilhabe“ dahingehend spezifiziert, „die per-
sönliche Entwicklung ganzheitlich zu fördern und die 
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie eine mög-
lichst selbstständige und selbstbestimmte Lebensführung 
zu ermöglichen oder zu erleichtern“.
Im Sinne der „Community Care“-Programmatik müssen 
Menschen mit Behinderung in der Zivilgesellschaft „an-
kommen“ können, was mehr bedeutet, als „nur“ dabei zu 
sein (Wacker u. a. 2005). Das ist unter „Inklusion“ zu ver-
stehen. Dazu bedarf es eines gesellschaftlichen Bewusst-
seins, dass sie Bürgerinnen und Bürger mit uneinge-
schränkten Selbstbestimmungsrechten sind. Gerade 
daraus leitet sich die Notwendigkeit einer partizipativ ge-
stalteten Lebenswelt ab.
3.2.5 Verwirklichungschancen
Gesundheitsförderung im Sinne der Ottawa-Charta „zielt 
auf einen Prozess, allen Menschen ein höheres Maß an 
Selbstbestimmung über ihre Lebensumstände und die 
Umwelt zu ermöglichen und sie damit zur Stärkung ihrer 
Gesundheit zu befähigen. Hier geht es um den unauflösli-
chen Zusammenhang von individuellem Handeln und den 
„ermöglichenden Strukturen“ (Berger/Neuhaus 1977), die 
gesellschaftlich geschaffen werden müssen. Widerstands-
ressourcen sind also nicht nur die Energien und Möglich-
keiten, die eine Person mobilisieren kann, sondern hier 
geht es um Gestaltungskräfte eines Gemeinwesens. Der 
Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaften Sen hat 
dies in einem Buch zur Überwindung von Armut und Un-
gerechtigkeit so ausgedrückt: „Letztlich ist das individu-
elle Handeln entscheidend, wenn wir die Mängel beheben 
wollen. Andererseits ist die Handlungsfreiheit, die wir als 
Individuen haben, zwangsläufig bestimmt und beschränkt 
durch die sozialen, politischen und wirtschaftlichen Mög-
lichkeiten, über die wir verfügen. Individuelles Handeln 
und soziale Einrichtungen sind zwei Seiten einer Me-
daille. Es ist sehr wichtig, gleichzeitig die zentrale Bedeu-
tung der individuellen Freiheit und die Macht gesell-
schaftlicher Einflüsse auf Ausmaß und Reichweite der 
individuellen Freiheit zu erkennen“ (2000, S. 9f.).
Sen bezeichnet dieses Ausmaß und die Reichweite der in-
dividuellen Freiheit als „Verwirklichungschancen“. Er 
versteht darunter die Möglichkeit von Menschen, „be-
stimmte Dinge zu tun und über die Freiheit zu verfügen, 
ein von ihnen mit Gründen für erstrebenswert gehaltenes 
Leben zu führen“ (Sen 2000, S. 108). Wohlergehen hängt 
aus dieser Sicht in entscheidender Weise, wenn auch nicht 
allein, vom Einkommen und dem Zugang zu materiellen 
Gütern ab. Das verfügbare Realeinkommen, aber auch 
Bildung und soziale Zugehörigkeiten haben erheblichen 
Einfluss auf Wohlergehen und Gesundheit:
– Persönliche Eigenheiten: Unterschiedliche „physische 
Eigenschaften, die mit Behinderung, Krankheit, Alter 
oder Geschlecht verbunden sind“ (Sen 2000, S. 89), 
können unterschiedliche materielle Bedürfnisse bedin-
gen.
– Unterschiede in den Umweltbedingungen: Klimati-
sche oder auch ökologische Belastungen „können sich 
darauf auswirken, was jemand mit einem bestimmten 
Einkommensniveau anfangen kann“ (Sen 2000, 
S. 90).
– Unterschiede im sozialen Klima: „Die Möglichkeit, 
persönliches Einkommen und persönliche Ressourcen 
in Lebensqualität umzusetzen“ (Sen 2000, S. 90), 
hängt vom sozialen Kapital ab, also von Netzwerken, 
in denen Vertrauen entsteht.
– Unterschiede in den relativen Aussichten: Gemein-
schaften variieren in Bezug auf die Standards, die je-
mand erfüllen muss, um dazugehören zu können, um 
„sich ohne Scham in der Öffentlichkeit zu zeigen“ 
(Sen 2000, S. 91), wie es Adam Smith schon zu Beginn 
der Neuzeit formuliert hatte.
– Verteilung innerhalb der Familie: „Verteilungsregeln 
innerhalb der Familie (etwa solche, die sich auf das 
Geschlecht, das Alter oder die für notwendig erachte-
ten Bedürfnisse beziehen) können zu erheblichen Un-
terschieden bezüglich der Errungenschaften und der 
Lage der einzelnen Mitglieder führen“ (Sen 2000, 
S. 91).
Das auf Sen und Nussbaum zurückgehende Capability-
Konzept erweist sich als anschlussfähig zu den bisher aus-
geführten Basiskonzepten der Gesundheitsförderung. Es 
rückt – wie auch die Ottawa Charta der WHO – den inne-
ren Zusammenhang der Handlungsbefähigung der Sub-
jekte mit den objektiv gegebenen Verwirkungschancen 
ins Zentrum. In dieser Verknüpfung ist es für die soziale 
Arbeit von Relevanz (vgl. die Beiträge im Sammelband 
von Otto/Ziegler 2008). Das Capability-Konzept hat auch 
die Chance, eine Brücke zur Armutsforschung herzustel-
len (vgl. Volkert 2005) und ist zu einem wichtigen kon-
zeptionellen Baustein in der Armuts- und Reichtumsbe-
richte der Bundesregierung geworden. Und schließlich ist 
auch die Gerechtigkeitsthematik in den sozialphilosophi-
schen und politiktheoretischen Diskursen durch die Frage 
nach der Verteilung der Verwirklichungschancen im glo-
balen wie auch im nationalen Rahmen neu thematisiert 
worden (vgl. Heinrichs 2006; Nass 2006).
3.2.6 Synopse: Befähigung und 
Befähigungsgerechtigkeit
Die hier dargestellten Perspektiven auf Gesundheit, so 
wie sie in der Ottawa-Charta, dem Konzept der Salutoge-
nese, dem Capability-Ansatz und auf der praktischen Um-
setzungsebene an Hand der Konzepte Empowerment und 
Partizipation formuliert sind, konvergieren in einer spezi-
fischen Sicht auf das Subjekt und einer damit verbunde-
nen Leitidee von Gesundheitsförderung: Ein möglichst 
selbstbestimmt entscheidendes, handlungsfähiges Sub-
jekt, das bestimmte Ressourcen (wie Kohärenzsinn, so-
ziales, kulturelles und „Identitätskapital“) benötigt, aber 
auch einsetzen kann, um Stressoren zu bewältigen und so 
die eigene Gesundheit zu erhalten oder wiederzugewin-
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nen. In diesem Verständnis ist es die Aufgabe von Institu-
tionen, Heranwachsende bei der Entwicklung dieser Res-
sourcen zu fördern, aber auch Strukturen zu schaffen, die 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene im Sinne von 
Empowerment in der Wahrnehmung ihrer Rechte stärken 
und ihnen zu mehr Handlungsfähigkeit verhelfen. Bezug 
genommen wird damit auf die Norm des selbstbestimm-
ten Handelns. Zugleich wird diese Norm an die struktu-
rellen, genauer gesellschaftlichen Bedingungen für die 
Ermöglichung von Selbstbestimmung gebunden (vgl. 
Giddens 1997).
Zentral, wie die Forschung wiederholt gezeigt hat (Ban-
dura 1997; Grundmann u. a. 2006; 2008), ist dabei die Er-
fahrung, sich selbst als handlungswirksam zu erfahren. 
Sie entsteht für Heranwachsende in Alltagssituationen, in 
denen sie eigene Optionen entwickeln und erproben kön-
nen. Nur so können sie auf diese Weise in ihren Lebens-
welten die Grundlagen für ihre Handlungsfähigkeit und 
ein Vertrauen in die eigene Handlungswirksamkeit erwer-
ben.
Allerdings sind in den Erfahrungsräumen unterschiedli-
cher Milieus und institutioneller Settings, in denen sich 
Heranwachsende bewegen, strukturelle Unterschiede an 
derartigen Verwirklichungschancen gegeben. Insofern be-
fähigen sie Subjekte auch auf unterschiedliche Weise zu 
selbstbestimmtem Handeln (Grundmann u. a. 2006). Be-
nachteiligender sozio-ökonomischer Status, je nach Kon-
text Geschlechtszugehörigkeit, ggf. Migrationshinter-
grund und Behinderung beschreiben Konstellationen, die 
erschwerte Zugänge zu Wirksamkeitserfahrungen bedin-
gen.
Als Befähigungsgerechtigkeit wird vor diesem Hinter-
grund das für politisches, institutionelles und professio-
nelles Handeln zentrale Ziel bezeichnet, Heranwachsende 
zu befähigen, „selber Entscheidungen zu fällen und eine 
Kontrolle über die eigenen Lebensumstände auszuüben 
sowie dadurch, dass die Gesellschaft, in der man lebt, Be-
dingungen herstellt, die all ihren Bürgern Gesundheit er-
möglichen“, um noch einmal die Ottawa Charta zu zitie-
ren. Im Ansatz der Salutogenese mit der Herausarbeitung 
der Widerstandsressourcen und dem Kohärenzsinn als 
dem subjektspezifischen Organisationsprinzip der Hand-
lungsfähigkeit findet die Subjekt-Struktur-Koppelung 
eine gesundheitswissenschaftliche Ausformulierung.
3.2.7 Ein notwendiger Exkurs: Inklusions-
perspektive für Kinder- und  
Jugendliche mit Behinderungen
Dieser Bericht hat die Aufgabe übernommen, „die Felder 
der Integration von und der Arbeit mit jungen Menschen 
mit Behinderungen und jungen Menschen, die von Behin-
derungen bedroht sind“ (so im Berichtsauftrag formu-
liert), mit in den Blick zu nehmen. Gerade weil die Kom-
mission diese Aufgabe sehr ernst nimmt, hat sie sich dazu 
entschlossen, die Grundkonzepte von Prävention und Ge-
sundheitsförderung so zu verstehen und zu nutzen, dass 
sie ohne Einschränkung auf Kinder und Jugendliche mit 
Behinderung Anwendung finden. Nicht zuletzt die Idee 
der Chancengleichheit und Befähigungsgerechtigkeit im-
pliziert diese Konsequenz. Bei aller Anerkennung der 
Tatsache, dass Förder- und Unterstützungsbedarfe zu ach-
ten sind, ist doch zugleich eine Perspektive notwendig, 
die von den gleichen Grundbedürfnissen aller Heran-
wachsender ausgeht. Dies ist unter einer Perspektive der 
Inklusion geboten und durch Ansätze z. B. von Commu-
nity Care und Supported Living auch zu einem verbindli-
chen Handlungsprogramm geworden.
Inklusion, Community Care und Supported Living als He-
rausforderung, Verpflichtung und Aufgabe einer sozialen 
Gemeinschaft, alle Menschen in vergleichbarer Weise 
von Geburt an bis ins Alter am Leben in allen gesell-
schaftlichen Bereichen aktiv zu beteiligen und nicht Son-
derbezirke für bestimmte Gruppen von Menschen (behin-
derte Menschen, Menschen aus anderen Ländern, sozial 
Schwache etc.) zu schaffen, ist ein wesentliches Merkmal 
einer demokratischen, solidarischen und freiheitlichen 
Gesellschaftsordnung. Speziell zur Entwicklung von Kin-
dern mit einer Behinderung liegen zahlreiche empirische 
Befunde vor, die zeigen, dass Kinder mit Behinderungen 
in integrativen/inklusiven Settings Stärken im Bereich der 
Kompetenzentwicklung aufbauen, die z. B. in der sprach-
lichen und kognitiven Entwicklung, im Spielverhalten, in 
der Häufigkeit ihrer sozialen Kontakte und damit einher-
gehend in ihrer sozialen Kompetenz Niederschlag finden 
(vgl. Guralnick 2001; Sarimski 2008). Dies zeigt sich 
nicht nur bei Kindern mit leichten Entwicklungsverzöge-
rungen, sondern zum Teil auch bei Kindern mit schwerer 
und mehrfacher Behinderung. Für die Gesamtentwick-
lung von Kindern mit Behinderungen ist es also förder-
lich, mit Kindern ohne eine Behinderung zusammen zu 
spielen, zu lernen und zu leben.
Es steht außer Diskussion, dass Konzepte des Empower-
ment, der Salutogenese, der Identitäts- und Netzwerk-
arbeit sich sehr stark speisen von dieser Vorstellung in-
klusiven Aufwachsens in der Gemeinde (Community 
Care) als einbettendes Kulturangebot und als Ressourcen, 
in der die individuell benötigte Unterstützung (Supported 
Living) für die Kinder und Jugendlichen und auch ihre 
Familien erbracht wird. Gleichwohl gilt es, die Komple-
xität der Beziehungsgestaltung von Menschen mit und 
ohne Behinderung wahrzunehmen, um inklusives Auf-
wachsen nicht im Sinne einer „Normalisierungsstrate-
gie“, sondern im Sinne einer „Differenzstrategie“ zu 
begreifen und dadurch wirklich zu gelingenden gesell-
schaftlichen Veränderungsprozessen werden zu lassen.
Das gelingende Miteinander von Menschen mit und ohne 
Behinderung ist durch eine bloße Aufnahme in Wertevor-
gaben (gesetzliche und moralische Regeln), in Wissens-
bestände und -produktion (Bildungszugang) und in ge-
sellschaftliche Gruppierungen (Parteien, Kirchen, Vereine 
etc.) alleine noch nicht erreicht. Aber diese Inklusion ist 
Basis und Bedingung für die dialogische Herausforde-
rung, vom bloßen Teilnehmen (Integration) zur Teilhabe 
(Partizipation) zu gelangen.
Inklusion bedeutet Bereicherung und Beanspruchung für 
beide Seiten, und sie muss das bedeuten. Teilhabe wider-
spricht Abhängigkeitsstrukturen (d. h. Machtausübung 
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der einen Seite und Selbstaufgabe der anderen Seite) und 
Isolation. Die Prozesse eines Supported Living von Men-
schen mit Behinderung in Familie, Schule, am Arbeits-
platz und in der Freizeit stehen demnach so lange kritisch 
auf dem Prüfstand, solange nicht gesichert ist, dass die 
spezifische Bedürfnis- und Fähigkeitsstruktur jedes ein-
zelnen Menschen mit Behinderung Berücksichtigung fin-
det und die Betroffenensicht in einem fortlaufenden Dia-
log thematisiert wird und relevant ist. Prämisse für 
gelingende inklusive Prozesse ist, dass jede individuelle 
Kombination von Lebensmöglichkeiten und Lebensge-
staltung einen unverwechselbaren und einzigartigen Wert 
verkörpert: Es geht nicht darum, „sich das Fremde zu ei-
gen zu machen, sondern es in seiner Andersartigkeit ge-
schehen, ereignen zu lassen“ (Bialas 1997, S. 51).
Die Frage also, mit welchen Konsequenzen Konzepte wie 
Empowerment für Menschen mit Behinderungen gültig 
sind, lässt sich nicht ohne die Berücksichtigung des „Be-
sonderen“ lösen. Dabei ist es wichtig festzuhalten, dass 
die Besonderheit nicht in der Behinderung als solcher 
liegt oder gar in der Person der Kinder und Jugendlichen, 
sodass sie einer besonderen Pädagogik bedürfen, die sich 
abspaltet von den Standards und Erkenntnissen zur Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen. Es geht viel-
mehr darum wahr- und aufzunehmen, wie am besten die 
elementaren menschlichen Grundbedürfnisse im Kontext 
spezifischer Beeinträchtigungen befriedigt werden kön-
nen. Mit dieser Aussage steht die jeweilige Behinderung 
auch deutlich im jeweiligen Kontext, d. h., präventive 
Maßnahmen, Förderung, Unterstützung etc. müssen ein-
deutig über die Individualisierung von Problemlagen hi-
nausgehen.
Die Konsequenz aus diesem Sich-gegenseitig-Anerken-
nen und Sich-gegenseitig-Beanspruchen ist ein dialogi-
sches Miteinander. Es geht dabei um einen Ausgleich 
zwischen Rollen der Teilhabe und Mitsprache, des Ge-
bens und Nehmens, zwischen Tendenzen der Annäherung 
und Abgrenzung. In der Konsequenz eines interaktiona-
len Behinderungsbegriffes sind Bemühungen um eine 
integrative Balance von beiden Seiten her nötig. Das 
„Herstellen“ dieser integrativen Balance ist nur als fort-
laufender Aushandlungsprozess zu verstehen.
Die Gestaltung der gesellschaftlichen Teilhabe und Pas-
sung von Biografie und jeweils gegebenen gesellschaftli-
chen Voraussetzungen wird somit als Lebensaufgabe je-
des einzelnen Menschen und damit auch jedes einzelnen 
Menschen mit einer Behinderung betrachtet. Hier zeigt 
sich insbesondere die inhaltliche Nähe zum Konzept der 
Identitätsarbeit, das sich u. a. damit befasst, wie der ein-
zelne Mensch die Vielfalt der Erfahrungen und Anforde-
rungen in spätmodernen Gesellschaften für sich zu einem 
kohärenten Erlebens- und Handlungsmuster verarbeiten 
kann (Langner 2009). In dieser auf das Individuum bezo-
genen, eine kulturelle Vielfalt akzeptierenden Sicht liegt 
die Berechtigung unterschiedlicher Integrationsmuster 
begründet. „Damit eröffnet sich die Möglichkeit der 
wechselseitigen ‚Anerkennung von Verschiedenheit‘, ei-
ner sozialen Verbindung über individuelle Unterschiede 
hinweg, in der Toleranz auf einer Gleich-Gültigkeit von 
individuellen Lebensmodellen beruht“ (Kraus/Mitzscherlich
1997, S. 166f.). Aufgabe einer inklusiven Pädagogik ist 
es somit auch, Menschen mit Behinderungen vorzuberei-
ten auf selbst zu verantwortende Entscheidungen.
Ohne eine „behinderungsspezifische“ hohe Fachlichkeit 
und Bewusstheit für Möglichkeiten, Eigenarten und Ein-
schränkungen kann dieses Unterfangen nicht gut gelin-
gen: Dabei geht es nicht um eine alt „bewährte“ Koloni-
sierung und damit wieder Besonderung von Menschen 
mit Behinderungen, sondern um die Achtung für und 
Kenntnis über spezifische Bedarfe einzelner Menschen 
bzw. verschiedener Gruppen von Menschen mit Behinde-
rungen. Deren Expertise in eigener Sache ist im Aus-
tausch mit der Fachwelt gleichwertig aufzugreifen, zu re-
flektieren und in konkrete Maßnahmen zu realisieren. 
Aus der Selbsthilfebewegung ist bekannt, dass vor allem 
auch im Zusammenschluss mit Gleichbetroffenen Ko-
ordinaten der Selbstpositionierung und sozialen Veror-
tung gefunden werden, um diese dann in die Gesellschaft 
hinein deutlich und auch mit politischem Mandat zu arti-
kulieren.
Im Anschluss an die Konzepte Empowerment, Salutoge-
nese und Supported Living ergibt sich eine veränderte ge-
sundheitspolitische Ausrichtung (vgl. Theunissen 2007, 
S. 27) auch auf zielgruppenbezogene Entwürfe, weil 
diese Konzepte in ihrer Wirksamkeit in hohem Maße 
kontext- und betroffenenabhängig sind. Theunissen be-
tont, dass Empowerment z. B. für verschiedene Gruppen 
in unterschiedlichen Kontexten verschiedene Formen und 
Bedeutungen annimmt. Konzepte von Empowerment, Sa-
lutogenese und Identitäts- und Netzwerkarbeit sind also 
für alle auf den Weg zu bringen; sie bedeuten aber für 
Menschen mit unterschiedlichen Behinderungsformen 
vermittelt über spezifische kontext- und personensensi-
tive Aushandlungsprozesse unterschiedliche Konkretisie-
rungen (beispielhaft für Heranwachsende mit Hörschädi-
gung: Hintermair/Tsirigotis 2008). Dabei gilt es das 
Motto der Disability Studies in hohem Maße ernst zu neh-
men: „Nichts über uns – ohne uns!“ (Hermes/Rohrman 
2006).
Eine individualisierende und zielgruppenbezogene Per-
spektive einzunehmen, erfordert dann aber auch zu erken-
nen und zu akzeptieren, dass nicht alle Menschen in glei-
cher Weise autonom sind bzw. sein können. Das macht 
Konzepte wie Empowerment nicht obsolet, sondern be-
deutet, sich der Aufgabe zu stellen, dass Bedingungen 
entwickelt werden müssen, die ein würdevolles Leben 
unabhängig von individuellen Kompetenzen und Ein-
schränkungen sicherstellen. In einer Ethik der Achtung, 
wie sie von Conradi vertreten wird, ist Achtung nicht auf 
die Unterstellung von Autonomie angewiesen (vgl. 
Niehoff 2005, S. 6). Von daher kann es bei dem aktuellen 
Versuch der neuen Befähigung der Nutzer von Unterstüt-
zungsleistungen über Geldleistungen (Modell des Persön-
lichen Budgets) nicht darum gehen, Menschen mit Behin-
derung als souveräne Kunden auf einem freien Markt von 
Dienstleistungen zu konstruieren. Vielmehr müssen sie 
als Experten in eigener Sache im Prinzip zwar Souverän 
sein über ihre Leistungserbringung, zugleich aber auch 
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die notwendige Unterstützung und Befähigung erhalten 
und nutzen können (Hilfe nach Maß), um „ihres eigenen 
Glückes Schmied“ zu sein. Ohne in behütend fürsorgliche 
traditionelle Konzepte zurückzufallen, müssen sich Mo-
delle professioneller Alltagsbegleitung von Menschen mit 
Behinderung entwickeln (Supported Living), die die Be-
gegnung mit Würde, Respekt und Achtung vor den jewei-
ligen individuellen Möglichkeiten enthalten und die Un-
terstützung anbieten und verfügbar machen („tailor made 
support“), die ihnen hilft, sich mit ihren Möglichkeiten 
und Begrenzungen zu entfalten und Wohlbefinden zu er-
leben (Schäfers u. a. 2009). Professionelle Unterstützung 
und die Organisation eines passenden Unterstützungsrah-
mens sind dabei nach wie vor ebenso notwendig wie so-
ziale Einbindung über bürgerschaftliches Engagement, 
das Beheimatung, Nähe, Vertrautheit in der Gemeinschaft 
von Menschen mit und ohne Behinderung stützt (vgl. 
Wunder 2006, S. 11). Inklusive Balance ist also zugleich 
das Ziel und bleibt eine dauerhafte Aufgabe. Die Redu-
zierung von Abhängigkeit – z. B. über ein besser reali-
siertes Wunsch- und Wahlrecht, wie es das SGB IX § 9 
vorsieht – kann auch über Geldleistungen vorangebracht 
werden, wenn sie selbst gesteuert oder mit der Assistenz 
selbst gewählter Berater und Begleiter umgesetzt wird. 
Sie können die Bedarfe und Bedürfnisse ihrer anspruchs-
berechtigten Nutzer – auch über die Grenzen der Sozial-
systeme hinweg (Trägerübergreifendes Persönliches Bud-
get) – mehr zum Tragen bringen, wie positive 
Erfahrungen auch für Kinder und Jugendliche mit Behin-
derung belegen (Metzler u. a. 2007). Die neue Steuerung 
von Unterstützung in ihren potenzialen Systemgrenzen 
(auch zwischen Versicherungs- und Versorgungsträgern) 
zu überschreiten, muss in der Bundesrepublik Deutsch-
land auf der Handlungsebene allerdings noch besser ent-
wickelt werden. An den Bedürfnissen von Kindern mit ei-
ner Behinderung orientiert zu arbeiten (und damit 
Inklusion, Community Care und Supported Living mit In-
halten zu füllen), fordert fortlaufend zu einer Suche nach 
individuellen Lösungen heraus, bei der Familien nicht auf 
sich alleine gestellt sein dürfen (Thimm/Wachtel 2002; 
Wilken/Jeltsch-Schudel 2003; Heckmann 2004; Eckert 
2008). Die Herausforderung wird sein, die hohe Ausdiffe-
renzierung des deutschen Behindertenwesens (vor allem 
auch nach Behinderungsarten) und eine Bewusstheit für 
die davon unabhängig zunehmende Heterogenität der Le-
benslagen für Menschen in westlichen Gesellschaften in 
konkreten Lebenswelten zu versöhnen. Dies geht nicht 
ohne differente, flexible Lösungsmodelle: „The expanded 
heterogeneity of the population is also demonstrating the 
increasing limitations of a singular approach to instruc-
tion and communication…[We] continue to be challenged 
to ensure that varied interventions are available in order 
to maximize progress at different developmental periods“ 
(Abbate 2007, S. 2). Es ist die Aufgabe eines ausgewoge-
nen Aufeinanderzugehens und respektvollen sich Begeg-
nens von Professionellen und Betroffenen, die Chance in-
klusiver Balance zu ergreifen und zu entwikkeln und 
dabei Abschied zu nehmen von Begegnungsformen, die 
alleine von bestehenden Beeinträchtigungen und deren 
Kompensation geprägt sind.
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Teil B Gesundheit von Kindern und 
Jugendlichen in Deutschland
4 Entwicklungsbedingungen von 
Gesundheit und Krankheit bei Kindern 
und Jugendlichen
Im Mittelpunkt des ersten Teils dieses Berichtes standen
die leitenden Konzepte. Im zweiten Teil soll nun die Auf-
merksamkeit auf die gesundheitliche Situation von Kin-
dern und Jugendlichen in Deutschland gelenkt werden.
Dabei sprengte es den Rahmen dieses Berichtes, trüge
man alle dafür bedeutsamen Fakten zusammen. Für die
Kommission ist deshalb die Vorstellung leitend, dass jene
Aspekte in den Vordergrund gerückt werden sollen, die
auch für die Praxis und Fachdiskussion der Kinder- und
Jugendhilfe von Bedeutung sind. Mit Blick auf die Mög-
lichkeiten der Kinder- und Jugendhilfe werden vorrangig
jene Aspekte von Gesundheit, gesundheitlicher Gefähr-
dung bzw. Krankheit thematisiert, die Berührungspunkte
oder Schnittstellen mit der Kinder- und Jugendhilfe haben
oder in ihrem Zentrum stehen.
Um die Orientierung und das Auffinden von Themen zu
erleichtern, hier ein Überblick zum Aufbau dieses Kapi-
tels: Zunächst wird ein kurzer Überblick zur Zahl der
Mädchen und Jungen in den verschiedenen Altersgruppen
gegeben, für die Kinder- und Jugendhilfe bei entspre-
chendem Bedarf zuständig ist. In Kapitel 4.1 wird zu-
nächst dargelegt, weshalb der 13. Kinder- und Jugendbe-
richt das – nicht ganz einfache – Verhältnis der Kinder-
und Jugendhilfe zu Gesundheitsförderung und Prävention
v. a. unter der Perspektive der durch gesellschaftliche
Veränderungen mit bedingten „neuen Morbidität“ auf-
greift. Zudem wird auf den damit ebenfalls veränderten
Zusammenhang zwischen Gesundheitsförderung und Prä-
vention und dem Aufgabenspektrum der Kinder- und Ju-
gendhilfe hingewiesen. Weiter wird ein gewisser Perspek-
tivenwechsel zwischen Teil A und Teil B begründet, da
sich der Blick in Teil B nicht nur auf die Ressourcen, son-
dern auch auf die gesundheitlichen Beeinträchtigungen
von Kindern und Jugendlichen richtet.
In Kapitel 4.2 wird die Entscheidung der Kommission für
zentrale „gesundheitsrelevante Entwicklungsthemen“ be-
stimmter Altersstufen begründet und der wissenschaftli-
che Ertrag dieser Vorgehensweise für die Gestaltung des
Berichts hervorgehoben. Die folgenden Kapitel 5 bis 9
sind den fünf von der Kommission unterschiedenen
Altersstufen gewidmet: Einführend werden jeweils die
„gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen“ erörtert,
sodann folgt ein kurz gefasster „Datenreport“ zur gesund-
heitlichen Situation der jeweiligen Altersstufe. Jedes die-
ser Kapitel endet mit einer Zusammenfassung und einem
Fazit zum besonderen Förderungsbedarf, der sich aus den
„gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen“ und der
gesundheitlichen Situation in der jeweiligen Altersstufe
ergibt.
Um die in den Kapiteln 5 bis 9 wiederholt auftauchenden
Prozentwerte angemessen einschätzen zu können, sei
weiter kurz darauf hingewiesen, dass im Jahr 2006 in
Deutschland ca. 23,1 Mio. junge Menschen unter 27 Jah-
ren lebten. Ihr Anteil an der Gesamtbevölkerung der Bun-
desrepublik beträgt 28 Prozent. Aufgeteilt auf die jeweili-
gen Altersgruppen ergibt sich folgendes Bild:
Ta b e l l e  4.1
Anzahl und Anteil (Prozent) der Heranwachsenden an der Gesamtbevölkerung Deutschlands 
am 31. Dezember 2006 
Quelle: Statistisches Bundesamt (2008a), Bevölkerungsfortschreibung: Bevölkerung nach Altersgruppen und Geschlecht 2006















bis unter 3-Jährige 1.062.228 1,3 % 1.007.760 1,2 % 2.069.988 2,5 %
3–6 1.115.817 1,4 % 1.059.358 1,3 % 2.175.175 2,6 %
6–12 2.432.232 3,0 % 2.310.008 2,8 % 4.742.240 5,8 %
12–18 2.695.145 3,3 % 2.559.602 3,1 % 5.254.747 6,4 %
18–27 4.490.737 5,5 % 4.345.208 5,3 % 8.835.945 10,7 %
zusammen 11.796.159 14,3 % 11.281.936 13,7 % 23.078.095 28,0 %
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4.1 Gesundheit und Krankheit unter sich 
wandelnden gesellschaftlichen 
Bedingungen
Bevor in den zentralen Kapiteln dieses Teils die wichtigs-
ten Informationen zu Gesundheit und Krankheit verdich-
tet zusammengefasst werden, ist es notwendig, kurz die
dabei zugrunde gelegte Perspektive zu erläutern. Ange-
sichts der schon im Teil A sichtbar gewordenen Vielfalt
des Verständnisses aller zentralen Begriffe (wie z. B. Ge-
sundheit, Krankheit, Wohlbefinden, Behinderung) will
dieses konzeptionelle Kapitel die Perspektive erläutern,
die die Darstellungen in Teil B leitet.
Die alltagsweltlich so vertraute Gegenüberstellung von
Gesundheit und Krankheit umfasst bei genauer Hinsicht
ein sehr breites Spektrum von nicht immer scharf ab-
grenzbaren Phänomenen. Dies gilt auch für die Alters-
gruppe der Kinder und Jugendlichen. Für den vorliegen-
den Bericht wird dieses Spektrum insofern eingeschränkt,
als im Anschluss an die jüngere Diskussion der Fokus der
Berichterstattung zum einen auf die sogenannte „neue
Morbidität“ (Schlack 2004)25, zum anderen auf gesund-
heitsfördernde Faktoren gelenkt wird.
Beschrieben werden mit dem Stichwort der „neuen Mor-
bidität“ vor allem zwei Entwicklungen: Zum einen lassen
sich Verschiebungen von den akuten zu den chronischen
Erkrankungen feststellen. Dahinter verbirgt sich die Ent-
wicklung, dass die „klassischen“ Erkrankungen des Kin-
des- und Jugendalters (v. a. Infektionskrankheiten)
mittlerweile durch Impfungen, Medikamentengabe etc.
weitgehend im Rückgang begriffen sind, während die Zu-
nahme der chronischen Krankheiten zum Teil nicht nur
durch Verhalten und Lebensstil bedingt ist, wie etwa
durch problematisches Ernährungsverhalten und Bewe-
gungsmangel, sondern auch durch die Lebensverhält-
nisse, wie etwa Armut, mangelnder Wohn- und Bewe-
gungsraum. So treten Übergewicht und Adipositas
(Kurth/Schaffrath-Rosario 2007) inzwischen häufiger
schon im Kindes- und Jugendalter auf.
Zum anderen ist bei Heranwachsenden eine Verschiebung
von den somatischen Erkrankungen zu psychischen Auf-
fälligkeiten zu beobachten.26 Entwicklungsstörungen
(z. B. Sprachentwicklungsstörungen), emotionale Störun-
gen (z. B. depressive und Angststörungen etc.) sowie Ver-
haltensauffälligkeiten (z. B. Aufmerksamkeitsstörungen,
Gewaltbereitschaft, Alkohol- und Drogenmissbrauch
etc.) stellen zunehmend eine Herausforderung für Eltern,
Erzieherinnen oder Lehrer dar (Rutter/Smith 1995;
Schlack 2004).
Die kurz- und vor allem die langfristigen Folgen des
Krankheitsspektrums „neue Morbidität“ betreffen zum ei-
nen die aktuelle körperliche, psychische und/oder soziale
Lebensqualität und Leistungsfähigkeit von Heranwach-
senden. Zum anderen kommt der Beachtung der Lebens-
verlaufsperspektive in der Genese von Gesundheit und
Krankheit eine wachsende Bedeutung zu, da ein Großteil
der im Erwachsenenalter manifest werdenden somati-
schen und psychischen Erkrankungen ihren Ursprung in
Auffälligkeiten des Kindes- und Jugendalters hat27 (Dra-
gano u. a. 2008). Da es also deutliche Hinweise darauf
gibt, dass das Phänomen der „neuen Morbidität“ in einem
engen Zusammenhang zum Lebensstil von Heranwach-
senden, ihren Bezugspersonen sowie den Lebensverhält-
nissen steht (Schlack 2004), ist schon von der Sache her
ein enger Zusammenhang zum Aufgabenspektrum der
Kinder- und Jugendhilfe hergestellt. Dieser Zusammen-
hang ergibt sich auch bezüglich der Teilhabechancen von
Kindern und Jugendlichen mit Behinderungen, deren
Zahl wächst. Zwar nehmen genetisch bedingte bzw. prä-
natal diagnostizierbare Behinderungen (z. B. Down-Syn-
drom) ab (Lenhard 2005), doch steigen die Überlebens-
chancen von Kindern mit Behinderung aufgrund der
verbesserten medizinischen Betreuung von Kindern mit
lebensbedrohlichen Erkrankungen (Willken 2008) sowie
von Kindern mit durch Geburtskomplikationen bedingten
Schädigungen, aus denen körperliche und seelische Be-
hinderungen resultieren (Biermann 2008). Die Risiken
der „neuen Morbidität“ sind auch bei diesen Mädchen
und Jungen zu beobachten, so dass sich teilweise zusätzli-
che gesundheitliche Beeinträchtigungen (Fehlernährung,
vor allem aber auch Verhaltensauffälligkeiten) zeigen
(Frank 2005a, 2006; Pfaff u. a. 2007).
Teil B nimmt in den „gesundheitsrelevanten Entwick-
lungsthemen“, die jede Altersstufe einleiten, die Perspek-
tive von Teil A wieder auf, nach der Gesundheit als ein
positives Konzept und Gesundheitsförderung im Sinne ei-
ner Ermöglichung von Selbstbestimmung über die eigene
Gesundheit als körperliches, seelisches und soziales
Wohlergehen zu verstehen sind, wofür die nötigen
Entwicklungsressourcen und Rahmenbedingungen (vgl.
Lerner/Alberts/Bobeck 2007) skizziert wurden.
Doch in den in allen Altersstufen wiederkehrenden Ab-
schnitten zu „Gesundheit, Krankheit und Behinderung“
wird der Blick verstärkt auf gesundheitliche Beeinträchti-
gungen gerichtet. Dies aus dem Grund, dass im Spektrum
empirischer Forschungen relativ wenige empirische Er-
gebnisse zu der Frage vorliegen, was eigentlich Kinder
und Jugendliche gesund erhält, so dass in Teil B nur ei-
nige Hinweise zu den Schutzfaktoren für ein gesundes
Aufwachsen gegeben werden können. So konstatieren die
neuesten, in Teil B auch dargestellten Surveyuntersu-
chungen zwar, dass der größte Teil der Kinder und Ju-
gendlichen aus Sicht ihrer Eltern wie aus eigener Sicht
gesund aufwächst. Doch gibt es kaum Aussagen dazu, in-
wieweit die Kinder- und Jugendhilfe durch Erfüllung ih-
res proaktiven Förderauftrags dazu beiträgt, indem sie vor
25 Morbidität ist ein Begriff aus der medizinischen Statistik und be-
zeichnet die Wahrscheinlichkeit einer Person, krank zu werden, be-
zogen auf die jeweilige Bevölkerungsgruppe.
26 10 bis 20 Prozent der Kinder und Jugendlichen in Deutschland unter
18 Jahren weisen Anzeichen psychischer Störungen auf (BDP 2007).
27 Beispielsweise begünstigt der Konsum von Zigaretten bereits im Ju-
gendalter ein auf Nikotin bezogenes Suchtverhalten, das im Erwach-
senenalter das Risiko für schwerwiegende Erkrankungen wie Lun-
genkrebs erhöht.
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allem in Bereichen wie den Kindertagesstätten und der
Jugendarbeit Kindern und Jugendlichen Angebote zur
Förderung ihrer sozialen Entwicklung macht, um so Lei-
den und Benachteiligungen gar nicht erst entstehen zu
lassen (vgl. Teil D).
Den in Teil A skizzierten Erkenntnisansprüchen geradezu
entgegenlaufend, richtet sich die Forschung vielmehr auf
die Frage, was denn Kinder und Jugendliche krank macht,
und wendet sich der Minderheit von Kindern und Jugend-
lichen zu, denen es nicht wohl ergeht. Die Forschungs-
ergebnisse hierzu sind allerdings von besonderer Rele-
vanz für die Aufgabenfelder der Kinder- und Jugendhilfe,
in denen sie überwiegend eine reaktiv-helfende – im wei-
ten Sinne – remediale Funktion hat, indem sie Kinder und
Jugendliche darin unterstützt, bereits bestehende Belas-
tungen zu bewältigen, wie vor allem durch die Hilfen zur
Erziehung (vgl. Teil D).
Untersuchungen wie der Kinder- und Jugend-Gesund-
heits-Survey (KiGGS)28 sind unverzichtbar, um über-
haupt verlässliche und wiederholbare Daten zu generie-
ren, doch sollte man sich bewusst machen, dass sie
zwangsläufig auch eine im doppelten Sinne normierende
Funktion haben: Zum einen können sie nicht umhin, Ein-
zelaussagen von Eltern und Jugendlichen, die diese vor
ihren – individuell unterschiedlichen – Bewertungshori-
zonten machen, zu Gesamtwerten zu addieren. Dies kann
dann plötzlich eine „Abweichung“ signalisieren, was den
Befragten vielleicht nicht bewusst und von ihnen auch
nicht intendiert war (Beispiel: Eltern, die ihr Kind als öf-
ter unruhig und abgelenkt einschätzen, wissen vielleicht
gar nicht, dass daraus bei der Auswertung ein „ADHS-
Verdacht“ werden kann). Zum andern werden mit der
KiGGS-Auswertung Normen gesetzt (z. B. im Bereich
„Übergewicht“), da die Unterteilung der Gruppen in
„normale“ und Risiko- oder normabweichende Gruppen
ein Ziel der Untersuchung ist, sollen die Daten doch ziel-
gruppenspezifische Handlungsansätze generieren helfen.
Doch solche Normierungen können immer auch stigmati-
sierend, ausgrenzend und damit zusätzlich „gesundheits-
schädlich“ wirken. Dies gilt zumal, wenn es die unteren
Statusgruppen sind, die verstärkt als „abweichend“ defi-
niert werden, wobei die Kriterien dafür nicht immer ein-
deutig sind.29
Zunächst gehen also der salutogenetische Ansatz und die
auf Feststellung von Risiken ausgerichteten Studien von
gegensätzlichen Perspektiven und Paradigmen aus, und
dies spiegelt sich in Teil B wider. Zwar wird hier wieder-
holt auf Schutzfaktoren und Ressourcen verwiesen, aber
es werden auch sehr intensiv gesundheitliche Risiken und
mögliche Beeinträchtigungen in den Blick genommen.
Eine gewisse „Versöhnung“ dieser Gegensätze kann erst
stattfinden bei der Frage des Umgangs mit möglichen Ri-
siken (vgl. Teil D und E): Eine moderne Prävention sollte
immer auch die Gesundheitsförderung im Sinne einer




Lässt man das in Kapitel 3.1 in Teil A entwickelte Ver-
ständnis von gesundheitsbezogener Prävention und
Gesundheitsförderung im Horizont der Kinder- und Ju-
gendhilfe Revue passieren und berücksichtigt die unter-
schiedlichen Altersgruppen von Kindern und Jugendli-
chen, wird schnell sichtbar, dass gesundheitsbezogene
Prävention an zahlreichen Punkten und Gesundheitsför-
derung im Grunde ständig eine Herausforderung für die
Praxis der Kinder- und Jugendhilfe darstellen.
Für die gesundheitsbezogene Prävention gilt das überall
dort, wo die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe einen
Beitrag zum Abbau von gesundheitlichen Risiken und zur
Vermeidung von Krankheiten leisten können. Diese An-
gebote beziehen sich zum Teil auf die jeweiligen Alters-
gruppen (z. B. Aufklärung über die Gesundheitsrisiken
des Rauchens); zum Teil handelt es sich um altersgrup-
penübergreifende Themen, die aber altersgruppenspezi-
fisch aufbereitet werden müssen. Charakteristische Bei-
spiele hierfür sind die Themenkomplexe Ernährung und
Bewegung.
Noch weiter öffnet sich der Horizont, wenn ein Verständ-
nis von Gesundheitsförderung zugrunde gelegt wird, wie
es im Teil A vorgestellt worden ist. Zugespitzt könnte
deshalb formuliert werden: Im Horizont dieses Verständ-
nisses von Gesundheitsförderung erweist sich jede erfolg-
reiche pädagogische und psychosoziale Praxis nicht nur
der Kinder- und Jugendhilfe als gesundheitsförderlich,
weil sie Kinder und Jugendliche unterstützt, ihr Leben au-
tonom zu führen und die verschiedenen Anforderungen
angemessen bewältigen zu können. Damit würden Ge-
sundheitsförderung und gute pädagogische und psycho-
soziale Praxis an dieser Stelle in eins fallen.
Dies ist auf einer allgemeinen Ebene ebenso richtig, wie
im Detail wenig hilfreich. Um die mit diesen Überschnei-
28 Der Survey zur Gesundheit von Kindern und Jugendlichen in
Deutschland (KiGGS) des Robert-Koch-Instituts (RKI) stellt eine re-
präsentative Untersuchung zur Gesundheit von Kindern und Jugend-
lichen dar. Von einem interdisziplinär zusammengesetzten Forscher-
team sind im Zeitraum 05/2003 bis 05/2006 17 641 Kinder und
Jugendliche im Alter von 0 bis 17 Jahren und ihre Eltern aus 167 Or-
ten der Bundesrepublik hinsichtlich ihres Gesundheitszustandes ärzt-
lich untersucht und mündlich befragt worden (bei den unter 11-Jähri-
gen wurden ausschließlich die Eltern befragt). Für 11 bis 17-Jährige
steht neben dem ärztlichen Untersuchungsbefund, den Labordaten
und der Elternauskunft auch die Selbstauskunft der Betroffenen zur
Verfügung. Für eine überblicksartige Darstellung der Ergebnisse der
KiGGS-Studie siehe Bundesgesundheitsblatt, Band 50, Heft 6/7,
2007. Nach Fertigstellung des vorliegenden Berichtes erschien eine
weitere Veröffentlichung des Robert-Koch-Instituts mit Daten aus
dem KiGGS (RKI 2008h); Diese Veröffentlichung konnte aber nicht
mehr mit den im Bericht verwendeten Daten abgeglichen werden.
29 So führt z. B. das im KiGGS bei Heranwachsenden mit niedrigem
Sozialstatus vermehrt festgestellte Übergewicht keineswegs in jedem
Fall zu einer stärkeren gesundheitlichen Belastung – kann aber sehr
zur Diskriminierung dieser schon durch ihre Lebensumstände be-
nachteiligten Heranwachsenden beitragen, im Sinne von: „Sie sind
nicht nur arm, sondern sie essen auch noch viel zu viel und das Fal-
sche!“
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dungen, aber auch notwendigen Differenzierungen ein-
hergehenden Herausforderungen und Entwicklungspoten-
ziale für die Praxis der Kinder- und Jugendhilfe konkreter
beschreiben zu können, hat die Sachverständigenkom-
mission auf einer weniger abstrakten Ebene den Versuch
unternommen, die für die gesundheitliche Förderung von
Kindern und Jugendlichen zentralen Themen zu benen-
nen und zu beschreiben. Bezogen auf die fünf Altersgrup-
pen werden dabei folgende Themen herausgestellt:
– Unter 3-Jährige: Bindung und Autonomie
– 3- bis unter 6-Jährige: Sprechen, Bewegen und Acht-
samkeit
– 6- bis unter 12-Jährige: Aneignen und Gestalten, Be-
ziehungen eingehen und sich bewähren
– 12- bis unter 18-Jährige: Körper spüren, Grenzen su-
chen, Identität finden
– 18- bis 27-Jährige: Sich entscheiden, Intimität leben,
Verantwortung übernehmen.
Die Zuordnung zu den jeweiligen Altersgruppen darf
nicht zu dem Rückschluss verleiten, als seien dies exklu-
sive Themen für die jeweilige Altersgruppe. Selbstver-
ständlich stellt z. B. das Thema Beziehungen auch eine
Herausforderung im Vorschulalter dar, wie es ohne Frage
auch ein zentrales Themen für die späteren Altersphasen
ist. Analoges gilt für andere Themen. Gestützt auf die ein-
schlägige Forschung und entsprechende entwicklungs-
psychologische und sozialisationstheoretische Konzepte
geht die Kommission davon aus, dass mit diesen Begrif-
fen für die jeweilige Altersgruppe Entwicklungsthemen
benannt sind, die eine große gesundheitliche Bedeutung
haben.
Die hier vonseiten der Sachverständigenkommission he-
rausgestellten Themen erfüllen folgende Anforderungen:
– Ausgehend von einem Verständnis von Kindern und Ju-
gendlichen als aktive Akteure – und nicht als Objekte
der Fürsorge Erwachsener – geht es in den Formulie-
rungen darum, soweit wie möglich erstens die aktive
Rolle der Kinder und Jugendlichen und zweitens die da-
mit einhergehende Prozesshaftigkeit und Dynamik des
Entwicklungsgeschehens deutlich werden zu lassen, das
als ein transaktionales, interaktives Geschehen verstan-
den wird, das in ständigem Austausch mit der Umwelt
steht, und beeinflusst von gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen stattfindet (vgl. Teil A).
– Es war der Sachverständigenkommission wichtig, die
Themen so zu formulieren, dass einerseits der Bezug
zu gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheits-
förderung erkennbar bleibt, andererseits die An-
schlussmöglichkeiten an die Potenziale der Praxis und
Theoriediskussion in der Kinder- und Jugendhilfe
leicht herstellbar sind.
– Die Kommission weiß um die historische Kontingenz
ihrer Vorschläge. Die Themensetzungen verstehen
sich deshalb auch nicht als Ausdruck einer wie auch
immer gearteten Anthropologie der gesunden Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen. Vielmehr
sind sie Ausdruck eines salutogenetischen Blicks auf
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in ei-
ner spätmodernen Gesellschaft.
– Die formulierten gesundheitsrelevanten Entwick-
lungsthemen stellen keine Gesundheitsziele dar. Sie
sind aber, und das war der Kommission wichtig, an-
schlussfähig für die Formulierung altersgerechter Ge-
sundheitsziele.
Trotz der semantischen Nähe sind die hier vorgeschlage-
nen Entwicklungsthemen nicht identisch mit den Ent-
wicklungsaufgaben im Sinne von Havighurst (1972) und
seinen Nachfolgern. Zum einen versteht die Kommission
die genannten Entwicklungsthemen weniger als entwick-
lungspsychologisch angelegte Schritte, sondern vielmehr
als gesellschaftlich, genauer formuliert als in den für Kin-
der und Jugendliche zuständigen Institutionen definierten
Entwicklungsanforderungen. In ihnen spiegelt sich das
Ergebnis dessen, was gegenwärtig als „normale“ Anfor-
derung an Kinder und Jugendliche formuliert wird und
was vonseiten der Kinder und Jugendlichen gleichsam
auf den Weg gebracht werden muss, um in dieser Gesell-
schaft als nicht krankes oder nicht auffälliges Mitglied
gelten zu können. Zum anderen zeigt der Vergleich mit
den Entwicklungsaufgaben von Havighurst, dass diese
anders geschnitten sind. Gesundheit kommt dort als eige-
nes Thema nicht vor, mit der Folge, dass alle Entwick-
lungsaufgaben „irgendwie“ gesundheitsrelevant sind. An
dieser Stelle bemüht sich die Kommission um eine stär-
kere Fokussierung auf die pädagogische und psycho-
soziale Praxis.
Vor dem dargestellten theoretischen und empirischen
Hintergrund werden nachfolgend Aussagen, gegliedert
nach fünf Altersstufen, zum seelischen und körperlichen
Gesundheitszustand von Heranwachsenden in Deutsch-
land gemacht. Es werden – im Wesentlichen durch die
Darstellung der Ergebnisse des KiGGS und weiterer Stu-
dien – v. a. die Aspekte beleuchtet, die im Zusammen-
hang mit den „gesundheitsrelevanten Entwicklungsthe-
men“ und den Besonderheiten der Altersstufen, aber auch
wegen ihrer Bedeutung für die Kinder- und Jugendhilfe
und ihre Schnittstellen zum Gesundheitssystem wie zur
Behindertenhilfe von besonderem Interesse sind. Deshalb
finden sich unter dem in allen Altersstufen wiederkehren-
den Gliederungspunkt „Gesundheit, Krankheit und
Behinderung“ jeweils unterschiedliche thematische
Schwerpunktsetzungen. Dabei gilt – wie für die „gesund-
heitsrelevanten Entwicklungsthemen“ auch, dass diese
Themen ebenfalls für andere Altersstufen relevant sein
können. Um aber Wiederholungen zu vermeiden, werden
sie in der Altersstufe abgehandelt, für die sie besonders
wichtig sind. Die folgende Tabelle zeigt, in welchen Al-
tersstufen auf welche Themen schwerpunktmäßig einge-
gangen wird.
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Ta b e l l e  4.2











Gesundheit im Mutterleib X
Säuglingssterblichkeit/Unfälle X
Stillen X
Impfungen und Inanspruchnahme ärztlicher Versorgung/
Vorsorge
X X
Selbst eingeschätzter Gesundheitszustand X
Akute Krankheiten X X








Entwicklungsauffälligkeiten (Motorik, Sprache, Verhalten) X
Sprachkompetenz bei Kindern mit Migrationshintergrund X




Stresserleben und Wohlbefinden X
Kinder kranker Eltern X
Schmerzen X
Angststörungen X
Entwicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten X
Gebrauch von Psychopharmaka X
Tabak, Alkohol und Drogen: Konsum, Missbrauch und 
Abhängigkeit
X X
Nutzung elektronischer Medien X
Übergewicht und Adipositas X
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5 Kinder unter drei Jahren
5.1 Gesundheitsrelevante Entwicklungs-
themen: Bindung und Autonomie
Entwicklung vollzieht sich im Spannungsfeld zwischen
biologischen und erfahrungsbedingten Einflüssen, wie sie
durch Eltern bzw. durch den erweiterten Lebenskontext
des Kindes und der Familie vermittelt werden (Skinner/
Edge 1998). Es sind Prozesse, die sich wechselseitig er-
gänzen und bedingen. Gelingende oder weniger gelin-
gende Entwicklungen lassen sich als Ergebnis mehr oder
weniger guter Passung zwischen den Fähigkeiten und
(Erziehungs-) Vorstellungen der Eltern und den Lebens-
zusammenhängen der Familie sowie den Entwicklungs-
kompetenzen oder dem Temperament des Kindes be-
schreiben (Ziegenhain/Fegert 2004).
Die Resilienzforschung (vgl. Teil A, Kap. 3.2.2.5) weist
in unterschiedlichen Studien darauf hin, dass bestimmte
Schutzfaktoren aufseiten des Kindes, z. B. überdurch-
schnittliche Intelligenz, ein positives Selbstkonzept sowie
ein ausgeglichenes Temperament, die Entwicklung des
Kindes trotz belastender Lebensumstände positiv be-
einflussen (Laucht 2006). Insbesondere im Kleinkind-
alter wird positiven Temperamentsmerkmalen des Kin-
des, wie gute Anpassungsfähigkeit an neue Situationen,
Kontaktfreudigkeit und emotionale Ausgeglichenheit, die
positive Reaktionen des sozialen Umfelds hervorrufen
(Egle/Hoffmann 2000), eine Schutzfunktion beigemes-
sen.
Zentrale Entwicklungsthemen in der frühen Kindheit, die
in diesem Kontext von Eltern und Kind gemeinsam be-
wältigt werden müssen, sind die Entwicklung einer siche-
ren Bindung, die Entwicklung von Selbstständigkeit und
Autonomie sowie die Fähigkeit, Probleme flexibel bewäl-
tigen zu können und die Fähigkeit zur adäquaten Verhal-
tensregulation und zur emotionalen Selbstregulation
(Sroufe u. a. 2005).
Diese Kompetenzen entwickeln sich im Kontext einer
wechselseitig positiven und unterstützenden Beziehung
mit nahestehenden Bezugspersonen. Obwohl dies in der
Regel die Eltern sind, können auch andere nahestehende
Menschen, die die Fürsorge für ein kleines Kind überneh-
men (z. B. Pflegeeltern, Erzieherinnen in der Kindertage-
seinrichtungen etc.), Bindungspersonen sein.
Die taktile Nähe zwischen Mutter und Kind ist Vorausset-
zung für die erste emotionale Beziehung des Kindes
(Hassel 1996). Die sensible und adäquate Beantwortung
der kindlichen Signale nach Körperkontakt und Fürsorge
führt beim Kind zu einer positiven Wahrnehmung des ei-
genen Körpers und seiner Signale.
Die kindlichen Bedürfnisse nach Nähe und Kontakt zu den
Eltern sind insbesondere in Situationen von Verunsiche-
rung oder Angst entwickelte Schutz- und Bindungsstrate-
gien. In einem weitergehenden entwicklungspsychologi-
schen Verständnis unterstützen Bindungspersonen die
physiologische, emotionale und Verhaltensregulation
von Kindern. Nach dieser Auffassung dienen Eltern ih-
ren Kindern als „externe Regulationshilfe“. Diese Auf-
fassung betont die enge Verschränkung zwischen der
Qualität elterlicher Unterstützung und kindlichem
Wohlbefinden sowie längerfristigen Entwicklungsaus-
wirkungen.
Bindungsbeziehungen beeinflussen, positiv oder negativ,
die Funktion und Struktur des sich entwickelnden Ge-
hirns (Schore 2001). Diese frühe Phase der Gehirnent-
wicklung gilt als kritische Wachstumsperiode mit einer
besonderen Vulnerabilität für wesentliche Entwicklungs-
prozesse etwa im sozial-emotionalen Bereich. In der frü-
hen Kindheit vollzieht sich bis etwa zum zweiten Lebens-
jahr ein rapider Anstieg der neuronalen Verbindungen im
Gehirn. In dieser Phase sind Säuglinge und Kleinkinder
zunächst maximal responsiv gegenüber Anregungen und
Stimulation in ihrer Umwelt, und zwar unabhängig da-
von, ob es sich dabei um positiv anregende Eindrücke
und Erfahrungen handelt oder um negative, situativ oder
chronisch überfordernde oder gar um traumatisierende
Eindrücke und Erfahrungen. In der anschließenden Ent-
wicklungsphase kommt es dann zu einer drastischen
Reduktion von neuronalen Verbindungen, wobei insbe-
sondere diejenigen Verbindungen stabilisiert werden, die
hinreichend neuronal erregt werden, wohingegen diejeni-
gen mit fehlender oder unzureichender neuronaler Erre-
gung abgebaut werden. Auch dies geschieht auf der Basis
fortlaufender, wiederholter Anregung bzw. fehlender An-
regung und wiederum in enger Verschränkung mit den
jeweiligen Erfahrungen des Kleinkindes. Forschungs-
ergebnisse haben gezeigt, dass Kinder, die in den ersten
Lebensjahren in einer anregungsarmen Umgebung auf-
wachsen und wenig soziale Kontakte und sensorische Sti-
mulation erfahren, kognitiv, aber auch in der Sprachent-
wicklung, der Motorik und im Sozialverhalten deutliche
Verzögerungen aufweisen (Berk 2005). Ebenso kann eine
Beeinträchtigung auf einer Entwicklungsebene (z. B. eine
motorische Einschränkung) einen fundamentalen Einfluss
auf andere Entwicklungsbereiche (z. B. Kognition oder
Sprache) ausüben.
Diese frühen neuronalen Entwicklungsveränderungen
sind erfahrungsabhängig und dabei eng verknüpft mit den
jeweiligen Beziehungserfahrungen des Säuglings-/Klein-
kindes mit seinen Bindungspersonen. Wiederkehrende
Erfahrungen der Kinder mit einfühlsamen und emotional
zuverlässigen Eltern in den frühen alltäglichen Interaktio-
nen fördern die Entwicklung einer sicheren Bindung.
Diese gilt als wichtige Voraussetzung für spätere flexible
und kompetente Bewältigungsstrategien im sozialen Kon-
text und für eine positive Persönlichkeitsentwicklung.
Unsichere und von Misstrauen geprägte oder gar patholo-
gische Bindungserfahrungen sind dagegen häufig mit
negativen Auswirkungen für die spätere Persönlichkeits-
entwicklung und das Sozialverhalten verbunden. Unter-
suchungen belegen die Entwicklungsvorteile sicher ge-
bundener Kinder in unterschiedlichen Bereichen sozial-
emotionaler und kognitiver Entwicklung gegenüber unsi-
cher gebundenen Kindern. Diese Kompetenzen zeigen
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sich mit zunehmender Entwicklung auch in sozialen Be-
ziehungen jenseits der Eltern-Kind-Beziehung (Weinfield
u. a. 1999) und tragen als Schutzfaktoren dazu bei, mit
schwierigen Lebensumständen zurechtzukommen (Werner
1990).
Die in den ersten Beziehungen mit den Eltern erworbenen
Bindungsstile lassen sich als Prototypen zwischen-
menschlicher Beziehungen auffassen. Sie entwickeln sich
im weiteren Entwicklungsverlauf zunehmend zu inneren
Vorstellungen über sich selbst, über nahestehende andere
Menschen und die Beziehungen mit ihnen sowie über die
mit diesen Beziehungen einhergehenden Gefühle (soge-
nannte innere Arbeitsmodelle von Bindung). Diese inne-
ren Vorstellungen beeinflussen auch zunehmend den Um-
gang mit anderen Menschen. Das Kind sucht und erlebt
neue Beziehungen mit Geschwistern, in der Kindertages-
betreuung oder in der Schule auf der Grundlage seiner
bisherigen Beziehungserwartungen und -erfahrungen mit
sich selbst und anderen. Es verhält sich entsprechend sei-
nen Erwartungen und die soziale Umwelt reagiert ent-
sprechend darauf. Untersuchungen belegen, dass sicher
gebundene Kinder häufiger offen und vertrauensvoll auf
andere zugehen, während sich unsicher gebundene Kin-
der eher feindselig, ärgerlich oder ängstlich verhalten.
Obwohl diese frühen Bindungsstile zu einem gewissen
Grad prägend sind, können sie sich dennoch durch neue
zwischenmenschliche Erfahrungen bzw. andere Lebens-
situationen (graduell) ändern, und zwar sowohl von einer
unsicheren in eine sichere innere Vorstellung von Bin-
dung als auch umgekehrt.
Ein weiteres Grundbedürfnis ist gemäß bindungstheoreti-
schen Annahmen eng mit dem nach emotionaler Sicher-
heit verknüpft bzw. ihm komplementär: Das Bedürfnis
nach Erkundung und Autonomie. Das Bedürfnis nach Er-
kundung lässt sich am ehesten im Sinne eines Wunsches
interpretieren, Verhalten oder Ereignisse selbst zu verur-
sachen und zu steuern (Bandura 1982). Es kann auch mit
anderen Konzepten beschrieben werden, wie beispiels-
weise als Wirksamkeitsmotivation (White 1959), als in-
terne Kontrollüberzeugung bei älteren Kindern (Rotter
1966; Heckhausen 1977) oder als Selbstwirksamkeit bei
Säuglingen (Stang 1989). Im Zusammenspiel zwischen
Bindung und Exploration bzw. Autonomie wird Bindung
als sichere Basis für die unbelastete Erkundung und das
Ausleben von Autonomiebestrebungen gesehen (Ains-
worth u. a. 1978).
Die ausgewogene Balance zwischen Verwirklichung der
Autonomiebestrebungen des Kindes auf der einen Seite
und seinen Sicherheits- und Bindungsbedürfnissen auf
der anderen Seite wird mit Bindungssicherheit gleichge-
setzt. In salutogenetischen Modellen wird eine positive
Entwicklung als eine gelungene Integration von Auto-
nomie und emotionaler Verbundenheit aufgefasst
(Kahn/Antonucci 1980; Baltes/Silverberg 1994; Harter
1998). Bindungsunsicherheit lässt sich demgegenüber
als Ungleichgewicht im Sinne einer Abweichung der an-
genommenen Balance von Bindungsbedürfnissen und
Autonomiebestrebungen charakterisieren (Ziegenhain
2004).
Eine entwicklungspsychopathologische Abweichung ei-
ner so verstandenen Balance findet sich bei vernachläs-
sigten und misshandelten Säuglingen und Kleinkindern.
Misshandlung und Vernachlässigung treten in der Regel
in schwerwiegenden Überforderungssituationen von Fa-
milien auf, wenn eine Vielzahl vorhandener Risiken nicht
durch Schutzfaktoren abgepuffert werden kann (vgl.
Teil A, Kap. 3.2.2.4 und 3.2.2.5). Misshandlung und Ver-
nachlässigung können zu schweren Traumatisierungen
führen und stellen eine erhebliche und nachhaltige Ge-
fährdung der Gesundheit eines Kindes dar. Ein guter Ge-
sundheitszustand bildet aber wiederum eine wichtige Vor-
aussetzung für altersangemessene Entwicklungsprozesse
(z. B. des Sozialverhaltens und der kognitiven Entwick-
lung; Werner/Smith 2001).
Vernachlässigte und misshandelte Kinder werden in ihren
Regulationsbemühungen von ihren Eltern nicht nur unzu-
reichend unterstützt, sondern erfahren durch ihre Eltern
massives Leid und erleben häufige Episoden von Angst,
die chronischer Bestandteil ihrer Beziehungserfahrungen
werden können. Damit befinden sie sich in einem unlös-
baren emotionalen Konflikt: Angst aktiviert, biologisch
vorprogrammiert, das kindliche Bindungssystem. Das
Kind muss daher unweigerlich Nähe und Kontakt zur
Bindungsperson suchen. Ist aber die Bindungsperson die-
jenige, bei der das Kind Schutz sucht, gleichzeitig dieje-
nige, die seine Angst auslöst, dann kollabieren seine Ver-
haltensstrategien und Aufmerksamkeit (Lyons-Ruth/
Jacobwitz 1999; Ziegenhain/Fegert 2004). Dies verur-
sacht in der Regel erhebliche Traumatisierungen.
Säuglinge und Kleinkinder sind, relativ zu älteren Kin-
dern, deutlich stärker vulnerabel und darüber hinaus exis-
tentiell auf die Befriedigung von Basisbedürfnissen wie
Versorgung, Ernährung, Gesundheitsfürsorge, aber auch
Zuwendung und Liebe, angewiesen. Dabei lässt sich Ver-
sorgung oft nicht von mangelnder elterlicher Zuwendung
bzw. Empathiedefiziten trennen. Ein Beispiel ist die Ge-
fahr raschen Austrocknens im Säuglings- und Kleinkind-
alter bei unzureichender Flüssigkeitszufuhr (Ziegenhain
2006). Tatsächlich ist die Gefahr von Vernachlässigung
und Kindeswohlgefährdung am größten in den ersten fünf
Lebensjahren. Während des ersten Lebensjahres sterben
mehr Kinder in der Folge von Vernachlässigung und
Misshandlung als in jedem späteren Alter (US-Depart-
ment of Health and Human Services 1999). Weitere Ent-
wicklungsrisiken bei schweren und wiederholten trauma-
tischen Erfahrungen von Säuglingen und Kleinkindern
liegen beispielsweise darin, dass sie inadäquate Bewälti-
gungsstrategien im Umgang mit Stress entwickeln sowie
ihre Affektregulation und Erinnerungsfähigkeit einge-
schränkt bleiben (Schädigung des Hippocampus, in dem
die Funktionen des bewusstseinsfähigen Gedächtnisses
lokalisiert sind). Ein weiteres Risiko liegt in der Ein-
schränkung der Fähigkeit, später die eigene Biografie zu-
sammenhängend zu verstehen und zu kommunizieren. Im
Alltag lässt sich dann beobachten, dass traumatische Er-
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innerungen unkontrollierbar aktiviert werden (Siegel
1999; Schore 2001, 2003).
Entwicklungsrisiken scheinen sich danach vornehmlich
in Beziehungen mit anderen Menschen und in Problemen
der Affektregulation zu finden. Tatsächlich waren in
unterschiedlichen Untersuchungen misshandelte und
vernachlässigte Kleinkinder häufiger (hoch) unsicher ge-
bunden (Cicchetti/Toth 1995; Carlson u. a. 1989; van
Ijzendoorn u. a. 1999). Hochunsichere Bindungen werden
von einigen Autoren analog zur kinderpsychiatrischen
Klassifikation als Bindungsstörungen interpretiert (ge-
mäß ICD-10; DSM-IV; Zeanah 1996). Tatsächlich sind es
überwiegend schwer vernachlässigte und früh traumati-
sierte und misshandelte Kinder, die eine Bindungsstörung
diagnostiziert bekommen. Somit handelt es sich um mas-
sive Deprivationsfolgen, die sich im Kontext einer Bin-
dungsbeziehung zeigen.
Misshandlung und Vernachlässigung lassen sich als de-
struktive Entgleisungen einer sich entwickelnden Bin-
dungsbeziehung interpretieren. Sie zeigen sich in der
Verzerrung und im Versagen adäquaten elterlichen Ver-
haltens (Ziegenhain u. a. 2007). Insofern sind Misshand-
lung und Vernachlässigung auch prototypische Beispiele
für die Beziehungsabhängigkeit frühkindlicher Ent-
wicklung und die Bedeutung elterlichen Verhaltens für
die gesundheitliche und seelische Entwicklung des Kin-
des.
5.2  Gesundheit, Krankheit und 
Behinderung
Das nachfolgende Kapitel beschreibt die Gesundheits-
situation von Säuglingen und Kleinkindern in Deutsch-
land. Hierzu werden verschiedene Indikatoren wie die
Säuglingssterblichkeit, Häufigkeiten (Prävalenzen)30 von
akuten, chronischen und psychischen Krankheiten oder
die Inanspruchnahme der ärztlichen Versorgung genutzt.
Darüber hinaus werden Indikatoren verwendet, die sich
auf das Gesundheitsverhalten (der Eltern) beziehen und
die mögliche Schutz- oder Risikofaktoren für die weitere
gesundheitliche Entwicklung des Kindes darstellen. Die
Folgen von (un)günstigem Gesundheitsverhalten zeigen
sich dabei oftmals nicht direkt, sondern erst im späteren
Lebensverlauf des Kindes.
5.2.1 Das ungeborene Leben: Gesundheit 
beginnt schon vor der Geburt
Bereits vor und in der Schwangerschaft werden erste
Weichen für den Gesundheitszustand des Kindes gestellt.
Wichtige Faktoren, die die Gesundheit des ungeborenen
Kindes beeinflussen, sind das Gesundheitsverhalten der
Mutter (gesunde Ernährung, Substitution von Folsäure,
Alkohol- und Rauchverzicht auch der Umgebung, Dro-
genverzicht, Teilnahme an den Vorsorgeuntersuchungen
sowie kompletter Impfstatus der Mutter), das Ausmaß der
Gewichtszunahme der Mutter während der Schwanger-
schaft und die psychosoziale Gesundheit der Mutter. Das
Gesundheitsverhalten der werdenden Mütter ist deutlich
assoziiert mit dem Migrationsstatus31, dem sozioökono-
mischen Status sowie dem Alter. So zeigen die auf der
Basis von Selbsteinschätzungen der Befragten gewonne-
nen Ergebnisse des KiGGS, dass Schwangere mit niedri-
gem Sozialstatus, sehr junge Mütter (bis 19 Jahre) und
Mütter in Westdeutschland deutlich häufiger als Schwan-
gere mit hohem Sozialstatus, ältere Mütter (> 19 Jahre)
oder Mütter in Ostdeutschland rauchten, während der Al-
koholkonsum32 bei den schwangeren Frauen mit hohem
Sozialstatus höher lag als bei werdenden Müttern mit
niedrigem Sozialstatus (Bergmann u. a. 2007, vgl.
Tab. 5.1). Hier wäre aber zu prüfen, wie weit sich hinter
diesen Unterschieden in den Befunden nicht nur die ob-
jektiv konsumierten Mengen von Alkohol, sondern auch
ein unterschiedliches, kulturell geprägtes Verständnis von
Gebrauch und Umgang mit Alkohol verbirgt.
Festzuhalten ist zunächst, dass 91,5 Prozent der befragten
Mütter mit niedrigem und 79,7 Prozent mit hohem
Sozialstatus in Bezug auf Alkohol in der Schwanger-
schaft abstinent sind. Doch für Kinder, deren Mütter in
der Schwangerschaft rauchen oder Alkohol konsumier-
ten, bestehen besondere Risiken. Denn Rauchen während
der Schwangerschaft kann zu einer erhöhten Morbidität,
Sterblichkeit und zu einem niedrigeren Geburtsgewicht
des Säuglings führen und gilt als Risikofaktor für Regula-
tionsstörungen (vgl. Kap. 5.2.6) und kognitiven Entwick-
lungsstörungen (Papoušek u. a. 2004; Bergmann u. a.
2007).
Die Teilnahme an Vorsorgeuntersuchungen in der
Schwangerschaft ist vor allem bei sogenannten Risiko-
schwangerschaften33 von großer Bedeutung, um die Ge-
sundheit von Mutter und Kind zu schützen (Simoes u. a.
2003). Migrantinnen und Mütter mit hoher sozialer Be-
lastung nehmen deutlich seltener an der Schwangerenvor-
sorge teil (ebd.).
Jüngste Untersuchungen weisen daneben auf die große
Bedeutung psychischer Belastungen in der Schwanger-
schaft hinsichtlich der Entstehung frühkindlicher Verhal-
tensprobleme hin (vgl. Tabelle 5.1).
30 Prävalenz: Anzahl aller Fälle einer bestimmten Krankheit/Auffällig-
keit in einer Population (z. B. Altersgruppe) zum gegebenen Unter-
suchungszeitpunkt.
31 Der Migrationsstatus, wie er im KIGGS verwendet wurde, erfasst
Kinder und Jugendliche, die selbst aus einem anderen Land zuge-
wandert sind oder von denen mindestens ein Elternteil nicht in
Deutschland geboren oder nicht-deutscher Staatsangehörigkeit ist. 
32 Die Daten beruhen genau wie die anderen Daten auf Selbstangaben
der Befragten und differenzieren nicht hinsichtlich der konsumierten
Menge und Art des Alkohols.
33 z. B. Mutter > 35 Jahre oder vorausgehende Fehlgeburten. Mittler-
weile werden 70 Prozent aller Schwangerschaften als Risikoschwan-
gerschaft eingestuft (Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohl-
fahrtspflege e.V. 2007).
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Ta b e l l e  5.1 
Häufigkeit des Tabak- und Alkoholkonsums sowie 
psychische Belastungen in der Schwangerschaft 
der Mütter von Kindern unter zwei Jahren 
(Prävalenzen in Prozent)
Quelle: RKI (2008a); Simoes u. a. (2003) ST: sozialer Status34
5.2.2 Säuglingssterblichkeit und Unfälle
In den 1990er-Jahren ist die Säuglingssterblichkeit in
Deutschland kontinuierlich zurückgegangen und nimmt
im internationalen Vergleich einen unteren Platz ein. Un-
reife und niedriges Gewicht bei der Geburt (u. a. durch
Frühgeburt) sowie angeborene Anomalien sind poten-
zielle Risikofaktoren für Säuglingssterblichkeit in der
Neugeborenenperiode. Jenseits der Neugeborenenperiode
bis zum ersten Lebensjahr gilt der plötzliche Kindstod als
häufigste Todesursache (Bajanowski/Poets 2004).
Der plötzliche Kindstod ist das unerwartete und nicht er-
klärliche Versterben eines Säuglings oder Kleinkindes,
das zumeist in der Schlafenszeit des Säuglings auftritt. Zu
den Risikogruppen zählen Kinder aus sozial benachteilig-
ten Familien, Kinder besonders junger Mütter (< 20 Jahre),
Kinder Alleinerziehender sowie Kinder mit niedrigem
Geburtsgewicht ( 2 500g bzw. Frühgeburten), Mehrlings-
geburten und Säuglinge mit mehreren älteren Geschwis-
tern (Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebens-
mittelsicherheit 2006). Effektive Präventionsmaßnahmen
beinhalten die ausschließliche Rückenlage als Schlafposi-
tion, den Rauchverzicht der Mutter während der Schwan-
gerschaft und in Gegenwart des Kindes, die Vermeidung
von Überwärmung des Kindes, Stillen sowie das Tragen
von Schlafsäcken (Vennemann u. a. 2003).
Jenseits des ersten Lebensjahres gehören – trotz eines zu
verzeichnenden Rückgangs – Unfälle zur häufigsten To-
desursache bei Kindern in Deutschland und Europa (Kahl
u. a. 2007). Bei der Zielgruppe der Kleinkinder muss das
(häusliche) Unfallgeschehen im Fokus der Prävention ste-
hen. Kinder mit Migrationshintergrund wenden im späte-
ren Lebensalter wesentlich seltener Schutzmaßnahmen
(z. B. Helmtragen beim Fahrradfahren) an als Kinder
ohne Migrationshintergrund (Kahl 2007a).
5.2.3 Stillverhalten und Ernährung bei 
Säuglingen und Kleinkindern
Zu kaum einem anderen Zeitpunkt ist hochwertige Nahrung
von größerer Bedeutung als während der frühkindlichen
Entwicklung. Das enorm schnelle Wachstum des Säuglings
sowie die Differenzierung des Gewebes und der Organe
machen eine hohe Nährstoffzufuhr notwendig (Koletzko
2007, S. 104). Die Nährstoffversorgung und die Qualität der
Ernährung während der Schwangerschaft und in den ersten
Lebensjahren haben sowohl kurz- als auch langfristige Aus-
wirkungen auf die Gesundheit des Kindes (ebd.).
Die positive Gesamtwirkung des Stillens auf die Gesund-
heit von Kind und Mutter ist heute unbestritten, jedoch
werden die Effekte auf bestimmte Zielgrößen noch sehr
kontrovers diskutiert (Zwiauer 2001; Kramer/Kakuma
2002). Zu den positiven Effekten des Stillens gehören
eine Verringerung von Infektionskrankheiten und anderen
Erkrankungen (z. B. Durchfallerkrankungen, Mittelohr-
entzündung, Darmentzündung etc.) sowie eine geringere
Prävalenz von Übergewicht und Adipositas in der Kind-
heit (Deutsche Gesellschaft für Ernährung 2000;
Bergmann u. a. 2003; Liese u. a. 2001; Frye/Heinrich
2003; Owen u. a. 2005; Harder u. a. 2005). Darüber hi-
naus fördert Stillen die Bindung zwischen Mutter und
Kind (Verny 2004; Kersting/Dulon 2002).
Zu langes Stillen kann jedoch zu einer hohen Schadstoff-
übertragung (z. B. DDT, PCB, HCB35 etc.) über die Milch
von der Mutter auf das Kind führen. Das Umweltbundes-
amt empfiehlt daher, die Stillzeit von sechs Monaten
nicht zu überschreiten (Umweltbundesamt 2007).
Ergebnisse des KiGGS zeigen, dass im Jahre 2005 gebo-
rene Kinder deutlich häufiger als 1986 geborene Kinder
gestillt wurden, jedoch Unterschiede in den Bevölke-
rungsgruppen vorliegen (Lange u. a. 2007). Kinder mit
hohem Sozialstatus wurden deutlich häufiger und länger
gestillt als Kinder mit niedrigem Sozialstatus (vgl.
Tab. 5.2). Rauchende Mütter stillten ihre Kinder beson-
ders selten. In absteigender Reihenfolge wurden in der
Studie Stillen und Säuglingsernährung familiäre Überbe-
anspruchung, keine Zeit, Rauchen, Probleme mit der
Brust, frühere Probleme mit dem Stillen, keine Lust zum





Niedriger ST: 8,0 %
Mittlerer ST: 13,4 %









nach Alter der Mutter
Sehr junge Mütter: 4,9 %
Restliche Mütter: 13,7 %
Regelmäßiger bis gele-
gentlicher Tabakkonsum 
nach Alter der Mutter
Sehr junge Mütter: 31,4 %
Restliche Mütter: 16,8 %
Psychische Belastung in 
der Schwangerschaft
25 % aller schwangeren 
Frauen haben Angsterkran-
kungen, Depressionen oder 
Stress (Simoes u. a. 2003)
34 Der soziale Status wurde anhand von Angaben der Eltern zu ihrer
Schulbildung und beruflichen Qualifikation, ihrer beruflichen Stel-
lung und zum Haushaltsnettoeinkommen gemessen. Der so ermittelte
Index erlaubt eine Einteilung in „niedriger Sozialstatus“, „mittlerer
Sozialstatus“ und „hoher Sozialstatus“. 
Als sehr junge Mütter gelten alle Frauen, die eine Altersdifferenz
zum Kind von unter 20 Jahren haben sowie ihr Kind zum Befra-
gungszeitpunkt noch erziehen (also keine Stiefmütter sind; RKI
2008a) 35 Vgl. Kap. 6.2.4
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Gründe für das „Nicht-Stillen“ genannt (Deutsche Gesell-
schaft für Ernährung, 2000, S. 19)
Ta b e l l e  5.2 
Häufigkeit des Stillens (Kind jemals gestillt) 
nach soziodemografischen und weiteren 
Merkmalen (Prävalenzen in Prozent) 
im Zeitraum 2003 bis 2006
Quelle: Lange u. a. 2007; MH: Migrationshintergrund ST: sozialer Status
5.2.4 Impfungen und Inanspruchnahme 
ärztlicher Versorgung
Impfungen schützen individuell und haben einen hohen
Kollektivschutz für die Bevölkerung. Die WHO fordert
einen Durchimpfungsgrad von 95 Prozent, um impfprä-
ventible Erkrankungen wirksam auszurotten. Impfdefizite
bestehen insbesondere bei der Masernimpfung, bei nicht
in Deutschland geborenen Kindern mit Migrationshinter-
grund sowie Kindern aus Familien mit hohem Sozialsta-
tus (Poethko-Müller 2007). Im Jugendalter sind insbeson-
dere die Impfquoten gegen Hepatitis B bei Jugendlichen
mit beidseitigem Migrationshintergrund, aber auch bei
Jugendlichen ohne Migrationshintergrund zu niedrig
(RKI 2008b, S. 118).
Ta b e l l e  5.3 
Impfquoten bei der Grundimmunisierung und 
der Zweitimpfung im zweiten Lebensjahr 
des Kindes36 
Quelle: Poethko-Müller u. a. (2007)
Als weitere medizinische Präventionsmaßnahme wird al-
len Kindern von der Geburt bis zum 6. Lebensjahr die
Teilnahme an zehn Früherkennungsuntersuchungen (U1
bis U7, U7a seit 1. Juli 2008, U8, U9) angeboten. Diese
dienen als Maßnahme der sekundären Prävention im We-
sentlichen dazu, Krankheiten und Entwicklungsunregel-
mäßigkeiten körperlicher wie psychischer Art so früh wie
möglich zu erkennen und geeignete Therapiemaßnahmen
einzuleiten. Ergänzt werden (sollten) die Untersuchungen
durch Informationen zur Unfallprävention, zu empfohle-
nen Impfungen und zur Vitamin-D-Prophylaxe.
Das derzeitige Untersuchungsprogramm stammt noch
weitgehend aus dem Jahr 1971 und richtet sich nicht auf
die primäre Prävention von Krankheiten. Entwicklungs-
störungen der Sprache, Bewegung und der sozialen Inter-
aktion sowie Anzeichen von Vernachlässigung und Miss-
handlung werden nur unzureichend erfasst.
Ta b e l l e  5.4
Inanspruchnahme einzelner Früherkennungs-
untersuchungen und Arztbesuch bei nieder-
gelassenen Kinder- und Jugendärzten 
bzw. Allgemeinmedizinern in den
letzten 12 Monaten
Quelle: Kamtsiuris u. a. 2007; ST: Sozialstatus; MH: Migrationshinter-
grund
Aus den Daten des KiGGS geht hervor, dass insbesondere
Kinder mit beidseitigem Migrationshintergrund und Kin-
der mit niedrigem Sozialstatus seltener an den Vorsorge-
untersuchungen teilnehmen (Kamtsiuris u. a. 2007a).
Kinder aus der Türkei, der ehemaligen Sowjetunion und
arabisch-islamischen Ländern nehmen die Vorsorgeunter-
suchungen besonders selten wahr (RKI 2008b).
Befunde
Sozialstatus Hoher ST: 90,5 % 
niedriger ST: 67,3 % 
Migrationshintergrund 
der Mutter
Mit MH: 79,1 % 
ohne MH: 76,2 %
Tabakkonsum Raucherinnen: 58,0 % 
Nichtraucherinnen: 80,9 % 
Befunde
Grundimmunisierung Diphtherie: 96,3 %,
Tetanus: 96,7 %, 
Kinderlähmung: 95,2 %,
HIB36: 94,7 %, 
Keuchhusten: 94,7 % 
Zweitimpfung
(Masern, Mumps, Röteln)
Masern: 59,0 % , 
Mumps: 58,9 % 
Röteln: 58,8 %
36 Die HIB-Impfung ist eine Schutzimpfung gegen das Bakterium Hae-
mophilus influenzae Typ b. Vor allem bei Kleinkindern ist dieses
Bakterium ein Erreger von Hirnhautentzündungen und weiteren ent-
zündlichen Erkrankungen im Hals-Nasen-Ohren-Bereich.
Befunde
U3 (4.–6. Lebenswoche) Insgesamt: 95,3 %
mit MH: 81,3 % 
ohne MH: 97,3 % 
niedriger ST: 90,7 % 
hoher ST: 97,3 % 
U7 (21.–24.Monat) Insgesamt: 92,4 %
mit MH: 73,4 % 
ohne MH: 95,1 % 
niedriger ST: 85,9 % 
hoher ST: 95,0 % 
alle Kinder mit MH, die 
nie an einer Vorsorgeunter-
suchung teilgenommen 
haben: 14 % 
Arztbesuch 95,1 % aller 0- bis 2-Jähri-
gen besuchen einen 
Kinder- und Jugendarzt; 
33,9 % einen Allgemein-
mediziner 
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Zu den Inanspruchnahme- und Zugangsbarrieren für
Migranten gehören neben Sprachbarrieren auch Informa-
tionsdefizite, kulturelle und religiöse Konzepte, Ge-
schlechterrollen, migrationsspezifische Hintergründe
(z. B. Pendelmigranten), fehlende Orientierung der Ange-
bote an Zielgruppen mit einem niedrigen sozioökonomi-
schen Status, rechtliche Barrieren, Angst vor aufenthalts-
rechtlichen Folgen sowie mangelhafte interkulturelle
Kompetenz und Orientierung der Versorgungs- und Vor-
sorgeangebote (Geiger/Razum 2006). Zugangsbarrieren
können die Chancenungleichheit zwischen Bevölke-
rungsgruppen zusätzlich verschärfen.
Daten des Zentralinstituts der kassenärztlichen Ver-
sorgung zeigen daneben, dass die Altersgruppe der unter
2-Jährigen die behandlungsintensivste Gruppe bei Kin-
der- und Jugendärzten darstellt. Aus den Quartalseintra-
gungen geht hervor, dass die Kinder und ihre Eltern, die
zum Arzt gehen, im Schnitt 3,8-Mal pro Quartal den Arzt
aufsuchen (Zinke u. a. 2001). Das bedeutet, dass Kinder-
und Jugendärzte Eltern und Kinder in dieser Altersphase
besonders häufig sehen und sich neben den Vorsorge-
untersuchungen (U2 bis U9) viele weitere Möglichkeiten
für eine Beobachtung der Entwicklung des Kindes erge-
ben.
5.2.5 Einschätzung von Gesundheit und 
Auftreten von Krankheiten
Im KiGGS wurde der Gesundheitszustand der Kinder
durch die Eltern selbst eingeschätzt. Die Selbsteinschät-
zung der Gesundheit ist eine etablierte Methode zur Mes-
sung der subjektiven Gesundheit und der Erfassung der
persönlichen und sozialen Dimensionen des eigenen Be-
findens. Erfreulicherweise schätzten fast alle befragten
Eltern den Gesundheitszustand ihres Kindes (0 bis
2 Jahre)37 als „sehr gut“ oder „gut“ ein (Lange u. a. 2007,
S. 578), allerdings bewerteten deutlich weniger Eltern mit
Migrationshintergrund als Eltern ohne Migrationshinter-
grund den Gesundheitszustand ihres Kindes mit „sehr
gut“ (vgl. Tab. 5.5). Dieser Unterschied schwächt sich ab,
bleibt aber im Wesentlichen auch dann bestehen, wenn
der Sozialstatus beider Elterngruppen berücksichtigt
wird. Das bedeutet, dass die häufigere Zugehörigkeit von
Migranten zu niedrigen sozioökonomischen Statusgrup-
pen nur einen kleinen Teil der unterschiedlichen Ein-
schätzung der Gesundheit erklären kann und somit andere
eventuell migrationsspezifische Faktoren für die Unter-
schiede in Betracht kommen. Ähnlich groß stellten sich
die Unterschiede zwischen Eltern mit hohem und niedri-
gem Sozialstatus dar: Letztere schätzten den Gesund-
heitszustand ihres Kindes deutlich schlechter ein als
Eltern mit hohem Sozialstatus (vgl. Tab. 5.5). Die gefun-
denen Unterschiede zwischen Kindern mit niedrigem und
hohem Sozialstatus bleiben über alle Altersgruppen be-
stehen, sind jedoch bei den unter 2-Jährigen am gerings-
ten und bei den 3- bis unter 6- Jährigen am deutlichsten
ausgeprägt. Bei Eltern mit Migrationshintergrund sind die
Unterschiede beim selbst eingeschätzten Gesundheitszu-
stand des Kindes in der ersten Altersgruppe am größten,
während sie kontinuierlich bis zu den 14 bis 17-Jährigen
geringer werden. Insgesamt schätzen Eltern die Gesund-
heit der Mädchen bis zum Alter von 13 Jahren besser ein
als die der Jungen. Mit 14 Jahren kehrt sich dieses Ver-
hältnis um. Der Anteil der Einschätzungen mit „sehr gut“
nimmt mit steigendem Alter deutlich ab.
In der frühen Kindheitsphase bis hin zum Grundschulalter
sind insbesondere akute Erkrankungen von großer Bedeu-
tung für den Gesundheitszustand. Jedoch stehen die im
KiGGS erhobenen Daten zur Häufigkeit von akuten
Krankheiten bei Kindern unter 2 Jahren nicht im Einklang
mit dem selbst eingeschätzten Gesundheitszustand durch
die Eltern. Demnach sind unter 10-Jährige aus Migran-
tenfamilien sowie Kinder mit niedrigem Sozialstatus von
den häufigsten akuten Krankheiten im Kleinkindalter
(z. B. Erkältungskrankheiten, Magen-Darm-Infekte, Bron-
chitis, Bindehaut- und Mittelohrentzündungen) nach Aus-
künften der Eltern seltener betroffen als Kinder ohne Mi-
grationshintergrund bzw. Kinder mit hohem Sozialstatus
(vgl. Tab. 5.5). Für die gefundene Inkonsistenz werden
als mögliche Gründe z. B. eine Unterschätzung von
Krankheiten, eine geringere Symptomaufmerksamkeit,
eine soziokulturell andere Einstellung zur Krankheit,
Kommunikationsschwierigkeiten zwischen Arzt und
Patient oder aber eine geringere Inanspruchnahme der
ärztlichen Versorgung (und somit geringere Diagnosestel-
lungen bei Menschen mit niedrigerem Sozialstatus und/
oder bei Migranten) angeführt (Kamtsiuris u. a. 2007,
S. 688).
Chronische Erkrankungen kommen im Kleinkindalter so-
wie in der Kindheit eher selten und weniger oft als akute
Erkrankungen vor, können jedoch die gesamte Entwick-
lung des Kindes nachhaltig beeinträchtigen. Neuroder-
mitis und obstruktive Bronchitis gehören zu den häufigs-
ten chronischen Erkrankungen im Kleinkindalter (vgl.
Tab. 5.5). Insgesamt leiden Kinder aus Familien mit nied-
rigem Sozialstatus sowie Kinder mit Migrationshinter-
grund seltener an Neurodermitis als Kinder mit hohem
Sozialstatus (ebd.). Die Ursachen sind wissenschaftlich
bislang noch nicht eindeutig geklärt.
Daneben weisen die Daten des KiGGS darauf hin, dass
Kinder mit niedrigem Sozialstatus und mit Migrations-
hintergrund ein deutlich schlechteres Zahngesundheits-
verhalten aufweisen als Kinder mit hohem Sozialstatus
bzw. ohne Migrationshintergrund. Besonders gravierend
sind die Unterschiede zwischen Migranten und Nicht-Mi-
granten, wenn ein gleicher sozialer Status vorliegt
(Schenk/Knopf 2007, S. 653). Diese Unterschiede blei-
ben in allen Altersphasen bestehen. Deshalb wird dieses
Thema im weiteren Bericht nicht nochmals aufgegriffen. 
37 Da im KiGGS – anders als in diesem Bericht – eine Alterseinteilung
der Kinder von unter 3 Jahren und von 3 bis 6 Jahren vorgenommen
wurde, wird hier nur auf die Ergebnisse für Kinder zwischen 0 bis
2 Jahren Bezug genommen. 
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Ta b e l l e  5.5 
Elterneinschätzung des allgemeinen Gesundheits-
zustandes des Kindes sowie akute und chronische 
Erkrankungen nach soziodemografischen 
Merkmalen bei unter 2-Jährigen
Quelle: Lange u. a. (2007); Kamtsiuris u. a. (2007); ST: sozialer Status;
MH: Migrationshintergrund
5.2.6 Regulationsstörungen
Störungen der frühkindlichen Verhaltensregulation haben
in den letzten zehn Jahren zunehmende Aufmerksamkeit
gewonnen. Als extreme Ausprägungen der normalen in-
dividuellen Variabilität finden sie sich bei 15 bis 25 Pro-
zent der gesunden Kleinkinder und manifestieren sich je
nach Alter in exzessivem Schreien, Störungen der Schlaf-
Wach-Regulation, Fütterstörungen, dysphorischer Un-
ruhe, exzessivem Klammern, exzessivem Trotzen und/
oder aggressivem Verhalten. Dabei treten die Symptome
(z. B. exzessives Schreien) selten alleine, sondern meist
in Kombination mit anderen Störungsbildern (z. B.
Schlafstörungen) auf (Papoušek u. a. 2004). Sie entstehen
in dysfunktionalen Eltern-Kind-Interaktionen, in denen
die gemeinsame Regulation der phasentypischen Anpas-
sungs- und Entwicklungsaufgaben versagt. Die Leit-
symptome umfassen eine Trias von Verhaltensproblemen,
dysfunktionalen Kommunikationsmustern in den zugehö-
rigen Interaktionskontexten und psychische Belastungen
der Eltern (Papoušek 2003).
Die Kumulation von Belastungen aufseiten von Kindern
und Eltern sowie psychosoziale Belastungen begünstigen
das Entstehen von Regulationsstörungen. Anlage-,
reifungs- und temperamentsbedingte Anpassungsschwie-
rigkeiten des Kindes sowie Ängste, Unsicherheit und
Überforderung der Eltern können eine negative Spirale
auslösen, die zu einer immer weniger stimmigen Eltern-
Kind-Beziehung führen kann und intuitives Handeln
aufseiten der Eltern zunehmend erschwert. Die frühzei-
tige Diagnose und eine darauf aufbauende Begleitung und
Verbesserung der Eltern-Kind-Interaktion ist für die wei-
tere Entwicklung dieser Kinder besonders wichtig.
5.2.7 Psychische Gesundheit
Es besteht Konsens darüber, dass unter ungünstigen Be-
dingungen auch schon Säuglinge und Kleinkinder
schwerwiegende und weit über das Kleinkindalter hinaus
anhaltende psychische Störungen entwickeln können
(Laucht u. a. 2000; Rutter/Sroufe 2000). Derzeit liegt die
Auftretenshäufigkeit psychischer Störungen bei Kindern
und Jugendlichen um 20 Prozent und ist damit etwa
ebenso häufig wie im Erwachsenenalter (Ihle/Esser
2002). Auch bei dreijährigen Kleinkindern geht man von
dieser Auftretenshäufigkeit psychischer Auffälligkeiten
aus (Remschmidt 1998). Dabei verschwindet die Hälfte
der aufgetretenen Störungen wieder (Ihle/Esser 2002),
was auch durch die frühzeitige Unterstützung der Kinder
und ihrer Familien und die Aktivierung von Ressourcen
und Schutzfaktoren bedingt sein kann.
Zu den im Kleinkindalter am meisten beachteten Störun-
gen gehören die frühkindlichen Bindungsstörungen, wo-
bei bislang keine Ergebnisse über deren Inzidenz und Prä-
valenz bekannt sind (Ziegenhain 2007). Dabei führt
jedoch nicht jedes problematische Bindungsverhalten der
Bezugspersonen zwangsläufig zu einer Bindungsstörung
beim Kind. Im Normalfall baut ein Kind eine Bindung zu
mindestens einer wichtigen Bezugsperson auf und zeigt je
nach Verhalten der Bindungsperson unterschiedliche For-
men von Bindungsverhalten. Auch vermeidende oder am-
bivalente Bindungen eines Kleinkindes können als sinn-
volle Anpassungen an die Umwelt und das Verhalten der
Bezugspersonen interpretiert werden. Erst das dauerhafte
Fehlen einer kontinuierlichen und persönlichen Bindung
mit einer verlässlichen Bezugsperson fördert die Entste-
hung einer Bindungsstörung. Dabei werden zwei unter-
schiedliche Störungsbilder im Bindungsverhalten von
Kleinkindern beschrieben: Das eine Störungsbild ist
Befunde
Von den Eltern einge-
schätzter Gesundheits-
zustand des Kindes 
Insgesamt: 55,0 % aller 
Eltern schätzen den 
Gesundheitszustand ihres 
Kindes als „sehr gut“, 
42,1 % als „gut“ ein.
„sehr gut“: 
Eltern mit MH: 43 % 
Eltern ohne MH: 57,2 %;
mit niedrigem ST: 49,9 % 
mit hohem ST: 58,6 % 
Akute Erkrankungen Erkältungskrankheiten: 
87,5 %, Magen-Darm-
infekte: 47,6 %, Bronchi-
tis: 25,6 %, Mittelohrent-
zündung: 18,9 %;
Jungen erkranken häufiger 
als Mädchen;
Kinder mit MH und Kinder 
mit niedrigem ST erkran-
ken seltener als Kinder 
ohne MH und Kinder mit 
hohem ST (betrifft alle 
Altersgruppen zwischen 
0 und 17 Jahren);
Kinder mit MH erkranken 
häufiger an Masern als 
Kinder ohne MH
Chronische Erkrankungen Obstruktive 
Bronchitis: 12,3 %, 
Neurodermitis: 8,7 %;
Jungen erkranken häufiger 
als Mädchen;
Kinder mit niedrigem ST 
und Migranten erkranken 
seltener als Kinder mit 
hohem ST und Nicht-
Migranten
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durch distanzloses und oberflächlich freundliches Verhal-
ten des Kindes gegenüber fremden Menschen charakteri-
siert und das andere durch schwerwiegende Gehemmtheit
und Abwehrreaktionen des Kindes, in Belastungssituatio-
nen Nähe und Trost bei einer Bezugsperson zu suchen
(ebd.).
Bindungsstörungen sind in den kinder- und jugend-
psychiatrischen diagnostischen Manualen (ICD-10 und
DSM-IV)38 relativ ähnlich definiert. In beiden diagnosti-
schen Manualen werden Bindungsstörungen als Verhal-
tensweisen beschrieben, die in den meisten sozialen
Kontexten entwicklungsunangemessen sind, mit einem
pathologischen (elterlichen) Beziehungsverhalten und ei-
ner problematischen Betreuungssituation einhergehen.
Als klassifikationsrelevant wird vorausgesetzt, dass die
Störung vor dem fünften Lebensjahr des Kindes einsetzt.
Eine der zentralen Annahmen für die Entstehung von
Bindungsstörungen ist das Fehlen einer kontinuierlichen
und persönlichen Bindung zu einer Bezugsperson. Der
Zusammenhang zwischen frühen Vernachlässigungs-
bzw. Deprivationserfahrungen und Bindungsproblemen
bzw. -störungen wurde in neueren Untersuchungen bei
Kleinkindern in rumänischen Waisenhäusern (Smyke
u. a. 2002; Zeanah u. a. 2002; Zeanah u. a. 2005) sowie
bei ehemals rumänischen Waisenkindern, die nach Eng-
land bzw. Kanada adoptiert wurden, bestätigt (Chisholm
1998; O‘ Connor u. a. 2003; MacLean 2003).
Bei sehr vielen Heranwachsenden, die ursprünglich die
Diagnose einer „Bindungsstörung mit Enthemmung“ er-
hielten, wird im späten Jugendalter oder jungen Erwach-
senenalter die Diagnose z. B. einer Borderline-Persön-
lichkeitsstörung gestellt (Ziegenhain/Fegert 2004; vgl.
auch Kap. 9.2.1). Auch wenn Kinder mit dieser speziellen
Diagnose eine eher ungünstige Prognose haben, muss
doch immer auch berücksichtigt werden, dass das Bin-
dungssystem zeitlebens offen für neue Bindungserfahrun-
gen und somit für Veränderungen bleibt. In bindungsori-
entierter pädagogischer Arbeit können Kindern und
Jugendlichen mit Bindungsstörungen neue emotionale
Erfahrungen ermöglicht werden (Brisch/Hellbrügge
2003). Der Aufbau sozialer Beziehungen kann sehr
erschwert werden durch eine autistische Störung des Kin-
des, die in der Regel vor Ende des 3. Lebensjahres mani-
fest wird. Auffälligkeiten zeigen sich in der zwischen-
menschlichen Interaktion, der Kommunikation und dem
Verhaltensrepertoire, das oft eingeschränkt oder stereotyp
ist. Das Zeigeverhalten ist erkennbar eingeschränkt, was
als Störung des gemeinsamen Bezugs zu Dingen der Um-
welt gedeutet wird; ebenso können emotionale Signale oft
schwer zugeordnet werden. Vor allem das Ausbleiben er-
warteter Reaktionen kann sich auf das entwicklungsför-
derliche Zusammenspiel mit Bezugspersonen negativ
auswirken (Klicpera/Klicpera-Gasteiger 2008).
5.2.8 Kindeswohlgefährdung
Unter Kindeswohlgefährdung werden gewöhnlich For-
men körperlicher und psychischer Misshandlung, körper-
liche und emotionale Vernachlässigung sowie sexueller
Missbrauch zusammengefasst Dabei spielt sexuelle Ge-
walt in der frühen Kindheit eine untergeordnete Rolle.
Die Grenzen zwischen unangemessenen Körperstrafen
und Misshandlung einerseits und andererseits zwischen
mangelnder Fürsorge und Vernachlässigung lassen sich
als fließend beschreiben. Kinder können sowohl von Ver-
nachlässigung wie von Misshandlung betroffen sein, wo-
bei körperliche Misshandlung die am leichtesten erkenn-
bare Form sein dürfte. Vernachlässigung wiederum wurde
– auch wegen des eher schleichenden Verlaufs – lange
weniger beachtet, obwohl sie wesentlich häufiger
vorkommt (Fegert 2004). In den letzten Jahren ist die
Sensibilität für die Folgen von Vernachlässigung deutlich
angestiegen, und es wird zunehmend betont, dass Ver-
nachlässigung nicht selten mit langfristigen Entwick-
lungsbeeinträchtigungen und auch mit traumatischen
Überforderungen von Kindern einhergeht.
Zu den häufigsten Formen der Vernachlässigung und
Misshandlung im Säuglings- und Kleinkindalter gehören
Unterernährung mit Folgen wie Minderwuchs und Beein-
trächtigung der kognitiven Entwicklung, invasives Füt-
tern (z. B. gewaltsames Öffnen des Munds, Verbrennun-
gen am Mund) sowie unterlassene Aufsicht (das Kind
bleibt alleine zu Hause; Gehrmann 2007). Akute Gefähr-
dungen für Säuglinge und Kleinkinder entstehen durch
Verletzungen aufgrund von Misshandlungen und Unfäl-
len durch mangelnde Aufsicht, wie Schütteltrauma, Hä-
matome, Platzwunden, Knochenbrüche oder Verbrennun-
gen bzw. Verbrühungen oder inneren Blutungen. Akut
gefährdend ist auch eine mangelnde Flüssigkeitszufuhr,
die zum Austrocknen des Körpers führen kann. Diese Ge-
fährdungen können schwerste körperliche und entwick-
lungsneurologische bzw. schlimmstenfalls tödlichen Fol-
gen haben (Trocmé u. a. 2003; Kindler u. a. 2006).
Säuglinge und Kleinkinder sind in hohem Maße auf eine
umfassende Versorgung und Betreuung angewiesen. Ist
diese unzureichend oder gar nicht gewährleistet, können
akute Gefährdungssituationen sehr abrupt – z. B. durch
einen Unfall oder durch Austrocknen – eintreten. Wenn
eine Mutter (z. B. aufgrund eines längeren Alkoholexzes-
ses) einen Säugling nicht versorgt, führt dies sehr schnell
zu einer lebensbedrohlichen Situation. Insofern finden
sich gerade im Säuglings- und Kleinkindalter abrupte
Übergänge von diskreten Hinweisen bis zur akuten Ge-
fährdung.
Das tatsächliche Ausmaß von Vernachlässigung und Kin-
desmisshandlung kann allerdings nur geschätzt werden,
da die wenigen vorliegenden Schätzungen auf älteren,
nicht hinreichend aussagekräftigen Forschungsbefunden
beruhen und neuere repräsentative und auf der Basis vali-
der Erhebungsinstrumente gewonnene Ergebnisse fehlen.
Vorliegende sozialwissenschaftliche Studien kommen zu
dem Schluss, dass etwa 10 bis 15 Prozent aller Eltern
schwerwiegende und relativ häufige Körperstrafen bei ih-
ren Kindern anwenden (Engfer 1997). Münder u. a.
38 ICD-10 ist die derzeit gültige „International Classification of
Diseases“ der WHO. DSM-IV ist das Diagnostic and Statistical
Manual of Mental Disorders (Diagnostisches und statistisches Hand-
buch psychischer Störungen). Es ist ein Klassifikationssystem der
American Psychiatric Association.
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(2000) stellten in einer Aktenanalyse in Bezug auf Ein-
griffe in das elterliche Sorgerecht einen Anteil von zwei
Dritteln Kindesvernachlässigung fest. Kinder werden in
den meisten Fällen (80 Prozent) von ihren eigenen Eltern
und meistens wiederholt (95 Prozent) misshandelt. Das
Risiko, Opfer einer Misshandlung zu werden, wird bei
Kindern mit einer geistigen und/oder körperlichen Behin-
derung oder Verhaltensauffälligkeiten dreimal so hoch
geschätzt (Engfer 2005). Im ersten Lebensjahr sterben
mehr Kinder in der Folge von Vernachlässigung und
Misshandlung als in jedem späteren Alter. Laut Todesur-
sachenstatistik lag der Anteil der unter 1-Jährigen bei
3,1 Tötungen auf 100 000 Kinder im Gegensatz zu
0,3 Tötungen bei den 1 bis 5-Jährigen (Fuchs-Rechlin
2006). Entgegen der allgemeinen öffentlichen Wahrneh-
mung, dass Kindstötungen in Deutschland in den letzten
Jahren zugenommen hätten, scheinen diese jedoch ten-
denziell eher abzunehmen (ebd.).
Kindeswohlgefährdung durch Vernachlässigung und/oder
Misshandlung lassen sich als Ergebnis eines vielschichti-
gen Prozesses und als komplexe Wechselwirkung von
Faktoren beim Kind, den Eltern und dem familiären Kon-
text beschreiben (Bender/Lösel 2005). Zu diesen Risiken
gehören etwa fehlende soziale Unterstützung oder Part-
nerschaftsgewalt, biografische Belastungen der Eltern
(z. B. Misshandlungs- und Vernachlässigungserfahrungen
oder Fremdunterbringungen), psychische und gesundheit-
liche Belastungen (z. B. psychische Erkrankung oder
Suchterkrankung der Eltern) oder bestimmte Persönlich-
keitsmerkmale (Rutter/Quinton 1984). Zu letzteren gehö-
ren geringe Impulskontrolle, beständige Gefühle von
Hoffnungslosigkeit, mangelnde Problemlöse- und Stress-
bewältigungskompetenzen sowie Intelligenzminderung.
Hinzu kommen fehlende Einsicht oder unzureichende Be-
reitschaft zur Veränderung als Risiken, die sich aus vor-
hergehender oder der aktuellen Vernachlässigung bzw.
Misshandlung ableiten lassen (Leventhal 1996).
Bei vernachlässigten und misshandelten Kleinkindern
fanden sich Entwicklungs- und Verhaltensprobleme ins-
besondere im sozial-emotionalen Bereich. Diese Klein-
kinder waren gehäuft aggressiv und/oder zurückgezogen
im Umgang mit Gleichaltrigen und zeigten keine Reak-
tionen auf Kummeräußerungen anderer Kinder bzw. re-
agierten darauf ängstlich oder aggressiv (George/Main
1979). Zudem waren diese Kinder häufig in ihrer Affektre-
gulation weniger flexibel, weniger responsiv und aufge-
schlossen und erschienen (vordergründig) bei Trennungen
von ihrer Bindungsperson weniger belastet (Gaensbauer
1982). Des Weiteren zeigten sie gehäuft extreme negative
Zustände wie Ärger, Wutanfälle, Traurigkeit oder untröst-
liches Wienen (Fraiberg 1982; Schneider-Rosen/Cicchetti
1984). Misshandelte und vernachlässigte Kleinkinder
sprachen im Unterschied zu anderen Kindern auch weni-
ger über sich selbst und über ihre eigenen Gefühle und
ihre Befindlichkeit (Beeghly/Cicchetti 1994) und zeigten
häufiger neutrale oder negative Reaktionen im Umgang
mit sich selbst (Schneider-Rosen/Cicchetti 1984). Hinzu
kamen weniger Ausdauer und Frustrationstoleranz im
Umgang mit kognitiv herausfordernden Aufgaben
(Egeland/Sroufe 1981; Gaensbauer 1982) bzw. allge-
meine kognitive Entwicklungsverzögerungen (Kindler
u. a. 2006).
Solcherart gehäuftes Problemverhalten im Kontext zwi-
schenmenschlicher Beziehungen und Affektregulation
bei misshandelten und vernachlässigten Säuglingen und
Kleinkindern lässt sich als Vorläufer von Kernsymptomen
bei älteren traumatisierten und misshandelten/vernachläs-
sigten Kindern interpretieren. Bei ihnen fanden sich in
unterschiedlichen Untersuchungen vermehrt sogenannte
disruptive Verhaltensstörungen, depressive Symptomati-
ken und dissoziative Störungen (Scheeringa/Gaensbauer
2000) ebenso wie Suizidalität (vgl. Kap. 8.2.10). Auch
die Tendenz, bei einem späteren potenziell traumatisie-
renden Ereignis eine posttraumatische Belastungsstörung
zu entwickeln, ist erhöht (Kindler u. a. 2006). Schließlich
fand sich ein erhöhtes Risiko, im Jugend- bzw. im jungen
Erwachsenenalter an einer Persönlichkeitsstörung zu er-
kranken (Cahill u. a. 1999; Kaplan u. a. 1999; Kindler
u. a. 2006; vgl. Kap. 9.2.1).
5.3 Zusammenfassung
Die Entwicklung und Gesundheit des Kindes in den ers-
ten Jahren wird in besonderem Maße dadurch beeinflusst,
wie Eltern sich im Umgang mit ihrem Kind verhalten.
Entwicklung wird dabei verstanden als ganzheitlicher
Prozess im Wechselspiel zwischen Kind, Eltern und Um-
welt. Veränderungen in einem Entwicklungsbereich (z. B.
im Bereich sozial-emotionaler Entwicklung) stehen dabei
immer im Zusammenhang mit Veränderungen in den an-
deren Bereichen, also der kognitiven, emotionalen, moto-
rischen oder neurobiologischen Entwicklung.
Im Kontext dieses Entwicklungsverständnisses gehören
„Bindung und Autonomie“ zu den zentralen Entwick-
lungsaufgaben von Kindern und Eltern in den ersten drei
Lebensjahren. Eine sichere Bindung kann vor allem dort
entstehen, wo Kinder dauerhaft einfühlendes Verhalten
und emotionale Zuverlässigkeit der Eltern oder der Bezie-
hungspersonen und ein unterstützendes Erziehungsklima
erfahren. Eine sichere Bindung gilt im Sinne der Lebens-
verlaufsperspektive als wichtige Voraussetzung für spä-
tere flexible, kompetente Bewältigungsstrategien und
positive Selbstentwicklung im sozialen Kontext. Eine si-
chere Bindung bildet zudem die Basis für die unbelastete
Autonomiebestrebung des Kindes, die es ihm z. B. über
Bewegung und Sprache ermöglicht, Ereignisse selber zu
verursachen, zu steuern und sich dadurch seine Umwelt
zu erschließen.
Der Gesundheitszustand der unter 3-Jährigen ist überwie-
gend als gut bis sehr gut zu bezeichnen. Aufgrund der
enormen Aufnahmefähigkeit (für positive und negative
Erfahrungen) und des großen Entwicklungspotenzials
von Kindern in den ersten Lebensjahren sind der Grad der
positiven Anregungen durch die Eltern und die direkte
Umwelt des Kindes sowie die Förderung der unterschied-
lichen Entwicklungsbereiche von entscheidender Bedeu-
tung für die Gesamtentwicklung. Die Familie als Stätte
des Vertrauens (trusting) und des Gebens (giving)
(Bourdieu 1998) erzeugt in der Regel einen Sozialraum,
in dem gesundheitsförderliche Ressourcen und Interessen
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realisiert werden können und von Anfang an gesellschaft-
liche Teilhabe gefördert wird. Eltern, insbesondere
Mütter, behinderter Kinder werden aber oft erhebliche zu-
sätzliche Bewältigungsaufgaben im emotionalen, pädago-
gischen und sozialen Bereich zugewiesen, die ihnen die
Erfüllung dieser Aufgaben sehr erschweren können.
Es zeichnen sich bereits in diesem frühen Alter ausge-
prägte Unterschiede ab, die Nachteile für Teilgruppen
von Kindern aus Familien mit niedrigem sozialen Status
bzw. Migrationshintergrund erkennen lassen.
Diese Unterschiede betreffen insbesondere den selbst ein-
geschätzten Gesundheitszustand sowie das Gesundheits-
verhalten. Des Weiteren werden insbesondere werdende
Mütter und Kinder mit Migrationshintergrund seltener
durch die Angebote der ärztlichen Versorgung (Vorsorge-
untersuchungen in der Schwangerschaft und U-Untersu-
chungen des Kinder- und Jugendarztes) erreicht als sol-
che ohne Migrationshintergrund. Andererseits scheinen
Kinder (unter 2 Jahre) mit niedrigem Sozialstatus und
Kinder mit Migrationshintergrund seltener akut oder
chronisch zu erkranken als Kinder mit hohem Sozialsta-
tus und ohne Migrationshintergrund. Dieser Befund mag
aber auch mit unterschiedlicher Sensibilität dieser Grup-
pen für Krankheitssymptome oder auch höheren Zu-
gangsschwellen zum Gesundheitssystem zusammenhän-
gen.
Schätzungsweise wenden 10 bis 15 Prozent (Engfer
1997) aller Eltern schwerwiegende und relativ häufige
Körperstrafen bei ihren Kindern an. Vernachlässigung
und Misshandlung kommt besonders häufig in Familien
mit sozialer Randständigkeit, bei psychischen Erkrankun-
gen (z. B. Depression) sowie Substanzmissbrauch der El-
tern vor. Besonders gravierend sind die Auswirkungen
auf Säuglinge und Kleinkinder, bei denen Vernachlässi-
gung und Misshandlung schneller zum Tode führen
können als in jedem anderen Alter. Gewalt und Vernach-
lässigung beeinträchtigen zudem auf massive Weise kurz-
und langfristig die gesamte Entwicklung eines Kindes.
Misshandelte Kinder weisen meist Entwicklungs- und
Verhaltensprobleme insbesondere im zwischenmenschli-
chen Bereich auf und tragen ein hohes Risiko, als Kind
oder Erwachsener psychisch zu erkranken, wobei die ur-
sprüngliche traumatische Vorgeschichte dann oft nicht
mehr als Ursache erkannt wird.
5.4 Fazit
Alle Kinder brauchen einen gleichermaßen guten Start ins
Leben, der sozial bedingte Ungleichheiten von Krankheit,
Behinderung und Sterblichkeitsraten vermindert.
Kinder brauchen eine sichere Bindung zu ihren Eltern
oder anderen konstanten Bezugspersonen, um sich im
körperlichen, psychosozialen und kognitiven Bereich gut
zu entwickeln, Selbstständigkeit zu erlernen und genü-
gend Selbstwirksamkeitserfahrungen sammeln zu kön-
nen.
Damit Eltern durch einfühlsames Verhalten und emotio-
nale Zuverlässigkeit die Entwicklung einer sicheren Bin-
dung ermöglichen, ihre Kinder ausreichend versorgen
und in ihrem Entwicklungsverlauf positiv unterstützen
können, brauchen Eltern genügend persönliche, sozial un-
terstützende sowie materielle Ressourcen. Diese können
auch dazu betragen, Vernachlässigung und Misshandlung
des Kindes sowie soziale Randständigkeit, verbunden mit
Isolation und Perspektivlosigkeit, soweit wie möglich zu
verhindern. In diesem Sinne brauchen Kinder Eltern, die
eine stabile emotionale Beziehung zu ihrem Kind auf-
bauen, körperlich und seelisch gesund, sozial eingebun-
den und materiell hinreichend gesichert sind.
Um die gesundheitliche Chancengleichheit zu erhöhen und
die Eltern in ihren Erziehungskompetenzen zu unterstüt-
zen, brauchen Kinder und Eltern – und gerade auch Eltern
behinderter Kinder – einen nicht-diskriminierenden lebens-
weltnahen Zugang zu förderlichen Angeboten von Kinder-
und Jugendhilfe und Gesundheitssystem. Diese sollten die
Perspektive von Eltern und Kindern einbeziehen sowie die
Lebenslagen und Lebensstile der Familien (und die darin
liegenden Ressourcen) berücksichtigen.
Wegen der hohen Vulnerabilität und der schnellen Ent-
wicklung in der frühen Kindheit brauchen Kinder in be-
sonderen Belastungssituationen frühe und präventive Hil-
fen, ggf. aber auch rasche Interventionen.
6 Kinder im Alter von drei bis unter sechs 
Jahren
6.1 Gesundheitsrelevante Entwicklungs-
themen: Bewegen, Sprechen, 
Achtsamkeit
Im Fokus der gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen
für das Alter von drei bis sechs Jahren stehen Bewegung,
Sprechen und Achtsamkeit im Sinne von sozialer Kompe-
tenz und damit Entwicklungsschritte, die bereits in den
ersten drei Lebensjahren begonnen haben, in diesem Al-
tersabschnitt aber wesentlich erweitert und ausdifferen-
ziert werden – mit bedeutsamen Folgen für die späteren
Altersstufen.
Die Entwicklungsaufgaben in diesen drei Bereichen um-
fassen Schritte der Selbstbildung im Zusammenhang mit
dem Lernen von und in komplexen Beziehungsgefügen
(Schäfer 1995). Das Umfeld, in das die Entwicklungen
der Kinder in diesem Alter eingebettet ist, ist nach wie
vor das Elternhaus, es erfährt für die meisten Kinder zwi-
schen drei und vier Jahren allerdings eine wesentliche Er-
weiterung durch den Eintritt in eine Kindertagesstätte.39
Dieser stellt einen Einschnitt, aber auch einen wichtigen
Entwicklungsschritt im Leben von Kindern dar, indem sie
den Übergang vom Gewohnten zum Fremden, auf sich al-
lein gestellt, bewältigen müssen und wollen.
Überwiegend haben Dreijährige bereits Entwicklungen
durchlaufen und Erfahrungen gemacht, die sie befähigen,
unterschiedliche Lebenswelten (Elternhaus, Großeltern,
39 90 Prozent der Dreijährigen im Osten und 74 Prozent im Westen be-
suchen eine Kindertagesstätte, ab dem vierten Lebensjahr steigt die-
ser Anteil im Osten wie im Westen auf 93 Prozent bzw. 91 Prozent
(Deutsches Jugendinstitut 2007).
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evtl. Kinderkrippe oder Tagespflege) in ihrer unterschied-
lichen Qualität wahrzunehmen und diese in ihren Alltag
zu integrieren. Im Übergang zur neuen Lebenswelt Kin-
dertagesstätte spielt der Vorbildcharakter der Erwachse-
nen eine wichtige Rolle. Damit der Besuch einer Kinder-
tagesstätte für Kinder gewinnbringend sein kann,
bedürfen Kinder der Überzeugung ihrer Eltern, dass die
Kindertagesstätte bzw. die Erzieherin ihnen die Sicherheit
vermitteln kann, die für das Wohlbefinden und Lernen am
fremden Ort notwendig ist (vgl. Kap. 5.1).
Für Kinder, die mit Behinderung aufwachsen, trennt sich
die Erfahrungswelt von der ihrer nichtbehinderten Alters-
genossen, wenn es nicht gelingt, sie in eine integrierte
Form der Kindertagesbetreuung zu platzieren. Da sie in
ihrer disponiblen Zeit oft erheblich durch Therapien,
Frühförder- oder andere Angebote eingeschränkt sind und
dafür oft weite Wege zurücklegen müssen, sind ihre Gele-
genheiten zur integrativen Begegnung mit Gleichaltrigen
zusätzlich eingeschränkt.
Im Kindergarten- und Vorschulalter geht es um die wei-
tere Ausdifferenzierung der Bewegungs- und Sprachent-
wicklung und mit der Sozialentwicklung um die „soziale
Achtsamkeit“. Diese Entwicklungen stellen herausra-
gende Anforderungen an die Vorschulkinder und bilden
den Kern dessen, was am Ende dieses Lebensabschnittes
einerseits das subjektive Wohlbefinden und die gesell-
schaftliche Teilhabe mitbestimmt, andererseits in der ge-
sellschaftlichen Forderung nach Schulfähigkeit mündet.
Bewegungs-, Sprach- und Sozialentwicklung sind nicht
einfach aufeinanderfolgende Entwicklungsschritte, viel-
mehr sind sie eng miteinander verknüpft, was die Dyna-
mik dieser Entwicklungsphase, aber auch die damit gege-
bene Verletzlichkeit der Kinder bedingt.
Mit dem Begriff der Achtsamkeit wird auf die sozialen
Kompetenzen eines Kindes verwiesen, also auf seine – je-
weils altersentsprechenden – Fähigkeiten, andere Men-
schen zu verstehen, auf diese einzugehen sowie von ihnen
aufgrund des eigenen Verhaltens akzeptiert und wert-
geschätzt zu werden (Flammer/Alsaker 2002). Diese
Kompetenzen entwickeln sich in sozialen Interaktions-
prozessen zwischen dem Kind und „bedeutsamen Ande-
ren“ (z. B. Erzieherinnen) mit ihren jeweiligen Erfahrun-
gen, Wünschen und Interessen. In der Altersstufe der 3- bis
unter 6-Jährigen ist die Entwicklung folgender Kompe-
tenzen – auch als Grundlage für die Entwicklung sozialer
Kompetenz in nachfolgenden Altersphasen – zentral:
Wissen über die eigenen Bedürfnislagen (Ich-Empfin-
den), Einfühlungsvermögen in die Empfindungen, Be-
dürfnisse und Interessen Anderer (Empathie) sowie die
Bereitschaft, sich auf Aushandlungen einzulassen.
Soziale Achtsamkeit bedeutet auch, die Signale des eige-
nen Körpers (z. B. Hunger und Sättigungsgefühle, Be-
dürfnis nach Ausruhen) wahrzunehmen – als Vorausset-
zung dafür, auch entsprechende Signale des Gegenübers
beachten zu lernen. Ein überwiegend sozial angemesse-
nes, positives Verhalten führt dazu, dass Kinder und
später auch Jugendliche von ihrer sozialen Umwelt als
angenehm im Kontakt erlebt werden, und dies erhöht die
Wahrscheinlichkeit für stabile und befriedigende
Kontakte zu unterschiedlichen Bezugspersonen (Werner/
Smith 2001).
Das Verhältnis zwischen Kind und Erwachsenen ist dabei
von entscheidender Bedeutung. Während Erwachsene
dem Kind die in seinem gesellschaftlichen Umfeld gel-
tenden sozialen Umgangsformen, Regeln und Werte ver-
mitteln und vom Kind eine altersgemäße Anpassung da-
ran erwarten, gehört das „Nein“-Sagen-können und das
Einbringen der eigenen Position von Klein auf zur akti-
ven Weltaneignung des Menschen; dies ist Voraussetzung
für die wachsende Eigenständigkeit des Kindes (Dauber
2007). Die Selbstständigkeit des Kindes kann sich beson-
ders gut entwickeln, wenn es sich der Verbundenheit, Ver-
trautheit und Verlässlichkeit seiner Bezugsperson(en) ge-
wiss sein kann (ebd.; vgl. Kap. 5.1) und ihm „trotzdem“
das Recht auf Widerstand eingeräumt wird. Der Respekt
des Erwachsenen gegenüber den Eigenheiten des Kindes
führt so zur Entwicklung von Achtsamkeit gegenüber
sich selbst und anderen. In diesem Prozess müssen re-
gressive Rückzüge auf frühere Stufen erlaubt sein, die je
nach Situation angemessen sein können und manchmal
lebensnotwendig sind (Dauber 2007).
Zentral für das Erlernen von Achtsamkeit sich selbst wie
anderen gegenüber ist, dass Kinder erfahren: „Ich werde
gehört, meine Interessen werden wahrgenommen, ich
kann mich auf die Hilfestellung meiner Bezugspersonen
verlassen“ (Pikler 1994, S. 94f.). Kinder müssen Acht-
samkeit und gelingende Aushandlungen durch das Vor-
bild des Erwachsenen im täglichen Umgang in sozialen
Beziehungen erleben und sie in Freundschaftsbeziehun-
gen in den Kindergruppen üben können.
Eine hohe soziale Kompetenz und spätere gute schulische
Leistungen werden durch einen offenen und unterstützen-
den Erziehungsstil gefördert; d. h. wenn Erwachsene auf
die Bedürfnisse des Kindes eingehen sowie altersgerechte
Anforderungen an das Kind stellen. Ein weiterer positiver
und dauerhafter Effekt dieses Erziehungsstils ist, dass bei
den Kindern auch im weiteren Entwicklungsverlauf selte-
ner emotionale und Verhaltensprobleme auftreten. Dies
gilt sowohl für Mädchen als auch für Jungen sowie unab-
hängig von der ethnischen Zugehörigkeit und dem Sozial-
status der Eltern (Bettge 2004).
Anerkennung ihrer Kompetenzen sind gerade für Kinder
mit Behinderung in dieser Lebensphase von hoher Bedeu-
tung. Nicht ihre „Defizite“ zu behandeln, sondern ihre
Kompetenzen zu fördern, ist daher eine wichtige Aufgabe
der Fachkräfte in den Betreuungseinrichtungen, aber ggf.
auch für die Eltern und das medizinische Personal. 
Wichtig für eine positive Entwicklung in dieser Alters-
stufe ist weiter, dass Kinder sich als Akteur des eigenen
Handelns und damit auch in hohem Maße als selbstwirk-
sam erleben können. Selbstwirksamkeit, d. h. die allge-
meine Überzeugung von der eigenen Kompetenz, heraus-
fordernde Situationen aktiv und positiv zu bewältigen
(Bandura 1997), gilt als ein relativ stabiles Persönlich-
keitsmerkmal und als ein wichtiger Schutzfaktor. Denn
Selbstwirksamkeitserfahrungen erleichtern den Umgang
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mit potenziell belastenden Ereignissen, steuern zukünfti-
ges Problemlöseverhalten und haben darüber hinaus ei-
nen förderlichen Effekt auf die psychische Gesundheit.
Zudem orientieren sich Kinder und später Jugendliche
mit einer solchen Persönlichkeitstendenz an anspruchs-
vollen Zielen, die sie auch bei auftretenden Schwierigkei-
ten engagiert weiterverfolgen, da sie diese als Herausfor-
derung für die eigene Person und nicht als Überforderung
interpretieren (Schwarzer 1994).
Wenn so das Kind zum „Akteur seiner eigenen Entwick-
lung“ werden kann und gelingende Sozialisation die An-
regung all seiner Kräfte bedeutet (Laewen/Andres 2002),
dann können gleichzeitig ungünstige Bedingungen in sei-
nem Umfeld (wie ungünstige Vorbilder, Fehlen von Kon-
takten zu anderen Kindern, mangelnder „Spiel“-Raum)
diese Entwicklungen einschränken. Nach den Befunden
der Traumaforschung ist hier die Entwicklung einer er-
höhten Sensibilität für diese oft übersehenen Belastungen
und Krisen für die Kinder im Hinblick auf ihre psychi-
sche Gesundheit vonnöten.
Zusätzliche Einschränkungen erfahren Kinder mit Behin-
derungen, chronischen Krankheiten oder auch Verhaltens-
auffälligkeiten, wenn sie auf Normerwartungen der Er-
wachsenen treffen, die die individuellen Fähigkeiten und
Bedürfnisse der Kindes lediglich den durch die Behinde-
rungen bedingten Defiziten unterordnen.
Umfassende Bewegungsmöglichkeiten sind Vorausset-
zung dafür, Sicherheit in allen Bewegungen zu erreichen,
den eigenen Körper zu erfahren und durch zunehmendes
Wissen über den eigenen Körper Selbstbehauptung und
Individualität zu erlangen (Hassel 1996). Über selbstbe-
stimmte Bewegung werden motorisches Lernen, emotio-
nales Gleichgewicht und Selbstbewusstsein gefördert
(ebd., S. 127). Freie Bewegung bedeutet, dass die Anlässe
dazu vom Kind frei wählbar sind und damit mehrdimen-
sionale Erfahrungen im körperlichen, kognitiven und so-
zialen Bereich ebenso ermöglichen wie das Kennenlernen
eigener Bedürfnisse und die Entwicklung von Körperbe-
wusstsein und -zufriedenheit, die wiederum wesentlich
für die Selbstakzeptanz des Kindes sind. Somit sind Be-
wegung, Körpererfahrungen und Achtsamkeit eng mit-
einander verknüpft. Von außen gesetzte eingeschränkte
Bewegungsanlässe (z. B. nur Sport, nur Tanz, nur Ent-
spannung) ohne die Erfahrung und Befriedigung eigener
Bewegungsbedürfnisse des Kindes schränken seine Ent-
wicklungsmöglichkeiten hingegen ein (ebd., S. 136).
Die Qualität von Bewegungslernen hängt also von seiner
Mehrdimensionalität ab. So zeigen die Erfahrungen mit
Angeboten des täglichen Aufenthalts im Wald, dass sich
die Kinder, angesprochen über alle Sinne, in allen Berei-
chen ihrer Entwicklung und ohne künstliche Arrange-
ments gut entwickeln können (Gorges 2004).
Ein befriedigtes Bewegungsbedürfnis und ein ausgegli-
chenes Körperempfinden unterstützen darüber hinaus
eine ausgeglichene Hungerwahrnehmung und beeinflus-
sen das Essverhalten von Kindern. Hinweise darüber las-
sen sich vor allem in den Untersuchungen zu Essstörun-
gen und Adipositas finden (Diedrichsen 1990, S. 84;
Bruch 1991, S. 118). Bewegung reguliert die Nahrungs-
aufnahme und den Kalorienverbrauch; beide beeinflussen
die Energiebilanz des Kindes. Bewegung und Hungerge-
fühl korrespondieren also miteinander und können zu ei-
ner Beeinträchtigung der Hungerwahrnehmung und zu
Fehlinterpretationen von Körpersignalen beitragen. Mög-
licherweise beruht auch der alarmierende Anstieg von
ADHS-Diagnosen in dieser Altersgruppe zum Teil auf
solchen Fehlinterpretationen von Bedürfnissen nach
freier Bewegung (Leuzinger-Bohleber 2006; Köttgen
2007).
Ein positives Körperempfinden und genügend freie Be-
wegungsmöglichkeiten haben zudem eine wichtige Be-
deutung für Stressabbau. Gerade in der Phase der Vor-
schulzeit, in der die Kinder die Welt noch vor allem durch
konkretes Handeln im Wortsinn „begreifen“ und erst auf
dem Weg zum überlegenden Handeln sind, stellt der
Stressabbau durch Bewegung zwar ein regressives Mo-
ment dar, kann aber dort, wo es noch an Worten, Orientie-
rung und alternativen Handlungsmöglichkeiten fehlt, das
einzige Mittel des Umgangs mit Problemen sein.
Sprachlernen ist eingebettet in die Kommunikation mit
Anderen; Gestik und Verbalsprache bilden in dieser Al-
tersgruppe noch eine Einheit (Jampert u. a. 2006). Spre-
chen bedeutet, Beziehungen zu anderen Menschen einzu-
gehen und sich aktiv seiner Umwelt zuzuwenden
(Wendlandt 2006). Sprache ist auch Medium des Den-
kens, Denken als verinnerlichte Sprache stellt sich als Er-
gebnis des Sprachlernens dar (Hasselhorn/Grube 2008).
Die Aneignung der Sprache verläuft über das aufmerk-
same Zuhören, das Nachahmen, das Nachsprechen bis hin
zum Begreifen eines Wortsinns. Voraussetzung zum Er-
lernen von Sprache ist das Erleben des Kindes, dass es die
Bedeutung des gesprochenen Worts erfahren und durch
sein sprechendes Gegenüber Botschaften und Signale er-
fassen kann, während der Erwachsene wiederum die Bot-
schaften und Signale des Kindes wahrnimmt, sie ans
Kind zurückmeldet und darauf achtet, dass das Kind nicht
„ins Leere kommuniziert“ (Laewen/Andres 2002, S. 53).
Der kindliche Spracherwerb stellt sich als ganzheitlicher
Entwicklungsprozess dar, in dem Kinder auf sinnliche
Anregungen, vertraute Personen und Situationen ange-
wiesen sind, damit sie Zugang zum komplexen System
der Sprache finden. Mit dem Sprachlernen eignet sich das
Kind die Kultur seiner Eltern und seiner Umwelt an
(Schäfer 1995).
Ein Umfeld, in dem Sprache der Vermittler zwischen den
Interessen des Kindes und des Umfeldes werden kann,
Dialoge zwischen Erwachsenen und Kind und unter Kin-
dern entstehen, bildet Sprachanreize, während ein
spracharmes Umfeld die Lernmöglichkeiten einschränkt.
Kinder unter drei Jahren orientieren sich parallel zum
sprachlichen Input am sinnlich Wahrnehmbaren und ver-
schaffen sich damit Interpretationshilfen. In der Über-
gangsphase zwischen dem dritten und vierten Lebensjahr
erschließen sich den Kindern die Bedeutungen der Spra-
che nicht nur über ihr unmittelbares Umfeld, sondern
auch über Bilder, Bücher und Fotos oder Filme. Dies hat
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für sie auch den Reiz, das Gesehene in ihr eigenes Hand-
lungsrepertoire zu übernehmen und sich darin sprachlich
zu erproben (Jampert u. a. 2006, S. 45). Von daher lässt
sich Sprachlernen nicht eingrenzen auf verbale Sprache.
Vielmehr sind Bewegung, Handlung und nonverbale
Ausdrucksformen die Begleiter beim Erlernen von Spra-
che und eingebettet in Kommunikation. Es kann davon
ausgegangen werden, dass das Sprachlernen in seiner
Grundform etwa zwischen dem fünften und sechsten Le-
bensjahr abgeschlossen ist (Wendlandt 2006). Differen-
zieren kann sich Sprache dort, wo sich Dialoge entwi-
ckeln, an denen Kinder gleichberechtigt und aktiv
beteiligt sind und ein Austausch über alle Dinge der Welt
zustande kommen kann (Malaguzzi 1996).
Der sprachliche Kompetenzzuwachs im Vorschulalter
kann zum einen als Ressource für das Begreifen und den
Umgang mit sich selbst und der Umwelt beschrieben wer-
den. So wird im Handeln die Vorstellung vom eigenen
Körper, seinen Grenzen und seiner Zunahme an Kraft und
Fähigkeit ermöglicht und sprachlich begleitet. Es werden
Vorstellungsbilder beschrieben, Begriffe unterschieden,
Sprachrhythmus und Bewegungsrhythmus aufeinander
abgestimmt, Rhythmus (z. B. im Nachsprechen von Rei-
men), Nacherzählen von Geschichten und Singspielen er-
fahren.
Zum anderen ist auch die Entwicklung von Achtsamkeit
und sozialer Kompetenz eng mit der wachsenden Sprach-
kompetenz verknüpft: So gelingt es, im Regelspiel dessen
Sinn zu erfahren und zu verstehen, selbst Regeln zu ent-
wickeln und sich mit anderen über Regeln abzustimmen,
Rollen im Spiel zu übernehmen, sich über gemeinsame
Ziele verständigen, Pläne und Interessen zu verbalisieren
und die Perspektive des Anderen in der Aushandlung
sprachlich zu berücksichtigen (Zimmer 2005). Sprach-
kompetenzen stellen das Produkt eines kontinuierlichen
Austausches zwischen biologischen und psychologischen
Merkmalen des Kindes und seiner Interaktionen mit der
sozialen/kulturellen Umwelt dar (Höfer 2007).
Kinder mit Migrationshintergrund, die z. B. in der Kin-
dertagesstätte zum ersten Mal mit der deutschen Sprache
und der deutschen Kultur konfrontiert werden, beginnen
dort in ihrem Sprachlernen nicht bei einem Nullpunkt,
sondern haben meist bereits wesentliche Schritte des
Sprachlernens in ihrer Muttersprache und ihrer Kultur ge-
meistert und sind in ihrer kognitiven Entwicklung oft
weiter, als ihr sprachlicher Ausdruck im Deutschen ver-
muten lässt. Sie benötigen Übergangsphasen, in denen ih-
nen adäquate Handlungsmöglichkeiten unabhängig von
ihren Deutschkenntnissen zur Verfügung gestellt werden
müssen. Gleichzeitig brauchen sie genügend Zeit und An-
regungen, um in einem „Sprachbad“ (im Gegensatz zum
Lernen von Worten und Grammatik) die deutsche Spra-
che zu erlernen (Jampert 2002).
Kinder mit einer organischen (z. B. Einschränkung der
Beweglichkeit) oder psychischen Schädigung (z. B. be-
dingt etwa durch hirnorganische Schädigungen oder
durch extreme psychische Belastungen im Elternhaus)
brauchen meist länger andauernde und zusätzliche Hilfen,
um Schritte zum Spracherfassen und Sprachlernen ma-
chen zu können. Malaguzzi (1996) mahnt in diesem Zu-
sammenhang an, dass Kinder „100 Sprachen“ besitzen,
dass die Erwachsenen meist aber nur eine Sprache gelten
lassen. Die nonverbale Ausdruckssprache stellt die Brü-
cke zum Spracherfassen und Sprachlernen dar, die auf die
bereits vorhandenen Fähigkeiten des Kindes abgestimmt
und durch Angebote ergänzt werden muss.
Um Achtsamkeit, Bewegung und Sprache beim Kind aus-
zudifferenzieren, bedarf es einer Umgebung, die Anreize
bietet, Experimentieren mit der nahen Umgebung ermög-
licht und Ausprobieren zulässt (Zimmer 2005). In diesem
Prozess sind die Kinder auf das (gute) Vorbild der Er-
wachsenen (Eltern/Erzieherinnen) ebenso angewiesen
wie auf die Gleichaltrigengruppe in Kindertagesstätten
und Tagespflege.
Eine solche Umgebung ist nicht für jedes Kind gegeben:
Prekäre soziale Verhältnisse (z. B. verbunden mit zu klei-
nen oder hellhörigen Wohnungen) schränken die Bewe-
gungsmöglichkeiten der Kinder stark ein. „Sprachlosig-
keit“ der Eltern und häufiger Fernsehkonsum sind eine
weitere häufige Begleiterscheinung von Armut und ber-
gen die Gefahr von Beeinträchtigungen in der Entwick-
lung der sprachlichen Fähigkeiten der Kinder. Zudem
sind nicht allein in Gebieten mit hoher sozialer Belastung
kindgerechte Spielflächen in den Städten und auf dem
Land zur Mangelware geworden. Dadurch werden ge-
fährdungsarme und nicht von z. T. übervorsichtigen Er-
wachsenen beaufsichtigte Peerkontakte, Spiele und das
Explorationsverhalten erheblich eingeschränkt, durch die
Kinder gemeinsam ihren Bewegungs- und Sprachbedürf-
nissen nachgehen können. Zu beobachten ist eine „Verin-
selung“ von Kindheit (Hengst/Zeiher 2005), in der be-
sorgte Eltern ihre Kinder von einer Aktivitäts-„Insel“ (mit
von Erwachsenen bestimmten Sport-, Musik-, Kreativan-
geboten) zur nächsten fahren, und dies selbst dann, wenn
ihre Kinder stundenweise die Kindertagesstätte besuchen.
Dadurch reduzieren sich die Möglichkeiten zur Eigen-
aktivität, und die eigenständige Entwicklung kann behin-
dert werden. Zudem kann es auch dazu kommen, dass
Kinder mit großem Bewegungsdrang und Mitteilungs-
bedürfnis von Erwachsenen als störend empfunden und
vielleicht sogar fälschlicherweise als „hyperaktiv“
etikettiert werden (Leuzinger-Bohleber u. a.2006; Pikler
1994).
6.2 Gesundheit, Krankheit und Behinderung
Im Folgenden wird auf den Gesundheitszustand von Kin-
dern im Alter von drei bis sechs Jahren eingegangen, wie
er sich auf der Basis des KiGGS und anderer empirischer
Untersuchungen darstellt. Die gesundheitsrelevanten Ent-
wicklungsthemen werden dabei entsprechend der Daten-
lage aufgegriffen. Die Ausführungen zu Entwicklungs-
auffälligkeiten und manifesten Störungen sind vor dem
Hintergrund zu lesen, dass Entwicklung in dieser Alters-
stufe sehr variabel ist, so dass die Grenzen zwischen einer
normalen, einer auffälligen oder einer gestörten Entwick-
lung fließend sein können. Das bedeutet, dass Auffällig-
keiten vorübergehender Natur sein können (aber nicht
müssen), so dass (professionelle) Diagnosen von „Störun-
gen“ verfrüht sein und möglicherweise zu Etikettierung
und Stigmatisierung des Kindes führen können.
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6.2.1 Entwicklungs- und Verhaltens-
auffälligkeiten
Entwicklungsauffälligkeiten oder -verzögerungen sind oft
eng mit der biologischen Reifung des Zentralnervensys-
tems verknüpft und betreffen daher meist nicht nur einen,
sondern mehrere, sich aufeinander beziehende Bereiche
der Entwicklung (Fegert/Buchmann 2004), sodass unter-
schiedliche motorische, kognitive, sprachliche oder
soziale Fähigkeiten beeinträchtigt sind. Manifeste Störun-
gen der Entwicklung bleiben zudem im Gegensatz zu blo-
ßen Auffälligkeiten der Entwicklung über die Altersphase
hinaus bestehen und zeigen sich oftmals noch im Jugend-
und Erwachsenenalter (Laucht u. a. 2000; Mesman u. a.
2001; Rowe u. a. 2002). Bei unzureichender Förderung
oder aufgrund der Schwere der Störung kann das betrof-
fene Kind im weiteren Verlauf sogar „von Behinderung
bedroht“ sein. Hiermit sind nicht selten erhebliche soziale
Benachteiligungen verbunden, die z. B. durch den Besuch
eines Sonderkindergartens und später einer Förderschule
(meist ohne Rückführung in eine Regeleinrichtung) ent-
stehen können. Damit ist nur eine Form der langfristigen
Aussonderung und Exklusion im weiteren Lebenslauf des
Kindes benannt, die die Teilhabe am („normalen“) gesell-
schaftlichen Leben sehr einschränkt.
6.2.1.1 Bewegung und Auffälligkeiten in der 
motorischen Entwicklung
Ein zielgerichtetes, situationsgerechtes Bewegungsver-
halten, verbunden mit einer wachsenden Leistungsbereit-
schaft, stellt eine gute Grundlage für die Entwicklung
motorischer Fähigkeiten dar (Opper/Wagner 2008). Be-
wegung und motorische Leistungsfähigkeit sind darüber
hinaus wichtige Bausteine einer gesunden Entwicklung.
Bewegungsmangel hingegen erhöht die Prävalenz von
motorischen Defiziten, Übergewicht, Haltungsschäden,
psychosozialen Störungen und Verhaltensauffälligkeiten
(ebd.). Ein körperlich-sportlicher Lebensstil wird daher
als eine zentrale Gesundheitsressource von Kindern und
Jugendlichen angesehen.
Motorische Fähigkeiten lassen sich durch die Komponen-
ten Koordination, Kraft, Schnelligkeit und Ausdauer be-
schreiben (Starker u. a. 2007, S. 775). Kinder mit motori-
scher Entwicklungsverzögerung fallen in ihrem Alltag
durch verlangsamte Bewegungsabläufe, eine verzögerte
grob- und feinmotorische Entwicklung, Mühe bei der
Ausführung von Bewegungen mit hohen Anforderungen
an das Gleichgewicht sowie mangelnde Kraftdosierung
auf (Esser 2002). Bislang liegen keine bundesweit reprä-
sentativen Ergebnisse dazu vor, wie groß der Anteil der
Kinder mit motorischen Auffälligkeiten/Störungen in die-
ser Altersgruppe ist. Die Deutsche Gesellschaft für
Sozialpädiatrie und Jugendmedizin (2007) beziffert die
Häufigkeit von diagnostizierten Entwicklungsstörungen
der Motorik (bei 3- bis 6-Jährigen) mit 4 bis 6 Prozent;
Jungen sind im Vergleich zu Mädchen deutlich überreprä-
sentiert.
Die Ursachen motorischer Entwicklungsverzögerungen
sind wissenschaftlich noch nicht eindeutig belegt. Der
derzeitige Forschungsstand stützt die Annahme, dass mo-
torische Entwicklungsstörungen auf verschiedenen Ursa-
chen, die die Verarbeitung sensorischer Informationen be-
treffen, beruhen können (Krombholz 2005). Kinder, die
aufgrund von fehlenden Spiel- und Bewegungsräumen in
ihrem häuslichen Umfeld bzw. in Kindertageseinrichtun-
gen und in der Tagespflege oder wegen elterlicher Über-
behütung eingeschränkt sind, können zudem die notwen-
digen (motorischen) Lernerfahrungen nicht machen und
erzielen hierdurch nur bedingt altersgemäße motorische
Leistungen. Ergebnisse der MoMo-Studie (Bös u. a.
2008) weisen zudem auf den engen Zusammenhang zwi-
schen körperlicher Aktivität und motorischer Leistungs-
fähigkeit hin: Aktive Kinder erzielen bessere Werte bei
Motoriktests als inaktive Gleichaltrige. Hierbei spielen
insbesondere die Regelmäßigkeit, der Umfang sowie die
Anstrengungsbereitschaft der Kinder eine tragende Rolle.
Der Forschungsstand zur motorischen Leistungsfähigkeit
weist auf einen Leistungsverlust gegenüber früheren Ge-
nerationen hin (Bös 2003/2008). Kinder im städtischen
Bereich sind aufgrund eingeschränkter Bewegungsmög-
lichkeiten sichtbar häufiger betroffen als Kinder aus länd-
lichen Gebieten (Opper u. a. 2007).
Die angeleitete Bewegungszeit im Kindergarten fiel unter
den teilnehmenden Kindern der MoMo-Studie bei den
4 bis 5-Jährigen – im Vergleich zu Schulkindern – am ge-
ringsten aus (1,5 Stunden/Woche).
Die Ergebnisse des KiGGS verweisen auf eine geringere
motorische Leistungsfähigkeit bei Kindern mit Migra-
tionshintergrund sowie Kindern mit niedrigem sozio-
ökonomischen Status im Gegensatz zu Kindern aus sozial
besser gestellten Familien und Kindern ohne Migrations-
hintergrund (Starker u. a. 2007, S.775ff.).
Ebenso zeigte sich bei Auswertungen mit größerer Alters-
spanne (vgl. Tab. 6.1), dass Kinder mit niedrigem Sozial-
status, aus Ostdeutschland sowie ein Teil der Mädchen
mit Migrationshintergrund besonders selten inner- oder
außerhalb des Vereinssports körperlich-sportlich aktiv
sind (Lampert u. a. 2007). Dem Vereinssport wird durch
seine angeleitete, regelmäßige und intensive Aktivität
eine besondere Bedeutung bei der motorischen Leistungs-
fähigkeit zugesprochen (Bös et al 2008). Jedoch verdeut-
lichen die Ergebnisse der MoMo-Studie, dass sozial
benachteiligte Kinder und Kinder mit Migrationshinter-
grund einen schlechteren Zugang zu Vereinsaktivitäten
haben als Kinder mit hohem Sozialstatus oder ohne Mi-
grationshintergrund. Dieser Befund verweist darauf, dass
bestimmte (Teil-) Gruppen von Heranwachsenden nur
wenig oder gar nicht an der positiven Wirkung körper-
lich-sportlicher Aktivitäten partizipieren können. Immer-
hin die Hälfte der Mädchen mit Migrationshintergrund
hat aber die Möglichkeit, diese für ihr körperliches und
psychisches Wohlbefinden wichtige Ressource der kör-
perlich-sportlichen Aktivität für sich zu nutzen.
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Ta b e l l e  6.1 
Körperlich-sportliche Aktivität bei 3- bis 10-Jährigen 
Quelle: Lampert u. a. 2007; ST: Sozialstatus
Körperliche Ungeschicklichkeit und geringe Aktivität
und Leistungen im Bewegungsbereich können dazu füh-
ren, dass Kinder Opfer sozialer Ablehnung und Ausgren-
zung durch Gleichaltrige werden. Durch Misserfolge ent-
mutigt, bewegen sie sich in der Folge oft noch weniger –
mit entsprechenden Konsequenzen für motorisches
Lernen und die Gesamtentwicklung. Daneben wird ein
negativer Zusammenhang zwischen Übergewicht und
Adipositas und der motorischen Leistungsfähigkeit, ins-
besondere der konditionellen Leistungsfähigkeit be-
schrieben (Opper/Wagner 2008).
6.2.1.2 Auffälligkeiten in der Sprachentwicklung 
und Sprachkompetenz
Auffälligkeiten der Sprachentwicklung im Kindergarten-
alter betreffen die Sprachproduktion (z. B. verringerte
Zunahme des aktiven Wortschatzes, grammatikalische
Fehler), das Sprachverständnis (z. B. Verwechselung in-
haltsähnlicher Begriffe) sowie die Artikulation (Amorosa
2008; Fegert/Buchmann 2004). Die Häufigkeit von diag-
nostizierten Sprachentwicklungsstörungen wird mit 4 bis
8 Prozent angegeben und kommt bei Jungen häufiger vor
als bei Mädchen (Weindrich u. a. 2000)
Bei angeborenen Fehlbildungen oder Beeinträchtigungen
(z. B. kognitiven und/oder organischen Störungen wie
geistige Behinderung, Hörstörung, neurologische Störun-
gen oder Fehlbildung der Sprechwerkzeuge) können die
Ursachen der Sprachbeeinträchtigung meist deutlich einer
bestimmten Ursache oder einem Ursachenkomplex zuge-
wiesen werden. Wenn dagegen keine konkreten Beein-
trächtigungen vorliegen, müssen bei Auffälligkeiten der
Sprachentwicklung mehrere Ursachen in Betracht gezo-
gen werden. Hierzu zählen psychische Ursachen (z. B.
Missbrauchserfahrungen, Interaktionsstörungen zwischen
Eltern und Kind oder dauerhafte Streitigkeiten in der Fa-
milie) und/oder soziokulturelle Ursachen (z. B. unkon-
trollierter, übermäßiger Medienkonsum, Spracharmut, be-
lastende Lebensverhältnisse der Familie mit einer wenig
ansprechenden Umwelt, ungünstige Umstände bei mehr-
sprachiger Erziehung und/oder genetische Dispositionen;
Koletzko 2007; von Suchodoletz 2003; Wendlandt 2006).
Sprachentwicklungsauffälligkeiten und -störungen blei-
ben je nach Art und Schweregrad im weiteren Lebensver-
lauf nicht folgenlos für die betroffenen Kinder. Warnke
(2005) gibt an, dass etwa 60 Prozent aller Kinder mit Stö-
rungen des Sprachverständnisses auch Lese-Recht-
schreibschwierigkeiten (vgl. Kap. 7.2.9) entwickeln und
Befunde
Einmal in der Woche bis zu 
täglich aktiv (3–6 Jahre)
68,2 % der Jungen; 
70,7 % der Mädchen 
Selten/nie aktiv 
(3–6 Jahre)
31,7 % der Jungen; 
29,2 % der Mädchen
Inaktivität und Sozialstatus 
(3–10 Jahre)
niedriger ST
36,2 % der Jungen
40,4 % der Mädchen
hoher ST 
14,9 % der Jungen
12,1 % der Mädchen
Exkurs 6.1 Sprachkompetenz bei Kindern mit 
Migrationshintergrund
Kinder mit Migrationshintergrund sind bislang ebenfalls
erheblich benachteiligt, wenn sie bis zum Schulbeginn
nicht in ausreichendem Maße über Kenntnisse der deut-
schen Sprache verfügen. Die Ergebnisse der PISA-Stu-
die (Esser 2006; Stanat u. a. 2000) belegen, dass
mangelnde Sprachkompetenz bei Kindern mit Migra-
tionshintergrund die entscheidende Hürde in der Bil-
dungskarriere darstellt oder umgekehrt die Beherr-
schung der Landessprache die zentrale Ressource von
Kindern mit Migrationshintergrund für Bildung und In-
tegration ist. Kinder mit Migrationshintergrund werden
häufiger bei der Einschulung zurückgestellt, bleiben
häufiger sitzen und werden häufiger auf Förderschulen
überwiesen (Apeltauer 2004). 
Die Sprachkompetenz von Kindern mit Migrationshin-
tergrund kann jedoch mit einem längeren Kindergarten-
besuch bis zum Zeitpunkt des Schulbeginns signifikant
verbessert werden (Kratzmann/Schneider 2008). Kinder
mit Migrationshintergrund besuchen allerdings den Kin-
dergarten etwas seltener als Kinder ohne Migrationshin-
tergrund, jedoch ist der Migrationshintergrund nicht der
ursächliche Faktor hierfür (Bien u. a. 2007). Nur wenn
die Eltern zusätzlich einen niedrigen Bildungsabschluss
haben und mehrere Geschwister im Haushalt leben, be-
suchen Kinder mit Migrationshintergrund seltener oder
gar nicht die Kindertagesstätte, sondern werden aus-
schließlich in der Familie betreut (ebd.). 
Die in einigen Bundesländern bereits eingeführten
Sprachstandserhebungen in Kindertagesstätten mit ihren
unterschiedlichen Konzeptionen müssen bezüglich ihrer
Aussagekraft differenziert betrachtet werden. Konkrete
Empfehlungen gibt es derzeit (noch) nicht, jedoch deu-
ten die gesammelten Erfahrungen darauf hin, dass län-
gerfristige Beobachtungsverfahren durch (geschulte)
Erzieherinnen den Sprachstand des Kindes besser abbil-
den können als einmalige Sprachtests (Jampert u. a.
2007, S. 313). Die Ermittlung der Sprachkompetenz er-
scheint zudem nur dann sinnvoll, wenn ihr (bei man-
gelnder Sprachkompetenz) ein Sprachförderprogramm
folgt (Jampert 2008). Auch hier gibt es von Bundesland
zu Bundesland sehr heterogene Ansätze, die bislang nur
ansatzweise evaluiert wurden. Neuere Konzepte der
Sprachförderung verfolgen das Ziel nicht nur Ausspra-
che, Grammatik und Wortschatz zu trainieren, sondern
Sprache als Mittel der Kommunikation in den Alltag zu
integrieren und zu fördern (Jampert u. a. 2007).
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90 Prozent Schulleistungsprobleme haben. Ein Teil der
Kinder mit einem Rückstand im Sprachverständnis be-
sucht trotz normaler Intelligenz eine Förderschule (ebd.).
Kinder mit einer verzögerten Entwicklung der Sprache,
die weder frühzeitige Förderung erfahren noch Teilhabe-
chancen erhalten, können somit in ihrer weiteren Ent-
wicklung erheblich benachteiligt sein.
6.2.1.3 Psychische Gesundheit und 
Verhaltensauffälligkeiten
Im KiGGS wurden psychische und Verhaltensauffällig-
keiten (emotionale Probleme wie Angst/Depression,
aggressiv-dissoziale Verhaltensprobleme, Hyperaktivität,
Probleme mit Gleichaltrigen) anhand eines standardisier-
ten Elternfragebogens erfasst, nicht jedoch anhand von
Diagnosen durch Fachleute.40 Es stellt sich hier wie gene-
rell die Frage nach unterschiedlichen inneren Bewer-
tungsmaßstäben von Eltern unterschiedlicher Herkunft
und Statuszugehörigkeit, die zu den Differenzen in den
Ergebnissen beigetragen haben könnten. Daher müssen
die nachfolgend dargestellten Zahlen vorsichtig und nicht
als konkrete Prävalenzschätzungen, sondern eher im
Sinne von Tendenzen und einer Risikogruppenidentifizie-
rung interpretiert werden (Hölling u. a. 2007).
Fast 90 Prozent aller Kinder in der Altersgruppe von drei
bis sechs Jahren zeigen nach Angaben der Eltern keine
Symptome von Verhaltensauffälligkeiten (ebd.). Symp-
tome grenzwertigen bis auffälligen Verhaltens zeigen nur
verhältnismäßig wenige Kinder, und zwar mehr Jungen
als Mädchen (vgl. Tab. 6.2). Bei Kindern mit Migrations-
hintergrund konnten Verhaltensauffälligkeiten im grenz-
wertigen bis auffälligen Bereich sogar doppelt so häufig
festgestellt werden als bei Kindern ohne Migrationshin-
tergrund. Am deutlichsten treten die Unterschiede jedoch
bei der Gruppe der sozial benachteiligten Kinder zu Tage,
für die ihre Eltern bereits bei den 3- bis 6-Jährigen fast
viermal so häufig Verhaltensauffälligkeiten im „grenz-
wertigen bis auffälligen“ Bereich angaben wie Eltern mit
hohem sozialen Status (vgl. Tab. 6.2 ).
Die nachfolgende Tabelle 6.3 gibt eine differenzierte Dar-
stellung der einzelnen Problembereiche, die als gewich-
tete Subskalen in die in Tabelle 6.2 dargestellten Gesamt-
werte der psychischen Auffälligkeiten einfließen. Auch
hier geht es nicht um konkrete Prävalenzen psychischer
Auffälligkeiten, sondern um Hinweise auf Risikogruppen
in den einzelnen Bereichen der psychischen Gesundheit.
Ta b e l l e  6.2
Auswertung des SDQ-Gesamtproblemwertes zu 
psychischen und Verhaltensauffälligkeiten 
bei 3- bis 6-Jährigen (Elternangaben; 
Prävalenzen in Prozent)41
Quelle: Hölling u. a. 2007; MH: Migrationshintergrund; ST: sozialer
Status
Ta b e l l e  6.3
Psychische und Verhaltensauffälligkeiten 
bei 3- bis 6-Jährigen (Elternangaben; 
Prävalenzen in Prozent)
40 Im KiGGS wurden Hinweise auf psychische Auffälligkeiten und
Stärken mit dem „Strengths and Difficulties Questionnaire“ (SDQ)
erfasst. Der SDQ ist ein Fragebogen, der dem Screening von Verhal-
tensauffälligkeiten (emotionale Probleme, Verhaltensprobleme, Hyper-
aktivität, Probleme im Umgang mit Gleichaltrigen) sowie von sozial
angepasstem (prosozialem) Verhalten bei Kindern und Jugendlichen
im Alter von drei bis 17 Jahren dient. Die Werte aus den einzelnen
Bereichen der Verhaltensauffälligkeiten sind im KiGGS zu einem
Gesamtproblemwert berechnet worden. Neben den Eltern für die Al-
tersgruppe der 3- bis 17-Jährigen sind auch die Heranwachsenden
selbst (Altersgruppe 11 bis 17 Jahre) befragt worden.
Befunde
Gesamt psychisch unauffällig: 
86,7 % 
grenzwertig auffällig: 8,0 % 
auffällig: 5,3 % 
Geschlecht Jungen: 15,8 % 
Mädchen: 10,6 % 
Migrationshintergrund mit MH: 22,7 % 
ohne MH: 11,5 % 
Sozialstatus niedriger ST: 24,1 % 
mittlerer ST: 10,8 % 
hoher ST: 6,7 % 
41 Die Daten für auffälliges und grenzwertiges Verhalten wurden ab der






Jungen: 13,0 %; 
Mädchen: 12,9 %
niedriger ST: 18,0 % 
mittlerer ST: 11,9 % 
hoher ST: 9,7 %
Kinder mit MH: 16,1 % 





Jungen: 39,2 % 
Mädchen: 30,6 %
niedriger ST: 43,8 % 
mittlerer ST: 33,8 % 
hoher ST: 28,5 %
Kinder mit MH: 39,7 % 
Kinder ohne MH: 34,0 %
Hyperaktivitätsprobleme insgesamt: 14,6 %
Jungen: 17,1 % 
Mädchen: 12,1 %
niedriger ST: 24,6 % 
hoher ST: 6,5 %
Kinder mit MH: 20 % 
Kinder ohne MH: 13,6 % 
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n o c h  Tabelle 6.34 2
Quelle: Hölling u. a. (2007); MH: Migrationshintergrund; ST: sozialer
Status
Entwicklungs- und Verhaltensstörungen können früher
oder später zu einer Minderung des Selbstwertgefühls,
der sozialen Anerkennung und der Integration führen,
psychische Verarbeitungsprozesse beeinträchtigen oder
als schulische Lern- und Leistungsstörungen (vgl.
Kap. 7.2.9) krankheitsrelevant werden. Sie gehen zudem
mit einer erhöhten Rate psychischer Auffälligkeiten wie
Angststörungen (vgl. Kap. 7.2.8), Aufmerksamkeitsdefi-
zit-/Hyperaktivitätsstörungen (vgl. Kap. 7.2.7), Störun-
gen des Sozialverhaltens und Adipositas (vgl. Kap. 8.2.7)
einher.
Der Erwerb sozialer Kompetenzen und Achtsamkeit sich
selbst bzw. anderen gegenüber wird durch Entwicklungs-
und Verhaltensstörungen deutlich erschwert. Es gibt auch
erste Hinweise darauf, dass Kinder mit multipler Risiko-
belastung (Verhaltensauffälligkeiten, psychosoziale Risi-
ken) im Kindergarten- und Vorschulalter über ein gerin-
geres Ausmaß an sozialen Kompetenzen verfügen als
Gleichaltrige ohne diese Risikobelastung (Gadow 2007).
6.2.2 Ernährung und Essverhalten
Problematisches Essverhalten zeigt sich u. a. in einer un-
ausgewogenen Zusammensetzung der Nahrung sowie un-
kontrolliertem Essen, das oft nicht nur der Befriedigung
des physiologischen, sondern auch des emotionalen Hun-
gers dient (Lehner u. a. 1991). Folgen einer Fehlernäh-
rung (z. B. Adipositas u. a. Erkrankungen) zeigen sich
meist nicht unmittelbar, sondern im Lebensverlauf und
sind nicht konkret auf eine bestimmte Altersphase zu-
rückführbar. Angesichts der großen Bedeutung, die Essen
und Ernährung für die gesundheitliche Entwicklung von
Kindern einnehmen sowie im Hinblick auf die weite Ver-
breitung gestörten Essverhaltens unter Kindern erscheint
es notwendig, bereits im frühen Alter die Grundlagen für
ein gesundes und genussreiches Essverhalten zu vermit-
teln. Da Kinder „nicht mit dem Verstand essen“, wird eine
gesunde Ernährung besonders dann gut angenommen,
wenn sie für Kinder attraktiv erscheint (z. B. Aussehen
des Essens, Freude an gemeinsamen Mahlzeiten) und mit
Genuss verbunden ist. Elternhaus und Kindertagesstätten
spielen hierbei eine bedeutende Rolle. Die Kindertages-
stätten-Ernährungs-Situations-Studie (KESS) weist da-
rauf hin, dass die ernährungsphysiologische Qualität der
angebotenen Mittagsmahlzeiten43 in Kindergärten insge-
samt befriedigend ist (Kersting/Clausen 2002). Doch
können sich Empfänger von Arbeitslosengeld II die Teil-
nahme ihrer Kinder an diesen Mahlzeiten oft gar nicht
leisten, da das in Kindergärten oder Schulen erhobene Es-
sensgeld meist den Tagessatz übersteigt, der ihnen für die
Ernährung ihres Kindes zur Verfügung steht (Kersting/
Clausen 2007).
Der Vergleich einzelner Bevölkerungsgruppen im KiGGS
zeigt, dass Kinder aus Familien mit niedrigem Sozialsta-
tus, Jungen sowie generell Heranwachsende mit steigen-
dem Alter sich ungünstiger ernähren als jüngere Kinder,
Kinder aus Familien mit hohem Sozialstatus sowie Mäd-
chen (Mensink u. a. 2007, RKI 2008a).
6.2.3 Somatische Gesundheit und ärztliche 
Versorgung
Akute Erkrankungen stehen nach wie vor im Vordergrund
des Krankheitsspektrums, jedoch gewinnen chronische
Krankheiten wie atopische44 (allergische) Erkrankungen
deutlich an Gewicht. Insgesamt leiden bereits 18 Prozent
der 3- bis 6-Jährigen unter atopischen Erkrankungen.
Kinder mit hohem Sozialstatus und ohne Migrationshin-
tergrund erhielten häufiger eine Diagnose als Kinder aus
sozial benachteiligten Familien oder mit Migrationshin-
tergrund (Schlaud u. a. 2007).
Der Anteil der Kinder, die an den Vorsorgeuntersuchun-
gen (U8/U9) teilnehmen, nimmt im Vorschulalter weiter
kontinuierlich ab (vgl. Tab. 6.4). Kinder, die im Ost-
deutschland leben, Kinder aus sozial benachteiligten Fa-
milien sowie Kinder mit Migrationshintergrund nehmen
die Vorsorgeuntersuchungen auch in dieser Altersgruppe
seltener wahr als Kinder ohne die genannten Merkmale
(Kamtsiuris u. a. 2007). Unterschiede zwischen Migran-
ten und Nicht-Migranten treten besonders dort zutage, wo
beide Elternteile einen Migrationshintergrund besitzen.
Bei Impfungen bestehen Defizite vor allem bei der Ma-
sern-, Mumps- und Rötelnimpfung (vgl. Tab. 6.4).
Befunde
Probleme im Umgang mit 
Gleichaltrigen
insgesamt: 20,5 %
Jungen: 23,4 % 
Mädchen: 17,4 %
niedriger ST: 31,8 % 
hoher ST: 14,6 %
Kinder mit MH: 37,7 % 





Jungen: 14,3 % 
Mädchen: 6,8 %
niedriger ST: 12,2 % 
mittlerer ST: 9,7 % 
hoher ST: 9,9 %
Kinder mit MH: 14,5 % 
Kinder ohne MH: 9,9 %
42 Prosoziales Verhalten gehört zu den psychischen Stärken und wird
durch die Items „nett zu anderen Menschen sein“, „Bereitschaft zu
teilen“, „hilfsbereit sein“, „nett zu Jüngeren sein“ und „Anderen oft
freiwillig helfen“ erfasst.
43 Die Mittagsmahlzeit in Form einer ausgewogenen warmen Mahlzeit
hat im Vergleich zu anderen Mahlzeiten eine hohe ernährungsphysio-
logische Bedeutung. Das Nährstoffprofil der Mittagsmahlzeit kann,
bei den üblichen deutschen Essgewohnheiten, nicht durch andere
Mahlzeiten gleichwertig ersetzt werden.
44 Atopische Erkrankungen sind Neurodermitis, Heuschnupfen oder
Asthma.
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Ta b e l l e  6.4 
Inanspruchnahme von Vorsorgeuntersuchungen, 
Besuchen bei niedergelassenen Ärzten sowie 
von Impfungen bei Kindern im Alter 
von drei bis sechs Jahren
Quelle: Kamtsiuris u. a. 2007; Poethko-Müller u. a. 2007; MH: Migra-
tionshintergrund; ST: sozialer Status
6.2.4 Umweltbelastungen
Kinder wachsen heute in einer Umwelt auf, die vielfach
durch Schadstoffe in der Innen- und Außenluft, im Was-
ser oder in der Nahrung sowie durch Lärm belastet ist. Ei-
nige Schadstoffe sammeln sich im Körper an und bauen
sich nur sehr langsam oder gar nicht ab. Es lassen sich je-
doch längst nicht alle Schadstoffe im Blut und/oder Urin
nachweisen, weswegen davon ausgegangen werden muss,
dass die reale Schadstoffbelastung von Kindern über den
derzeit zur Verfügung stehenden Befunden liegt (Um-
weltbundesamt 2007). Hinzu kommt, dass Kinder durch
ihr geringes Körpergewicht relativ stärker durch Schad-
stoffe belastet sind als Erwachsene. Umweltbelastungen
– so die Ergebnisse des Kinder-Umweltsurveys (ebd.) –
scheinen jedoch nicht nur ein Problem sozial benachtei-
ligter Kinder, sondern aller Kinder zu sein. Die nachfol-
genden zentralen Ergebnisse aus dem Kinder-Umwelt-
Survey (2003–2006) beschränken sich nicht auf die hier
behandelte Altersgruppe der 3- bis 6-Jährigen, sondern
gelten für Heranwachsende jeden Alters.
Nach wie vor geht eine starke gesundheitliche Belastung
vom Passivrauchen in der elterlichen Wohnung aus, dem
etwa die Hälfte aller Kinder ausgesetzt ist. Die durch-
schnittliche Aufenthaltsdauer in der Wohnung beträgt da-
bei etwa 15 Stunden täglich. Eine hohe Belastung durch
Benzol wirkt krebserregend, zudem führt Passivrauchen
zu einer erhöhten Zahl an Mittelohrentzündungen und
weiteren Infektionen. Kinder mit niedrigem Sozialstatus
und Kinder mit Migrationshintergrund sind deutlich stär-
ker belastet als Kinder mit hohem Sozialstatus und ohne
Migrationshintergrund (Becker u. a. 2007).
Kinder mit niedrigem Sozialstatus sind zudem stärker
durch Blei belastet, während Kinder mit hohem Sozialsta-
tus stärker durch Organochlorverbindungen, Pflanzen-
schutzmittel (DDT) und Terpene (Stoffe, die z. B. aus
Holz ausgasen) belastet sind (Umweltbundesamt 2007).
Terpene wirken reizend auf Augen- und Schleimhäute
und können Atemwegsbeschwerden auslösen. Haben die
Kinder zusätzlich einen Migrationshintergrund, sind sie
mehr als doppelt so stark wie der Durchschnitt der Kinder
durch DDT belastet. Konkrete Ursachen für die erhöhten
Werte liegen nicht vor, jedoch haben der Stillstatus und
die Nahrung einen deutlichen Einfluss auf die Gehalte an
Organochlorverbindungen im Blut. Gestillte Kinder wei-
sen nachhaltig höhere Werte auf als Kinder, die nicht ge-
stillt wurden. Daneben werden Organochlorverbindungen
insbesondere durch den Verzehr fettreicher tierischer Le-
bensmittel aufgenommen. Bei Kindern, die mehr als ein
halbes Glas Fruchtsaft pro Tag trinken, lässt sich ein deut-
licher Anstieg der Stoffwechselprodukte aus Organ-
osphosphaten/Pflanzenschutzmitteln nachweisen, die als
Nervengifte wirken. Zudem sind 6 Prozent der Kinder auf
Innenraumschimmelpilze sensibilisiert und ca. 6 Prozent
fühlen sich nach Angaben ihrer Eltern durch Straßen- und
Fluglärm gestört (Umweltbundesamt 2007).
6.3 Zusammenfassung
Achtsamkeit, Bewegen und Sprechen lenken den Blick
auf die sensiblen Phasen, die ein Kind etwa zwischen
dem dritten und sechsten Lebensjahr durchläuft. Diese
Phasen bedürfen der Unterstützung durch ein Umfeld, das
Entdeckungsfreude und die Rückversicherung durch El-
tern und andere bedeutsame Erwachsene sowie die Aus-
einandersetzung mit Gleichaltrigen ermöglicht und för-
dert, eingebettet in einen anhaltenden Dialog mit anderen
Kindern und Erwachsenen über die sozialen und dingli-
chen Erfahrungen in ihrer Lebenswelt.
Die Befunde weisen darauf hin, dass diese günstigen Be-
dingungen für die große Mehrheit der Kinder gegeben
sind. Einschränkungen entstehen jedoch dort, wo Eltern,
zumeist aufgrund prekärer Lebenslagen, die Entwick-
lungsbedürfnisse ihrer Kinder nur begrenzt befriedigen
können. Gleichzeitig müssen Eltern häufig auch durch
ungünstige Wohn- und Umfeldverhältnisse bedingte Ein-
schränkungen des gefahrlosen Spielens und des Kontak-
tes ihrer Kinder mit Gleichaltrigen ausgleichen.
Entwicklungsauffälligkeiten und -störungen in den Berei-
chen Sprache, Motorik und Verhalten kommen bei Jun-
gen, sozial benachteiligten Kindern und Kindern mit
Migrationshintergrund deutlich häufiger vor als bei Mäd-
chen, Kindern aus Familien mit höherem Sozialstatus
oder ohne Migrationshintergrund. Während Auffälligkei-
ten in Entwicklung und Verhalten zum Teil vorübergehen,
Befunde
Inanspruchnahme der U8 
(43. bis 48. Lebensmonat)
insgesamt: 89,0 %
68,0 % Kinder mit MH 
92,0 % Kinder ohne MH
81,5 % niedriger ST 
92,5 % hoher ST
84,0 % im Osten 
89,8 % im Westen
Inanspruchnahme der U9 
(6. Lebensjahr)
insgesamt: 86,4 %
67,9 % Kinder mit MH 
89,1 % Kinder ohne MH
79,1 % niedriger ST 
89,6 % hoher ST
81,8 % im Osten 
87,1 % im Westen
Besuch des Kinder- und 
Jugendarztes/Hausarztes in 
den letzten 12 Monaten





für Masern, Mumps, 
Röteln)
Masern: 69,0 %, 
Mumps: 68,8 % 
Röteln: 67,7 %
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können manifeste Störungen in diesen Bereichen früher
oder später zu einer Minderung des Selbstwertgefühls,
der sozialen Anerkennung und der Integration führen,
psychische Verarbeitungsprozesse beeinträchtigen oder
später als Leistungsstörung in der Schule krankheitsrele-
vant werden.
Kinder mit Behinderungen sollten nicht getrennt von ih-
ren nichtbehinderten Altersgenossen aufwachsen, damit
sich ihre Erfahrungswelten nicht trennen und beiderseitig
Teilhabe erfahren werden kann. Eine ihre Kompetenzen
anerkennende Haltung von Fachkräften ebenso wie der
Eltern ist besonders für Kinder mit Behinderung in dieser
Altersphase von hoher Bedeutung, da die Erfahrung von
Selbstwirksamkeit und Gelingen ihre Chancen zum Kom-
petenzaufbau verbessert.
Für eine gesunde Entwicklung des Kindes spielt auch die
richtige Ernährung eine wichtige Rolle. Fehlernährung
sowie mangelnde Bewegung und auch psychische Fakto-
ren können auf Dauer zu Übergewicht und Adipositas
führen, die gehäuft bei Kindern aus sozial benachteiligten
Familien und Kindern mit Migrationshintergrund anzu-
treffen sind. Da Kinder „nicht mit dem Verstand essen“,
ist gesundes Essverhalten Kindern nur dann nahezubrin-
gen, wenn das Essen und die Essenssituation kindgemäß
und ansprechend gestaltet werden.
Im Alter von drei bis unter sechs Jahren nehmen die aller-
gischen Erkrankungen dramatisch zu. Impfdefizite beste-
hen besonders bei der Mumps-, Masern- und Röteln-Imp-
fung. Vorsorgeuntersuchungen werden von sozial
benachteiligten und Kindern aus Familien mit beidseiti-
gem Migrationshintergrund seltener wahrgenommen.
6.4 Fazit
Kinder brauchen Eltern und andere Erwachsene (z. B. Er-
zieherinnen), die mit großer Achtsamkeit und ohne Dis-
kriminierung nach sozialer Zuordnung, Religion, ethni-
scher Herkunft oder Behinderung die Bedürfnisse von
Kindern nach emotionaler Zuwendung, Bewegung und
Erforschung der Umwelt, genussreicher und gesunder Er-
nährung sowie Kommunikation und Austausch wahrneh-
men. Auf dieser Grundlage und mit guten erwachsenen
Vorbildern wird es Kindern möglich, achtsames Verhalten
gegenüber sich selbst und anderen zu entwickeln und ak-
tiv an der Ausgestaltung gesunder Lebensverhältnisse
teilzunehmen (Partizipation).
Kinder in Kindertagesstätten und Tagespflege brauchen
individuelle Förderung, die nicht auf Defizite, sondern
auf ihre besonderen Bedürfnisse, Ressourcen und Kom-
petenzen abzielt. Um dieses Ziel zu erreichen, brauchen
die Fachkräfte in Kindertagesstätten und Tagespflege
wiederum ausreichende Möglichkeiten, durch regelmä-
ßige Qualifikationen und Supervisionen nachhaltig eine
hohe Qualität ihrer Arbeit zu gewährleisten. Um spezifi-
sche fachliche Unterstützung für Kinder mit Behinderun-
gen in Integrationskindergärten leisten zu können, müs-
sen die Fachkräfte besondere Qualifikationen erwerben
und mit medizinisch-therapeutischen und pädagogisch-
sozialpsychologischen Diensten Hand in Hand arbeiten
können.
Eltern brauchen niedrigschwellige Unterstützungs- und
Beratungsangebote sowie Lebensverhältnisse, die sie da-
bei unterstützen, ihre Kinder bezüglich Bewegung, Spra-
che und sozialer Kompetenzen ausreichend zu fördern
und ihnen gesunde und genussreiche Ernährungsweisen
nahe zu bringen.
Kinder brauchen andere Kinder, um in der Auseinander-
setzung mit anderen unterschiedliche Interessens- und
Gefühlslagen kennen zu lernen und den achtsamen Um-
gang mit ihnen zu erlernen. Und sie brauchen andere Kin-
der, um ihre Fähigkeiten spielerisch miteinander zu ver-
gleichen und sich gegenseitig Anlässe für Bewegung und
Kommunikation zu geben.
Alle Kinder brauchen Orte (in der Kinderbetreuung und
im familiären Umfeld), in denen sie ihre Explorationsbe-
dürfnisse mit allen Sinnen und ohne Gefahren ausleben
können und so auf vielfältige Weise Erfahrungen über ih-
ren Körper und seine Grenzen sammeln können. Kinder
brauchen Orte, die weitgehend frei von gesundheits-
schädlichen Schadstoffen sind.
7 Kinder von sechs bis unter zwölf Jahren
7.1 Gesundheitsrelevante Entwicklungs-
themen: Sich bewähren, Beziehungen 
eingehen, sich die Welt aneignen
Entwicklung vollzieht sich in Beziehungen; das gilt nicht
nur für das frühe Kindesalter, sondern insbesondere auch
für das Grundschulalter. Neben den Eltern als primären
Bezugspersonen treten in der Entwicklungsphase von
6 bis unter 12 Jahren für behinderte und nichtbehinderte
Kinder noch weitere Sozialisationsinstanzen hinzu: die
Schule und die Gleichaltrigengruppe. Mit dem Eintritt in
die Schule ergeben sich neue Herausforderungen: Jungen
und Mädchen erfahren fortan definierte Leistungserwar-
tungen von Schule und Elternhaus. Inwiefern sich ein
Kind diesen Anforderungen gewachsen fühlt, hängt we-
sentlich davon ab, wie Erfolge oder Misserfolge in der
Schule erlebt bzw. bewältigt werden können. Zudem ist
es im Kontext Schule für das Kind möglich, sich mit an-
deren sozial zu vergleichen und damit Fragen und Ant-
worten hinsichtlich der eigenen Identität, des Geschlechts
und auch des Verhältnisses zum anderen Geschlecht zu
generieren (Mietzel 2002; Permien/Frank 1995). Die ge-
stiegene Selbstständigkeit und Mobilität von Kindern und
die sich daraus ergebenden Freiheiten ermöglichen es
auch, sich die eigene Lebenswelt jenseits von Familie und
Schule anzueignen und diese zu gestalten. Im öffentli-
chen Raum (auf Straßen und Spielplätzen etc.), in Verei-
nen und Verbänden (Sport, Musik, etc.) und Jugend-
einrichtungen können Kinder mit anderen Kindern in
Kontakt treten, ihre Fähigkeiten erproben, Handlungs-
spielräume erweitern und sich aneinander messen. Teilzu-
haben an diesen Kontexten bedeutet aber auch, dass He-
ranwachsenden bzw. ihren Eltern die hierzu notwendigen
Ressourcen (z. B. Zeit, Geld oder Gesundheit) zur Verfü-
gung stehen müssen (Fegert 2003).
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Durch erweiterte Erfahrungen im sozialen Raum wird es
möglich, Beziehungen zu anderen einzugehen, die durch
Gleichrangigkeit geprägt sind. Aus dieser Vielzahl von
Beziehungsoptionen für Mädchen und Jungen, seien
diese formeller Natur (z. B. im Schulkontext) oder auf in-
formeller Ebene (z. B. in der Freizeit), ergibt sich eine
Vielzahl von Herausforderungen. Die Bewältigung dieser
Aufgaben, Erfahrungen und Anforderungen, verbunden
mit den gegenüber früheren Altersstufen differenzierteren
kognitiven Fähigkeiten in dieser Entwicklungsphase, er-
möglicht es Mädchen und Jungen in unterschiedlichem
Maße, eine erste eigene Verortung zu finden, d. h. sich
gegenüber den Ansprüchen der sozialen Umwelt zu be-
währen. Ein derart breites Spektrum an Aufgaben fordert
vom Kind als Akteur seiner Entwicklung ein hohes Maß
an Kompetenz. Im Zusammenspiel der gesundheitsrele-
vanten Entwicklungsthemen
– Aneignen und Gestalten
– Sich bewähren und
– Beziehungen eingehen
ergeben sich für 6- bis unter 12-jährige Kinder wesentli-
che Grundlagen für die Ausdifferenzierung von (sozialen)
Kompetenzen, des eigenen Selbstbildes und des Ver-
ständnisses für die eigene Person.
Aufgrund ihrer eigenen Kompetenzen und der Ressour-
cen ihrer sozialen Umwelt gelingt es einem Großteil der
6- bis unter 12-Jährigen, sich die soziale Umwelt anzu-
eignen, sie aktiv zu gestalten und sich dementsprechend
gesund zu entwickeln. Je nach Ausmaß der erfolgreichen
Bewältigung der für Mädchen und Jungen teilweise
unterschiedlichen Aufgaben, Erfahrungen und Anforde-
rungen machen die Kinder, bezogen u. a. auf ihre schuli-
schen Fähigkeiten, Selbstkonzept, Körperlichkeit, Kon-
takt mit Gleichaltrigen und mit dem anderen Geschlecht
unterschiedliche Erfahrungen in Bezug auf ihre Selbst-
wirksamkeit und ihre persönlichen Stärken und Schwä-
chen. Daraus und aus der Verarbeitung dieser Erfahrun-
gen und aus dem Vergleich mit Peers entwickeln die
Mädchen und Jungen zunehmend ihre Selbsteinschät-
zung, ihre eigene Identität und ihr Verhältnis zum anderen
Geschlecht und setzen sich mit den Geschlechtsrollen
auseinander (Mietzel 2002; Permien/Frank 1995).
Bei Kindern mit Behinderungen treten häufig Schwierig-
keiten bei der Entwicklung eines geschlechterspezifi-
schen Selbstkonzepts auf, wenn in der Umweltwahrneh-
mung die Behinderung die Identität als Mädchen oder
Junge dominiert und überlagert. Bei Eltern von Mädchen
findet sich des Öfteren Überbehütung, aber auch ein Rol-
lenverständnis, das nicht dem Prinzip der Gleichwertig-
keit der Geschlechter entspricht (Schmetz 2001).
Mädchen und Jungen messen sich in Bezug auf das ei-
gene Selbstkonzept, ihr Selbstbewusstsein und ihren
Selbstwert an dem, was in ihrem sozialen Bezugsrahmen
(Schule, Eltern, Gleichaltrige) als konsensfähig erachtet
wird (Berk 2005). Hier erfahren behinderte Kinder und
Jugendliche ihre Verschiedenheit nicht selten leidvoll als
Minderwertigkeit (Walter 1996). Das Selbstwertgefühl
bzw. Selbstkonzept resultiert also aus dem (ständigen)
Abgleich von Ist- und Sollvorstellungen der eigenen Per-
son (Erikson 1968) und kann über die Zeit variieren. Ein
im Kindes- und Jugendalter, aufgebautes positives Selbst-
wertgefühl wirkt im Sinne eines Schutzfaktors und hat
deshalb für die weiteren Lebensphasen, speziell auch für
die Umbruchphase des Jugendalter, eine hohe Bedeutung.
So verfügen Heranwachsende mit einem positiven Selbst-
wertgefühl bis ins Erwachsenenalter hinein über eine bes-
sere psychische Gesundheit und sind eher in der Lage,
Krisen zu meistern und sich von belasteten Lebensum-
ständen (z. B. Behinderung, Aufwachsen mit einer psy-
chisch kranken Mutter) zu distanzieren (Bovier u. a.
2004; Werner/Smith 2001).
Eine weitere Quelle des Selbstwerterlebens von Mädchen
und Jungen sind neben der Messung an soziokulturellen
Maßstäben ihre sozialen Erfahrungen, die sie im unmit-
telbaren Kontakt mit ihren Hauptbezugspersonen (in der
Regel sind dies die eigenen Eltern), aber auch durch ihre
schrittweise Verselbstständigung machen. So stehen bei-
spielsweise bei chronisch kranken und behinderten Mäd-
chen und Jungen der Bewältigung dieser Entwicklungsauf-
gaben vielfach krankheitsbedingte Hindernisse entgegen:
Während Gleichaltrige ihren Aktionsradius kontinuierlich
erweitern und selbstständiger werden, bleiben chronisch
kranke und behinderte Heranwachsende oft in hohem
Maße auf ihre Familie angewiesen. Auch Kinder mit psy-
chosozialen Entwicklungsrisiken (z. B. Aufwachsen in
familiärer Armut oder mit migrationsbedingten Proble-
men) reagieren auf die Entwicklungsanforderungen die-
ser Altersphase mit unterschiedlichen, manchmal proble-
matischen Bewältigungsformen, die zum einen auf den
Erfahrungen der Kinder in vorangegangenen Entwick-
lungsphasen beruhen, zum anderen auf den Bedingungen
in ihrer gegenwärtigen Umwelt. So können Kinder ohne
ausreichende Ressourcen auf die wachsenden Anforde-
rungen von unterschiedlichen Seiten (Familie, Schule,
Gleichaltrige) beispielsweise mit einer gesteigerten Infek-
tanfälligkeit, psychosomatischen Beschwerden (z. B.
Schlafstörungen), einem unangemessenen Ernährungs-/
Bewegungs- und Mediennutzungsverhalten (das die Ent-
wicklung von Adipositas begünstigt), gesteigerter
Aggressivität, vermehrten Ängsten (z. B. Schulangst),
Leistungsproblemen und Störverhalten in der Schule re-
agieren. Diese psychosoziale Beeinträchtigungen und le-
bensstilbedingten Erkrankungen können sich im Lebens-
verlauf wieder reduzieren, sich aber auch zu dauerhaften
Problemen entwickeln. So lässt sich am Beispiel von Adi-
positas aufzeigen, wie ab dem 6. Lebensjahr ein deutli-
cher Anstieg der Prävalenz zu beobachten ist. Dieser
Trend setzt sich bis ins Jugendalter fort (vgl. Abb. 8.7).
Anhand dieses Beispiels wird deutlich, wie wichtig früh-
zeitige Prävention ist, damit Entwicklungsrisiken im Le-
bensverlauf von Kindern und Jugendlichen nicht kumu-
lieren. Dabei ist allerdings zu beachten: Ebenso vielfältig
wie die kindlichen Reaktionen auf veränderte bzw. un-
günstige Umweltbedingungen sind die Ursachen hierfür.
Hier kommt Aspekten des familiären Zusammenlebens
eine besondere Bedeutung zu. Vor allem der familiäre Zu-
sammenhalt (als Maß emotionaler Bindung zwischen Fa-
milienmitgliedern), sowie die Loyalität der Familienmit-
Drucksache 16/12860 – 102 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
glieder untereinander stellen wichtige Schutzfaktoren für
die kindliche Entwicklung dar, da sie wesentlich zu einer
sicheren Bindungsbeziehung zwischen Eltern und Kind
beitragen. Weiter tragen Zusammenhalt, Anpassungsfä-
higkeit und Flexibilität in den familiären Strukturen, Rol-
len und Regeln dazu bei, dass die familiäre Funktionsfä-
higkeit auch bei Belastungen erhalten bleibt (Schnabel
2001). Voraussetzung hierfür ist ein guter körperlicher
und psychischer Gesundheitszustand der Eltern, welcher
die optimale Nutzung von familiären Ressourcen sicher-
stellt (Bettge 2004). Eltern stellen in diesem Sinne für
ihre Kinder bedeutende Lernmodelle für ein positive Be-
wältigung von schwierigen Lebenssituationen und für die
Entwicklung einer realistischen Sichtweise der eigenen
Person und der sozialen Umwelt dar (Schnabel 2001;
Werner/Smith 2001).
Auch die Bewältigung des Entwicklungsübergangs von
Bildung, Erziehung und Betreuung in Familie und Kin-
dertageseinrichtung hin zur Schule, die im Primärbereich
in zunehmendem Maß als Ganztags(grund)schulen orga-
nisiert sind (Kultusministerkonferenz, KMK 2008), ist
wesentlich für das Wohlbefinden von Mädchen und Jun-
gen dieser Altersphase. Die erfolgreiche Bewältigung
dieser neuen Anforderungen oder sich daraus ergebender
Probleme (z. B. Streitigkeiten in der Familie, Schul-
schwierigkeiten, Probleme mit Freunden etc.) weisen eine
enge Verknüpfung mit dem körperlichen und psychischen
Wohlbefinden auf. So machen eine verstärkte Konfronta-
tion mit Stressoren im Schulkontext und unter Umständen
divergente Rollenerwartungen unterschiedlicher Soziali-
sationsinstanzen (z. B. Eltern oder Gleichaltrige) bereits
das Grundschulalter zu einer sensiblen Entwicklungs-
phase. Zusätzliche belastende Erfahrungen (z. B. Schei-
dung der Eltern, Mobbing etc.) ergeben in dieser Phase
ein gesteigertes Risiko für die Entwicklung von gesund-
heitlichen Auffälligkeiten, die auch für nachfolgende Ent-
wicklungsphasen relevant sind (Bilz 2008).
Fehlen Kindern notwendige Ressourcen zur Bewältigung
der neu an sie gestellten Anforderungen (z. B. durch Ar-
mut eingeschränkte Sozialisationserfahrungen im Eltern-
haus, unbefriedigende Qualität von Schule und Kinder-
tagesbetreuung etc.), begünstigt dies die Entwicklung von
gesundheitlichen Auffälligkeiten (Jané-Lopis/Braddick
2008). Ressourcen, die solchen Risiken entgegenwirken
können, sind sprachliche Ausdrucksmöglichkeiten und
schulische Kompetenz. Der Schutzfaktoreneffekt dieser
Kompetenzen nimmt mit steigendem Alter zu und ist im
Jugendalter größer als in der Kleinkindphase. Kinder und
Jugendliche mit diesen Ressourcen schätzen kritische Le-
bensereignisse angemessener ein und wenden Bewälti-
gungsstrategien im Alltag sowie in spezifischen Notlagen
flexibel an (Werner 2007).
Das System Schule fördert durch seine Bewertungsmaß-
stäbe (z. B. Notenvergabe) soziale und leistungsbezogene
Vergleiche zwischen Kindern und regt einen Wettbewerb
um die besten Leistungen (und das damit verbundene so-
ziale Prestige) an. Insbesondere Kinder mit Entwick-
lungsstörungen schulischer Fertigkeiten (Lese-Recht-
schreibstörung, Rechenschwäche) haben in diesem
Wettbewerb aufgrund ihrer Erkrankung eine schlechte
Ausgangsposition, denn aus Heranwachsenden, die bis
zum Schuleintritt „einfach Kinder“ sein durften, können
jetzt für und durch ihr soziales Umfeld zu „Problem-Kin-
dern“ werden. Zudem können die Leistungsanforderun-
gen, die von Schule (und Elternhaus) an Kinder gestellt
werden, oftmals nur durch verstärkten Einsatz der Eltern
(am Wochenende oder nach der Arbeit) oder durch spezi-
elle außerschulische Lernförderung (Nachhilfe) kompen-
siert werden. Schule wird damit auch nach Hause verla-
gert, und die gemeinsame (Frei-)Zeit von Eltern und Kind
wird kostbar und knapp. Hier hat allerdings ein positives
Interesse der Eltern an ihren Kindern auch positiven Ein-
fluss auf deren schulische Bildungserfolge. Beteiligen
sich Eltern zudem aktiv am schulischen Geschehen, wird
den Kindern eine wertschätzende Haltung gegenüber der
Schule vermittelt, was wiederum regelmäßigen Schulbe-
such, Verbesserung der Arbeitshaltung in der Hausaufga-
bensituation und eine Steigerung der Schulleistungen
fördert, aber kaum Verhaltensprobleme reduziert
(Christenson/Sheridan 2001).
Auch können sich spezielle Talente und Interesse an
Hobbies bei Kindern und Jugendlichen mit bestehender
Risikobelastung risikomildernd auswirken, da die da-
durch erfahrene soziale Anerkennung förderlich für die
Entwicklung von Selbstwertgefühl und Selbstwirksam-
keit ist (Werner/Smith 2001). Wichtig dafür ist aber, dass
für vieles, was ein Kinderleben ausmacht (z. B. Sporttrei-
ben, Hobbies nachgehen, sich mit Freunden treffen etc.)
genügend Zeit bleiben muss, sodass Konflikte zwischen
Eltern, Kindern und den Anforderungen der Schule ver-
mieden werden können.
Heranwachsende erfahren, dass Erfolg im System Schule
nicht (allein) durch persönliche Eigenschaften und soziale
Kompetenzen, die sie z. B. bei ihren Mitschülern beliebt
machen, sondern durch das Erreichen von vorgegebenen
Normen (z. B. ein bestimmter Notendurchschnitt, um die
nächste Klassenstufe zu erreichen) bestimmt ist. Im Um-
kehrschluss ist ein Nicht-Erreichen von vorgegebenen
Normen mit Sanktionen seitens des Systems (z. B. Klas-
senwiederholung oder Sonderbeschulung) verbunden, die
negative Auswirkungen auf die soziale Einbettung haben
können. Zu fragen ist an dieser Stelle, inwiefern und wa-
rum es dem System Schule (nicht) gelingt, die „Indivi-
dualität des Kindes als erzieherische Herausforderung“
(Largo 2001) in ihren Bewertungsmaßstäben zu veran-
kern, und damit eine institutionenbedingte Aussonde-
rung mit entsprechenden Nachteilen des Kindes zu ver-
meiden. Dahinter verbirgt sich für das System Schule
die Frage, ob die von ihm gestellten Anforderungen,
seine Lernmethoden und Beziehungsangebote von ei-
nem (kaum real existenten) „Idealschulkind“ ausgehen.
Die Erfahrung, dass Leistungen wesentlich für das Er-
langen von positiv bewerteten gesellschaftlichen Positi-
onen sind, nimmt hier ihren Ausgangspunkt und setzt
sich in den nachfolgenden Lebensabschnitten fort (z. B.
bei der Berufsfindung im Jugendalter). Sie führt in ihrer
ungünstigsten Ausprägung zur Minimierung von Lern-
freude und Leistungsmotivation. Kinder erfahren damit
auch, dass sie trotz eines größeren Selbst-Bewusstseins
nicht uneingeschränkt in der Lage sind, ihre Umwelt so
zu gestalten, dass sie sich in dieser Welt bestätigt und
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wohlfühlen (Baacke 2001). Dies ist auch insofern von
Bedeutung, als Mädchen und Jungen Informationen über
den Wert der eigenen Person, die sie den Rückmeldungen
ihrer Eltern und den Leistungen im schulischen Bereich
entnehmen, auch auf soziale Kontakte zu Gleichaltrigen
übertragen. Besondere Selbstwert- und Beziehungspro-
bleme haben nicht selten Kinder, die wegen geistiger,
körperlicher oder (drohender) seelischer Behinderung
oder wegen starker Verhaltensstörungen Sonder- oder
Förderschulen besuchen.
Das System Schule mit seinen vielfältigen Anforderun-
gen an die Heranwachsenden birgt aber nicht nur Risiken,
sondern kann und sollte sich insbesondere auf solche Kin-
der entwicklungsförderlich auswirken, die in ihrem sozia-
len Nahraum psychosozialen Risiken (z. B. Armut der
Familie) ausgesetzt sind. In Zeiten instabil gewordener
Familienstrukturen (z. B. Zunahme an Scheidungen) kön-
nen auch Lehrerinnen und Lehrer zu Bezugspersonen für
Kinder mit einem schwierigen familiären Hintergrund
werden. Damit kann Schule ein Gegengewicht für psy-
chosozial belastete Mädchen und Jungen bilden (Opp
2007; Werner/Smith 2001). Dem Vorhandensein von er-
wachsenen Bezugspersonen außerhalb der Familie wird
eine Schutzfaktoren-Funktion dadurch beigemessen, dass
sie das Selbstwertgefühl der Heranwachsenden steigern,
ihrem Leben Sinn geben und positive Rollenmodelle
anbieten (Heller u. a. 1999). Die Qualität der in diesen
sozialen Beziehungen wahrgenommen Unterstützung ist
entscheidender als deren Quantität (Schnabel 2001). Vor
allem die Ausdifferenzierung von sozialen Kompetenzen
ist im Grundschulalter (und den danach folgenden Ent-
wicklungsphasen) essenziell für die Gewinnung und den
Erhalt sozialer Anerkennung durch andere. Aber nicht
nur auf der informellen Ebene sind soziale Kompetenzen
von Bedeutung; vielmehr kommt ihnen auch später mit
dem Eintritt in die Berufsausbildung im jungen Erwach-
senenalter eine zentrale Rolle für eine erfolgreiche Parti-
zipation am gesellschaftlichen Leben zu.
Nach wie vor entscheidend für das Wohlbefinden von
Mädchen und Jungen sind die Qualität der Interaktion
zwischen Eltern und Kind sowie die Rahmenbedingungen
des familiären Zusammenlebens (z. B. Sicherstellung
ausreichender finanzieller Ressourcen). Für die Entwick-
lung der Voraussetzungen, Mitmenschen auch langfristig
als Freunde gewinnen zu können, sind die Grundschul-
jahre besonders wichtig. Positive Beziehungen zu Gleich-
altrigen besitzen für die positive Entwicklung eines Kin-
des einen hohen Vorhersagewert; sie können sogar die
negativen Auswirkungen eines dysfunktionalen familiä-
ren Umfeldes ausgleichen helfen (Werner/Smith 2001).
Inwiefern sich ein Kind zugänglich und kooperativ im
Kontakt mit Gleichaltrigen erweist, wird wesentlich
durch individuelle Merkmale (z. B. Temperament) und
soziale Vorerfahrungen mitbestimmt (Gadow 2007).
Durch freundschaftliche Beziehungen zu Gleichaltrigen,
die ihnen im Hinblick auf zentrale Merkmale gleichen,
versuchen Mädchen und Jungen zudem ihr Selbstbild zu
festigen, aber es werden z. T. auch erste (sexuelle) Annä-
herungen an das andere Geschlecht erprobt (oder sich be-
wusst distanziert), die u. a. bedingt sind durch eine Vor-
verlagerung der sexuellen Reifeentwicklung (Kahl u. a.
2007a) in diese Altersstufe. In freundschaftlichen Bezie-
hungen können Kinder soziale Kompetenzen ausdifferen-
zieren, Entwicklungsaufgaben meistern (z. B. sich mit der
eigenen und der fremden Geschlechtsrolle auseinander-
setzen) und individuelle Bedürfnisse befriedigen (z. B.
nach Anerkennung und Wertschätzung der eigenen Per-
son). Freundschaften stellen damit für Kinder eine ent-
scheidende Entwicklungsressource dar, die zwar gelun-
gene Sozialbeziehungen zu Erwachsenen (vor allem die
eigenen Eltern) nicht ersetzen, aber unter Umständen de-
ren Mangel in einem erheblichen Ausmaß kompensieren
helfen können (Criss u. a. 2002; Vitaro u. a. 2001). So-
ziale Unterstützung durch positive Gleichaltrigenbezie-
hungen besitzt für die weitere Entwicklung und die sozi-
ale Kompetenz von Heranwachsenden einen hohen
Vorhersagewert. Die Bedeutung von positiven Sozialbe-
ziehungen zu Gleichaltrigen als Schutzfaktor liegt darin,
dass sie Nähe und Akzeptanz bieten, welche die Entwick-
lung eines positiven Selbstwertgefühls maßgeblich beein-
flussen (Ezzell u. a. 2000). Insofern stellen positive
Freundschaftsbeziehungen im sozialen Nahraum ent-
wicklungsförderliche Ressourcen dar, in welchen Kinder
jenseits der Instanzen Schule und Elternhaus wichtige
Sozialisationserfahrungen machen (z. B. Vertrauen in an-
dere entwickeln).
7.2 Gesundheit, Krankheit und Behinderung
7.2.1 Kinder mit speziellen 
Versorgungsbedarfen
Geht es bei den in den vorausgegangenen Kapiteln (und
den vergleichbaren Kapiteln in den anderen Altersstufen)
vorgestellten Daten wesentlich um die Erfassung von
Auffälligkeiten, Störungen oder gar Krankheiten, so sind
die im Folgenden präsentierten Daten durch eine andere
Herangehensweise des KiGGS gewonnen worden: Ge-
sundheit, Krankheit und Behinderung wurden „(…) über
den Bedarf oder die Inanspruchnahme von Leistungen
des Gesundheitssystems sowie [über] funktionelle Beein-
trächtigungen (…)“ (Scheidt-Nave u. a. 2007, S. 750),
den sogenannten „speziellen Versorgungsbedarf“, ermit-
telt.45 Die Gruppe der Kinder (und Jugendlichen) mit ei-
nem speziellen Versorgungsbedarf umfasst Mädchen und
Jungen mit „(…) dauerhaften oder absehbar längerfristig
bestehenden körperlichen gesundheitlichen Einschrän-
kungen, Verhaltens- oder Entwicklungsstörungen“
(Scheidt-Nave u. a. 2007, S. 751).46 Es handelt sich also
45 Ein Wechsel der Argumentationsperspektive lässt sich u. a. damit be-
gründen, dass Selbstangaben der Eltern zu Krankheitsdiagnosen ein-
geschränkt valide sind (für eine genauere Argumentation hierzu siehe
Scheidt-Nave u. a. 2007).
46 Definiert wurde ein spezieller Versorgungsbedarf in den nachfolgen-
den Analysen dadurch, dass von den folgenden fünf Bereichen min-
destens einer zutrifft: Medikamenteneinnahme (außer Vitamine);
medizinische Versorgung bzw. psychosozial/pädagogische Unterstüt-
zung; Einschränkungen im Tun von Dingen, die die meisten Gleich-
altrigen können; Erhalt einer speziellen Therapie (z. B. Physio-, Er-
go- oder Sprachtherapie); sowie emotionale, Entwicklungs- oder
Verhaltensstörungen, für die Behandlung/Beratung in Anspruch ge-
nommen wird (Scheidt-Nave u. a. 2007).
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um Mädchen und Jungen mit einer chronischen Erkran-
kung, (angeborenen) Fehlbildungen oder Stoffwechselde-
fekten oder mit Verhaltensstörungen, die deshalb behin-
dert oder zumindest von Behinderung bedroht sein
können. Diesen Gruppen von Heranwachsenden mit un-
terschiedlichen und verschieden verursachten Beeinträch-
tigungen, die aber mit ähnlichen Auswirkungen für die
Betroffenen und ihr soziales Umfeld verbunden sind,
widmen sich die nachfolgenden Ausführungen.
Nach den Erhebungen des KiGGS haben ca. 14 Prozent
der Heranwachsenden einen speziellen Versorgungsbe-
darf. Mit steigendem Alter ist insgesamt ein kontinuier-
lich zunehmender Versorgungsbedarf zu erkennen. Es las-
sen sich aber auch deutliche Geschlechtsunterschiede
feststellen: So weisen Jungen bis zum 14. Lebensjahr ei-
nen höheren Versorgungsbedarf als Mädchen auf, der
aber ab der Altersstufe 11 bis 13 Jahre rückläufig ist,
während er bei Mädchen mit wachsendem Alter kontinu-
ierlich ansteigt. Heranwachsende mit Migrationshinter-
grund haben eine deutlich geringere Prävalenz an speziel-
len Versorgungsbedarfen, die möglicherweise auch mit
der Wahrnehmung von Problemen durch die Befragten
und deren Zugang zu entsprechenden Therapien zusam-
menhängen könnte. Die geringen Geschlechtsunter-
schiede bei Heranwachsenden mit Migrationshintergrund
fallen – anders als bei Kindern und Jugendlichen ohne
Migrationshintergrund – zuungunsten der Mädchen aus.
Für Heranwachsende aus Ostdeutschland zeigt sich ge-
genüber den westdeutschen Heranwachsenden insgesamt
ein erhöhter Versorgungsbedarf insbesondere für Mäd-
chen (Scheidt-Nave u. a. 2007).
Heranwachsende mit einem speziellen Versorgungsbedarf
weisen nicht nur bezüglich der Geschlechtsdimension be-
deutsame Unterschiede auf, sondern vor allem im Hin-
blick auf Kinder und Jugendliche ohne speziellen Versor-
gungsbedarf. Im Unterschied zu letzteren wachsen
Kinder und Jugendliche mit einem speziellen Versor-
gungsbedarf häufiger in Ein-Elternteil-Familien als in
vollständigen Familien auf, wobei sich allerdings keine
bedeutsamen Unterschiede zwischen den Gruppen im
Hinblick auf das Vorliegen von familiären Ressourcen
zeigen. Die Häufigkeit von Arztbesuchen (außer Zahn-
arzt- und Psychologenbesuche) ist für Heranwachsende
mit speziellem Versorgungsbedarf signifikant erhöht.
Dieser Unterschied ist bei Jugendlichen (11 bis 17 Jahre)
noch stärker ausgeprägt als bei unter 10-jährigen Kin-
dern.
Ta b e l l e  7.1 
Prävalenz von Kindern und Jugendlichen mit speziellem Versorgungsbedarf 
(Angaben in Prozent)
Quelle: Scheidt-Nave u. a. 2007; MH: Migrationshintergrund; ST: sozialer Status
Jungen Mädchen Gesamt
Alter
0 bis 2 Jahre
3 bis 6 Jahre
7 bis 10 Jahre
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Heranwachsende mit einem speziellen Versorgungsbedarf 
werden weitaus häufiger als Heranwachsende ohne Ver-
sorgungsbedarf von ihren Eltern als psychisch auffällig 
bewertet (RKI 2008a). Dies könnte zum einen daran lie-
gen, dass die Gruppe der Heranwachsenden mit einem 
speziellen Versorgungsbedarf sich auch aus Kindern und 
Jugendlichen mit Verhaltensauffälligkeiten zusammen-
setzt; zum anderen könnte es aber auch daran liegen, dass 
Heranwachsende mit einem speziellen Versorgungsbedarf 
stressreichen Belastungen ausgesetzt sind (z. B. schmerz-
hafte medizinische Behandlungen), welche die Anfällig-
keit der Kinder und Jugendlichen für Verhaltensauffällig-
keiten erhöhen.
Nur für die Gruppe der 3- bis 10-jährigen Kinder mit spe-
ziellem Versorgungsbedarf wurde eine signifikant häufi-
gere Betreuung außer Haus ermittelt. Keine bedeutsamen 
Unterschiede zwischen Kindern mit und ohne speziellen 
Versorgungsbedarf zeigen sich hinsichtlich der Variablen 
Sozialstatus, besuchte Schulform sowie sportliche Betäti-
gung bzw. körperliche Inaktivität (RKI 2008a).
Aus der Vielzahl an Beeinträchtigungen, die einen spe-
ziellen Versorgungsbedarf ergeben können, werden in den 
nachfolgenden Kapiteln die Bereiche chronisch-somati-
sche Erkrankungen und Behinderungen ausgewählt und 
mit ihren Auswirkungen auf den sozialen Nahraum näher 
dargestellt.
7.2.2 Chronisch-somatische  
Erkrankungen
Chronisch-somatische Krankheiten47 zeichnen sich durch 
Nichtheilbarkeit oder ihren langwierigen, nicht vorher-
sehbaren Verlauf aus und bringen in der Regel tief grei-
fende Veränderungen des Lebens der Betroffenen mit sich 
(Hölling u. a. 2008). Nahezu alle Organsysteme können 
von einer chronischen Erkrankung betroffen sein. Der 
Schwerpunkt von chronischen Erkrankungen liegt nach 
Angaben des Kinder- und Jugendgesundheitssurveys 
(KiGGS) bei atopischen Erkrankungen (24,4 Prozent) 
und obstruktiver Bronchitis (14,6 Prozent).
Von den in Tabelle 7.2 dargestellten chronisch-somati-
schen Erkrankungen sind mehr Jungen als Mädchen so-
wie mehr Kinder ohne Migrationshintergrund als Kinder 
mit Migrationshintergrund betroffen. Keine nennenswer-
ten Unterschiede gibt es in der Auftretenshäufigkeit 
zwischen Ost- und Westdeutschland und im Sozialstatus 
nur bezogen auf atopische Erkrankungen.
Ta b e l l e  7.2 
Lebenszeitprävalenz48 atopischer Erkrankungen und 
obstruktiver Bronchitis bei 7- bis 10-Jährigen4950
Quelle: Kamtsiuris u. a. 2007; Schlaud u. a. 2007 MH: Migrationshin-
tergrund; ST: sozialer Status
Die Lebenszeitprävalenzen einzelner chronischer Erkran-
kungen nehmen im Altersverlauf unterschiedlich stark zu. 
Ein Teil der Erkrankungen wird verstärkt schon in den ers-
ten Lebensjahren diagnostiziert, sodass die Lebenszeitprä-
valenz im Grundschul- und Jugendalter nur leicht zunimmt 
(z. B. obstruktive Bronchitis). Bei anderen chronischen Er-
krankungen (z. B. Heuschnupfen, Asthma oder Migräne) 
ist im Altersverlauf teilweise eine starke Zunahme der Prä-
valenz zu beobachten (Kamtsiuris u. a. 2007).
7.2.3 Mädchen und Jungen mit Behinderungen
Weil es keine Meldepflicht für Behinderungen gibt, lässt 
sich die tatsächliche Zahl der Kinder und Jugendlichen 
mit Behinderung nur schätzen. Nach der amtlichen Statis-
tik, die allerdings nur Kinder und Jugendliche erfasst, für 
die ein Ausweis nach dem Schwerbehindertengesetz 
(SchwbG) ausgestellt wurde, sind 1,1 Prozent der unter 
18-Jährigen und 1,3 Prozent der unter 25-Jährigen 
schwerbehindert (Grad der Behinderung über 50 Prozent; 
vgl. Tab. 7.3).
Die Zahlen der amtlichen Schwerbehindertenstatistik lie-
gen mit großer Sicherheit weit unter der realen Anzahl 
der behinderten Heranwachsenden. Gründe hierfür liegen 
beispielsweise in Informations- und Beratungsdefiziten, 
Schwellenängsten/Schwierigkeiten der Eltern mit forma-
len Anträgen, Unkenntnis oder fehlender Wahrnehmung 
47 In Analogie zum internationalen Sprachgebrauch werden auch in 
Deutschland verschiedene Begrifflichkeiten verwendet, um (körper-
lich) chronisches Kranksein und die damit verbundenen psychosozia-
len Folgen (z. B. erhöhter Versorgungsbedarf, Einschränkungen der 
Lebensqualität) zu beschreiben (z. B. chronische Gesundheitsstö-
rung, chronisches Gesundheitsproblem, chronischer Gesundheitszu-
stand; Kurth/Koch 2008; Schmidt/Thyen 2008). Die Kommission 
teilt dieses umfassende Verständnis von (körperlich) chronischem 
Kranksein, verwendet aber im Bericht aus Gründen der Lesbarkeit 
den Begriff „chronische Krankheit bzw. Erkrankung“.
48 Lebenszeitprävalenz: Anzahl aller Fälle einer bestimmten Krankheit/
Auffälligkeit in einer Population (z. B. Altersgruppe) zum gegebenen 
Untersuchungszeitpunkt, die im Verlauf ihres Lebens eine bestimm-
ten Krankheit/Auffälligk eit zeigen
Befunde
Atopische Erkrankungen49 gesamt: 24,4 %
Mädchen: 22,7 %  
Jungen: 26,0 %
Ost: 23,5 %50 West: 22,7 %
ohne MH: 23,9 % 
mit MH: 17,7 %
niedriger ST: 20,6 %  
hoher ST: 26,3 %
Obstruktive Bronchitis gesamt: 14,6 %
Mädchen: 12,0 %  
Jungen: 17,1 %
Ost: 10,2 % West: 14,0 %
ohne MH: 13,6 %  
mit MH: 12,0 %
niedriger ST: 13,0 %  
hoher ST: 13,9 %
49 Vorliegen wenigstens einer der atopischen Erkrankungen Asthma, Heu-
schnupfen oder atopisches Ekzem (Neurodermitis) (Schlaud u. a. 2007)
50 Angaben bezogen auf die Gruppe der Erkrankten im Alter von 0 bis 
17 Jahren
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der Behinderung sowie einer größeren Toleranz bezüglich
Entwicklungsabweichungen bei Kindern im Vorschulal-
ter. Die Statistik macht aber auch deutlich, dass die Inan-
spruchnahme jeweils an den zentralen Stellen des Über-
gangs zu Beginn des Schulalters und mit Beginn des
Ausbildungsalters (ab 18 Jahren) zunimmt. Kinder und
Jugendliche, die einen Schwerbehindertenausweis besit-
zen, weisen häufig medizinisch klar diagnostizierbare,
vielfältige und augenscheinliche körperliche, geistige
und/oder Sinnesbeeinträchtigungen sowie meist einen ho-
hen Unterstützungsbedarf auf. Da längst nicht alle Heran-
wachsenden, auf die diese Merkmale zutreffen, auch tat-
sächlich einen Schwerbehindertenausweis besitzen (Beck
2002), soll ergänzend zur Schwerbehindertenstatistik die
Schulstatistik herangezogen werden, um zumindest für
die Altersgruppe der 6- bis unter 15-Jährigen Angaben
über das Ausmaß des sonderpädagogischen Unterstüt-
zungsbedarfes (und damit assoziiert auch der Verbreitung
von Behinderungen) zu machen (vgl. Tab. 7.4).
Doch auch die Definition dieses Bedarfs ist nicht unab-
hängig von ihrem gesellschaftlichen Hintergrund mög-
lich. So gelang es mit der wachsenden Ausdifferenzie-
rung schulischer Angebote und Maßnahmen zwar, auch
Kindern mit Behinderung die Teilhabe an Bildung zu er-
möglichen, allerdings weitgehend um den Preis der För-
derbeschulung, über die es jedoch seit langem eine kon-
troverse Debatte gibt: Betonen auf der einen Seite die seit
den 1960er Jahren als eigenständige Schulform anerkann-
ten Sonder- oder seit neuerer Zeit Förderschulen die Not-
wendigkeit einer umfassend angepassten Hilfe für behin-
derte Kinder, wird auf der anderen Seite der pädagogische
Sinn von Sonderbeschulung bezweifelt und eine größt-
mögliche (Re-) Integration angestrebt (Sander 1998). Als
leitendes Konzept für die integrative Beschulung entwi-
ckelte sich seit etwa 1990 eine „Pädagogik der Vielfalt“
(Prengel 2006, Hinz 1993), die darauf abhebt, dass Ko-
edukation, Vielfalt der Kulturen und Kompetenzen im
Bildungssystem als „Umsetzung der demokratischen
Wertschätzung von Differenzen“ erfahren werden sollen.
Unabhängig von Grundsatzdebatten hat sich eine Vielfalt
von Formen schulischer Erziehung entwickelt, die sich
nach den Möglichkeiten des sozialen Kontaktes zwischen
behinderten und nicht behinderten Kinder abstufen lässt
(Sander 1998). Die überwiegende Zahl von Kindern mit
Behinderung wird aber trotz dieser Angebotsvielfalt ge-
sondert in Förderschulen beschult, die sich an der Art der
Behinderung ausrichten, (dies sind ca. 4,5 Prozent aller
Schüler der Primar- und Sekundar-Stufe I, also über
400 000 Kinder und Jugendliche; Schröder 2003). Im Fall
von Lernschwierigkeiten führt die Sonderbeschulung
sogar oft erst zu ihrer Benennung als „behindert“
(Wüllenweber 2004). Jungen sind in dieser Gruppe deut-
lich überrepräsentiert, ebenso wie Kinder mit sozialer Be-
nachteiligung und Migrationshintergrund. Deren Leistun-
gen schneiden im internationalen Vergleich besonders
schlecht ab (OECD 2001), während sich hinsichtlich der
Lernleistungen bei integrativer Beschulung leichte Vor-
teile zeigen (Preuss-Lausitz 1997a). Allerdings werden
Kinder mit Lern- und Verhaltensproblemen in integrierten
Schulen von ihren Mitschülerinnen und Mitschülern am
wenigsten akzeptiert (Hinz u. a. 1998; Preuss-Lausitz
1997b; Wischer 2001). Die neueste Fachdiskussion re-
flektiert die Schulentwicklung unter dem Aspekt ihrer
Teilhabe fördernden Wirkung. Hierfür werden Indices er-
arbeitet, die der Maßgabe folgen, Lernen und Teilhabe für
alle Schülerinnen und Schüler zu verbessern, zugleich
aber den Prozess der Schulentwicklung selbst als Teilha-
begeschehen zu gestalten (Hinz 2005).
Die Angaben der amtlichen Schulstatistik weisen sowohl
in Förderschulen als auch in Regelschulen integrativ be-
schulte Jungen und Mädchen aus (vgl. Tab. 7.4).
Vergleicht man die Anzahl der Schüler und Schülerinnen
mit sonderpädagogischer Förderung mit Heranwachsen-
den im schulpflichtigen Alter (6 bis unter 15 Jahre) ohne
sonderpädagogischen Förderbedarf, ergibt sich ein Anteil
von 6,5 Prozent (Westdeutschland 6 Prozent; Ostdeutsch-
land einschl. Berlin: 10,0 Prozent) von Heranwachsenden
mit Behinderung an der altersgleichen Bevölkerung am
31. Dezember 2006 in Deutschland. Grenzt man diesen
Anteil der Heranwachsenden mit Behinderung noch wei-
ter ein, indem die Schüler/Schülerinnen mit eher sozial-
pädagogisch-orientierten Förderschwerpunkten „Lernen“
und „emotionale und soziale Entwicklung“ von der Ge-
samtzahl der Kinder und Jugendlichen mit sonderpädago-
gischer Förderung abgezogen werden, reduziert sich der
Anteil von Heranwachsenden mit geistigen und körperli-
chen Behinderungen auf ca. 2,8 Prozent (Westdeutsch-
land: 2,6 Prozent; Ostdeutschland einschl. Berlin:
3,8 Prozent). Dieser Wert entspricht in etwa auch Anga-
ben, wie sie im KiGGS mit etwa 2 Prozent aller Kinder
mit einer amtlich anerkannten Behinderung gemacht wer-
den (Kamtsirius u. a. 2007).
Ta b e l l e  7.3 
Schwerbehinderte junge Menschen mit Behindertenausweis am 31. Dezember 2005 
nach Altersgruppen in Deutschland 
Quelle: Statisches Bundesamt (2007b); Prozent-Anteil an der altersgleichen Bevölkerung, eigene Berechnungen
Insgesamt
Davon im Alter von … bis unter … Jahren
Unter 4 4 bis 6 6 bis 15 15 bis 18 18 bis 25
Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl % Anzahl %
Deutschland 273.277 14.478 0,5 14.611 1,0 91.124 1,2 41.342 1,4 111.722 1,6
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 107 – Drucksache 16/12860
Tab e l l e  7.4
Schüler und Schülerinnen (6 bis 15 Jahre) mit sonderpädagogischer Förderung (Integrationsschüler/-innen51 
und Schüler/innen an Förderschulen) nach Förderschwerpunkten im Schuljahr 2006/2007 
(ohne Schüler/innen in Klassen für Kranke)




























































































































Deutschland 470.886 223.864 6.770 13.820 49.475 28.784 75.464 47.591 13.093 12.025
Westdeutschland 368.820 172.351 5.562 11.480 37.159 23.796 57.806 35.791 12.941 11.934
Ostdeutschland 
einschl. Berlin 102.066 51.513 1.208 2.340 12.316 4.988 17.658 11.800 152 91
Unter Berücksichtigung der verschiedenen amtlichen
Quellen, die Behinderung in der Altersgruppe der 6- bis
unter 15-Jährigen ausweisen, ist zusammenfassend davon
auszugehen, dass zwischen 1,2 Prozent und 6,5 Prozent
der Heranwachsenden dieser Altersgruppe von mindes-
tens einer der genannten Formen von Behinderung betrof-
fen sind (Statistisches Bundesamt 2007b, eigene Berech-
nungen). Diese Zahl würde sich noch erhöhen, wenn man
die eingangs beschriebenen Jungen und Mädchen mit
speziellen Versorgungsbedarfen den Heranwachsenden
mit Behinderungen zurechnete.51
7.2.4 Auswirkungen von besonderen 
Versorgungsbedarfen, chronisch-
somatischen Erkrankungen und 
Behinderungen auf den sozialen 
Nahraum
Insbesondere einem guten körperlichen Gesundheitszu-
stand (d. h. ohne schwerwiegende Krankheiten oder Be-
einträchtigungen) wird für die Entwicklung von Kindern
und Jugendlichen eine Schutzfaktorenfunktion in dem
Sinne beigemessen, dass dieser die Voraussetzung für
altersangemessene Entwicklungsprozesse in anderen
Bereichen (z. B. des Sozialverhaltens) ist (Werner/Smith
2001). Gerade aber Kinder und Jugendliche mit einem
speziellen Versorgungsbedarf, mit einer chronisch-kör-
perlichen Erkrankung oder mit einer Behinderung haben
im Unterschied zu gesunden Gleichaltrigen deutlich
schlechtere Ausgangsbedingungen für eine altersange-
messene Entwicklung, da ihre Einschränkungen tief grei-
fend auch ihre psychische und soziale Entwicklung beein-
flussen können. Betroffene erfahren Einengungen in ihren
Alltagsaktivitäten und häufig eine beständige Abhängig-
keit von medizinischer Unterstützung. Eine ungenügende
Bewältigung der krankheitsbegründeten Belastungen und
Beschränkungen kann aber nicht nur den Krankheitsver-
lauf verschlechtern, sondern außerdem das Selbstwert-
und Kompetenzerleben beeinträchtigen bis hin zum Ri-
siko der Entwicklung einer psychischen Begleiterkran-
kung (Noeker/Petermann 2008; Seiffge-Krenke/Skaletz
2006). Zudem sind die Angehörigen über die Verwick-
lung in den Bewältigungsprozess des erkrankten Kindes
zusätzlich in ihrer persönlichen Lebensperspektive be-
rührt. Geschwister stehen häufig im Konflikt zwischen
Rücksichtnahme auf die Interessen der/des kranken
Schwester/Bruders und der Sorge, dass eigene Anliegen
nicht genügend wahrgenommen werden. Sie antworten
auf diese Belastungssituation häufig mit sozialem
Rückzug oder psychosomatischen Beschwerden (z. B.
Stressschmerz). Eltern erleben zusätzliche finanzielle Be-
lastungen, Einschränkungen in Erwerbstätigkeit und Frei-
zeitgestaltung, schwierige organisatorische Anforderun-
gen bei der Bewältigung von Behandlungsterminen und
bürokratische Barrieren. Sie müssen nicht nur mit eige-
nen Ängsten fertig werden, sondern sich die nötigen
– und ihnen zustehenden – Therapien und Unterstüt-
51 Nachweis von Bildungsbereichen aufgrund von fehlendem Datenma-
terial nicht vollständig; kein Nachweis von Integrationsschülern/-
schülerinnen in Niedersachsen und im Saarland.
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zungsleistungen oft hart erkämpfen. In der Erziehung be-
hinderter und chronisch kranker Heranwachsender kann
es zudem zur Überforderung des Kindes, häufiger aber zu
einer falsch verstandenen Hilfe oder Überfürsorge kom-
men (Günter 2004; Sarimski 2002).
Unter dem Gesichtspunkt der Teilhabemöglichkeiten von
Kindern mit Behinderungen kommt im sozialen Nahraum
vor allem den Kindertageseinrichtungen eine bedeutsame
Rolle zu, die von anderen Institutionen wie der Schule
nicht erreicht wird: 49 695 Kinder mit Behinderungen im
Alter von drei Jahren bis zum Schuleintritt besuchen Re-
gelkindertageseinrichtungen. Der überwiegende Teil die-
ser Kinder ist körperlich oder geistig behindert; seelisch
behinderte Kinder werden erheblich seltener dort betreut
(Riedel 2007).
7.2.5 Stresserleben und Lebensqualität
Im Kindesalter können bestimmte Stressfaktoren und Be-
lastungssituationen die psychosoziale Entwicklung und
das physische und psychische Wohlbefinden negativ be-
einflussen. Potenzielle Belastungssituationen sind die
(gesundheitsrelevanten) Entwicklungsaufgaben (z. B.
sich in der Schule bewähren, Beziehungen zu anderen
eingehen), kritische Lebensereignisse (z. B. Scheidung
der Eltern) und alltägliche Belastungen (z. B. kranker El-
ternteil, schulische Überforderung; Bilz 2008; Seiffge-
Krenke 2006, 2008a).
Wenn Stress wiederholt auftritt und keine mildernden
Schutzfaktoren vorhanden sind bzw. entwickelt werden
(wie z. B. durch die Förderung von Stressbewältigungs-
kompetenzen, durch ein unterstützendes Netzwerk von
Freunden und Familie, Schaffung von Freiräumen und
Entspannung etc.), können Stressauswirkungen chronisch
werden. Es entstehen Beanspruchungssymptome, die in
bestimmten Situationen (oder sogar situationsübergrei-
fend) regelmäßig auftreten (Lohaus/Klein-Heßling 2001).
Die Symptome können sich auf der körperlichen Ebene
(z. B. Kopf- und Bauchschmerzen, Ein- und Durchschlaf-
störungen, Erschöpfung), der gedanklich-emotionalen
Exkurs 7.1 Kinder psychisch, sucht- und körperlich kranker Eltern
Über die Prävalenz dauerhaft psychisch kranker Eltern lassen sich bislang keine verlässlichen Angaben machen. Die
vorliegenden Studien und Schätzungen zeigen aber übereinstimmend, dass Kinder langfristig kranker Eltern keine
Randgruppe darstellen. Konservativ geschätzt sind etwa 1,6 Mio. Minderjährige in Deutschland vom Erleben psychi-
scher Krankheit bei einem oder bei beiden Elternteilen betroffen (eigene Berechnungen nach Schmid u. a. 2008).
Von zeitweiser oder dauerhafter elterlicher Alkoholabhängigkeit/-missbrauch sind etwa 2,65 Mio. Heranwachsende
unter 18 Jahren zeitweise oder dauerhaft betroffen (Klein 2008). Mehr als ein Drittel der Drogenabhängigen in
Deutschland hat Kinder; konservativ geschätzt ist davon auszugehen, dass in Deutschland bis zu 50 000 Kinder dro-
genabhängiger Eltern leben. Über die Zahl der Kinder von Eltern mit Suchtproblemen wie Spielsucht oder Internet-
sucht liegen keine gesicherten Angaben vor (Lenz 2008a). Etwa 4,1 Prozent der Kinder im Alter von 4 bis 17 Jahren
haben einen Elternteil mit einer langfristigen körperlichen Erkrankung, wobei Krebserkrankungen etwa ein Drittel
der Fälle ausmachen (Barkmann u. a. 2007).
Das Aufwachsen mit einem oder gar zwei kranken Eltern ist für Heranwachsende mit einer deutlichen Zunahme an
stressbesetzten alltäglichen Anforderungen, Konflikten und Spannungen sowohl innerhalb der Familie als auch im
sozialen Umfeld verbunden (Lenz 2008a; Mattejat/Remschmidt 2008; Möller u. a. 2008). Insbesondere die Schwere
der Erkrankung und die damit parallel auftretenden psychosozialen Beeinträchtigungen wirken sich negativ auf die
Interaktion zwischen dem Kind und dem betroffenen Elternteil aus (Kölch 2008; Pollak u. a. 2008). Zentrale Pro-
bleme von Familien mit kranken Elternteilen sind zum einen das erhöhte Risiko der genetischen Übertragung der el-
terlichen Erkrankung, zum anderen begünstigen elterliche Erkrankungen das (kumulierte) Auftreten von Belastungs-
faktoren wie eheliche Konflikte, familiäre Disharmonien, Scheidung, Störungen in der Eltern-Kind-Beziehung,
inadäquate soziale Unterstützung und soziale Isolation sowie eingeschränkte Lebensbedingungen (z. B. Arbeitslosig-
keit, finanzielle Schwierigkeiten und problematische Wohnverhältnisse; Franz 2005; Krumm u. a. 2005; Romer u. a.
2005). Häufig ist in den betroffenen Familien auch eine Rollenumkehr zu beobachten, indem die Kinder eine Eltern-
oder Partnerfunktion für die Eltern übernehmen und Verantwortung für ganze Lebensbereiche wie Haushaltführung
oder Betreuung jüngerer Geschwister übernehmen. Zu beobachten ist auch, dass die Kinder ihr Verhalten am Tages-
ablauf und an den Bedürfnissen des erkrankten Elternteils ausrichten (Kölch 2008; Lenz 2008a; Möller u. a. 2008). In
solchen Familienkonstellationen ist schnell eine Überforderungs- und Belastungsschwelle für Heranwachsende er-
reicht, jenseits derer eine Beeinträchtigung der Lebensqualität und der emotionalen und psychischen Entwicklung
droht (Kölch u. a. 2008a; Pollak u. a. 2008). Wenn Eltern unter einer ernsthaften Erkrankung leiden, zeigen Kinder
und Jugendliche aller Altersstufen ein erhöhtes Risiko für körperliche Erkrankungen, Verhaltensauffälligkeiten, psy-
chische Störungen und Suchtmittelabhängigkeit (Lenz 2008a; Mattejat/Remschmidt 2008; Sills u. a. 2007).
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Ebene (z. B. Beeinträchtigung schulischer Leistungen,
Antriebslosigkeit, Auftreten von Ängsten) und der ver-
haltensbezogenen Ebene (z. B. körperliche Unruhe, Kon-
zentrationsschwierigkeiten) äußern (Lohaus/Seiffge-
Krenke 2007). Kopf- und Bauchschmerzen gehören zu
den häufigsten Beanspruchungssymptomen im Kindes-
und Jugendalter (Noeker 2008); nach Angaben des LBS-
Kinderbarometers sind von den 9- bis 14-Jährigen 33 Pro-
zent häufig von Stresskopfschmerzen und 22 Prozent
häufig von Stressbauchschmerzen betroffen (LBS Initia-
tive Junge Familie/Deutscher Kinderschutzbund 2007).
Auch aus dem KiGGS lassen sich Aussagen zur Schmerz-
prävalenz und damit in Zusammenhang stehend zu Bean-
spruchungssymptomen machen (vgl. Tab. 7.5).
Ta b e l l e  7.5 
Auftretenshäufigkeit von Schmerzen in den 
letzten drei Monaten bei Kindern zwischen 
7 und 10 Jahren (Prävalenzangaben
in Prozent)
Quelle: Ellert u. a. 2007 (7 bis 10 Jahre); MH: Migrationshintergrund
Im Alter von 7 bis 10 Jahren berichten bereits zwei Drit-
tel aller Kinder von Schmerzen in den letzten drei Mona-
ten. Auffällig ist die rapide Zunahme von Kopfschmerzen
bei Mädchen und Jungen ab dem 5./6. Lebensjahr mit ei-
ner kontinuierlichen Zunahme bei den Mädchen bis zum
17. Lebensjahr und bei den Jungen bis zum 10. Lebens-
jahr (Ellert u. a.2007).
Stresskopfschmerzen und Stressbauchschmerzen stehen
in einer engen Beziehung zueinander; d. h. je mehr Kin-
der unter einem dieser Schmerzen leiden, desto eher
leiden sie auch unter dem anderen. Stressschmerzen wer-
den von den betroffenen Kindern zudem häufig als krank
machend erlebt und nicht nur als leichte Beeinträchtigung
des Wohlbefindens (z. B. gehen Kinder, die unter Stress-
kopfschmerzen leiden, häufiger auch dann zur Schule,
wenn sie sich krank fühlen). Zudem weisen Stress-
schmerzen einen negativen Zusammenhang mit dem
Ausmaß des erlebten Wohlbefindens in den Bereichen
Familie und Schule auf. Weiter zeigen Kinder, die unter
häufiger Stressbelastung leiden, öfter als Kinder mit
geringer Belastung ein Essverhalten, das durch den
häufigen Konsum von Süßwaren und Fast Food gekenn-
zeichnet ist, was als ein Hinweis auf Stressregulierung
durch Nahrungsmittelkonsum verstanden werden kann
(LBS Initiative Junge Familie/Deutscher Kinderschutz-
bund 2007).
Eng in Zusammenhang mit dem Konzept von Stress steht
das Erleben von gesundheitsbezogener Lebensqualität,
das sich auf körperliche, gedanklich-emotionale, soziale
und verhaltensbezogene Komponenten des Wohlbefin-
dens und der Funktionsfähigkeit stützt. Gesundheits-
bezogene Lebensqualität beschreibt den subjektiv wahr-
genommenen Gesundheitszustand (Ravens-Sieberer u. a.
2007a). Nach Ergebnissen des LBS-Kinderbarometers
2007 haben mit 93 Prozent die allermeisten Kinder in
Deutschland ein positiv ausgeprägtes Gefühl des Wohlbe-
findens, nur eine kleine Gruppe (7 Prozent) berichtet
diesbezüglich über ein negatives Gefühl. Besonders aus-
geprägt ist das Wohlbefinden im Freundeskreis, in der
Schule ist dagegen der Anteil der Kinder mit niedrigem
Wohlbefinden (13 Prozent) am größten (LBS Initiative
Junge Familie/Deutscher Kinderschutzbund 2007). In
eine ähnliche Richtung weisen auch Ergebnisse des DJI-
Kinderpanels zu schulischem Wohlbefinden, das bei Kin-
dern in den ersten Klassenstufen noch relativ ausgeprägt,
aber mit steigender Verweildauer in der Schule rückläufig
ist (Gisdakis 2007). Sowohl das allgemeine Wohlbefin-
den wie auch das Wohlbefinden in Familie und Schule
sinken mit steigendem Alter der Kinder merklich (LBS
Initiative Junge Familie/Deutscher Kinderschutzbund
2007). Zu etwas anderen Ergebnissen kommt der KiGGS,
welcher zur Beschreibung von Wohlbefinden die diesem
Begriff inhaltlich sehr ähnliche Kategorie der (gesund-
heitsbezogenen) Lebensqualität verwendet. Danach zei-
gen Kinder (laut Selbstauskunft wie auch nach Eltern-
angaben) mit höheren sozialen Status eine höhere
generelle Lebensqualität als Kinder aus Familien mit ei-
nem mittleren oder niedrigen Sozialstatus. Die aktuellen
Kinderstudien (Alt 2008, LBS-Kinderbarometer 2007,
World Vision Studie 2007) kommen aufgrund der jeweils
befragten Kinder zu dem Ergebnis, dass die überwie-
gende Mehrheit der Kinder ihre Familie und ihre Umwelt
positiv bewerten. „Vor dem Hintergrund, dass jedes
fünfte Kind in prekären Verhältnissen aufwächst, ist ein
Prozentsatz von 96 Prozent glücklicher Kinder schwer
nachvollziehbar. Es zeigt sich, (…) wie groß das Vermö-
gen, aber auch das Potenzial der Kinder ist, aus allem das
Beste machen zu können. Wenn wir es lernen, sie darin
besser zu verstehen, können wir sie dabei künftig besser
unterstützen“ (Alt 2008a).
Bei den 7- bis 10-Jährigen verfügen Kinder mit Migra-
tionshintergrund nach Angaben ihrer Eltern über eine
geringere gesundheitsbezogene Lebensqualität als
Gleichaltrige ohne Migrationshintergrund. Auch verhal-
tensauffällige Kinder und Kinder, die häufig unter
Schmerzen leiden, weisen eine geringere gesundheitsbe-
zogene Lebensqualität auf als Mädchen und Jungen




Mädchen: Kopfschmerzen (zunehmend zwischen 
etwa 34 und 41 %), 
Bauchschmerzen 
(abnehmend zwischen etwa 44 und 39 %)
Jungen: Bauchschmerzen abnehmend zwischen 
etwa 32 und 25 %; Kopfschmerzen zunehmend 
zwischen etwa 30 % (7 Jahre) 
25 % (8 Jahre) und 
37 % (10 Jahre) 
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Vermutlich steht das Ausmaß gesundheitsbezogener Le-
bensqualität auch in Zusammenhang mit bestimmten As-
pekten des familiären Zusammenlebens, die entschei-
dende Ressourcen für Heranwachsende darstellen und die
Effekte von Risikobedingungen wie Stress abmildern hel-
fen. Zu diesen Ressourcen zählen ein offenes, unterstüt-
zendes Erziehungsklima, das gekennzeichnet ist durch
Zuwendung, Wärme und Unterstützung der Eltern im
Hinblick auf ihr Kind, Wahrnehmung von dessen subjek-
tiven Bedürfnissen, eine offene Kommunikation und
Achtung seiner Einstellungen, aber auch durch elterliche
Konsequenz. Kinder und Jugendliche mit solchen Erfah-
rungen verfügen über eine hohe soziale Kompetenz, ha-
ben gute schulische Leistungen und weniger emotionale
und Verhaltensprobleme. Weitere wichtige Schutzfakto-
ren für die kindliche Entwicklung liegen in einem positi-
ven familiären Zusammenhalt, verstanden als das
Ausmaß an emotionaler Verbundenheit und Loyalität
zwischen den Familienmitgliedern sowie ein hohes Aus-
maß an gemeinsam verbrachter Zeit bei gleichzeitigem
Zugeständnis von genügend Autonomie des Kindes zur
Gestaltung von Freundschaften und Aktivitäten außerhalb
der Familie (Sheridan u. a. 2006).
Das Interesse der Eltern an ihrem Kind hat vor allem Ein-
fluss auf dessen schulischen Bildungserfolg. Durch aktive
Beteiligung der Eltern am schulischen Geschehen wird
dem Heranwachsenden eine wertschätzende Haltung ge-
genüber der Schule vermittelt. Daraus resultieren ein re-
gelmäßiger Schulbesuch, weniger Verhaltensprobleme,
eine Verbesserung der Arbeitshaltung in der Hausaufga-
bensituation und eine Steigerung der Schulleistungen
(Christenson/Sheridan 2001).
Verfügen die Eltern über ein positives Bewältigungsver-
halten im Umgang mit Stress und schwierigen Lebens-
situationen, kann dies für Kinder und Jugendliche Vor-
bildfunktion für die Entwicklung einer realistischen
Sichtweise der eigenen Person und der sozialen Umwelt
haben (Werner/Smith 2001).
7.2.6 Psychische Gesundheit und 
Verhaltensauffälligkeiten
Im KiGGS wurden Verhaltensauffälligkeiten anhand ei-
nes Eltern-Fragebogens erfasst, jedoch ganz überwiegend
keine Diagnosen erfragt. Daher müssen die nachfolgend
dargestellten Zahlen vorsichtig und nicht im Sinne kon-
kreter Prävalenzschätzungen, sondern eher als Risiko-
gruppenidentifizierung interpretiert werden (Hölling u. a.
2007). Unter psychischen Auffälligkeiten werden hier
emotionale Probleme (Ängste, Depression) sowie Pro-
bleme im Umgang und Zusammenleben mit anderen
(d. h. aggressives, dissoziales, hyperaktives Verhalten)
verstanden. Die Ergebnisse weisen darauf hin, dass die
überwiegende Mehrheit der Kinder in der Altersgruppe
von 6 bis 12 Jahren in Deutschland keine Symptome von
Verhaltensauffälligkeiten zeigt (vgl. Tab. 7.6). Dennoch
werden Verhaltensauffälligkeiten für die Altersgruppe der
7- bis 10-Jährigen von den Eltern deutlich häufiger
angegeben als für Kinder im Vorschulalter und für 14- bis
17-Jährige (vgl. Abb. 7.1).
Abb i l d u n g  7.1 
Psychische und Verhaltensauffälligkeiten (Ausprägung „auffällig“) der 3- bis 17-Jährigen 
(Prävalenzen in Prozent)
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Tab e l l e  7.6 
Auswertung des SDQ-Gesamtproblemwertes zu 
psychischen und Verhaltensauffälligkeiten 
bei 7- bis 10-Jährigen (Elternangaben; 
Prävalenzen in Prozent)52
Quelle: Hölling u. a. 2007 MH: Migrationshintergrund; ST: sozialer Sta-
tus
Besonders auffällig ist die hohe Rate der Kinder mit Mi-
grationshintergrund und mit niedrigem Sozialstatus, de-
ren Eltern über Symptome von Verhaltensauffälligkeiten
berichten. Dabei könnten diese erhöhten Werte zum Teil
auch durch negative Selbst- und Fremdzuschreibungen
bedingt sein. Gleichzeitig liegen für Kinder mit Migra-
tionshintergrund seltener ADHS-Diagnosen vor (vgl.
Kap. 7.2.7), und auch der von den Eltern angegebene be-
sondere Versorgungsbedarf (vgl. Kap. 7.2.1) ist geringer.
Beides deutet darauf hin, dass Familien mit Migrations-
hintergrund seltener Zugang zu (adäquaten) medizini-
schen, therapeutischen und Kinder- und Jugendhilfe-
Angeboten finden, oder aber Lebhaftigkeit und Bewe-
gungsbedürfnisse kulturell unterschiedlich bewertet wer-
den (Leuzinger-Bohleder u. a. 2007).
Insgesamt sind Jungen in diesem wie in jedem anderen
Alter stärker von Verhaltensauffälligkeiten betroffen als
Mädchen. Bei einer Unterscheidung nach Problemlagen
fällt jedoch auf, dass Jungen und Mädchen annähernd
gleich mit emotionalen Problemen belastet sind, während
die Jungen stärker als Mädchen Probleme im Umgang
und Zusammenleben mit anderen haben (vgl. Tab. 7.7,
die eine differenzierte Darstellung der einzelnen Pro-
blembereiche gibt, die als gewichtete Subskalen in die in
Tabelle 7.6 dargestellten Gesamtwerte der psychischen
Auffälligkeiten einfließen).
Auch Tabelle 7.7 stellt keine konkreten Prävalenzen psy-
chischer Auffälligkeiten dar, sondern gibt Hinweise auf
Risikogruppen in den einzelnen Bereichen der psychi-
schen Gesundheit.
Ta b e l l e  7.7
Psychische und Verhaltensauffälligkeiten sowie 
prosoziales Verhalten bei 6- bis 12-Jährigen 
(Elternangaben; Prävalenzen in Prozent)53 
Quelle: Hölling u. a. 2007; ST = Sozialer Status, MH: Migrationshinter-
grund
Befunde
Gesamt psychisch unauffällig: 
82,6 % 
grenzwertig auffällig: 8,4 % 
auffällig: 9,0 % 
Geschlecht Jungen: 21,6 % 
Mädchen: 13,0 %
Migrationshintergrund mit MH: 23,6 % 
ohne MH: 16,4 %
Sozialstatus niedriger ST: 28,5 %
mittlerer ST: 15,4 %
hoher ST: 10,0 %
52 Die Daten für auffälliges und grenzwertiges Verhalten wurden ab der






Jungen: 18,6 % 
Mädchen: 18,0 %
mit MH: 20,1 % 
ohne MH: 18,0 %
niedriger ST: 26,0 % 
mittlerer ST: 16,9 % 





Jungen: 35,2 % 
Mädchen: 24,4 %
mit MH: 35,4 % 
ohne MH: 28,9 %
niedriger ST: 41,4 %
mittlerer ST: 27,2 %
hoher ST: 22,7 %
Hyperaktivitätsprobleme gesamt: 17,9 %
Jungen: 23,2 % 
Mädchen: 12,2 %
mit MH: 20,7 % 
ohne MH: 17,3 %
niedriger ST: 25,4 %
mittlerer ST: 17,7 %
hoher ST: 10,7 %
Probleme im Umgang mit 
Gleichaltrigen
gesamt: 21,2 %
Jungen: 24,2 % 
Mädchen: 17,9 %
mit MH: 36,3 % 
ohne MH: 18,4 %
niedriger ST: 32,4 %
mittlerer ST: 18,4 %





Jungen: 11,0 % 
Mädchen: 6,1 %
mit MH: 10,0 % 
ohne MH: 8,3 %
niedriger ST: 10,2 %
mittlerer ST: 8,7 %
hoher ST: 6,9 %
53 Prosoziales Verhalten gehört zu den psychischen Stärken und wird
durch die Items „nett zu anderen Menschen sein“, „Bereitschaft zu
teilen“, „hilfsbereit sein“, „nett zu Jüngeren sein“ und „Anderen oft
freiwillig helfen“ erfasst.
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Ein überwiegend sozial angemessenes, positives Verhal-
ten führt dazu, dass Kinder und Jugendliche von ihrer so-
zialen Umwelt vermehrt als angenehm im Kontakt erlebt
werden. Dies erhöht die Wahrscheinlichkeit für stabile
Kontakte zu den unterschiedlichsten Bezugspersonen in





(ADHS/ ADS) sind chronisch verlaufende psychische
Störungen und durch ein durchgängiges Muster der
Kernsymptome Unaufmerksamkeit (Aufmerksamkeits-
störungen, Ablenkbarkeit), Hyperaktivität (motorische
Unruhe) und Impulsivität gekennzeichnet. Im KiGGS
wurden die Eltern danach gefragt, ob ihr Kind jemals
eine professionelle ADHS-Diagnose erhalten habe. Dies
traf im Vorschulalter für 1,5 Prozent aller Kinder zu. Mit
dem Schuleintritt erhöht sich diese Rate deutlich. Dabei
ist allerdings kritisch zu hinterfragen, wieweit wenig
kindgerechte Verhältnisse in der Schule diese Diagnose
begünstigen und wieweit diese wirklich immer fundiert
gestellt wird (vgl. Köttgen 2007). Bei den 11 bis 13-Jäh-
rigen wird am häufigsten ADHS diagnostiziert (Schlack
u. a. 2007); Auswertungen auf der Basis von Kranken-
versichertendaten geben einen Näherungswert von
500 000 der unter 18-Jährigen mit ADHS in
Deutschland an (KKH 2008). Jungen sind in allen Al-
tersgruppen deutlich häufiger betroffen als Mädchen
(Schlack u. a. 2007). Für Kinder aus Familien mit Mi-
grationshintergrund wurde seltener eine solche Diagnose
gestellt als für Kinder ohne Migrationshintergrund, je-
doch werden bei ihnen häufiger Verdachtsfälle54 festge-
stellt (vgl. Tab. 7.8).
Ta b e l l e  7.8
Aufmerksamkeitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörung 
bei 7- bis 10-Jährigen
Quelle: Schlack u. a. 2007; ST = Sozialer Status, MH: Migrationshinter-
grund
In der Genese von ADHS wird eine multikausale, bio-
psychosoziale Perspektive angenommen. Als prädis-
ponierende Faktoren auf der biologischen Ebene gelten
genetische Ursachen und organische Risikofaktoren (z. B.
Frühgeburtlichkeit; Huss 2008). Erschwerende psychoso-
ziale Umstände (z. B. gewaltgeprägtes Erziehungsver-
halten, psychische Erkrankung der Eltern, soziale Ab-
lehnung in der Schule durch Lehrer/Gleichaltrige)
bewirken einen ungünstigen Einfluss auf den Störungs-
verlauf (Gadow 2007). Kinder mit früh im Entwick-
lungsverlauf auftretenden ADHS/ADS-Symptomen
haben ein beträchtliches Risiko für fortgesetzte Verhal-
tensprobleme, schlechte Schulleistungen, delinquente
Verhaltensformen und eine eingeschränkte allgemeine
Lebensqualität (Beelmann/Raabe 2007; Huss 2008;
Mattejat u. a. 2005; Schmeck 2004; Vloet u. a. 2006);
daher sind eine frühe Identifikation mehrfach problem-
belasteter Kinder und vor allem frühe Hilfen von gesell-
schaftlichem Interesse.
54 Bei den Verdachtsfällen liegt keine ärztlich/psychologisch gestellte
Diagnose vor; jedoch können anhand der von den Eltern berichteten
Verhaltensprobleme Verdachtsfälle identifiziert werden.
Befunde
Kinder mit manifester 
Diagnose
gesamt: 5,3 %
Jungen: 8,7 %; 
Mädchen: 1,9 %
niedriger ST: 7,3 % 
hoher ST: 3,4 %
mit MH: 2,9 %; 
ohne MH: 5,7 %
Verdachtsfälle aufgrund 
ausgewählter Symptome
Jungen: 8,0 %; 
Mädchen: 4,8 %
Niedriger ST: 10,7 % 
Hoher ST: 4,1 %
Mit MH: 8,1 %; 
ohne MH: 6,2 %
Exkurs 7.2 Psychopharmaka bei Kindern und Jugendlichen
Die Therapie mit Psychopharmaka ist bei speziellen Symptomen und Erkrankungen im Kindes- und Jugendalter Teil
eines mehrere Ebenen umfassenden Behandlungskonzeptes, das auch begleitende psychotherapeutische Behandlun-
gen und Ansätze im sozialen Nahraum einschließt – oder zumindest sollte es so sein. Dies gilt im Besonderen für
ADHS, aber auch für Angsterkrankungen und depressive Störungen (Gerlach/Wewetzer 2008). Die Verordnungszah-
len für auf das Nervensystem wirkende Arzneimittel steigen in den letzten Jahren kontinuierlich (Glaeske/Janhsen
2007). Laut den Erhebungen des KiGGS gehören diese Medikamente mit 7,9 Prozent zu den am häufigsten an-
gewandten Medikamenten bei unter 18-Jährigen (Knopf 2007). Insbesondere im Zusammenhang mit der Verordnung 
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von Psychostimulanzien55 des Wirkstoffs Methylphenidat (Handelsname: z. B. Ritalin® oder Medikinet®) bei ADHS
ist das Thema ins öffentliche Bewusstsein gelangt. Die Verordnungen von Methylphenidat haben im Laufe des letzten
Jahrzehnts in Deutschland drastisch zugenommen (vgl. Abb. 7.2), und Experten befürchten derzeit eine Über-, Unter-
und Fehlversorgung bei Heranwachsenden (Fegert u. a. 2002; Kölch u. a. 2008b). Vor allem in der Altersspanne zwi-
schen 7 bis unter 14 Jahren stehen Psychostimulanzien auf vorderen Plätzen der Verordnungs- und Ausgabezahlen im
Jahr 2007, wobei sie in der Altersgruppe der 11- bis 14-Jährigen an der Spitze der Verordnungen noch vor Präparaten
gegen Erkältungskrankheiten liegen (Janhsen 2008). Die folgende Abbildung zeigt die Zunahme des Verbrauchs me-
thylphenidathaltiger Arzneimittel in den letzten Jahren.
Abb i l d u n g  7.2
Erwerb von Methylphenidat durch Apotheken in Form 
von Fertigarzneimitteln
Quelle: Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte, BfArM 2008
Nach Döpfner (2008) bewirkt die Gabe von Methylphenidat bei der überwiegenden Mehrheit der Betroffenen ei-
nen Rückgang der beobachtbaren Symptome, ohne aber eine physische oder psychische Abhängigkeit der Betrof-
fenen von diesem Wirkstoff zu erzeugen. Problematisch können jedoch Gewöhnungseffekte im Sinne einer schuli-
schen Leistungssteigerung (Sahakian/Morein-Zamir 2007) oder der Erwerb einer Tendenz, Probleme durch
Medikamenteneinnahme lösen zu wollen, sein. Insbesondere das weite Spektrum der methylphenidathaltige Medi-
kamente verordnenden Ärztinnen und Ärzte (neben Fachärzten für Kinder- und Jugendmedizin/-psychiatrie sind
dies auch in zunehmendem Maße Allgemeinmediziner und Internisten) gibt der Vermutung Nahrung, dass oft
leichtfertig (evtl. auf Drängen von Eltern oder anderen Bezugspersonen) versucht wird, mit methylphenidathalti-
gen Arzneimitteln eine Verbesserung der „Auffälligkeiten“ von Heranwachsenden herzustellen, ohne dass eine
ausreichende Diagnose vorliegt. Zudem sind die langfristigen Konsequenzen der Therapie bisher nicht genau ab-
schätzbar (Fegert u. a. 2002). Zu berücksichtigen ist auch die Gefahr einer „Medizinalisierung sozialer Probleme“
durch Medikamentengaben als Pseudo-Problemlösung (Leuzinger-Bohleber u. a. 2007, Köttgen 2007), die sich
auch die Heranwachsenden zueigen machen.
55 Psychostimulanzien sind pharmakologische Substanzen, die durch eine direkte Beeinflussung des Zentralnervensystems Erleben und Verhalten be-
einflussen können. Bei gesunden Menschen wirken Psychostimulanzien psychisch anregend und können den Antrieb steigern. Bei Menschen mit
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7.2.8 Angststörungen
Die Mehrzahl der Mädchen und Jungen erlebt im Ver-
laufe ihrer Entwicklung ein bestimmtes Ausmaß an
Angst. Meistens sind diese Ängste relativ gering, auf eine
Altersphase bezogen, von passagerer Natur und stehen in
einer engen Beziehung zur geistigen Entwicklung der
Kinder (Essau u. a. 2003). Von daher werden Ängste erst
dann als klinisch bedeutsam eingeordnet, wenn diese aus-
geprägte und dauerhafte Beeinträchtigungen für den He-
ranwachsenden beinhalten, unabsehbar eine altersent-
sprechende Entwicklung hemmen oder Probleme im
sozialen Nahraum (z. B. Familie, Schule etc.) bewirken
(Schneider 2003a).
Ta b e l l e  7.9 
Auftretenshäufigkeit von Angststörungen 
bei 7- bis 10-jährigen Kindern 
(Auskunft der Eltern, Angaben in Prozent)56
Quelle: Ravens-Sieberer u. a. 2007b; ; ST = Sozialer Status
Es wird eine multifaktorielle Genese von Angsterkran-
kungen angenommen. Als Risiko gelten dispositionell-
genetische Ursachen (z. B. Überängstlichkeit) in Wech-
selwirkung mit angstverstärkenden Faktoren im sozialen
Nahraum (z. B. inkonsistentes elterliches Erziehungsver-
halten, Gewalterfahrungen mit z. T. traumatisierenden
Folgen; Blanz/Schneider 2008; Schneider 2003b).
Angststörungen sind für Kinder eine folgenreiche Belas-
tung, führen sie doch nicht selten zu drastischen Beein-
trächtigungen in der Schule (z. B. Vermeidung des Schul-
besuchs) und im Kontakt mit Gleichaltrigen.
7.2.9 Entwicklungsstörungen schulischer 
Fertigkeiten
Entwicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten umfas-
sen die Lese-Rechtschreibstörung (Legasthenie), die Re-
chenstörung (Dyskalkulie) und eine Kombination beider
Störungsbilder. Die Lese-Rechtschreibstörung ist defi-
niert als umschriebene Beeinträchtigung des Erlernens
von Lesen und Rechtschreibung (Warnke/Schulte-Körne
2008); Rechenstörungen umfassen spezifische Beein-
trächtigungen des Rechnens (z. B. Schwierigkeiten bei
grundlegenden mathematischen Operationen) und der
Zahlenverarbeitung (von Aster 2008). Kinder mit Ent-
wicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten grenzen sich
von lernbehinderten Kindern durch eine normale Intelli-
genz und fehlende Sinnesschädigung/neurologische
Grunderkrankung ab. Im deutschsprachigen Raum
schwanken die Angaben zu Lese-Rechtschreibstörung
zwischen 4 bis 5 Prozent und zu Rechenstörungen zwi-
schen 3 bis 6 Prozent (Blanz u. a. 2007; Schulte-Körne/
Remschmidt 2003). Jungen sind gegenüber Mädchen
häufiger von der Lese-Rechtschreibstörung betroffen,
während unter der Rechenstörung beide Geschlechter in
gleichem Ausmaß leiden. Tritt eine Rechenstörung hinge-
gen zusammen mit einer Lese-Rechtschreibstörung auf,
sind deutlich mehr Jungen hiervon betroffen (von Aster
u. a. 2007; Warnke/Plume 2008). Bezüglich der Häufig-
keit von Entwicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten
gibt es keine sozialen Statusunterschiede.
Als ursächlich für die Entstehung von Entwicklungsstö-
rungen schulischer Fertigkeiten werden genetische Ein-
flüsse, Aufmerksamkeitsstörungen, Beeinträchtigungen
in der visuell-räumlichen Wahrnehmung und auditorisch-
sprachlichen Informationsverarbeitung angenommen.
Psychosoziale Einflüsse (z. B. spracharmes häusliches
Milieu) und Merkmale des Schulunterrichts beeinflussen
die Entwicklung, können aber allein nicht die Entstehung
erklären (Blanz u. a. 2007; Warnke/Schulte-Körne 2008).
Verlaufsuntersuchungen zeigen, dass Störungen des Le-
sens/Rechtschreibens und des Rechnens über den Ent-
wicklungsverlauf sehr stabil sind. Sie werden aufgrund
Befunde
gesamt 9,3 %
Geschlecht Mädchen: 10,0 % 
Jungen: 10,1 %
Wohnregion Ost: 9,7 %
West: 10,1 %
sozialer Status niedriger ST: 12,9 %
mittlerer ST: 10,1 %
hoher ST: 8,0 %
56 Daten zu Angststörungen bei Kindern und Jugendlichen sind nicht
mit dem KiGGS, sondern mit der an KiGGS angelehnten Bella-Stu-
die ermittelt worden. Neben Angststörungen erhebt die Bella-Studie
Daten zur Auftretenshäufigkeit von psychischen Auffälligkeiten und
Störungen (Depressivität, Hyperaktivität, Störungen des Sozialver-
haltens) bei Kindern und Jugendlichen.
Von besonderer Problematik der Medikamentengabe an Kinder und Jugendliche in Deutschland ist zudem, dass viele
Arzneien für diese Altersgruppe nicht exakt geprüft sind, Dosisangaben und Hinweise auf mögliche Wechselwirkun-
gen nicht vorliegen (z. B. gibt es trotz der Verwendung von Methylphenidat seit den 1940er-Jahren kaum Studien
über dessen genauen Wirkmechanismus und Spätfolgen; Fegert u. a. 2002). Viele Mittel (z. B. Antidepressiva), die
eigentlich für Erwachsene bestimmt sind, sind aber auch für Kinder und Jugendliche unverzichtbar (Richter-
Kuhlmann 2008). Andererseits ist kritisch anzumerken, dass methylphenidathaltige Arzneien in Deutschland nur für
die Altersgruppe der unter 18-Jährigen vom Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) zugelas-
sen sind; aufgrund des chronischen Verlaufs der Krankheit können deshalb (junge) Erwachsene Schwierigkeiten mit
einer angemessenen Medikamentenversorgung haben.
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der schulischen Anforderungen meist erst in der Schule
sichtbar, haben aber Vorläufer, die sich bereits im Kinder-
gartenalter zeigen (z. B. Schwierigkeiten in der visuell-
räumlichen Wahrnehmung). Mit diesen Störungen gehen
des Öfteren weitere Störungen (z. B. ADHS) einher, zum
anderen können Auffälligkeiten wie z. B. Delinquenz in
der Folge von Entwicklungsstörungen schulischer Fertig-
keiten in nachfolgenden Lebensphasen auftreten und
schulisches Versagen begünstigen, das sich wiederum in
einem geringen Selbstwertgefühl, zuweilen auch in dep-
ressiven Verstimmungen und aggressiven Verhaltens-
weisen niederschlagen kann. Dadurch sind die weitere
Schulkarriere sowie die Beziehungen zu Gleichaltrigen
gefährdet. Die auch durch negative Etikettierung von be-
troffenen Mädchen und Jungen mitbedingten Eingliede-
rungsprobleme im schulischen Bereich führen zudem
nicht selten zu niedrigen Bildungs- und Berufsausbil-
dungsabschlüssen und einer erhöhten Arbeitslosenrate im
Erwachsenenalter (Blanz u. a. 2007).
Dagegen haben gute Intelligenz/sprachliche Ausdrucks-
möglichkeiten und schulische Kompetenz einen Schutz-
faktoreneffekt für risikobelastete Heranwachsende. Die-
ser Effekt nimmt mit steigendem Alter zu und ist
dementsprechend im Jugendalter größer als in der Klein-
kindphase. Kinder und Jugendliche mit diesen Ressour-
cen schätzen kritische Lebensereignisse meist angemes-
sen ein und verwenden zahlreiche und flexible
Bewältigungsstrategien im Alltag und in spezifischen
Notlagen (Werner 2007). Zudem erfahren Kinder und Ju-
gendliche mit diesen Fähigkeiten viel Unterstützung von
Gleichaltrigen und Lehrern.
7.2.10  Körperlich-sportliche Aktivität
Sportliche Aktivität und Bewegung sind eine Vorausset-
zung für ein gesundes Aufwachsen und gehören zu den
zentralen Präventionsmaßnahmen, die einer Vielzahl von
Krankheiten, (z. B. Bluthochdruck, Herz-Kreislauf-
erkrankungen, Störungen des Bewegungsapparates) vor-
beugen können. Bewegung fördert den Stressabbau, un-
terstützt die psychische Gesundheit und trägt zur
Stärkung der personalen und sozialen Ressourcen bei.
Sportliche Aktivität und Bewegung gehören neben Fern-
sehen zu den beliebtesten Freizeitaktivitäten von Kindern
(Zerle 2007). Spezielle sportliche Talente und Interessen
wirken sich bei Kindern und Jugendlichen mit bestehen-
den Belastungen risikomildernd aus, da die hierdurch er-
fahrene (soziale) Anerkennung förderlich für die Ent-
wicklung von Selbstwertgefühl und Selbstwirksamkeit ist
(Werner/Smith 2001). Die Ergebnisse des KiGGS zeigen,
dass das Kindesalter ein Lebensabschnitt „in Bewegung“
ist (vgl. Tab. 7.10).
Allerdings sind Kinder mit niedrigem Sozialstatus und
Mädchen mit Migrationshintergrund am wenigsten kör-
perlich-sportlich aktiv: Für deutlich mehr Mädchen mit
Migrationshintergrund (16 Prozent) als für deutsche Mäd-
chen (6 Prozent) wird angegeben, dass sie nur unregelmä-
ßig oder gar nicht Sport treiben. Dagegen sind Jungen mit
Migrationshintergrund (24 Prozent) häufiger an sechs bis
sieben Tagen/Woche sportlich aktiv als einheimische
deutsche Jungen (15 Prozent; Leven/Schneekloth 2007;
vgl. Tab. 7.10).
Ta b e l l e  7.10
Körperlich-sportliche Aktivität 
bei 7- bis 10-Jährigen
Quelle: Lampert u. a. 2007 (7 bis 10 Jahre); Leven/Schneekloth 2007
(8 bis 11 Jahre); ST = Sozialer Status; Differenzen aufgrund von Run-
dungseffekten
Auch im LBS-Kinderbarometer 2007 bilden sportliche
Betätigungen von Kindern einen wichtigen Fragenkom-
plex. Insgesamt machen mehr als zwei Drittel der Befrag-
ten des LBS-Kinderbarometers 2007 einmal oder mehr-
mals die Woche Sport in einem Verein, 29 Prozent jedoch
gar nicht. Mädchen beteiligen sich seltener am Vereins-
sport als Jungen. Auch Kinder mit Migrationshinter-
grund, Kinder Alleinerziehender und Kinder, deren Fami-
lien von Arbeitslosigkeit betroffen sind, sowie Kinder, die
sich für zu dick halten, sind seltener im Sportverein aktiv.
Zudem lässt sich ein Zusammenhang mit weiteren ge-
sundheitsfördernden Aspekten herstellen: Kinder, die
häufiger Vereinssport betreiben, sind auch häufiger mit
den Eltern gemeinsam sportlich aktiv, frühstücken auch
öfter (regelmäßig) vor der Schule, und zudem achten die
Eltern vermehrt auf eine gesunde Ernährung.
Zudem geben 83 Prozent der Kinder im LBS-Kinderbaro-
meter 2007 an, einmal bis mehrmals in der Woche aus
Spaß sportlich aktiv zu sein (z. B. Fahrrad fahren). Auch
hier sind die Werte für Mädchen und Kinder mit Migra-
tionshintergrund geringer, und auch hier gibt es einen
positiven Zusammenhang mit sportlichen Aktivitäten ge-
meinsam mit ihren Eltern sowie mit gesunder Kinder-
ernährung.
Im bundesweiten Durchschnitt hat nur knapp ein Viertel
(24 Prozent) der Kinder (sehr) oft Gelegenheit, gemein-
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Drucksache 16/12860 – 116 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Mehrheit (56 Prozent) hingegen nur selten bis manchmal,
und immerhin 21 Prozent nie. Dabei scheint dem Alter
eine wichtige erklärende Rolle zuzukommen, denn mit
steigendem Alter des Kindes ist ein Rückgang der ge-
meinsamen sportlichen Aktivitäten zu verzeichnen (LBS
Initiative Junge Familie/Deutscher Kinderschutzbund
2007).
Mit steigendem Alter von Heranwachsenden nimmt nicht
nur die Häufigkeit der sportlichen Aktivitäten gemeinsam
mit Eltern ab, sondern auch der gesamten körperlich-
sportlichen Aktivität (Lampert u. a. 2007). Die bereits im
Kindesalter beobachtete Tendenz, dass Heranwachsende
mit einem niedrigen Sozialstatus sowie Mädchen mit ei-
nem Migrationshintergrund zu einer Risikogruppe gehö-
ren, die sich weniger als einmal in der Woche körperlich
betätigt, setzt sich auch im Jugendalter fort (ebd.).
7.3 Zusammenfassung
Kinder im Alter von 6 bis 12 Jahren machen mit dem Ein-
tritt in die Schule eine Vielzahl von neuen Erfahrungen.
Sie werden damit konfrontiert, dass ihr Leben nun zumin-
dest teilweise den Gesichtspunkten der Zukunfts-, Leis-
tungs- und Zeitnutzungsorientierung unterworfen wird.
Auf der anderen Seite ist die Schule ein zentraler Treff-
punkt für die Gleichaltrigen ihres sozialen Nahraums.
Vielfältige Möglichkeiten und Anlässe, Gleichaltrige
kennen zu lernen, neue Freunde zu finden und gemein-
same Interessen zu verwirklichen sind damit ebenso ver-
bunden wie die gegenseitige Unterstützung im Umgang
mit schulischen Herausforderungen. Schulische Anforde-
rungen wirken sich auch auf den Freizeitbereich von Kin-
dern aus; die Zeit für das „einfach nur Kind sein“ wird
immer knapper (und kostbarer). Angesichts dieser gestie-
genen Anforderungen reagieren diejenigen Mädchen und
Jungen, denen kaum kompensatorischen Ressourcen zur
Verfügung stehen, verstärkt mit diffusen Stresssympto-
men sowie mit emotionalen und Verhaltensauffälligkei-
ten. Entwicklungsstörungen schulischer Fertigkeiten und
bestehende chronisch-somatische Erkrankungen können
diese Belastungen noch wesentlich erhöhen, wenn es im
sozialen Umfeld an Ressourcen und an kompensatori-
scher Unterstützung mangelt. Dies kann sich ungünstig
auf die schulische Leistungsfähigkeit der betroffenen Jun-
gen und Mädchen auswirken.
Kinder mit Behinderung werden im Schulalter zuneh-
mend vor besondere Herausforderungen gestellt: Die
Erfahrung wachsender Mobilität ist ihnen oft verwehrt,
ihre sozialen Kontakte werden durch die Abhängigkeit
von Erwachsenen, aber auch durch die immer noch über-
wiegende Sonderbeschulung bestimmt. Dies führt zu
deutlichen Einschränkungen in ihrer Weltaneignung. An-
gesichts der Probleme von benachteiligten Mädchen und
Jungen wird in jüngster Zeit zunehmend eine inklusive
Beschulung in einer „Schule für alle“ angestrebt, die mit
den jeweils individuell besten Förderkonzepten den Ver-
schiedenheiten von Kindern mit Behinderung, mit Migra-
tionshintergrund oder auch mit Verhaltensauffälligkeiten
besser genügen kann.
7.4 Fazit
Die Lebens- und Lernwelten von Kindern im Grund-
schulalter bleiben nicht unbeeinflusst von gesellschaftli-
chen Entwicklungen wie eine Zunahme von Leistungs-
orientierung und Effizienzstreben, zudem sind viele
Kinder betroffen von Einschränkungen individueller Frei-
heiten und der Verwirklichung eigener Handlungsmög-
lichkeiten. Um sich aber zu gesunden Mitgliedern der
Gesellschaft zu entwickeln, brauchen Kinder Lebens- und
Lernbedingungen, welche ihnen das in der UN-Kinder-
rechtskonvention verbürgte Grundrecht auf ein gesundes
Aufwachsen ermöglichen.
Kinder brauchen unabhängig davon, ob sie gesund, chro-
nisch krank oder behindert sind, Bewegungs-, Erfah-
rungs- und Bildungsräume, in denen sie sich ihre Lebens-
welt aneignen und diese aktiv mitgestalten können.
Kinder brauchen innerhalb des Bildungssystems Lebens-
und Lernbedingungen, in denen sie sich mit ihren Kom-
petenzen bewähren können und in denen gesundheitliche
Risiken und gesundheitsbezogene Aussonderung (z. B.
von Kindern mit Behinderungen auf Förderschulen) mög-
lichst ebenso wenig eine Rolle spielen wie Faktoren, die
die Lernfreude senken (z. B. große Klassen, mangelnde
persönliche Zuwendung von Lehrkräften) und zu gesund-
heitlichen Belastungen (z. B. Entstehung von Schulangst,
Vermeidung des Schulbesuchs) führen können. Zudem
brauchen Schulkinder Rahmenbedingungen, welche ihre
Möglichkeiten zum sozialen Lernen unterstützen.
Soziales Lernen innerhalb der Schule, aber auch in Kon-
texten der non-formalen und informellen Bildung, ermög-
licht es gesunden, aber auch kranken und behinderten
Mädchen und Jungen, Freundschaften und befriedigende
Beziehungen zu anderen Menschen einzugehen. Kinder
brauchen hierzu Rahmenbedingungen ohne diesbezügli-
che Barrieren (z. B. finanzielle Ressourcen, Erreichbar-
keit von Bildungsorten etc.), die einen negativen Einfluss
auf ihre gesundheitsbezogene Lebensqualität haben kön-
nen.
8 Kinder und Jugendliche von zwölf bis 
unter achtzehn Jahren
8.1 Gesundheitsrelevante Entwicklungs-
themen: den Körper spüren, Grenzen 
suchen, Identität finden
Jugend im Sinne des Wortes verstanden als eine eigen-
ständige Lebensphase, die die Heranwachsenden beider
Geschlechter und aller sozialen Klassen und Milieus um-
fasst, ist ein historisch vergleichsweise junges Phänomen,
das erst im 20. Jahrhundert seine heute vertraute Form an-
nahm. Dabei war und ist bis in die Gegenwart hinein das
Verständnis von Jugend immer auch durchzogen von sich
wandelnden Erwartungen an Jugendliche und von gesell-
schaftlichen Normierungen einerseits und andererseits
tief greifenden Umgestaltungen der Selbstwahrnehmun-
gen und Auseinandersetzungsprozesse aufseiten der Ju-
gendlichen selbst, die sich nicht zuletzt auch auf die
Aspekte Gesundheit und Sexualität beziehen. Ihren Nie-
derschlag finden die öffentlichen Erwartungen in vielfäl-
tigen Formen. Neben weithin akzeptierten Moralvorstel-
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lungen finden derartige Erwartungen ihren Niederschlag
u. a. in den institutionellen Arrangements (z. B. im Aufbau
der Lehrpläne und den schulischen Didaktiken) und den
gesetzlichen Vorgaben und Verordnungen (z. B. in Bezug
auf Strafmündigkeit, Geschäftsfähigkeit, Jugendschutz
etc.). Jugendlichen begegnen sie in Form konkreter, mehr
oder weniger alltäglich erfahrbarer Erwartungen.
Ein kleine historische Reminiszenz mag dies verdeutli-
chen: Als 1906 Wedekinds Drama „Frühlings Erwachen –
Eine Kindertragödie“ erstmals in den Berliner Kammer-
spielen aufgeführt wurde, gab es einen Skandal. Die öffent-
liche Inszenierung pubertärer Krisen galt als obszön. Hun-
dert Jahre später scheint das Thema Pubertät offenbar noch
immer und erneut die öffentliche Diskussion und die Me-
dien zu beschäftigen.57 Nun geht es nicht mehr um Ver-
botsforderungen, sondern es dominiert die Information und
Aufklärung. Pubertät bzw. Adoleszenz und damit weite
Teile der Jugendphase erscheinen dabei nicht nur als eine
Phase schnellen körperlichen Wachstums und tief greifen-
der Veränderungen, sondern für alle Beteiligten auch als et-
was mitunter sehr Krisenhaftes und Verunsicherndes, sogar
Rätselhaftes und aus der Sicht der Erwachsenen vor allem
als mit den üblichen pädagogischen, auf Einsicht und Ver-
nunft setzenden Mitteln kaum Beeinflussbares.
Doch es sind nicht nur gesellschaftliche Erwartungen und
Bilder von Jugend, die an dieser Stelle eine Rolle spielen.
Neben den biologisch bedingten Veränderungen muss vor
allem auf die sozioökonomischen und kulturellen Rah-
menbedingungen und verfügbaren Ressourcen einerseits
sowie die individuellen Muster der Lebensführung bzw.
der Bewältigung des Alltags andererseits hingewiesen
werden. Dazu gehört es auch, mit den größeren eigenen
Handlungsspielräumen und den vielfältigen neuen Ein-
drücken und Ausdrucksmöglichkeiten umgehen zu ler-
nen. Vor diesem Hintergrund spielen eigene personale
Ressourcen eine bedeutende Rolle, die für das ganze Le-
ben, vor allem aber auch für das Jugendalter bedeutsam
werden. Dazu gehören einmal selbstbezogene Kontroll-
überzeugungen und Selbstwirksamkeitserwartungen, die
in Alltagssituationen entstehen, in denen Heranwach-
sende eigene Optionen entwickeln und erproben können.
Sie können auf diese Weise in ihren Lebenswelten Grund-
lagen für ihre Handlungsfähigkeit und ein Vertrauen in
die eigene Handlungswirksamkeit erwerben. Von einer
stabilen selbstbezogenen Kontrollüberzeugung lässt sich
dann sprechen, wenn die Heranwachsenden weitgehend
überzeugt sind, dass eintretende Ereignisse wesentlich
das Ergebnis eigenen Handelns bzw. durch dieses zu be-
einflussen sind. Sogar in der Bewältigung enttäuschender
Situationen durch eigene Aktivität oder durch den Rück-
griff auf die Kompetenz von Erwachsenen entwickeln
Kinder und Jugendliche Vertrauen in die eigene Person
(Egle/Hoffmann 2000; Werner 2007; Werner/Smith
2001). Selbstwirksamkeit gilt als ein relativ stabiles Per-
sönlichkeitsmerkmal, es umschreibt die allgemeine Über-
zeugung von der eigenen Kompetenz, herausfordernde
Situationen aktiv und positiv zu bewältigen (Bandura
1997). Positive Selbstwirksamkeitserfahrungen erleich-
tern Kindern und Jugendlichen den Umgang mit poten-
ziell belastenden Ereignissen und steuern zukünftiges
Problemlöseverhalten. Sie haben darüber hinaus einen
förderlichen Effekt auf die psychische Gesundheit und
wirken sich auch auf die Bewältigung von (schulischen)
Aufgaben positiv aus. So orientieren sich Kinder und Ju-
gendliche mit einer solchen Persönlichkeitstendenz an an-
spruchsvollen Zielen und unternehmen große Anstren-
gungen, um diese Ziele auch bei auftretenden Schwierig-
keiten, die sie als Herausforderung für die eigene Person
interpretieren, beizubehalten (Schwarzer 1994).
Jugendliche sind – genauso wenig wie Kinder – als passive
Objekte stürmischer Entwicklungen und gesellschaftlichen
Drucks zu verstehen, sondern im Zusammenspiel mit den
genannten Aspekten als aktive Akteure. Fend spricht von
„Jugendlichen als Werke ihrer selbst“ (2001, S. 205 ff.).
Aus diesen je individuellen Gemengelagen ergeben sich
sehr unterschiedliche Wege durch die Jugendphase.
Mit dem Konzept der alterstypischen Entwicklungsaufga-
ben für Jugendliche wird seit einigen Jahrzehnten ver-
sucht, die notwendige Auseinandersetzung der Heran-
wachsenden mit den gesellschaftlichen Erwartungen und
den normierenden Bildern des Jugendalters prägnant zu
bündeln.58 In der Fachliteratur existiert mittlerweile eine
Reihe von Vorschlägen, welches denn nun die typischen
Entwicklungsaufgaben des Jugendalters in der Gegenwart
sind. Auch wenn sich diese im Detail und in der Sortie-
rung unterscheiden, so lassen sich doch für die Jugend-
phase charakteristische Entwicklungsaufgaben ausma-
chen. Auf der Basis eines breiten Forschungsüberblicks
unterscheidet z. B. Fend (2001) folgende sieben Aufga-
ben: Den Körper bewohnen lernen (S. 222 ff.), der Um-
gang mit Sexualität lernen (S. 254 ff.), den Umbau der
sozialen Beziehungen (S. 269), den Umbau der Leis-
tungsbereitschaft: Schule als Entwicklungsaufgabe
(S. 330 ff.), die Berufswahl (S. 368 ff.), Bildung (S. 378 ff.)
und Identitätsarbeit (S. 402 ff.).
In einem knappen Systematisierungsversuch nennt Fend
fünf Kernthemen der Adoleszenz: Selbst, Körper und
Sexualität, Beziehungen zu Eltern und Peers, Leistung
und Beruf sowie Kultur und Gesellschaft (Fend 2001,
S. 414). Die Auseinandersetzung mit diesen Kernthemen
bzw. ihre Bewältigung erfolgt in unterschiedlichen For-
men, nicht nur kognitiv, sondern immer auch emotional,
häufig willentlich.
Im Horizont der in diesem Bericht im Mittelpunkt stehen-
den Fragestellungen ergeben sich an dieser Stelle direkte
Anschlusspunkte. Als gesundheitsrelevante Entwick-
lungsthemen für das Jugendalter lassen sich vor allem fol-
gende drei Aspekte ausmachen:
– Den Körper spüren
– Die Grenzen suchen
– Eine eigene Identität finden
57 Ein Beispiel aus jüngerer Zeit: GEO-Wissen, Heft 41, 2008, zum
Thema Pubertät. Vgl. auch z. B. Sichtermann 2007.
58 Es war der amerikanische Psychologe Havighurst, der mit seinem
1972 erschienenen Buch „Developmental tasks and education“ den
bis in die aktuelle Forschung hinein nachhaltigen Versuch unternom-
men hat, die alterstypischen Entwicklungsaufgaben in modernen Ge-
sellschaften zu beschreiben.
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Den Körper spüren
Wie wohl kaum eine andere biografische Veränderung
markieren die hormonellen und körperlichen Veränderun-
gen den Beginn der Pubertät und der Jugendphase. Dabei
spielen äußerliche Veränderungen (Größenwachstum,
Ausprägung der sekundären Geschlechtsmerkmale und
Geschlechtsreife) ebenso eine Rolle wie komplexe psy-
chische Dynamiken und die vielschichtigen Reaktionen
der Umwelt. Befunde aus der Neurobiologie belegen,
dass Gehirnstrukturen in dieser Zeit grundlegend umge-
baut und neue Lernprozesse möglich werden (vgl. Wie-
tasch 2007). Dabei werden vor allem die äußerlich sicht-
baren Veränderungen des Körpers zum Gegenstand zum
Teil ängstlicher eigener wie auch fremder kritischer Be-
obachtung und, soweit als möglich, zum Objekt von be-
wusster Gestaltung, zum Teil aber auch bewusster Negie-
rung. Auch im Zusammenhang mit der sexuellen Reifung
und dem wachsenden Interesses an sexueller Attraktivität
gewinnen Schönheitsideale an Bedeutung ebenso wie das
Interesse, „etwas aus sich zu machen“. Körperästhetik,
Inszenierungen und Präsentationen beanspruchen viel
Raum (vgl. Misoch 2007); das Ausprobieren der Ge-
schlechterrollen und auch erster sexueller Annäherungen
prägen den Alltag bis in die kleinsten Nischen. Körper-
erfahrungen und Körpererleben werden in dieser Phase in
vielfältiger Form zum Ausgangs- und Bezugspunkt von
Wohl- und Unwohlbefinden, von positiver Weltzuwen-
dung wie auch von quälenden Anstrengungen, von Krisen
und neuen Risiken. Dabei differieren die Muster der Kör-
perwahrnehmung und des Umgangs mit ihm sowie das
Sexualverhalten nach sozialen Lagen, kulturellen Hinter-
gründen sowie zwischen den Geschlechtern erheblich.
Mädchen und Jungen mit Behinderung haben es in Hin-
blick auf ein befriedigende sexuelle Entwicklung oft be-
sonders schwer, zumal, wenn sie nicht den üblichen
Schönheitskriterien entsprechen. Zwar gilt in der Fach-
welt nicht mehr die Norm, sie auf sexuelle Enthaltsamkeit
und ein Leben ohne partnerschaftliche Beziehungen vor-
zubereiten, doch häufig fehlt es, z. B. für Menschen mit
geistiger Behinderung, schon an einer angemessenen
Sexualpädagogik und an Information zu sexuellem Miss-
brauch (vgl. Exkurs 8.3) und AIDS-Prävention (Stöppler
2008). Zudem wird nach wie vor ihr Recht auf Eltern-
schaft kontrovers diskutiert (Pixa-Kettner/Bargfrede
2005), dies kann eine zusätzliche Belastung für sie sein.
Die Aufgabe, dem eigenen Körper in dem Sinne Bedeu-
tung beizumessen, dass die eigene leibliche Existenz mit
Genuss, Begierden, Begehren und Leiden positiv und als
verwoben mit dem gelebten Leben, der individuellen Ge-
schichte, mit subjektiver Bedeutung, der Nähe zu anderen
und der intersubjektiven Kommunikation wahrgenom-
men werden kann, ist für die meisten Jugendlichen nicht
einfach zu bewältigen. Mädchen und Jungen mit Behin-
derung müssen sie darüber hinaus für sich in besonderer
Weise realisieren (Dederich 2007, S. 182 ff.). Zudem
werden Jugendliche mit Behinderung insofern benachtei-
ligt, diese Sorge für ihren Körper zu entwickeln, als ihnen
die Erfüllung gesellschaftlicher Erwartungen wie Selbst-
bestimmung und Selbstständigkeit nicht zugetraut wird,
aber zugleich Abhängigkeit und Angewiesensein keine
Würdigung erfahren, die sie für ihre Identitätsentwick-
lung nutzen könnten. Positiv ausgedrückt bedeutet dies,
dass Sozialleistungen und Bürgerrechte alleine nicht ge-
nügen, um Anerkennung und Teilhabe zu erreichen, son-
dern dass es der kulturellen Werte, der individuellen und
gesellschaftlichen Akzeptanz bedarf, damit Menschen
mit Behinderung nicht als integrierte Minderheit, sondern
als integraler Bestandteil der Gesellschaft verstanden
werden können (Waldschmidt 2005).
Der zentrale Stellenwert, der der Körpererfahrung im Ju-
gendalter zukommt, wird nicht zuletzt daran erkennbar,
dass für nicht wenige Jugendkulturen Körperlichkeit in
ihren jeweiligen Facetten das Zentrum der jeweiligen
Szene und ihrer vorrangigen Freizeitbeschäftigung dar-
stellt (Hitzler u. a. 2005; Neumann-Braun/Richard 2005).
Die Identifikation von Jugendlichen mit bestimmten Ju-
gendkulturen kann problematisch erscheinen, bedeutet
aber auch die Partizipation an bestimmten Mustern der
sozialen Interaktion. Die dort meist erfahrene soziale Un-
terstützung, Nähe und Akzeptanz in der Gruppe stellt eine
wichtige Ressource für die die Entwicklung eines positi-
ven Selbstwertgefühls und die soziale Kompetenz von Ju-
gendlichen dar (Ezzell u. a. 2000). In dieser Perspektive
kann die Phase der Adoleszenz auch als zweite Chance
gesehen werden, innerhalb derer frühere Kindheits-
erfahrungen modifiziert und korrigiert werden können
(Erdheim 1983; Blos 1973). So können beispielsweise in
der frühen Kindheit entstandene Kommunikationsstörun-
gen zwischen Eltern und ihren Kindern durch die Teil-
habe an anderen kulturellen symbolischen Systemen,
z. B. in der Gleichaltrigengruppe, modifiziert statt fixiert
werden (vgl. Erdheim 1983).
Eine zu den Eltern und anderen wichtigen Erwachsenen
komplementäre Ressource stellen die Gleichaltrigen dar,
bieten sie doch vor allem in Bezug auf die altersspezifi-
schen Themen der Jugendlichen und die jugendtypischen
Entwicklungsaufgaben eine bessere Bühne als die Er-
wachsenen. Gleichwohl können diese Erfahrungen eine
fehlende Unterstützung durch die Eltern sowie durch ex-
terne erwachsene Bezugspersonen wie Lehrer oder
Sozialpädagoginnen, die u. a. positive Rollenmodelle an-
bieten (Heller u. a. 1999) oder auch bei der Berufsfindung
unterstützend wirken, nur bedingt kompensieren (van
Aken u. a. 1996). Soziale Unterstützung wirkt sich kör-
perlich und psychisch entlastend aus (van Aken u. a.
1996), insbesondere auch bei Heranwachsenden, die eine
chronische Erkrankung oder ein kritisches Lebensereignis
(z. B. Erkrankung der Eltern oder Missbrauchserfahrun-
gen) zu bewältigen haben (Ezzell u. a. 2000), und erleich-
tert zudem ein positives Gesundheitsverhalten (Bettge
2004). Dabei ist die Qualität von sozialer Unterstützung
entscheidender als deren Quantität (Schnabel 2001).
Grenzen suchen
Es gehört zum bislang weitgehend akzeptierten Common
Sense, dass Jugendliche ihre Grenzen erproben müssen.
Nicht nur die körperlichen und psychischen Veränderun-
gen, sondern auch die sich öffnenden gesellschaftlichen
Spielräume sowie schließlich die Notwendigkeit, eine ei-
gene Position in der Welt finden zu müssen, erfordern ge-
radezu das Ausloten der eigenen individuellen sowie der
gesellschaftlich gesetzten Grenzen. Hinzu kommt, dass
spätmoderne Gesellschaften mit ihren diffusen Normierun-
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gen, inneren Widersprüchen und zahlreichen Doppelbödig-
keiten nicht mehr einfach Anpassungen an vorgegebene
Muster der Lebensführung ermöglichen, sondern jeden
Einzelnen und jede Einzelne zwingen, sich individuell ih-
ren Weg durch die zahlreichen Optionen zu bahnen.
Das vielfältige, wenig gesundheitsförderliche Risikover-
halten, z. B. in Form von Extremsport, Magersucht,
Selbstverletzung, Probieren von Drogen, Rauschtrinken
(Raithel 2001), und die Bereitschaft zu extremen körper-
lichen Belastungen sind in diesem Sinne ebenso als For-
men des Auslotens von Handlungsräumen und des Su-
chens nach Grenzen zu verstehen wie die vielen Formen
abweichenden Handelns, sei es in Form delinquenten
bzw. strafrechtlich relevanten Handelns, sei es in Form
psychopathologischer Verhaltensweisen. Grenzen suchen
bedeutet schließlich, sich im sozialen Netz zwischen El-
ternhaus, Schulumwelt, Peergroup und virtuellen Welten
zu positionieren und die dabei jeweils gültigen Regeln ak-
zeptieren bzw. deren Spielräume ausloten zu lernen.
Eine eigene Identität finden
Eng mit den zuvor genannten Entwicklungsthemen ist
schließlich die zentrale Herausforderung der Jugendphase
zu sehen: die Entwicklung einer eigenen Identität, die mit
der Beantwortung der Frage „wer bin ich“ verknüpft ist.
Damit sind für die Jugendlichen existenzielle Grund- und
Sinnfragen angesprochen, die besonders in dieser Le-
bensphase eine zentrale Rolle spielen. Die Beschäftigung
mit Religion, Transzendenz, Tod, aber auch grundlegende
Erfahrungen wie Angst, Bedrohung, Verzweiflung, Hoff-
nung und Zuversicht nehmen deshalb einen breiten Raum
ein. Die Frage nach der eigenen Identität tangiert aber
auch die vielen Teilaspekte von Identität – also z. B. die
Geschlechtsidentität (wer bin ich als Junge bzw. als Mäd-
chen?) – oder die verschiedenen Bezüge zur Welt und die
individuell jeweils verfügbaren und zugänglichen Wis-
sensbestände und Kompetenzen in sachlich-dinglicher,
kultureller, sozialer und subjektiver Hinsicht (Deutscher
Bundestag 2005b). Gesellschaftlich wird dabei – trotz al-
ler ungebrochen wirksamen Individualisierungs-, Plurali-
sierungs-, Entgrenzungs- und spätmodernen Vergesell-
schaftungsprozesse (Keupp u. a. 1999, vgl. Teil A) – von
Jugendlichen erwartet, dass sie eine im Kern relativ kohä-
rente Identität ausbilden. Identität wird hier verstanden
als ein permanenter Aushandlungsprozess, in dem das In-
dividuum versucht, über Handlungen/Verhalten eine
Übereinstimmung zwischen der eigenen Selbstwahrneh-
mung und eigenen – antizipierten – Verhaltensstandards
zu erreichen („Identitätsarbeit“). Der Begriff der Identität
umfasst nicht nur Werte und Ziele sowie Vorstellungen
darüber, wer man ist, sondern auch über die eigenen Fä-
higkeiten. Damit ist „Identität“ auch für die Entwicklung
des Kohärenzsinns (Antonovsky 1979; vgl. Kap. 3.2.2.1
in Teil A) von großer Bedeutung. Zentrales Ziel des Iden-
titätsprozesses ist das (immer wieder erneute) Erreichen
eines positiven Selbstwertgefühls und einer allgemeinen
Handlungsfähigkeit, die die Grundlage für die Lebensbe-
wältigung und damit die Basis für Gesundheit bilden.
Wenn es einem Jugendlichen gelingt, eigene Identitäts-
ziele zu erreichen, etwa, indem er vorhandene Stressoren
(z. B. Arbeitsplatzverlust) als Herausforderung annimmt
und positiv bewältigt, dann kann Identität selbst zu einer
gesundheitsförderlichen Ressource im Umgang mit Stress
und Krisen werden (Höfer 2000). Für Jugendliche, die als
behindert gelten, erweisen sich die Herausforderungen
wachsender Freiheitsgrade des Handelns bei gleichzeiti-
ger Einordnung in gegebene Verhältnisse als besonders
hindernisreich. Sich zu behaupten und mit Risiken selbst-
bewusst umzugehen, wird ihnen zunächst wenig zugemu-
tet und zugetraut. Mit welchen Lösungsansätzen sie ihr
Leben bewältigen sollen und können, ist nicht immer de-
ckungsgleich mit traditionellen Selbstverständnissen auch
der Fachwelt. Sie stellen also zugleich die scheinbare
Selbstverständlichkeit sinnvoller und tragfähiger Lebens-
gestaltung, die Erwachsene bei ihren Erziehungsaufgaben
und Bildungskonzepten leiten, in Frage (Langner 2009).
8.2 Gesundheit, Krankheit und Behinderung
8.2.1 Sexualität und Schwangerschaften 
Minderjähriger
Mit der Pubertät erleben Mädchen und Jungen körperlich
und sexuell eine wichtige Passage auf dem Weg ins Er-
wachsensein. Mit 14 Jahren hat jede/jeder zehnte deut-
sche Jugendliche intime sexuelle Erfahrungen gemacht
und bis zum Alter von 17 Jahren steigt dieser Anteil deut-
lich an. Unter den 14- bis 17-jährigen Jugendlichen mit
Migrationshintergrund haben Jungen häufiger als Mäd-
chen bereits sexuelle Erfahrungen (vgl. Tab. 8.1). Den
ersten Geschlechtsverkehr haben deutschstämmige Ju-
gendliche in der Regel mit dem festen Freund/der festen
Freundin. Für beide Geschlechter gilt: Je älter die Jugend-
lichen beim Einstieg ins Sexualleben sind, desto sorgfälti-
ger wählen sie ihre Partner aus (BZgA 2006). Mädchen
mit Migrationshintergrund entsprechen in ihrem Verhal-
ten zumeist den Mädchen ohne Migrationshintergrund
(BZgA 2007a).
Exkurs 8.1 Schwangerschaften Minderjähriger
Die Zahl der zur Welt gebrachten Kinder minderjähriger
Mütter hat sich zwischen 2000 und 2005 um 7,5 Prozent
verringert und ist international als relativ gering einzustu-
fen (Block/Matthiesen 2007; Laue 2007). In einer Studie
von „pro familia“ zu den Gründen für Schwangerschafts-
abbrüche bei minderjährigen Schwangeren gaben
92 Prozent aller Befragten an, dass sie ungeplant schwan-
ger geworden sind (ebd.). Nur etwa ein Viertel dieser
Schwangeren hatte mit der Pille verhütet. Auffällig ist,
dass vor allem junge Schwangere aus „geschlechtertradi-
tionellen“ Zusammenhängen (z. B. Musliminnen) nicht
oder nur unsicher verhüten. Darüber hinaus zeigte die
Studie deutliche Zusammenhänge zwischen Bildungs-
grad und Schwangerschaften: 54 Prozent der schwange-
ren Jugendlichen besuchten die Hauptschule. Von den
jungen Frauen, die derzeit keine Schule besuchten, waren
51 Prozent ohne Arbeit oder Ausbildung. Diese Frauen
bewegen sich zudem meist in einem sozialen Umfeld, das
ebenfalls von sozialer Benachteiligung geprägt ist. Wäh-
rend sozial benachteiligte junge Frauen des Öfteren aus
Mangel an sozialen Teilhabechancen in der Gründung ei-
ner neuen Familie eine neue Identität und Zukunft sehen,
entscheiden sich junge Frauen mit hohem Bildungsgrad
eher für eine Abtreibung (ebd.).
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Kondome sind das bevorzugte Verhütungsmittel beim Ein-
stieg ins Geschlechtsleben: 71 Prozent der sexuell erfahre-
nen Mädchen ohne Migrationshintergrund und 66 Prozent
der Jungen ohne Migrationshintergrund geben an, dieses
Verhütungsmittel beim ersten Mal benutzt zu haben. Mit
großem Abstand folgt die Pille (BZgA 2006). Jugendliche
mit Migrationshintergrund nutzen seltener als ihre Alters-
genossen ohne Migrationshintergrund Kondome (Mädchen
63 Prozent; Jungen 50 Prozent) und Pille (BZgA 2007a).
Mit zunehmender sexueller Erfahrung ändert sich das
Verhütungsverhalten. Die Anwendung von Kondomen
geht zurück und die Nutzung der Pille steigt an (BZgA
2006). In weiteren sexuellen Kontakten ergibt sich eine
Angleichung des Verhütungsverhaltens Jugendlicher mit
Migrationshintergrund an das Verhütungsverhalten Ju-
gendlicher ohne Migrationshintergrund.
Mädchen achten zu mehr als Dreivierteln „immer sehr ge-
nau“59, darauf nicht schwanger zu werden. Anders aller-
dings die Jungen mit Migrationshintergrund: Nur jeder
Dritte gibt an, „immer sehr genau“ auf Verhütung zu ach-
ten (BZgA 2007a). Je früher Jugendliche mit sexuellen
Kontakten beginnen, desto geringer ist die Wahrschein-
lichkeit, dass sie sich „immer sehr genau“ um die Verhü-
tung kümmern (BZgA 2006).
Der KiGGS zeigt, dass das Aufwachsen von Kindern
sehr junger Mütter (die bei Geburt ihres Kindes unter
19 Jahre alt waren) vergleichsweise belastet ist: 64 Pro-
zent dieser Familien (im Gegensatz zu 26 Prozent der
älteren Mütter) haben aktuell einen niedrigen Sozialsta-
tus. Sehr junge Mütter rauchten häufiger in Schwanger-
schaft und Stillzeit und stillten insgesamt seltener als äl-
tere Mütter (RKI 2008a).
59 Zitiert wurde hier ein Item der Untersuchung. 
Tab e l l e  8.1 
Sexualverhalten bei 14- bis 17-jährigen Jugendlichen ohne und mit Migrationshintergrund

































Sozialstatus Bei niedrigem Bildungsstatus werden erste sexuelle 
Kontakte in einem früheren Alter eingegangen
Wohnregion Jugendliche aus Ostdeutschland haben größere Erfahrung 
mit sexuellen Kontakten als Jugendliche aus 
Westdeutschland
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8.2.2 Medienkonsum
Der Umgang mit den Informations- und Kommunika-
tionstechnologien (Fernsehen, Computer, Internet, Spiel-
konsolen, Mobiltelefon, MP3) ist ein wichtiger Teil des
Alltags von Jugendlichen heute. Bei der Frage des Zu-
gangs, der Auswahl und bei den aktiven und passiven
Formen des Medienumgangs sind alters-, geschlechts-,
bildungs- und statusspezifische Unterschiede ebenso zu
beachten (Theunert u. a. 2005; Treumann u. a. 2007; Me-
dienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 2008),
wie der Trend von der stationären zur mobilen Medien-
nutzung (Mobiltelefon etc.). Auch die rasante Verbreitung
der selbst gestalteten Netze und Inhalte im Internet des
Web 2.0 trägt zu Veränderungen der Jugendphase bei, die
als „Mediatisierung des Jugendalltags“ beschrieben wird
(Deutscher Bundestag 2005, S. 59). Eine seriöse Beschäf-
tigung mit dem Thema erfordert eine doppelte Perspek-
tive, die sowohl die Möglichkeiten und Risiken dieser das
gesamte Spektrum der Informations- und Kommunika-
tionstechnologien umfassenden Mediatisierung als auch
die Wechselwirkungen der Veränderungen von Jugend-
phase und Jugendmedien mit einbezieht.
Dabei ist zunächst festzuhalten: Die vielfältige Präsenz
der Medien im Alltag der Jugendlichen beeinträchtigt im
Allgemeinen nicht die nicht-medialen Freizeitinteressen
dieser Altersgruppe. Vielmehr unterstützen die neuen in-
teraktiven Kommunikationsmöglichkeiten z. B. über
Mobiltelefon und soziale Netze im Internet (Foren, Com-
munities etc.) das Interesse der Heranwachsenden an
Freundschaften und am Zusammensein mit Freunden, das
für die 12- bis 19-Jährigen an erster Stelle ihrer „nicht-
medialen“ Freizeitinteressen steht (Medienpädagogi-
scher Forschungsverbund Südwest 2007, S. 6). Die in-
zwischen von bestimmten Orten und Zeiten weitgehend
unabhängige mediale Interaktion mit den Freunden kann
den Heranwachsenden Zugehörigkeit und mehr Sicher-
heit auf dem (gemeinsamen) Weg ins Erwachsenenalter
vermitteln. Diese Orientierung an den Freunden und die
aktive Beteiligung an den Aktivitäten im Freundeskreis
spiegeln sich auch in den Themen wieder, über die sich
die Jugendlichen in den sozialen Netzen im Internet aus-
tauschen. Im Mittelpunkt stehen dort Tipps zu Veranstal-
tungen, Unterstützung in Schule, Ausbildung und Jobs
sowie der Austausch – auch über persönliche Probleme –
mit alten Freunden und die Kontaktaufnahme zu anderen
Gleichaltrigen (Sander/Lange 2008).
In der kontroversen Diskussion über die Medien und ihre
Wirkungen ist eine differenzierte Einordnung der vorlie-
genden Daten und empirischen Befunde erforderlich.
Dies gilt auch in Bezug auf die selbst eingeschätzte
durchschnittliche tägliche Fernsehdauer. Nach eigener
Einschätzung verbringen die befragten 12 bis 19-Jährigen
durchschnittlich zwei Stunden pro Tag mit Fernsehen
(123 Min; vgl. Medienpädagogischer Forschungsverbund
Südwest 2007, S. 23). Deren Wert differiert in den ver-
schiedenen Untersuchungen je nach Parametern, Mess-
verfahren und Auswahl der Untersuchungsgruppe z. T.
erheblich (vgl. Pfeiffer u. a. 2007, Lampert u. a. 2007a).
Zudem kam die JIM-Studie 2007 zu dem Ergebnis, dass
die Jugendlichen dazu neigen, ihre Fernsehdauer um
durchschnittlich 20 Minuten zu überschätzen (Medienpä-
dagogischer Forschungsverbund Südwest 2007, S. 23).
Einen Computer besitzen 67 Prozent der Jugendlichen,
über die Hälfte von ihnen beschäftigt sich ein bis drei
Stunden täglich mit dem Computer. Dabei liegt bei den
befragten Jungen der Wert für das „für die Schule
arbeiten“ erstmals vor dem Wert für „Computerspielen“.
Auf dem zweiten und dritten Rang folgen „Texte schrei-
ben“ und „Musik-CD/MP3 zusammenstellen“ (ebd.
S. 33).
Im Verlauf der Adoleszenz verändern sich die Interessen
und Erwartungen der Jugendlichen. Das Spielen als tägli-
che Aktivität verringert sich von 40 Prozent der 12- bis
13-Jährigen auf 25 Prozent der 18- bis 19-Jährigen. Jun-
gen verbringen sehr viel mehr Zeit mit Computerspielen
als Mädchen, was für sie mit einer Reihe von emotiona-
len, kognitiven und sozialen Optionen verbunden ist
(z. B. expressive Verhaltensmuster, gemeinsamer Spaß
und Spannung; Quandt u. a. 2008). Medienkompetenz in
Bezug auf Inhalte, Nutzungsdauer und soziale Aspekte)60
stellt in diesem Zusammenhang eine wichtige Ressource
im Hinblick auf verschiedene Settings wie Schule, Aus-
bildung und Beruf dar. Allerdings verfügen nicht alle Ju-
gendlichen über sozial und auch medial kompetente Vor-
bilder, die ihnen eine Orientierung beispielsweise in
Hinblick auf gefährdende Medieninhalte oder zeitlichen
Nutzungsumfang geben.
In der Forschung werden Zusammenhänge zwischen (zu)
intensiver Mediennutzung und aggressivem Sozialverhal-
ten, Aufmerksamkeits- und Schulleistungsproblemen
sowie u. a. Bewegungsmangel/Übergewicht, Augenbe-
schwerden und Schlafmangel/-störungen diskutiert (Lam-
pert u. a. 2007, van Egmond-Fröhlich u. a. 2007). So
konnte im KiGGS ein Zusammenhang zwischen inten-
siver Mediennutzung und sportlich-körperlicher Inak-
tivität61 sowie Adipositas ermittelt werden, wobei aller-
dings offen bleiben muss, was hier Ursache und was
Wirkung ist (Lampert u. a. 2007). Ebenfalls wird im
KiGGS über eine verstärkte Mediennutzung (Spiele, Mu-
sik hören) bei verhaltensauffälligen Mädchen berichtet
(RKI 2008a).
60 „Medienkompetenz ist die Fähigkeit, Medien und die dadurch ver-
mittelten Inhalte den eigenen Zielen und Bedürfnissen entsprechend
zu nutzen“ (Baacke 1997; zu empirischen Befunden vgl. Treumann
u. a. 2007, S. 32–35).
61 Die Bewegungshäufigkeit fällt generell bei Jungen nach dem 13. und
bei Mädchen nach dem 11. Lebensjahr ab. Mit 17 Jahren sind nur
noch 18,4 Prozent der Jungen und 11,2 Prozent der Mädchen täglich
sportlich aktiv, diese Anteile sind bei Mädchen mit einem niedrigen
Sozialstatus und/oder mit Migrationshintergrund noch niedriger
(Lampert u. a. 2007).
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Tab e l l e  8.2 
Mediennutzung und Gesundheitsbeeinträchtigungen 
bei 11- bis 17-Jährigen 
(Selbstauskunft der Befragten)
Quelle: Lampert u. a. 2007
Nicht nur der Umfang des Medienkonsums, sondern auch
dessen Inhalte können (negativen) Einfluss auf Entwick-
lung und Gesundheit nehmen, wenn Kinder und Jugendli-
che trotz der gesetzlichen Kinder- und Jugendschutzbe-
stimmungen immer wieder Medieninhalte konsumieren,
die für ihr Alter als schädlich eingestuft wurden. Untersu-
chungen über die Wirkung von sog. Gewaltdarstellungen
in Film, Fernsehen und Computerspielen konstatieren
eine Reihe unterschiedlicher Wahrnehmungs- und Verar-
beitungsformen, wobei vor allem bei männlichen Jugend-
lichen „mit feindseligen, aggressiven Persönlichkeits-
merkmalen und niedrigem Selbstwertgefühl eine erhöhte
Gewaltbereitschaft“ vermutet wird (Kuncik/Zipfel 2006).
Gewaltdarstellungen können bei Heranwachsenden mit
übermäßigem Medienkonsum vor allem dann zu einer
Gewöhnung an aggressive Ausdrucksformen (Myrtek/
Scharff 2000) führen, wenn sie in einem Gewalt tolerie-
renden oder gar verherrlichenden sozialen Umfeld leben.
Ein kausaler Zusammenhang zwischen medialer Gewalt
und realer Gewaltausübung kann wissenschaftlich aber
nicht belegt werden (Kuncik/Zipfel 2006). Die verwende-
ten unterschiedlichen Parameter, z. B. das Aufwachsen
von Jugendlichen in belasteten Milieus, selbst erlittene
Gewalt, Labilität, fehlendes Selbstwertgefühl sowie feh-
lende soziale Integration reichen in Verbindung mit der
Rezeption von „Gewaltmedien“ zur Erklärung von ,rea-
len‘ Gewalttaten deswegen nicht aus, weil diese Merk-
male auch für eine Vielzahl von Jugendlichen (und
Erwachsenen) zutreffen, die nicht gewalttätig werden
(Brunn u. a. 2007). Zudem hat sich gezeigt, dass die
Schulleistungen von Heranwachsenden umso schlechter
sind, je mehr Zeit sie mit Medienkonsum verbringen und
je brutaler dessen Inhalte sind (Pfeiffer u. a. 2007), wobei
auch hier offen bleibt, was Ursache und was Wirkung ist.
In der Medienforschung (Treumann u. a. 2007; Mikos/
Wegener 2005) herrscht Einigkeit darüber, dass extreme
Formen des Mediengebrauchs oft ein Symptom für ver-
borgene Probleme der Kinder und Jugendlichen sind. Von
daher kann z. B. eine alleinige Fixierung auf die Inhalte
von Computerspielen und deren mögliches Verbot den
notwendigen Blick auf die unterschiedlichen Motive und
Rezeptionsweisen von Heranwachsenden verstellen.
8.2.3 Tabak-, Alkohol- und Drogenkonsum
Zur Abschätzung des Konsums von psychoaktiven Sub-
stanzen durch Kinder und Jugendliche wird eine Reihe
von regelmäßigen Monitorings durchgeführt. Die seit
1973 von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA) durchgeführte Drogenaffinitätsstudie erfasst
mittels Telefonbefragungen die Konsumerfahrungen von
12- bis 25-jährigen Jugendlichen. Daten zum Tabak-,
Alkohol- und Drogenkonsum von 11- bis 17-Jährigen lie-
fert auch der Kinder- und Jugendgesundheitssurvey
(KiGGS). Daneben gibt es die europäische Schülerstudie
ESPAD (European School Survey Project on Alcohol and
other Drugs)62 sowie die HBSC-Studie (Health Behaviour
in School-aged Children), die Konsumprävalenzen bei
15- bis 16-Jährigen respektive bei 11- bis 15-Jährigen un-
tersuchen. Ein Problem der Zusammenfassung der ver-
schiedenen Daten besteht darin, dass jeweils unterschied-
liche Alterseinteilungen vorgenommen werden und dass
die Kategorien zur Beurteilung des Konsumverhaltens
variieren (vgl. Lampert/Thamm 2007). Daher können die
Ergebnisse der verschiedenen Monitorings nicht direkt
verglichen werden, sondern man muss sie als übergrei-
fende Tendenzen verstehen (Sting 2008).
8.2.3.1 Tabakkonsum
Regelmäßiger Tabakkonsum ist ein wichtiger Risikofak-
tor für die Entstehung einiger schwerwiegender Erkran-
kungen (z. B. Krebserkrankungen oder Herz-Kreislauf-
Erkrankungen). Die Auswirkungen des Tabakkonsums
sind abhängig vom Einstiegsalter, der Dauer und der In-
tensität des (regelmäßigen) Rauchens. Bei einem frühen
Einstieg sind die langfristigen Gesundheitsgefahren be-
sonders groß, da sich der Körper noch im Wachstum
befindet und die Organentwicklung noch nicht abge-
schlossen ist. Bei der Ausarbeitung der nationalen Ge-
sundheitsziele, die verbindliche Vereinbarungen von
verantwortlichen Akteuren des Gesundheitssystems dar-
stellen, ist „Tabakkonsum reduzieren“ als eines von sechs
Zielen festgelegt (Bundesministerium für Gesundheit,
BMG 2008).
Befunde






360 Minuten und mehr
Jungen: 6,1 %; 
Mädchen: 16,6 %









360 Minuten und mehr
Jungen: 4,9 %; 
Mädchen: 4,2 %
Jungen: 7,3 %; 
Mädchen: 10,0 %
Jungen: 10,9 %; 
Mädchen: 16,5 %
62 Im Folgenden werden aus dieser Studie die für Deutschland erhobe-
nen Daten berichtet.
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Die überwiegende Mehrheit der weiblichen (59,4 Pro-
zent) und männlichen (61,7 Prozent) Jugendlichen hat
noch nie in ihrem Leben zu einer Zigarette gegriffen
(BZgA 2008). Sowohl die Regelmäßigkeit als auch die
Intensität des Rauchens nehmen aber mit dem Alter zu
(Lampert/Thamm 2007), wobei nach Auswertungen des
Robert-Koch-Instituts (2008a) um die 40 Prozent der 16- bis
17-Jährigen angaben, aktuell zu rauchen (ohne Angabe
der Intensität; vgl. Abb. 8.1).
Laut ESPAD (Kraus u. a. 2008a) hat mehr als jeder dritte
Jugendliche im Alter von 12 Jahren oder früher erstmalig
geraucht. Raucht bei den 11-Jährigen nur 1 Prozent der
Jungen und Mädchen mindestens einmal in der Woche, so
sind es bei den 15-Jährigen bereits 22 Prozent der Mäd-
chen und 17 Prozent der Jungen (WHO 2008). Einfluss
auf das Rauchverhalten hat die besuchte Schulform: Ju-
gendliche Hauptschüler (14 bis 17 Jahre) haben eine
4,6 (Jungen) bis 3,4 (Mädchen) mal höhere Wahrschein-
lichkeit zu rauchen als Gymnasiasten (Lampert/Thamm
2007). Der Sozialstatus wirkt sich lediglich bei Mädchen
auf das Rauchverhalten aus: Je höher der Sozialstatus der
Eltern, umso geringer der Anteil der Raucherinnen (Stolle
u. a. 2007). Des Weiteren haben die Gleichaltrigen-Be-
zugsgruppe sowie das Vorbild der Eltern einen weiteren
bedeutenden Einfluss auf den Tabakkonsum. In Ost-
deutschland ist Rauchen unter Jugendlichen weiter ver-
breitet als in Westdeutschland (Lampert/Thamm 2007).
Auswertungen des KiGGS weisen darauf hin, dass He-
ranwachsende, deren Mutter zum Zeitpunkt der Geburt
ebenfalls im Jugendalter gewesen ist, eine Tendenz zu
vermehrtem Tabakkonsum zeigen (RKI 2008a). Neben
der gesundheitlichen Belastung durch aktiven Tabakkon-
sum birgt auch das Passivrauchen oft unterschätzte gesund-
heitliche Gefahren, denen die Gruppe der Haupt- und Real-
schüler und -schülerinnen sehr viel stärker als die Gruppe
der Gymnasiasten ausgesetzt ist (Lampert 2008).
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Abb i l d u n g  8.1
Aktueller Tabakkonsum der 11- bis 17-Jährigen (Prävalenzen in Prozent)
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Jugendliche mit beidseitigem Migrationshintergrund rau-
chen signifikant seltener (15,8 Prozent) als Jugendliche ohne
Migrationshintergrund (21,3 Prozent) und weisen auch einen
geringeren täglichen Zigarettenkonsum auf. Je höher der So-
zialstatus auch bei den Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund ist, desto geringer ist der Anteil an regelmäßigen Rau-
chern. Am deutlichsten sind die Unterschiede in der
niedrigsten Statusgruppe: Hier rauchen lediglich 13,0 Pro-
zent der Jugendlichen mit beidseitigem Migrationshinter-
grund, aber nahezu doppelt so viele Jugendliche ohne bzw.
mit einseitigem Migrationshintergrund (23,1 Prozent bzw.
23,8 Prozent). Einfluss auf das Rauchverhalten haben nicht
nur der Sozialstatus, sondern auch kulturelle Eigenheiten des
Herkunftslandes: So liegt der Tabakkonsum von Heran-
wachsenden mit türkischem Hintergrund knapp unter dem
ihrer deutschen Altersgenossen (RKI 2008b).
Exkurs 8.2 Rauchen von Wasserpfeifen
Ein in den letzten Jahren zunehmend auch unter Jugendlichen zu beobachtender Trend ist das Rauchen von Tabak in
Wasserpfeifen (sog. Shishas), dessen Ursprung in orientalischen Ländern liegt. Dabei wird spezieller Wasserpfeifen-
tabak (oftmals mit Essenzen von Früchten oder anderen stark aromatischen Stoffen versetzt) verwendet und der da-
raus entstehende Rauch über eine spezielle Apparatur inhaliert. Das Rauchen von Tabak über Wasserpfeifen besitzt
ein annähernd so hohes Gefahren- und Suchtpotenzial wie der Konsum mittels Zigaretten (Deutsches Krebsfor-
schungszentrum, DKFZ 2008). Der Bekanntheitsgrad von Wasserpfeifen ist unter Jugendlichen hoch; 84 Prozent der
12- bis 17-Jährigen geben an, Wasserpfeifen zu kennen (BZgA 2008). Hiervon unterscheiden sich allerdings deutlich
die Jugendlichen, die Wasserpfeifen auch rauchen: So geben nur 0,4 Prozent der 12- bis 17-Jährigen an, täglich Was-
serpfeife zu rauchen (BZgA 2007b). Verbreiteter hingegen ist der gelegentliche Wasserpfeifenkonsum (vgl.
Abb. 8.2). Die Ergebnisse zeigen, dass das Rauchen von Wasserpfeifen für einen Teil der Jugendlichen eine ernst zu
nehmende Variante des Tabakkonsums darstellt (BZgA 2008).
Abb i l d u n g  8.2
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8.2.3.2 Alkoholkonsum
In Umfragen geben fast alle älteren Jugendlichen an,
schon einmal Alkohol getrunken zu haben, wobei mit
steigendem Alter zunehmend mehr Jugendliche über
Konsumerfahrungen berichten. Bei der folgenden Dar-
stellung von Daten zum Alkoholkonsum muss berück-
sichtigt werden, dass die Ergebnisparameter jeweils
unterschiedlich definiert (Alkohol, Spirituosen und be-
stimmte Sorten von Alkohol) und damit nur einge-
schränkt vergleichbar sind. Im Jahr 2003 lag der Pro-
Kopf-Verbrauch von alkoholischen Getränken über alle
Altersgruppen hinweg in Deutschland bei 147 l.; das ent-
spricht einem Anteil von 10,2 l. reinen Alkohol (Robert
Koch Institut, RKI 2006b). Bei Jugendlichen der Alters-
gruppe von 12 bis 17 Jahren beträgt der Pro-Kopf-Ver-
brauch von reinem Alkohol im Jahr 2007 3,3 l., wobei die
konsumierte Menge reinen Alkohols mit wachsendem
Alter (12 bis 15 Jahre: 1,4 l im Jahr; 16 bis 17 Jahre:
6,9 l. im Jahr) stark ansteigt (BZgA 2007c, eigene Be-
rechnungen). Alkohol ist damit auch unter Heranwach-
senden die am weitesten verbreitete psychoaktive Sub-
stanz (BZgA 2008).
Am häufigsten werden Bier (67 Prozent); Spirituosen
(57 Prozent)63, Wein/Sekt (50 Prozent) und Alkopops
(46 Prozent)64 getrunken (Kraus u. a. 2008). 17,4 Prozent
der Jugendlichen konsumieren regelmäßig Alkohol (d. h.
mindestens einmal in der Woche mindestens ein alkoholi-
sches Getränk; BZgA 2007c), wobei deutliche Ge-
schlechtsunterschiede bestehen (Lampert/Thamm 2007).
Trinken bei den 11-Jährigen nur 2 Prozent der Jungen und
1 Prozent der Mädchen mindestens einmal in der Woche
Alkohol, so sind es bei den 15-Jährigen bereits 15 Prozent
der Mädchen und 25 Prozent der Jungen (WHO 2008).
Bevölkerungsspezifische Unterschiede im Konsummuster
von Alkohol nach ausgewählten Variablen (Sozialstatus,
besuchter Schultyp, Wohnregion) sind marginal. Lediglich
für die Gruppe der Heranwachsenden mit Migrationshin-
tergrund lässt sich ein deutlich geringerer Alkoholkonsum
nachweisen als für Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund. Des Weiteren lässt sich für männliche Haupt- und
Realschüler im Unterschied zu Gymnasiasten ein vermehr-
ter Alkoholkonsum belegen (Kraus u. a. 2008; Lampert/
Thamm 2007). Unterschiede nach Wohnregion bestehen
nur bei Mädchen und lassen sich an einem etwas geringe-
ren Zuspruch zu Alkohol in den östlichen Bundesländern
festmachen. Der Sozialstatus hat weder bei Mädchen noch
bei Jungen Einfluss auf das Konsumverhalten von Alkohol
(Lampert/Thamm 2007; vgl. Tab. 8.4).
Ta b e l l e  8.4
Alkoholkonsum bei Jugendlichen
MH: Migrationshintergrund
Obwohl nach wie vor mehr Jungen als Mädchen regelmä-
ßig (d. h. mindestens einmal pro Woche) Alkohol trinken,
lässt sich sowohl bei weiblichen als auch bei männlichen
Jugendlichen im Zeitraum von 2004 bis 2008 im letzten
Jahr ein Rückgang des regelmäßigen Alkoholkonsums ver-
zeichnen (vgl. Abb. 8.3).
Ein riskantes Alkoholkonsumverhalten (Konsum von
fünf Gläsern oder mehr als eines alkoholischen Getränks
an einem Tag in den vergangenen 30 Tagen „bingedrin-
king“ bzw. „Komasaufen“) weisen etwa 20 bis 25 Prozent
der 12- bis 17-Jährigen auf (BZgA 2008). In der zeitli-
chen Entwicklungsperspektive sind bei diesem Konsum-
muster sowohl bei Jungen als auch bei Mädchen keine
wesentlichen Unterschiede zu erkennen (vgl. Abb. 8.4).
Ein geringes Einstiegsalter erhöht dabei das Risiko für
eine substanzbezogene Störung (Stolle u. a. 2007). Bei
mindestens wöchentlichem Alkoholkonsum finden sich
mit zunehmendem Alter wachsende Prävalenzraten. Bei
den weiblichen Jugendlichen sind allerdings ab dem
13. Lebensjahr die Prävalenzen durchweg geringer als bei
den männlichen Jugendlichen. Beide Kurven bewegen
sich im Altersverlauf zunehmend auseinander, sodass für
die 17-jährigen Jungen und Mädchen eine Differenz von
27 Prozent vorliegt (vgl. Abb. 8.5).
63 Der Anteil der Jugendlichen im Alter von 12 bis 17 Jahren, die min-
destens einmal im Monat Spirituosen konsumieren, hat sich von
2004 bis 2007 insgesamt von 16 Prozent auf 21 Prozent erhöht. Die-
se Gesamtveränderung ist auf einen starken Zuwachs des monatli-
chen Spirituosenkonsums bei den 16-17-jährigen Jugendlichen zu-
rückzuführen. Lag der Anteil der männlichen Jugendlichen dieser
Altersgruppe im Jahr 2004 noch bei 37 Prozent, so hat er 2007 den
Wert von 50 Prozent erreicht. Bei den weiblichen Jugendlichen steigt
der Anteil des monatlichen Spirituosenkonsums von 24 Prozent
(2004) auf 34 Prozent (2007; BZgA 2007c).
64 Nach Einführung der Sondersteuer auf spirituosenhaltige Alkopops
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Abb i l d u n g  8.3 
Regelmäßiger Alkoholkonsum bei 12- bis 17-jährigen Jugendlichen nach Geschlecht 
im Zeitraum von 2004 bis 2008 (Angaben in Prozent)
Quelle: BZgA 2008, S.4; Darstellung modifiziert
Abb i l d u n g  8.4 
Riskanter Alkoholkonsum bei 12- bis 17-jährigen Jugendlichen nach Geschlecht 
im Zeitraum 2004 bis 2008 (Angaben in Prozent)
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Während nur 17,9 Prozent der Jugendlichen mit beidseiti-
gem Migrationshintergrund regelmäßig Alkohol trinken,
sind dies ein Drittel der Jugendlichen mit einseitigem und
40,8 Prozent der Jugendlichen ohne Migrationserfahrung.
Den Alkoholkonsum bestimmen sozio-kulturell bzw. reli-
giös geprägte Trinkgewohnheiten. So trinken ca. 6 Prozent
der Jugendlichen aus islamisch geprägten Ländern (regel-
mäßig) alkoholische Getränke, bei den Mädchen sind es
noch weitaus weniger. Jugendliche aus binationalem El-
ternhaus ähneln in ihrem Rauch- und Trinkverhalten Ju-
gendlichen ohne Migrationsstatus. Somit scheinen weniger
der Sozialstatus als vielmehr kulturelle und geschlechts-
spezifische Verhaltensweisen den Differenzen in den Kon-
sumprävalenzen zugrunde zu liegen (RKI 2008b).
Neben der Analyse der Konsumtrends stellt sich die
Frage, in welcher Weise daraus konsumbezogene Pro-
bleme resultieren und in welchem Ausmaß Suchtentwick-
lungen im Kindes- und Jugendalter eine Rolle spielen
(Sting 2008). Übermäßiger Alkoholkonsum kann lang-
fristig zu erheblichen Gesundheitsschäden, Abhängigkeit
und psychosozialen Folgeproblemen führen; zu den kurz-
fristigen negativen Folgen gehören beispielsweise Un-
fälle, Gewalterfahrungen und ungeschützter Geschlechts-
verkehr. Zudem werden im Jugendalter erworbene
Trinkgewohnheiten häufig – aber keinesfalls immer –
auch im Erwachsenenalter beibehalten.
8.2.3.3 Konsum von legalen und illegalen 
Suchtmitteln
Neben Tabak und Alkohol sind weitere legale und illegale
Suchtmittel für Jugendliche verfügbar. Zu den legal er-
hältlichen Suchtmitteln zählen u. a. Medikamente mit
Wirkungen auf das Nervensystem (z. B. Psychophar-
maka, Schmerzmittel etc.) und lösungsmittelhaltige Pro-
dukte (z. B. Klebstoffe), die zur Erzeugung von Rausch-
zuständen zweckentfremdet werden können. Bei den
legal erhältlichen Substanzen ist der Konsum von lö-
sungsmittelhaltigen Produkten mit 12 Prozent am weites-
ten verbreitet (Kraus u. a. 2008). Zu den am weitesten
verbreiteten illegalen Drogen (nach dem deutschen Be-
täubungsmittelgesetz) zählen u. a. Cannabisprodukte
(Haschisch, Marihuana), Ecstasy, Speed, Kokain und He-
roin.
Die in Deutschland am häufigsten unter Heranwachsen-
den konsumierte illegale Substanz ist Cannabis. Der An-
teil der Jugendlichen, die jemals in ihrem Leben Canna-
bisprodukte konsumiert haben, variiert deutlich in
Abhängigkeit vom Lebensalter (BZgA 2007d). Ein nied-
riges Einstiegsalter erhöht dabei das Risiko für eine
substanzbezogene Störung (Stolle u. a. 2007). Die Le-
benszeitprävalenz des Haschischkonsums entwickelt sich
bei beiden Geschlechtern bis zum 15. Lebensjahr parallel
und im Niveau auf fast gleicher Höhe. Danach steigt die
Kurve bei männlichen Jugendlichen wesentlich stärker
an. Von den 17-Jährigen berichten knapp 15 Prozent der
Mädchen und 25 Prozent der Jungen, jemals Haschisch
geraucht zu haben (vgl. Abb. 8.6).
Bevölkerungsspezifische Unterschiede im Konsummus-
ter von legalen und illegalen Suchtmitteln nach ausge-
wählten Variablen (Sozialstatus, Migrationshintergrund,
Wohnregion) sind marginal (Lampert/Thamm 2007).
Abb i l d u n g  8.5
Alkoholkonsum (mindestens wöchentlich) der 11- bis 17-Jährigen 
(Prävalenzen in Prozent)
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Tab e l l e  8.5 
Konsum von Cannabisprodukten bei Jugendlichen
Während beim größten Teil der Heranwachsenden Sub-
stanzkonsum und Rauscherfahrungen „im Kontext einer
normativen Adoleszenzentwicklung“ zu betrachten sind
und im Hinblick auf eine spätere Suchtgefährdung eher un-
problematisch erscheinen, gibt es daneben eine extreme
Konsumpraxis, die nur wenige Jugendliche zeigen. Sie
kann als Indikator für unangepasste Entwicklungsverläufe
gesehen werden und den Beginn einer Missbrauchs- oder
Suchtproblematik markieren (Sting 2008). Substanzkon-
sum folgt weniger instrumentellen Strategien zur Errei-
chung von Entwicklungszielen, sondern stellt eine alterna-
tive Problembewältigungsstrategie bei unzureichenden
biopsychosozialen Ressourcen dar (Jungaberle 2007).
Bei der Mehrheit der Jugendlichen ist der (problemati-
sche) Substanzkonsum zeitlich auf die Jugendphase be-
grenzt. Bei einer kleinen Gruppe von Jugendlichen bleibt
dieses Verhalten jedoch bis ins Erwachsenenalter beste-
hen bzw. wird verstärkt. Jugendliche, deren problemati-
sches Konsumverhalten bis ins Erwachsenenalter reicht,
weisen häufig auch weitere Verhaltensauffälligkeiten
(z. B. ADHS, Angsterkrankungen und depressive Störun-
gen) bis hin zu drogeninduzierten Psychosen65 auf (Esser/
Ihle 2008; Blomeyer u. a. 2007; Ihle u. a. 2008;
Thomasius u. a. 2008).
Zusammenfassend ergibt sich ein widersprüchliches Bild:
ein rückläufiger bzw. stagnierender Konsum von Alkohol
und Drogen auf der einen und auf der anderen Seite ris-
kante exzessive Gebrauchsmuster in bestimmten Gruppen.
Dabei ist der Alkohol- und Drogenmissbrauch nicht in ers-
ter Linie ein Jugendproblem, sondern ebenso eines der Er-
wachsenen. Zudem muss betont werden, dass es bei den
Jugendlichen eine hohe Quote gibt, die – möglicherweise
nach einer Phase des Ausprobierens – Alkohol-, Tabak-
und Drogenkonsum ablehnen. Zugleich deutet sich beim
Konsum von Suchtmitteln ein enger Bezug zu den gesund-
heitsrelevanten Entwicklungsthemen „Körper spüren,
Befunde
Konsumhäufigkeit 
(Kraus u. a. 2008)
15 bis 25 %
Alter bei Erstkonsum
(BZgA 2007d)
12- bis 13-Jährige 0,4 %
14- bis 17-Jährige 12,8 %
18- bis 19Jährige 32,3 %
regelmäßig praktizierter 






Anteil der Schüler mit 
Konsumerfahrung nach 
Schulform 
(Kraus u. a. 2008)
Gymnasium: 26 %
Haupt- bzw. Realschule: 
28 %
Gesamtschule: 32 %
65 Der Begriff drogeninduzierte Psychose bezeichnet eine schwere psy-
chische Störung, die mit einem zeitweiligen weitgehenden Verlust
des Realitätsbezugs einhergeht. Auslöser ist der Konsum von Drogen
(u. a. Cannabis oder LSD). Auffällige Symptome sind oft Wahnvor-
stellungen und Halluzinationen.
Abb i l d u n g  8.6 
Haschischkonsum der 11- bis 17- Jährigen 
(Lebenszeitprävalenzen in Prozent)
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Grenzen suchen, Identität finden“ an: Für viele Jugendliche
geht es zunächst um das Ausprobieren und Grenzen su-
chen, wobei extreme Konsumformen häufig einen passage-
ren Charakter haben. Der weitere Konsum bzw. die Ableh-
nung von Suchtmitteln können auch Ausdruck der (Suche
nach) Identität und Ausdruck eines persönlichen Stils bzw.
nach Zugehörigkeit zu bestimmten jugendkulturell
geprägten Gruppen und Cliquen sein. Das Spektrum der
Konsummotive umfasst weiter die Suche nach Trost bei
Misserfolgen, Ersatz für Selbstständigkeit, gewollte Norm-
verletzung, Notfallfunktion bei „Entwicklungsstress“, Zu-
gang und Zugehörigkeit zu Gleichaltrigen sowie die Vor-
wegnahme des Erwachsenseins (Silbereisen/Kastner 1985
zit. aus Deutscher Bundestag 2002, S. 222).
8.2.4 Gewalterfahrungen und Delinquenz
8.2.4.1 Körperliche Gewalt und Delinquenz
Vor allem die von jungen Menschen verübte Gewalt steht
immer wieder im Mittelpunkt der öffentlichen Aufmerk-
samkeit66, oft mehr auf den Täter als auf das Opfer ge-
richtet. Im öffentlichen Bewusstsein ist weniger veran-
kert, dass auch Kinder und Jugendliche Opfer von Gewalt
in unterschiedlichen Formen und Kontexten (Gewalt in
der Familie, in der Schule, im öffentlichen Raum sowie in
Partnerschaften) werden.
Aktuelle Studien aus der Jugendforschung belegen die
Existenz einer sehr kleinen Gruppe Heranwachsender, die
über viele Jahre (teilweise bis ins mittlere und späte Er-
wachsenenalter) kriminelle Handlungen begehen. Ihre
Entwicklungsverläufe sind oft durch eine Vielzahl von
gesundheitsrelevanten Auffälligkeiten, beginnend mit der
frühen Kindheit (z. B. Regulations- und Bindungsstörun-
gen, sprachliche Entwicklungsauffälligkeiten, ADHS, so-
zialemotionale Probleme) gekennzeichnet. Die Kumula-
tion von biopsychosozialen Risikofaktoren (z. B. Eltern-
Kind-Bindung, Gewalterfahrungen im familiären Nahr-
aum, Konsum von gewaltgeprägten Medieninhalten, Auf-
wachsen in einer prekären sozioökonomischen Lage,
eingeschränkte soziale Kompetenzen, Probleme in der
Selbstkontrolle, Schulschwierigkeiten etc.) erhöht die
Wahrscheinlichkeit massiver und längerfristiger Delin-
quenz, wobei Jungen hier wesentlich stärker gefährdet
sind (Lansford u. a. 2006; Odgers u. a. 2008; Vitaro u. a.
2007).67 Soziale Rahmenbedingungen des Aufwachsens
haben nicht nur Einfluss auf aktuelle Gelegenheitsstruktu-
ren, sondern auch darauf, in welchem Umfang sich Risiko-
potenziale entfalten und realisieren. Mit den KiGGS-Daten
lässt sich zeigen, dass 27 Prozent der 11- bis 17-Jährigen
mit niedrigen sozialem Status in den letzten 12 Monaten
mindestens einmal Gewalt gegen andere angewendet ha-
ben – im Vergleich zu 15 Prozent aus der hohen Status-
gruppe. Als Mittel zur Durchsetzung von eigenen Interes-
sen hält jeder dritte Jugendliche mit niedrigem Status
Gewalt zumindest gelegentlich für gerechtfertigt, in der
hohen Statusgruppe ist dies hingegen nur jeder neunte Ju-
gendliche. Ganz ähnliche statusspezifische Unterschiede
zeigen sich in Bezug auf die Bereitschaft, Gewalt in be-
stimmten Situationen anzuwenden, z. B. zur Selbstbe-
hauptung oder als Reaktion auf eine Beleidigung
(Schlack/Hölling 2007).
Gewalt an Schulen ist ein Phänomen, das zunehmend ins
öffentliche Bewusstsein gerät. Neben singulären Ereig-
nissen (z. B. Amokschütze von Erfurt im April 2002)
gehören aber für viele Schüler und Schülerinnen Gewalt-
erfahrungen im Rahmen von Bullying68 schon im Grund-
schulalter zum Schulalltag (Korn 2006; Schäfer/Albrecht
2004). In Deutschland entsprechen etwa 3,6 Prozent der
11- bis 16-Jährigen dem Typ des „Bullies“. Etwa
5 Prozent (ca. 250.000) der Schülerinnen und Schüler
werden regelmäßig Opfer dieser Form des aggressiven
Verhaltens (Bilz 2008; Melzer u. a. 2008; Scheithauer
u. a. 2003). Auch eine (nicht näher bezifferbare) Anzahl
von Lehrerinnen und Lehrern wird regelmäßig Opfer von
Bullying; andererseits werden Schülerinnen und Schüler
auch vielfach Opfer herabsetzender und beleidigender
Äußerungen und Handlungen von Lehrkräften (Hayer
u. a. 2005; Preuss-Lausitz 2006). Eine neue Form des
Bullying ist das „Cyberbullying“, d. h. die absichtliche
und feindselige Verbreitung aggressiver Inhalte mittels
Mobiltelefon und Internet (Behrens/Höhler 2007; Me-
dienpädagogischer Forschungsverbund Südwest 2007;
Scheithauer u. a. 2007).
Um das Ausmaß der von Jugendlichen verübten Delikte zu
ermitteln, ist eine vergleichende Betrachtung sowohl von
Kriminalstatistiken und der im „Hellfeld“ zu beobachten-
den Entwicklungen auf der einen Seite als auch der Er-
kenntnisse aus Dunkelfeldstudien (also des erheblichen
Anteils der von Jugendlichen begangenen Delikte, die
nicht zur Anzeige bei der Polizei kommen) auf der anderen
Seite relevant, um zutreffende Befunde zu erhalten. Straf-
rechtlich relevantes Verhalten tritt bei jungen Menschen ab
dem Alter von 10 bis 12 Jahren in allen westlichen Ländern
seit mehr als 100 Jahren statistisch gehäuft auf, überwie-
gend in Form bagatellhafter Delikte (v. a. kleinere
Eigentumsdelikte, leichte Sachbeschädigungen und Kör-
perverletzungen). Die Quote dieses normabweichenden
Verhaltens erreicht mit 17/18 Jahren ihren Höhepunkt und
sinkt nach dem 20. Lebensjahr allmählich wieder ab. Die-
66 Delinquentes Verhalten junger Menschen ist weit überwiegend ein
episodenhaftes (auf einen bestimmten Entwicklungsabschnitt be-
schränktes), in allen sozioökonomischen Statusgruppen vorkommen-
des und bei der großen Mehrzahl junger Menschen auftretendes Phä-
nomen, wobei es zu Gewalt oft in der Gruppe der Gleichaltrigen
kommt. Jugendliche Delinquenz ist insofern nicht per se Indikator ei-
ner dahinter liegenden Störung oder eines Erziehungsdefizits. Im
Prozess des Normlernens ist eine zeitweilige Normabweichung in
Form von strafbaren Verhaltensweisen quasi ein normales Begleit-
phänomen im Prozess der Entwicklung, die die selbstständige Ge-
staltung von sozialen Beziehungen und Freundschaften, soziale Inte-
gration und Ausbildung einer individuellen und sozialen Identität
umfasst (Bundesministerium des Innern/Bundesministerium der Jus-
tiz, BMI/BMJ 2006).
67 Sich allein auf die Auffälligkeiten in der Kindheit stützende Progno-
sen erweisen sich als unzureichend, denn die Mehrheit der von die-
sen Risiken Betroffenen wird nicht delinquent und bis zu 50 Prozent
steigen aus einer bereits begonnenen delinquenten Entwicklung wie-
der aus (Moffitt u. a. 1996; Patterson u. a. 1998).
68 Bullying ist ein fortgesetztes aggressives Verhalten, bei denen Täter
(Bullies) das Opfer über Wochen und Monate angreifen, bedrohen,
entwerten und verletzen, ohne dass das Opfer Anlass hierzu gibt. Die
Opfer wenden sich aus Angst vor weiteren Bedrohungen selten an
Vertrauenspersonen (Seiffge-Krenke/Welter 2008).
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ser Verlauf tritt bei Mädchen etwas früher ein und bewegt
sich auf einem sehr viel niedrigeren Niveau als bei Jungen
(Bundesministerium des Innern/Bundesministerium der
Justiz, BMI/BMJ 2006). Auswertungen der KiGGS-Daten
weisen darauf hin, dass Heranwachsende, deren Mutter
zum Zeitpunkt der Geburt ebenfalls im Jugendalter gewe-
sen ist, in Bezug auf Gewalt tendenziell vermehrte Täter-
aber nicht Opfererfahrungen machen (RKI 2008a).
Bei einer bedeutsamen Zahl von Heranwachsenden mit
Migrationshintergrund (mit Herkunft aus politisch insta-
bilen Regionen der Welt wie Palästina oder Kosovo) ist
davon auszugehen, dass diese Beobachter oder selbst Op-
fer von massiver Gewaltausübung geworden und mögli-
cherweise traumatisiert worden sind (Landeskommission
Berlin gegen Gewalt 2007).
8.2.4.2 Sexuelle Gewalt
Der Gesetzgeber bewertet jede sexuelle Handlung, die eine
Person an einem Kind (unter vierzehn Jahren) vornimmt
oder an sich von dem Kind vornehmen lässt, als strafbare
Handlung. Bestraft wird auch, wer ein Kind dazu be-
stimmt, dass es sexuelle Handlungen an einem Dritten vor-
nimmt oder von einem Dritten an sich vornehmen lässt
(Vgl. §§ 176ff. Strafgesetzbuch). Der (meist männliche)
Täter nutzt seine Macht- und Autoritätsposition aus, um
seine eigenen Bedürfnisse auf Kosten des Kindes zu befrie-
digen (Galm u. a. 2007). Die polizeiliche Kriminalstatistik
erlaubt hier nur einen sehr begrenzten Einblick in die Rea-
lität, da nur ein kleiner Teil und hier meist nur die Fälle mit
nicht zur Familie gehörigen Tätern zur Anzeige gebracht
werden. Bange und Deegener (1996) gehen davon aus,
dass jedes vierte bis fünfte Mädchen und jeder zwölfte
Junge in Deutschland von sexueller Gewalt betroffen sind.
Das Verhältnis von weiblichen zu männlichen Opfern zeigt
bei internationalen Studien 1,5- bis 3-mal höhere Raten für
Frauen als für Männer (Galm u. a. 2007). Bei körperlich/
geistig behinderten Kindern geht man von weit höheren
Raten aus (Engfer 2005; Amyna 2008; vgl. Exkurs 8.3)
Der größte Teil aller Fälle von sexuellem Missbrauch bei
Minderjährigen entfällt auf die Altersgruppe der 5- bis
14-Jährigen (Engfer 2005, vgl. Tab. 8.6).
Ta b e l l e  8.6 
Verteilung aller Missbrauchsfälle 
auf Altersgruppen 
Quelle: Engfer 2005
In der Literatur werden unterschiedliche Gründe für
sexuellen Missbrauch aufgeführt. Es lassen sich kaum be-
sondere Risikofaktoren dafür benennen, Opfer sexuellen
Missbrauchs zu werden. In zwei Längsschnittstudien
kristallisieren sich vor allem eine geringe Fürsorge für
das Kind sowie wenig emotionale Unterstützung durch
die Mutter heraus (ebd.).
Sexueller Missbrauch kommt in allen Statusgruppen vor,
betroffen sind jedoch gehäuft Kinder und Jugendliche, die
aus unvollständigen Familien stammen, wie z. B. Kinder
Alleinerziehender mit oder ohne Stiefeltern sowie Heim-
kinder und Adoptivkinder etc. (Wetzels 1997, S. 158).
Nach dieser Befragung werden Kinder und Jugendliche
überwiegend durch bekannte Personen (27 Prozent aus der
Familie, 42 Prozent aus dem Bekanntenkreis), aber auch
durch Unbekannte (26 Prozent) sexuell missbraucht.
Sexueller Missbrauch ist oft schwer aufzudecken, da die
Entwicklung von Kindern mit Missbrauchserfahrungen zu-
nächst äußerlich unauffällig verlaufen und erst später pro-
blematisch werden kann. Wenn Auffälligkeiten auftreten,
lassen diese nicht ohne Weiteres auf einen Missbrauch
schließen, da sie auch andere Entstehungszusammenhänge
haben können. Vorschulkinder zeigen vor allem Ängste,
Albträume, Regressionen (Rückzug auf frühere Entwick-
lungsstadien) sowie zurückgezogenes, autoaggressives und
sexualisiertes Verhalten. Kinder im Schulalter leiden eben-
falls unter Ängsten und Albträumen, aber auch unter
Schulproblemen und können durch unreifes, hyperaktives
und/oder aggressives Verhalten auffallen. Im Jugendalter
(13 bis 18 Jahre) finden sich Verhaltensauffälligkeiten wie
Depressionen, sozialer Rückzug, Suizidneigung, Somati-
sierungen, Weglaufen, wenig selbstbestimmte Sexualkon-
takte mit wechselnden Partnern und Alkohol- oder Drogen-
probleme (Engfer 2005; Fegert/Besier 2008).
Befunde
Kleinkind-/Vorschulalter 8 bis 14 %
Schulalter (5 bis 14 Jahre) 73 %
Jugendalter (> 14 Jahre) 19 %
Exkurs 8.3 Sexuelle Gewalt gegen Mädchen und 
Frauen mit Behinderung
Im Vergleich zu nichtbehinderten sind behinderte Mäd-
chen und Frauen etwa doppelt so häufig Opfer von
sexueller Gewalt (Vereinte Nationen, UNO 1998). Für
den deutschsprachigen Raum hat das Thema (sexuelle)
Gewalt gegen Mädchen und Frauen mit Behinderung
bisher wenig Beachtung gefunden, was sich auch in ei-
ner fehlenden (repräsentativen) Datenlage hierzu aus-
drückt (RKI 2008c). Schätzungen gehen davon aus, dass
etwa 20 Prozent der Mädchen/Frauen mit Behinderung
mindestens einmal in ihrem Leben Erfahrung mit
sexueller Gewalt gemacht haben; diese Erfahrungen rei-
chen von anzüglichen Bemerkungen bis hin zu körperli-
chen Übergriffen ohne Einwilligung der Betroffenen
(Eiermann u. a. 2000). Der strukturelle Rahmen in Ein-
richtungen für behinderte Menschen fördert vielfach
Gewalt gegen Mädchen und Frauen mit Behinderungen.
Die Mädchen und Frauen haben häufig von Kindheit an
die Erfahrung gemacht, dass ihre Intimsphäre nicht re-
spektiert und geschützt wird. Ein vom BMFSFJ geför-
dertes Modellprojekt belegt, dass sexualisierte Gewalt-
erfahrungen das Leben der Bewohnerinnen begleiten
und in engem Zusammenhang mit strukturell bedingten
Abhängigkeiten stehen (Fegert u. a. 2006). Sexueller
Missbrauch bedeutet – auch und gerade für Mädchen
und Frauen mit Behinderung – immer einen Vertrauens-
bruch, verbunden mit der Erfahrung von Hilflosigkeit
und Ohnmacht. Die Opfer leiden oftmals lebenslang un-
ter den Folgen wie körperlichen Symptomen, Schlafstö-
rungen, Angst- und Panikattacken bis hin zu selbstver-
letzendem Verhalten und Selbstmordversuchen.
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 131 – Drucksache 16/12860
8.2.5 Psychische Gesundheit und 
Verhaltensauffälligkeiten
Ergebnisse aus dem KiGGS belegen, dass sich (nach
Angaben der Eltern) die überwiegende Mehrheit der
Kinder in der Altersgruppe von 11 bis unter 18 Jahren in
Deutschland psychisch gesund entwickelt (11 bis
13 Jahre: 83,4 Prozent; 14 bis 17 Jahre: 87,6 Prozent;
Hölling u. a. 2007). Im Vergleich zu Kindern im Alter
von 7 bis 10 Jahren ist der Anteil von Heranwachsen-
den mit psychischen Problemen in der Altersgruppe der
11- bis 13-Jährigen sowie der 14- bis 17-Jährigen gerin-
ger.
Ta b e l l e  8.7 
Auswertung des SDQ-Gesamtproblemwertes zu psy-
chischen und Verhaltensauffälligkeiten69 
bei 11- bis 13- und 14- bis 17-Jährigen 
(Elternangaben)
Quelle: Hölling u. a. 2007 ST = sozialer Status, MH: Migrationshinter-
grund
Mädchen werden deutlich seltener als auffällig einge-
schätzt als Jungen (z. B. zeigen mehr Jungen als Mädchen
Anzeichen von Hyperaktivität) und unterscheiden sich
auch in der Art ihrer Probleme. Jeder vierte bis sechste
Jugendliche mit Migrationshintergrund wurde nach Ein-
schätzung der Eltern als grenzwertig bis psychisch auffäl-
lig eingestuft; bei Kindern ohne Migrationshintergrund
sind dies deutlich weniger (Hölling u. a. 2007). In Bezug
auf den sozioökonomischen Status der Jugendlichen er-
gibt sich ein deutlicher sozialer Gradient für das Vorlie-
gen psychischer Auffälligkeiten RKI 2008a; Hölling u. a.
2007): Mädchen und Jungen mit hohem und mittlerem
Status sind deutlich seltener betroffen als diejenigen mit
geringem Status. Hinsichtlich der besuchten Schulform
sind grenzwertig bis psychisch auffällige Jugendliche ge-
häuft auf Hauptschulen (22,1 Prozent) anzutreffen; und
nahezu jeder zweite (45,2 Prozent) der im KiGGS grenz-
wertig bis psychisch auffällig eingeschätzten Jugendli-
chen besucht eine Förderschule (RKI 2008a). Sowohl
grenzwertig bis psychisch auffällige Mädchen (30,4 Pro-
zent) als auch Jungen (31,9 Prozent) sind häufiger als die
Gruppe der unauffälligen Jugendlichen Täter und Opfer
von Gewalthandlungen (RKI 2008a).
Die generell rückläufige Tendenz im Auftreten von psy-
chischen Auffälligkeiten spiegelt sich in den spezifi-
schen Auffälligkeiten wider, aus denen sich der Gesamt-
wert für psychische Auffälligkeit zusammensetzt. Dabei
sind jedoch einige Besonderheiten innerhalb der jünge-
ren und der älteren Gruppe zu berücksichtigen (vgl.
Tab.8.8 und 8.9).
Emotionale Probleme sind über beide Altersgruppen be-
trachtet tendenziell rückläufig; jedoch ergibt sich bei
Mädchen beider Altersgruppen nur ein so geringer Unter-
schied an emotionalen Problemen, dass an dieser Stelle
von einer stabilen Entwicklung gesprochen werden kann.
Sowohl Verhaltens- als auch Hyperaktivitätsprobleme
weisen mit zunehmendem Alter einen deutlichen Rück-
gang über alle querschnittlich betrachteten Variablen auf.
Auch für die Jugendlichen, die Probleme im Umgang mit
Gleichaltrigen haben, ist tendenziell ein Rückgang der
Auffälligkeiten zu verzeichnen. Dieser fällt aber so mar-
ginal aus, dass nicht von einer Besserung der Symptoma-
tik mit wachsendem Alter gesprochen werden kann. Im
Unterschied zu den bislang genannten Problembereichen
ergibt sich für den Bereich „Mangel im prosozialen Ver-
halten“ sogar eine tendenzielle Zunahme von Problemen
für die höheren Altersgruppen; diese Veränderungen fal-
len aber so marginal aus, dass nicht von einer generellen
Verschlechterung sozialer Fähigkeiten gesprochen wer-
den kann. Gerade die Stabilität in den Prävalenzwerten
für die Bereiche „Probleme im Umgang mit Gleichaltri-
gen“ und „Mangel im prosozialen Verhalten“ weisen aber
darauf hin, dass ein erheblicher Anteil von Jugendlichen
manifeste Defizite in sozialen Fertigkeiten aufweist. Dies
ist insbesondere vor dem Hintergrund brisant, dass für
den Übergang von Schule in Berufs-/Hochschulausbil-
dung neben kognitiven Kompetenzen (z. B. ausreichende
Deutsch- und Mathematikkenntnisse) zunehmend auch
soziale Kompetenzen gefragt sind.
Die Auswertungen des KiGGS weisen zudem darauf hin,
dass grenzwertig bis psychisch auffällige Heranwach-
sende über wenige personale, familiäre und sozialen Res-
sourcen sowie eine geringe Lebensqualität verfügen (RKI
2008a; Hölling/Schlack 2008). Zu den zentralen persona-
len Ressourcen im Jugendalter, die die Gefahr der
Entwicklung von Verhaltensauffälligkeiten reduzieren
können, gehören selbstbezogene Kontrollüberzeugungen
und Selbstwirksamkeitserwartungen (vgl. Teil A,
Kap. 3.2.2.4).
69 SDQ = Strength and Difficulties Questionaire. Die Daten für auffälli-
ges und grenzwertiges Verhalten wurden zusammengezogen. Die
Prozentangaben „Insgesamt“ beziehen sich auf 100 Prozent.
11 bis 13 Jahre 14 bis 17 Jahre
Insgesamt 16,6 % 12,4 %






mit MH: 25,2 %
ohne MH: 14,8 %
mit MH: 14,9 %
ohne MH: 12,0 %
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Tab e l l e  8.8 7 0
Psychische und Verhaltensauffälligkeiten sowie 
prosoziales Verhalten bei 11- bis 13-Jährigen 
(SDQ-Subskalen)
Quelle: Hölling u. a. 2007 ST = sozialer Status, MH: Migrationshinter-
grund
71Tab e l l e  8.9
Psychische und Verhaltensauffälligkeiten sowie 
prosoziales Verhalten71 bei 14- bis 17-Jährigen 
(SDQ-Subskalen)
Quelle: Hölling u. a. 2007 ST = sozialer Status, MH: Migrationshinter-
grund
70 Prosoziales Verhalten gehört zu den psychischen Stärken und wird
durch die Items „nett zu anderen Menschen sein“, „Bereitschaft, zu
teilen“, „hilfsbereit sein“, „nett zu Jüngeren sein“ und „ Anderen oft






Jungen: 18,8 %; 
Mädchen: 19,0 %
mit MH: 22,4 %; 
ohne MH: 18,2 %
niedriger ST: 23,2 % 
mittlerer ST: 18,8 %





Jungen: 36,5 %; 
Mädchen: 27,1 %
mit MH: 39,6 %; 
ohne MH: 30,2 %
niedriger ST: 42,2 %
mittlerer ST: 30,7 % 
hoher ST: 22,2 %
Hyperaktivitätsprobleme gesamt: 14,8 %
Jungen: 21,2 %; 
Mädchen: 8,1 %
mit MH: 18,7 %; 
ohne MH: 14,1 %
niedriger ST: 20,3 %
mittlerer ST: 14,8 %
hoher ST: 8,5 %
Probleme im Umgang mit 
Gleichaltrigen
gesamt: 24,1 %
Jungen: 26,6 %; 
Mädchen: 21,6 %
mit MH: 36,2 %; 
ohne MH: 21,7 %
niedriger ST: 32,0 %
mittlerer ST: 22,6 %





Jungen: 13,0 %; 
Mädchen: 8,3 %
mit MH: 11,6 %; 
ohne MH: 10,5 %
niedriger ST: 13,2 %
mittlerer ST: 10,0 %
hoher ST: 8,4 %
71 Prosoziales Verhalten gehört zu den psychischen Stärken und wird
durch die Items „nett zu anderen Menschen sein“, „Bereitschaft, zu
teilen“, „hilfsbereit sein“, „nett zu Jüngeren sein“ und „ Anderen oft






Jungen: 12,6 %; 
Mädchen: 18,8 %
mit MH: 18,0 %; 
ohne MH: 15,2 %
niedriger ST: 18,5 %
mittlerer ST: 15,3 %





Jungen: 30,9 %; 
Mädchen: 24,1 %
mit MH: 30,6 %; 
ohne MH: 27,0 %
niedriger ST: 36,6 %
mittlerer ST: 26,7 %
hoher ST: 19,7 %
Hyperaktivitätsprobleme gesamt: 9,2 %
Jungen: 12,7 %; 
Mädchen: 5,5 %
mit MH: 10,2 %; 
ohne MH: 9,1 %
niedriger ST: 11,0 %
mittlerer ST: 9,3 %
hoher ST: 7,3 %
Probleme im Umgang mit 
Gleichaltrigen
gesamt: 22,4 %
Jungen: 23,9 %; 
Mädchen: 20,9 %
mit MH: 32,8 %; 
ohne MH: 20,6 %
niedriger ST: 28,1 %
mittlerer ST: 21,1 %





Jungen: 16,0 %; 
Mädchen: 8,9 %
mit MH: 13,1 %; 
ohne MH: 12,4 %
niedriger ST: 13,7 %
mittlerer ST: 11,7 %
hoher ST: 12,6 % 
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8.2.6 Essstörungen
Zu den typischen Essstörungen des Jugend- und frühen
Erwachsenenalters72 werden Anorexia nervosa (Mager-
sucht) und Bulimia nervosa (Ess-Brech-Sucht) gezählt.
Anorexie wird durch einen absichtlichen Gewichtsverlust
charakterisiert, wobei Anorexie dann diagnostiziert wird,
wenn das Körpergewicht des Heranwachsenden unterhalb
85 Prozent des zu erwartenden Gewichts (BMI-Wert73
unterhalb der 10. Altersperzentile) liegt (Bundesarbeits-
gemeinschaft leitender Klinikärzte für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und Psychotherapie u. a. 2007). Das Ver-
halten der Betroffenen ist darauf ausgerichtet, Gewicht
durch Fasten, Diäten, Missbrauch von Medikamenten,
übertriebene körperliche Aktivität oder Erbrechen zu ver-
lieren. Sie beschäftigen sich übermäßig mit ihrem Kör-
pergewicht und ihrer Figur, definieren ihren Selbstwert
darüber und haben große Angst vor Gewichtszunahme.
Dabei leiden sie unter einer Körperschemastörung und
nehmen sich trotz ihres bestehenden Untergewichts als zu
dick wahr. Die Betroffenen zeigen ein gesteigertes, bis-
weilen zwanghaftes Leistungsverhalten (z. B. extrem
sorgfältige Hausaufgabenbearbeitung oder Sauberkeit).
Hauptmerkmal der Bulimie ist das wiederholte Auftreten
von „Heißhungeranfällen“. Die Betroffenen nehmen in
kurzer Zeit große Nahrungsmengen, vorwiegend mit ei-
nem hohen Kaloriengehalt, zu sich. Diese „Anfälle“ sind
mit dem subjektiven Gefühl verbunden, die Kontrolle
über das eigene Essverhalten verloren zu haben, während
viele der Betroffenen ansonsten ein gezügeltes Essverhal-
ten zeigen. Um nicht an Gewicht zuzunehmen, werden
häufig unmittelbar nach einer Essattacke gegenregulie-
rende Maßnahmen (z. B. Erbrechen, Medikamentenmiss-
brauch) eingeleitet. Das Selbstwertgefühl der Betroffenen
wird übermäßig durch die subjektive Wahrnehmung ihrer
Figur und ihres Körpergewichts beeinflusst, obwohl die
meisten ein „normales“ Körpergewicht haben.
Mit insgesamt 21,9 Prozent zeigt mehr als ein Fünftel der
Jugendlichen von 11 bis unter 18 Jahren in Deutschland
Symptome einer Essstörung – ohne dass hier schon von ei-
ner manifesten Erkrankung gesprochen werden könnte.
Der Anteil der Mädchen ist dabei wesentlich größer als der
Anteil der auffälligen Jungen (Hölling/Schlack 2007).
Während fast jeder dritte Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund Anzeichen von Essstörungen zeigt, ist dies bei
den Jugendlichen ohne Migrationserfahrung nur etwa jeder
fünfte Heranwachsende. Für das Vorliegen von Sympto-
men einer Essstörung zeigt sich ebenfalls ein sozialer Gra-
dient: So ist der Anteil der auffälligen Jugendlichen mit ei-
nem niedrigen sozioökonomischen Status fast zweimal so
groß wie bei den Jugendlichen aus Familien mit einem ho-
hen sozioökonomischen Status (Hölling/Schlack 2007).
Ta b e l l e  8.10
Gegenüberstellung wichtiger Symptome 
bei Anorexie und Bulimie
Quelle: von Wietersheim 2008
Tab e l l e  8.11
Prävalenz von Essstörungssymptomen 
bei 11- bis 17-Jährigen nach SCOFF74 
(Selbstauskunft der Befragten)
ST = sozialer Status, MH: Migrationshintergrund
Quelle: Hölling/Schlack 2007
72 Auf die Darstellung der Binge Eating Disorder („Esssucht“) wird an
dieser Stelle verzichtet, da die empirische Befundlage (z. B. Abgren-
zungsschwierigkeiten zwischen Binge Eating Disorder, Bulimie und
Übergewicht) bislang noch unzureichend ist. Ebenfalls wird an dieser
Stelle auf die Darstellung von Befunden zu Adipositas verzichtet, da
diese laut WHO-Definition keine Essstörung im engeren Sinn, son-
dern eine chronische Erkrankung darstellt.
73 Der BMI berechnet sich anhand der Formel Körpergewicht (in kg)





























74 Der SCOFF-Fragebogen ist im Rahmen des KiGGS von 6 634 11- bis
17-Jährigen per Selbstauskunft schriftlich beantwortet worden und
ist ein Screening-Instrument zur Identifizierung möglichen essgestör-
ten Verhaltens. Eine Unterscheidung der Auffälligen in Anorexie-
bzw. Bulimiebetroffene ist auf Grundlage dieses Instruments nicht
möglich (vgl. Hölling/Schlack 2007 für eine genaue Beschreibung
des Erhebungsinstrumentes).
11 bis 13 Jahre 14 bis 17 Jahre
insgesamt 20,6 % 22,7 %






mit MH: 30,1 %
ohne MH: 18,5 %
mit MH: 30,4 %
ohne MH: 21,2 %
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Erste Anzeichen von Anorexie werden nicht selten bereits
bei 12-Jährigen beobachtet, der Erkrankungsgipfel liegt
aber zwischen dem 14. und 16. Lebensjahr. Zahlen zu
manifesten Erkrankungen an Anorexie im Jugendalter lie-
gen nicht vor; bekannt ist aber, dass Anorexie mit
10 Prozent die höchste Sterblichkeitsrate unter den psy-
chischen Störungen besitzt (Herzog u. a. 2000).
Bulimia nervosa ist selten bei Heranwachsenden unter
14 Jahren anzutreffen, der Erkrankungsgipfel liegt zwi-
schen dem 16. und 19. Lebensjahr. Heranwachsende, die
in besonderer Form mit dem Schlankheitsideal75 konfron-
tiert sind (z. B. Models oder Leistungssport Betreibende)
weisen eine deutlich höhere Prävalenz auf (Holtkamp/
Herpertz-Dahlmann 2005). Betroffene zeigen in hohem
Maße weitere psychische Störungen wie depressive Er-
krankungen und Angststörungen (Eckert u. a. 2006;
Fichter 2005; Gerlinghoff/Backmund 2004).
Anorexie und Bulimie sind psychosomatische Krank-
heitsbilder, die multifaktoriell bedingt sind. Diskutiert
werden biologische und soziokulturelle Faktoren (durch
Familie, Schule und/oder Massenmedien vermittelte
Werte wie Leistungsnorm und Schlankheitsideal), persön-
lichkeitsbedingte Merkmale (z. B. Perfektionismus, ge-
ringe Frustrationstoleranz), belastende Lebensereignisse
(z. B. sexueller Missbrauch) sowie schwierige soziale Le-
bensbedingungen (z. B. gestörte Familienbeziehungen,
Verlust von Bezugspersonen, soziale Isolation etc.;
Fichter 2005; Holtkamp/Herpertz-Dahlmann 2005; Thiels
2004). Essstörungen sind Krankheiten mit Neigung zu
Rückfällen und chronischem Verlauf. Etwa 50 bis
70 Prozent der Betroffenen aber überwinden ihre Essstö-
rung oder sind zumeist soweit gebessert, dass sie in ihrem
Leben wieder zurechtkommen (Quadflieg/Fichter 2003;
Steinhausen 2003).
Essstörungen sind nach den vorliegenden Daten und Be-
funden besonders in der Gruppe der 14 bis 17 Jahre alten
Mädchen verbreitet. Vor dem Hintergrund der in dieser
Altersphase anstehenden Veränderungen und Herausfor-
derungen kann diese Symptomatik als Ausdruck von Ent-
wicklungsproblemen gesehen werden. Diese sind oft
passager, aber für die betroffenen Mädchen mit sehr gra-
vierenden Beeinträchtigungen verbunden.
„Geringes Selbstwertgefühl macht dick“ (Lemeshow
2008), diese Aussage weist darauf hin, dass sich bei der
Suche nach den Entstehungskontexten und möglichen
Lösungswegen die Aufmerksamkeit nicht nur auf körper-
liche und psychische Faktoren, sondern auch darauf rich-
ten muss, wie die betroffenen Mädchen die Qualität ihres
sozialen Umfelds sowie den eigenen sozialen Status in ih-
rem sozialen Nahraum bewerten (Lemeshow 2008).
„Kinder und Jugendliche haben nie isolierte Probleme mit
der Ernährung, dem Stress oder ihrem Bewegungsverhal-
ten“ (Mann-Luoma u. a. 2002, S. 956), sondern diese sind
als Ausdruck unbewusster Konflikte und unerkannter
Traumata sowie von Überforderungen bei der Umsetzung
der Entwicklungsthemen in dieser Altersphase zu sehen.
Soll in Bezug auf Essstörungen eine Veränderung gelin-
gen, so sind dafür die Unterstützung und Ermutigung der
Betroffenen in ihren sozialen Beziehungen und Freund-
schaften und bei Veränderung des inneren Selbstbildes
und des äußeren Verhaltens hilfreich. Angesichts der
komplexen Entstehungskontexte von Essstörungen sind
therapeutische Konzepte erforderlich, die den Zusam-
menhang von innerem Erleben und äußerem Verhalten er-
kennen und bearbeiten können.
8.2.7 Übergewicht und Adipositas
Übergewicht und Adipositas (Fettsucht) im Kindes- und
Jugendalter sind Phänomene, die inzwischen einen erheb-
lichen Anteil der Kinder und Jugendlichen in westlichen
Industrieländern betreffen. Von Übergewicht und Adipo-
sitas wird bei Erwachsenen gesprochen, wenn der BMI
(Body Mass Index)76 höher als 25 bzw. höher als 30 liegt.
Bei Kindern wird aufgrund des starken Wachstums mit
alters- und geschlechtsspezifischen Perzentilen gerech-
net. Während Übergewicht an sich noch keine chronische
Erkrankung ist, gilt Adipositas nach Einschätzung der
Weltgesundheitsorganisation (WHO) als chronische Er-
krankung auf einem polygenetischen Hintergrund, die mit
erheblichen Komplikationen einhergeht und die Lebens-
erwartung verkürzen kann (Hauner 2000). Der Krank-
heitswert der Adipositas ergibt sich aus den funktionellen
und individuellen Einschränkungen sowie der psychoso-
zialen Beeinträchtigung und einer hohen Komorbidität
(Wabitsch 2004). Besonders hohe Prävalenzraten von
Übergewicht und Adipositas lassen sich im Jugendalter
finden (vgl. Abb. 8.7).
Nach Auswertungen des KiGGS sind die meisten Heran-
wachsenden im Jugendalter normalgewichtig. Jedoch
sind zwischen 7,2 Prozent und 8,5 Prozent der Jugendli-
chen übergewichtig oder adipös; wobei im Alter von 6 bis
12 Jahren ein deutlicher Anstieg zu verzeichnen ist und
sich diese Werte bis ins Jugendalter fortsetzen. Jungen
und Mädchen sind in etwa gleichem Ausmaß hiervon be-
troffen. Übergewichtige und adipöse Jugendliche gehören
vermehrt Familien an, die sozial benachteiligt sind, wobei
in diesen Familien schon Kinder von 3 bis 10 Jahren
deutlich häufiger unter Übergewicht bzw. Adipositas
leiden (Kurth/Schaffrath Rosario 2007; vgl. Tab. 8.12
und 8.13).
75 In der Gesamtbevölkerung ist das Schlankheitsideal weit verbreitet.
Insbesondere bei den 13- und 15-Jährigen fühlt sich mehr als jedes
zweite Mädchen (13-Jährige: 51 Prozent, 15-Jährige: 58 Prozent)
und etwa jeder dritte Junge (13-Jährige: 36 Prozent, 15-Jährige:
31 Prozent) zu dick; Deutschland nimmt damit im europäischen und
nordamerikanischen Vergleich den Spitzenplatz ein (Weltgesund-
heitsorganisation, WHO 2008).
76 Der BMI berechnet sich anhand der Formel Körpergewicht (in kg)
dividiert durch das Quadrat der in Meter gemessenen Körpergröße
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Tab e l l e  8.12 
Gewichtsverteilung und Adipositas bei 3- bis 
6-Jährigen und bei 7- bis 10-Jährigen 
(Angaben in Prozent)
Quelle: modifiziert nach Kurth/Schaffrath Rosario 2007 MH: Migra-
tionshintergrund, ST: sozialer Status; Differenzen aufgrund von Run-
dungseffekten
Tab e l l e  8.13
Übergewicht und Adipositas bei 11- bis 13-Jährigen 
und bei 14- bis 17-Jährigen 
(Angaben in Prozent)
Quelle: modifiziert nach Kurth/Schaffrath Rosario 2007; MH: Migra-






















































































Abb i l d u n g  8.7
Übergewicht inkl. Adipositas bei 3- bis 17-Jährigen 
(Prävalenzen in Prozent)
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Heranwachsende mit Migrationshintergrund sind – schon
mit 3 bis 10 Jahren – stärker von Übergewicht betroffen
als Heranwachsende ohne Migrationshintergrund. Am
häufigsten sind Mädchen und Jungen mit türkischem Mi-
grationshintergrund betroffen, wobei ein Teil der Eltern
mit türkeibezogener Migrationserfahrung bzw. niedri-
gem Sozialstatus „blind“ zu sein scheinen für das Überge-
wicht ihrer Kinder bzw. diese oft auch dann als zu dünn
einschätzen, wenn sie normalgewichtig sind (RKI
2008b). Das Körperbild, das Eltern von ihren Kindern ha-
ben, erscheint also ein wichtiger Faktor bei der Entste-
hung und Aufrechterhaltung von Übergewicht. Unter-
schiede bei Übergewicht (inkl. Adipositas) ergeben sich
auch im Hinblick auf die besuchte Schulform: So neigt
mehr als jeder fünfte Hauptschüler (22,9 Prozent) zu
Übergewicht/Adipositas; bei den Jugendlichen, die eine
Förderschule besuchen, ist es fast jeder dritte (31,9 Pro-
zent; RKI 2008a). Übergewichtige und adipöse Jugendli-
che beiderlei Geschlechts unterscheiden sich im Hinblick
auf bestehende psychische und Verhaltensauffälligkeiten
von normalgewichtigen Heranwachsenden, wobei Jungen
auffälliger als Mädchen sind (vgl. Tab. 8.14). Ergebnisse
des KiGGS belegen einen gesteigerten Konsum elektroni-
scher Medien in der Freizeitgestaltung übergewichtiger
Jugendlicher (RKI 2008a).
Ta b e l l e  8.14 
Gewicht, psychische und Verhaltensauffälligkeiten 
der 11- bis 17-Jährigen 
(Prävalenzen in Prozent)
Quelle: RKI 2008a
Zu den Risikofaktoren für Übergewicht und Adipositas
gehören ein Übergewicht der Mutter, ein hohes Geburts-
gewicht, wenig körperliche Aktivität (z. B. ausgedehnte
Beschäftigung mit Fernseher/Computer), zu kalorienrei-
che Nahrung und psychische Faktoren. Zu den Risikofak-
toren in der Umgebung gehören u. a. eine wenig kinder-
freundliche sowie eine technisierte Umwelt, die
ausreichende Bewegung erschwert (Pfluger-Jakob 2007).
Adipositas geht häufig mit verschiedenen anderen oft erst
später einsetzenden gesundheitlichen Beeinträchtigungen
wie beispielsweise Herz- und Kreislauferkrankungen,
Diabetes und orthopädischen Komplikationen einher
(Benecke/Vogel 2005). Neben den langfristigen gesund-
heitlichen Folgen von Übergewicht und Adipositas leiden
die Betroffenen zudem unter Stigmatisierung, sozialer
Ausgrenzung und einer geringeren gesundheitsbezogenen
Lebensqualität (Hölling u. a. 2008; Kurth/Ellert 2008).
8.2.8 Depressive Erkrankungen
Fast alle Jugendlichen sind von Zeit zu Zeit einfach
„schlecht drauf“, fühlen sich traurig, trauen sich nichts
zu, hinterfragen den Sinn des eigenen Lebens oder haben
Angst vor der Zukunft. Solche Gedanken und Gefühle
sind mehrheitlich als eine vorübergehende Reaktion auf
persönliche Probleme, Unzufriedenheit und die Verände-
rungen in der Pubertät zu deuten. Bei einer oft unter-
schätzten Zahl von Jugendlichen aber verfestigen sich ne-
gative Gefühle und führen zu einem ausgedehnten, von
zusätzlichen Symptomen und Beeinträchtigungen beglei-
teten psychischen Problem, das bis zu einer depressiven
Erkrankung führen kann77. Kernsymptome sind eine
depressive Verstimmung (Niedergeschlagenheit bzw.
Traurigkeit), die begrenzte Möglichkeit, Freude und Inte-
ressen wahrzunehmen, sowie Antriebsmangel. Die dep-
ressive Erkrankung und der damit verbundene Leidens-
druck kann bis hin zum Suizid (vgl. Kap. 8.2.10) führen
(Cibis u. a. 2008; Remschmidt 2005; Wolfersdorf 2008).
Gesellschaftspolitische Relevanz erfährt dieses Erkran-
kungsspektrum durch seine sowohl im Kindes- und Ju-
gend- als auch im Erwachsenenalter hohe Prävalenz, den
für die Erkrankten bestehenden hohen Leidensdruck, den
oftmals ungünstigen Verlauf und eine nicht immer be-
darfsgerechte ärztlich-medizinische und therapeutische
Versorgungssituation. Des Weiteren ergibt sich ein ge-
sundheits- und gesellschaftspolitischer Handlungsbedarf
daraus, dass unbehandelte depressive Erkrankungen die
Tendenz zu einen progressivem Verlauf mit der Gefahr
von Rückfällen, einer Chronifizierung sowie zur Entwick-
lung von Begleiterkrankungen (z. B. Angststörungen)
haben. Bei der Ausarbeitung der nationalen Gesundheits-
ziele, die verbindliche Vereinbarungen von verantwortli-
chen Akteuren des Gesundheitssystems auf Bund- und
Länderebene darstellen, wurde deshalb das Ziel „Depres-
sive Erkrankungen: verhindern, früh erkennen, nachhaltig
behandeln“ als eines von sechs Zielen festgelegt (Bundes-
ministerium für Gesundheit, BMG 2008).
Allgemein lässt sich zum Alter Heranwachsender bei Stö-
rungsbeginn in den letzten Jahrzehnten ein Absinken des
Altersniveaus feststellen. Ab dem 12. Lebensjahr setzt ein
deutlicher Anstieg depressiver Symptome bei Mädchen
und Jungen ein (Blanz u. a. 2006; Schulte-Markwort u. a.
2008); der Beginn einer depressiven Erkrankung kann
vielfach im frühen bis mittleren Jugendalter (14. bis
15. Lebensjahr) zeitlich näher bestimmt werden (Roos
2007). Depressive Störungen verschiedenen Grades gehö-






















77 Depressionen werden in Abhängigkeit von ihrem Erscheinungsbild
in unipolare („reine“ depressive Erkrankung), bipolare (abwechseln-
des Auftreten von depressiven Phasen und manischen Episoden) und
dysthyme (chronische, aber weniger schwere und intensive Form)
Störungen unterteilt; referiert werden hier ausschließlich Befunde zu
unipolaren depressiven Störungen/Erkrankungen aufgrund der gerin-
gen Prävalenz der anderen Störungen im Jugendalter.
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häufigsten psychischen Erkrankungen im Jugendalter
(Essau u. a. 1998; Ihle u. a. 2004). Im Jugendalter haben
Mädchen ein doppelt so hohes Risiko, an einer Depres-
sion zu erkranken wie Jungen (von Klitzing 2006). Die
Dauer einer depressiven Erkrankung liegt bei durch-
schnittlich etwa 30 Wochen (Roos 2007).
Erklärungsansätze zur Genese depressiver Erkrankungen
gehen von einem transaktionalen Zusammenwirken un-
terschiedlicher biologischer, psychologischer und sozialer
Faktoren aus. Als prädisponierend gelten genetische Fak-
toren und Störungen im Neurotransmitterstoffwechsel in
Wechselwirkung mit psychischen Faktoren (z. B. man-
gelnde soziale Fertigkeiten, Wahrnehmungsverzerrungen)
und Faktoren im sozialen Nahraum (z. B. psychische Er-
krankung eines Elternteils, Partnerschaftskonflikte der
Eltern, soziale Zurückweisung durch Gleichaltrige; Blanz
u. a. 2006; Brakemeier u. a. 2008; Lehmkuhl u. a. 2008;
Mehler-Wex/Kölch 2008). Auch traumatische Erfahrun-
gen werden oft depressiv verarbeitet. Depressive Erkran-
kungen im Jugendalter sind einerseits Erkrankungen mit
hohem Chronifizierungsrisiko, die das soziale Funktions-
niveau verringern, Sozialkontakte und Freizeitaktivitäten
behindern sowie zu Beeinträchtigungen der allgemeinen
und schulischen (beruflichen) Leistungsfähigkeit führen
können (Blanz u. a. 2006; Lehmkuhl u. a. 2008; Mehler-
Wex/Kölch 2008), andererseits scheinen Heranwach-
sende oft schneller als Erwachsene von einer Depression
zu genesen (Remissionsraten von bis zu 33 Prozent; Meh-
ler-Wex/Kölch 2008). Dennoch bestand nach fünf Jahren
bei etwa drei Vierteln (72 Prozent) der ehemals Erkrank-
ten eine ausgeprägte Tendenz zur Wiedererkrankung
(Roos 2007).
8.2.9 Selbstverletzendes Verhalten
Selbstverletzendes Verhalten stellt eine direkte und ab-
sichtliche Form der Schädigung des eigenen Körpers dar
(z. B. durch Verletzen der Haut an Armen/Beinen mit
spitzen und scharfen Gegenständen wie Rasierklingen
(„Ritzen“) oder Verbrennungen mit Zigaretten auf dem
eigenen Körper usw.). Im Unterschied zu suizidalen
Handlungen ist mit selbstverletzendem Verhalten keine
Tötungsabsicht verbunden; vielmehr sollen damit emotio-
nale Entlastung, Abbau bestehender Spannungs- und Un-
ruhezustände sowie Aufmerksamkeit durch Außenste-
hende erreicht werden (Frank 2005b; Holtkamp/Herpertz-
Dahlmann 2001). Selbstverletzendes Verhalten ist im Ju-
gendalter keine seltene, oft aber eine vorübergehende Er-
scheinung. Nach Ergebnissen der Heidelberger Schulstu-
die (mit knapp 5.800 Teilnehmerinnen und Teilnehmern)
verletzen sich 10,9 Prozent der Befragten 14-Jährigen ge-
legentlich (ein- bis dreimal im Jahr) und 4 Prozent wie-
derholend. Jugendliche ohne Migrationshintergrund sind
häufiger als Jugendliche mit Migrationshintergrund und
Mädchen doppelt so häufig wie Jungen betroffen. Wäh-
rend gelegentliches selbstverletzendes Verhalten in Zu-
sammenhang mit der Bewältigung psychosozialer Pro-
bleme steht, ist wiederkehrendes selbstverletzendes
Verhalten ein Ausdruck behandlungsbedürftiger psychi-
scher Störungen (Brunner u. a. 2007).
Charakteristischerweise hängt selbstverletzendes Verhal-
ten mit vielfältigen psychischen Problemen (z. B. Essstö-
rungen, Persönlichkeitsstörungen, Ängste oder depressive
Erkrankungen) zusammen (Salbach-Andrae u. a. 2007).
In der Vorgeschichte der betroffenen Jugendlichen finden
sich häufig traumatische Erlebnisse wie sexueller Miss-
brauch, körperliche Misshandlung, Vernachlässigung,
Konflikte und Gewalt in der Familie sowie der Verlust ei-
nes nahe stehenden Menschen (Brunner/Resch 2008).
Aktuelle Auslöser sind beispielsweise Konfrontationen
mit Freunden/Eltern oder Ausgrenzung in der Schule. Be-
troffene Jugendliche ziehen sich oft von ihrer sozialen
Umwelt zurück und verbergen ihre Verletzungen, so dass
sie von ihrer Umgebung unbeachtet bleiben.
Bei Mädchen und Jungen mit geistiger Behinderung wird
sehr häufig über selbstverletzendes Verhalten im Kontext
von Wohnen in Heimen (3 bis 46 Prozent) berichtet, bei
Kindern und Jugendlichen, die in der Gemeinde leben,
werden dagegen nur 2 bis 3 Prozent genannt (Limbach-
Reich 2008).
8.2.10 Suizidalität
Suizidalität (drohende Selbsttötung) kann nicht nur im
Rahmen einer depressiven, sondern auch bei anderen psy-
chiatrischen Störungen (z. B. Störungen des Sozialverhal-
tens, Alkohol- und Drogenmissbrauch) auftreten und
verschiedene Ebenen umfassen: Suizidgedanken (ge-
dankliche Beschäftigung mit dem eigenen Tod), Suizid-
versuche (final ausgerichtete Handlung mit lebensbedroh-
lichem Potenzial, aber ohne Todesfolge) und Suizid
(selbst herbeigeführter Tod; Holtkamp/Herpertz-
Dahlmann 2001). Sehnsüchte nach „Ruhe“/Tod und spo-
radische Erwägung (der Möglichkeit) von Suizid kom-
men bei einem Großteil von (Kindern und) Jugendlichen
gelegentlich vor. Ab dem 12. Lebensjahr kommt es zu ei-
nem deutlichen Anstieg von Suiziden (Holtkamp/
Herpertz-Dahlmann 2001), und diese stellen die zweit-
häufigste Todesursache bei jungen Menschen dar
(Dlubis-Mertens 2003; Rübenach 2007). 2007 gab es in
Deutschland 219 Todesfälle durch Suizide in der Alters-
gruppe der 10- bis unter 20-Jährigen, die zu 74,4 Prozent
männliche und zu 25,6 Prozent weibliche Jugendliche be-
trafen (Statistisches Bundesamt 2008). Insgesamt ist aber
die Rate der durch Suizide ums Leben gekommenen jun-
gen Menschen in Deutschland im Rückgang begriffen
(vgl. Abb. 8.8).
Es werden keine amtlichen Statistiken zu Suizidversu-
chen geführt, aber es muss davon ausgegangen werden,
dass Suizidversuche über alle Altersstufen hinweg etwa
10-mal so häufig sind wie Suizide. Während Mädchen
häufiger als Jungen Suizidversuche unternehmen, liegt
das Verhältnis von vollendeten Suiziden von männlichen
zu weiblichen Jugendlichen bei etwa 3:1 (Frank 2005c;
Holtkamp/Herpertz-Dahlmann 2001). Daten zur Suizida-
lität von Heranwachsenden mit Migrationshintergrund
geben ein heterogenes Bild ab. Insbesondere türkisch-
stämmige Mädchen im Alter von 10 bis 17 Jahren haben
eine deutlich höhere Suizidrate als Mädchen ohne Migra-
tionshintergrund. Dies könnte als Ausdruck vermehrten
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Stresses durch mit der Migration zusammenhängende Be-
lastungen bzw. als riskanter Konfliktlösungsansatz in Be-
zug auf transkulturelle Probleme interpretiert werden
(Razum/Zeeb 2004). Suizidalität hat eine multifaktorielle
Genese, die durch ein Zusammenspiel von genetisch-bio-
logischen Faktoren, individuellen Bedingungen (z. B. ein
gering ausgeprägtes Selbstwertgefühl, depressive Erkran-
kung) und mangelnden sozialen Ressourcen (z. B. um be-
lastende Lebensereignisse wie Scheidung der Eltern oder
Gewalterfahrungen zu kompensieren) gesteuert wird
(Holtkamp/Herpertz-Dahlmann 2001; Wolfersdorf 2008;
Wunderlich 2004). Auslöser suizidaler Handlungen sind
oftmals vorausgegangene Krisensituationen, zwischen-
menschliche Probleme und Schulschwierigkeiten (Zim-
mermann u. a. 2005). Auch die im Internet verfügbaren
Seiten und Foren zum Thema Suizid haben, so das Fazit
einiger Untersuchungen, einen bislang unterschätzten
Einfluss auf das Suizidverhalten von Heranwachsenden
(Dlubis-Mertens 2003; Europarat 2008; Forsthoff u. a.
2005; Wahlbeck/Mäkinen 2008).
8.3 Zusammenfassung
Jugendliche stehen vor einer Reihe von Anforderungen,
die sich unter dem Aspekt gesundheitsrelevanter Ent-
wicklungsthemen als „den Körper spüren, Grenzen aus-
testen und Identität finden“ zusammenfassen lassen. Die
Identitätsentwicklung im Jugendalter ist eine Zeit des
Übergangs und der Suche nach dem „Neuen“. Der Um-
gang mit den gesellschaftlichen Erwartungen und den da-
mit verbundenen „fertigen“ Vorbildern für das Leben, für
Partnerschaft und Beruf einerseits, mit den eigenen Vor-
stellungen und Hoffnungen der heranwachsenden Jungen
und Mädchen andererseits bedürfen der Verarbeitung und
Auseinandersetzung mit der Frage nach dem eigenen sub-
jektiv „richtigen Weg“.
Heranwachsende im Alter von 12 bis 18 Jahren sind
– wie auch schon Kinder von 6 bis unter 12 Jahren – ne-
ben allen positiven Erfahrungen, die sie im System
Schule, aber auch in der Freizeit mit sich selbst, mit
Gleichaltrigen und Erwachsenen außerhalb der eigenen
Familie machen, in unterschiedlichem Maße mit einer
Reihe von Stressoren konfrontiert, wie Gewalterfahrun-
gen im schulischen Kontext, Lern- und Leistungsdruck,
Sorgen um die eigene (berufliche) Zukunft. Hinzu kom-
men durch die körperlichen Veränderungen in der Puber-
tät und das Ringen um eine kohärente Identität sowie An-
erkennung beim eigenen wie beim anderen Geschlecht
zeitweise starke Konflikte mit der eigenen Person, dem
eigenen Körper und ggf. mit der eigenen sexuellen Orien-
tierung. Jugendliche mit Behinderung sind bei der Auf-
gabe dem eigenen Körper eine positive Bedeutung beizu-
messen, besonders gefordert und werden zugleich von
ihrer Umwelt dabei weitgehend allein gelassen, solange
Behinderung nicht als integraler Bestandteil der Gesell-
schaft verstanden wird.
Aber auch der Beziehungsstress mit den eigenen Eltern
im Aushandeln von Grenzen sowie im Kontakt mit
Freunden nimmt zeitweise zu. Trotz dieser Stressoren
bleiben und fühlen sich die meisten Jugendlichen gesund
und schließen diese Lebensphase erfolgreich ab. Doch bei
denjenigen Jugendlichen, die sich bereits aufgrund einge-
schränkter personaler und sozialer Ressourcen in früheren
Entwicklungsstufen besonders anstrengen mussten, um
eine Balance zwischen Risiken und kompensatorischen
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Ressourcen herzustellen, können in der Pubertät die Risi-
kofaktoren zeitweise die Ressourcen überwiegen. Je nach
biografischer Vorerfahrung und Geschlecht reagieren
manche Heranwachsenden dann mit Störungen, bei denen
sie geeignete Unterstützung brauchen.
Für viele Jugendliche mit Behinderung erweisen sich die
Herausforderungen wachsender Freiheitsgrade bei gleich-
zeitiger Einordnung in gegebene Verhältnisse als beson-
ders hindernisreich: Denn sie selbst und ihre Kompeten-
zen, aber auch die Erwartungen und Angebote der
elterlichen, schulischen und gesundheitssorgenden Um-
welt sind nicht darauf eingestellt, dass auch Mädchen und
Jungen mit Behinderungen größere Freiräume für sich
verlangen und diese, trotz gleichzeitiger Abhängigkeit
von Unterstützungsleistungen, möglichst eigenständig
bewältigen wollen. Dies gilt vor allem für die Ablösung
vom Elternhaus, die Zugänge zu Arbeit und Ausbildung
sowie zu Gleichaltrigen und für den selbstbestimmten
Umgang mit Sexualität.
8.4 Fazit
Um eine stimmige Identität auszubilden, suchen und
brauchen Jugendliche Herausforderungen und Grenzen.
Sie benötigen genügend soziale Lern- und Erfahrungs-
räume auch jenseits von Schule und Elternhaus, in denen
sie zum einen den eigenen Körper und die eigene Sexuali-
tät ausprobieren und spüren können, um so zu lernen, ih-
ren Körper anzunehmen und zu „bewohnen“ (Fend, 2001,
S. 222 ff.), statt sich, wie v. a. bei Mädchen zu beobach-
ten – oft verstärkt durch mediale Vorbilder –, besonders
mit den vermeintlich negativen Aspekten des eigenen
Körpers zu beschäftigen. Hier bewusst Verschiedenheit
zu akzeptieren, könnte es auch Mädchen und Jungen mit
Behinderungen erleichtern, diese Aufgabe zu bewältigen.
Sie brauchen weiterhin genügend Möglichkeiten, um in
ihrem Freundeskreis ihren jugendkulturellen Interessen
und Praxen nachzugehen, die ihnen Abgrenzung und die
Ausbildung von Eigenständigkeit ermöglichen, wobei
dies auch Mädchen und Jungen mit Behinderungen mehr
als bisher ermöglicht werden sollte.
Jugendliche bedürfen weiter der Unterstützung bei ihrer
Auseinandersetzung mit den gesellschaftlich und medial
vermittelten Botschaften des „Alles ist möglich“, denn Ju-
gendliche in dieser Altersphase sind mit der unumgängli-
chen Herausforderung konfrontiert, eine für sie stimmige
Balance zwischen ihren Vorstellungen und Bedürfnissen
und den hierfür vorhandenen Möglichkeiten und Grenzen
zu finden. Auch in Bezug auf den Konsum von Tabak und
Alkohol und (illegalen) Drogen müssen die Jugendlichen
ihre Normen finden, da diese aufgrund der durch Taschen-
geld und eigene Einkünfte erweiterten Finanzspielräume
vieler Heranwachsender zu bezahlbaren, weitverbreiteten
und leicht zugänglichen „Alltagsdrogen“ geworden sind.
Da diese Drogen zugleich einen Risikofaktor auf der Suche
nach eigener Identität in dieser Phase des Übergangs und
der Suche nach Orientierung darstellen, brauchen die Ju-
gendlichen auch hier Hilfen für den Erwerb der nötigen
„Lebenskompetenzen“ im Umgang damit.
Moderne Kommunikations- und Informationstechnolo-
gien erlauben mobiles und vielfach unbegrenztes Konsu-
mieren und Verbreiten jugendgefährdender Inhalte. Ju-
gendliche brauchen daher vonseiten des Gesetzgebers
einen in den alltäglichen Lebensbezügen Heranwachsender
funktionierenden Jugendschutz/Jugendmedienschutz.78
Um mit den sich anbietenden riskanten Freiheiten zu-
rechtzukommen, brauchen Jugendliche auch hier Lebens-
kompetenzen (z. B. Gesundheitswissen und Medienkom-
petenz), die ihnen neben dem Elternhaus in Settings der
(non-)formalen Bildung, z. B. in der Schule und in den
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe, vermittelt wer-
den können.
Insgesamt brauchen Jugendliche Lebens- und Erfah-
rungsräume, wie sie ihnen beispielsweise in Form der (of-
fenen) Kinder- und Jugendarbeit zur Verfügung stehen, in
denen sie sich jenseits des medialen „Mainstreams“ mit
ihren Stärken und Schwächen erleben, aber auch Grenzen
austesten können. Dadurch wird es Heranwachsenden
möglich, vielfach noch unentdeckte Aspekte des Selbst
zu einem realitätstauglichen Bild der eigenen Person
(Identität) zusammenzufügen.
9 Junge Erwachsene von achtzehn- bis 
siebenundzwanzig Jahren
9.1 Gesundheitsrelevante Entwicklungs-
themen: Sich entscheiden, Intimität 
leben, Verantwortung übernehmen
Die an frühere Einteilungen in Lebensalter geknüpften
Erwartungen und Entwicklungsaufgaben, die „Normalbi-
ografien“ begünstigt haben, sind mit dem Strukturwandel
der Arbeitsgesellschaft und dem damit verbundenen Um-
und Abbau des Wohlfahrtstaates brüchig geworden. Mit
der Entkoppelung von Bildung und Arbeit angesichts der
Flexibilisierung von Märkten ist die biografische Unge-
wissheit (Bonß u. a. 2004) gewachsen.
Aufwachsen ist also durch sich wandelnde, zum Teil un-
klare soziale Rollenerwartungen gekennzeichnet. Die
Möglichkeiten, den Übergang in das Erwachsenenalter zu
gestalten, sind vielfältiger, aber auch unsicherer gewor-
den: Die gewählten Wege versprechen Chancen, bergen
aber gleichzeitig vermehrt Risiken. Der Strukturwandel
der Arbeitsgesellschaft, mit Auswirkungen in Bildungs-
und Ausbildungsprofilen, Veränderungen im Geschlech-
terverhältnis, in Lebensstilen und Erfordernissen sozialer
Integration sowie neue Kulturen individualisierter
Lebensbewältigung sind konstitutiv für das junge Er-
wachsenenalter. Die Strukturverschiebungen haben neue
Handlungserfordernisse und Handlungsmöglichkeiten für
junge Männer und Frauen erzeugt, u. a. „sich permanent
neu zu orientieren, immer wieder auch Brüche in der ei-
genen Übergangsbiografie sinnvoll zu integrieren oder
kreativ mit den Zumutungen des auf Re-Standardisierung
ausgelegten Übergangssystems umzugehen“ (Pohl 2008).
Zentrales Merkmal der Strukturverschiebungen ist, dass
junge Erwachsene trotz abnehmender Planbarkeit des ei-
genen Lebens die Eigenverantwortung für die Entschei-
dungen in Bezug auf ihre Lebensgestaltung übernehmen
78 Jugendschutz hat Verfassungsrang und ist Ausdruck und Bestandteil
der gesellschaftlichen Grundwerte.
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müssen. Gelang in früheren Jahrzehnten in aller Regel
eine planbare Einfädelung in die Arbeitsgesellschaft, so
ist nunmehr die Altersphase zwischen 18 und 27 Jahren
zu einem Lebensabschnitt mit Übergangscharakter ge-
worden, bei gleichzeitig weiterhin deutlicher gesell-
schaftlich-normativer und subjektiver Ausrichtung auf
Status und Einkommen. Dabei müssen viele junge Er-
wachsene erhebliche Hürden beim Übergang ins Er-
werbsleben und hohe Anforderungen an die eigene Mobi-
lität meistern. Das junge Erwachsenenalter hat weiterhin
nicht nur die Funktion, Verantwortung für sich tragen zu
lernen, sondern auch Verantwortung in Paarbeziehungen
und für andere Menschen, vielleicht sogar für eigene Kin-
der, zu übernehmen.
Ist die Jugendphase für zunehmend mehr Jugendliche mit
der Schule verbunden, so muss im jungen Erwachsenen-
alter nun selbst eine institutionelle Anbindung der Le-
bensführung und der sozialen Integration (z. B. Zivil-
dienst, Ausbildung, Studium usw.) gesucht und gestaltet
werden. Gleichwohl gibt es nach wie vor einen statusbe-
zogenen Orientierungsdruck vonseiten des Erwachsenen-
alters, mit dem ein Bild vom „fertigen Menschen“ (Böh-
nisch 2008) transportiert wird, das aber ebenfalls nicht
mehr in sich stimmig ist. Wie das junge hat auch das rei-
fere Erwachsenenalter zunehmend Züge permanenten
Wandels angenommen. Dieser Wandel eröffnet zwar kre-
ative Möglichkeiten der Selbstinszenierung und Lebens-
gestaltung, kann aber auch verunsichernd wirken.
Die im jungen Erwachsenenalter häufig gewählte Strate-
gie „einer zeitlichen Verschiebung der Eindeutigkeit auf
die Zukunft" (Beck u. a. 2004) erweist sich inzwischen
als trügerisch, ist doch biografische Unsicherheit zuneh-
mend konstitutiv für alle Lebensalter geworden. Gleich-
wohl ist der Druck im jungen Erwachsenenalter beson-
ders hoch, im „Chaos der Möglichkeiten „richtig“ zu
entscheiden" (Bonß u. a. 2004, S. 212), und zwar in be-
ruflicher Hinsicht ebenso wie bezüglich der sozialen Ver-
ortung (Keupp u. a. 2004), die sich im sozialanthropolo-
gischen Diskurs „bestimmt durch die Schlüsselkategorien
Vertrauen, Anerkennung und Zugehörigkeit“ (ebd.,
S. 237). Diese sind im Kontext der Entgrenzung von Ar-
beit (Oehme/Schröer 2008) zu sehen, die zunehmend alle
Lebensbereiche, auch das bisherige Privatleben, durch-
zieht, mit der Folge, dass sich soziale Freiräume zuneh-
mend auflösen (Keupp u. a. 2004). Der Wandel der Ar-
beitswelt hat aber nicht nur Auswirkungen auf soziale
Verortungen der jungen Erwachsenen, sondern auch auf
ihre persönlichen Zielsetzungen, bezogen auf die gegen-
wärtige Lebenssituation und das, was sie jeweils in Zu-
kunft in unterschiedlichen Lebensbereichen erreichen
oder vermeiden möchten (Brunstein/Maier 2002). Aus
der skizzierten Situation ergeben sich für das junge Er-
wachsenenalter die folgenden gesundheitsrelevanten Ent-
wicklungsthemen (vgl. Rietzke/Galuske 2008; Stauber
u. a. 2007; Stauber/Walther 2002):
– sich entscheiden (müssen)
– Verantwortung übernehmen
– Intimität leben.
Diese Themen stellen sich für alle jungen Männer und
Frauen grundsätzlich zunächst in gleicher Weise dar, je-
doch auch geschlechterdifferent und noch einmal spezi-
fisch für unterschiedliche Zielgruppen. So sind diese The-
men z. B. für junge Frauen und Männer dann besonders
schwer umzusetzen, wenn sie im Sinne einer doppelten
Übergangenheit einer Lebenslage (Pohl 2008) keinen
Schulabschluss und keine berufliche Qualifikation vor-
weisen können – eine Situation, in der sich überproportio-
nal häufig sozial benachteiligte junge Erwachsene, und
darunter besonders junge Männer mit Migrationshinter-
grund, finden. Auch jungen Menschen mit körperlichen,
geistigen und seelischen Behinderungen und chronischen
Krankheiten kann es an persönlichen, aber v. a. auch an
äußeren Voraussetzungen und Teilhabechancen für einen
gelingenden Übergang in die Selbstständigkeit fehlen.
Alle drei Entwicklungsthemen sind gesundheitsrelevant,
da ihre erfolgreiche Bewältigung Lebenszufriedenheit
und Wohlbefinden fördert. Sie stehen überdies in einem
inneren Zusammenhang. Nach dem ersten Augenschein
mögen die Entwicklungsthemen an Havighursts Entwick-
lungsaufgaben (1972) und an Eriksons Modell psychoso-
zialer Entwicklungsaufgaben (1968) erinnern, ist doch
nach Erikson der Übergang im Erwachsenenalter
(6. Phase) durch die Bewältigung von Intimität versus
Isolierung bestimmt. Aus seiner Sicht ist zu einer inti-
men, stabilen Partnerschaft nur fähig, wer sich binden
und lieben kann (Fuhrer/Trautner 2005). Während jedoch
Eriksons Modell psychosozialer Entwicklung der Idee ei-
nes epigenetischen Grundschemas folgt, wie auch
Havighursts Modell, das spezifische Thematiken im Le-
benslauf festlegt, wurden die Überlegungen zu den ge-
sundheitsrelevanten Entwicklungsthemen im jungen Er-
wachsenenalter auf der Folie der Entstandardisierung des
Lebenslaufs entwickelt. Die damit einhergehende Unsi-
cherheit und Ungewissheit führt in zunehmendem Maße
zu Lebenssituationen, für die es offenbar keine wohl-
fahrtsstaatliche Zuständigkeit mehr gibt. Dies hat eine
weitere Differenzierung von Lebensverläufen zur Folge.
Intimität leben
Die im jungen Erwachsenenalter erfahrene Unsicherheit
in zeitlicher wie ökonomischer Hinsicht ist oft verbunden
mit einer lang andauernden ökonomischen Abhängigkeit,
die eine eigene Zukunftsplanung für junge Frauen und
Männer erschwert (Stauber 2008). Sie geht einher mit ei-
nem im Durchschnitt späteren Auszug aus dem Eltern-
haus, was einem strukturellen Paradox gleichkommt
(Chisholm/Hurrelmann 1995), tritt doch die psycho-
sexuelle Reife heute früher ein als bei entsprechenden Al-
tersgruppen in den Jahrzehnten vorher.
Weiter ist festzustellen, dass viele junge Menschen lange
Zeit Intimität in flexiblen Formen von Partnerschaften le-
ben (z. B. in nicht-ehelichen Lebensgemeinschaften), dies
mag neben der Befreiung von allzu rigiden Sexual- und
Ehenormen auch eine Anpassung an die veränderten Be-
dingungen von Unsicherheit darstellen, die Paarbeziehun-
gen „ohne das Eingehen langfristig bindender Verspre-
chen ermöglichen“ (Blossfeld u. a. 2008, S. 30). Die
Eheschließung und die Gründung einer Familie wird zu-
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nehmend aufgeschoben – oder es wird sogar völlig darauf
verzichtet (Blossfeld u. a. 2008). So beträgt das Heiratsal-
ter bei Männern im Durchschnitt inzwischen 32 Jahre, bei
Frauen 29 Jahre (Seiffge-Krenke 2008b). Entsprechend
später erfolgen Eheschließung und Geburt des ersten Kin-
des, wobei einige Familiensoziologen erst dieses Ereignis
als Beginn des Erwachsenenalters erachten (Seiffge-
Krenke 2008b). Da für eine erhebliche Zahl junger Er-
wachsener die berufliche Platzierung ins dritte Lebens-
jahrzehnt verschoben ist, in dem gleichzeitig die Fami-
liengründung ansteht, wird vor allem im Blick auf junge
Frauen von der „Rush hour des Lebens“ gesprochen. Es
wäre jedoch falsch, späte Heirat und Geburt des ersten
Kindes als eine abnehmende Familienorientierung zu ver-
stehen, denn gleichzeitig wächst die Zahl zusammenle-
bender unverheirateter Paare und Alleinerziehender. Au-
ßerdem kann die Verlängerung der Phase des Suchens
und Ausprobierens auch unter dem Aspekt der gestiege-
nen Ansprüche an Familie und Partnerschaft, gerade auch
bei jungen Frauen, verstanden werden. Bei der Geburt des
ersten Kindes vollzieht sich dann allerdings häufig ein
„Rückfall“ in die überkommene Rollenteilung, die auch
dadurch begünstigt wird, dass jungen Männern auf dem
Arbeitsmarkt immer noch bessere Verdienstmöglichkei-
ten geboten werden als Frauen (Stauber/Walther 2002).
Sich entscheiden (müssen) und Verantwortung 
übernehmen
Junge Erwachsene sind zwar in aller Regel sehr motiviert,
auch unter unsicheren Rahmenbedingungen die Entschei-
dungen zu treffen, die ihren persönlichen Lebensentwür-
fen entsprechen. Doch ergeben sich nach wie vor auf der
Grundlage von Bildungsabschlüssen, Familienzugehörig-
keiten, ethnischem Hintergrund, Geschlecht und gesund-
heitlichen Einschränkungen unterschiedlich große
Entscheidungs- und Handlungsspielräume. Trotz unter-
schiedlicher Voraussetzungen wird allerdings von allen
jungen Erwachsenen gleichermaßen erwartet, dass sie
selbstverantwortlich eigene Entscheidungen treffen. Auch
die mit einer Entscheidung (z. B. für einen Beruf mit
schlechten Anstellungs- und Verdienstmöglichkeiten)
verbundenen sozialen Risiken sind persönlich zu tragen.
Diese Risiken haben jedoch eine unterschiedliche Trag-
weite, abhängig von den jeweils unterschiedlichen per-
sönlichen Sicherheitssystemen. So können ökonomisch
und sozial besser gestellte junge Männer und Frauen
Misserfolge oder Rückschläge leichter als Ereignisse se-
hen, die nicht dem eigenen Handeln zugerechnet werden
und dementsprechend als unbeeinflussbar gelten (Bonß
u. a. 2004). Und sie werden sie aufgrund ihrer vielfältige-
ren Optionen und Kompensationsmöglichkeiten in der Re-
gel sehr viel gekonnter bewältigen als die wachsende Zahl
junger Männer und Frauen ohne diese Basis, für die das
Tor zur Berufswelt vielleicht schon sehr früh zufällt. Der
Anspruch, Verantwortung für sich zu übernehmen, kann
also bei unterschiedlicher sozialer Lage gänzlich verschie-
dene Konsequenzen haben. Und obwohl die Voraussetzun-
gen, Brüche in ihrer Übergangsbiografie produktiv zu ver-
arbeiten und mit einem neuen Versuch zu verbinden, sehr
unterschiedlich sind, sind beide Gruppen in gleicher Weise
gefordert, sich nicht entmutigen zu lassen.
Angesichts dieser gleichen Erwartung an die Selbstver-
antwortlichkeit bei sehr ungleichen äußeren Chancen-
strukturen ist die Verfügbarkeit persönlicher Ressourcen
von Bedeutung, da sie über die erfolgreiche Bewältigung
von äußeren Anforderungen mitentscheiden. So können
Optimismus, ein positives Selbstkonzept und eine hohe
Selbstwirksamkeitsüberzeugung dazu beitragen, trotz
schlechter Ausgangsbedingungen Aufgaben und Pro-
bleme als bewältigbar wahrzunehmen und deshalb eigene
Anstrengungen zur Problemlösung als lohnend einzu-
schätzen (Bengel u. a. 1998). Die Bewältigung enttäu-
schender Situationen durch eigene Aktivität kann sogar
das Vertrauen in die eigene Person und Kompetenz stär-
ken (Egle/Hoffmann 2000; Werner 2007; Werner/Smith
2001).
Die Entwicklungsthemen sind, wie bereits knapp skiz-
ziert, nicht geschlechterneutral. Stauber (2008) zeigt, wie
durch das Ineinandergreifen von Strukturen, Interaktio-
nen und individuellen Entscheidungsprozessen in spät-
modernen sogenannten Jo-Jo-Übergängen Geschlecht
different hervorgebracht wird. So hätten zwar Mädchen in
Sachen Bildungsniveau/-leistungen Jungen überholt, die-
ser Vorsprung werde im weiteren Bildungsverlauf jedoch
nivelliert. Zum Beispiel promovieren Frauen nur halb so
oft wie Männer, und in Bezug auf den Zugang zum dua-
len Ausbildungssystem haben junge Frauen mit Haupt-
schulabschluss wesentlich schlechtere Ausbildungschan-
cen als junge Männer mit Hauptschulabschluss.
Ähnliches lasse sich – so Stauber – an der zweiten
Schwelle, der Berufseinmündung nach der Ausbildung
feststellen. Diese Benachteiligung kann für die jungen
Frauen auch gesundheitliche Beeinträchtigungen nach
sich ziehen. Denn neben der Bedeutung der Berufsaus-
übung für die Entwicklung der eigenen Identität hat die
Partizipation am Erwerbsleben auch eine Schutzfunktion,
wobei Faktoren wie eigenes Einkommen, emotionale Un-
terstützung durch Kollegen und Vorgesetzte sowie Ar-
beitsplatzsicherheit und -zufriedenheit eine wichtige
Rolle spielen (Werner/Smith 2001).
Für junge Menschen mit Behinderungen und chronischen
Krankheiten kann sich die Situation insofern sehr ambi-
valent darstellen, als die Behindertenhilfe mit ihren Ein-
richtungen zwar Wohn- und Beschäftigungsmöglichkei-
ten bieten kann, damit aber häufig auch ein hoher Grad an
Exklusion verbunden ist. Die Möglichkeiten des (betreu-
ten) eigenständigen Wohnens und der Beschäftigung auf
dem ersten Arbeitsmarkt sind dagegen immer noch sehr
beschränkt, wie sich aus dem im Rahmen des 13. Kinder-
und Jugendberichts durchgeführten Hearings mit Reprä-
sentanten der Behindertenverbände ergab.
Doch auch bei der Bewältigung von Arbeitsplatzproble-
men, die der Mehrzahl der jungen Erwachsenen schließ-
lich gelingt, spielen persönliche Faktoren eine Rolle. So
verlassen inzwischen so viele junge, gut ausgebildete
Frauen zwischen 18 und 29 Jahren die eher struktur-
schwachen Regionen Ostdeutschlands, dass dies dort
schon zu einem demografischen Missverhältnis geführt
hat. Dies gilt auch für einen Teil der jungen Männer, wäh-
rend andere, vor allem diejenigen ohne Ausbildung und
Arbeit, in Devianz flüchten (Bock 2008).
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Obwohl die Gestaltung des jungen Erwachsenenalters
und damit auch die Möglichkeit, für sich und andere Ver-
antwortung zu übernehmen, zunehmend mehr zur Sache
des Einzelnen geworden ist und dies den meisten auf un-
terschiedlichste Weise auch gelingt, halten die wohl-
fahrtsstaatlichen Institutionen, und so auch die Kinder-
und Jugendhilfe, an der „Normalbiografie“ als Leit-
perspektive fest (Stauber/Walther 2002). Nach SGB VIII
hat die Kinder- und Jugendhilfe den Auftrag, sich „aktiv
in die Gestaltung von Lebensverhältnissen junger Men-
schen einzubringen und positive Lebensbedingungen für
junge Menschen und Familien zu schaffen“ (Raithelhuber
2008, S. 16). Dies gilt nach dem aktuellen Kinder- und
Jugendhilferecht (§ 1 SGB VIII) nicht nur bis zur Volljäh-
rigkeit, sondern für alle, die noch nicht 27 Jahre alt sind.
„Jedoch tritt spätestens mit Überschreiten der Volljährig-
keitsschwelle an die Stelle des Moments der „Erziehung“
jenes der „Selbstständigkeit“, und nicht die elterliche Er-
ziehungsverantwortung, sondern die Förderung der Per-
sönlichkeitsentwicklung und einer eigenverantwortlichen
Lebensführung der jungen Menschen“ (Rosenbauer 2008,
S.150). Es soll an dieser Stelle lediglich darauf hingewie-
sen werden, dass die Hürden für die Hilfegewährung für
junge Erwachsene nach § 41 SGB VIII in den zurücklie-
genden Jahren zunehmend höher wurden und dass sich in
der Inanspruchnahme von Leistungen nach § 28 bis 35
SGB VIII durch junge Erwachsene erhebliche regionale
Unterschiede zeigen (Rosenbauer 2008). Bislang wird
aber die Mittelvergabe für junge Erwachsene fast aus-
schließlich daran gekoppelt, dass sie sich in den Dienst
der Arbeitswelt stellen (Oehme/Schröer 2008). Fraglich
ist, welchen Erfolg es hat, wenn eine Verschärfung der
„Aktivierungspolitik“ in den Vordergrund der Unterstüt-
zung durch die Kinder- und Jugendhilfe und die Arbeits-
agenturen tritt – statt einer produktiven Förderung der ei-
genen Stärken und der Persönlichkeitsentwicklung sowie
einer eigenverantwortlichen Lebensführung von (arbeits-
losen) jungen Erwachsenen, u. U. auch jenseits von Ar-
beit und Beruf.
9.2 Gesundheit, Krankheit und Behinderung
In den Gesundheitssurveys wird die Altersgruppe der jun-
gen Erwachsenen (bisher) kaum berücksichtigt. Die Zen-
trierung von Surveys auf die frühe Kindheit und das Ju-
gendalter resultieren aus der Prämisse, dass ihnen für
Prävention und Förderung von Gesundheit eine entschei-
dende Bedeutung zugeschrieben wird (Lampert u. a.
2008). Außerdem wird festgestellt, dass zwar Unter-
schiede in der Ausprägung der sozialen Gradienten über
den gesamten Lebenslauf bestehen, dass diese jedoch, be-
zogen auf Mortalität und Morbidität, in der frühen Kind-
heit und dem mittleren Erwachsenenalter am stärksten
ausgeprägt sind (Siegrist/Marmot 2008). Insofern lassen
sich auch nur unzureichende Aussagen darüber treffen,
wie viele junge Frauen und Männer aufgrund gesundheit-
licher Beeinträchtigungen und Behinderungen von vorn-
herein schlechtere Chancen haben, die Herausforderun-
gen des jungen Erwachsenenalters zu bewältigen, und
welcher Anteil diesen Anforderungen aufgrund einer gu-
ten Gesundheit besser gewachsen ist. Unklar ist auch, wie
sich diese Anteile bei jungen Menschen mit unterschiedli-
chem sozialen und kulturellen Hintergrund jeweils unter-
scheiden und weiter, wie viele und welche der jungen Er-
wachsenen auf den Mangel an beruflichen Chancen und
an sonstigen befriedigenden Perspektiven mit sinkendem
Wohlbefinden, geschmälertem Kohärenzsinn und Einbu-
ßen in ihrer körperlichen Gesundheit reagieren.
9.2.1 Psychische Gesundheit
Analysen auf Basis des Bundesgesundheitssurveys von
1998 belegen, dass die Menschen in der Bundesrepublik
insgesamt zufrieden mit ihrem Leben sind, und zwar in
Ostdeutschland etwas weniger als in Westdeutschland.
Dort allerdings sind bestimmte psychische Erkrankungen
wie soziale Ängste, depressive Erkrankungen sowie
Missbrauch/Abhängigkeit von Alkohol und illegalen
Drogen häufiger anzutreffen als in Ostdeutschland
(Jacobi u. a. 2004).
Die Häufigkeit von psychischen Störungen im jungen Er-
wachsenenalter entspricht deren Häufigkeit im Kindes-
alter und liegt bei ca. 20 Prozent. Diese ähnlichen Häufig-
keiten sagen aber nur wenig darüber aus, ob jeweils
dieselben jungen Erwachsenen betroffen waren, die schon
als Kinder auffällig wurden (Schmidt 2004). Psychische
Störungen weisen im Entwicklungsverlauf zwar eine Sta-
bilität von ca. 50 Prozent auf (Ihle/Esser 2002), das be-
deutet aber auch, dass etwa die Hälfte aller Betroffenen
(wieder) in die Gruppe der Unauffälligen überwechselt
und andere Heranwachsende erst später Störungen entwi-
ckeln. So gehörten von den Kindern, die bereits im Alter
von 8 Jahren psychisch auffällig waren, im Alter von
25 Jahren nur noch 10 bis 15 Prozent zu den Auffälligen.
Ta b e l l e  9.1
Häufigkeit psychischer Störungen 
(ICD-10 Diagnosen) bei jungen Erwachsenen 
(Prävalenzen in Prozent)79 80
Quelle: Ihle u. a. 2002





















79 Internalisierende Störungen umfassen vorwiegend affektive Störun-
gen (Ängste, Depression), neurotische (z. B. Zwangserkrankungen),
Belastungs- und somatoforme Störungen (z. B. posttraumatische Be-
lastungsstörungen) sowie Verhaltensauffälligkeiten mit körperlichen
Störungen und Faktoren.
80 Externalisierende Störungen umfassen ADHS, aggressiv-dissoziales
Verhalten und Substanzmissbrauch/-abhängigkeit.
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Von den jungen Erwachsenen, die im Alter von 18 und
25 Jahren unter internalisierenden Auffälligkeiten litten,
war gut ein Drittel bereits im Alter von 8 und 13 Jahren
im emotionalen Bereich psychisch auffällig. Junge Er-
wachsene, die im Alter von 18 und 25 Jahren durch exter-
nalisierende Störungen auffielen, zeigten sogar zu knapp
der Hälfte bereits mit 8 Jahren ADHS und dissoziales
Verhalten, und weitere zwei Drittel im Alter von 13 Jahren.
Diese Auffälligkeiten im Alter von 13 und 18 Jahren ste-
hen ebenfalls mit der Entwicklung von Suchterkrankungen
im Alter von 25 Jahren in Beziehung (Esser u. a. 2000).
Borderline-Persönlichkeitsstörung
Hauptmerkmale von Persönlichkeitsstörungen sind
Schwierigkeiten in der Regulation von Gefühlen, der
Kontrolle von Impulsen und der Interaktion mit anderen
Menschen. Diese Schwierigkeiten beruhen auf stabilen
und inflexiblen Handlungsmustern sowie Einstellungen
sich selbst/anderen Menschen gegenüber (Schmid/
Schmeck 2008). Unter den Persönlichkeitsstörungen wird
die Borderline-Persönlichkeitsstörung (BPS) in dieser Al-
tersstufe relativ häufig diagnostiziert. BPS ist eine
schwerwiegende Störung der Gefühlsregulation und Im-
pulskontrolle, begleitet von verzerrter Wahrnehmung der
eigenen Person (Identitätsstörung) und Störungen der so-
zialen Interaktion (Bohus/Schmahl 2007; Wunderlich
2004). Hervorstechendes Symptom einer BPS ist die Ten-
denz zu selbstverletzendem und suizidalem Verhalten.
Die Prävalenz der BPS wird für Jugendliche und junge Er-
wachsene insgesamt mit Werten zwischen 5 und 11 Pro-
zent angegeben81 (Brunner u. a. 2001), wobei mehr junge
Frauen als junge Männer betroffen sind (Lieb u. a. 2004).
Der Beginn der Störung liegt meist in der frühen Adoles-
zenz (um das 14. Lebensjahr); eine Vollausprägung des
Symptombildes (und damit verbunden häufig der erste
stationäre psychiatrische Klinikaufenthalt) erfolgt meist
um das 24. Lebensjahr (Bohus/Schmahl 2006) und unter-
liegt danach teilweise hohen Remissionsraten82 (Bohus/
Schmahl 2007). Psychische Begleiterkrankungen sind
häufig depressive Störungen, weitere Persönlichkeitsstö-
rungen und ADHS. Als prognostisch günstig für den Ver-
lauf gelten eine hohe Intelligenz, künstlerisch-musische
Begabungen, geringes Ausmaß an traumatischen Erfah-
rungen und eine gute berufliche und soziale Einbindung.
Als ungünstig gelten dissoziale Persönlichkeitszüge, eine
starke Symptomausprägung, ein niedriges psychosoziales
Funktionsniveau, übermäßiger Substanzkonsum und in-
tensive Traumatisierungen durch nahe stehende Bezugs-
personen (Schmid/Schmeck 2008; Bohus/Schmahl 2007;
Herpertz-Dahlmann/Herpertz 2008).
Zur Psychotherapie der BPS wurden spezielle Verfahren
entwickelt, die die Symptomatik zumindest abschwächen
können. Kann die BPS nicht erfolgreich behandelt wer-
den, so haben die Betroffenen in ihrem Alltag zahlreiche
psychosoziale Schwierigkeiten, die ihnen die Teilhabe am
gesellschaftlichen Leben erschweren. Zwischenmenschli-
che Kontakte erscheinen ihnen häufig als bedrohlich und
unkontrollierbar, entsprechend große Schwierigkeiten er-
geben sich beim Eingehen und Gestalten sozialer und in-
timer Beziehungen, sodass es zu sozialer Isolierung kom-
men kann. Zudem fallen die Betroffenen häufig durch
Schulverweigerung auf und können nur eingeschränkt
Verantwortung für ihre Erwerbsbiografie übernehmen.
Sie wechseln oder verlieren häufig den Arbeitsplatz, bre-
chen begonnene Ausbildungen oft mehrfach ab und sind
vielfach von Arbeitslosigkeit betroffen.
Als Ursachen für die Entwicklung einer BPS werden
Wechselwirkungen zwischen einer genetischen Prädispo-
sition, traumatischen Erfahrungen (z. B. schwerwiegende
Vernachlässigung, sexueller Missbrauch, elterliche Ge-
waltausübung etc.) und dysfunktionalen Verhaltensmus-
tern (z. B. Impulsivität) diskutiert (Bohus/Schmahl 2007;
Herpertz-Dahlmann/Herpertz 2008).
9.2.2 Missbrauch und Abhängigkeit von 
Substanzen
Ist das Jugendalter noch eine Phase, in welcher der expe-
rimentelle, vorübergehende Konsum von Tabak, Alkohol
und Drogen weit verbreitet ist (vgl. Kap. 8.2.3), so steigt
im jungen Erwachsenenalter unter denjenigen, die auch
weiterhin diese Substanzen konsumieren, die Tendenz zu
einem schädlichen Gebrauch83 und zur Abhängigkeit.84
9.2.2.1 Missbrauch und Abhängigkeit von 
Nikotin, Alkohol und Medikamenten
In Deutschland stellt im jungen Erwachsenenalter der
Konsum von Alkohol und Tabak die wichtigste Suchtge-
fährdung dar, wobei erhöhter bzw. chronischer Tabak-
und Alkoholkonsum zu einer Vielzahl von (späteren)
Krankheiten und Gesundheitsgefährdungen führen kann
(Robert Koch Institut 2006b). Daten des Epidemiologi-
schen Suchtsurveys 200685 (Epidemiological Survey on
Substance Abuse: vgl. Kraus, 2008) belegen, dass Alko-
holmissbrauch/-abhängigkeit und Nikotinabhängigkeit in
der Altersgruppe der 18- bis unter 29-Jährigen deutlich
weiter verbreitet sind als in der Gesamtbevölkerung der
18- bis unter 65-Jährigen; dies betrifft Männer in weitaus
größerem Ausmaß als Frauen (vgl. Tabelle 9.2).
81 Aufgrund der hohen Remissionsraten der BPS wird eine Prävalenzra-
te für die (amerikanische) Gesamtbevölkerung im Alter von 15 bis
45 Jahren von 2 Prozent geschätzt (Lieb u. a. 2004); vergleichbare
Daten für den deutschen oder europäischen Raum liegen nicht vor
(Bohus/Schmahl 2006).
82 Zwei Jahre nach Diagnosestellung erfüllen nur noch 60 Prozent die
erforderlichen Diagnosekriterien, nach vier Jahren 50 Prozent, nach
sechs Jahren noch 33 Prozent und nach acht Jahren noch 20 Prozent.
Die Rückfallrate ist mit 6 Prozent gering (Bohus/Schmahl 2007).
83 Von einem schädlichen Gebrauch (Missbrauch) von Substanzen wird
nach ICD-10 gesprochen, wenn durch den Substanzkonsum eine Be-
einträchtigung der körperlichen oder psychischen Gesundheit vor-
liegt. Ferner muss das schädigende Konsumverhalten mit einer Viel-
zahl von sozialen Folgeproblemen assoziiert sein (Sass u. a. 1998).
84 Bei Betroffenen, die eine Abhängigkeit von bestimmten Substanzen
zeigen, sind ein starker Konsumwunsch und verminderte Kontrollfä-
higkeit im Hinblick auf Beginn, Ende und Menge des Substanzkon-
sums, ein körperliches Entzugssyndrom, der Nachweis einer Toleranz-
entwicklung, fortschreitende Vernachlässigung anderer Interessen
sowie ein anhaltender Substanzkonsum trotz schädlicher Folgen vor-
handen (vgl. ICD-10; Sass u. a. 1998).
85 Der Epidemiologische Suchtsurvey ist eine regelmäßig wiederholte
Bundesstudie zum Gebrauch und Missbrauch psychoaktiver Substan-
zen bei Erwachsenen in Deutschland.
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Tab e l l e  9.2 
Prävalenz von Alkoholmissbrauch/-abhängigkeit und Nikotinabhängigkeit
Quelle: Pabst/Kraus 2008 (Alkoholmissbrauch/-abhängigkeit); Baumeister u. a. 2008 (Nikotinabhängigkeit)
Alkoholmissbrauch Alkoholabhängigkeit Nikotinabhängigkeit









18 bis 20 Jahre 8,8 % 5,5 % 9,3 %
21 bis 24 Jahre 7,4 % 6,1 % 11,3 %
25 bis 29 Jahre 4,2 % 2,5 % 8,4 %
Die Gesamtzahl medikamentenabhängiger Personen wird
in Deutschland auf 1,4 Mio. geschätzt. Das Problem ist
daher von seinen quantitativen Dimensionen mit Alkohol-
abhängigkeit gleichzusetzen, wird aber im Gegensatz zur
Abhängigkeit von Drogen und Alkohol in der Öffentlich-
keit wenig wahrgenommen (Deutsche Hauptstelle für
Suchtfragen, DHS 2008a; Rabbata 2005; Rösner u. a.
2008). Daten des ESA 2006 zum Missbrauch und zur Ab-
hängigkeit von Medikamenten belegen zwar, dass
dysfunktionale Konsummuster in der Altersgruppe der
18- bis 29-Jährigen wenig verbreitet sind, doch wurde vor
allem in der Altersgruppe der unter 25-jährigen Frauen
eine Tendenz zu unkritischem Medikamentenkonsum
festgestellt (Rösner u. a. 2008).
9.2.2.2 Missbrauch und Abhängigkeit von 
illegalen Suchtmitteln86
Der (missbräuchliche und abhängige) Konsum illegaler
Drogen ist ein Phänomen, das vor allem die Bevölke-
rungsgruppe der unter 40-Jährigen betrifft. Nach Daten
des ESA 2006 (Kraus u. a. 2008) geben 2,5 Prozent der
18- bis 64-Jährigen an, in den letzten 30 Tagen (als Indi-
kator für aktuellen Konsum) illegale Drogen konsumiert
zu haben, wobei der Anteil der Frauen deutlich geringer
ist als der der Männer. Am weitesten verbreitet sind der
Missbrauch und die Abhängigkeit von Cannabis. Mit
wachsendem Alter ist ein leichter Rückgang des illegalen
Drogenkonsums in dieser Altersgruppe zu verzeichnen,
wobei es zwischen den konsumierten Substanzen und
über die Jahre unterschiedliche Trends gibt (vgl.
Abb. 9.1).
Entsprechend seiner relativ zu anderen Drogen häufigen
Verwendung hat Cannabis auch das größte Potenzial für
die Entwicklung eines Missbrauchs/einer Abhängigkeit,
wobei Männer hiervon stärker als Frauen und 18- bis
20-Jährige stärker als 25- bis 29-Jährige betroffen sind
(vgl. Tabelle 9.3).
Ta b e l l e  9.3
Prävalenz von Cannabismissbrauch/-abhängigkeit 
(ESA 2006, Angaben in Prozent)87
Quelle: Kraus u. a. 2008
Obwohl die Zahlen insgesamt gering sind, steht Drogen-
abhängigkeit bei jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund an dritter Stelle der psychischen Störungen. Junge
russlanddeutsche Spätaussiedler bilden eine besondere
Risikogruppe (Deutsche Beobachtungsstelle für Drogen
und Drogensucht, DBDD 2007). Als Einstiegsdroge wird
von ihnen in der Mehrheit Heroin konsumiert (Kazin
2006). Da in den Herkunftsländern Opiate relativ einfach
zu erhalten sind, kommen viele junge Spätaussiedler
schon mit Vorerfahrungen im legalen und illegalen Dro-
genkonsum nach Deutschland. 10 Prozent der durch Dro-
genkonsum verursachten Drogentodesfälle betreffen
diese Gruppe (Deutsche Beobachtungsstelle für Drogen
und Drogensucht, DBDD 2007).
In den letzten Jahren nimmt das Wissen über längerfris-
tige kognitive und psychische Folgen des Cannabiskon-
sums zu. Früh einsetzender, gewohnheitsmäßiger, (fast)














18 bis 20 Jahre 3,8 1,9
21 bis 24 Jahre 3,4 1,1
25 bis 29 Jahre 1,1 1,0
87 Bezogen auf die Altersgruppe der 18- bis 64-Jährigen im ESA 2006.
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 145 – Drucksache 16/12860
täglicher mehrfacher und hochdosierter Cannabiskonsum
kann offensichtlich die Entwicklung Jugendlicher vor al-
lem im Hinblick auf soziale Beziehungen, die allmähliche
Übernahme von Erwachsenenrollen und die Schullauf-
bahn deutlich beeinträchtigen. Viele Studien weisen auf
Zusammenhänge zwischen Cannabiskonsum und psychi-
schen Störungen hin. Während es wohl nur schwache Zu-
sammenhänge zwischen Depression/Suizidalität und
Cannabismissbrauch gibt, die möglicherweise auf ge-
meinsame Prädiktoren und zusätzliche Belastungsfakto-
ren (wie Alkoholmissbrauch) zurückzuführen sind, ist der
Zusammenhang mit der Entwicklung von Schizophrenie
deutlicher. Aber auch hier spielt Cannabis mit großer
Wahrscheinlichkeit keine kausale Rolle, eher beschleu-
nigt es den Ausbruch von Schizophrenien bei bereits be-
stehender Vulnerabilität. Riskante Konsummuster können
zudem zu psychischer Abhängigkeit führen. Offensicht-
lich kann lange andauernder und hoch dosierter Canna-
biskonsum auch mit relativ milden Entzugssymptomen
aus Irritabilität, Unruhe und Dysphorie einhergehen
(Horn 2008). Im Rahmen einer prospektiv verlaufenden
Studie sind im Verlauf der vierjährigen Nachbeobachtungs-
zeit bei 17 Prozent der Konsumenten, die zu Beginn der
Studie 14 bis 24 Jahre alt waren, Entzugssymptome nach-
gewiesen worden (Nocon u. a. 2006). Cannabis wird häu-
fig noch als Wegbereiter für den Konsum anderer illegaler
Drogen, also als Einstiegsdroge, bezeichnet (Horn 2008).
9.2.2.3 Nichtstoffgebundene Süchte
Neben den medizinisch anerkannten Suchtformen (Ta-
bak-, Alkohol- und Drogensucht) werden noch eine Reihe
anderer Suchtformen öffentlichkeitswirksam diskutiert,
über deren Verbreitung und faktische Relevanz bisher
aber noch wenig bekannt ist. Prinzipiell kann nach dem
gegenwärtigen Verständnis von Sucht als „Extremver-
halten“ fast jede Tätigkeit eine suchtförmige Gestalt an-
nehmen, wobei die Grenze zwischen Normalität und
Abweichung nur schwer zu ziehen ist (Sting 2008).
Nichtstoffgebundene Süchte – soweit man überhaupt da-
von sprechen will – sind daher in Bezug auf ihre Inhalte
schwer einzugrenzen. Prominente Beispiele sind u. a.
Glücksspiel-, Kauf- und Internet-/Onlinesucht.
Glücksspielsucht stellt die übermäßige Beschäftigung mit
Glücksspielen, das Nichtaufhören können beim Spielen
und die Unfähigkeit zur Abstinenz von Glücksspielbetei-
ligung dar (Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen, DHS
2008). Die genaue Zahl der pathologischen Glücksspieler
ist in Deutschland nicht bekannt. Nach einer groben
Schätzung soll es sich um 100 000 bis 170 000 Betroffene
handeln (Meyer 2007). Der Blick auf die Geschlechter-
verteilung verdeutlicht, dass mit ca. 90 Prozent der Fälle
überwiegend Männer betroffen sind. In Bezug auf die Al-
tersstruktur sind Personen ab 22 Jahren, in nennenswer-
tem Umfang ab 28 Jahren betroffen. Glücksspielsucht
stellt damit eine Problematik dar, die vor allem Männer
ab dem mittleren Erwachsenenalter betrifft, die sich aller-
dings schon im jungen Erwachsenenalter anbahnen kann
(Sting 2008).
Kaufsucht ist dadurch gekennzeichnet, dass sie die „für
ein Suchtverhalten typischen Merkmale [zeigt, nämlich]
Verengung auf bestimmte Objekte, die Unwiderstehlich-
Abb i l d u n g  9.1
Trends der 12-Monats-Prävalenz des Konsums illegaler Drogen nach einzelnen Substanzen 
(Altersgruppe 18 bis 39 Jahre, ESA 2006, Angaben in Prozent)
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keit [des Kaufaktes] und in vielen Fällen auch die
Dosissteigerung [bis hin zum Kaufexzess] und das Auf-
treten von Entzugserscheinungen“ (Lange/Choi 2004,
S. 133) bei betroffenen Personen. In Deutschland wird
der Anteil von kaufsüchtigen Jugendlichen und jungen
Erwachsenen im Alter von 15 bis 24 Jahren mit 6 Prozent
insgesamt, aber mit 7 Prozent in West- und 4 Prozent in
Ostdeutschland angegeben (Lange/Choi 2004); Frauen
sind anfälliger für Kaufsucht als Männer (Lange/Choi
2004; Müller u. a. 2007). Tendenziell ist bei Jugendlichen
und jungen Erwachsenen der Anteil der Kaufsuchtgefähr-
deten größer als bei (älteren) Erwachsenen (Neuner u. a.
2008).
Vor dem Hintergrund steigender Zahlen an überschulde-
ten Haushalten von jungen Erwachsenen sind die Themen
Glücksspielsucht und Kaufsucht durchaus von Bedeutung
(Lange/Choi 2004).
Das einzige Feld, zu dem über die medizinisch diagnosti-
zierten Suchtformen hinaus nennenswerte Daten vor-
liegen, ist die Internet- oder Onlinesucht. Hahn und
Jerusalem bezeichnen Internetsucht „als eine moderne
Verhaltensstörung und eskalierte Normalverhaltensweise
im Sinne eines exzessiven und auf ein Medium ausgerich-
teten Extremverhaltens“ (2001, S. 283). Internetsucht er-
scheint dabei vor allem als Jugendproblematik: Bei den
unter 20-Jährigen gelten 7,2 Prozent der Befragten als in-
ternetsüchtig und 10 Prozent als gefährdet. Die Geschlech-
terverteilung ist altersabhängig; bei den unter 20-Jährigen
sind die Männer etwas stärker vertreten, bei den 20- bis
29-Jährigen sind die Frauen etwas überrepräsentiert
(Hahn/Jerusalem 2001).
9.2.3 HIV/AIDS
Im Jahr 2007 infizierten sich 2 752 Menschen in Deutsch-
land neu mit HIV88 (Stand Ende 2007; Meldungen an das
RKI bis zum 1. März 2008); gegenüber dem Vorjahr
(2 643 Neuinfektionen) ist dies eine Zunahme von 4 Pro-
zent (RKI 2008e). Ende des Jahres 2007 lebten in
Deutschland schätzungsweise 59 000 mit HIV infizierte
Personen. Davon sind 49 000 Männer und 10 000 Frauen
(Robert Koch Institut, RKI 2008e).
Insbesondere bei den HIV-Neuinfektionen in der Alters-
gruppe der 20- bis 24-Jährigen und 25- bis 29-Jährigen ist
es nach einem Rückgang bis zur Jahrtausendwende wieder
zu einem Anstieg der absolut erfassten Erstinfektionen ge-
kommen, das sich auf dem Niveau der Erstinfektionen
Mitte der 1990er-Jahre bewegt. Dabei ist die Altersgruppe
der 25- bis 29-Jährigen in weitaus größerem Ausmaß be-
troffen als die der 20- bis 24-Jährigen (vgl. Abb. 9.2).
Bezogen auf die Altersgruppenverteilung der unter 29-Jäh-
rigen machen HIV-Neuinfektionen bei den 25- bis 29-Jäh-
rigen etwa 60 Prozent aller Erstdiagnosen in dieser
Altersspanne aus. Während im Zeitverlauf bei den 25- bis
29-Jährigen ein moderater Rückgang der Erstdiagnosen zu
verzeichnen ist, ist in der Altersgruppe der 20- bis 24-Jäh-
rigen im selben Zeitraum ein moderater Anstieg zu ver-
zeichnen (vgl. Abb. 9.3).
88 Das „Human Immundeficiency Virus“ (HIV) befällt das menschliche
Immunsystem und zerstört die sogenannten T-Helferzellen (CD4-Zel-
len). Eine akute HIV-Infektion ist häufig mit vorübergehenden grip-
peartigen Symptomen verbunden. Danach erfolgt meist eine oft
mehrjährige Latenzphase, in der sich das Virus im Organismus ver-
mehrt, aber nur selten Beschwerden hervorruft (RKI 2006, S. 53).
Abb i l d u n g  9.2
Bestätigte HIV-Antikörperteste (Neuinfektionen) in Deutschland nach Jahr der Einsendung 
(Stand: 1. März 2008, absolute Werte)
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Ein Fünftel der neu diagnostizierten HIV-Infektionen be-
trifft Frauen. Zu den Hauptübertragungswegen einer HIV-
Infektion zählen sexuelle Kontakte (homosexuelle Kon-
takte unter Männern: 72 Prozent; heterosexuelle Kon-
takte: 20 Prozent), der gemeinsame Gebrauch von Dro-
genspritzbestecken (7 Prozent) und die Mutter-Kind-
Übertragung bei HIV-infizierten Schwangeren (1 Pro-
zent; Werte für das Jahr 2007, RKI 2008e).
Durch verbesserte Therapiemöglichkeiten erkranken we-
niger junge Menschen an AIDS89 (Robert Koch Institut,
RKI 2006b). Dabei sind es insbesondere junge Frauen im
Alter von 20 bis 24 Jahren, die mehr als ein Viertel der in
Deutschland an AIDS erkrankten Frauen darstellen und
nahezu doppelt so häufig erkranken wie junge Männer
dieser Altersgruppe (vgl. Tab. 9.4).
Ta b e l l e  9.4
Verteilung der bis zum 31. Dezember 2004 gemeldeten 
AIDS-Fälle nach Geschlecht und Alter zum Zeitpunkt 
der Diagnose (Angaben in Prozent)
Quelle: RKI 2008h; Differenzen aufgrund von Rundungseffekten
In der zeitlichen Verlaufsperspektive ist auch zu erken-
nen, dass sich das Altersspektrum der an AIDS Erkrank-
ten leicht verschoben hat: Sind es noch bis zur Jahr-
tausendwende vor allem die 25- bis 29-Jährigen, die drei
Viertel der an AIDS Erkrankten abbilden, ist momentan
eine Verschiebung des Erkranktenspektrums zu den unter
25-Jährigen zu verzeichnen (vgl. Abb. 9.4)
89 AIDS („Acquired Immune Deficiency Syndrome“) kennzeichnet ei-
nen fortgeschrittenen Verlust der Abwehrkräfte. Es kommt zu ver-
schiedenen durch die Immunschwäche bedingten Erkrankungen wie
beispielsweise Lungenentzündungen (Robert Koch Institut, RKI
2006, S. 53).
Altersgruppe männlich weiblich
bis 19 Jahre 0,7 2,4
20 bis 29 Jahre 13,6 27,0
Über 30 Jahre 85,5 70,5
Abb i l d u n g  9.3
Anteil der bestätigten HIV-Antikörperteste (Neuinfektionen) in Deutschland nach Jahr der Einsendung
in den Altersgruppen(Stand: 1. März 2008, Angaben in Prozent)
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9.2.4 Gesundheitsrelevante Aspekte am 
Ausbildungs- und Arbeitsplatz
Es liegen nur wenige Studien zu Gesundheitsaspekten für
Studierende und junge Erwachsene vor, die sich in der
Ausbildung bzw. bereits im Beruf befinden. Die „Fit-fürs-
Leben“-Studie (Leyk u. a. 2008) mit mehr als
12 500 Teilnehmern im Alter zwischen 16 bis 25 Jahre
dokumentiert, dass bei einem Großteil der Heranwach-
senden dieser Altersgruppe gesundheitlich ungünstige
Merkmale (z. B. Übergewicht, Bewegungsmangel, Rau-
chen) vorliegen. Damit in Zusammenhang stehend wird
angenommen, dass sich aus diesen ungünstigen Merkma-
len des Gesundheitsverhaltens bisweilen erhebliche ge-
sundheitliche Probleme am Arbeitsplatz mit teilweise er-
heblichen finanziellen Belastungen für die beteiligten
Sozialsysteme ergeben. Leider lassen sich auch keine
quantitativen Aussagen zur Gesundheits-, Ausbildungs-
und Beschäftigungssituation von jungen Erwachsenen
mit Behinderungen machen, da es an Zahlen und Daten
zur Altersstufe der 18- bis 27-Jährigen fehlt. Zwar finden
junge Erwachsene mit Behinderung im Rahmen der Be-
hindertenhilfe ein spezifisch gestaltetes Feld beruflicher
Eingliederung vor. Dennoch haben sie weniger gute Aus-
sichten auf einen gelingenden Einstieg in eine dauerhafte
Tätigkeit auf dem ersten Arbeitsmarkt als junge Erwach-
sene ohne Behinderungen. Deshalb sind sie einer beson-
deren Gefährdung ihres Kohärenzgefühls ausgesetzt, so-
wie sekundären Beeinträchtigungen im Zusammenhang
mit ihrem geringeren materiellen Status, dem Ausschluss
aus dem Arbeitsleben und geringen gesellschaftlichen
Erwartungen an ihre Eigenständigkeit und berufliche
Karriere. Doch sollten auch junge Erwachsene mit Behin-
derung die Chance haben, ihre Kraftquellen zu aktivieren,
so dass sie ein Leben in größtmöglicher Gesundheit füh-
ren können, wie es in der Ottawa-Charta dargelegt ist
(Wacker 2008, S. 143).
Laut der 18. Sozialerhebung des Deutschen Studenten-
werks (Bundesministerium für Bildung und Forschung,
BMBF 2008) hat sich in Deutschland der Anteil gesund-
heitlich beeinträchtigter90 Studierender im Alter von 18 bis
über 30 Jahren von 15 Prozent im Jahr 2000 auf 19 Prozent
im Jahr 2006 vergrößert. Bezogen auf die 1,76 Millionen
Studierenden errechnen sich in absoluten Zahlen knapp
327 000 (2000: 240 000) Studierende mit gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen. 44 Prozent (143 000 Studie-
rende) dieser Gruppe fühlen sich dadurch in ihrem Stu-
dium eingeschränkt, davon immerhin 8 Prozent sehr
stark. Das sind etwa 27 000 Studierende in Deutschland
und damit ein Anteil von ca. 1,5 Prozent aller Studieren-
den. Ob eine gesundheitliche Schädigung im Studium
auch tatsächlich Schwierigkeiten bereitet, hängt wesent-
lich von der Art und Ausprägung der Beeinträchtigung
ab. Vor allem Studierende mit psychischen Erkrankungen
(11 Prozent der Befragten mit gesundheitlichen Beein-
trächtigungen) fühlen sich in vier von zehn Fällen erheb-
lich in ihrem Studium beeinträchtigt, wobei dies nur von
gut jeder dritten Frau (34 Prozent), aber fast von jedem
zweiten Mann (47 Prozent) mit einer psychischen Erkran-
kung angegeben wird. Je älter die Studierenden sind,
desto häufiger führen gesundheitliche Probleme auch zu
einer Beeinträchtigung im Studium (Grad der Studien-
beeinträchtigung bei 18- bis 21-Jährigen: 3 Prozent; bei
26- bis 27-Jährigen: 9 Prozent). Des Weiteren sind ge-
sundheitliche Beeinträchtigungen mit einer längeren Stu-
90 Eine gesundheitliche Beeinträchtigung liegt vor, wenn die Studieren-
den angaben, eine Behinderung und/oder eine chronische Krankheit
zu haben (Bundesministerium für Bildung und Forschung, BMBF
2008, S. 391).
Abb i l d u n g  9.4 
Gemeldete AIDS-Fälle in der Bundesrepublik Deutschland nach ausgewählten Altersgruppen 
(Stand: 31. Dezember 2007; Angaben in Prozent)
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diendauer, vermehrtem Wechsel von Studiengang und
Hochschule (krankheitsbedingten) Studienunterbrechun-
gen und einem stärkeren Ausmaß an Stresssymptomen
(z. B. Lern- und Leistungsprobleme, Prüfungsangst oder
Konzentrationsschwierigkeiten) verbunden (Bundesminis-
terium für Bildung und Forschung, BMBF 2008).
Junge Erwachsene, die sich in der Ausbildung (betriebli-
che/schulische Ausbildung, Hochschulausbildung) befin-
den, berichten nicht selten über psychosomatische Symp-
tome von Stress, wobei Frauen eine deutlich größere
Belastung wahrnehmen als Männer (für Berufsschülerin-
nen und Berufsschüler vgl. Dill u. a.1999; für Studierende
vgl. Meier u. a. 2007).
Besonders Berufsschülerinnen und Berufsschüler leiden
– zumindest gelegentlich – unter emotionalem Stress
(d. h. Niedergeschlagenheit, Gefühle der Hilf- und Hoff-
nungslosigkeit sowie Zukunftsangst). Dabei weisen mehr
junge Frauen als Männer und mehr Jugendliche mit Mig-
rationserfahrung als Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund diese Beschwerden auf (vgl. Tab. 9.5). Dieses un-
terschiedlich starke Stresserleben dürfte auch die real
unterschiedlich (un-)günstigen Chancen dieser Gruppen
auf dem Arbeitsmarkt widerspiegeln.
Je mehr Lebensbereiche von Berufsschülerinnen und Be-
rufsschülern als belastend eingeschätzt werden, umso
größer ist auch das Ausmaß des psychischen Stresserle-
bens, das zu gesundheitlicher Belastung führt. In der Ge-
sundheitsforschung hat sich auch bei jungen Erwachse-
nen das Kohärenzgefühl91 als eine wesentliche Ressource
für die psychische und psychosomatische Gesundheit er-
wiesen: Berufsschülerinnen und Berufsschüler, die keine
Belastungen erleben, weisen die höchsten Kohärenzwerte
auf; Berufsschülerinnen und Berufsschüler, die in einer
Vielzahl von Lebensbereichen Belastungen nennen, ha-
ben hingegen die niedrigsten Werte. Gesundheitsför-
dernde Ressourcen bei Berufsschülerinnen und Berufs-
schülern sind zudem eine gute soziale Integration,
Zusammenhalt in der Familie, die Zufriedenheit mit dem
Wohnort und der eigenen Finanzsituation sowie der Mi-
grationsstatus (Dill u. a., 1999).
Eine Gruppe mit erhöhtem Förderbedarf sind junge Men-
schen in Maßnahmen der berufsbezogenen Jugendhilfe
(BBJH), die aufgrund unzureichender schulischer Ausbil-
dung, fehlender Schlüsselkompetenzen und ihrer „dys-
funktionalen Bewältigungsformen (…) der erfahrenen
Mischung aus sozialer Benachteiligung und individueller
Beeinträchtigung“ (Straus 2008, S. 26f.), an den vorgese-
henen Übergängen von Schule in den Beruf gescheitert
sind. Neben allgemeiner sozialer Benachteiligung sind in
dieser Gruppe individuell verschieden gelagerte, zum Teil
ausgeprägte Beeinträchtigungen (neben Dyskalkulie/
Legasthenie auch psychische und Verhaltensauffälligkei-
ten sowie erhöhter Drogenkonsum) zu finden, ebenso
Lernbehinderungen und körperliche Einschränkungen
durch leichtere Behinderungen, Krankheiten oder auch
Übergewicht (Straus 2008).
Maßnahmen der berufsbezogenen Jugendsozialarbeit und
der Berufsbildungsgänge des zweiten Arbeitsmarktes sol-
len die Chancen von jungen Menschen auf dem ersten Ar-
beitsmarkt verbessern. Diese Chancen werden von jungen
Erwachsene in Ostdeutschland negativer eingeschätzt als
von jungen Westdeutschen: Letztere erwarten davon eher
positive Effekte im Sinne einer Weiterqualifizierung und
Steigerung ihrer Vermittlungschancen, während die jun-
gen Ostdeutschen diese Maßnahmen mit einem geringe-
ren psychischen Wohlbefinden beenden: Sie erleben diese
Maßnahmen eher als weitere Ausgrenzung vom Arbeits-
markt (Behle 2006). Es besteht aber für junge Menschen,
die für einen potenziellen Berufseinstieg auf solche Maß-
nahmen angewiesen sind, in beiden Landesteilen die Ge-
fahr, dass aus dem „Einstieg ins Leben und in den Beruf“
schnell ein Einstieg in dauerhafte Arbeitslosigkeit und damit
langfristige Armut werden kann (Reinowski/Steiner 2006).
Unter dem Aspekt der Lebensverlaufsperspektive ist er-
wähnenswert, dass schon Hauptschülerinnen und Haupt-
schüler im Alter von 14 bis 16 Jahren, die einen regulären
Hauptschulabschluss voraussichtlich nicht erreichen wer-
den und sich von daher geringere berufliche Chancen
91 Das Kohärenzgefühl umschreibt „(…) die persönliche Überzeugung,
dass Anforderungen bewältigt werden können, dass die Dinge, die
sich ereignen, verstanden werden können, nicht zufällig geschehen
und dass das Leben sinnvoll ist und es sich lohnt, sich für persönliche
Ziele und Wünsche einzusetzen und sich anzustrengen, diese auch zu
erreichen“ (Dill u. a., 1999, S. 20).
Tab e l l e  9.5
Einzeldimensionen psychisch-emotionaler Belastung bei Berufsschülerinnen und Berufsschülern 
(Angaben in Prozent)
Quelle: Dill u. a. 1999, S. 17; MH: Migrationshintergrund
Frauen Männer
ohne MH mit MH ohne MH mit MH
negative Selbsteinschätzung 22,6 24,8 15,0 17,7
Hilf-/Hoffnungslosigkeitsgefühl 23,0 33,5 10,7 18,5
Gefühle von Dauerstress 18,3 28,5 12,6 16,7
Gefühl der Niedergeschlagenheit 42,7 52,0 26,8 31,3
Zukunftssorgen 34,2 47,7 24,9 34,4
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ausrechnen können, über deutliche Stresssymptome wie
Einschlafprobleme, Kopf- und Magenschmerzen und Ap-
petitlosigkeit klagen, wobei Mädchen mehr Probleme be-
nennen als Jungen (Gaupp u. a. 2006).
Doch auch bei Jugendlichen, die Arbeit haben, wirken
psychische Beeinträchtigungen als Belastung und sind
daher krankheitsrelevant, wie eine repräsentative Um-
frage unter Mitgliedern der Gesetzlichen Krankenversi-
cherungen (GKV) im Alter von 16 bis unter 65 Jahren im
Jahr 2007 zeigt. Ein Drittel der Beschäftigten, und hier
v.a. die jüngeren (16 bis 30 Jahre), befürchtet, bei der Ar-
beit Fehler zu machen. Zudem klagen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer dieser Altersgruppe auch häufiger als
ihre älteren Kolleginnen und Kollegen über arbeitsbe-
dingten Stress. Der Anteil der Beschäftigten, die 2007
trotz einer Erkrankung am Arbeitsplatz erschienen sind,
beträgt bei den 16- bis 30-Jährigen 65,8 Prozent und bei
den 51- bis 65-Jährigen 58,1 Prozent; der Anteil derer, die
krank zur Arbeit gehen, nimmt also mit steigendem Alter
ab. Unter anderen gehören Aspekte wie „zu viel Arbeit“
und „Angst um den Arbeitsplatz“ zu den häufigsten
Gründen für das Unterbleiben von Krankmeldungen (Zok
2008). Arbeitsplatzunsicherheit als psychosoziale Stress-
quelle gehört für viele junge Erwerbstätige heute zum Ar-
beitsalltag: Ihre Beschäftigungsverhältnisse sind oftmals
befristet, sie arbeiten mit reduziertem Stellenumfang oder
versuchen, durch (schlecht- oder oftmals auch unbe-
zahlte) Praktika den Berufseinstieg zu schaffen. Junge Er-
wachsene, die unter unsicheren beruflichen Perspektiven
erwerbstätig sind, berichten vermehrt über Symptome
von Angst und Depression sowie ein reduziertes Wohlbe-
finden (Berth u. a. 2003).
9.2.5 Gesundheitsrelevante Aspekte von 
Arbeitslosigkeit
Arbeitslosigkeit und drohender Arbeitsplatzverlust sind
heute Themen, die breite Gruppen der Bevölkerung be-
treffen. Von besonderer gesellschaftspolitischer Relevanz
ist das Thema „Arbeitslosigkeit von jungen Menschen“.
Mit 675 376 im Juni 2008 arbeitslos gemeldeten Perso-
nen zwischen 15 und unter 30 Jahren (Westdeutschland:
435 272; Ostdeutschland92 einschl. Berlin: 240 104) be-
trifft (drohende) Arbeitslosigkeit weite Teile der Heran-
wachsenden (Bundesanstalt für Arbeit, BA 2008). Im
Zeitraum von Juni 1998 bis Juni 2008 waren durchschnitt-
lich rund 840 000 Jugendliche arbeitslos, wobei junge
Menschen in Ostdeutschland (einschl. Berlin) mit einer an-
gespannteren Lage als ihre Altersgenossen in West-
deutschland konfrontiert sind (vgl. Abb. 9.5 und 9.6).
92 Längsschnittliche Analysen von Berth u. a. (2006) für die östlichen
Bundesländer belegen, dass dort fast 60 Prozent mobilen und gut
ausgebildeten jungen Erwachsenen bis zum Jahr 2004 mindestens
einmal arbeitslos gewesen sind.
Abb i l d u n g  9.5 
Bestand an arbeitslos gemeldeten Personen im Alter von 15 bis unter 30 Jahren in Westdeutschland
im Zeitraum Juni 1998 bis Juni 2008
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Die Ausgrenzung von jungen Menschen bereits zu Be-
ginn ihrer Erwerbsbiografie – sei es durch fehlende Aus-
bildungsplätze oder aber durch den Verlust des Ausbil-
dungs- bzw. Arbeitsplatzes – wirkt sich, abhängig von
den dem Einzelnen zur Verfügung stehenden Bewälti-
gungsressourcen, unterschiedlich nachhaltig auf das Le-
ben aus: Als äußere Belastungen sind hohe Hürden für
den Einstieg/die Rückkehr in Beschäftigung ebenso zu
nennen wie mangelnde Berufserfahrung, fehlender An-
reiz/Motivation zur Bildung, zudem leiden die Betroffe-
nen zum Teil auch unter sozialer Ausgrenzung und ge-
sundheitlichen Problemen. Die Ungewissheit beruflicher
Aussichten führt zwar dazu, dass insbesondere Heran-
wachsende mit niedrigen Bildungsabschlüssen ihre beruf-
liche Zukunft mit einer gewissen Skepsis beurteilen, den-
noch hat auch für diese jungen Menschen der Übergang
von der Schule ins Erwerbsleben und Arbeitsplatzsicher-
heit einen hohen normativen und persönlichen Stellen-
wert (Gaupp u. a. 2006).
Junge Menschen reagieren auf (länger andauernde) Ar-
beitslosigkeit mit einer Vielzahl von gesundheitlichen Be-
einträchtigungen: Diese reichen von der Chronifizierung
somatischer Erkrankungen über Einschränkungen des
psychischen Wohlbefindens, Stresssymptome (z. B.
Schlafstörungen, Angespanntheit), Erschöpfungs- und
Burnoutsymptome, gesundheitliches Risikoverhalten
(d. h. vermehrter Tabak- und Alkoholkonsum, Bewe-
gungsmangel) bis hin zu schwerwiegenden psychischen
Erkrankungen wie z. B. Depression (Kieselbach/Beel-
mann 2006; Lange/Lampert 2005; Paul u. a. 2006; Schels
2007; Weber u. a. 2007). Andererseits scheint aber auch
eine Vorbelastung insbesondere der psychischen Gesund-
heit Einfluss auf den Arbeitslosenstatus zu haben: Junge
Erwachsene93, die bereits als Jugendliche über ein hohes
Maß an psychischer Belastung berichten, haben ein ge-
steigertes Risiko für (Langzeit-) Arbeitslosigkeit. Es lie-
gen also Hinweise darauf vor, dass Arbeitslosigkeit einer-
seits einen negativen Effekt auf die Gesundheit und auch
Auswirkungen auf die weiteren Arbeitsmarktchancen der
Betroffenen haben kann (Berth u. a. 2006), und anderer-
seits darauf, dass gesundheitliche Beeinträchtigungen das
Risiko für Arbeitslosigkeit steigern (Lange/Lampert
2005). Gleichzeitig nehmen psychische und körperliche
Beschwerden mit der Dauer der Arbeitslosigkeit zu
(Berth u. a. 2006; Egger u. a. 2006; Straus 2008; Weber
u. a. 2007). Zudem ist davon auszugehen, dass psychi-
sche Beeinträchtigungen vor den körperlichen Folgen
eintreten (Berth u. a. 2003). Arbeitslosigkeit kann auch zu
einem Übermaß an Zeit und Langeweile sowie geistiger
Unterforderung führen (Lauenroth/Swart 2004; Schels
2007).
Der Zusammenhang zwischen Arbeitslosigkeit und Ge-
sundheit zeigt bei Frauen teilweise andere Ausprägungen
als bei Männern (Straus 2008; Rose/Jacobi 2006). Nach
Ergebnissen des telefonischen Gesundheitssurveys 2003
des RKI berichten vor allem langzeitarbeitslose, nicht
93 Insbesondere junge Erwachsene mit Migrationshintergrund, die in ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen sind, geben ein geringeres psychi-
sches Wohlbefinden an als deutschstämmige Heranwachsende (Beh-
le 2005).
Abb i l d u n g  9.6
Bestand an arbeitslos gemeldeten Personen im Alter von 15 bis unter 30 Jahren in Ostdeutschland 
(einschl. Berlin) im Zeitraum Juni 1998 bis Juni 2008
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aber kurzzeitarbeitslose Männer in vermehrtem Ausmaß
über diverse gesundheitliche Beschwerden/Krankheiten
(wie chronische Bronchitis, Rückenschmerzen, Schwin-
del, Bluthochdruck und Depression). Bei den Frauen kla-
gen umgekehrt vor allem die Kurzzeitarbeitslosen, nicht
aber Langzeitarbeitslosen über ähnliche Beschwerden
(Lange/Lampert 2005).
Für junge Männer ist das Zusammenfallen von Arbeitslo-
sigkeit und finanziellen Schwierigkeiten, die zur Ein-
schränkung sozialer Aktivitäten führen, noch stärker als
bei jungen Frauen mit einem geringen psychischen Wohl-
befinden assoziiert (Schels 2007).
Eine (Wieder-) Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses und
eine damit verbundene Besserung der materiellen Situa-
tion scheint – v. a. bei jungen Männern – auch mit einer
Steigerung des psychischen Wohlbefindens einherzuge-
hen (Romeu Gordo 2006; Weber u. a. 2007). Zusätzlich
hat das Arbeitsverhältnis über den Einkommenserwerb
hinaus Bedeutung als Quelle sozialer Kontakte, sozialer
Anerkennung und als Schritt in ein eigenständiges Le-
ben.94 Zudem können berufliche Bildungsaktivitäten (und
die damit verbundene Aussicht auf ein berufliches Wei-
terkommen) eine Ressource psychischen Wohlbefindens
sein (Schels 2007).95
9.3 Zusammenfassung
Zu den zentralen gesundheitsrelevanten Entwicklungsthe-
men im jungen Erwachsenenalter gehören neben der
Fähigkeit, selbstverantwortlich Entscheidungen auch an-
gesichts unsicherer Zukunftsperspektiven zu treffen,
Verantwortung zu übernehmen und Intimität leben zu
können. Diese zentralen Entwicklungsthemen sind im
Kontext des Strukturwandels der Arbeitsgesellschaft mit
seinen Auswirkungen auf Bildungs- und Ausbildungspro-
file sowie auf berufliche Chancen, auf das Geschlechter-
verhältnis, Lebensstile und Erfordernisse sozialer Integra-
tion zu sehen. Für die jungen Erwachsenen sind dadurch
auf der einen Seite mehr Chancen und Freiheiten durch
eine Vielzahl an Optionen gegeben, auf der anderen Seite
verbinden sich damit aber auch mehr Risiken und biogra-
fische Unsicherheiten. Trotz weiter bestehender gesell-
schaftlicher und individueller Orientierung an der
„Normalbiografie“ mit Ausbildung, Beruf und Familien-
gründung müssen junge Frauen und Männer sich neue
Formen individualisierter Lebensbewältigung erschließen
und ihre Lebensverhältnisse so gestalten, dass neben ei-
ner ausreichenden ökonomischen Basis auch Vertrauen,
Anerkennung und Zugehörigkeit in ihren sozialen Bezü-
94 Obwohl das Verlassen des elterlichen bzw. das Gründen eines part-
nerschaftlichen Haushalts für junge Männer mit finanziellen Ein-
schränkungen verbunden ist, wird diese Konsequenz von der neu ge-
wonnenen sozialen Eigenständigkeit ausgeglichen (Schels 2007).
Exkurs 9.1 Wohnungslose Heranwachsende in 
Deutschland
Im Unterschied zu erwachsenen Wohnungslosen verfü-
gen junge Wohnungslose häufig über einen offiziellen
festen Wohnsitz, da sie noch bei ihren Eltern gemeldet
sind. Da in der Bundesrepublik keine Statistik über die
Zahl der Wohnungslosen geführt wird, gibt es hierzu nur
Schätzwerte. Die Zahl der dauerhaft obdachlosen Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen bewegt sich in der
Spanne zwischen 2 000 und 9 000 Heranwachsenden
(30 bis 40 Prozent sind davon Mädchen; Terre des
Hommes 2008); jährlich kommen 1 500 bis 2 500 neue
Fälle hinzu (Off Road Kids 2008).95 Etwa 50 Prozent
der betreuten jungen Menschen in „Straßenkinderpro-
jekten“ sind volljährig (Terre des Hommes 2008). Die
meisten jungen Wohnungslosen leben nur zeitweise
ohne feste Unterkunft „auf der Straße“ (bzw. bei wech-
selnden Freunden), und es gelingt ihnen, diese Phase zu
überwinden. Die Dauer der gesamten wohnungslosen
Zeit beträgt bei jungen Frauen im Durchschnitt 9,5 Mo-
nate und bei jungen Männern etwa 13,7 Monate. Dieje-
nigen, die länger als ein Jahr ohne Unterbrechung woh-
nungslos sind, sind größtenteils junge Erwachsene ohne
Perspektive auf dem aktuellen Wohnungs- und Arbeits-
markt (Bodenmüller 2002). Ursachen für Wohnungslo-
95 Diese Schätzwerte ergeben sich daraus, dass es keine einheitlichen
und überprüfbaren Kriterien dafür gibt, wann es sich bei Heranwach-
senden um eine obdachlose Person handelt.
sigkeit von Heranwachsenden sind u. a. in mangelnder
Zuwendung und familiären Gewalterfahrungen zu se-
hen; nichtsdestotrotz gibt es auch eine (vermutlich sehr
kleine Zahl) von jungen Menschen, die – zumindest
zunächst – freiwillig (und nicht aus den genannten
Notsituationen heraus) in Obdachlosigkeit leben
(Tzscheetzsch 2007). Zur Befriedigung von Alltagsbe-
dürfnissen sind junge Wohnungslose häufig zu illegalen,
sozial geächteten Formen des Gelderwerbs gezwungen
(z. B. Betteln, Diebstähle, Drogenhandel oder Prostitu-
tion; Röhnsch 2004; Rohrmann 2004). Verbreitet unter
jungen Wohnungslosen ist Suchtmittelkonsum, der sich
oftmals aus einem gleichzeitigen intensiven Konsum
von Alkohol, Nikotin, Cannabis und anderen Drogen
zusammensetzt, wobei quantitativ und qualitativ ris-
kante Konsummuster (z. B. „Binge Drinking“) nicht
selten sind (Reis u. a. 2006). Bei jungen Obdachlosen
besteht eine besondere Gefahr bezüglich des Miss-
brauchs, vielfach aber auch der Abhängigkeit von (il-)
legalen Drogen, was mit negativen Folgen für die psy-
chische und physische Gesundheit und Strafverfolgung
verknüpft ist (Bodenmüller 2002; Flick/Röhnsch
2006a). Dabei ist davon auszugehen, dass der Gesund-
heitszustand vieler junger Wohnungsloser schon vor
dieser Lebensphase beeinträchtigt war und sich auch
durch andere Faktoren des „Lebens auf der Straße“, wie
mangelnder Schutz, mangelnde Hygiene und mangeln-
der Zugang zum Gesundheitssystem, weiter verschlech-
tert. Aufgrund ihrer ungesicherten Lebenssituation bzw.
zur Geldbeschaffung sowie aufgrund fehlender/ver-
drängter Zukunftsperspektiven findet sich bei vielen
von Wohnungslosigkeit betroffenen junge Erwachsenen
auch sexuell riskantes Verhalten (z. B. häufig wech-
selnde Geschlechtspartner, keine Benutzung von Kon-
domen etc.; Flick/Röhnsch 2006b).
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gen möglich sind. Dabei zeigt sich, dass sich diese Anfor-
derungen insbesondere hinsichtlich berufsrelevanter Ent-
scheidungen, aber auch bezüglich der zu leistenden
sozialen Verortung zwar für alle gleichermaßen stellen,
die Gestaltungsmöglichkeiten jedoch in Bezug auf Ge-
schlecht, soziale Lage, persönliche Ressourcen wie z. B.
ein guter Gesundheitsstatus bzw. bestehende Behinderun-
gen, ein erfolgreicher oder misslungener Bildungsweg,
eine optimistische Grundeinstellung bzw. ein geringes
Kohärenzgefühl sehr unterschiedlich ausfallen – und –
auch bezogen auf gesundheitliche Belange zu unter-
schiedlichen langfristigen Konsequenzen führen.
Insbesondere dem Faktor „Ausbildung/Arbeit“ kommt im
jungen Erwachsenenalter eine zentrale Bedeutung für die
Gesundheit zu. Dabei sind die erreichten Schulabschlüsse
und die damit zusammenhängende Entscheidung für be-
stimmte Berufsbildungsgänge (z. B. betriebliche Ausbil-
dung oder Hochschulstudium) oft entscheidend dafür,
welche gesellschaftlichen Positionen und, verbunden da-
mit, welche Ressourcen im finanziellen wie im persönli-
chen und sozialen Bereich Heranwachsende in den nach-
folgenden Lebensphasen erreichen können. So gehen
eingeschränkte berufliche Perspektiven bei Berufsschüle-
rinnen und Berufsschülern und bei Teilnehmenden an An-
geboten der berufsbezogenen Jugendhilfe (BBJH), sowie
länger dauernde Arbeitslosigkeit mit einer Vielzahl von
gesundheitlichen Belastungen einher. Andererseits kön-
nen im Lebensverlauf bereits entstandene Behinderungen
und gesundheitliche Einschränkungen auch Arbeitslosig-
keit begünstigen und den Zugang zum Arbeitsmarkt er-
schweren. Doch auch diejenigen jungen Erwachsenen,
die – oft mit unsicheren Perspektiven – einen Ausbil-
dungs- oder Arbeitsplatz haben, sind dort einer Vielzahl
von Belastungen ausgesetzt, die sich vor allem auf den
Bereich der psychischen Gesundheit negativ auswirken
können.
9.4 Fazit
Im jungen Erwachsenenalter müssen selbstverantwortlich
Entscheidungen getroffen und Verantwortungen über-
nommen werden, die in persönlicher, sozialer sowie bil-
dungs- und berufsbezogener Hinsicht langfristige Folgen
haben können und zu einer starken Ausdifferenzierung
der Lebenssituation junger Erwachsener führen. Der ei-
gene Lebensentwurf und die nach Geschlecht, sozialem
und Gesundheitsstatus sowie ethnischem Hintergrund va-
riierenden Chancen und Grenzen für die Verwirklichung
eigener Ziel haben auch Einfluss auf die Selbstverortung
junger Menschen in Bezug auf ihre Werteinstellungen
und gesellschaftlichen wie politischen Orientierungen.
Notwendig sind für junge Erwachsene in einer Welt sich
kontinuierlich wandelnder Ansprüche und Anforderun-
gen:
– Vertraute und kompetente Personen aus ihrem sozialen
Netzwerk, mit deren Unterstützung sie Entscheidun-
gen hinsichtlich der eigenen Zukunftsperspektive tref-
fen können. Wo ihnen dies nicht ausreichend möglich
ist, brauchen junge Erwachsene sozialstaatliche
Hilfsangebote (z. B. Angebote der Kinder- und Ju-
gendhilfe und der Jugendberufshilfe), um sich im (Er-
werbs-)Leben zu positionieren.
– Besondere Unterstützung durch gut vernetzte soziale
und medizinische Hilfen in Hinblick auf ihren Berufs-
einstieg, ihre weitere Lebensgestaltung, ihre gesell-
schaftliche Teilhabe und eine Zukunft mit möglichst
geringen gesundheitlichen Einschränkungen brauchen
junge Erwachsene, die – vielleicht aufgrund psychoso-
zialer Belastung in jungen Jahren – unter psychischen
Störungen leiden oder mit chronischen Krankheiten
und Behinderungen leben müssen. Dabei scheint es
unter einer Lebensverlaufsperspektive sinnvoll, dass
Hilfen möglichst früh einsetzen, damit sich Probleme
gar nicht erst verfestigen und die weiteren beruflichen
und sozialen Chancen einschränken.
– Ausbildungs- und Erwerbskontexte, die jungen Er-
wachsenen eine Zukunftsperspektive bieten und ihnen
ermöglichen, ihr Leistungspotenzial optimal zu nut-
zen. Zudem sollten Ausbildungs- und Erwerbskon-
texte nicht selbst zu gesundheitlichen Risiken werden.
– Individuelle Handlungsspielräume, in denen sie in
Verantwortung für sich selbst, aber auch in Verantwor-
tung für die Partnerin/den Partner Intimität leben kön-
nen. Für einen verantwortlichen Umgang mit Sexuali-
tät und Familienplanung brauchen junge Erwachsene
Wissen, aber auch finanzielle Ressourcen.
– Optimismus, Motivation und eine Zukunftsperspek-
tive, um Verantwortung für die eigene Gesunderhal-
tung zu übernehmen. Von gesellschaftlicher, aber auch
sozial- und bildungspolitischer Seite sind daher Struk-
turen zu entwickeln, die es für junge Erwachsene loh-
nend machen, sich um die eigene körperliche, seeli-
sche und geistige Gesundheit zu kümmern.
9.5 Zwischbilanz: Kindheit und Jugendalter 
als gesundheitspolitische 
Herausforderung
Es liegt nahe, nach der Präsentation dieser Vielfalt von
Daten und Informationen sich so etwas wie eine Bünde-
lung zu wünschen. Die vorliegende Literatur belegt aller-
dings, dass dieser Wunsch sich nicht so einfach realisie-
ren lässt. Je nach dem, welche Daten mit welchen Daten
unter welchen Aspekten verglichen werden, kommt man
zu anderen Schlüssen. So bilanziert z. B: Sting den For-
schungsstand in einem Handbuchartikel aus dem Jahr
2002 unter Bezugnahme auf die Arbeit von Lohaus
(1993) wie folgt: „Während in den letzten Jahrzehnten in-
folge einer allgemeinen Verbesserung der Lebensqualität
in den Industriestaaten im Morbiditäts- und Mortalitätsra-
ten in allen Altersgruppen rückläufig sind, nehmen sie in
der Altersgruppe der 10-30 jährigen zu“ (Sting 2002,
S. 414). Demgegenüber stellt Klein-Heßling fest, dass „in
der aktuellen Gesundheitsberichterstattung für Deutsch-
land sich das Kindes- und Jugendalter als der gesündeste
Altersbereich der Bevölkerung zeigt“ (2006, S. 13). Er er-
gänzt aber: „Während in den meisten jüngeren und älte-
ren Altersbereichen in den zurückliegenden Jahrzehnten
durch Prävention und Intervention die Morbiditäts- und
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Mortalitätsraten (Erkrankungs- und Sterberaten) gesenkt
werden konnten, zeigt sich für das Jugendalter eine eher
ernüchternde Entwicklung. Insbesondere bei Unfällen
und Suiziden sind hier keine bedeutsamen Verringerun-
gen der Auftretensraten zu verzeichnen“ (ebd.). Differen-
ziert man die Daten weiter nach Alter, Geschlecht,
sozioökonomischen und -kulturellem Status und unter-
schiedlichen gesundheitlichen Belastungsfaktoren und
variiert man die Vergleichsfolien, wird das Bild, wie oben
gezeigt, immer vielfältiger.
Aus der Sicht der Sachverständigenkommission des vor-
liegenden Berichts bedeuten diese Daten zunächst, dass
entgegen der öffentlichkeits- und medienwirksam ver-
kündeten Schlagzeilen, dass der Großteil der in Deutsch-
land lebenden Kinder und Jugendlichen gesund ist und
unter gesundheitsförderlichen sozialen Rahmenbedingun-
gen aufwächst.
Das gilt auch für Neugeborene und Kleinkinder, die auf-
grund dramatischer Einzelfälle von Kindesverwahrlo-
sung, -vernachlässigung und -missbrauch als besonders
gefährdet gelten. Erfreulich ist, dass fast 20 Jahre nach
der Wiedervereinigung keine gravierenden Unterschiede
im gesundheitsbezogenen Aufwachsen zwischen Heran-
wachsenden in den verschiedenen Landesteilen bestehen.
Nichtsdestotrotz gibt es bei einem nicht unerheblichen
Teil von Heranwachsenden (ca. 20 Prozent) gesundheitli-
che Auffälligkeiten. Diese Auffälligkeiten werden unter
dem Schlagwort der „neuen Morbidität“ zusammenge-
fasst. Bezeichnet wird damit die Verschiebung des Krank-
heitsspektrums bei Kinder und Jugendlichen von (a) akuten
zu überwiegend chronisch-körperlichen Erkrankungen
und (b) von somatischen zu psychischen Auffälligkeiten.
Diese Verschiebung in dem Kinder und Jugendliche be-
treffenden Krankheitsspektrum wird nachhaltig durch die
Daten des KiGGS untermauert.
Die Daten zeigen aber auch, dass mit den für die jeweili-
gen Altersgruppen typischen gesundheitsrelevanten Ent-
wicklungsthemen Chancen verbunden sind, die, bei er-
folgreicher Umsetzung, wichtige Ressourcen für die
eigene Gesundheit darstellen. Gelingt die erfolgreiche
Bewältigung nicht, werden daraus allerdings Risiken, die
vor allem bei vorliegender mehrfacher Belastung (z. B.
bei Familien mit einem niedrigen sozioökonomischen
Status und/oder mit Migrationshintergrund) zu gesundheit-
lichen Beeinträchtigungen führen, die sich zum Teil erst im
späteren Lebensverlauf zeigen. Dabei handelt es sich im
Säuglings- und Kleinkindalter um Faktoren, die eine si-
chere Bindung des Kindes zu seinen Hauptbezugspersonen
verhindern und im Kindergarten- und Vorschulalter um
Entwicklungsauffälligkeiten in den Bereichen Sprache, Er-
nährung, Bewegung und Verhalten. Im Grundschulalter
nehmen Verhaltensauffälligkeiten (z. B. Aufmerksam-
keitsdefizit-/Hyperaktivitätsstörungen – ADHS), chro-
nisch-somatische Erkrankungen (z. B. Asthma bron-
chiale) und stressbedingte Belastungsreaktionen deutlich
zu. Derartige Beeinträchtigungen können sich im Ent-
wicklungsverlauf zu manifesten Störungen aufbauen.
Diesen negativen Lebensverlaufsperspektiven gilt es
durch frühzeitige Prävention zu begegnen.
Im Jugendalter sind die wichtigsten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen Übergewicht und Adipositas, Essstö-
rungen (Anorexie und Bulimie) und depressive Erkran-
kungen (bis hin zu Suizidalität) sowie im jungen Erwach-
senenalter psychosoziale Auffälligkeiten und Missbrauch
und Abhängigkeit von Alkohol und Drogen. Alle genann-
ten gesundheitlichen Beeinträchtigungen wirken häufig
langfristig (z. B. bei Adipositas in Form von Gelenk-
erkrankungen oder Diabetes – Typ 2 oder der Steigerung
des Depressionsrisikos im Erwachsenenalter). Hier sind
aus gesundheitsökonomischer Perspektive erhebliche
Kostenwirkungen für die Sozial- und Gesundheitskassen
zu erwarten.
Sind also erfreulicherweise die meisten Heranwachsen-
den in Deutschland gesund, so kippt dieses positive Bild,
wenn man sich Kinder und Jugendliche aus benachteili-
genden Lebenslagen ansieht, wo sich teilweise erhebliche
gesundheitliche Belastungen ergeben. Betrachtet man die
Altersgruppen im Vergleich etwas näher, wird deutlich,
dass besondere Herausforderungen in der Altersspanne
zwischen 6 und 18 Jahren bestehen. Mit dem Schuleintritt
steigen die gesundheitlichen Belastungen im Durch-
schnitt erkennbar an. Besonders ausgeprägt ist dies, ge-
schlechtsspezifisch differenziert, bei Mädchen sowie vor
allem bei Jungen aus sozial benachteiligenden Lebensver-
hältnissen und mit Migrationshintergrund. Die Daten
zeigen auch, dass in einigen Bereichen (Bewegung, Er-
nährung und psychosoziale Entwicklung) mit deutlich hö-
heren gesundheitlichen Belastungen zu rechnen ist, wenn
diese Jugendlichen erwachsen sind.
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Teil C Strukturen und Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe, der Gesundheitsversorgung 
und der Eingliederungshilfe/Rehabi-
litation: eine erste Annäherung
10 Gesundheitsförderung und gesundheits-
bezogene Prävention an der Schnittstelle 
von Kinder- und Jugendhilfe und 
Gesundheitssystem
Dieser Bericht geht – wenn von Kinder- und Jugendhilfe
gesprochen wird – entsprechend den gesetzlichen Vorga-
ben vorrangig auf die im SGB VIII definierten Praxisfel-
der, Zuständigkeiten, Aufgaben und Leistungen ein. Al-
lerdings stehen die Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe
in den beiden Feldern gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung in einem Kontext, der nicht
unabhängig von den Strukturen und Aufgaben des Ge-
sundheitssystems, der Behinderten-, Eingliederungshilfe
bzw. des Rehabilitationssystems gedacht werden kann.97
Weil die vielfach geforderte Vernetzung und Kooperation
zwischen diesen gesellschaftlichen Teilsystemen nur
funktionieren kann, wenn wenigstens in Grundzügen, die
Strukturen, Voraussetzungen und Aufgaben bekannt sind,
soll ihnen jeweils ein kurzer darstellender Abschnitt ge-
widmet werden. In den folgenden Kapiteln werden des-
halb die für diesen Bericht relevanten gesellschaftlichen
Teilbereiche und wesentlichen Schnittstellen in ihren
Grundstrukturen skizziert (vgl. ausführlich für die Kin-
der- und Jugendhilfe: Bissinger u. a. 2002; für das Ge-
sundheitssystem: Bäcker u. a. 2008, S. 91–245; Simon
2008; Preusker 2007; Bengel/Koch 2000).
Für die Sachverständigenkommission steht es – wie nicht
zuletzt dieser Bericht belegt – außer Zweifel, dass die
zielführende Auseinandersetzung mit den Aufgaben und
Herausforderungen der Kinder- und Jugendhilfe im Be-
reich gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheits-
förderung drängender ist als je zuvor. Sie interpretiert
dies auch als Ausdruck der im Wandel begriffenen sozial-
staatlichen Rahmenbedingungen, die das Verhältnis von
Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitssystem immer
auch wesentlich mit prägen (vgl. dazu Lessenich 2008;
vgl. Kap. 21.2).
11 Strukturen und Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe
11.1 Kurzer Überblick über die wesentlichen 
Strukturen
Die wichtigsten Behörden im Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind die kommunalen Jugendämter. Von ihnen
gibt es derzeit rund 590 in Deutschland.98 Kommunale
Jugendämter stellen eine Besonderheit im Rahmen der
Kommunalverwaltung dar. Sie bestehen aus ihren Ver-
waltungen und den sogenannten Kinder- und Jugendhil-
feausschüssen und werden deshalb auch als zweigliedrig
charakterisiert. Folgt man dem Gesetz, hat sich der Kin-
der- und Jugendhilfeausschuss „mit allen Angelegen-
heiten der Jugendhilfe zu befassen, insbesondere mit der
Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen
und ihrer Familien sowie mit Anregungen und Vorschlä-
gen für die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugend-
hilfe, der Kinder- und Jugendhilfeplanung und der För-
derung der freien Kinder- und Jugendhilfe“ (§ 71 (2)
SGB VIII). Kinder- und Jugendhilfeausschüsse dienen
vorrangig der Beteiligung sachkundiger Bürger und der
verschiedenen gesellschaftlichen Akteure (zur Bedeu-
tung der Kinder- und Jugendhilfeausschüsse vgl. Pluto
u. a. 2007, S. 319 ff.).
Den kommunalen Jugendämtern obliegt die Gesamtzu-
ständigkeit und Letztverantwortung für die Kinder- und
Jugendhilfe vor Ort. Der weit überwiegende Teil der
Leistungen wird jedoch auf der Basis des Subsidiaritäts-
prinzips von nicht-staatlichen Trägern organisiert und er-
bracht. In den allermeisten Fällen handelt es sich dabei
um freie gemeinnützige Träger. Systematisch betrachtet
sind sie dem sogenannten „Dritten Sektor“ jenseits von
Markt und Staat zuzurechnen und werden deshalb auch
als „Non-Profit-Organisationen“ bezeichnet. Wichtige
Träger sind beispielweise die Mitglieder der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege (Arbeiterwohlfahrt,
Caritas, Diakonie, Der Paritätische, Rotes Kreuz und die
Wohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland). Daneben
existieren ungezählte kleinere überregionale und regio-
nale Träger und lokale Initiativen. Aktuell (Jahr 2006/
2007) betreiben die nicht-staatlichen Träger rund
67 Prozent der Einrichtungen, verfügen über 61 Prozent
der Plätze und beschäftigen etwa 61 Prozent des Perso-
nals in der Kinder- und Jugendhilfe.
Einen wichtigen Unterschied im Vergleich zum Gesund-
heitssystem markiert in der Kinder- und Jugendhilfe trotz
des hohen Anteils nicht-staatlicher Verantwortung der ge-
ringe Anteil von markt- und gewinnorientierten privatge-
werblichen Anbietern. In der Kinder- und Jugendhilfe un-
terhalten privatgewerbliche Träger lediglich 1,5 Prozent
der Einrichtungen, verfügen über 2,8 Prozent der Plätze
und beschäftigen 5,8 Prozent des Personals.
Die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe werden – an-
ders als die Leistungen des Gesundheitssystems, die
durch Direktzahlungen, durch Kostenerstattungen über
die privaten und gesetzlichen Krankenkassen sowie durch
staatliche Zuschüsse finanziert werden (vgl. dazu
Kap. 12) – vor allem durch die öffentlichen, im Wesentli-
chen kommunalen Haushalte finanziert.
97 Der Begriff der Behindertenhilfe wird in diesem Bericht als Überbe-
griff für alle Angebote der Hilfen für Menschen mit Behinderung
verwendet. Rehabilitation und Eingliederungshilfe werden entspre-
chend dem Sozialgesetzbuch IX (Behindertenhilfe) in Verbindung
mit dem Sozialgesetzbuch XII (Sozialhilfe) verwendet und stellen
somit die Begriffe für gesetzliche Leistungen dar. Beide Gesetze be-
ziehen sich auf Leistungen für Menschen mit Behinderung zur medi-
zinischen Rehabilitation, Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
und Leistungen zur Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft. 98 Auf Landesebene gibt es darüber hinaus 17 Landesjugendämter.
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Ta b e l l e  11.1 
Ausgaben der öffentlichen Hand (einschließlich Einnahmen) für ausgewählte 
Leistungsbereiche des SGB VIII in Euro 
(Deutschland, 1992 bis 2006)
Quelle: Statistisches Bundesamt: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe – Ausgaben und Einnahmen, verschiedene Jahrgänge Wiesbaden; zusam-


























1992 14.284.341 1.116.804 193.066 70.469 8.490.895 2.968.614 592.323 852.170
1993 16.291.525 1.206.876 187.099 58.797 10.011.514 3.567.125 641.520 618.594
1994 16.631.045 1.238.695 169.879 67.155 9.979.929 3.822.083 704.148 649.157
1995 17.020.311 1.301.845 184.440 60.135 9.796.698 3.811.116 726.979 1.139.100
1996 17.517.213 1.254.208 248.911 65.156 10.037.736 3.966.150 733.793 1.211.258
1997 17.512.851 1.263.318 218.304 65.077 9.872.174 4.364.471 697.344 1.032.162
1998 17.709.618 1.297.277 211.102 65.423 9.892.003 4.436.775 707.778 1.099.261
1999 18.077.611 1.356.972 213.422 69.095 9.956.635 4.613.564 717.635 1.150.288
2000 18.464.958 1.411.459 219.067 72.430 10.035.690 4.857.443 773.471 1.095.398
2001 19.210.662 1.432.060 237.870 74.385 10.427.626 5.124.549 767.532 1.146.640
2002 20.176.896 1.459.099 253.236 121.959 10.951.366 5.476.958 705.232 1.209.046
2003 20.612.447 1.387.142 270.778 89.175 11.290.788 5.636.946 720.644 1.216.976
2004 20.671.147 1.349.776 260.582 76.965 11.430.891 5.634.389 708.391 1.210.154
2005 20.865.232 1.377.591 251.960 79.563 11.542.452 5.668.067 668.088 1.277.510
2006 20.924.286 1.400.846 241.923 85.104 11.638.762 5.650.389 635.935 1.271.327
Im Kern gibt es in der Kinder- und Jugendhilfe zwei Ty-
pen von Leistungen:
– Leistungen, auf die die Betroffenen einen Rechtsan-
spruch haben. Dabei handelt es sich entweder um An-
sprüche, die einer Altersgruppe gewährt werden (z. B.
einen Kindergartenplatz für alle Kinder über drei Jahre
und ab 2013 ein Angebot für alle Kinder unter drei
Jahren), oder um Ansprüche, für die besondere Bedarfe
gegeben sein müssen. So besteht z. B. ein individueller
Rechtsanspruch auf Hilfe zur Erziehung in allen jenen
Fällen, bei denen auf der Basis des sogenannten Hilfe-
planverfahrens bei einem Heranwachsenden ein erzie-
herischer Bedarf festgestellt worden ist.
– Der zweite Typ von Leistungen sind sogenannte Soll-
und Kann-Leistungen. Für diese besteht kein indivi-
dueller Rechtsanspruch, sondern das SGB VIII schreibt
vor, dass auf der Basis fachgerechter Planung die
Kommunen dafür zu sorgen haben, dass die zur Erfül-
lung des gesetzlichen Auftrages entsprechend SGB VIII
notwendigen Einrichtungen und Angebote, z. B. der
Kinder- und Jugendarbeit in ihren verschiedenen For-
men, auf einem fachlich angemessenen Niveau im
ausreichenden Umfang zur Verfügung stehen.
Ein weiteres wichtiges Kennzeichnen der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist ihre Personalstruktur. Diese ist geprägt
durch das „heterogene Ineinander und Miteinander unter-
schiedlicher Mitarbeitergruppen, durch fachlich qualifi-
ziertes Personal und Personen mit einer fachfremden oder
geringfügigen Qualifikation, durch sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte, Honorarkräfte sowie Mitarbei-
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terinnen und Mitarbeiter mit Sonderstatus“ (Bissinger
u. a. 2002, S. 46).
Am Jahresende 2006 arbeiteten in den etwa 80 000 Ein-
richtungen, Diensten und Behörden der Kinder- und
Jugendhilfe ca. 618 500 Beschäftigte. Im Vergleich mit
der Beschäftigungssituation (gemessen in Form der Voll-
zeitbeschäftigten) im Jahr 2002 hat sich das Beschäfti-
gungsvolumen (ohne das Personal mit hauswirtschaftli-
chen und technischen Arbeitsschwerpunkten) im Kern
des pädagogischen Aufgabenfeldes um ca. 10 000 Be-
schäftigte (2,3 Prozent) verringert. Allerdings sind hier-
von nicht alle Arbeitsfelder der Kinder- und Jugendhilfe
in gleichem Ausmaß betroffen: Während sich im Arbeits-
bereich der Kindertageseinrichtungen im Vergleich der
Erhebungsjahre 2002 und 2006 eine Zunahme der Voll-
zeitbeschäftigungsverhältnisse um 1,9 Prozent verzeich-
nen lässt, ist in den übrigen Arbeitsbereichen zusammen-
genommen ein Rückgang der Vollzeitbeschäftigten um
11,3 Prozent zu verzeichnen. In besonderem Maße sind
hiervon die Kinder- und Jugendarbeit, die Behinderten-
hilfe99 sowie die Erziehungshilfen betroffen. Dieser Ar-
beitsplatzrückgang betrifft mit ca. 18 Prozent Ost-
deutschland sehr viel stärker als Westdeutschland mit ca.
10 Prozent (vgl. Tabelle 11.2). Hinsichtlich der Qualifi-
kationsstruktur der Beschäftigten (ohne das Personal mit
hauswirtschaftlichen und technischen Arbeitsschwer-
punkten) ist eine Zunahme der Fachkräfte mit sozialpäd-
agogisch einschlägigem Berufs- bzw. Hochschulab-
schluss festzustellen (Rauschenbach/Schilling 2008).
99 Der in der Kinder- und Jugendhilfestatistik aufgeführte Begriff der „Be-
hindertenhilfe“ umfasst Einrichtungen – und in diesen Tätige –, die in den
Zuständigkeitsbereich der Kinder- und Jugendhilfe fallen und nach § 45
SGB VIII eine Betriebserlaubnis für ihre Einrichtung haben. Hierzu ge-
hören im Bereich der Behindertenhilfe beispielsweise Einrichtungen der
Frühförderung oder auch Tagesheime für Heranwachsende mit Behinde-
rungen. Bei diesen Angaben ist einschränkend zu beachten, dass es sich
dabei nicht um bundesweit repräsentative Daten für diesen Bereich han-
delt. Da das Feld der Behindertenhilfe insgesamt sehr viel weiter ist als
die entsprechenden Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, sind die Da-
ten auch nicht identisch mit den Angaben zur Behindertenhilfe in Kap. 13.
Ta b e l l e  11.2
Entwicklung der Vollzeitbeschäftigten in der Kinder- und Jugendhilfe nach Arbeitsfeldern 
(Deutschland, Ost- und Westdeutschland; 2002 und 2006; 




Anzahl Anzahl Anzahl In %
Deutschland
Insgesamt
Kindertageseinrichtungen 285.341 290.842 +5.501 +1,9
Kinder- und Jugendarbeit 27.541 19.814 -7.727 -28,1
Jugendsozialarbeit 4.739 4.448 -292 -6,2
Hilfen zur Erziehung (amb.-teilstationär) 17.435 15.261 -2.174 -12,5
Hilfen zur Erziehung (stationär) 33.604 31.687 -1.917 -5,7
Behindertenhilfe 10.953 9.013 -1.940 -17,7
Sonstige 26.453 25.520 -933 -3,5
Verwaltung 15.251 14.900 -351 -2,3
Westdeutschland (einschl. Berlin)
Insgesamt
Kindertageseinrichtungen 234.353 236.982 2.629 +1,1
Kinder- und Jugendarbeit 20.124 15.288 -4.836 -24,0
Jugendsozialarbeit 3.573 3.352 -221 -6,2
Hilfen zur Erziehung (amb.-teilstationär) 14.653 12.804 -1.849 -12,6
Hilfen zur Erziehung (stationär) 27.627 25.918 -1.708 -6,2
Behindertenhilfe 9.953 8.191 -1.761 -17,7
Sonstige 21.838 21.825 -553 -2,5
Verwaltung 12.600 12.714 114 0,9
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100 Daten für den Bereich der Kindertageseinrichtungen laut Erhebung des Statistischen Bundesamtes vom 15. März 2007
101 Daten für den Bereich der Kindertageseinrichtungen laut Erhebung des Statistischen Bundesamtes vom 15. März 2007
Quelle: Statistiken der Kinder- und Jugendhilfe – Einrichtungen und tätige Personen 2002 und 2006; Berechnungen der Dortmunder Arbeitsstelle





Kindertageseinrichtungen 50.988 53.860 2.872 +5,6
Kinder- und Jugendarbeit 7.418 4.526 -2.891 -39,0
Jugendsozialarbeit 1.166 1.096 -70 -6,0
Hilfen zur Erziehung (amb.-teilstationär) 2.782 2.457 -324 -11,7
Hilfen zur Erziehung (stationär) 5.977 5.768 -209 -3,5
Behindertenhilfe 1.000 822 -178 -17,8
Sonstige 4.615 4.235 -380 -8,2




Anzahl Anzahl Anzahl In %
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe sind für die
Adressatinnen und Adressaten freiwillig. Seine Umset-
zung und fachlichen Niederschlag findet dieses Prinzip in
den zentralen Standards der Kinder- und Jugendhilfe, al-
lem voran in dem hohen Stellenwert, der der Beteiligung
sowie der Orientierung an den Lebenswelten bzw. Sozial-
räumen der Adressatinnen und Adressaten zugeschrieben
wird. Erscheinen vor allem im Rahmen des staatlichen
Wächteramtes Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe
als notwendig, zu denen keine Zustimmung der Betroffe-
nen bzw. der Personensorgeberechtigten vorliegt, so sind
diese nur möglich auf der Basis eines entsprechenden fa-
milienrichterlichen Beschlusses.
Doch auch jenseits dieser zugespitzten Konstellationen
gilt für die gesamte Praxis der Kinder- und Jugendhilfe,
dass sie sich in einem Spannungsfeld zwischen individu-
eller Betreuung, Unterstützung, Förderung, Erziehung
und Anregung von Bildungsprozessen einerseits und viel-
fältigen Formen der Normierung, Sozialdisziplinierung
und Kontrolle andererseits bewegt. Diese Gleichzeitig-
keit, auch doppeltes Mandat von Hilfe und Kontrolle ge-
nannt, ist hier insofern von Bedeutung, als es unter den
Vorzeichen von gesundheitsbezogener Prävention und
Gesundheitsförderung eine weitere Variation erfährt (vgl.
Kap. 21.2).
Im Verlauf der letzten 50 Jahre hat sich dieses Span-
nungsverhältnis als beständiger Stachel im Selbstver-
ständnis der Kinder- und Jugendhilfe erwiesen (vgl. zu-
letzt im Kontext der Diskussion zum Kinderschutz:
Schone 2008). Die beschriebene strukturelle Ambivalenz
der Kinder- und Jugendhilfe trat dabei umso deutlicher
hervor, je mehr sich die Kinder- und Jugendhilfe seit den
60er-Jahren des letzten Jahrhunderts von ihrer Jugend-
pflege- und Fürsorgetradition entfernte und sich zu einem
in seinem fachlichen Selbstverständnis sozialpädagogisch
geprägten Praxisfeld entwickelte. Wie erfolgreich dieser
Prozess der „Sozialpädagogisierung des Feldes“ war,
lässt sich am nachhaltigsten an der Rezeption des Achten
Jugendberichtes der Bundesregierung (Deutscher Bun-
destag 1990) und der etwa zur gleichen Zeit erfolgten
Neufassung des Jugendwohlfahrtgesetzes (JWG) von
1961 in Form des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
(KJHG = SGB VIII) nachvollziehen. Heute ist es unstrit-
tig, dass in der Kinder- und Jugendhilfe sozialpädagogi-
sches Denken und Handeln das fachliche Selbstverständ-
nis dominieren und dies in jeder Hinsicht, also in Bezug
auf die Qualifizierung und Rekrutierung des Personals,
die Zugänge zum Praxisfeld, die disziplinären Hinter-
gründe wie auch in Bezug auf die leitenden Kategorien,
Reflexionsmuster und Arbeitsformen. Im Kontext dieses
Berichtes ist festzuhalten, dass es das mittlerweile tief in
den Strukturen der Kinder- und Jugendhilfe verankerte
sozialpädagogische Selbstverständnis ist, das immer wie-
der in Konkurrenzen und in Widersprüche zu einem stö-
rungs- und symptomorientierten, traditionell medizinisch
geprägten Denken gerät, wenn es um Fragen gesunden
Aufwachsens geht (vgl. Kap. 21.3).
11.2 Der Beitrag der Kinder- und Jugendhilfe 
zur Gesundheitsförderung – der gesetz-
liche Rahmen
Wie schon einleitend, u. a. mit Bezug auf den 11. Kinder-
und Jugendbericht (Deutscher Bundestag 2002, S. 226 ff.),
festgestellt wurde, hat die Kinder- und Jugendhilfe aufs
Ganze gesehen bislang für sich kein allgemeingültiges
Verständnis von Gesundheit bzw. Gesundheitsförderung
ausgearbeitet. Dies findet seinen Ausdruck u. a. im
SBG VIII, das bei der Benennung der Aufgaben der
Kinder- und Jugendhilfe im § 2 die Gesundheitsförderung
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 159 – Drucksache 16/12860
nicht nennt.102 Ein expliziter Bezug zur Thematik findet
sich im SGB VIII bislang an sechs Stellen:
– Im § 8a SGB VIII, der im Rahmen des Kinder- und
Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes (KICK) im
Herbst 2005 eingefügt wurde, wird im Absatz 4 fest-
gelegt: „Soweit zur Abwendung der Gefährdung das
Tätigwerden anderer Leistungsträger, der Einrichtun-
gen der Gesundheitshilfe oder der Polizei notwendig
ist, hat das Jugendamt auf die Inanspruchnahme durch
die Personensorgeberechtigten oder die Erziehungsbe-
rechtigten hinzuwirken. Ist ein sofortiges Tätigwerden
erforderlich und wirken die Personensorgeberechtig-
ten oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, so
schaltet das Jugendamt die anderen zur Abwendung
der Gefährdung zuständigen Stellen selbst ein.“
– Erwähnt wird der Themenkomplex Gesundheit im
§ 11 (1.3) SGB VIII, in dem die gesundheitliche Bil-
dung als ein Schwerpunkt der Jugendarbeit ausgewie-
sen wird.
– Im § 20 SGB VIII ist die Betreuung und Versorgung
von Kindern in Notsituationen durch die Kinder- und
Jugendhilfe geregelt, worunter entsprechend Absatz 1
und 3 auch der Ausfall der Eltern aus gesundheitlichen
Gründen fällt.
– Der bislang vermutlich am meisten diskutierte und
kommentierte Paragraf des SGB VIII im Kontext der
Schnittstelle Kinder- und Jugendhilfe und Gesund-
heitssystem dürfte der zuletzt im Rahmen des Kinder-
und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetzes (KICK)
von 2005 ergänzte § 35a sein. In ihm wird der An-
spruch auf Eingliederungshilfe für Kinder und Jugend-
liche geregelt. Demnach haben Kinder oder Jugendli-
che Anspruch auf Eingliederungshilfe, wenn „ihre
seelische Gesundheit mit hoher Wahrscheinlichkeit
länger als sechs Monate von dem für ihr Lebensalter
typischen Zustand abweicht und (wenn) daher ihre
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft beeinträchtigt
ist oder eine solche Beeinträchtigung zu erwarten ist“
(§ 35 a (1) SGB VIII). Von einer seelischen Behin-
derung betroffen oder bedroht sind Kinder oder Ju-
gendliche im Sinne des Paragrafen, „bei denen eine
Beeinträchtigung ihrer Teilhabe am Leben in der Ge-
sellschaft nach fachlicher Erkenntnis mit hoher Wahr-
scheinlichkeit zu erwarten ist“ (ebd.). Der Paragraf re-
gelt die Bedingungen und fachlichen Standards, die
bei der Feststellung einer (drohenden) seelischen Be-
hinderung durch das Jugendamt zu beachten sind
(§ 35a (1a) SBG VIII), wie auch die Formen der Hilfe
(§ 35a (2) SGB VIII; vgl. ausführlich zu diesem Para-
grafen Kap. 17.5.3). Mit dem § 35a SGB VIII ist eine
direkte Schnittstelle zum SGB IX („Teilhabe und Re-
habilitation“) aus dem Jahr 2001 geschaffen, die für
Kinder und Jugendliche sinnvoll gangbar gemacht
werden muss.
– In dem wichtigen § 45 SGB VIII, in dem die Bedin-
gungen geregelt sind, um die Erlaubnis für den Betrieb
einer Einrichtung zu erhalten, wird in Absatz 2 festge-
halten, dass diese Erlaubnis u. a. zu versagen ist, wenn
„in sonstiger Weise das Wohl der Kinder oder der Ju-
gendlichen in der Einrichtung nicht gewährleistet ist;
dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn bei der
Förderung von Kindern und Jugendlichen in Einrich-
tungen a) ihre gesellschaftliche und sprachliche Inte-
gration oder b) die gesundheitliche Vorsorge und me-
dizinische Betreuung erschwert wird“. Aufgenommen
wurde die Konkretisierung im Rahmen der Ergänzun-
gen durch das Tagesbetreuungsausbaugesetz (TAG)
aus dem Jahr 2005 auf Anregung des zuständigen
Bundestagsausschusses (vgl. Deutscher Bundestag
2005a, S. 26). Aus der Sicht des Ausschusses dienen
die Beispielfälle dazu, die Praxis bei der oft schwieri-
gen Auslegung des Begriffs der Kindeswohlgefähr-
dung zu vereinheitlichen: „Sowohl die Integration von
Kindern und Jugendlichen als auch die Sicherung ei-
ner angemessenen medizinischen Versorgung greifen
existentielle Grundlagen der Förderung von Kindern
und Jugendlichen in Einrichtungen auf“ (ebd.). Diese
bislang in der Fachdiskussion wenig beachtete Ergän-
zung ist für die in diesem Bericht im Zentrum ste-
hende Thematik insofern von Bedeutung, als gesund-
heitliche Vorsorge und medizinische Betreuung neben
den beiden anderen Kriterien (gesellschaftliche und
sprachliche Integration) als explizite Mindestanforde-
rungen an alle Einrichtungen der Kinder- und Jugend-
hilfe ausgewiesen werden, die, wenn sie nicht gewähr-
leistet sind, als Gefährdung des Kindeswohls
interpretiert werden müssen, welche wiederum den
Erlaubnisvorbehalt begründet.103
– Im § 81 SGB VIII wird schließlich die Zusammen-
arbeit der öffentlichen Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe mit Einrichtungen und Stellen des öffentlichen
Gesundheitsdienstes und sonstigen Einrichtungen des
Gesundheitsdienstes verbindlich vorgeschrieben.
Jenseits dieser expliziten Nennungen kann man aller-
dings, wie es der 11. Kinder- und Jugendbericht formu-
lierte, „die zentralen Begriffe des KJHG ‚Entwicklung’
und ‚Erziehung‘ so verstehen, dass sie auch die Förderung
der Gesundheit umfassen. Deshalb bezeichnet § 11 (3.1)
die ‚gesundheitliche Bildung‘ als einen Schwerpunkt der
Jugendarbeit, deshalb gehört die Familienerholung nach
§ 16 zur allgemeinen Förderung in der Erziehung, und
deshalb hat der Gesetzgeber die Eingliederungshilfe für
seelisch behinderte Kinder und Jugendliche wegen ihrer
Nähe zu den Entwicklungs- und Erziehungsaufgaben des
KJHG als Aufgabe der Kinder- und Jugendhilfe bestimmt
und in § 10 (2) mit Vorrang vor der Sozialhilfe ausgestat-
tet“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 227).
102 Zur Praxis von gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheits-
förderung in den Handlungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe vgl.
Teil D dieses Berichtes.
103 „Der Erlaubnisvorbehalt dient der Abwehr von Gefahren für die Ent-
wicklung von Kindern und Jugendlichen. Aufgabe des Staates ist es
deshalb nicht, optimale Bedingungen der Betreuung oder Unter-
kunftgewährung zu gewährleisten, sondern sicherzustellen, dass
Mindestanforderungen beachtet werden“ (Wiesner 2006, S. 845 f.).
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Die Interpretation der beiden zentralen Leitbegriffe des
SGB VIII „Förderung der Entwicklung des jungen Men-
schen“ und „Erziehung zu einer eigenverantwortlichen
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ im Sinne eines
Auftrages, auch die Gesundheit junger Menschen zu för-
dern, rückt die Kinder- und Jugendhilfe in erkennbare
Nähe zu den eingangs in diesem Bericht vorgestellten
Konzepten. „Die strategischen Prinzipien der Ottawa-
Charta der Gesundheitsförderung haben eine eindeutige
Affinität zu den Grundlagen von Sozialer Arbeit“ (Franz-
kowiak 1998, S. 173). Mehr noch: Historisch betrachtet
handelt es sich dabei um einen Fall von verdeckter An-
leihe, wie ein Berater der WHO in den 80er- und 90er-
Jahren des letzten Jahrhunderts am Rande erwähnt: „Die
Soziale Arbeit diente bei den Vorarbeiten und der Formu-
lierung der Ottawa-Charta in vielfältiger Weise als ver-
deckter Bezug, etwa in der prinzipiellen Lebenswelt- und
Alltagsorientierung. Im Zuge der Eingemeindung sozial-
ökologischer Arbeitsprinzipien durch die Gesundheits-
förderung wurde sie – gemeinsam mit der Gemeinde-
psychologie – teilweise als ‚ahnungslose‘ Leihmutter
instrumentalisiert“ (ebd., S. 173).
Vor diesem Hintergrund ergibt sich auf der einen Seite
eine unmittelbare Anschlussfähigkeit, die man verein-
facht wie folgt formulieren kann: Gute Kinder- und Ju-
gendhilfepraxis ist immer auch Gesundheitsförderung. In
diesem Sinne sind Ansätze des Empowerments, der indi-
viduellen und kollektiven Befähigung, der Beseitigung
sozialer Ungleichheiten und der Eröffnung von Teilhabe-
chancen nicht nur fachliches Selbstverständnis Sozialer
Arbeit, sondern ebenso Handwerkszeug der Gesundheits-
förderung und sozialen Rehabilitation.
So richtig allerdings diese Feststellung auch ist, so läuft
sie doch andererseits Gefahr, dass alles in eins gesetzt
wird. Aus Sicht der Sachverständigenkommission muss
man dieser Versuchung schon deswegen widerstehen,
weil damit die Chancen für die Weiterentwicklung in
diesen Bereichen vorschnell verspielt würden (vgl.
Kap. 21.3).
12 Das Gesundheitssystem
Auftrag des Gesundheitssystems ist es, in seinen unter-
schiedlichen Handlungsfeldern und durch seine Einrich-
tungen und Maßnahmen „gesundheitliches Wohlbefin-
den der Bevölkerung oder einzelner Zielgruppen zu
verbessern, Erkrankungsrisiken zu minimieren und durch
professionelle Dienste und Einrichtungen der Erkennung
und Therapie von Krankheiten zu dienen“ (Schwartz/
Janus 2006, S. 73). Seine Finanzierungsgrundlage sind
öffentliche und private Haushalte, aber auch Sozialver-
sicherungen. Gesteuert wird das Gesundheitssystem über
gesundheitspolitische Beschlüsse und Anreize.
Gesundheitspolitik ist im Sinne von Rosenbrock und
Gerlinger beschreibbar „als die Gesamtheit der organi-
sierten Anstrengungen, die auf die Gesundheit von Indi-
viduen oder sozialen Gruppen Einfluss nehmen – gleich
ob sie die Gesundheit fördern, erhalten, (wieder-)herstel-
len oder auch nur die individuellen oder sozialen Folgen
von Krankheit lindern“ (2006, S. 12).104
Das Gesundheitssystem selbst lässt sich in einer ersten
Annäherung auf vier Ebenen abbilden:
– Staatliche Stellen sind gemäß der föderalen Struktur in
Deutschland das Bundesministerium für Gesundheit
(BMG) als gleichsam das politische Zentrum des Ge-
sundheitssystems auf Bundesebene. Des Weiteren sind
dies die Landesministerien, deren Bedeutung vor al-
lem in der stationären Versorgung (z. B. Krankenhaus-
planung) und dem öffentlichen Gesundheitsdienst lie-
gen, und schließlich die kommunalen Dezernate und
Einrichtungen (z. B. Gesundheitsämter);
– Körperschaften und Verbände, die die gesundheitliche
Versorgung im Rahmen der gesetzlichen Krankenver-
sicherung in Selbstverwaltung organisieren (Kranken-
kassen und ihre Verbände, kassenärztliche Vereinigun-
gen);
– Organisationen der Berufe im Gesundheitssystem
(u. a. die Kammern der medizinischen Berufe, die
Bundesvereinigung Deutscher Apothekenverbände,
der Verband der privaten Krankenversicherung und
der Medizinische Dienst der Krankenversicherung);
– in ambulanter, teilstationärer und stationärer Versor-
gung tätige Fachpersonen, die psychotherapeutische,
heilmittelbezogener (Krankengymnastik, Ergotherapie
u. a.) und ärztliche Tätigkeiten leisten, bis hin zur
Krankenhausversorgung und stationären medizini-
schen Rehabilitation.
Insgesamt ist das Gesundheitssystem hochkomplex ver-
ankert und gesteuert. Auf den einzelnen Regelungsfel-
dern hat es je eigene Steuerungssysteme hervorgebracht
in Form einer Mischung staatlicher, verbandlicher und
marktförmiger Elemente (Rosenbrock/Gerlinger 2006).
Zur Gewähr von Einheitlichkeit im Bundesgebiet hat der
Bund u. a. Gesetzgebungskompetenz im Bereich der Ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV, SGB V), in der
Bundesärzteordnung, im Arzneimittelgesetz, im Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz und im Infektionsschutzge-
setz. Die Ausführungen wiederum sind durch Landesge-
setze geregelt (Waller 2007).
Im zurückliegenden Jahrhundert haben sich in den ver-
schiedenen Nationalstaaten unterschiedliche Konzepte
sozialer Sicherung entwickelt. Die für das deutsche
Gesundheitssystem zentralen Eckpunkte sind auf die
Bismarck’sche Sozialgesetzgebung des späten 19. Jahr-
hunderts zurückführbar. Die in der Krankenversicherung
verankerten Strukturprinzipien aus der damaligen Zeit,
104 Eine solche weite Fassung gesundheitspolitischen Verständnisses
entspricht nicht der gegenwärtig praktizierten Gesundheitspolitik in
Deutschland. Im zurückliegenden Jahrzehnt sind zunehmend die Fi-
nanzierbarkeit des Gesundheitssystems und die mit ihr verknüpften
Fragen vor allem medizinischer Versorgung zu einem die Gesund-
heitspolitik bewegenden Thema geworden. Ökonomische Erwägun-
gen bestimmen weitgehend die Gesundheitspolitik und in der Folge
das Gesundheitssystem.
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wie die GKV, die nach dem Solidaritätsprinzip organisiert
ist (Waller 2007), haben weitgehend bis heute ihre
Gültigkeit bewahrt. So ist die Mitgliedschaft in dieser
Versicherung für alle Gehaltsempfänger bis zu einer be-
stimmten Gehaltsobergrenze verpflichtend, die Beitrags-
höhen sind gestaffelt nach Höhe des Einkommens und
nicht nach Versicherungsrisiko, und die Arbeitgeber sind
am Beitrag beteiligt (Böhnisch u. a. 1999). Im Prinzip ha-
ben somit alle dort Versicherten Anspruch auf gleiche
Leistungen, wobei die Kosten von der Solidargemein-
schaft der Versicherten aufgebracht werden.105 Allerdings
haben die Mitglieder der GKV in den letzten Jahren einen
wachsenden Anteil der Kosten für bestimmte Leistungen
selber zu tragen, was zu einem Verzicht auf nötige medi-
zinische Leistungen führen kann. Zudem steht Selbststän-
digen und Beschäftigten ab einer gewissen Gehaltsstufe
neben der Mitgliedschaft in der GKV auch die Private
Krankenversicherung (PKV) offen, bei der sich die Bei-
träge an Geschlecht, Alter und individuellem Gesund-
heitszustand der Versicherten und dem Umfang von ihnen
gewünschten Versicherungsleistungen bemessen.
Festzuhalten ist: Gesundheitspolitik und Gesundheitssys-
tem befinden sich in einem Spannungsfeld zwischen
gesellschaftlichen Eingriffen zum Schutz des Solidarprin-
zips, Zwängen wirtschaftlichen Handelns und indivi-
dueller Freiheit (Hensen/Hensen 2008b). In den sich ver-
schärfenden Verteilungskämpfen um finanzielle Mittel
bei gleichzeitiger Implementierung markt- sowie wett-
bewerbsorientierter Steuerungsinstrumente in die GKV
verschlechtert sich die gesundheitsbezogene Chancen-
gleichheit vor allem für sozioökonomisch benachteiligte
Bevölkerungsgruppen. Erstens ist schon das Erkran-
kungsrisiko in benachteiligten Lebenslagen ungleich
höher (Dragano u. a. 2008), zweitens verschärft die Aus-
dehnung wettbewerblicher Elemente im Gesundheitssys-
tem die gesundheitlichen Ungleichheiten (Bittlingmayer
2008), sodass sich drittens die gesundheitliche Unterver-
sorgung noch einmal durch eine unzureichende Nutzung
der gesundheitsbezogenen Versorgungsangebote erhöht
(z. B. im Bereich der Vorsorge). Soziale und gesundheitli-
che Ungleichheit verstärken sich somit wechselseitig
(Mielck 2000, 2002).
Es sei darauf hingewiesen, dass schon seit einiger Zeit
eine Reihe von grundlegenden Veränderungen des Ge-
sundheitssystems diskutiert werden (vgl. z. B. Hensen/
Hensen 2008a; Schroeder/Paquet 2009). Allerdings ge-
hen die Meinungen, inwiefern der jeweilige Reformvor-
schlag einen tiefgreifenden Einschnitt in die bisher beste-
hende Struktur und Qualität der Versorgung darstellt, je
nach Interessenslage weit auseinander. Es ist ein Kenn-
zeichen dieser Debatte, dass ihre Details und die Implika-
tionen der Vorschläge, auch z. B. im Hinblick auf die
Auswirkungen für die Schnittstellen mit der Kinder- und
Jugendhilfe mindestens für Außenstehende schon lange
nicht mehr nachvollziehbar sind. Eine abschließende
Darstellung und Würdigung des Krankenkassen- und Ge-
sundheitssystems und der darauf bezogenen Reformbe-
mühungen verbietet sich vor diesem Hintergrund deshalb
aktuell von selbst.
12.1 Strukturen und Aufgaben in Bezug auf 
Kinder und Jugendliche
Die Kinder- und Jugendmedizin ist seit über 100 Jahren
ein eigenständiges Gebiet im fachärztlichen Zusammen-
spiel des Gesundheitswesens. Sie umfasst die Erkennung,
Behandlung, Prävention, Rehabilitation und Nachsorge
aller körperlichen, neurologischen, psychischen und psy-
chosomatischen Erkrankungen, sowie von Verhalten-
sauffälligkeiten, Entwicklungsstörungen und Behinderun-
gen der Heranwachsenden von der Geburt bis zum
vollendeten 18. Lebensjahr einschließlich pränataler
Erkrankungen. Fachärztliche Spezifika sind dabei die
Neonatologie106, Sozialpädiatrie107 und die Amtsärztin-
nen und -ärzte der Gesundheitsämter für Schutzimpfun-
gen. Die wichtigsten Aufgaben der Kinder- und Jugend-
medizin sind u. a. die Beurteilung der körperlichen,
sozialen, psychischen und intellektuellen Entwicklung
der Kinder und Jugendlichen, Vorsorgeuntersuchungen
und Früherkennungsmaßnahmen, Betreuung von Kindern
und Jugendlichen mit chronischen Erkrankungen sowie
Erkennung und Bewertung von Kindesmisshandlungen
und Vernachlässigungen.
Eine eigenständige Kinderzahnheilkunde ist in Deutsch-
land nicht etabliert; allerdings beziehen sich kieferortho-
pädische Maßnahmen in der Regel auf die Gruppe der
Kinder und Jugendlichen. Es gibt aber eine eigenständige
Kinderchirurgie, die sich aus der allgemeinen Chirurgie
entwickelt hat.
Die Weiterbildung zum „Facharzt für Kinder- und Ju-
gendmedizin“ dauert nach dem Medizinstudium noch
mindestens weitere fünf Jahre, die vorwiegend im statio-
nären Bereich abgeleistet werden. Die Schnittstelle zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- und Jugend-
medizin sowie das Wissen über die im SGB VIII
definierten Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe spielen
in der Weiterbildung bislang eine untergeordnete Rolle.
Der Umfang des vermittelten Wissens ist abhängig
davon, in welchen Teilgebieten die Weiterbildung erfolgt.
So werden angehende Kinder- und Jugendärztinnen und
-ärzte, die ihre Weiterbildungszeiten unter anderem in der
Kinder- und Jugendpsychiatrie ableisten, vermutlich am
meisten über die Kooperation mit der Kinder- und Ju-
gendhilfe erfahren, weil diese hier am intensivsten erfolgt
(so z. B., wenn es aufgrund des künftigen Bedarfs eines
Patienten an Erziehungshilfen zu einer Hilfeplankonfe-
renz kommt). Erfolgt die Weiterbildung in anderen Fach-
105 Damit unterscheidet sich diese Finanzierung von der der Leistungen
der Kinder- und Jugendhilfe: Hier werden die Kosten aus Steuermit-
teln der Kommunen und Gebietskörperschaften aufgebracht.
106 Die Neugeborenenmedizin befasst sich mit den Erkrankungen und
der Behandlung des Neugeborenenalters. Der Schwerpunkt liegt häu-
fig auf der Behandlung von Frühgeborenen.
107 Sozialpädiatrie ist ein Teilgebiet in der Kinder- und Jugendmedizin,
die sich mit den Wechselwirkungen zwischen Gesundheit, Krankheit
und Entwicklung von Kindern und den äußeren Lebensbedingungen
befasst.
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gebieten, so haben die angehenden Kinder- und Jugend-
ärztinnen und -ärzte nur dann Kontakt mit der Kinder-
und Jugendhilfe, wenn sie bei ihrer Tätigkeit mit miss-
handelten bzw. vernachlässigten Kindern zu tun haben
oder Eltern bei der Betreuung von chronisch kranken
Kindern gefordert sind. Bei der Mehrzahl der Kinder- und
Jugendärztinnen und -ärzte können aber genauere Kennt-
nisse über die Kinder- und Jugendhilfe sowie eigene Ko-
operationserfahrungen mit ihr nicht vorausgesetzt wer-
den.
Kinder- und Jugendärzte sind in verschiedenen Organisa-
tionen zusammengeschlossen:
– Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin
(DGKJ) als wissenschaftliche Fachgesellschaft,
– Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ)
als berufspolitische Vertretung,
– Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugend-
medizin (DGSPJ) als Vertreterin der Sozialpädiatri-
schen Zentren (SPZ) und der Kinder- und Jugendärzte
im Öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD).
Alle drei Fachgesellschaften sind in der Deutschen Aka-
demie für Kinder- und Jugendmedizin (DAKJ) zusam-
mengeschlossen.
Die Kinder- und Jugendpsychiatrie ist in Deutschland seit
1969 als ein eigenes ärztliches Fachgebiet anerkannt. Das
Fachgebiet der Kinder- und Jugendpsychiatrie/-psy-
chotherapie beinhaltet die Erkennung, nicht-operative
Behandlung, Prophylaxe, Rehabilitation und Psychothe-
rapie von psychischen, psychosomatischen, entwicklungs-
bedingten und neurologischen Erkrankungen/Störungen
sowie von psychischen und sozialen Verhaltensauffällig-
keiten im Kindes- und Jugendalter bis ins junge Erwach-
senenalter (bis zum vollendeten 21. Lebensjahr) sowie die
Intervention bei akuten psychischen Krisen (z. B. suizidale
Krisen, aggressive Impulsdurchbrüche oder durch Dro-
genkonsum ausgelöste akute Psychosen). Auch Entzie-
hungskuren bei jungen Suchtkranken und die Erstellung
von Gutachten über psychiatrisch relevante Störungen
von Heranwachsenden für andere Instanzen gehört zu ih-
ren Aufgaben. Dabei wird jeweils den Eigenheiten der
kindlichen Entwicklung, der Wechselwirkung zwischen
Kind, Familie und Umwelt sowie der Lebenssituation der
Heranwachsenden Rechnung getragen. Die Kinder- und
Jugendpsychiatrie/-psychotherapie unterhält enge Bezie-
hungen zur Kinder- und Jugendmedizin sowie zur Er-
wachsenenpsychiatrie.
Ein bedeutsamer Bestandteil der Behandlung von psychi-
atrischen Erkrankungen ist die Kinder- und Jugendlichen-
Psychotherapie, die über speziell auf verschiedene Ent-
wicklungsstufen und Störungsformen abgestimmte Me-
thoden und Gesprächsformen verfügt. Kinder- und Ju-
gendlichenpsychiater/-psychotherapeuten arbeiten zudem
mit Familien, Schulen und anderen Erziehungseinrichtun-
gen wie z. B. der Erziehungs- und Familienberatung zu-
sammen. Psychotherapie und Pädagogik verstehen sich
dabei als komplementär zueinander.
Fachärztinnen und ärzte für Kinder- und Jugendpsychia-
trie/-psychotherapie sind in drei Organisationen zusam-
mengeschlossen:
– Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendpsychia-
trie, Psychosomatik und Psychotherapie (DGKJP) als
wissenschaftliche Fachgesellschaft,
– Berufsverband für Kinder- und Jugendpsychiatrie,
Psychosomatik und Psychotherapie (BKJPP) als be-
rufspolitische Vertretung in Deutschland,
– Bundesarbeitsgemeinschaft der leitenden Klinikärzte
für Kinder- und Jugendpsychiatrie, Psychosomatik
und Psychotherapie (BAG).
12.1.1 Ambulante kinder- und jugend-
medizinische und -psychiatrische 
Versorgung
Etwa 90 Prozent aller gesundheitlichen Probleme von
Kindern und Jugendlichen werden im ambulanten Ver-
sorgungsbereich durch niedergelassene Kinder- und Ju-
gendärztinnen und -ärzte abschließend behandelt.
Schwerpunkt ihrer Tätigkeit ist die Prävention durch Vor-
sorgeuntersuchungen und Impfungen. Während akute In-
fektionserkrankungen durch konsequentes Impfen, zu-
nehmende Hygiene und einen besseren Lebensstandard in
den letzten 25 Jahren abgenommen haben, ist die Bedeu-
tung von Erkrankungen aus dem Spektrum der „neuen
Morbidität“ (z. B. Verhaltensstörungen) erheblich ange-
stiegen (vgl. Kap. 4). Kinder- und Jugendärzte sehen sich
hier zunehmend mit Störungen konfrontiert, die durch so-
ziale Probleme (mit)bedingt sind und im Wesentlichen
nicht oder nicht allein mit dem medizinisch-therapeuti-
schen Potenzial des Gesundheitswesens gelöst werden
können. Hier ist eine enge Zusammenarbeit mit dem
ÖGD, dem Rehabilitationssystem sowie der Kinder- und
Jugendhilfe dringend erforderlich.108 Umgekehrt sind die
wichtigsten Ansprechpartner für die Kinder- und Jugend-
hilfe der BVKJ und die DGSPJ. Weitere Ansprechpartner
sind die Unfallversicherungen der Gemeinden und Län-
der, die für die Regulierung von Kindergarten- und Schul-
unfällen, aber auch für die Prävention von Unfallgefahren
in den Einrichtungen, in denen Kinder betreut werden,
zuständig sind.
Wirft man einen Blick auf die medizinische Versorgungs-
kapazität für Heranwachsende, so zeigt sich, dass die Zahl
der in der Kinder- und Jugendmedizin tätigen Ärztinnen
und Ärzte sich im Zeitraum von Ende 1997 bis 2007 um
+2 538 (22,9 Prozent; Thust 1998; Bundesärztekammer
BÄK 2008) Erwerbstätige erhöht hat (vgl. Tab. 12.1). Zu-
sätzlich zu den Fachärztinnen und -ärzten für Kinder und Ju-
gendliche sind, ohne dass dies hier nach Prozentwerten auf-
geschlüsselt werden kann, Allgemeinärztinnen und -ärzte,
hausärztliche Internisten, Augenärztinnen und -ärzte, HNO-
Ärztinnen und -Ärzte, Orthopäden etc. an der Versorgung
von Kindern und Jugendlichen beteiligt.
108 Ärztinnen und Ärzte und medizinische Fachkräfte, die in eigenen
Praxen arbeiten, können allerdings nicht pauschal, sondern nur bezo-
gen auf einzelne Patientinnen und Patienten abrechnen. So ist eine
fallübergreifende Kooperation mit der Kinder- und Jugendhilfe für
sie nicht abrechenbar.
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Ende 2007 waren rund 53,5 Prozent der in der Kinder-
und Jugendmedizin berufstätigen Ärztinnen und Ärzte im
ambulanten Bereich tätig. Die niedergelassenen Ärztin-
nen und Ärzte für Kinder- und Jugendmedizin sind in der
Regel der erste Ansprechpartner für Eltern bei gesund-
heitlichen Problemen ihres Kindes. An der ambulanten
Versorgung nahmen im Jahr 2007 insgesamt 7 291 Ärz-
tinnen und Ärzte teil, das sind etwa 5,3 Prozent aller in
Deutschland ambulant tätigen Ärztinnen und Ärzte (BÄK
2008).
Ta b e l l e  12.1
An der Versorgung von Kindern und Jugendlichen beteiligte Arztgruppen 
nach Bezeichnungen und Tätigkeitsarten, 2007










Kinderchirurgie 411 108 290 3 10
Kinder- und Jugendmedizin 11.788 6.495 4.312 463 518
Kinder- und Jugendpsychiatrie/-psycho-
therapie 1.414 688 649 44 33
Zusammen 13.613 7.291 5.251 510 561
A b b i l d u n g  12.1
Kinder- und Jugendliche je berufstätigen Kinder- und Jugendmediziner 
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A b b i l d u n g  12.1
Kinder und Jugendliche je berufstätigem Kinder- und Jugendmediziner 
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Die psychiatrische Versorgung liegt ärztlicherseits in der
Verantwortung der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Diese
Gruppe stellt eine kleine, aber wachsende Facharztgruppe
dar: Im Jahr 2007 betrug ihr Anteil an den berufstätigen
Ärztinnen und Ärzten 0,4 Prozent (1997: 0,3 Prozent;
BÄK 2008). Wie die Abbildung 12.4 zeigt, ist der Versor-
gungsschlüssel in den verschieden Bundesländern jedoch
sehr unterschiedlich.
A b b i l d u n g  12.2 
Kinder und Jugendliche je berufstätigem Kinder- und Jugendmediziner 
in den alten Bundesländern von 1993 bis 2007
Quelle: Kopetsch 2008
A b b i l d u n g  12.3 
Kinder und Jugendliche je berufstätigem Kinder- und Jugendmediziner 
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Daneben sind an der psychotherapeutischen Versorgung von
Kindern und Jugendlichen psychotherapieberechtigte Ärz-
tinnen und Ärzte und nichtärztliche Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten beteiligt. Diese sind seit 1999 auf-
grund des Psychotherapeutengesetzes in die Organisations-
form der vertragsärztlichen Versorgung integriert. Zum
31. Dezember 2007 waren 2 828 Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeutinnen/-therapeuten registriert (KBV 2008).
A b b i l d u n g  12.4
Zahl der Minderjährigen, für die ein Facharzt für Kinder- und Jugendpsychiatrie zur Verfügung steht 
(am 31. Dezember 2005)
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Auch hier ist die Versorgungsdichte in den Ländern
sehr unterschiedlich (vgl. Tab. 12.5), und es besteht
zwischen dem ländlichen Raum und den Ballungsge-
bieten ein deutliches Angebotsgefälle (GMK 2007).
Aus dem Bereich der Erwachsenenpsychiatrie ist
dokumentiert, dass Regionen mit Universitäten und
psychotherapeutischen Ausbildungsinstituten höhere
Behandlungsquoten aufweisen als Regionen ohne der-
artige Ausbildungsstätten (Wittchen/Jacobi 2001). Die
durchschnittliche Wartezeit auf ein diagnostisches
Erstgespräch für Kinder und Jugendliche beträgt zwei
Monate und auf einen Therapieplatz in der ambulanten
Kinder- und Jugendlichenpsychotherapie 4,5 Monate
(Zepf u. a. 2003).
12.1.2 Stationäre kinder- und jugendmedizi-
nische/-psychiatrische Versorgung
Die stationäre Behandlung sollte in eigenständigen Kin-
derkliniken oder Kinderabteilungen erfolgen; trotz anders
lautender Beschlüsse der Gesundheitsministerkonferenz
wird aber immer noch fast die Hälfte aller Kinder und Ju-
gendlichen in nicht entsprechend qualifizierten und aus-
gestatteten Abteilungen für Erwachsene behandelt.
Die folgende Tabelle 12.2 gibt einen Überblick über die
Entwicklung der Krankenhausbetten (in Kinderkliniken
und Kinderabteilungen an Krankenhäusern) in der Kin-
derchirurgie und Kinderheilkunde sowie in der Kinder-
und Jugendpsychiatrie.
A b b i l d u n g  12.5 
Zahl der Minderjährigen, für die ein Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeut zur Verfügung steht 
(am 31. Dezember 2005)


































Minderjährige je Kinder- und Jugendpsychotherapeut/-therapeutin
Hamburg
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Wie die Daten zeigen, kam es in der Kinderchirurgie und
-heilkunde in den Jahren 1994 bis 2006 zu einem Rück-
gang der Betten; die Zahl der Fälle sank aber nur in der
Kinderchirurgie, während die Zahl der pädiatrischen Fälle
anstieg. In der stationären Kinder- und Jugendpsychiatrie
sank die Zahl der Betten von 1994 bis 2000 und stieg da-
nach wieder geringfügig an; die Zahl der Fälle aber nahm
um fast 50 Prozent zu. Auffallend ist die drastisch redu-
zierte Verweildauer: Sie betrug 1991 noch rund 126 Tage,
1994 noch 69,3 Tage und wurde bis 2006 auf 42 Tage ge-
senkt. Die kürzere Behandlungszeit konnte vor allem durch
eine bessere Vernetzung und gezieltere Nutzung ambulan-
ter Angebote im Vorfeld eines stationären Aufenthaltes und
bei der Nachsorge erreicht werden (Robert Koch Institut
RKI 2004), geht nach Aussagen von Klinikleitungen aber
auch auf entsprechenden Druck der Krankenkassen zurück
(Hoops/Permien 2006). Der Rückgang der Bettenzahlen
bei wachsendem Bedarf bedingte zudem einen wachsen-
den Auslastungsgrad der Betten in verschiedenen pädiatri-
schen Fachabteilungen (vgl. Abb. 12.6).
Ta b e l l e  12.2
Pädiatrische und kinder- und jugendpsychiatrische Krankenhausbetten und ihre Nutzung







1994 3.238 816.970 135.379 6,0
2000 2.654 656.110 125.946 5,2
2006 1.964 435.116 113.335 3,8
Kinderheilkunde
1994 26.217 6.681.021 845.304 7,9
2000 22.245 5.924.589 889.567 6,7
2006 20.131 4.958.005 941.644 5,3
Kinder- und Jugendpsychiatrie
1994 4.995 1.515.376 21.877 69,3
2000 4.507 1.455.160 30.273 48,1
2006 5.065 1.676.085 39.415 42,5
A b b i l d u n g  12.6
Auslastungsgrad der aufgestellten Betten in pädiatrischen Fachabteilungen von 1991 bis 2006 
(Angaben in Prozent)
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Kinderchirurgie Kinderheilkunde Kinder-und Jugendpsychiatrie
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Durchschnittlich steht in Deutschland für 2 933 Min-
derjährige unter 18 Jahren ein Bett in Fachkranken-
häusern bzw. Fachabteilungen für Kinder- und Jugend-
psychiatrie/-psychotherapie zur Verfügung. Es bestehen
erhebliche regionale Schwankungen, mit einer Spanne
von einem Bett pro 1 144 Minderjährige in Sachsen-
Anhalt bis 5 759 in Bayern (vgl. Abb. 12.7).
Noch wesentlich ausgeprägter sind die Schwankungen im
tagesklinischen Bereich: Die Spannbreite bewegt sich hier
zwischen 4 036 (Sachsen-Anhalt) und 22 115 (Brandenburg)
minderjährigen Einwohnern pro Platz (vgl. Abb. 12.8).
Der Ausbau der teilstationären Angebote hat nicht un-
bedingt zu einer Entlastung der vollstationären Plätze
geführt. Es ist aber davon auszugehen, dass durch die
tagesklinischen Angebote mehr Heranwachsende er-
reicht werden. Vermutlich stellt nicht nur die Diagnose
den Indikator für die Entscheidung zwischen voll- und
teilstationärer Behandlung dar, sondern der soziale
Kontext und die räumliche Nähe zur Klinik entschei-
den wohl mit über eine teil- oder vollstationäre Be-
handlung (Gesundheitsministerkonferenz der Länder
GMK 2007).
Institutsambulanzen stehen an 127 der insgesamt 148 Fach-
krankenhäuser bzw. Fachabteilungen für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie/-psychotherapie zur Verfügung109; dort
werden jährlich je Einrichtung ca. 900 Heranwachsende
behandelt (Daten aus dem Jahr 2005). Deutlich ist ein Zu-
sammenhang zwischen einer hohen Inanspruchnahme der
Institutsambulanzen und einer geringen Dichte nieder-
gelassener Fachärztinnen und -ärzte bzw. Psychothera-
peutinnen und -therapeuten in Ostdeutschland. Instituts-
ambulanzen beteiligen sich zunehmend auch an der
konsiliarischen Beratung von Einrichtungen und Ange-
boten der Kinder- und Jugendhilfe. Dies ist für die Ver-
sorgung psychisch kranker Heranwachsender von Bedeu-
tung, da Institutsambulanzen eine bestehende oder drohende
Unterversorgung im Bereich niedergelassener Fachärztin-
nen und -ärzte und Psychotherapeutinnen und -therapeu-
ten ansatzweise ausgleichen (Gesundheitsministerkonfe-
renz der Länder GMK 2007).
109 Hinzu kommen 28 Institutsambulanzen, die sich nicht am Standort
der Klinik befinden.
A b b i l d u n g  12.7 
Zahl der Minderjährigen, für die ein Bett in Fachkrankenhäusern bzw. Fachabteilungen 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie/-psychotherapie zur Verfügung steht 
(am 31. Dezember 2005)

































Minderjährige je Bett in Fachkliniken/-abteilungen
Brandenburg
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12.1.3 Besondere Probleme in der Gesundheits-
versorgung für Kinder und Jugendliche
Die GKV orientiert sich in erster Linie an den Bedürfnis-
sen von Erwachsenen, die besonderen Bedürfnisse von
Kindern und Jugendlichen in Bezug auf ihre altersge-
rechte Entwicklung sowie auf seltene Erkrankungen wer-
den nur unzureichend berücksichtigt.
Weiter sehen sich, wie bereits ausgeführt, Kinder- und Ju-
gendärztinnen und -ärzte in ihren Praxen mit einer Zu-
nahme von Problemen bei Kindern und Jugendlichen
konfrontiert, die dem Krankheitsspektrum der „neuen
Morbidität“ (vgl. Kap. 4.1) zuzurechnen sind, u. a.:
– körperbezogene Störungen, von Auffälligkeiten in der
Gewichtsentwicklung bis hin zum Typ 2-Diabetes,
Störungen im Bereich der Fein- und Grobmotorik,
Zahn-, Mund- und Kieferanomalien;
– psychosomatische Störungen (Kopf- und Bauch-
schmerzen, Ängste, Schlafstörungen);
– Störungen und Auffälligkeiten im Bereich der psychi-
schen und Persönlichkeitsentwicklung, des Sozialver-
haltens (z. B. ADHS), der Sprachentwicklung, der
schulbezogenen Leistungsfähigkeit, der Pubertäts-
und Selbstständigkeitsentwicklung und des Ablö-
sungsprozesses von den Eltern;
– gesundheitsschädliches Medien- und Konsumverhal-
ten sowie erste Zeichen einer Suchtentwicklung.
Auf diese Veränderungen ist das Gesundheitssystem nicht
eingestellt. Zwar könnten viele der Auffälligkeiten und
Störungen aus dem Spektrum der neuen Morbidität (vgl.
Kap. 4.1) durch intensive primäre Prävention im Klein-
kind- und Grundschulalter wesentlich eingedämmt wer-
den, doch wäre dazu eine enge Zusammenarbeit zwischen
Krankenversicherungen, ÖGD, Frühförderstellen, Kin-
der- und Jugendhilfe, Vertragsärztinnen und Vertragsärz-
ten sowie den Trägern von Kindertageseinrichtungen not-
wendig. Diese scheitert u. a. bisher daran, dass die GKV
für Präventionsleistungen derzeit nur maximal 2,8 Pro-
zent ihrer Gesamtausgaben aufwendet.
Die bisherigen Anstrengungen im Bereich der Prävention
erscheinen auch deshalb völlig unzureichend, weil Kin-
der- und Jugendärztinnen und -ärzte schon jetzt befürch-
ten, dass nahezu jedes zweite übergewichtige Kind im
Laufe seines Lebens einen Typ-2-Diabetes entwickeln
wird, weil es sich falsch ernährt und zu wenig Bewegung
hat. Eine solche Entwicklung wäre mit immensen Folge-
kosten für die Gesellschaft verbunden und würde das Ge-
A b b i l d u n g  12.8
Zahl der Minderjährigen, für die ein teilstationärer Platz in Fachkrankenhäusern bzw. Fachabteilungen 
für Kinder- und Jugendpsychiatrie und -psychotherapie zur Verfügung steht 
(am 31. Dezember 2005).
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sundheitssystem auf Dauer unfinanzierbar machen. Es ist
daher aus der Sicht der Kinder- und Jugendärztinnen und
-ärzte allerhöchste Zeit, Programme zur Primärprävention
des Diabetes mellitus bereits für das Kindesalter zu ent-
wickeln, ihre Effektivität zu prüfen und flächendeckend
umzusetzen.
Ein weiteres Problem liegt in der Versorgung von Kin-
dern mit (drohender) Behinderung: Trotz der Frühförder-
verordnung des SGB IX kann nicht von einer flächende-
ckenden Umsetzung der Komplexleistung Frühförderung
in den Bundesländern gesprochen werden. Mit der Früh-
förderverordnung (FrühV) wollte der Gesetzgeber die
Hilfeleistungen für Kinder (unter sechs Jahre) mit (dro-
hender) Behinderung in eine Hand geben. Träger der
Komplexleistung Frühförderung sollen nach dieser Ver-
ordnung ausschließlich Frühförderstellen und Sozialpä-
diatrische Zentren (SPZ) sein, die diese Leistung interdis-
ziplinär zu erbringen haben.
Da in einigen Ländern die Frühförderstellen nicht so
ausgestattet sind, dass sie eine Komplexleistung (Phy-
siotherapie, Logopädie, Heilpädagogik) ermöglichen
können, sind diese darauf angewiesen, bestimmte The-
rapien durch niedergelassene Therapeutinnen und The-
rapeuten einlösen zu lassen. Ein solches Vorgehen kann
nun als ein Verstoß gegen die FrühV gewertet werden.
So verweisen die Krankenkassen in den Verhandlungen
über die FrühV darauf, dass sie keine heilpädagogischen
Therapien finanzieren, wenn diese außerhalb von Früh-
förderstellen geleistet werden. Wird dagegen nach
SGB IX Eingliederungshilfe als heilpädagogische Leis-
tung gewährt, schließt dies wiederum den Einbezug der
Frühförderung aus. In der Praxis kann diese Regelung
darauf hinauslaufen, dass sich die Eltern von Kindern
mit (drohender) Behinderung, die bereits an anderer
Stelle heilpädagogische Leistungen für ihre Kinder er-
halten, nicht mehr an die Frühförderstellen wenden kön-
nen, da diese ausschließlich Komplexleistungen zu er-
bringen haben. Diese Regelung kann auch dazu führen,
dass die Eltern sich in dem Fall, in dem bereits an einer
anderen Stelle (z. B. in der Kindertagesbetreuung) heil-
pädagogische Leistungen für das Kind erbracht werden,
die weiteren notwendigen Therapien, wie z. B. logopä-
dische Therapie außerhalb von Frühförderungseinrich-
tungen organisieren müssen.
Die Konkurrenzen zwischen Krankenkassen, die sich auf
die Frühförderverordnung berufen, einerseits und der
Kinder- und Jugendhilfe bzw. Sozialhilfe als Träger von
Eingliederungshilfen (Heilpädagogik) andererseits, die
realistisch weitere Orte der Hilfen in ihr Handeln einbe-
ziehen, beruhen also auf einer Verordnung, die gut ge-
meint ist, aber die derzeitige reale Situation der Versor-
gung von Kindern mit Heilmitteln nicht in ihre
Überlegungen einbezogen hat. Diese Konflikte werden
derzeit auf dem Rücken der betroffenen Familien aus-
getragen. Weitreichende Auswirkungen hat diese Situa-
tion auf diejenigen Kinder mit Behinderung, die eine in-
tegrative Tagesstätte besuchen, da hier der notwendige
Kontakt und die Zusammenarbeit mit der Frühförderung
durch Länderbescheide unmöglich gemacht werden
kann.
Die Verordnung von Heilmitteln unterliegt zudem Bud-
getgrenzen, die – ohne Berücksichtigung der vorhande-
nen Morbidität – regional völlig unterschiedlich sind und
die Vertragsärztinnen und -ärzte oft vor unlösbare Pro-
bleme stellen. Zudem ist die Abgrenzung zwischen den
gebotenen pädagogischen Maßnahmen und indizierter
medizinischer Therapie vielfach insbesondere im Früh-
stadium nicht möglich.
Weiter führt das unzureichende Angebot an früher Förde-
rung von Grundkompetenzen in Kindertageseinrichtun-
gen zu einem medizinisch nicht zu begründenden Anstieg
von Heilmittelverordnungen, weswegen Ärztinnen und
Ärzte regelmäßig mit Prüfanträgen der Krankenkassen
konfrontiert werden. Besonders betroffen sind dabei Kin-
der aus armen Familien, Kinder Alleinerziehender und
Kinder mit Migrationshintergrund.
12.2 Öffentlicher Gesundheitsdienst (ÖGD)
Gesundheitsschutz der Bevölkerung ist eine hoheitliche
Aufgabe des Staates auf Bundes-, Landes- und Kommu-
nalebene. Staatliche Stellen nehmen diesbezüglich ord-
nungspolitische Angelegenheiten und Gesundheitsvor-
sorge wahr; die Gesamtheit dieses Aufgabenbereiches
wird als ÖGD bezeichnet. Aufgabe des ÖGD ist es „mit
seinen eigenen Behörden und Einrichtungen die Gesund-
heit der Menschen mit allgemeinen, übergreifenden und
im Interesse der Allgemeinheit liegenden Maßnahmen zu
schützen und zu fördern. Die maßgeblichen Rechtsgrund-
lagen sind das Grundgesetz sowie je unterschiedliche Ge-
setze des Bundes und der Länder und hierauf beruhende
Verordnungen“ (Specke 2005, S. 359).
Seit 1991 ist das Bundesministerium für Gesundheit
(BMG) die oberste Gesundheitsbehörde in Deutschland.
Für die Durchführung von gesetzlichen Vorgaben und die
fachliche Beratung ist dem BMG eine Anzahl von Ein-
richtungen nachgeordnet (Steen 2005), von denen hier
nur die genannt werden, die im Zusammenhang mit dem
vorliegenden Bericht von Bedeutung sind:
– Das Robert-Koch-Institut (RKI) ist die zentrale Ein-
richtung des Bundes auf dem Gebiet der Krankheits-
kontrolle und -prävention und damit auch die zentrale
Referenzeinrichtung auf dem Gebiet der anwendungs-
und maßnahmeorientierten Forschung sowie für den
ÖGD.
– Die Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) erarbeitet Grundsätze und Richtlinien für den
Inhalt einer praktischen Gesundheitserziehung, für die
Aus- und Fortbildung der auf dem Gebiet der Gesund-
heitserziehung und -aufklärung Tätigen sowie die Ko-
ordination und Verstärkung der Gesundheitserziehung
und -aufklärung.
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– Das Deutsche Institut für medizinische Dokumentation
und Information (DIMDI) stellt u. a. Informations-
datenbanken zum gesamten Medizinsektor bereit und
gibt die amtlichen medizinischen Klassifikationen
(ICD)110 heraus.
Entsprechend des Föderalismusprinzips sind die Kernbe-
reiche des öffentlichen Gesundheitssektors (einschließ-
lich des ÖGD) durch Ländergesetze festgelegt. Landesge-
sundheitsämter und -institute als oberste Landesbehörden
haben die Aufgabe, die Realisierung der Landesgesetze
und -richtlinien zu unterstützen und die kommunalen
ÖGD zu beraten (Steen 2005). Für die Kinder- und Ju-
gendhilfe ist vor allem die kommunale Ebene des ÖGD
bedeutend, zu der in den meisten Bundesländern die Ge-
sundheitsämter zählen (Reinicke 2005).
Die Gesundheitsämter haben in den zurückliegenden bei-
den Jahrzehnten immer mehr der Sozialepidemiologie
verpflichtete Aufgaben übernommen und ihr Leistungs-
spektrum folgendermaßen verändert:
– von überwiegend einzelfallbezogenen zu gruppen-
und sozialraumbezogenen Leistungen,
– von unmittelbaren Dienstleistungen zu Management-
leistungen und Qualitätssicherung,
– von Kriseninterventionen zu Prävention und Gesund-
heitsförderung (Steen 2005, S. 40).
Die Aufgaben des kommunalen ÖGD gliedern sich in be-
stimmte Kernbereiche, die in der Bundesrepublik nahezu
flächendeckend durch Ansätze der Gesundheitsbericht-
erstattung und Gesundheitsförderung vervollständigt wer-
den (Steen 2005):
– Amtsärztlicher Dienst,
– Umwelthygiene und Gesundheitsschutz,
– Gesundheitsberichterstattung und Epidemiologie,
– Gesundheitshilfe,
– Gesundheitsförderung und Prävention sowie
– Kinder- und Jugendgesundheitsdienste.
– Zu den Sachgebieten von Kinder- und Jugendgesund-
heit sind zu rechnen:
– Mütterberatung,
– Kindergarten- und Schulgesundheitspflege (u. a. durch
wiederholte Gesundheitschecks von Kindern und Ju-
gendlichen und Schuleingangsuntersuchungen),
– Begutachtung von (drohenden) Behinderungen bei
Kindern und Tätigwerden bei Kindesmisshandlung,
– Hygiene, Prävention und
– Gesundheitsförderung (u. a. durch Neugeborenen-
Screenings, Impfungen sowie Impfberatungen) sowie
Gutachten für das Jugendamt (vgl. von Troschke,
Mühlbacher 2005, S. 160).
Kritisch ist hier anzumerken, dass der ÖGD zwar vieler-
orts über einen eigenen kinder- und jugendmedizinischen
Dienst verfügt, insbesondere in Großstädten, es aber nicht
gewährleistet ist, dass die dort tätigen Ärztinnen und
Ärzte über eine Weiterbildung in Kinder- und Jugend-
medizin verfügen. Aus Kostengründen sind diese Dienste
in den letzten zehn Jahren zudem erheblich ausgedünnt
worden, Reihenuntersuchungen (in Kindertageseinrich-
tungen oder Schulen) finden nur noch sehr eingeschränkt
statt. Ebenso wurde die Aufgabe ausreichender Impfun-
gen weitgehend an die niedergelassenen Ärztinnen und
Ärzte delegiert. Auch die früher üblichen Mütterbera-
tungsstunden vor Ort existieren kaum noch. Wieweit es
dem ÖGD also angesichts z. T. äußerst unzureichender
personeller Ausstattung noch gelingt, seine Aufgaben
umzusetzen, ist von Land zu Land und von Kommune zu
Kommune sehr unterschiedlich.
Am skizzierten Aufgabenprofil wird aber sichtbar, dass
der ÖGD keineswegs überflüssig ist, zumal ein sozial-
staatlicher Anspruch auf Schutz, Erhaltung, Förderung
und Wiederherstellung von Gesundheit besteht: „An Auf-
gaben für den ÖGD herrscht kein Mangel, wohl aber an
einer ausreichenden Institutionalisierung zur Aufgaben-
bewältigung.“ (Grunow/Grunow-Lutter 2000, S. 16).
Die verschiedenen Aufgabenbereiche in Gesundheitsäm-
tern dokumentieren, wie notwendig es ist, den ÖGD mit
Fachpersonal aus unterschiedlichen Disziplinen auszu-
statten. Kleinere Ämter verfügen aber in aller Regel nicht
über spezifisch qualifizierte Fachkräfte für ihre verschie-
denen Aufgabenbereiche. Brand u. a. stellen fest: „Im
Gegensatz zu der allgemeinen Vorstellung, im ÖGD wür-
den nur Verwaltungsbeamte arbeiten, bleibt festzuhalten,
dass in einem großen Gesundheitsamt mindestens 10 bis
15 Berufsgruppen tätig sind, wobei das Thema Gesund-
heit […] nicht mehr nur von der Sparte Medizin bearbeitet
wird, sondern auch Sozialpädagogik, Ingenieurwissen-
schaften, Biologie, Psychologie, Gesundheitswissen-
schaften (Public Health) und Sozialwissenschaften vertre-
ten sind“ (2003, S. 369). Da sich die Tätigkeitsfelder im
ÖGD nicht zuletzt an aktuellen Bedarfen zu orientieren
haben, wird die Fähigkeit zu einer interprofessionellen
Kooperation mit anderen Einrichtungen und sozialen
Diensten immer wichtiger. Dies gilt auch in Bezug auf
das Jugendamt, wo im Rahmen der Mitgestaltung der
Kinder- und Jugendgesundheit der Bedarf an Kooperation
im Bereich Früher Förderung eine große Rolle spielt.
Eine weitere wichtige Kooperationsaufgabe stellt die Ge-
sundheitsberichterstattung auf kommunaler Ebene dar.
Diese bildet die Grundlage für die Gesundheitsverwal-
tung vor Ort in ihrer lokalen Gesundheitsplanung, die
weitere Impulse durch lokale Gesundheitskonferenzen
unter Mitwirkung niedergelassener Ärztinnen und Ärzte
(vor allem auch aus der Kinder- und Jugendmedizin), Kli-
110 ICD: „International Classification of Diseases“, einheitliches Krank-
heits-Klassifikationssystem der WHO. Nach der derzeit gültigen
ICD-10 werden u. a. psychische Störungen bei Heranwachsenden mit
(drohender) seelischer Behinderung diagnostiziert.
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niken, sozialer Einrichtungen wie Jugendämtern, aber
auch Schulen erhalten kann.
Der ÖGD ist ein wichtiger Partner in der gesundheitsbe-
zogenen Prävention und der Gesundheitsförderung in der
Kooperation mit der Kinder-und Jugendhilfe. Deutlich ist
aber auch, dass die Chancen und Möglichkeiten einer ver-
stärkten Kooperation zwischen ÖGD und Jugendhilfe bis-
her sehr unterschiedlich wahrgenommen und genutzt
werden. Dies mag auch damit zusammenhängen, dass die
Gesetze der Länder relativ vage und enthaltsam formu-
liert sind. Eher offen gehaltene Aufgabenkataloge mit all-
gemeinen Zielvorgaben verpflichten nicht oder nur be-
dingt, spezifische Hilfeangebote anzubieten. Insofern ist
es die politisch motivierte Entscheidung einer jeden Ge-
bietskörperschaft, sich im Rahmen des ÖGD verstärkt in
diesem Bereich zu engagieren
12.3 Aktuelle Entwicklungen an der Schnitt-
stelle von Kinder- und Jugendhilfe und 
Gesundheitssystem
Aus dem Dargelegten wird deutlich, wie wichtig das Zu-
sammenspiel verschiedener Systeme wird, die für Kinder
und Jugendliche Aufgaben erfüllen. Die inhaltliche Aus-
richtung dieses Berichtes hat zur Folge, dass auch die in
Bewegung geratenen Schnittstellen zwischen Kinder- und
Jugendhilfe einerseits und Gesundheitswesen andererseits
Aufmerksamkeit finden. Markantester Ausdruck dieser
Entwicklung ist gegenwärtig sicherlich der Bereich der
sogenannten Frühen Hilfen bzw. früher Förderung (vgl.
Kap. 16.1) Diese meist kooperativ angelegten Angebote
sollen nicht nur allgemein junge Eltern unterstützen, son-
dern auch präventiv Kindesvernachlässigung, -misshand-
lung und Kindstötung verhindern. Das vergleichsweise
junge Handlungsfeld an der Schnittstelle zwischen Kin-
der- und Jugendhilfe, Geburtskliniken, Hebammen und
der Pädiatrie ist gegenwärtig gekennzeichnet durch eine
große Entwicklungsdynamik einerseits und höchst kon-
troverse Fachdiskussionen andererseits.
Aus der Sicht der Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzte
sind die Kooperationen unerlässlich, wenn es um den Be-
reich des Kinderschutzes geht. Hier könnten die Früh-
erkennungsuntersuchungen für Kinder zwar aufgrund ih-
rer Häufigkeit, Regelmäßigkeit und hohen Akzeptanz in
der Bevölkerung eine Chance darstellen, Verdachtsfälle
von Vernachlässigung, Misshandlung und sexuellem
Missbrauch frühzeitig zu erkennen. Doch hat der Gemein-
same Bundesausschuss der Ärzte und Krankenkassen111 am
13. September 2007 beschlossen, aufgrund derzeit noch
fehlender erprobter und wirksamer Erfassungsmethoden
zur Früherkennung und Vermeidung von Kindesmisshand-
lung im Rahmen der Kinderuntersuchungen keine dies-
bezüglichen Regelungen in die „Richtlinie über die
Früherkennung von Krankheiten bei Kindern bis zur Voll-
endung des 6. Lebensjahres“ aufzunehmen. Allerdings ist
in den Richtlinien vom 19. Juni 2008 (in Kraft getreten
am 1. Januar 2009) folgendes verankert: „Bei erkennba-
ren Zeichen einer Kindesvernachlässigung oder -miss-
handlung hat der untersuchende Arzt die notwendigen
Schritte einzuleiten“ (Gemeinsamer Bundesausschuss 2008,
S. 4). Die Vorsorgeuntersuchungen sind vom Gesetzgeber
bisher als reine Maßnahmen zur Früherkennung von
Krankheiten, Behinderungen oder deren drohendem Ein-
treten vorgesehen (sekundäre Prävention). Aus der Sicht
der Kinder- und Jugendmedizin wäre vor diesem Hinter-
grund eine umfassende inhaltliche Überarbeitung dieser
Untersuchungen dringend erforderlich, ebenso müssen
Frequenz und Fokus der Untersuchungen ausgeweitet und
mehr den Bedürfnissen der Kinder angepasst werden,
wenn sie die Ansprüche auf frühzeitige Prävention erfül-
len sollen.
Diskutiert werden auch noch die Frage des Datenschutzes
und die Rolle der Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzte
als Vertrauenspersonen für die Eltern. Ergeben sich im
Rahmen einer Untersuchung allerdings (unsichere) An-
zeichen dafür, dass das Kindeswohl gefährdet ist, muss
aus der Sicht der Kinder- und Jugendärztinnen und -ärzte
das „Recht des Kindes auf Schutz“ ein höheres Gut als
die ärztliche Schweigepflicht sein. Bislang schien dies
nicht ausreichend gewährleistet. Es wird abzuwarten sein,
inwiefern die geplanten Regelungen im Rahmen des aktu-
ell in der Diskussion befindlichen Referentenentwurfes
für ein Bundeskinderschutzgesetzes (BKiSchG) sich rea-
lisieren lassen und in der Praxis bewähren.
In diesem Feld befinden sich noch viele Lösungsansätze
in der Entwicklung oder Erprobung. Es zeigen sich teil-
weise interessengeleitete Widerstände und Blockaden,
aber auch objektive Strukturprobleme, zudem sind eine
Reihe von Rechts- und Finanzierungsfragen offen. Ab-
schließende Lösungen liegen damit derzeit nicht vor.
Noch offen ist beispielsweise das Zusammenspiel der
Kräfte, wenn zukünftig vermehrt durch frühe Förderung
Entwicklungs- und Gesundheitschancen von Kindern po-
sitiv beeinflusst werden sollen.
Die steile Karriere, die diese Thematik in der Kinder-
und Jugendhilfe innerhalb kurzer Zeit nahm und die sich
bis hinein in die Beschlüsse der Jugendministerinnen
und -minister der Länder widerspiegelt, findet ihren Aus-
druck u. a. in einer Reihe von Fachveranstaltungen großer
Träger und Dachverbände im Herbst 2008 und im Jahr
2009.112 Zugleich mehren sich die Hinweise auf ein
wachsendes Interesse der Gesundheitspolitik und der Ak-
111 Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das höchste Entschei-
dungsgremium für alle Leistungen der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung (http://www.g-ba.de/). Die Tätigkeit des G-BA (oder auch
GemBA) ist im SGB V festgelegt. In diesem Ausschuss sitzen
stimmberechtigt Vertreterinnen und Vertreter der Krankenkassen, der
Vertragsärzte, der Vertragszahnärzte und der Krankenhäuser. Nicht
stimm-, aber anhörungsberechtigt sind Patientenvertreter. Seit Juli 2008
ist der Ausschuss umstrukturiert und hat hauptamtliche Mitglieder.
112 Vgl. beispielsweise die Tagungen von SOS-Kinderdorf e.V. am 13. und
14. November 2008 zum Thema „Jugendhilfe und Gesundheitshilfe –
zwei Systeme nähern sich an“ in Berlin oder des Instituts für Soziale
Arbeit (ISA) in Münster in Zusammenarbeit mit der Caritas und der
Katholischen Erwachsenen- und Familienbildung im Erzbistum Köln
im November 2008 zum Thema „Gesundheit von Familien und Kin-
dern – Szenarien zwischen Überernährung, Bewegungsmangel, Ver-
wahrlosung, Körperkult und Leistungsgesellschaft“ in Köln.
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teure des Gesundheitssystems an der Kinder- und Jugend-
hilfe. Die Handlungsempfehlungen zur Kooperation von
Gesundheitswesen und Kinder- und Jugendhilfe, die von
der Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe ge-
meinsam mit dem Berufsverband der Kinder- und Ju-
gendärzte vorgelegt wurden (Arbeitsgeminschaft für Kin-
der- und Jugendhilfe, AGJ/BVKJ 2008), sind dafür
ebenso ein Beispiel wie ein verstärkter Bezug auf Ange-
bote der Kinder- und Jugendhilfe in Veröffentlichungen
und Kampagnen des BMG, der BZgA und anderer Ak-
teure des Gesundheitssystems. Vor allem die Einrichtun-
gen der Kindertagesbetreuung werden neben den Schulen
als strategisch zentrale Orte für Angebote der gesund-
heitsbezogenen Prävention und Gesundheitsförderung
wahrgenommen und umworben, was insofern seine Ent-
sprechung in der Kinder- und Jugendhilfe findet, als diese
Themen altersbezogen mittlerweile in allen Bildungsplä-
nen für die Kindertagesbetreuung mindestens auf Landes-
ebene verbindlich vorgesehen sind (vgl. Friederich 2008;
Kap. 16.2).
Nicht absehbar ist derzeit, inwieweit diese jüngeren Ent-
wicklungen auch auf die traditionellen Schnittstellen zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe und Gesundheitssystem
übergreifen. In einer Expertise für den vorliegenden Be-
richt haben Fegert/Besier (2008) mit guten Gründen an
die langjährige Debatte um den § 35a SGB VIII und das
dahinterstehende Problem der wenig überzeugenden Zu-
ständigkeitstrennung zwischen Kinder- und Jugendhilfe
für Fälle (drohender) psychischer Behinderung auf der
einen Seite und Behindertenhilfe bzw. Rehabilitations-
system für Fälle (drohender) körperlicher und geistiger
Behinderung auf der anderen Seite hingewiesen.
13 Eingliederungshilfe und Rehabilitation
Die Behindertenhilfe erbringt vorrangig Leistungen der
sozialen und beruflichen Rehabilitation (vgl. Kap. 13.3)
nach den Prinzipien der Eingliederungshilfe (früher Bun-
dessozialhilfegesetz) und finanziert sich in der Regel aus
Mitteln der überörtlichen Träger der Sozialhilfe. Sie
nahm in Deutschland in der Mitte des 19. Jahrhunderts
ihren Ausgang zum einen in pädagogisch-theologisch ge-
prägten Handlungsfeldern (Rettungshäuser und Heilerzie-
hungsanstalten), zum anderen analog zu stationären
Krankenhäusern (Heil- und Pflegeanstalten). Nach dem
Zweiten Weltkrieg entwickelte sich die Behindertenhilfe
in (West-) Deutschland als ein von der Gesundheitshilfe
und dem Bildungsbereich abgegrenztes System, in dem
auch – unter dem Dach der Eingliederungshilfe – mehr
und mehr Aufgaben des Gesundheitssystems, der Bildung
und Erziehung als Komplexleistungen gesondert und pa-
rallel zu existierenden Regelangeboten entwickelt wurden
(stationäres Gruppenwohnen, Sonderschulwesen, Frei-
zeitgestaltung/Tagesstrukturierung, Frühförderung, beruf-
liche Bildung und Förderung, Sonderarbeitsbereich, aber
auch Krankenversorgung, Therapie und Gesundheitsför-
derung). Zugleich existieren zwischen den Bereichen Ge-
sundheit und z. T. zur Kinder- und Jugendhilfe Schnitt-
stellen, die immer dann Bedeutung erlangen, wenn zur
(drohenden) Behinderung weitere Gefährdungspotenziale
wie z. B. Armut, Migrationshintergrund oder Krankheit
hinzukommen.
Die vor allem über kirchliche Träger (z. B. Diakonie und
Caritas), andere Träger der Wohlfahrtspflege (z. B.
DPWV) und Selbsthilfeverbände (z. B. Lebenshilfe für
Menschen mit geistiger Behinderung) entwickelten und
vorgehaltenen Behindertenhilfeangebote haben sich nach
dem Zweiten Weltkrieg auf dem Erfahrungshintergrund
der Maßnahmen des Dritten Reichs entwickelt: Zu nen-
nen sind hier das Gesetz zur sogenannten „Verhütung und
Vernichtung lebensunwerten Lebens“ wie auch das „Ge-
setz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses“, durch das
Menschen mit Behinderung an der Fortpflanzung gehin-
dert wurden und als „unnütze Esser“ registriert und getö-
tet wurden (insbesondere zwischen 1939 und 1942 über
5 000 Kinder). Die Meldung und Erfassung dieses Perso-
nenkreises erfolgte teilweise über die Gesundheitssys-
teme (Ärztinnen und Ärzte, Hebammen), aber auch über
die Bildungssysteme (Schulen). Zwangssterilisationen,
aber auch Euthanasiemaßnahmen wurden mit Hilfe medi-
zinischer und pädagogischer Dienste realisiert. Insbeson-
dere die Kindereuthanasie, die den Auftakt der Tötung
behinderter Menschen bildete, wurde in „Kinderfach-
abteilungen“ von Krankenhäusern umgesetzt, während
man den Familien neue Heil- und Milderungsbehandlun-
gen versprach. Vor der Tötung durch überdosierte Medi-
kamente oder Unterernährung und Unterkühlung dienten
die Kinder und Jugendlichen mit Behinderung oft über
Monate als Objekte für Versuche und nach ihrem Tod als
„Gegenstand“ pathologisch-anatomischer Studien.
Aus diesen historischen Erfahrungen lässt sich nach dem
Zweiten Weltkrieg zumindest teilweise der Weg der deut-
schen Behindertenhilfe in komplexe Sondersysteme ab-
leiten. Auch die schlechte Datenlage, bezogen auf das
Auftreten von Behinderungsformen und die Registrierung
von Menschen mit Behinderung ohne ihr Mitwirken be-
ruht auf diesem geschichtlichen Hintergrund. Eine syste-
matische staatliche Erfassung von Kindern, Jugendlichen
sowie Erwachsenen mit Behinderung ist in Deutschland
bis heute nicht vorgesehen, so dass man Zahlen aus
„Hilfskonstruktionen“ über die Leistungssysteme (Fälle
in Frühförderstellen, Sonder- bzw. Förderschulen, statio-
näre Plätze, Berufsbildungs-/-förderungswerke, Werkstät-
ten für Menschen mit Behinderung) oder „Anerkennungs-
papiere“ (Behindertenausweis) ableiten muss.
Nach 1945 etablierte sich in Deutschland nicht nur ein ei-
genes System von Sondereinrichtungen, sondern es diffe-
renzierte sich auch mehr und mehr nach Grundformen
von Behinderung wie körperlicher, geistiger und Sinnes-
behinderung, aber auch nach weiteren kombinierten oder
zusätzlichen Einschränkungen (Mehrfachbehinderungen),
Verhaltensauffälligkeiten oder Epilepsien. In diese Ein-
richtungen waren und sind in der Regel neben Maßnah-
men zur Rehabilitation (Therapien) auch Maßnahmen zur
Gesundheitsförderung integriert.
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13.1 Konzepte der Behindertenhilfe und 
inklusive Angebote
Die Diskussion darüber, ob Menschen mit chronischer
Erkrankung oder Behinderung in Sondereinrichtungen
besser gefördert werden als in Regeleinrichtungen, be-
schäftigt nunmehr seit mehr als drei Jahrzehnten die
Fachwelt und Öffentlichkeit. Im internationalen Vergleich
– beispielsweise mit skandinavischen Ländern – bietet
Deutschland eine noch immer auf stationäre Komplex-
leistungen fokussierte Angebotsstruktur an. Bezogen auf
Kinder und Jugendliche mit Behinderung haben sich zwar
vermehrt integrative Angebote der Erziehung, Bildung
und Betreuung etabliert (vor allem im Kindertagesstätten-
bereich und vereinzelt in Schulen), die Unterschiede im
föderalen System sind aber erheblich. Noch immer wer-
den Fachlichkeit und besondere Angebotsstrukturen im
Schulwesen (hier unterrichten akademisch und behinde-
rungsspezifisch häufig grundständig geschulte Pädago-
ginnen und Pädagogen in kleinen Klassen und räumlich
wie personell besonders ausgestatteten Schulgebäuden in
der Regel ganztags) gegenüber dem Preis dieser Exklu-
sivität (u. a. vorrangig Begegnung mit behinderten Schü-
lerinnen und Schülern, lange Fahrzeiten, geringe Leis-
tungsanreize) konträr abgewogen. Allerdings münden
Diskussionen und Erfahrungen mit Integrationsprozessen
heute in Forderungen nach einem verstärkten flächen-
deckenden Ausbau von Unterstützungsstrukturen beim
Wohnen, der Bildung und Erziehung, der Freizeitgestal-
tung und der Angebote im Arbeitsleben, die inkludie-
rende Wirkungen entfalten. Mit der Forderung nach In-
klusion wird der Blick weg von einer Logik der
anbietenden Institution hin zu den Chancen auf ein Leben
der Teilhabe im Gemeinwesen gelenkt.
Die konzeptionelle Neuausrichtung des Systems der Be-
hindertenhilfe wird flankiert vom endgültigen Abschied
von einer Haltung gegenüber Menschen mit Behin-
derung, die sie als krank und darum behandlungs- und
fürsorgebedürftig definiert. Die Betroffenen selbst ver-
weisen darauf, dass Beeinträchtigung der Funktionsfähig-
keit Teil der individuellen Persönlichkeit sind und ein
Entwicklungsziel daher zwar lautet, ein Leben unter Ent-
faltung größtmöglicher individueller Fähigkeiten und der
Wahl eines eigenen Lebensstils führen zu können, dies
aber nicht überwiegend über medizinisch-therapeutische
Intervention und andere Veränderungsprozesse nach dem
Maßstab einer gesetzten „Normalität“ realisiert werden
soll. Maßgeblich soll vielmehr der Ausgleich bestehender
Chancenungleichheiten sowie ein unbedingtes Recht auf
Teilhabe an der Gesellschaft sein, das sich im Bürgersta-
tus realisiert. Folgt man dem Konzept der Salutogenese,
bedeutet das, dass auch Menschen, die mit Behinderung
leben, Gesundheit und Krankheit ausbalancieren müssen.
Die somit möglichen Kohärenzerfahrungen werden aller-
dings beeinflusst durch normative Fähigkeitsvorstellun-
gen der sozialen Umwelt, die sich auf die Chancen
gleichberechtigter Teilhabe in der Gesellschaft auswir-
ken. Deshalb fordern die Selbsthilfevertreterinnen und -
vertreter für Menschen mit Behinderung, wie auf der Eu-
ropäischen Behindertenkonferenz von Madrid (2002) ge-
schehen, ein Recht auf Differenz ebenso wie das Recht
auf Gleichstellung im Verhältnis zu Menschen ohne Be-
einträchtigungen.
Durch die am 19. Dezember 2008 von der Bundesregie-
rung ratifizierte UN-Konvention über die Rechte Behin-
derter wurde ein weiterer Schritt zur Umsetzung dieser
Forderungen erfüllt. Die Konvention steht für einen Per-
spektivwechsel hin zur Anerkennung von Menschen mit
Behinderungen als Subjekte von Rechten. Ziel dabei ist
die volle Teilhabe Behinderter in allen Bereichen der Ge-
sellschaft. Die Umsetzung dieser Rechte wird die Ange-
bote der Behindertenhilfe in Deutschland in den kom-
menden Jahren grundsätzlichen Änderungen unterwerfen.
13.2 Funktionsfähigkeit, Teilhabe und 
Gesundheit bei Kindern und 
Jugendlichen
Die Forderungen nach Gleichstellung und Differenz ha-
ben mit der Schaffung des Leistungsgesetzes SGB IX
„Rehabilitation und Teilhabe“ ihren gesellschaftlichen
Ausdruck gefunden. Mit der Verabschiedung des Neunten
Buches Sozialgesetzbuches (2001) hat der Gesetzgeber
das allgemeine Ziel der Rehabilitation als „Selbstbestim-
mung und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der
Gesellschaft“ neu definiert. Damit liegt der Fokus nicht
mehr auf medizinisch gedeuteten Defiziten (Krankheiten,
Störungen, Unfähigkeiten), sondern auf Zielen (Teil-
habe), Potenzialen (Gesundheit) und dem Weg dorthin
(bio-psycho-soziales Modell von Behinderung). Diese
Orientierung entspricht der aktuellen, international gülti-
gen Klassifikation von funktionaler Gesundheit (ICF), die
im Zusammenspiel verschiedener Wirkfaktoren das Ge-
lingen von Teilhabe (Partizipation bzw. Inklusion) oder
das Misslingen bestimmt und betrachtet (Seger u. a.
2004).
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Exkurs 13.1 ICF: Internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit 
(International Classification of Functioning, Disability and Health)
Die ICF ist eine Klassifikation, mit der ein festgestellter Zustand funktionaler Gesundheit eines Menschen vor dem
Hintergrund möglicher Barrieren oder Förderfaktoren in seinem Umfeld standardisiert dokumentiert werden kann.
Ziel der ICF ist es, eine gemeinsame Sprache für die Beschreibung funktionaler Gesundheit zur Verfügung zu stellen
und damit die Kommunikation zwischen Fachleuten im Gesundheits- und Sozialwesen sowie den Menschen mit Be-
einträchtigungen zu verbessern (Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 2008). In der ICF ist Behinderung ein
Oberbegriff für Schädigungen oder Beeinträchtigungen auf den Ebenen der Körperstrukturen (anatomische Körper-
teile wie Organe und Gliedmaßen) und Körperfunktionen (z. B. Wahrnehmung, Sprache, Stoffwechsel), der Aktivitä-
ten (Durchführung einer Aufgabe oder Handlung wie Lernen oder Kommunizieren) und der Teilhabe (das Einbezo-
gensein in die verschiedenen Lebensbereiche wie soziale Beziehungen, Mobilität, Arbeit und Beschäftigung,
Bildung, Rechte). Diese drei Bereiche beeinflussen sich wechselseitig und stehen in Abhängigkeit zu Kontextfakto-
ren: Der gesamte Lebenshintergrund eines Menschen, seine Umwelt (wie Technologien, soziale Beziehungen und
Unterstützung) und seine persönlichen Voraussetzungen (wie Alter, Geschlecht, Bewältigungsstrategien und Lebens-
stil) wirken hinderlich oder förderlich bei der Umsetzung seines Lebensplans. Behinderung ist nach diesem biopsy-
chosozialen Modell das Ergebnis negativer Wechselwirkungen zwischen einer Person, ihren Gesundheitspotenzialen
und den jeweiligen Umweltfaktoren (Seidel 2003). Behinderung entsteht folglich immer dann, wenn eine unzurei-
chende Passung zwischen den Fähigkeiten und Fertigkeiten einer Person, den an sie gerichteten Erwartungen und den
Umweltbedingungen besteht.
Weil die ICF für die Lebensphasen Kindheit, Jugend und junges Erwachsenenalter eine mangelnde Passung aufweist
(Simeonsson u. a. 2003), wurde sie von Fachleuten gegenüber der WHO kritisiert. 2002 bildete sich eine Working
Group for Children and Youth, die das Mandat der WHO zur Entwicklung einer ICF-Version für Kinder und Jugend-
liche erhielt. Die Publikation in englischer Sprache erfolgte im Herbst 2007 (Hollenweger 2008). In ihr wurden Be-
schreibungen erweitert, neue Inhalte eingefügt und Kriterien für Inklusion und Exklusion modifiziert mit dem Ziel,
Funktionsfähigkeit und Entwicklung zusammenzubringen, ungewöhnliche Entwicklungswege zu analysieren, Le-
benswelten als Umweltfaktoren in die Aufmerksamkeit zu rücken und sich auf Partizipation mit nachhaltiger Wir-
kung auszurichten (Simeonsson u. a. 2006). An der deutschsprachigen Version der ICF für Kinder und Jugendliche
wird derzeit noch gearbeitet.
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Hintergrund der Übersetzungsbemühungen ist der Versuch,
die Situation von Heranwachsenden mit Behinderung zu
beschreiben, über eine gemeinsame systemübergreifende
Sprache Orientierungshilfen für die interdisziplinäre Pla-
nung und Umsetzung von Unterstützungsleistungen zu
bieten sowie Angebote und Bedarfe auszudrücken. Da-
durch können Angebotsgestaltung und Ressourceneinsatz
wirksam und wirtschaftlich gesteuert werden. Durch
Komplementärfelder mit der ICD-10 ist zudem eine Brü-
cke zur medizinischen Sprache gebaut und gangbar. Die
Komplexität in der Praxis der Angebote für Kinder und
Jugendliche kann über das Orientierungsinstrument ICF
gedeutet und reduziert werden (Hollenweger 2007 und
MHADIE113).
13.3 Leistungskanon der Rehabilitation
Im § 1 SGB IX heißt es: „Behinderte oder von Behinde-
rung bedrohte Menschen erhalten Leistungen nach die-
sem Buch und den für die Rehabilitationsträger geltenden
Leistungsgesetzen, um ihre Selbstbestimmung und
gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
zu fördern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen
entgegenzuwirken. Dabei wird den besonderen Bedürf-
nissen behinderter und von Behinderung bedrohter
Frauen und Kinder Rechnung getragen“.
Über die ursprüngliche Wortbedeutung von Rehabilita-
tion – jemanden wieder eingliedern, in die vorherige
Situation zurückversetzen – hinaus sollen Maßnahmen
der Rehabilitation dazu beitragen, dass Menschen trotz
Behinderung und chronischer Erkrankung die soziale In-
tegration und soziale Teilhabe gelingt (Koch u. a. 2006;
vgl. Kap. 7.2.2). Bei Kindern mit angeborenen oder früh
erworbenen Störungen klingt der Begriff der Rehabili-
tation eher missverständlich, da sie nicht gefördert wer-
den, um Fähigkeiten wieder zu erlangen, sondern diese
altersentsprechend zu entwickeln (von Voss/von Kries
2007). Teilhabe am Leben in der Gesellschaft bedeutet
für Kinder und Jugendliche mit Behinderung z. B. der
regelmäßige Besuch einer Regelkindertagesstätte, einer
Regelschule oder der Zugang zu und Erhalt eines Freun-
deskreises, wie ihn sich Heranwachsende ohne Behinde-
rung aufbauen können.
Diesem Ziel sollen Leistungen der medizinischen, berufli-
chen und sozialen Rehabilitation dienen (vgl. Abb. 13.2).
Rehabilitationsleistungen werden unterschieden in statio-
näre, teilstationäre, ambulante und mobile Hilfen. Statio-
näre Rehabilitationsleistungen werden erst dann erbracht,
wenn ambulante oder mobile Hilfen am Wohnort des
Kindes nicht mehr ausreichen oder durchführbar sind
(Bundesarbeitsgemeinschaft Rehabilitation (BAR) 2008).
Stationäre Leistungen werden entweder in einer Rehabili-
tationsklinik oder in Heimen erbracht. Teilstationäre
Leistungen werden insbesondere in Bildungseinrichtun-
gen wie Orten der Kindertagesbetreuung, Schulen und in
Werkstätten erbracht. Ambulante und mobile Hilfen er-
bringen die Frühförderstellen oder sozialpädiatrische
Zentren (SPZ) wie auch niedergelassene Therapeutinnen
und Therapeuten, Ärztinnen und Ärzte, Psychologinnen
und Psychologen sowie Psychiaterinnen und Psychiater.
Das Rehabilitationssystem in Deutschland ist in seiner
Sachlogik schwer fassbar, da die Rehabilitation weder
von einem einzelnen Träger erbracht wird, noch einem
bestimmten Zweig der sozialen Sicherung zugeordnet
werden kann (Müller 2006, S. 41). Die Rehabilitations-
leistungen werden vielmehr im Sozialleistungssystem
von den einzelnen Trägern im Rahmen ihrer Hauptaufga-
benstellung wahrgenommen.
Als Rehabilitationsträger werden in Deutschland Institu-
tionen bezeichnet, die Maßnahmen und Leistungen zur
sozialen, medizinischen oder beruflichen Rehabilitation
erbringen und durchführen. Zu den Trägern rechnet man
je nach Zuständigkeitsbereich (§ 6 (1) SGB IX) die ge-
setzliche Krankenversicherung (GKV), die gesetzliche
Rentenversicherung, die Bundesagentur für Arbeit, die
gesetzliche Unfallversicherung, die Kinder- und Jugend-
sowie Sozialhilfe sowie die Träger der sozialen Entschä-
digung und der Kriegsopferversorgung und -fürsorge
(vgl. Kap. 12).
Art und Umfang der einzelnen Rehabilitationsmaßnahmen
und Leistungen zur Teilhabe sind in den §§ 1 bis 59 SGB IX
sowie in den einzelnen Büchern des Sozialgesetzbuches
geregelt: (SGB V – GKV), SGB VI (Gesetzliche Renten-
versicherung), SGB VII (Gesetzliche Unfallversiche-
rung), SGB VIII (Kinder- und Jugendhilfe), SGB XI (So-
ziale Pflegeversicherung) und SGB XII (Sozialhilfe).
113 MHADIE – Measurig Health and Disability in Europe
(www.mhadie.org)
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Alle Rehabilitationsträger sind verpflichtet, chronisch
kranke oder behinderte Menschen umfassend über mögli-
che Rehabilitationsmaßnahmen zu informieren und zu be-
raten. Für eine trägerübergreifende Beratung im Antrags-
und Leistungsverfahren hat der Gesetzgeber gemeinsame
Servicestellen nach § 22 SGB IX geschaffen. Der kon-
krete Nutzen dieser Servicestellen wird jedoch in Fach-
kreisen bislang kontrovers diskutiert, wie ein Fachge-
spräch im Rahmen der Erstellung des vorliegenden
Berichtes eindrucksvoll dokumentierte. Die Selbsthilfeor-
ganisation Kindernetzwerk beispielsweise kommt in einer
Befragung unter Eltern behinderter Kinder und Jugendli-
cher zu dem Ergebnis, dass die Servicestellen nach
SGB IX die Betroffenen nicht erreichen, da die Eltern
über die Existenz und Funktion der Servicestellen nicht
ausreichend informiert sind, nur jeder sechste Betroffene
(innerhalb der Selbsthilfe) kennt bislang die Servicestel-
len (Kindernetzwerk e. V. 2007).
Einen nicht unbedeutenden Anteil im Behindertensystem
nehmen die Selbsthilfevereinigungen ein. Sie haben dort,
wo Beratung im öffentlichen System der Behindertenhilfe
fehlt oder unzureichend gestaltet ist, eine solche über-
nommen. Die Verbände fordern daher auch, dass sie ver-
stärkt in die Planungsgespräche der Träger und der Kin-
der- und Jugendhilfe einbezogen und als unentgeltliche
Leistungserbringer stärker als bisher wahrgenommen
werden.
Rehabilitationsleistungen für Kinder und Jugendliche
werden, vereinfacht gesagt, je nach zu erwartender Beein-
trächtigung zu großen Teilen entweder von der gesetzli-
chen Rentenversicherung oder der GKV übernommen.
Die gesetzliche Rentenversicherung gewährt Rehabilita-
tionsmaßnahmen dann, wenn erwartet wird, dass ohne
eine Rehabilitation die zukünftige Erwerbstätigkeit des
Heranwachsenden wesentlich beeinträchtigt ist. Oder an-
ders formuliert: Durch die Rehabilitation wird eine Ver-
besserung der Erwerbsfähigkeit angenommen (Fuchs
2004). Hingegen gewährt die GKV Rehabilitationsleis-
tungen, wenn einer drohenden Behinderung vorgebeugt,
sie beseitigt, verbessert oder eine Verschlimmerung ver-
hütet werden soll, also letztlich um eine Behinderung
oder Pflegebedürftigkeit abzuwenden oder zu mildern.
Im Zeitraum zwischen 1998 bis 2003 hat es bei einem
Anstieg der stationären medizinischen Rehabilitations-
leistungen insgesamt eine Verschiebung der Finanzierung
A b b i l d u n g  13.3 
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stationärer Rehabilitationsleistungen von den Kranken-
zu den Rentenkassen gegeben (Petermann u. a. 2006).
Die Antragshäufung bei der Rentenversicherung hat ihre
Ursache in der (fast automatischen) Weiterleitung der An-
träge durch die GKV. Kinderrehabilitation ist bei der
Rentenversicherung jedoch lediglich eine Ermessens-
leistung nach § 31 SGB VI. Die Ablehnungsquote bei der
Rentenversicherung beträgt entsprechend über 50 Pro-
zent, was bedeutet, dass jeder zweite Antrag abgelehnt
wird und danach die Antragstellung „versandet“.
Daneben ist zwischen 2000 und 2007 bei den Kinderheil-
behandlungen (Rentenversicherung) eine Verschiebung
im Altersdurchschnitt um ein Jahr nach unten auf
9,3 Jahre feststellbar (Deutsche Rentenversicherung
Bund 2008). Auf die einzelnen Altersgruppen bezogen
bedeutet das eine Zunahme bei den Kinderheilbehandlun-
gen der 5- bis 9-Jährigen von 23 Prozent auf 30 Prozent
und eine Abnahme bei den 10- bis 14-Jährigen von
42 Prozent auf 30 Prozent, während alle anderen Alters-
gruppen nur leichte Schwankungen verzeichnen. Die drei
häufigsten Indikationen bei der Kinder- und Jugendheil-
behandlung sind Erkrankungen der Atemwege, Adiposi-
tas und psychische Erkrankungen. Zwischen 2000 und
2007 stieg insbesondere die Zahl der Kinderheilbehand-
lungen aufgrund einer psychischen Erkrankung (2000:
16 Prozent; 2007: 22 Prozent). Nach Expertinnen- und
Expertenmeinung ist dafür, neben der Zunahme der psy-
chiatrischen Störungsbilder, auch die hohe Auslastung
von akutpsychiatrischen vollstationären und teilstatio-
nären Einrichtungen verantwortlich. Der Ausbau der psy-
chosomatischen/psychiatrischen Rehabilitation ist des-
halb dringend anzustreben.
Besonderheiten der Leistungen in der Kinder- und Ju-
gendrehabilitation ergeben sich schon aufgrund des unter-
schiedlichen Entwicklungsstandes von Kindern und Ju-
gendlichen. Im Säuglings- und Kindesalter steht daher
zunächst eine intensive Elternberatung und -begleitung
im Vordergrund, während bei Jugendlichen das Selbstma-
nagement an Bedeutung gewinnt. In den Rehabilitations-
prozess sollen begleitende Fachdienste, Erzieherinnen
und Erzieher und Lehrerinnen und Lehrer wie auch Eltern
und die Heranwachsenden selbst eingebunden werden.
Die medizinische Rehabilitation versteht sich als Inter-
ventionsbaustein in einem langfristigen Behandlungs-
konzept. Ihre Hauptziele und Ansatzpunkte sind die Ver-
besserung eines Erkrankungs-, Einschränkungs- oder
Störungszustandes unter Berücksichtigung körperlicher,
psychischer und sozialer Faktoren und die Vermeidung
von sekundären gesundheitlichen Folgen entsprechend
den Vorgaben und Zielen der International Classification
of Functioning, Disability and Health (ICF). Auch die
medizinische Rehabilitation zielt darauf ab, den bestmög-
lichen Gesundheitszustand und eine weitgehende Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft zu erreichen. Dabei
steht der Kompetenzaufbau zur Bewältigung und zum
Management des eigenen Einschränkungszustands im
Vordergrund der Rehabilitation; akute Symptome (wie
Schmerz, Verstimmung u. a.) werden soweit wie möglich
gemildert sowie die physische oder psychische Leistungs-
fähigkeit gestärkt. Besonders soll die persönliche Ent-
wicklung ganzheitlich zugunsten einer möglichst selbst-
ständigen und selbstbestimmten Lebensführung gefördert
werden, die das Kernziel jeder Rehabilitationsleistung für
Kinder und Jugendliche darstellt.
Aber auch nach der Einführung des SGB IX sind behin-
derte und von Behinderung bedrohte Menschen noch im-
mer mit Unwägbarkeiten beim Verfahren der Leistungs-
erbringung und mit Ungleichbehandlungen bei der
Leistungsgewährung konfrontiert (Müller 2006). Die
meisten der beklagten Probleme entstehen, weil die Reha-
bilitationsträger die Bestimmungen des SGB IX nicht an-
wenden. Zur Beseitigung der Defizite bedarf es daher
nicht neuer gesetzlicher Regelungen, sondern vor allem
der Anwendung geltenden Rechts (Fuchs 2008).
Beispielhaft seien hier einige der Probleme in der statio-
nären medizinischen Rehabilitation von Kindern und Ju-
gendlichen dargestellt:
1) Die Rehabilitationsträger sind nach SGB IX aufge-
fordert, den funktionsbezogenen Leistungsbedarf in
neun Teilhabebereichen nach der ICF zu erheben.
Diese Indikationskriterien sind für den Bereich von
Kindern und Jugendlichen noch nicht ausreichend
operationalisiert. Dies führt u. a. dazu,
– dass trotz erheblichen Rehabilitationsbedarfs häufig
Leistungen in dazu nicht geeigneten Einrichtun-
gen, insbesondere Vorsorgeeinrichtungen, durch-
geführt werden;
– dass anstelle zielgerichteter Leistungen für Müt-
ter, Väter und Kinder Vater-Mutter-Kind-Leistun-
gen bewilligt werden, obwohl spezifische famil-
ientherapeutische Leistungen nicht erforderlich
oder nicht ausreichend sind;
– dass Leistungen aus Kostengründen in Rehabilita-
tionseinrichtungen ausgeführt werden, die – bezo-
gen auf Kinder und Jugendliche – nicht über eine
bedarfsgerechte und wirksame Struktur- und Pro-
zessqualität verfügen;
– dass in großer Anzahl Anträge wegen Unzustän-
digkeit abgelehnt werden.
Als Fazit bleibt, dass das derzeitige Begutachtungs-
verfahren nur bedingt eine zielgerichtete Identifika-
tion und Beauftragung für die Auswahl einer bedarfs-
gerechten und wirksamen Einrichtung ermöglicht.
2) Die Rehabilitationsträger lehnen den Berechtigten
durch das SGB IX § 9 ausdrücklich eingeräumte
Wunsch- und Wahlrecht (in Bezug auf die Einrich-
tung, in der die Rehabilitation durchgeführt werden
soll) häufig unter Hinweis auf nicht vorhandene Ver-
träge und Mehrkosten ab. Der Rehabilitationsträger
ist aber entsprechend der Gesetze aufgefordert, sei-
nen Sicherstellungsauftrag für die Durchführung so
zu organisieren und zu gestalten, dass sich daraus
kein grundsätzliches Hemmnis für die Wahrnehmung
des gesetzlich zugesicherten Wunschrechtes durch
die Berechtigten ergibt.
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3) Die hohe Anzahl abgelehnter Anträge steht in engem
Zusammenhang mit der Nichtbeachtung insbeson-
dere der Bestimmungen des § 14 SGB IX. Dieses
Verfahren basiert auf dem Grundsatz, dass immer ein
Träger der medizinischen Rehabilitation für einen
nachgewiesenen Rehabilitationsbedarf vorhanden ist
und über diese Leistung innerhalb von drei bis maxi-
mal fünf Wochen entschieden werden muss. Danach
kann ein Leistungsverfahren im Bereich medizini-
scher Rehabilitation nicht mehr durch Ablehnungen
wegen Unzuständigkeit, sondern nur noch durch
Weiterleitung an den zuständigen Träger, durch Leis-
tungsbewilligung oder durch Ablehnung mit der Be-
gründung beendet werden, dass mangels Leistungs-
bedarf bei keinem Träger ein Leistungsanspruch
besteht.
Wenig zielführend erscheint auch die Tatsache, dass Kin-
der bei der medizinischen Rehabilitation nur bis zum Ein-
tritt ins Schulalter von einem Elternteil begleitet werden
können, weswegen viele Eltern notwendige Rehabilita-
tionsmaßnahmen erst gar nicht beantragen. Zudem wird
die in der Richtlinie der Bundesarbeitsgemeinschaft für
Rehabilitation (BAR) vorgesehene vier- bis sechswö-
chige Rehabilitationsdauer immer häufiger gekürzt, was
angesichts der Tatsache, dass das Budget in der Kinder-
und Jugendrehabilitation auf 3 Prozent des Erwachsenen-
budgets beschränkt bleibt, nicht verwundert. Zu guter
Letzt gibt es bei Kindern und Jugendlichen auch keine
Finanzierung der Rehabilitationsnachsorge, wie sie im
Erwachsenenbereich vorgesehen ist.
13.4 Aktuelle Entwicklungen an der Schnitt-
stelle Kinder- und Jugendhilfe und Ein-
gliederungshilfe und Rehabilitation
Die Träger der öffentlichen Kinder- und Jugendhilfe leis-
ten als Rehabilitationsträger nach den Bestimmungen des
§ 35a SGB VIII Eingliederungshilfe für seelisch behin-
derte oder von einer seelischen Behinderung bedrohte
Kinder und Jugendliche. Für die öffentliche Kinder- und
Jugendhilfe sind die Jugendämter bei den Stadt- und
Landkreisen zuständig. Ihre Leistungen haben jedoch
Nachrang gegenüber den Leistungen anderer Rehabilita-
tionsträger – mit Ausnahme der Sozialhilfe.
Die Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder
und Jugendliche beinhaltet u. a. Leistungen zur medizini-
schen Rehabilitation (z. B. Früherkennung und Frühför-
derung), Teilhabe am Arbeitsleben (z. B. Berufsvorberei-
tung oder -ausbildung) und Teilhabe am Leben in der
Gemeinschaft (z. B. pädagogische Hilfen oder Training
lebenspraktischer Fertigkeiten).
Eingliederungshilfe erhalten Heranwachsende zumeist im
Rahmen der Frühförderung, in Sonder- bzw. Förder- oder
Integrationskindertageseinrichtungen, durch begleitende
Hilfen in den Regelschulen, in Sonder- bzw. Förderschu-
len, durch Hilfen der Berufsbildung und begleitende Hil-
fen an einem öffentlichen Arbeitsplatz oder in der Werk-
statt für Menschen mit Behinderung sowie durch Hilfen
bei der Beförderung und Begleitung, um an kulturellen
und Bildungsveranstaltungen teilnehmen zu können und
um die ärztliche Betreuung zu ermöglichen. Dazu kom-
men begleitend mögliche Therapien, die im Kindesalter
einen breiten Stellenwert haben, hingegen im Jugendalter
einen immer geringeren Stellenwert einnehmen.
„Aus der getrennten Zuständigkeit für seelisch behinderte
Kinder und Jugendliche im Kinder- und Jugendhilferecht
(§ 35a SGB VIII) und für sonstige behinderte Kinder und
Jugendliche sowie von Behinderung bedrohte Kinder und
Jugendliche im Bundessozialhilfegesetz (§ 39 (1, 2, 3)
BSHG) [jetzt SGB XII; Anmerkung der Verfasser] erge-
ben sich vielfältige Probleme der Zuordnung und Abgren-
zung in der Kombination von Leistungen der Jugend- und
Sozialhilfe“ (Frühauf 2002, S. 441). Kritik wird aktuell
besonders von der Selbsthilfe dahingehend geäußert, dass
die Kinder- und Jugendhilfe für alle Kinder und Jugendli-
chen mitgedacht werden soll und nicht – wie bislang gän-
gige Praxis – nur für seelisch behinderte oder von seeli-
scher Behinderung bedrohte Kinder und Jugendliche.
14 Suchtkrankenhilfe als ein Praxisfeld 
zwischen den Systemen
Bereits aus der Darstellung der Systeme der Kinder- und
Jugendhilfe, der Gesundheitsversorgung und -förderung
und der Eingliederungshilfe und Rehabilitation wird deut-
lich, dass keine klar abgrenzbaren Zuständigkeiten, Fi-
nanzierungsbedingungen und Strukturen vorliegen, son-
dern Anbieter und Nutzer Teil eines hoch komplexen und
schwer kommunizierenden Leistungsportfolios sind, das
nicht immer in der gebotenen Effektivität und Effizienz
für die Bedarfe der Kinder und Jugendlichen bereitsteht.
Darüber hinaus zeigen sich solche Probleme besonders
deutlich gerade an den Schnitt- bzw. präziser formuliert,
wohl eher Bruchstellen der Systemgrenzen. Eine Reihe
von Praxisfeldern agiert gleichsam zwischen den Syste-
men. Weil sie nicht eindeutig zuzuordnen sind, entwi-
ckeln sie eigene hybride Strukturen. Ein Beispiel hierfür
ist die Suchtkrankenhilfe.
Die Suchtkrankenhilfe in Deutschland ist ein Subsystem
der Sozial- und Gesundheitsversorgung mit den Aufga-
ben der Beratung, Betreuung, Behandlung, medizinischen
Rehabilitation und Integration von Suchterkrankten und
von Suchterkrankung bedrohten Menschen (Rosenhagen
2005). Damit verbunden sind die Ziele, die Nachfrage zu
senken, Risiken zu mindern und Schaden für diesen Per-
sonenkreis (Deutsche Hauptstelle für Suchtkranke 2000)
zu minimieren, sowie das Ziel, deren Teilhabe am Leben
in der Gemeinschaft und im Erwerbsleben zu erhalten, zu
verbessern oder wiederherzustellen (Leune 2008). Diesen
Herausforderungen begegnet die Suchtkrankenhilfe mit
einer Vielzahl differenzierter und spezialisierter Ange-
bote und Einrichtungen, die in einem Verbundsystem ver-
schiedener Dienstleistungen der psychosozialen und me-
dizinischen Versorgung angesiedelt sind (Rosenhagen
2005). Dem Kernfeld der Facheinrichtungen und -dienste
für (erwachsene) Suchtkranke liegt in den Grundzügen
folgendes Angebotssystem zugrunde:
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Für die Finanzierung von Angeboten der Suchtkranken-
hilfe sind unterschiedliche Leistungsträger verantwortlich.
Krankenhausversorgung und medizinische Rehabilita-
tion werden durch GKV/PKV und Rentenversicherungs-
träger gewährleistet. Für ambulante Hilfen, Teilhabe an
Arbeit und Beschäftigung sowie Wohnhilfen besteht
keine einheitliche Kostenregelung; sie werden in der Pra-
xis vielfach aufgrund freiwilliger Leistungen über Zah-
lungen der Gebietskörperschaften (z. B. Kommunen),
Eigenmittel der Träger sowie Spenden und Zuwendungen
von Institutionen (z. B. Krankenkassen) finanziert
(Rosenhagen 2005).
Insbesondere die Angebote der ambulanten Suchtkran-
kenhilfe stehen grundsätzlich auch suchtkranken und von
Suchterkrankung bedrohten Minderjährigen/jungen Er-
wachsenen zur Verfügung (Seegers 2002). Ein analog
dem Erwachsenenbereich differenziertes und spezialisier-
tes Angebot der Suchtkrankenhilfe gibt es nur in Teilbe-
reichen und nicht flächendeckend für Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene. Auch integrierte Versorgungskon-
zepte, wie sie die Suchtkrankenhilfe für Erwachsene
kennzeichnen, finden sich für Kinder, Jugendliche und
junge Erwachsene nur vereinzelt.
Suchtkranke und von Suchterkrankung bedrohte Minder-
jährige weisen aufgrund der Vielschichtigkeit ihrer Pro-
blematik einen komplexen Hilfebedarf auf, der sich im
Zuständigkeitsbereich der Suchtkrankenhilfe, der Kinder-
und Jugendpsychiatrie und der Kinder- und Jugendhilfe
(und ihrer Kooperationspartner nach § 81 SGB VIII) be-
wegt (Landschaftsverband Rheinland 2006). Hilfen für
suchtkranke und von Suchterkrankung bedrohte Minder-
jährige/junge Erwachsene werden entsprechend realisiert
über Angebote der Suchtkrankenhilfe, der Kinder- und
Jugendpsychiatrie (vgl. Kap. 17.5.2), der Kinder- und Ju-
gendhilfe und insbesondere beim Wohnen bzw. der Teil-
habeförderung am Arbeitsleben auch der Behinderten-
hilfe. In fast allen Fällen, in denen Kinder, Jugendliche
und junge Erwachsene von einer (drohenden) Sucht-
erkrankung betroffen sind, spielt aber die Kinder- und Ju-
gendhilfe eine wichtige Rolle. So kommen Einrichtun-
gen/Fachkräfte der Kinder- und Jugendhilfe oftmals mit
suchtgefährdeten Heranwachsenden zu einem relativ frü-
hen Zeitpunkt in Kontakt, zu dem mögliche „Suchtkarrie-
ren“ noch vermieden bzw. bereits angenommen werden
können (Kruggel 2002). So ergeben sich für die Hilfesys-
teme überlappende Aufgabenbereiche (vgl. Tab. 14.2).
Ta b e l l e  14.1
Bereiche der Suchtkrankenhilfe für Erwachsene und deren Angebote






































































Drucksache 16/12860 – 182 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
Die Angebote der Behindertenhilfe (Wohnheime, tages-
strukturierende Maßnahmen, Berufsbildungswerke und
Werkstätten für behinderte Menschen, aber auch Bera-
tungsstellen und Förderangebote) zielen per se zunächst
nicht auf diesen Personenkreis, werden aber – wohl in Er-
manglung von Alternativen – durchaus mit entsprechen-
den Anfragen betraut.
In den meisten Fällen ist im Anschluss an eine Entgif-
tung/stationäre psychiatrische Versorgung eine psychoso-
ziale Folgehilfe durch ambulante/stationäre Jugendhilfe-
maßnahmen indiziert. Um wirkungsvolle Hilfen leisten
zu können, ist es erforderlich, dass die relevanten Hilfe-
systeme so frühzeitig wie möglich in Kontakt treten, um
ein gemeinsames Hilfekonzept zu entwickeln. In der
Frühzeitigkeit der Hilfen liegen die Chancen der Kinder-
und Jugendhilfe in diesem Bereich. Aber nur wenn ihre
Leistungen in ein abgestimmtes und gemeinsam getrage-
nes Hilfesetting eingebunden sind, kann Heranwachsen-
den bei der Bewältigung ihrer Suchtproblematik effektiv
geholfen werden (Engelen 2006, Landschaftsverband
Rheinland, LVR 2006).
Die betroffenen Hilfesysteme sind jedoch „traditionell“
nur unzureichend vernetzt. Für die Gewährung und Ge-
staltung wirkungsvoller Hilfen für suchtkranke und -ge-
fährdete Minderjährige/junge Erwachsene sind Vernet-
zungsleistungen mit dem Ziel des Austausches von
Informationen und Erkenntnissen sowie die einzelfallbe-
zogenen Kooperation der Hilfesysteme aber unabdingbar.
Ein vermehrter Wissenstransfer zwischen Kinder- und Ju-
gendhilfe, Suchtkrankenhilfe und Kinder- und Jugend-
psychiatrie scheint daher unumgänglich, da nur das Zu-
sammenspiel die erfolgreiche Behandlung suchtkranker
und von Suchterkrankung bedrohter Minderjähriger/jun-
ger Erwachsener ermöglichen kann:
– Die Suchtkrankenhilfe ist für die besonderen Ansprü-
che im Umgang mit suchtkranken und -gefährdeten
Minderjährigen oft nur ungenügend ausgestattet, da
ihre Zielgruppe suchtkranke Erwachsene sind und sie
ihre Angebote auf diese Zielgruppe ausrichtet.
– Die Kinder- und Jugendpsychiatrie verfügt in der Re-
gel nur über dürftige suchtmedizinische Kompetenz,
da sie die im Bereich der Suchtkrankenhilfe entwi-
ckelten Behandlungsparadigmen und -strategien nicht
mitträgt.
– Ähnlich wie die Kinder- und Jugendpsychiatrie ist
auch die Kinder- und Jugendhilfe nur unzureichend
auf suchtspezifische Fragestellungen Minderjähriger
und junger Erwachsener vorbereitet (van Brederode
2006).
Die Nahtstellensituation, in der sich die Heranwachsen-
den befinden, führt oft dazu, dass Hilfesuchende durch
die Maschen der Hilfesysteme fallen (Schäfer 2002) und
in Karrieren geraten, die ihren weiteren Lebenslauf, ihre
Gesundheit und ihre gesellschaftlichen Teilhabechancen
nachhaltig negativ beeinflussen.
Ta b e l l e  14.2 
Gemeinsame Aufgaben der Hilfesysteme in Bezug auf suchtkranke und 
von Suchterkrankung bedrohte Minderjährige
Quelle: van Brederode 2006, S. 12 (modifiziert)
Suchtkrankenhilfe Kinder- und Jugendhilfe Kinder- und Jugendpsychiatrie
Entwicklung von zielgruppenspezifi-
schen Angeboten für Minderjährige 
(Soforthilfe, spezielle Beratungs-
angebote etc.)
Prävention, Früherkennung und Früh-
intervention (in Kooperation mit dem 
Bildungswesen)
Indizierte Nachsorge im Rahmen von 
Jugendhilfeeinrichtungen
Spezialeinrichtungen zur Nachsorge 
auf Grundlage von § 35a SGB VIII
Früherkennung und Frühintervention 
im Rahmen der Regelversorgung
Indizierte Behandlung von Sucht-
erkrankungen und Verhaltens-
störungen im Rahmen der Regel-
versorgung
Spezialeinrichtungen zur qualifi-
zierten Entzugs- und Entwöhnungs-
behandlung
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Teil D Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe 
für junge Menschen im Bereich der 
Gesundheitsförderung und gesund-
heitsbezogenen Prävention
15 Zum Stand der Diskussion um gesund-
heitsbezogene Prävention und 
Gesundheitsförderung in der 
Kinder- und Jugendhilfe
Im Mittelpunkt des folgenden Kapitels stehen entspre-
chend des Berichtsauftrages die Leistungen in Bereichen
gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförde-
rung in den zentralen Handlungsfeldern der Kinder- und
Jugendhilfe. Die leitenden Begriffe sind dabei gesund-
heitsbezogene Prävention in ihren verschiedenen Varian-
ten sowie Gesundheitsförderung (vgl. dazu ausführlich
Kap. 3). So weit wie möglich werden dabei jene Ange-
bote und Konzepte, die sich auf die im Kapitel B be-
schriebenen gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen
beziehen, besonders herausgestellt.
Demgegenüber kann im Sinne des Berichtsauftrags auf
andere wichtige Aspekte der gesundheitsbezogenen Prä-
vention und Gesundheitsförderung im Kindes- und Ju-
gendalter nur am Rande eingegangen werden. Diese kön-
nen nur unter der Perspektive der Schnittstellen bzw. der
Vernetzung und Kooperation berücksichtigt werden. Dies
gilt insbesondere für die Familie, die Schule, die berufli-
che Ausbildung, die Angebote des Gesundheitswesens
und der Behindertenhilfe und Rehabilitation.
Um wichtige gesundheitsbezogene Themen, für die sich
noch keine klaren Zuständigkeiten innerhalb der Kinder-
und Jugendhilfe herausgebildet haben, und die in der hier
gewählten Darstellung nach Handlungsfeldern keinen
Raum finden, nicht auszusparen, werden sie in einem ei-
genen Abschnitt dargestellt. Aus der Sicht der Kommis-
sion trifft dies vor allem für das Thema Kinder chronisch
und psychisch kranker Eltern sowie für Fälle traumati-
sierter Kinder und Jugendlicher zu. Aus diesem Grund
soll diesem Thema nach dem Durchgang durch die Hand-
lungsfelder ein eigener Abschnitt gewidmet werden (vgl.
Kap. 19). Nicht näher betrachtet werden die verschiede-
nen Angebote sozialer Arbeit im Gesundheitswesen.114
Obwohl – wie in Kapitel A kurz dargestellt – gesund-
heitsbezogene Prävention und Gesundheitsförderung zum
Kern der sozialarbeiterischen Tradition gehören und in
der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe immer wieder Be-
rücksichtigung fanden, gibt es bis heute weder eine breite
und differenzierte Fachdiskussion noch entsprechende
Überblicksdarstellungen. Die vorliegende Literatur kon-
zentriert sich auf ausgewählte Bereiche mit deutlichem
Schwerpunkt auf die Kindertagesbetreuung; zu einer gan-
zen Reihe von Handlungsfeldern fehlt sie gänzlich. Sie ist
zudem weitgehend exemplarisch, d. h. es werden einzelne
mehr oder weniger vorbildhafte Projekte oder Ansätze
vorgestellt. Verlässliche Daten hinsichtlich der Verbrei-
tung einzelner Konzepte fehlen von wenigen Ausnahmen
abgesehen weitgehend.115
Die Sachverständigenkommission hat sich bemüht, mit
den ihr zur Verfügung stehenden Mitteln (Expertisen,
Hearings, Fachgesprächen, eigenen Recherchen u. a.) un-
ter den gegebenen Bedingungen das Feld soweit wie mög-
lich auszuleuchten und die vorliegenden Überblicksdar-
stellungen (vgl. z. B. Bals/Hanses/Melzer 2008; Deneke
2005; Hoehne 2005; Sting 2002 Sting/Zurhorst 2000) zu
erweitern. Die in diesem Rahmen in den folgenden Ab-
schnitten erwähnten Praxisbeispiele dienen der Illustra-
tion der jeweiligen Aussagen. Ihre Nennung beinhaltet
keinen Vollständigkeitsanspruch oder besonderen Quali-
tätsanspruch. Qualitätsmerkmale, wie sie etwa aus Leitli-
nien für präventive und gesundheitsfördernde Ansätze ab-
geleitet werden könnten, sind derzeit in Deutschland so
gut wie nicht verbreitet und besitzen kaum Verbindlich-
keit.116
16 Frühe Kindheit, Vorschul-, Kindergarten- 
und Grundschulalter
16.1 Familien- und Elternbildung
Als Eltern- und Familienbildung wird heute ein breites
Spektrum von Angeboten bezeichnet, von dem die Ange-
bote der Kinder- und Jugendhilfe nach § 16 SGB VIII nur
einen Teilbereich darstellen. Klassische Träger sind die
Familienbildungsstätten. Eltern- und Familienbildung
findet aber beispielsweise auch in Volkshochschulen und
anderen Erwachsenenbildungsstätten, in Erziehungs-, Fa-
milien- und Schwangerschaftsberatungsstellen, in Mütter-
und Familienzentren, Mehrgenerationenhäusern, in Schu-
len und Gesundheitsämtern, Selbsthilfegruppen und an
anderen Orten statt. Neben diesen traditionellen Angebo-
ten, den bekannten Materialien (z. B. Elternbriefe, Zeit-
schriften) und Ratgebern treten zunehmend elektronische
und digitale Medien in Form von Online-Beratungsange-
boten oder Elternkursen in Form von CD-ROM bzw.
DVD. Letztendlich muss man wohl auch – trotz aller Kri-
tik aus der Fachpraxis – mediale Formate und Fernsehse-
rien wie „Super Nanny“ als eine Form der Eltern- und Fa-
milienbildung betrachten (Wahl 2006). Hinzu kommen
eine Reihe neuerer niedrigschwelliger Angebotsformen
(vgl. als Überblicke Tschöpe-Scheffler 2005; 2008a/b).
Diese wachsende Vielfalt der Angebote ist auch Ausdruck
eines sich im Wandel befindlichen Handlungsfeldes und
eines wachsenden Interesses an Eltern- und Familienbil-
114 Siehe hierzu ausführlich die von Homfeldt und Mühlum beim Rein-
hardt-Verlag in München herausgegebene und mittlerweile 10 Bände
umfassende Buchreihe „Soziale Arbeit im Gesundheitswesen“; vgl.
auch Ortmann/Waller (2005).
115 In der Familienbildung gibt es spärliche Ansätze der Evaluation,
z. B. „Wir werden Eltern“ oder „Auf den Anfang kommt es an“, bei
den Frühen Hilfen gibt es US-amerikanische Vorlagen bzw. erste Da-
ten, z. B. bei Pro Kind.
116 Als Leitlinien für die Umsetzung eines Programms werden ressour-
cenorientiertes und theoriegeleitetes Vorgehen sowie Evaluation an-
geführt (Cicchetti/Hinshaw, 2002; Luthar/Cicchetti, 2000). Erste An-
sätze für eine auch evidenzbasierte Implementierung von
Programmen finden sich in den zur Zeit laufenden Projekten zu Frü-
hen Hilfen im Aktionsprogramm des BMFSFJ und in einzelnen Pro-
grammen der Familienbildung (Reichle 1999).
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dung.117 Dieser Wandel tangiert auch den engeren Bereich
der Eltern- und Familienbildung nach § 16 SGB VIII.
Gut sichtbar wird dieser Wandel, wenn man auf eine Ex-
pertise zum Stand der Familienbildung in Deutschland
zurückgreift, die Pettinger und Rollik für das BMFSFJ im
Jahr 2005 vorlegten. Damals wurden von den beiden Au-
toren die folgenden drei zukünftigen Schwerpunkte der
konzeptionellen und inhaltlichen Weiterentwicklung die-
ses Feldes hervorgehoben:
– „Verstärkung und didaktische Entwicklung von neuen
thematischen Schwerpunkten, wie sie sich aus der ge-
sellschaftlichen Entwicklung ergeben. Dies betrifft
etwa die Früherziehung, die Gesundheitserziehung
und das Medienverhalten;
– Ausrichtung und Einbeziehung von Angeboten für so-
zial benachteiligte und bisher bildungsferne Familien-/
Bevölkerungsgruppen;
– Stärkere Kooperation und Abstimmung (Vernetzung)
von Familienbildung mit anderen Sozialisations- und
Erziehungsinstanzen“ (Pettinger/Rollik 2005, S. 175).
Bestärkt fühlen konnten sich die beiden Autoren durch
empirische Studien, die wiederholt deutlich machten,
dass die traditionelle Eltern- und Familienbildung nur ei-
nen Teil ihrer Adressatinnen und Adressaten erreicht. So
wurde z. B in einer großen Untersuchung der Universität
Erlangen zu Angeboten der Eltern- und Familienbildung
aus dem Jahr 2004 festgehalten118: „Soweit die Einrich-
tungen hierzu Daten zur Verfügung haben, entstammen
die Teilnehmer hauptsächlich mittleren und höheren sozi-
alen Schichten. Der Anteil von Teilnehmern aus der Un-
terschicht liegt bei durchschnittlich 15 Prozent. Bei der
Gewinnung der Teilnehmer wird nur bei einem Drittel der
Maßnahmen auch auf aktive Rekrutierungsstrategien zu-
rückgegriffen. Wie sich am Beispiel von Maßnahmen für
sozial schwache Familien zeigt, wird durch eine solche
‚Geh-Struktur‘ auch die Zielgruppe besser erfasst“ (Lösel
u. a. 2006, S. 9). Und: „Insgesamt berücksichtigt ein Vier-
tel des Gesamtangebotes explizit Familien mit besonde-
ren Belastungen. Dabei überwiegen strukturelle Belas-
tungsfaktoren wie Alleinerziehung, Scheidung/Trennung
oder finanzielle Deprivation. Bei den etwas seltener ange-
sprochenen kindbezogenen Belastungen handelt es sich vor
allem um Schul- und Leistungsprobleme und Schwierig-
keiten im Sozialverhalten. Elternbezogene Belastungsfak-
toren (z. B. Gewalt in der Familie) sind selten explizite
Kriterien für die Auswahl von Adressaten. Ein höherer
Anteil gezielter Maßnahmen findet sich bei den offenen
Gruppenangeboten und freizeitpädagogischen Maßnah-
men (vor allem für sozial schwache Familien) sowie ins-
gesamt in den Beratungsstellen. In klassischen Familien-
bildungsstätten und bei ‚Standardangeboten‘ wie Eltern-
Kind-Gruppen sind gezielte Maßnahmen die Ausnahme“
(ebd.).
Betrachtet man das Handlungsfeld der Eltern und Famili-
enbildung heute, lassen sich eine Reihe wichtiger Ent-
wicklungen konstatieren:
– Es gibt eine ganze Reihe neuer Konzepte und Akteure,
die zunehmend Verbreitung finden. Als ein Beispiel
für einen vergleichsweise jungen Ansatz soll hier das
Konzept von Elterntalk genannt werden, das von der
Aktion Jugendschutz angeboten wird (zu den Erfah-
rungen mit Elterntalk vgl. Höfer/Straus 2004).
Zu den jüngeren Akteuren im Feld gehören die Fami-
lienzentren, Eltern-Kind-Zentren, die Mehrgeneratio-
117 Zu den gesellschaftlichen und politischen Hintergründen siehe: Wis-
senschaftlicher Beirat für Familienfragen 2005; Diller/Heitkötter/
Rauschenbach 2008.
118 Grundlage der bundesweit angelegten Studie war eine schriftliche
Befragung von Einrichtungen, die 2004 Veranstaltungen zur Eltern-
und Familienbildung anboten: „Neben Familienbildungsstätten wur-
den auch Beratungseinrichtungen, selbsthilfeorientierte Vereine so-
wie Einrichtungen der allgemeinen Erwachsenenbildung, Seelsorge
und Wohlfahrtspflege einbezogen. Aus insgesamt 6 183 Einrichtun-
gen wurde eine repräsentative Stichprobe von 2 083 Einrichtungen
gezogen. Davon sandten 883 Einrichtungen die ausgefüllten Frage-
bögen zurück (Rücklaufquote: 42,4 Prozent). In ihnen wurden 1 451
eigenständige Einzelmaßnahmen detailliert beschrieben“ (Lösel u. a:
2006, S. 7).
Konzept Elterntalk
Elterntalk, entwickelt von der Aktion Jugendschutz
Bayern, initiiert Gesprächsrunden für Eltern im pri-
vaten Rahmen. Elterntalks befassen sich vor allem
mit Themen aus den Bereichen Medienpädagogik,
Konsumerziehung und Suchtprävention, aber auch
mit anderen Aspekten der gesundheitlichen Förde-
rung. Gemeinsame Gespräche, offener Erfahrungs-
austausch und Diskussionen ermutigen Eltern, in der
eigenen Familie Wege in der Mediennutzung, Kons-
umhaltung und Suchtprävention zu suchen und zu
gehen. Elterntalk fördert die Kommunikation zwi-
schen Eltern und ihren Kindern und unterstützt sie
bei ihrer Alltags- und Konfliktbewältigung. Durch
die Ansiedlung der Gesprächsrunden im privaten
Wohnfeld werden auch Zielgruppen erreicht, die sich
bei institutionell gebundenen Formen der Elternbil-
dung eher zurückhalten. Gestärkt werden die Eltern-
netzwerke vor Ort.
Angestoßen werden die Gespräche durch eine Gast-
geberin oder einen Gastgeber, die Eltern zu sich nach
Hause einladen. Eine Moderatorin/ein Moderator,
selbst Mutter oder Vater, führt mit einem Einstiegs-
medium in das Thema ein und moderiert die nachfol-
gende Diskussion. Eine entscheidende Aufgabe der
Moderatorin/des Moderators ist es, eine offene Ge-
sprächsatmosphäre zu ermöglichen und mit einem
motivierenden Gesprächseinstieg zu starten. Die
Mütter und Väter werden von den Regionalbeauftrag-
ten auf ihre Aufgabe als Moderatorin oder Moderator
vorbereitet. Diese Moderatorinnen und Moderatoren
suchen in privaten Kontexten interessierte Gastgebe-
rinnen und Gastgeber für die moderierten Gesprächs-
runden, die sogenannten Elterntalks. Nach dem
Schneeballprinzip werden Gäste zu neuen Gastge-
bern, indem sie Eltern aus dem Bekannten- und
Freundeskreis zu einem weiteren Elterntalk einladen.
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nenhäuser und eine kaum mehr überschaubare Vielfalt
von Formen der Familienselbsthilfe. Ergänzend zu
den traditionellen Angeboten, die darauf setzten, dass
interessierte Eltern zu den Angeboten kommen, wur-
den niedrigschwellige, zugehende bzw. Familien und
Eltern aufsuchende Zugänge entwickelt bzw. zum Teil
aus dem Ausland importiert und an die deutschen Be-
dingungen angepasst. Hier lässt sich eine Veränderung
in den traditionell eher mittelschichtorientierten und
als Kommstruktur organisierten Angeboten der Fami-
lienbildung hin zu auch niedrigschwelligen und aufsu-
chenden Angeboten für psychosozial belasteten Fami-
lien beobachten. Diese Programme stoßen auf eine
breite Resonanz und werden immer häufiger vor Ort
umgesetzt. Typische Beispiele hierfür sind die Pro-
gramme Hippy und Opstapje.
119
– Wie kaum ein anderes Handlungsfeld in der Kinder-
und Jugendhilfe ist die Eltern- und Familienbildung
durch ein breites Spektrum von Kursen und Trainings
geprägt (vgl. Tschöpe-Scheffler 2005). Besondere Be-
deutung gewinnen dabei zunehmend standardisierte
und manualisierte Trainings. An Attraktivität gewin-
nen diese Angebote, weil zum einen für alle Beteilig-
ten vergleichsweise absehbar ist, was in einem über-
schaubaren Zeitraum erwartet werden kann. Zum
anderen lassen sich gut ausgearbeitete, standardisierte
Programme mit vergleichsweise klaren und be-
schränkten Zielsetzungen besser evaluieren. Weithin
bekannte Beispiele hierfür sind die Programme SAFE
oder Triple P.
Konzept HIPPY
HIPPY steht für Home Instruction for Parents of
Preschool Youngsters und bedeutet frei übersetzt:
Hausbesuchsprogramm für Eltern mit Vorschulkin-
dern. HIPPY wurde 1969 an dem NCJW Research
Institute for Innovation in Education an der Hebrew
University in Jerusalem entwickelt. Nach einer er-
folgreichen Erprobungsphase wurde es in den
1970er-Jahren in Israel zu einem landesweiten Pro-
gramm ausgebaut. In den 1980er-Jahren wurde es als
lizenziertes Programm in anderen Ländern einge-
führt. Mittlerweile gibt es HIPPY in Australien, El
Salvador, Deutschland, Frankreich, Kanada, Israel,
Italien, Neuseeland, Österreich, Schweiz, Südafrika
und USA. In modifizierter Form wird mit diesem
Programm auch in den Niederlanden und in der Tür-
kei gearbeitet. Das HIPPY-Programm unterstützt bil-
dungsbenachteiligte Eltern dabei, ihre drei- bis
sechsjährigen Kinder zu Hause in der Entwicklung
zu fördern. HIPPY konzentriert sich darauf, den El-
tern Wissen über Entwicklung, Sprache und Lernen
im Vorschulalter zu vermitteln. In Deutschland
wurde HIPPY erstmals im Jahre 1991 an den Mo-
dellstandorten Bremen und Nürnberg durchgeführt.
Die 3-jährige Modellphase wurde vom Deutschen
Jugendinstitut evaluiert. HIPPY Deutschland e. V. ist
der Dachverband aller HIPPY Standorte in Deutsch-
land. HIPPY Deutschland ist eingebunden in ein in-
ternationales Netzwerk unter dem Dach von HIPPY
International.
Modellprojekt Opstapje
Das Modellprojekt „Opstapje – Schritt für Schritt“ ist
vor allem ein auf sozial benachteiligte Familien ange-
passtes Programm zur Unterstützung ihrer Erzie-
hungsleistung und zur frühen Förderung ihrer Kinder.
Um Niedrigschwelligkeit zu erreichen, ist das Projekt
als Hausbesuchsprogramm angelegt und dauert für
die Familien zwei mal 30 Wochen. So sollen auch die-
jenigen Familien erreicht werden, die durch belastete
Lebenssituationen die gängigen Formen von Erzie-
hungsberatung und Familienbildung nicht aufsu-
chen. Erreicht werden sollen die Nutzung und Erwei-
terung vorhandener Kompetenzen und Ressourcen
der Familien, wobei der Fokus auf eine Verbesserung
der Mutter- bzw. Vater-Kind-Interaktion gerichtet
wird, die im Alltag der Familien erfahrbar werden
soll. Eltern bzw. die Mütter sind dabei die wichtigs-
ten Ansprechpartner für die Entwicklung ihrer Kin-
der. Ziel ist es, durch praktische Anleitung die erzie-
herischen Kompetenzen der Mütter (Väter) zu
steigern. Auf diese Weise sollen die Spiel- und Ler-
nerfahrungen der Kinder erweitert und ihre ko-gni-
tive, motorische, sozio-emotionale und sprachliche
Entwicklung gefördert werden. Die Erziehungskom-
petenz der Mütter soll unterstützt und für die ent-
wicklungsspezifischen Bedürfnisse sensibilisiert
werden. Es werden regelmäßige Gruppentreffen or-
ganisiert, auf denen Eltern auch Informationen über
Entwicklung und Erziehung erhalten. Gleichzeitig
bieten diese Treffen Gelegenheit, neue Kontakte zu
knüpfen und sich mit anderen auszutauschen. Für
das Projekt wurden Hausbesucherinnen als zentrale
Vermittlerinnen angeleitet. Diese sind selbst Mütter
mit hoher sozialer Kompetenz und eigener Erfahrung
im Umgang mit kleinen Kindern, und sie werden aus
dem sozio-kulturellen Umfeld der Zielgruppe ausge-
wählt. Die Hausbesucherin stellt ein Modell für die
Familien dar, vor allem was Erziehung und Lebens-
führung anbelangt. Eine sozialpädagogische Fach-
kraft, die Koordinatorin, weist sie dabei in das Pro-
gramm ein, die wiederum für ihren Aufgabenbereich
im Projekt geschult wird. Wissenschaftlich begleitet
und evaluiert wird das Projekt am Deutschen Ju-
gendinstitut.119
119 Hinweise zum Projekt über: DJI-Projekt Opstapje, www.dji.de/cgi-
bin/projekte/output.php?projekt=321
Konzept SAFE
Das Programm SAFE (Sichere Ausbildung Für El-
tern) ist ein präventives Elternangebot, das von Brisch
an der Universität in München entwickelt wurde
(Brisch 2007; BMFSFJ 2006). Es vermittelt neben 
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Allerdings muss auch angemerkt werden, dass einige
dieser Programme aufgrund ihrer inhaltlichen Aus-
richtung und ihrer hohen Standardisierung und Mittel-
schichtsorientierung stark umstritten sind. Anderer-
seits tragen sie dazu bei, dass die Notwendigkeit einer
empirisch abgesicherten Arbeit zunehmend akzeptiert
wird und die Vorstellung ablöst, dass „gut gemeint“
auch immer „gut gemacht“ sei.
– Eine weitere wichtige Entwicklung in der Eltern- und
Familienbildung ist die Ausbildung neuer Koopera-
tionsformen und Netzwerke, z. B. zwischen Kinderta-
gesbetreuung und Elternbildung (vgl. hierzu Kap. 16.2.2.2,
z. B. zu den Konzepten Early Excellence Centre und
KiTZ), aber auch mit den Volkshochschulen, dem Ge-
sundheitssystem, kommerziellen Anbietern der Fami-
lienbildung und der vorschulischen Bildung von Kin-
dern (z. B. Musikschulen). Dabei entstehen u. a. auch
neue Mischformen zwischen Kursangeboten und offe-
nen sozialraumbezogenen Aktivitäten. Am bekanntes-
ten dürfte mittlerweile das in Nordrhein-Westfalen am
Institut für präventive Pädagogik entwickelte, in einer
Reihe von Orten eingerichtete und von unterschiedli-
chen Trägern angebotene Programm Familie und
Nachbarschaft (FuN) sein. Dieses Programm zielt auf
die Förderung elterlicher Erziehungskompetenz durch
„die Stärkung des inneren Zusammenhalts der Familie
und die Stärkung der Familie in ihrem sozialen Um-
feld“121 und den Aufbau von Kooperationsbezügen zu
den gerade genannten Partnern. „Erfahrungen mit ko-
operativen Familienprogrammen (wie z. B. FuN) zei-
gen, dass sich elterliche Erziehungskompetenzen ver-
bessern, wenn gleichzeitig eine selbsthilfeorientierte
Vernetzung im Sozialraum geschieht (…). Durch den
»Transport« solcher präventiver Angebote in die Sozi-
alräume hinein werden verstärkt auch solche Familien
erreicht, die eher als Adressaten intervenierender So-
zialarbeit gelten“ (Tschöpe-Scheffler 2008 b, S. 75).
Bedeutsam unter dem Aspekt der Kooperation, aber
auch unter dem Aspekt von neuen Konzepten sind An-
sätze, wie sie z. B. dem Rucksack-Konzept zugrunde
liegen, also der Kooperation zwischen den Regionalen
Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen aus Zuwandererfamilien (RAA) und Ein-
richtungen der Kindertagesbetreuung und den Fami-
lien.122
Die Etablierung eines Deutschen Eltern- und Familienbil-
dungstages im Jahr 2007 ist nur ein weiterer Beleg für die
Dynamik des Feldes und für die neue Aufmerksamkeit,
die das Thema Familienbildung bzw. Familienförderung
derzeit genießt.
Unter der Perspektive dieses Berichtes sind, soweit zu se-
hen, Fragen der gesundheitsbezogenen Prävention und
Gesundheitsförderung bei allen Zugängen und Konzepten
integrale Bestandteile der Programme. Studien zeigen, dass
das Thema Gesundheitsbildung mindestens seit Mitte der
90er-Jahre an Familienbildungsstätten in hohem Maße
präsent war und an Bedeutung zunahm (Schiersmann
u. a. 1998, S. 52 ff.). Vor allem in Form der Vermittlung
einschlägigen Wissens, sei es im Rahmen von Kursen
oder von Beratungsprozessen, über die alterstypischen
körperlichen, psychischen und geistigen Entwicklungs-
prozesse, über alterstypische Krankheiten und ihre Be-
wältigung sowie in den Empfehlungen zu Hygiene, Kör-
perpflege, Ernährung und entwicklungsförderlichem
Erziehungshandeln wird die Gesundheitsthematik immer
aufgegriffen. Zugleich zielen die Trainings und Kurse auf
die Einübung entsprechender Handlungsmuster bzw. die
Erweiterung von Handlungsoptionen und die Reflexion
wichtigen Erziehungskompetenzen, die zum Aufbau
einer sicheren Bindung notwendig sind, auch Partner-
schaftskompetenzen. SAFE besteht aus vier Modulen:
Kurstage in der Gruppe vor und nach der Geburt, ein
Feinfühligkeitstraining, eine Beratungsstelle bzw.
Hotline sowie eine Traumatherapie. Mit der Kombi-
nation dieser Angebote sollen sowohl gruppenthera-
peutische Effekte erzielt werden als auch individual-
therapeutische Möglichkeiten genutzt werden (vgl.
ausführlich http://www.safe-programm.de/).
Konzept Triple P
Triple P (Positive Parenting Program, Positives Er-
ziehungsprogramm) ist ein weitgehend präventiv, so-
wohl universell als auch selektiv angelegtes Pro-
gramm zur Unterstützung von Familien und Eltern
bei der Erziehung ihrer Kinder. Es besteht aus gestuf-
ten Interventionen auf fünf Ebenen, die von Informa-
tion und Kurzberatungen über Gruppentrainings für
Eltern bis zu intensiver Familientherapie reichen. Ziel
des Programms ist es, Eltern Anregungen zu geben,
eine gute Beziehung zu ihrem Kind aufzubauen und
es bei seiner Entwicklung zu unterstützen. Das Pro-
gramm beansprucht, vor allem den aktuellen Stand
der klinisch-psychologischen Forschung zu berück-
sichtigen. Entwickelt wurde das Programm an der
Universität von Queensland, Australien. In enger Zu-
sammenarbeit mit Familien sind am dortigen Paren-
ting-and-Family-Support-Centre unter der Leitung
von Sanders sehr praxisnahe Erziehungshilfen ent-
standen, die den Umgang mit häufigen kindlichen
Verhaltensproblemen wie Wutanfällen, Aggressio-
nen, Ungehorsam, Problemen beim Schlafen oder Es-
sen erleichtern. Die Erfahrungen zeigten, dass Eltern,
die ein gutes Verhältnis zu ihren Kindern haben, kon-
sistentes Erziehungsverhalten zeigen und klare Gren-
zen setzen, erheblich seltener Probleme mit ihren
Kindern haben als Eltern mit eher ungünstigem Erzie-
hungsverhalten. In Deutschland wurde und wird das
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des eigenen Handelns als Vater oder Mutter. Weil diese
Angebote im Kern immer auch das Wohlbefinden des
Kindes, zum Teil auch der Eltern (in Form von Entspan-
nungskursen, Angeboten der Suchtprävention, Partner-
schaftstrainings) im Blick haben, können sie auch als
Beiträge zur Gesundheitsförderung von Kindern und Ju-
gendlichen bzw. zu einem nicht unerheblichen Teil auch
ihrer Eltern verstanden werden.123 Schließlich wurden
Netzwerke und Selbsthilfeinitiativen zu Orten der gleich-
sam gelebten Gesundheitsförderung (z. B. in Form von
Still- und Krabbelgruppen) einerseits und Orten der ge-
meinsamen Bewältigung von gesundheitsbezogenen Be-
lastungen von Kindern, Jugendlichen, Väter und Müttern
(vgl. Pettinger/Rollik 2005, S. 149ff.). Es bleibt anderer-
seits zu konstatieren, dass auf diese Themen zwar praxis-
bezogen, aber in vielen Fällen eher konzeptlos eingegan-
gen wird. Hier besteht Entwicklungsbedarf.
Neben dem allgemein gewachsenen Interesse am Thema
Familie verdanken sich die hier in ihren wesentlichen Zü-
gen dargestellten jüngeren Entwicklungen im Bereich der
Eltern- und Familienbildung vor allem den in den letzten
Jahren sowohl in der Politik als auch in der Fachpraxis
und Öffentlichkeit in den Mittelpunkt der Aufmerksam-
keit gerückten ersten drei Lebensjahren. Mit einer bemer-
kenswerten Kraftanstrengung haben in den letzten Jahren
Politik, Fachpraxis und Öffentlichkeit nachvollzogen,
was Forschung und Wissenschaft schon länger wussten:
Die ersten drei Jahre eines Kindes bedürfen besonderer
Aufmerksamkeit. Frühe Gesundheitsförderung beginnt
schon in der Schwangerschaft und setzt sich fort in der
alltäglichen Eltern-Kind-Interaktion, die sich bereits mit
dem Neugeborenen herausbildet (vgl. Kap. 5). Hier wer-
den die Grundlagen für wichtige Entwicklungsschritte
ebenso wie für die Gesundheit von Kindern gelegt. Der
Umgang mit Ernährung und Bewegung werden genauso
wie der Umgang mit Anforderungen und Belastungen
über beziehungsbezogene Erfahrungen vermittelt. Diese
entwickeln und stabilisieren sich früh und sind später nur
schwer zu ändern. Weil also gerade in dieser Altersphase,
einschließlich der vorangehenden Schwangerschaft, elter-
liches Handeln aufs Engste mit Fragen der Gesundheit
des Kindes und der Verhinderung gesundheitlicher Belas-
tungen bzw. Gefährdungen verwoben ist, soll diesem
Komplex im Folgenden ein eigener Abschnitt gewidmet
werden.
Schwangerschaft und die ersten drei Jahre
Ein nicht unerheblicher Teil der Eltern- und Familienbil-
dung war schon immer auf die ersten drei Lebensjahre
von Kindern fokussiert, wobei die Gesundheitsbildung
und Entwicklungsförderung eine zunehmend wichtige
Rolle spielten. So verzeichneten schon Pettinger und
Rollik (2005) eine stärkere Hinwendung zu Themen wie
fehlende Bewegung, ungesunde Ernährung, Anstieg von
chronischen Erkrankungen sowie Zunahme von Entwick-
lungsauffälligkeiten und psychischen Erkrankungen. In
den letzten Jahren allerdings haben zwei sehr unter-
schiedliche Phänomene die Entwicklung in diesem Be-
reich beträchtlich vorangetrieben.
Einerseits führten die Ergebnisse der Entwicklungspsy-
chologie und der Neurobiologie im Zusammenspiel mit
den Diskussionen um frühe Bildung zur Verstärkung der
Bemühungen um frühe Förderung aller Kinder, auch der
aus benachteiligten Familien, und, wenn auch noch zu
wenig, der Kinder mit Migrationshintergrund.
Andererseits zwangen die überregional bekannt geworde-
nen spektakulären Fälle schwerster Kindeswohlgefähr-
dung mit Todesfolge geradezu dazu, unter dem Label
„Frühe Hilfen“ den Ausbau entsprechender Präventions-
maßnahmen, eine Weiterentwicklung der institutionellen
Angebote und die Entwicklung von Fachstandards for-
ciert voranzutreiben. Damit wurden die Familien- und El-
ternbildung und ihre Bemühungen um die Förderung einer
gesunden biopsychosozialen Entwicklung von Kindern
möglichst schon in der Schwangerschaft erheblich inten-
siviert, wobei der Aspekt einer möglichen Kindeswohlge-
fährdung zumindest zu Beginn sehr stark in den Vorder-
grund rückte.
Die damit verbundene Dynamik zeigt sich nicht zuletzt an
einer mittlerweile nicht mehr überschaubaren Menge an
Fachtagungen, Publikationen, Gutachten und Expertisen,
Kursen, lokalen Vereinbarungen, gesetzlichen Regelun-
gen und Verordnungen sowie der Einrichtung überörtli-
cher, zum Teil weitgehend internetbasierter Informations-
plattformen und Foren. Das wichtigste Angebot ist dabei
das auf Bundesebene angesiedelte Nationale Zentrum
Frühe Hilfen (NZFH), das kooperativ vom Deutschen Ju-
gendinstitut (DJI) und der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung (BZgA) betrieben wird.124
Im Kern zielen diese Bemühungen darauf ab, Familien
früh und rechtzeitig zu erreichen und damit nicht-stigma-
tisierende und präventive Angebote vorzuhalten, um
mögliche spätere Kindeswohlgefährdung und Vernachläs-
sigung zu vermeiden oder zumindest abzupuffern, ohne
sich auf den allzu engen Aspekt der Kindeswohlgefähr-
dung zu beschränken.
Allerdings blieb dieses Verständnis von Frühen Hilfen nicht
unumstritten. So seien viele der präventiven Maßnahmen
und Hilfsangebote hochgradig selektiv auf die Verhinde-
rung von Kindeswohlgefährdung orientiert. In den Blick
kommen solle aber, dass es eine Vielzahl familiärer Unter-
stützungs- und Hilfebedarfe gibt, bei denen es nicht um
eine drohende Kindeswohlgefährdung geht. Zudem wird
aus einer sowohl gesellschaftstheoretisch informierten
123 Die Bedeutung dieser Thematik wird auch an Hand aktueller For-
schungsprojekte sichtbar wie z. B. die in Koopration mit der Univer-
sität Hamburg und dem DJI durchgeführte Studie „Gesundheit
beginnt in der Familie – Evaluation innovativer Praxisprojekte“ (vgl.
http://www.intern.dji.de/cgi-bin/projekte/output.php?projekt=446)
oder dem am Institut für soziale Arbeit in Münster in Kooperation
mit der AOK Rheinland/Hamburg angesiedelten Projekt „Elternbetei-
ligung in der Gesundheitsförderung von Kindern“ (vgl. http://www.
isa-muenster.de/Schwerpunkte/Fr%C3%BCheKindheitundFamilie/
ProjektElternbeteiligungderGesundheitsf%C3%B6rderung/tabid/173/
Default.aspx). 124 Vgl. http://www.fruehehilfen.de/
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(vgl. dazu Kap. 2) als auch salutogenetischen Perspektive
(vgl. Kap. 3.2.2) argumentiert, dass es ebenso um die um-
fassende Förderung von Verwirklichungschancen – gerade
auch bildungsferner Familien – gehen müsse, die bei den
Lebensbedingungen der Eltern ansetzt und vor allem die
frühen Entwicklungsphasen beachtet. So verstandene frühe
Hilfen bzw. genauer: Angebote früher Förderung zielen uni-
versell auf die Unterstützung und Förderung elterlicher Er-
ziehungsarbeit ab und betrachten den Fall der Kindes-
wohlgefährdung als Sonderfall. Damit konvergieren sie
mit den oben genannten Zielen der Familienbildung.
Es ist hier nicht der Ort, semantische Kontroversen aus-
zutragen oder gar zu lösen – zumal diese Diskussionen
nicht im luftleeren Raum stattfinden. Sie changieren zwi-
schen guten, zum Teil kontroversen fachlichen Argumen-
ten, politischen Setzungen, mittlerweile eingebürgerten
Begrifflichkeiten und vielfältigen Eigeninteressen. Hinzu
kommt, dass angesichts der Bedeutung des Themas ein
Ende der Debatten so schnell nicht zu erwarten ist. In die-
ser Situation erscheint es aus der Sicht der Kommission
hilfreich, sich zunächst der Sache selbst zuzuwenden. In
Anlehnung an einen Vorschlag von Schone lassen sich da-
bei grob zwei Schwellen bestimmen, mit deren Hilfe man
drei Konstellationen unterscheiden kann, die Schone mit
den Begriffen Förderung, Hilfe und Schutz überschreibt
(vgl. Schone 2008, S. 57ff.).
– Eltern- und Familienbildung vor der ersten Schwelle,
von Schone als Förderung bezeichnet, zielt auf die all-
gemeine Förderung der Erziehung in der Familie. Bezo-
gen auf die Aspekte gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung geht es – wie oben bereits
angedeutet – um die Vermittlung entsprechenden Wis-
sens, die Einübung entsprechender Handlungsroutinen,
die Reflexion des darauf bezogenen elterlichen Erzie-
hungshandelns und um den Aufbau unterstützender und
entlastender Netzwerke (vgl. dazu auch Kap. 16.2.).
Die Angebote sind allgemein fördernd bzw. – in der
Logik von Prävention formuliert – weitgehend univer-
sell präventiv angelegt. Dies gilt auch für die entspre-
chenden Kurse und Trainingsprogramme. Beispiele
hierfür sind die zunehmende Zahl von Angeboten, die
sich an Eltern mit sehr kleinen Kindern wenden. Pro-
gramme wie z. B. „Das Baby verstehen“ (Gregor/
Cierpka 2004), „Auf den Anfang kommt es an“ (Zie-
genhain u. a. 2007) oder „Wir werden Familie“
(Reichle 1999) sind dafür überregional bekannte Bei-
spiele. Charakteristisch für derartige Programme ist,
dass Gesundheitsaspekte, sei es die Ernährung, die
Körperpflege des Babys, sein Schlafverhalten, das
Bindungsverhalten der Eltern oder der Aufbau von
Vertrauen, integrale Bestandteile der Inhalte sind, weil
sich diese nicht als solche herauslösen und gegenüber
pädagogischen Aufgaben abgrenzen lassen.
Auch im diesem Bereich lässt sich gerade in den letz-
ten Jahren eine zunehmende Verbreitung niedrig-
schwelliger Zugänge beobachten, um sozial benach-
teiligte und sogenannte bildungsferne Familien besser
zu erreichen. Zu nennen sind vor allem die sogenann-
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ten Hausbesuchsprogramme, die sich bemühen, mi-
lieu- und lebensweltnah Unterstützung der Eltern und
Förderung der Kinder zu ermöglichen. Wichtige As-
pekte dabei sind der Abbau von Stress aufseiten der
Eltern, der Aufbau persönlichen Wohlbefindens sowie
die Unterstützung der Entwicklung des Kindes. Viele
dieser Programme setzen deutlich vor der Schule ein
und verstehen sich selbst als Frühförderprogramme.
– Die erste Schwelle in dem Diagramm von Schone
(2008; Abb. 16.1) markiert in einem Kontinuum den
Übergang zu Konstellationen, in denen Eltern die Er-
ziehung der Kinder – aus welchen Gründen auch im-
mer – nicht mehr in angemessener Weise gewährleis-
ten können, in denen also ein erzieherischer Bedarf
entsteht. Die meisten dieser Fälle sind keine Konstel-
lationen von Kindeswohlgefährdung; unter bestimm-
ten Bedingungen könnte eine Problemverschärfung sie
aber heraufbeschwören. Die Kinder- und Jugendhilfe
reagiert üblicherweise auf diese Hilfebedarfe mit ihren
Angeboten der Hilfen zur Erziehung (vgl. Kap. 17.2).
Weil sowohl die Forschung als auch die Erfahrung in
der Praxis zeigen, dass Fälle von Kindeswohlgefähr-
dung nicht selten aus mehrfach belasteten familiären
Situationen heraus entstehen, ist es sinnvoll, an dieser
Schwelle auch die Aufmerksamkeit für entsprechende
Problemkonstellationen zu erhöhen.125 In der aktuellen
Diskussion hat sich dafür der – aus der Sicht der Kom-
mission etwas irreführende – Begriff der Frühwarn-
systeme etabliert. Denn es ist aus der Sicht der Kom-
mission durchaus diskussionswürdig, ob die mit dem
deutschen Begriff Frühwarnsystem unvermeidlich ein-
hergehenden Assoziationen mit dem Katastrophen-
schutz nicht falsche Bilder provozieren. Die englische
Formulierung „social warning system“ trifft die Sache
aus der Sicht der Kommission besser, so dass man im
Deutschen von „sozialen Warnsystemen“, z. B. in Fäl-
len von drohender Kindeswohlgefährdung, sprechen
könnte. Ein Ausweg eröffnet sich, wenn man – wie ak-
tuell z. B. zunehmend in Bayern – von Frühwarn- und
Fördersystemen spricht.
Die Bemühungen um frühe soziale Warnsysteme ziel-
ten in der jüngeren Zeit einerseits auf die Verbesserung
der Diagnoseinstrumente (vgl. Kindler/Lillig 2006;
Kindler/Lukasczyk/Reich 2008; Ostler/Ziegenhain 2007)
und eine entsprechende Qualifizierung der Fachkräfte
(wie z. B. die Zertifikatskurse zur Kinderschutzfach-
kraft nach § 8a des Instituts für Soziale Arbeit (ISA) in
Münster) sowie auf eine verbesserte Kooperation
innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe, vor allem zwi-
schen öffentlichen und freien Trägern wie auch zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe und dem Gesundheits-
system.
In der Phase von der Schwangerschaft bis zum dritten
Lebensjahr spielen dabei – gerade auch in Hinblick auf
die Vermeidung einer Stigmatisierung bei gleichzeiti-
ger Ermöglichung früher Unterstützung – zunächst ein-
mal die Angebote eine zentrale Rolle, die allen
(werdenden) Eltern offen stehen, also Schwanger-
schaftsvorbereitungskurse, Schwangerschafts(konflikt-)
beratungsstellen, Gynäkologinnen und Gynäkologen
vor allem die Geburtskliniken und -ambulanzen, die
Hebammen, Kinderkrankenschwestern, Kinder- und
Jugendärztinnen und -ärzte. Dazu kommen die die spe-
ziell ausgebildeten Familienhebammen, die Kinder-
psychiatrie sowie Pädiatrie und der öffentliche Ge-
sundheitsdienst sowie die Frühförderung. Zu nennen
sind auch die Familien-, Ehe- und Erziehungsbera-
tungsstellen, bei denen es mittlerweile weitere Ausdif-
ferenzierungen gibt. So haben sich Angebote wie
„Schreibabyambulanz“ oder „Entwicklungspsycholo-
gische Beratung“, die nicht selten interdisziplinär an-
gelegt sind, auf Eltern mit Säuglingen und Kleinkin-
dern spezialisiert (Cierpka u. a. 2007; Landesamt für
Gesundheit und Lebensmittelsicherheit Bayern 2007;
Keupp 2008, als genereller erblick Sann 2007). Zum
Teil gibt es hier auch Kooperationsbezüge zu den Früh-
förderstellen (vgl. Kap. 16.3.3).
Als Beispiel für niedrigschwellige Hausbesuchspro-
gramme für hoch belastete (werdende) Eltern mit psy-
chosozialen Risikofaktoren und (zu klärendem) Hilfebe-
darf können Programme mit speziell geschulten
Familienhebammen126 oder auch das Projekt STEEP™
gelten.
Bei allen beteiligten Akteuren besteht Einigkeit darin,
dass Unterstützung und Hilfe für belastete Eltern und
dabei auch Kinderschutz nur im abgestimmten Zusam-
menspiel erfolgreich sein kann. Weil es an dieser
Stelle in der Vergangenheit immer wieder Probleme
gab, werden in einer Reihe von Orten in Form von
Modellprogrammen auf Bundes-, Landes- und lokaler
Ebene neue Strategien der Kooperationen entwickelt
und erprobt. Ein Beispiel dafür ist das im Folgenden
dargestellte Projekt.
125 Ein Weg dazu können sensibel eingesetzte offene bzw. (teil-)standar-
disierte Diagnoseverfahren zur Bestimmung des Hilfebedarfs sein. 
126 Vgl. http://www.fruehehilfen.de/3479.0.html sowie http://www.frue
hehilfen.de/3478.0.html
Hausbesuchsprogramm STEEP™
STEEP™ (Steps towards effective and enjoyable pa-
renting) ist ein in den USA seit Jahren erfolgreich er-
probtes Hausbesuchsprogramm. Es setzt darauf,
hoch belastete (werdende) Eltern von Säuglingen
und Kleinkindern von 0–3 Jahren, die einen Bedarf
an Clearing oder an Hilfen zur Erziehung haben, auf
das Zusammensein mit ihrem Kind vorzubereiten
und mithilfe von Videoaufnahmen („Seeing is belie-
ving“) von Eltern-Kind-Interaktionen ein gelunge-
nes, einfühlsames Verhalten zu erkennen und zu
festigen. Seit 2004 wird STEEP™ in einem hoch-
schulübergreifenden Verbund der HAW Hamburg
zusammen mit der FH Potsdam in Praxiseinrichtun-
gen eingeführt.
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– Die zweite Schwelle (siehe Diagramm von Schone
2008; Abb. 16.1) schließlich markiert die Übergänge
in die Gefährdungskonstellationen, also den Anwen-
dungsbereich des § 8a SGB VIII. Während Förderung
und Hilfe auf die freiwillige Mitwirkung der Eltern
setzen, ändert sich an dieser Stelle die Lage zunächst
aus der Sicht der Eltern gravierend: Aus der Freiwil-
ligkeit wird die Verpflichtung, an der Abwendung der
Kindeswohlgefährdung mitzuwirken; ggf. muss das
Jugendamt auch gegen den Willen der Eltern die Kin-
der schützen. Dies hat Folgen für alle Tätigkeitsberei-
che einschließlich der Kooperation: „Während die
Grenzlinie zwischen der ersten und der zweiten
Schwelle durch die Existenz und die Formulierung
individueller Rechtsansprüche von Eltern bei einer de-
fizitären Erziehung markiert ist, ist die Grenzlinie zwi-
schen der zweiten und dritten Schwelle dadurch ge-
kennzeichnet, dass hier nicht in Anspruch genommene
Rechtsansprüche von Eltern in Eingriffsverpflichtun-
gen des Staates (des Jugendamtes) umschlagen“ (Schone
2008, S. 60).127 Die entsprechenden Kooperationen
zwischen den beteiligten sozialstaatlichen Akteuren
geraten so unter das Vorzeichen ordnungsrechtlicher
Pflichten des Staates.
In den letzten zwei Jahren hat es vielfältige Bemühun-
gen der Jugendämter und der freien Träger sowie der
Fachdiskussion gegeben, die entsprechenden Vorga-
ben des 2005 neu in das SGB VIII aufgenommenen
§ 8a zum „Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung“
umzusetzen (z. B. in Form zusätzlicher Qualifizierung
von Fachkräften für den Kinderschutz, des Abschlus-
ses eigener Vereinbarungen zwischen den Jugendäm-
tern und den freien Trägern sowie der Einführung
neuer trägerinterner Regeln für den Kinderschutz).128
Die Anstrengungen, durch weiter gehende gesetzliche
Regelungen in Form von Kinderschutzgesetzen auf
Bundes- und auf Landesebene die Voraussetzungen
für die Praxis und die Kooperation der beteiligten und
verantwortlichen Akteure zu klären (vor allem in Be-
zug auf das Problem des Datenschutzes) und soweit
als möglich die Handlungsoptionen zu erweitern (z. B.
indem vorgeschlagen wird, Hausbesuche und die In-
augenscheinnahme bei begründetem Verdacht auf
Kindeswohlgefährdung zur Regel zu machen), bele-
gen, dass die Entwicklung noch nicht an ihr Ende ge-
kommen ist.
Es ist naheliegend, dass spätestens nach der zweiten
Schwelle die gesundheitsbezogenen Maßnahmen der
Kinder- und Jugendhilfe bzw. des Gesundheitssystems
vorrangig in Interventionen bestehen müssen, um
(weitere) Misshandlung, physische, psychische und
emotionale Vernachlässigung oder gar die Tötung von
Kindern zu verhindern. Die Diskussion der letzten
Jahre hat gezeigt, dass dabei Prävention, soziale Kon-
trolle und Intervention Hand in Hand gehen. Die lange
Zeit eher an den Rand des fachlichen Selbstverständ-
nisses gedrängten Kontrollfunktionen der Kinder- und
Jugendhilfe erwiesen sich dabei angesichts drohender
Kindeswohlgefährdungen einerseits als unabweisbar;
andererseits zeigen eine ganze Fülle von Fachtagun-
gen und Veröffentlichungen, wie sich die Kinder- und
Jugendhilfe mit diesem Aspekt ihrer Praxis noch im-
mer schwertut und welche Mühen es ihr bereitet, so-
ziale Kontrolle als Moment ihres fachlichen Handelns
zu begreifen. Die Diskussionen um den Stellenwert
sozialer Kontrolle als Moment der frühen Hilfen (vgl.
z. B. Keupp 2008; Schone 2008) indizieren dabei
nicht nur eine Herausforderung für die Kinder- und Ju-
gendhilfe, sondern für alle an dieser Stelle kooperativ
verbundenen Akteure.
Modellprojekt „Guter Start ins Kinderleben“
„Guter Start ins Kinderleben“ ist ein Modellprojekt
der Klinik für Kinder und Jugendpsychiatrie/Psycho-
therapie, Universitätsklinikum Ulm, zur frühen För-
derung der Beziehungs- und Erziehungskompetenzen
von Eltern in prekären Lebenslagen und insbeson-
dere zur Prävention von Vernachlässigung und Kin-
deswohlgefährdung im frühen Lebensalter. Ziel des
Modellprojektes ist es, die Voraussetzungen dafür zu
schaffen, belastete Eltern, wie etwa sehr junge und al-
lein erziehende Mütter früh und optimal zu unterstüt-
zen. Für eine optimale Unterstützung und Versorgung
werden an verschiedenen Standorten niedrigschwel-
lig und interdisziplinär angelegte Kooperationsfor-
men und Vernetzungsstrukturen zur gezielten Unter-
stützung eines guten Starts von Säuglingen und
Kleinkindern erprobt und entwickelt. Angebote der
Kinder- und Jugendhilfe sowie des Gesundheitssys-
tems werden dabei systematisch miteinander koordi-
niert und auf ihre Praxistauglichkeit hin überprüft.
Über eine Bestandsaufnahme der vorhandenen Ange-
bote der Hilfen für junge Eltern sowie der Vernet-
zungsstrukturen werden diese weiterentwickelt und
verbindliche Verfahrensregelungen und Zuständig-
keiten festgelegt. Die weiteren Schritte betreffen die
Weiterbildung von Fachkräften im Bereich der ent-
wicklungspsychologischen Beratung zur videoge-
stützten Bindungsförderung für Eltern mit Säuglin-
gen und Kleinkindern, sowie Unterstützung der
Praxis durch die Entwicklung von Instrumenten, wie
etwa eines Anhaltsbogens für ein vertiefendes Ge-
spräch mit Eltern, um einen möglichen Hilfebedarf in
der Zeit um die Geburt des Kindes wahrnehmen zu
können. Ein „Workshop Kinderschutz“ mit Fachkräf-
ten aus dem Schnittstellenbereich Gesundheit- und
Jugendhilfe ergänzen diesen Schritt. Als Ergebnis des
Projekts wird ein „Werkbuch Vernetzung“ vorgelegt,
das auch andere Kommunen in ihrer Vernetzungs-
arbeit unterstützen soll. Das Programm wird von den
Ländern Baden-Württemberg, Bayern, Rheinland-
Pfalz und Thüringen sowie dem Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
gefördert.
127 Im Originalzitat ist von Ebenen statt von Schwellen die Rede. Um
das Zitat an das oben dargestellte Modell anzupassen, wurde diese
Ersetzung im Zitat vorgenommen.
128 Vgl. z. B. hierzu auch die Empfehlungen des Bayerischen Landesju-
gendamtes zu den §§ 8a, 72 a SGB VIII.
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Gerade nach der zweiten Schwelle, wenn sich der Blick
auf Kinderschutz bzw. Gefahrenabwehr für Kinder rich-
tet, ist Elternarbeit/Elternbildung im Sinne einer Famili-
enaktivierung von besonders großer Bedeutung, wenn-
gleich sie hier besonders schwer realisierbar erscheint.
Ein gutes Beispiel liefert die Integrative Familienhilfe.
Diese gibt es z. B. im Margaretenstift in Saarbrücken
seit 1995 (zur Darstellung des Konzepts und zu seiner
Umsetzung vgl. Zimmer 2007, S. 112–133). Die Inte-
grative Familienhilfe ist eine Hilfe zur Erziehung nach
§ 27 SGB VIII. Von 1995 bis 1998 wurde die Integra-
tive Familienhilfe als Bundesmodellprojekt gefördert
und hat sich zwischenzeitlich vielfach etabliert. Ziel
des Ansatzes ist es, „stationäre Aufenthalte von Fami-
lien und ambulante Betreuung so zu verbinden, dass
mit den familiären Systemen sehr intensiv gearbeitet
werden kann“ (Deutscher Bundestag 1998, S. 259).
Eine sich abzeichnende wichtige Entwicklung ist in
der wachsenden Bereitschaft zu sehen, aus Fehlern zu
lernen (vgl. Fegert/ Besier 2008). Dies setzt einerseits
entsprechende institutionelle Kulturen und anderer-
seits entsprechende Verfahren voraus. Aus der Sicht
der Kommission wird dabei von besonderer Bedeu-
tung sein, dass Kinderschutz eine gemeinsame Auf-
gabe darstellt, die Fehleranalyse sich also nicht allein
auf Jugendämter und freie Träger beziehen darf, son-
dern auch auf andere Akteure (z. B. Hebammen oder
Schulen), die in Verdachtsfällen aktiv werden müssen.
Darüber hinaus muss geklärt werden, welche Instan-
zen sachgerecht in der Lage sind, Fehleranalysen
durchzuführen. Ein wichtiger Akteur für den Bereich
der Kinder- und Jugendhilfe könnten dabei – zumin-
dest im Prinzip – zukünftig die Landesjugendämter
sein, wobei die Bereitschaft hierzu von der Praxis aus-
gehen muss.
Trotz weitgehendem Konsens, dass es an dieser Stelle
einer verbesserten Zusammenarbeit bedarf, zeigen die
Erfahrungen in der Praxis, dass noch eine Reihe von
Hürden zu nehmen sind. Im Kern lassen sich derzeit
vor allem die folgenden benennen:
– Nach wie vor bestehen Unklarheiten und Unkennt-
nis über die Aufgaben- und Kompetenzbereiche
der beteiligten Institutionen und Fachdisziplinen in
den Netzen. Nicht immer ist klar definiert, was die
eigenen Zuständigkeiten sind, was andere Akteure
leisten, wo die jeweiligen Grenzen liegen und was
nur gemeinsam erbracht werden kann. Dies gilt auch
für die Kinder- und Jugendhilfe. Als ein Beispiel sei
auf die Debatte um die Rolle der Jugendämter im
Kontext des sogenannten Einlademeldewesens zu
den freiwilligen kinderärztlichen Vorsorgeuntersu-
chungen (U 1-9) verwiesen. Es ist durchaus um-
stritten, ob dem Jugendamt gleichsam automatisch
die Aufgabe zukommt, Eltern, die U-Termine ver-
säumen, anzusprechen und zur Einhaltung der Ter-
mine zu motivieren. Eine weitere viel diskutierte
Thematik dreht sich um das Fachverständnis der
Kinder- und Jugendhilfe als unterstützende vs.
kontrollierende Instanz und die Frage, wie Aufga-
ben sozialer Kontrolle fachlich angemessen umge-
setzt werden können (Schone 2008).
– Als unzureichend müssen nach wie vor die zur Ver-
fügung stehenden Ressourcen bezeichnet werden.
Schon vor der Einführung des § 8a SGB VIII litten
die Allgemeinen Sozialen Dienste bzw. die Bezirks-
sozialarbeit unter hohen Fallbelastungszahlen. So
berechtigt und wichtig die nun deutlicher formu-
lierten Aufgaben im Bereich Schutz vor Kindes-
wohlgefährdung sind, so muss auch konstatiert
werden, dass die dafür notwendigen personellen
Ressourcen keineswegs im gleichen Umfang – trotz
erkennbarer Aufstockungen in vielen Jugendamts-
bezirken – mit gewachsen sind. Zugleich indizieren
erste vorläufige Erfahrungen mit Meldesystemen,
z. B. zu den bereits erwähnten U-Untersuchungen,
dass die Jugendämter einerseits dafür erhebliche
Ressourcen bereitstellen müssen, denen anderer-
seits bislang kaum benennbare Effekte gegenüber-
stehen.
– Allerorten erweisen sich die sozialen Warnsysteme
als ressourcenaufwändig. Die Finanzierung über
Modellprogramme verdeckt derzeit noch vielerorts
das absehbare Folgeproblem, wer auf Dauer die
Kosten übernimmt.129 
Entgegen dem Alltagsverständnis ist der Begriff Kin-
deswohlgefährdung keineswegs eindeutig. Abgese-
hen von den unstreitig „klaren Fällen“ machen der
Praxis uneindeutige und wenig präzise vorhersagbare
Konstellationen zu schaffen. Zusammen mit dem öf-
fentlichen Druck sowie die Befürchtung, sich ggf. auf
der Anklagebank wiederzufinden, führen diese profes-
sionellen Unsicherheiten zu der Neigung, im Zwei-
felsfall die Eingriffsschwelle zu senken, damit man
sich später nicht Untätigkeit nachsagen lassen muss.
Das zuvor dargestellte Spektrum an Angeboten bezieht
sich fast ausschließlich auf Eltern mit Kindern und setzt
mit der Geburt ein. Während der Schwangerschaft gibt es
einerseits die medizinischen Vorsorgeuntersuchungen
und andererseits die auf die Geburt vorbereitenden Kurse,
die meistens von den Geburtskliniken und Hebammen
durchgeführt werden.
Diese Angebote erweisen sich schon seit Längerem als
unzureichend, weil es für werdende Eltern in belastenden
Situationen zwar Angebote über die medizinische Versor-
gung hinaus gäbe, deren Finanzierung aber nicht immer
gewährleistet ist. So gibt es Angebote der Lebensbera-
tung, z. B. vonseiten der Kirchen, wie auch der Familien-
und Schwangerschaftsberatung. Ebenso ist die Finanzie-
rung der Leistungen von Familienhebammen oder ggf.
vorgeburtlich notwendiger Familienhelferinnen nicht ab-
129 Hier ist zu verweisen auf die Breitenwirkung durch das Kinder-
schutzgesetz in Rheinland-Pfalz, durch das als erster Schritt das Kon-
zept der Fallpauschale eingeführt wurde, sowie in Bayern durch eine
entsprechende Förderrichtlinie zur Finanzierung von Netzwerkarbeit.
Gute Netzwerkstrukturen müssen gleichermaßen auf kommunaler
Ebene bottom-up (durch Corporate Identity, gemeinsame Verfahrens-
standards, administrativ festgeklopfte Strukturen, etc.) als auch auf
Länderebene top-down verankert werden.
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gesichert. Darüber hinaus sind viele dieser Angebote so-
wohl untereinander als auch mit der Kinder- und Jugend-
hilfe nicht ausreichend vernetzt.
Es bedarf deshalb dringend einer institutionellen Absiche-
rung – verbunden mit einer regelhaften Finanzierung – von
Beratungs- und Unterstützungsangeboten über die Gruppe
der minderjährigen Schwangeren (für die es seitens der
Kinder- und Jugendhilfe Unterstützung gibt) hinaus für
(junge) Eltern in entsprechenden Bedarfslagen. Die jüngst
wiederholt formulierte Einsicht, dass Kinderschutz vor der
Geburt, nämlich genau genommen bei der Familienplanung
beginnt, muss an dieser Stelle auch zu einer entsprechenden
Regelung der Zuständigkeiten und der Absicherung der Fi-
nanzierung führen. Ggf. reicht eine Klarstellung der For-
mulierungen des § 16 SGB VIII und eine Ergänzung des
beispielhaften Leistungskatalogs der Hilfen zur Erziehung
in §§ 27ff SGB VIII um Frühe Förderung, die ggf. bereits
vor der Geburt einsetzen könnte. Analog ist die Absiche-
rung der notwendigen Leistungen des Gesundheitswesens
im SGB V zu überprüfen und erforderlichenfalls zu ergän-
zen. Im § 16 SGB VIII wird im Absatz 2.1 hervorgehoben,
dass „junge Menschen auf Ehe, Partnerschaft und das Zu-
sammenleben mit Kindern vorzubereiten“ seien.
16.2 Kindertagesbetreuung
Es gibt in der Bundesrepublik (Stand 2007) 48 652 Kin-
dertagesstätten. Diese Zahl ist zwischen 1998 und 2007
– nach einem geringfügigen Rückgang in 2002 – gleich
geblieben (Lange 2008).
Die öffentliche Kindertagesbetreuung strukturiert sich in
Deutschland traditionell nach dem Alter der Kinder. Klas-
sische Formen der Betreuung sind zum einen die Kinder-
krippe (für die unter 3-Jährigen), der Kindergarten (für
Ta b e l l e  16.1
Zahl der Kinder mit Behinderungen zum Stichtag 15. März 2006 nach Art der Einrichtung 
und nach Bundesländern
Quelle: Deutsches Jugendinstitut (2008) auf der Basis des statistischen Bundesamtes 2006
Bundesländer 






absolute Werte absolute Werte in %
Baden-Württemberg 277 2.667 90,6
Bayern 1.119 3.374 75,1
Berlin 28 3.400 99,2
Brandenburg 552 1.455 72,5
Bremen 11 651 98,3
Hamburg 387 897 69,9
Hessen 448 3.948 89,8
Mecklenburg-Vorpommern 314 1.456 82,3
Niedersachsen 4.324 3.149 42,1
Nordrhein-Westfalen 1.531 8.780 85,2
Rheinland-Pfalz 821 1.831 69,0
Saarland 200 669 77,0
Sachsen 2.182 2.674 55,1
Sachsen-Anhalt 67 2.028 96,8
Schleswig-Holstein 453 2.477 84,5
Thüringen 0 2.648 100
D (mit Berlin) 12.714 42.104 76,8
O.-D. (ohne Berlin) 3.115 10.261 76,7
W.-D. (ohne Berlin) 9.571 28.443 74,8
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die 3- bis 6-Jährigen) und der Hort (für Schulkinder zwi-
schen 6 und 12 Jahren). Inzwischen gibt es eine Vielzahl
von Altersmischformen, die sogenannte kleine oder große
Altersmischung, bis hin zu einer „offenen“ Form der Be-
treuung, in der keinerlei Zuordnung mehr nach Alters-
gruppen vorgenommen wird.
Ein weiteres Betreuungsangebot stellen die Sonderkin-
dergärten dar. Diese haben sich über ein an Behinde-
rungsformen und den damit verbundenen Defiziten orien-
tiertes Förder- und Beschulungskonzept für Kinder mit
körperlichen, geistigen, Lern- und seelischen Behinde-
rungen sowie mit psychischen und sozialen Auffälligkeiten
an speziellen Schulen und Heimen entwickelt und sind da-
mit der Behindertenhilfe angegliedert (vgl. Kap. 13).
Aber nicht alle Kinder mit einer Behinderung besuchen
Sonderkindergärten (vgl. Tab. 16.1). Spätestens mit der
Verbreitung von Integrationsplätzen in Regelkindergärten
seit Anfang 1980 liegt die Zuständigkeit für einen Teil der
Kinder mit Behinderung wie für alle klassischen Formen
der Kinderbetreuung bei der Jugendhilfe (vgl. § 22a (4)
SGB VIII). Ungefähr die Hälfte der Kinder mit Behinde-
rung gehen in einen Regel- oder einen Integrationskinder-
garten, mit großen regionalen Unterschieden. Vereinzelt
existieren auch Integrationseinrichtungen im Bereich der
Krippen und Horte.
Die Kindertagespflege stellt ein weiteres Angebot dar, in
dem Kinder vom Säuglingsalter bis zum Schulalter für
Teile des Tages oder auch ganztags von Tagespflegeper-
sonen betreut werden. Der Schwerpunkt dieser Betreu-
ungsform liegt bei der Altersgruppe der unter 3-Jährigen,
da hier vor allem in Westdeutschland der größte Mangel
an Betreuungsplätzen herrscht und die Nachfrage der El-
tern sehr hoch ist.
Die Kindertagespflege hat sich in einem eher nichtöffent-
lichen Bereich entwickelt, d. h. hier wurden und werden
Privatverträge zwischen Eltern und einer Person ge-
schlossen, die bereit ist, die Betreuung des Kindes zu
übernehmen. Mit Inkrafttreten des Tagesbetreuungsaus-
baugesetzes (TAG) im Jahre 2005 wurde die gesetzliche
Gleichrangigkeit der Kindertagespflege gegenüber der in-
stitutionellen Kindertagesstätte festgeschrieben und der
Ausbau von öffentlich unterstützten Kindertagespflege-
plätzen angeregt. In dem am 1.1.2009 in Kraft getretenen
Kinderförderungsgesetz (KiföG) wurde im § 43 (3)
SGB VIII festgelegt, dass die Erlaubnis zur Kindertages-
pflege zur gleichzeitigen Betreuung von bis zu fünf frem-
den Kindern befugt. Landesregelungen können darüber
hinaus bestimmen, dass Tagespflegepersonen mit einer
pädagogischen Ausbildung auch mehr als fünf Kinder be-
treuen dürfen, allerdings nicht mehr als in einer ver-
gleichbaren Gruppe einer Tageseinrichtung.
16.2.1 Inanspruchnahme von Betreuung, 
Bildung und Erziehung in Tages-
einrichtungen für Kinder
Die Besuchsquoten der Tagesbetreuung weichen in Ost-
und Westdeutschland vor allem für Kleinkinder auch wei-
terhin beträchtlich voneinander ab. Nahmen 2007 in Ost-
deutschland 41 Prozent der Kinder unter drei Jahren einen
Betreuungsplatz in Anspruch, waren dies in Westdeutsch-
land lediglich 9,9 Prozent.
Die klassischen Betreuungsformen haben vor allem seit
Einführung des Rechtsanspruchs der 3- bis 6-jährigen
Kinder auf einen Kindergartenplatz (1996) einen kräfti-
gen Ausbau erfahren, so dass vor allem in Ostdeutschland
für die 3- bis 6-Jährigen von einer Vollversorgung gespro-
chen werden kann. In Ostdeutschland beträgt die Be-
suchsquote insgesamt 94 Prozent und in Westdeutschland
89 Prozent. Sieht man sich die Zahlen jedoch genauer an,
so fällt auf, dass in Westdeutschland die Quote der Inan-
spruchnahme bei den 3- bis 4-Jährigen lediglich bei
77,7 Prozent liegt, die der Kinder im gleichen Alter in
Ostdeutschland aber bei 93,6 Prozent (Lange 2008).
Dieser Entwicklung folgte dann ab 2005 (Einführung des
TAG) ein Ausbau von Plätzen für Kinder unter drei Jah-
ren. Ziel der Bundesregierung ist es, auf der Basis des
2008 verabschiedeten Kinderförderungsgesetzes (KiFöG)
bis zum Jahr 2013 für 35 Prozent der Kinder unter 3 Jah-
ren Betreuungsplätze zu schaffen (Weiß u. a. 2008). Zum
anderen bieten die Träger der Einrichtungen immer mehr
alterserweiterte Formen der Betreuung an, sodass inzwi-
schen manche Kindertagesstätten 2-Jährige aufnehmen
und eine Hortbetreuung am Nachmittag in die Einrich-
tung bzw. in einzelne Gruppen integriert wird (soge-
nannte große Altersmischung). Der Ausbau von Plätzen
für Kinder unter 3 Jahren fand in Westdeutschland bisher
vor allem dadurch statt, dass diese Kinder (meist 2-Jäh-
rige) vermehrt in die Gruppen der Kindergärten integriert
wurden. Diese Vorgehensweise ist wegen der fehlenden
fachlichen Ausstattung jedoch umstritten (Dittrich/Riedel
2008).
So besuchten 2006 bundesweit lediglich 7,2 Prozent der
Kinder unter 3 Jahren eine Kinderkrippe, aber 31,1 Pro-
zent einen Kindergarten mit altersgemischten oder alters-
homogenen Gruppen. In öffentlicher Kindertagespflege
befanden sich 1,5 Prozent dieser Kinder (Deutsches Ju-
gendinstitut 2008).
Bundesweit gab es 2007 insgesamt 28,5 Prozent Kinder
mit Migrationshintergrund in Kindertagesstätten, dieser
Anteil sinkt bei denjenigen, in deren Familien kein
Deutsch gesprochen wird, auf 17,2 Prozent. Die Daten
zeigen weiter, dass Eltern mit Migrationshintergrund und
einer nichtdeutschen Familiensprache ihre Kinder vor-
wiegend erst ab dem dritten Lebensjahr in eine Kinderta-
gesstätte geben (DJI/Dortmunder Arbeitsstelle 2008).
16.2.1.1 Ausbildungssituation der Tages-
pflegepersonen, Erzieherinnen und 
Erzieher sowie Kinderpflegerinnen 
und Kinderpfleger
Die Ausbildung von Tagespflegepersonen besteht aus
Kursen, die die Jugendämter oder andere Träger anbieten
und die einen sehr unterschiedlichen zeitlichen Umfang
zwischen ca. 15 und 160 Stunden haben (Deutsches Ju-
gendinstitut 2008a). Nach Weiß u. a. (2008) wird die
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Mehrzahl der Tagespflegepersonen in Deutschland nach
dem DJI-Curriculum Kindertagespflege fortgebildet.
Das pädagogische Personal einer Kindertagesstätte setzt
sich zum einen aus Erzieherinnen zusammen, die über-
wiegend nach zweijähriger Fachschulausbildung und
evtl. einem Berufsanerkennungsjahr ihre Berufsausbil-
dung abschließen, zum anderen aus Kinderpflegerinnen/
Sozialassistentinnen, die in einem oder zwei Jahren Be-
rufsfachschule ihre Anerkennung zur Arbeit in Kinderta-
gesstätten erwerben. Inzwischen ist das Feld der Ausbil-
dung von Erzieherinnen in den Ländern in Bewegung
geraten, nicht in allen Bundesländern wird noch ein Be-
rufsanerkennungsjahr gefordert, die Länge der Schulaus-
bildung sowie der Umgang mit Praktika verändern sich
vor allem da, wo Fachhochschulen und vereinzelt Univer-
sitäten ebenfalls Ausbildungsgänge für Erzieherinnen an-
bieten. Kinderpflegerinnen oder Personen ohne Fachaus-
bildung sind z. T. auf Hilfstätigkeiten beschränkt, sie
dürfen keine selbstständigen Aufgaben in der pädagogi-
schen Arbeit übernehmen. Die Leitung von Kindertages-
stätten wird überwiegend von Erzieherinnen und zum Teil
von Sozialpädagoginnen und -pädagogen übernommen.
Vereinzelt bieten inzwischen Universitäten auch zertifi-
zierte Weiterbildungsmöglichkeiten für Leiterinnen von
Kindertagesstätten an.
16.2.1.2 Die pädagogische Qualität von 
Betreuungsangeboten
Die pädagogische Qualität von Kindertagesstätten wird
neben den Strukturelementen meist durch Angebote aus-
gewiesen, die an spezifischen Konzepten orientiert sind.
Dabei spielen Ansätze der Fröbel-, Waldorf-, Montessori-
oder Freinetpädagogik oder auch der Situationsansatz
eine tragende Rolle. Die Konzepte beziehen sich vor al-
lem auf (soziale) Aktivitäten in Gleichaltrigengruppen so-
wie auf die altersgemäße Verselbstständigung von Kin-
dern und unterscheiden sich damit in ihren Inhalten
deutlich von denen der Schule. In neuerer Zeit hinzuge-
kommen sind z. B. Konzepte wie der spielzeugfreie Kin-
dergarten, der Waldkindergarten sowie unterschiedliche
Ansätze zur Sprachförderung und Angebote wie Umgang
mit erster Mathematik oder Erkundung von Naturphäno-
menen, die sich entweder an alle Kinder oder gezielt z. B.
an Kinder mit Migrationshintergrund richten. Kinderta-
gesstätten, die auch Kinder mit Behinderungen aufneh-
men, verfügen neben verbesserten Rahmenbedingungen
über Konzepte einer „Pädagogik für alle Kinder“, in die
die besonderen Bedürfnisse der Kinder mit Behinderung
integriert sind (Schöler u. a. 2005, Dittrich 2008).
Die Leitlinien der inhaltlichen Arbeit mit Kindern in Kin-
dertagesstätten wurden in allen Bundesländern in eigenen
Bildungsplänen130 festgeschrieben. Diese Bildungspläne
sind in Tiefe und Themenwahl, Umfang und Ausrichtung
sowie der Altersspanne der Zielgruppe sehr unterschied-
lich. In den meisten Bundesländern wird die Altersgruppe
der unter 6-Jährigen, in einigen Ländern sogar die Gruppe
der unter 1- bis10- oder der bis14-Jährigen berücksichtigt
(Friederich 2008). Nur in Mecklenburg-Vorpommern be-
zieht sich der Bildungsplan lediglich auf die letzten
10 Monate vor Schuleintritt.
Nicht in allen Bildungsplänen wurden also die pädagogi-
schen Anforderungen für die Arbeit mit Kindern unter
3 Jahren spezifiziert und nicht alle Bildungspläne haben
die Spezifik pädagogischer Arbeit bei der Aufnahme von
Kindern mit Behinderung dargestellt (Friederich 2008).
Die Entwicklung einer den Bildungsplänen entsprechen-
den schriftlichen Konzeption, die darüber hinaus ggf.
auch spezifische Aufgaben der Kindertagesstätten be-
rücksichtigt, gehört in den Kindertagesstätten heute zum
Standard. Soweit Tagespflegepersonen Konzeptionen für
die Kindertagespflege entwickeln, lehnen diese sich an
die der Kindertagesstätten an.
Eine zentrale Forderung für alle Institutionen der Kinder-
betreuung stellt die Fähigkeit der Erziehungspersonen
dar, den Bindungsbedürfnissen der Kinder (s. Kap. 5.1)
nachzukommen und diese in den Alltag der Einrichtung
zu integrieren. Die gelingende Übergabe eines Kindes
von einer vertrauten Bindungsperson (Mutter oder andere
vertraute Person) an die Erzieherin in einer Kindertages-
stätte (Krippe/Kindergarten) ist entscheidend dafür, dass
sich das Kind ohne übermäßige Stresserfahrungen in den
Alltag einer Kindertagesstättengruppe eingewöhnen kann.
In einer von der Stadt Stuttgart, Jugendamt sowie dem
Landeswohlfahrtsverband Württemberg- Hohenzollern
(2002) in Auftrag gegebenen Untersuchung zur Integra-
tion der unter Dreijährigen in die Kindertagesstätten des
Landes werden die Anforderungen wie folgt beschrieben:
„Das Wohl der Dreijährigen erscheint gesichert,
– wenn sie mit Hilfe ihrer Eltern langsam eingewöhnt
werden und eine Bindung zu einer neuen Bindungs-
person aufbauen können,
– wenn die Verfügbarkeit einer bekannten Bezugsperson
im Kindergartenalltag jederzeit gewährleistet ist,
– wenn Gruppengröße und Kinderdichte die Orientie-
rungsfähigkeit der Kinder nicht überfordern,
– wenn die Räume (bzw. die Raumgestaltung) ihnen so-
wohl den Kontakt zu einer Bezugsperson erleichtern
als auch ihre Wahrnehmung strukturieren und Bewe-
gungsraum bieten,
– wenn ihnen verlässliche Kontakte mit gleichaltrigen
Kindern garantiert werden,
– wenn ihnen Bezugspersonen zur Verfügung stehen,
die die Zuwendungs- und Entwicklungsbedürfnisse
von Zweijährigen verstehen und die bereit sind, Bin-
dungs- und Bildungsprozesse durch körperliche und
innere Präsenz dem Entwicklungsstand angemessen
zu unterstützen,
– wenn das Einrichtungsteam die Gruppenerziehung
von Zweijährigen akzeptiert und unterstützt und eine
130 Hier wird der Begriff der Bildungsrahmenpläne bzw. Bildungspläne
verwendet, obwohl diese Pläne in allen Ländern unterschiedliche Be-
zeichnungen haben. Ein Überblick über die Bildungspläne befindet
sich im Anhang 31.
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enge Zusammenarbeit mit den Familien pflegt.“ (Lan-
deshauptstadt Stuttgart, Jugendamt und Landeswohl-
fahrtsverband Württemberg-Hohenzollern 2002, S. 13)
Laewen und Andres (2002) beschreiben den Sinn einer
Eingewöhnungsphase: „Aus einem gelungen Eingewöh-
nungsprozess konstruiert das Kind ein internes Arbeits-
modell, in dem es seine Erfahrungen mit gelungenen
Kontakten aufbewahrt und als Modell zukünftiger Erfah-
rungen besitzt, das eine Überzeugung beim Kind schaffen
kann, auf seine Lebenssituation selbst Einfluss nehmen
zu können. So entsteht ein starkes Gefühl der ‚Selbst-
Wirksamkeit‘, das auch später die Heranwachsenden da-
vor schützt, sich als hilfloses Opfer von Umständen zu er-
leben.“ (2002, S. 160).
Für Krippe, Kindertagesstätte und Tagespflege liegen
Konzepte der Eingewöhnung vor (Infans 2008; Andres/
Laewen 1992; Laewen/Andres/Hèdervàri 2000), in denen
ein fünfstufiges Modell des Übergangs von der vertrauten
Bezugsperson zur Erzieherin begründet wird. Für die
Kinderkrippen sind diese Eingewöhnungsphasen zum an-
erkannten Bestandteil des pädagogischen Prozesses ge-
worden, wie auch (zumindest theoretisch) für die Kinder-
tagesstätten und die Tagespflege. 98 Prozent aller
Kindergärten und Krippen gaben bei der Kindertagesstät-
tenbefragung (Gragert u. a. 2009) an, dass sie eine Einge-
wöhnung durchführen. Dies zeigt den Stellenwert dieses
Prozesses in den Einrichtungen. Inwieweit sorgfältige
Eingewöhnungen aber tatsächlich Bestandteil des päda-
gogischen Alltags bundesweit geworden sind und welche
Qualität sie haben, muss aufgrund fehlender Untersu-
chungen in diesem Bereich offen bleiben. Tietze u. a.
(2007, 2007a) legten zur Qualitätsprüfung von Kinderta-
gesstätten, Kinderkrippen und Tagespflege Skalen vor,
anhand derer eine Überprüfung auch der Eingewöhnungs-
phasen für die Einrichtungen ermöglicht wird.
16.2.2 Gesundheitsförderung und gesund-
heitsbezogene Prävention in Krippe, 
Kindergarten, Hort und Tagespflege
Grundsätzlich eignet sich das Setting131 Kindertagesstätte
sehr gut für die Umsetzung von präventiven und gesund-
heitsförderlichen Lebensweisen, da hier fast alle Kinder
und ihre Familien erreicht werden können. Das bedeutet,
dass alle Kinder und im Besonderen sozial benachteiligte
Kinder und ihre Familien, Kinder mit Migrationshinter-
grund und Kinder mit (drohender) Behinderung gleicher-
maßen von gesundheitsförderlichen Ansätzen in der Kin-
dertagesstätte profitieren können.
Das Gutachten des Sachverständigenrates zur „Begutach-
tung der Entwicklung im Gesundheitswesen“ aus dem
Jahr 2005 weist auf eine Differenzierung zweier Arten
des Setting-Ansatzes (vgl. Teil A) hin: Zum einen „Ge-
sundheitsförderung im Setting“ (in diesem Fall die Kin-
dertagesstätte), zum anderen „Gesundheitsförderung durch
Settingentwicklung“ (Bauer/Bittlingmayer 2006). Im ers-
ten Fall wird die Kindertagesstätte als niedrigschwelliger
Zugangsweg und -ort für spezielle Zielgruppen genutzt,
um gesundheitsförderliche Interventionen durchzuführen.
Die meisten gesundheitsförderlichen Aktivitäten in Kin-
dertagesstätten beziehen sich wohl auf diesen ersten Ty-
pus (vgl. DJI, Datenbank ProKiTa in www.dji.de/prokita).
„Gesundheitsförderung durch Settingentwicklung“ ist da-
gegen viel umfassender und versucht z. B. durch Stadt-
teilentwicklung und Vernetzung langfristig gesundheits-
relevante und gesundheitsabträgliche Lebensbedingungen
zu modifizieren. Ein Beispiel einer so verstandenen Ge-
sundheitsförderung findet sich z. B. in den Early Excel-
lence Centers oder auch dem KiTZ (vgl. Kap 16.2.2.2).
Erst durch eine solche Gesundheitsförderung können die
Folgen möglicher sozialer Randständigkeit zumindest
teilweise nachhaltig aufgefangen werden. Der Ansatz der
„Gesundheitsförderung durch Settingentwicklung“ ist auch
insofern zielführender, weil „Defizite“ in gesundheitsre-
levanten Kompetenzen nicht individuumszentriert, son-
dern eingebettet in sozial ungleiche Alltagsstrukturen und
Lebensstile betrachtet werden.
16.2.2.1 Konzeptionelle Verankerung von 
Gesundheitsförderung und 
Prävention in den Bildungsplänen
Wie schon erwähnt, wurden in den letzten Jahren in allen
Bundesländern Bildungsrahmenpläne für Kindertages-
stätten132 mit Schwerpunkt auf dem Elementarbereich
entwickelt, die auf verschiedene Bildungsbereiche einge-
hen. In allen 16 Bildungsplänen gibt es Bildungsbereiche,
die sich mit dem Thema Gesundheit beschäftigen. Die
Bedeutung von Gesundheit wird vor allem dort betont,
wo der Gesundheitsbegriff der WHO verwendet wird.
Immerhin 9 von 16 Ländern beziehen sich auf diesen Ge-
sundheitsbegriff, drei weitere Bundesländer definieren ei-
nen ganzheitlichen Gesundheitsbegriff ohne Bezugnahme
auf die WHO. Die übrigen vier Länder haben den Begriff
„Gesundheit“ nicht reflektiert (Friederich 2008). Ein bun-
desweit gemeinsames Konzept zur Gesundheitsförderung
und Krankheitsprävention in Kindertageseinrichtungen
und der Tagespflege gibt es jedoch nicht. Unterschiede
der Konzepte ergeben sich nicht nur durch die jeweiligen
Bildungspläne, sondern auch durch die verschiedene Trä-
gerschaft der Einrichtungen sowie die jeweiligen Sozial-
räume, in die die Einrichtungen eingebettet sind.
In 14 von 16 Bildungsplänen wird nicht nach Gesund-
heitsförderung und Prävention unterschieden; Gesund-
heitsförderung und gesundheitsbezogene Prävention sind
jedoch implizit und vereinzelt auch explizit in den Bil-
dungsplänen verankert. Auch die Qualitätsstandards und
Bildungsbereiche für die Kindertagespflege (Tagesmüt-
ter) sind in den Bildungsplänen der Länder nicht festge-
131 „Dem Settingansatz liegt die Idee zu Grunde, dass Gesundheit kein
abstraktes Ziel ist, sondern im Alltag hergestellt und aufrechterhalten
wird“ (Altgeld 2004, S. 807f.). Nach der WHO bedeutet Setting „der
Ort oder der soziale Kontext, wo sich der Alltag der Menschen ab-
spielt, bei dem umweltbedingte, organisatorische und persönliche
Faktoren interaktiv Gesundheit und Wohlbefinden beeinflussen“
(World Health Organisation, WHO 1998, S. 264).
132 Vgl. Überblick über die Bildungsrahmenpläne bzw. Bildungspläne
im Anhang 31.
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schrieben. Zwar wird in dem vom DJI erstellten „Curricu-
lum für die Tagespflege“ (vgl. Weiß u. a. 2008), das
häufig der Qualifikation der Tagespflegepersonen zu-
grunde liegt, u. a. auch das Thema „Gesundheit“ (Ernäh-
rung, Bewegung und Ruhe, Körperpflege, hygienische
Maßnahmen und Schadstoffbelastung in und durch die
räumliche Umwelt, Sicherheit und Unfallprävention im
Innen- und Außenraum) aufgegriffen. Doch muss hier of-
fen bleiben, wieweit und in welcher Form dieses Thema
in der Aus- und Fortbildung von Tagespflegepersonen,
für die bisher verbindliche Standards fehlen, vermittelt
wird.
Die meisten Bildungspläne gehen auf die Themen Bewe-
gung, Gesundheit und Ernährung ein. Nur der Bildungs-
plan von Nordrhein-Westfalen, der allerdings derzeit
überarbeitet wird, verfügt außer dem Bildungsbereich Be-
wegung über keinen weiteren gesundheitsrelevanten Be-
reich. Daneben gehören Hygiene und Früherkennung zu
den klassischen Themen, auf die in fast allen Bildungs-
plänen eingegangen wird. Themen der Gesundheitsförde-
rung sind jedoch viel allgemeiner und ganzheitlicher an-
gelegt und weit umfassender als die konkreten
Maßnahmen der Gesundheitserziehung in Kindertages-
stätten. Solche übergreifenden Themen sind nicht selten
außerhalb der einzelnen Bildungsbereiche angesiedelt,
wodurch zwar ihre übergeordnete Bedeutung deutlich, die
Verzahnung mit den in den Bildungsplänen angesproche-
nen Bildungsbereichen aber vernachlässigt wird.
Im Allgemeinen liegt der Schwerpunkt in den gesund-
heitsbezogenen Bildungsbereichen auf den körperlichen
Gesundheitsressourcen. Daneben haben zahlreiche Bun-
desländer bereits die Bedeutung von psychischen Gesund-
heitsressourcen erkannt und zum Teil mit berücksichtigt.
Folgende Themen werden in den meisten Bildungsplänen
explizit angesprochen, wenn auch in Form und Tiefe sehr
unterschiedlich:
– Bewegung: Die Bewegungsförderung als Vorbeugung
von Übergewicht und motorischen Schwächen ist in
allen Bundesländern gut verankert.
– Ernährung: Die Bedeutung einer gesunden Ernährung
wird in fast allen Bundesländern explizit angespro-
chen, außer in Nordrhein-Westfalen.
– Hygiene/Körperpflege: Die Hygiene oder Körper-
pflege ist ein wichtiger Bestandteil der Gesundheitser-
ziehung in Kindertagesstätten und wird nach gelten-
den Regelungen in den Tagesstättenalltag eingebaut.
Der Themenbereich findet sich in elf Bildungsplänen
der Bundesländer, in einigen jedoch wird er nicht ex-
plizit erwähnt (Brandenburg, Bremen, Mecklenburg-
Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Thüringen).
– Körpererfahrung/-wahrnehmung/-bewusstsein: Auch die-
ser Themenbereich wird in beinahe allen Bildungsplä-
nen aufgegriffen, ausgenommen Thüringen. Allerdings
spielt dort die Bewegungserfahrung eine große Rolle,
womit implizit auch die Körpererfahrung angespro-
chen wird (Friederich 2008).
Neben den körperlichen Gesundheitsressourcen werden
auch folgende psychische oder personale Gesundheitsres-
sourcen in den Bildungsplänen häufig erwähnt:
– Stressbewältigung/Entspannung: In 12 von 16 Bil-
dungsplänen wird das Thema Stressbewältigung oder
– gleich häufig – das Thema Entspannung (die als
Strategie zur Stressbewältigung gelten kann) im Bil-
dungsbereich Gesundheit behandelt. Nur drei Länder
(Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern und
Nordrhein-Westfalen) gehen gar nicht auf diesen The-
menbereich ein, und Thüringen nicht explizit, weist
aber auf den ganzheitlichen Gesundheitsbegriff (kör-
perlich, psychisch, sozial) hin.
– Sexualität: In 10 von 16 Bildungsplänen ist Sexualität
ein Bestandteil des Bildungsbereichs Gesundheit (au-
ßer in Brandenburg, Bremen, Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Thüringen).
Neben diesen Ressourcen sind auch die sozialen Gesund-
heitsressourcen bedeutsam. Es finden sich allerdings erst
wenige Hinweise dazu in den gesundheitsrelevanten Bil-
dungsbereichen. In elf Bildungsplänen gibt es zur sozia-
len Kompetenz einen eigenen Abschnitt oder Bildungsbe-
reich, der neben dem Gesundheitsbereich steht. Eine
Verzahnung findet allerdings nicht unbedingt statt.
Die Bildungspläne enthalten häufig gesundheitsrelevante
Themen, die nicht unter dem Oberbegriff „Gesundheit“
erfasst wurden, wie z. B. Resilienz oder Partizipation.
Daneben werden in den Bildungsplänen noch weitere im-
plizit gesundheitsfördernde und/oder präventiv wirkende
Bildungsthemen genannt, wie z. B. geschlechtersensible
Erziehung, Sprache, Beteiligung der Eltern und andere.
Wenn das Kind sich z. B. als selbstwirksam erfahren
kann, Möglichkeiten der Beteiligung hat und eine ange-
messene Sprachkompetenz erwirbt, so trägt dies indirekt
zu seiner Gesundheit bei. Das Thema Bindung wird in
den Bildungsplänen der Länder nicht immer aufgegriffen
und sehr unterschiedlich tiefgründig behandelt.
16.2.2.2 Umsetzung von Gesundheits-
förderung und Prävention in 
der Kindertagesbetreuung
Die Bildungspläne bieten den Trägern und Kindertages-
stätten eine Orientierungshilfe und sind als Leitlinie zu
verstehen. Bei der Umsetzung und Ausgestaltung der Bil-
dungspläne gibt es in der Praxis einen großen Spielraum.
Bisher liegen keine wissenschaftlichen Erkenntnisse vor,
ob und inwiefern die Bildungspläne in Bezug auf Ge-
sundheitsförderung und Prävention in den jeweiligen Ein-
richtungen praktisch umgesetzt werden.
Eine bundesweite Befragung des Universitätsklinikums Ep-
pendorf und der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung (BZgA) 2005/2006, in die 643 Kindertagesstätten
einbezogen wurden, hat gezeigt, dass zwei Drittel aller be-
fragten Einrichtungen im zurückliegenden Jahr „Gesund-
heits-Projekte“ durchgeführt haben, die sich meist auf die
Kinder, zur Hälfte auch auf die Familien und seltener auf
die Erzieherinnen bezogen. Zu den Inhalten der Projekte
gehörten im Wesentlichen die Themen Bewegungsförde-
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rung, Zahnpflege, Verkehrserziehung, Förderung gesun-
der Ernährung und Sprachförderung (vgl. Kliche u. a.
2008).
Es würde den Rahmen sprengen, alle präventiv ausge-
richteten und gesundheitsförderlichen Aktivitäten in Kin-
dertagesstätten darzustellen, hier kann nur auf Übersich-
ten verwiesen werden. So bietet die Recherche des
Bremer Instituts für Präventionsforschung und Sozialme-
dizin (Dreas/Spiegel/Hassel 2008) eine gute Übersicht zu
Good Practice-Ansätzen in den Bereichen Bewegung, ge-
sunde Ernährung und Entwicklung eines gesunden Kör-
pergewichts. Die ProKiTa Datenbank des Deutschen Ju-
gendinstituts (DJI)133, die kontinuierlich fortgeschrieben
wird, erlaubt einen Überblick über wissenschaftlich ge-
prüfte und übertragbare Projekte zu unterschiedlichen Be-
reichen, wie Gesundheit, Sprache, Integration etc.. Es
gibt darüber hinaus noch weitere Datenbanken, z. B. von
der BZgA oder der Plattform Ernährung und Bewegung,
die mit jeweils unterschiedlichen Fokus und verschiede-
nen Qualitätskriterien Projekte aufgenommen haben.
Ein nicht zu vernachlässigendes Problem besteht dabei
insofern, als bisher allgemein akzeptierte und verbindli-
che Kriterien für „Good Practice“-Projekte im Bereich
Gesundheitserziehung fehlen. Zwar wird im Bremer In-
stitut für Präventionsforschung und Sozialmedizin derzeit
an solchen Kriterien gearbeitet, doch unterscheiden sich
die Kriterien der Medizin erkennbar von jenen der sozial-
wissenschaftlichen Präventionsforschung sowie von je-
nen der Projektdatenbanken in der Kinder- und Jugend-
hilfe (vgl. Kap. 20.6 und Kap. 23.1.11).
Wenn im Folgenden einzelne Praxisbeispiele genannt
werden, so ist damit keinerlei Wertung verbunden, son-
dern dies dient vor diesem Hintergrund lediglich der Ver-
anschaulichung von Ansätzen, die sich an den gesund-
heitsrelevanten Entwicklungsthemen für 3- bis 6-Jährige
(Sprechen, Bewegung, Achtsamkeit) orientieren.
Für die Bereiche Bewegung, Ernährung und Entspannung
gibt es in Deutschland eine Vielzahl an Projekten, die ent-
weder von öffentlichen Trägern finanziert und gefördert
werden oder aus eigener Initiative der Einrichtung heraus
entstanden sind. Von diesen sollen drei exemplarisch ge-
nannt werden:
Das Projekt „Besser Essen – mehr bewegen – Gesund
sind wir stark! Sagliki daha güclüyüz!“ (Berlin) richtet
sich vor allem an Kinder und Familien mit Migrations-
hintergrund. Durch die Ausbildung eines Mentoren- und
Trainer-Netzwerkes (u. a. mit muttersprachlichen Multi-
plikatoren) werden die Gewohnheiten von Familien mit
Migrationshintergrund eruiert und versucht, unterstützend
im Sinne von Gesundheitsförderung zu wirken.134
Das Projekt „Agenda 21 – Projekt Kindergesundheit“ der
Stadt Karlsruhe fördert „gesunde Ernährung, ausrei-
chende Bewegung und nachhaltige Alltagsmobilität“ mit
dem Ziel, den Anteil der übergewichtigen Kinder bei der
Einschulung zu verringern.135
Das Projekt „gesunde kitas – starke kinder“ der Plattform
Ernährung und Bewegung e. V. (peb) in Berlin hat ein Pi-
lotprojekt für die Bereiche Ernährung, Bewegung und
Entspannung gestartet. Das Projekt engagiert sich für eine
ganzheitliche Gesundheitsförderung, die gleichzeitig die
Bildungs- und Entwicklungsprozesse der Kinder stärkt.136
Für den Bereich „Sprechen und Sprache“ soll hier das
Projekt „Sprachliche Förderung in der KiTa“ (DJI) dar-
gestellt werden. Das Projekt zielt darauf, sprachliche Fä-
higkeiten in ihrer entwicklungsdynamischen und diffe-
renzierten Funktion für das kindliche Handeln und
Denken sichtbar zu machen. Deren Qualität hängt von ei-
nem anregungsreichen Umfeld ab, in dem sich kindliche
Neugierde, Lust an Bewegung und am Erforschen der
Umgebung entfalten können. Ausgangspunkt des Kon-
zeptes ist es, Kinder als lernbereite Persönlichkeiten im
Gesamt ihrer Entwicklung zu begreifen. In diesem Basis-
konzept für die Sprachförderung in der Kita werden zu-
nächst die vier Bildungsbereiche Musik, Bewegung, Me-
dien und Naturwissenschaften mit ihren spezifischen
sprachfördernden Möglichkeiten dargestellt sowie Hin-
weise für Umsetzungsmöglichkeiten für die Erzieherin-
nen erarbeitet. Dazu werden die Bildungsbereiche unter
dem Aspekt ihrer sprachlichen Potenziale betrachtet, wo-
bei kommunikative und strukturelle sprachliche Elemente
sowie die Langfristigkeit des kindlichen Spracherwerbs
berücksichtigt werden. Angesprochen werden alle Kinder
einer Einrichtung (ohne/mit Migrationshintergrund, ohne/
mit Behinderung). Das entwickelte Basiskonzept wurde
in der zweiten Projektphase in Kooperation mit Modell-
standorten in sechs Bundesländern didaktisch erweitert
und in der Praxis erprobt (Jampert u. a. 2009).137
Das Projekt „Integration in Kinderkrippen“ der Ludwig-
Maximilians-Universität München wurde aufgrund seiner
Einzigartigkeit ausgewählt. Der konzeptionelle Rahmen
des Begleitforschungsprojektes beinhaltet die Erarbeitung
von Qualitätsstandards für integrative Kinderkrippen der
Landeshauptstadt München (Altersgruppe bis 3 Jahre).
Vor diesem Hintergrund stehen im Begleitforschungspro-
jekt zwei Ziele im Vordergrund: Bestandsaufnahme zur
Qualität in diesen Kinderkrippen und Festlegung von
Qualitätsstandards für die Integrationsentwicklung in die-
sen Einrichtungen. Als Arbeitsergebnis wurden 32 Quali-
tätsstandards für die Arbeit in integrativen Kinderkrippen
formuliert, mit denen sowohl die Bereichsleitung Kinder-
krippen im Sozialreferat München als auch die beteiligten
Modelleinrichtungen träger- und einrichtungsspezifisch
weiterarbeiten können. Die Qualitätsstandards stellen eine
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Trotz dieser positiven Beispiele gelungener Gesundheits-
förderung und Prävention in Kindertagestätten stellt sich
die Frage, ob und wie Gesundheitsförderung und Präven-
tion in der Praxis und auch jenseits von speziellen Pro-
grammen umgesetzt werden und ob die vorhandenen
Rahmenbedingungen darauf schließen lassen, dass die in
den Bildungsplänen verankerten Gesundheitsziele tat-
sächlich realisiert werden können.
Ohne an dieser Stelle generalisierende Aussagen treffen zu
können, ist dennoch auf allgemeine Rahmenbedingungen
hinzuweisen, die für viele Erzieherinnen und Beschäftigte
in Kindertagesstätten gelten: Für die Umsetzung der Bil-
dungspläne in den Ländern sind die Träger der Kinderta-
gesstätten verantwortlich. Sie sind aufgefordert, notwen-
dige Fortbildungen zu ermöglichen und dafür Sorge zu
tragen, dass die Erzieherinnen daran teilnehmen können. In
der Regel stehen jeder Vollzeitkraft 5 Tage für Fortbildun-
gen zur Verfügung. In der Realität ist der Alltag von Erzie-
herinnen jedoch durch Zeitmangel, Personalausfall auf-
grund von hohen Krankenquoten (vgl. Tab. 16.2.) und eine
insgesamt knappe Personalausstattung geprägt.
Exkurs 16.1 Konzept „Early Excellence“ und „KiTZ“
Das Konzept der Early Excellence Centres (EEC) entstand vor ca. 20 Jahren in Großbritannien und wird derzeit in eini-
gen Städten Deutschlands, insbesondere in Berlin, umgesetzt. Im Mittelpunkt der Überlegungen stand und steht das Ziel,
der sozialen Benachteiligung von Kindern entgegenzuwirken. Grundannahme dabei ist, dass jedes Kind einen Anspruch
auf exzellente und individuelle Förderung hat und diese Förderung in der Kindertagesstätte beginnen sollte.
Die in England bestehenden Early Excellence Centres richten sich vor allem an benachteiligte Zielgruppen und haben
sowohl Bildung (bessere Schulleistungen) als auch Gesundheitsvorsorge, Hilfen für Eltern und gesellschaftliche Inte-
gration zum Ziel. Die EEC verstehen sich daneben als Familientreffpunkte mit folgenden Fragestellungen:
– Wie kann eine hohe Qualität der Bildung, Erziehung und Betreuung in Kindertagesstätten gewährleistet werden,
die gerade auch Kinder aus benachteiligten Familien erreicht?
– Wie kann die Erziehungskompetenz gerade auch sozial benachteiligter Eltern gestärkt werden?
– Welchen Beitrag kann eine Kindertagesstätte für den Aufbau einer familienfreundlichen Infrastruktur im Sozial-
raum leisten? (vgl. Hebenstreit-Müller 2006)
Im Early Excellence Ansatz soll das Kind in seinen Kompetenzen wahrgenommen und von den Erzieherinnen unter-
stützt werden. Dabei werden die Eltern so eingebunden, dass sie die Absichten und Wahrnehmungen ihrer Kinder
verstehen lernen. Betont wird dabei das gemeinsame Interesse von Eltern und pädagogischen Fachkräften an der
bestmöglichen individuellen Förderung des Kindes im Sinne einer Ressourcenorientierung aller Beteiligten. Dies
kann beispielsweise hinsichtlich der Entwicklung gesundheitsförderlicher Lebensweisen bedeuten, dass immer wie-
der Anlässe geschaffen werden, bei denen Kinder und Eltern ihre Ziele und Kompetenzen einbringen können, aber
auch die Möglichkeit der Kompetenzerweiterung durch die Unterstützung der Erzieherinnen erhalten, wobei die Inte-
gration des „Neuen“ in den eigenen Familienalltag gefördert wird. Die Methoden und Strategien der Early Excellence
Centres sind so angelegt, dass Eltern zum Hauptmotor der Entwicklung ihrer Kinder werden können. Dies in dem
Wissen, dass ohne diesen Fokus insbesondere bei Kindern aus armen und sozial belasteten Familien viele Bildungs-
und Förderangebote nur sehr geringe Effekte zeigen. Jedes EEC versteht sich selbst nicht nur als Teil, sondern als Ka-
talysator für den Aufbau einer familienfreundlichen Infrastruktur in einem Gemeinwesen. Dazu werden benötigt:
– Angebote frühkindlicher Bildung und Betreuung mit hohem Qualitätsstandard,
– Einbeziehung der Eltern in die Bildungsprozesse ihrer Kinder,
– Familienunterstützende Angebote,
– erwachsenenbildungs- und arbeitsmarktbezogene Angebote
– Fort- und Weiterbildung sowie Forschung,
– lokale Gesundheitsdienste.
In Bezug auf Gesundheitsförderung und Prävention erfordert dies auch eine gute Zusammenarbeit mit dem öffentli-
chen Gesundheitsdienst, den niedergelassenen Ärzten und Zahnärzten. Eine erfolgreiche Gesundheitsförderung in ei-
ner Einrichtung der Kindertagesbetreuung bedeutet dann, dass neben einer guten Vernetzung und Nutzung der infra-
strukturellen Gegebenheiten die Selbstwirksamkeitserfahrungen der Kinder in den Mittelpunkt gestellt werden und
ihnen die Möglichkeit der Kompetenzerweiterung geboten wird.
Das KiTZ (Kindertageszentrum)-Konzept, das derzeit in München an 10 Standorten umgesetzt wird, orientiert sich
eng an dem Konzept des EEC und bietet den Eltern darüber hinaus auch zugehende Angebote an. Das bietet einer-
seits den Vorteil, dass die Fachkräfte in den Kindertagesstätten ein besseres Verständnis von dem Lebensumfeld der
Kinder und ihren Eltern gewinnen, und andererseits, dass Eltern bei der individuellen Förderung des Kindes zu Hause
unterstützt werden.
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Ta b e l l e  16.2
Einhaltung des Personalschlüssels 
in den Einrichtungen
Quelle: Gragert u. a. (2009)
Das lässt zum einen die Vermutung zu, dass die Arbeits-
bedingungen für die Erzieherinnen an sich schon belas-
tend und wenig gesundheitsförderlich sind und sie daher
den Auftrag, Gesundheit an Kinder und Familien weiter-
zuvermitteln, nur „so gut wie möglich“ umsetzen können.
Zum anderen bedeuten Personalausfall und hohe Kran-
kenquoten, dass Fortbildungen nur unzureichend in An-
spruch genommen und somit die nötigen Informationen
zu Gesundheit, Gesundheitsverständnis, Gesundheitsför-
derung und Prävention nicht oder nur unzureichend auf-
genommen und an die Kinder und ihre Familien weiter-
vermittelt werden können.
Auch die Rahmenbedingungen in Bezug auf die Ausbil-
dung erscheinen nicht sehr günstig: Das Thema Gesundheit
von Kindern ist zwar Teil der Ausbildung von Erzieherin-
nen, bleibt dort jedoch häufig eng begrenzt auf die Themen
Körperpflege und Verhaltensweisen bei Erkrankungen von
Kindern und wird eher selten ganzheitlich aufgegriffen.
Ein weiterer Problembereich könnte eine gewisse Müdigkeit
der Teams in den Einrichtungen gegenüber neuen inhaltli-
chen Anforderungen sein, waren sie doch in den vergange-
nen zehn Jahren gefordert, nicht nur die Integration von
behinderten Kindern und von Kindern mit Migrationshinter-
grund umzusetzen, sondern auch die Nationale Qualitäts-
offensive und die Programme zu Sprach- und naturwissen-
schaftlichen Themen – wobei gleichzeitig die Möglichkeiten
von Teamarbeit und Vorbereitungszeiten, bedingt durch
Sparmaßnahmen, weiter eingeschränkt wurden.
Mit der verstärkten Aufnahme von Kindern unter 3 Jah-
ren in die Kindergärten steigen die Anforderungen an die
Umsetzung von differenzierten gesundheitsförderlichen
Arbeitsansätzen. Inwieweit diese Aufgaben in der Praxis
hinreichend erfüllt werden können, erscheint fraglich,
weil die dafür notwendigen Voraussetzungen (Reduzie-
rung der Gruppengrößen, mehr Personal und fachliche
Fortbildungen für diese besondere Aufgabe) nicht in allen
Kindertagesstätten durchgesetzt wurden.
Auch die Bedingungen für die Umsetzung von mehr ge-
sundheitsbezogener Chancengleichheit in Kindertagesstät-
ten als Ort von Prävention und Gesundheitsbildung, wie sie
die Strategie der Bundesregierung zur Förderung der Ge-
sundheit (BMG 2008a) und der Nationale Aktionsplan für
ein kindgerechtes Deutschland (BMFSFJ 2005) vorsehen,
scheinen nicht überall günstig. Zwar besuchen die meisten
Kinder zwischen 3 und 6 Jahren einen Kindergarten und
können insofern dort erreicht werden, womit hier zumin-
dest theoretisch gute Voraussetzungen für dieses Ziel vor-
handen sind, diese müssen allerdings von den Erzieherin-
nen kompetent genutzt werden. Weniger erreichbar ist
zudem vor allem in Westdeutschland die Altersgruppe der
unter 3-Jährigen, da hier die Angebote eng begrenzt sind
und aufgrund der sehr hohen Nachfrage vor allem Kinder
mit berufstätigen Eltern aufgenommen werden, während
Kinder aus sozial hoch belasteten Familien häufig kaum ei-
nen Zugang zu diesen Angeboten finden.
Hinsichtlich der Tagespflege gibt es großen Nachholbe-
darf, vor allem, was die Sicherung von Qualifizierungen
in diesem Bereich angeht. Denn um Gesundheitsförde-
rung und Prävention im Bereich der Tagespflege zu ver-
ankern, muss das Thema Gesundheit erst noch überall
Eingang in die grundlegende Fortbildung finden, über de-
ren angemessenen Umfang allerdings zuerst einmal eine
Einigung erzielt werden muss. Nur so können die Voraus-
setzungen dafür geschaffen werden, dass alle Tagespfle-
gepersonen genügend Verständnis für Fragen der Gesund-
heit und des Wohlbefindens von Kleinkindern entwickeln
können. Ein weiterer Schritt zur Qualifizierung der Ta-
gespflegepersonen läge in Unterstützungsnetzwerken. Sie
sollten deren Isolierung aufheben, indem sie Arbeitsgrup-
pen zur kollegialen Beratung ermöglichen, in die dann
Fortbildungsinhalte einfließen könnten. Denkbar wäre
auch eine Anbindung der Tagespflegepersonen an die
Teams der Kindertagesstätten, ebenfalls mit dem Ziel der
kollegialen Beratung.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Themen Be-
wegung, Ernährung, soziale Kompetenz und Sprache
konzeptionell in den Bildungsplänen gut verankert sind.
Große Heterogenität zeigt sich jedoch bei der Ausgestal-
tung der Bildungspläne auf der Ebene des konkreten Han-
delns, so anhand von Praxisbeispielen für unterschiedli-
che Altersgruppen.
Auf der Ebene der Umsetzung gibt es derzeit, abgesehen
von ausgewählten Modellprojekten, keine wissenschaftli-
chen Erkenntnisse darüber, wie diese Themen in die Pra-
xis transportiert und dort umgesetzt werden und zu wel-
chen Effekten es dadurch bei Kindern, Eltern und
Erzieherinnen kommt.
Um bei den gesundheitsförderlichen Maßnahmen in Kin-
dertagesstätten und Tagespflege Nachhaltigkeit erreichen
zu können, sollte die Fachpraxis und -diskussion auch die
Eltern in den Blick nehmen und zudem gesundheitsför-
derliche Arbeitsbedingungen für Erzieherinnen, die ja die
Mittlerinnen des Themas Gesundheit sein sollen. Denn
den Arbeitsbedingungen für Erzieherinnen wurde bisher
in Projekten zur Gesundheitsförderung kaum Beachtung
geschenkt, er bedarf jedoch endlich der nötigen Aufmerk-
samkeit und vielfach der deutlichen Verbesserung.
Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass Ge-
sundheitsförderung in der Kindertagesbetreuung besonders
dann gelingen kann, wenn Ansätze, Konzepte und Inter-
ventionen nicht nur themenorientiert und isoliert durchge-
führt werden, sondern in einen Gesamtkontext eingebettet
sind, der über die Kindertagesstätte hinaus geht.
Wie oft kommt es vor, dass in der Einrichtung unter 
dem gesetzlich geregelten bzw. festgelegten 
Personalschlüssel gearbeitet wird?
Ost West Gesamt
häufig 29,1 % 22,0 % 23,2 %
manchmal 37,2 % 36,3 % 36,4 %
selten 22,8 % 28,3 % 27,4 %
nie 10,9 % 13,4 % 13,0 %
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16.3 Schnittstellen
16.3.1 Ganztagesbetreuung im 
Grundschulbereich
Gesunde Entwicklung ist eine wichtige Voraussetzung für
gelingende Bildungsprozesse (Paulus 2000; Paulus/Zurhorst
2001). Daneben ist in Schulen ein Auftrag zur Gesund-
heitsbildung, -erziehung und -förderung verankert, den
die Bundesländer in ihren Schulgesetzen festgelegt ha-
ben. Gesundheitserziehung, -bildung und -förderung sind
in Deutschland integraler Bestandteil des schulischen Bil-
dungs- und Erziehungsauftrags. In diesem Rahmen über-
nehmen einzelne Schulfächer (z. B. Sachkunde und
Sport) eine Leitfunktion (Paulus 2008). Um nachhaltig
wirksam werden zu können, brauchen schulische Ge-
sundheitsförderung und gesundheitsbezogene Prävention
Kooperationspartner aus den Bereichen Jugend-, Fami-
lien- und Sozialpolitik, die im Zusammenspiel robuste
Unterstützungssysteme errichten.
Schulische Gesundheitsförderung, die sich dem Setting-
Ansatz der Gesundheitsförderung verpflichtet fühlt, zeigt
einige Ähnlichkeiten zum Auftrag der Kinder- und Ju-
gendhilfe (Seifert 2002; Witteriede 2003; Homfeldt 2004;
Homfeldt/Sting 2006), der im SGB VIII festgelegt ist und
lautet, Heranwachsende in ihrer Entwicklung zu fördern,
Benachteiligungen zu verhindern bzw. abzubauen und da-
ran mitzuwirken, positive Lebensbedingungen aufrecht-
zuerhalten/zu schaffen (§ 1, (1, 3 4); § 2, (2) SGB VIII).
Eine gewisse Deckungsgleichheit zwischen schulischer Ge-
sundheitsförderung und Kernaufgaben der Jugendhilfe be-
steht auch bezüglich der fachlichen Standards und
Konzepte: (Salutogenetische) Ressourcenorientierung,
Empowerment, Partizipation, Lebensweltorientierung und
Integration sind in der schulischen Gesundheitsförderung
wie in der Kinder- und Jugendhilfe Leitgedanken in der
Ausgestaltung von (Hilfs-)Angeboten. Auf diese Weise ist
ein erhebliches Synergiepotenzial (Paulus 2008) vorhan-
den, das sich zur Qualitätsentwicklung bzw. -sicherung der
schulischen Gesundheitsförderung und der schul- und ge-
sundheitsbezogenen Jugendhilfe nutzen lässt (§ 13 (1 und 4)
SGB VIII). Noch längst ist dieses Potenzial nicht ausge-
schöpft, aber in Teilen auch noch gar nicht entwickelt
(Witteriede 2003). Die gesetzlichen Grundlagen der
potenziellen Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe
finden sich in den Schulgesetzen der Länder, in gemeinsa-
men Runderlassen, Bestimmungen sowie Ausführungsge-
setzen des SGB VIII und weiteren Vorgaben. Es ist ein
schwieriges Unterfangen, einen Überblick über diese Fel-
der der Kooperationsformen/-projekte zwischen Jugend-
hilfe und Schule zu generieren, da beide Akteure sich nicht
immer eindeutig zuordnen lassen (Paulus 2008).
Im Ganztagsschulbetrieb bietet die Zusammenarbeit zwi-
schen Jugendhilfe und Schule neuartige Entwicklungs-
möglichkeiten (Arnoldt u. a. 2007). Ergebnisse aus der
empirischen Bildungsforschung im Ganztagsschulbereich
demonstrieren, dass sich Projekte zwischen Schule und
Jugendhilfe im Feld der Gesundheitsförderung entwi-
ckeln konnten. Dies wird auch dadurch erleichtert, dass
rund zwei Drittel der Schulen bei der Gestaltung des
Ganztagsangebots mit Kooperationspartnern zusammen-
arbeiten. Dies sind zumeist Sportvereine und verschie-
dene Träger der Jugendhilfe, die vor allem in Bezug auf
Grundschulen eine herausgehobene Position als Koopera-
tionspartner haben, da sie an etwa 70 Prozent der Schulen
Angebote machen. Die Kinder- und Jugendhilfe profiliert
sich dabei in zahlreichen Gebieten: Sie führt häufiger als
andere Partner die Angebote im Bereich des sozialen Ler-
nens durch (AGJ 2008c); es lassen sich aber auch Ange-
bote zu den Themen Bewegung und Ernährung sowie
Stressabbau und Kommunikation bzw. Konfliktbewälti-
gung finden. Diese Vielfalt spiegelt sich sowohl in der
Qualität als auch in der Komplexität der Ansätze wider:
Sie reicht von einfach strukturierten verhaltenspräventi-
ven Gesundheitsmaßnahmen über settingbezogenes Ge-
sundheitsmanagement bis hin zur engen Vernetzung mit
externen Akteuren (Paulus 2008). Allerdings erfolgt die
Zusammenarbeit von schulischer Gesundheitsförderung
und schulbezogener Jugendhilfe nicht bzw. nur vereinzelt
auf einer so professionellen Stufe, dass eine Realisierung
des Setting-Ansatzes der gesundheitsfördernden Schule
möglich ist (Witteriede 2003). Dies liegt zum einen da-
ran, dass die Zusammenarbeit von schulbezogener Ju-
gendhilfe und schulischer Gesundheitsförderung durch
allgemeine Schwierigkeiten der Kooperation von Jugend-
hilfe und Schule beeinträchtigt ist. Zum anderen ist zu
konstatieren, dass Gesundheitsförderung als fachliche
Perspektive und explizite Praxis in einer sich als ganz-
heitlich und lebensweltorientiert verstehenden Kinder-
und Jugendhilfe bisher ein Schattendasein führt (Neu-
bauer/Wilser 2005; vgl. Kap.15). Hingegen offeriert die
Ganztagsschule ein pädagogisches Handlungsfeld, das
aber im Bereich der Gesundheitsförderung nicht optimal
entfaltet ist. Die Ganztagsschule kann aus gesundheitsför-
derlicher Perspektive einen homogenisierenden Effekt
(Paulus 2000) zur Senkung gesundheitlicher Beeinträchti-
gung und zur Erhöhung gesundheitlicher Chancengleich-
heit bei Heranwachsenden stärker akzentuieren und an-
streben als die Halbtags(grund)schule, wenn es ihr
gelingt, Betreuungsaufgaben zu integrieren. Dazu gehört
der Blick auf Ernähren, Essen, Bewegen, Stressbewälti-
gung im Sinne von Spannungsausgleich, kurzum der
Blick auf körperbezogene Betätigungen, die auch in die
Ganztagsschule noch viel grundlegender zu integrieren
sind (vgl. Homfeldt 2005).
Unter gesundheitswissenschaftlichen Gesichtspunkten ist
erkennbar, dass der Wandel von Lernqualität und pädago-
gisch gestalteter Lernzeit in Ganztagsschulen gesundheit-
liche Effekte auf den Gebieten Resilienzförderung und
der Stärkung des Kohärenzgefühls der Schülerinnen und
Schüler hat. Dieses Gefühl, bezogen auf die Wahrneh-
mung von Schule, Schulleben und Unterricht, ist ein salu-
togener Faktor für Aufrechthaltung und Entwicklung psy-
chischer Gesundheit (Paulus 2006). Wird Gesundheit so
in die Schule eingegliedert und gelebt, stehen Maßnah-
men der gesundheitsbezogenen Prävention und Gesund-
heitsförderung in unmittelbarer Beziehung zum Anliegen
der „guten und gesunden Schule“. Des Weiteren wird da-
durch das Ziel verfolgt, in Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Anbietern Heranwachsenden zu einem guten,
gesunden Aufwachsen zu verhelfen. Gelingt dies, erhöht
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sich die Wahrscheinlichkeit, (psychische) Gesundheit als
Handlungsmaxime in die schulische Alltagskultur zu
übernehmen und dort zu verankern (Paulus 2008).
16.3.2 Gesundheitssystem
16.3.2.1 Krankenkasse und Kindergarten
Die vom Arbeitskreis II der Spitzenverbände der Kranken-
kassen beschlossenen außerbetrieblichen Präventions- und
Gesundheitsförderungsziele für 2008 und 2009 zielen ins-
besondere auf eine Reduktion von Krankheiten des Kreis-
laufsystems und beziehen sich im Wesentlichen auf junge
Familien und Alleinerziehende (Bödecker 2008). Hierbei
stehen die Förderung von Bewegung und gesunder Ernäh-
rung sowie elterlicher Rauchverzicht im Vordergrund der
Präventionsbemühungen. Verhaltens- und verhältnisprä-
ventive Aktivitäten in Kindergärten sollen zur Erreichung
dieses Ziels innerhalb von 2 Jahren um 20 Prozent gestei-
gert werden. Im Bereich der Gesundheitsförderung wer-
den keine konkreten Ziele benannt, vielmehr sollen die
„salutogenen Potenziale in der Lebenswelt von Kindern
und Jugendlichen ausgeschöpft werden“, und zwar da-
durch, dass die Anzahl der Kindertagesstätten mit etablier-
ten Steuerungskreisen für Gesundheit, an denen die ge-
setzlichen Krankenversicherungen beteiligt sind, in den
nächsten 2 Jahren um 20 Prozent erhöht werden (ebd.).
Altgeld (2008) kritisiert, dass die Krankenkassen die Dis-
kussion der letzten Jahre um die Kindergesundheit im
Wesentlichen auf das Thema Vorsorgeuntersuchungen
verengt und z. B. die neue Untersuchung U7 zwischen
dem 2. und 4. Geburtstag sowie die J1 zwischen dem
12. und 14. Lebensjahr neu eingeführt hätten (Bödecker
2008). Interessant dabei ist nach Altgeld vor allem die
Tatsache, dass von den Krankenkassen für Vorsorgeunter-
suchungen das Dreißigfache dessen investiert wird, was
für Gesundheitsförderung und Prävention bei Kindern
und Jugendlichen zur Verfügung steht. Dabei werden die
Vorsorgeuntersuchungen in der derzeitigen Version selbst
vom Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte kriti-
siert, weil sprachliche und das Sozialverhalten betref-
fende Entwicklungsdefizite durch das derzeitige Untersu-
chungssystem nur unzureichend erfasst werden können.
Von den 3,30 Euro pro Versichertem, die die Kassen 2006
für Primärprävention ausgegeben haben, fließen nach
Altgeld (2008) nur 18 Cent in lebensweltbezogene Gesund-
heitsförderung außerhalb von Betrieben (z. B. Schule, Kin-
dergarten etc.). Von den so finanzierten settingbezogenen
Aktivitäten fanden etwa 14 Prozent in Kindertagesstätten
statt (ebd.). Der größte Anteil fließt weiterhin in indivi-
dualpräventive Maßnahmen (z. B. Kurse), durch die Kin-
der und Jugendliche kaum erreicht werden.
Der von den Krankenkassen formulierte Leitfaden zur
Umsetzung von Gesundheitsförderung und Prävention in
Einrichtungen der Kindertagesbetreuung betont wieder-
holt die Notwendigkeit, dass das pädagogische Personal
auch motiviert ist, gesundheitsförderliche Aktivitäten
umzusetzen. Nach Altgeld (2008) sei gerade dies jedoch
bei den beiden größten von den Krankenkassen getrage-
nen Präventionsprogrammen an Kindertagesstätten („Ti-
ger Kids“ und „Fit von klein auf – der Gesundheitskof-
fer“) nicht hinreichend der Fall. Altgeld kritisiert weiter,
Krankenkassen würden „monothematisch“ an Kinderta-
gesstätten herantreten und versuchen, z. B. einzelne „Mo-
deprobleme“, also Themen, die aktuell eine hohe (media-
le) Aufmerksamkeit genießen (derzeit Übergewicht und
Bewegungsmangel, demnächst psychische Gesundheit),
durch implementierte Prävention zu bearbeiten. Vermisst
werden dabei eine „Kompetenzerhöhung vorhandener
Strukturen in den Lebenswelten“ und die Vernetzung der
einzelnen Themen untereinander. Aus der derzeitigen Si-
tuation lässt sich daher nicht erkennen, ob die Kranken-
kassen ihrem gesetzlichen Auftrag (§ 20 (1) SGB V), so-
zial bedingte Ungleichheiten von Gesundheitschancen zu
vermindern, im Kindertagesbetreuungsbereich genügend
nachgekommen sind.
16.3.2.2 Kooperation zwischen dem öffentliche 
Gesundheitsdienst, Ärzten/Zahn-
ärzten und Einrichtungen der 
Kindertagesbetreuung
Der Kinder- und Jugendgesundheitsdienst des Gesund-
heitsamtes (KJGD) untersucht und berät subsidiär, (so-
zial)kompensatorisch und nicht therapeutisch meist in
Teams vor Ort, z. B. in den Gemeinschaftseinrichtungen
für Kinder (Kindergarten, Schule). Dabei gehört Präven-
tion traditionell zu den originären Aufgaben der Kinder-
und Jugendgesundheitsdienste, die sich aber (auch heute)
noch oft auf die Vermeidung von ansteckenden Krankhei-
ten beschränken (vgl. Kap. 12.2). Prävention im erweiter-
ten Sinne oder Gesundheitsförderung stellen ein relativ
neues Arbeitsfeld des öffentlichen Gesundheitsdienstes
(ÖGD) dar (Szagun/Walter 2006). Die Kooperation zwi-
schen dem ÖGD und der Kindertagesbetreuung wird
grundsätzlich über die bundeslandspezifischen Gesetze des
ÖGD geregelt. Die Aufgaben des ÖGD werden bundes-
weit nur im Hinblick auf das Infektionsschutzgesetz
einheitlich umgesetzt. Der ÖGD wird also immer dann fe-
derführend tätig, wenn in einer Kindertagesbetreuungsein-
richtung vermehrt oder schwere Fälle von ansteckenden
Krankheiten bekannt werden (z. B. Scharlach). Relativ ein-
heitlich und flächendeckend wird auch die in § 21 SGB V
geregelte Zahnprophylaxe umgesetzt. Die gesetzlichen
Krankenkassen beteiligen sich im Rahmen ihrer Verpflich-
tungen zur zahnmedizinischen Gruppenprophylaxe nach §
21 Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) an der Finan-
zierung der „Arbeitsgemeinschaften Zahnpflege“, für die
u. a. Prophylaxehelferinnen, Pädagoginnen sowie vom
ÖGD gestellte Zahnärzte bzw. niedergelassene Zahnärzte
tätig werden. In diesem Feld konnten in den letzten Jahren
bereits erhebliche Erfolge hinsichtlich der Zahngesundheit
von Kindern und Jugendlichen festgestellt werden (Sza-
gun/Walter 2006). Daneben sind die Aufgaben des öffentli-
chen Gesundheitsdienstes von Bundesland zu Bundesland
je nach regionaler Bedarfslage sowie personeller und sach-
licher Ausstattung unterschiedlich geregelt und werden
meist als „Kann-Leistung“ erbracht (Deutsche Gesellschaft
für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin e. V. 2008).
In Niedersachsen ist z. B. gesetzlich festgelegt, dass der
ÖGD zusammen mit Kindertagesstätten „zielgruppen- und
lebensraumbezogen auf die Prävention und auf eine ge-
sunde Entwicklung der Kinder hinzuwirken hat“ (§ 5,
Niedersächsisches Gesetz über den öffentlichen Gesund-
heitsdienst). Im Saarland sollen „Untersuchungen zur
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Früherkennung von Krankheiten, Behinderungen und Ent-
wicklungsstörungen in Ergänzung anderer Angebote in
Kindertagesstätten durchgeführt werden (§ 8 im Gesund-
heitsdienstgesetz (ÖGDG) Saarland). In Brandenburg heißt
es in § 6 (Gesetz über den öffentlichen Gesundheitsdienst
im Land Brandenburg): „Die Landkreise und kreisfreien
Städte untersuchen zur Prävention und Früherkennung von
Krankheiten, Entwicklungsstörungen oder Behinderungen
alle Kinder im Alter vom 30. bis 42. Lebensmonat. Diese
Untersuchung wird für Kinder in Tagesbetreuung grund-
sätzlich in der Kindertagesstätte durchgeführt.“ Bei eini-
gen Bundesländern findet man auf der Gesetzesebene ei-
nen Passus, der auf die vornehmlich beratende und
subsidiäre Funktion des öffentlichen Gesundheitsdienstes
hinsichtlich präventiver und/oder gesundheitsförderlicher
Maßnahmen in Kindertageseinrichtungen verweist (z. B.
in Nordrhein-Westfalen und Hamburg), in einigen Bun-
desländern ist die direkte Kooperation zwischen dem
ÖGD und der Kindertagesstätte gar nicht verankert (z. B.
Rheinland-Pfalz, Hessen, Bayern).
Die routinemäßigen Untersuchungen oder Impfungen der
Kinder in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung finden
heute ebenfalls nur noch in einzelnen Bundesländern, z. B.
in Mecklenburg-Vorpommern statt. Dies ist insbesondere
darauf zurückzuführen, dass Impfungen eine Pflichtleis-
tung der Krankenkassen darstellen und somit überwiegend
von niedergelassenen Ärzten durchgeführt werden. In ei-
nigen Bundesländern besteht jedoch auch eine Kosten-
übernahme der Krankenkassen, wenn der ÖGD Impfungen
durchführt (Szagun/Walter 2006).
Als Beispiel einer gut gelungenen Kooperation zwischen
Gesundheitsamt und Einrichtungen der Kindertagesbe-
treuung sei das Netzwerk gesundheitsfördernder Kinder-
tagesstätten und Schulen „gsund und gscheit“ in Baden-
Württemberg genannt. Dieses auf Nachhaltigkeit ange-
legte Gesundheitsprogramm an 14 Kindertagesstätten in
Stuttgart wurde und wird unter der Federführung (Koor-
dination, Moderation, Beratung) des Gesundheitsamtes
implementiert und gewann 2008 den deutschen Präventi-
onspreis (Ohm/van Ackern 2008).
Fast bundesweit (außer in Bayern) werden von den Ge-
sundheitsämtern auch flächendeckend die Schuleingangsun-
tersuchungen am Ende der Kindergartenzeit durchgeführt.
Die Gesundheitsämter untersuchen zur Schule angemel-
dete Kinder mit dem Ziel, gesundheitliche Einschränkun-
gen der Schulfähigkeit oder die Teilnahme am Unterricht
betreffende gesundheitliche Einschränkungen festzustel-
len. Vereinzelt wird jedoch gefordert, dass der ÖGD be-
reits im vierten Lebensjahr Untersuchungen durchführen
sollte, damit vor Schuleintritt noch genügend Zeit für eine
altersentsprechende Förderung bleibt.
Der ÖGD hat traditionell gute Zugangswege zu Einrich-
tungen der Kindertagesbetreuung und könnte durch seine
kommunale Verankerung verstärkt koordinative und initi-
ierende Funktionen hinsichtlich präventiver und gesund-
heitsförderlicher Programme und Ansätze übernehmen.
Diese Stärke könnte insbesondere in Kindertagesstätten
in Gebieten mit hoher sozialer Belastung gewinnbringend
eingesetzt werden. Dabei wäre eine vermehrte Orientie-
rung in Richtung Gesundheitsförderung wünschenswert
und hilfreich. Durch die Präsenz des Gesundheitsamtes in
den Einrichtungen könnten auch Schwellenängste bei bil-
dungsfernen Eltern vermindert sowie die Zusammen-
arbeit mit anderen niedergelassenen Ärzten, den sozialpä-
diatrischen Zentren sowie der Frühförderung gefördert
werden.
Im Gegensatz zu der auch durch die verschiedene Länder-
gesetzgebung bedingte Vielfalt und Unterschiedlichkeit
der Aufgabenwahrnehmung im öffentlichen Gesundheits-
dienst ist die Kooperation zwischen niedergelassenen Ärz-
ten und Kindertagesstätten sehr kurz darstellbar. Offiziell
existieren nämlich keinerlei Strukturen der Zusammenar-
beit zwischen Vertragsärzten und Kindertageseinrichtun-
gen. Dort, wo Kooperationen zustande kommen, geschieht
dies meist auf freiwilliger Basis aufgrund örtlicher Struk-
turen oder auch im Rahmen von Modellprojekten einzel-
ner Krankenkassen. Die Leistung eines Vertragsarztes in
einer Kindertageseinrichtung wird nicht vergütet, da das
derzeitige GKV-System auf der freien Arztwahl fußt und
ein Vertragsarzt in einer Kindertageseinrichtung diese
freie Arztwahl nicht aushebeln darf. Vertragsärzte werden
gelegentlich zu Vorträgen in Kindertageseinrichtungen
eingeladen, dies geschieht aber ohne feste Strukturen auf
freiwilliger Basis. Zusammen mit einzelnen Trägern von
Kindertageseinrichtungen (z. B. AWO) gibt es Aktionen
zur Gesundheitsförderung in Kindertageseinrichtungen,
insbesondere in Regionen mit einem hohen Anteil an so-
zial schwachen Familien.
Welchen Stellenwert diese Zusammenarbeit aus der Sicht
der Einrichtungen der Kindertagesbetreuung hat, wurde
jüngst im Rahmen des DJI-Projektes „Jugendhilfe und
sozialer Wandel“ erhoben. Befragt wurden 2007 bundes-
weit 1805 Kindertageseinrichtungen zur Zusammenarbeit
mit dem Gesundheitssystem. Dabei gaben knapp 30 Pro-
zent der befragten Einrichtungen unter den drei wichtigs-
ten Kooperationspartnern mindestens eine Institution aus
dem Bereich der medizinischen Versorgung oder der Ge-
sundheitsdienste an.
Die folgende Tabelle 16.3 gibt einen Überblick über
Kooperationspartner von Kindertagesstätten in Bezug auf
Gesundheitsförderung und Prävention. Die Zusammen-
arbeit umfasst dabei einmalige Informationsveranstaltun-
gen zu speziellen Gesundheitsthemen bis hin zu regelmäßi-
gen, etablierten Kooperationen, die z. B. die Beratung des
Fachpersonals oder Elternsprechstunden beinhalten. Bei
den Kooperationspartnern, die streng genommen nicht alle
zum medizinischen Sektor gehören, werden Ergotherapeu-
tinnen, Krankengymnasten und Logopäden, der öffentliche
Gesundheitsdienst, Kinder- und Jugendärzte, der kinder-
und jugendpsychologische Dienst, Zahnärztinnen, Ange-
bote von Krankenhäusern sowie die Zusammenarbeit mit
sozialpädiatrischen Zentren genannt.
Mehrgenerationenhaus (MGH)
Das Mehrgenerationenhaus versteht sich als Beitrag zum
Aufbau neuer Nachbarschaften mit Begegnungs- und
Kontaktmöglichkeiten zwischen Jung und Alt und ver-
sucht somit eine Antwort auf die Veränderungen des sozia-
len Lebens zu geben. Im Mehrgenerationenhaus können
Menschen verschiedenen Lebensalters von den jeweiligen
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Kompetenzen der Anderen profitieren (BMFSFJ 2008).
Mehrgenerationenhäuser entwickeln sich meist aus unter-
schiedlichen Institutionen wie Kindertagesstätten, Famili-
enbildungsstätten, Mütterzentren, Seniorenbildungsstät-
ten/Seniorentreffs, Bürgertreffs, in Einzelfällen aber auch
aus Privatschulen oder Sportvereinen. Anfang 2008 gab
es in Deutschland 500 Mehrgenerationenhäuser, die ins
„Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser“ des BMFSFJ
aufgenommen wurden und somit die hieran geknüpften
Kriterien (vgl. BMFSFJ 2008) erfüllten: Einbeziehung
der vier Lebensalter von Kindern bis zu Hochbetagten,
Generationen übergreifende Angebote, Kinderbetreuung,
Zusammenarbeit von Haupt- und Ehrenamtlichen „auf
gleicher Augenhöhe“, Entwicklung einer Informations-
und Dienstleistungsdrehscheibe vor Ort, Einbeziehung
der lokalen Wirtschaft, offener Tagestreff mit Café/Bis-
tro. Angebote und Kooperationen im Gesundheitsbereich
zählen somit nicht zu den Voraussetzungen für die Auf-
nahme der Einrichtungen in das Aktionsprogramm.
Die Programme und Angebote der Mehrgenerationenhäu-
ser werden nicht „Top down“ beschlossen, sondern erge-
ben sich aus den Ideen und Initiativen der Nutzerinnen
und Nutzer, der „aktiven Laien“ sowie des Fachpersonals
und schließlich aus den Ressourcen und Bedarfen des
umgebenden Sozialraums. Die Kooperation mit Arzt- und
anderen Therapiepraxen oder Gesundheitsdiensten etab-
lieren sich entsprechend der Notwendigkeit und den loka-
len Gegebenheiten. Vereinzelt kommt es durch die Ver-
netzung mit anderen Akteuren zu einer Zusammenarbeit
mit Ärzten, sei es mit Kinder- oder Hausärzten, die in den
Mehrgenerationenhäusern Vorträge halten oder auch in
ihrer Praxis auf die Möglichkeit hinweisen, sich in einem
Mehrgenerationenhaus zu engagieren. Vereinzelt werden
auch Beratungsstunden, z. B. von Pro Familia, Hebam-
men usw. in den Mehrgenerationenhäusern abgehalten.
Familienzentren
Familienzentren oder Eltern-Kind-Zentren sind eine An-
gebotsform, die Bedarfe von Kindern, Eltern und Familien
in einem integrierten Konzept aufgreift. Mit dem An-
schluss an zusätzliche regionale Angebote und eingebettet
in lokale Strukturen kann ein breit gefächertes Unterstüt-
zungssystem aufgebaut werden, das für Familien leicht
zugänglich ist, sie fördert und aktivierende Impulse im
Gemeinwesen setzt (Diller 2006). Die Zentren bieten
nicht nur Kinderbetreuung an, sondern sollen darüber hi-
naus „Knotenpunkt in einem neuen Netzwerk“ werden,
der Kinder individuell fördert und Familien umfassend
berät und unterstützt, insbesondere in der Phase der früh-
kindlichen Erziehung. Ziel ist die Zusammenführung von
Bildung, Erziehung und Betreuung einerseits und Ange-
boten der Beratung und Hilfe für Familien andererseits
(Ministerium für Generationen, Familie, Frauen und Inte-
gration des Landes Nordrhein-Westfalen 2008). In den
einzelnen Bundesländern existieren die niederschwelli-
gen Angebote eines Familienzentrums unter unterschied-
lichen Namen in unterschiedlichen Organisationsformen,
teils ehrenamtlich, teils staatlich initiiert und/oder geför-
dert.
Die Einbettung von Gesundheitsförderung und Präven-
tion und eine entsprechende Kooperation mit dem öffent-
lichen Gesundheitsdienst oder niedergelassenen (Zahn-)
Ärztinnen und (Zahn-)Ärzten wäre in diesem Sinne die
konsequente Fortführung des Konzeptes. Repräsentative
Untersuchungen, ob und wie Kooperationen mit dem öf-
fentlichen Gesundheitsdienst oder niedergelassenen Ärz-
tinnen und Ärzten umgesetzt werden, liegen nicht vor. Eine
Befragung von 20 Einrichtungen ergab, dass einige Ein-
richtungen einen regelmäßigen Austausch mit dem Ge-
sundheitsamt pflegen (Diller 2006). Der zuständige Arzt
berichtet z. B. in den Teamsitzungen der Kindertages-
stätte über Ergebnisse im Rahmen der Gesundheitsunter-
suchungen der Kinder. Dieser Austausch soll dazu beitra-
gen, ganzheitliche, Generationen übergreifende Angebote
im Zentrum zu entwickeln. Konzeptionell ist die Koope-
ration zwischen Familienzentrum und Gesundheitsdiens-
ten jedoch nicht verankert.
Ta b e l l e  16.3
Ausgewählte Kooperationspartner von Kindertagesstätten in Bezug auf Gesundheit


















ÖGD 10,0 10,8 37,9 41,3 2,3 0,6 1698
Zahnärzte 20,4 16,0 15,5 48,1 2,2 1,7 1679
Frühförderung 20,4 3,5 34,7 41,3 2,0 0,7 1649
Erziehungsberatung 28,9 4,8 50,2 16,0 2,3 1,2 1583
Kinderärzte 43,7 7,0 39,4 10,0 3,2 8,5 1636
Sportverein 62,8 3,0 20,3 13,9 2,5 5,4 1529
Drogen/Suchtberatung 85,4 4,3 8,8 1,4 3,1 20,5 1457
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16.3.3 Frühförderung: Aufgaben, rechtliche 
Verankerung und Formen 
„Frühförderung behinderter und von Behinderung be-
drohter Kinder ist eine Aufgabe, die nur in fachübergrei-
fender Zusammenarbeit angemessen erfüllt werden kann.
Medizinische, psychologische, pädagogische und soziale
Maßnahmen sind dabei als unverzichtbare Bestandteile
eines ganzheitlichen Konzepts zu sehen, in das die Fami-
lie einbezogen ist. Frühförderung schließt die Bereiche
Früherkennung, Frühbehandlung, Früherziehung und Be-
ratung ein. Früherkennung ist eine notwendige Vorausset-
zung für wirksame Hilfen. Frühförderung wendet sich
immer an das Kind und die Familie sowie das weitere
Umfeld. Darum soll sie in und mit der Familie stattfinden
(Hausfrühförderung). Bei ambulanten Maßnahmen muss
sie für die Familie in zumutbarer Zeit erreichbar sein
(Wohnortnähe). Frühförderung als ganzheitliches und in-





– Beratung, Anleitung, Stützung der Eltern.
Die Förderung des Kindes umfasst medizinische, pädago-
gische und psychologische Leistungen. Beratung, Anlei-
tung und Stützung der Eltern erfolgen sowohl individuell
als auch in Gruppen. Differenzierte Diagnostik, Therapie
und pädagogische Förderung sind in der praktischen Früh-
förderarbeit nicht voneinander zu trennen, bedingen sich
gegenseitig und sind aufeinander bezogen. Eine systema-
tische Entwicklungsförderung darf sich nicht im Training
von Einzelfunktionen erschöpfen, sondern muss die För-
derung der psychosozialen Entwicklung im Auge haben
und Lernfähigkeit, Lernbereitschaft und soziale Kompe-
tenz anbahnen“ (Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales, BMAS 2005, S. 1).
Mit dieser Beschreibung hat der Gesetzgeber die Zusam-
menführung der Leistungen in der Frühförderung und ihre
rechtliche Verankerung im SGB IX als zu erbringende
Komplexleistung für die Altersgruppe der unter 6-jährigen
Kinder mit (drohender) Behinderung vorgenommen.
Die rechtliche Verankerung von „Früherkennung und Früh-
förderung“ erfolgt in § 30 SGB IX, der dem Unterab-
schnitt „medizinische Rehabilitation“ zugeordnet ist. Die
pädagogischen Leistungen des Bundessozialhilfegesetzes
(BSHG) sind unter „Leistungen zur Teilhabe am Leben in
der Gemeinschaft“ (§ 55f. SGB IX) aufgeführt. Medizini-
sche und heilpädagogische Leistungen müssen laut Gesetz
als Komplexleistung erbracht werden (§ 30 (1) und § 56
SGB IX). Sie umfassen neben den medizinischen Leistun-
gen nichtärztliche therapeutische, psychologische, heilpä-
dagogische, sonderpädagogische und psychosoziale Leis-
tungen sowie die Beratung der Erziehungsberechtigten
durch interdisziplinäre Frühförderstellen. Ziel der Komplex-
leistung ist es, „die persönliche Entwicklung ganzheitlich zu
fördern und die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft sowie
eine möglichst selbständige und selbstbestimmte Lebens-
führung zu ermöglichen oder zu erleichtern“ (§ 4 (1.4)
SGB IX).
Frühförderung wird in Allgemeinen Frühförderstellen, un-
ter die auch die Interdisziplinären Frühförderstellen (IFF)
fallen, in speziellen Frühförderstellen und Sozialpädiatri-
schen Zentren (SPZ) erbracht.
Die Komplexleistung
In der Komplexleistung werden die Leistungen zur medi-
zinischen Rehabilitation und heilpädagogische Leistun-
gen konzeptionell integriert und organisatorisch zusam-
mengeführt. Die Komplexleistung bildet die Grundlage
für Leistungsvereinbarungen vor Ort. Sie wird erbracht
durch „fachübergreifend arbeitende Dienste und Einrich-
tungen“ (§ 30 (1.1) SGB IX), wie sie in Sozialpädagogi-
schen Zentren und in interdisziplinären Frühförderstellen
angeboten werden. Die Leistungen erfolgen, soweit sie
erforderlich sind, um eine drohende oder bereits eingetre-
tene Behinderung zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu er-
kennen oder die Behinderung durch gezielte Förder- und
Behandlungsmaßnahmen auszugleichen oder zu mildern
(§ 30 (2) SGB IX). Beide, IFF und SPZ (Sozialpädiatri-
sches Zentrum), müssen die notwendigen personellen,
fachlichen, räumlichen und sachlichen Anforderungen
einschließlich eines gemeinsamen Konzeptes erfüllen
(vgl. Höfer/Behringer 2008).
Die Interpretation dessen, was eine Komplexleistung ist
und umfasst, ist in den Ländern unterschiedlich. So wurde
in Bayern eine sogenannte „Zwei Kreuzchen-Regelung“
geschaffen, die sich auf die Vorgabe bezieht, dass jedes in
der Frühförderung betreute Kind in den heilpädagogi-
schen wie auch in den medizinischen Bereich einbezogen
werden muss. Dies aber führt z. B. dazu, dass Kinder mit
Behinderung, die in integrativen Kindergärten durch
nicht zur Frühförderung gehörende Fachkräfte heilpäda-
gogisch betreut werden, ihren Anspruch auf weitere Be-
treuung in der Frühförderung verlieren (vgl. unten den
Abschnitt „Beteiligte Institutionen und deren Kooperatio-
nen“ in diesem Kapitel).
Anzahl und Familiensituation der betreuten Kinder
Mit Stichtag 31. Dezember 2006 erhielten 107 000 Kinder
in der Bundesrepublik Deutschland Frühförderung. Bezo-
gen auf alle Kinder unter 7 Jahren entspricht dies einer
Versorgungsquote von 2,1 Prozent (vgl. Institut für Sozial-
forschung und Gesellschaftspolitik, ISG-Bericht 2008,
S.156)
Aus einer Sonderauszählung der KiGGS-Daten geht her-
vor, dass Jungen mit besonderem Versorgungsbedarf139
zwischen dem 3. und 10 Lebensjahr mit 13,1 Prozent fast
doppelt so oft in Alleinerziehendenfamilien leben wie
139 Ein besonderer Versorgungsbedarf wird im KiGGS dann konstatiert,
wenn zumindest eine von fünf diesbezüglichen Fragen positiv beant-
wortet wird. Die Fragen beziehen sich auf medizinische und nicht
medizinische Leistungen, die überzufällig häufig in Anspruch ge-
nommen oder benötigt werden, oder auf das Vorliegen von Funkti-
onseinschränkungen im Alltag sowie von emotionalen, körperlichen
oder Verhaltenstörungen (Scheidt-Nave u. a. 2007).
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Jungen ohne Versorgungsbedarf (7,0 Prozent). Bei den
Mädchen ist dies Verhältnis nicht ganz so ausgeprägt:
12,6 Prozent der Mädchen mit Versorgungsbedarf kom-
men aus Alleinerziehendenfamilien gegenüber 7,9 Pro-
zent der Mädchen ohne Versorgungsbedarf.140
Bei den 11- bis 17-Jährigen steigt dann die Anzahl der Jun-
gen ohne Versorgungsbedarf in Alleinerziehendenfamilien
ebenfalls an, sodass sich die Unterschiede fast aufheben,
bei den Mädchen mit Versorgungsbedarf im gleichen Alter
liegt die Anzahl derjenigen aus Alleinerziehendenfamilien
allerdings wieder fast doppelt so hoch (21,3 Prozent) wie
bei den Mädchen ohne Versorgungsbedarf (11,7 Prozent).
Anzahl der Frühförderstellen
Zum Jahresende 2006 existierten in Deutschland insgesamt
635 Allgemeine Frühförderstellen, 108 spezielle Frühförder-
stellen und 137 Sozialpädiatrische Zentren (vgl. Tab. 16.4).
Die Finanzierung der Frühförderstellen
Die Finanzierung erfolgt über die Sozialhilfe, die Jugend-
hilfe (§ 35a SGB VIII) und die Krankenkassen. 2003 er-
ließ das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung
(BMAS) auf der Grundlage von § 32 (1) SGB IX die Ver-
ordnung zur Früherkennung und Frühförderung behinder-
ter und von Behinderung bedrohter Kinder (Frühförde-
rungsverordnung FrühV), in der die Übernahme und die
Teilung der Kosten durch die Rehabilitationsträger gemäß
§ 30 (3) SGB IX nochmals spezifiziert wurde. Inzwi-
140 Höfer/Behringer verweisen darauf, dass die von Schleswig-Holstein
gemachten Angaben widersprüchlich seien.
Ta b e l l e  16.4
Überblick über Frühfördereinrichtungen nach Bundesländern 









36 (37) IFF - 15 (16) 332 (354) Sonderpädagogische 
Beratungsstellen
Bayern 129 13 (20) 13 (19) 19 heilpädagogische Fachdienste
Berlin - - 5 14 Kinder- u. Jugendambulanzen
Brandenburg 44 7 4
Bremen 4 (0 bis 3 Jahre) - 1 Ab 3 Jahren integrative FF in 
Kindertagesstätten
Hamburg 6 (0 bis 3 Jahre) 4 2 Ab 3 Jahren FF in integrativen 
Tageseinrichtungen
Hessen 44 (davon 14 IFF) 12 (pädagog. 
orientiert)














Rheinland-Pfalz - 4 8 + 30 
Außenstellen
Vereinzelt heilpädagogische FF freier 
Träger
Saarland 10 2 1
Sachsen 40 2 (5) 6 1 audiologisch-phoniatrisches Zentrum
Sachsen-Anhalt 22 4 2
Schleswig-Holstein 35 bzw. 60140 2 2
Thüringen 32 5 4
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schen liegen in 10 Bundesländern Rahmenempfehlungen,
-vereinbarungen und -verträge vor, in denen allerdings
nur zum Teil die Entgeltvereinbarungen enthalten sind.
Diese müssen zwischen Kostenträgern und den Frühförder-
einrichtungen verhandelt werden. Derzeit finden strittige
Verhandlungen zwischen Kostenträgern und Leistungser-
bringern über strukturelle und finanzielle Rahmenbedin-
gungen statt, da diese von den Frühfördereinrichtungen
als unzureichend angesehen werden.
Der größte Anteil heilpädagogischer Leistungen wird von
der Sozialhilfe getragen, lediglich ca. 10 Prozent der
Frühfördereinrichtungen erhalten auch Kostenanteile von
der Jugendhilfe, und zwar für die Leistungen, die sich auf
psychisch behinderte Kinder beziehen (§ 35a SGB VIII).
Ausnahmen bilden die Länder Rheinland-Pfalz, Sachsen-
Anhalt und Brandenburg, hier beträgt der Anteil der Ju-
gendhilfe an den Kosten der Frühförderung zwischen 40
und 45 Prozent, da hier entsprechende Zuständigkeitsre-
gelungen getroffen wurden.
Beteiligte Institutionen und deren Kooperationen
Frühförderstellen und Sozialpädiatrische Zentren haben
die Aufgabe und gesetzliche Verpflichtung, allen ent-
wicklungsgefährdeten Kindern einer Region Behandlung
und Förderung sowie deren Eltern Beratung und Beglei-
tung anzubieten und zur Erfüllung dieses Auftrags mit al-
len dafür relevanten Stellen zu kooperieren. Die Zuord-
nung der Kinder ergibt sich aus den unterschiedlichen
Leistungen beider Einrichtungen.
Mögliche Formen von Einrichtungen stellen die Allge-
meinen (regionalen) Frühförderstellen dar, die eng mit
überregionalen speziellen Frühförderstellen (für z. B.
blinde und sehbehinderte oder für gehörlose und hörbe-
hinderte Kinder) zusammenarbeiten. Ergänzend kann es
dazu spezielle Frühförderdienste geben, die dem sonder-
pädagogischen Schulsystem angegliedert sind. Mit wel-
chen Professionen Fachkräfte in den Frühförderstellen
angestellt werden, ist sehr unterschiedlich. Es gibt solche
mit ärztlicher Leitung und andere, in denen Therapie-
Fachkräfte (Logopädie, Heilpädagogik, Physiotherapie)
mit einer pädagogischen Leitung ein Team bilden.
Eine wichtige Säule der Frühförderung bilden die frei prak-
tizierenden Ärztinnen und Ärzte, die u. a. die Aufgabe der
interdisziplinären Eingangsdiagnostik übernehmen, sowie
Therapeutinnen und Therapeuten, Psychologinnen und
Psychologen sowie Heilpädagoginnen und Heilpädago-
gen; sie sind die wichtigsten Kooperationspartner der
Fachkräfte in den Allgemeinen Frühförderstellen.
Eine dritte Säule stellen die Sozialpädiatrischen Zentren
dar, die zum Teil auch als spezialisierte Kliniken oder
Fachabteilungen für Neuro- und Sozialpädiatrie an Kran-
kenhäusern organisiert sind. Sie sind überregional ausge-
richtet und unterstützen und ergänzen bei schwierig gela-
gerten Fällen Diagnostik und Therapie. Im Gegensatz zu
den Frühförderstellen, die vor allem ambulant und mobil
arbeiten, bieten diese Zentren stationäre und ambulante
Diagnostik, Therapie und Beratung. Sie sind zur Behand-
lung von Heranwachsenden bis zum 18. Lebensjahr be-
rechtigt, wenn sie unter ärztlicher Leitung stehen. Koope-
rationen mit den Allgemeinen Frühförderstellen gestalten
sich mitunter schwierig oder sind durch Konkurrenzen
behindert, da viele Fragen der Zusammenarbeit bisher
nicht geklärt sind.
Weitere Kooperationen haben sich vor Ort über regionale
Arbeitskreise entwickelt, in denen sich die Fachleute aller
relevanten Angebote kennen lernen und wo die Aufgaben
koordiniert und auf den konkreten Bedarf abgestimmt
werden können. Eine in Bayern durchgeführte Untersu-
chung von Gehres u. a. (2001) weist darauf hin, dass sich
bei Einrichtungen, die sich regelmäßig an den Arbeits-
kreisen beteiligen, die interdisziplinäre Zusammenarbeit
und die Einbeziehung der Eltern verbessert und die Ent-
scheidungsprozesse effektiver und transparenter gestaltet
wurden. Weiter macht die Untersuchung deutlich, dass
die Frühförderstellen einen hohen Vernetzungsgrad, auch
zu den beteiligten Jugendämtern, aufweisen. Beispiele
solcher Vernetzungen lassen sich in der Expertise von
Höfer/Behringer (2008) nachlesen.
Frühförderstellen sind an einer Schnittstelle beteiligt, die
bisher kaum beachtet wurde, die aber einen beträchtli-
chen Teil des Ineinandergreifens von Kinder- und Jugend-
hilfe und Gesundheitssystem ausmacht. Zum einen geht
es hier um die fallbezogene Kooperation mit dem Jugend-
amt oder der Bezirkssozialarbeit (z. B. in Fällen, in denen
Entwicklungsverzögerungen des Kindes mit einer hohen
sozialen Belastung der Familien und Problemen wie Ge-
walt und Armut zusammentreffen). Eine solche Zusam-
menarbeit geht immer auch von der Frühförderung aus,
die zur Koordinierung der Hilfen mit den Fachkräften des
Jugendamtes in Kontakt tritt.
Ein zweiter wichtiger Bereich ist die Kooperation mit den
Kindertagesstätten der Region. Kinder mit (drohender)
Behinderung besuchen inzwischen überwiegend den Re-
gelkindergarten (vgl. Kap. 16.2). Damit die Integration
dieser Kinder gelingen kann, sind die Erzieherinnen auf
die fachliche Unterstützung und Beratung durch die Früh-
förderstellen angewiesen. In einer Untersuchung in
Mecklenburg-Vorpommern (Sohns 2001) gaben alle
Frühförderstellen an, dass sie intensiv mit Kindertages-
stätten zusammenarbeiten. Die Zugangsrate zur Frühför-
derung über die Kindertagesstätten beträgt hier 38 Pro-
zent. Über das System der Kinder- und Jugendhilfe, spe-
ziell die Bezirkssozialarbeit, werden dort 47 Prozent der
Kinder an die Frühförderung vermittelt.
Durch eine eigene Recherche (Dittrich/Bopp 2008) bei elf
Frühfördereinrichtungen in fünf Bundesländern wurden
2 612 Kinder erfasst. Gefragt nach den Zugängen über
den Kindergarten, gaben zehn der elf Einrichtungen an,
dass ihnen zwischen 50 und 68 Prozent ihrer Kinder über
den Kindergarten vermittelt werden. Die Frühförderinnen
schätzen die Zusammenarbeit, die sich überwiegend be-
zieht auf die heilpädagogischen Therapien, die die Früh-
förderung in den Kindertagesstätten durchführt, überwie-
gend positiv ein. Zudem schätzen die Frühförderinnen die
Möglichkeit der Beobachtung „ihrer“ Kinder in den Kin-
dertagesstätten-Gruppen, da sie sich dort ein reales Bild
von deren Entwicklungsstand machen können. Sie wer-
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den auch zu spezifischen Themen der kindlichen Ent-
wicklung allgemein in die Elternberatung der Kinderta-
gesstätten einbezogen. Deutlich wird dabei, dass beide
Berufsgruppen durch die Kooperation eine Erweiterung
ihres Wissens über den Entwicklungsstand der Kinder er-
reichen können und diese Möglichkeit sehr schätzen.
Gleichzeitig ergeben sich für diese fruchtbare Koopera-
tion bis heute Probleme daraus, dass die Frühförderstellen
diese Tätigkeiten nicht in Rechnung stellen können, und
die Erzieherinnen keine Unterstützung für die Koopera-
tion in Form zusätzlicher Zeitkontingente erhalten. Sollte
es über eine enge Auslegung der Komplexleistung Früh-
förderung künftig dazu kommen, dass Kinder mit Behin-
derungen, die heilpädagogische Hilfen in der Kinderta-
gesstätte erhalten, deshalb von der Förderung in den
Frühförderstellen ausgeschlossen werden, würde hier die
bisher aufgebaute Qualität der Integration in den Kinder-
tagesstätten wegbrechen. So fordern die befragten Früh-
förderinnen als Voraussetzung gelingender Kooperation
vor allem klare Vertragsregelungen, in denen die Zusam-
menarbeit mit Erzieherinnen und Eltern und deren Bera-
tung berücksichtigt werden.
Durch die Bereitstellung von Hilfen in den ersten Lebens-
jahren der Kinder kommt der Frühförderung eine wichtige
präventive Funktion zu. Allerdings beginnt die Frühförde-
rung erst dann, wenn bereits Auffälligkeiten bestehen. Der
frühe Zugang für diejenigen Kinder, die aus sozialen Risi-
kokonstellationen kommen und in ihrer Entwicklung ge-
fährdet sind, erfolgt zwar vereinzelt über die Kooperation
zwischen Kindertagesstätte und Jugendämtern, erreicht
aber nicht alle entwicklungsgefährdeten Kinder.
Die Frühförderung führt Aufgaben und Leistungen des
Gesundheitssystems und der Sozialhilfe sowie der Ju-
gendhilfe zusammen und verhindert damit Doppelstruk-
turen, in denen Familien zwischen den Kostenträgern hin
und her geschoben werden. Darüber hinaus schafft sie
Synergieeffekte durch das ganzheitliche Wahrnehmen der
körperlichen, geistigen und seelischen Entwicklung der
einzelnen Kinder: „Die Frühförderung als System mit ih-
rer intensiven Verzahnung der Leistungen aus dem medi-
zinischen, pädagogischen, psychologischen und sozialen
Bereich einerseits sowie ihren Kooperationsbeziehungen
zur Kinder- und Jugendhilfe andererseits kann damit auf
Erfahrungen und Strukturen zurückgreifen, die aktuell in
den Projekten früher Hilfen erst aufgebaut werden müs-
sen“ (Höfer/Behringer 2008, S. 33).
17 Jugendalter
17.1 Jugendarbeit
Jugendarbeit in ihren vielfältigen Formen ist eines jener
Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe, für die das
SGB VIII ausdrücklich gesundheitliche Bildung als einen
Schwerpunkt festschreibt (vgl. § 11 (3) SGB VIII). Weil
mit dem Oberbegriff Jugendarbeit sehr unterschiedliche
Angebotsformen zusammengefasst werden, soll im Fol-
genden auf die zwei wichtigsten Typen von Jugendarbeit
näher eingegangen werden. In einem ersten Schritt wird
der Blick auf die primär durch Mitgliedschaft und ehren-
amtliches Engagement geprägten Jugendverbände ge-
lenkt, wobei angesichts des Themas dieses Berichtes der
Sportjugend ein eigener Abschnitt gewidmet werden
wird. Daran anschließend werden zusammenfassend die
Angebote der offenen kommunalen und mobilen Jugend-
arbeit sowie der geschlechtsspezifischen Jugendsozialar-
beit betrachtet.
Dieser notwendige Fokus lässt die vielfältigen Formen
und Angebote kultureller, politischer und ökologischer
Jugendbildung an dieser Stelle außer Acht. Es wäre ein
eigener Arbeitsschritt notwendig, um die in den jeweili-
gen Arbeitsfeldern entwickelten Konzepte in die Diskus-
sion um gesundheitsbezogene Prävention und Gesund-
heitsförderung einzuordnen.141
17.1.1 Verbandliche Jugendarbeit
Die Pluralität der Jugendverbandsarbeit wie auch die
Vielfalt ihrer Inhalte und Angebote vor Ort machen es
schwer, in Bezug auf gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung zu klaren Aussagen zu gelan-
gen. Ein Großteil der Praxis wird nirgends öffentlich dif-
ferenziert dokumentiert. Zugänglich sind in beschränk-
tem Umfang die offiziellen Selbstdarstellungen, teilweise
die Beschlüsse der Gremien auf Bundes- und Landes-
ebene sowie einzelne Aktionen, Programme und – seltener –
öffentliche Kampagnen. Schon die vielfältige Praxis der
Jugendleiterschulungen und -qualifizierungen ist nirgends
systematisch mit ihren inhaltlichen Schwerpunkten be-
schrieben.142 Gänzlich unübersichtlich wird das Feld auf
der Ebene der lokalen Gruppenangebote und -aktivitäten.
Nur ausgewählte Aktionen erblicken dabei das Licht der
Öffentlichkeit. Eine aktuelle Gesamtdarstellung des Feldes
mit seinen inhaltlichen Schwerpunkten, etwa vergleichbar
mit dem mittlerweile überholten Handbuch Jugendver-
bände (Böhnisch/Gängler/Rauschenbach 1991), gibt es
derzeit nicht; systematische Darstellungen hinsichtlich
der gesundheitsbezogenen Angebote fehlen (als erste An-
näherungen: Schlüter/Engelhardt 2007; Lambertin 2008).
Betrachtet man zunächst die zugänglichen Satzungen,
Leitlinien und verbandlichen Konzepte, zeigt sich, dass
bei einigen wenigen Verbänden das Thema Gesundheit
als Schwerpunkt der eigenen Arbeit ausgewiesen wird.143
Anders als z. B. beim Thema Gender Mainstreaming, das
von vielen Verbänden in den letzten zehn Jahren zu einem
Akzent der eigenen Arbeit gemacht wurde, gilt dies für
den Themenkomplex gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung bislang nicht.
141 So gibt es beispielsweise aus der Sicht der Kommission eine Reihe
von Berührungspunkten zwischen dem „Lernziel Lebenskunst“
(Bundesjugendkuratorium BJK 2001) und einem salutogenetischen
Verständnis von Gesundheitsförderung.
142 Immerhin erscheint das Thema im Rahmen der Qualifizierung für die
Jugendleiterinnen- und Jugendleiter-Karte (Juleica) in Form der In-
formation zu Rechtsfragen im Bereich Jugendschutz, Sexualstraf-
recht, fahrlässige Tötung sowie Hygiene- und Gesundheitsschutz und
Schulung in erster Hilfe. 
143 So wird in den Leitsätzen des Jugendrotkreuzes das Thema „Einsatz
für Gesundheit und Umwelt“ als einer von vier gleichgewichtigen
Schwerpunkten herausgestellt. http://www.djrk.de/leitsaetze.html 
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Gleichsam eine Ebene tiefer lässt sich anhand der Ver-
bandszeitschriften erkennen, dass gesundheitsbezogene
Themen, vor allem Ernährung und Bewegung, immer mal
wieder aufgriffen werden.
Auf eine vergleichsweise lange Tradition der Beschäfti-
gung mit gesundheitsbezogenen Themen können einige
Verbände im Bereich der Schulungen von Jugendleiterin-
nen und -leitern zurückblicken. So wird z. B. bei den Fal-
ken Sexualpädagogik als ein Inhalt der Ausbildung von
Jugendgruppenleiterinnen und -leitern ausgewiesen.144
Sieht man sich die Verbandspraxis genauer an, so ergibt
sich, soweit diese überschaubar ist, ein vielschichtiges
Bild.
– Vor allem in jüngerer Zeit mehren sich explizit gesund-
heitsbezogene Projekte und Aktionen, die von einzel-
nen Verbänden, zum Teil auf Bundes-, zum Teil auf re-
gionaler Ebene, sowie von Jugendringen sowohl auf
örtlicher wie auf Landesebene durchgeführt werden.
Beispiele hierfür sind u. a. der 2008 vom Bremer Ju-
gendring ausgeschriebene Förderpreis für beispielhafte
Kinder- und Jugendarbeit mit dem Thema Prävention
und Gesundheit in den Stadtteilen. Ausgezeichnet wer-
den sollen „Projekte zur Lust am Leben, gesunden Ernäh-
rung, zum Stressabbau, zur Bewegungsförderung, All-
tagsbewältigung, Anti-Mobbing oder Anti-Bullying“.145
In ähnlicher Weise wurde vonseiten des Bayerischen
Jugendringes ein Programm zur „Förderung von Akti-
vitäten der Jugendarbeit zum Thema Gesunde Lebens-
führung“ aus dem Kulturfond 2006 – 2009 der Bayeri-
schen Staatsregierung aufgelegt.146 Eine Reihe von
Verbänden und Jugendringen beteiligen sich an der Ju-
gendaktion der BZgA „Gut drauf“.147 Im Mittelpunkt
des Projektjahres 2006/2007 Youth4Youth der Johanni-
ter-Jugend stand das Thema Gesundheit.148 Schon auf
eine etwas längere Geschichte, seit 1994, kann das Ju-
gendrotkreuz mit seinem Body & Grips-Mobil zurück-
blicken, das zusammen mit einer Ersatzkasse durchge-
führt wird. Angeboten wird ein mobiler Parcours mit
15 Stationen zu den Themen Bewegung, Ernährung,
Identität und Beziehungen, Sexualität und Sucht, der
Kindern und Jugendlichen die Möglichkeit eröffnen
soll, „sich spielerisch mit dem eigenem Körper und
dem richtigen Gesundheitsverhalten auseinanderzuset-
zen.“ Ergänzt wird der Parcours durch eine Ausstellung
und Aktionen (z. B. in Form von Fitness-Tests).149 Ein
weiteres Beispiel ist der Leitfaden für die Kinder- und
Jugendarbeit der Bund-Jugend Hessen „gesund durch
die Freizeit“ (Rusch-Hübner/Hübner 2007).150
Schon diese kleine Auswahl, die gar nicht erst bean-
sprucht, einen vollständigen Überblick zu liefern, deu-
tet an, wo die Schwerpunkte dieser Angebote liegen.
In den meisten Fällen handelt es sich um unspezifi-
sche Formen der altersgruppenbezogenen Prävention
und der allgemeinen Gesundheitsförderung außerhalb
der Schule. Mit den pädagogischen, lebensweltnahen
Mitteln der Jugendarbeit sollen die Mitglieder und In-
teressenten zu gesundheitlichen Fragen informiert,
aufgeklärt und zu einer gesünderen bzw. im Fall von
Alkohol, Drogen, Schwangerschaft und Aids sich
selbst schützenden Lebensführung motiviert werden.
Für einige Verbände fungiert dabei Gesundheitsförde-
rung als Element ihres Verbandsprofils; bei anderen ist
sie in unterschiedlich stark ausgeprägtem Umfang ein
Thema neben anderen.
– Eine zweite immer wieder antreffbare Form gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung
in der Jugendverbandsarbeit besteht darin, Gesundheits-
themen als integrale Momente anderer Thematiken zu
behandeln. Sexualaufklärung und Aidsprävention er-
scheinen dann z. B. als Elemente eines halbjährigen
Themenschwerpunktes „Liebe und Beziehungen“. Of-
fenbar häufiger thematisiert werden Gesundheitsfragen
im Kontext von Beschlüssen, Aktionen und Program-
men, die auf eine stärkere Betonung der innerverband-
lichen Geschlechtergerechtigkeit bzw. der Geschlech-
terdifferenz abzielen. Das Interesse, Bewusstsein für
die Besonderheiten der beiden Geschlechter zu we-
cken, lenkt nicht selten die Aufmerksamkeit auf die dif-
ferenten Körpererfahrungen und -inszenierungen und
die mit ihnen ggf. einhergehenden Belastungen. 151
– Dieser Versuch einer ersten Annäherung über die Ak-
tivitäten der Jugendverbände im Bereich gesundheits-
bezogener Prävention und Gesundheitsförderung wäre
unvollständig, würde man nicht darauf hinweisen,
dass die tägliche Praxis vieler Jugendverbände unaus-
gesprochen viele Momente gesundheitsbezogener Prä-
vention und Förderung enthält, die, gerade weil sie
selbstverständliche Praxis sind, entsprechende geson-
derte Aktionen und Programme überflüssig machen.
Die zum Teil langjährigen Traditionen in den Berei-
chen Rettung, Naturschutz und musische Bildung (vor
144 vgl. http://www.wir-falken.de/positionen/9176.html
145 Vgl. http://www.bremerjugendring.de/
146 „Mit diesem Förderungsprogramm sollen innovative Formen der Ju-
gendarbeit angestoßen werden, um jugendgerechte Wege gesunder
Lebensführung aufzuzeigen und einen Beitrag zur Aufklärung über
die Wirkungsweisen unterschiedlicher Gesundheitsgefährdungen zu
leisten. Mit den Zuschüssen sollen auch niederschwellige Aktivitä-
ten, sowie Maßnahmen und Projekte gefördert werden, die an den
Lebenswelten und gesundheitlichen Problemlagen der Kinder und
Jugendlichen ansetzen. Damit soll das Selbstwertgefühl Jugendlicher
gestärkt, [ihnen] vermittelt werden gesundheitsbewusster zu leben
und Wege aufzeigt werden die Gefährdungen im Alltag besser zu er-






150 Vgl. auch http://gesund.bundjugendhessen.de
151 So wurde – um nur ein Beispiel für viele andere zu zitieren – im Jahr
2003 das Präsidium der Bundesfrauenkonferenz des BDKJ aufgefor-
dert, „die Ergebnisse des Wettbewerbs ‚Richtig wichtig – Wir Mäd-
chen sehen das so‘ in der BDKJ-Frauen-Fachtagung erneut aufzu-
greifen und insbesondere zu den Themenfeldern Körperbewusstsein,
Ernährung und Gesundheit, die Konsequenzen für die Mädchenpäda-
gogik sowie für die Interessenvertretung zu erarbeiten. Vgl. http://
www.bdkj.de/fileadmin/user_upload/pdf/Beschluesse/4_Maedchen_
und_Frauenpolitik/4-14_Maedchen_Gesundheit.pdf
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allem Tanz) sowie die zahlreichen schon lange übli-
chen Freizeitangebote wie Zeltlager, Fahrten und Tou-
ren eröffnen so vielfältige Erfahrungs- und Erlebnis-
räume, dass zusätzliche Aktionen in diesen Fällen
Gefahr laufen, aufgesetzt zu wirken. Das gilt nicht für
das gesamte Spektrum von Gesundheitsförderung,
aber doch für so zentrale Bereiche wie Bewegung und
Körpererfahrung, aber auch für soziale Einbettung und
soziales Lernen.
– Eine dritte gesundheitsbezogene Dimension der Ju-
gendverbandsarbeit wird sichtbar, wenn man sich ver-
gegenwärtigt, dass Jugendverbände für viele Jugendli-
che als wichtige Orte wahrgenommen werden, an
denen sie sich selbst als handlungswirksam erleben
können. Zu einem nicht unerheblichen Teil macht dies
– auch im Gegensatz zur Schule – die Attraktivität der
Verbände aus.152 Wie wichtig aus salutogenetischer
Perspektive diese Erfahrung der Selbstwirksamkeit für
die Sozialisation von Kindern und Jugendlichen ist,
wurde in Teil A dieses Berichtes gezeigt.
– Eine wichtige Leistung der verbandlichen Jugendar-
beit ist die in einigen Verbänden seit Langem fest ver-
ankerte Behindertenarbeit. Verbände wie die Deutsche
Pfadfinderschaft St. Georg (DPSG), die auf eine über
40-jährige Tradition in diesem Bereich verweisen
kann, das Jugendrotkreuz und andere verfügen über
reichhaltige Erfahrungen mit integrativen Angebo-
ten.153 So stellt z. B. unter dem Motto „Leben ist mehr –
Abenteuer Begegnung“ die Jahresaktion 2009 der
DPSG Menschen mit seelischer Behinderung in den
Mittelpunkt der verbandlichen Aufmerksamkeit: „Sie
– und auch Menschen mit anderen Formen von Behin-
derung – in unserer Gesellschaft wahrzunehmen und
die Begegnung mit ihnen zu suchen, ist eine Heraus-
forderung für jede Gruppe der DPSG“ (DPSG 2008,
S. 4).
– Inhaltlich wie auch in Bezug auf ihre Form sind diese
Angebote und Leistungen der Jugendverbandsarbeit
im Bereich gesundheitsbezogene Prävention und Ge-
sundheitsförderung durch die weitgehend ehrenamtli-
che Struktur der Gruppenleiterinnen und Gruppenlei-
ter und die Freiwilligkeit der Mitgliedschaft geprägt.
Deshalb stoßen vor allem jene Themen auf Resonanz,
die die Mitglieder besonders interessieren bzw. die auf
ihre alterstypischen Interessen antworten. So ist es
nicht überraschend, dass bei vielen Aktionen die The-
men Bewegung, Körpererfahrung sowie das Erproben
der eigenen Grenzen im Vordergrund stehen. Da ge-
rade in der Altersphase, in der die Verbände den
höchsten Anteil von Jugendlichen organisieren kön-
nen, zudem die Entwicklung der eigenen Identität eng
mit der Erfahrung des sich verändernden Körpers ver-
bunden ist, liegt es nahe, dass diese Themenkomplexe,
zum Teil auch in ihrer geschlechtsspezifischen Bedeu-
tung, immer wieder aufgegriffen werden.
– Zugleich ist aber auch festzustellen, dass die Themen
gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsför-
derung im Bereich der Jugendverbandsarbeit bislang
nicht zu den Kernthemen und den Zielen in der tägli-
chen Arbeit gehören. Noch wird die eigene Praxis
kaum unter dieser Perspektive gedeutet. Gesundheit
ist bisher kein eigenständiges Ziel von Jugendver-
bandsarbeit, sondern eher ein Mittel, um mit ihm die
Zielsetzungen des jeweiligen Verbandes besser errei-
chen zu können. So ist körperliche Fitness z. B. eine
wichtige Grundlage für das Üben der Feuerwehrtech-
nik. Hervorzuheben ist dabei, dass besondere Aktio-
nen, Programme und Kampagnen stark von einzelnen
engagierten Personen abhängen.
– Bei alledem ist zu berücksichtigen, dass, wie alle Er-
fahrungen und nicht zuletzt die wenigen einschlägigen
Studien (Reichwein/Freund 1992; Homfeldt u. a. 1995;
Fauser u. a. 2006 a/b; Lehmann/Mecklenburg 2006)
immer wieder belegen, Mädchen und Jungen neben
den Inhalten der Verbandsarbeit die Teilnahme bzw.
Mitwirkung als für sie wichtig erleben, weil sie ihnen
Gemeinschaft und Kommunikation ermöglichen. Ge-
sundheit und gesundheitsbezogene Prävention stehen
also aus der Sicht der Mitglieder zumindest nicht als
solche an erster Stelle. Man wird – vermutlich mit
Ausnahme der Sportjugend – nicht Mitglied eines Ju-
gendverbandes, um gleichsam gesünder zu leben. Dies
führt dazu, dass sich die Verbände auf einige Schutz-
faktoren konzentrieren (Lambertin 2008, S. 24), wobei
die jeweiligen Verbandstraditionen und Strukturen der
Mitglieder wichtige vermittelnde Faktoren darstellen.
17.1.2 Sportjugend
Wenn es um Angebote der verbandlichen Jugendarbeit im
Kontext von gesundheitsbezogener Prävention und Ge-
sundheitsförderung geht, darf das breite Spektrum an ver-
einsförmig organisierten Sportangeboten für Kinder,
Jugendliche und junge Erwachsene besondere Aufmerk-
samkeit beanspruchen. Deshalb sollen im Folgenden, ob-
gleich unter Sportjugend wesentlich mehr zu verstehen
wäre als die institutionalisierten Angebote der Sportver-
eine und -verbände als Träger der freien Kinder- und Ju-
gendhilfe, diese im Zentrum der Ausführungen stehen.
Neben dem Sportunterricht in Schulen154 und den selbst
organisierten sportlichen Aktivitäten in der Freizeit155,
stellen die Vereine zweifellos die wichtigsten Orte für die
Sportbeteiligung Heranwachsender dar. Dabei bewegt
sich die Beteiligungsquote von Kindern und Jugendlichen
152 Die vorliegenden Studien enthalten eine Reihe von Hinweisen zur
Bestätigung dieser These. Wichtig sind dabei vor allem jene Studien,
die aus der Sicht der Jugendlichen die Bedeutung der Verbandsarbeit
für den eigenen Kompetenzerwerb sowie für die positive Erfahrung
mit Selbstorganisation und Verantwortungsübernahme bezeugen
(vgl. z. B. Düx/Prein/Sass/Tully 2008).
153 Vgl. http://www.dpsg.de/aktivdabei/behindertenarbeit
154 Der Sportunterricht an Schulen ist u. a. durch seine Funktion einer
(oftmals) ersten Heranführung an Sport und sportbezogene Bewe-
gung zentral.
155 Diese selbst organisierten Formen sportlicher Betätigung zeigen sich
„als ein Experimentierfeld für unkonventionelle Formen des körper-
lichen Ausdrucks und der Gemeinschaftsbildung sowie als Plattform
für eigenwillige Bedeutungs- und Selbstsozialisationsprozesse“
(Schwier 2008).
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bei institutionalisierten sportlichen Aktivitäten seit Län-
gerem auf einem konstant hohen Niveau (Opper/Wagner
2008; Schmidt 2003) und ist höher als bei den in einem
Sportverein organisierten Erwachsenen (Bundesministe-
rium des Innern, BMI 2006). Nach dem Ersten Kinder-
und Jugendsportbericht entfällt der größte Anteil sportli-
cher Betätigung in der Freizeit auf institutionell organi-
sierte Termine (zwischen 70 bis 80 Prozent) (Schmidt
2003). Nahezu 80 Prozent der Heranwachsenden haben
bis zum Ende des Jugendalters eine Mitgliedschaft in ei-
nem Sportverein durchlaufen, wobei diese im Durch-
schnitt acht Jahre andauert (vgl. Gogoll u. a. 2003).156
Obwohl sportliche Aktivitäten und Bewegung als „Kern-
geschäft“ der Sportvereine an sich schon mit Gesundheit
assoziiert werden können, ist die Perspektive der jugend-
bezogenen Sportvereine- und -verbände vor allem auf den
primären Organisationszweck der Ermöglichung von
Sport- und Bewegungsangeboten mit den dazu erforderli-
chen Rahmenbedingungen fokussiert (vgl. Baur/Braun
2000) und schließt nicht per se eine systematische gesund-
heitsbezogene Prävention und Gesundheitsförderung ein
(vgl. Opper 2002). So ist es nicht verwunderlich, dass sich
das Feld der sportbezogenen Jugendarbeit und ihre Leis-
tungen bezüglich gesundheitsbezogener Prävention und
Gesundheitsförderung in den letzten Jahren sehr vielfäl-
tig, aber auch sehr uneinheitlich darstellt. Der zweite Kin-
der- und Jugendsportbericht konstatiert, dass die aufge-
setzten gesundheitsbezogenen Programme und Initiativen
der Jugendarbeit im Sport sich bisher als sehr heterogenes
Feld mit unterschiedlichen Akteuren und unterschiedli-
chen Schwerpunktsetzungen an gesundheitsbezogenen An-
geboten zeigen (vgl. Schmidt 2008). Gleichwohl sind die
Sportvereine „zu einem bedeutenden Laienhilfesystem in
der Gesundheitsförderung herangewachsen“ (Opper 2002,
S. 18).
In vielen Vereinen wird inzwischen standardmäßig ein
breites Repertoire im Bereich des Gesundheitssports er-
möglicht, wobei es bisher keine zuverlässigen Zahlen
darüber gibt, in wie vielen Vereinen bundesweit Gesund-
heitssport angeboten wird, wie hoch die Zahl der Ange-
bote ist und wieweit sie von Kindern und Jugendlichen
genutzt werden (vgl. Bös u. a. 1999; Opper 2002).
Gesundheitsbezogene Schwerpunkterweiterung 
des organisierten Sports
Durch die Ermöglichung von sportlicher Aktivität und
Bewegung sowie des Erlebens von Gemeinschaft und so-
zialer Unterstützung innerhalb des institutionalisierten
Sports wurden gesundheitsbezogene Prävention und Ge-
sundheitsförderung zwar nicht als systematischer, aber
doch gewissermaßen als integraler Bestandteil der Sport-
vereine und -verbände betrachtet. In einer Erziehung
durch Sport, die auch als Beitrag zur Persönlichkeitsent-
wicklung der Heranwachsenden und zur Bewältigung von
Entwicklungsaufgaben gesehen wird, bieten sportliche
Aktivitäten und Bewegung in dieser Lesart u. a. „Mög-
lichkeiten der Auseinandersetzung mit dem Körper, mit
Gesundheit und gesundheitsriskantem Verhalten, zur Ent-
wicklung von Vertrauen in die eigene körperliche Leis-
tungsfähigkeit …“ und insgesamt für die Entwicklung ei-
ner „körperfundierten“ Identität, die durch das Vertrauen
in die eigene Körperlichkeit mitgetragen wird“ (Baur/
Braun 2000, S. 379). Die Entwicklung von Selbstwertge-
fühl, Selbstvertrauen, Leistungsmotivation, einer gesun-
den Lebensführung sowie die Förderung prosozialen Ver-
haltens etc. werden nach dieser Begründungsart durch
den organisierten Sport gewissermaßen en passant geför-
dert. Dieser (gesundheitsbezogene) Begründungszusam-
menhang prägte lange Zeit die gängige Praxis in den
meisten Sportvereinen und -verbänden und wird auch
noch heute vertreten im Leitbild der Deutschen Sportju-
gend (dsj) als größter freier Träger der Kinder- und Ju-
gendhilfe nach § 12 SGB VIII, unter deren Dach die
Mehrheit der in der Jugendarbeit aktiven Sportvereine zu-
sammengefasst sind. Die neuere Befundlage zeigt jedoch,
dass Sport und auch institutionalisierte Sportangebote
nicht automatisch gesund, persönlichkeits- und entwick-
lungsfördernd sind (vgl. Schmidt 2003; Brettschneider
2001), sondern dass ein gesundheitsförderliches Angebot
einen spezifischen qualitativen Zuschnitt braucht. Dazu
bedarf es nicht nur (gesundheits-)sportlicher Aktivitäten
im Sinne einer Erziehung zum Sport, die eine Bindung an
den Sport erhöht, sondern auch die Berücksichtigung be-
stimmter Faktoren, die eine explizite Gesundheitsorien-
tierung in einem pädagogisch orientierten Sportsetting
ermöglicht, wie z. B. die Art und Qualität des Vereins-
sports, die unterschiedlichen Anforderungen und Mög-
lichkeiten der jeweiligen Sportarten sowie die konkrete
Gestaltung des Trainings- und Wettkampfalltags. Sport(ju-
gend)vereine als Setting der Gesundheitsförderung bedür-
fen damit nicht nur der Einrichtung von bestimmten
Gesundheitssport-Angeboten, sondern erfordern als lang-
fristiges Ziel die Umgestaltung des Sportvereins insge-
samt zu einem „gesunden Verein“, was z. B. auf Gesund-
heit orientierte und qualifizierte Jugendsportleiterinnen
und -leiter, die Bereitstellung adäquater Räumlichkeiten
sowie Qualität sichernde Maßnahmen, z. B. die Festle-
gung bestimmter Qualitätsmaßstäbe von Gesundheits-
sportangeboten, einschließt (vgl. Brehm u. a. 2002).
Diese Einsicht sowie die große Nachfrage breiter Bevöl-
kerungsschichten nach Fitness- und Gesundheitsangebo-
ten innerhalb des organisierten Sports haben nicht nur zu
156 Bei der Einbindung in die Vereine zeigen sich geschlechtsspezifische
Differenzen, wobei die Jungen in den Sportvereinen dominieren: Von
den 7- bis 14-Jährigen sind es 74 Prozent der Jungen und 57 Prozent
der Mädchen, von den 15- bis 18-Jährigen sind es 63 Prozent Jungen
und 42 Prozent Mädchen, die in einem Sportverein aktiv sind. Für
die Teilnahme am organisierten Sport sind neben dem Geschlecht
auch andere soziodemografische Faktoren wie etwa der sozioökono-
mische Status, das Bildungsniveau, die Nationalität sowie die Sied-
lungsstruktur von Bedeutung (vgl. Bös/Worth u. a. 2008). Je höher
der sozioökonomische Status der Eltern und das Bildungsniveau,
desto höher ist die Vereinsbindung bei Kindern und Jugendlichen
(vgl. auch ebd.; Fuhs 1996). Auch der Migrationshintergrund bei
Kindern und Jugendlichen spielt bei den Vereinsaktivitäten eine Rol-
le. So sind Heranwachsende mit Migrationshintergrund weitaus we-
niger sportbezogen organisiert (vgl. Bös/Worth u. a. 2008). Insge-
samt ist die Wahrscheinlichkeit, dass sie Mitglied eines Sportvereins
sind, um über 50 Prozent geringer als bei Gleichaltrigen ohne Migra-
tionshintergrund.
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Veränderungen und weiterer konzeptioneller Entwick-
lungsarbeit der (Jugend-)Sportarbeit geführt, sondern ins-
gesamt in den letzten Jahren die Diskussion um den Stel-
lenwert von Gesundheit einerseits und Sportarbeit
anderseits im Sportsystem belebt (vgl. Opper 2002).
Aufseiten der Anbieter und ihrer Förderer hat eine deutli-
che Akzentverschiebung von einer leistungs- zu einer ge-
sundheitssportlichen Orientierung stattgefunden (vgl. Op-
per/Wagner 2008). Auch die Kontexte der Jugendarbeit
bzw. Jugendhilfe außerhalb der hier thematisierten Sport-
vereine, die lange Zeit wenige Berührungspunkte mit
sportlicher Kinder- und Jugendarbeit aufwiesen, machen
sich Sport als Medium zunehmend zunutze und bieten
sportbezogene Projekte wie z. B. Mitternachtssport, of-
fene Sportangebote innerhalb der Kinder- und Jugendar-
beit sowie besondere Sportangebote für Mädchen an.157
Auch hier wird Sport als methodischer Ansatz u. a. zur
Gesundheitsförderung und Prävention gesehen und eröff-
net gewissermaßen als Querschnittsaufgabe zwischen
diesen unterschiedlichen Settings der Jugendarbeit (bzw.
Kinder- und Jugendhilfe) ein neues gemeinsames Inte-
resse (vgl. Klinkhammer 2008).
Viele der größeren Landessportbünde und Fachverbände
setzen sich seit längerer Zeit mit Gesundheitssport aus-
einander, wobei Gesundheitssport definiert werden kann
„als aktive und zweckbestimmte bewegungs- und
sportspezifische Handlung und Maßnahme im Sinne re-
gelmäßiger und systematischer Trainings- und Übungs-
programme, um die Gesundheit in all ihren Aspekten,
d. h. somatisch wie psychosozial, zu fördern und zu erhal-
ten (Präventivsport)“ (Schwenkmezger 1993). Gesund-
heitsförderung im Sportverein orientiert sich dabei auch
am Salutogenese-Modell: Neben der Vermeidung und der
Reduktion von Risikofaktoren, geht es entscheidend auch
um die Entwicklung von Gesundheitsressourcen, die ein
dauerhaftes Bedürfnis nach Sport und Bewegung sowie
eine gesunde Lebensführung fördern. Ein gesundheitsbe-
zogen ausgerichtetes Sportangebot unter dem Leitziel
„Sport für alle“ bedarf dabei geeigneter Verhältnisse und
Rahmenbedingungen, die Gesundheitsförderung erst er-
möglichen (Opper 2002).
Einen ersten Schritt in diese Richtung machte der Deut-
sche Olympische Sportbund (DOSB) Mitte der 1990er-
Jahre mit seiner „Gesundheitspolitischen Konzeption“
(1995), in denen das Handlungsfeld „Gesundheit und
Sport“ zu einer zentralen Zukunftsaufgabe der Sportver-
bände und -vereine erklärt wurde. Einen weiteren Schritt
stellte die Einführung der Qualitätssiegel Sport pro Ge-
sundheit158, Sport pro Fitness159, Pluspunkt Gesund-
heit.DTB160 und Gesund & fit im Wasser161 dar. Der orga-
nisierte Sport hat mit diesen Qualitätssiegeln eine
Selbstverpflichtung zu hoher Qualität bei Angeboten zum
Gesundheitssport im Verein abgegeben, er hat sich „zu ei-
ner zukunftsorientierten Prävention und Gesundheitsför-
derung“ bekannt und sich zudem verpflichtet, „die im
Sport bestehenden Strukturen für diese gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe zu nutzen und auszubauen“ (Deut-
sche Olympische Sportbund, DOSB 2006, S. 6). In der
Sportlandschaft der Vereine und Verbände haben sich auf
dieser Grundlage eine Reihe von speziellen Gesundheits-
programmen herausgebildet, die qualifiziert angelegt
sind, ganzheitliche Ziele verfolgen und auf einem moder-
nen Verständnis von Gesundheitsförderung basieren.162
Bislang wurden ca. 14 000 Gesundheitssportangebote in
rund 7 000 Vereinen mit dem Qualitätssiegel zertifiziert
(ebd., S. 6).
157 Bisher wurde zwischen sportbezogener Jugendarbeit und Jugendar-
beit im Sport (Sportvereine) im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe
aufgrund unterschiedlicher Schwerpunktsetzungen unterschieden.
Während die sportbezogene Jugendarbeit Sport als Medium der pä-
dagogischen Arbeit mit anderen Wertstrukturen, Zielvorgaben, Teil-
nehmerbedingungen sowie Arbeits- und Beteiligungsformen betrach-
tet (siehe zum Thema z. B. die „Regensburger Traumfabrik“ oder
den Marburger Verein zur Förderung bewegungs- und sportorientier-
ter Jugendsozialarbeit), liegt bzw. lag der Fokus der Jugendarbeit im
Sport mehr auf dem leistungs- und wettkampforientierten Sportbe-
trieb (Schulze-Krüdener 1999).
158 Die Qualitätssiegel sind im Jahre 2006 in Kooperation des Deutschen
Olympischen Sportbunds mit der Bundesärztekammer entwickelt
worden. Weitere Informationen unter www.sportprogesundheit.de.
Sie sind auf Bundes-, Landes- und Vereinsebene verankert, sowohl
im System der Spitzenverbände und Sportverbände mit besonderen
Aufgabenstellungen als auch flächendeckend in den Landessportbün-
den.
159 Sport pro Fitness ist ein relativ neues Qualitätssiegel des DOSB,
durch das den Studionutzern eine Orientierungshilfe bei der Auswahl
eines Fitness-Studios gegeben werden soll. Ein mit dem Qualitätssie-
gel ausgezeichnetes Vereinsstudio soll über die Qualifikation des
Personals, die Geräteausstattung und die Hygienestandards Auskunft
geben. Weitere Informationen unter: http://www.sportprofitness.de/ 
160 Der Deutsche Turner-Bund hat im Februar 1994 als erster Fachverband
ein Qualitätssiegel, den Pluspunkt Gesundheit. DTB für gesundheits-
orientierte Sport- und Bewegungsangebote im Verein entwickelt, mit
der Zielsetzung, flächendeckend qualitativ hochwertigen Gesundheits-
sport in den Vereinen anzubieten und diesen kontinuierlich zu verbes-
sern. Weitere Informationen unter http://www.dtb-online.de/cms/
download2.php/article_3991/3991/PP-Brosch%C3%BCre2008.pdf 
161 Das Gütesiegel Gesund & fit im Wasser wurde bereits 1997 vom
Deutschen Schwimmverband (DSV) entwickelt. Vereine können es
beantragen, wenn mindestens zwei gesundheitsfördernde Sportange-
bote durch den Schwimmverein nachgewiesen werden. Neben dem
Qualitätssiegel „Sport pro Gesundheit“, in dessen Entwicklung auch
der DSV eingebunden war, blieb das bereits etablierte Gütesiegel des
DSV „Gesund und fit im Wasser“ erhalten. Schwimmvereine und
Schwimmabteilungen können seitdem beide Qualitätszertifikate er-
werben. Weitere Informationen unter: www.dsv.de. 
162 Im Sinne des New Public Health sollen die Angebote nicht nur prä-
ventiv wirken, d. h. Erkrankungen und Störungen verhindern helfen,
sondern sich auch auf die Ausbildung und Stärkung der Gesundheits-
kompetenz der einzelnen Nutzer und Nutzerinnen, sowohl in physi-
scher, psychischer als auch sozialer Hinsicht konzentrieren. Dabei
werden die Stärkung von physischen und psychosozialen Gesund-
heitsressourcen, die Verminderung von Risikofaktoren, die Unter-
stützung zur Bewältigung von gesundheitlichen Beschwerden sowie
die Verbesserung des Gesundheitsverständnisses angestrebt. Die
Angebote müssen bestimmte Qualiätskriterien erfüllen, wie ein ziel-
gruppengerechtes Angebot, eine qualifizierte Leitung, eine einheitli-
che Organisationsstruktur, einen präventiven Gesundheitscheck, ein
begleitendes Qualitätsmanagement sowie einen aktiven Gesundheits-
partner-Sportverein. Des Weiteren müssen die Angebote auch ziel-
gruppengerecht hinsichtlich eines bestimmten Angebotsprofils
konzipiert (wie „Herz-Kreislauf“ „Muskel-Skelettsystem“, „Entspan-
nung/Stressbewältigung“ oder „Allgemeiner Präventionssport“) und
auf eine bestimmten Zielgruppe (Alter, Geschlecht, Bewegungsbio-
grafie und Lebensumfeld) zugeschnitten sein.
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Gesundheitsbezogene Leistungen 
der Jugendarbeit im Sport
Betrachtet man zunächst die Leitlinien, Satzungen und
Sportprogramme der einzelnen Landessportbünde und
der angegliederten Sportjugenden, zeigt sich, dass das
Thema Gesundheit jeweils sehr unterschiedlich gewichtet
wird. Während einige der Sportjugendorganisationen ex-
plizit gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheits-
förderung systematisch(er) zum Thema machen und sich
z. B. auch auf das Salutogenese-Modell beziehen, wird
dies bei anderen Sportjugenden bzw. Landessportbünden
eher implizit, z. B. durch die Benennung der Förderung
von motorischen Fähigkeiten oder der Persönlichkeitsent-
wicklung zum Ausdruck gebracht. Wenn Gesundheit in
den Dokumenten explizit angegeben wird, besteht wenig
Einheitlichkeit hinsichtlich der verwendeten Begriffe, wie
z. B. Gesundheitserziehung, Gesundheitsbildung oder auch
Gesundheitsförderung.
Inhaltliche Handlungsschwerpunkte gesundheitsbezoge-
ner Jugendarbeit im Sport liegen vor allem auf Ernährung
und Bewegung sowie Prävention (Sucht/Gewalt/Aids)
(vgl. auch Bundesministerium des Innern, BMI 2006).
Bei gesundheitsbezogenen Sportprogrammen und Aktio-
nen sind auch jeweils recht unterschiedliche Ausgestal-
tungen und Schwerpunkte feststellbar. Während einige
Sportjugenden Gesundheit nur implizit im Rahmen von
Sport als Bewegungs- und als per se persönlichkeitsför-
derndes Mittel zum Thema machen, wird in anderen
sportbezogenen Organisationen der Jugendarbeit Gesund-
heit in Form des präventiven, d. h. vor allem suchtpräven-
tiven Gedankens oder bestimmter gesundheits- bzw. auch
altersbezogener Schwerpunkte (z. B. Bewegungskinder-
gärten) thematisiert. Andere Sportjugenden bzw. Lan-
dessportbünde machen Gesundheit explizit zu einem ei-
genständigen Thema und koppeln gesundheitspräventive
mit gesundheitsförderlichen Elementen.
Im Rahmen der Sportjugend (dsj), der angeschlossenen
Landessportbünde und ihrer Sportjugenden haben sich in-
nerhalb des vom DOSB initiierten Projektes „Sport und
Gesundheit“, sowie anderer Initiativen vielfältige Koope-
rationsnetzwerke entwickelt, z. B. mit Krankenkassen,
Kindergärten, Schulen, Universitäten und Ministerien.
Entstanden sind beispielsweise Projekte zur Suchtvorbeu-
gung im Sportverein im Kontext der BZgA-Kampagne
„Kinder stark machen“ oder der Jugendaktion „Gut
drauf“, welche insbesondere auch in Kooperation mit den
Sportvereinen und -verbänden das Bewegungs- und Er-
nährungsverhalten sowie Stressbewältigung von Heran-
wachsenden positiv beeinflussen will.163 Neben präventi-
ven Initiativen, wie sie z. B. im Rahmen der „Plattform
Ernährung und Bewegung“ (peb)164 oder der Kommuni-
kations- und Interaktionsplattform zur Aids-Prävention
an Sportvereinen und -verbänden („Initiative Spor-
tAIDs“) des Kooperationsprojektes der BZgA und ande-
ren Akteuren165 initiiert wurden, startete die dsj auch eine
„Qualitätsoffensive: Jugendarbeit im Sport“, die ver-
schiedene Aktivitäten der Sportorganisationen bündelt.166
Darin wurde in Zusammenarbeit mit der Sportjugend
Niedersachsen eine Arbeitshilfe herausgegeben, die Hil-
festellung und Orientierung bei der Qualitätsentwicklung
der Sportangebote geben soll („Eine Frage der Qualität –
Jugendarbeit im Sport“).167 Neben anderen Qualitätsdi-
mensionen wird auch das Thema Gesundheit als Qualität
im Wissen und Handeln vor allem unter den Stichworten
Prävention durch Sport, Risiken vorbeugen, Gesunderhal-
tung, Suchtprävention, Doping, Ernährung, Hygiene und
Erste Hilfe behandelt. Im Vordergrund steht hier einer-
seits ein pädagogisches Verständnis, welches vor allem an
der Erziehung durch Sport als Persönlichkeitsentwick-
lung der Heranwachsenden und der Bewältigung von Ent-
wicklungsaufgaben positive Effekte erzielen will. Zum
anderen soll durch vereins- und verbandsübergreifende
Kooperationen mit Gesundheitsexpertinnen und -exper-
ten aus Medizin, Krankengymnastik und Rehabilitation,
mit der BZgA, der Sportberatung durch diplomierte Fach-
kräfte sowie den Eltern eine systematischere gesundheits-
bezogene Sportjugendarbeit ermöglicht werden. Eine auf
die Erziehung zum Sport ausgerichtete Programmatik und
damit gewissermaßen eine Hinführung zu einer Lebens-
führung, die dauerhaftes sportliches Engagement bzw. ei-
nen gesunden Lebensstil insgesamt einschließt, wird zu-
mindest nicht ausdrücklich thematisiert.
Betrachtet man die gesundheitsbezogenen Angebote und
Projekte der Sportvereine in Bezug auf Handlungs-
schwerpunkte für bestimmte Altersgruppen, gibt eine
(nicht repräsentative) Systematisierung in Bezug auf be-
wegungsbezogene Angebote und Maßnahmen zur Ge-
sundheitsförderung und Prävention verschiedener Ak-
teure von Opper/Wagner (2008) einen ersten Überblick.
Für die Altersgruppe der 6- bis 12-Jährigen stehen vor al-
lem Programme der Ernährung und Bewegung im Fokus
der Initiatoren, wie z. B. das Programm „Schwer mobil –
163 Das Projekt wurde bereits mit der Sportjugend Hessen (seit 2000),
der Sportjugend Nordrhein-Westfalen und ab 2003 über den Rhein-
Sieg-Kreis von dem dortigen Kreissportbund besonders betreut und
weiterentwickelt. Dabei standen Schulungen von Übungsleiterinnen
und -leitern sowie die Durchführung und Evaluation von gemeinsa-
men Projekten mit Schulen und Einrichtungen der Jugendarbeit im
Vordergrund. 
164 Die Plattform Ernährung und Bewegung (peb) will der Entstehung
von Übergewicht von Kindern und Jugendlichen vorbeugen und wur-
de Jahre 2004 auf Initiative des damaligen Bundesministeriums für
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft sowie von sieben
weiteren Gründungsmitgliedern gegründet. Zu den Mitgliedern zäh-
len heute wissenschaftliche Institutionen, Interessenvertretungen, ge-
sellschaftliche Initiativen und eine Vielzahl an Unternehmen. Ein Ex-
pertenbeirat begleitet die Arbeit der Plattform Ernährung und
Bewegung e. V. mit wissenschaftlicher Expertise.
165 Weitere Informationen zur AIDS-Prävention auf der Seite http://
www.gib-aids-keine-chance.de/aktionen/praevention/index.php.
166 Auf der Informationsplattform www.jugendprojekte-im-sport.de
werden seit 2002 vorbildliche Projekte der Jugendarbeit im Sport ge-
bündelt. Hier haben Sportvereine die Möglichkeit, eigene Projekte
mit den entsprechenden Informationen und Daten einzustellen, sich
Ideen für die eigene Arbeit im Verband oder Verein zu holen sowie
Erfahrungen auszutauschen.
167 Weitere Informationen zur Praxishilfe unter www.jugendprojekte-
im-sport.de/downloads/qualitipp/qualitipp-dokumentation.pdf 
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übergewichtige Kinder in Bewegung, Spiel und Sport“
der Sportjugend Nordrhein-Westfalen, das Bewegungsan-
gebote mit gezielter Ernährungsberatung koppelt, oder
auch „GOkids auf Schatzsuche“ der AOK Hessen in Zu-
sammenarbeit mit den Sportvereinen und der Universität
Bayreuth, das vor allem auf die Stärkung physischer und
psychosozialer Gesundheitsressourcen durch ein standar-
disiertes Bewegungsprogramm setzt. Bei den 12- bis 18-
Jährigen spielt neben der Prävention von Übergewicht
auch die Bewältigung von Stress und Beschwerden eine
größere Rolle. In Programmen wie z. B. „Aktion Kids in
Clubs“ der Sportjugend Hamburg wird dem Bewegungs-
mangel von Jugendlichen aus einkommensschwachen Fa-
milien entgegengewirkt, die damit dauerhaft am Sport be-
teiligt werden sollen. Des Weiteren zielt beispielsweise
das Programm „Rückenfitness auf dem Pferderücken“
der Sportjugend Nordrhein-Westfalen mit dem Provinzi-
alverband westfälischer Reit- und Fahrvereine sowie der
Universität Bielefeld auf das Training des Bewegungsap-
parates, den Abbau motorischer Defizite sowie auf die
Steigerung der sozialen Kompetenz von Jugendlichen ab
(vgl. Opper/Wagner 2008).
Insgesamt bieten die Sportvereine den Heranwachsenden
mit ihrem breiten und flächendeckenden Angebot an
sportlichen Aktivitäten und Bewegungsmöglichkeiten
eine wichtige Bühne für ihre physische, aber auch für die
psychosoziale Entwicklung. Im Sport mit Gleichaltrigen
können Kompetenzen, wie z. B. Lebenskompetenz (Selbst-
sorge, Selbstachtsamkeit, Selbstorganisation), Teamfähig-
keit sowie Selbstvertrauen, aber auch Gemeinschaftsbil-
dung gefördert und entwickelt werden (vgl. Sygusch
1999). In diesem Sinne sind Sportvereine auch als „ge-
sundheitsförderndes Netzwerk“ für Kinder und Jugendli-
che (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend, BMFSFJ 2002, S. 225) anzuerkennen, in dem
nicht nur Bewegung als ein körperliches Grundbedürfnis
der eigenen Entwicklung eine zentrale Rolle spielt, son-
dern auch seine sozialisierende Funktion in Bezug auf die
integrative Wirkung und die Bedeutung in der Kinder- und
Jugendkultur. Zu nennen sind hier die jugendkulturell und
szeneorientierten Sportarten wie z. B. HipHop, Snow-
board, Streetball etc., die als Trendsportarten mit hohem
Attraktivitätsgrad für die Heranwachsenden Jugendkultur
und Sport neu koppeln und damit Anknüpfungspunkte für
die Vermittlung einer gesundheitsbewussten Lebensweise
bieten.
„Vor allem der Wandel des Krankheitspanoramas hin zu
chronisch-degenerativen Erkrankungen, die zum Teil durch
Bewegungsmangel mitverursacht werden, spricht für eine
stärkere gesundheitspolitische Inanspruchnahme des Sports
und damit auch für eine stärkere Kopplung des Sport- und
Gesundheitssystems“ (Opper 2002, S. 2). Unter Beach-
tung verschiedener Qualitätsdimensionen und spezifischer
struktureller Aspekte der sportbezogenen Jugendverbände
bieten (Jugend-)Sportvereine insgesamt günstige Voraus-
setzungen für einen „gesunden Sozial- und Lebensraum“
und damit für ein Setting zur Gesundheitsförderung“ (vgl.
ebd. 2002).
17.1.3 Offene und mobile Jugendarbeit
Unter Offener Jugendarbeit werden verschiedene, offen
angebotene Handlungsfelder der Jugendarbeit subsumiert,
die von den freien wie öffentlichen Trägern der Jugendar-
beit gestaltet und bearbeitet werden. Neben den Einrich-
tungen der Offenen Jugendarbeit, wie Jugendfreizeitstät-
ten, Jugendhäusern, Jugendtreffs, Stadtteiltreffs, zählen
auch weitere, offen angebotene Einrichtungen, Dienste
und Veranstaltungen, unabhängig von ihrer Trägerschaft,
zum Leistungsspektrum der Offenen Jugendarbeit. Für die
Offene Jugendarbeit charakteristisch ist der „offene Be-
trieb“ in Jugendzentren und Jugendhäusern, der den Ju-
gendlichen die Möglichkeit einräumt, Räume zu bestimm-
ten Zeiten und nach bestimmten Regeln zu nutzen,
mitzuverwalten und zu gestalten, ohne in irgendeiner
Weise Mitglied sein zu müssen. Während Jugendlichen
vor allem ein Forum für den Kontakt mit Gleichaltrigen
geboten wird, besteht für die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter dieser offenen Einrichtungen gleichzeitig die Mög-
lichkeit, mit einzelnen Jugendlichen oder Cliquen in Kon-
takt zu kommen, um Beratung und Hilfen anzubieten und
für gezielte und verbindlichere Veranstaltungen zu werben
(Freizeiten, Seminare, Projekte, Gruppenaktivitäten, Fahr-
ten) (vgl. Hafeneger/Schröder 2005, S. 848).
Für alle Formen der gesundheitsbezogenen Aufklärung
und Information sind die Einrichtungen der offenen kom-
munalen Jugendarbeit wichtige Orte der Dissemination.
So findet man in vielen Einrichtungen Flyer, Infoblätter
und Informationsbroschüren, abgestimmt auf Alter und
Zusammensetzung der Besucherinnen und Besucher, z. B.
zur Aidsprävention, zur Verhütung von ungewollten
Schwangerschaften, zur Prävention von Drogen- und Al-
koholmissbrauch. Darüber hinaus werden Angebote der
gesundheitsbezogenen Prävention in diesen Einrichtungen
vor allem anlassbezogen durchgeführt oder weil entspre-
chende Anregungen von außen erfolgen. Beispiele hierfür
sind Aktionswochen zur kritischen Auseinandersetzung
mit Junkfood bzw. zu gesunder altersgerechter Ernährung
und Bewegung, „hippen“ Alternativen zum Alkohol (alko-
holfreie coole Cocktails) oder Informationsveranstaltun-
gen gekoppelt mit Beratungsangeboten zur Aidspräven-
tion. Ohne im engen Sinne als gesundheitspädagogische
Angebote ausgewiesen zu sein, bieten darüber hinaus viele
Einrichtungen immer wieder Sport- und Outdoor-Aktivi-
täten sowie erlebnispädagogische und andere programm-
ergänzende Aktivitäten an, denen gesundheitsfördernde
Effekte zugeschrieben werden können.
Dieser einerseits bestehenden Vielfalt gesundheitsbezo-
gener Angebote und Aktivitäten in Jugendeinrichtungen
entspricht jedoch auch ein jeweils recht unterschiedliches
Verständnis von Gesundheit, Prävention und Gesund-
heitsförderung. Dies wird auch daran deutlich, wie diffe-
rent die Einrichtungen die Ziele ihrer Angebote, z. B. Er-
nährung, definieren, was sich z. B. auch im Rahmen einer
der wenigen bundesweit zugänglichen jüngeren Erhebun-
gen zu gesundheitsbezogenen Angeboten in Einrichtun-
gen der offenen Jugendarbeit in Hamburg168 zeigte. Wäh-
168 Erhebung der Hochschule für Angewandte Wissenschaften, Fachbe-
reich Gesundheit, Hamburg. Vgl. http://www.gesundheitberlin.de
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rend bei einigen Einrichtungen in punkto Ernährung die
reine Versorgung der Jugendlichen im Vordergrund stand,
ging es anderen Anbietern eher um den bewussten Um-
gang mit Lebensmitteln und das Erlernen des Kochens,
wieder anderen in einem erweiterten Verständnis um den
Bezug dieses Themas zu sozialen Kompetenzen und Or-
ganisationsfähigkeiten.
Erst in den letzten Jahren beschäftigt sich auch die Fach-
diskussion im Feld Offener Jugendarbeit systematischer
mit dem Feld der Gesundheitsförderung (vgl. Gilles
1998). So haben sich, beispielsweise auf der Grundlage
der von der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklä-
rung (BZgA) gestarteten Jugendaktion „Gut drauf“169, ei-
nige Ansätze guter Praxis, etwa die Formulierung ver-
bindlicher Qualitätsstandards zu den Schwerpunktthemen
Ernährung, Bewegung und Entspannung für die Einrich-
tungen der Offenen Jugendarbeit, etabliert, an der bereits
einige Freizeiteinrichtungen in der Modellregion beteiligt
sind. Mittlerweile haben sich neben der Modellregion
Rhein-Sieg-Kreis auch andere „Gut-Drauf-Netzwerke“
gegründet, oder befinden sich zurzeit in der Gründungs-
phase (u. a. in Bayern, Baden-Württemberg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt).
Weitere beispielhafte Anknüpfungspunkte finden sich
u. a. auch im Rahmen des Programms und in den Positio-
nen der Arbeitsgemeinschaft „Haus der Offenen Tür“ für
Nordrhein-Westfalen (2007)170, die Gesundheitsförde-
rung ausdrücklich als Ziele und Leistungen der Offenen
Kinder- und Jugendarbeit festschreibt171, oder im Fach-
programm „Förderung von Aktivitäten der Jugendarbeit
zum Thema Gesunde Lebensführung“ des Bayerischen
Jugendrings.172
Wirft man dagegen auch einen Blick auf die allgemeine
Fachdebatte zur Offenen Kinder- und Jugendarbeit, wird
zwar oftmals die primärpräventive Wirkung der Offenen
Kinder- und Jugendarbeit auch in Bezug auf Gesundheit
im Rahmen der Aufgabe von § 11 SGB VIII als Arbeits-
prinzip betont. Eine explizite Benennung von Gesund-
heitsförderung als Zielkategorie Offener Kinder- und Ju-
gendarbeit erfolgt jedoch in der Mehrzahl nicht. Auch in
den von der Bundesarbeitsgemeinschaft Streetwork/Mo-
bile Jugendarbeit e. V.173 formulierten fachlichen Stan-
dards für das Arbeitsfeld Mobiler Jugendarbeit bleiben
die Aussagen in Bezug auf den gesundheitsbildenden
Auftrag eher vage. Demnach werden durch Streetwork
und Mobile Jugendarbeit nützliche Hilfen zu praktischen
Fragen, z. B. zur Gesundheitsfürsorge und Suchtberatung
gegeben oder vermittelt. Andere gesundheitsförderliche
Elemente der Jugendarbeit werden nicht explizit als solche
benannt, sondern, wie bereits erwähnt, implizit erbracht,
denn zumeist ist Gesundheit – wie in der Jugendverbands-
arbeit bereits erwähnt – nicht Ziel der Jugendarbeit, son-
dern Mittel.
Unter dem Vorzeichen von gesundheitsbezogener Präven-
tion ist als eine besondere Form der kommunalen Jugend-
arbeit die Mobile Jugendarbeit als zielgruppen- und le-
bensfeldorientierter Jugendarbeitsansatz zu nennen, die
insbesondere mit potenziell gefährdeten Jugendlichen,
also z. B. arbeitslosen, suchtgefährdeten, aggressiven oder
bereits delinquenzbelasteten Jugendlichen im Rahmen von
gruppen- und einzelfallbezogener Arbeit (vgl. Keppeler/
Specht 2005, S. 1123) Beratungs- und Hilfsangebote ent-
wickelt (vgl. Jordan 2005, S. 131; Kros/Mierisch 1998,
S. 381). Im Rahmen eines stadtteil-, bzw. sozialraum- und
milieubezogenen Konzepts sollen Ausgrenzungsprozesse
von Jugendlichen und jungen Erwachsenen verhindert
oder rückgängig gemacht werden, indem Ressourcen und
Selbsthilfekräfte zur Lösung sozialer Probleme im Ge-
meinwesen genutzt werden (vgl. Keppeler/Specht 2005,
S. 1223). Diese Projekte und Angebote Mobiler Jugendar-
beit umfassen mit unterschiedlichen Schwerpunktsetzun-
gen Angebote der Gesundheitlichen Versorgung, der
Sucht-, Gewalt- und AIDS-Prävention, der Prävention von
Teenagerschwangerschaften, der Förderung seelischer
Gesundheit, der Stressbewältigung sowie eine medizini-
sche Grundversorgung. Schwerpunkte sind dabei die Ar-
beit mit jungen Prostituierten und ihrem Umfeld und dro-
gengefährdeten Jugendlichen, die zum Teil ohne festen
Wohnsitz sind (vgl. Flick/Röhnsch 2008).
Zudem können die Übergänge zwischen mobiler Jugend-
arbeit bzw. Streetwork für Jugendliche mit dem „Lebens-
mittelpunkt Straße“ und teilstationären wie auch stationären
Hilfen fließend sein, z. B., wenn dabei die Jugendlichen
nicht nur an ihren Szene-Orten aufgesucht werden, son-
dern diese Arbeit auch in Anlauf- und Notschlafstellen
stattfindet. Dort werden den Jugendlichen zum einen Be-
ratungsangebote gemacht, zum anderen können sie ge-
sundheitsbezogene Basisbedürfnisse befriedigen, d. h. du-
schen, Wäsche waschen, warme Mahlzeiten einnehmen
oder auch einige Male übernachten. Angesichts des oft
sehr schlechten Gesundheitszustandes dieser Jugendli-
chen und ihren reduzierten Zugangsmöglichkeiten zum
Gesundheitssystem bieten manche dieser Anlaufstellen
auch eine gesundheitliche Erstversorgung durch einen me-
dizinischen Dienst.
17.1.4 Geschlechtsspezifische Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit
Geschlechtsspezifische Jugendsozialarbeit bietet entspre-
chend § 9 Satz 3 SGB VIII Hilfen und Angebote für
Mädchen und Jungen an, in denen geschlechtsspezifische
Lebenskonzepte und Lebenslagen berücksichtigt und (ge-
sellschaftliche) Benachteiligungen nach Möglichkeit ab-
gebaut werden. Ganz überwiegend richten sich die Ange-
bote an Mädchen/junge Frauen, es existieren mittlerweile
aber auch – allerdings in weitaus geringerem Umfang –
169 Vgl. www.gutdrauf.net
170 Vgl. www.agot-nrw.de/upload/Positionspapier.pdf
171 Demnach sollen, in Kooperation mit Fach- und Beratungsstellen und
in Orientierung an Projekten wie z. B. „Gut Drauf“ der BzGA, eine
gesunde Ernährung, ausreichend Bewegung und Entspannung sowie
die Vermittlung entsprechenden Wissens zur Arbeit der Offenen Kin-
der- und Jugendarbeit in Nordrhein-Westfalen gehören. 
172 Das Fachprogramm soll einen wesentlichen Beitrag zur Verankerung
des Themas Gesundheitsprävention in den Aktivitäten der Jugendar-
beit leisten. 
173 Informationen im Internet unter www.bundesarbeitsgemeinschaft-
streetwork-mobile-jugendarbeit.de/homepage/material/
bagstandards2007.pdf
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eigenständige geschlechtsspezifische Angebote und Maß-
nahmen für Jungen/junge Männer. Innerhalb dieses Rah-
mens befasst sich geschlechtsspezifische Jugendsozialar-
beit mit dem Thema Gesundheit vor allem in Form von
gesundheitsbezogener Information und Aufklärung. Im
Rahmen der Mädchensozialarbeit geht es dabei vor allem
um die Themen Sexualität, Verhütung, HIV-Infektion/
Aids sowie Partnerschaft und Familiengründung. Zur
Vermittlung dieser Inhalte werden Materialien von der
Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung (BZgA)
verwendet, die nicht nur in den Handlungsfeldern Ju-
gendarbeit und Schule, sondern auch für die geschlechts-
spezifische Jugendsozialarbeit nützlich sein können. Des
Weiteren lassen sich auch Angebote identifizieren, die
sich mit spezifisch weiblichen Gesundheitsaspekten be-
schäftigen: So geht es u. a. darum, bei Mädchen/jungen
Frauen durch Information und Aufklärung Hemmschwel-
len in Bezug auf das Aufsuchen eines Gynäkologen abzu-
bauen oder sich durch präventive medizinische Angebote
(z. B. HPV-Impfung) vor sexuell übertragbaren Krank-
heiten zu schützen. Ein weiterer großer Themenbereich
der gesundheitsbezogenen Information und Aufklärung in
der Mädchensozialarbeit beschäftigt sich, ähnlich wie in
der Hilfen zur Erziehung, mit Körperlichkeit, vor allem
im Hinblick auf Essstörungen und Übergewicht. Durch
zum Teil medial gestützte Information und Aufklärung
(u. a. durch Verwendung von BZgA-Materialien) werden
Mädchen und junge Frauen angeregt und ermutigt, sich
mit dem eigenen Rollenbild, der Wahrnehmung eigener
Körperlichkeit und mit dem gesellschaftlichen Schön-
heitsideal auseinanderzusetzen. Dadurch sollen Mädchen
und junge Frauen auch für Symptome und Hintergründe
der Entwicklung von Essstörungen sensibilisiert werden.
Der weitaus größte Teil der Mädchensozialarbeit wendet
sich an Mädchen/junge Frauen ab dem 12. Lebensjahr.
Durchgeführt werden diese Angebote vor allem in alters-
homogen zusammengesetzten Kleingruppen in Mädchen-
häusern oder anderen Angeboten der offenen Jugend(so-
zial)arbeit, sodass eine eindeutige Zuordnung dieser
geschlechtsspezifischen Angebote zu den Arbeitsfeldern
Jugendarbeit bzw. Jugendsozialarbeit nicht immer mög-
lich ist. Inwiefern sich diese Angebote auch den spezifi-
schen Lebenslagen von Mädchen/jungen Frauen mit Mi-
grationshintergrund (insbesondere jungen Musliminnen)
widmen, lässt sich im Rahmen dieses Überblicks nicht
klären. Es ist aber davon auszugehen, dass sich derartige
Angebote, soweit überhaupt vorhanden, mit großer Wahr-
scheinlichkeit vor allem in großstädtischen Ballungsräu-
men mit einem hohen Migrantenanteil an der Bevölkerung
finden lassen. Gesundheitsbezogene Mädchensozialarbeit
zielt durch Information und Aufklärung auf Empower-
ment und die Stärkung von eigenen Verwirklichungschan-
cen ab.
Im Unterschied zur gesundheitsbezogenen Mädchensozi-
alarbeit lassen sich für den Bereich der geschlechtsspezi-
fischen Jugendsozialarbeit mit Jungen/jungen Männern
keine so eindeutigen Trends formulieren, da Dokumenta-
tionen von Projekten und Maßnahmen für diesen Bereich
weitestgehend fehlen. Wie in der Mädchensozialarbeit
spielt auch in der gesundheitsbezogenen Jungensozialar-
beit das Thema Sexualität vermutlich eine bedeutende
Rolle, wobei hier die jungenspezifischen Materialien der
BZgA zur Verfügung stehen.
17.2 Hilfen zur Erziehung
17.2.1 Gesetzliche Grundlagen
Personensorgeberechtigte haben dann Anspruch auf Hil-
fen zur Erziehung, wenn „eine dem Wohle des Kindes
oder Jugendlichen entsprechende Erziehung nicht ge-
währleistet ist und die Hilfe für seine Entwicklung not-
wendig ist“ (§ 27 (1) SGB VIII). Mit Ausnahme der Er-
ziehungsberatung (§ 28 SGB VIII) ist über Art und
Umfang einer notwendigen und geeigneten Hilfe nach ei-
ner Feststellung des erzieherischen Bedarfs im Rahmen
eines Hilfeplanverfahrens (§ 36 SGB VIII) zu entschei-
den. An dieser Entscheidung sind die Fachkräfte des Ju-
gendamts, die Personensorgeberechtigten und nach Mög-
lichkeit auch die Heranwachsenden beteiligt, ggf. werden
Vertreterinnen und Vertreter der Schule, der Erziehungs-
beratung oder der Kinder- und Jugendpsychiatrie hinzu-
gezogen. Länger andauernde Hilfen sind regelmäßig zu
überprüfen.
Nach § 27 kann die Hilfe zur Erziehung in unterschiedli-
cher Form und Intensität gewährt werden, wobei einige
gängige Hilfeformen in den §§ 28 bis 35 SGB VIII im
Einzelnen genannt werden. Generell wird unterschieden
zwischen ambulanten Hilfen (Erziehungsberatung nach
§ 28 SGB VIII, Soziale Gruppenarbeit nach § 29 SGB VIII,
Erziehungsbeistand oder Betreuungshelfer nach § 30
SGB VIII, Sozialpädagogische Familienhilfe nach § 31
SGB VIII), teilstationären Hilfen (Tagesgruppen nach
§ 32 SGB VIII) und stationären Hilfen (Vollzeitpflege
nach § 33 SGB VIII und Heimerziehung oder sonstige
betreute Wohnformen nach § 34 SGB VIII). Dabei sollen
ambulante und teilstationäre Angebote den Verbleib der
Mädchen und Jungen in ihren (meist sehr belasteten) Fa-
milien sichern. Nach Fremdplatzierungen in Vollzeit-
pflege oder Heimen muss dagegen entschieden werden,
ob sich die Herkunftsfamilien so stabilisieren konnten,
dass eine Rückkehr der Kinder ohne weitere Gefährdung
möglich ist. Eine weitere Hilfeform ist die Intensive Sozi-
alpädagogische Einzelbetreuung nach § 35 SGB VIII, de-
ren Ausgestaltung sich ganz nach dem individuellen Be-
darf richtet und eine ambulante Betreuung eines (zunächst
noch) wohnungslosen Jugendlichen ebenso umfassen
kann wie ein Reise- oder Standprojekt im Ausland (falls
zunächst ein Abstand zum bisherigen Lebensumfeld als
unabdingbar erscheint).
Festzuhalten ist aber, dass nach § 27 (2) SGB VIII die
Hilfe entsprechend dem Hilfebedarf im Einzelfall ausge-
staltet werden kann und soll, sodass auch andere als die
explizit genannten Hilfeformen entwickelt oder auch ver-
schiedene Hilfen kombiniert werden können (z. B. kann
neben Sozialpädagogischer Familienhilfe noch ein Erzie-
hungsbeistand für einen Jugendlichen eingesetzt werden).
Anders als bei der Kinder- und Jugendarbeit (vgl.
Kap 17.1) findet sich in den Paragrafen, die Hilfen zur
Erziehung betreffen, kein expliziter Auftrag zu Gesund-
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heitsförderung oder zu gesundheitlicher Bildung, es ist
aber davon auszugehen, dass die zum Teil sehr umfassen-
den Hilfen die Sorge für die Gesundheit der betreuten
Mädchen und Jungen mit einschließen sollen. Lediglich
in § 34 wird auf die Möglichkeit von nicht näher spezifi-
zierter „Therapie“ verwiesen: Kinder und Jugendliche in
stationären Angeboten sollen „durch eine Verbindung von
Alltagserleben mit pädagogischen und therapeutischen
Angeboten“ gefördert werden.
In allen Angeboten und Einrichtungen der Kinder- und
Jugendhilfe – und so auch in den Hilfen zur Erziehung –
kann zudem die nach § 35a SGB VIII der Kinder- und Ju-
gendhilfe obliegende Eingliederungshilfe bei (drohender)
seelischer Behinderung von Kindern und Jugendlichen
durchgeführt werden, soweit gleichzeitig ein erzieheri-
scher Bedarf gegeben ist und diese Angebote geeignet
sind. Dabei sollen möglichst „behinderte und nicht behin-
derte Kinder gemeinsam betreut werden“ (§ 35a (4)
SGB VIII). Da es für die Inanspruchnahme der Erzie-
hungshilfen ausreicht, dass ein entsprechender „erzieheri-
scher Bedarf“ festgestellt wurde, wird häufig darauf ver-
zichtet zu prüfen, ob ggf. auch eine (drohende) seelische
Behinderung vorliegt. Es muss hier offen bleiben, ob die-
ser Verzicht eher auf den damit verbundenen Aufwand
zurückzuführen ist oder darauf, dass man den Betroffenen
die mit dieser Diagnose verbundene Etikettierung erspa-
ren will – zumal dann, wenn der mit dem § 35a verbun-
dene potenzielle Anspruch auf eine geeignete Form der
Therapie aus unterschiedlichen Gründen nicht eingelöst
wird.
17.2.2 Entwicklung von Mitteln, Plätzen, 
Personal und Inanspruchnahme
Die Ausgaben für die Hilfen zur Erziehung insgesamt ha-
ben sich von 1992 (knapp 3 Mrd. Euro) bis 2006 (5,6 Mrd.
Euro) gesteigert, sind allerdings seit 2003 kaum noch ge-
stiegen (vgl. Tab. 11.1 in Kap. 11.1).
2005 wurden insgesamt knapp 187 000 ambulante Hilfen
nach §§ 29 bis 31 SGB VIII durchgeführt (Pothmann/
Fendrich a).174 Die teilstationären Hilfen (Tagesgruppen
nach § 32 SGB VIII) wurden 2005 in gut 16 500 Fällen
genutzt, in Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII) wurden 2005
knapp 60 000 und in Heimen und sonstigen Wohnformen
wurden knapp 86 000 Kinder und Jugendliche betreut
(vgl. Pothmann/Fendrich 2008).175
In Bezug auf das Personal in den Hilfen zur Erziehung
(2006: knapp 62 000 Beschäftigte auf knapp 47 000 vol-
len Stellenanteilen; vgl. Fendrich 2008) zeichnet sich
zwischen 2002 und 2006 ein beachtlicher Rückgang der
Vollzeitstellen ab, der für die stationären Hilfen (5,7 Pro-
zent) sehr viel geringer ausfällt als für die ambulanten
und teilstationären Hilfen (12,5 Prozent). Dies mag ange-
sichts der wachsenden Fallzahlen in den ambulanten Hil-
fen erstaunen. Eine genauere Analyse ergibt aber, dass die
Zahl der erfassten Beschäftigten sich kaum verändert hat,
diese nun aber öfter nur noch in Teilzeit arbeiten. Zudem
nimmt „der Einsatz von flexibel einsetzbaren Honorar-
kräften zu“ (Fendrich 2008, S. 11), die aber nicht unbe-
dingt in der Statistik erfasst werden. Zudem zeigt sich,
dass die durchschnittliche Stundenzahl pro Woche in den
Erziehungsbeistandschaften, in der sozialen Gruppenar-
beit und v. a. in der sozialpädagogischen Familienhilfe
zwischen 2002 und 2006 deutlich abgenommen hat, was
vermutlich mit erhöhten Leistungsanforderungen an das
Personal einhergeht und auch mit „Blick auf die Leis-
tungsfähigkeit der Hilfe kritisch betrachtet werden“ muss
(Fendrich 2008, S. 11). Geht man nun davon aus, dass der
Verzicht des Personals auf Festanstellung und Vollzeit-
stellen keineswegs immer freiwillig erfolgt und dass
Überlegungen bzw. konkrete Maßnahmen zur Gesunder-
haltung des Personals eher selten sein dürften, so erschei-
nen diese Bedingungen nicht gerade günstig für eine so
intensive Auseinandersetzung mit den Themen der Ge-
sundheitsförderung und Prävention, wie sie in den Hilfen
zur Erziehung notwendig erscheint. Dazu kommt noch,
dass gut die Hälfte der Beschäftigten in den Erziehungs-
hilfen bereits zwischen 40 und 60 Jahre alt ist und Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer ab 50 Jahren generell
deutlich weniger an beruflichen Weiterbildungsmaßnah-
men teilnehmen (Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe (AGJ) 2008). Weiter ist zu fragen, ob denn
genügend gute Fortbildungen im Bereich von Gesund-
heitsförderung und Prävention angeboten werden.
Im Jahr 2007 wurden in Deutschland gut 42 100 Hilfen
zur Erziehung für Familien, Heranwachsende und junge
Volljährige neu begonnen. Dabei sind in den Hilfen zur
Erziehung (ohne die Erziehungsberatung) Klienten, die
zur Sicherung ihres Lebensunterhalts zumindest teilweise
auf staatliche Transferleistungen angewiesen sind, mit
insgesamt 59 Prozent deutlich überrepräsentiert, während
dieser Anteil in der Erziehungsberatung nur 16,5 Prozent
beträgt (Kolvenbach/Pothmann 2008). Offenbar sind also
von (drohender) Armut geprägte Lebenslagen – beson-
ders bei Alleinerziehenden – verstärkt mit der Notwen-
digkeit verbunden, die Familien bei der Erziehung durch
intensive Hilfen zu unterstützen.
Andererseits wurde bei den im Zusammenhang mit die-
sem Bericht durchgeführten Hearings von Fachleuten be-
mängelt, dass Kinder und Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund, die nach den Ergebnissen von KiGGS einerseits
häufig von (drohender)Armut, andererseits besonders
stark von gesundheitlichen Einschränkungen betroffen
sind (vgl. Teil B), in den Erziehungshilfen und in der Ju-
gendpsychiatrie unterrepräsentiert seien.Dass sie recht-
zeitig deutlich mehr Hilfen bräuchten, zeige sich u. a. da-
ran, dass in einem späteren Lebensalter junge Männer mit
Migrationshintergrund in Haftanstalten überrepräsentiert
seien. Dies wird zum einen auf mangelnde personelle
Kontinuität in der Fallzuständigkeit, das weitgehende
Fehlen von Hilfen aus einer Hand, den Mangel an mutter-
sprachlicher Beratung durch Fachkräfte bzw. an qualifi-
zierten Dolmetscherdiensten zurückgeführt. All dies wäre
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und Hilfesysteme transparent zu machen. Diese seien für
sie oft undurchschaubar und ihr Misstrauen sei sehr hoch,
da sie Kontrolle und Datenweitergabe auch z. B. bei Be-
ratungsstellen befürchteten, obwohl diese Angst dort völ-
lig unbegründet sei. Auch die Hilfeplanung und Hilfege-
währung bleibt für Familien mit Migrationshintergrund
und geringen Deutschkenntnissen oft unverständlich. Das
kann dazu führen, dass die Hilfeverträge nicht unter-
schrieben oder begonnene Hilfen bald wieder abgebro-
chen werden. Diese und andere Faktoren tragen dazu bei,
dass in Deutschland der Anspruch auf Hilfen zur Erzie-
hung für Migranten mit mangelnden Sprachkenntnissen
immer noch nicht ausreichend umgesetzt wird, obwohl
die Relevanz von Hilfen zur Erziehung für Prävention
und Gesundheitsförderung auf der Hand liegt.
In Bezug auf das Personal in den Hilfen zur Erziehung
zeichnet sich zwischen 2002 und 2006 ein beachtlicher
Rückgang der Vollzeitstellen ab, der für die stationären
Hilfen (5,7 Prozent) sehr viel geringer ausfällt als für die
ambulanten und teilstationären Hilfen (12,5 Prozent).
Dies mag angesichts der wachsenden Fallzahlen in den
ambulanten Hilfen erstaunen. Eine genauere Analyse er-
gibt aber, dass die Zahl der erfassten (nun aber öfter nur
noch in Teilzeit) Beschäftigten sich kaum verändert hat
und dass zudem die Hilfen verstärkt von „flexibel einsetz-
baren Honorarkräften“ (Fendrich 2008, S. 11) erbracht
werden, die aber nicht unbedingt in der Statistik erfasst
werden. Zudem zeigt sich, dass die durchschnittliche
Stundenzahl pro Woche in den Erziehungsbeistandschaf-
ten, in der sozialen Gruppenarbeit und v.a. in der sozial-
pädagogischen Familienhilfe zwischen 2002 und 2006
deutlich abgenommen hat, was vermutlich mit erhöhten
Leistungsanforderungen an das Personal einhergeht und
auch mit „Blick auf die Leistungsfähigkeit der Hilfe kri-
tisch betrachtet werden“ muss (Fendrich 2008, S. 11).
Geht man nun davon aus, dass der Verzicht des Personals
auf Festanstellung und Vollzeitstellen keineswegs immer
freiwillig erfolgt und dass Überlegungen bzw. konkrete
Maßnahmen zur Gesunderhaltung des Personals eher sel-
ten sein dürften, so erscheinen diese Bedingungen nicht
gerade günstig für eine so intensive Auseinandersetzung
mit den Themen der Gesundheitsförderung und Präven-
tion, wie sie in den Hilfen zur Erziehung notwendig er-
scheint. Dazu kommt noch, dass gut die Hälfte der Be-
schäftigten in den Erziehungshilfen bereits zwischen 40
und 60 Jahre alt ist und Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ab 50 Jahren generell deutlich weniger an berufli-
chen Weiterbildungsmaßnahmen teilnehmen (Arbeitsge-
meinschaft für Kinder- und Jugendhilfe (AGJ) 2008).
Weiter ist zu fragen, ob denn genügend gute Fortbildun-
gen im Bereich von Gesundheitsförderung und Präven-
tion angeboten werden.
17.2.3 Gesundheitssituation der Nutzer 
und Nutzerinnen
Es gibt zwar keine Statistiken zum Gesundheitsstatus des
Klientels der Erziehungshilfen zu Beginn und Ende der
Hilfen, doch lassen schon die in Teil B präsentierten Da-
ten erwarten, was verschiedene Studien bestätigen: Die
Kinder und Jugendlichen in Erziehungshilfen sind in aller
Regel gesundheitlich überdurchschnittlich stark belastet,
wobei psychosoziale Auffälligkeiten wie Aggressivität
und Delinquenz, zudem Teilleistungsstörungen sowie
psychosomatische Beeinträchtigungen wie u. a. Essstö-
rungen, selbstverletzendes Verhalten oder Suchtmittel-
missbrauch im Vordergrund stehen, aber teilweise auch
(drohende) seelische Behinderungen im Sinne von § 35a
SGB VIII festgestellt wurden (Fegert/Besier 2008). Diese
geschlechtstypisch unterschiedlich ausgeprägten Auffäl-
ligkeiten werden in engem Zusammenhang mit psychoso-
zialen Risikofaktoren gesehen, die oft den Anlass für die
gewährten Hilfen bilden, wie die Erfahrung von Vernach-
lässigung und (sexueller) Gewalt, psychischen und Such-
terkrankungen der Eltern, dysfunktionalen Familienbe-
ziehungen sowie von weiteren Belastungen in Familie,
Schule und sozialem Umfeld (vgl. Teil B sowie Fegert/
Besier 2008). Dabei steigen nach Burns (2004, zitiert
nach Fegert/Besier 2008) mit der Intensität der Maßnah-
men auch die Auffälligkeiten der Kinder, bzw. erfordert
ein höheres Maß an Auffälligkeiten eine intensivere
Hilfe, bis hin zur Fremdplatzierung. Allerdings stellt die
Unterbringung außerhalb der Herkunftsfamilie in aller
Regel (zunächst) eine zusätzliche Belastung für die Kin-
der und Jugendlichen dar. Eine aktuelle psychiatrische
Untersuchung in 20 stationären Einrichtungen ergab, dass
bei knapp 60 Prozent der knapp 700 einbezogenen Kinder
und Jugendlichen im Alter von 4 bis18 Jahren (davon
70 Prozent Jungen) mindestens eine klinisch relevante
psychische Störung diagnostiziert wurde und bei vielen
der Heranwachsenden sogar komplexe, schwer behandel-
bare Störungsbilder vorlagen (Schmid 2007). Dass sich
nur 42 Prozent der Heranwachsenden in „irgendeiner Art
von psychologischer oder psychotherapeutischer Behand-
lung“ befanden, wird von Fegert/Besier als „eklatante
kinder- und jugendpsychiatrische Unterversorgung“
(ebd., S. 21) bewertet. Die Analyse der Akten von
125 Mädchen und Jungen (von 12 bis 17 Jahren) in teil-
geschlossenen Gruppen ergab, dass 75 Prozent von ihnen
vorher schon in ambulanter oder stationärer psychiatri-
scher Behandlung waren. Ihre oft mit wiederholten Ab-
brüchen von Maßnahmen und Schul-, Orts- sowie Be-
zugspersonenwechseln verbundene „Hilfekarriere“ dürfte
ihre Probleme noch verschärft haben (Hoops/Permien
2006; Köttgen 2007). Bei „besonders schwierigen“ Kin-
dern und Jugendlichen kann es sich also um „Grenzgän-
gerinnen“ und Grenzgänger“ handeln, die dringend einer
gut ineinander greifenden Hilfe vonseiten der Kinder-
und Jugendhilfe wie der Kinder- und Jugendpsychiatrie
bedürften, ohne diese immer zu bekommen (Fegert/
Schrapper 2004; Hoops/Permien 2006) (vgl. Kap. 17.5).
Aber auch vielleicht bisher unerkannte und unbehandelte
Erkrankungen und Beeinträchtigungen (wie z. B. Seh-
oder Hörschäden, Minderbegabung) dürfen von den
Fachkräften in den Erziehungshilfen nicht übersehen wer-
den.
Die gesundheitlichen Beeinträchtigungen dieser Kinder
und Jugendlichen sind oft ebenso vielfältig und miteinan-
der verwoben wie ihre möglichen Ursachen. Daher ist es
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zwar möglich – etwa anhand des internationalen Stö-
rungsmanuals ICD 10176 – einzelne Auffälligkeiten und
Störungen zu beschreiben, oft aber unmöglich, diese auf
isolierte Ursachen zurückzuführen oder ihnen die eindeutig
richtige Hilfe oder Therapie zuzuordnen. Und es dürfte
auch wenig Aussicht auf Erfolg haben, diese Probleme un-
abhängig von ihrem Kontext behandeln zu wollen.
In nicht wenigen Fällen muss davon ausgegangen wer-
den, dass die – sehr verschiedenen – Auffälligkeiten die-
ser Kinder und Jugendlichen Folgen von Bindungsstörun-
gen und sequentieller Traumatisierung (Jaritz/u. a. 2008)
sein können und von daher einer speziellen „Traumasen-
sibilität“ bzw. „Traumapädagogik“ und eines besonders
achtsamen Umgangs mit Nähe und Distanz bedürfen (vgl.
Kap. 19.2). Diese Erkenntnis verbreitet sich, ausgehend
von der noch jungen Disziplin der Traumatherapie, der-
zeit gerade in der Kinder- und Jugendhilfe (vgl. verein-
zelte Fortbildungsangebote, z. B. Internationale Gesell-
schaft für erzieherische Hilfen (IGfH) 2008 und Beiträge
in Fachzeitschriften (Uttendörfer 2008, Wolf 2008) oder
auch Themenhefte wie jüngst in der Bremer Zeitschrift
„Spielräume“ 40/41 2008). Sowohl die Verhaltensaufäl-
ligkeiten betroffener Kinder und Jugendlicher als auch
ihre speziellen Ressourcen sind als Ausdruck von Überle-
bensstrategien zu erkennen und anzuerkennen, die aller-
dings ihre Funktionalität in anderen als den bisherigen
Kontexten verlieren und dort dysfunktional erscheinen.
Sie können von traumatisierten Heranwachsenden aber
nur aufgegeben bzw. verändert werden, wenn die Hilfen
zur Erziehung ihnen als „sicherer Ort“ (Metzmacher u. a.
2008) und die Helfenden als so vertrauenswürdig erschei-
nen, dass die Kinder und Jugendlichen an innerer Sicher-
heit gewinnen und ihr „nonverbales Agieren … mit Spra-
che gefüllt werden“ kann (Köttgen 2007, S. 33) – ein
Prozess, der oft viel Zeit und Geduld braucht.
Doch auch unabhängig von spezieller Traumapädagogik
versuchen die Hilfen zur Erziehung seit Langem – ganz
im Sinne einer Lebensverlaufsperspektive – , die Nutzer
und Nutzerinnen der Hilfen zur Erziehung mit ihren Pro-
blemen, aber auch mit ihren Stärken und Ressourcen in
ihren biografischen und sozialen Kontexten wahrzuneh-
men und ihren besonderen Bedarfen entgegenzukommen.
Denn diese Hilfen sind zumindest so konzipiert, dass sie
einen möglichst sicheren und verlässlichen Rahmen und
eine pädagogische Beziehung bieten bzw. schaffen, in
dem die Mädchen und Jungen befähigt werden können,
Handlungsalternativen und Selbstwirksamkeit zu entwi-
ckeln. Insofern bemühen sich Erziehungshilfen immer
auch um „Verhältnisprävention“ und richten sich nicht
ausschließlich auf Verhaltensänderungen der Kinder und
Jugendlichen.
17.2.4 Gesundheitsförderung und Prävention 
in den Hilfen zur Erziehung
Um Aussagen über konkrete Ansätze zu Gesundheitsför-
derung und Prävention in dem unübersichtlichen Feld der
Erziehungshilfen in ihrer Vielfalt machen zu können177,
wurden neben allgemein zugänglichen Quellen auch ei-
nige der im Rahmen dieses Berichtes in Auftrag gegebe-
nen Expertisen sowie die Ergebnisse der durchgeführten
Hearings und Fachgespräche genutzt, zudem die Ergeb-
nisse einer kleinen „Blitzumfrage“. 178 Die in diesem Rah-
men verschickten Kurzfragebögen wurden von rund
60 verschiedenen Projekten und Einrichtungen beantwor-
tet, und zwar von zehn ambulanten Angeboten und so-
zialraumbezogenen Einrichtungen, die z. B. Erziehungs-
beratung sowie Familien- und Jugendtreff unter einem
Dach bieten, vor allem aber von stationären Einrichtun-
gen oder solchen, die sowohl über ambulante wie auch
teilstationäre und stationäre Angebote verfügen. Eine
Antwort kam auch von einer Auslandsmaßnahme.
Die Ergebnisse erheben keinerlei Anspruch auf Repräsen-
tativität, geben aber doch einen Einblick, wie Gesund-
heitsförderung und Prävention derzeit in ambulanten, teil-
stationären und stationären Angeboten verstanden und
umgesetzt werden.
17.2.4.1 Begrifflichkeiten
Das im Rahmen der Berichtserstellung durchgeführte
Hearing mit Vertreterinnen und Vertretern der großen
Wohlfahrtsverbände ergab, dass die Verbände bisher nicht
über eine einheitliche Begrifflichkeit von Gesundheitsför-
derung und Prävention verfügen. Dies mag zum einen da-
ran liegen, dass einige der Träger das Thema Gesundheit
als Querschnittsaufgabe in den einzelnen Maßnahmen
bzw. Angeboten als „Gesundheitssorge“ ohnehin bereits
verankert sehen, so auch in den Hilfen zur Erziehung.
Im Rahmen der erwähnten Umfrage wurde nun ein ande-
rer Weg gegangen und in dem Kurzfragebogen der Ge-
sundheitsbegriff in den Mittelpunkt gestellt. So wurde
u. a. danach gefragt, welche Rolle jeweils „Gesundheitser-
ziehung“, „gesundheitsbezogene Information/Aufklärung“,
„Gesundheitsförderung“ und „gesundheitsbezogene Prä-
vention“ in den gesundheitsbezogenen Aktivitäten der Pro-
jekte und Einrichtungen spielten, wobei vor allem die bei-
den letzten Begriffe kurz definiert wurden (vgl. Kap. 20.3).
Die Antworten zeigen, dass bei dem Thema Gesundheit
in den Hilfen zur Erziehung meistens alle vier Aspekte eine
Rolle spielen. Dabei wurde allerdings die Allgemeinheit
des Begriffs Gesundheitsförderung nicht problematisiert
und auch nicht von dem allgemeinen Förderauftrag der
Kinder- und Jugendhilfe (§ 1 SGB VIII) abgegrenzt. Nur
in Einzelfällen wurde ein Hintergrundwissen zu den Be-
griffen deutlich, sie wurden aber passend verwendet (z. B.
„wir bieten ein gesundheitsförderliches Lebensumfeld“).
Es gab zwar auch eigene Wortschöpfungen wie „ganz-
heitliche Gesundheitserziehung“, aber überwiegend wur-
176 Die ICD 10 ist die derzeit gültige Fassung der „International Classifi-
cation of Diseases“ der WHO, vgl. dimdi.de/static/de/klassi/diagno-
sen/icd10/index.htm
177 Der Pflegekinderbereich konnte hier leider nicht berücksichtigt wer-
den
178 Diese Umfrage konnte dankenswerterweise mit Unterstützung ver-
schiedener Erziehungshilfeverbände (AFET, IGfH, Internationaler
Bund (IB), EREV, SOS-Kinderdorf e. V., Kinderschutzbund) sowie
reger Beteiligung der Projekte und Einrichtungen im Rahmen der Be-
richterstellung sehr schnell durchgeführt werden.
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den die „klassischen Aufgaben“ der Kinder- und Jugend-
hilfe, nämlich Identität, Selbstbewusstsein, soziale
Kompetenz und praktische Lebenskompetenzen zu stär-
ken, angesichts der angebotenen Definition unter Ge-
sundheitsförderung subsumiert, zum Teil aber auch unter
Prävention. Auf bestimmte Risiken (z. B. Sucht, Ge-
schlechtskrankheiten) bezogene Prävention wurde aber
meist von allgemeiner Gesundheitsförderung abgegrenzt.
17.2.4.2 Sozialraumbezogene ambulante Hilfen
Da die ambulanten Hilfen, wie schon erwähnt, in vielfäl-
tigen Formen, immer aber in oder nah an der Lebenswelt
der Adressatinnen und Adressaten und überwiegend be-
zogen auf ihre individuelle Lebenssituation arbeiten, ist
allgemein davon auszugehen, dass dabei auch Themen
der Gesundheitsförderung und Prävention angesprochen
werden. Wie die zu den ambulanten Hilfen vorliegenden
Antworten aus der Umfrage zeigen, gibt es hier sehr viel-
fältige, auf den Sozialraum bezogene Angebotsformen, in
denen des Öfteren z. B. Erziehungsberatung, Jugendar-
beit und Familienbildung, aber auch Selbsthilfegruppen
unter einem Dach vereint sind, z. B. in Mehrgeneratio-
nenhäusern oder Familienzentren (vgl. Kap.16.3.2.2).
Hier werden Angebote z. B. zu Bewegung (zum Teil un-
ter Beteiligung von Sportvereinen), kostengünstiger ge-
sunder Ernährung und Übergewicht (in einem Fall nach
dem Programm „OptiKids – Kinderleicht“ der Deutschen
Gesellschaft für Ernährung)179 gemacht, in die nicht nur
Kinder und Jugendliche, die zum Teil bereits individuelle
Erziehungshilfe erhalten, sondern möglichst auch deren
Eltern eingebunden werden. In solchen Zentren finden
vereinzelt auch Gruppen für drogenabhängige, substitu-
ierte Mütter mit kleinen Kindern statt. Auch von Haus-
haltsorganisationstrainings (HOT)180 sowie von Eltern-
kursen für Mütter, die sozialpädagogische Familienhilfe
bekommen, wird berichtet. Andernorts unterstützen
„Coaches“ Familien, die in Kontakt zur Kinder- und Ju-
gendhilfe stehen, in der Gesundheitssorge, indem sie da-
rauf achten, dass Arzt-, Beratungs- und Therapietermine
eingehalten werden. Bei Bedarf begleiten sie die Famili-
enmitglieder auch bzw. ermutigen sie dazu, die nötigen
Kontakte zum Gesundheitssystem aufzunehmen. In ei-
nem weiteren Fall organisieren Fachkräfte, die individu-
elle ambulante Erziehungshilfen für Mädchen leisten, für
diese Mädchen Gruppenangebote und damit die Möglich-
keit zum Austausch mit Gleichaltrigen zu verschiedenen
Aspekten von Gesundheit, so zu Ernährung und Essstö-
rungen, Bewegung, Suchtmittelkonsum und Körperwahr-
nehmung, Konfliktkompetenz, aber auch zu weiblicher
Entwicklung, Sexualität und Partnerschaft. So wird auf
umfassende Weise die Identitätsarbeit der Mädchen un-
terstützt, die geschlechtsspezifisch erfolgen muss, denn
wie Hähne und Dümmler (2008, S. 95) postulieren, kann
„die Bewältigung körperbezogener Entwicklungsaufga-
ben […] nicht losgelöst von der sozialen Strukturkatego-
rie Geschlecht und der interaktiven Konstruktion von Ge-
schlechtlichkeit betrachtet werden, wobei die Mädchen
sich u. a. mit fragwürdigen weiblichen Schönheitsidealen
auseinandersetzen müssen (vgl. Kolip 2008). Wieweit in
den ambulanten Erziehungshilfen auch auf die „somati-
sche Kultur“ (Kolip 1997) der Jungen und ihre besonde-
ren Gesundheitsrisiken in Bezug auf Alkohol, Drogen,
Unfälle, aber auch Ernährungsverhalten (vgl. Teil B) ein-
gegangen wird, muss hier offen bleiben.
Diese nur zufällig ausgewählten Beispiele zeigen, wie
vielfältig und kreativ mit Gesundheitsförderung und Prä-
vention in ambulanten, sozialraumbezogenen, meist viel-
fältig vernetzten Kinder- und Jugendhilfeangeboten um-
gegangen werden kann, wobei die Übergänge zwischen
Erziehungshilfe, Familienbildung und Jugendarbeit flie-
ßend sein können. Wie aus mehreren Antworten hervor-
geht, gelingt es Projekten mit Sozialraumbezug, Zugangs-
schwellen auch für sonst schwer erreichbare Gruppen
abzubauen bzw. Kontakte zwischen Kindern, Jugendli-
chen und Eltern, die Erziehungshilfen bekommen, zu stif-
ten. Um Erfolge und die Einbeziehung der Eltern bei pri-
mär an die Heranwachsenden gerichteten Angeboten zu
erreichen, bedarf es allerdings, auch das wird mehrfach
betont, eines langen Atems der Angebote. Kurzfristige
gesundheitsbezogene Projekte und Programme können
zwar wichtige Impulse geben, werden aber allein als nicht
ausreichend eingeschätzt.
Deutlich wird auch, dass eine interdisziplinäre Koopera-
tion von langfristig eingesetzten Fachkräften der Kinder-
und Jugendhilfe mit Externen (z. B. Professionelle aus
dem Bereich Kinder und Jugendmedizin, Sexual-, Dro-
gen- oder Ernährungsberatung, Erlebnis-, Sport- oder
Musikpädagogik, die z. B. einzelne Informationsabende
oder Workshops für größere Gruppen übernehmen, aber
auch zur Kooperation im Einzelfall bereit sind) sehr
fruchtbar sein und zu nachhaltigen Wirkungen führen
kann.
17.2.4.3 Erziehungs- und Familienberatung
Ein wichtiger Bereich der ambulanten Erziehungshilfen
ist die Erziehungs- und Familienberatung, die vor allem
von den Eltern, aber auch von Jugendlichen, und zwar
überwiegend aus eigenem Antrieb, zum Teil auch auf An-
raten externer Instanzen wie Kindertagesstätten oder
Schulen in Anspruch genommen wird. Im Unterschied zu
den anderen Hilfen zur Erziehung können sich Eltern
oder Jugendliche an die Erziehungsberatung wenden,
ohne dass dafür die Genehmigung des Jugendamts not-
wendig wäre.181
Die 1 050 Erziehungs- und Familienberatungsstellen in
Deutschland verfügten 2007 über 3 650 volle Planstellen
(Gerth/Menne 2008) und leisteten Beratung und Therapie
in knapp 310 600 Fällen, wobei neben die Beratungsstel-
len inzwischen auch die Möglichkeit der Online-Beratung




181 Die folgende Darstellung stützt sich im Wesentlichen auf die für den
13. Kinder- und Jugendbericht erstellte Expertise von Gerth/Menne
(2008)
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getreten ist, die von Eltern und Jugendlichen rege genutzt
wird. Da die Zahl der Beratungen aber – bei annähernd
gleichem Personal – seit 1993 um knapp 60 Prozent zuge-
nommen hat, folgern Gerth/Menne: „Die personelle Situa-
tion der Erziehungsberatung steht bereits heute in keinem
vertretbaren Verhältnis mehr zu dem tatsächlich gegebe-
nen Unterstützungsbedarf der Familien“ (ebd., S. 60),
zumal trotz steigendem Beratungsbedarf die Beratungs-
kapazität aufgrund von Sparmaßnahmen verringert wurde
(vgl. ebd.).
„Erziehungsberatung hat innerhalb der Jugendhilfe den
spezifischen Auftrag, bei der Lösung individueller und
familialer Probleme Unterstützung zu leisten. Sie verbes-
sert die Alltagswelt der Familien und die Beziehungen
der Familienmitglieder und fördert somit eine der wich-
tigsten Ressourcen für das gesunde Aufwachsen von Kin-
dern und Jugendlichen“ (ebd. S. 59). Dabei ist – wie in al-
len anderen Erziehungshilfen auch – der Ausgangspunkt
für die Beratung nicht (wie im Gesundheitssystem) die
Krankheit oder „Störung“ eines Kindes, sondern das
„Vorliegen eines erzieherischen Bedarfs“ (ebd., S. 23) mit
dem Ziel, die Erziehungskompetenz der Eltern und die
Interaktion zwischen Eltern und Kindern zu verbessern.
Dies gilt auch, wenn die Beratungsanlässe Probleme von
Heranwachsenden sind, die möglicherweise im Rahmen
der ICD 10 als psychiatrisch relevante Störung klassifi-
ziert werden könnten. Soweit hier eine psychiatrische Be-
handlung notwendig ist, kann diese parallel eingeleitet
werden.
Die Anlässe für Einzelfallberatung aus der Sicht der Rat-
suchenden wie der Beratenden ergaben sich 2006 bei über
90 Prozent der Fälle aus Entwicklungsauffälligkeiten, Be-
ziehungs- , Schul- und Ausbildungsproblemen, Trennung
und Scheidung der Eltern und sonstigen Problemen in
und mit der Familie (Gerth/Menne 2008). Obwohl alle
diese Themen auch von gesundheitlicher Relevanz sind,
bezogen auf den breit gefassten Gesundheitsbegriff der
WHO, wurde in einer 2008 durchgeführten Befragung al-
ler in der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (BKE)
zusammengeschlossenen Träger die Frage nach Gesund-
heitsthemen als Anlass für Einzelfallberatung noch ein-
mal auf körperbezogene Probleme sowie (drohende) see-
lische Behinderung eingeengt. Dabei zeigte sich, dass ein
solches Problem in mindestens 70 000 Fällen im Jahre
2007 zumindest einer der Anlässe für die Beratung war,
wobei viele Kinder und Jugendliche aus mehreren Anläs-
sen vorgestellt werden. Das Aufmerksamkeitsdefizit-Hy-
peraktivitätssyndro (ADHS) wurde unter diesen Proble-
men mit 25 Prozent weitaus am häufigsten genannt,
gefolgt von psychosomatischen Problemen (17 Prozent),
autoaggressivem Verhalten (11 Prozent), Einnässen, Ein-
koten (10 Prozent) und Essstörungen, Suchtproblemen
und (drohender) seelischer Behinderung (je 8 Prozent)
sowie Regulationsstörungen bei Kleinkindern und Folgen
chronischer Erkrankungen von Kindern mit je 6 Prozent
(ebd.). Auch diese Symptome werden in der Erziehungs-
beratung nicht isoliert thematisiert, sondern in ihrer „Be-
zogenheit“ (ebd., S. 25) auf das inner- und außerfamiliäre
Sozialisationssystem des Kindes. Dabei kann in der Er-
ziehungsberatung auch – in begrenztem Rahmen – psy-
chotherapeutisch mit Kindern, Eltern oder der ganzen Fa-
milie gearbeitet werden, aber nur, „soweit dies nötig ist,
um eine dem Wohle des Kindes oder Jugendlichen ent-
sprechende Erziehung wieder zu ermöglichen“ (ebd.,
S. 31). Trotz dieser Abgrenzung lassen sich die Zustän-
digkeiten der Erziehungs- und Familienberatung und der
Krankenbehandlung nicht in allen Fällen eindeutig be-
stimmen, zumal eine psychische Erkrankung des Kindes
häufig einen besonderen erzieherischen Bedarf nach sich
zieht, für den die Eltern Unterstützung in der Erziehungs-
beratung suchen. Um aber „Doppelbehandlungen zu ver-
meiden und die erforderlichen Hilfen gut auf die Situation
des Kindes abzustimmen, ist es nötig, die noch häufig
starren Grenzen zwischen Jugendhilfe und Gesundheits-
wesen zu überwinden. Hierzu haben sich in der Erzie-
hungsberatung die Mitarbeit eines Arztes im Team der
Beratungsstelle und die institutionalisierte Zusammenar-
beit mit Kinder- und Jugendärzten und Fachärzten für
Kinder- und Jugendpsychiatrie bewährt“ (ebd., S. 60).
Neben den Fällen, in denen eines der genannten im enge-
ren Sinne gesundheitsbezogenen Probleme explizit ein
Beratungsanlass war, gab es zahlreiche Fälle, in denen
andere Beratungsanlässe im Vordergrund standen und ge-
sundheitsbezogene Fragen erst im Laufe der Beratung
Bedeutung erlangten. Hier wurden (in absteigender Häu-
figkeit) folgende Bereiche in die Beratung einbezogen:
Umgang mit Medien (TV, PC, Internet), psychische Er-
krankungen von Eltern, Bewegung/Sport, Rauchen, Al-
kohol, Drogen, Ernährung, chronische Erkrankungen im
Kindesalter, Hygiene.
Auch chronisch kranke Eltern werden beraten, wobei die
Beratung psychisch bzw. suchtkranker Eltern eine beson-
dere Herausforderung darstellt, aber auch sehr hilfreich
sein kann, wenn es gelingt, die Tabuisierung von Sucht
und psychischer Krankheit zu durchbrechen, die Eltern
ggf. zu einer Behandlung zu motivieren und die Erzie-
hungsverantwortung so zu verteilen, dass die betroffenen
Kinder weiterhin gut versorgt sind. Ihnen kann zudem die
Möglichkeit eröffnet werden, in Gruppen mit Gleichaltri-
gen ihre Probleme und Ängste zur Sprache zu bringen,
Solidarität zu erfahren und erfolgreiche, entlastende Ver-
arbeitungsmuster für sich zu entwickeln. Dabei ist die Er-
ziehungsberatung allerdings auch gefordert, entspre-
chende Schritte einzuleiten, wenn das Kindeswohl in den
Familien gefährdet ist.
Dagegen suchen Eltern geistig und körperlich behinderter
Kinder offenbar kaum Unterstützung in Erziehungs- und
Familienberatungsstellen, was Gerth/Menne (2008a) auf
die im Bereich der Behindertenhilfe bestehenden Versor-
gungsstrukturen zurückführen. Sie gehen davon aus, dass
das Gesundheitsamt für diese Eltern die zentrale Anlauf-
stelle sei, das „im Rahmen der jugendärztlichen Sprech-
stunde auch die Aufgabe der Beratung zu allen Behinde-
rungsfragen“ erfülle. Zudem gäbe es vereinzelt auch
Beratungsstellen und Sozialmedizinische Dienste für be-
hinderte Kinder und Jugendliche sowie die „allgemeine
Beratung von den Behindertenorganisationen“ (ebd.,
S. 1). Weiter sei die „Unterstützung bei der Erziehung be-
hinderter Kinder (…) in der Regel als ein Teilproblem in
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den größeren thematischen Zusammenhang des Umgangs
mit der Behinderung des Kindes eingebettet“ (ebd., S. 1).
In der einzelfallbezogenen Beratung unterhalten die Er-
ziehungsberatungsstellen, je nach individuellen Problem-
lagen, eine ganze Reihe von Kooperationsbeziehungen
zum Gesundheitssystem, die insgesamt intensiver und
ausgedehnter sein dürften als bei anderen Hilfen zur Er-
ziehung. Genannt werden hier im Einzelnen Hebammen,
Kinder- und Jugendarztpraxen, Kinderkliniken, Kinder-
und Jugendlichenpsychotherapie, Psychologische Psy-
chotherapie, ambulante und stationäre Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie, Sozialpädiatrische Zentren, Frühförder-
stellen, Logopädie, Ergotherapie.
Weiter leistet die Erziehungsberatung, wie die 2008 von
der Bundeskonferenz für Erziehungsberatung (BKE)
durchgeführte Erhebung ergab, einen wichtigen Beitrag
zur allgemeinen Gesundheitsförderung und Prävention,
wobei rund 350 einzelfallübergreifende Angebote ver-
schiedener Art genannt wurden, die entweder allein von
den Beratungsstellen (zu 58 Prozent) durchgeführt wurden
oder in Kooperation vor allem mit Kindertagesstätten und
Schulen, aber auch mit Familienbildungsstätten, Familien-
zentren, Allgemeinem Sozialdienst; Jugendamt, Gesund-
heitswesen, Suchtberatung, Fortbildungseinrichtungen,
örtlichen Netzwerken, anderen Jugendhilfeeinrichtungen
sowie mit weiteren Kooperationspartnern.
Die Veranstaltungen betrafen (in absteigender Häufigkeit)
Fragen zu ADHS, Säuglingen und Kleinkindern, Medien,
Ernährung und Essstörungen, Pubertät und Sexualität,
Bewegung, Sucht, Ängste, Rauchen und zu sonstigen Ge-
sundheitsthemen.
Zielgruppen waren vor allem Eltern (40 Prozent), weiter Ju-
gendliche (14 Prozent), Kinder (12 Prozent), Fachkräfte
(12 Prozent), Eltern und Kinder gemeinsam (8 Prozent), an-
dere Betreuungspersonen (3 Prozent), Alleinerziehende
(2 Prozent), Eltern und Kinder mit Migrationshintergrund
(1 Prozent) und sonstige Adressaten (10 Prozent) (vgl. ebd.).
Wie sich an dieser Darstellung zeigt, verfügt die Erzie-
hungs- und Familienberatung, so Gerth/Menne, durch die
entwicklungspsychologische, psychodiagnostische und
psychotherapeutische Qualifikation ihrer Fachkräfte und
ihre engen und vielfältigen Kooperationsbeziehungen
über erhebliche Schnittstellenkompetenzen. Diese könn-
ten noch stärker genutzt werden, „wenn die erforderliche
Personalkapazität bereitgestellt“ würde (ebd., S. 60).
Leider gilt, wie im Rahmen der schon erwähnten Hea-
rings zum 13. Kinder- und Jugendbericht festgestellt
wurde, auch für die Erziehungsberatungsstellen, dass Fa-
milien mit Migrationshintergrund dort unterrepräsentiert
sind. Eine Ursache könnten schlechte Erfahrungen von
Migranten mit Erziehungsberatung sein, die diese weiter-
geben, etwa wenn sie den Eindruck haben, dass ihnen
dort etwas aufgezwungen werden sollte, oder wenn mus-
limische Klienten – offenbar aus Ratlosigkeit und Mangel
an interkultureller Kompetenz – weggeschickt bzw. wei-
terverwiesen wurden. Als weitere Ursache wurde ge-
nannt, dass Erziehungsberatung von Migranten zunächst
als Teil des Jugendamts und damit als Kontrollinstanz
(„die nehmen die Kinder weg“) wahrgenommen würde.
Diese Angst vor Kontrolle und Eingriffen des Staates ei-
nerseits, vor der sozialen Kontrolle durch Großfamilie
und Nachbarn andererseits erschwert für bestimmte Mi-
grantengruppen den Zugang zur Erziehungsberatung mas-
siv. Dringend notwendig erscheint daher eine Öffentlich-
keitsarbeit, die Migranten wirklich erreicht, z. B. auch
über die Aufklärungsarbeit engagierter Muslime in Mo-
scheen. Wie die Erfahrungen zeigen, wird das Angebot
der Erziehungsberatung von Migranten dann besser ange-
nommen, wenn dort auch Beratende mit Migrationshinter-
grund arbeiten, eine hohe Kontinuität der Ansprechpartner
gegeben ist und (zunächst) ein breites Serviceangebot
(z. B. Gesundheits- oder Rechtsberatung, Kinderbetreu-
ung, Angebote von Räumen für private Feste etc.) ge-
macht wird. So können dort auch (offene) Gruppen tür-
kischstämmiger Mütter zu allgemeinen Erziehungsfragen
entstehen, aus denen sich dann spezieller Beratungsbe-
darf Einzelner herauskristallisieren kann. Die Leitung
solcher Gruppen durch ein deutsch-türkisches Team kann
die interkulturelle Kompetenz auf beiden Seiten erhöhen.
Zudem ist eine Vernetzung mit den Kinder- und Hausärz-
ten sowie mit den umliegenden Kindertagesstätten sinn-
voll, damit diese Stellen die Eltern auf das Gruppenange-
bot aufmerksam machen können.
17.2.4.4 Teilstationäre und stationäre 
Hilfen in Einrichtungen
Die folgenden Ausführungen stützen sich vor allem auf
die Antworten der knapp 50 stationären Einrichtungen
auf die bereits erwähnte Umfrage, die z. T. auch über teil-
stationäre und vereinzelt auch über ambulante Angebote
wie z. B. Familienberatung verfügen. Aus großen Ein-
richtungen lagen manchmal Antworten von mehreren
Wohngruppen oder auch von Tages- und Wohngruppen
vor. Das oben über die Verwendung der Begriffe Gesagte
gilt für die teilstationären und stationären Erziehungshil-
fen gleichermaßen.
Einen breiten Raum nehmen in den Antworten die „klas-
sischen Aufgaben“ der Erziehungshilfen ein. So wird die
Sozial- und Konfliktkompetenz, die Reduktion von Ge-
walt und Aggressionen sowohl im Alltag bzw. im thera-
peutischen Setting der Wohn- oder Tagesgruppen geför-
dert als auch recht häufig durch zeitlich befristete, aber
wiederholt und möglicherweise geschlechterdifferenziert
angebotene Kurse und Programme, die zum Teil durch
externe Trainer, zum Teil durch speziell geschulte Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter geleitet werden. Diese Akti-
vitäten werden meist unter dem im Fragebogen angebote-
nen Terminus der Gesundheitsförderung angesiedelt.
Aber auch die „klassischen“ und zur Zeit als besonders
wichtig herausgestellten Gesundheitsthemen bewusste
Ernährung (inklusive der „Esskultur“) sowie Bewegung
werden von fast allen Angeboten genannt, ohne dass ex-
plizit auf übergreifende Initiativen, Programme und Ak-
tionspläne zu diesen Bereichen Bezug genommen würde,
(wie z. B. Strategie der Bundesregierung zur Förderung
der Kindergesundheit (Bundesministerium für Gesund-
heit, BMG 2008a), „Gesund aufwachsen“ der Gesund-
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heitsziele.de (2003), InForm (Bundesministerium für Er-
nährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, BMELV,
BMG 2008), Nationaler Aktionsplan für ein kinderge-
rechtes Deutschland 2005 – 2010 (BMFSFJ 2005)).
Die ebenfalls sehr aktuellen Themen Übergewicht und
Prävention von Essstörungen spielen in gut der Hälfte der
Antworten zusätzlich eine Rolle. Angesichts der steigen-
den Zahl von Heranwachsenden mit extremem Überge-
wicht hat sich eine Einrichtung sogar entschlossen, in Ko-
operation mit einer Klinik eine Gruppe speziell für
adipöse Kinder und Jugendliche aufzumachen und die
Betreuenden entsprechend zu schulen – wobei hier die
möglichen Vorteile einer gezielteren Förderung abzuwä-
gen wären gegen die Gefahr der möglichen Ausgrenzung
und Stigmatisierung dieser Mädchen und Jungen.
Von der überwiegenden Mehrheit der Angebote ebenfalls
genannt wird in verschiedenen Varianten das Thema
„Suchtprävention“ , wobei es dabei fast immer um leicht
verfügbare Substanzen geht, um die es im Einrichtungs-
alltag häufig Konflikte gibt, also Tabak, Alkohol und
Drogen, in einem Fall werden aber auch Medien- und
Ess- bzw. Magersucht angesprochen. Sehr wichtig wird
auch die Prävention von Geschlechtskrankheiten und un-
erwünschten Schwangerschaften genommen. Entspre-
chende Information und Aufklärung, zum Teil auch ein
anlassbezogenes „Monitoring“ bei einzelnen Jugendli-
chen werden häufiger eingebettet in eine Sexualpädago-
gik, die einen verantwortungsvollen Umgang der Jugend-
lichen mit Sexualität und Partnerschaft fördern will.
Diese Angebote erfolgen des Öfteren geschlechterdiffe-
renziert und für Mädchen und Jungen zumindest zeit-
weise getrennt und beziehen gelegentlich die Auseinan-
dersetzung mit den Geschlechterrollen mit ein. Auch hier
drängt sich der Eindruck auf, dass die Geschlechterrolle
der Jungen und ihr Partnerschafts- und Sexualverhalten
möglicherweise weniger thematisiert werden als die der
Mädchen. Zudem finden sich in den Antworten keine
Hinweise auf ein kultursensibles Vorgehen.
„Hygiene“ inklusive Zahnpflege sind vor allem im Hei-
malltag ein wichtiges Thema, da ein Teil der Kinder und
Jugendlichen offenbar aufgrund von Vernachlässigung
bisher keine Hygieneroutinen entwickeln konnte und dem
eigenen Körper ablehnend oder gleichgültig gegenüber-
steht. „Stärkung der Körperwahrnehmung“ und der damit
verbundenen Kompetenzen ist denn auch ein weiteres, al-
lerdings nicht sehr häufig benanntes Feld – gemessen an
der immensen Bedeutung, die der Körper und der Um-
gang mit ihm nicht nur für die Gesundheit auch im weite-
ren Lebensverlauf, sondern auch für Identitätsbildung
und Geschlechterrollenübernahme hat. Die Stärkung der
Körperwahrnehmung wird im Allgemeinen der Gesund-
heitsförderung zugerechnet und im Zusammenhang mit
Erlebnispädagogik, aber auch mit Entspannung und Se-
xualpädagogik erwähnt.
Selten wird dagegen der Umgang mit (drohenden) psy-
chischen Erkrankungen genannt, wobei es sich hier um
einen Bereich handeln dürfte, der eher im Einzelkontakt
mit Jugendlichen thematisiert wird.
Es fällt auf, dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
zwar oft die Notwendigkeit sehen, als Vorbilder für die
Mädchen und Jungen zu fungieren, in den Antwortbögen
aber nur in wenigen Ausnahmen von ihrem aktiven Ein-
bezug in Gesundheitsförderung und Prävention die Rede
ist (z. B. im Zusammenhang mit der Beteiligung an Be-
wegungsaktivitäten oder auch an den „Nichtraucher-
clubs“, die in einer Einrichtung offenbar sehr erfolgreich
etabliert wurden), es sei denn, dass sie sich (intern oder
extern) in bestimmten Bereichen fortbilden und dieses
Wissen dann im Alltag sowie als Multiplikatorinnen und
Multiplikatoren umsetzen. Nach den Inhalten der Fortbil-
dungen wurde nicht gefragt, aber einzelne Antworten las-
sen darauf schließen, dass neben den Themen Ernährung,
Bewegung, Konflikt- und Gewalt-Deeskalation, Gender-
und Sexualpädagogik sowie „psychische Belastungen für
Kinder und Jugendliche“ auch „Überforderungen im pä-
dagogischen Alltag“ sowie Traumapädagogik gelegent-
lich zum Thema werden.
Soweit in den Antwortbögen die methodischen Ansätze
deutlich wurden, lässt sich daraus schließen, dass gesund-
heitsbezogene Aktivitäten überwiegend anlass-, fall- und
themenbezogen in den Alltag integriert werden. Dabei
lassen sich die verschiedenen Methoden kaum trennen,
denn es erfolgt sehr häufig eine Verknüpfung von Aufklä-
rung und Information zu bestimmten Themen und alltäg-
licher Gesundheitserziehung durch konkrete Handlungs-
anweisungen sowie Einzel- und Gruppengespräche, aber
vor allem auch durch gemeinsame Aktivitäten. Im Be-
reich Ernährung z. B. wird nicht selten zunächst eine Er-
nährungsberaterin eingeladen, um über Grundlagen ge-
sunder Ernährung zu informieren, im Weiteren geht es
dann aber darum, dies Wissen im Alltag umzusetzen, also
bewusst gesunde Nahrungsmittel einzukaufen und zuzu-
bereiten, um sie dann – für viele Mädchen und Jungen un-
gewohnt – an einem schön gedeckten Tisch gemeinsam
zu essen, was neben präventiven sicher auch gesundheits-
förderliche Wirkungen hat. Aus den Antworten wird zu-
dem deutlich, dass bei allen gesundheitsbezogenen Akti-
vitäten der „Spaßfaktor“ sowie die Beteiligung und Mit-
bestimmung der Mädchen und Jungen bei den Aktivitäten
und ihrer Planung nicht zu kurz kommen dürfen. Beteili-
gung und die damit möglichen Selbstwirksamkeitserfah-
rungen sind aber – nicht nur in den Hilfen zur Erziehung –
ein wesentlicher Aspekt von Gesundheitsförderung (Dörr
2008, vgl. auch Teil A).
Hier wie bei dem zweiten zentralen Gesundheitsthema
„Bewegung“, das auch die Bereiche Sport, Freizeitgestal-
tung und Peerverhalten berührt, scheint es auch von den
Kompetenzen und Neigungen der Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter abzuhängen, welche Angebote sie auf welche
Art „rüberbringen“, wie viel Motivation zu „mehr Ge-
sundheit“ sie dabei bei den Mädchen und Jungen wecken
und wie überdauernd diese ist.
Zu Fragen der Sucht- oder Aids-Prävention wenden sich
die Einrichtungen offenbar häufig an die örtliche Sucht-
beratungsstelle oder an Pro Familia, um zunächst einmal
didaktisch gut aufbereitete „Aufklärung“ zu bekommen.
Aber auch diese Themen werden dann im Alltag indivi-
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duell oder in der Gruppe situationsbezogen „kleingearbei-
tet“ – wobei sich wiederum gesundheitliche Aufklärung,
Prävention und Gesundheitserziehung nicht voneinander
trennen lassen.
Wie schon deutlich wurde, unterhalten auch (teil)statio-
näre Angebote eine Vielzahl unterschiedlicher Koopera-
tionsbezüge: Der Versuch, die betreuten Jugendlichen in
(Sport-)vereine zu integrieren, wird am häufigsten ge-
nannt. Zudem bestehen Kontakte zu Ärztinnen und Ärz-
ten diverser Fachrichtungen, wobei diese ebenso wie
Fachleute aus Ernährungs-, Sexual- oder Suchtberatungs-
stellen, Krankenkassen und Gesundheitsämtern etc. nicht
nur im Einzelfall aufgesucht, sondern auch als Referen-
tinnen und Referenten gewonnen werden. Weiter werden
Externe an der Durchführung von Programmen zu Erleb-
nispädagogik oder Sozial- bzw. Konflikttrainings betei-
ligt, die in den (teil) stationären Erziehungshilfen offen-
bar (bisher) wesentlich weiter verbreitet sind als die
zahlreich existierenden Ernährungs- und Bewegungspro-
gramme. Umgekehrt werden die Erziehungshilfen – an-
ders als etwa die Kindertagesstätten – in den vielfältigen
Programmen der BzGA bisher nicht als Zielsetting ange-
geben.
Erstaunlicherweise werden angesichts der hohen psychi-
schen Belastungen der Kinder und Jugendlichen, die Er-
ziehungshilfen nutzen, die Kinder- und Jugendpsychiatrie
oder auch niedergelassene Kinder- und Jugendlichenpsy-
chotherapeutinnen und -therapeuten von den Einrichtun-
gen selten als Kooperationspartner genannt. Dies mag
zum einen daran liegen, dass diese Professionen gerade in
ländlichen Regionen noch zu wenig verbreitet und von
daher die Wege zu lang sind, es mag aber auch damit zu-
sammenhängen, dass die „gleiche Augenhöhe“ und die
nötige gegenseitige Anerkennung bei verschiedenen
„Sprachen“ und Herangehensweisen von Kinder- und Ju-
gendhilfe und Kinder- und Jugendpsychiatrie und -Psy-
chotherapie längst noch nicht überall hergestellt sind. Zu-
dem erscheint eine „Psychiatrisierung“ der Hilfen zur
Erziehung auch keinesfalls erstrebenswert (Dörr 2008).
Andererseits sollte Mädchen und Jungen eine psychiatri-
sche oder psychotherapeutische Behandlung, von der sie
profitieren könnten, ebenso wenig vorenthalten werden
wie dem pädagogischen Personal eine auf die Möglich-
keiten der Heimerziehung abgestimmte Beratung und
Fortbildung (Goldbeck/Fegert 2008).
Die Beteiligung der Kinder und Jugendlichen an nicht di-
rekt in den Alltag integrierten Angeboten zu Gesundheits-
themen wird in der genannten „Blitzumfrage“ als relativ
hoch angegeben, da die Aktivitäten meist in „geschütz-
tem Rahmen“ und „in kleinen Settings“ stattfinden. An-
lassbezogene und gemeinsam mit den Jugendlichen be-
schlossene Aktivitäten erhöhen dabei die „Attraktivität
und Wichtigkeit“ für die Jugendlichen. Die – nicht immer
erfüllten – Erfolgshoffnungen der pädagogischen Fach-
kräfte beziehen sich darauf, dass Kinder und Jugendliche
auf diese Weise gesundheitsbezogenes Wissen und Le-
benskompetenzen erwerben, die ihre Selbstbestimmung
über ihre Gesundheit nachhaltig erhöhen können.
17.3 Jugendschutz
Die gesetzlichen Bestimmungen des Jugendschutzes (vgl.
JuSchG in BGBL. I S. 2730 und des Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrages der Länder (JMStV), beide seit 1.
April 2003 in Kraft sowie § 14 SGB VIII) haben das Ziel,
Kinder und Jugendliche vor gefährlichen und ihre ge-
sundheitliche Entwicklung beeinträchtigenden Angebo-
ten des Marktes zu schützen bzw. diese zu befähigen, ent-
sprechende Schutzfaktoren auszubilden. Auf der Ebene
des gesamtgesellschaftlichen Diskurses geht es um die
Frage, ob, und wenn ja, wie Risiken und Gefährdungen
des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen begeg-
net werden kann.182
In den Handlungsfeldern des Jugendschutzes geht es um
die Verbindung und Ergänzung von prohibitiven und prä-
ventiven Maßnahmen mit den Schwerpunkten Interven-
tion, Information und Beratung. Sie sind strukturiert durch
das Verhältnis von Gesetzgeber, staatlicher Kontrolle und
der freiwilligen Selbstkontrolle der Anbieter. Im Jugend-
schutz wird von einem „Drei-Säulen-Denkmodell“ ge-
sprochen, mit der Unterscheidung des
– ordnungsrechtlichen und kontrollierenden,
– erzieherischen und
– strukturellen Jugendschutzes (vgl. Nikles u. a. 2003).
Ausmaß und Entwicklungsstand des Jugendschutzes in
seinen vom Gesetzgeber vorgesehenen Handlungsfeldern
sind in den Bundesländern abhängig von den dort vorhan-
denen bzw. bereitgestellten personellen, finanziellen und
konzeptionellen Ressourcen. Dahinter verbirgt sich zu-
gleich eine unterschiedliche Positionierung der Länder zu
Fragen der gesellschaftlichen (und jugendpolitischen) Re-
levanz des Jugendschutzes. Der in SGB VIII verankerte
erzieherische Jugendschutz zielt auf eine „Befähigung
(von) Eltern und anderen Erziehungsberechtigten (…)
Kindern und Jugendliche vor gefährdenden Einflüssen zu
schützen“ (§ 14 SGB VIII).
Laut Auftrag des Jugendschutzgesetzes sind wesentliche
Aufgabenfelder des Jugendschutzes der Jugendmedien-
schutz und der Jugendschutz in der Öffentlichkeit. Eine
Evaluation zur Umsetzung der Regelungen des Jugend-
medienschutzes des Hans Bredow-Institutes (2007) sowie
Vorschläge zur Optimierung der Regelungen unter einer
alltagspraktischen Perspektive (Theunert/Gebel u. a. 2007
liegen vor. Eine Evaluation des Jugendschutzes in der Öf-
fentlichkeit, vor allem für den Bereich Alkohol und an-
dere Suchtmittel, steht z. Zt. noch aus.
182 Diese Aufgabenfelder sind verwoben mit den permanenten Verände-
rungen, Herausforderungen und Erwartungen an den Jugendschutz.
Damit ist Jugendschutz als Handlungsfeld auf eine ständige Reflexi-
on und Weiterentwicklung angewiesen. Das Jugendschutzgesetz (Ju-
SchG) als Bundesgesetz ist Grundlage für die länderspezifischen
Formen der Anwendung und Ausführung. Dieses betrifft einerseits
den Vollzug der gesetzlichen Regelungen, aber insbesondere die Ent-
wicklung und Ausdifferenzierung der Aktivitäten des präventiven Ju-
gendschutzes in Bezug auf die Information und Beratung vor Ort
(vgl. NRW 2007: www.ajs.nrw.de; Rheinland-Pfalz, Landesjugend-
amt und Landesjugendhilfeausschuss 2004: www.lsjv.de; Branden-
burg 2004: www.bildung-brandenburg.de).
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Jugendmedienschutz
Besonders im Feld des medialen Jugendschutzes (nach den
Bestimmungen des JMStV/Jugendmedienschutz-Staatsver-
trags) sind mit der schnellen Entwicklung der interaktiven
Medien, z. B. der Möglichkeiten der Verbreitung von
„user-generated content“, z. B. per Handy oder in den di-
versen sozialen Netzen im Internet neue Herausforderun-
gen verbunden (vgl. Medienpädagogischer Forschungs-
verbund Südwest 2008).
Unter dem Fokus Gesundheitsförderung treten aktuell die
Computerspiele und die sogenannte Internet-/Online-
Sucht in den Vordergrund (vgl. Kap. 8.2.2). In diesem
Kontext werden mehr Angebote zur Therapie dieser
sogenannten „nichtstoffgebundenen Süchte“ insgesamt
eingerichtet (vgl. Sting 2008). In Bayern z. B. hat das Ge-
sundheitsministerium auf der der Grundlage des Glücks-
spielstaatsvertrags in 19 Städten Fachstellen für „Spiel-
sucht“ eingerichtet. Für die kommenden vier Jahre sind
acht Mio. Euro für die Arbeit der Beratungsstellen, die
Fortbildung der Mitarbeiter und die wissenschaftliche Be-
gleitung vorgesehen (SZ Nummer 231 vom 4/5. Oktober
2008, S. 51). Mit der Initiative „Schau hin! Was Deine
Kinder machen“ des Bundesministeriums für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend in Partnerschaft mit Arcor-Te-
lekommunikationsunternehmen, ARD – Das Erste, ZDF –
Zweites Deutsches Fernsehen, TV Spielfilm-Programm-
zeitschrift erhalten Eltern insbesondere der 3- bis 13-Jäh-
rigen praktische Hilfestellungen für den kindgerechten
Umgang mit elektronischen Medienangeboten und deren
Handhabung.
Die Praxis der Kinder- und Jugendhilfe in diesem Bereich
ist weitgehend geprägt durch:
– Information und Beratung von Lehrern/Schulen, El-
tern und zum Teil auch Jugendlichen;
– Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen in Ko-
operation mit Trägern und Einrichtungen der Jugend-
und Erwachsenenbildung sowie mit Trägern medien-
pädagogischer Projekte;
– Bereitstellung von Mitteln für die Einrichtung eines
niedrigschwelligen Angebots zur Beratung und Unter-
stützung von Eltern;
– Bei Problemen im Umgang mit den Themen Online-
sucht und Suchtvorbeugung werden in Kooperation
mit verschiedenen Institutionen und Trägern Ge-
sprächskreise auf lokaler Ebene mit Fachleuten, Leh-
rern, Eltern und Jugendlichen gezielt gefördert. (vgl.
z. B. Ziesel/Schmidt da Silva 2008).
Jugendschutz in der Öffentlichkeit
Jugendschutz in der Öffentlichkeit entsprechend dem Ju-
gendschutzgesetz (JuSchG) umfasst die Regelung des
Aufenthaltes in Gaststätten (§ 4), bei Tanzveranstaltungen
(§ 5), in Spielhallen/Teilnahme an Glücksspielen (§ 6), bei
jugendgefährdenden Veranstaltungen/Betrieben (§ 7) und
Orten (§ 8) sowie den Verkauf/Erwerb alkoholischer Ge-
tränke (§ 9) bzw. von Tabakwaren (§ 10) und deren Kon-
sum in der Öffentlichkeit.183 Das BMFSFJ als oberste
Bundesbehörde hat hierzu im Bereich des ordnungsrecht-
lich-kontrollierenden Jugendschutzes im Sinne der §§ 9
und 10 seine Aufsicht führende Funktion durch Gesetzes-
initiativen umgesetzt. So ist durch gesetzliche Interven-
tionen im Rahmen des § 1 (2 u. 3) des Gesetzes über die
Erhebung einer Sondersteuer auf alkoholhaltige Süßge-
tränke (Alkopops) zum Schutz junger Menschen (Alko-
popsteuergesetzes) ein Rückgang des Konsums dieser
Getränke aufgrund deren Verteuerung bei Jugendlichen
zu verzeichnen (vgl. Kap. 8.2.3). In der Bundesrepublik
gilt seit dem 1. Januar 2007 auch für Zigarettenautomaten
ein Abgabeverbot von Tabakwaren an unter 18-Jährige in
der Öffentlichkeit. Das Rauchen in der Öffentlichkeit darf
ihnen ebenfalls nicht gestattet werden. Technisch umge-
setzt wurde dieses Abgabeverbot durch eine Umrüstung
der Automaten auf Geldkartenchips, die nur mit dem Ver-
merk des Alters des Besitzers an über 18-Jährige ausge-
geben werden dürfen. Seit 2002 hat sich die Anzahl der
Automaten in Deutschland nahezu halbiert, was wesent-
lich mit der Einführung dieses Bezahlsystems in Zusam-
menhang gebracht wird (2002: 835 000 Automaten,
2006: 470 000; Drogenbeauftragte der Bundesregierung
2008b). Studien belegen zudem, dass eine Verteuerung
von Tabakwaren eine Senkung des Raucheranteils in der
Bevölkerung bewirkt und somit effektiv in der Rauchprä-
vention ist (Drogenbeauftragte der Bundesregierung
2008a). Mit Umsetzung und Vollzug dieser Bestimmun-
gen sind auf Bundesland- und Kommunalebene die Poli-
zei, die obersten Landesjugendbehörden sowie die in den
Kommunen jeweils zuständigen Behörden verantwort-
lich. Um den Jugendschutz im öffentlichen Bewusstsein
stärker zu verankern, sind vom Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend unter Einbezie-
hung verschiedener Akteure die Initiativen „Jugend-
schutz: Wir halten uns daran!“ und der Runde Tisch „Ju-
gendschutzgesetz: Verbesserung des gesetzlichen
Vollzugs“ gegründet worden.
Die Kinder- und Jugendhilfe nimmt ihren Auftrag zum
Jugendschutz in der Öffentlichkeit vor allem in den Berei-
chen des erzieherischen Jugendschutzes wahr.184 Schwer-
punkte sind hier die Prävention des Tabak- und Alkohol-
konsums. Die Aktivitäten der Jugendhilfe in diesem
Themenbereich konzentrieren sich auf die Arbeitsfelder
der Jugend- und Jugendsozialarbeit. Für diesen Bereich
besteht eine Vielzahl von Konzepten und Programmen,
vor allem auf Grundlage des Materialangebots der BZgA
(z. B. die Kampagnen „rauchfrei“ sowie „NA TOLL –
Bist Du stärker als Alkohol?“) und der Deutschen Haupt-
183 Bestimmungen des JuSchG: Abschnitt 3: Filmveranstaltungen
(§ 11), Bildträger mit Filmen und Spielen (§ 12), Bildschirmspielge-
räte (§ 13), Kennzeichnung von Filmen und Film- und Spielprogram-
men (§ 14), Jugendgefährdende Trägermedien § 15), Sonderregelun-
gen für Telemedien (§ 15) sowie Abschnitt 4: Funktion und
Aufgaben der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende Medien.
184 Im Gegensatz zum kontrollierenden Jugendschutz setzt der erzieheri-
sche Jugendschutz auf die Förderung der Lebenskompetenz, Kritik-
fähigkeit sowie Eigenverantwortung von jungen Menschen (vgl.
Baum u. a. 2001).
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stelle für Suchtfragen (z. B. Aktionswoche 2007 „Alko-
hol: Verantwortung setzt die Grenze!“ in Kooperation mit
der BZgA) sowie von gesetzlichen Krankenversicherun-
gen (z. B. Nichtraucherwettbewerb „Be Smart – Don’t
Start“ für Schulklassen unter Einbeziehung anderer Ak-
teure; „Just be smokefree“ und „Aktion Glasklar“ der
DAK. Ziele dieser Materialien/Programme sind vor allem
Aufklärung und Information im Hinblick auf negative
Folgen des Tabak- und Alkoholkonsums185.
Des Weiteren zielen spezifische Programme (z. B. Projekt
„Papilio“ für Kinder im Kindergartenalter) zur Vorbeu-
gung eines späteren missbräuchlichen Tabak- und Alko-
holkonsums auf ein Empowerment von Heranwachsenden
durch Vermittlung sozialer Kompetenz und Selbstbe-
wusstsein ab. Unter anderem auch für Fachkräfte der Kin-
der- und Jugendhilfe gibt es im Internet zur Suchtvorbeu-
gung die Portale www.prevnet.de und www.dot.sys mit
Informationen und Materialien zur Suchtprävention in
Deutschland. Über die Effektivität und Verbreitung der
genannten Materialien und Programme in den Arbeitsfel-
dern der Kinder- und Jugendhilfe liegen keine Daten vor.
Akzeptanz und Umsetzung des Jugendschutzes brauchen
die Unterstützung von Politik und Gesellschaft. Ordnungs-
rechtlich-kontrollierender und erzieherischer Jugend-
schutz stellt ohne den strukturellen Jugendschutz, der eine
gesamtgesellschaftliche „Kultur des Hinschauens“ beim
Konsum von Alkohol und Tabakwaren durch Minderjäh-
rige (z. B. auf Volksfesten) erfordert, nur den Rahmen für
einen effektiven Jugendschutz in der Öffentlichkeit dar.
Die Zustimmung der Bevölkerung zum Jugendschutz ist
hoch. In einer Umfrage räumen 42 Prozent der befragten
Eltern dem Jugendschutz einen hohen Stellenwert ein (vgl.
Lieven 2007). Die von allen gesellschaftlichen Akteuren
im Bereich des Jugendschutzes geforderte „Kultur des
Hinschauens“ bedarf aber auch der Zurückstellung eigener
(z. B. wirtschaftlicher) Interessen zugunsten des gesamt-
gesellschaftlichen Interesses des Jugendschutzes (z. B.
kein Ausschank von Spirituosen an Jugendliche unter
18 Jahren in Diskotheken).
17.4 Prävention von Delinquenz, 
Kriminalität und Gewalt
Vor dem Hintergrund der Struktur dieses Kapitels muss
ein eigener Abschnitt zum Thema Delinquenz- und Ge-
waltprävention im Kindes- und Jugendalter unweigerlich
als querliegend zu der bisherigen Darstellungsform wahr-
genommen werden. Denn schließlich handelt es sich da-
bei nicht um ein eigenes, etabliertes Handlungsfeld der
Kinder- und Jugendhilfe, sondern um eine Praxisstrate-
gie, die in vielen Feldern der Kinder- und Jugendhilfe al-
ters- und zielgruppenbezogen eingesetzt wird. So lassen
sich innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe z. B. im Kin-
dergarten ebenso Bemühungen zur Gewaltprävention
(vgl. Sommerfeld 2007) beobachten wie beispielsweise in
der kommunalen Jugendarbeit oder Jugendsozialarbeit
(Holthusen/Schäfer 2007).
Der Grund, warum in dem vorliegenden Bericht diesem
Bereich dennoch ein eigener Abschnitt gewidmet wird,
ist einfach: Schon im Alltagsverständnis liegt es nahe,
dass Gewalt in jeder Form mindestens aufseiten der Opfer
Verletzungen und Verlust an Wohlbefinden zur Folge hat.
Es gibt also einen engen Zusammenhang zwischen Ge-
sundheit und Gewalthandeln. So ist es vor diesem Hinter-
grund zunächst auch nicht überraschend, dass die Vermei-
dung von Gewalt immer wieder auch einen zentralen
Aspekt der Förderung von Gesundheit im Kindes- und Ju-
gendalter darstellt. Ganz in diesem Sinne wurde z. B. im
Rahmen der „Strategie der Bundesregierung zur Förde-
rung der Kindergesundheit“ (Bundesministeriem für Ge-
sundheit, BMG 2008a) festgestellt: „Unabdingbar für
eine normale psychische Kindesentwicklung ist (…) die
gezielte Prävention von Vernachlässigung und häuslicher
Gewalt“ (ebd., S. 4). An anderen Stellen wird dieser Ge-
danke auf alle Bereiche gewalttätigen Handelns im Kin-
des- und Jugendalter ausgedehnt.
Sieht man sich die Entwicklungen in den verschiedenen
Feldern und der Kinder- und Jugendhilfe an, so wird
deutlich, dass die Bedeutung von Gewaltprävention auch
erst seit wenigen Jahren so stark betont wird. Während zu
Beginn der 1990er-Jahre zunächst die steigenden Zahlen
von tatverdächtigen Kindern und Jugendlichen insgesamt
Sorgen bereiteten und eine breite Auseinandersetzung um
die präventiven Möglichkeiten und Grenzen der Kinder-
und Jugendhilfe in diesem Feld – ggf. in Kooperation mit
anderen Akteuren wie der Schule, der Polizei, der Justiz –
einsetzte, rückte etwa zur Jahrtausendwende zunehmend
der Gewaltaspekt in den Vordergrund. Die Debatte um die
sogenannten Mehrfach- und Intensivtäter einerseits und
eine Reihe schwerer Straftaten mit rechtsextremistischem
Hintergrund waren dabei nur zwei Ausgangspunkte der
Diskussion, die durch die bundesweit bekannt geworde-
nen Amokläufe einen erheblichen Zuwachs an Dynamik
und Aufmerksamkeit erfuhr.
Der Amoklauf von Erfurt lieferte auch den Anlass für
eine Initiative der Ministerpräsidenten der Länder, in de-
ren Rahmen auch eine Überblicksdarstellung zum Stand
der Fachpraxis in Bezug auf Gewaltprävention erarbeitet
werden sollte186, um auf dieser Basis Empfehlungen für
deren Weiterentwicklung zu formulieren (Arbeitsstelle
Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention 2007). Folgt
man dieser Überblicksdarstellung, lässt sich der Stand der
Gewaltprävention in der Kinder- und Jugendhilfe etwa
wie folgt zusammenfassen: Auffällig ist in den letzten
zwei Jahrzehnten zunächst ein deutlicher Trend zu einer
Vorverlagerung der Präventionsstrategien. Damit verbun-
den ist die Entdeckung eines „neuen“ Handlungsfeldes
der Gewaltprävention in der Kindertagesbetreuung, auch
185 Nach § 9 Jugendschutzgesetz dürfen Jugendliche ab 16 Jahren Bier,
Wein, Apfelwein o. ä. Getränke erhalten und trinken, jedoch keinen
Branntwein oder branntweinhaltige Getränke. 
186 Die daraufhin von der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitäts-
prävention am Deutschen Jugendinstitut in Zusammenarbeit mit dem
Deutschen Forum für Kriminalitätsprävention und unter Beteiligung
einer ganzen Reihe von einschlägigen Expertinnen und Experten er-
arbeitete Überblicksdarstellung wurde 2007 veröffentlicht.
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wenn im Zusammenhang mit dieser Altersgruppe eher
von Konflikten als von Gewalt gesprochen werden sollte.
Dennoch ist gerade die Entwicklung im jungen Lebensal-
ter von hoher Bedeutung, da u. a. eine qualitativ gute Ta-
gesbetreuung zur Resilienz beitragen kann (Holthusen/
Schäfer 2007).
Konzentriert man den Blick auf Gewaltprävention im en-
geren Sinn, rücken die außerschulischen Angebote der
Kinder- und Jugendhilfe stärker in den Blick. Weil Erfah-
rungen von Gewalt in ihren unterschiedlichen Formen
Teil, aber eben auch nur ein Teil der Lebenswelt von Kin-
dern und Jugendlichen sind, ist der Umgang mit Gewalt
für die Arbeit der Kinder- und Jugendhilfe auch ein zen-
traler Aspekt. Gewaltprävention ist dabei eine Aufgabe,
die sich von der Erziehung zur Konfliktlösung in Kinder-
tageseinrichtungen und den vielseitigen Hilfen für Fami-
lien über die Jugendarbeit, die außerschulische Jugendbil-
dung, die Jugendsozialarbeit, den Jugendschutz bis hin
zur Jugendhilfe im Strafverfahren/Jugendgerichtshilfe in
den verschiedenen Bereichen der Kinder- und Jugend-
hilfe wiederfindet.
In diesem Bereich können die Strategien der Gewaltprä-
vention danach unterschieden werden, ob sie sich unspe-
zifisch an alle Jugendlichen oder wesentlich an solche Ju-
gendlichen wenden, bei denen das begründete Risiko von
Gewaltverhalten besteht. Im letzteren Fall kann noch ein-
mal differenziert werden: in Konstellationen, in denen es
Konflikte gab oder eine „gefühlte“ Gefährdung durch Ge-
walt besteht sowie in Situationen mit manifester Gewalt,
in denen Jugendliche zu Tätern geworden sind. Ein eige-
ner Bereich sind Strategien, die sich mit Jugendlichen als
(potenziellen) Opfern von Gewalt befassen. Gleichsam
auf einer übergeordneten Ebene finden sich Strategien zur
fachlichen Weiterentwicklung der Gewaltprävention in
der Kinder- und Jugendhilfe.
Die Projekte zur Gewaltprävention sind überwiegend
zeitlich befristet, sodass rasch Anpassungen an neue Ent-
wicklungen möglich sind. Gleichzeitig verbinden sich da-
mit aber auch Risiken von Diskontinuität und Abhängig-
keit von fachfremden Erwägungen. Großen Einfluss
haben vor allem die (derzeit eher begrenzten) Möglich-
keiten und Prioritäten öffentlicher Haushalte. Ein anderes
großes Manko der Gewaltprävention in der Jugendhilfe
ist deren starke Abhängigkeit von einzelnen spektakulä-
ren Ereignissen und den damit verbundenen öffentlichen
Diskussionen. Die Finanzierung von Projekten und damit
die Handlungsmöglichkeiten der Träger der Jugendhilfe
unterliegen deshalb nicht selten „konjunkturellen Schwan-
kungen“.
Neben den Hilfen beim Umgang mit altersgemäßen Kon-
flikten als Vorbereitung auf ein Leben ohne Gewalt steht
vor allem das Thema der altersgemäßen Gewalt junger
Menschen auf der Agenda der Fachkräfte der Kinder- und
Jugendhilfe. Dies geschieht in den eigenen Einrichtun-
gen, aber auch in der Öffentlichkeit und in den Einrich-
tungen anderer Organisationen und Institutionen. In den
letzten Jahren hat vor allem die Kooperation mit den
Schulen stark zugenommen und sich generell, besonders
aber in der Gewaltprävention verbessert. Eine enge Zu-
sammenarbeit gibt es auch mit der Polizei und der Justiz
im Rahmen der Jugendhilfe im Strafverfahren bzw. der
Jugendgerichtshilfe.
Weil der Sozialraum für das Aufwachsen von Kindern
und Jugendlichen einerseits wichtig ist, ihre Interessen
dort aber andererseits kaum berücksichtigt werden, ist er
ein wichtiger konzeptueller und praxisrelevanter Bezugs-
punkt für gewaltpräventive Strategien.
Da Jugendliche zudem in unterschiedlichen regionalen,
sozialen und kulturellen Milieus aufwachsen, die ihre
Einstellungen und ihr Verhalten wesentlich prägen,
knüpft Jugendhilfe mit ihren Angeboten an diese Milieus
an. Dies gilt für die Freizeitheime, die aufsuchende, mo-
bile Jugendarbeit (Streetwork) oder für die Fanarbeit im
Sport. Die Erfahrungen junger Menschen mit Gewalt
spiegeln häufig ihren jeweiligen Alltag in sozialen Brenn-
punkten der Großstädte mit Armut und Perspektivlosig-
keit wider. Körperliche Stärke und Durchsetzungsfähig-
keit sind dort nicht selten entscheidend für den Zugang
oder den Nichtzugang zu Chancen. Hinzu kommt, dass
nicht wenige Minderjährige in kulturell anderen Milieus
aufgewachsen sind, einige von ihnen in vom Bürgerkrieg
geprägten Ländern mit entsprechenden traumatisierenden
Erfahrungen. Es gibt inzwischen vermehrt Bemühungen,
diese Erfahrungen und ihre Relevanz durch die gezielte
Vermittlung von Wissen oder durch die Einbindung von
Fachkräften aus diesen Ländern oder Milieus in ge-
mischte Teams in die Arbeit einzubeziehen. Dennoch be-
steht Entwicklungsbedarf, auch in Bezug auf geschlechts-
spezifische Arbeit. Während es seit Langem eine gut
entwickelte Mädchenarbeit gibt, ist Jungenarbeit – trotz
erster positiver Ansätze – noch immer unterentwickelt.
Jungen lernen noch immer vor allem, körperliche Kraft
und Stärke zur Lösung von Konflikten einzusetzen. Da-
mit sichern sie zwar ihren Rang in der Gruppe der männ-
lichen Gleichaltrigen, werden aber außerhalb der Gruppe
für das gleiche Verhalten bestraft.
17.4.1 Unspezifische Strategien mit 
gewaltpräventivem Anteil
Die Kinder- und Jugendhilfe stellt vielfach, ihrem grund-
legenden Auftrag „Entwicklung und Erziehung“ folgend,
Angebote bereit, in denen gewaltfreie Konfliktlösungen
erlernt werden können. Diese Angebote haben jedoch
stets mehrere Ziele, wobei Gewaltprävention nicht unbe-
dingt im Zentrum steht. Sie richten sich an alle Kinder
und Jugendlichen, unterscheiden nicht zwischen „Ge-
walttätigen“ und „Normalen“ und wollen Diskriminierun-
gen vermeiden. Die inhaltliche Ausrichtung der Angebote
knüpft an den Interessen der jeweiligen Altersgruppe an
und richtet sich nicht an Einzelne. Kinder und Jugendli-
che werden als Mitglieder einer oder mehrerer Gruppen
wahrgenommen.
17.4.2 Strategien der Jugendhilfe für 
Zielgruppen mit unmittel-
barem Gewaltbezug
Ein zweiter Typus von Strategien der Jugendhilfe richtet
sich an junge Menschen in Situationen, in denen Erwach-
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sene hohe Gewaltrisiken vermuten. Mit diesen Strategien
verbinden sich zwei unterschiedliche Erwartungen an pä-
dagogisches Handeln:
Zum einen sollen die Angebote für die Erziehung hinder-
liche Faktoren beseitigen. Die Entwicklung der Jugendli-
chen zu eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen
Persönlichkeiten steht im Mittelpunkt. Die Angebote set-
zen an den Interessen der Jugendlichen an und dabei wird
mit ihnen gemeinsam nach Lösungen gesucht.
17.4.3 Mit gewalttätigem Verhalten auffällig 
gewordene Jugendliche
Zum anderen sind für die meist männlichen gewalttätigen
Jugendlichen, die von Polizei und Justiz bereits erfasst
worden sind, besondere Strategien und Maßnahmen ent-
wickelt worden. Sie setzen, egal ob die Gewalt von Ein-
zelnen oder Gruppen begangen wurde, meist am einzel-
nen „Täter“ bzw. „Tatverdächtigen“ an. Die sehr kleine
Zahl der „Mehrfach- und Intensivtäter“ gilt vielfach als
unerreichbar, aber auch hier geht die Kinder- und Jugend-
hilfe prinzipiell davon aus, dass pädagogische Ansätze
dazu beitragen können, Gewaltverhalten zu verhindern.
Zunächst sind für straffällige Jugendliche in erster Linie
Polizei und Justiz zuständig. Mit Ermahnungen, Auflagen
oder strafrechtlichen Verfahren üben sie Druck oder sogar
Zwang auf die Jugendlichen aus. Weil die beschränkte
Reichweite strafender Strategien aber bekannt ist, setzen
auch Polizei und Justiz vor allem auf pädagogische Stra-
tegien. Und dafür ist vorrangig die Jugendhilfe zuständig.
Sie entwickelt die pädagogischen Angebote und bringt
diese in das strafrechtliche Verfahren ein, wodurch es zu
einer engen Kooperation von Jugendhilfe und Justiz
kommt.
Grundsätzlich gilt, dass die institutionellen Reaktionen,
bei wegen Gewalt straffälligen Jugendlichen ebenso wie
bei allen straffälligen Jugendlichen, von drei Prinzipien
geprägt sind:
– Hilfe geht vor Strafe,
– vor dem formellen Verfahren wird ein informelles an-
gewandt und
– ambulante Maßnahmen haben Vorrang vor stationären
Maßnahmen.
Um diese Prinzipien realisieren zu können, ist eine gute
Kooperation zwischen Jugendhilfe und Justiz notwendig,
bei der die Jugendhilfe die Angebote bereitstellt. Die Ju-
gendhilfe im Strafverfahren (Jugendgerichtshilfe) regt
früh eine informelle Verfahrenserledigung an und ist Trä-
gerin der ambulanten Maßnahmen. An dieser wichtigen
Schnittstelle betont die Kinder- und Jugendhilfe nicht die
(Gewalt-)Tat und deren Bestrafung, sie macht vielmehr
auf die Lebenslagen und die Probleme der Jugendlichen
aufmerksam. Damit diese ihr Leben zukünftig möglichst
gewaltfrei gestalten können, macht sie zudem pädagogi-
sche Angebote, wie z. B. soziale Trainingskurse.
Wird ein Jugendlicher wegen einer Gewalttat verurteilt,
werden häufig solche Kurse als Sanktion verhängt. In
diese Kurse werden straffällige Jugendliche und junge Er-
wachsene, die wegen einer mittelschweren Straftat verur-
teilt wurden, durch jugendrichterliche Weisung vermit-
telt. Dort sollen sie sich vor allem mit sich selbst und
ihrer Situation, mit ihrem Verhältnis zu Gewalt und Dro-
gen, mit den Problemen in Familie, Schule, Beruf oder
Partnerschaft auseinandersetzen. Soziale Trainingskurse
knüpfen an der Lebenswelt der Jugendlichen an und wer-
den in Fachkreisen inzwischen allgemein als Alternative
zu Arbeitsauflagen, Geldstrafen und Jugendarrest akzep-
tiert. Auch hier gilt grundsätzlich: Nicht die Person, son-
dern das gewalttätige Verhalten wird abgelehnt. Die Ju-
gendlichen sollen lernen, ohne oder mit möglichst wenig
Gewalt zu leben. Sie lernen, Regeln und Normen einzu-
halten, vorausschauend zu handeln, ihre Reflexionsfähig-
keit zu verbessern, Verantwortung zu übernehmen, ihr
Selbstbewusstsein zu stärken, ihre Ausdrucksmöglichkei-
ten zu erweitern und Konflikte gewaltfrei zu lösen. Häu-
fig sind körperbezogene Formen der Erlebnispädagogik
ein Teil der Angebote, da Erlebnispädagogik auch jene
Jugendlichen anspricht, die sonst kaum erreichbar wären.
Die Strategien, die sich auf gewaltauffällige Jugendliche
beziehen, sind meist stark am Einzelfall orientiert und auf
konkretes Gewaltverhalten bezogen. Deshalb findet sich
hier tendenziell eher eine Defizit- als eine Ressourcenori-
entierung. Hauptkooperationspartner der Kinder- und Ju-
gendhilfe ist dabei die Justiz, die die pädagogischen An-
gebote der Jugendhilfe inzwischen auch für schwierige
Fälle akzeptiert. Für beide Institutionen gilt, erzieherische
Hilfen haben Vorrang vor strafenden Sanktionen. Die An-
gebote richten sich weitgehend unspezifisch an die straf-
fällig gewordenen Jugendlichen und vernachlässigen
– bis auf wenige Ausnahmen – geschlechtsspezifische
Aspekte. Generell gilt, dass die aktive Beteiligung der
Minderjährigen an der Gestaltung von Angeboten sowohl
mit der Intensität der Gewalt als auch dem Gewaltbezug
von Maßnahmen abnehmen.
17.4.4 Strategien des Opferschutzes
Die potenziellen oder tatsächlichen jugendlichen Opfer
von Gewalt werden in der Kinder- und Jugendhilfe bisher
kaum als Zielgruppe gesehen. Allenfalls ansatzweise
kann von opferbezogenen Strategien gesprochen werden.
Eine opferorientierte Gewaltprävention ist für die Kinder-
und Jugendhilfe in mehrfacher Hinsicht eine Herausfor-
derung. Zunächst haftet der „defizitären“ Rolle des Op-
fers auch in der Pädagogik immer noch eher etwas Nega-
tives an. Gerade für männliche Jugendliche ist das Opfer
schwach, es wird quasi mit einem Tabu belegt. „Opfer“
ist derzeit unter Jugendlichen sogar ein besonders beleidi-
gendes Schimpfwort. Zentrale Erkenntnis ist aber, dass
jugendliche Täter fast immer auch Opfer von Gewalt wa-
ren oder noch sind. Deshalb ist es strategisch wichtig, den
Täter-Opfer-Statuswechsel in fachliche Konzepte einzu-
beziehen und bei Jugendlichen beide Seiten zu sehen.
Eine Reduzierung auf Opfer oder Täter greift bei vielen
von ihnen zu kurz.
So müssen, auch wenn der Täter-Opfer-Ausgleich (TOA)
in Deutschland bisher tendenziell eher in der pädagogi-
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schen Arbeit mit den Tätern eingesetzt wird, gerade auch
seine Bezüge zum Opfer herausgestellt werden. Für Op-
fer und Täter ist diese Strategie hilfreich: Dem Opfer wird
die Verarbeitung der Tat erleichtert und es kann Furcht
abbauen, dem Täter werden durch die Konfrontation mit
den Tatfolgen keine Neutralisierungsstrategien erlaubt.
17.4.5 Gewaltprävention durch Information, 
Qualifikation, Beratung, Aus-, Fort- 
und Weiterbildung, Koordination 
und Forschung
Gleichsam auf einer Metaebene bewegt sich die Strategie,
Gewaltprävention durch Information, Qualifikation, Be-
ratung, Koordination und Forschung zu fördern. Die Aus-
differenzierung der Ansätze auf lokaler Ebene und deren
Unübersichtlichkeit machen bessere Strukturen für den
Austausch erforderlich. So ist es notwendig, die lokalen
Projekte, Programme und Arbeitsansätze zu überschauen
und den Fachdiskussionen zugänglich zu machen. Diese
Aufgaben werden von unterschiedlichen Institutionen auf
Länder- und Bundesebene wahrgenommen. Ebenso ist
auch mehr Evaluation notwendig.
Lässt man diesen Stand der Dinge im Horizont der zuvor
angedeuteten Alltagsgewissheit, dass Gewaltausübung im-
mer etwas mit Verletzung mindestens aufseiten des Opfers
zu tun hat, Revue passieren, dann fällt auf, dass in der Kin-
der- und Jugendhilfe Gewalt bislang vor allem als ein so-
ziales, unter bestimmten Bedingungen auch rechtlich rele-
vantes, aber nur selten als ein gesundheitliches Problem
verstanden wird. Auf die hier im Kapitel A vorgestellten
Konzepte wird so gut wie nie Bezug genommen, obwohl
sich die Zusammenhänge leicht und zwangslos herstellen
ließen. De facto hat man es mit einer weitgehend versäul-
ten und gegenüber der Gesundheitsdiskussion abgeschot-
teten Praxis zu tun.
Ein Grund hierfür mag in der nach wie vor starken Kon-
zentration der meisten praktischen Ansätze auf der Seite
des Täters bzw. der Täterin liegen. Ansätze, die Kinder
und Jugendliche als Opfer von Gewalttaten in den Mittel-
punkt stellen, sind – sieht man einmal vom Handlungs-
feld Familie und vereinzelten Initiativen der Polizei ab –
dagegen kaum auszumachen.
Ohne explizit auf den Gesundheitsaspekt Bezug zu neh-
men, wurde deshalb in dem erwähnten Expertisenband
als eine zukünftige fachliche Herausforderung die stär-
kere Berücksichtigung des Opfers hervorgehoben. Im Ho-
rizont der gesetzlichen Reformen der letzten Jahre, wie
des Opferrechtsreformgesetzes, des Gewaltschutzgeset-
zes und des Rechts auf gewaltfreie Erziehung wurde da-
für plädiert, nicht nur die Umsetzung dieser Gesetze wei-
ter zu verbessern, sondern auch sicherzustellen, dass
Gewaltopfer bei Bedarf eine psychosoziale Betreuung zur
Bewältigung der Tatfolgen erhalten und die Opfersitua-
tion konsequenter als bisher zu einem Ausgangspunkt
fachlichen Handelns in diesem Bereich wird: Kein Kind
und kein Jugendlicher „möchten gerne als Opfer adres-
siert und so auf diese insbesondere von den männlichen
Gleichaltrigen sehr negativ besetzte Rolle festgelegt wer-
den. Hier ist vor allem die Kinder- und Jugendhilfe gefor-
dert, geeignete Ansätze zu entwickeln, die diese Jugendli-
chen auch in gruppenbezogenen Angeboten erreichen und
unterstützen können“ (Arbeitsstelle Kinder und Jugend-
kriminalitätsprävention 2007, S. 303).
Ein zentrales Argument dafür ist darüber hinaus die Ein-
sicht, dass, wie schon angedeutet, in den meisten Fällen
gar nicht klar unterschieden werden kann, wer jeweils Tä-
ter und wer Opfer ist, und dass diese scheinbar klare Ge-
genüberstellung verschwimmt, je mehr man die Vorge-
schichten mit einbezieht. Gerade für das Jugendalter gilt,
dass dieselbe Person häufig sowohl Täter- als auch Opfer-
erfahrungen hat: „Empirische Forschungen zeigen ers-
tens, dass jugendliche Gewalttäter häufig zuerst auch Op-
fer von Gewalt geworden sind, zweitens, dass sich häufig
erst im Verlauf von gewalttätigen Interaktionen zwischen
Jugendlichen entscheidet, wer später als Täter oder als
Opfer gesehen wird, und dass drittens das Viktimisie-
rungsrisiko von jugendlichen Gewalttätern ebenfalls be-
sonders hoch ist. Diese Zusammenhänge werden unter
dem Begriff Täter-Opfer-Statuswechsel zusammenge-
fasst. Für gewaltpräventive Strategien bedeutet dies, dass
die Rollen austauschbar sind, d. h. Arbeit mit den Tätern
ist auch Arbeit mit Opfern, bzw. wird mit Opfern gearbei-
tet, kann es gut sein, dass man es auch mit Tätern zu tun
hat. Eine weitere Perspektive ist, dass so verstandener
Opferschutz gleichzeitig Täterprävention sein kann. Sol-
len diese Erkenntnisse in Sinne einer Lernchance frucht-
bar gemacht werden, bedeutet dies, sich in vielen Fällen
von den eindeutigen Rollenzuweisungen ‚Täter‘ und ‚Op-
fer‘ verabschieden zu müssen. Der Blick muss komple-
xere Konstellationen erfassen“. (ebda. S. 305) Folgt man
dieser Argumentation, muss auch die zuvor erwähnte All-
tagsevidenz erweitert werden. Gewalthandeln im Kindes-
und Jugendalter in allen Formen bedeutet für alle Betei-
ligten auch gesundheitliche Beeinträchtigungen. Soweit
zu sehen, ist diesem Aspekt und seinen praktischen Impli-
kationen in der Fachpraxis der Kinder- und Jugendhilfe
bislang zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt worden.
Tendenziell gilt dies auch für alle anderen Formen der
Delinquenzprävention.
17.5 Schnittstellen
17.5.1 Gesundheitsbezogene Kooperation 
zwischen Kinder- und Jugendhilfe 
und Schule
In der Praxis der schulbezogenen Jugendsozialarbeit
(vgl. § 13 SGB VIII) bzw., wie sie auch genannt wird, Ju-
gendsozialarbeit an Schulen, schulbezogene Jugendarbeit,
Schulsozialarbeit – trotz intensiver Ausdifferenzierung
und Diskussion im zurückliegenden Jahrzehnt – dominie-
ren nach wie vor die schulergänzenden Leistungen. Ge-
meinsam mit allen anderen Akteuren (Lehrerinnen und
Lehrern, Schülerinnen und Schülern wie auch Eltern) hat
sie die Aufgabe, Schule als positive Lebenswelt für junge
Menschen zu gestalten.
Einen in Teilen allerdings nicht mehr ganz aktuellen bun-
desländerbezogenen Überblick über den Stand der Ko-
operationspraxis von Jugendhilfe und Schule in Deutsch-
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land liefert das „Handbuch Kooperation von Jugendhilfe
und Schule“ (Hartnuss/Maykus 2004). Danach über-
nimmt sie Schnittstellenaufgaben zwischen Schule und
Jugendamt, aber auch zwischen Schule und Erziehungs-
und Suchtberatungsstellen sowie der Kinder- und Jugend-
psychiatrie. Zudem soll im Rahmen von schulbezogener
Jugendsozialarbeit der oft schwierige Übergang benach-
teiligter junger Menschen von der Schule in das Berufs-
bildungssystem begleitet werden.
Zu den kooperativ zu erbringenden Aufgaben der Schul-
sozialarbeit gehören u. a. die Förderung von schulrele-
vantem Sozialverhalten (z. B. in Form von Streitschlich-
terprogrammen) und sozialen Fertigkeiten sowie die
Begrenzung sozialer Auffälligkeiten im Schulkontext
(z. B. im Fall aggressiven Verhaltens) und die Ausgestal-
tung eines lernfördernden Schulklimas. Im Sinne ihrer
präventiven Ausrichtung bezieht die Schulsozialarbeit
auch Schülerinnen und Schüler mit in ihren Angebots-
kreis ein, die nicht als problematisch gelten. Innerhalb
dieses Rahmens ist Schulsozialarbeit auch in gesundheits-
bezogene Prävention und Gesundheitsförderung invol-
viert. Sie ist im Verlauf der zurückliegenden Jahre – nicht
nur in Modellprojekten einer gesundheitsförderlich arbei-
tenden Schule – zu einem wichtigen Aufgabenträger ge-
worden. Der überwiegende Teil der Angebote in diesem
Bereich ist projektbezogen und hat Präventivcharakter
bzw. ist ein in den pädagogischen Alltag integriertes Ele-
ment. Die Konzepte und die Art und Weise ihrer Umset-
zung variieren dabei von Bundesland zu Bundesland und
in den inhaltlichen Zuschnitten erheblich.
Gesundheitsbezogene Prävention im Bereich der Schul-
sozialarbeit erfolgt hauptsächlich durch projekt- und akti-
onsförmig durchgeführte Angebote in den Bereichen der
Stärkung sozialer Fertigkeiten, der Vermeidung von Ag-
gression und der Suchtprävention. Im ersten Bereich geht
es vor allem um die Vermittlung und Stärkung von indivi-
duellen sozialen Fertigkeiten und allgemeinen Lebens-
kompetenzen mit dem Ziel der Vermeidung von (schulbe-
zogenen) Auffälligkeiten im Sozialverhalten (z. B.
Verhinderung der Eskalation von Konflikten zwischen
Schülern), aber auch um die Förderung von Resilienz.
Des Weiteren zielen diese Angebote darauf ab, Schülerin-
nen und Schülern Selbstwirksamkeitserlebnisse (auch als
Ich-Stärkung beschrieben) durch nicht-aggressives So-
zialverhalten zu ermöglichen. Solche Angebote werden in
der Regel in Form von modularisierten Trainingspro-
grammen durchgeführt.
In engem Zusammenhang damit befasst sich der zweite
große Themenblock der gesundheitsbezogenen Präven-
tion im Rahmen der Schulsozialarbeit mit Anti-Aggressi-
ons- bzw.Anti-Gewalttrainings. Wie bereits in Teil B,
Kap. 8.2.4 dargestellt wurde, bedeutet aggressives Ver-
halten junger Menschen (auch im Schulkontext) in allen
Formen und für alle Beteiligten eine gesundheitliche Be-
einträchtigung. Vor diesem Hintergrund haben Anti-Ag-
gressions-/Anti-Gewalttrainings eine ähnliche Zielset-
zung wie die Trainings sozialer Fertigkeiten: Durch
Vermittlung von entsprechenden Fähigkeiten und durch
soziales Lernen im Gruppenkontext werden den Teilneh-
mern solche alternativen Handlungsmöglichkeiten zu ag-
gressivem Verhalten angeboten, die der Eskalation von
Auseinandersetzungen vorbeugen, zudem werden Selbst-
wirksamkeitserlebnisse im prosozialen Bereich und sozia-
les Lernen im Gruppenkontext ermöglicht. Diese Trai-
ningsprogramme werden vor allem für Schülerinnen und
Schüler der Altersgruppe von 12 bis 18 Jahren (Sekundar-
bereich) angeboten.
Das dritte große Themenfeld der gesundheitsbezogenen
Prävention im Rahmen von Schulsozialarbeit stellt die
Suchtprävention (bezogen auf Alkohol, Nikotin, Canna-
bis)187 dar. Programme zur Suchtvermeidung bedienen
sich unterschiedlicher Methoden: Zum einen vermitteln
sie in medial gestützter Weise (z. B. unter Verwendung
von Broschüren, Informationsmaterialien etc., wie sie von
der BZgA für unterschiedliche Themenbereiche konzi-
piert sind) Information und Aufklärung über Drogen und
andere Suchtmittel. Zum anderen wird in solchen Pro-
grammen – ähnlich wie bei Trainings sozialer Kompetenz
bzw. Anti-Aggressions-/Anti-Gewalttrainings – durch
Vermittlung alternativer Verhaltensstrategien (z. B. Stress-
bewältigung in Form von körperlicher Aktivität an Stelle
von Alkoholkonsum), durch Rollenspiele im Gruppenkon-
text und durch Vermittlung von Selbstwirksamkeitserfah-
rungen (im Sinne der Ich-Stärkung) dem (abhängigen)
Konsum von Suchtmitteln vorgebeugt. Auch die projekt-
bezogenen Angebote der Suchtprävention sind vor allem
für die Altersgruppe der 12- bis 18-Jährigen konzipiert.
Die Kinder- und Jugendhilfe ist in den drei genannten Pra-
xisbereichen der schulbezogenen Jugendarbeit kein allei-
niger Akteur. Vielmehr wird dabei auf Expertinnen und
Experten aus angrenzenden Disziplinen rekurriert (z. B.
Suchthilfe), um projektbezogene Angebote der Prävention
im schulischen Kontext zu realisieren. Unter Berücksich-
tigung dieser Rahmenbedingungen zielt Schulsozialarbeit
mit dem Fokus der gesundheitsbezogenen Prävention auf
die individuelle Ressourcenstärkung im Sinne von Resili-
enzförderung und Empowerment von Heranwachsenden
ab.
Neben der Durchführung von projektbezogenen Angebo-
ten der Gesundheitsprävention trägt Schulsozialarbeit zur
Gesundheitsförderung als Teil der pädagogischen Praxis
(implizite Gesundheitsförderung) bei. Hier konzentrieren
sich ihre Aufgaben zum einen auf die Integration von ver-
haltensauffälligen188 und lernbeeinträchtigten Schülerin-
nen und Schülern mit sonderpädagogischen Förderbedar-
fen in den Regelschulunterricht, und darauf, die damit
verbundenen Probleme abzumildern, ihre persönliche und
schulische Situation zu verbessern und auch ihre Integra-
tion im außerschulischen Bereich zu erleichtern. Dazu be-
dient sich die Schulsozialarbeit neben der individuellen
Förderung (z. B. durch enge Kooperation mit ambulanten
Erziehungshilfen sowie den Eltern) auch der Methoden
187 Die Suchtprävention im Kontext der Schulsozialarbeit bezieht sich
(noch) kaum auf nichtstoffgebundene Süchte wie beispielsweise ex-
zessives Computerspielen.
188 Zur individuellen und sozialen Problematik von Heranwachsenden
mit ADHS bzw. Lese-Rechtschreibschwäche vgl. Teil B, Kap. 7.2.7.
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des sozialen Lernens im Gruppenkontext (z. B. in Form
von Sozialtrainings). Zielgruppe derartiger Angebote sind
vor allem Schülerinnen und Schüler im Grundschulalter,
um durch rechtzeitige Intervention einer möglichen Ne-
gativentwicklung (wie Sonderbeschulung oder Schulver-
weigerung) vorzubeugen.
Neben der Konzentration auf umschriebene Schüler(pro-
blem-)gruppen leistet die Schulsozialarbeit Beiträge zur
Gestaltung eines lern- und schülerfreundlichen Schulkli-
mas, um die Steigerung des allgemeinen Wohlbefindens
aller am schulischen Leben Beteiligten zu fördern. Die
Angebote hierzu sind unterschiedlichen Charakters: Be-
wegungsfreundliche Schulpausen, Angebote der Stress-
bewältigung in Form von Ruhe- und Entspannungspha-
sen/-programmen gehören ebenso dazu wie Anregung
und Gestaltung von Ruhe- und Rückzugsräumen. Schul-
sozialarbeit hat in vielen Fällen eine Anregungsfunktion
oder zumindest das Anregungspotenzial für eine implizite
Gesundheitsförderung von Schülerinnen und Schülern.
Sie unterstützt sie sowie Lehrkräfte und Eltern durch In-
formation und Serviceleistungen bei der Umsetzung einer
lern- und schülerfreundlichen Atmosphäre. Die Angebote
der Schulsozialarbeit, die zu einer impliziten Gesund-
heitsförderung im Schulkontext beitragen, sind zudem für
alle Altersgruppen und alle Schulformen konzipiert, wo-
bei das Gymnasium hier etwas benachteiligt ist, weil es
dort viel seltener als an anderen Schulen Schulsozialar-
beit gibt.
Kinder- und Jugendhilfe ist im Rahmen der schulbezoge-
nen Sozialarbeit häufig der Initiator für implizite Gesund-
heitsförderung. Sie ist dabei vor allem auf die Unterstüt-
zung von anderen Akteuren im Schulkontext (Eltern,
Lehrerinnen und Lehrer) angewiesen, um ihr Aktionspo-
tenzial zu realisieren. Insgesamt zielt Schulsozialarbeit
mit dem Fokus der impliziten Gesundheitsförderung im
Schulalltag auf die Stärkung der (individuellen) Verwirk-
lichungschancen, der Partizipation und des Empower-
ments von Heranwachsenden ab.
17.5.2 Kinder- und Jugendpsychiatrie 
und Psychotherapie
Die Kooperation von Kinder- und Jugendhilfe und Kin-
der- und Jugendpsychiatrie und -Psychotherapie ist einer-
seits geprägt davon, dass die Kinder- und Jugendpsychia-
trie von den Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe die
langfristige pädagogische Förderung von Kindern und Ju-
gendlichen mit (drohender) seelischer Behinderung er-
wartet. Andererseits möchte die Kinder- und Jugendhilfe
die Leistungen der Kinder- und Jugendpsychiatrie, näm-
lich Diagnostik, Begutachtung, Behandlung und Krisen-
intervention nutzen. Kooperation ist vor allem aus folgen-
den Anlässen geboten, wobei diese Kooperation bisher
nicht immer im nötigen Maße und auch keineswegs ohne
Reibungsverluste läuft:
– Erwachsenen- und ggf. Kinder- und Jugendpsychiatrie
sowie Kinder- und Jugendhilfe sollten ggf. gemeinsam
ihre Verantwortung für die Betreuung und rechtzeitige
Förderung von Kindern psychisch und suchtkranker El-
tern wahrnehmen (Fegert/Besier 2008; Kölch 2008);
– Kinder- und Jugendpsychiatrie und Kinder- und Ju-
gendhilfe sollten ggf. gemeinsam ihre Verantwortung
für die Frühförderung von (seelisch) behinderten bzw.
von Behinderung bedrohten Kindern wahrnehmen
(Späth 2004, S. 499).
– Eine vom Jugendamt veranlasste kinder- und jugend-
psychiatrische „Abklärung“ bei psychischen und Ver-
haltensauffälligkeiten von Kindern und Jugendlichen
im Rahmen der Hilfeplanung und Hilfegewährung,
auf die dann möglicherweise eine psychiatrische Dia-
gnose und eine stationäre Behandlung folgen, ehe eine
Jugendhilfemaßnahme ins Auge gefasst wird. Diese
Möglichkeit einer frühzeitigen Diagnostik und Be-
handlung wird aus Sicht von Fegert/Besier (2008)
noch zu wenig genutzt, da psychiatrische Untersu-
chungen von Kindern und Jugendlichen in teilstationä-
ren und stationären Angeboten (Schmid 2007) gezeigt
haben, dass diese ein erhebliches Maß an klinisch rele-
vanten psychischen Auffälligkeiten zeigten, aber nur
selten aufgrund einer (drohenden) seelischen Behinde-
rung (§ 35a SGB VIII) betreut werden und u. a. des-
halb auch nur selten die entsprechende psychiatrische
und psychotherapeutische Behandlung bekommen
(vgl. Kap. 17.2.3). Damit werde die Chance einer in-
terdisziplinären Kooperation seitens der Kinder- und
Jugendhilfe vertan, womit die Gefahr einer Chronifi-
zierung der Störungen dieser Kinder und Jugendlichen
steige, was nicht nur eine dauerhafte Beeinträchtigung
für sie selbst bedeute, sondern auch hohe von der Ge-
sellschaft zu tragende Folgekosten nach sich ziehe.
– Feststellung der psychischen Störung bei einer (erwo-
genen) Eingliederungshilfe nach § 35a (mögliche
(drohende) seelische Behinderung): Als fachlich ge-
eignete Personen für die Erstellung der Diagnose gel-
ten nach § 35a, (1) SGB VIII vor allem Kinder und Ju-
gendpsychiaterinnen und Psychiater. Die Erstellung
der klinischen Diagnose erfolgt einheitlich nach dem
Klassifikationssystem der WHO, derzeit die ICD
10.189 Nach Erhalt der Diagnose ist es die Aufgabe der
Kinder- und Jugendhilfe in diesem Verfahren festzu-
stellen, ob durch die gegebenenfalls diagnostizierte
psychische Störung eine Teilhabe-Beeinträchtigung
gegeben ist. Dafür gibt es in der Kinder- und Jugend-
hilfe kein einheitliches Feststellungsverfahren. Wird
eine (drohende) seelische Behinderung festgestellt, so
ist die Kinder- und Jugendhilfe nach § 6 SGB IX zu-
189 Die Klinische Diagnose in der Kinder- und Jugendpsychiatrie erfolgt
in der Regel nach der ICD 10 und dem Multiaxialen Klassifikations-
system mit folgenden sechs Achsen:
Achse 1: ggf. Hauptdiagnose (z. B. (hyperkinetische) Störung des
Sozialverhaltens) bzw. Ausschluss einer psychischen Störung und
ggf. Nebendiagnose (z. B. Alkohol- und Drogenmissbrauch);
Achse 2: Entwicklungsstörungen (z. B. ADHS, Lese- und Recht-
schreibstörung);
Achse 3: Intelligenzniveau;
Achse 4: körperliche Störungen;
Achse 5: psychosoziale Belastung (betrifft die ggf. „abnormen“ psy-
chosozialen Lebensumstände des Kindes);
Achse 6: allgemeine psychosoziale Anpassung oder psychosoziales
Funktionsniveau (Grad sozialer Beeinträchtigung und die Zahl der
davon betroffenen Bereiche).
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ständig für die Erbringung von Eingliederungshilfen
für Heranwachsende und junge Volljährige. Damit ist
die Kinder- und Jugendhilfe ebenso wie die Kinder-
und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie ein Rehabilita-
tionsträger. Somit gelten für beide Systeme die Rege-
lungen in §§ 10 bis12 SGB IX für die Kooperation
von verschiedenen Rehabilitationsträgern (vgl. Späth
2004).
– Begutachtung von Jugendlichen nach § 1631b BGB
(freiheitsentziehende Maßnahmen): Wenn die Kinder-
und Jugendhilfe für Heranwachsende eine freiheitsent-
ziehende Maßnahme in einer ihrer Einrichtungen in
Erwägung zieht, muss dafür eine Genehmigung des
Familiengerichts eingeholt werden, die nicht nur auf
der Anhörung der Jugendlichen und ihrer Eltern sowie
der Stellungnahme des Jugendamts beruht, sondern es
müssen auch eine (in der Regel) jugendpsychiatrische
Diagnose sowie ein Gutachten zu der Frage erstellt
werden, ob ein Freiheitsentzug geeignet, notwendig
und verhältnismäßig ist und ob dieser ggf. (zunächst)
in einer jugendpsychiatrischen Klinik oder in einer
teilgeschlossenen Einrichtung der Kinder- und Ju-
gendhilfe stattfinden soll (Hoops/Permien 2006).
– Begutachtung von jugendlichen Sexualstraftätern, so-
weit für sie eine Hilfe zur Erziehung in Erwägung ge-
zogen wird oder sie sich bereits in einer solchen Maß-
nahme befinden.
– Behandlung und Therapie von Klientinnen und Klien-
ten der Kinder- und Jugendhilfe: Diese kann von der
Kinder- und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie geleis-
tet werden, soweit es sich – auf der Basis einer psy-
chiatrischen Diagnose – um Krankenbehandlung und
damit um Leistungen handelt, deren Kosten die Kran-
kenkassen übernehmen müssen (z. B. Einstellung auf
bestimmte Medikamente, Psychotherapie). Da einer-
seits die Behandlung sehr hilfreich sein, andererseits
mit einer psychiatrischen Diagnose auch eine Stigma-
tisierung verbunden sein kann, liegt die Beibehaltung
einer Diagnose wie „Störung des Sozialverhaltens“
(nur) so lange im Interesse von Kindern und Jugendli-
chen, „wie sich daraus ein Anspruch auf eine Hilfe-
leistung im System der Gesundheitsversorgung oder
der Jugend- und Sozialhilfe ableitet“ (Goldbeck/
Schulze/Fegert 2004, S. 263). Zudem ist angesichts
der Dynamik in der Entwicklung von Kindern und Ju-
gendlichen und möglichen Selbstheilungsprozessen
davor zu warnen, einmal gestellte Diagnosen „unkri-
tisch … zu tradieren“ (Goldbeck/Schulze/Fegert 2004,
S. 264)
– Formen und Orte der Kooperation: Diagnostik, Be-
handlung und Therapie können – je nach Bedarf und
vor Ort vorhandener (häufig aber ungenügender) In-
frastruktur – entweder stationär oder ambulant in Kli-
nikambulanzen oder in freien kinder- und jugendpsy-
chiatrischen bzw. -therapeutischen Praxen vor,
während oder nach einer Jugendhilfemaßnahme statt-
finden. Um die Kooperation niedrigschwelliger zu ge-
stalten, haben einzelne Kinder- und Jugendpsychiate-
rinnen und -psychiater begonnen, in Einrichtungen
regelmäßig konsiliarärztliche Einzelsprechstunden ab-
zuhalten und – im Rahmen ihrer Abrechnungsmög-
lichkeiten – auch das Betreuungsteam in Bezug auf
den Umgang mit besonders „auffälligen“ Kindern und
Jugendlichen zu beraten, aber auch Hinweise des
Teams für ihre Behandlung zu nutzen. Wie ein ent-
sprechendes Modellprojekt nachwies, wurde durch
diese Form der Kooperation nicht nur das Befinden
der Jugendlichen verbessert, sondern auch die Dauer
von trotzdem manchmal notwendigen Kriseninterven-
tionen in kinder- und jugendpsychiatrischen Kliniken
reduziert (Goldbeck/Fegert 2008). Dabei ist allerdings
zu fragen, wieweit die Kooperation hier und in ähnli-
chen Fällen auf „gleicher Augenhöhe“ stattfindet oder
ob die Betreuenden die psychiatrische Denkweise
übernahmen, die – das legt jedenfalls die ICD 10 nahe
–nicht unbedingt an den Ressourcen der Jugendlichen
orientiert ist (vgl. Dörr 2008).
– Krisenintervention bei Heranwachsenden in (teil)sta-
tionären Hilfen zur Erziehung. Diese wird notwendig,
wenn die Betreuenden nicht mehr in der Lage sind, de-
eskalierend auf Kinder und Jugendliche mit (mögli-
cherweise durch Suchtmittelmissbrauch verursachten)
aggressiven Impulsdurchbrüchen, suizidalen Tenden-
zen oder psychotischen Symptomen einzuwirken. Hier
sind noch mehr als in den bereits genannten Bereichen
der Kooperation Absprachen und möglichst schriftli-
che Vereinbarungen zwischen Jugendhilfeeinrichtun-
gen und Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie Fort-
und Vertrauensbildung auf beiden Seiten nötig. Nur so
kann gewährleistet werden, dass die Klinik einerseits
zuverlässig „Krisenfälle“ aufnimmt, andererseits Ju-
gendliche wirklich nur im Notfall in die Klinik ge-
schickt werden, und weiter, dass den Jugendlichen
keine Möglichkeit gegeben wird, beide Institutionen
gegeneinander auszuspielen. Sichergestellt werden
muss auch, dass sie nach der Krisenintervention in
„ihre“ Einrichtung zurückkehren können und ein
„Hin- und Herreichen“ besonders schwieriger Jugend-
licher zwischen beiden Hilfesystemen mit seinen ne-
gativen Folgewirkungen für alle Beteiligten beginnt
(Hoops/Permien 2006).
– Hilfeplanung nach § 36 SGB VIII, ggf. in Verbindung
mit § 35a SGB VIII und Gestaltung der Übergänge
zwischen den Systemen (Späth 2004): Können Kinder
und Jugendliche nach einem Aufenthalt in einer psy-
chiatrischen Klinik nicht mehr in ihre Familie oder
ihre vorherige Pflegefamilie oder stationären Einrich-
tung zurückkehren oder müssen zusätzliche Hilfen sei-
tens der Kinder- und Jugendhilfe und/oder der Kinder-
und Jugendpsychiatrie/Psychotherapie installiert wer-
den, so ist eine rechtzeitige und enge Kooperation
zwischen beiden Systemen notwendig, damit die Kin-
der- und Jugendhilfe ggf. rechtzeitig mit der Hilfepla-
nung beginnen und – unter Hinzuziehung aller Betei-
ligten – eine passende Hilfe anbieten kann und der
Übergang der Heranwachsenden von einem System
ins andere so bruchlos wie möglich gestaltet wird.
Dies gilt genauso, wenn für Heranwachsende in Ju-
gendhilfemaßnahmen ein längerfristiger Klinikaufent-
halt angezeigt erscheint.
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17.5.3 § 35a SGB VIII und Behindertenhilfe
Im § 1 SGB VIII ist das Recht aller jungen Menschen auf
Förderung ihrer Entwicklung und auf Erziehung zu einer
eigenständigen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit
festgeschrieben. Doch wurden nur die Hilfen für Kinder
mit (drohender) seelischer Behinderung mit dem § 35 a
dem SGB VIII und damit der Jugendhilfe zugeordnet und
somit von allen anderen behinderungsrelevanten Hilfe-
leistungen für Kinder mit (drohender) geistiger und kör-
perlicher Behinderung administrativ getrennt. Für die Be-
lange von Kindern und Jugendlichen mit körperlicher
oder geistiger Behinderung gilt – als Ausnahme und mit
einer Vielzahl von Folgen – die Zuständigkeit des SGB IX
(Sozialhilfe/Behindertenhilfe).
Eine (drohende) seelische Behinderung wird seitens der
Kinder- und Jugendhilfe dann anerkannt, wenn damit zu
rechnen ist, dass die durch externe Fachleute festzustel-
lenden psychischen bzw. Verhaltensauffälligkeiten eines
Heranwachsenden eine wesentliche Einschränkung seiner
Teilhabefähigkeit (§ 35 (1) SGB VIII) zur Folge haben
könnten (vgl. Kap. 17.5.2), sowie bei
– körperlich nicht begründbaren Psychosen,
– seelischen Störungen als Folge von Krankheiten oder
Verletzungen des Gehirns, von Anfallsleiden oder von
anderen Krankheiten oder körperlichen Beeinträchti-
gungen,
– Suchtkrankheiten,
– Neurosen und Persönlichkeitsstörungen.
Ist eine (drohende) seelische Behinderung anerkannt,
wird über den § 35a SGB VIII Eingliederungshilfe ge-
währt. Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, eine dro-
hende Behinderung zu verhüten oder eine seelische Be-
hinderung bzw. deren Folgen zu beseitigen oder zu
mildern und den Betroffenen Teilhabe zu ermöglichen.
Hierzu gehört vor allem, den behinderten jungen Men-
schen die Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft zu
ermöglichen oder zu erleichtern, ihnen die Ausübung ei-
nes angemessenen Berufs oder einer sonstigen angemes-
senen Tätigkeit zu ermöglichen oder sie soweit wie mög-
lich unabhängig von Pflege zu machen.
Die Eingliederungshilfen für Heranwachsende mit (dro-
hender) seelischer Behinderung sind überwiegend einge-
bettet in ambulante und (teil)stationäre Erziehungshilfen
(vgl. § 35a (4) SGB VIII). Sie werden zum Teil in Koope-
ration mit der Kinder- und Jugendpsychiatrie sowie der
Kinder- und Jugendpsychotherapie (vgl. Kap. 17.2. u.
17.5.2) erbracht. Zudem sollen diese Kinder im Vorschul-
alter soweit wie möglich gemeinsam mit nicht behinder-
ten Kindern in Kindertagesstätten betreut werden (§ 35a
(4) vgl. Kap. 16.2.1). Für Jugendliche zwischen 12 und
18 Jahren hat die Eingliederungshilfe vor allem das Ziel,
Hilfen zu einer angemessenen Schulbildung zu leisten,
sowohl im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht als auch
zum Besuch weiterführender Schulen wie zur Berufsvor-
bereitung.
An den nach § 35a SGB VIII geleisteten Hilfen wird zum
einen kritisiert, dass die (teil)stationären Hilfen nicht sel-
ten eher einer „Einrichtungslogik“ als dem tatsächlichen
Hilfebedarf der Betroffenen folgen. Zum anderen würden
bei der Feststellung des Hilfebedarfs und der Hilfegewäh-
rung bestimmte Gruppen zu wenig beachtet bzw. würde
dem Wunsch der Betroffenen nach ambulanten und zuge-
henden Hilfen nur sehr zeitversetzt nachgekommen (Dia-
konie Bundesverband 2008) So weist die Diakonie z. B.
auf eine immer breiter werdende Risikogruppe von Kin-
dern und Jugendlichen aus suchtbelasteten Familien hin,
die von seelischer Behinderung bedroht oder betroffen
sein könnten – aber vielfach nicht identifiziert werden
und nicht die nötigen Hilfen erhalten. „Aktuelle Studien
verdeutlichen, dass es sich hierbei nicht um ein Randphä-
nomen handelt; ca. 2,65 Millionen Kinder und Jugendli-
che haben alkoholabhängige bzw. -missbrauchende El-
tern und ca. 30 000 bis 40 000 Kinder und Jugendliche
haben drogenabhängige Mütter“ (Diakonie Bundesver-
band 2008). Vonseiten der Diakonie wird zudem beklagt,
dass die bestehenden Einrichtungen und Hilfen nicht in
ausreichendem Umfang auf diese spezielle Problemlage
eingehen. Sie fordert deshalb einen weiteren Ausbau der
Angebote für diese Gruppe, die u. U. auch von seelischer
Behinderung bedroht sind (vgl. Kap. 19.1).
Eine Unterversorgung von Kindern und Jugendlichen mit
(drohender) seelischer Behinderung sehen auch die Lei-
tenden Klinikärztinnen und -ärzte für Kinder- und Jugend-
psychiatrie, Psychosomatik und Psychotherapie, die da-
rauf hinweisen, dass ihre Kliniken bzw. Klinikambulanzen
lediglich die Hälfte der epidemiologisch zu erwartenden
Kinder und Jugendlichen erreichen. „Versorgungsdefizite
bezüglich einer flächendeckenden, ganzheitlichen, ambu-
lanten psychiatrisch-psychotherapeutischen Behandlung
von Kindern und Jugendlichen zeigen sich auch darin,
dass nur die Hälfte der Facharztpraxen in Deutschland das
Instrument der Sozialpsychiatrischen Vereinbarung (das
eine ambulante und multiprofessionelle Behandlung von
psychisch beeinträchtigten Kindern und Jugendlichen er-
möglicht) umsetzt“ (Diakonie Bundesverband 2008).
Köttgen (2007) führt aus, dass in Hamburg von 1998 bis
2002 die stationäre Unterbringung in Jugendpsychiatrien
um 350 Prozent anstieg, während niedrigschwellige Hil-
fen für Kinder und Jugendliche im Sozialraum abgebaut
wurden. Sie weist darauf hin, dass hier nach wie vor die
soziale Herkunft über die Hilfeart entscheidet. Therapeu-
tische Behandlungen erfahren Jugendliche aus sozial
schwachen Familien aufgrund ihres delinquenten Verhal-
tens und einer damit einhergehenden Sprachlosigkeit
meist nicht.
Für Heranwachsende mit Behinderungen bedeutet die un-
terschiedliche Zuordnung von (drohender) seelischer oder
aber geistiger bzw. körperlicher Behinderung zu unter-
schiedlichen Leistungsgesetzen, dass sie ohne den Nach-
weis einer (drohenden) seelischen Behinderung von der
Kinder- und Jugendhilfe keine Unterstützung erfahren, da
diese dann auf die Zuständigkeit der Sozialhilfe/Behin-
dertenhilfe verweist. Nun gibt es allerdings viele körperli-
che oder geistige Beeinträchtigungen, die auch zu einer
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 233 – Drucksache 16/12860
Beeinträchtigung im seelischen Bereich führen können
oder damit einhergehen. Aufgrund der Zuordnungslogi-
ken zwischen Jugend- und Behindertenhilfe muss in sol-
chen Fällen jeweils geklärt werden, welche Form der Be-
hinderung ausschlaggebend für die Gewährung von
Hilfen ist. Für Betroffene bedeutet dies häufig, dass sie
Ansprüche auf Hilfe gerichtlich einklagen müssen, d. h.
die Gerichte klären dann im Einzelfall den je spezifischen
Anspruch auf Hilfen. Hinzu kommt, dass die Sozialhilfe/
Behindertenhilfe in der Zuständigkeitslogik der Leis-
tungsträger Vorrang vor der Jugendhilfeleistung hat. So
entstehen „Verschiebebahnhöfe“ bzw. „schwarze Löcher“
in der Hilfegewährung bzw. Blindheiten gegenüber den
realen Hilfebedürfnissen der Betroffenen.
Die rigide Abgrenzung, wie sie zwischen den Leistungs-
trägern der Kinder- und Jugendhilfe und der Behinderten-
hilfe vorgenommen wird, lässt kaum Spielraum für das
Eingehen auf den individuellen Hilfebedarf, da sich eine
Kooperation über die Leistungssysteme hinweg bis heute
nicht entwickelt hat. So wenden sich z. B. Eltern mit be-
hinderten Kindern mit Erziehungsproblemen kaum je an
eine Erziehungsberatungsstelle, was Gerth/Menne (2008a)
darauf zurückführen, dass entsprechende Beratung in den
Anlaufstellen für diese Eltern erfolgen würde. Nach Aus-
kunft von Selbsthilfeorganisationen dieser Eltern besteht
ein Bedarf nach professioneller Erziehungsberatung aber
durchaus, nur fürchten sie, in den Erziehungsberatungs-
stellen der Kinder- und Jugendhilfe abgewiesen zu wer-
den.
Bestehende Schnittstellen zwischen der Jugendhilfe, be-
zogen auf den § 35a und der Behindertenhilfe lassen sich
schwer ausmachen, da die Hilfen unabhängig voneinan-
der organisiert werden. Wenn also Fegert/Besier (2008)
in ihrer Expertise zum 13. Kinder- und Jugendbericht
– entsprechend den Bedarfslagen der Betroffenen – im-
mer wieder Formen von Komplexleistungen in den Hilfen
für Kinder und Jugendliche mit seelischen Behinderun-
gen (ähnlich denen, wie sie in der Frühförderung nun ein-
gelöst werden sollen) fordert, würde dies eine Institutio-
nen wie Leistungsträger übergreifende Koordinierung
von Hilfeverfahren bedeuten:
„Unbestreitbar bleibt nämlich, dass vor dem Hintergrund
des Integrationsgedankens alle Kinder mit Behinderung
oder drohender Behinderung, d. h. alle Kinder mit Teilha-
bebeeinträchtigung, primär Kinder sind, d. h. junge Men-
schen mit einem erzieherischen Bedarf. Dieser erzieheri-
sche Bedarf ist teilweise gerade wegen der drohenden
Behinderung erhöht und damit ist es unsinnig, bei der Or-
ganisation von Hilfen für diese Kinder und ihre Familien
die Frage der Rehabilitation in Bezug auf die Behinde-
rung, also die Eingliederungshilfe, vom erzieherischen
Bedarf zu trennen. Alle Kinder, auch behinderte Kinder,
haben ein Recht darauf, dass ihre Bedürfnisse im erziehe-
rischen Bereich wahrgenommen und adressiert werden.“
(Fegert/Besier 2008, S. 9).
Dabei muss der Blick konsequent auf die Lebenslage, das
soziale Umfeld, die Lebensplanungen der Betroffenen
wie ihre Teilhabeerfordernisse gerichtet sein. Innerhalb
der Leistungsträgerverantwortungen werden solche Kom-
plexleistungen von den zuständigen Hilfeträgern inzwi-
schen in Form von Vernetzungen und Kooperationen im
Rahmen der Hilfeplanung angegangen, indem versucht
wird, die Hilfen innerhalb des sozialen Nahfeldes zu or-
ganisieren (vgl. Diakonie Bundesverband 2008, Fegert/
Besier 2008).
Einige Stellungnahmen bei der Anhörung der Behinder-
tenverbände durch die Kommission des 13. Kinder- und
Jugendberichts weisen ebenfalls darauf hin, dass Kinder
mit Behinderungen in erster Linie Kinder und nach der
UN-Kinderrechtskonvention Subjekte und Träger eigener
Rechte sind und von daher nicht zu Objekten von Verwal-
tungshandeln gemacht werden dürfen. Diese Rechte set-
zen unter anderem an der eigenen Entwicklungstätigkeit
der Kinder an. Unter dieser Perspektive müssten sich die
Angebote von Hilfen zur Akteurs- und Subjektorientie-
rung hin verändern. Die Zuschreibung bestimmter Defi-
zite als Grundlage der Leistungsgewährung sowie eine
Leistungsbudgetierung seien dann nicht mehr möglich, da
die Frage nach der jeweils bestmöglichen Förderung der
Entwicklung des Kindes im Vordergrund stehen müsse.
Ein erster Schritt zu den notwendigen Veränderungen
könnte nach Auffassung der Behindertenverbände die
Schaffung eines „Behinderten-Mainstreaming“ sein, um
ein Mitdenken der Belange aller Kinder und Jugendlichen
mit Behinderung zu fördern. So soll bei allen jugendhilfe-
politischen Planungen und Maßnahmen sowie bei der Ge-
setzgebung immer auch gefragt werden, was sie für Kin-
der mit Behinderung und ihre Familien bedeuten. Auf
kommunaler Ebene hieße dies, den Bedarf an Hilfen für
Kinder mit Behinderungen von vornherein in die Jugend-
hilfe-Planungen einzubeziehen, indem auch die Selbsthil-
feverbände und Betroffenen gehört werden. München
habe als bisher einzige Kommune ein Konzept für eine
inklusive Jugendhilfeplanung entwickelt.
Bei auf den Einzelfall bezogenen Hilfeplangesprächen
dürfe auch nicht mehr nur auf bereits bekannte Angebote
zurückgegriffen werde, da dies zwangsläufig zum Aus-
schluss von Heranwachsenden mit besonderen Hilfebe-
darfen führe. Stattdessen müssten passende Hilfen und
Teilhabemöglichkeiten für die „Ausgegrenzten“ bereitge-
stellt werden.
Dies gilt unter anderem auch für die Nutzung der Ferien-
angebote der Kinder- und Jugendhilfe durch Heranwach-
sende mit Behinderungen. Im günstigsten Fall wird ihnen
bisher die Teilnahme ermöglicht und Sozialamt wie Ju-
gendamt teilen sich die anfallenden Kosten. In weniger
günstigen Fällen müssen sich die Eltern aber bisher um
die zusätzlichen notwendigen Helfer (und deren Bezah-
lung) selber kümmern und die Haftungsfragen klären.
Häufig jedoch wird seitens der Veranstalter auch von
vornherein eine Teilnahme verweigert, ohne dass die
Gründe hierfür offen gelegt würden.
Ein Beispiel aus der Gesetzgebung stellt der § 72a/§ 8a
SGB VIII dar, der zwar auf alle Einrichtungen im Rah-
men der Jugendhilfe abstellt, Heime und andere Einrich-
tungen der Behindertenhilfe aber bisher gar nicht einbe-
ziehen kann, da diese nicht in die Zuständigkeit des
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SGB VIII fallen. Ein solcher Schutzparagraf wäre aber ge-
rade auch für diese Einrichtungen nötig, da amerikanische
Studien belegen, dass die Gefährdung durch Missbrauch
von Kindern mit einer geistigen Behinderung signifikant
höher liegt (Fegert/Besier 2008; vgl. Exkurs 8.3).
18 Junge Erwachsene
18.1 Jugendberufshilfe
Die Gefahr von Arbeitslosigkeit von individuell beein-
trächtigten und sozial benachteiligten Jugendlichen ist
nach Beendigung der Schulzeit oftmals vorprogrammiert.
Für diese Zielgruppen unterhält die Jugendberufshilfe
nach § 13 SGB VIII190 daher umfangreiche und differen-
zierte Angebote zur beruflichen Orientierung und Qualifizie-
rung durch Beratung, Förderung schulischer Abschlüsse,
Berufsorientierung, Berufsvorbereitung, Berufsausbil-
dung, berufliche Weiterbildung und Qualifizierung, Ar-
beitsvermittlung und Beschäftigung. Die Angebote haben
das Ziel der Verbesserung der beruflichen Handlungsfä-
higkeit sowie der Erhöhung der Eingliederungschancen
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen in Ausbildung
und Arbeit. Abgestimmt auf die unterschiedlichen Ziel-
gruppen und die einzelnen Jugendlichen werden vorhan-
dene Kompetenzen gefördert und ggf. bestehende Defizite
abgebaut. Ziel ist auch die Vermittlung von Grundfertig-
keiten und -kenntnissen durch Qualifizierungsangebote.
Formen der systematischen Prävention und Gesundheits-
förderung finden nach Straus (2008) in Einrichtungen der
berufsbezogenen Jugendhilfe vor allem als integriertes
Angebot im Bildungsbereich (79 Prozent), sowie in Form
von Kooperationsprojekten mit Krankenkassen und ande-
ren Einrichtungen (52 Prozent), von Aktionen zu spezifi-
schen Themen (50 Prozent) und von Projekttagen statt
(29 Prozent). Vielfach werden in der Praxis mindestens
zwei der genannten Formen durchgeführt, sodass die an-
gegebenen Prozentwerte auf Mehrfachnennungen beru-
hen.
Die gesundheitsbezogenen Angebote und Maßnahmen
setzen vor allem auf Information und Aufklärung und zie-
len auf Empowerment und die Stärkung von Verwirkli-
chungschancen der Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen ab. Themenbereiche der gesundheitsbezogenen
Information und Aufklärung sind neben Ernährung und
Bewegung (Straus 2008) vor allem Sexualität/Verhütung.
Für die Vermittlung dieser Themen werden häufig die von
der Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) für die Zielgruppe Jugendliche/junge Erwach-
sene in beruflicher (Aus-)Bildung entwickelten Materia-
lien genutzt. Spezifische gesundheitsbezogene Angebote
der Jugendberufshilfe für Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund sind im Rahmen von Einzelprojekten dokumen-
tiert (z. B. Aktas/Vergili 2007). Über genderspezifische
Angebote liegen keine gesicherten Angaben vor.
18.2 Junge Erwachsene mit Behinderungen
Die Lebensverhältnisse junger Erwachsener mit Behinde-
rung sind wenig untersucht. Annäherungen über die stati-
onären Angebote der Kinder- und Jugendhilfe, zumindest
für die Situation junger Erwachsener mit psychischen
Störungen (§ 35a SGB VIII) erlauben zwei Expertisen,
die für den vorliegenden Bericht erstellt wurden (Dörr
2008; Fegert/Besier 2008).
Über ambulante und zugehende Hilfen für junge erwach-
sene Behinderte durch die Kinder- und Jugendhilfe liegen
keine Daten vor. Auskünfte von Expertinnen und Exper-
ten verweisen dabei vor allem auf ungeklärte Zuständig-
keiten und „Verschiebebahnhöfe“ zwischen den Hilfen
zur Erziehung und der Eingliederungshilfe nach SGB IX,
aus denen den Betroffenen eine Reihe von massiven Pro-
blemen erwachsen.
Für eine große Anzahl von jungen Erwachsenen mit Be-
hinderung, die Leistungen nach SGB IX erhalten, gibt es
190 Neben dem in § 13 (1) SGB VIII verwendeten Begriff der Jugendbe-
rufshilfe ist auch der Begriff „berufsbezogene Jugendhilfe“ gebräuch-
lich. Umfassender ist der Begriff der Jugendsozialarbeit, „der neben
konkreten Unterstützungs- und Qualifizierungsangeboten auch Bera-
tung, Sozialarbeit in Schulen und Wohnangebote für Jugendliche im
Übergang Schule – Beruf einschließt. Mit Jugendberufshilfen werden
dagegen die unmittelbar auf den Übergang Schule – Beruf gerichteten
Unterstützungs- und Qualifizierungsangebote bezeichnet“ (Braun/
Lex 2006, S. 59)
Projekt BodyGuard
Mit dem BodyGuard-Projekt des Internationalen Bun-
des (IB) in Kooperation mit der BZgA-Initiative „Gut
Drauf“ sollen Jugendliche und junge Erwachsene u. a.
in Angeboten der Jugendberufshilfe an zehn Modell-
standorten in Deutschland durch gesundheitsfördernde
Angebote zu gesundheitsbewusstem Verhalten angeregt
werden. Ein zentrales Ziel dieses Modellprojekts be-
steht in der Vermittlung alternativer Handlungsstrate-
gien zum Umgang mit Sexualität, körperlicher Belas-
tung, Stress und ungünstigen Ernährungsgewohnheiten.
Im Rahmen des Projekts werden Jugendlichen und jun-
gen Erwachsenen Kochkurse, Ernährungstipps, Bewe-
gungsangebote, Information und Aufklärung im Bereich
Sexualität, Austauschmöglichkeiten über Schönheits-
ideale und Hilfen bei Essstörungen sowie suchtpräven-
tive Maßnahmen angeboten. Zur Umsetzung dieser
Ziele bedient sich das Modellprojekt in multimodaler
Weise unterschiedlicher Methoden, wie der gesund-
heitsbezogenen Information und Aufklärung (z. B.
Neues über den eigenen Körper erfahren), der Gesund-
heitspädagogik (z. B. spielerisch gesundes Essen ko-
chen und genießen lernen), der Prävention (z. B. im Be-
reich Drogen) und der impliziten Gesundheitsförderung
im Rahmen von Angeboten der Jugendberufshilfe (z. B.
ausgewogene Mahlzeiten im Betriebsbistro). Body-
Guard stellt eine Form der gesundheitsbezogenen Ju-
gendberufshilfe dar, die durch ihre multimodale Vorge-
hensweise Selbstwirksamkeitserfahrungen hervorrufen
und Empowerment und Partizipation bei Jugendlichen
und jungen Erwachsenen fördern will. Erste Evaluati-
onsergebnisse des Modellprojekts weisen auf eine hohe
Akzeptanz bei den Teilnehmern der Maßnahme hin
(Hanses/Sander 2008).
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keine Alternativen zu den Heimen bzw. heimähnlichen
Einrichtungen der Behindertenhilfe. Diese befinden sich
meist außerhalb städtischer Zentren und stellen eine für
sich abgeschlossene Welt dar, die die Lebensbereiche
Wohnen, Arbeiten und Freizeit einschließt. Wieweit dies
für die Bewältigung der alterstypischen Entwicklungsauf-
gaben (Ablösung, Verselbstständigung, Einstieg ins Ar-
beitsleben) förderlich ist, wäre genauer zu untersuchen.
Die berufliche Eingliederung junger Erwachsener mit Be-
hinderung erfolgt vor allem in Berufsbildungswerken
(BBW), Berufsförderungswerken (BFW) sowie Werkstät-
ten für behinderte Menschen (WfbM). Sie alle zielen auf
Teilhabe am Berufsleben ab und sind zuständig für beruf-
liche Erstausbildung (BBW), Umschulung und Weiterbil-
dung (BFW) sowie geschützte Arbeitsplätze (WfbM).
Die Berufsvorbereitungsphase beginnt allerdings bereits
in der Sekundarstufe I der Schulen über vorberuflichen
Unterricht, Arbeitslehre, Schülerbetriebspraktika sowie
Berufswahlberatung im Rahmen der Rehabilitationsbera-
tung der Arbeitsagenturen. Immer häufiger wird ein Be-
rufsvorbereitungsjahr empfohlen, in dem dann Jugendli-
che mit Behinderung auf Jugendliche mit und ohne
Hauptschulabschluss, Jugendliche mit Migrationshinter-
grund sowie auf arbeitslose Jugendliche treffen.
Für Jugendliche mit geistiger, körperlicher oder seeli-
scher Behinderung sind gesonderte Ausbildungen zuge-
lassen. Die Erstausbildung nach der Schule findet für sie
vorrangig an gesonderten Qualifikationsorten statt, meist
in Berufsbildungswerken, wobei die Träger oft auch
Wohnmöglichkeiten anbieten. Die dort erworbenen Ab-
schlüsse signalisieren schon in ihren Namen ihre „Min-
derwertigkeit“: Ältere Berufsbezeichnungen enden häufig
mit -helfer oder -werker; neuere Bezeichnungen drücken
lediglich die Tätigkeit aus. In Zusammenhang mit den
EU-Verträgen von Maastricht zur Einstufung von Bil-
dungsabschlüssen sind modulare Ausbildungskonzepte in
der Debatte.
Die Überwindung der nächsten Schwelle – von der Aus-
bildung in die Erwerbsarbeit – gelingt vor allem den be-
trieblich ausgebildeten jungen Frauen und Männern. Den-
noch ist eine Bilanz der Erfolge beruflicher Rehabilitation
eher ernüchternd: Die Berufseinsteiger müssen mit Grup-
pen wie Studienabbrechern oder gut qualifizierten jungen
Menschen mit Migrationshintergrund um Tätigkeiten auf
dem Nicht-Facharbeitsmarkt konkurrieren (BMBF 1999).
Auf Misserfolge bei Bewerbung und Berufseinstieg fol-
gen meist weitere Qualifizierungsmaßnahmen (Beginn
von Maßnahmenkarrieren). Mittlerweile können zwar In-
tegrationsfachdienste für schwer behinderte bzw. gleich-
gestellte Personen (i. S. des § 2 (2 und 3) SGB IX) tätig
werden, wobei allerdings die zuständigen Rehabilita-
tionsträger (§ 6 SGB IX) über die Inanspruchnahme ent-
scheiden. Dadurch können sich für junge Erwachsene mit
Behinderungen Chancen zu einer „Unterstützten Beschäf-
tigung“ („Training on the Job“ mit flankierender Beglei-
tung, z. B. „Arbeitsassistenz“, vgl. Schaub 2000) eröff-
nen. Hürden sind aber weiterhin die Zuweisungspraxis,
die Zielgruppendefinition und der Mangel an Synergieef-
fekten. Entscheidend aber ist bei allen Wegen in eine Be-
rufstätigkeit die Nachhaltigkeit von Vermittlungserfol-
gen, denn erst dadurch wird eine tatsächliche berufliche
Eingliederung sichergestellt (Schüller 2005).
Seit den 1970er-Jahren gibt es eine aktive Politik, um Stu-
dium und Behinderung verbinden zu können. Es wird von
einem Anteil von etwa 2 Prozent Studierenden mit Behin-
derung und einem Anteil von etwa 11 Prozent Studieren-
den mit chronischen Krankheiten ausgegangen (Rath
2001). Die Verbesserung der Situation von Studierenden
mit Behinderungen wird als dringend erforderlich einge-
schätzt, um ihre Chancen zur Teilhabe an akademischen
Ausbildungen zu erhöhen.
Die Hilfen zum Berufseinstieg verteilen sich auf eine
große Anzahl unterschiedlicher Angebote, was dazu
führt, dass junge Erwachsene mit Behinderungen kaum
Chancen haben, sich einen Überblick über Möglichkeiten
der Gestaltung ihres weiteren Lebenswegs zu verschaf-
fen, um sich so aktiv für Beruf und eigenständiges Leben
zu entscheiden. Vor allem für junge Erwachsene mit einer
geistigen Behinderung fehlt es an Angeboten, die ihnen in
begleitender Form Leben, Wohnen und Arbeiten außer-
halb von Heimstrukturen in der Nähe ihrer Eltern ermög-
lichen.
Die Jugendhilfe könnte hier durch Kooperationen zwi-
schen ihren Angeboten und denen der Eingliederungs-
hilfe nach SGB IX/SGB VIII ein Mehr an Anschlussfä-
higkeit der Angebote sowie Anlaufstellen für junge
Erwachsene mit Behinderung schaffen, die ihnen und ih-
ren Eltern durch die Bereitstellung von Beratungsangebo-
ten den Weg durch den „Dschungel“ von Verordnungen,
Gesetzen und vor Ort vorhandenen Angeboten bahnen.
Auch wäre es im Interesse der jungen Erwachsenen mit
Behinderung notwendig, wenn regelmäßig geprüft würde,
ob durch eine zusätzliche sozialpädagogische Unterstüt-
zung im Rahmen der Jugendberufshilfe oder auch anderer
Angebote nach SGB VIII das Ziel einer eigenständigen
Lebensführung besser erreicht werden könnte. Mögli-
cherweise besteht pädagogischer Unterstützungsbedarf
unabhängig von der Behinderung.
19 Altersübergreifende Herausforderungen
19.1 Kinder chronisch und psychisch 
kranker Eltern
Kinder psychisch, sucht- und chronisch körperlich kran-
ker Eltern stellen eine zahlenmäßig nicht zu unterschät-
zende Gruppe von Heranwachsenden (vgl. Exkurs 7.1
und Kap. 17.5.3) mit speziellen erzieherischen Förder-
und Unterstützungsbedarfen dar. Trotz der empirischen
Beweislage für die Entwicklungsrisiken dieser Gruppe
von Kindern und Jugendlichen fühlten sich geraume Zeit
weder Kinder- und Jugendhilfe, Psychiatrie noch Sucht-
hilfe als Leistungsanbieter für diese Gruppe besonders
belasteter Heranwachsender zuständig.
Inzwischen ist der Ausschluss dieser Gruppe vom Hilfe-
system nicht mehr so ausgeprägt. Von einer flächende-
ckenden problemangemessenen Versorgung kann aber
noch nicht die Rede sein. Die überwiegende Anzahl der
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Unterstützungsangebote wird in Form von Projekten orga-
nisiert, d. h. zeitlich befristet und nicht im Regelangebot
vor Ort verankert. Die Finanzierung von Unterstützungs-
angeboten für die drei genannten Betroffenengruppen er-
folgt vielfach im Rahmen von Modellvorhaben regionaler
Träger, Stiftungen, Spenden und/oder durch kommunale
Zuwendungen. Im Rahmen der Jugendhilfe dauerhaft ge-
förderte Hilfen für diese Heranwachsenden, die mit dem
Versorgungssystem für kranke Eltern kontinuierlich und
verlässlich kooperieren, bilden die Ausnahme (Lenz
2008). Hinzu kommt, dass nur sehr wenige Projekte fach-
lich und theoretisch fundiert und ausreichend dokumen-
tiert sind. Dies erschwert bzw. verhindert eine fachliche
Weiterentwicklung bestehender Angebote (Klein 2007;
Lenz 2008a). Eine Konsequenz davon ist, dass es keine
verbindliche Übersicht hinsichtlich Anzahl, Ausmaß und
Qualität der Hilfen gibt, anderer Konsequenzen bestehen
z. B. in der mangelnden inhaltlichen Verortung des The-
mas „Kinder kranker Eltern“ in der Kinder- und Jugend-
hilfeplanung.
Kinder psychisch kranker Eltern
Unterstützungsangebote für Kinder psychisch kranker El-
tern sind oftmals durch Initiativen und Projekte gekenn-
zeichnet, die durch das Engagement einzelner Personen,
z. B. Mitarbeitende in Beratungsstellen, Kliniken oder
Einrichtungsträgern initiiert worden sind. Die Finanzie-
rung der überwiegenden Mehrzahl dieser Angebote er-
folgt über Spenden, Kooperation mit Stiftungen und/oder
karitativen Förderern (z. B. Aktion Mensch). Vereinzelt
fließen auch öffentliche Mittel ein, die zum Teil aus den
Kinder- und Jugendhilfehaushalten kommen. Ein Beispiel
für diese Finanzierungsstruktur ist das Präventionsprojekt
„Kinder psychisch kranker Eltern“ (KIPKEL) im Kreis
Mettmann (Nordrhein-Westfalen). In einem interinstitutio-
nellen und multidisziplinären Kooperationsverbund bie-
ten verschiedene Einrichtungen aufeinander abgestimmte
Hilfen an, die Einzel-, Eltern- und Familiengespräche,
Gruppen- und Freizeitangebote sowie offene Sprechstun-
den in einer psychiatrischen Klinik umfassen (Hipp/
Staets 2003). Nach anfänglichen Vorbehalten im Hinblick
auf Bedarf und Kosten werden inzwischen einzelne Hil-
fen über Kinder- und Jugendhilfemittel gewährt (§§ 27
bis 35a SGB VIII). Trotz der öffentlichen Zuwendung
können die Angebote von KIPKEL einzig mittels Spen-
den in derzeitigem Ausmaß offeriert werden.
Ein in der Praxis häufig zu beobachtendes Problem in
diesem Feld besteht darin, dass Regeleinrichtungen und
-angebote für die Behandlung psychisch kranker Erwach-
sener ein Informationsdefizit bezüglich der Existenz von
Unterstützungsangeboten für Kinder der Erkrankten auf-
weisen (Schmid u. a. 2008). Ein weiteres Hindernis auf
institutioneller Ebene ist darin zu sehen, dass die Erwach-
senenpsychiatrie ihren Behandlungsauftrag (und die da-
mit verbundene Vergütung von Leistungen) nur auf den
erkrankten Elternteil bezieht und die Belange der Ange-
hörigen (neben Lebenspartnern sind dies auch die Kin-
der!) auch durch die von den Kliniken vorgehaltenen So-
zialdienste nur wenig im Blick hat. Umgekehrt richtet
aber auch die Kinder- und Jugendhilfe ihre Aufmerksam-
keit nur in jenen Fällen auf die Gruppe der Kinder psy-
chisch Kranker, wenn die Eltern selbst oder Dritte auf-
grund der elterlichen Erkrankung Hilfen zur Erziehung
für notwendig halten oder es gar Hinweise auf eine Ge-
fährdung des Kindeswohls gibt. Die Beschäftigung mit
dieser Personengruppe unter präventiven Gesichtspunk-
ten – also jenseits des Vorliegens eines konkreten Hilf-
eanlasses – ist in der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe
bislang kaum verbreitet. Weitere strukturelle Hemmnisse
wie beispielsweise ein unterschiedliches Krankheitsver-
ständnis der beteiligten Professionellen oder mangelnde
fachliche Qualifikation (z. B. fehlende Praxis von Fach-
kräften der Kinder- und Jugendhilfe mit der Gruppe psy-
chisch kranker Eltern bzw. von Professionellen im Ge-
sundheitswesen mit den speziellen Bedürfnissen von
Kindern) erschweren eine Kooperation zusätzlich.
Psychisch erkrankte Eltern haben vielfach eine Hemm-
schwelle aufgrund der „Komm-Struktur“ von Kinder- und
Jugendhilfeangeboten sowie Ängste bzw. Misstrauen ge-
genüber Angeboten des Jugendamtes (Kölch 2008). Be-
fürchtet wird u. a., dass vonseiten der Ämter die psychische
Erkrankung eines Elternteils mit Erziehungsinkompetenz
gleichgesetzt wird, die wiederum als potenzielle Kindes-
wohlgefährdung interpretiert werden und einen (Teil-)
Sorgerechtsentzug bzw. eine Inobhutnahme des Kindes
durch das Jugendamt nach sich ziehen könnte. In letzter
Konsequenz hat dies zur Folge, dass vonseiten der Eltern
bestehende Unterstützungsangebote für Kinder selten oder
erst zu spät in Anspruch genommen werden (Schone/Wa-
genblass 2002).
Neben den ambulanten Hilfen gibt es gelegentlich statio-
näre und vereinzelt auch teilstationäre tagesklinische An-
gebote von psychiatrischen Kliniken, in denen Kinder (in
der Regel im Alter unter sechs Jahren) zusammen mit ih-
ren psychisch kranken Müttern unterstützt und gefördert
werden können. Obgleich durchaus ein Bedarf für die ge-
meinsame Aufnahme psychisch kranker Mütter und ihrer
(Klein-)Kinder besteht, ist dieses Behandlungsangebot
Beratungsstelle Auryn
Zur Implementierung eines dauerhaft finanzierten regu-
lären Hilfsangebots für Kinder psychisch kranker Eltern
ist es bundesweit bislang – soweit zu übersehen – ein-
malig in Leipzig gekommen. Die seit 2002 bestehende
Beratungsstelle Auryn wird seit 2009 durch das Leipzi-
ger Jugendamt auf Basis der Finanzierung nach § 77
SGB VIII der Grundvereinbarung für die Erziehungsbe-
ratungsstellen (Leistungen nach §§ 17, 18, 28 SGB VIII)
abgesichert. Sie bietet ein breites psychologisch-thera-
peutisches und sozialpädagogisches Unterstützungsan-
gebot für Kinder und ihre psychisch kranken Eltern, das
Einzel- und Familienberatung, Krisenintervention, Psy-
choedukation und soziale Gruppenarbeit einschließt.
Des Weiteren gibt es zahlreiche Angebote, die bei Bera-
tungsstellen bzw. Einrichtungen angesiedelt sind oder
von Initiativen bzw. Vereinen gestützt werden (Lenz
2008).
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längst noch nicht die Regel. Dafür dürften hauptsächlich
Kostengründe anzuführen sein, aber auch ein mangelndes
Bewusstsein der Fachärzte und -ärztinnen sowie des Ge-
setzgebers dafür, dass ein Teil der Patientinnen Mütter
sind, sowie dafür, dass ihre Kinder zum Teil erheblich un-
ter der Erkrankung ihrer Mütter und nicht selten auch un-
ter unzureichender Betreuung leiden. Dies wiederum be-
lastet die Mütter oft sehr oder führt dazu, dass Mütter auf
eigentlich notwendige stationäre Behandlungen verzich-
ten (Kölch 2008): Der Gesetzgeber berücksichtigt bisher
die Mütter allein als Patientinnen und misst den gesund-
heitspolitischen und präventivmedizinischen Dimensio-
nen der gemeinsamen Behandlung von Mutter und Kind
noch zu wenig Bedeutung zu (vgl. z. B. Hohm u. a.
2008). Eine solche Mutter-Kind-Behandlung zielt u. a.
auf die Förderung und Stärkung der Bindung zwischen
Mutter und Kind ab; ihr Angebot reicht von pädagogi-
schen Hilfen bis zu therapeutischen Ansätzen, die weit
über das Leistungsspektrum einer psychiatrischen Regel-
versorgung hinausgehen (Kilian/Becker 2008, Mikoteit/
Riecher-Rössler 2008). Um die Kosten sowohl der Mut-
ter-Kind-Therapie als auch für die Aufnahme der Kinder
abzudecken, bedarf es praktikabler Modelle der Koopera-
tion und der Mischfinanzierung seitens der Krankenversi-
cherung sowie der Kinder- und Jugendhilfe. Diese ver-
fügt mit § 20 SGB VIII (Betreuung und Versorgung des
Kindes in Notsituationen) über eine Finanzierungsgrund-
lage für unterstützende Angebote sowohl der gemeinsa-
men Unterbringung von Mutter und Kind als auch der
ggf. notwendigen Betreuung von Kindern während eines
Klinikaufenthalts der Mutter oder auch des Vaters. Bisher
aber erfährt die Kinder- und Jugendhilfe aus den oben ge-
nannten Gründen oft gar nicht, wenn Kinder von einer
psychischen Erkrankung ihrer Eltern betroffen sind.
Mischfinanzierungen sowie verstärkte Kooperation sind
auch vonnöten, damit Kinder angemessen versorgt wer-
den können, wenn Krankheitsphasen der Eltern zwar kei-
nen stationären Aufenthalt erfordern, aber ihre Erzie-
hungsfähigkeit einschränken und dies nicht von der
Familie kompensiert werden kann. So gibt es Modelle be-
treuten Wohnens, in denen sich entsprechend geschulte
Fachkräfte sowohl um die Anliegen der kranken Mütter
als auch um die der Kinder kümmern.
Ebenfalls zurückhaltend verhält sich die Gesetzliche
Krankenversicherung, wenn es um die Finanzierung von
Familienhilfe (nach SGB V) geht; und auch hier sind
Mischfinanzierungen zwischen den Kostenträgern nach
SGB V und SGB VIII zur Unterstützung von Familien
denkbar und notwendig, werden aber noch kaum genutzt
(z. B. aufgrund mangelnder Kooperation zwischen den
Beteiligten oder auch fehlender Kenntnisse im Hinblick
auf diese Finanzierungsmöglichkeiten).
Kinder suchtkranker Eltern
Im Unterschied zu Kindern psychisch kranker Eltern wer-
den für Kinder suchtkranker Eltern zwar breit gefächerte
Hilfen angeboten, dennoch kann auch für diese Ziel-
gruppe nicht von einer flächendeckenden Versorgung ge-
sprochen werden. Für den Bereich der ambulanten Sucht-
hilfe ist in den westlichen Bundesländern von 8 Prozent
und in den östlichen Bundesländern von 15 Prozent der
Suchtberatungsstellen auszugehen, die spezielle Hilfen
für Kinder anbieten (Lenz 2008). Die Möglichkeit einer
dauerhaften finanziellen Absicherung dieser Angebote ist
durch die Hilfen zur Erziehung (§ 27 SGB VIII) als
Grundlage für eine Regelfinanzierung gegeben. In der
Praxis gibt es jedoch nur wenige auf der Grundlage von
§ 27 SGB VIII unterstützte Angebote. So erbringt die So-
zialpädagogische Familienhilfe Sucht der Drogenhilfe
Nordhessen seit 2003 (auf Basis der Beantragung von
Hilfen zur Erziehung beim Jugendamt) Leistungen gemäß
§§ 27 und 31 SGB VIII für suchtbelastete Familien. De-
ren Angebote beinhalten soziale, psychologische und me-
dizinische Diagnostik und konkrete Familienhilfen. Um
den einzelnen Familienmitgliedern den Weg aus der Co-
Abhängigkeit zu ebnen, werden Wechselwirkungen zwi-
schen elterlicher Suchtproblematik und deren Auswirkun-
gen auf das Familiensystem identifiziert, die durch ein
abgestimmtes Angebot von Einzelgesprächen, Familien-
sitzungen, Gruppenarbeit, Ferienzeiten und Hausbesu-
chen umgesetzt wird. Ein hoher Stellenwert wird der
Gruppenarbeit zugemessen, die von Suchtberatungs- und
Erziehungsberatungsstellen angeboten wird (Lenz 2008).
Neben ambulanten Angeboten bieten Fachkliniken für
Suchtkranke sporadisch die Einbeziehung von Kindern in
eine stationäre Behandlung an. Ähnlich wie in der Psy-
chiatrie werden Mütter mit dem Ziel aufgenommen, die
Mutter-Kind-Beziehung zu erhalten, zu fördern und zu
stärken. Einige Fachkliniken bieten Wochenendseminare
für die ganze Familie an (Lenz 2008). Auch hier erschwe-
ren Finanzierungs- und Kooperationshemmnisse – ähn-
lich wie für Unterstützungsangebote von Kindern psy-
chisch kranker Eltern – die Umsetzung von Angeboten.
Kinder chronisch körperlich kranker und 
behinderter Eltern
Im Unterschied zu Heranwachsenden mit psychisch kran-
ken oder suchtkranken Eltern gibt es für Kinder und Ju-
gendliche von dauerhaft oder lebensbedrohlich erkrank-
ten Eltern(teilen) kaum Unterstützungsangebote. Auch
stehen, soweit zu sehen, kaum gesicherte Daten über die
Zahl der Plätze, die Form und Qualität der wenigen vor-
handenen Angebote zur Verfügung. Es ist aber davon aus-
zugehen, dass bei diesen Kinder und Jugendlichen, ähnli-
che erzieherische Förder- und Unterstützungsbedarfe
bestehen wie bei den beiden zuvor dargestellten Gruppen.
Diese Bedarfe werden bislang sowohl vonseiten der Kin-
der- und Jugendhilfe als auch des Gesundheitswesens nur
sehr unzureichend aufgegriffen. Als Gründe hierfür sind
strukturelle Probleme (vor allem der fehlende Behand-
lungsauftrag des Gesundheitswesens für Angehörige von
Patienten) und die Unkenntnis im Gesundheitssystem
über bestehende Unterstützungsangebote der Kinder- und
Jugendhilfe (z. B. Gewährung von Familienhilfe nach
SGB V) zu sehen.
Niedrigschwellige und frühzeitig einsetzende Angebote
der familienorientierten Betreuung können dazu beitra-
gen, dass Kinder kranker Eltern die Möglichkeit haben,
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die Geschehnisse in Zusammenhang mit der elterlichen
Krankheit besser zu verstehen (Romer u. a. 2005).
Für eine flächendeckende Etablierung solcher und ähnli-
cher Unterstützungsangebote für Kinder kranker Eltern
fehlt es zudem in medizinischen und sozialen Versor-
gungssystemen an (finanziellen) Ressourcen, einem öf-
fentlichen Bewusstsein im Hinblick auf mögliche Gefähr-
dungen der Kinder kranker Eltern sowie an fachlichen
Standards für kind- und familiengerechte psychosoziale
Medizin (Pott u. a. 2005; Romer u. a. 2005).
19.2 Traumatisierte Kinder und Jugendliche
Auch wenn es keine verlässlichen Daten über die tatsäch-
liche Anzahl traumatisierter Kinder und Jugendlicher in
Deutschland gibt, so weisen alle Erfahrungen aus der Pra-
xis darauf hin, dass man es mit einem bislang viel zu we-
nig beachteten Problem zu tun hat.
Als Trauma wird in der Fachdiskussion die retrospektive
Feststellung bezeichnet, dass eine einmalige oder wieder-
kehrende Extremsituation die Bewältigungsmechanismen
der Psyche überfordert und dadurch traumatisierend ge-
wirkt hat. Diese Überforderung mündet in vielfältige
Symptome; als besonders typisch werden Erregungs-
symptome (Albträume, Flash-Backs, Reinszenierungen)
oder Vermeidungssymptome (psychische Erstarrung, Ver-
meidungsverhalten) beschrieben. Diese werden dabei
meist als in sich durchaus sinnvolle Versuche interpre-
tiert, mit dem nicht bewältigten Erlebnis zurechtzukom-
men (Coping) oder sogar, es doch noch nachträglich zu
bewältigen. Letztendlich macht dann das Scheitern dieser
Bewältigungsversuche das traumatische Erlebnis zum
„Trauma“, das vom Einzelnen nicht integriert werden
kann. Besteht das Trauma in einem einmaligen Ereignis
(z. B. Unfall), sind die Folgen meist leichter zu erkennen
und therapeutisch zu behandeln als bei den wiederkehren-
den, chronischen Überforderungen (z. B. in Fällen von
Kindesmisshandlung oder Missbrauch).191
Die dargestellten Merkmale und Überlegungen gelten für
Erwachsene und Kinder; es gibt jedoch einen essenziellen
Unterschied: Das potenziell traumatisierende Ereignis
trifft bei Heranwachsenden nicht auf eine ausgereifte Psy-
che mit ihren bereits entwickelten Bewältigungsmöglich-
keiten, sondern auf einen jungen Menschen, dessen Be-
wältigungsmechanismen sich gerade erst entwickeln. Je
nach Alter und Entwicklungsstand (vgl. Teil B) nehmen
Kinder traumatische Erlebnisse unterschiedlich wahr.
Dementsprechend werden diejenigen Bewältigungsme-
chanismen aktiviert, die ihnen bereits zur Verfügung ste-
hen (vgl. Riedesser 2003). Bei Kindern oder Jugendlichen
werden außerdem durch Traumata nicht selten die weite-
ren psychischen Entwicklungen beeinträchtigt. Viele psy-
chologisch-psychiatrische Symptome und Entwicklungs-
defizite werden von Psychotraumatologen als – häufig
verkannte – späte Traumafolgen verstanden. So wird z. B.
selbstverletzendes Verhalten in der Adoleszenz als mögli-
cher Ausdruck früherer massiver Gewalterfahrung gese-
hen (z. B. Streeck-Fischer 2006; Schmid 2008).
Auf den ersten Blick überraschenderweise gibt es enge
Bezüge zwischen dem Traumakonzept und dem Kon-
zepte der Salutogenese. Antonovsky war in einer Untersu-
chung in Israel aufgefallen, dass von den zahlreichen Ho-
locaust-Überlebenden in seiner Stichprobe ein kleiner
Teil nicht so nachhaltig körperlich und psychisch beein-
trächtigt erschien, wie er das aufgrund der extremen po-
tenziell traumatisierenden Erfahrungen erwartet hätte.
Die meisten der Holocaust-Überlebenden hatten aller-
dings sehr wohl für den Rest ihres Lebens auch dann mit
gravierenden Folgen zu kämpfen, wenn sie vorher über
eine sehr gute psychische und körperliche Gesundheit
verfügt hatten. Diese Feststellung, dass auch gesunde, ro-
buste Menschen durch extreme Erfahrungen traumatisiert
werden können, stellte einen wichtigen Meilenstein des
Traumadiskurses dar (Kühner 2008; vgl. Eissler 1963),
besteht doch nach wie vor die Gefahr, Traumatisierungen
zu unterschätzen oder anzunehmen, dass nur Menschen
betroffen sind, die vorher schon krank waren (Solomon
1995; Herman 1993; Fischer/Riedessser 1998).192
Schwer traumatisierte Menschen scheinen im Gegenüber
potenziell zwei entgegengesetzte Impulse auszulösen: die
auch als „Basisaffekt gegen das Opfer“ (Reemtsma 1999)
bezeichnete Tendenz zur Abwehr oder die Tendenz, den
Traumatisierten nur noch in seiner Rolle als Opfer zu se-
hen. Die auch in Fachdebatten (z. B. zur Prävalenz von se-
Familienberatungs- und Therapieangebot CoSIP
Beispielhaft für ein solches Betreuungskonzept ist die
Beratungsstelle für Kinder körperlich kranker Eltern an
der Klinik für Kinder- und Jugendpsychiatrie des Univer-
sitätsklinikums Hamburg-Eppendorf, die ein kindzen-
triertes medizinisches Familienberatungs- und Therapie-
angebot (CoSIP – „Children of somatically ill parents“)
anbietet und präventive Unterstützung in allen Fragestel-
lungen leistet, bei denen es um die Effekte elterlicher kör-
perlicher Erkrankung auf die Eltern-Kind-Beziehung und
die Entwicklung von Heranwachsenden geht (Wiegand-
Grefe u. a. 2008). Erste Evaluationsergebnisse des Pro-
jekts verweisen auf eine gute Akzeptanz der Angebote
aufseiten der Familien (Paschen u. a. 2007).
191 Für epidemiologische Untersuchungen wird bisher vor allem die in
die Diagnosemanuale DSM und ICD aufgenommene Beschreibung
als „Posttraumatische Belastungsstörung“ (PTBS) genutzt, die zuneh-
192 mend als zu eng kritisiert wird. Sie scheint „einfache“ umgrenzte
Traumatisierungen gut zu erfassen, bei komplexeren Traumata aber
an ihre Grenzen zu stoßen. Da in Psychotherapie und Jugendhilfe
komplexere Traumatisierungen von zentraler Bedeutung sind, plädie-
ren Fachleute zunehmend für die Etablierung des Konzepts „komple-
xe posttraumatische Belastungsstörung“ (vgl. Schmid 2008).
192 Zugleich wird in jüngerer Zeit eine inflationäre, vereinfachende Nut-
zung eines zu medizinisch orientierten Traumakonzepts problemati-
siert (Becker 2006; Kühner 2008; Lamott 2003). Es besteht die Ge-
fahr, dass das inzwischen sehr differenzierte Wissen über Trauma
nicht als Möglichkeit zur Ergänzung und Verbesserung bestehender
Erkenntnisse und Handlungsstrategien (z. B. der Konzepte zur thera-
peutischen Arbeit mit Gewalterfahrungen und zur Kindeswohlge-
fährdung) genutzt wird, sondern diese vermeintlich ersetzt (Kühner
2005; Kühn 2008).
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xuellem Missbrauch) auffällige Tendenz zu Polarisierun-
gen und gegenseitigen erbitterten „Bekehrungsversuchen“
kann als Ausdruck der großen Schwierigkeit gesehen wer-
den, mit der Realität massiven Leidens umzugehen.
Im Kontext solcher Dynamiken wird auch das Plädoyer
für eine salutogenetische Sichtweise oft missverstanden:
Der Fokus auf gesund erhaltende Ressourcen impliziert
nicht, dass „alles doch nicht so schlimm“ sei und man
sich nicht für die schweren Folgen von Traumatisierun-
gen interessiere. Demgegenüber verweist der salutogene-
tische Blick auf Empfehlungen und Handlungsoptionen,
die einerseits vor Traumatisierung schützen können und
andererseits traumatisierten Kindern und Jugendlichen
bessere Bewältigungschancen eröffnen. So spielt etwa die
Förderung von Selbstwirksamkeit auch in der Arbeit mit
traumatisierten Kindern eine wichtige Rolle (Kühner
2003; Schmid 2008).
Oft wird – zu Recht – die potenziell heilsame Wirkung
von Schulen mit einem förderlichen, wohlwollenden Klima
für traumatisierte Kinder betont (vgl. Becker/Weyermann
2006; Opp/Wenzel 2003). Wohlwollen allein genügt je-
doch nicht, da traumatisierte Kinder oft „unverstandene
Kinder“ sind (vgl. Kühn 2008), deren Verhalten Fach-
kräfte massiv verstören kann. Sie brauchen daher Er-
wachsene, die ein Gespür für den verborgenen Sinn von
verstörendem Verhalten haben, weil ihnen die potenziell
traumatisierende Wirkung extremer Erlebnisse bewusst
ist. Als wichtige Ergänzung gesundheitsfördernder Prin-
zipien ist daher eine erhöhte Traumasensibilität aufseiten
der Fachkräfte zu fordern. Ein „traumasensibler“ Erwach-
sener, der dem Verhalten von traumatisierten Heranwach-
senden Verständnis entgegenbringt und auf dieser Basis
z. B. weitere Ausgrenzungen vermeiden hilft, kann als ein
externer Schutzfaktor wirken.
Die Forderung nach mehr Traumasensibilität enthält die
Einschätzung, dass „Erkenntnisse über Trauma“ explizi-
ter als bisher für die Förderung von Kindern und Jugend-
lichen genutzt werden könnten. Diese Einschätzung wird
nicht zuletzt von Fachkräften aus der Kinder- und Ju-
gendhilfe selbst zunehmend formuliert und führte zu dem
Vorschlag, „Traumapädagogik“ als neuen Fachbegriff zu
etablieren (vgl. Kühn 2008).193 Wie Traumasensibilität
basiert auch Traumapädagogik auf der Beschreibung ty-
pischer Phänomene (Symptome, Reaktionen oder Verhal-
tensweisen), die von Erwachsenen als möglicherweise
traumabedingt erkannt werden sollen. Dabei sind sowohl
die Traumasymptome von Heranwachsenden selbst von
Interesse als auch typische Reaktionen, die sie in ihrem
Gegenüber auslösen und die beispielsweise als „Gegen-
übertragungen und sekundäre Traumatisierung von Hel-
fern“ (Schmid 2008, S. 288) beschrieben werden. Die
Einschätzungen verschiedener Autoren konvergieren in
zentralen Aussagen, die folgende Darstellung rekurriert
vor allem auf die Ausführungen von Streeck-Fischer
(2006) zu „Trauma und Entwicklung“, die entwicklungs-
psychopathologischen Überlegungen von Riedesser
(2003) und Schmid (2008) sowie die sich vor allem auf
die posttraumatische Belastungsstörung (PTSD) bezie-
henden Grundlagentexte von Rosner (2008) bzw. Steil
und Rosner (2008).194 Das typischste Warnsignal – vor al-
lem für akute PTSD – ist die plötzliche Veränderung eines
Kindes. Traumatisierte Kinder sind oft mit sich aufdrän-
genden Erinnerungen (Intrusionen) beschäftigt, was sich
in Albträumen und im sogenannten traumatischen Spiel
zeigen kann, das zwanghaft wiederholend wirkt und zu
keiner Spielsättigung führt.
Darüber hinaus sollten Erwachsene erkennen, dass vor-
dergründig Unverständliches Sinn machen kann. Unge-
wöhnliche Verhaltensweisen können dann als Trauma-
Bewältigungsversuche verstanden werden.
– So kann Destruktivität in zwischenmenschlichen Be-
ziehungen eine typische Traumafolge sein; dies be-
trifft gerade auch die Destruktivität, die sich in der
helfenden oder pädagogischen Beziehung zeigt (und
diese zerstören kann).
– Ein Kind kann völlig irrationale Überzeugungen und
Gefühle in Bezug auf traumatisierende Erlebnisse ha-
ben, z. B. irrationale Schuldgefühle, die es sich nicht
ausreden lässt.
– Traumatisierungen können emotionale Reaktionen
verändern und die Fähigkeit zum Ausgleich von Emo-
tionen erheblich beeinträchtigen.
– Traumata können auch die Fähigkeit zur Informations-
aufnahme verändern.Dies kann die Entwicklung ko-
gnitiver Fähigkeiten und die Sprachentwicklung be-
einträchtigen.
– Dies kann wiederum insbesondere die Fähigkeit be-
treffen, Ungewissheit zu ertragen und dadurch die Re-
flexionsfähigkeit und den Umgang mit Kritik er-
schweren.
– Von vielen Autoren wird die Gefahr betont, dass vor-
schnell ADHS195 diagnostiziert und der traumatische
Hintergrund von Unruhe und Aufmerksamkeitsdefizit
übersehen wird.
Traumasensible Fachkräfte sollten jedoch keine Diagno-
sen stellen, sondern vielmehr Reflexionsräume schaffen,
in denen Vermutungen ausgetauscht und reflektiert wer-
den können und im gemeinsamen Abwägen entschieden
wird, ob ein Kind von Fachleuten diagnostiziert und ge-
gebenenfalls behandelt werden sollte.
193 Vgl. auch www.traumapaedagogik.de.
194 Sehr frühe Beeinträchtigungen werden hier ausgeklammert. Diese
werden zwar häufig mit Recht als traumatisierend benannt, als Erklä-
rungskonzepte werden für die Beschreibung von Störungen in dieser
Phase aber eher das Bindungskonzept (vgl. Kap. 5.1, sowie Brisch/
Hellbrügge 2003) und zunehmend – eher in Ergänzung als in Kon-
kurrenz – die Mentalisierungsfähigkeit genutzt. In der Forschung zur
Mentalisierung wird untersucht, wie sehr bereits in dieser frühen In-
teraktion mit einfühlsamen Bezugspersonen das „Verstehen mentaler
Zustände im Selbst und im Anderen“ (Fonagy u. a. 2004) erlernt
wird.
195 Aufmerksamkeitsdefizit- und Hyperaktivitätssyndrom
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Dieser Hinweis ist wichtig, da es, wie oben betont, im Zu-
sammenhang mit Trauma oft zu vereinfachenden Kausa-
litätsannahmen kommt und es die Tendenz gibt, die skiz-
zierten möglichen Folgen als eindeutige Zeichen zu
interpretieren. Es gibt jedoch keine wirklich eindeutigen
Zeichen. Traumasensibilität beinhaltet daher einen reflek-
tierenden Umgang mit der Uneindeutigkeit und oft das
Aushalten von Ungewissheit.
Wichtig ist auch das Wissen um „unlogische“, komplexe
Traumafolgen. Kinder können so wirken, als wären sie
von dramatischen Erlebnissen völlig unberührt geblieben.
Das vordergründig „pflegeleichte“ Kind kann aber u. U.
viel mehr leiden als ein Kind, das Reaktionen zeigt und
damit auch für Aufmerksamkeit sorgt. Traumafolgen
können sich zudem erst Jahre später zeigen, in der Litera-
tur wird hier die Adoleszenz als kritische Phase hervorge-
hoben (Streeck-Fischer 2006). Zudem hängt die Schwere
der Traumatisierung nicht direkt von der Schwere des
traumatischen Erlebnisses ab, sondern auch von den Be-
wältigungsressourcen und den Geschehnissen in der
Phase danach. Dies konnten erstmals Keilson/Sarphathie
(1979) an jüdischen Kriegswaisen in Holland zeigen. Die
intuitive Einschätzung von außen im Sinne von „diesem
Kind ist doch etwas Schlimmeres passiert als jenem“,
stimmt daher oft nicht.
Insgesamt gehört zur Traumasensibilität auch die Aner-
kennung, dass die eigenen Möglichkeiten, einem trauma-
tisierten Kind wirksam zu helfen, begrenzt sind.
Dies hat vor allem mit der erwähnten Destruktivität zu
tun: Insbesondere von Menschen hervorgerufene Trauma-
tisierungen, speziell die von nahen Personen, können spä-
tere Beziehungen zu anderen Menschen massiv beeinflus-
sen. Dies gilt insbesondere für helfende Beziehungen,
sodass eine zentrale Erkenntnis aus der Traumatologie
lautet: Der Helfer bekommt oft die Aggression und Wut
zu spüren, die eigentlich dem Täter gilt. Idealerweise
kann dies in intensiver mühevoller therapeutischer Arbeit
erkannt und bearbeitet werden, in vielen helfenden Bezie-
hungen führt es jedoch zu Frustration und Beziehungsab-
brüchen.
Ein weiteres Risiko bilden eigene unverarbeitete trauma-
tische Erfahrungen von Erwachsenen. Diese Erwachse-
nen können entweder besonders sensibel wahrnehmen,
wenn Kinder traumatisiert sind, sie können aber auch
dazu tendieren, Zeichen überzuinterpretieren und etwa
Missbrauch da zu sehen, wo keiner ist. Wegen der hohen
Suggestibilität von Kindern kann diese vermeintliche
Sensibilität großen Schaden anrichten. Daher sind die er-
wähnten Reflexionsräume die wohl wichtigste struktu-
relle Voraussetzung für Traumasensibilität.
Diese Grenzen der normalen Fachpraxis verweisen einer-
seits auf die bislang nur unzureichend vorhandenen inter-
disziplinären und -professionellen Angebote, in denen
sich stabile pädagogische Settings und therapeutische Un-
terstützung gegenseitig ergänzen. Zum anderen wird er-
heblicher Weiterbildungs- und Beratungsbedarf aufseiten
der Fachkräfte sichtbar.
20 Eine Zwischenbilanz
Versucht man die Ergebnisse des Durchganges durch die
Handlungsfelder der Kinder- und Jugendhilfe hinsichtlich
ihrer Leistungen im Bereich gesundheitsbezogener Prä-
vention und Gesundheitsförderung in einem ersten Schritt
zu bilanzieren, dann lassen sich aus der Sicht der Kom-
mission derzeit die folgenden Aspekte hervorheben.
20.1 Vielfältige Projektpraxis
Während der 11. Kinder- und Jugendbericht noch for-
derte, dass „die Förderung der Gesundheit aller Kinder
und Jugendlichen in dem Sinne eine Aufgabe der Kinder-
und Jugendhilfe werden muss, dass sie die Prävention
verstärkt, gesundheitsbewusste Lebensweisen fördert und
die Nutzung individueller und kollektiver Ressourcen un-
terstützt“ (Deutscher Bundestag 2002, S. 49), kann heute
festgehalten werden, dass in allen Handlungsfeldern der
Kinder- und Jugendhilfe – wenn auch mit erkennbaren
Unterschieden – das Thema auf der Tagesordnung steht
und an vielen Stellen bereits mit der Umsetzung begon-
nen wurde. Der Gang durch die Praxisfelder offenbart
eine breite Projektpraxis mit einem deutlichen Schwer-
punkt im Bereich der Kindertagesbetreuung.
Es gibt erkennbare Schwerpunkte im Bereich gesundheit-
licher Präventionsprojekte, wobei aufseiten der allgemei-
nen bildenden Angebote die Themenkomplexe Bewe-
gung, Ernährung und Körpererfahrung besonders häufig
aufgegriffen werden. Auch aufseiten der eher helfenden,
unterstützenden und fördernden Angebote für bestimmte
Zielgruppen dominieren präventive Ansätze.
Soweit explizit Gesundheitsförderung bereits betrieben
wird oder in Zukunft verstärkt werden soll, wird dafür der
Settingansatz als Kernstrategie präferiert. So werden z. B.
im Setting der stationären Jugendhilfe Sozial- und Anti-
Gewalttrainings für Jugendliche angeboten. In anderen
Verbänden wird Gesundheit vor allem in Verbindung mit
Schwerpunkten wie etwa Frühe Hilfen, Armut bzw.
Chancengleichheit oder in Verbindung mit Migration the-
matisiert.
Der weit überwiegende Teil der Angebote ist projektför-
mig, d. h. zeitlich befristet organisiert. Nur in wenigen
Fällen, vorwiegend im Bereich der Kindergärten, sind die
expliziten Angebote in die Regelstruktur der Einrichtun-
gen integriert. In den anderen Fällen kann man sich des
Eindrucks kaum erwehren, den Sting in ähnlicher Weise
für die Schulen beschreibt: „Aktivitäten zur Gesundheits-
förderung bewahren in der Regel den Status des Besonde-
ren, Außeralltäglichen und Zusätzlichen“ (Sting 2008,
S. 290).
Im Hinblick auf die Schule erklärt Sting diesen ergänzen-
den Status wie folgt: „Aus Sicht der Schule sind Familie
und Alltag Orte der gesundheitlichen Reproduktion. Sie
geht bisher weitgehend unterhinterfragt davon aus, dass
in der Privatsphäre eine Wiederherstellung der physi-
schen, psychischen und sozialen Leistungsfähigkeit statt-
findet“ (Sting 2008, S. 290). Zu weiten Teilen gilt dies
bislang auch für die Kinder- und Jugendhilfe mit Aus-
Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 241 – Drucksache 16/12860
nahme der stationären Angebote. Wer krank ist, bleibt zu
Hause.
Der Status des Außeralltäglichen wird auch an dem Um-
stand sichtbar, dass die jeweiligen Projekte nur selten auf-
einander Bezug nehmen, häufig versäult umgesetzt wer-
den und in keinem für die angesprochenen Kinder und
Jugendlichen sinnhaften Zusammenhang stehen. Mitunter
nimmt dies fast schon groteske Züge an. Da werden in
Einrichtungen in der einen Woche Projekte gegen Bewe-
gungsarmut initiiert, und vier Wochen später werden
Übungen zum sozialen Lernen in der Gruppe und zu For-
men friedlicher Konfliktlösung angeboten – so als habe
nicht beides etwas mit Körpererfahrung, Lebenskohärenz
und Wohlbefinden zu tun.
Überwunden werden kann diese Haltung nur, wenn Ge-
sundheit und Wohlbefinden nicht mehr nur als Vorausset-
zung, sondern als Ziel und als ein alle Aspekte menschli-
chen Daseins tangierendes Thema fachlichen Handelns in
der Kinder- und Jugendhilfe wie auch in der Schule sowie
allen Institutionen, die mit Kindern und Jugendlichen ar-
beiten, begriffen wird (ebd.).
20.2 Konzeptionelle Unschärfen
Lässt man die verschiedenen Ansätze und Konzepte ge-
sundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung
in der Kinder- und Jugendhilfe vor seinem geistigen Auge
Revue passieren, fällt als Erstes die Vielfalt, aber auch die
Heterogenität der Verwendung der Begriffe und Konzepte
auf. Konzepte wie Prävention, Gesundheitserziehung,
Gesundheitspädagogik, Gesundheitsbildung, Gesundheits-
förderung, Gesundheitsaufklärung, Gesundheitsberatung,
Gesundheitsarbeit und ihre Verwandten werden höchst
unterschiedlich verwendet, mit anderen Begriffen kombi-
niert, zum Teil gegeneinander abgegrenzt, zum Teil aber
auch als Synonyme verwendet. Während z. B. im Teil A
(Kap. 3) dieses Berichtes der Versuch unternommen
wurde, die konzeptionellen Unterschiede zwischen einem
präventiven Zugang und einem gesundheitsfördernden
Zugang deutlich zu machen, muss man in der Praxis der
Kinder- und Jugendhilfe damit rechnen, dass unter der
Überschrift Gesundheitsförderung klassische Strategien
der Prävention zum Einsatz kommen. Analog dazu wird
zwar zunehmend häufiger auf die Ottawa-Charta Bezug
genommen; in vielen Projekten orientiert man sich aber
nach wie vor an einem engen medizinischen Krankheits-
verständnis und richtet daran die eigenen Präventionsbe-
mühungen aus.
Nicht gerade erleichtert wird die Übersicht über Ansätze
und Konzepte im Bereich gesundheitsbezogener Präven-
tion und Gesundheitsförderung in der Kinder- und Ju-
gendhilfe dadurch, dass sowohl an der Schnittstelle von
Gesundheits- und Erziehungswissenschaft bzw. Sozialpä-
dagogik als auch innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe
eine kontroverse Debatte um das pädagogische Selbstver-
ständnis geführt wird. Dabei wird zwar weitgehend ak-
zeptiert, dass der Kompetenzerwerb von Kindern und Ju-
gendlichen im Bereich Gesundheit von Erwachsenen
durch entsprechend gestaltete Arrangements und Settings
angeregt, unterstützt und begleitet werden kann und
sollte. Wie aber diese Prozesse des Kompetenzerwerbs
angemessen zu beschreiben sind, als Sozialisation, als
Lernen, als Erziehung, als pädagogischer Prozess, als Bil-
dung oder eben als Kompetenzerwerb – darüber wird
kontrovers diskutiert.196 Vor diesem Hintergrund sind die
begrifflichen Unschärfen in der Praxis der Kinder- und
Jugendhilfe auf der einen Seite Ausdruck einer bislang
erst in vorsichtigen Ansätzen erkennbaren internen Fach-
diskussion, die dringend einer breiteren Verankerung be-
darf. Auf der anderen Seite sind sie aber getreues Spiegel-
bild einer uneinheitlichen Diskussionslage innerhalb und
zwischen den beteiligten wissenschaftlichen Fachdiszipli-
nen.197 Neben den fast schon traditionellen Kontroversen
um den Erziehungs- und Bildungsbegriff spielen das je-
weilige Theorie-Praxis-Verständnis, das Verhältnis der
pädagogischen Praxis zu den von der Medizin ausgewie-
senen Risikofaktoren und das jeweils zugrunde liegende
Verständnis von Gesundheit eine zentrale Rolle.198 Für
die Kinder- und Jugendhilfe bedeutet diese Konstellation
eine doppelte Herausforderung: Einerseits kann sie die
ungeklärten disziplinären Fragen nicht stellvertretend be-
antworten. Andererseits benötigt sie für ihre Praxis sach-
gerechte begriffliche Rahmenkonzepte, um die eigenen
Leistungen besser sichtbar zu machen und sich mit den
anderen Akteuren im Feld verständigen zu können.
20.3 Formen von gesundheitsbezogener 
Prävention und Gesundheitsförderung 
in der Kinder- und Jugendhilfe
Neben den begrifflichen Unschärfen macht es die Vielfalt
der Angebotsformen und der Kontexte der Umsetzung
schwer, für die Kinder- und Jugendhilfe eindeutige Ten-
denzen im Bereich gesundheitsbezogene Prävention und
196 Siehe hierzu auch die jüngere Debatte in der Kinder- und Jugendhilfe
zum Bildungsbegriff unter dem Motto „Bildung ist mehr als Schule“
(vgl. Münchmeier/Otto/Rabe-Kleberg 2002; Bundesjugendkuratori-
um/Sachverständigenkommission 11. Kinder- und Jugendbericht/
AGJ 2002; Otto/Rauschenbach 2004) sowie die Ausführungen im
12. Kinder- und Jugendbericht (Deutscher Bundestag 2005b, S. 80 bis
101). Mit Bildung werden im 12. Kinder- und Jugendbericht die akti-
ven, koproduktiven, selbstständigen und im Ergebnis offenen Aneig-
nungsprozesse der Subjekte bezeichnet. In der Diskussion wird dieses
Verständnis gerne dem Erziehungsbegriff gegenübergestellt, mit dem
dann Bilder von Kindern und Jugendlichen als weitgehend passive
„Nürnberger Trichter“ bzw. Objekte von intentionalen Erziehungs-
technologien und Didaktiken der Erwachsenen verknüpft werden; zur
Unterscheidung zwischen Betreuung, Erziehung, Bildung siehe auch
Wissenschaftlicher Beirat für Familienfragen 2008, S. 8 ff..
197 Die Heterogenität der Fachdiskussion wird deutlich, wenn man z. B.
die Arbeiten von Wulfhorst (2002), Homfeldt (1999) und die Beiträge
in Homfeldt u. a. (2002) nebeneinanderstellt.
198 Derartige Kontroversen um Begriffe und Verständnisse von Begrif-
fen sind nicht nur akademischer Art. Dahinter stehen unterschiedli-
che konzeptionelle Überzeugungen. In der Praxis sind damit jeweils
sehr heterogene Ansätze und Strategien verbunden, die sich nicht
zuletzt in der Benennung von Institutionen widerspiegeln. Ein sehr
illustratives und historisch informatives Beispiel in diesem Zusam-
menhang stellt die heutige Bundesvereinigung Prävention und Ge-
sundheitsförderung (BVPG) (www.bvpraevention.de) dar. Gegründet
1954 als „Bundesausschuss für gesundheitliche Volksbelehrung“,
1969 umbenannt in „Bundesvereinigung für Gesundheitserziehung“
und 1992 in „Bundesvereinigung für Gesundheit“ werden seit 1997
strategisch die Aspekte Prävention und Gesundheitsförderung in den
Vordergrund gerückt.
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Gesundheitsförderung zu beschreiben. Versucht man trotz
dieser Heterogenität das Feld ein wenig zu sortieren, kann
man feststellen, dass man in der Kinder- und Jugendhilfe
trotz aller Unterschiede im Detail immer wieder auf vier
Formen expliziter gesundheitsbezogener Prävention und
Gesundheitsförderung trifft. Diese vier Formen, Informa-
tion und Aufklärung, gesundheitspädagogische Projekte
und Aktionen, gesundeitspädagogische Prävention sowie
eingebettete Gesundheitsförderung, sind nicht ganz trenn-
scharf, und sie werden in der Praxis immer wieder kombi-
niert werden.
20.3.1 Information und Aufklärung
Die typischen Materialien dieser Strategie in der Kinder-
und Jugendhilfe sind der zielgruppenbezogene Flyer, die
Broschüre, gelegentlich auch ein Film und altersgerechte
wie einrichtungsbezogene Praxismaterialien. Jenseits der
Kinder- und Jugendhilfe wären noch öffentliche Kampag-
nen, z. B. in Form von Plakataktionen oder Spots im
Fernsehen, zu nennen. Im Kern zielt diese Strategie auf
die allgemeine Vermittlung von Informationen, den Er-
werb von Wissen und die frühzeitige Sensibilisierung für
Problemdynamiken (z. B. schleichende Drogenabhängig-
keit). Die Informationen sind zielgruppenbezogen und
nicht, wie z. B. in der adressatenbezogenen Beratung, in-
dividuell auf das einzelne Kind, den Jugendlichen oder
die Eltern ausgerichtet. Zielgruppen können dabei alle
Kinder, Jugendlichen und ihre Eltern bzw. ausgewählte
Gruppen davon sein, aber auch Fachkräfte in allen Fel-
dern der Kinder- und Jugendhilfe einschließlich der Ju-
gendämter. Man geht davon aus, dass die Materialien zu-
nächst gleichsam für sich informativ und motivierend
sind und nicht unbedingt der Begegnung bzw. des Ge-
spräches zwischen Adressatinnen und Adressaten und
Fachkräften bzw. Personensorgeberechtigten bedürfen –
was nicht ausschließt, dass viele Materialien vorrangig
der Ansprache dienen und darauf setzen, dass sich aus ih-
nen Interesse an weiteren Informationen, an Beratung
oder Hilfe ergibt.
Themen der Materialien sind üblicherweise Informationen
zu gesundheitlichen Risiken, Hinweise zu Möglichkeiten
ihrer Vermeidung, Anregungen für gesundheitsförderliche
Verhaltensweisen und Einstellungen, Checklisten zur
Selbstüberprüfung und Sensibilisierung sowie Tipps für
weiterführende Informationsquellen, Beratungsangebote
und Hilfeinstanzen.
Die bekannteste und wichtigste Quelle für derartige Ma-
terialien in Deutschland ist die Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA).199 Untergliedert nach
verschiedenen Themenbereichen (u. a. Aidsprävention,
Sexualaufklärung und Familienplanung, frühe Hilfen,
Suchtprävention, Ernährung, Bewegung und Stressbewäl-
tigung, Kinder- und Jugendgesundheit, Gesundheit und
Schule) bietet sie zielgruppenbezogen eine Fülle von Ma-
terialien und Medien zu unterschiedlichen Themen so-
wohl für Fachkräfte und Eltern als auch zur Weitergabe
an Kinder und Jugendliche an. Zum Teil sind die Bro-
schüren außer in Deutsch auch in Türkisch und Russisch
verfügbar. Die meisten Materialien können über das In-
ternet heruntergeladen werden und werden – je nach Be-
darf – in zahlreichen Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe genutzt.
In der Kinder- und Jugendhilfe werden aber nicht nur die
Materialien der Bundeszentrale für gesundheitliche Auf-
klärung verwendet, sondern in vielen Feldern erstellen
freie Träger sowohl für ihre eigenen Angebote als auch
für öffentliche Aktionen eigene Materialien. Darüber hi-
naus bieten zahlreiche Krankenkassen immer wieder Ma-
terialien an, die auch in der Kinder- und Jugendhilfe
Verwendung finden bzw. die zum Teil speziell für den
Einsatz in der Kinder- und Jugendhilfe konzipiert sind.
Sofern die Informations- und Aufklärungskampagnen
evaluiert sind, machen die Ergebnisse deutlich, dass die
Erwartungen an sie nicht zu hoch gesteckt werden sollten.
Als eine Form der Informationsvermittlung und der Er-
zeugung von Aufmerksamkeiten haben sie, wenn sie al-
ters- und zielgruppengerecht angelegt worden sind, einen
wichtigen Stellenwert, und dies vor allem in jenen Kon-
stellationen, in denen sie andere personenbezogene Ange-
bote ergänzen. Nicht erwarten darf man von ihnen, dass
sie zu einer Veränderung von Verhaltensweisen aufseiten
der Kinder und Jugendlichen führen.
20.3.2 Gesundheitspädagogische Projekte 
und Aktionen
Gesundheitspädagogische Projekte und Aktionen sind
vermutlich die derzeit am häufigsten anzutreffende Form
in der Kinder- und Jugendhilfe.200
Hinsichtlich der Anliegen dieser Projekte lässt sich ein
breites Spektrum beobachten. Zu einem nicht geringen
Teil resultieren sie aus medizinischen Defizit- bzw. Risi-
kodiagnosen wie z. B. Bewegungsarmut oder Essstörun-
gen. Sofern sie nicht im engen Sinne präventiv angelegt
sind, zielen sie auf Angebote, die frühzeitig den Erwerb
von Schutzfaktoren und entsprechenden Kompetenzen
fördern bzw. entsprechende Bildungsprozesse anregen
sollen. Bei anderen Angeboten spielt die medizinische
Sicht keine Rolle. Stattdessen dominieren traditionelle pä-
dagogische Themen wie Persönlichkeitsbildung, Identität-
sentwicklung, Befähigung, Geschlechtergerechtigkeit, Be-
teiligung.
Ein zentrales Kennzeichen dieses Typs von Angeboten ist
seine Projektförmigkeit. Es handelt sich meist um zeitlich
und thematisch begrenzte Aktionen, die sich mehr oder
weniger deutlich vom Alltag abheben. Durchgeführt wer-
den die meisten dieser Projekte vonseiten der jeweiligen
199 Vgl. www.bzga.de.
200 Im Horizont der oben dargestellten Debatten um die angemessene
Begrifflichkeit stellt die Verwendung des Adjektivs „gesundheitspä-
dagogisch“ einen pragmatischen Lösungsversuch dar. Sie verweist
darauf, dass die Angebote und Maßnahmen pädagogisch angelegt
sind, d. h. letztendlich ausgelegt auf gesundheitsbezogenes Lernen,
auf Kompetenzzuwachs und Bildung aufseiten der Adressatinnen
und Adressaten auf der Basis entsprechend gestalteter Interaktionen
und Settings.
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Fachkräfte, die dafür entweder kurz geschult wurden oder
das Projekt auf der Basis ihrer verfügbaren Kompetenzen
umsetzen. Es ist deshalb ein wichtiges Qualitätsmerkmal
der Projektkonzepte, dass sie auf die fachlichen und insti-
tutionellen Voraussetzungen in dem jeweiligen Praxisfeld
Bezug nehmen und die Hürden zur Umsetzung nicht zu
hoch hängen. Eher selten, sieht man einmal von Fortbil-
dungen ab, erfolgt die Hinzuziehung externer Expertin-
nen und Experten.
Soweit zu sehen, sind die meisten der Projekte anlassbe-
zogen angelegt. Sei es, dass die Fachkräfte vor Ort mit
spezifischen Problemkonstellationen (wie z. B. Drogen-
gefährdung) konfrontiert sind oder davon erfahren, sei es,
dass Eltern entsprechende Anregungen in die Einrichtung
hineintragen, sei es, dass die öffentlichen und fachlichen
Debatten entsprechende Angebote (z. B. zu Ernährung
und Bewegung) fordern. Eine Ausnahme hierzu stellt in
gewisser Weise die Kindertagesbetreuung dar, weil die
Bildungspläne der Länder mittlerweile entsprechende,
weitgehend verbindliche Vorgaben enthalten (vgl. Friede-
rich 2008; Kap. 16.2.2).
Nicht selten hat die Projektförmigkeit eine Entsprechung
in der zeitlich befristeten Finanzierung, die häufig vonsei-
ten der Krankenkassen ermöglicht wird. Ein Beispiel der
Förderung derartiger Mikroprojekte stellt z. B. das Pro-
gramm „Gesunde Kita“ dar. Im Rahmen dieses Pro-
gramms werden auf Antrag Förderbeträge von bis zu
5 000 Euro bereitgestellt: „Ziel dabei ist es, Hilfe zur
Selbsthilfe zu leisten. Die Techniker Krankenkasse (TK)
möchte Kindertagesstätten dabei unterstützen, die Situa-
tion für Kinder, Erzieher und Eltern so zu gestalten, dass
eine gesunde Lebens- und Arbeitsweise möglich ist.“201
20.3.3 Gesundheitsbezogene Prävention
Würde man streng systematisch argumentieren, müsste
man wesentliche Teile gesundheitsbezogener Prävention
in der Kinder- und Jugendhilfe als eine Variante der ge-
rade dargestellten gesundheitspädagogischen Projekte
und Aktionen begreifen. Der Unterschied liegt im Detail.
Als gesundheitsbezogene Prävention werden hier alle
Programme und Maßnahmen der Kinder- und Jugendhilfe
bezeichnet, die gezielt mit pädagogischen Mitteln, nach-
vollziehbar und begründet die Vermeidung bzw. Abmil-
derung gesundheitlicher Belastungen bzw. gesundheitli-
cher Risiko- und Gefährdungslagen im Kindes- und
Jugendalter anstreben. Ihre Ausgangspunkte sind immer
relativ eindeutige, identifizierbare, medizinisch definierte
Risikokonstellationen wie z. B. Suchtverhalten, Essstö-
rungen, Bewegungsarmut.
Analog der im Teil A, in Kapitel 3.1.1 eingeführten Un-
terscheidung von Verhaltens- und Verhältnisprävention
lassen sich dabei zwei Typen ausmachen: Der größte Teil
der in der Praxis der Kinder- und Jugendhilfe eingesetz-
ten gesundheitsbezogenen Präventionsstrategien bezieht
sich auf – wie auch immer definierte und mehr oder weni-
ger präzise beschriebene – Zielgruppen von Kindern und
Jugendlichen bzw. ggf. einzelne Kinder und Jugendliche.
Typische Beispiele hierfür sind Trainingsprogramme aller
Art. Der zweite Typus strebt die Entschärfung von Ge-
fährdungslagen und problematischen Gelegenheitsstruk-
turen an. Diese Zugänge orientieren sich an den situativen
Rahmenbedingungen und sind erkennbar sozialraum-
bzw. settingbezogen.
20.3.4 Eingebettete Gesundheitsförderung
Mit „eingebetteter Gesundheitsförderung“ werden hier
alle Formen der Gesundheitsförderung in der Kinder- und
Jugendhilfe bezeichnet, die in die pädagogische Praxis als
gleichsam selbstverständliche und alltägliche Momente
eingebettet, also gerade nicht projektförmig organisiert
sind. Im Gegensatz zu gezielten und explizit etablierten
Präventionsprojekten, eigens implementierten gesundheits-
bezogenen Erziehungs- und Bildungsbemühungen bzw.
Aufklärungs- und Informationsanstrengungen ist diese
Form dadurch gekennzeichnet, dass Gesundheitsförde-
rung in dem in Teil A, Kapitel 3.1.1 dargestellten erwei-
terten Sinne sich als konstitutiv für die jeweilige pädago-
gische Praxis erweist. Dies kann vielfältige Formen
annehmen.
Derartige Formen der Gesundheitsförderung sind überall
dort leicht aufzufinden, wo die Praxis in dieser Weise an-
gelegt und beschrieben worden ist. Ein Beispiel hierfür
sind Ansätze, die das Konzept der Salutogenese bzw. der
Kohärenz zu leitenden Prinzipien der Arbeit, z. B. in Ein-
richtungen der Kindertagesbetreuung machen wollen. So
wurde analog den Bemühungen um eine „gesunde
Schule“ (vgl. Paulus 2008) in Brandenburg ein Netzwerk
„gesunde-kita“ gegründet (vgl. http://www.gesunde-
kita.net/index_karte.htm). Kindertageseinrichtungen wer-
den hier als Settings der Gesundheitserziehung202 verstan-
den. Zweck des Netzwerkes ist es, „nach Wegen im Zu-
sammenwirken von Erzieherinnen und Erziehern und
Eltern (zu suchen), Kinder vom Kleinstkindalter an natür-
lich und gesund, selbstbewusst, selbst- und sozialverant-
wortlich aufwachsen zu lassen“. Im Anschluss an Zim-
mer (2002) werden dabei drei Aspekte besonders
herausgehoben: „(a) Stärkung der körperlichen Gesund-
heitsressourcen durch Bewegungsförderung und gesunde
Ernährung. (b) Personale Gesundheitsressourcen, wie
z. B. ein positives Selbstkonzept und Selbstvertrauen. (c)
Soziale Gesundheitsressourcen, wie z. B. Akzeptanz und
Unterstützung in der sozialen Bezugsgruppe“ (vgl. http://
www.gesunde-kita.net/index_konzept.htm).
Für die meisten der Angebote und Konzepte gesundheits-
bezogener Prävention und Gesundheitsförderung in der
Kinder- und Jugendhilfe, vor allem jene, die sich den ers-




ty=Data.pdf, 13. Oktober 2008
202 Im Übrigen kann man die Konzeption des Netzwerkes und die starke
Betonung der Gesundheitserziehung als ein weiteres Beispiel für die
begrifflichen Unschärfen im Feld nehmen. Liest man das Konzept
des Netzwerkes, läge es nahe, von Kindertagesstätten als Settings der
Gesundheitsförderung zu sprechen.
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ten drei Formen zuordnen lassen, ist charakteristisch, dass
sie über vergleichsweise klare Vorstellungen von Gesund-
heit und zu vermeidenden Belastungen bzw. Krankheiten
verfügen. In vielen Fällen knüpfen sie an aktuelle medizi-
nische Problemanzeigen an bzw. übernehmen medizinisch
fundierte Empfehlungen hinsichtlich einer gesunden Le-
bensführung, um dann in der eigenen pädagogischen Pra-
xis entsprechende Beiträge zu leisten. Realiter erfolgt also
ein Import von medizinisch definierten Handlungszielen,
die mit den pädagogischen Mitteln des jeweiligen Praxis-
feldes unterstützt werden sollen.
Diesen Import medizinisch definierter Ziele und die sich
daran orientierende erzieherische, pädagogische und bil-
dende Praxis hat Stroß vor kurzem als Formen der Ge-
sundheitspädagogik erster Ordnung bezeichnet. Diese
verfügt über eine lange Tradition mit wechselnden The-
men: „Wurden die „Heranwachsenden“ in den Volks-
schullesebüchern des 18. und 19. Jahrhunderts etwa vor
den gesundheitlichen Schäden durch Müßiggang und
„Lasterhaftigkeit“ gewarnt und gerieten sie im sogenann-
ten Nervösen Zeitalter – um 1900 – beispielsweise wegen
körperlicher Erkrankungen bis hin zur Suizidgefährdung
durch schulische „Überbürdung“ in den Blick, so richte-
ten sich die normierenden Ratschläge in den 60er und den
frühen 70er Jahren des 20. Jahrhunderts auf spezifische
Verhaltensweisen (wie mangelhaftes Stress-Coping), auf
Rauchen, Übergewicht und Bluthochdruck als Risikofak-
toren“ (Stroß 2006, S. 34). Auch wenn dieser Blick seit
den 80er-Jahren des letzten Jahrhunderts durch die Einbe-
ziehung psychologischer, soziologischer und anderer so-
zialwissenschaftlicher Disziplinen, die Etablierung einer
disziplinübergreifenden Gesundheitswissenschaft, sowie
die stärkere Berücksichtigung von Beteiligung, Empow-
erment und sozialstrukturelle Aspekte erweitert wurde,
so blieb doch im Kern zunächst das traditionelle Erzie-
hungsverständnis bestehen: „Damit kann Gesundheitspä-
dagogik erster Ordnung als ein – von der Medizin über
weite Strecken funktionalisiertes – erziehungswissen-
schaftlich jedoch kaum reflektiertes, an einem autoritati-
ven Erziehungsverständnis (1950/60er-Jahre) bzw. an
Verhaltens- und Lerntheorien (1970er-Jahre) sowie zu-
nehmend an einem partizipatorischen Erziehungsver-
ständnis (seit den 1980er-Jahren) orientiertes, methodisch
und inhaltlich noch weitgehend eklektisch, zusammenge-
setztes Konstrukt verstanden werden, das trotz der Erwei-
terung der individuums- und gruppenbezogenen Perspek-
tive auf gesundheitsförderliche bzw. -verhindernde
Rahmenbedingungen (vgl. auch Ottawa Charta 1986)
seit den 80er-Jahren des 20. Jahrhunderts wieterhin auf
gesundheitserzieherische Maßnahmen erster Ordnung
zielt, d. h. auf Gesundheit als normative Vorgabe“ (Stroß
2006, S. 35).
20.4 Implizite Gesundheitsförderung
Für die gerade dargestellten vier Formen von gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung ist
es kennzeichnend, dass sie sich mehr oder weniger aus-
drücklich als präventive bzw. gesundheitsbezogene An-
gebote verstehen. Die Leistungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe im Bereich gesundheitsbezogener Prävention
und Gesundheitsförderung wären aber unzureichend be-
schrieben, wenn man nicht den Blick auf eine weitere
Form lenkt, die paradoxerweise gar nicht als eigene Form
gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförde-
rung beschrieben und deshalb als solche zunächst auch
nicht sichtbar wird.
Ein Beispiel mag dies verdeutlichen: Man stelle sich eine
aktive Jugendgruppe von sechs bis zehn etwa gleichaltri-
gen Jungen und Mädchen vor, irgendwo im Alter zwi-
schen zwölf und sechzehn Jahren, die viel an Wochenen-
den und während der Ferien mit dem Zelt gemeinsam
unterwegs sind. Es wird ohne große Absprache, gleich-
sam als Element der Gruppenkultur, auf gesundes Essen
geachtet, dass soweit wie möglich selbst gekocht wird.
Rauchen und größere Mengen Alkohol, erst recht Dro-
gen, gelten als verpönt, stundenlanges Fernsehen eher als
langweilig; wichtig dagegen sind die gemeinsamen Fahr-
ten, die zum Teil monatelang geplant werden. In der
Selbstbeschreibung der Gruppe bzw. der Darstellung er-
fahrener Jugendverbandsvertreter und -vertreterinnen
würden vor allem die Bedeutung der Selbstorganisation
in der Gruppe, das soziale Lernen in der gleichaltrigen
Gemeinschaft und die Erweiterung der alterstypischen
Erfahrungsräume betont werden. Ebenso gut könnte man
aber auch im Horizont des in Teil A, Kapitel 3 formulier-
ten Gesundheitsverständnisses darauf aufmerksam ma-
chen, dass diese Fahrten im hohen Maße auch ein Gefühl
der Selbstwirksamkeit vermitteln, was alle, die die teil-
nehmenden Jugendlichen einigermaßen kennen, sofort
bestätigen würden. Die mit den Fahrten verbundenen und
im schulischen Alltag selten gewordenen Formen des Er-
lebens des eigenen Körpers erweisen sich als ebenso indi-
viduell und biografisch prägend wie die Notwendigkeit,
selbst Verantwortung für sich zu übernehmen und immer
wieder Abenteuer in ungewohnten Umgebungen heil zu
überstehen.
Mit anderen Worten: Weite Bereiche der Praxis der Kin-
der- und Jugendhilfe lassen sich ohne großen Aufwand als
bislang nicht bewusst wahrgenommene Formen der Ge-
sundheitsförderung bzw. – in anderen Feldern – der ge-
sundheitsbezogenen Prävention begreifen. Dabei handelt
es sich nicht nur um gleichsam implizite, nicht unmittelbar
intendierte Nebenwirkungen einer gelungenen pädagogi-
schen Praxis, sondern in vielen Fällen um konstitutive,
aber bislang nicht als solche thematisierte Momente dieser
Praxis. Was unter einem pädagogischen Blick als Unter-
stützung bei der Persönlichkeitsbildung oder Identitätsbil-
dung erscheint, ließe sich unter dem Blickwinkel von
gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheitsförde-
rung als wichtiger Beitrag zur Ausbildung von Schutzfak-
toren, Resilienz oder unter salutogenetischer Perspektive
als konstitutiver Bestandteil von Lebenskohärenz be-
schreiben.203
203 Dieser Eindruck, dass mit dem Thema Gesundheit eher implizit umge-
gangen wird, verstärkt sich bei einem Blick in die letzten Jahrgänge
der einschlägigen Fachzeitschriften, in denen Beiträge zu Gesundheit,
Resilienz und Salutogenese oder „gesunden Lebenswelten“ (Gold/
Hertwig 2008) äußerst rar sind, und unter den unmittelbar körperbezo-
genen Themen Sexual- und Suchtpädagogik noch am häufigsten vor-
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20.5 Gesundheitspädagogik zweiter Ordnung
Damit erweitert sich einerseits das Leistungspotenzial der
Kinder- und Jugendhilfe im Bereich gesundheitsbezogene
Prävention und Gesundheitsförderung erheblich, weil
viele Praxisangebote sowohl als pädagogische, bildende
Angebote als auch als gesundheitsfördernde Praxis inter-
pretiert werden können. Zugleich verlieren die Angebote
jedoch ihre klaren Konturen. Ob es sich vorrangig um bil-
dende Angebote oder um Gesundheitsförderung oder um
beides mit jeweiligen Akzentsetzungen handelt, lässt sich
abstrakt und von außen kaum mehr entscheiden.
Ob ein Praxisansatz bzw. ein Praxiskonzept es gleichsam
verdient, als gesundheitsbezogen präventiv bzw. gesund-
heitsförderlich bezeichnet zu werden, hängt nicht nur von
dem jeweils zugrunde liegenden Begriffs- und Sachver-
ständnis ab, sondern auch, wie die Dinge kontextbezogen
in ein Verhältnis gesetzt werden. Das klingt reichlich ab-
strakt und ist es auf dieser Ebene auch unvermeidlich.
Aber ein einfaches Beispiel mag dies vielleicht konkreti-
sieren. Selbst die beste evidenzbasierte Strategie, z. B.
zur gesunden Ernährung, verfehlt ihr Ziel, wenn sie nicht
eingebettet ist in die Lebenswelt derjenigen, die mit ihr
angesprochen werden sollen, und wenn diese Strategie im
scharfen Gegensatz zu den sonst üblichen Lebensstilen der
Zielgruppe, also z. B. einer bestimmten Gruppe Jugendli-
cher steht. Weil Gesundheit eben nicht nur das Einhalten
bzw. Anstreben einer wie auch immer zustande gekom-
menen Idealnorm bedeutet, sondern in den unterschiedli-
chen Milieus – auch in Bezug auf Ernährung – mit ganz
heterogenen Vorstellungen verbunden ist, weil zudem Ler-
nen und der Erwerb von Kompetenzen auf unterschiedli-
chen Wegen erfolgt, mitunter aber sogar ausdrücklich ab-
gelehnt wird, kann eine Strategie in pädagogischen
Kontexten nur dann gesundheitsförderlich genannt wer-
den, wenn sie auf derartige Aspekte konzeptionell Rück-
sicht nimmt und als einen ihrer Ausgangspunkte die
entsprechenden Sichtweisen und lebensweltlichen Hand-
lungsmuster der Adressatinnen und Adressaten akzep-
tiert.
Man kann an dieser Stelle auf den Vorschlag von Stroß
zurückkommen, die bereits oben mit ihrem Verständnis
von Gesundheitspädagogik erster Ordnung zitiert wurde,
um dieses Verständnis um eine zweite Reflexionsebene
zu erweitern. Ansätze und Strategien zweiter Ordnung
wissen darum, dass beide Begriffsseiten Gesundheit und
Bildung, Gesundheit und Erziehung, Gesundheit und Pä-
dagogik bzw. in welcher Kombination auch immer kon-
textbezogen geklärt werden müssen. Sie wissen darum,
dass auch das Ziel Gesundheit keineswegs so eindeutig
leitend ist, wie dies auf den ersten Blick erscheinen mag
und wie dies die Orientierung an evidenten Beispielen
wie der Vermeidung von Krankheiten, schweren Störun-
gen sowie psychischen, physischen und geistigen Ein-
schränkungen nahelegt. Genau in diesem Sinne formu-
liert Stroß ihr Verständnis von Gesundheitspädagogik
zweiter Ordnung: „Gesundheitsbildung zweiter Ordnung
versteht sich mithin als kritische Instanz gegenüber Nor-
mierungsversuchen, die Gesundheit im Sinne eines fest-
gelegten Erziehungsziels und Erziehung als Technologie,
d. h. hier als Mittel zur Erreichung des Ziels Gesundheit
auszulegen“ (Stroß 2006, S. 36). Hintergrund dieser Posi-
tion ist einerseits ein Erziehungsverständnis, das Erzie-
hung als Aufforderung zur Selbsttätigkeit versteht, und
andererseits ein Gesundheitsverständnis, das nicht mehr
ohne weiteres inhaltlich ausgefüllt werden kann. Wenn
man, wie die WHO-Charta, davon ausgeht, dass „Ge-
sundheit für ein positives Konzept [steht], das in gleicher
Weise die Bedeutung sozialer und individueller Ressour-
cen für die Gesundheit betont wie die körperlichen Fähig-
keiten“ (vgl. Teil A, Kap. 3.2.1), dann wird damit ein
konzeptionell sehr offener Horizont vage umrissen. Man
könnte hier auch von einer jeweils „zu füllenden Leer-
stelle“ sprechen (Stroß 2006, S. 36). Je nach Konstella-
tion und kulturellem, sozialem und ökonomischem Hin-
tergrund bedeutet Gesundheit im konkreten Fall sehr
Unterschiedliches, und zudem bedarf es dabei erstens der
Konkretisierung, etwa durch Konzepte wie Selbstwirk-
samkeit, Belastungsbalance, Beteiligungschancen, Befä-
higung und Verwirklichungschancen. Zweitens ist zu
berücksichtigen, dass Gesundheit kein einfach anzustre-
bender Zustand ist bzw. eine wie auch immer gegebene
Existenzform, sondern ein de facto nie vollständig einzulö-
sendes Ideal. Zugleich ist Gesundheit als etwas zu begrei-
fen, das gesellschaftlich in konkreten Handlungsvollzügen
definiert, realisiert und inszeniert wird.204 Gesundheit gibt
es nicht als solches, sondern sie wird gesellschaftlich
konstruiert bzw. in der Sprache des Konstruktivismus for-
muliert: Gesundheit ist ein Prozess des „doing health“.
Dabei ist zu berücksichtigen, dass Kinder und Jugendli-
che unter Umständen sehr eigene Vorstellungen über ihre
Gesundheit haben, sodass die von dort ausgehenden Deu-
tungen von und Umgangsformen mit Gesundheit in je-
dem Fall mit zu berücksichtigen sind. In pädagogischen
Feldern kommt darüber hinaus drittens die Notwendigkeit
dazu, den Gesundheitsbegriff auf die jeweiligen Alters-
gruppen zu beziehen. Gesundheitsförderung im Kleinst-
kindalter muss sich – nach allem, was man weiß – vor al-
lem auf die Ausbildung stabiler Bindungen konzentrieren,
während im Grundschulalter andere Themen, wie z. B.
Selbstwirksamkeit, und im Jugendalter wiederum andere
Aspekte, wie z. B. Identitätsentwicklung, im Vordergrund
stehen. Die in Teil B dieses Berichtes vorgestellten ge-
sundheitsrelevanten Entwicklungsthemen nehmen diesen
Gedanken auf und verstehen sich als ein Angebot an die
Fachdiskussion, die mit dem Gesundheitsbegriff einher-
gehende konzeptionelle Offenheit zu begrenzen und
praktisch handhabbar zu machen. Eine solche Herange-
hensweise steht im Einklang mit dem in der Gesundheits-
wissenschaft aktuellen Ansatz von „New Public Health“
(vgl. Teil A, Kap. 3.2.1).kommen. Auch Suizid wird gelegentlich thematisiert, Körperlichkeit,
Körperkult, Körperwahrnehmung, aber auch Bewegung, Ernährung,
Essstörungen, Übergewicht dagegen nur vereinzelt. Gelegentlich fin-
den sich auch Beiträge – oder auch Fortbildungsangebote (z. B. In-
ternationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen IGfH 2008) – zu
Hilfen für Kinder psychisch oder suchtkranker Eltern oder zum Um-
gang mit Kindern, die Gewalt erfahren haben.
204 Aktuelle Veröffentlichungen um den sogenannten Gesundheitswahn
belegen, wie umstritten die jeweiligen Vorstellungen dessen sind,
was gerade als gesund gilt (vgl. z. B. Merta 2008; Körner 2008)
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Das ersetzt nicht die noch weitgehend fehlende Fachdis-
kussion in der Kinder- und Jugendhilfe sowie die einge-
forderte kritische Instanz im Sinne von Stroß, könnte aber
ein Beitrag sein, der sich – unter den Bedingungen spät-
moderner Gesellschaften und des damit einhergehenden
zunehmenden Reflexiv-Werdens aller leitenden Begriffe –
öffnenden „Leerstelle“ Gesundheit eine praktisch bewäl-
tigbare Form zu geben. Im Hinblick auf die Notwendig-
keit, zumindest vorläufig zu klären, worum es im Kern
geht, schlägt die Kommission vor, von gesundheitspäda-
gogischen Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe zu
sprechen. Man könnte auch von Gesundheitsförderung in
der Kinder- und Jugendhilfe mit pädagogischen bzw.,
wenn es gut geht, bildenden Mitteln sprechen. Damit soll
angezeigt werden, dass Gesundheitsförderung deutlich
mehr umfasst, als die Kinder- und Jugendhilfe zu leisten
vermag. Mit ihren pädagogischen Angeboten, Arbeitsfor-
men ebenso wie Settings ist bzw. wäre sie aber in der
Lage, wichtige Beiträge zur Gesundheitsförderung von
Kindern und Jugendlichen zu leisten. Inwiefern sie dies
tatsächlich tut, hängt ab von dem jeweils zugrunde lie-
genden Verständnis von Gesundheit und bildender Päda-
gogik sowie von der reflexiven Rückbeziehung dieser Be-
griffe auf die jeweiligen fachlichen Bedingungen,
fachlichen Herausforderungen – und von den Beteiligten.
20.6 Qualitätsüberprüfung
Was allerdings eine derart verstandene Praxis im Bereich
gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung zu leisten vermag, ist derzeit empirisch nur unzurei-
chend zu beschreiben (vgl. auch Röhrle 2008). Nicht nur
die zuvor schon erwähnten fehlenden Überblicksdarstel-
lungen und die Projektförmigkeit der meisten Angebote,
der fehlende überregionale Erfahrungsaustausch und eine
bislang kaum entwickelte Fachdiskussion verhindern gesi-
cherte Aussagen über die Qualität, Wirkung und Nachhal-
tigkeit dieser Bemühungen. Hinzu kommt, dass im Bereich
der externen Evaluation von Konzepten gesundheitsbezo-
gener Prävention und Gesundheitsförderung erhebliche
Defizite bestehen (vgl. Röhrle 2008). De facto muss man
diesen Umstand auch als ein Hindernis für die Koopera-
tion mit dem Gesundheitssystem betrachten, denn dort ist
es weitgehend selbstverständlich, dass nicht erprobte
Konzepte nicht weiter ernst genommen werden. Gleich-
zeitig muss aber auch darauf hingewiesen werden, dass
die in der Medizin weithin geltenden Standards der
(quasi-) experimentellen, möglichst kontextfreien Über-
prüfung der Wirkung von Konzepten und Wirkstoffen
nicht ohne Weiteres in alle Bereiche der Kinder- und Ju-
gendhilfe übertragen werden können. Exemplarisch deut-
lich wird dies an den heterogenen Kriterien, die z. B. an
„evidence-based“- bzw. „good-practice“-Konzepte ange-
legt werden (vgl. Teil D, Kap. 16.2.2). Folgt man auch an
dieser Stelle dem in diesem Bericht postulierten Prinzip
der gleichen Augenhöhe, hat dies zur Konsequenz, dass
man sich vor jeder Evaluation kooperativ erbrachter An-
gebote der gesundheitsbezogenen Prävention und Ge-
sundheitsförderung über die Kriterien und Standards der
Bewertung verständigen muss.
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Teil E Mehr Chancen für gesundes Aufwachsen: 
Empfehlungen für den Beitrag der 
Kinder- und Jugendhilfe zu gesund-
heitsbezogener Prävention und 
Gesundheitsförderung
21 Perspektiven auf gesundheitsbezogene 
Prävention und Gesundheitsförderung 
durch die Kinder- und Jugendhilfe
Die in diesem abschließenden Teil formulierten Empfeh-
lungen und Forderungen an Politik und Fachpraxis orien-
tieren sich einerseits an dem Berichtsauftrag durch die
Bundesregierung. Andererseits hatte die Berichtskom-
mission Entscheidungen zu treffen, welchen Themen sie
eine besondere fachliche Priorität einräumt und mit wel-
cher gesundheitswissenschaftlichen Perspektive sie ihre
Analysen und die aus ihr folgenden Konsequenzen fach-
lich begründen kann. Berücksichtigt werden mussten bei
der Formulierung der Empfehlungen darüber hinaus die
gesetzlichen Rahmenbedingungen, die institutionellen
Voraussetzungen sowie der Stand der Fachdiskussion der
Kinder und Jugendhilfe. Daraus ergaben sich spezifische
Möglichkeiten, aber auch Grenzen.
21.1 Der Berichtsauftrag
Thema des vorliegenden Berichtes sind, entsprechend des
Berichtsauftrages, Bestrebungen und Leistungen der Kin-
der- und Jugendhilfe in den beiden Bereichen gesund-
heitsbezogene Prävention und Gesundheitsförderung. Als
Begründung dafür wurde kurz erläutert: „Die Bundesre-
gierung will die Rahmenbedingungen für das Aufwach-
sen der nachfolgenden Generationen verbessern. Dazu
gehört auch das soziale, psychische und physische Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen. Die bestmögli-
che Förderung der Gesundheit von Kindern und Jugendli-
chen ist ein zentrales Anliegen der Bundesregierung.
Hierfür zu sorgen, stehen in der Bundesrepublik unter-
schiedliche Systeme in der Verantwortung. Die verteilte
Verantwortung hat jedoch nicht selten Versorgungsein-
brüche an den Übergängen von einem System zum ande-
ren zur Folge. Eine möglichst optimale Gestaltung dieser
Übergänge ist daher ein wichtiges Ziel. Der Kinder- und
Jugendbericht soll das Spektrum von gesundheitsbezoge-
ner Prävention und Gesundheitsförderung der Kinder-
und Jugendhilfe aufarbeiten“ (Berichtsauftrag).
Ausdrücklich sollte sich der Bericht auf alle Kinder, Ju-
gendlichen und jungen Erwachsenen bzw. ihre Familien
beziehen. Die Kommission hat diesem Aspekt des Be-
richtsauftrages – in Anschluss an die UN-Behinderten-
rechtskonvention, aber auch an das Neunte Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB IX) – durch eine durchgängig inklusive
Perspektive Rechnung getragen. Sie geht davon aus, dass
Heranwachsende, die von Behinderungen bedroht oder
betroffen sind, ebenso wie Kinder und Jugendliche ohne
Behinderungen Bedürfnisse und Rechte haben, unter für
sie förderlichen Bedingungen aufzuwachsen und in ihrem
sozialen, psychischen und physischen Wohlbefinden die
bestmögliche Förderung zu erfahren. Nur unter dieser
Prämisse ist die Forderung nach Inklusion für Heran-
wachsende mit Behinderungen zu erfüllen.
21.2 Gesundheitliche Herausforderungen und 
institutionelle Angebote im Kontext des 
aktivierenden Sozialstaates
Vergleicht man den Stand der Forschung zu den alters-
typischen gesundheitlichen Risiken und Entwicklungs-
ressourcen im Kindes-, Jugend- und jungen Erwachse-
nenalter einerseits (vgl. Teil B) und die Resultate des im
Teil D dieses Berichtes unternommenen Versuchs ande-
rerseits, die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in
den Bereichen gesundheitsbezogene Prävention und Ge-
sundheitsförderung zu bilanzieren, werden unvermeidlich
Diskrepanzen sichtbar. Allerdings wäre es naiv zu for-
dern, dass die Kinder- und Jugendhilfe zukünftig für alle
im Teil B beschriebenen gesundheitlichen Risiken wie
auch Ansatzpunkte für die Förderung von Wohlbefinden
entsprechende Angebote vorhalten sollte. Vielmehr stellt
sich die Frage, welche Aufgaben vonseiten der Kinder-
und Jugendhilfe, und welche vorrangig von anderen Ak-
teuren übernommen werden sollen, also vonseiten des
Gesundheitssystems, der Eingliederungshilfen und ggf.
vonseiten Dritter, z. B. der Schule, der Berufsausbildung,
aber auch der Selbsthilfeinitiativen und anderer Formen
bürgerschaftlichen Engagements und schließlich, welche
Aufgaben gemeinsam gelöst werden müssen. Und es
stellt sich die Frage, welche gesetzlichen, institutionellen
sowie fachlichen Kriterien dafür jeweils ausschlaggebend
sein könnten. Anders formuliert: Die Frage nach der zu-
künftigen Passung zwischen Bedarfen unterschiedlicher
Art und Angeboten im Bereich gesundheitsbezogener
Prävention und Gesundheitsförderung im Kindes-, Ju-
gend- und jungen Erwachsenenalter bzw. nach den Gren-
zen und Möglichkeiten der beteiligten Akteure richtet
sich nicht nur an die Kinder- und Jugendhilfe, sondern an
alle Verantwortlichen in diesem Bereich.
Dabei ist zu bedenken, dass gesundheitsbezogene Heraus-
forderungen bei Heranwachsenden auf der einen Seite de-
finiert werden durch die beteiligten Fachwissenschaften
und Professionen, allen voran die Medizin. Auf der ande-
ren Seite kann nicht davon abgesehen werden, dass der
jeweilige sozialpolitische Kontext großen Einfluss darauf
hat, was als Herausforderungen für die Fachpraxis defi-
niert wird und wieweit diese mit passenden Angeboten
reagieren kann.
Die Passungsfrage führt deshalb notwendigerweise auch
zu jenen sozialpolitischen Prämissen und Arrangements,
die die Kinder- und Jugendhilfe und die anderen beteilig-
ten Akteure nicht nur im Bereich gesundheitsbezogener
Prävention und Gesundheitsförderung aktuell prägen
(vgl. auch Schmidt/Kolip 2007). Die in diesem Bericht
zugrunde gelegten Konzepte wie Salutogenese, Empower-
ment, Partizipation, Verwirklichungschancen und Befähi-
gung transportieren nicht nur einen spezifischen Zugang
zur Gesundheitsförderung; darüber hinaus enthalten sie
ein spezifisches Subjektverständnis (vgl. Ogden 2002).
Verstanden wird hier das Subjekt als ein sich selbst steu-
erndes Individuum, das über die Erfahrung von Kohärenz
und Selbstwirksamkeit jenes Maß an Autonomie erwirbt
und erlebt, das den normativen Vorstellungen einer auf-
geklärten, demokratischen westlichen Gesellschaft ent-
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spricht. Befähigung in diesem Zusammenhang bedeutet
deshalb, Heranwachsenden jene Ressourcen zu ermög-
lichen, die zur Erreichung solcher normativer Zielvor-
stellungen notwendig sind. Maßnahmen der Kinder- und
Jugendhilfe, aber auch der anderen Akteure, haben ent-
sprechend dieser Vorstellung dann den adäquaten Zu-
schnitt, wenn sie Heranwachsenden die erforderliche Un-
terstützung bei der Erreichung dieses Ziels anbieten.
Dieses Leitbild passt einerseits gut in die aktuelle sozial-
politische Landschaft, steht aber andererseits auch in ei-
nem gewissen Widerspruch dazu. Hintergrund hierzu sind
jene Veränderungsprozesse des Sozialstaates, die als „ak-
tivierende Wende der Sozialpolitik“ beschrieben werden
(Lessenich 2008, S. 77). Damit ist einerseits der Abschied
von einem „Vorsorgestaat“ (Ewald 1993) gemeint, der be-
ansprucht, Lebensrisiken in einer kollektiven Daseinsvor-
sorge weitgehend abzusichern. Andererseits ist damit ein
neuer Regierungsmodus angesprochen, in dessen Zen-
trum „der tendenzielle Übergang von der öffentlichen zur
privaten Sicherheit, vom kollektiven zum individuellen
Risikomanagement, von der Sozialversicherung zur Ei-
genverantwortung, von der Staatsversorgung zur Selbst-
sorge (steht)“ (Lessenich 2008, S. 82). Es entsteht eine
Politikform, die „nach dem Modell des Anleitens zur
Selbststeuerung“ (Saar 2007, S. 38) konstruiert ist. Die
beliebte Formel von „investing in people“ hat hier ihren
systematischen Ort. Diese Politik unterstellt und fördert
das „unternehmerische Selbst“ (Bröckling 2007), das sein
Leben als eine Abfolge von Projekten sieht und angeht,
die mit klugem Ressourceneinsatz optimal organisiert
werden müssen. Die Zukunftskommission von Bayern
und Sachsen hat dieses neue Bürgerleitbild exemplarisch
formuliert: „Das Leitbild der Zukunft ist das Individuum
als Unternehmer seiner Arbeitskraft und Daseinsvor-
sorge“, und das bedeutet für die Autoren: „Diese Einsicht
muss geweckt, Eigeninitiative und Selbstverantwortung,
also das Unternehmerische in der Gesellschaft, müssen
stärker entfaltet werden“ (Kommission für Zukunftsfra-
gen Bayern – Sachsen 2007, S. 36). Das so konzipierte
Subjekt ist für seine Gesundheit, für seine Fitness, für
seine Passung in die Anforderungen der Wissensgesell-
schaft selbst zuständig – und auch für sein Scheitern.
Nicht selten erlebt sich allerdings das „selbstwirksame“
unternehmerische Selbst als „unternommenes Selbst“
(Freytag 2008).
Ist es dieses Leitbild, dem der Befähigungsansatz eine pä-
dagogisch-sozialpsychologische Gestalt verleihen soll?
Bildet dieses Leitbild den Prüfstand für eine gelungene
Passung? Kann das gemeint sein, wenn im Anschluss an
das Modell der Salutogenese von Widerstandsressourcen
die Rede ist oder wenn Verwirklichungschancen themati-
siert werden? Ist das Leitbild der Gesundheitsförderung
durch Kinder- und Jugendhilfeangebote das einer mög-
lichst permanent optimierten flexiblen Anpassung ihrer
Adressatinnen und Adressaten an die Beschleunigungs-
dynamiken der spätmodernen Gesellschaften? Im Augen-
blick scheint die politische Programmatik sehr stark von
dieser Idee durchdrungen zu sein, denn „keine Lebens-
lage, keine Lebensphase bleibt von der aktivierungspoliti-
schen Anrufung verschont“ (Lessenich 2008, S. 117).
Die Leitidee des „unternehmerischen Selbst“ hat jedoch
nur auf den ersten Blick Ähnlichkeiten mit jener der
Ottawa-Charta. Diese betont zwar auch die Idee der
Selbstsorge und ihre Perspektive der Verantwortungs-
übernahme für das eigene Leben; sie stellt aber ebenso
heraus, dass die Gesellschaft dafür strukturelle Vorausset-
zungen im Sinne verlässlicher institutioneller Unterstüt-
zungssysteme zu schaffen hat. Die Ottawa-Charta legt
nicht ein Menschenbild des allzeit funktionierenden, mo-
bilen und flexiblen Menschen zugrunde, sondern eher das
eines Menschen, der Lebenssouveränität nicht mit einer
grenzenlosen Bereitschaft zur Anschmiegsamkeit an die
Imperative des Marktes gleichsetzt (vgl. Jehle 2007). In
deutlicher Absetzung von einer in vielen Diskursen be-
stimmend gewordenen unternehmerischen Perspektive
betont sie die Bedeutung eines eigenständigen Lebensent-
wurfs und weiter, dass die dafür notwendigen gesell-
schaftlichen Gestaltungsspielräume und Ressourcen ver-
fügbar sein müssen. Die Förderung von Identitätsarbeit
im Sinne widerständiger Grenzziehungen gegenüber den
Zumutungen „neosozialer Gouvernementalität“ (Lesse-
nich 2008, S. 84) kann in diesem Sinne als ein wichtiges
Kriterium und als unterstützenswertes Ziel gelingender
Gesundheitsförderung bzw. pädagogischer Praxis gese-
hen werden.
Die Zusammenschau der unterschiedlichen Datenquellen,
die im Teil B zusammengefasst wurden, legt die Vermu-
tung nahe, dass ein Teil der benannten Risikolagen in der
wachsenden Beschleunigung aller Lebensvollzüge (vgl.
auch Rosa 2005) und den nicht ausreichend vorhandenen
Lebenskompetenzen von Kindern und Jugendlichen in
der Auseinandersetzung mit diesen Lebensbedingungen
begründet sind. Die daraus resultierende mangelnde Ba-
lance zwischen Risiken und Bewältigungsressourcen
wird dadurch noch unausgeglichener, dass immer mehr
gesellschaftliche Erwartungen an Heranwachsende wie
Erwachsene adressiert werden, sich dieser Beschleuni-
gung nicht nur anzupassen, sondern auch noch ihre Vor-
stellungen eines gelungenen Lebens auf diesen normati-
ven Horizont hin auszurichten. Zumindest ein gewisser
Teil der nachwachsenden Generation stellt diesen Erwar-
tungen seine eigenen Vorstellungen eines Lebensentwurfs
entgegen bzw. koppelt sich, zumindest zeitweise von die-
sen Erwartungen ab. Darüber hinaus entwickeln zuneh-
mend mehr Heranwachsende, die nicht über adäquate ma-
terielle, soziale und bildungsspezifische Ressourcen
verfügen, eigenständige Bewältigungsstrategien, die sich
von den dominierenden gesellschaftlichen Vorstellungen
deutlich unterscheiden können. Häufig wird jedoch die
mögliche produktive und kreative Kraft dieser Bewäl-
tigungsstrategien von gesellschaftlich-politischen Akteu-
ren (z. B. Kinder- und Jugendhilfe) nicht ausreichend
wahrgenommen.
Die zunehmende Erosion traditioneller Lebenskonzepte,
die Erfahrung der „Entbettung“ („disembedding“; vgl.
Giddens 1995, S. 33ff.), die Notwendigkeit von mehr
Eigenverantwortung und Lebensgestaltung haben Men-
schen in der Gegenwartsgesellschaft viele Möglichkeiten
der Selbstgestaltung verschafft. Zugleich ist aber auch
das Risiko des Scheiterns gewachsen. Vor allem die oft
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nicht ausreichenden psychischen, sozialen und materiel-
len Ressourcen erhöhen diese Risikolagen. Die gegen-
wärtige Sozialwelt ist deshalb auch als „flüchtige Mo-
derne“ charakterisiert worden (Bauman 2000), die kaum
mehr stabile Bezugspunkte für die individuelle Identitäts-
arbeit zu bieten hat und den Subjekten eine endlose Suche
nach den richtigen Lebensformen abverlangt. Diese Su-
che kann zu einem „erschöpften Selbst“ führen, das an
den hohen Ansprüchen an Selbstverwirklichung und
Glück scheitert (Ehrenberg 2004). Eine aktuelle Studie
(Summer 2008) hat mehr als 300 Psychotherapieakten re-
analysiert und konnte mit dem an Ehrenberg geschärften
Blick zeigen, dass die ins Ich-Ideal verinnerlichten gesell-
schaftlichen Leistungs- und Selbstwirklichungsideolo-
gien eine destruktive Dynamik auslösen können. Es han-
delt sich bei Depression also nicht um eine „Krankheit
der Freiheit“, wie Ehrenberg sie nannte, sondern um die
Folgen einer individuellen Verinnerlichung der marktra-
dikalen Freiheitsideologien.
Wenn man den salutogenetischen Begriff der „Wider-
standsressourcen“ ernst und wörtlich nimmt, dann gehört
zu ihnen auch eine kritisch-reflexive Haltung zu jenen
normativen Vorgaben, die dem eigenen Wohlergehen
schaden könnten. Prävention und Gesundheitsförderung
der Kinder- und Jugendhilfe sollten diese kritisch-refle-
xive Haltung nicht nur den eigenen Ansprüchen und Pro-
grammen zugrunde legen, sondern den Heranwachsenden
Kompetenz in diese Richtung zutrauen und sie darin stär-
ken. Statt einer unreflektierten Fitnessperspektive wäre
die Stärkung der Selbstsorge und Selbstachtsamkeit als
normative Positionierung vorzuziehen. Zugleich müssen
die institutionellen Bedingungen der Möglichkeit zu
praktizierter Selbstsorge immer mit bedacht werden.
21.3 Gesundheitsbezogene Prävention und 
Gesundheitsförderung als Aufgaben der 
Kinder- und Jugendhilfe: Möglichkeiten 
und Grenzen
Gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung, wie sie im Teil A dieses Berichtes vorgestellt wur-
den, sind gesamtgesellschaftliche Aufgaben. Da die Kin-
der- und Jugendhilfe nur ein Akteur unter anderen ist, ist
danach zu fragen, welche besonderen Beiträge sie in die-
sen beiden Feldern zu leisten vermag und wo ihre Gren-
zen liegen.
Dabei muss man sich zunächst vergegenwärtigen, dass
die Kinder- und Jugendhilfe weder über eigene Geldmit-
tel verfügt, die zu verteilen wären, noch über Rechtsmittel
oder andere gesellschaftliche Steuerungsmedien. Viel-
mehr sind pädagogische Prozesse das vorrangige Me-
dium, mit dessen Hilfe sie ihre Leistungen erbringt, seien
es Betreuung, Erziehung, Bildung, Förderung, Unterstüt-
zung, Hilfe oder Schutz. Der Beitrag der Kinder- und Ju-
gendhilfe besteht also in der besonderen pädagogischen
Unterstützung von gesundheitsbezogener Prävention und
Gesundheitsförderung bei ihren Adressatinnen und
Adressaten.
Charakteristisch für pädagogische Verhältnisse sind dabei
ihre immanenten Paradoxien und Spannungsverhältnisse.
Abgesehen von der grundsätzlichen, spätestens seit Kant
bekannten Herausforderung jeder Pädagogik, „wie man
die Unterwerfung unter den gesetzlichen Zwang mit der
Fähigkeit, sich seiner Freiheit zu bedienen, vereinigen
könne“ (Kant 1983, S. 711; Tenorth 2002), kommt päda-
gogische Praxis nicht darum herum, neben den Anliegen
und Erwartungen der älteren Generation bzw. der Gesell-
schaft die Perspektive der Kinder und Jugendlichen zu ei-
nem zentralen Ausgangspunkt ihres Handelns zu machen.
Bezogen auf Gesundheit und Krankheit bedeutet dies,
dass jede Form der gesundheitsbezogenen Prävention und
Gesundheitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe die
entsprechenden Vorstellungen von Kindern und Jugendli-
chen berücksichtigen muss. Sie kann sich also in ihrem
Handeln nicht einfach von medizinischen Risikodiagno-
sen und salutogenetischen Befähigungsfaktoren leiten
lassen, sondern sie muss diese situativ einbetten und da-
bei Kinder und Jugendliche als Akteure begreifen und
ihre Sichtweisen und Bewältigungsstrategien zum Be-
zugspunkt ihres Handelns machen.
Darin liegen ihre Chancen, aber auch ihre Grenzen. Zwei
Beispiele mögen dies verdeutlichen: Weil viele gesund-
heitliche Herausforderungen in der Zukunft liegen, stoßen
sich entsprechende Präventionsansätze nicht selten an dem
ausgeprägten Gegenwartsbezug und den aktuell positiven
körperlichen Selbstwahrnehmungen von Kindern und Ju-
gendlichen. Oder um ein anderes Beispiel zu nennen:
Weil Risikohandeln und das Austesten von Grenzen des
eigenen Körpers und gesellschaftlicher Regeln Formen
der alterstypischen Identitätssuche von Jugendlichen dar-
stellen, prallen alle Informationen über die Gefahren etwa
von Drogenkonsum oder Alkoholmissbrauch weitgehend
ab, solange nicht diese Momente jugendlichen Alltags
mit seinen einflussreichen Peer-Kulturen in die pädagogi-
sche Praxis einbezogen werden.
Im Hinblick auf Gesundheitsförderung und gesundheits-
bezogene Prävention bietet das fachliche Profil der Kin-
der- und Jugendhilfe, neben der bereits erwähnten Akteur-
sperspektive, eine Reihe aussichtsreicher Zugänge, die
genutzt werden können und sollten. Dazu gehört das Be-
mühen um die Niedrigschwelligkeit vieler Angebote, die
Erreichbarkeit, Zugänge, Akzeptanz und gegenseitiges
Vertrauen erleichtert. Nicht minder bedeutsam sind die
Ansätze, die Sozialräume von Kindern und Jugendlichen
systematisch zu berücksichtigen. Im Hinblick auf die in
diesem Bericht herausgestellte Bedeutung von Selbst-
wirksamkeitserfahrungen für eine gesundheitsförderliche
Sozialisation ist einmal mehr auf Beteiligung hinzuwei-
sen, die eine wesentliche Voraussetzung dafür darstellt
und zudem ein in der Kinder- und Jugendhilfe weithin an-
erkannter, wenn auch noch nicht überall wirklich reali-
sierter, Standard ist. Unter dem Vorzeichen von gesund-
heitsbezogener Prävention und Gesundheitsförderung
gewinnen schließlich Fachstandards wie die Lebensver-
laufsperspektive, Geschlechter- und interkulturelle Sensi-
bilität und die Förderung von Inklusion besondere Be-
deutung.
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22 Zwölf Leitlinien
Wiederholt wurde in diesem Bericht die Bedeutung des
salutogenetischen Blicks als konzeptionellem Rahmen für
Ansätze gesundheitsbezogener Prävention und der Ge-
sundheitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe her-
vorgehoben. Die Stärkung von Lebenskohärenz und die
Ermöglichung von Selbstwirksamkeitserfahrungen bei
Heranwachsenden mit dem Ziel von mehr Befähigungs-
gerechtigkeit werden damit zu zentralen fachlichen An-
liegen der Kinder- und Jugendhilfe.
In den folgenden zwölf Leitlinien wird eine Grundhaltung
formuliert, die die Basis für die im Anschluss (vgl.
Kap. 23) folgenden Empfehlungen dieses Berichtes bil-
det; zugleich wird damit auch der Versuch unternommen,
den salutogenetischen Blick als Fachstandard in der Kin-
der- und Jugendhilfe zu konkretisieren.
Erste Leitlinie: Stärkung der Lebenssouveränität
Gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsförde-
rung von Kindern und Jugendlichen zielen auf eine Stär-
kung der Lebenssouveränität von Heranwachsenden
durch die Verminderung bzw. den gekonnten Umgang mit
Risiken und eine Förderung von Verwirklichungschan-
cen, Entwicklungs- und Widerstandsressourcen.
Zweite Leitlinie: Gesellschaftsbezug
Maßnahmen der Gesundheitsförderung und gesundheits-
bezogenen Prävention müssen Antworten auf die Fragen
beinhalten, in welche Gesellschaft Kinder und Jugendli-
che hineinwachsen und welche Ressourcen sie benötigen,
um sich an dieser Gesellschaft aktiv beteiligen zu können.
Sie benötigen also eine zeitdiagnostische Komponente.
Dritte Leitlinie: Lebenswelt- und Kontextbezug
Die Angebote zur Gesundheitsförderung und Prävention
der Kinder- und Jugendhilfe sind lebensweltbezogen zu
entwickeln. Sie sind an den sozialräumlichen Kontexten
der Heranwachsenden zu orientieren. Mädchen und Jun-
gen sollten nicht lediglich als individualisierte Träger von
medizinisch diagnostizierten Symptomen wahrgenom-
men und allein medizinisch bzw. medikamentös behan-
delt werden.
Vierte Leitlinie: Förderung positiver Entwicklungs-
bedingungen
Kinder und Jugendliche wachsen in ihrer großen Mehr-
heit gesund, selbstbewusst und kompetent auf. Sie dürfen
nicht unter einer generalisierten Risikoperspektive gese-
hen werden; notwendig sind vielmehr der Blick auf die
positiven Entwicklungsbedingungen der nachwachsenden
Generationen und Antworten auf die Frage, wie solche
Bedingungen für alle Kinder und Jugendlichen gefördert
werden können bzw. welcher unterstützender Strukturen
und gesellschaftlicher Investitionen es dazu bedarf. Im
Wissen, dass sich ein gesundes Leben und Aufwachsen
nicht einfach „naturwüchsig“ entwickeln, ist es ratsam,
dass im Sinne von „good governance“ die schon geleiste-
ten gesellschaftlichen Anstrengungen verdeutlicht und
bestehende Errungenschaften gepflegt und ggf. ausgebaut
werden.
Fünfte Leitlinie: Befähigungsgerechtigkeit
Es gibt gesellschaftliche Segmente, in denen ein gesundes
Aufwachsen bedroht ist, weil in ihnen die erforderlichen
Entwicklungs- und Widerstandsressourcen nicht vorhan-
den sind bzw. nicht an Heranwachsende weitergegeben
werden können. Hier ist vor allem die wachsende Armut
zu nennen, die in überproportionaler Weise Kinder und
Jugendliche betrifft. Die Orientierung am Ziel der Befä-
higungsgerechtigkeit verpflichtet zu Fördermaßnahmen,
die allen Heranwachsenden die Chance zum Erwerb der
Entwicklungsressourcen geben, die zu einer selbstbe-
stimmten Lebenspraxis erforderlich sind. Dabei gilt es,
aktiv an den vorhandenen Ressourcen gerade sozial be-
nachteiligter Heranwachsender anzuknüpfen, statt diese
implizit und explizit zu entwerten.
Sechste Leitlinie: Bildungsgerechtigkeit
Alle verfügbaren Daten belegen einen engen Zusammen-
hang nicht nur zwischen Einkommensarmut, sondern
auch zwischen dem Bildungsgrad von Eltern und ihren
Kindern und dem Grad an objektiver und subjektiver Ge-
sundheit. Es gilt daher, allen Kindern und Jugendlichen
möglichst früh formelle und informelle Bildungsmöglich-
keiten zu eröffnen, um damit sozialer Ungleichheit ent-
gegenzuwirken und gesundheitliche Ressourcen zu stär-
ken.
Siebte Leitlinie: Inklusion
Im Sinne der UN-Kinderrechtskonvention (§ 24) haben
alle Kinder, unabhängig von ihrem Rechtsstatus, ein
Recht „auf das erreichbare Höchstmaß an Gesundheit
sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur Be-
handlung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der
Gesundheit“. Insofern sind alle Maßnahmen an einer In-
klusionsperspektive auszurichten, die keine Aussonde-
rung akzeptiert. Inklusionsnotwendigkeiten bestehen vor
allem für Kinder, die in Armut aufwachsen, für Heran-
wachsende mit Migrationshintergrund und für Mädchen
und Jungen mit behinderungsbedingten Handlungsein-
schränkungen. Sprach-, Status- und Segregationsbarrieren
sind abzubauen und die Lebenslagen von Kindern und Ju-
gendlichen mit Behinderung sind in allen Planungs- und
Entscheidungsprozessen zu berücksichtigen (disability
mainstreaming).
Achte Leitlinie: Achtsamer Körperbezug, kommuni-
kativer Weltbezug, reflexiver Bezug
In jedem Lebensalter haben Mädchen und Jungen spezi-
fische Kompetenzen zu erwerben, die für ein gesundes
Heranwachsen von zentraler Bedeutung sind und die in
ihrer Gesamtheit ihre Handlungsbefähigung ausmachen.
Wie in den „gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen“
(vgl. Teil B) ausgeführt, reichen diese von frühem Aufbau
von sicheren Bindungen über Autonomiegewinnung, Er-
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werb von Sprache und Möglichkeiten kommunikativer
Verständigung, Bewegungskompetenz, Beziehungsgestal-
tung, Welterschließung, Beheimatung im eigenen Körper,
Umgang mit Grenzerfahrungen und Identitätsbildung bis
hin zu Entscheidungsfähigkeit und Verantwortungsüber-
nahme. Diese gesundheitsrelevanten Entwicklungsthe-
men, die von Mädchen und Jungen unterschiedlich umge-
setzt werden, lassen sich unter drei Perspektiven bündeln,
die für die Gesundheitsförderung eine besondere aktuelle
Relevanz haben:
– ein achtsamer Körperbezug,
– ein kommunikativer Weltbezug,
– ein reflexiver Bezug auf das eigene Selbst.
Neunte Leitlinie: Lebensverlaufsperspektive
Gesundheitsförderung, die sich an einer Lebensverlaufs-
perspektive ausrichtet, wird der Förderung altersspezi-
fischer Entwicklungsressourcen in den frühen Lebens-
phasen besondere Priorität einräumen, um möglichst gute
Bedingungen für die weitere Entwicklung zu schaffen.
Sie darf trotzdem die späteren Lebensphasen nicht ver-
nachlässigen. Gerade das Schul- und Jugendalter zeigt
einen besonderen Förder- und Unterstützungsbedarf im
Sinne der Erhöhung von Verwirklichungschancen, um die
anstehenden gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen
für sich selbst und bezogen auf die gesellschaftlichen An-
forderungen befriedigend bewältigen zu können.
Zehnte Leitlinie: Interprofessionelle Vernetzung
Die bestehenden Systeme der Kinder- und Jugendhilfe,
des Gesundheitswesens und der Eingliederungshilfe und
Rehabilitation müssen in einer Vernetzung auf kommuna-
ler Ebene weiterentwickelt werden, sodass – bezogen auf
die jeweiligen Personen und Gruppen – bedarfsgerechte,
passgenaue Förderkonzepte gemeinsam gestaltet und re-
alisiert werden können.
Elfte Leitlinie: Von einer Anbieter- zu einer Akteurs-
perspektive
Notwendig ist ein Paradigmenwechsel von einer Anbie-
ter- zu einer Akteursperspektive. Förderprogramme haben
sich an den Bedürfnissen und Handlungsmöglichkeiten
von Heranwachsenden und deren Familien auszurichten.
In der Konsequenz bedeutet dies eine verbindliche Parti-
zipation der Heranwachsenden und ihrer Familien an den
Leistungsangeboten der Kinder- und Jugendhilfe und der
anderen Akteure.
Zwölfte Leitlinie: Gesundheitsförderung und 
Prävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe
Gesundheitsförderung und Prävention bedürfen einer ge-
sellschaftspolitischen Rahmung und Prioritätensetzung.
In vielen Konstellationen, in denen Heranwachsende För-
derung und Unterstützung benötigen und die in hohem
Maße gesundheitsrelevant sind (Sozialpolitik, Armutsbe-
kämpfung, Integration von Migrantinnen und Migranten
und Menschen mit Behinderung, Bildung, Ökologie), ist
eine integrierte Gesamtpolitik erforderlich. Die Hand-
lungsmächtigkeit der Kinder- und Jugendhilfe, der Ein-
gliederungshilfe und Rehabilitation sowie des Gesund-
heitssystems sind begrenzt und bedürfen einer gezielten
Unterstützung der anderen Politikfelder.
23 Empfehlungen
Die folgenden Empfehlungen richten sich an die Fachpra-
xis der Kinder- und Jugendhilfe bzw. die beteiligten Ak-
teure an den jeweiligen Schnittstellen einerseits und die
Politik auf kommunaler, Landes- und Bundesebene anderer-
seits. Damit formuliert die Kommission im Sinne „nächs-
ter Schritte“ die aus ihrer Sicht wichtigsten Herausfor-
derungen in den Bereichen gesundheitsbezogene Prävention
und Gesundheitsförderung als Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe. Im Aufbau dieser Empfehlungen bildet
zunächst (1) die Fachebene der Kinder- und Jugendhilfe
den zentralen Fokus, wobei es um die Möglichkeiten und
Notwendigkeiten ihrer Beteiligung an einer qualitativen
Verbesserung der gesundheitlichen Chancen von Kindern
und Jugendlichen geht Eine nachhaltig wirksame Beteili-
gung der Kinder- und Jugendhilfe an der Gesundheitsförde-
rung ist aber an (2) arbeitsfeldübergreifende Voraussetzun-
gen gebunden, die durch verbindliche Kooperationsformen
und Netzwerkbildungen der Systeme der Kinder- und Ju-
gendhilfe, der Gesundheitsversorgung und der Eingliede-
rungshilfe zu schaffen sind. Und schließlich sind auch (3)
Herausforderungen an die Politik auf Bundes-, Landes-
und kommunaler Ebene zu formulieren, ohne die die Kin-
der- und Jugendhilfe in ihren Leistungen nicht die Wirk-
samkeit entfalten kann, die für eine Verbesserung gesund-
heitsbezogener Chancen von Heranwachsenden notwendig
ist.
23.1 Kinder- und Jugendhilfe
23.1.1 Gesundheitsförderung als fachlicher 
Standard
Die Förderung der Gesundheit von Kindern und Jugendli-
chen muss ein Ziel fachlichen Handelns in der Kinder-
und Jugendhilfe werden. Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen darf nicht als Voraussetzung der Praxis der
Kinder- und Jugendhilfe verstanden werden; vielmehr
muss die Frage im Mittelpunkt stehen, wie in dem jewei-
ligen Handlungsfeld, ggf. im Zusammenspiel mit anderen
Akteuren, altersgerecht die Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen gefördert und gesundheitliche Belastungen
vermieden werden können. Stärker als bisher bedarf es
der Berücksichtigung der gesundheitsbezogenen Folgen
von sozioökonomischer und -kultureller Benachteiligung
und der Entwicklung entsprechend gegensteuernder An-
gebote in der Kinder- und Jugendhilfe.
23.1.2 Förderung eines achtsamen Körper-
bezugs
Achtsamkeit von Mädchen und Jungen gegenüber dem
eigenen Körper – wie auch dem Körper anderer – und
eine geschlechterdifferenzierende Achtsamkeit der Fach-
kräfte gegenüber der Körperlichkeit und ihrer Bedeutung
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für die individuelle Identitätsentwicklung Heranwachsen-
der müssen deutlicher als bisher Inhalt pädagogischen
Handelns in der Kinder- und Jugendhilfe werden. Dies
gilt vor allem für Fälle, in denen der Körper Medium von
geschlechtsspezifisch unterschiedlichen Grenzerfahrun-
gen ist, also z. B. von traditionell männlichem Risikover-
halten, Magersucht bei Mädchen oder von beschädigen-
den Körperinszenierungen. Dies gilt aber ebenso auch für
den unauffälligen Alltag. Der Umgang mit dem eigenen
Körper sowie bewusste achtsame Körpererfahrungen sind
ein wichtiger Aspekt individueller Bildungsprozesse, und
dafür sollte Sensibilität gefördert werden.
Aufseiten der Fachpraxis gilt es zu verstehen, dass sich
Mädchen und Jungen auch mit Hilfe ihres Körpers im so-
zialen Feld positionieren. Für die Kinder- und Jugend-
hilfe ist es eine wichtige Aufgabe, die körperbezogenen
Symbolisierungen von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen in ihren gesellschaftlichen Kontexten zu
entziffern. Sie sollte in der Lage sein, diese Symbolisie-
rungen als Zeichen, z. B. von Szenezugehörigkeiten, des
Wohlbefindens, aber auch der Belastung oder Überfor-
derung (z. B. im Fall von psychosomatischen Stress-
symptomen) zu verstehen und sie in Beziehung mit der
sozialen Lage, der Lebensgeschichte und dem sozialen
Geschlecht zu setzen. Daraus sollten entsprechende An-
gebote resultieren, um diese Zeichen und Symbolisierun-
gen als Ressource für die Ausbildung stabiler Identitäten
zu nutzen.
23.1.3 Förderung eines kommunikativen 
Weltbezugs
Aneignung von Welt und Bildung sind ohne Kommunika-
tion nicht denkbar; Gesundheit und Wohlbefinden hängen
eng mit ihrem Gelingen zusammen. Von daher trägt die
Förderung der Aneignung von Sprache und Kommunika-
tionskompetenz fundamental zu Gesundheit und Wohlbe-
finden bei.
In den Angeboten und Einrichtungen der Kinder- und Ju-
gendhilfe sind Mädchen und Jungen und deren Eltern an-
zutreffen, die eine oder mehrere andere Sprachen spre-
chen, der deutschen jedoch noch nicht hinreichend
mächtig sind. Diese Mehrsprachigkeit ist als Ressource
zu betrachten und als erweiterte Kompetenz beim Lernen
einer zusätzlichen Sprache zu berücksichtigen. Förderung
von Sprache sollte in den Institutionen der Kinder- und
Jugendhilfe so in den Alltag integriert werden, dass Spra-
che erlernbar ist als Bestandteil einer sinnhaften Kommu-
nikation, die ihre Entsprechung in den Anforderungen des
Alltags erfährt. Das Erlernen von Sprache stellt einen
komplexen Vorgang dar, in dem Bedeutungen (vor allem
am Beginn des Sprachlernens) auch erfahrbar werden
müssen über Mimik und Gestik der Sprechenden und
über die Orte, an denen Worte und Begriffe verwendet
werden. Eine solche Sprachaneignung fördert Selbststän-
digkeit, Selbsttätigkeit und einen kommunikativen Welt-
bezug. Sie ist Sprachkursen vorzuziehen, die wenig Ver-
bindung zum Alltag der Sprachlernenden herstellen.
Die Förderung der Sprache im Alltagsgeschehen ermög-
licht es zudem, alle Kinder eines Gruppenverbandes
(Kindertagesstätten, Schulen, Freizeitgruppen etc.) einzu-
beziehen und verhindert so eine Vereinzelung von Kin-
dern in „Risikogruppen“ (im Sinne eines Etikettierungs-
vorgangs), in denen die sprachlichen Anregungen zudem
auf die jeweiligen spezifischen Erfahrungshintergründe
eingeschränkt werden.
Sprachentwicklungsförderung sollte so früh wie möglich
einsetzen. Kindertagesstätten und Tagespflege stellen
wichtige Lernorte für diejenigen Kinder dar, die nicht mit
Deutsch als Familiensprache begonnen haben bzw. in
ihren Familien zu wenig Sprachförderung erfahren. Vo-
raussetzung dafür sind eine ausreichende Zahl von Plät-
zen in der Kinderbetreuung sowie eine fachliche Sensibi-
lisierung und kontinuierliche Fortbildung aller beteiligten
Fachkräfte und Betreuungspersonen.
23.1.4 Förderung eines reflexiven Bezugs 
auf das eigene Selbst
Der salutogenetische Ansatz rückt das Kohärenzgefühl
im Sinne eines reflexiven Bezugs auf das eigene Selbst
als zentrale Bedingung für psychische und körperliche
Gesundheit in den Mittelpunkt aller Überlegungen zur
Gesundheitsförderung. Als Kohärenzsinn wird ein positi-
ves Bild der eigenen Handlungsfähigkeit verstanden, das
von der Erwartung bewältigbarer Anforderungen und der
Gewissheit der Selbststeuerungsfähigkeit sowie der Ge-
staltbarkeit der eigenen Lebensbedingungen getragen ist.
Der Kohärenzsinn ist zudem durch das Bestreben charak-
terisiert, den eigenen Erfahrungen einen subjektiven Sinn
zu geben und sie mit den eigenen Wünschen und Bedürf-
nissen in Einklang zu bringen. In der Gewinnung eines
reflexiven Bezugs auf das eigene Selbst ist die Erfahrung
von äußeren und inneren Grenzen ebenso wichtig wie die
Chance, eigene Identitätsgrenzen zu erkunden und zu be-
haupten. Das Kohärenzgefühl repräsentiert die Überzeu-
gung, eine für sich selbst stimmige Passung zwischen der
inneren und äußeren Realität erreicht zu haben. Je weni-
ger es dagegen gelingt, für sich Lebenssinn zu konstruie-
ren, desto weniger besteht die Möglichkeit, sich für oder
gegen etwas zu engagieren und Ressourcen zur Realisie-
rung spezifischer Ziele zu mobilisieren.
Die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe sollten für He-
ranwachsende altersadäquate Gelegenheitsstrukturen schaf-
fen, Kohärenzgefühl und Kompetenzen zu erwerben, die
widerstandsfähiger gegen psychosoziale Belastungen ma-
chen. Junge Menschen sind dadurch auch zu einem acht-
samen, selbstreflexiven Umgang mit der eigenen Person
zu befähigen, um ihre Entwicklungspotenziale optimal
entfalten und ausschöpfen zu können.
23.1.5 Stärkere Berücksichtigung unter-
schiedlicher Entwicklungspfade 
und Ressourcen
Gesundheitliche Entwicklung folgt je nach Alter, sozialer
Lage, Geschlecht, sozioökonomischem und kulturellem
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Hintergrund sowie verfügbaren individuellen und institu-
tionellen, privaten und öffentlichen Ressourcen unter-
schiedlichen Entwicklungspfaden. In allen Feldern der
Kinder- und Jugendhilfe bedarf es einer stärkeren kon-
zeptionellen Orientierung der Strategien zur gesundheits-
bezogenen Prävention und Gesundheitsförderung an die-
sen Unterschieden. Besondere Bedeutung kommt dabei
den – geschlechtsspezifisch zu differenzierenden – Be-
dingungen des Aufwachsens in Armutslagen, mit Migra-
tionshintergründen und mit Behinderung zu, auf die im
Folgenden kurz eingegangen wird.
23.1.5.1 Aufwachsen in Armutslagen
Für sozial benachteiligte Kinder, Jugendliche und ihre Fa-
milien ist ein niedrigschwelliger Zugang zu allen Ange-
boten gesundheitsbezogener Prävention und Gesundheits-
förderung sicherzustellen. Der Ausbau der öffentlichen
Angebote des Erziehungs- und Bildungssystems (z. B.
Ganztagsbetreuung bzw. -schulen) ist ebenso notwendig
wie die Integration dieser Kinder und Jugendlichen in die
Freizeitangebote der Kinder- und Jugendhilfe (z. B. in
Form zielgruppenspezifischer Sportangebote).
– Dazu ergänzend sind überall dort Möglichkeiten der
Kostenerstattung zu schaffen, wo Kinder und Jugend-
liche aus finanziellen Gründen von gesundheitsför-
dernden Angeboten ausgeschlossen sind, z. B. von
Angeboten gesundem Mittagessen in Ganztagseinrich-
tungen, von Sportvereinen oder Ferienerholungsange-
boten.
– Weiter sollten kompensatorische Programmansätze er-
arbeitet werden, die zur Überwindung der gesell-
schaftlichen Segregation von Kindern und Jugendli-
chen beitragen, indem die Programmansätze auf ihre
Zugangsbarrieren für bestimmte Gruppen überprüft
und diese beseitigt werden (so sollten z. B. Ferien-
angebote wohnortnah und gut erreichbar sein, damit
auch benachteiligten Familien oder Familien mit Mi-
grationsgeschichte ihre Nutzung erleichtert wird).
Zur Verbesserung der Erreichbarkeit müssen niedrig-
schwellige, aufsuchende Dienste zur Unterstützung von
Erziehung und Sozialisation der Kinder aus sozial be-
nachteiligten Familien – von der Schwangerschaft bis zur
Vorschulerziehung – zum Regelangebot in jedem Jugend-
amtsbezirk werden.
Angebote gesundheitsbezogener Prävention und Gesund-
heitsförderung im Kindes- und Jugendalter müssen darauf
abzielen, dass die mit Armut bei Kindern und Jugendli-
chen einhergehenden gesundheitlichen Belastungen und
Einschränkungen nicht als unveränderbare Normalität er-
fahren werden. Es ist deshalb eine wichtige Aufgabe der
Fachpraxis, das Erfahren und Einüben einer gesundheits-
bezogenen Lebensführung und der Achtsamkeit gegen-
über dem eigenen Körper zu ermöglichen. Zudem ist
frühzeitig die Erfahrung von Selbstwirksamkeit zu för-
dern, um den Folgen von Ausgrenzungs- und Mangel-
erfahrungen zu begegnen.
23.1.5.2 Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund
Wie viele andere öffentliche, politische und fachliche De-
batten läuft auch die Diskussion zum Thema Gesundheit
und Migration Gefahr, die Aspekte Migrationshinter-
grund und Staatsangehörigkeit zu stark zu gewichten und
die soziale Lage von Migrantinnen und Migranten zu we-
nig zu berücksichtigen. Gegenüber dieser Kulturalisie-
rung bzw. Ethnisierung der gesundheitlichen Belastungen
von Heranwachsenden mit Migrationshintergrund muss
betont werden, dass bei der zweiten und dritten Gene-
ration die Migrationsgeschichte zunehmend hinter die so-
ziale Ungleichheit zurücktritt.205 Gerade im Hinblick auf
die Weiterentwicklung differenzierter, bedarfsgerechter
Ansätze gesundheitsbezogener Prävention und Gesund-
heitsförderung in der Kinder- und Jugendhilfe muss diese
Einsicht stärker als bisher orientierend wirken.
Notwendig ist eine Perspektive auf Heranwachsende mit
Migrationshintergründen, die sich von der Annahme löst,
dass sie spezifische Identitätsprobleme haben müssten, da
ihre bi- oder multikulturellen Bezugssysteme automatisch
zu einem Hindernis würden. Erst in jüngerer Zeit wird an-
erkannt, wie sehr Identitätsarbeit unter Bedingungen der
Spätmoderne für alle Heranwachsenden der Herstellung
eines Patchworks gleicht, so dass „hybride Identitäten“
eher die Regel geworden sind. Die darin enthaltene Mehr-
fachzugehörigkeit kann eine wichtige Ressource für Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund sein, be-
darf aber der gesellschaftlichen Anerkennung.
Alle Heranwachsenden mit Migrationshintergrund und
ihre Familien müssen unabhängig von ihrem Rechtsstatus
Zugang zu Angeboten gesundheitsbezogener Prävention
und Gesundheitsförderung erhalten.
Es bedarf zudem der Verbesserung des Angebots von
Dolmetscherdiensten, vor allem für den Bereich der Früh-
förderstellen, Kindertagesstätten, Schulen, beruflichen
Bildungseinrichtungen sowie für Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe wie Allgemeiner Sozialer Dienst, Eltern-
beratung oder Hilfeplanung. Über diese „Brücke“ könnten
für die betroffenen Familien, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen auch die Zugänge in das Gesundheitssys-
tem und die Eingliederungshilfe erleichtert bzw. in vielen
Fällen überhaupt erst eröffnet werden.
23.1.5.3 Kinder und Jugendliche mit 
Behinderungen
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe können am ehes-
ten dann auf die individuellen Fördernotwendigkeiten
von Kindern und Jugendlichen, die mit unterschiedlichen
Beeinträchtigungen, Ressourcen und Lebensstilen auf-
wachsen, abgestimmt werden, wenn die Heranwachsen-
den als Experten in eigener Sache gesehen und sie bzw.
ihre Familien und Interessenvertretungen vor Ort in alle
sie unmittelbar oder mittelbar betreffenden Planungen
und deren Umsetzung einbezogen werden. Dabei ist ins-
205  Vgl. auch Bundesjugendkuratorium 2008.
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besondere ihre Kompetenz zur Selbsthilfe wertzuschät-
zen. Als Leitprinzip hat die „Barrierefreiheit“ in einem
umfassenden Sinn zu gelten.
Die besonderen Kompetenzen von Familien mit behin-
derten Kindern müssen respektiert und ihre Expertise für
das gesunde Aufwachsen ihrer Kinder als Ressource er-
schlossen werden, indem ihnen beispielsweise ein besse-
rer Zugang zu den allgemeinen Beratungsangeboten der
Kinder- und Jugendhilfe eröffnet wird bzw. sie darin be-
stärkt werden, Erziehungs- und Familienberatungsstellen
als ein Angebot wahrzunehmen, das auch an sie adressiert
ist.
Im Bereich der bereits realisierten Kooperationen (insbe-
sondere bei den Angeboten der frühen Förderung bzw.
der Frühförderung) müssen Beratung, Begleitung und
Unterstützung von Erzieherinnen durch Frühförderinnen
im Integrationsgeschehen der Kindertagesstätte finanziert
werden; Entsprechendes gilt für Mehraufwendungen für
die Begleitung von Heranwachsenden mit Behinderungen
in Bildungseinrichtungen oder auch in Freizeitangebote.
Für den pädagogischen Umgang mit Kindern und Jugend-
lichen mit (drohender) seelischer Behinderung in den
Erziehungs- und Eingliederungshilfen sind dringend
Verbesserungen in der Qualifizierung der Fachkräfte not-
wendig (vor allem in den Bereichen Traumasensibilität
und Traumapädagogik, Umgang mit Bindungsstörungen,
systemische Familienarbeit).
23.1.5.4 Kinder von psychisch, sucht- und 
chronisch erkrankten Eltern oder 
von Eltern mit Behinderungen sowie 
Heranwachsende mit behinderten 
Geschwistern
Die Kinder- und Jugendhilfe muss über ein profundes
Wissen um die jeweiligen Kompetenzen und Aufgaben
der Erwachsenenpsychiatrie bzw. der Suchthilfe und an-
derer Bereiche des Gesundheitssystems verfügen. Ebenso
müssen diese Disziplinen mit den Kompetenzen und Auf-
gaben der Kinder- und Jugendhilfe vertraut sein. Dieser
Informationsaustausch und der Erwerb von Koopera-
tionswissen sollten Gegenstand der jeweiligen kommuna-
len Kooperations- und Netzwerkarbeit werden. So muss
in der Behandlung und Beratung von psychisch oder
suchtkranken Eltern regelhaft die Frage gestellt werden,
ob sie Kinder haben und ob diese ausreichend betreut
werden, um ggf. den Kontakt zur Kinder- und Jugendhilfe
herstellen zu können. Die Kinder- und Jugendhilfe sollte
ihrerseits in Kliniken und Arztpraxen auf ihre Angebote
hinweisen und in Kliniken auch zugehende Angebote ma-
chen – auch um den Eltern die Angst vor „dem Jugend-
amt, das die Kinder wegnimmt“, zu nehmen. Denn diese
Angst ist neben mangelnder Information der Eltern ein
Grund dafür, dass die Kinder- und Jugendhilfe – zum
Nachteil der Kinder – zu wenig in Anspruch genommen
wird.
Für die betroffenen Kinder und Jugendlichen sollte es zu-
dem in Kindertagesstätten und Schulen die Möglichkeit
geben, sich über Angebote der Kinder- und Jugendhilfe
zu informieren, und sie sollten unterstützt werden, sich
ggf. auch an die Kinder- und Jugendhilfe zu wenden. Zu-
dem sollten Kindertagesstätten und Schulen altersgerecht
für die Kinder und Jugendlichen sowie in der Elternarbeit
die Themen „psychische, Sucht- und chronische Erkran-
kungen und Behinderungen“ aufgreifen, da diese Pro-
blemlagen einen hohen und zunehmenden Verbreitungs-
grad haben.
Geschwister von Kindern und Jugendlichen mit Behinde-
rung bedürfen dann der besonderen Aufmerksamkeit der
Kinder- und Jugendhilfe, wenn die Gefahr besteht, dass
sie aufgrund der verständlichen vorrangigen Sorge der El-
tern für das behinderte Geschwisterkind vernachlässigt
oder überfordert werden.
23.1.6 Kindheit bis 12 Jahren: Erziehungs-
partnerschaften, frühe Förderung und 
Herausforderungen der Gesundheits-
förderung mit dem Schuleintritt
Die für das weitere Leben so bedeutsame Entwicklung
einer sicheren Bindung und eines angemessenen Auto-
nomiestrebens als den zentralen gesundheitsrelevanten
Entwicklungsthemen der ersten Lebensjahre erfordert
zwingend eine frühe Förderung aller Kinder. Dazu ist es
notwendig, dass die unterschiedlichen Formen der psy-
chosozialen Familienbildung und -förderung und der Be-
treuung, Erziehung und Bildung von Kindern zusammen-
geführt und stärker aufeinander bezogen werden. So
können universell und breit angelegte Angebote für El-
tern geschaffen werden, die es ermöglichen, die Bezie-
hungs- und Erziehungskompetenzen der Eltern zu stär-
ken, wobei die Eltern als wichtige Unterstützer der
Entwicklung ihrer Kinder und als im Prinzip kompetente
Partner der Professionellen anzusprechen sind. Ange-
sichts wachsender Herausforderungen und damit einher-
gehender Verunsicherungen von Eltern liegen besondere
Chancen darin, diejenigen Eltern, die für Unterstützung
offen sind, frühzeitig in ihren Erziehungs- und Bezie-
hungskompetenzen zu stärken. Dabei sollte positives Eltern-
verhalten gefördert und möglichen Entwicklungs- und
Gesundheitsproblemen ihrer Kinder vorgebeugt werden.
Die vielfältigen in Modellprojekten erprobten Angebote
der Familienbildung (z. B. Das Baby verstehen, Auf den
Anfang kommt es an, Wir werden Eltern, Opstapje, Ruck-
sack, HIPPY, Elterntalk) sind möglichst zu einem für alle
Familien erreichbaren und zugänglichen Standardangebot
zu entwickeln. Modellhaft ist zu erproben, derartige Pro-
gramme flächendeckend anzubieten. Die aktive Einbezie-
hung der Eltern und die Nutzung ihrer Selbsthilfepoten-
ziale bzw. des „helper-principle“, das in einigen dieser
Programme enthalten ist, sind besonders geeignet, auch
Familien mit Migrationshintergrund und Prekariatserfah-
rungen zu erreichen. Das „Early excellence“-Konzept
oder daran angelehnte Programme wie das der Kinder-
tageszentren liefern sinnvolle Rahmenkonzepte für solche
integrativen Gesamtangebote und sollten zu einem ver-
bindlichen Ansatz beim Aufbau von Angeboten der frü-
hen Förderung werden. Der Unterstützungsbedarf von
Eltern reicht, da Grenzen zwischen Normalität, Belastung
und Entwicklungsgefährdung fließend sind, von Informa-
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tionen über die Entwicklung, die Bedürfnisse und das
Verhalten von Säuglingen und Kleinkindern über gezielte
Unterstützung und Anleitung bis hin zur Prävention von
Kindeswohlgefährdung.
Auf diesen Wegen lassen sich auch Familien, in denen
Kinder durch (drohende) Misshandlung oder Vernachläs-
sigung gefährdet sind, soweit als möglich verlässlich er-
reichen. Diese letztgenannte und relativ zur Gesamtbe-
völkerung kleine Gruppe von hoch belasteten Familien
kann auf diese Weise frühzeitig, niedrigschwellig und
nicht stigmatisierend angesprochen und ggf. für weiter-
gehende und spezifisch angelegte Hilfen gewonnen wer-
den.
Frühe Förderung und präventiver Kinderschutz bedürfen
einer fallbezogenen intelligenten Kombination von wirk-
samen allgemeinen Angeboten, die sich an alle Familien
richten (universelle Förderung), und darauf aufbauender
Angebote, die spezifisch auf die jeweils besonderen Pro-
blemlagen von Eltern zugeschnitten sind (selektive För-
derung für Eltern mit psychischer oder Suchterkrankung,
jugendliche und alleinerziehende Mütter etc.).
Die frühe Förderung von Säuglingen und Kleinkindern ist
ebenso wie der Kinderschutz eine interdisziplinäre und
interprofessionelle Aufgabe, die nicht mit den Kompeten-
zen einer isolierten Disziplin oder nur einer professionel-
len bzw. institutionellen Zuständigkeit abgedeckt und ge-
löst werden kann.
Ziel muss es sein, passgenaue Angebote für die frühe
Kindheit vorzuhalten und die bestehenden Angebots-
strukturen zu optimieren und ggf. zu ergänzen. Daher
müssen hohe Anforderungen an Kooperation und Vernet-
zung zwischen Helfern und Hilfesystemen gestellt wer-
den.
Im Bereich der frühen Kindheit ist es insbesondere wich-
tig, Angebote von Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheits-
system und ggf. Frühförderung systematisch miteinander
zu koordinieren und auf der Basis bestehender sozial-
rechtlicher Grundlagen, Leistungsansprüche und vorhan-
dener Angebote bzw. Zuständigkeiten auf Praxistauglich-
keit und Wirksamkeit zu prüfen.
Vernetzungsstrukturen sollen ausdrücklich auf bestehen-
den Regelstrukturen aufbauen und in diese eingebunden
werden. In den ersten Lebensmonaten von Säuglingen ha-
ben oft nur Professionelle im Gesundheitssystem (das
Personal in Geburtskliniken, Hebammen oder Kinder-
und Jugendärztinnen und -ärzte) Kontakt zu jungen El-
tern. Zuständig für weitergehende Hilfen ebenso wie für
die Sicherung des Kindeswohls durch den Schutz von
Kindern vor Vernachlässigung und Misshandlung ist
jedoch die Kinder- und Jugendhilfe. Hier ist eine enge
Kooperation mit geregelten und verlässlichen Abspra-
chen und Verfahrenswegen zwingend. Dies betrifft auf
der sozialrechtlichen Ebene die Schnittstelle zwischen
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) für den
Gesundheitsbereich und dem Achten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB VIII) für den Bereich der Kinder- und Ju-
gendhilfe. Für Kinder mit Behinderungen betrifft es die
Schnittstelle zum Neunten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB IX) mit den Regelungen zu Rehabilitation und Teil-
habe behinderter Menschen.
In Bezug auf Kinderschutz – der nicht nur für Kleinkin-
der, sondern für Heranwachsende aller Altersstufen zu
gewährleisten ist – sind einzelne punktuelle Maßnahmen
wie verpflichtende Früherkennungsuntersuchungen unzu-
reichend. Lokale Netzwerkstrukturen, die etwa über
Runde Tische als ein Instrument interdisziplinärer und in-
terprofessioneller Einbindung von Personen und Institut-
ionen organisiert sind, sowie ergänzende kleinere arbeits-
fähige Arbeitsgruppen zur Planung und Steuerung
scheinen sich zu bewähren. Für einen nachhaltigen und
über die frühe Kindheit hinausreichenden Kinderschutz
und die dauerhafte Etablierung entsprechender Strukturen
ist unbedingt eine administrative und finanzielle Veranke-
rung und Steuerung in der Kommune ebenso wie durch
die Länder notwendig. Nur dadurch lassen sich die erfor-
derlichen Netzwerkstrukturen verbindlich auch flächen-
deckend und nachhaltig etablieren. Erste Beispiele finden
sich etwa im Kinderschutzgesetz des Landes Rheinland-
Pfalz oder den Förderrichtlinien des Landes Bayern.
Die gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen für das
Alter von 3- bis 6 Jahren beziehen sich auf die Bereiche
Sprechen, Bewegen und Achtsamkeit bzw. soziales Ler-
nen, die sich in dieser Altersstufe entscheidend ausdif-
ferenzieren. Dabei sind die Entwicklungen in den drei
Bereichen eng verknüpft. So ist, wie in Kapitel 6 und
22.1.3 schon deutlich wurde, die Förderung von Sprach-
oder anderen Kommunikationsfähigkeiten nicht nur un-
abdingbar für die Entwicklung eines kommunikativen
Weltbezugs, sondern auch für die Ausbildung sozialer
Achtsamkeit. Die Förderung der Freude an Bewegung
und genussvoller, gesunder Ernährung ist nicht nur not-
wendig für die Entwicklung eines achtsamen und posi-
tiven Körperbezugs (vgl. Kap. 23.1.2), sondern auch für
die Entwicklung von Handlungskompetenzen und Selbst-
wirksamkeitsüberzeugungen. Die Unterstützung aller Kin-
der dieses Alters beim Erwerb ausreichender Ressourcen
in den genannten Bereichen ist deshalb unverzichtbar,
weil sie von großer Bedeutung für die gesamte körper-
liche, kognitive und psychosoziale Entwicklung im wei-
teren Lebensverlauf sind.
Mädchen und Jungen im Schulalter stehen vor der Auf-
gabe, sich ihre Welt anzueignen, sie zu gestalten, Bezie-
hungen einzugehen und sich im System der Schule zu be-
währen. Wie die Daten zeigen, steigt die gesundheitliche
Belastung der Kinder – und besonders der Jungen – nach
dem Schuleintritt an. So haben Ernährungsprobleme,
Übergewicht, chronische Erkrankungen wie etwa Aller-
gien sowie psychische Probleme bzw. Verhaltensauffäl-
ligkeiten wie Aufmerksamkeits-Defizit-/Hyperaktivitäts-
Syndrom (ADHS) oder die sogenannten Störungen des
Sozialverhaltens einen immer höheren Anteil an schulbe-
zogenen Problemdiagnosen. Hier vollzieht sich eine pro-
blematische Entwicklung an der Schnittstelle von alltägli-
cher und schulischer Lebenswelt, die oft zu schnell
medikalisiert wird. Der alleinige Einsatz von pharmazeu-
tischen Mitteln, die zudem nicht immer leitlinienorien-
tiert bzw. ohne begleitende Elternberatung und Therapie
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durchgeführt werden, spiegelt auch den hohen Leidens-
druck der Beteiligten wider. Dennoch muss die einseitige
Betrachtung von Defiziten ergänzt werden um die Wert-
schätzung der Stärken und Bewältigungsstrategien der
betroffenen Kinder und Jugendlichen und ihrer Familien.
Es bedarf gezielter psychologisch-pädagogischer Bera-
tungs- und Trainingsangebote sowie der Anregung von
Eltern, sich in Selbsthilfegruppen handlungsorientiert mit
den Problemerfahrungen der Kinder und der Familien
auseinanderzusetzen.
Dem Anstieg gesundheitlicher Belastungen im Schulalter
ist seitens der Kinder- und Jugendhilfe und besonders in
ihrer Kooperation mit der Schule vermehrt Aufmerksam-
keit zu schenken. Vor allem muss die Thematik konti-
nuierlich in den Ganztagsangeboten aufgegriffen werden,
wobei eine verbindliche Einbindung des Gesundheitssys-
tems, speziell des Kinder- und Jugendgesundheitsdienstes
sinnvoll und aussichtsreich erscheint. Nach den ver-
gleichsweise breit angelegten öffentlich unterstützten An-
geboten gesundheitsbezogener Prävention und Gesund-
heitsförderung in den Kindertagesstätten bietet sich an
dieser Stelle eine gute Anschlussmöglichkeit zur Gesund-
heitsförderung im Schul- und Jugendalter und damit eine
Chance für frühzeitige Prävention von gesundheitlichen
Belastungen, die bis ins Erwachsenenalter hineinwirken
bzw. sich erst dann zu ernsthaften Beeinträchtigungen
entwickeln.
Erforderlich ist also eine Verbesserung der Gesundheits-
förderung im Bereich Ganztagbetreuung einschließlich
der Schaffung guter Bedingungen für stabile Koopera-
tionen zwischen Kindertagesstätte, Schule, Kinder- und
Jugendhilfe und Gesundheitssystem, insbesondere des
jugendmedizinischen Dienstes im Öffentlichen Gesund-
heitsdienst.
23.1.7 Jugendalter: Unterstützung bei der 
Entwicklung von Lebenskohärenz 
und Selbstwirksamkeit
Es bedarf einer stärkeren fachlichen (und politischen)
Aufmerksamkeit für die gesundheitlichen Herausforde-
rungen und Risiken des Jugendalters. Die in diesem Be-
richt genannten alterstypischen Entwicklungsthemen
(Körper spüren, Ausloten von Grenzen, Entwicklung ei-
ner eigenen Identität) und die beschriebenen Potenziale
und Risiken im Jugendalter erfordern es, dass dieser Al-
tersgruppe gerade unter dem Vorzeichen Gesundheit zu-
künftig eine der frühen Kindheit vergleichbare Aufmerk-
samkeit gewidmet wird.
Die vorliegenden Daten zeigen, dass im Jugendalter psy-
chosoziale Probleme wie Suchtphänomene, Essstörun-
gen und Depressionen zunehmen. Diese Zunahme ver-
weist auf spezielle Risikokonstellationen, die das
Aufwachsen unter spätmodernen Bedingungen kenn-
zeichnen. Neben jugendtypischen Formen der Identitäts-
arbeit, zu denen es auch gehört, die Grenzen der Entwick-
lungs- und Gestaltungsmöglichkeiten in der eigenen
Lebenswelt auszutesten, gibt es zeittypische gesellschaft-
liche Bedingungen, die suchtfördernden Charakter haben,
so z. B. Angebote zu exzessivem Alkoholkonsum und
Möglichkeiten exzessiver Mediennutzung.
Die Verunsicherungen in Bezug auf realistische und er-
reichbare Lebensziele, die scheinbare Grenzenlosigkeit
von Konsumangeboten oder die – nicht selten illusio-
näre – Vermehrung von Optionen erschweren die Arbeit
an der eigenen Identität und an einer tragfähigen Lebens-
kohärenz und den damit verbundenen Grenzmarkierun-
gen.
In den Zusammenhang risikoreicher jugendlicher Erfah-
rungswelten sind auch die steigenden Depressionsraten
von Heranwachsenden einzuordnen. Generell wird von
einer „Volkskrankheit Depression“ gesprochen, die aller-
dings gerade bei Kindern, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen noch über den Bevölkerungsdurchschnitt hi-
naus erhöhte Zuwachsraten zeigt. In diesem Phänomen
spiegelt sich ein gesellschaftliches Anforderungsprofil an
Heranwachsende, das ihre Bewältigungsressourcen über-
steigt und ihnen das Gefühl vermittelt, gestellten Aufga-
ben nicht gewachsen zu sein bzw. nicht auf die benötigte
soziale Unterstützung zurückgreifen können. Hier ist die
Kinder- und Jugendhilfe zu speziellen Angeboten für die
Jugendlichen aufgerufen, die ihnen die Chance geben, re-
alistische Lebenspläne und sinnvolle Grenzziehungen in
der eigenen Lebensgestaltung zu entwickeln und wirk-
same Formen der Alltagsbewältigung zu realisieren. Es
ist auch notwendig, ein kritisches Bewusstsein der Ju-
gendlichen dafür zu fördern, welche Menschenbilder und
Konsumstile ihnen begegnen, welche ideologischen Pro-
grammierungen damit verbunden sind und wie man sich
diesen entziehen kann.
Zur Unterstützung bei der Bewältigung von Übergängen
(z. B. von der Schule in den Beruf) ist eine intensive Ko-
operation zwischen (Berufs-)Schule, Berufsbildungswer-
ken, Jugendhilfe und Gesundheitswesen vonnöten.
Die gesundheitlichen Herausforderungen und Risiken des
Jugendalters stehen in engem Zusammenhang mit der ab-
nehmenden Bedeutung der familialen Lebenswelt und der
wachsenden Bedeutung außerfamilialer Lebenswelten
(u. a. Peer Group, Medien, Schule), die neue, vor allem
soziale Entwicklungsaufgaben stellen. Gesundheitsförde-
rung und gesundheitsbezogene Prävention müssen dies
altersgruppenbezogen, geschlechtssensitiv sowie die je-
weiligen kulturellen und sozioökonomischen Hinter-
gründe einbeziehend berücksichtigen. Gefördert werden
müssen Angebote der Lebensberatung, die dem Prinzip
des „Peer Counseling“ folgen (z. B. Jugendtelefonbera-
tung, moderierte lebensweltnahe Internetforen), also
einen hohen Anteil an Selbsthilfe bzw. -organisation bein-
halten.
Da Jugendliche in ambulanten, teilstationären und statio-
nären Hilfen zur Erziehung in der Regel stärker als
Gleichaltrige in körperlicher und psychischer Hinsicht
gesundheitlich belastet sind und über weniger personale
und soziale Ressourcen verfügen, ist es notwendig, ihnen
von Anfang an genügend intensive, aber an ihre Lebens-
welt anschlussfähige, nicht ausgrenzende und gut mit
dem Gesundheitssystem vernetzte Hilfen zu gewähren,
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um Abbrüche von Hilfen und „Verschiebebahnhöfe“ zwi-
schen Kinder- und Jugendhilfe und Kinder- und Jugend-
psychiatrie zu vermeiden. Von daher sollten die mit der
Durchführung der Hilfen betrauten Fachkräfte besser aus-
und fortgebildet werden und zudem über die notwendigen
Zeitressourcen verfügen, um einerseits mit den Bedürf-
nissen und Auffälligkeiten dieser jungen Menschen bes-
ser umgehen und andererseits die Kooperation mit dem
Gesundheitssystem „auf gleicher Augenhöhe“ leisten zu
können. Verstärkt werden müssen auch die Anstrengungen,
Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund die
für sie erforderlichen Hilfen zur Erziehung zugänglich zu
machen, wobei besonderes Augenmerk auf die Überwin-
dung von sprachlichen und kulturellen Hürden und auf
die Herstellung einer guten Kooperation mit den Eltern
gelegt werden muss.
Die Weiterentwicklung der fachlichen Ansätze der Arbeit
mit Jugendlichen bedarf einer größeren Aufmerksamkeit
und Impulsgebung durch öffentliche Darstellung von
„Best practice“- Beispielen, die auch Anlässe für die not-
wendige positive Identifikation mit den dringenden Auf-
gaben in dieser Altersstufe bieten.
23.1.8 Junge Erwachsene: Übergänge 
unterstützen
Gesundheitsrisiken und gesundheitliche Beeinträchtigun-
gen junger Erwachsener stellen einen besonderen Hand-
lungsbedarf dar, der verstärkte Aktivitäten der Kinder-
und Jugendhilfe erforderlich macht, um materielle, soziale,
psychische, intellektuelle und körperliche Ressourcen zu
unterstützen und allen jungen Menschen einen Berufsein-
stieg und eine möglichst selbstständige Lebensführung zu
ermöglichen. In besonderer Weise sind Selbstwirksam-
keitserfahrungen von jungen Frauen und Männern mit
Armuts-, Migrations- und/oder Behinderungserfahrun-
gen zu fördern.
Junge volljährige schwangere Frauen, die sich in belas-
tenden, unsicheren Lebenssituationen befinden, bedürfen,
ggf. zusammen mit ihrem Partner, ergänzend zur medizi-
nischen Schwangerschaftsvorsorge der besonderen Un-
terstützung. Viele von ihnen übernehmen die Verantwor-
tung, ihr Kind alleine zu versorgen und zu erziehen. Sie
gehen damit das höchste Armutsrisiko in unserer Gesell-
schaft ein, und ihre Gesundheit und ihr Wohlbefinden und
auch das ihrer Kinder sind häufig in hohem Maße be-
droht. Im Interesse der gesunden Entwicklung und zum
Schutz des Kindes stellt sich der Kinder- und Jugendhilfe
und dem Gesundheitssystem eine komplexe Aufgabe, die
sowohl die berufliche und psychosoziale Förderung der
Mütter als auch die Entwicklungsförderung der Kinder
einschließt. Es bedarf der gesetzlichen Regelung, dass
diese notwendige Unterstützung zukünftig vonseiten der
Kinder- und Jugendhilfe in verbindlicher Kooperation mit
dem Gesundheitssystem regelhaft erbracht werden kann.
Überdies geht es grundsätzlich darum, junge Erwachsene
darin zu unterstützen, die Entwicklungsthemen ihres Le-
bensalters ohne allzu große Belastungen zu bewältigen:
nämlich in guter Weise die nötigen Entscheidungen zu
treffen, Intimität zu leben und Verantwortung zu überneh-
men. Da die Familie für ein gesundes Aufwachsen unver-
zichtbar bleibt, sollte jungen Erwachsenen, insbesondere
mit Armuts-, Migrations- und Behinderungserfahrungen,
in Kooperation von Gesundheitshilfe mit Familienbil-
dungsstätten verstärkt angeboten werden, sich auf das Zu-
sammenleben mit Partner und Kind(ern) in einer eigenen
Familie vorzubereiten.
23.1.9 Fort-, Aus- und Weiterqualifizierung 
der Fachkräfte
Gesundheitsbezogene Prävention und Gesundheitsför-
derung in der Kinder- und Jugendhilfe erfordern eine re-
flexive Professionalität. Die Fachkräfte der Kinder- und
Jugendhilfe bedürfen gezielter Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung in gesundheitswissenschaftlichen Grundlagen (z. B.
Salutogenese, Empowerment, New Public Health, Trans-
fer der medizinischen und entwicklungspsychologischen
Forschungsergebnisse in die Praxis) sowie in Koopera-
tionswissen in Bezug auf Gesundheitsdienste, Eingliede-
rungshilfe und Rehabilitation. Fort- und Weiterbildungs-
bedarf besteht auch für die Planung, Durchführung und
Evaluation von Projekten der Gesundheitsförderung so-
wie – besonders dringend – im interprofessionellen Be-
reich zu früher Förderung. Die Fort- und Weiterbildung
sollte in Zusammenarbeit mit den Landesvereinigungen
für Gesundheit bzw. den entsprechenden Einrichtungen
auf Landesebene erfolgen. Ein zukunftsträchtiges Modell
interdisziplinärer Fort- und Weiterbildung mit dem Vor-
teil der Breitenwirkung und des systematischen Up-
Dating sind E-Learning-Angebote und die Entwicklung
von Kompetenznetzstrukturen. Hier sollten ggf. Schwer-
punktstudiengänge mit Bachelor- und Masterabschluss
etabliert werden.
23.1.10 Gesundheitsfördernde institutionelle 
Kulturen in den Einrichtungen und 
Angeboten der Kinder- und Jugendhilfe
Gesundheitsfördernde und präventive Programme müs-
sen eingebettet sein in unterstützende institutionelle Kul-
turen. Neben der Verankerung von Verfahren und Rege-
lungen in den Einrichtungen und Angeboten gehören
dazu auch (analog der Diskussion zur Schulkultur) die
entsprechenden institutionellen Ressourcen und Rahmen-
bedingungen für die Fachkräfte, sowie Qualifikationen
und Formen professionellen Handelns. Besondere Bedeu-
tung kommt dabei dem Leitungshandeln zu. Diese As-
pekte scheinen in vielen Projekten, die im hohen Maße
auf die Kinder bzw. Jugendlichen bezogen sind, bislang
weitgehend außer Acht gelassen worden zu sein.
23.1.11 Wirkungsorientierte Qualitäts-
entwicklung und die Entwicklung 
von Standards und Leitlinien
Um die Nachhaltigkeit der eigenen Bemühungen zu si-
chern, bedarf es eines verbindlichen gesundheitsbezoge-
nen Qualitätsmanagements in der Kinder- und Jugend-
hilfe, das sich an den disziplinären und professionellen
Eckpunkten der sozialen Arbeit wie kontextualisierter
Wirksamkeit (Frage nach der Wirksamkeit vor Ort) und
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der Einbeziehung sozialer Dimensionen der Nutzerinnen
und Nutzer (Lebenslage, Biografie, soziales Geschlecht
etc.) orientiert. Versuche, die Wirksamkeit spezifischer
Maßnahmen nachzuweisen, ohne damit den Anforde-
rungsnormen der Evidenzbasierung im biomedizinischen
Sinne zu folgen, sind im Public Health-Kontext unter-
nommen worden. Im Rahmen der Entwicklung eines al-
ternativen Nachweiskonzepts und alternativer Verfahren,
mithilfe derer handlungsleitendes Wissen für die Praxis
der Gesundheitsförderung und Prävention generiert wer-
den kann, wurde u. a. vorgeschlagen, zwischen „nach-
gewiesen wirksamen“ und „vielversprechenden“ Inter-
ventionen zu unterscheiden. Damit kann auch für
Evaluationen im Bereich der Kinder- und Jugendhilfe der
Einsicht Rechnung getragen werden, dass die Wirksam-
keit von Interventionen der gesundheitsbezogenen Prä-
vention und Gesundheitsförderung prinzipiell nur begrenzt
nachweisbar ist. Zudem muss bei solchen Evaluationen
konzeptionell berücksichtigt werden, dass die Wirkung
von Interventionen lokal sehr unterschiedlich sein kann,
der lokale Kontext aber sehr bedeutsam für Gestaltung
und Wirkung von Interventionen ist.206
Eine zentrale Herausforderung im Bereich gesundheits-
bezogener Evaluation besteht dabei in der Entwicklung
gemeinsamer Standards der Bewertung von Angeboten
und Maßnahmen sowie von Leitlinien in der Zusammen-
arbeit zwischen Gesundheitssystem und Kinder- und Ju-
gendhilfe.
23.1.12 Forschungsbedarfe und Evaluation
Über salutogenetisch wirksame Leistungen der Kinder-
und Jugendhilfe ist wenig bekannt. Es bedarf empirischer
Studien, um zu zeigen, wie die Praxen der Kinder- und
Jugendhilfe Beiträge zur Förderung der Gesundheit und
Lebenskohärenz der unterschiedlichen Gruppen von
Adressatinnen und Adressaten sowie zur Stärkung von
Schutzfaktoren leisten.
Da bislang über das Zusammenwirken von familialen Le-
bensbedingungen, die von sozialer Ungleichheit geprägt
sind, und den sozialen Lebenswelten Jugendlicher (Peer
Groups, Medien, Schule) keine empirisch gesicherten Er-
gebnisse vorliegen, besteht hier ein weiterer vorrangiger
Forschungsbedarf. Solche Ergebnisse sind für die Gestal-
tung einer gesundheitsbezogenen Kinder- und Jugend-
hilfe von zentraler Bedeutung.
Im Einzelnen sind erforderlich:
– Systematische Evaluationen bestehender Programme:
Derzeit ist nicht gesichert, ob und inwiefern die Pro-
gramme, die etwa im Bereich der Förderung der Ge-
sundheit, der Familienbildung oder auch der Frühen
Förderung eingesetzt wurden, die in sie gesetzten Er-
wartungen einlösen. Erste Ansätze werden gerade im
Rahmen des Aktionsprogramms des Bundes „Soziale
Frühwarnsysteme und Frühe Hilfen für Familien“ um-
gesetzt. Insgesamt fehlt es jedoch in der Kinder- und
Jugendhilfe an einer systematischen Anstrengung und
an Strategien zur Evaluation angewandter Programme.
– Ressortübergreifende und nachhaltig angelegte For-
schung: Derzeit sind Forschungsaktivitäten in Deutsch-
land punktuell und zu wenig programmatisch und
nachhaltig angelegt. Ein wegweisender Anstoß wäre
ein gemeinsam vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ), Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) bzw. dem Robert-
Koch-Institut (RKI) sowie der Bundeszentrale für ge-
sundheitliche Aufklärung (BZgA) und dem Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) ini-
tiiertes Forschungsprogramm, das Grundlagen- und
Praxisforschung verknüpft.
– Dokumentation und Evaluation der vorhandenen
Netzwerke für eine verbesserte Kooperation zwischen
Gesundheitswesen, Eingliederungshilfe, Kinder- und
Jugendhilfe und den Aktivitäten der Selbsthilfe: Der-
zeit gibt es noch keinen evaluierten Überblick über die
Topografie und Wirkung der Netzwerke in Deutsch-
land. Die Etablierung und Überprüfung von Netzwer-
ken ist notwendige Voraussetzung der interprofessio-
nellen Zusammenarbeit zwischen Gesundheits- und




23.2.1 Strategien kommunaler Inklusion
Bei der kommunalen Planung sollen prinzipiell alle Kin-
der und Jugendlichen in den Blick genommen werden.
Dies muss Teil und eine zentrale Aufgabe eines konse-
quenten „Disability mainstreaming“ in den Kommunen
sein. Angebote sollten auf die individuellen Fördernot-
wendigkeiten der Kinder und Jugendlichen, die mit unter-
schiedlichen Behinderungen und Beeinträchtigungen,
aber auch mit verschiedenen Ressourcen und Lebens-
stilen aufwachsen, abgestimmt sein, wobei ihre Kompe-
tenz zur Selbsthilfe wertzuschätzen ist. Solche Angebote
lassen sich dann am ehesten verwirklichen, wenn die He-
ranwachsenden und ihre Familien als Experten in eigener
Sache sowie ihre Interessenvertretungen vor Ort in alle
sie betreffenden Planungen einbezogen werden.
Familien mit behinderten Kindern ebenso wie Jugendli-
che mit Behinderung haben derzeit einen hohen Aufwand
zu erbringen, um über Systemgrenzen zwischen Gesund-
heits-, Eingliederungshilfe, Bildungssystem hinweg in
ausreichendem Maße die von ihnen gewünschten und
passgenauen Beratungen, Unterstützungen und Teilhabe-
gelegenheiten für ein gesundes Aufwachsen zu realisie-
ren. Deswegen bedarf es einer zentralen und unabhängi-
gen „Plattform“ die Beratung und Navigationshilfe bietet
durch das Strukturdickicht verschiedener Leistungsan-
sprüche, Leistungsgesetze und Hilfeangebote und die vor
allem auch individuelle Leistungsansprüche steuerbar
macht (z. B. über Geldleistungen wie das Persönliche
Budget). Mittels solcher „Plattformen“ könnte – wie es
206 Vgl. hierzu die Position des Sachverständigenrates zur Begutachtung
der Entwicklung im Gesundheitswesen
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eigentlich generell vom Gesetzgeber bei den Servicestel-
len vorgesehen ist – für Kinder und Jugendliche mit (dro-
hender) Behinderung ein individuelles Management (über
Verfahren individueller Förderpläne) ermöglicht werden,
das ihre Chancengleichheit im weiteren Lebensverlauf
fördert. Hier wäre eine Konstruktion wie bei den gemein-
depsychiatrischen Verbünden denkbar.
23.2.2 Strategien kommunaler 
Armutsbekämpfung
Die Lebenslagen von Armut betroffenen Kindern, Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen können nur durch abge-
stimmte kommunale Strategien der Armutsbekämpfung
aussichtsreich verbessert werden. In betroffenen Stadttei-
len und strukturschwachen ländlichen Regionen bedarf es
dazu eines Ausbaus der Infrastruktur an gesundheitsför-
derlichen Betreuungs-, Bildungs- und Freizeitangeboten
für Kinder und Jugendliche sowie an zielgruppenbezoge-
nen Versorgungsangeboten im Gesundheitsbereich.
Die Schule kann gesundheitliche Ungleichheit verstärken
oder aber im positiven Sinne einen Beitrag zum Abbau
ungleicher Lebenschancen leisten. Für Letzteres ist es un-
erlässlich, dass Schule, schulbezogene Kinder- und Ju-
gendhilfe und Gesundheitswesen (z. B. der Kinder- und
Jugendgesundheitsdienst) auf Augenhöhe verbindlich ko-
operieren, um ihre jeweiligen Aufgaben und Strategien
zusammenzuführen.
Von Armut betroffenen Familien sollte ebenso wie vielen
Familien mit Migrationshintergrund ein Orientierungs-
wissen vermittelt werden, das ihnen den Zugang zu den
Hilfesystemen, speziell zur Kinder- und Jugendhilfe und
zum Gesundheitssystem, erleichtert und durch Transpa-




Eine regelmäßige Gesundheitsberichterstattung in Form
eines Monitorings muss nachhaltig im Hinblick auf psy-
chosoziale und medizinische Indikatoren durchgeführt
werden. Dafür sind die notwendigen Rahmenbedingun-
gen der Finanzierung, der Kontinuität und der multi-
diziplinären inhaltlichen Qualitätssicherung zu schaffen.
Der mit dem Kinder- und Jugend-Gesundheits-Survey
(KIGGS) geschaffene positive Ansatz ist weiterzuführen
und weiterzuentwickeln. Die Datenerhebung sollte mög-
lichst an international gültigen Klassifikationssystemen
ausgerichtet sein, z. B. „Internationale Klassifikation der
Funktionsfähigkeit, Behinderung und Gesundheit“/Jugend
(ICF/ICF-CY) und differenzierte Auswertungen auf der
Bundes-, Regional- und kommunalen Ebene ermögli-
chen.
Wichtig dabei sind folgende Aspekte:
– Gesundheitsberichterstattung sollte insbesondere die
Bereiche Ernährung/Bewegung, Sprach- und Kommu-
nikationskompetenz sowie psychosoziale Entwicklung
erheben und verbindliche Indikatoren hierzu schaffen.
– Kinder und Jugendliche mit niedrigem sozioökonomi-
schem Status, Migrationshintergrund und Behinde-
rung sollten in der Gesundheitsberichterstattung be-
sondere Berücksichtigung finden.
– Die Ergebnisse der Gesundheitsberichterstattung auf
Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene müssen dia-
logisch der Politik und Fachpraxis zur Verfügung ge-
stellt werden, damit dort die erforderlichen Konse-
quenzen gezogen werden können.
– Die Ergebnisse der Gesundheitsberichterstattung soll-
ten mit denen anderer Berichte (u. a. Familienbericht,
Sozialbericht, Reichtums- und Armutsbericht) ver-
knüpft werden sowie in die regionalen und lokalen
Planungen (Bildungsplanung, Stadtplanung, Kinder-
und Jugendhilfeplanung etc.) eingehen.
– Erforderlich ist ein bundesweites Register zur Kindes-
misshandlung und –vernachlässigung. Bis heute gibt
es keine belastbaren Daten über das tatsächliche Aus-
maß von Vernachlässigung und Misshandlungen von
Heranwachsenden in Deutschland, sodass man nach
wie vor auf näherungsweise Schätzungen angewiesen
ist.207 Erst auf der Basis eines derartigen Registers
könnte man verlässlich Auskunft über die Höhe und
die Entwicklung der Zahlen der Opfer von Vernachläs-
sigung und Misshandlung geben208 sowie über die Sta-
tistiken über gefährdete Kinder und Jugendliche, die
bei den Jugendämtern geführt werden,
23.2.4 Netzwerkbildung
Um das Ziel verbesserter Angebote und Strategien zur
Gesundheitsförderung und gesundheitsbezogenen Prä-
vention für Kinder und Jugendliche erreichen zu können,
sind Netzwerke für eine verbesserte Kooperation von
Kinder- und Jugendhilfe, Gesundheitssystem und Einglie-
derungshilfe erforderlich. In diesen vernetzten Strukturen
sind zielgenaue Handlungsstrategien bezogen auf den je-
weiligen Sozialraum, die speziellen Problemkonstellatio-
nen und unter Berücksichtigung der Erfahrungen und
Kompetenzen der beteiligten Systeme zu entwickeln,
durchzuführen und zu evaluieren. Zu den Aufgaben der
Netzwerke gehören Infrastrukturplanung, Gesundheitsbe-
richterstattung, Teilhabeplanung und Projektförderung.
Dafür sind auf der institutionellen und fachlichen Ebene
die notwendigen Voraussetzungen zu schaffen.




– Schnittstelle Schule – Kinder und Jugendhilfe,
– Jugendliche in belastenden Lebenslagen,
– Kinder und Jugendliche mit Behinderung.
207 Vgl. KomDat Jugendhilfe, Oktober 2006
208 Vgl. Kolvenbach, F.-J./Pothmann 2008.
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Die Koordination dieser Netzwerke sollte das Kinder-
und Jugendhilfesystem übernehmen. Es bedarf der insti-
tutionellen Sicherung der Kooperationsbeziehungen, vor
allem in Bezug auf die Beteiligung der Kinder- und Ju-
gendärztinnen und -ärzte. Für diese Einbeziehung und die
gesamte Netzwerkarbeit ist eine finanzielle Absicherung
unverzichtbar.
In einem Modellverbund sollten für die genannten Punkte
Fördergelder zur Verfügung stehen (orientieren könnte
man sich dabei an dem Projekt „Guter Start ins Kinderle-
ben“, an dessen Finanzierung sich bereits vier Bundeslän-
der beteiligen). Nach fünf Jahren sollten die Erfahrungen
dieses Modells ausgewertet, evaluiert und in einer nach-
haltig wirksamen Regelung institutionell abgesichert wer-
den.
23.3 Herausforderungen an die Politik auf 
Bundes- Landes- und kommunaler 
Ebene
23.3.1 Verringerung ungleicher Gesundheits-
chancen als vorrangiges nationales 
Gesundheitsziel
Es bedarf des entschiedenen politischen Willens, damit
die Verminderung sozialer Ungleichheit als gemeinsame
Aufgabe der vorrangig verantwortlichen Ressorts (z. B.
Bildungs-, Arbeits- und Sozialpolitik, Familien-, Kinder-
und Jugendpolitik sowie Finanz- und Wirtschaftspolitik)
anerkannt wird. Die Verbesserung der materiellen Lage
armer Haushalte mit Kindern und der gesundheitlichen
Bedingungen des Aufwachsens, unter besonderer Be-
rücksichtigung der sozioökonomischen Lage von Allein-
erziehenden, Arbeitslosen, von Migrantinnen und Mi-
granten müssen dabei Vorrang haben. Anzustreben ist
aber auch die allgemeine Verbesserung der materiellen
Ressourcen von Haushalten mit Kindern.
23.3.2 Erhalt eines universellen Zugangs zum 
Gesundheitssystem und gesunder 
Lebensbedingungen für alle Eltern 
und Kinder
Als ein wichtiger Schritt hierfür muss die Verordnung und
damit Kostenerstattung von nicht-verschreibungspflichti-
gen Medikamenten über die Altersgrenze von zwölf Jah-
ren hinaus möglich sein. Zudem muss der Ausbau der ge-
setzlichen Kinderfrüherkennungsuntersuchungen auch im
Grundschulalter für gesetzlich Krankenversicherte durch-
gesetzt werden. Darüber hinaus ist der Erhalt oder Aufbau
kostenloser oder kostengünstiger Angebote der gesund-
heitsrelevanten Infrastruktur in den Gemeinden (Grün-
flächen, Sportanlagen, Freizeitangebote) zu sichern.
Im Rahmen der Fortführung des Programms Soziale Stadt
soll der Akzent stärker als bisher auf die Schaffung ge-
sundheitsförderlicher Wohnverhältnisse gesetzt werden.
Verstärkt werden müssen die Maßnahmen zur Eindäm-
mung gesundheitsschädigender Verhaltensweisen von
Schwangeren, jungen Eltern, Kindern und Jugendlichen.
Möglichkeiten eröffnen neben der Preispolitik Werbever-
bote, die Unterstützung sozialen Marketings sowie die
Förderung vitaminreicher Nahrungsmittelangebote.
23.3.3 Verbesserung von Voraussetzungen 
für Netzwerkbildung und von deren 
Absicherung
Viele, vor allem in den letzten Jahren im Rahmen der Dis-
kussion zu den frühen Hilfen sowie bereits aus anderen
Anlässen entstandene Netzwerke und Kooperationen
agieren auf sehr fragilen Grundlagen. Zum Teil werden
sie über zeitlich befristete Modellprogramme oder Förde-
rungen von Stiftungen finanziert; zum Teil leben sie vom
ehrenamtlichen Engagement der unmittelbar vor Ort Be-
teiligten. Es bedarf der politischen Unterstützung und der
finanziellen bzw. institutionellen Absicherung auf Bun-
des-, Landes- und Kommunalebene, damit diese Netz-
werke längerfristig erhalten werden und so nachhaltig
wirken können.
Bereits bestehende Kooperationsverbünde (z. B. in Zu-
sammenhang mit „Gesundheitsziele. de“) auf Landes-
und regionaler Ebene (z. B. „regionale Knoten“) sollten
angeregt werden, die Kinder- und Jugendhilfe intensiver
miteinzubeziehen.
23.3.4 Gesetzesfolgenabschätzung und 
Prüfaufträge
Es gilt zu prüfen, ob und inwiefern die gesetzlichen Rah-
menbedingungen der Förderung von Gesundheit und der
gesundheitsbezogenen Prävention im Kindes-, Jugend-
und jungen Erwachsenalter dienlich sind. Geprüft werden
muss im Rahmen einer empirischen Gesetzesfolgenab-
schätzung einerseits, ob und inwiefern die gesetzlichen
Vorgaben ausreichend und angemessen umgesetzt wer-
den. Dies gilt vor allem für den § 20 SGB V, für die so-
genannten Komplexleistungen entsprechend SGB XI, für
die Anwendung des § 35a SGB VIII, aber auch im Hin-
blick auf das derzeit als Entwurf vorliegende neue Bun-
deskinderschutzgesetz. Nach dessen Verabschiedung be-
darf es der empirischen Überprüfung, ob und inwieweit
sich vorgesehene Regelungen (z. B. im Hinblick auf die
professionsbedingte Verschwiegenheitspflicht und die In-
augenscheinnahme der betroffenen Kinder) bewähren
und welche – ggf. nicht beabsichtigten – Nebenfolgen
auftreten.
Andererseits bedarf es vor dem Hintergrund der Ergeb-
nisse dieses Berichtes und der vorgelegten Expertisen der
Überprüfung, an welchen Stellen gesetzliche Vorgaben
und Finanzierungsbedingungen die als notwendig erach-
teten Kooperationen zwischen Kinder- und Jugendhilfe,
Schule, Gesundheitssystem und Behindertenhilfe ermög-
lichen und befördern können.
Es ist darauf zu achten, dass die Anschlussstellen zwi-
schen dem Gesundheitssystem und der Kinder- und Ju-
gendhilfe gesichert werden. Dies gilt insbesondere für die
weitere Befassung mit dem nach wie vor im Raum ste-
henden Bundespräventionsgesetz.
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Für Eltern mit Behinderungen und gravierenden chroni-
schen Krankheiten sollte – entsprechend den „Empfeh-
lungen der 18. Konferenz der Gleichstellungs- und Frau-
enministerinnen, -minister, -senatorinnen und -senatoren
der Länder auf der Hauptkonferenz vom 23./24.10.2008“ –
ein Rechtsanspruch auf „Elternassistenz“ bei der Erfül-
lung ihres Erziehungsauftrages geschaffen werden. Dafür
sollte die gesetzliche Zuständigkeit eindeutig geregelt
werden, damit der Zuständigkeitskonflikt zwischen den
Trägern der Sozialhilfe und der Kinder- und Jugendhilfe
nicht länger auf dem Rücken der betroffenen Eltern und
ihrer Kinder ausgetragen wird.
23.3.5 Verbesserung der Voraussetzungen für 
die Kooperation von Schule, Gesund-
heitssystem und Kinder- und Jugend-
hilfe im Rahmen der Ganztagsangebote 
und der Schulsozialarbeit
Diese vornehmlich an die für die Schulpolitik verantwort-
lichen Länder und die Kommunen adressierte Forderung
zielt auf die Verbesserung der Ressourcen und Rahmen-
bedingungen, um in allen Schulen dauerhaft und ergän-
zend zum schulischen Unterricht selektive Präventions-
maßnahmen insbesondere für Kinder und Jugendliche mit
Migrationshintergrund bzw. mit niedrigem sozioökono-
mischem Status für die Themenfelder Bewegung und Er-
nährung, Sprechen/Kommunikation und soziale Kompe-
tenz etablieren zu können.
Zur Erprobung derartiger Angebote im Kontext lokaler
Bildungslandschaften und Netzwerke sind beispielge-
bende Modellprogramme mit entsprechend sorgfältiger
Evaluation erforderlich. Darüber hinaus muss das Thema
Gesundheit stärker als bisher leitend für die Schulent-
wicklung werden (im Sinne einer „guten gesunden
Schule“ bzw. von Ganztagsschulen als Full-Service-Ein-
richtungen).209
23.3.6 Förderung eines achtsamen 
Körperbezugs als Bildungsziel
Die eher universellen Bemühungen im Bereich Gesund-
heitsförderung und gesundheitsbezogener Prävention
sollten gebündelt und nachhaltig angelegt werden. Als ein
erster Schritt sollten in den nächsten vier Jahren die Bil-
dungs- und Erziehungspläne für die Kindertagesbetreu-
ung in den Ländern im Hinblick auf Gesundheitsförde-
rung präzisiert und konkreter operationalisiert und als
Handlungsziele der Kinder- und Jugendhilfe etabliert
werden. Dabei sollten die in Teil B dieses Berichtes be-
schriebenen gesundheitsrelevanten Entwicklungsthemen
priorisierte Förderfelder darstellen.
Durch eigene Maßnahmen im Rahmen ihrer Anregungs-
funktion in der Kinder- und Jugendhilfe sollte die Bun-
desregierung diese Bemühungen unterstützen. Geeignete
Maßnahmen in Rahmen der Zuständigkeiten des Bundes
und der Länder wären
– eine stärkere Aufmerksamkeit für die Themen Bewe-
gung und Ernährung, Sprechen/Kommunikation und
psychosoziale Entwicklung in den Leitlinien des Kin-
der- und Jugendplanes des Bundes;
– eigene Modell- und Aktionsprogramme, die Einrich-
tung entsprechender Fachforen und Arbeitsstellen so-
wie eine stärkere Akzentuierung dieser Themen in be-
reits laufenden Programmen in allen Feldern des
BMFSFJ (z. B. .Mehrgenerationenhäuser, Bundes-
initiative Verantwortung Erziehung, Lokale Bündnisse
für Familie u. a.) und der anderen Ressorts.
23.3.7 Sicherstellung der strukturellen Arbeits-
bedingungen für gesundheitsbezogene 
Prävention und Gesundheitsförderung 
in den Arbeitsfeldern der Kinder- und 
Jugendhilfe
Die Erwartungen an die Kinder- und Jugendhilfe, sich
verstärkt an Maßnahmen zur Verbesserung von Gesund-
heitsförderung und gesundheitsbezogener Prävention zu
beteiligen, sich auf neue Formen der Netzwerkarbeit ein-
zulassen und auch entsprechende Qualifizierungsange-
bote zu nutzen, müssen mit der Forderung verbunden
werden, dass ihre beruflichen Aufgabenprofile entspre-
chend verändert werden und für neue Aufgaben auch die
notwendigen Personalaufstockungen erfolgen. Die Vo-
raussetzung dafür, dass Berufsgruppen aus der Kinder-
und Jugendhilfe qualifizierte Angebote der Gesundheits-
förderung konzipieren und realisieren können, ist, dass
ihre eigenen Arbeitsbedingungen gesundheitsförderlich
sind.
23.4 Gesundheitsziele und überprüfbare 
Fortschritte
Angesichts der Fülle von zu bewältigenden Aufgaben, die
in den formulierten Empfehlungen benannt wurden, um
ein verbessertes Angebot an Gesundheitsförderung und
gesundheitsbezogener Prävention durch die Kinder- und
Jugendhilfe zu ermöglichen, ist es der Berichtskommis-
sion wichtig, fünf Ziele zu benennen, die eine besondere
Dringlichkeit aufweisen und deren Umsetzung überprüft
werden soll.
Die Kommission ist sich bewusst, dass die Kinder- und
Jugendhilfe ebenso wenig wie ein Ministerium diese Pro-
bleme allein lösen kann. Interministerielle Absprachen
und abgestimmte Vorgehensweisen sind ebenso notwen-
dig wie konkrete Pläne in der interprofessionellen Umset-
zung, bei denen die Kinder- und Jugendhilfe ihren Bei-
trag leisten kann und soll.
Voraussetzung für die Erreichung der im Folgenden ge-
nannten Ziele ist die Netzwerkbildung insbesondere auf
der kommunalen, aber auch auf Landesebene zwischen
der Kinder- und Jugendhilfe, dem Gesundheitssystem
und den Eingliederungshilfen mit einer klaren Inklusions-
209 Vgl. hierzu z. B. das Projekt „Arzt in der Schule“ des Berufsverban-
des der Kinder- und Jugendärzte und das Handbuch „Arzt und Schule“
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perspektive. Dabei müssen die jeweiligen Zielsetzungen
definiert und überprüft werden.
Um die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen nach-
haltig zu verbessern, fordert die Kommission, innerhalb
der kommenden fünf Jahre folgende Maßnahmen vor-
dringlich zu ergreifen:
1. Frühe Förderung der Entwicklung von Kindern
Eine breit angelegte und umfassende kommunale Infra-
struktur zur frühen Förderung von Kindern und Unterstüt-
zung von allen Familien von der Schwangerschaft bis ins
Vorschulalter soll flächendeckend auf- und ausgebaut
werden.
– Ziel: Systematische und frühe Förderung der Entwick-
lung von Kindern und Reduktion der Fälle von Ver-
nachlässigung und Kindeswohlgefährdung in den nächs-
ten fünf Jahren (Überprüfung der Reduktion der Fälle
auf der Basis des einzurichtenden bundesweiten Moni-
torings Kindeswohlgefährdung (vgl. Kap. 21.5.2.3).
2. Ernährung und Bewegung
Kontinuierliche, fachlich qualifizierte Angebote der Be-
wegungsförderung und kostenfreie, gesunde Verpflegung
für alle Heranwachsenden in Kindertagesbetreuung und
Schule, ohne dass dies zu Kürzungen an anderer Stelle
führt (vor allem im Rahmen des Arbeitslosengeldes II
nach SGB II).
– Ziel: In fünf Jahren nimmt Übergewicht bei Heran-
wachsenden nicht weiter zu (gemessen z. B. auf
Grundlage einer KiGGS- Nachfolgeerhebung).
3. Sprache/Kommunikation
Verbesserung der frühen Sprachförderung, mit dem Ziel
der Steigerung der Sprachkompetenzen, insbesondere von
Kindern aus belastenden Lebenslagen und mit Migra-
tionshintergrund.
– Ziel: 95 Prozent aller Kinder sollen bei der Einschu-
lung über adäquate Sprachkompetenzen verfügen.
Überprüfung des erreichten Standes bei der Schulein-
gangsuntersuchung mit Rückkoppelung an die jeweili-
gen Orte der Förderung zur Optimierung ihrer Kon-
zepte.
4. Schulbezogene Gesundheitsförderung
Flächendeckender Auf- und Ausbau der Angebote und
Netzwerke der gesundheitsbezogenen Prävention und Ge-
sundheitsförderung von Heranwachsenden im Schulalter
im Rahmen von Maßnahmen und Angeboten schulbezo-
gener Kinder- und Jugendhilfe.
– Ziel: Beginnend mit dem Primärbereich und insbeson-
dere in der schulischen Ganztagsbetreuung muss die
schulbezogene Kinder- und Jugendhilfe im Bereich
der gesundheitsbezogenen Prävention und Gesund-
heitsförderung ausgebaut und in fünf Jahren in min-
destens 25 Prozent aller Schulen und Schultypen auf-
gebaut werden.
5. Psychosoziale Entwicklung im Jugend- und jungen 
Erwachsenenalter
Jugendliche und junge Erwachsene müssen in einer im-
mer komplexen werdenden Gesellschaft in ihrer psycho-
sozialen Entwicklung umfassender unterstützt werden.
– Ziel: Die psychosozialen Auffälligkeiten von Jugend-
lichen sollen in fünf Jahren um 10 Prozent vermindert
und bei der nächsten umfassenden Untersuchung über-
prüft werden (gemessen z. B. auf der Basis einer
KiGGS-Fortschreibung in Bezug auf die Auftretens-
häufigkeiten von psychischen und Verhaltensauffällig-
keiten).
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a.a.O. am angeführten oder angegebenen Ort
Abb. Abbildung
ADHS Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom und Hyperaktivitätsstörung
ADS Aufmerksamkeitsdefizitsyndrom
ADT-Panel Abrechnungsdatenträger-Panel, basiert auf einer Zufallsstichprobe der kassenärztlichen 
Vereinigung
AFET Bundesverband für Erziehungshilfe (der erste Allgemeine Fürsorge-Erziehungs-Tag fand 1906 
in Breslau statt)
AGB Arbeitgeber
AGJ Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe
AG SGB VIII Arbeitsgemeinschaft Sozialgesetzbuch, Achtes Buch
AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome (erworbenes Immunschwächesyndrom)
AOK Allgemeine Ortskrankenkasse
ARGE Arbeitsgemeinschaft
ASD Allgemeiner Sozialer Dienst
AURYN Hilfe für Kinder und Jugendliche psychisch kranker Eltern (Ausdruck stammt aus der 
„Unendlichen Geschichte“ von Michael Ende)
AWO Arbeiterwohlfahrt
b.z.w. beziehungsweise




BAR Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation
BBJH Berufsbezogene Jugendhilfe
BBW Berufsbildungswerk Leipzig für Hör- und Sprachgeschädigte
BDA Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände
BDKJ Bund der Deutschen Katholischen Jugend
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BELLA Studie zum seelischen Wohlbefinden und Verhalten von Kindern und Jugendlichen 
in Deutschland
BfArM Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte




bke Bundeskonferenz für Erziehungsberatung
BJK Bundesjugendkuratorium
BKJPP Berufsverband der Ärzte für Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie in Deutschland
BMAS Bundesministerium für Arbeit und Soziales
BMBF Bundesministerium für Bildung und Forschung
BMELV Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
BMFSFJ Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
BMG Bundesministerium für Gesundheit




BVKJ Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte
BVPG Bundesvereinigung Prävention und Gesundheitsförderung
BZgA Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung
ca. circa
CD-ROM Compact Disc Read-Only Memory (Permanentspeicher für digitale Daten)
d. h. das heißt
DAKJ Deutsche Akademie für Kinderheilkunde und Jugendmedizin
DBDD Deutsche Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht
DDT Dichlordiphenyltrichloräthan (Insektizid)
Def. Definition
DGKJ Deutsche Gesellschaft für Kinder- und Jugendmedizin
DGSPJ Deutsche Gesellschaft für Sozialpädiatrie und Jugendmedizin
DHS Deutsche Hauptstelle für Suchtfragen
DIMDI Deutsches Institut Medizinische Dokumentation und Information
DJHT Deutscher Kinder- und Jugendhilfetag
DJI Deutsches Jugendinstitut
DKFZ Deutsches Krebsforschungszentrum
DOSB Deutscher Olympischer Sportbund
DPSG Deutsche Pfadfinderschaft Sankt Georg
DPWV Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband
Drs. Drucksache
dsj Deutsche Sportjugend
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DSM Diagnostic and Statistical Manual of Mental Disorders (Diagnosemanual)
DSV Deutscher Schwimmverband
DTB Deutscher Turnerbund
DVD Digital Versatile Disc (einer CD ähnlicher Datenträger mit deutlich mehr Speicherplatz)
ebd. ebenda
EBDD Europäische Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht
EEC Early Excellence Centres – Zentren für Kinder und ihre Familien
EREV Evangelischer Erziehungsverband
ESA Epidemiologischer Suchtsurvey
ESPAD Europäische Schülerstudie Alkohol Drogen
u. a. Et alii (und andere)
etc. et cetera (und so weiter)
EU Europäische Union
f. folgende (Seite)
FuN Familie und Nachbarschaft








HAG Hamburgische Arbeitsgemeinschaft für Gesundheitsförderung
HBSC Health Behaviour School Children (Gesundheitsverhalten von Schülern)
HCB Hexachlorbenzol
HIPPY Home Instruction for Parents of Preschool Youngsters – Familienförderungsprogramm mit dem 
Ziel der frühen Förderung der 3- bis 6-jährigen Kinder
HIV Humanes Immundefizienz-Virus
HOT Haushalts-Organisations-Training
HUGS Hort und Ganztagsangebote-Skala
IB Internationaler Bund
ICD-10 International Classification of Disease (Internationale Klassifikation der Krankheiten, 
10. Revision)
ICF International Classification of Functioning, Disability and Health
ICF-CY ICF for Children and Youth
IFF Interdisziplinäre Frühförderstelle; Institut zur Frühförderung musikalisch Hochbegabter
IFP Staatsinstitut für Frühpädagogik in Bayern
IFT Institut für Therapie- und Gesundheitsforschung
IGfH Internationale Gesellschaft für erzieherische Hilfen
ILK Inventar Lebensqualität Kinder
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IQ Intelligenzquotient
ISA Institut für soziale Arbeit
ISG Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik
JH Jugendhilfe
JIM Jugend, Information, Multimedia; jährliche Studie des Medienpädagogischen Forschungs-
verbunds Südwest
JMK Jugendministerkonferenz





KESS-Studie Kompetenzen und Einstellungen von Schülerinnen und Schülern
KICK Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungsgesetz
KiföG Kinderförderungsgesetz
KiGGS Kinder- und Jugendgesundheitssurvey





KJB Kinder- und Jugendbericht
KJGD Kinder- und Jugendgesundheitsdienst
KJH Kinder- und Jugendhilfe
KJHG Kinder- und Jugendhilfegesetz/SGB VIII
KJPP Kinder- und Jugendpsychiatrie und Psychotherapie
KKH Kaufmännische Krankenkasse
KMK Ständige Konferenz der Kultusminister der Länder der BRD
KomDat Informationsdienst der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik
KZfSS Kölner Zeitschrift für Soziologie und Sozialpsychologie
LAG Bayern Landesarbeitsgemeinschaft Bayern; Fachverband für Erziehungs-, Jugend- und Familienberatung




MFS Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest
MGH Mehrgenerationenhaus
MH Migrationshintergrund
MHADIE Measuring Health and Disability in Europe (Messen von Gesundheit und Behinderung in Europa)
mind. mindestens
Mio. Millionen
MoMo Motorik Modul; Studie zur Erfassung von Motorik und Sportverhalten der Heranwachsenden
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NCJW National Council of Jewish Women, Los Angeles (Nationaler Rat der jüdischen Frauen)
NRW Nordrhein-Westfalen
NZFH Nationales Zentrum Frühe Hilfen





peb Plattform Ernährung und Bewegung




pp. perge, perge (lat. „fahre fort“)
ProKiTa Praxisforschung und Modellprojekte in den Bereichen Kindertagesstätten und Tagespflege
PTBS Posttraumatische Belastungsstörung
PTSD Post Traumatic Stress Disorder (Posttraumatische Belastungsstörung)
PTT Präoperative Gerinnungsdiagnostik
RAA Regionale Arbeitsstellen zur Förderung von Kindern und Jugendlichen aus Zuwandererfamilien
REITOX European Information Network on Drugs and Drug Addiction; jährliche Berichte über die 
Drogensituation in den Ländern
RKI Robert-Koch-Institut
RLP Rheinland-Pfalz
SAFE Sichere Ausbildung für Eltern
s. S. siehe Seite
SchKG Schwangerschaftskonfliktgesetz
SchwbG Schwerbehindertengesetz
SCOFF engl.: verschlingen, Fresserei; Fragebogen zur Erfassung von Essstörungen
SDQ Strengths and Difficulties Questionnaire; Verhaltens-Screening-Fragebogen 
über 3- bis 16-Jährige
SGB VIII Sozialgesetzbuch, Achtes Buch, Kinder- und Jugendhilfe
SGB IX Sozialgesetzbuch, Neuntes Buch, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen
SOC Sense of Coherence (Kohärenzgefühl)
SOEP Socio Economic Panel (sozioökonomisches Panel)
SPB Schwerpunktbereiche; Schweizerischer Pfadfinderbund
SPZ Sozialpädiatrisches Zentrum
ST Sozialstatus
SuSe Studie zu Stillen und Säuglingsernährung im ersten Lebensjahr
Tab. Tabelle
TAG Tagesbetreuungsausbaugesetz
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u. a. unter anderem; und andere
u. Ä. und Ähnliches
U1 bis U8 Vorsorgeuntersuchnungen im bei unter 6-Jährigen
UKE Universitätsklinik Eppendorf
UNO United Nations Organization (Vereinte Nationen)
UNICEF United Nations International Children´s Emergency Fund (Weltkinderhilfswerk der UNO)
usw. und so weiter
v. a. vor allem
vgl. vergleiche
vs. versus (gegen)
WfbM Werkstätten für behinderte Menschen
WHO World Health Organization (Weltgesundheitsorganisation)
WidO Wissenschaftliches Institut der Ortskrankenkassen (AOK)
z. B. zum Beispiel
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Forderungen und Handlungsfelder 
des Deutschen Kinderhilfswerkes  




Das Recht auf angemessene Lebensbedingungen und die damit einhergehenden Rechte 
auf Bildung und Gesundheit werden in Deutschland zunehmend weniger erfüllt. Das 
widerspricht sowohl der UN-Kinderrechtskonvention als auch dem Nationalen Aktionsplan 
für ein kindergerechtes Deutschland 2005 – 2010.  
 
- Artikel 27 (1) „Die Vertragsstaaten erkennen das Recht jedes Kindes auf einen seiner 
körperlichen, geistigen, seelischen, sittlichen und sozialen Entwicklung 
angemessenen Lebensstandard an.“ 
- Artikel 27 (3) „Die Vertragsstaaten treffen gemäß ihren innerstaatlichen Verhältnissen 
und im Rahmen ihrer Mittel geeignete Maßnahmen, um den Eltern und anderen für das 
Kind verantwortlichen Personen bei der Verwirklichung dieses Rechts zu helfen (...).“ 
Aus der UN-Konvention der Kinderrechte 
 
Nach Angaben des Kompetenzzentrums für familienbezogene Leistungen vom Mai 2008 
verfügen ca. 2,4 Mio. Kinder und Jugendliche in 1,4 Mio. Haushalten in Deutschland über 
ein Einkommen, das unterhalb von 60% des gewichteten Medianeinkommens liegt. Die 
Armutsrisikoquote der unter 18-Jährigen liegt damit bei 17,3%. Gleichzeitig wird 
festgestellt, dass Kinder und Jugendliche umso häufiger von Armut betroffen, je älter sie 
sind. Dies gilt insbesondere für Jugendliche von 15 Jahren bis unter 18 Jahre. Bezieht man 
diese Armutsrisikoquote (aus dem Jahre 2005) auf die aktuellen Zahlen der 
Bundesagentur für Arbeit, die die Personen in Bedarfsgemeinschaften nach SGB II 
ausweist, schließt die Minderjährigen im Sozialhilfebezug nach SGB XII und nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz sowie eine vorsichtig geschätzte Dunkelziffer mit ein, so 
sind fast 3 Millionen Kinder und Jugendliche in Deutschland derzeit von Armut betroffen.  
 
Damit ist klar: Keine andere gesellschaftliche Altersgruppe ist so stark von Armut 
betroffen wie Kinder und Jugendliche. Die vorliegenden Daten der Bundesagentur für 
Arbeit belegen deutlich, dass die Kinderarmut höher ist als die von Erwachsenen. 
Besonders schwierig ist die Situation in Familien mit nur einem Elternteil und für Kinder 
aus Zuwandererfamilien. Sie wachsen deutlich häufiger in Armut auf, als deutsche Kinder.  
 
Gerade die Tatsache, dass der konjunkturelle Aufschwung der letzten Jahre nicht zu einer 
Abnahme der Kinderarmut beigetragen hat, macht deutlich, dass wir ein strukturelles 
Problem haben, dem Politik und Gesellschaft mit allen zur Verfügung stehenden Mitteln 
und Kompetenzen entgegentreten müssen. Wir brauchen nicht nur eine Politik, die den 
Geburtenzuwachs in den Mittelpunkt stellt, sondern politische Entscheidungen für die 
Kinder, die da sind. Notwendig hierfür ist ein breites gesellschaftliches Engagement, denn 
Armut und Ausgrenzung ist ein Problem der ganzen Gesellschaft. Mit jedem Monat 
Untätigkeit werden armen Kindern weitere Bildungs- und Entwicklungschancen geraubt - 
und damit auch ein Stück Zukunft für sie und unsere Gesellschaft.  
 
Deshalb legt das Deutsche Kinderhilfswerk einen umfangreichen Forderungskatalog zur 
Bekämpfung der Kinderarmut in Deutschland vor, der folgende Kernpunkte beinhaltet: 
 
Deutsches Kinderhilfswerk e.V. 
Leipziger Straße 116-118 
10117 Berlin 
Tel: +49 30 308693-0 




Bank für Sozialwirtschaft 
BLZ 100 205 00 
Konto-Nr: 333 11 00 
Spendenkonto: 333 11 11 
Träger des  
DZI-Spendensiegels 
Mitglied im PARITÄTISCHEN 
Wohlfahrtsverband 
Anerkannter Träger der freien 
Jugendhilfe (§ 75 KJHG) 
 
U-Bhf. Stadtmitte oder  
Mohrenstraße (U2 und U6) 
 1. Nationales Programm zur Bekämpfung der Kinderarmut entwickeln 
2. Bedingungslose und bedarfsgerechte Kindergrundsicherung einführen 
3. Mitbestimmungs- und Mitwirkungschancen schaffen 
4. Bildungschancen sicherstellen 
5. Betreuungsqualitäten steigern 
6. Gezielte Förderung von Migrantenkindern  
7. Gesundes Aufwachsen ermöglichen 
 
 
1. Nationales Programm zur Bekämpfung der Kinderarmut entwickeln 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert ein Nationales Programm zur Bekämpfung der 
Kinderarmut in Deutschland und einen eigenständigen Bericht der Bundesregierung zur 
Kinderarmut. Die Bundesregierung soll dazu gemeinsam mit Ländern und Kommunen ein 
umfangreiches Maßnahmenpaket mit konkreten Zielvorgaben vorlegen, mit dem der 
Kinderarmut wirkungsvoll begegnet werden kann. 
 
Nach den neuesten Berechnungen des Deutschen Kinderhilfswerkes sind heute in 
Deutschland fast 3 Millionen Kinder und Jugendliche von Armut betroffen. Seit der 
Einführung der Hartz-IV-Gesetzgebung hat sich der Anteil der Kinder, die von Sozialgeld 
leben müssen, mehr als verdoppelt. Wie wir in unserem letzten „Kinderreport“ dargelegt 
haben, ist es aber nicht allein die materielle Armut die das Leben dieser Kinder bestimmt. 
Immer häufiger bleiben sie in isolierten Wohnvierteln unter sich, ohne gute Schulbildung, 
Ausbildungsmöglichkeiten und ausreichende Unterstützung bei den Hausaufgaben. Von 
Armut betroffene Kinder und Jugendliche erfahren den gesellschaftlichen Ausschluss 
durch den Verzicht auf Taschengeld, Freizeit- und Sportangebote. Besonders schlecht ist 
ihre Situation in jenen Bundesländern oder Kommunen, die nicht einmal die notwendigen 
Lernmittel oder die Fahrtkosten zur Schule finanzieren. Entsprechend überproportional 
hat sich die Zahl der Anträge erhöht, die das Deutsche Kinderhilfswerk über den 
Kindernothilfefonds für entsprechende Notlagen erreichen.  
 
Je früher und länger ein Kind Armutserfahrungen macht, desto gravierender sind die 
individuellen Folgen. Außerdem gehen die Potenziale dieser Kinder und Jugendlichen 
verloren. Das wird mittelfristig gravierende Auswirkungen auf die volkswirtschaftliche 
Leistung unseres Landes haben. Deutlich wird – Kinderarmut bedeutet viel mehr, als 
wenig Geld zu haben. So wie die unterschiedlichen Lebenslagen ineinander greifen, muss 
auch die politische Strategie aufgestellt sein: Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
sind ebenso zu berücksichtigen, wie Familien- und Bildungspolitik, Gesundheits- und 
Sozialpolitik sowie Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaupolitik1. Es reicht nicht aus nur 
eine Dimension der Kinderarmut in Angriff zu nehmen, sondern es geht darum, die 
unterschiedlichen Handlungsfelder zu einer Gesamtstrategie zusammenzufügen. Dies 
setzt eine Vernetzung der Hilfen und Akteure in den Lebensräumen der Kinder voraus. 
 
Neben den monetären Leistungen des Bundes brauchen Kinder auch gute strukturelle 
Rahmenbedingungen für ihre Entwicklung. Hierzu gehört ein flächendeckendes Angebot 
von Betreuungs-, Bildunqs- und kulturellen sowie sportlichen Angeboten. Hier sind die 
                                                           
1
 Dabei geben uns skandinavische Länder und Frankreich ein Vorbild, wie durch einen deutlich höheren Anteil an 
familienbezogenen Sachleistungen, durch Investitionen in Bildung und Infrastrukturen die Armutsquoten um bis 
zu 80% gesenkt werden können. 
 
 Länder und Kommunen gefragt. Sie dürfen nicht aus ihrer Verantwortung entlassen 
werden. 
 
Ferner weist die aktuelle Forderung des Aktionsbündnis Kinderrechte (UNICEF, Deutscher 
Kinderschutzbund und Deutsches Kinderhilfswerk) nach einer Aufnahme der Kinderrechte 
ins Grundgesetz den Weg, wie durch Kinderrechte, die sich nicht allein aus denen ihrer 
Eltern ableiten, Kinder verfassungsrechtlich gestärkt und geschützt werden können. 
 
 
2. Bedingungslose und bedarfsgerechte Kindergrundsicherung einführen 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert eine bedingungslose und bedarfsgerechte 
Kindergrundsicherung. Diese soll den allgemeinen und individuellen Bedarfen von 
Kindern Rechnung tragen und den bestmöglichen Zugang zu Bildung, Freizeit und 
gesunder Ernährung beinhalten. 
 
Die Wirtschaft profitiert enorm von den Familien, doch im Vergleich mit anderen EU-
Ländern liegt die Quote dessen was die Regierung in den Familienlastenausgleich gibt 
unterhalb des Durchschnitts. Gleichzeitig werden Familien durch das Steuer- und 
Abgabesystem und in den sozialen Sicherungssystemen übermäßig belastet. Darauf hat 
das Bundesverfassungsgericht weitgehend ohne Resonanz hingewiesen2.  
 
Selbst das bundesdeutsche Durchschnittseinkommen von ca. 27.000 Euro jährlich reicht 
bei zwei oder mehr Kindern im Haushalt heute nicht aus, um die Familie aus eigener Kraft 
zu versorgen. Neben dem Problem der Familienarmut trotz Erwerbstätigkeit („Working 
poor“) muss unsere Gesellschaft, in der sich etwa die Arbeitslosigkeit gering qualifizierter 
Personen zur Dauerarbeitslosigkeit verfestigt, Lösungen für Kinder in Familien ohne 
Familieneinkommen finden. Adressaten bisheriger Familien- und Sozialpolitik sind in 
erster Linie die Eltern und weniger die Kinder selbst. Die Reduzierung einer Kinderpolitik 
auf die Aspekte der Erziehung, der Betreuung und des Schutzes von Kindern widerspricht 
einem modernen Verständnis vom Kind, das es als eigenständige Persönlichkeit mit 
individuellen Bedürfnissen sieht.  
 
Daher sieht das Deutsche Kinderhilfswerk einen Paradigmenwechsel für notwendig an, 
der das Kind als anspruchsberechtigt unabhängig von der Unterstützung der Familie 
insgesamt ansieht. Kinder sind eigenständige Persönlichkeiten und haben nach Artikel 26 
und 27 der UN-Kinderrechtskonvention eigenständige Rechte auf soziale Sicherheit und 
angemessene Lebensbedingungen. Deshalb wird bei der Kindergrundsicherung keine 
Einkommens- oder Vermögensüberprüfung vorgenommen, der diskriminierende 
Charakter einer Fürsorgeleistung entfällt. Ferner würde eine bedingungslose 
Kindergrundsicherung nicht nur Kindern zu Gute kommen, deren Eltern Bezieher von 
Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch sind, sondern auch Kinder einbeziehen, die in 
„verdeckter Armut“ leben. Im 2. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung wird 
davon ausgegangen, dass im Mittel auf drei Empfänger von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt eineinhalb bis zwei weitere Berechtigte ohne Bezug kommen. Analog der 
                                                           
2 Die realitätsgerechte Berücksichtigung von Unterhaltsverpflichtungen hat das Bundesverfassungsgericht sehr 
deutlich bereits in einem Beschluss vom Februar 1984 (BVerfG vom 22. 2. 1984, BVerfGE 66, 214) gefordert. Die 
Steuerfreiheit des Existenzminimums hat das Bundesverfassungsgericht in den grundlegenden Entscheidungen 
von 1990 (BVerfGE 82, 60) und 1992 (BVerfGE 87, 153) festgeschrieben. Ferner betonte 1992 das Gericht die 
„bestandssichernde Bedeutung“ der Kindererziehung für das Rentensystem (BVerfGE 87, 37). 
 Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention soll die Kindergrundsicherung bis zum 18. 
Lebensjahr befristet sein. Sinnvoll erscheint es deshalb, für über 18-Jährige anstelle der 
Grundsicherung eine eigene, individuelle Ausbildungsfinanzierung zu entwickeln. 
 
Das Bundessozialgericht hat in seiner Entscheidung vom 27. Januar dieses Jahres die 
Hartz IV-Kinderregelsätze in ihrer pauschalen Ableitung von den Erwachsenenregelsätzen 
für verfassungswidrig erklärt. Im Gegensatz zu aktuell diskutierten Ausgestaltungen einer 
Kindergrundsicherung sieht es daher das Deutsche Kinderhilfswerk als notwendig an, 
dass eine bedingungslose Grundsicherung für Kinder mit einer altersgerechte 
Bedarfsbemessung verknüpft wird. Sinnvoll erscheinen fünf Stufen, für die Kinder bis zum 
2. Lebensjahr, bis zum Schuleintritt, bis 10 Jahre, bis 14 Jahre und bis zur Volljährigkeit. 
 
Die Höhe der Kindergrundsicherung muss sich an verschiedenen Faktoren orientieren. 
Grundlagen sind die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichtes zur Steuerfreiheit des 
Existenzminimums, die Regelleistungen nach dem Sozialgesetzbuch und für die 
Herstellung einer Chancengleichheit für alle Kinder und Jugendlichen die 
durchschnittlichen Ausgaben von Eltern für ihre Kinder. Aus diesen Vorgaben soll eine 
Expertenkommission unter Einbezug von Sachverständigen, Parteien- und 
Verbandsvertreter/-innen sowie Kindern und Jugendlichen realitätsorientiert die 
Kindergrundsicherung ermitteln. Statistische Bestimmungen auf der Basis des Bedarfes 
von Erwachsenen sind abzulehnen.  
 
Insgesamt würde durch eine bedingungslose und bedarfsgerechte Kindergrundsicherung 
das derzeitige System familienunterstützender Leistungen entbürokratisiert, 
ausgewogener und durchschaubarer gestaltet werden. Es darf nicht sein, dass durch die 
derzeitige Ausgestaltung des Ehegattensplittings und der steuerlichen Freibeträge Eltern 
mit hohen Einkommen überproportional profitieren oder die Unterstützung für Kinder von 
durchsetzungsfähigen Eltern abhängig ist.   
 
Das weit verbreitete Vorurteil, die materiellen Sozialleistungen würden nicht bei den 
Kindern ankommen, ist nicht haltbar. Eine im Herbst 2007 von Prof. Werner Wüstendörfer 
(Georg-Simon-Ohm Hochschule Nürnberg) durchgeführte Befragung armutsbetroffener 
Familien in Nürnberg legt dar, dass auch arme Eltern versuchen, negative Folgen von 
Ressourcenmangel soweit wie möglich aufzufangen. Mit zunehmender Dauer können sie 
diesen Ausgleich jedoch nicht mehr leisten. In der Regel sparen sie zunächst bei sich 
selbst und den gemeinsamen Familienaktivitäten bevor es zu einer Einschränkung bei der 
Versorgung ihrer Kinder kommt. Nach der Analyse des Statistischen Bundesamtes steht 
Kinderarmut erst am Ende einer von Eltern oder Elternteilen nicht mehr beherrschbaren 
Lage. Das Statistische Bundesamt stellt außerdem fest, dass die unteren Einkommen der 
Familien mit Kindern mehr Ausgaben als Einnahmen hatten. Das heißt viele Familien im 
unteren Einkommenssegment mussten sich verschulden. 
 
Infrastruktur und materielle Absicherung für Kinder müssen Hand in Hand gehen. Ein 
Nationales Programm gegen Kinderarmut sollte daher auch von den Bundesländern 
konkrete Maßnahmen abverlangen. Lehrmittelfreiheit, kostenloses Mittagessen, 
kostenfreier Schultransport sollte hierzu gehören. In diesem Kontext schlagen wir die 
Einführung einer „Kinderkarte“ vor, die Teile der Kindergrundsicherung aus dem 
monetären Bereich herauslöst und Kindern für die Nutzung von Infrastruktur zur 
Verfügung steht.  
 
Die nicht geringen Kosten für die Einführung einer Kindergrundsicherung dürfen nicht zu 
einer Blockadehaltung führen. Nichts kann wichtiger sein, als in die Zukunftsfähigkeit 
 unseres Landes zu investieren. Es kommt also vor allem auf den politischen 
Gestaltungswillen von Regierungen und Parlamenten an, um Kinderarmut in Deutschland 
zu überwinden und allen Kindern und Jugendlichen ein chancengleiches Aufwachsen in 
Deutschland zu ermöglichen.  
 
Bis zur Etablierung der Kindergrundsicherung müssen die Regelleistungen nach dem SGB 
II und der Regelsatz nach dem SGB XII für Kinder neu bemessen werden. Die derzeitige 
Bindung an die EVS (Einkommens-Verbraucher-Stichprobe) und die Ableitung aus dem 
Erwachsenenregelsatz ist ein völlig untaugliches Verfahren. Wie wenig das derzeitige 
Modell der Einkommens- und Verbraucherstichprobe den Grundbedarfen von 
Heranwachsenden Rechnung trägt zeigt sich, wenn man sich etwa vergegenwärtigt, dass 
einem Kind bis 14 Jahre 2,56€ pro Tag für Verpflegung zur Verfügung stehen. Damit ist 
keine ausreichende Deckung des täglichen Bedarfes möglich und schon gar keine 
ausgewogene, gesunde Ernährung. Eine eigenständige Bedarfsbemessung für Kinder und 
Heranwachsende ist nicht vorgesehen und wird willkürlich mit 60% (Kinder bis 14 Jahre) 
bzw. 80% (ab 14 Jahre) vom Erwachsenenregelsatz abgeleitet.  Auch die Einführung einer 
neuen Regelsatzstufe ab 01.07.2009 für Kinder im Alter von 6 bis 13 Jahren in Höhe von 70 
% des Erwachsenenregelsatzes ändert daran nichts.  
 
Die Forschungsstelle des Paritätischen Gesamtverbandes hat Kinderregelsätze 
methodisch fundiert auf der Grundlage der EVS berechnet. Danach müsste der Regelsatz 
für Kinder bis unter 6 Jahren derzeit 276 Euro betragen, für Kinder von 6 bis unter 14 
Jahren 332 Euro und für Kinder ab 14 Jahren 358 Euro monatlich. Sicherlich kann man über 
einzelne Stellschrauben dieser Vorschläge und die genaue Höhe von Hartz IV-Regelsätzen 
für Kinder und Jugendliche trefflich streiten. Die Regelsätze aber zukünftig als 
Mindestanteil der tatsächlichen Kosten für ein Kind zu bemessen und nicht mehr vom 
Konsumverhalten armer Erwachsener abzuleiten, ist ein längst überfälliger Schritt. 
 
 
3. Mitbestimmungs- und Mitwirkungschancen schaffen 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die Schaffung gezielter Mitbestimmungs- und 
Mitwirkungschancen von benachteiligten Kindern und Jugendlichen sowie qualifizierte 
Begleitung bei ihrer Mitwirkung in Kommune, Schule und Kita durch interkulturelle, 
integrativ-pädagogische bzw. niederschwellige Beteiligungsangebote. 
 
Der 11. Kinder- und Jugendbericht stellt fest, dass unabhängiges, selbstständiges Handeln 
eine gesicherte materielle Existenz sowie soziale Integration voraussetzt. Für Kinder und 
Jugendliche die von Armut betroffen sind, verringern sich die Möglichkeiten am 
gesellschaftlichen Leben teil zu nehmen – Existenzängste, Ausgrenzungs- und 
Stigmatisierungserfahrungen fördern Resignation und Rückzug und behindern eine 
wirksame Beteiligung. Armut ist oft auch „Partizipationsarmut“. Wichtig ist deshalb, dass 
Kinder und Jugendliche das Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten wieder erlangen, in dem 
ihnen Möglichkeiten der Selbstgestaltung und des Kompetenzerwerbs vermittelt werden. 
Erst hierdurch ergeben sich Auswege aus dem Armutskreislauf. 
 
Gerade benachteiligte Kinder und Jugendliche sind auf Orte angewiesen, die ihnen 
Zugang zu und Begleitung bei Beteiligungsprozessen bieten. Von entscheidender 
Bedeutung sind deshalb interkulturelle, integrativ-pädagogische bzw. niederschwellige 
Beteiligungsangebote, die jeder und jedem Partizipation ermöglichen. Zudem merken wir 
immer wieder, dass sozial benachteiligte Menschen es nicht gewohnt sind beteiligt zu 
 werden. Kontinuität, Verlässlichkeit und Methodenkompetenz sind deshalb von noch 
größerer Bedeutung als bei allgemeinen Mitbestimmungs- und Mitwirkungsangeboten. 
Die Bereitschaft zu Beteiligung ist auch bei benachteiligten Kindern und Jugendlichen 
vorhanden, wenn es um konkrete greifbare Themen oder Aktionen geht, die ihre 
Lebenswelt betreffen: der Umbau des Jugendclubs, die Ausgestaltung von Sport- und 
Freizeitangeboten oder Gestaltungsmaßnahmen auf dem Schul- und Kitagelände. 
Benachteiligten jungen Menschen müssen dabei auch finanzielle Ressourcen für 
Fahrtkosten, Material und Teilnahmebeiträge bereitgestellt werden, damit eine aktive 
Mitarbeit überhaupt möglich ist. 
 
Erzieher/innen, Sozial- und Schulpädagog(inn)en sind oftmals mit Methoden und 
Instrumenten der Partizipation benachteiligter Gruppen nicht vertraut. Es gilt daher, ihre 
Fort- und Weiterbildung in diesem Bereich gezielt zu unterstützen. Etwa bietet das 
Internet schichtunspezifisch eine gute Möglichkeit zur Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen. Allerdings müssen hier insbesondere in Kita, Schule und 
Freizeiteinrichtungen Zugänge zum Internet geschaffen werden und Angebote vorhanden 
sein, die mit dem Medium vertraut machen. Dabei müssen die Angebote nicht nur 
qualifiziert betreut werden, sondern auch den partizipativen Charakter ernst nehmen. 
 
 
4. Bildungschancen sicherstellen 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert verstärkte Anstrengungen die Chancenungleichheit 
im deutschen Schulsystem zu bekämpfen. Dazu ist ein nach oben durchlässiges 
Schulsystem, ein längeres gemeinsames Lernen aller Schüler/innen, individuelle 
Förderprogramme für benachteiligte Schüler/innen, der flächendeckende Ausbau der 
Ganztagsschule und Lernmittelfreiheit anzustreben. 
 
Die Benachteiligung in der Bildung setzt schon im Vorschulalter ein: Kinder aus armen 
Familien haben häufiger Probleme beim Sprechen und Spielen. Diese Benachteiligung 
wird durch die Schule nicht aufgefangen, sondern häufig verstärkt. Das haben die PISA-
Studien bewiesen, in der der Bildungsstand von Schülern untersucht wurde. Selbst bei 
gleicher Leistung unterscheidet sich der Bildungserfolg nach Einkommen, Bildung und 
ethnischer Herkunft der Eltern. In Relation zu dem Bruttoinlandsprodukt liegt die 
Bundesrepublik EU-weit auf dem drittletzten Platz. Vor allem Migrantenkinder – wobei die 
Gruppe der Migranten ohnehin von einem erhöhten Armutsrisiko betroffen ist – haben in 
Deutschland so schlechte Bildungschancen wie in keinem anderen OECD-Land. In keinem 
anderen Land erfolgt die Verteilung der Kinder auf die unterschiedlichen Schulzweige so 
früh wie in Deutschland. Ist ein Bildungsweg einmal eingeschlagen, ist er schwer zu 
verändern. Im gegliederten Schulsystem findet Durchlässigkeit vorwiegend nach unten 
statt.  
 
Bildungsarmut wird in Deutschland wie in kaum einem anderen europäischen Land von 
einer in die nächste Generation weiter getragen. Die Ergebnisse der aktuellen PISA- und 
IGLU-Studien belegen erneut, dass nach wie vor in Deutschland die Bildungschancen 
stark vom sozialen Status der Eltern abhängen. Etwa variiert die Freude am Lesen mit dem 
Elterneinkommen: Nur 38 % der Kinder mit einem Familiennettoeinkommen unter 1500 
Euro lesen gerne, dagegen 66 % bei einem Familiennettoeinkommen über 2000 Euro. 
Eltern armer Kinder entscheiden sich auch häufiger gegen den Besuch weiterführender 
Schulen, weil die Kinder früher Geld verdienen sollen. Haben Kinder aus reicheren 
Familien Probleme in der Schule, bekommen sie oftmals Nachhilfeunterricht oder die 
 Eltern haben aufgrund ihres Bildungsstandes die Möglichkeit zu helfen. Kinder aus armen 
Familien werden mit ihren Problemen dahingegen vielfach allein gelassen.  
 
Deshalb gilt es, sich gezielt um Kinder aus benachteiligten Familien kümmern, denen ihre 
Eltern nicht die gleichen Startbedingungen und damit Chancen auf Teilhabe bieten 
können. Zielstellung muss sein, das System der frühen sozialen Auslese zu überwinden 
und stattdessen ein durchlässiges und sozial gerechtes Schulsystem zu schaffen. Damit 
alle Schülerinnen und Schüler gemäß ihrer Talente und ihrer Leistungsfähigkeit den 
bestmöglichen Schulabschluss erreichen können, ist es notwendig, dass sie eine bessere 
individuelle Förderung erfahren. Für diesen Ansatz individueller Förderung braucht Schule 
mehr Zeit, daher ist ein Schulsystem anzustreben in dem Kinder und Jugendliche länger 
gemeinsam lernen. Sowohl das Modell der Ganztags- als auch der Gemeinschaftsschule 
bietet hierfür neben den flexiblen Unterrichtszeiten ebenso Zeiten des sozialen Lernens 
und Erfahrens. Außerdem kann dort die Ernährungssituation für alle Kinder verbessert 
werden und auch die Gesundheitsvorsorge einen festen Platz erhalten. Dabei sind die 
Ressourcen des sozialen Umfeldes zu nutzen: Betriebe, Sportvereine, Musikschulen, 
Volkshochschulen sowie Angebote der Kinder- und Jugendarbeit.  
 
Wichtig ist darüber hinaus, dass die Bundesländer die Lernmittelfreiheit wieder 
herstellen: Während der Staat noch 1991 knapp 400 Mio. Euro für den Kauf von 
Schulbüchern ausgab, investierte er im Jahr 2005 lediglich 230 Mio. Euro – obwohl die 
Zahl der Schülerinnen und Schüler im gleichen Zeitraum um eine Million gestiegen ist. Es 
ist sicherzustellen, dass alle Kinder mit den notwendigen Unterrichtsmaterialien 
ausgestattet sind. Auch ein kostenfreies Schulessen, wie es schon von manchen 
Kommunen angeboten wird, ist ein Schritt in die richtige Richtung. 
 
Bei der Betrachtung von Bildungslaufbahnen fällt auf, dass sich oftmals nachhaltig 
negative Brüche beim Übergang von der Kita in die Grundschule und beim Übergang von 
der Grundschule in weiterführende Schulen ergeben. Deshalb sind gezielte Programme 
der schulbezogenen Sozialarbeit zu fördern, um diese Brüche aufzufangen. 
 
Den Folgen von Kinderarmut kann in Schule und auch Jugendhilfe präventiv begegnet 
werden. In Stadtteilkonferenzen, Jugend- und Familienangeboten bedarf es 
abgestimmter, auf die Problemlagen zugeschnittene Angebote. Zur Verbesserung der 
Qualität und der Quantität entsprechender Angebote bedarf es auch einer stärkeren 
finanziellen Förderung durch das Land und die Kommunen. 
 
 
5. Betreuungsqualitäten steigern 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die vollständige staatliche Ausfinanzierung von 
Betreuungsangeboten vom vollendeten ersten Lebensjahr bis zum Schuleintritt und eine 
Anpassung der personellen Ausstattung in Einrichtungen der frühkindlichen Bildung an 
die EU-Richtlinien. Ferner sind Qualifizierungs- und Weiterbildungsmöglichkeiten für 
Mitarbeiter/-innen sowie ein verbindliches Bildungsprogramm bis zum zehnten 
Lebensjahr zu entwickeln, das auch die Ressourcen und Beteiligungsmöglichkeiten der 
Kinder in den Mittelpunkt stellt.  
 
Der  vorschulischen Bildung für die Kinder kommt eine besondere Bedeutung zu, da ihre 
Lern- und Aufnahmefähigkeit in diesem Alter besonders hoch ist. Kinder dieses Alters 
wollen lernen, ausprobieren und experimentieren, sind von sich aus neugierig und 
 wissbegierig. Nie wieder lernen Menschen so viel und mit so großem Spaß wie in den 
ersten Lebensjahren. Dabei kann eine gute Bildung schon für kleine Kinder die 
Chancengleichheit in unserer Gesellschaft fördern. Denn durch eine frühe Förderung 
können herkunftsbedingte und soziale Unterschiede am besten ausgeglichen werden. 
Gerade Kinder aus bildungsfernen Familien profitieren vom frühen Kindergartenbesuch3. 
Deshalb ist es wichtig, Kindern vom vollendeten ersten bis zum dritten Lebensjahr einen 
allgemeinen Rechtsanspruch auf Tagesbetreuung zu gewähren. Mittelfristig muss auch 
ein Anspruch auf ganztägige Betreuung für Kinder zwischen drei und sechs Jahren 
festgesetzt werden4. Demgegenüber ist festzustellen, dass die Bundesrepublik 
Deutschland zu wenig im Bereich der vorschulischen Bildung investiert. Statt der von der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) geforderten 
Mindestinvestition von 1 % des Bruttoinlandsproduktes wird in diesem Bereich bei 
sinkender Tendenz lediglich 0,66 % investiert.  
 
Das wirkt sich natürlich auf die Gruppengrößen in den Kitas aus. Dabei sind im Bereich 
der Kinderkrippen für eine Gruppe von acht Kindern drei bis vier Fachkräfte angemessen. 
Generell gibt es auf EU-Ebene bereits Richtzahlen für Gruppengrößen: Etwa soll bei 
Kleinkindern eine Erzieherin/ein Erzieher für fünf Kinder bis 2010 EU-weit die Regel sein. 
Maßstäbe, die etwa in Skandinavien schon heute die Regel und von der die Kitas in 
Deutschland noch sehr weit entfernt sind.  
 
Daneben muss es zu einer deutlichen Verbesserung der Qualifizierung des Personals 
kommen. Neben der Vermittlung von fachpraktischen Kernkompetenzen müssen die 
Diagnosefähigkeiten des Personals besser als bisher ausgebildet werden, um vor allem 
die Fähigkeiten der Kinder, aber auch ihre Defizite erkennen zu können. Außerdem bedarf 
es gezielter Maßnahmen, dass künftig mehr Männer den Beruf des Erziehers ergreifen. 
 
Um die Grundlagen für eine frühe und individuelle Förderung der Kinder herzustellen, den 
Bildungsprozessen in Schulen und den Kindertageseinrichtungen Transparenz zu 
verleihen sowie Fachkräften und Eltern Orientierung zu bieten, müssen die Bundesländer 
ein entsprechendes Bildungsprogramm festlegen. Dessen Standards müssen 
kontinuierlich evaluiert und weiterentwickelt werden.  
 
Wesentlicher Bestandteil der vorschulischen Bildung in Kindertageseinrichtungen muss 
auch die altersgerechte Beteiligung der Kinder sein. Bereits hier können Kinder 
demokratisches Denken und Handeln erfahren und einüben. Dazu müssen sie regelmäßig 
in die Entscheidungen der Kindertageseinrichtung einbezogen werden.  
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 Ein Kindergartenbesuch gleicht Bildungsdefizite bei Kindern aus benachteiligten Elternhäusern aus. Dies gilt 
allerdings nur, wenn diese den Kindergarten auch volle drei Jahre besuchen. Ein einzelnes Jahr hat hingegen 
kaum positive Auswirkungen. Das ist das Ergebnis der vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) 
veröffentlichten Studie „Soziale Ungleichheit beim Schulstart“. Ohne Kita-Förderung ab drei Jahren wird jedes 
zweite Kind, dessen Eltern keinen Bildungsabschluss haben, vom Schulbesuch zurückgestellt. Bei einem 
mittleren Abschluss der Eltern sind es nur 28 Prozent der Kinder. Kommen die Kinder aus einem 
Akademikerhaushalt, sind es nur 8 Prozent. Völlig anders sind die Ergebnisse, wenn die Kinder aus 
bildungsfernen Familien bereits mit drei Jahren in den Kindergarten gehen. Dann nähern sie sich dem Schnitt 
von rund 1o Prozent an Rückstellungen an. Ähnliches beobachten die Wissenschaftler auch bei Kindern aus 
Migrantenfamilien. Sprechen deren Eltern nur schlecht Deutsch, werden die Kinder überdurchschnittlich häufig 
zurückgestellt. Auch hier verhindert ein früher Kindergartenbesuch den verspäteten Start in die Schulkarriere. 
 
4 Um mehr Kinder in den Genuss einer Kindergartenbetreuung kommen zu lassen, haben in den vergangenen Jahren 
mehrere Bundesländer die Gebühren im letzten Jahr gestrichen, so das Saarland, Berlin, Rheinland-Pfalz, 
Niedersachsen und Hessen. Dies reicht aber nicht aus, um Benachteiligungen auszugleichen. Allein das letzte 
Kindergartenjahr kostenfrei zu machen ist nicht effektiv. 
 Ferner gilt es, Kitas zu Begegnungs- und Beratungszentren für Mütter und Väter zu 
entwickeln, die weitergehende Angebote für Eltern anbieten. Insbesondere für Eltern, die 
bisher wenige Kenntnisse über Bildungsprozesse der Kinder haben, müssen neue Formen 
der Ansprache und Kontaktaufnahme erprobt werden. So können 
Familienbildungsveranstaltungen für alle Eltern sowie Integrationskurse für Mütter und 
Väter mit Migrationshintergrund angeboten werden. Vorbild kann dafür das englische 
Modell der "Early Excellence Centers" sein.  
 
Schließlich stellt sich die Frage wie im Zuge der Ausweitung der Betreuung durch das 
Kindertagesstättenförderungsgesetz der Bedarf an ausgebildeten Erzieher/innen gedeckt 
werden soll. Die Ausbildung von derzeit rund 6000 Erzieher/innen pro Jahr reicht bei 
weitem nicht aus. In diesem Zusammenhang müsste grundsätzlich darüber diskutiert 
werden, wie die Ausbildung für männliche Erzieher/innen angeregt werden kann. Der 




6. Gezielte Förderung von Migrantenkindern  
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die gezielte Förderung von Kindern mit 
Migrationshintergrund über ein Bildungsprogramm, das um interkulturelle Inhalte 
ergänzt wird und eine gezielte Sprachförderung sicherstellt. Weiterhin ist die 
Verbesserung der gesundheitlichen Beratung und Versorgung von Familien mit 
Migrationshintergrund durch eine verstärkte Öffnung und Erweiterung der bestehenden 
Gesundheitsdienste voran zu treiben. 
 
Der 12. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregierung stellt zutreffend fest, dass 
Vorschulkinder ohne deutschen Pass überproportional von Einkommensarmut betroffen 
sind: „Die Armutsquote ist nach den Ergebnissen der Studie des Institutes für Sozialarbeit 
und Sozialpädagogik (ISS) zur Armut im Vorschulalter bei ihnen mit über 40% mehr als 
doppelt so hoch wie bei den deutschen Kindern.“ Erschwerend kommt hinzu, dass viele 
(insbesondere türkische) Migrantenfamilien schlechtere Wohnbedingungen als Deutsche 
haben.  
 
Für die Kinder bedeutet dies geringe Rückzugsmöglichkeiten und schlechte 
Lernbedingungen. Im Bereich der schulischen Bildung muss festgestellt werden, dass in 
kaum einem der anderen Industriestaaten Migrantenkinder so schlechte Bildungschancen 
wie in Deutschland haben. Besonders schwierig ist die Situation für Flüchtlingskinder, die 
in mehreren Bundesländern von der Schulpflicht ausgenommen sind und darüber hinaus 
keinen rechtlichen Zugang zu Ausbildung und Arbeit und damit keine berufliche 
Perspektive haben. 
 
Die OECD hat zudem festgestellt, dass in Ländern mit klar strukturierten 
Sprachprogrammen der Leistungsunterschied zwischen Kindern mit und Kindern ohne 
Migrationshintergrund geringer ausfällt. Deshalb besteht in dieser Richtung sofortiger 
Handlungsbedarf. Sprachförderung muss so früh wie möglich, d.h. spätestens in 
Kindertagesstätten, einsetzen. Notwendig erscheint vor diesem Hintergrund, die stärkere 
Berücksichtigung von Lehrer/innen, Sozialpädagog(inn)en und Erzieher/innen mit 
Migrationshintergrund.  
 
 Da die Sprachkompetenz der Familien, insbesondere die der Mütter, eine zentrale Rolle 
spielt, sollten die Familien in die Sprachförderprogramme einbezogen werden. Hier sind 
bundeseinheitliche Regelungen notwendig, der Verweis auf Länderzuständigkeiten muss 
aufgrund des Problemdrucks in diesem Bereich in den Hintergrund rücken. Ein Schlüssel 
für die soziale Integration und zur Vermeidung von Ausgrenzung ist zudem die gezielte 
Ausweitung von Partizipationsmöglichkeiten für Kinder mit Migrationshintergrund.  
 
Bei der Gesundheitsversorgung von Kindern und Jugendlichen aus Migrantenfamilien ist 
den kulturellen Unterschieden, die trotz der langen Aufenthaltsdauer von Migrant/-innen 
in Deutschland noch immer bestehen, Rechnung zu tragen. Anzustreben ist eine 
verstärkte Öffnung und Erweiterung der bestehenden Gesundheitsdienste, der Aufbau von 
interkulturellen Teams zur qualifizierten kultursensiblen Beratung und Behandlung, z.B. 
in ethno-medizinischen Zentren, sowie die Erweiterung von Curricula um interkulturelle 
Inhalte.  
 
Ein besonderer Handlungsbedarf besteht bei Flüchtlingskindern, die in vielen Fällen von 
einer Leistungsgewährung nach SGB XII ausgeschlossen sind. Bisher gilt für Kinder von 
Asylbewerbern, Geduldeten, Ausreisepflichtigen und Personen mit einer 
Aufenthaltserlaubnis aus humanitären Gründen die Sonderregelung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes, nach der nur Sachleistungen oder ein abgesenkter 
Regelsatz gezahlt wird. Dieser liegt bis zu 35 % unter dem Regelsatz nach SGB XII. Der 
normale Regelsatz wird erst nach frühestens vier Jahren gezahlt. Betroffen von dieser 
sozialrechtlichen Schlechterstellung sind derzeit ca. 50.000 Kinder in Deutschland.  
 
 
7. Gesundes Aufwachsen ermöglichen 
 
Das Deutsche Kinderhilfswerk fordert die gezielte Bewegungsförderung und die gesunde 
Ernährung als Schwerpunktthemen in Kita und Schule, insbesondere in 
Brennpunktgebieten, sowie kostengünstige Zugänge zu Freizeit- und Ferienangeboten. 
 
Armut und gesundheitliche Risikofaktoren gehen Hand in Hand. Trotz der prinzipiell 
kostenlosen Gesundheitsversorgung für Kinder und der kostenfreien 
Früherkennungsuntersuchungen werden insbesondere sozial benachteiligte Mädchen 
und Jungen von diesen Angeboten nicht erreicht5. Zahlreiche neuere Untersuchungen wie 
die KIGGS-Studie, die Bella-Studie oder die HBSC-Studie haben drastische Alarmzeichen 
herausgearbeitet: Etwa eine deutlich höhere postnatale Säuglingssterblichkeit als in den 
oberen sozialen Schichten, eine zweimal höhere Mortalitätsrate durch Unfälle als bei 
Kindern aus privilegierteren Schichten, ein sehr viel häufigeres Auftreten akuter 
Erkrankungen und eine höhere Anfälligkeit für chronische Erkrankungen, ein Drittel der 
Kinder von Langzeitarbeitslosen nicht ausreichend geimpft. Gleichzeitig sind Familien in 
belasteten Wohngebieten verminderten Wohnumfeldqualitäten, wie etwa deutlich 
höheren Lärmbelastungen, ausgesetzt. 6 
 
                                                           
5 Mit der U7a, die im dritten Lebensjahr durchgeführt wird, ist eine wichtige Voraussetzung geschaffen worden, 
um auch zum Kitaeintritt rechtzeitig gesundheitliche Defizite von Kindern zu erkennen. Entscheidend ist jedoch, 
dass dieser Untersuchung ein Maßnahmenplan folgt, der mit der Kindertagesstätte abgestimmt wird. 
6 Bei Essstörungen ist nach ersten Ergebnissen der Kinder- und Jugendgesundheitsstudie KiGGS des Robert 
Koch-Instituts (RKI) vom 16. Mai 2007 der Anteil der Jugendlichen mit niedrigem sozioökonomischen Status mit 
27,6 Prozent fast doppelt so hoch wie der in der oberen Sozialschicht (15,5 Prozent). 
 
 Oft wird in armen Familien am Essen gespart. In manchen Familien führt das dazu, dass 
Kinder nicht satt werden. In anderen Familien wird nur das Billigste gekauft, wodurch eine 
ausgewogene Ernährung nicht stattfindet. Viele von Armut betroffene Kinder kommen 
ohne Schulbrot in die Schule oder nehmen nicht am Schulessen teil. Das ist den Kindern 
oft peinlich, manche sagen „es schmeckt nicht“ – auch wenn sie es vielleicht nie probiert 
haben. Deshalb sind vorhandene Erkenntnisse, die Kindern helfen, ihre Ressourcen 
auszubauen, wie sie in den Konzepten der Salutogenese und Resilienz herausgearbeitet 
wurden – über Modellprojekte hinaus – von großer Bedeutung.  
 
In Schule und Kindertagesstätte können Heranwachsende, unabhängig von ihrem 
sozialen Status, gesunde Verhaltensweisen leben lernen. Gesundheits- und 
Bewegungsförderung bezieht sich in diesen Einrichtungen häufig auf 
Rahmenbedingungen wie die Gestaltung von Gebäuden, Schulhof und Schulweg. Seltener 
schließen sie die Inhalte des Unterrichts selbst ein, wie beispielsweise 
gesundheitsbezogene Projekttage oder -wochen. In diesem Kontext könnte das Fach 
"Gesundheitsbildung" erprobt und unter intensiver Beteiligung der Kinder und Eltern 
sowie von lokalen Fachkräften eingeführt werden. Darüber können Kinder auch schon 
frühzeitig mit gesunden Ernährungsgewohnheiten vertraut gemacht werden. Ferner muss 
in Schulen „bewegtes Lernen“ verstärkt thematisiert und durch geeignete Instrumente 
wie die Ausgestaltung eines bewegungsorientierten Nachmittagsangebotes durch 
Arbeitsgemeinschaften und Sportvereine oder die Bewegungsbaustelle des Deutschen 
Kinderhilfswerkes unterstützt werden. 
 
Mit dem Programm „Eine Mahlzeit für alle Kinder“ unterstützt das Deutsche 
Kinderhilfswerk Maßnahmen, die allen Schülerinnen und Schülern – auch außerhalb von 
Ganztagsangeboten und zur Mittagszeit – eine ausgewogene Ernährung ermöglicht. 
Gleichzeitig würden wir es begrüßen, wenn wie in Finnland eine allgemeine kostenfreie 
Schulspeisung finanziert werden würde.  
 
Schließlich sind Kinder in armen Familien oftmals von Freizeitangeboten und damit von 
Bewegungs- und Erholungsaktivitäten ausgeschlossen. Ihre Eltern können die Kosten für 
die Klassen- oder Ferienfahrt nicht aufbringen und öffentliche Zuschüsse oder 
kostengünstige Angebote sind rar. Der Abbau von staatlich geförderten Freizeitangeboten 
wirkt hier verstärkend. Das Deutsche Kinderhilfswerk fördert deshalb über den 
Kindernothilfefonds gezielt Ferienfahrten für arme Kinder. Defizitäre 
Wohnumfeldqualitäten in Gebieten mit besonderem Entwicklungsbedarf wirken in diesem 
Zusammenhang verstärkend. Daher muss durch Stadtteilentwicklungsprogramme eine 
deutliche Verbesserung der Spiel-, Freizeit- und Bewegungsqualitäten erzielt werden. 
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1. Nationales Programm 
 Verzahnte politische Strategie für die Felder Arbeitsmarkt, Familie, Bildungspolitik, Gesundheit, Soziales, Stadtentwicklung und Wohnungsbau unter Einbezug entsprechender gesellschaftlicher 
Akteure durch die Bundesregierung umsetzen -  Zweiseitigen Generationenvertrag entwickeln - Kinderrechte im Grundgesetz  verankern 
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Gesetzentwurf
der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Entwurf eines Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
A. Problem und Ziel
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Wegen der konjunkturellen Krise, aber auch wegen struktureller Defizite am
Arbeitsmarkt ist die Entwicklung bei der Arbeitslosigkeit gegenwärtig nicht zu-
friedenstellend. Die Bundesregierung hat deshalb im Jahr 2002 die Kommis-
sion Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt mit dem Auftrag eingesetzt,
Vorschläge zur Herstellung einer neuen Ordnung auf dem Arbeitsmarkt zu erar-
beiten. Die von der Kommission vorgelegten Vorschläge sind aus der Sicht der
Bundesregierung geeignet, den Abbau der Arbeitslosigkeit nachhaltig zu
beschleunigen. Dieser Auffassung schließen sich die Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an. Ein Teil der Empfehlungen der Kommission
wurde zum 1. Januar 2003 im Ersten und Zweiten Gesetz für Moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt umgesetzt. Mit dem Dritten und Vierten Gesetz für
Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt soll die Umsetzung der Vorschläge
der Kommission abgeschlossen werden.
Die Kommission Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt hat dargelegt,
dass das gegenwärtige Nebeneinander zweier staatlicher Fürsorgesysteme – der
Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe für Erwerbsfähige – ineffizient, intranspa-
rent und wenig bürgerfreundlich ist. Mit den finanziellen Folgen einer effizien-
ten Gestaltung der unterschiedlichen sozialen Transfersysteme Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe für die Gebietskörperschaften hat sich die Kommission
zur Reform der Gemeindefinanzen befasst. Nach ihrer Auffassung ist Abhilfe
nur durch eine Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für er-
werbsfähige Hilfebedürftige möglich. Diese Auffassung wird durch die Zwi-
schenergebnisse der Modellvorhaben zur Verbesserung der Zusammenarbeit
von Arbeitsämtern und Trägern der Sozialhilfe (MoZArT) bestätigt. Zwischen-
ergebnisse der Modellvorhaben „Förderung der Arbeitsaufnahme – integriert
und regulär“ (FAIR) zeigen, dass durch intensivere Unterstützung der Hilfebe-
dürftigen die Eingliederung in Arbeit deutlich beschleunigt werden kann.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung kommt u. a. zu
dem Ergebnis, dass insbesondere Familien von Armut bedroht sein können. Die
Bundesregierung hat sich deshalb zum Ziel gesetzt, alle Anstrengungen zu un-
ternehmen, um Armut von Kindern zu vermindern. Diesem Ziel schließen sich
die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an. Allein rd. 1 000 000
Kinder sind im heutigen Sozialhilfebezug und werden mit ihren Familien in
Zukunft i. d. R. Anspruch auf das neue „Arbeitslosengeld II“ haben. Zusätzlich
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zu diesen werden nach der geplanten Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe weitere Kinder und deren Familien aus der Arbeitslosenhilfe in
das Arbeitslosengeld II wechseln. Es soll jedoch verhindert werden, dass Fami-
lien allein wegen der Unterhaltsbelastung für ihre Kinder auf Arbeitslosengeld
II angewiesen sind. Ergänzend hierzu ist ein Arbeitsanreiz durch eine gezielte
Förderung einkommensschwacher Familien erforderlich.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende würde sich die
Zahl der anspruchsberechtigten Wohngeldbezieher voraussichtlich von derzeit
ca. 2,8 Millionen (Kosten ca. 4,5 Mrd. Euro für Bund und Länder zusammen)
auf ca. 3,5 Millionen Personen (Kosten ca. 5,7 Mrd. Euro) erhöhen; hiervon
wären ca. 2,5 Millionen Wohngeldbezieher zugleich Empfänger einer Transfer-
leistung. Damit einhergehend würden die Verwaltungskosten für das Wohngeld
von zur Zeit 120 Mio. Euro auf rd. 300 Mio. Euro pro Jahr steigen.
B. Lösung
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für erwerbsfähige
Hilfebedürftige zu einer Grundsicherung für Arbeitsuchende und intensivere
Unterstützung der Hilfebedürftigen bei der Eingliederung in Arbeit.
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigeninitiative von erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen durch schnelle und passgenaue Eingliederung in Arbeit
unterstützen. Die Bundesagentur für Arbeit kann dafür die im Dritten Buch
Sozialgesetzbuch geregelten Instrumente einsetzen und darüber hinaus unter
Berücksichtigung der Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit alle
im Einzelfall für die Eingliederung erforderlichen Hilfen leisten. Soweit die
Eingliederung nicht möglich ist, wird der Lebensunterhalt der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen und der mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Per-
sonen durch pauschalierte bedarfsdeckende Leistungen und die Einbeziehung
in die Sozialversicherung gesichert.
Die Eingliederung in Arbeit soll dadurch unterstützt und intensiviert werden,
dass
– ein Mitarbeiter der Agentur für Arbeit als persönlicher Ansprechpartner für
jeden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft lebenden Personen benannt wird,
– ein Mitarbeiter der Agentur für Arbeit künftig durchschnittlich nur noch 75
erwerbsfähige Hilfebedürftige betreut.
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll von der Bundesagentur für Arbeit
im Auftrag des Bundes erbracht und aus Steuermitteln des Bundes finanziert
werden.
Die Beauftragung der Bundesagentur für Arbeit soll bundesweit die gleichmä-
ßige Anwendung des Rechts für vergleichbare Sachverhalte gewährleisten, die
Kompetenz der Bundesagentur für Arbeit als Träger der Arbeitslosenversiche-
rung und ihr bundesweites Netz von Agenturen für Arbeit nutzen. Die Kompe-
tenz insbesondere der Kommunen bei der Eingliederung Hilfebedürftiger in
Arbeit soll im Rahmen von Vereinbarungen zwischen den Agenturen für Arbeit
und den Kommunen genutzt werden.
Die Bundesagentur für Arbeit soll nicht alle Leistungen der Grundsicherung für
Arbeitsuchende selbst erbringen, sondern Einrichtungen und Dienste Dritter
nutzen, soweit sie vorhanden sind, ausgebaut oder in Kürze geschaffen werden
können.
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Die Übernahme der Finanzverantwortung durch den Bund soll nach geltendem
Recht mögliche Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kommunen verhin-
dern und die Kommunen finanziell entlasten.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Einführung einer dem Arbeitslosengeld II vorgelagerten einkommensabhängi-
gen Leistung, die zusammen mit dem Kindergeld und dem auf Kinder entfal-
lenden Wohngeldanteil den durchschnittlichen Bedarf von Kindern an Arbeits-
losengeld II bzw. Sozialgeld abdeckt. Die neue Leistung ist auf das
Arbeitslosengeld II abgestimmt und verstärkt dessen Arbeitsanreize.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Zur Reduzierung des Verwaltungsaufwandes soll bestimmt werden, dass Trans-
ferleistungsempfänger kein Wohngeld erhalten. Ihre Unterkunftskosten sollen
ausschließlich auf der Grundlage des jeweiligen Leistungsgesetzes abgedeckt
werden. In diesem Zusammenhang soll in den Leistungsgesetzen ein teilweiser
Ausschluss der Rückforderung verankert werden.
Im Übrigen sollen im Wesentlichen die Einkommensermittlungs- und Verfah-
rensvorschriften des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumförderungsgesetzes
sowie das Erste Buch Sozialgesetzbuch geändert werden.
C. Alternativen
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Gesetzesantrag des Landes Hessen: Entwurf eines Gesetzes zum optimalen
Fördern und Fordern in Vermittlungsagenturen (OFFENSIV-Gesetz), Bundes-
ratsdrucksache 443/02 vom 21. Mai 2002
Gesetzesantrag des Landes Bayern: Entwurf eines Gesetzes zum Fördern und
Fordern arbeitsfähiger Sozialhilfeempfänger und Arbeitslosenhilfebezieher
(Fördern-und-Fordern-Gesetz), Bundesratsdrucksache 804/02 vom 29. Oktober
2002
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Verbleib der entsprechenden Familien im Bezug des Arbeitslosengelds II.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Zu der dargestellten Vereinfachung sowie zu den beabsichtigten Ergänzungen
des Wohngeldrechts gibt es keine Alternative.
D. Finanzielle Auswirkungen
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit der gleichzeitigen
Änderung des Wohngeldgesetzes hat folgende finanzielle Auswirkungen auf
die Gebietskörperschaften und die Bundesanstalt für Arbeit:
Drucksache 15/1516 – 4 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
Bundesanstalt für Arbeit
Entlastung der BA bei Eingliederungsleistungen
Personalkosten, Unterhaltsgeld -3,1 -6,2 -6,2 -6,2
Belastung der BA durch Aussteuerungsquote 3,1 5,9 5,6 5,2
Saldo der Be-/Entlastung der BA 0,0 -0,3 -0,6 -0,9
Länder
Entlastung der Länder bei Eingliederungsleistungen
für erwerbsfähige Bezieher von HLU -0,3 -0,5 -0,5 -0,5
Mehrausgaben der Länder für Wohngeld aufgrund
der Einführung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende 0,3 0,6 0,5 0,5
Minderausgaben der Länder für Wohngeld aufgrund
der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung der Länder durch Verminderung des Umsatz-
steueranteils der Länder 1,2 2,4 2,3 2,4
Saldo der Be-/Entlastung der Länder 0,0 0,0 0,0 0,0
Kommunen
Entlastung der Kommunen durch Wegfall der
Sozialhilfeausgaben für Erwerbsfähige -5,8 -11,6 -11,6 -11,6
Belastung der Kommunen durch die Übergangsregelung
 der Grundsicherung für Arbeitsuchende 1,8 2,5 1,7 0,0
Belastung der Kommunen durch höhere Ausgaben für
Unterkunftskosten für verbleibende Sozialhilfe-
bezieher und Bezieher von Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 0,6 1,3 1,3 1,3
Belastung der Kommunen durch Verminderung des
Umsatzsteueranteils der Länder* 1,5 5,3 6,2 7,8
Saldo der Be-/Entlastung der Kommunen
zur Stärkung der Investitionskraft und
zum Ausbau der Kinderbetreuung -1,9 -2,5 -2,5 -2,5
Bund
Belastung des Bundes durch Grundsicherung für
Arbeitssuchende*** 15,2 26,3 24,2 23,7
Entlastung des Bundes durch die Übergangsregelung
 der Grundsicherung für Arbeitsuchende -1,8 -2,5 -1,7 0,0
Entlastung des Bundes durch den Wegfall der
Ausgaben für Arbeitslosenhilfe -6,7 -12,8 -12,2 -12,4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von BA -3,1 -5,9 -5,6 -5,2
Minderausgaben des Bundes für Wohngeld aufgrund
der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung des Bundes durch höhere Ausgaben für Unter-
kunftskosten für Bezieher der Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 1,9 3,7 3,4 3,4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von
Ländern und Kommunen (Erhöhung des Umsatz-
steueranteils des Bundes) -2,7 -7,7 -8,5 -10,2
Saldo der Be-/Entlastung des Bundes 1,5 -1,6 -2,7 -3,1
davon bereits in den Haushaltsplan eingestellt 1,5
verbleibender Saldo der Be-/Entlastung
des Bundes 0,0 -1,6 -2,7 -3,1
Annahmen: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung
derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006
* es wird davon ausgegangen, dass die Länder die Belastungen durch Abgabe von Umsatzsteuerpunkten bei den Kommunen
   refinanzieren, soweit sie nicht Entlastungen der Länder ausgleichen; vgl. Begründung zu Art. 29 und 30 zur Anpasung
  der Umsatzsteuerverteilung im Einzelnen
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
* es wird davon ausgegangen, dass die Länder die Belastungen durch Abgabe von Umsatzsteuerpunkten bei den Kommunen
refinanzieren, soweit sie nicht Entlastungen der Länder ausgleichen; vgl. Begründung zu den Artikeln 29 und 30 und zur An-
passung der Umsatzsteuerverteilung im Einzelnen.
Annahmen: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung der
Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effizienzgewinne) von 15 % ab 2006.
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2. Haushaltsausgaben mit Vollzugsaufwand
Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende führt mittelfristig zur
Einsparung von rd. 1,3 Mrd. Euro Personal- und Verwaltungskosten bei den
Kommunen. Diesen Einsparungen stehen entsprechende Mehraufwendungen
für Personal- und Verwaltungskosten bei der Bundesagentur gegenüber. Alle
internationalen Erfahrungen belegen, dass eine entscheidende Verringerung der
Langzeitarbeitslosigkeit nur mit einer intensiven Betreuung möglich ist. Die
Bundesregierung plant deshalb eine erhebliche Aufstockung des Personalein-
satzes für die Integration von Langzeitarbeitslosen. Angestrebt wird ein Ver-
hältnis zwischen Fallmanagern und Leistungsempfängern von 1 : 75. Dies wird
von den Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN unterstützt. Im
Vergleich zur Gesamtzahl der bisher bei der Bundesanstalt für Arbeit für
Arbeitslosenhilfe und bei den Sozialhilfeträgern beschäftigten Mitarbeiter ist
hierfür der zusätzliche Einsatz von ca. 11 800 Mitarbeitern für die Betreuung
erforderlich.
Den Mehrausgaben für die zusätzlichen Fallmanager stehen deutlich höhere
Einsparungen durch eine Steigerung der Effizienz bei der verwaltungsmäßigen
Durchführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende gegenüber, die mittel-





Das Gesetz berücksichtigt die Prinzipien des „Gender Mainstreaming“. Sein
Ziel ist es, geschlechtsspezifischen Nachteilen entgegenzuwirken. Das Gesetz
sieht vor, dass die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen, die Kinder oder pflegebedürftige Angehörige betreuen, zu
beachten sind. Hilfebedürftigen, die ein eigenes Kind oder ein Kind des Part-
ners bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres betreuen, ist eine Arbeit nicht
zumutbar. Kindern Arbeitsuchender ist bevorzugt ein Platz in einer Tagesein-
richtung zur Verfügung zu stellen.
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Entwurf eines Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:
Inhaltsübersicht
Artikel 1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch
Artikel 2 Änderung des Ersten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 3 Änderung des Dritten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 4 Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 5 Änderung des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 6 Änderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 7 Änderung des Siebten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 8 Änderung des Achten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 9 Änderung des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 10 Änderung des Zehnten Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 11 Änderung des Elften Buches Sozial-
gesetzbuch
Artikel 12 Änderung des Infektionsschutz-
gesetzes
Artikel 13 Änderung des Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes
Artikel 14 Änderung des Aufstiegsfortbildungs-
gesetzes
Artikel 15 Änderung des Gesetzes über den
Abbau der Fehlsubventionierung
im Wohnungswesen
Artikel 16 Änderung des Wohnraumförderungs-
gesetzes
Artikel 17 Änderung des Bundesvertriebenen-
gesetzes
Artikel 18 Änderung des Ausländergesetzes
Artikel 19 Änderung des Asylverfahrensgesetzes
Artikel 20 Änderung des Mikozensusgesetzes
Artikel 21 Änderung der Zivilprozessordnung
Artikel 22 Änderung des Sozialgerichtsgesetzes
Artikel 23 Änderung der Verwaltungsgerichts-
ordnung
Artikel 24 Änderung des Gerichtsvollzieher-
kostengesetzes
Artikel 25 Änderung des Wohngeldgesetzes
Artikel 26 Änderung des Gesetzes zur Hilfe
für Frauen bei Schwangerschafts-
abbrüchen in besonderen Fällen
Artikel 27 Änderung des Unterhaltssicherungs-
gesetzes
Artikel 28 Änderung des Soldatenversorgungs-
gesetzes
Artikel 29 Änderung des Finanzausgleichsgesetzes
Artikel 30 Änderung des Solidarpaktfortführungs-
gesetzes
Artikel 31 Änderung der Abgabenordnung
Artikel 32 Änderung des Berlinförderungsgesetzes
Artikel 33 Änderung des Einkommensteuer-
gesetzes
Artikel 34 Änderung des Lastenausgleichsgesetzes
Artikel 35 Änderung des Entwicklungshelfer-
Gesetzes
Artikel 36 Änderung des Kündigungsschutz-
gesetzes
Artikel 37 Änderung des Gesetzes über
Bergmannsprämien
Artikel 38 Änderung des Arbeitssicherstellungs-
gesetzes
Artikel 39 Änderung des Berufsbildungsförde-
rungsgesetzes
Artikel 40 Änderung des Berufsbildungs-
gesetzes
Artikel 41 Änderung des Vorruhestandsgesetzes
Artikel 42 Änderung des Altersteilzeitgesetzes
Artikel 43 Änderung des Beiträge-Rückzahlungs-
gesetzes
Artikel 44 Änderung des Bundesversorgungs-
gesetzes
Artikel 45 Änderung des Bundeserziehungsgeld-
gesetzes
Artikel 46 Änderung des Bundeskindergeld-
gesetzes
Artikel 47 Änderung der Verordnung über die
Ersatzleistungen an die zum Luftschutz-
dienst herangezogenen Personen und
über die Erstattung fortgewährter
Leistungen
Artikel 48 Änderung der Sozialhilfedaten-
abgleichsverordnung
Artikel 49 Ausländergebührenverordnung
Artikel 50 Änderung der Arbeitsaufenthalte-
verordnung
Artikel 51 Änderung der Freizügigkeitsverord-
nung/EG
Artikel 52 Änderung der Kindesunterhalt-
Vordruckverordnung
Artikel 53 Änderung der Prozesskostenhilfe-
vordruckverordnung
Artikel 54 Änderung der Wohngeldverordnung
Artikel 55 Änderung der Verordnung über die
Berufsausbildung zum Fachangestellten
für Arbeitsförderung
Artikel 56 Änderung der Ausgleichsrenten-
verordnung
Artikel 57 Aufhebung der Arbeitslosenhilfe-
Verordnung
Artikel 58 Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang
Artikel 59 Neufassung des Wohngeldgesetzes
Artikel 60 Neufassung des Bundeskindergeld-
gesetzes
Artikel 61 Inkrafttreten
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Artikel 1
Zweites Buch Sozialgesetzbuch
– Grundsicherung für Arbeitsuchende –
Kapitel 1
Fördern und Fordern
§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung
für Arbeitsuchende
§ 2 Grundsatz des Forderns
§ 3 Leistungsgrundsätze
§ 4 Leistungsarten
§ 5 Nachrang der Leistungen








§ 11 Zu berücksichtigendes Einkommen





Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 14 Grundsatz des Förderns
§ 15 Eingliederungsvereinbarung
§ 16 Leistungen zur Eingliederung
§ 17 Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur
Eingliederung
§ 18 Örtliche Zusammenarbeit
Abschnitt 2
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
Unterabschnitt 1
Arbeitslosengeld II
§ 19 Arbeitslosengeld II
§ 20 Regelleistung zur Sicherung des
Lebensunterhalts
§ 21 Leistungen für Mehrbedarfe beim
Lebensunterhalt
§ 22 Leistungen für Unterkunft und Heizung
§ 23 Abweichende Erbringung von Regelleistungen
§ 24 Befristeter Zuschlag nach Bezug von
Arbeitslosengeld
§ 25 Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit
§ 26 Zuschuss zu Beiträgen bei Befreiung von









§ 30 Freibeträge bei Erwerbstätigkeit
§ 31 Absenkung und Wegfall des Arbeitslosen-
geldes II
§ 32 Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes
Unterabschnitt 4
Verpflichtungen anderer




Gemeinsame Vorschriften für Leistungen
Abschnitt 1
Zuständigkeit und Verfahren
§ 36 Örtliche Zuständigkeit
§ 37 Antragserfordernis
§ 38 Vertretung der Bedarfsgemeinschaft
§ 39 Anfechtung von Entscheidungen
§ 40 Anwendung von Verfahrensvorschriften
§ 41 Berechnung der Leistungen
§ 42 Auszahlung der Geldleistungen
§ 43 Aufrechnung
§ 44 Veränderung von Ansprüchen
Abschnitt 2
Gemeinsame Einigungsstelle










§ 50 Datenübermittlung an Dritte
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§ 51 Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von
Sozialdaten durch nichtöffentliche Stellen













§ 60 Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht
Dritter


















Aufgabe und Ziel der Grundsicherung
für Arbeitsuchende
(1) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Ei-
genverantwortung von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und
Personen, die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
stärken und dazu beitragen, dass sie ihren Lebensunterhalt
unabhängig von der Grundsicherung aus eigenen Mitteln
und Kräften bestreiten können. Sie soll erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer Er-
werbstätigkeit unterstützen und den Lebensunterhalt si-
chern, soweit sie ihn nicht auf andere Weise bestreiten kön-
nen. Die Gleichstellung von Männern und Frauen ist als
durchgängiges Prinzip zu verfolgen. Die Leistungen der
Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten,
dass
1. durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftigkeit vermie-
den oder beseitigt, die Dauer der Hilfebedürftigkeit ver-
kürzt oder der Umfang der Hilfebedürftigkeit verringert
wird,
2. die Erwerbsfähigkeit des Hilfebedürftigen erhalten, ver-
bessert oder wieder hergestellt wird,
3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen entgegengewirkt wird,
4. die familienspezifischen Lebensverhältnisse von er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen, die Kinder erziehen oder
pflegebedürftige Angehörige betreuen, berücksichtigt
werden,
5. behindertenspezifische Nachteile überwunden werden.
(2) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst
Leistungen
1. zur Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftig-
keit insbesondere durch Eingliederung in Arbeit und
2. zur Sicherung des Lebensunterhalts.
§ 2
Grundsatz des Forderns
(1) Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen müssen alle
Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer
Hilfebedürftigkeit ausschöpfen. Der erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige muss aktiv an allen Maßnahmen zu seiner Einglie-
derung in Arbeit mitwirken, insbesondere eine Eingliede-
rungsvereinbarung abschließen. Wenn eine Erwerbstätigkeit
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit nicht
möglich ist, hat der erwerbsfähige Hilfebedürftige eine ihm
angebotene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu übernehmen.
(2) Erwerbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen haben in ei-
gener Verantwortung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren
Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln und Kräften zu bestrei-
ten. Erwerbsfähige Hilfebedürftige müssen ihre Arbeitskraft
zur Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und die mit




(1) Leistungen zur Eingliederung in Arbeit können er-
bracht werden, soweit sie unter Berücksichtigung der
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zur
Vermeidung oder Beseitigung, Verkürzung oder Verminde-
rung der Hilfebedürftigkeit für die Eingliederung erforder-
lich sind. Bei den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
sind
1. die Eignung,
2. die individuelle Lebenssituation, insbesondere die fami-
liäre Situation,
3. die voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit und
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4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu berücksichtigen.
Vorrangig sollen Maßnahmen eingesetzt werden, die die un-
mittelbare Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ermöglichen.
(2) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, sind in eine Arbeit, eine
Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu vermitteln.
Können Hilfebedürftige ohne Berufsabschluss nicht in eine
Ausbildung vermittelt werden, soll die Agentur für Arbeit
darauf hinwirken, dass die vermittelte Arbeit oder Arbeits-
gelegenheit auch zur Verbesserung ihrer beruflichen Kennt-
nisse und Fähigkeiten beiträgt.
(3) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts dür-
fen nur erbracht werden, soweit die Hilfebedürftigkeit nicht
anderweitig beseitigt werden kann.
§ 4
Leistungsarten
(1) Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende werden in Form von
1. Dienstleistungen, insbesondere durch umfassende Be-
treuung durch einen persönlichen Berater mit dem Ziel
der Eingliederung in Arbeit,
2. Geldleistungen, insbesondere zur Eingliederung der er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen in Arbeit und zur Siche-
rung des Lebensunterhalts der erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen und der mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen, und
3. Sachleistungen
erbracht.
(2) Die Agentur für Arbeit wirkt darauf hin, dass er-
werbsfähige Hilfebedürftige und die mit ihnen in einer Be-
darfsgemeinschaft lebenden Personen die erforderliche Be-




(1) Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen ande-
rer, insbesondere der Träger anderer Sozialleistungen, wer-
den durch dieses Buch nicht berührt. Ermessensleistungen
dürfen nicht deshalb versagt werden, weil dieses Buch ent-
sprechende Leistungen vorsieht.
(2) Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach diesem Buch schließt Leistungen nach
dem Dritten Kapitel des Zwölften Buches aus. Dies gilt
nicht für Leistungen nach § 32 Abs. 1 sowie nach § 35 des
Zwölften Buches, soweit sie nicht nach § 16 Abs. 2 Satz 2
Nr. 5 dieses Buches zu übernehmen sind. Leistungen nach
dem Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung sind gegenüber dem Sozi-
algeld vorrangig.
(3) Stellen Hilfebedürftige trotz Aufforderung einen er-
forderlichen Antrag auf Leistungen eines anderen Trägers
nicht, kann die Agentur für Arbeit den Antrag stellen. Der
Ablauf von Fristen, die ohne Verschulden der Agentur für
Arbeit verstrichen sind, wirkt nicht gegen die Agentur für
Arbeit; dies gilt nicht für Verfahrensfristen, soweit die
Agentur für Arbeit das Verfahren selbst betreibt.
§ 6
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende
Die Leistungen nach diesem Buch werden von der Bun-
desagentur für Arbeit (Bundesagentur) erbracht. Zu ihrer






(1) Leistungen nach diesem Buch erhalten Personen, die
1. mindestens 15 Jahre alt sind und das 65. Lebensjahr
noch nicht vollendet haben,
2. erwerbsfähig sind,
3. hilfebedürftig sind und
4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik
Deutschland haben,
(erwerbsfähige Hilfebedürftige). Ausländer haben ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland
und erhalten Leistungen nach diesem Buch, wenn die Vo-
raussetzungen nach § 8 Abs. 3 vorliegen; dies gilt nicht für
Leistungsberechtigte nach § 1 des Asylbewerberleistungs-
gesetzes. Aufenthaltsrechtliche Bestimmungen bleiben un-
berührt.
(2) Leistungen erhalten auch Personen, die mit erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen in einer Bedarfsgemeinschaft le-
ben. Dienstleistungen und Sachleistungen werden ihnen nur
erbracht, wenn dadurch
1. die Hilfebedürftigkeit der Angehörigen der Bedarfs-
gemeinschaft beendet oder verringert,
2. Hemmnisse bei der Eingliederung der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen beseitigt oder vermindert
werden.
(3) Zur Bedarfsgemeinschaft gehören
1. die Erwerbsfähigen,
2. als Partner der Erwerbsfähigen
a) der nicht dauernd getrennt lebende Ehegatte,
b) die Person, die mit dem Erwerbsfähigen in eheähn-
licher Gemeinschaft lebt,
c) der nicht dauernd getrennt lebende Lebenspartner,
3. die dem Haushalt angehörenden minderjährigen, unver-
heirateten Kinder des Erwerbsfähigen oder seines Part-
ners, soweit sie nicht aus eigenem Einkommen und Ver-
mögen die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunter-
halts beschaffen können.
(4) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die sich in Ausbil-
dung an einer Schule oder Hochschule befinden oder statio-
när untergebracht sind, erhalten keine Leistungen nach die-
sem Buch.
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§ 8
Erwerbsfähigkeit
(1) Erwerbsfähig ist, wer gegenwärtig oder voraussicht-
lich innerhalb von sechs Monaten unter den üblichen Bedin-
gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden täglich erwerbstätig sein kann.
(2) Die Agentur für Arbeit stellt fest, ob Hilfebedürftige
erwerbsfähig sind. Teilt der Leistungsträger, der bei Er-
werbsunfähigkeit zuständig wäre, die Auffassung der Agen-
tur für Arbeit nicht, entscheidet die Einigungsstelle nach
§ 45. Bis zu deren Entscheidung erbringt die Agentur für
Arbeit Leistungen zur Grundsicherung für Arbeitsuchende.
(3) Im Sinne von Absatz 1 können Ausländer nur er-
werbstätig sein, wenn ihnen die Aufnahme einer Beschäfti-
gung ohne Beschränkung erlaubt ist oder durch die Bun-
desagentur erlaubt werden könnte.
§ 9
Hilfebedürftigkeit
(1) Hilfebedürftig ist, wer seinen Lebensunterhalt, seine
Eingliederung in Arbeit und den Lebensunterhalt der mit
ihm in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen nicht
oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln, vor
allem nicht
1. durch Aufnahme einer zumutbaren Arbeit,
2. aus dem zu berücksichtigenden Einkommen und Vermö-
gen
sichern kann und die erforderliche Hilfe nicht von anderen,
insbesondere von Angehörigen oder von Trägern anderer
Sozialleistungen erhält. Bei Personen, die in einer Bedarfs-
gemeinschaft leben, sind auch das Einkommen und Vermö-
gen des Partners zu berücksichtigen. Bei minderjährigen un-
verheirateten Kindern, die mit ihren Eltern oder einem
Elternteil in einer Bedarfsgemeinschaft leben und die die
Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts nicht aus
ihrem eigenen Einkommen und Vermögen beschaffen kön-
nen, sind auch das Einkommen und Vermögen der Eltern
oder des Elternteils zu berücksichtigen. Ist in einer Bedarfs-
gemeinschaft nicht der gesamte Bedarf aus eigenen Kräften
und Mitteln gedeckt, gilt jede Person der Bedarfsgemein-
schaft im Verhältnis des eigenen Bedarfs zum Gesamtbedarf
als hilfebedürftig.
(2) Das Einkommen und Vermögen der Eltern oder eines
Elternteils sind nicht zu berücksichtigen, wenn sie mit
einem Kind in Bedarfsgemeinschaft leben und dieses Kind
schwanger ist oder sein Kind bis zur Vollendung des sechs-
ten Lebensjahres betreut.
(3) Hilfebedürftig ist auch derjenige, dem der sofortige
Verbrauch oder die sofortige Verwertung von zu berücksich-
tigendem Vermögen nicht möglich ist oder für den sie eine
besondere Härte bedeuten würde; in diesem Falle sind die
Leistungen als Darlehen zu erbringen.
(4) Leben Hilfebedürftige in Haushaltsgemeinschaft mit
Verwandten oder Verschwägerten, so wird vermutet, dass
sie von ihnen Leistungen erhalten, soweit dies nach ihrem
Einkommen und Vermögen erwartet werden kann.
§ 10
Zumutbarkeit
(1) Dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist jede Arbeit
zumutbar, es sei denn, dass
1. er zu der bestimmten Arbeit körperlich, geistig oder see-
lisch nicht in der Lage ist,
2. die Ausübung der Arbeit ihm die künftige Ausübung sei-
ner bisherigen überwiegenden Arbeit wesentlich er-
schweren würde, weil die bisherige Tätigkeit besondere
körperliche Anforderungen stellt,
3. die Ausübung der Arbeit die Erziehung seines Kindes
oder des Kindes seines Partners gefährden würde; die
Erziehung eines Kindes, das das dritte Lebensjahr voll-
endet hat, ist in der Regel dann nicht gefährdet, wenn
und soweit unter Berücksichtigung der besonderen Ver-
hältnisse in der Familie die Betreuung des Kindes in ei-
ner Tageseinrichtung oder in Tagespflege im Sinne der
Vorschriften des Achten Buches sichergestellt ist; die
Agentur für Arbeit soll darauf hinwirken, dass Allein-
erziehenden vorrangig ein Platz zur Tagesbetreuung des
Kindes angeboten wird,
4. die Ausübung der Arbeit mit der Pflege eines Angehöri-
gen nicht vereinbar wäre und die Pflege nicht auf andere
Weise sichergestellt werden kann,
5. der Ausübung der Arbeit ein sonstiger wichtiger Grund
entgegensteht.
(2) Eine Arbeit ist nicht allein deshalb unzumutbar, weil
1. sie nicht einer früheren beruflichen Tätigkeit des er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen entspricht, für die er aus-
gebildet ist oder die er ausgeübt hat,
2. sie im Hinblick auf die Ausbildung des erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen als geringerwertig anzusehen ist,
3. der Beschäftigungsort vom Wohnort des erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen weiter entfernt ist als ein früherer Be-
schäftigungs- oder Ausbildungsort,
4. die Arbeitsbedingungen ungünstiger sind als bei den bis-
herigen Beschäftigungen des erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für die Teilnahme an
Maßnahmen zur Eingliederung in Arbeit entsprechend.
§ 11
Zu berücksichtigendes Einkommen
(1) Als Einkommen zu berücksichtigen sind Einnahmen
in Geld oder Geldeswert mit Ausnahme der Leistungen
nach diesem Buch, der Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz und der Renten oder Beihilfen, die nach dem
Bundesentschädigungsgesetz für Schäden an Leben sowie
an Körper oder Gesundheit erbracht werden, bis zur Höhe
der vergleichbaren Grundrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz. Der Kinderzuschlag nach § 6a des Bundeskin-
dergeldgesetzes ist als Einkommen dem jeweiligen Kind zu-
zurechnen. Dies gilt auch für das Kindergeld für minderjäh-
rige Kinder, soweit es bei dem jeweiligen Kind zur Siche-
rung des Lebensunterhalts benötigt wird.
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(2) Vom Einkommen sind abzusetzen
1. auf das Einkommen entrichtete Steuern,
2. Pflichtbeiträge zur Sozialversicherung einschließlich der
Beiträge zur Arbeitsförderung,
3. Beiträge in angemessener Höhe zu öffentlichen oder pri-
vaten Versicherungen oder ähnlichen Einrichtungen
a) zur Vorsorge für den Fall der Krankheit und der Pfle-
gebedürftigkeit für Personen, die in der gesetzlichen
Krankenversicherung nicht versicherungspflichtig
sind,
b) zur Altersvorsorge von Personen, die von der Versi-
cherungspflicht in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung befreit sind, soweit die Beiträge nicht nach § 26
bezuschusst werden,
4. geförderte Altersvorsorgebeiträge nach § 82 des Ein-
kommensteuergesetzes, soweit sie den Mindesteigenbei-
trag nach § 86 des Einkommensteuergesetzes nicht über-
schreiten,
5. die mit der Erzielung des Einkommens verbundenen not-
wendigen Ausgaben,
6. für Erwerbstätige ferner ein Betrag nach § 30.
Für die Angemessenheit sind die Lebensumstände während
des Bezugs der Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende maßgeblich.
(3) Nicht als Einkommen sind zu berücksichtigen
1. Einnahmen, soweit sie als
a) zweckbestimmte Einnahmen,
b) Zuwendungen der freien Wohlfahrtspflege
einem anderen Zweck als die Leistungen nach diesem
Buch dienen und die Lage des Empfängers nicht so
günstig beeinflussen, dass daneben Leistungen nach die-
sem Buch nicht gerechtfertigt wären,
2. Entschädigungen, die wegen eines Schadens, der nicht
Vermögensschaden ist, nach § 253 Abs. 2 des Bürger-
lichen Gesetzbuchs geleistet werden.
§ 12
Zu berücksichtigendes Vermögen
(1) Als Vermögen sind alle verwertbaren Vermögensge-
genstände zu berücksichtigen.
(2) Vom Vermögen sind abzusetzen
1. ein Grundfreibetrag in Höhe von 200 Euro je vollende-
tem Lebensjahr des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
und seines Partners, mindestens aber jeweils 4 100 Euro;
der Grundfreibetrag darf für den erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen und seinen Partner jeweils 13 000 Euro nicht
übersteigen,
2. Altersvorsorge in Höhe des nach Bundesrecht ausdrück-
lich als Altersvorsorge geförderten Vermögens ein-
schließlich seiner Erträge und der geförderten laufenden
Altersvorsorgebeiträge, soweit der Inhaber das Alters-
vorsorgevermögen nicht vorzeitig verwendet,
3. ein Freibetrag für notwendige Anschaffungen in Höhe
von 750 Euro für jeden in der Bedarfsgemeinschaft le-
benden Hilfebedürftigen.
(3) Als Vermögen sind nicht zu berücksichtigen
1. angemessener Hausrat,
2. ein angemessenes Kraftfahrzeug für jeden in der Be-
darfsgemeinschaft lebenden erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen,
3. vom Inhaber als für die Altersvorsorge bestimmt be-
zeichnete Vermögensgegenstände in angemessenem
Umfang, wenn der erwerbsfähige Hilfebedürftige oder
sein Partner von der Versicherungspflicht in der gesetz-
lichen Rentenversicherung befreit ist,
4. ein selbst genutztes Hausgrundstück von angemessener
Größe oder eine entsprechende Eigentumswohnung,
5. Sachen und Rechte, soweit ihre Verwertung offensicht-
lich unwirtschaftlich ist.
Für die Angemessenheit sind die Lebensumstände während
des Bezugs der Leistungen zur Grundsicherung für Arbeit-
suchende maßgebend.
(4) Das Vermögen ist mit seinem Verkehrswert zu be-
rücksichtigen. Für die Bewertung ist der Zeitpunkt maßge-
bend, in dem der Antrag auf Bewilligung oder erneute Be-
willigung der Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende gestellt wird, bei späterem Erwerb von Vermögen
der Zeitpunkt des Erwerbs. Wesentliche Änderungen des
Verkehrswertes sind zu berücksichtigen.
§ 13
Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung zu bestimmen,
1. unter welchen Voraussetzungen davon auszugehen ist,
dass ein Antragsteller nicht erwerbsfähig oder nicht hilfe-
bedürftig ist,
2. welche weiteren Einnahmen nicht als Einkommen zu be-
rücksichtigen sind und wie das Einkommen im Einzel-
nen zu berechnen ist,
3. welche weiteren Vermögensgegenstände nicht als Ver-
mögen zu berücksichtigen sind und wie der Wert des
Vermögens zu ermitteln ist,
4. welche Pauschbeträge für die von dem Einkommen ab-
zusetzenden Beträge zu berücksichtigen sind.
Die Rechtsverordnung nach Nummer 2 ist auch im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium für Gesundheit und




Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
§ 14
Grundsatz des Förderns
Die Agentur für Arbeit unterstützt erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Ar-
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beit. Sie erbringt unter Berücksichtigung der Grundsätze
von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit alle im Einzelfall
für die Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leistungen.
Die Agentur für Arbeit soll einen persönlichen Ansprech-
partner für jeden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die
mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft Lebenden benennen.
§ 15
Eingliederungsvereinbarung
(1) Die Agentur für Arbeit soll mit jedem erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen die für seine Eingliederung erforderlichen
Leistungen in einer Eingliederungsvereinbarung festlegen.
Die Eingliederungsvereinbarung soll insbesondere bestim-
men,
1. welche Leistungen der Erwerbsfähige zur Eingliederung
in Arbeit erhält,
2. welche Bemühungen der erwerbsfähige Hilfebedürftige
in welcher Häufigkeit zur Eingliederung in Arbeit min-
destens unternehmen muss und in welcher Form er die
Bemühungen nachzuweisen hat.
Die Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate ge-
schlossen werden. Danach soll eine neue Eingliederungs-
vereinbarung abgeschlossen werden. Bei jeder folgenden
Eingliederungsvereinbarung sind die bisher gewonnenen
Erfahrungen zu berücksichtigen. Kommt eine Eingliede-
rungsvereinbarung nicht zustande, sollen die Festlegungen
nach Satz 2 durch Verwaltungsakt erfolgen.
(2) In der Eingliederungsvereinbarung kann auch festge-
legt werden, welche Leistungen die Personen erhalten, die
mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in einer Bedarfs-
gemeinschaft leben.
(3) Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bil-
dungsmaßnahme festgelegt, ist auch zu bestimmen, in wel-
chem Umfang und unter welchen Voraussetzungen der er-
werbsfähige Hilfebedürftige schadenersatzpflichtig ist,
wenn er die Maßnahme aus einem von ihm zu vertretenden
Grund nicht zu Ende führt.
§ 16
Leistungen zur Eingliederung
(1) Als Leistungen zur Eingliederung kann die Agentur
für Arbeit alle im Dritten Kapitel, im Ersten bis Siebten
Abschnitt des Vierten Kapitels, im Ersten und Zweiten Ab-
schnitt des Fünften Kapitels sowie die im Ersten, Fünften
und Siebten Abschnitt des Sechsten Kapitels und die in den
§§ 417, 421g , 421i und 421k des Dritten Buches geregelten
Leistungen erbringen. § 8 des Dritten Buches ist entspre-
chend anzuwenden. § 41 Abs. 3 Satz 4, § 57 Abs. 4 Satz 1
und 2 des Dritten Buches sind mit der Maßgabe entspre-
chend anzuwenden, dass an die Stelle des Arbeitslosengel-
des das Arbeitslosengeld II tritt.
(2) Über die in Absatz 1 genannten Leistungen hinaus
kann die Agentur für Arbeit weitere Leistungen erbringen
oder erbringen lassen, die für die Eingliederung des er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen in das Erwerbsleben erfor-
derlich sind. Dazu gehören insbesondere
1. die Betreuung minderjähriger oder behinderter Kinder
oder die häusliche Pflege von Angehörigen,
2. die Schuldnerberatung,
3. die psychosoziale Betreuung,
4. die Suchtberatung,
5. die Übernahme von Mietschulden als Darlehen, wenn
der drohende Verlust der Wohnung die Aufnahme einer
konkret in Aussicht stehenden Beschäftigung verhindern
würde,
6. die Förderung von Gelegenheiten für im öffentlichen In-
teresse liegende zusätzliche Arbeiten, in denen Arbeits-
losengeld II zuzüglich einer angemessenen Entschädi-
gung für Mehraufwendungen gezahlt wird; die Arbeiten
begründen kein Arbeitsverhältnis im Sinne des Arbeits-
rechts; die Vorschriften über den Arbeitsschutz und das
Bundesurlaubsgesetz sind entsprechend anzuwenden;
für Schäden bei Ausübung ihrer Tätigkeit haften er-
werbsfähige Hilfebedürftige nur wie Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer,
7. das Einstiegsgeld nach § 29,
8. Leistungen nach dem Altersteilzeitgesetz.
(3) Entfällt die Hilfebedürftigkeit des Erwerbsfähigen
während einer Maßnahme zur Eingliederung, kann sie
durch Darlehen weiter gefördert werden, wenn bereits zwei
Drittel der Maßnahme durchgeführt sind und der Erwerbs-
fähige diese voraussichtlich erfolgreich abschließen wird.
§ 17
Einrichtungen und Dienste für Leistungen
zur Eingliederung
(1) Zur Erbringung von Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit sollen die Agenturen für Arbeit eigene Einrichtungen
und Dienste nicht neu schaffen, soweit geeignete Einrich-
tungen und Dienste Dritter vorhanden sind, ausgebaut oder
in Kürze geschaffen werden können.
(2) Wird die Leistung von einem Dritten erbracht und
sind im Dritten Buch keine Anforderungen geregelt, denen
die Leistung entsprechen muss, ist die Agentur für Arbeit
zur Vergütung für die Leistung nur verpflichtet, wenn mit
dem Dritten oder seinem Verband eine Vereinbarung insbe-
sondere über
1. Inhalt, Umfang und Qualität der Leistungen,
2. die Vergütung, die sich aus Pauschalen und Beträgen für
einzelne Leistungsbereiche zusammensetzen kann, und
3. die Prüfung der Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leis-
tungen
besteht. Die Vereinbarungen müssen den Grundsätzen der




(1) Die Agenturen für Arbeit arbeiten bei der Erbringung
von Leistungen zur Eingliederung in Arbeit unter Berück-
sichtigung ihrer Aufgaben nach dem Dritten Buch mit den
Beteiligten des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den
Gemeinden, den Kreisen und Bezirken, den Trägern der
freien Wohlfahrtspflege, den Vertretern der Arbeitgeber und
Arbeitnehmer sowie den Kammern und berufsständischen
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Organisationen zusammen, um die gleichmäßige oder ge-
meinsame Durchführung von Maßnahmen zu beraten oder
zu sichern und Leistungsmissbrauch zu verhindern oder auf-
zudecken.
(2) Die Leistungen nach diesem Buch sind in das regio-
nale Arbeitsmarktmonitoring der Agenturen für Arbeit nach
§ 9 Abs. 2 des Dritten Buches einzubeziehen.
(3) Die Agenturen für Arbeit sollen mit Gemeinden,
Kreisen und Bezirken auf deren Verlangen Vereinbarungen
über das Erbringen von Leistungen zur Eingliederung nach
diesem Gesetz mit Ausnahme der Leistungen nach § 16
Abs. 1 schließen, wenn sie den durch eine Rechtsverord-
nung festgelegten Mindestanforderungen entsprechen.
(4) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
wird ermächtigt, ohne Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, welchen Anforderungen
eine Vereinbarung nach Absatz 3 mindestens genügen muss.
Abschnitt 2





Erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten als Arbeitslosen-
geld II
1. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts ein-
schließlich der angemessenen Kosten für Unterkunft und
Heizung,
2. unter den Voraussetzungen des § 24 einen befristeten
Zuschlag.
Das Arbeitslosengeld II mindert sich um das zu berücksich-
tigende Einkommen und Vermögen.
§ 20
Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts
(1) Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunter-
halts umfasst insbesondere Ernährung, Kleidung, Körper-
pflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in ver-
tretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine
Teilnahme am kulturellen Leben. Nicht umfasst sind die in
§ 5 Abs. 2 Satz 2 dieses Buches genannten Leistungen nach
dem Zwölften Buch.
(2) Die monatliche Regelleistung beträgt für Personen,
die allein stehend oder allein erziehend sind, in den alten
Bundesländern einschließlich Berlin (Ost) 345 Euro, in den
neuen Bundesländern 331 Euro.
(3) Haben zwei Angehörige der Bedarfsgemeinschaft das
18. Lebensjahr vollendet, beträgt die Regelleistung jeweils
90 vom Hundert der Regelleistung nach Absatz 2. Die Re-
gelleistung für sonstige erwerbsfähige Angehörige der Be-
darfsgemeinschaft beträgt 80 vom Hundert der Regelleis-
tung nach Absatz 2.
(4) Die Regelleistung nach Absatz 2 wird jeweils zum
1. Juli eines Jahres um den Vomhundertsatz angepasst, um
den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung verändert. Für die Neubemessung der Re-
gelleistung findet § 29 Abs. 3 Satz 5 des Zwölften Buches
entsprechende Anwendung. Das Bundesministerium für
Wirtschaft und Arbeit gibt jeweils spätestens zum 30. Juni
eines Kalenderjahres die Höhe der Regelleistung nach Ab-
satz 2, die für die folgenden zwölf Monate maßgebend ist,
im Bundesgesetzblatt bekannt.
(5) Beträge nach den Absätzen 2 und 3, die nicht volle
Euro ergeben, sind bis zu 0,49 Euro abzurunden und von
0,50 Euro an aufzurunden.
§ 21
Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunterhalt
(1) Leistungen für Mehrbedarfe umfassen Bedarfe nach
den Absätzen 2 bis 6, die nicht durch die Regelleistung ab-
gedeckt sind.
(2) Werdende Mütter, die erwerbsfähig und hilfebedürf-
tig sind, erhalten nach der 12. Schwangerschaftswoche
einen Mehrbedarf von 17 vom Hundert der nach § 20 maß-
gebenden Regelleistung.
(3) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die mit einem Kind
unter sieben Jahren oder die mit zwei oder drei Kindern
unter 16 Jahren zusammenleben und allein für deren Pflege
und Erziehung sorgen, erhalten einen Mehrbedarf von 35
vom Hundert der nach § 20 maßgebenden Regelleistung;
bei vier oder mehr Kindern erhöht sich der Mehrbedarf auf
52 vom Hundert der nach § 20 maßgebenden Regelleis-
tung.
(4) Erwerbsfähige behinderte Hilfebedürftige, denen
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach § 33 des
Neunten Buches sowie sonstige Hilfen zur Erlangung eines
geeigneten Platzes im Arbeitsleben oder Hilfe zur Ausbil-
dung für eine sonstige angemessene Tätigkeit erbracht wer-
den, erhalten einen Mehrbedarf von 35 vom Hundert der
nach § 20 maßgebenden Regelleistung. Satz 1 kann auch
nach Beendigung der dort genannten Maßnahmen während
einer angemessenen Übergangszeit, vor allem einer Einar-
beitungszeit, angewendet werden.
(5) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die aus medizinischen
Gründen einer kostenaufwändigen Ernährung bedürfen, er-
halten einen Mehrbedarf in angemessener Höhe.
(6) Die Summe des insgesamt gezahlten Mehrbedarfs
darf die Höhe der für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
maßgebenden Regelleistung nicht übersteigen.
§ 22
Leistungen für Unterkunft und Heizung
(1) Leistungen für Unterkunft und Heizung werden in
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen erbracht, soweit sie
angemessen sind. Soweit die Aufwendungen für die Unter-
kunft den der Besonderheit des Einzelfalles angemessenen
Umfang übersteigen, sind sie als Bedarf des allein stehen-
den Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so
lange zu berücksichtigen, wie es dem allein stehenden
Hilfebedürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht mög-
lich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswech-
sel, durch Vermieten oder auf andere Weise die Aufwen-
dungen zu senken, in der Regel jedoch längstens für sechs
Monate. Vor Abschluss eines Vertrages über eine neue
Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode – 15 – Drucksache 15/1516
Unterkunft soll der erwerbsfähige Hilfebedürftige die Zu-
sicherung der Agentur für Arbeit zu den Aufwendungen
für die neue Unterkunft einholen; die Agentur für Arbeit
ist nur zur Zusicherung verpflichtet, wenn der Umzug er-
forderlich ist und die Aufwendungen für die neue Unter-
kunft angemessen sind.
(2) Wohnungsbeschaffungskosten sowie Mietkautionen
und Umzugskosten können bei vorheriger Zusicherung
durch die Agentur für Arbeit übernommen werden. Die Zu-
sicherung soll erteilt werden, wenn der Umzug durch die
Agentur für Arbeit veranlasst oder aus anderen Gründen
notwendig ist und wenn ohne die Zusicherung eine Unter-
kunft in einem angemessenen Zeitraum nicht gefunden wer-
den kann.
(3) Die Kosten für Unterkunft und Heizung sollen von der
Agentur für Arbeit an den Vermieter oder andere Empfangs-
berechtigte gezahlt werden, wenn die zweckentsprechende
Verwendung durch den Hilfebedürftigen nicht sichergestellt
ist; der Hilfebedürftige ist hiervon schriftlich zu unterrich-
ten.
§ 23
Abweichende Erbringung von Regelleistungen
(1) Kann im Einzelfall ein von den Regelleistungen um-
fasster und nach den Umständen unabweisbarer Bedarf zur
Sicherung des Lebensunterhalts weder durch das Vermögen
nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 noch auf andere Weise gedeckt wer-
den, erbringt die Agentur für Arbeit bei entsprechendem
Nachweis den Bedarf als Sachleistung oder als Geldleistung
in Form eines Darlehens. Bei Sachleistungen wird dem
Hilfebedürftigen das Darlehen in Höhe des für die Agentur
für Arbeit entstandenen Anschaffungswertes erbracht. Das
Darlehen wird durch monatliche Aufrechnung in Höhe von
bis zu 10 vom Hundert der an den erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen und die mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden
Angehörigen jeweils zu zahlenden Regelleistung getilgt.
Hierüber ist der Hilfebedürftige vorher zu belehren.
(2) Solange sich der Hilfebedürftige, insbesondere bei
Drogen- oder Alkoholabhängigkeit sowie im Falle unwirt-
schaftlichen Verhaltens, als ungeeignet erweist, mit der
Regelleistung nach § 20 seinen Bedarf zu decken, kann die
Regelleistung in voller Höhe oder anteilig in Form von
Sachleistungen erbracht werden. Absatz 1 Satz 4 gilt ent-
sprechend.
§ 24
Befristeter Zuschlag nach Bezug
von Arbeitslosengeld
(1) Soweit der erwerbsfähige Hilfebedürftige Arbeitslo-
sengeld II innerhalb von zwei Jahren nach dem Ende des
Bezugs von Arbeitslosengeld bezieht, erhält er in diesem
Zeitraum einen monatlichen Zuschlag. Nach Ablauf des ers-
ten Jahres wird der Zuschlag um 50 vom Hundert vermin-
dert.
(2) Der Zuschlag beträgt zwei Drittel des Unterschieds-
betrages zwischen
1. dem von dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zuletzt
bezogenen Arbeitslosengeld und dem nach dem Wohn-
geldgesetz erhaltenen Wohngeld und
2. dem an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die mit
ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen zu
zahlenden Arbeitslosengeld II nach § 19 Satz 1 Nr. 1 so-
wie Satz 2 oder Sozialgeld nach § 28.
(3) Der monatlich zu leistende und nur dem Berechtigten
nach Absatz 1 als Leistung zuzurechnende Zuschlag ist im
ersten Jahr
1. bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen auf höchstens
160 Euro,
2. bei Partnern auf insgesamt höchstens 320 Euro und
3. für die mit dem Zuschlagsberechtigten in Bedarfsge-
meinschaft zusammenlebenden minderjährigen Kinder




Erkrankt ein Bezieher von Arbeitslosengeld II, so wird
dieses nur bis zur Dauer von sechs Wochen weitergezahlt,
wenn ein Anspruch auf Krankengeld besteht. Die Eingliede-
rungsleistungen für den Erwerbsfähigen und die Ansprüche
der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft werden durch den
Bezug von Krankengeld nicht berührt.
§ 26
Zuschuss zu Beiträgen bei Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung
Bezieher von Arbeitslosengeld II, die von der Versiche-
rungspflicht in der gesetzlichen Rentenversicherung befreit
sind (§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, § 231 Abs. 1 und 2 des Sechsten
Buches), erhalten einen Zuschuss zu den Beiträgen, die für die
Dauer des Leistungsbezugs freiwillig an die gesetzliche
Rentenversicherung oder für eine private Alterssicherung
gezahlt werden. Der Zuschuss beträgt höchstens 78 Euro
monatlich. § 20 Abs. 4 Satz 1 gilt entsprechend.
§ 27
Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesministerium für Gesundheit
und Soziale Sicherung ohne Zustimmung des Bundesrates
durch Rechtsverordnung zu bestimmen,
1. welche Aufwendungen für Unterkunft und Heizung an-
gemessen sind und unter welchen Voraussetzungen die
Kosten für Unterkunft und Heizung pauschaliert werden
können,






(1) Nicht erwerbsfähige Angehörige, die mit erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben, erhal-
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ten, soweit sie keinen Anspruch auf Leistungen nach dem
Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung haben oder diese Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts nicht ausreichen, als
Sozialgeld die sich aus § 19 Satz 1 Nr. 1 ergebenden Leis-
tungen mit folgenden Maßgaben entsprechend: Die Regel-
leistung beträgt bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres
60 vom Hundert und im 15. Lebensjahr 80 vom Hundert der
nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleistung. Leistungen
für Mehrbedarfe nach § 21 Abs. 4 werden auch gezahlt,
wenn Eingliederungshilfe nach § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des
Zwölften Buches erbracht wird. § 21 Abs. 4 Satz 2 gilt auch
nach Beendigung der in § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölf-
ten Buches genannten Maßnahmen.
(2) Das Sozialgeld mindert sich um das zu berücksichti-





(1) Zur Überwindung von Hilfebedürftigkeit kann er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen, die arbeitslos sind, bei Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit ein Einstiegsgeld in Form ei-
nes Zuschusses erbracht werden, wenn dies zur Eingliede-
rung in den allgemeinen Arbeitsmarkt erforderlich ist.
(2) Das Einstiegsgeld wird, soweit für diesen Zeitraum
eine Erwerbstätigkeit besteht, für höchstens 24 Monate er-
bracht. Bei der Bemessung der Höhe des Einstiegsgeldes
soll die vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie die
Größe der Bedarfsgemeinschaft berücksichtigt werden, in
der der erwerbsfähige Hilfebedürftige lebt.
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen ohne Zustimmung des Bundesrates durch
Rechtsverordnung zu bestimmen, wie das Einstiegsgeld zu
bemessen ist. Hierbei ist bei der Bemessung neben der Be-
rücksichtigung der in Absatz 2 Satz 2 genannten Kriterien
auch ein Bezug zu der für den erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen jeweils maßgebenden Regelleistung herzustellen.
§ 30
Freibeträge bei Erwerbstätigkeit
Bei erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die erwerbstätig
sind, ist von dem um die Absetzbeträge nach § 11 Abs. 2
Nr. 1 bis 5 bereinigten Einkommen aus Erwerbstätigkeit ein
Betrag in Höhe von 20 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2
maßgebenden Regelleistung zuzüglich 15 vom Hundert des
diesen Betrag übersteigenden bereinigten Einkommens aus
Erwerbstätigkeit, jedoch nicht mehr als ein Betrag in Höhe
von
1. 45 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-
gelleistung bei einem Alleinstehenden,
2. 50 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-
gelleistung bei einer Bedarfsgemeinschaft mit zwei Per-
sonen,
3. 60 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-
gelleistung bei einer Bedarfsgemeinschaft mit drei Per-
sonen,
4. 70 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-
gelleistung bei einer Bedarfsgemeinschaft mit vier Per-
sonen,
5. 80 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Re-




Absenkung und Wegfall des Arbeitslosengeldes II
Das Arbeitslosengeld II wird unter Wegfall des Zu-
schlags nach § 24 in einer ersten Stufe um 30 vom Hundert
der für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maß-
gebenden Regelleistung abgesenkt, wenn
1. der erwerbsfähige Hilfebedürftige sich trotz Belehrung
über die Rechtsfolgen weigert,
a) eine ihm angebotene Eingliederungsvereinbarung ab-
zuschließen,
b) in der Eingliederungsvereinbarung festgelegte Pflich-
ten zu erfüllen, insbesondere in ausreichendem Um-
fang Eigenbemühungen nachzuweisen,
c) eine zumutbare Arbeit, Ausbildung oder Arbeitsgele-
genheit aufzunehmen oder fortzuführen, oder
d) zumutbare Arbeit nach § 16 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6 aus-
zuführen,
2. der erwerbsfähige Hilfebedürftige trotz Belehrung über
die Rechtsfolgen eine zumutbare Maßnahme zur Ein-
gliederung in Arbeit abgebrochen oder Anlass für den
Abbruch gegeben hat,
es sei denn, der erwerbsfähige Hilfebedürftige weist hierfür
einen wichtigen Grund nach. Kommt der erwerbsfähige
Hilfebedürftige trotz schriftlicher Belehrung über die
Rechtsfolgen einer Aufforderung der Agentur für Arbeit,
sich bei ihm zu melden oder bei einem ärztlichen oder psy-
chologischen Untersuchungstermin zu erscheinen, nicht
nach und weist er hierfür keinen wichtigen Grund nach,
wird das Arbeitslosengeld II unter Wegfall des Zuschlags
nach § 24 in einer ersten Stufe um 10 vom Hundert der für
den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach § 20 maßgeben-
den Regelleistung abgesenkt.
(2) Im Falle einer wiederholten Pflichtverletzung nach
Absatz 1 Satz 1 oder Satz 2 wird das Arbeitslosengeld II zu-
sätzlich um jeweils den Vomhundertsatz der nach § 20 maß-
gebenden Regelleistung gemindert, um den es in der ersten
Stufe nach Absatz 1 gemindert wurde. Hierbei können auch
die Leistungen nach den §§ 21 bis 23 betroffen sein. Bei
einer Minderung der Regelleistung um mehr als 30 vom
Hundert kann die Agentur für Arbeit in angemessenem Um-
fang ergänzende Sachleistungen oder geldwerte Leistungen,
insbesondere in Form von Lebensmittelgutscheinen, erbrin-
gen. Die Agentur für Arbeit soll Leistungen nach Satz 3
erbringen, wenn der Hilfebedürftige mit minderjährigen
Kindern in Bedarfsgemeinschaft lebt. Der erwerbsfähige
Hilfebedürftige ist vorher über die Rechtsfolgen nach den
Sätzen 1 bis 4 zu belehren.
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(3) Mit Ausnahme von Absatz 1 Satz 2 gelten die Ab-
sätze 1 und 2 entsprechend
1. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, der nach
Vollendung des 18. Lebensjahres sein Einkommen oder
Vermögen in der Absicht vermindert hat, die Vorausset-
zungen für die Gewährung oder Erhöhung des Arbeits-
losengeldes II herbeizuführen,
2. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, der trotz Be-
lehrung über die Rechtsfolgen sein unwirtschaftliches
Verhalten fortsetzt,
3. bei einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen,
a) dessen Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht oder erlo-
schen ist, weil die Agentur für Arbeit den Eintritt
einer Sperrzeit oder das Erlöschen des Anspruchs
nach den Vorschriften des Dritten Buches festgestellt
hat oder
b) der die in dem Dritten Buch genannten Voraussetzun-
gen für den Eintritt einer Sperrzeit erfüllt, die das Ru-
hen oder Erlöschen eines Anspruchs auf Arbeitslo-
sengeld begründen.
(4) Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die das 15. Lebens-
jahr, jedoch noch nicht das 25. Lebensjahr vollendet haben,
erhalten unter den in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3 genann-
ten Voraussetzungen mit Ausnahme der Leistungen nach
§ 22 kein Arbeitslosengeld II; die nach § 22 Abs. 1 ange-
messenen Kosten für Unterkunft und Heizung sollen von
der Agentur für Arbeit an den Vermieter oder andere Emp-
fangsberechtigte gezahlt werden. Absatz 2 Satz 3 bis 5 so-
wie Absatz 5 gelten entsprechend.
(5) Die in Absatz 1 bis 4 genannten Rechtsfolgen treten
für die Dauer von drei Monaten ein; maßgebend ist der Be-
ginn des auf das Wirksamwerden des Verwaltungsaktes, der
die Absenkung oder den Wegfall der Leistung feststellt, fol-
genden Kalendermonats. Während der Absenkung oder des
Wegfalls der Leistung besteht kein Anspruch auf ergän-
zende Hilfe zum Lebensunterhalt nach den Vorschriften des
Zwölften Buches. Über die Rechtsfolgen nach den Sätzen 1
und 2 ist der erwerbsfähige Hilfebedürftige vorher zu beleh-
ren.
§ 32
Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes
§ 31 Abs. 1 und 2 sowie Abs. 5 gilt entsprechend für Be-
zieher von Sozialgeld nach § 28, wenn bei diesen Personen






(1) Hat der Empfänger von Arbeitslosengeld II oder So-
zialgeld einen Anspruch gegen einen Anderen, der nicht
Leistungsträger ist, kann die Agentur für Arbeit durch
schriftliche Anzeige an den Anderen bewirken, dass der An-
spruch bis zur Höhe der erbrachten Leistungen auf die
Agentur für Arbeit übergeht. Der Übergang des Anspruchs
darf nur bewirkt werden, soweit bei rechtzeitiger Leistung
des Anderen Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nicht erbracht worden wären. Der Übergang wird nicht
dadurch ausgeschlossen, dass der Anspruch nicht übertra-
gen, verpfändet oder gepfändet werden kann.
(2) Der Übergang eines Unterhaltsanspruchs nach bür-
gerlichem Recht darf nicht bewirkt werden, wenn die unter-
haltsberechtigte Person
1. mit dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft
lebt,
2. mit dem Verpflichteten im zweiten oder in einem ent-
fernteren Grade verwandt ist, oder
3. schwanger ist oder ihr leibliches Kind bis zur Vollen-
dung seines sechsten Lebensjahres betreut.
Der Übergang darf nur bewirkt werden, soweit das Einkom-
men und Vermögen der unterhaltsverpflichteten Person das
nach den §§ 11 und 12 zu berücksichtigende Einkommen
und Vermögen übersteigt. Die Agentur für Arbeit kann den
Übergang eines Unterhaltsanspruchs für die Vergangenheit
nur unter den Voraussetzungen des § 1613 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs bewirken. Sie kann bis zur Höhe des bisheri-
gen monatlichen Arbeitslosengeldes II oder Sozialgeldes
auch auf zukünftige Leistungen klagen, wenn das Arbeitslo-
sengeld II oder Sozialgeld voraussichtlich noch längere Zeit
erbracht werden muss.
(3) Die schriftliche Anzeige an den Anderen bewirkt,
dass der Anspruch für die Zeit übergeht, für die dem Hilfe-
bedürftigen Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld ohne Unter-
brechung erbracht wird; als Unterbrechung gilt ein Zeitraum
von mehr als zwei Monaten.
(4) Die §§ 115 und 116 des Zehnten Buches gehen der
Regelung des Absatzes 1 vor.
§ 34
Ersatzansprüche
(1) Wer nach Vollendung des 18. Lebensjahres vorsätz-
lich oder grob fahrlässig
1. die Voraussetzungen für seine Hilfebedürftigkeit oder
die Hilfebedürftigkeit von Personen, die mit ihm in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, oder
2. die Zahlung von Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld an
sich oder an Personen, die mit ihm in einer Bedarfsge-
meinschaft leben,
ohne wichtigen Grund herbeigeführt hat, ist zum Ersatz der
deswegen gezahlten Leistungen verpflichtet. Von der Gel-
tendmachung des Ersatzanspruches ist abzusehen, soweit
sie den Ersatzpflichtigen künftig von Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach diesem Buch oder von Leis-
tungen nach dem Zwölften Buch abhängig machen würde.
(2) Eine nach Absatz 1 eingetretene Verpflichtung zum
Ersatz der Leistungen geht auf den Erben über; sie ist auf
den Nachlasswert im Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.
(3) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf
des Jahres, in dem die Leistung erbracht worden ist. Die Be-
stimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuchs über die Hem-
mung, die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wir-
kung der Verjährung gelten sinngemäß; der Erhebung der
Klage steht der Erlass eines Leistungsbescheides gleich.
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§ 35
Erbenhaftung
(1) Der Erbe eines Empfängers von Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts ist der Agentur für Arbeit
zum Ersatz der Leistungen verpflichtet, soweit sie innerhalb
der letzten zehn Jahre vor dem Erbfall erbracht worden sind
und 1 700 Euro übersteigen. Die Ersatzpflicht ist auf den
Nachlasswert im Zeitpunkt des Erbfalles begrenzt.
(2) Der Ersatzanspruch ist nicht geltend zu machen,
1. soweit der Wert des Nachlasses unter dem Betrag von
15 500 Euro liegt, wenn der Erbe der Partner des Leis-
tungsempfängers war oder mit diesem verwandt war und
nicht nur vorübergehend bis zum Tode des Leistungs-
empfängers mit diesem in häuslicher Gemeinschaft ge-
lebt und ihn gepflegt hat,
2. soweit die Inanspruchnahme des Erben nach der Beson-
derheit des Einzelfalles eine besondere Härte bedeuten
würde.
(2) Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach dem Tod
des Leistungsempfängers. § 34 Abs. 3 Satz 2 gilt sinnge-
mäß.
Kapitel 4





Für Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
zur Eingliederung in Arbeit ist die Agentur für Arbeit zu-
ständig, in deren Bezirk der erwerbsfähige Hilfebedürftige
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.
§ 37
Antragserfordernis
(1) Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende werden auf Antrag erbracht.
(2) Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
werden nicht für Zeiten vor der Antragstellung erbracht. Ist
die zuständige Agentur für Arbeit an einem Tag, an dem der
erwerbsfähige Hilfebedürftige Leistungen beantragen will,
nicht geöffnet, so wirkt ein unverzüglich gestellter Antrag




Soweit Anhaltspunkte nicht entgegenstehen, wird vermu-
tet, dass der erwerbsfähige Hilfebedürftige bevollmächtigt
ist, Leistungen nach diesem Buch auch für die mit ihm in
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen zu beantra-
gen und entgegenzunehmen. Leben mehrere erwerbsfähige
Hilfebedürftige in einer Bedarfsgemeinschaft, gilt diese




Widerspruch und Klage gegen einen Verwaltungsakt, der
1. über Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
entscheidet oder
2. den Übergang eines Anspruchs bewirkt,
haben keine aufschiebende Wirkung.
§ 40
Anwendung von Verfahrensvorschriften
(1) Die Vorschriften des Dritten Buches über
1. die Aufhebung von Verwaltungsakten (§ 330 Abs. 1, 2, 3
Satz 1 und 4),
2. vorläufige Zahlungseinstellung (§ 331) und
3. Erstattung von Beiträgen zur Kranken-, Renten- und
Pflegeversicherung (§ 335 Abs. 1, 2 und 5)
sind entsprechend anwendbar.
(2) Abweichend von § 50 des Zehnten Buches sind 56
vom Hundert der bei der Leistung nach § 19 Satz 1 Nr. 1
Satz 2 und § 28 berücksichtigten Kosten der Unterkunft, mit
Ausnahme der Kosten für Heizungs- und Warmwasserver-
sorgung, außer in den Fällen des § 45 Abs. 2 Satz 3, § 48
Abs. 1 Satz 2 des Zehnten Buches nicht zu erstatten.
§ 41
Berechnung der Leistungen
Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts besteht für jeden Kalendertag. Der Monat wird mit 30
Tagen berechnet. Stehen die Leistungen nicht für einen vol-
len Monat zu, wird die Leistung anteilig erbracht. Die Leis-
tungen sollen jeweils für sechs Monate bewilligt und monat-
lich im Voraus erbracht werden.
§ 42
Auszahlung der Geldleistungen
Geldleistungen nach diesem Buch werden auf das von
dem Leistungsberechtigten angegebene inländische Konto
bei einem Geldinstitut überwiesen. Werden sie an den
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt des Berechtigten
übermittelt, sind die dadurch veranlassten Kosten abzuzie-
hen. Dies gilt nicht, wenn der Leistungsberechtigte nach-
weist, dass ihm die Einrichtung eines Kontos bei einem
Geldinstitut ohne eigenes Verschulden nicht möglich ist.
§ 43
Aufrechnung
Geldleistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts kön-
nen bis zu einem Betrag in Höhe von 30 vom Hundert der
für den Hilfebedürftigen maßgebenden Regelleistung mit
Ansprüchen der Agentur für Arbeit auf Erstattung oder auf
Schadensersatz, die der Hilfebedürftige durch vorsätzlich
oder grob fahrlässig unrichtige oder unvollständige Anga-
ben veranlasst hat, gegen den Hilfebedürftigen aufgerechnet
werden Die Aufrechnungsmöglichkeit wegen eines An-
spruchs ist auf drei Jahre beschränkt.
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§ 44
Veränderung von Ansprüchen
Abweichend von § 59 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Bundeshaus-
haltsordnung darf die Agentur für Arbeit Ansprüche erlas-





Einigungsstelle zur Entscheidung über die
Erwerbsfähigkeit
(1) Bei Streitigkeiten über die Erwerbsfähigkeit eines
Hilfebedürftigen entscheidet eine gemeinsame Einigungs-
stelle der Agentur für Arbeit und des Leistungsträgers, der
bei voller Erwerbsminderung für den Hilfebedürftigen zu-
ständig wäre. Ihr gehören ein Vorsitzender und jeweils ein
Vertreter der Agentur für Arbeit und des Trägers der anderen
Leistung an. Der Vorsitzende wird von beiden Trägern ge-
meinsam bestimmt. Einigen sich die Träger nicht auf einen
Vorsitzenden, ist Vorsitzender für jeweils sechs Monate ab-
wechselnd ein Mitglied der Geschäftsführung der Agentur
für Arbeit und der Leiter des Trägers der anderen Leistung.
(2) Die gemeinsame Einigungsstelle soll eine einver-
nehmliche Entscheidung anstreben. Sie zieht im notwendi-
gen Umfang Sachverständige hinzu und entscheidet mit der
Mehrheit der Mitglieder. Die Sachverständigen erhalten
Entschädigungen nach dem Gesetz über die Entschädigung
von Zeugen und Sachverständigen. Die Aufwendungen
trägt der Bund.
(3) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen und dem Bundesministerium für Gesund-
heit und Soziale Sicherung ohne Zustimmung des Bundesra-
tes durch Rechtsverordnung Grundsätze zum Verfahren für





(1) Der Bund trägt die Aufwendungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende. Er erstattet der Bundesagentur
hierfür die Verwaltungskosten
(2) Die Bundesagentur erstattet dem Bund jeweils zum
15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. November einen
Aussteuerungsbetrag, der dem Zwölffachen der durch-
schnittlichen monatlichen Aufwendungen für Arbeitslosen-
geld II, Sozialgeld und Beiträge zur Sozialversicherung im
vorangegangenen Kalendervierteljahr für eine Bedarfsge-
meinschaft, vervielfältigt mit der Zahl der Personen, die im
vorangegangenen Kalendervierteljahr innerhalb von drei
Monaten nach dem Bezug von Arbeitslosengeld einen An-
spruch auf Arbeitslosengeld II erworben haben, entspricht.
(3) Für das Jahr 2004 erstattet die Bundesagentur dem
Bund, abweichend von Absatz 2, einen Aussteuerungsbe-
trag, der dem Zwölffachen der durchschnittlichen monatli-
chen Aufwendungen für Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und
Beiträge zur Sozialversicherung für eine Bedarfsgemein-
schaft im zweiten Halbjahr 2004, vervielfältigt mit der An-
zahl der Personen, die im zweiten Halbjahr 2004 innerhalb
von drei Monaten nach dem Bezug von Arbeitslosengeld
einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II erworben haben,
entspricht. Die Bundesagentur leistet zum 15. September
2004 eine Abschlagszahlung auf den Aussteuerungsbetrag




Soweit die Bundesagentur Leistungen nach diesem Buch
erbringt, führt das Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit die Rechtsaufsicht und die Fachaufsicht. Das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit kann der Bundesagen-
tur Weisungen erteilen und sie an seine Auffassung binden.
§ 48
Zielvereinbarungen
Im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der
Finanzen soll das Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit mit der Bundesagentur Vereinbarungen zur Errei-
chung der Ziele nach diesem Buch abschließen. Die Verein-
barungen können
1. erforderliche Genehmigungen oder Zustimmungen des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit ersetzen,
2. die Selbstbewirtschaftung von Haushaltsmitteln für




(1) Die Bundesagentur stellt durch organisatorische Maß-
nahmen sicher, dass in allen Dienststellen durch eigenes,
nicht der Dienststelle angehörendes Personal geprüft wird,
ob Leistungen nach diesem Buch unter Beachtung der ge-
setzlichen Bestimmungen nicht hätten erbracht werden dür-
fen oder zweckmäßiger oder wirtschaftlicher hätten einge-
setzt werden können. Mit der Durchführung der Prüfungen
können Dritte beauftragt werden.
(2) Das Prüfpersonal der Bundesagentur ist für die Zeit
seiner Prüftätigkeit fachlich unmittelbar der Leitung der
Dienststelle unterstellt, in der es beschäftigt ist.
(3) Der Vorstand legt die Berichte nach Absatz 1 unver-






(1) Die Bundesagentur darf Dritten, die mit der Erfüllung
von Aufgaben nach diesem Buch beauftragt sind, Sozialda-
ten übermitteln, soweit dies zur Erfüllung dieser Aufgaben
erforderlich ist.
(2) Die §§ 395 und 397 des Dritten Buches sind entspre-
chend anzuwenden.
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§ 51
Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von
Sozialdaten durch nichtöffentliche Stellen
Die Bundesagentur darf abweichend von § 80 Abs. 5 des
Zehnten Buches zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem
Buch nichtöffentliche Stellen mit der Erhebung, Verarbei-
tung und Nutzung von Sozialdaten beauftragen, auch soweit




(1) Die Bundesagentur darf Personen, die Leistungen
nach diesem Buch beziehen, regelmäßig im Wege des auto-
matisierten Datenabgleichs daraufhin überprüfen,
1. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von
ihnen Leistungen der Träger der gesetzlichen Unfall-
und Rentenversicherung bezogen werden oder wurden,
2. ob und in welchem Umfang Zeiten des Leistungsbezu-
ges nach diesem Buch mit Zeiten einer Versicherungs-
pflicht oder Zeiten einer geringfügigen Beschäftigung
zusammentreffen,
3. ob und welche Daten nach § 45d Abs. 1 des Einkom-
mensteuergesetzes an das Bundesamt für Finanzen über-
mittelt worden sind,
4. ob und in welcher Höhe ein Kapital nach § 12 Abs. 2
Nr. 3 nicht mehr dem Zweck einer geförderten zusätzli-
chen Altersvorsorge im Sinne des § 10a oder des Ab-
schnitts XI des Einkommensteuergesetzes dient, und
5. ob und in welcher Höhe und für welche Zeiträume von
ihnen Leistungen der Träger der Sozialhilfe bezogen
werden oder wurden.
(2) Zur Durchführung des automatisierten Datenab-
gleichs darf die Bundesagentur die folgenden Daten einer
Person, die Leistungen nach diesem Gesetz bezieht, an die
in Absatz 1 genannten Stellen übermitteln:
a) Vor- und Zuname,
b) Geburtsdatum und -ort,
c) Wohnsitz,
d) Sozialversicherungsnummer.
(3) Die den in Absatz 1 genannten Stellen überlassenen
Daten und Datenträger sind nach Durchführung des Ab-
gleichs unverzüglich zurückzugeben, zu löschen oder zu
vernichten. Die Agenturen für Arbeit dürfen die ihnen über-
mittelten Daten nur zur Überprüfung nach Absatz 1 nutzen.
Die übermittelten Daten der Personen, bei denen die Über-






(1) Die Bundesagentur erstellt aus den bei der Durchfüh-
rung der Grundsicherung für Arbeitsuchende anfallenden
Daten Statistiken. Sie übernimmt die laufende Berichterstat-
tung und bezieht die Leistungen nach diesem Buch in die
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung ein. Die §§ 280, 281
und 282a des Dritten Buches gelten entsprechend.
(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
kann Art und Umfang sowie Tatbestände und Merkmale der
Statistiken und der Berichterstattung näher bestimmen.
(3) Die Bundesagentur legt die Statistiken nach Absatz 1
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit vor und
veröffentlicht sie in geeigneter Form. Sie gewährleistet, dass
auch kurzfristigem Informationsbedarf des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Arbeit entsprochen werden kann.
§ 54
Eingliederungsbilanz
Jede Agentur für Arbeit erstellt für die Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit eine Eingliederungsbilanz. § 11 des
Dritten Buches gilt entsprechend. Soweit einzelne Maßnah-
men nicht unmittelbar zur Eingliederung in Arbeit führen,
sind von der Bundesagentur andere Indikatoren zu entwi-
ckeln, die den Integrationsfortschritt der erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen in geeigneter Weise abbilden.
§ 55
Wirkungsforschung
Die Wirkungen der Leistungen zur Eingliederung sind
regelmäßig und zeitnah zu untersuchen und in die Arbeits-
markt- und Berufsforschung nach § 282 des Dritten Buches
einzubeziehen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und
Arbeit und die Bundesagentur können in Vereinbarungen
Einzelheiten der Wirkungsforschung festlegen. Soweit





Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei
Arbeitsunfähigkeit
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts beantragt haben oder beziehen,
sind verpflichtet, der Agentur für Arbeit
1. eine eingetretene Arbeitsunfähigkeit und deren voraus-
sichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen und
2. spätestens vor Ablauf des dritten Kalendertages nach
Eintritt der Arbeitsunfähigkeit eine ärztliche Bescheini-
gung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussicht-
liche Dauer vorzulegen.
Die Agentur für Arbeit ist berechtigt, die Vorlage der ärztli-
chen Bescheinigung früher zu verlangen. Dauert die Ar-
beitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben,
so ist der Agentur für Arbeit eine neue ärztliche Bescheini-
gung vorzulegen. Die Bescheinigungen müssen einen Ver-
merk des behandelnden Arztes darüber enthalten, dass dem
Träger der Krankenversicherung unverzüglich eine Be-
scheinigung über die Arbeitsunfähigkeit mit Angaben über
den Befund und die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfä-
higkeit übersandt wird.
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§ 57
Arbeitsbescheinigung
Auf Aufforderung der Agentur für Arbeit haben Arbeit-
geber die Tatsachen zu bescheinigen, die für die Entschei-
dung über einen Anspruch auf Leistungen nach diesem
Buch erheblich sein können; dabei haben sie den von der
Agentur für Arbeit hierfür vorgesehenen Vordruck zu benut-
zen. In der Arbeitsbescheinigung sind das Ende und der




(1) Wer jemanden, der laufende Geldleistungen nach die-
sem Buch beantragt hat oder bezieht, gegen Arbeitsentgelt
beschäftigt oder ihm gegen Vergütung eine selbständige Tä-
tigkeit überträgt, ist verpflichtet, diesem unverzüglich Art
und Dauer der Erwerbstätigkeit sowie die Höhe des Arbeits-
entgelts oder der Vergütung für die Zeiten zu bescheinigen,
für die diese Leistung beantragt worden ist oder bezogen
wird. Er hat dabei den von der Agentur für Arbeit vorgese-
henen Vordruck zu benutzen. Die Bescheinigung über das
Nebeneinkommen ist dem Bezieher der Leistung vom
Dienstberechtigten oder Besteller unverzüglich auszuhändi-
gen.
(2) Wer eine laufende Geldleistung nach diesem Buch
beantragt hat oder bezieht und Dienst- oder Werkleistungen
gegen Vergütung erbringt, ist verpflichtet, dem Dienst-
berechtigten oder Besteller den für die Bescheinigung des




Die Vorschriften des Dritten Buches über die allgemeine
Meldepflicht nach § 309 und die Meldepflicht bei Wechsel
der Zuständigkeit nach § 310 sind entsprechend anzuwen-
den.
§ 60
Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter
(1) Wer jemandem, der Leistungen nach diesem Buch be-
antragt hat oder bezieht, Leistungen erbringt, die geeignet
sind, diese Leistungen auszuschließen oder zu mindern, hat
der Agentur für Arbeit auf Verlangen hierüber Auskunft zu
erteilen, soweit es zur Durchführung der Aufgaben nach
diesem Buch erforderlich ist.
(2) Wer jemandem, der eine Leistung nach diesem Buch
beantragt hat oder bezieht, zu Leistungen verpflichtet ist,
die geeignet sind, Leistungen nach diesem Buch auszu-
schließen oder zu mindern, oder für ihn Guthaben führt oder
Vermögensgegenstände verwahrt, hat der Agentur für Ar-
beit auf Verlangen hierüber sowie über damit im Zusam-
menhang stehendes Einkommen oder Vermögen Auskunft
zu erteilen, soweit es zur Durchführung der Aufgaben nach
diesem Buch erforderlich ist; § 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehn-
ten Buches gilt entsprechend. Für die Feststellung einer
Unterhaltsverpflichtung ist § 1605 Abs. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs anzuwenden.
(3) Wer jemanden, der
1. Leistungen nach diesem Buch beantragt hat oder be-
zieht, oder dessen Partner oder
2. nach Absatz 2 zur Auskunft verpflichtet ist,
beschäftigt, hat der Agentur für Arbeit auf Verlangen über
die Beschäftigung, insbesondere über das Arbeitsentgelt,
Auskunft zu erteilen, soweit es zur Durchführung der Auf-
gaben nach diesem Buch erforderlich ist.
(4) Sind Einkommen oder Vermögen des Partners zu be-
rücksichtigen, haben
1. dieser Partner,
2. Dritte, die für diesen Partner Guthaben führen oder Ver-
mögensgegenstände verwahren,
der Agentur für Arbeit auf Verlangen hierüber Auskunft zu
erteilen, soweit es zur Durchführung der Aufgaben nach
diesem Buch erforderlich ist. § 21 Abs. 3 Satz 4 des Zehn-
ten Buches gilt entsprechend.
(5) Wer jemanden, der Leistungen nach diesem Buch be-
antragt hat, bezieht oder bezogen hat, beschäftigt oder mit
Arbeiten beauftragt, hat der Agentur für Arbeit auf Verlan-
gen Einsicht in Geschäftsbücher, Geschäftsunterlagen und
Belege sowie in Listen, Entgeltverzeichnisse und Entgeltbe-
lege für Heimarbeiter zu gewähren, soweit es zur Durchfüh-
rung der Aufgaben nach diesem Buch erforderlich ist.
§ 61
Auskunftspflichten bei Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit
(1) Träger, die eine Leistung zur Eingliederung in Arbeit
erbracht haben oder erbringen, haben der Agentur für Arbeit
unverzüglich Auskünfte über Tatsachen zu erteilen, die
Aufschluss darüber geben, ob und inwieweit Leistungen zu
Recht erbracht worden sind oder werden. Sie haben Ände-
rungen, die für die Leistungen erheblich sind, unverzüglich
der Agentur für Arbeit mitzuteilen.
(2) Die Teilnehmer an Maßnahmen zur Eingliederung
sind verpflichtet,
1. der Agentur für Arbeit auf Verlangen Auskunft über den
Eingliederungserfolg der Maßnahme sowie alle weiteren
Auskünfte zu erteilen, die zur Qualitätsprüfung benötigt
werden, und
2. eine Beurteilung ihrer Leistung und ihres Verhaltens
durch den Maßnahmeträger zuzulassen.
Die Maßnahmeträger sind verpflichtet, ihre Beurteilungen




Wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. eine Arbeitsbescheinigung oder eine Einkommensbe-
scheinigung nicht, nicht richtig oder nicht vollständig
ausfüllt,
2. eine Auskunft nach § 60 nicht, nicht richtig oder nicht
vollständig erteilt,
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(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr-
lässig
1. entgegen § 57 Satz 1 eine Tatsache nicht, nicht richtig,
nicht vollständig oder nicht rechtzeitig bescheinigt,
2. entgegen § 58 Abs. 1 Satz 1 oder 3 Art oder Dauer der
Erwerbstätigkeit oder die Höhe des Arbeitsentgelts oder
der Vergütung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder
nicht rechtzeitig bescheinigt oder eine Bescheinigung
nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,
3. entgegen § 58 Abs. 2 einen Vordruck nicht oder nicht
rechtzeitig vorlegt,
4. entgegen § 60 Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 3 oder 4 Satz 1 oder
als privater Träger entgegen § 61 Abs. 1 Satz 1 eine Aus-
kunft nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht
rechtzeitig erteilt,
5. entgegen § 60 Abs. 5 Einsicht nicht oder nicht rechtzei-
tig gewährt oder
6. entgegen § 60 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Ersten Buches
eine Änderung in den Verhältnissen, die für einen An-
spruch auf eine laufende Leistung erheblich ist, nicht,
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig mit-
teilt.
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen des Ab-
satzes 1 Nr. 6 mit einer Geldbuße bis zu fünftausend Euro,
in den übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu zweitau-





(1) Für die Bekämpfung von Leistungsmissbrauch gilt
der Dritte Abschnitt des Siebten Kapitels des Dritten Bu-
ches.
(2) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Bundes-
agentur, für die Ordnungswidrigkeiten nach § 64 Abs. 1
Nr. 6 sind Verwaltungsbehörden auch die Behörden der





(1) Abweichend von Kapitel 3 Abschnitt 2 wird erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen, die in der Zeit vom [Tag drei Mo-
nate vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] bis zum [Tag
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] Anspruch auf Ar-
beitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe für Spätaussiedler
gehabt haben, diese Leistung auf Grund der Vorschriften
des Dritten, des Fünften, des Sechsten und des Elften
Buches, des Soldatenversorgungsgesetzes sowie sonstigen
Rechtsvorschriften über
1. die Arbeitslosenhilfe und die Eingliederungshilfe für
Spätaussiedler,
2. Bezieher von Arbeitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe
für Spätaussiedler
in der am [Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] gel-
tenden Fassung für die Dauer der laufenden Bewilligung
weitergezahlt, längstens jedoch bis zum 31. Dezember
2004.
(2) Abweichend von § 6 und Kapitel 3 Abschnitt 2 dieses
Buches erbringt der Träger der Sozialhilfe für erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige und Personen, die mit ihnen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben, für die Dauer der laufenden Be-
willigung der Arbeitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe für
Spätaussiedler im Auftrag der Bundesagentur ergänzende
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Abschnitt des Dritten Kapitels, wenn sie am [Tag
vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] Hilfe zum Lebensun-
terhalt bezogen haben, längstens jedoch bis zum 31. Dezem-
ber 2004.
(3) Abweichend von § 6 erbringt der Träger der Sozial-
hilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige und Personen, die
mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft leben,
1. in den Fällen des Absatzes 2 bis zum Erlöschen des An-
spruchs auf Arbeitslosenhilfe oder Eingliederungshilfe
für Spätaussiedler,
2. in den übrigen Fällen, in denen am 30. Juni 2004 Hilfe
zum Lebensunterhalt bezogen worden ist, bis 31. De-
zember 2006
die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende im
Auftrag der Bundesagentur.
(4) Soweit der Träger der Sozialhilfe Leistungen nach
Absatz 2 oder 3 im Auftrag der Bundesagentur erbringt, er-
stattet ihm die Bundesagentur abweichend von § 93 in Ver-
bindung mit § 91 Abs. 1 des Zehnten Buches monatlich
1. zwei Drittel der Aufwendungen für die Leistungen nach
diesem Buch,
2. die Aufwendungen für Verwaltungskosten; ab 1. Januar
2005 werden die Verwaltungskosten nur erstattet, wenn
sie innerhalb der Agentur für Arbeit entstehen.
(5) § 12 Abs. 2 Nr. 1 gilt mit der Maßgabe, dass für die in
§ 4 Abs. 2 Satz 2 der Arbeitslosenhilfe-Verordnung vom
13. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3734) in der Fassung vom
[Tag vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes] genannten Per-
sonen an die Stelle des Grundfreibetrags in Höhe von
200 Euro je vollendetem Lebensjahr ein Freibetrag von
520 Euro, an die Stelle des Höchstfreibetrags in Höhe von
jeweils 13 000 Euro ein Höchstfreibetrag in Höhe von
33 800 Euro tritt.
(6) § 15 Abs. 1 Satz 2 gilt bis zum 31. Dezember 2006
mit der Maßgabe, dass die Eingliederungsvereinbarung für
bis zwölf Monate geschlossen werden soll.
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§ 66
Verordnungsermächtigung
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird
ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesministerium für Gesundheit
und Soziale Sicherung durch Rechtsverordnung
1. die in § 65 Abs. 2 und 3 geregelten Zeiträume
a) zu verlängern, soweit dies für die geordnete Durch-
führung dieses Buches erforderlich ist,
b) zu verkürzen, soweit die geordnete Durchführung
dieses Buches durch die Bundesagentur bereits vor
Ablauf der Zeiträume sichergestellt ist,
2. die nach § 65 Abs. 4 zu erstattenden Aufwendungen zu
pauschalieren,
3. Einzelheiten des Übergangs von den Trägern der Sozial-
hilfe auf die Bundesagentur festzulegen,
4. den Mindestinhalt von Vereinbarungen der Agenturen
für Arbeit mit den Trägern der Sozialhilfe über den
Übergang festzulegen.
Artikel 2
Änderung des Ersten Buches Sozialgesetzbuch
(860-1)
Das Erste Buch Sozialgesetzbuch – Allgemeiner Teil –
(Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Dezember 1975, BGBl. I
S. 3015), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe zu § 19a wie folgt gefasst:
„§ 19a Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende“.
b) Die Angabe zu § 28a wird wie folgt gefasst:
„§ 28a Leistungen der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung“.
2. In § 19 Abs. 1 Nr. 6 werden nach dem Wort „Kurzarbei-
tergeld“ das Komma gestrichen und die Wörter „Insol-
venzgeld und Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „und
Insolvenzgeld“ ersetzt.
3. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:
„§ 19a
Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende
(1) Nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeit-
suchende können in Anspruch genommen werden
1. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,
2. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.
(2) Zuständig sind die Agenturen für Arbeit und die
sonstigen Dienststellen der Bundesagentur für Arbeit.“
4. Die Überschrift zu § 28a wird wie folgt gefasst:
„§ 28a
Leistungen der Grundsicherung im Alter und
bei Erwerbsminderung“.
5. In § 51 Abs. 2 werden die Wörter „soweit der Leistungs-
berechtigte dadurch nicht“ durch die Wörter „wenn der
Leistungsberechtigte nicht nachweist, dass er dadurch“
ersetzt.
6. § 54 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 werden die Wörter „oder anstelle von
Arbeitslosenhilfe gewährt wird“ gestrichen.
b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a einge-
fügt:
„2a. Wohngeld, soweit nicht die Pfändung wegen
Ansprüchen erfolgt, die Gegenstand der §§ 5
und 6 des Wohngeldgesetzes sind, “.
Artikel 3
Änderung des Dritten Buches Sozialgesetzbuch
(860-3)
Das Dritte Buch Sozialgesetzbuch – Arbeitsförderung –
(Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 1997 (BGBl. I
S. 594, 595), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geän-
dert:








c) Die Angabe zu § 56 wird wie folgt gefasst:
„§ 56 (weggefallen)“.
d) Die Angaben zum Vierten Kapitel, Achter Abschnitt,
Siebter Unterabschnitt werden wie folgt gefasst:
„Siebter Unterabschnitt
„§§ 190–206 (weggefallen)“.
e) Die Angaben zu den §§ 368a, 418, 421, 421b und






f) In der Angabe zu § 427 werden die Wörter „und
Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
g) Nach der Angabe zu § 434i wird folgende Angabe
eingefügt:
„§ 434j Viertes Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt“
2. § 3 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 3 werden die Wörter „und Arbeit-
nehmerhilfe“ gestrichen.
bb) In Nummer 8 werden die Wörter „und Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
b) In Absatz 4 werden nach dem Wort „Teilarbeitslosen-
geld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
Drucksache 15/1516 – 24 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
3. In § 9 wird nach Absatz 1 folgender Absatz 1a einge-
fügt:
„(1a) Von den Agenturen für Arbeit werden
Job-Center als einheitliche Anlaufstellen für alle einge-
richtet, die einen Arbeitsplatz oder Ausbildungsplatz
suchen. Im Job-Center werden diese Personen infor-
miert, der Beratungs- und Betreuungsbedarf geklärt
und der erste Eingliederungsschritt verbindlich verein-
bart.“
4. Dem § 22 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Leistungen nach den §§ 37, 37c, nach dem Ers-
ten bis Sechsten Abschnitt des Vierten Kapitels, nach
dem Ersten Abschnitt des Fünften Kapitels, nach dem
Ersten, Fünften und Siebten Abschnitt des Sechsten
Kapitels, sowie nach den §§ 417, 421g und 421k wer-
den nicht an erwerbsfähige Hilfebedürftige erbracht,
für die entsprechende Leistungen in § 16 des Zweiten
Buches vorgesehen sind.“
5. In § 41 Abs. 3 Satz 4 werden die Wörter „oder Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
6. In § 48 Abs. 1 Satz 2 und 3 werden jeweils die Wörter
„oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
7. In § 53 Abs. 3 werden die Wörter „oder Arbeitslosen-
hilfe“ gestrichen.








b) § 56 wird aufgehoben.
9. In § 57 Abs. 4 Satz 1 und 2 werden jeweils die Wörter
„oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
10. In § 74 Satz 1 werden nach den Wörtern „auf Arbeits-
losengeld“ die Wörter „oder Arbeitslosenhilfe“ und
nach den Wörtern „des Arbeitslosengeldes“ die Wörter
„oder der Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
11. In § 100 Nr. 3 werden nach dem Wort „Beschäftigung“
das Komma und die Wörter „mit Ausnahme der Ar-
beitnehmerhilfe“ gestrichen.
12. § 116 Nr. 6 wird aufgehoben.
13. In § 123 Satz 2 werden die Wörter „oder Arbeitslosen-
hilfe“ gestrichen.
14. § 190 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Arbeitslosenhilfe soll für längstens sechs Monate
bewilligt werden; sie darf längstens bis zum 31. De-
zember 2004 bewilligt werden.“
15. Im Vierten Kapitel, Achter Abschnitt wird der Siebte
Unterabschnitt aufgehoben.
16. In § 207 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
17. In § 207a Abs. 1 werden die Wörter „oder Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
18. In § 226 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a werden nach dem
Wort „Arbeitslosengeld“ das Komma und das Wort
„Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
19. In § 270a Abs. 1 werden nach Satz 1 folgende Sätze
eingefügt:
„Die Leistung wird in Abstimmung mit der Agentur
für Arbeit durch das Integrationsamt durchgeführt. Die
Agentur für Arbeit erstattet dem Integrationsamt seine
Aufwendungen.“
20. In § 304 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort „diesem“
die Wörter „und dem Zweiten“ eingefügt.
21. In § 309 Abs. 1 Satz 1 und 3 werden jeweils die Wörter
„oder Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
22. In § 311 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosen-
geld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
23. In § 312 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
24. In § 313 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
25. In § 323 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „oder Ar-
beitslosenhilfe gelten“ durch das Wort „gilt“ ersetzt.
26. In § 324 Abs. 2 werden nach dem Wort „Ausbildungs-
geld“ das Komma durch das Wort „und“ ersetzt und
die Wörter „und Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
27. § 325 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „und Arbeitslosenhilfe
werden“ durch das Wort „wird“ ersetzt.
b) In Satz 2 werden jeweils die Wörter „oder Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
28. In § 330 Abs. 4 werden die Wörter „oder der Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
29. In § 335 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 wer-
den jeweils nach dem Wort „Arbeitslosengeld“ das
Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
30. § 339 Satz 3 wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „1.“ vor den Wörtern „der Vorschrif-
ten“ wird gestrichen.
b) Nach den Wörtern „Teilhabe am Arbeitsleben“
wird das Komma durch einen Punkt ersetzt.
31. § 339 Satz 3 wird wie folgt geändert:
Nummer 2 wird aufgehoben.
32. In § 363 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „die Ausga-
ben der Arbeitnehmerhilfe, der Arbeitslosenhilfe und“
und das Wort „weiteren“ gestrichen.
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33. § 394 Abs. 1 wird wie folgt geändert:
a) Satz 1 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 10 wird nach dem Wort „Ersatz-
ansprüchen“ das Komma durch einen Punkt er-
setzt.
bb) Nummer 11 wird aufgehoben.
b) Satz 3 wird aufgehoben.
34. § 418 wird aufgehoben.
35. § 419 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Ab-
kömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bundesver-
triebenengesetzes haben Anspruch auf Übernahme
der durch die Teilnahme an einem Deutsch-Sprach-
lehrgang mit ganztägigem Unterricht, der für die
berufliche Eingliederung erforderlich ist, entstehen-
den Kosten für längstens sechs Monate, wenn sie
1. arbeitslos sind, sich bei der zuständige Agentur
für Arbeit arbeitslos gemeldet haben, und einen
Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht haben und
2. im letzten Jahr vor der Ausreise in den Aussied-
lungsgebieten mindestens fünf Monate in einer
Beschäftigung gestanden haben, die bei Aus-
übung im Inland eine versicherungspflichtige
Beschäftigung gewesen wäre.“
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 eingefügt:
„(2) Anspruch auf Übernahme der Kosten für
einen Deutsch-Sprachlehrgang nach Absatz 1 haben
auch
1. Spätaussiedler und ihre Ehegatten und Ab-
kömmlinge im Sinne des § 7 Abs. 2 des Bun-
desvertriebenengesetzes, die die in Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen nicht erfüllen,
2. Ausländer, die unanfechtbar als Asylberechtigte
anerkannt sind und ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Inland haben, und
3. Ausländer, die im Rahmen humanitärer Hilfs-
aktionen der Bundesrepublik Deutschland
durch Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung
vor der Einreise in Form eines Sichtvermerks
oder durch Übernahmeerklärung nach § 33
Abs. 1 des Ausländergesetzes im Inland aufge-
nommen worden sind (Kontingentflüchtlinge),
wenn sie die besonderen Voraussetzungen erfüllen.
Die Personen nach Satz 1 haben die besonderen Vo-
raussetzungen erfüllt, wenn sie
1. bedürftig sind,
2. im Herkunftsland eine Erwerbstätigkeit von
mindestens 70 Kalendertagen im letzten Jahr
vor der Ausreise ausgeübt haben,
3. die für die berufliche Eingliederung erforderli-
chen Kenntnisse der deutschen Sprache nicht
besitzen und
4. beabsichtigen, nach Abschluss des Deutsch-
Sprachlehrgangs eine nicht der Berufsausbil-
dung dienende Erwerbstätigkeit im Inland auf-
zunehmen.
Die Voraussetzung nach Satz 2 Nr. 2 gilt als erfüllt,
wenn eine Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Ka-
lendertagen im letzten Jahr vor der Ausreise wegen
der besonderen Verhältnisse im Herkunftsland nicht
ausgeübt werden konnte und die Tragung der durch
den Deutsch-Sprachlehrgang entstehenden Kosten
eine unbillige Härte darstellen würde.“
c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3.
d) Im neuen Absatz 3 Satz 1 werden nach den Wörtern
„Absatz 1“ die Wörter „oder 2“ eingefügt.
36. Die §§ 420, 421 werden aufgehoben.
37. In § 421a Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslosen-
geld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
38. § 421b wird aufgehoben.
39. § 421d wird aufgehoben.
40. In § 421g Abs. 1 werden die Wörter „oder Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
41. § 427 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „und Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
b) In Absatz 4 wird die Angabe „oder Arbeitslosen-
hilfe nach § 191 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2, 3 und 4,“
gestrichen.
c) In § 427 Abs. 5 Satz 3 werden die Wörter „oder Ar-
beitslosenhilfe“ gestrichen.
42. § 434 Abs. 2, §§ 434b, 434c Abs. 4 und 5, § 434g
Abs. 4 und 6 werden aufgehoben.
43. Nach § 434j wird folgender § 434k eingefügt:
„§ 434k
Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt
Die §§ 419 und 420 Abs. 3 sind in der bis zum [Tag
des Inkrafttretens] geltenden Fassung bis zum Ende des
Deutsch-Sprachlehrgangs weiterhin anzuwenden, wenn
vor dem [Tag des Inkrafttretens] der Anspruch entstan-
den ist und der Deutsch-Sprachlehrgang begonnen hat.“
Artikel 4
Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
(860-4-1)
Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch – Gemeinsame Vor-
schriften über die Sozialversicherung – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 1976, BGBl. I S. 3845), zuletzt
geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Die Vorschriften des Sechsten Abschnitts gelten
auch für die Sozialhilfe und die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende; außerdem gelten die §§ 18f, 18g für die
Grundsicherung für Arbeitsuchende.“
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2. In § 23 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
Artikel 5
Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
(860-5)
Das Fünfte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Kran-
kenversicherung – vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I
S. 2477), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 5 Abs. 1wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 werden nach dem Wort „Arbeitslosen-
geld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a einge-
fügt:
„2a. Personen in der Zeit, für die sie nicht nur dar-
lehensweise Arbeitslosengeld II beziehen, so-
weit sie nicht familienversichert sind, “.
2. In § 6 Abs. 3a wird folgender Satz 4 angefügt:
„Satz 1 gilt nicht für Bezieher von Arbeitslosengeld II.“
3. In § 8 Abs. 1 Nr. 1a werden nach dem Wort „Arbeits-
losengeld“ das Komma und die Wörter „Arbeitslosen-
hilfe oder“ gestrichen und nach der Angabe „(§ 5 Abs. 1
Nr. 2)“ die Angabe „oder Arbeitslosengeld II (§ 5 Abs. 1
Nr. 2a)“ eingefügt.
4. In § 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe „§ 5
Abs. 1 Nr. 1“ die Angabe „ ,2, 3“ eingefügt.
5. § 47b wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nach den Wörtern „des Arbeitslosengeldes“
werden das Komma und die Wörter „der Ar-
beitslosenhilfe“ gestrichen.
bb) Nach Satz 1 wird der Punkt durch ein Semikolon
ersetzt und folgender Halbsatz angefügt:
„Versicherte nach § 5 Abs. 1 Nr. 2a erhalten
Krankengeld in Höhe des Betrages des Arbeits-
losengeldes II.“
c) In Absatz 2 Satz 2 wird jeweils das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ er-
setzt.
6. In § 49 Abs. 1 Nr. 3a wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
7. In § 61 Abs. 2 Nr. 2 werden die Wörter „Arbeitslosen-
hilfe nach dem Dritten Buch“ durch die Wörter „Arbeits-
losengeld II nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.
8. In § 186 Abs. 2a werden nach den Wörtern „der Bezie-
her von“ die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem
Zweiten Buch und“ eingefügt und nach dem Wort „ Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „ , Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
9. In § 190 Abs. 12 werden nach den Wörtern „der Bezie-
her von“ die Wörter „Arbeitslosengeld II nach dem
Zweiten Buch und“ eingefügt und nach dem Wort „Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „ , Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
10. § 203a wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift wird das Wort „Arbeitslosen-
hilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
b) Nach der Angabe „§ 5 Abs. 1 Nr. 2“ wird die An-
gabe „und 2a“ eingefügt.
11. § 232a wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Arbeits-
losengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslo-
senhilfe“ gestrichen.
b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„2. bei Personen, die Arbeitslosengeld II bezie-
hen, der dreißigste Teil des 0,3620-fachen der
monatlichen Bezugsgröße; in Fällen, in denen
diese Personen weitere beitragspflichtige Ein-
nahmen haben, wird der Zahlbetrag des Ar-
beitslosengeldes II für die Beitragsbemessung
diesen beitragspflichtigen Einnahmen mit der
Maßgabe hinzugerechnet, dass als Beitrag ins-
gesamt der in diesem Satz genannte Teil der
Bezugsgröße erreicht wird.“
12. Nach § 245 wird folgender § 246 eingefügt:
„§ 246
Beitragssatz für Bezieher von Arbeitslosengeld II
Für Personen, die Arbeitslosengeld II beziehen, gilt
als Beitragssatz der durchschnittliche allgemeine Bei-
tragssatz der Krankenversicherung, den das Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Soziale Sicherung je-
weils zum 1. Oktober feststellt. Der Beitragssatz ist auf
eine Stelle nach dem Komma zu runden. Er gilt jeweils
vom 1. Januar des folgenden Jahres an für ein Kalen-
derjahr.“
13. In § 252 Satz 2 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe
nach dem Dritten Buch“ durch die Wörter „Arbeitslo-
sengeld II nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.
Artikel 6
Änderung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch
(860-6)
Das Sechste Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Ren-
tenversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 18. Dezem-
ber 1989, BGBl. I S. 2261, 1990 I S. 1327) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. Februar 2002 (BGBl. I
S. 754, 1404, 3384), zuletzt geändert durch …, wird wie
folgt geändert:
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:
a) Nach der Angabe zu § 233a wird eingefügt:
„Dritter Unterabschnitt
Teilhabe
§ 234 Übergangsgeldanspruch und -berechnung
bei Arbeitslosenhilfe“.
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b) Die Angabe zu § 276a wird gestrichen.
c) Nach der Angabe zu § 276a werden folgende Anga-
ben eingefügt:
„§ 276b Beitragspflichtige Einnahmen bei Bezie-
hern von Arbeitslosenhilfe
„§ 276c Beitragstragung und Beitragszahlung
bei Beziehern von Arbeitslosenhilfe“.
2. In § 3 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch die Angabe „nicht nur darlehensweise
Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
3. In § 20 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe b wird das Wort „Ar-
beitslosenhilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“
ersetzt.
4. In § 21 Abs. 4 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch
das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
5. In § 58 Abs. 4 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch
das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
6. In § 74 Satz 5 Nr. 1 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
7. In § 166 Abs. 1 werden die Nummern 2a und 2b gestri-
chen und nach Nummer 2 eingefügt:
„2a. bei Personen, die Arbeitslosengeld II beziehen,
der Betrag von 400 Euro,
„2b. bei Personen, die neben Arbeitslosengeld auch
Arbeitslosengeld II beziehen, ein Betrag von 400
Euro abzüglich der für das bezogene Arbeitslo-
sengeld nach Nummer 2 ermittelten beitrags-
pflichtigen Einnahme,
„2c. bei Personen, die Teilarbeitslosengeld, Teilunter-
haltsgeld oder Teilübergangsgeld beziehen, 80
vom Hundert des dieser Leistung zugrunde lie-
genden Arbeitsentgelts,“.
8. In § 170 Abs. 1 Nr. 1 wird das Wort „Arbeitslosen-
hilfe“ durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
9. In § 173 Satz 2 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
10. Dem § 229 wird folgender Absatz 7 angefügt:
„(7) Personen, die am … (einsetzen: Tag vor Inkraft-
treten dieses Gesetzes) Arbeitslosenhilfe bezogen ha-
ben und wegen des Bezugs dieser Leistung versiche-
rungspflichtig waren, bleiben für die Dauer des Bezugs
dieser Leistung versicherungspflichtig.“






(1) Bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
oder sonstigen Leistungen zur Teilhabe haben Versi-
cherte auch nach dem 30. Juni 2004 Anspruch auf
Übergangsgeld, die unmittelbar vor Beginn der Ar-
beitsunfähigkeit oder wenn sie nicht arbeitsunfähig
waren, unmittelbar vor Beginn der Leistungen Arbeits-
losenhilfe bezogen haben, und für die von dem der Ar-
beitslosenhilfe zu Grunde liegenden Arbeitsentgelt
oder Arbeitseinkommen Beiträge zur Rentenversiche-
rung gezahlt worden sind.
(2) Für Anspruchsberechtigte nach Absatz 1 ist für
die Berechung des Übergangsgeldes § 21 Abs. 4 in
Verbindung mit § 47b des Fünften Buches jeweils in
der am 30. Juni 2004 geltenden Fassung anzuwenden.“
12. In § 252 wird nach Absatz 8 angefügt:
„(9) Anrechnungszeiten liegen bei Beziehern von
Arbeitslosenhilfe nicht vor, wenn die Bundesanstalt für
Arbeit für sie Beiträge an eine Versicherungseinrich-
tung oder Versorgungseinrichtung, an ein Versiche-
rungsunternehmen oder an sie selbst gezahlt hat.“
13. Dem § 254d Abs. 1 Nr. 2 wird angefügt:
„mit Ausnahme des Bezugs von Arbeitslosengeld II,“.
14. Dem § 256a Abs. 1 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Die Sätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden für Beitrags-
zeiten auf Grund des Bezugs von Arbeitslosengeld II.“
15. Dem § 263 Abs. 2a wird angefügt:
„Kalendermonate, die nur deshalb Anrechnungszeiten
sind, weil Arbeitslosigkeit nach dem 30. Juni 1978
vorgelegen hat, für die vor dem 1. Januar 2005 aber
keine Arbeitslosenhilfe gezahlt worden ist, werden
nicht bewertet.“
16. § 276a wird gestrichen.
17. Nach § 276a wird eingefügt:
„§ 276b
Beitragspflichtige Einnahmen bei Beziehern
von Arbeitslosenhilfe
Beitragspflichtige Einnahme ist bei Beziehern von
Arbeitslosenhilfe die gezahlte Arbeitslosenhilfe.
§ 276c
Beitragstragung und Beitragszahlung bei Beziehern
von Arbeitslosenhilfe
Die Beiträge werden bei Beziehern von Arbeitslo-
senhilfe vom Bund getragen und sind auf den nach
§ 177a für das Jahr 2004 zu zahlenden Betrag anzu-
rechnen. Sie werden von der Bundesagentur für Arbeit
gezahlt.“
Artikel 7
Änderung des Siebten Buches Sozialgesetzbuch
(870-7)
Das Siebte Buch Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Unfall-
versicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. August
1996 – BGBl. I S. 1254), zuletzt geändert durch …, wird
wie folgt geändert:
1. In § 2 Abs. 1 Nr. 14 werden die Wörter „des Dritten Bu-
ches oder des Bundessozialhilfegesetzes“ durch die
Wörter „des Zweiten oder des Dritten Buches“ ersetzt.
2. In § 45 Abs. 1 Nr. 2 wird das Wort „Arbeitslosenhilfe“
durch das Wort „Arbeitslosengeld II“ ersetzt.
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3. § 47 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) Das Wort „Arbeitslosenhilfe“ und das nachfolgende
Komma werden gestrichen.
b) Nach dem Punkt wird folgender Satz 2 eingefügt:
„Dies gilt auch für versicherte erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige, die Leistungen nach § 20 des Zweiten Bu-
ches bezogen haben.“
4. § 58 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „oder der Arbeitslosen-
hilfe“ gestrichen.
b) Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Dies gilt auch für erwerbsfähige Hilfebedürftige, die
Leistungen nach § 20 des Zweiten Buches bezogen
haben; in diesen Fällen wird der Unterschiedsbetrag
beim Arbeitslosengeld II nicht als Einkommen be-
rücksichtigt.“
Artikel 8
Änderung des Achten Buches Sozialgesetzbuch
(860-8)
§ 24 des Achten Buches Sozialgesetzbuch – Kinder- und
Jugendhilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Juni 1990,
BGBl. I S. 1163) in der Fassung der Bekanntmachung vom
8. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3546), das zuletzt durch …
geändert worden ist, werden folgende Sätze angefügt:
„Plätze in Tageseinrichtungen nach Satz 2 oder Satz 3 sind
vorrangig für Kinder, bei denen die Personensorgeberech-
tigten erwerbstätig, arbeits- oder beschäftigungssuchend
sind, zur Verfügung zu stellen.“
Artikel 9
Änderung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
(860-9)
In § 145 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch – Rehabilitation und Teilhabe behinderter Men-
schen – (Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Juni 2001 BGBl. I
S. 1046), zuletzt geändert durch …, wird das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.
Artikel 10
Änderung des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
(860-10-1/2)
Das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch – Sozialverwaltungs-
verfahren und Sozialdatenschutz – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2001 (BGBl. I S. 130), zu-
letzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 64 Abs. 2 Satz 3 Nr. 2 wird wie folgt gefasst:
„2. Im Sozialhilferecht, im Recht der Grundsicherung
für Arbeitsuchende, im Recht der Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung, im Kinder-
und Jugendhilferecht sowie im Recht der Kriegsop-
ferfürsorge aus Anlass der Beantragung, Erbrin-
gung oder Erstattung einer nach dem Bundessozial-
hilfegesetz, dem Zweiten und dem Achten Buch
oder dem Bundesversorgungsgesetz vorgesehenen
Leistung benötigt werden,“.
2. In § 71 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 wird das Wort „Arbeitslosen-
hilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch“ ersetzt.
Artikel 11
Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch
(860-11)
§ 20 des Elften Buches Sozialgesetzbuch – Soziale Pfle-
geversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 26. Mai
1994, BGBl. I S. 1014, das zuletzt durch … geändert wurde,
wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 2 wird das Wort „ , Arbeitslosenhilfe“ gestri-
chen.
b) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:
„2a. Personen in der Zeit, für die sie Arbeitslosengeld II
nicht nur darlehensweise nach dem Zweiten Buch
beziehen, soweit sie in der gesetzlichen Kranken-




§ 56 des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000
(BGBl. I S. 1045), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. In Absatz 8 Satz 1 Nr. 4 werden die Wörter „oder die
Arbeitslosenhilfe“ gestrichen.
2. Absatz 9 wird wie folgt geändert:
a) In Satz 1 werden die Wörter „und insoweit, als ihm
Arbeitslosenhilfe für die gleiche Zeit zu gewähren
ist, auf den Bund“ gestrichen.





In § 18c Abs. 10 Nr. 4 des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom
6. Juni 1983 (BGBl. I S. 645, 1680), das zuletzt durch …
geändert worden ist, werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe
nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter
„Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.





In § 14 Abs. 1 Nr. 4 des Aufstiegsfortbildungsgesetzes in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Januar 2002
(BGBl. I S. 402), das zuletzt durch … geändert worden ist,
werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach dem Dritten“
durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten“ ersetzt.
Artikel 15
Änderung des Gesetzes über den Abbau der
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen
(2330-22)
In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Buchstabe c des Gesetzes über den
Abbau der Fehlsubventionierung im Wohnungswesen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 13. September 2001
(BGBl. I 2414), das zuletzt durch … geändert worden ist,
werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe nach § 190 des Drit-
ten Buches Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Leistun-





Das Wohnraumförderungsgesetz vom 13. September
2001 (BGBl. I S. 2376), zuletzt geändert durch …, wird wie
folgt geändert:
1. § 21 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) In Nummer 1.7 Buchstabe d wird die Angabe
„§§ 10 bis 15 des Flüchtlingsgesetzes,“ durch die
Angabe „§§ 10 bis 15 des Flüchtlingshilfegeset-
zes,“ ersetzt.
bb) Nach Nummer 1.7 werden folgende Nummern
1.8 bis 1.10 eingefügt:
„1.8 die nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Kranken-
tagegelder,
„1.9 der nach § 3 Nr. 6 des Einkommensteuerge-
setzes steuerfreie
a) Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte
und frühere Ruhestandsbeamte nach
§ 38 des Beamtenversorgungsgesetzes,
b) Unterhaltsbeitrag für Verwandte der
aufsteigenden Linie nach § 40 des Be-
amtenversorgungsgesetzes,
c) Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene
nach § 41 des Beamtenversorgungsge-
setzes,
„1.10 die Hälfte der nach § 3 Nr. 68 des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Renten nach
§ 3 Abs. 2 des Anti-D-Hilfegesetzes, “.
cc) Nummer 2.2 wird aufgehoben.
dd) Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.
ee) Nach Nummer 5.4 wird folgende Nummer 5.5
eingefügt:
„5.5 die Hälfte der laufenden Leistungen für die
Kosten des notwendigen Unterhalts ein-
schließlich der Unterkunft sowie der Kran-
kenhilfe für Minderjährige und junge Voll-
jährige nach § 13 Abs. 3 Satz 2, § 19
Abs. 3, § 21 Satz 2, § 39 Abs. 1 und § 41
Abs. 2 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch,“.
ff) Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.
gg) Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:
„6.1 die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten
a) Leistungen zur Förderung der Ausbil-
dung nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz,
b) Leistungen der Begabtenförderungs-
werke, soweit sie nicht von Nummer
6.2 erfasst sind,
c) Stipendien, soweit sie nicht von Buch-
stabe b, Nummer 6.2 oder Nummer 6.3
erfasst sind,
d) Berufsausbildungsbeihilfen und des
Ausbildungsgeldes nach dem Dritten
Buch Sozialgesetzbuch,
e) Beiträge zur Deckung des Unterhaltsbe-
darfs nach dem Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetz,“.
hh) Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3
eingefügt:
„6.3 die Hälfte der nach § 3 Nr. 42 des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Zuwendun-
gen, die auf Grund des Fulbright-Abkom-
mens gezahlt werden,“.
ii) Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 9 ein-
gefügt:
„9. die Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach § 19 Satz 1 Nr. 1 und 2 Satz
2, sowie § 28 in Verbindung mit § 19 Satz
1 Nr. 1 des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch, soweit diese die bei ihrer Berech-
nung berücksichtigten Kosten für den
Wohnraum übersteigen,“.
jj) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 10.
b) In Absatz 3 werden das Wort „steuerfreien“ gestri-
chen und die Angabe „Nummern 5.3 und 5.4“ durch
die Angabe „Nummern 5.3 bis 5.5“ ersetzt.
2. In § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „Arbeits-
losenhilfe nach den §§ 190 bis 195 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch“ durch die Wörter „Leistungen zur
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Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
3. § 48 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert:
a) In Buchstabe c werden das Wort „geförderten“ durch
das Wort „geförderte“ und die Angabe „§ 47 Abs. 3“
durch die Angabe „§ 47 Abs. 4“ ersetzt.
b) In Buchstabe e wird die Angabe „§ 88e Abs. 2, 3 und
5 Satz 2“ durch die Angabe „§ 88e Abs. 2, 3 und 5
Satz 2 Nr. 1“ ersetzt.
4. In § 51 Abs. 1 wird die Angabe „in der ab 1. Januar
2002“ durch die Angabe „ab 1. Januar 2002 in der je-
weils“ ersetzt.





§ 11 Abs. 4 des Bundesvertriebenengesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I
S. 829), das zuletzt geändert durch … geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 wird die Angabe „Eingliederungshilfe nach
§ 418 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch“ durch die
Wörter „Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
2. Satz 2 wird wie folgt gefasst:
„Die Vorschriften des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch
über die Bedürftigkeit und das bei den Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts zu berücksichtigende




Das Ausländergesetz (Artikel 1 des Gesetzes zur Neure-
gelung des Ausländerrechts vom 9. Juli 1990, BGBl. I
S. 1354), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Wörter „oder
noch für sechs Monate durch einen Anspruch auf Ar-
beitslosenhilfe“ gestrichen.
2. In § 85 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Satz 2 werden jeweils die
Wörter „Sozial- oder Arbeitslosenhilfe“ durch die Wör-
ter „Sozialhilfe oder Leistungen zur Sicherung des Le-





In § 8 Abs. 3 Satz 2 des Asylverfahrensgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juli 1993 (BGBl. I
S. 1361), das zuletzt durch … geändert worden ist, wird das
Wort „Arbeitslosenhilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur





§ 4 Abs. 1 Nr. 1 des Mikrozensusgesetzes vom 17. Ja-
nuar 1996 (BGBl. I S. 34), das zuletzt durch … geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:
1. Buchstabe „c“ wird wie folgt geändert:
a) Die Angabe „-hilfe“ wird durch das Wort „Arbeits-
losengeld II“ ersetzt.
b) Nach der Angabe „Altenteil; Sozialhilfe;“ wird die
Angabe „Sozialgeld;“ eingefügt.





Die Zivilprozessordnung in der im Bundesgesetzblatt
Teil III, Gliederungsnummer 310-4, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. In § 646 Abs. 1 Nr. 12 werden nach den Wörtern „für die
das Kind Hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz,“ die
Wörter „Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch,“ und nach den Wörtern „§ 91 Abs. 3 Satz 2 des Bun-
dessozialhilfegesetzes“ die Angabe „ , § 33 Abs. 2 Satz 4
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ eingefügt.
2. In § 850f Abs. 1 Buchstabe a werden nach den Wörtern
„des Bundessozialhilfegesetzes“ die Wörter „oder nach





§ 51 Abs. 1 Nr. 4 des Sozialgerichtsgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 23. September 1975
(BGBl. I S. 2535), das zuletzt durch … geändert worden ist,
wird wie folgt gefasst:
„4. in Angelegenheiten der Arbeitsförderung und der übri-
gen Aufgaben der Bundesagentur für Arbeit mit Aus-
nahme von Streitigkeiten über die Grundsicherung für
Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch,“.




In § 188 der Verwaltungsgerichtsordnung in der Fassung
der Bekanntmachung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686),
die zuletzt durch … geändert worden ist, werden nach dem





In § 2 Abs. 2 Satz 1 des Gerichtsvollzieherkostengeset-
zes in der Fassung vom 19. April 2001 (BGBl. I S. 623), das
zuletzt durch … geändert worden ist, werden nach den Wör-
tern „Träger der Sozialhilfe, „ die Wörter „bei der Durch-
führung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch die Bundes-




Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Januar 2002 (BGBl. I S. 474), geändert
durch … wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe
„Fünfter Teil
Mietzuschuss für Empfänger von Leistungen der
Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge
§ 31 Anwendungsbereich, Wegfall und Zurückstel-
lung des Mietzuschusses
§ 32 Bemessung des Mietzuschusses
§ 33 Bewilligung und Erstattung des Mietzuschusses,




Mietzuschuss für Empfänger von Leistungen
der Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge
§§ 31 bis 33 (weggefallen)“
ersetzt.
2. § 1 Abs. 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Empfänger von Leistungen des Arbeitslosengel-
des II und des Sozialgeldes nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch, von Leistungen der bedarfsorientierten
Grundsicherung nach dem Gesetz über eine bedarfsori-
entierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin-
derung, von laufenden Leistungen der Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch oder der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt (Leistungen)
sind von Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz ausge-
schlossen. Als Empfänger der Leistungen gelten auch
die in § 2 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über eine bedarfs-
orientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung, § 19 Abs. 1 bis Abs. 3 und § 20 des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch, § 27a Satz 2 des Bundes-
versorgungsgesetzes in Verbindung mit § 19 Abs. 1 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch genannten Perso-
nen, die bei der Ermittlung des Bedarfs berücksichtigt
worden sind. Die Sätze 1 und 2 gelten auch für die Dauer
des Verwaltungsverfahrens zur Feststellung von Grund
und Höhe der Leistung.“
3. In § 3 Abs. 1 werden die Wörter „außer beim Mietzu-
schuss nach dem Fünften Teil“ gestrichen.
4. § 4 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Familienmitglieder im Sinne dieses Gesetzes
sind der Antragsberechtigte und seine folgenden An-
gehörigen:
1. der Ehegatte,
2. Verwandte in gerader Linie sowie Verwandte
zweiten und dritten Grades in der Seitenlinie,
3. Verschwägerte in gerader Linie sowie Verschwä-
gerte zweiten und dritten Grades in der Seiten-
linie,
4. Pflegekinder ohne Rücksicht auf ihr Alter und
Pflegeeltern.
Familienmitglieder rechnen nur dann zum Haushalt,
wenn sie nicht nach § 1 Abs. 2 vom Wohngeld ausge-
schlossen sind; § 3 Abs. 2 bis 5 bleibt unberührt.“
b) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „rechnen“
ein Komma und die Angabe „vorbehaltlich des Ab-
satzes 1 Satz 2,“ eingefügt.
c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „rechnen“
ein Komma und die Angabe „vorbehaltlich des Ab-
satzes 1 Satz 2, „ eingefügt.
5. In § 7 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Wird der Wohnraum von Familienmitgliedern
mitbewohnt, die Leistungen nach § 1 Abs. 2 erhalten, ist
bei der Leistung des Wohngeldes nur der Anteil der
Miete oder Belastung zu berücksichtigen, der dem An-
teil der zum Haushalt rechnenden Familienmitglieder an
der Gesamtzahl der Bewohner entspricht. In diesem
Falle ist hinsichtlich der Leistungen der Familienmitglie-
der, die Leistungen nach § 1 Abs. 2 erhalten, Absatz 2
Nr. 3 nicht anzuwenden.“
6. § 10 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
aa) Nach Nummer 1.8 werden folgende Nummern
1.9 bis 1.11 eingefügt:
„1.9 die nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Kranken-
tagegelder,
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„1.10 der nach § 3 Nr. 6 des Einkommensteuer-
gesetzes steuerfreie
a) Unterhaltsbeitrag für frühere Beamte
und frühere Ruhestandsbeamte nach
§ 38 des Beamtenversorgungsgeset-
zes,
b) Unterhaltsbeitrag für Verwandte der
aufsteigenden Linie nach § 40 des
Beamtenversorgungsgesetzes,
c) Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene
nach § 41 des Beamtenversorgungs-
gesetzes,
1.11 die Hälfte der nach § 3 Nr. 68 des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Renten nach
§ 3 Abs. 2 des Anti-D-Hilfegesetzes,“.
bb) Nummer 2.2 wird aufgehoben.
cc) Die bisherige Nummer 2.3 wird Nummer 2.2.
dd) Nach Nummer 5.4 wird folgende Nummer 5.5
eingefügt:
„5.5 die Hälfte der laufenden Leistungen für die
Kosten des notwendigen Unterhalts ein-
schließlich der Unterkunft sowie der Kran-
kenhilfe für Minderjährige und junge Voll-
jährige nach § 13 Abs. 3 Satz 2, § 19
Abs. 3, § 21 Satz 2, § 39 Abs. 1 und § 41
Abs. 2 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch, “.
ee) Die bisherige Nummer 5.5 wird Nummer 5.6.
ff) Nummer 6.1 wird wie folgt gefasst:
„6.1 die Hälfte der als Zuschüsse erbrachten
a) Leistungen zur Förderung der Ausbil-
dung nach dem Bundesausbildungsför-
derungsgesetz,
b) Leistungen der Begabtenförderungs-
werke, soweit sie nicht von Nummer
6.2 erfasst sind,
c) Stipendien, soweit sie nicht von Buch-
stabe b, Nummer 6.2 oder Nummer 6.3
erfasst sind,
d) Berufsausbildungsbeihilfen und des
Ausbildungsgeldes nach dem Dritten
Buch Sozialgesetzbuch,
e) Beiträge zur Deckung des Unterhaltsbe-
darfs nach dem Aufstiegsfortbildungs-
förderungsgesetz,“.
gg) Nach Nummer 6.2 wird folgende Nummer 6.3
eingefügt:
„6.3 die Hälfte der nach § 3 Nr. 42 des Einkom-
mensteuergesetzes steuerfreien Zuwendun-
gen, die auf Grund des Fulbright-Abkom-
mens gezahlt werden,“.
hh) Die Nummern 7 und 8 werden aufgehoben.
ii) Die bisherigen Nummern 9 und 10 werden die
Nummern 7 und 8.
b) In Absatz 3 werden das Wort „steuerfreien“ gestri-
chen und die Angabe „Nummern 5.3 und 5.4“
durch die Angabe „Nummern 5.3 bis 5.5“ ersetzt.
7. § 27 Abs. 4 wird wie folgt gefasst:
„(4) Der Bewilligungszeitraum beginnt am Ersten
des Monats, von dem ab die Bewilligung von Leistun-
gen nach § 1 Abs. 2 abgelehnt worden ist, wenn nicht
für denselben Zeitraum andere Leistungen nach § 1
Abs. 2 empfangen werden und wenn der Antrag auf
Wohngeld vor Ablauf des auf die Kenntnis der Ableh-
nung folgenden Kalendermonats gestellt wird.“
8. § 28 Abs. 3 wird aufgehoben.
9. § 29 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt:
„Als Zeitpunkt der Änderung der Verhältnisse gilt
im Falle des Satzes 1 Nr. 1 der Beginn des Zeitrau-
mes, für den sich die Miete oder Belastung verrin-
gert hat, im Falle des Satzes 1 Nr. 2 der Beginn des
Zeitraumes, für den sich die Einnahmen erhöht ha-
ben. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn
sich die Änderungen nach Satz 1 auf einen abgelau-
fenen Bewilligungszeitraum beziehen, längstens für
drei Jahre vor Kenntnis des Wohngeldempfängers
oder der zu seinem Haushalt rechnenden Familien-
mitglieder von der Änderung der Verhältnisse; der
Kenntnis steht die Nichtkenntnis infolge grober
Fahrlässigkeit gleich.“
b) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn sich
die Änderungen nach Satz 1 Nr. 1 und 2 auf einen
abgelaufenen Bewilligungszeitraum beziehen.“
10. Der Fünfte Teil wird aufgehoben.
11. § 34 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„Wohngeld, das von einem Land gezahlt worden
ist, wird ihm zur Hälfte vom Bund erstattet.“
b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „nach dem
Fünften Teil“ durch die Wörter „nach dem Ersten
bis Vierten Teil“ ersetzt.
12. § 35 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
„(2) Erhebungsmerkmale sind bei Anträgen und
Entscheidungen nach Maßgabe des § 2
1. Art des Antrages und der Entscheidung;
2. Zahl der unerledigten Bearbeitungsfälle am
Ende des Berichtszeitraums; Betrag des im Be-
richtszeitraum gezahlten Wohngeldes;
3. Beginn und Ende des Bewilligungszeitraums
nach Monat und Jahr; Art und Höhe des monat-
lichen Wohngeldes;
4. Beteiligung des Wohngeldempfängers am Er-
werbsleben und dessen Stellung im Beruf sowie
Zahl der zum Haushalt rechnenden Kinder, für
die Kindergeld nach dem Einkommensteuerge-
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setz oder nach dem Bundeskindergeldgesetz ge-
leistet wird, und sonstigen Familienmitglieder;
5. die bei der Berechnung des Wohngeldes zu be-
rücksichtigenden Höchstbeträge für Miete oder
Belastung (§ 8 Abs. 1);
6. die Wohnverhältnisse der Wohngeldempfänger
nach Ausstattung, Größe und Jahr der Bezugs-
fertigkeit der Wohnung, Höhe der monatlichen
Miete oder Belastung, im Falle des § 6 Abs. 2
Satz 2 die Belastung aus Zinsen und Tilgung,
öffentlicher Förderung der Wohnung oder För-
derung nach dem Wohnraumförderungsgesetz,
Grund der Antragsberechtigung (§ 3) sowie die
Gemeinde und deren Mietenstufe (§ 8 Abs. 2
bis 5);
7. die Einnahmen des Wohngeldempfängers und
der übrigen zum Haushalt rechnenden Familien-
mitglieder nach Art und Höhe, die bei der Er-
mittlung des Jahreseinkommens nicht zu be-
rücksichtigenden Beträge und die dafür
maßgebenden Umstände (§§ 12 bis 14) sowie
das monatliche Gesamteinkommen;
8. Monat und Jahr der Wohngeldberechnung und
die angewandte Gesetzesfassung.“
b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 und
2“ durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.
bb) In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe a wird die Angabe
„Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a bis c und Nr. 2“
durch die Angabe „Absatz 2 Nr. 1 bis 3“ er-
setzt.
cc) In Satz 2 Nr. 1 Buchstabe b wird die Angabe
„Absatz 2 Nr. 1 Buchstabe a und c“ durch die
Angabe „Absatz 2 Nr. 1 und 3“ ersetzt.
dd) In Satz 2 Nr. 2 wird die Angabe „Absatz 2
Nr. 1 Buchstabe c bis h und Nr. 2“ durch die
Angabe „Absatz 2 Nr. 3 bis 8“ ersetzt.
c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Absatz 2
Nr. 1“ durch die Angabe „Absatz 2“ ersetzt.
d) Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben.
e) In Absatz 9 werden die Wörter „sowie im Anwen-
dungsbereich des Fünften Teils der Mieter oder
mietähnlich Nutzungsberechtigte“ gestrichen.
13. § 36 Abs. 2 wird aufgehoben.
14. In § 37b Satz 1 werden die Wörter „vom 22. Dezember
1981 (BGBl. I S. 1523, 1542), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 8. Juni 1989 (BGBl. S. 1058),“ gestrichen.
15. In § 39 wird das Wort „zwei“ durch das Wort „vier“ er-
setzt.
Artikel 26
Änderung des Gesetzes zur Hilfe für Frauen bei
Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen
(404-26)
In § 1 Abs. 3 Nr. 1 des Gesetzes zur Hilfe für Frauen bei
Schwangerschaftsabbrüchen in besonderen Fällen vom
21. August 1995 (BGBl. I S. 1050), das zuletzt durch … ge-
ändert worden ist, werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe
nach dem Arbeitsförderungsgesetz“ durch die Wörter „Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zwei-




In § 4a Abs. 3 des Unterhaltssicherungsgesetzes in der
Fassung der Bekanntmachung vom 20. Februar 2002
(BGBl. I S. 972) werden nach dem Wort „Bundessozialhil-
fegesetzes“ die Wörter „oder einer Agentur für Arbeit nach




Das Soldatenversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 9. April 2002 (BGBl. I 1258, 1909),
zuletzt geändert durch Artikel 66 des Gesetzes vom
21. August 2002 (BGBl. I S. 3322), wird wie folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht werden in der Zwischenüber-
schrift des Vierten Teils nach dem Wort „Arbeitslosen-
beihilfe“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
2. § 86a wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 wird die Zahl „156“ durch
die Zahl „180“ ersetzt.
b) Absatz 2 wird aufgehoben.
c) Der bisherige Absatz 3 wird neuer Absatz 2.
d) Im neuen Absatz 2 wird die Angabe „Die Absätze 1





In § 1 Abs. 1 Satz 3 des Finanzausgleichsgesetzes vom
23. Juni 1993 (BGBl. I S. 944, 977), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes zur Fortführung des Solidarpaktes, zur
Neuordnung des bundesstaatlichen Finanzausgleichs und
zur Abwicklung des Fonds „Deutsche Einheit“ vom 20. De-
zember 2001 (BGBl. I S. 3955) geändert worden ist, werden
die Angabe „50,5“ durch die Angabe „52,6“ und die An-
gabe „49,5“ durch die Angabe „47,4“ ersetzt.




§ 1 Abs. 1 Satz 3 des Artikels 5 des Gesetzes zur Fortfüh-
rung des Solidarpaktes, zur Neuordnung des bundesstaat-
lichen Finanzausgleichs und zur Abwicklung des Fonds
„Deutsche Einheit „(Solidarpaktfortführungsgesetz – SFG)“
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3955), das zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Solidarpakt-
fortführungsgesetzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. I S. 2166)
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: „Vom danach
verbleibenden Aufkommen der Umsatzsteuer stehen dem
Bund im Jahr 2005 56,3 vom Hundert, im Jahr 2006 56,7
vom Hundert und ab dem Jahr 2007 57,8 vom Hundert und
den Ländern im Jahr 2005 43,7 vom Hundert, im Jahr 2006





In § 53 Satz 5 der Abgabenordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866;
2003 I S. 61), die zuletzt … geändert worden ist, werden
nach den Wörtern „Zu den Bezügen zählen nicht Leistungen
der Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch“ eingefügt, der Punkt durch ein Komma
ersetzt und die Wörter „oder Anspruch auf Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch hätten.“ eingefügt.
Artikel 32
Änderung des Berlinförderungsgesetzes 1990
(610-6-5)
In § 28 Abs. 1 Satz 6 des Berlinförderungsgesetzes 1990
in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Februar 1990
(BGBl. I S. 173), das zuletzt … geändert worden ist, werden
nach dem Wort „Sozialversicherung“ das Komma gestri-
chen und die Wörter „der Arbeitslosenversicherung und der





Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210;
2003 I S. 179), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt ge-
ändert:
1. In § 3 wird nach Nummer 2a folgende Nummer 2b ein-
gefügt:
„2b. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
und zur Eingliederung in Arbeit nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch;“.
2. In § 75 Abs. 1 werden nach dem Wort „Lebensunterhalt“
die Wörter „oder im Sinne der Vorschriften des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch über die Leistungen zur Siche-




Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Juni 1993 (BGBl. I S. 845; 1995 I S. 248),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. § 292 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „zur Arbeitslo-
senhilfe“ durch die Wörter „zu Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts“ ersetzt.
b) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
aa) Nach dem Wort „Sozialhilfe“ werden ein
Komma und die Wörter „Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts“ eingefügt.
bb) Nach den Wörtern „gelten ergänzend die Vor-
schriften“ werden die Wörter „des Zweiten Bu-
ches Sozialgesetzbuch,“ eingefügt.
c) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Sozialhilfe“ ein
Komma und die Wörter „von Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts“ eingefügt.
d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach den Wörtern „des Bun-
dessozialhilfegesetzes“ ein Komma und die
Wörter „nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten
Kapitels des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“
und nach dem Wort „gewährte“ die Wörter
„Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
oder“ eingefügt.
bb) In Absatz 3 Satz 3 werden nach den Wörtern
„Träger der Sozialhilfe“ ein Komma und die
Wörter „die Bundesagentur für Arbeit“ einge-
fügt.
e) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
aa) In Satz 1 werden nach der Angabe „Hilfe zum
Lebensunterhalt nach Abschnitt 2 des Bundes-
sozialhilfegesetzes“ ein Komma und die Wörter
„Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Zweiten Abschnitt des Dritten Kapi-
tels des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch“ und
nach den Wörtern „oder einer gleichartigen Ein-
richtung gewährt, kann“ die Wörter „die Bun-
desagentur für Arbeit,“ eingefügt.
bb) In Absatz 4 Nr. 1 werden nach den Wörtern
„Hilfe zum Lebensunterhalt“ ein Komma und
die Wörter „oder die Leistung zur Sicherung des
Lebensunterhalts“ eingefügt.
cc) In Satz 5 werden nach den Wörtern „Träger der
Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „die
Bundesagentur für Arbeit“ eingefügt.
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dd) In Satz 6 werden nach den Wörtern „Träger der
Sozialhilfe“ ein Komma und die Wörter „der
Bundesagentur für Arbeit“ eingefügt.
f) Absatz 6 wird wie folgt gefasst:
„(6) Das Arbeitslosengeld ist Einkommen im
Sinne des § 267 Abs. 2 und Rentenleistung im Sinne
dieses Abschnitts.“
2. § 363 wird wie folgt geändert:
a) In der Überschrift werden die Wörter „der Arbeitslo-
senhilfe“ durch die Wörter „Grundsicherung für Ar-
beitsuchende“ ersetzt.
b) Die Wörter „Arbeitslosenhilfe gewährt worden ist“
werden durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozial-




Das Entwicklungshelfer-Gesetz vom 23. Juni 1969
(BGBl. I S. 549), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. § 15 Abs. 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Wird der Arbeitslose binnen vier Wochen nach
Beendigung des Entwicklungsdienstes, einer späteren
krankenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder des
Bezuges von Arbeitslosengeld arbeitsunfähig und hat er
keinen Anspruch auf Krankengeld aus der gesetzlichen
Krankenversicherung, so erhält er vom Tage des Be-
ginns der Arbeitsunfähigkeit an ein Tagegeld in Höhe
des Arbeitslosengeldes.“





In § 11 Nr. 3 des Kündigungsschutzgesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I
S. 1317), zuletzt geändert durch …, wird das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ durch die Wörter „Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
Artikel 37
Änderung des Gesetzes über Bergmannsprämien
(800-7)
In § 4 des Gesetzes über Bergmannsprämien in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 12. Mai 1969 (BGBl. I
S. 434), das zuletzt durch … geändert worden ist, werden
nach dem Wort „Sozialversicherung“ das Komma und die
Wörter „der Arbeitslosenversicherung und der Arbeitslo-





In § 23 Abs. 3 des Arbeitssicherstellungsgesetzes vom
9. Juli 1968 (BGBl. I S. 787), das zuletzt durch … geändert





In § 5 Abs. 1 des Berufsbildungsförderungsgesetzes vom
23. Dezember 1981 (BGBl. I S. 16, 192) i. d. F. der Be-
kanntmachung vom 12. Januar 1994 (BGBl. I S. 78), das
zuletzt durch … geändert worden ist, wird nach Nummer 4
folgende Nummer 5 angefügt:
„5. für Teilnehmer an einer Berufsausbildungsvorberei-
tung, soweit der Anbieter der Berufsausbildungsvorbe-
reitung der Anzeigepflicht des § 52 Abs. 1a des Berufs-





Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 14. August 1969
(BGBl. I S. 1112), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. In § 47 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 3a eingefügt:
„(3a) Der Umschulende hat die Durchführung der be-
ruflichen Umschulung unverzüglich nach Beginn der
Maßnahme der zuständigen Stelle schriftlich anzuzei-
gen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf den wesent-
lichen Inhalt des Umschulungsverhältnisses. Bei Ab-
schluss eines Umschulungsvertrages ist eine Ausferti-
gung der Vertragsniederschrift beizufügen.“
2. § 52 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„52
Überwachung, Beratung“.
b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:
„(1a) Der Anbieter hat die Durchführung von
Maßnahmen der Berufsausbildungsvorbereitung vor
Beginn der Maßnahme der zuständigen Stelle schrift-
lich anzuzeigen. Die Anzeigepflicht erstreckt sich auf
den wesentlichen Inhalt des Qualifizierungsvertrages
sowie die nach § 5 Abs. 1 Nr. 5 des Berufsbildungs-
förderungsgesetzes erforderlichen Angaben.“
c) In Absatz 3 wird nach der Angabe „Absätze 1“ das
Wort „und“ durch das Wort „bis“ ersetzt und folgen-
der Satz 2 angefügt:
„Sofern der Anbieter der Berufsausbildungsvorberei-
tung nach § 421m des Dritten Buches Sozialgesetz-
buch gefördert wird, findet Satz 1 keine Anwendung.“




In § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Vorruhestandsgesetzes vom
13. April 1984 (BGBl. I S. 601), das zuletzt durch … geän-





Das Altersteilzeitgesetz vom 23. Juli 1996 (BGBl. I
S. 1078), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2 werden nach dem Wort „Ar-
beitslosenhilfe“ ein Komma und die Wörter „Zeiten des
Bezuges von Arbeitslosengeld II“ eingefügt.
2. Dem § 3 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Die Beschäftigung eines Beziehers von Arbeitslosen-
geld II erfüllt die Voraussetzungen nach Satz 1 Nr. 2a
nur dann, wenn eine Zusage nach § 16 Abs. 2 Satz 2




§ 6 Abs. 1 des Beiträge-Rückzahlungsgesetzes vom
15. März 1972 (BGBl. I S. 433), das zuletzt durch … geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In Satz 1 werden nach dem Wort „Bundessozialhilfege-
setz“ ein Komma und die Wörter „den Leistungen zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende“ eingefügt.





Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBl. I S. 21), zuletzt
geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 1a wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Von den bei der Leistung nach § 27c berücksich-
tigten Kosten der Unterkunft, mit Ausnahme der Kosten
für Heizungs- und Warmwasserversorgung, unterliegen
56 vom Hundert nicht der Rückforderung. Satz 1 gilt
nicht, soweit der Begünstigte die Bewilligung der Leis-
tung durch arglistige Täuschung, Drohung oder Beste-
chung erwirkt hat oder die Bewilligung der Leistung auf
Angaben beruht, die der Begünstigte vorsätzlich oder
grob fahrlässig in wesentlicher Beziehung unrichtig oder
unvollständig gemacht hat.“
2. In § 16 Abs. 4 Satz 1 werden nach dem Wort „Arbeitslo-
sengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosenhilfe“
gestrichen.
3. In § 16b Abs. 5 Buchstabe c werden nach dem Wort





Das Bundeserziehungsgeldgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 7. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3358),
zuletzt geändert durch …, wird wie folgt geändert:
1. In § 2 Abs. 2 Satz 1 werden die Wörter „Arbeitslosen-
hilfe, Eingliederungshilfe für Spätaussiedler,“ gestri-
chen.
2. § 8 Satz 3 wird wie folgt gefasst:
„Im Übrigen gilt für die Dauer der Elternzeit, in der dem
Berechtigten kein Erziehungsgeld gezahlt wird, der
Nachrang der Sozialhilfe und der Nachrang der Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitsuchende, insbeson-





Das Bundeskindergeldgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung der Neufassung vom 2. Januar 2002
(BGBl. I S. 6), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt ge-
ändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Kindergeld“ die
Wörter „und Kinderzuschlag“ eingefügt.
b) In Absatz 2 werden jeweils die Wörter „wird das
Kindergeld“ durch die Wörter „werden das Kinder-
geld und der Kinderzuschlag“ und die Wörter „es
wird“ durch die Wörter „sie werden“ ersetzt.
2. In § 5 werden die Wörter „Das Kindergeld wird“ durch
die Wörter „Das Kindergeld und der Kinderzuschlag
werden“ ersetzt.
3. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt:
„§ 6a
Kinderzuschlag
(1) Personen erhalten nach diesem Gesetz für in ihrem
Haushalt lebende Kinder, die noch nicht das 18. Lebens-
jahr vollendet haben, einen Kinderzuschlag, wenn sie für
diese Kinder nach diesem Gesetz oder nach dem X. Ab-
schnitt des Einkommensteuergesetzes Anspruch auf
Kindergeld oder Anspruch auf andere Leistungen im
Sinne von § 4 haben und mit Ausnahme des Wohngeldes
über Einkommen oder Vermögen im Sinne der §§ 11,12
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mindestens in
Höhe des nach Absatz 4 Satz 1 für sie maßgebenden Be-
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trages und höchstens in Höhe der Summe aus diesem
Betrag und dem Gesamtkinderzuschlag nach Absatz 2
verfügen.
(2) Der Kinderzuschlag beträgt für jedes zu berücksich-
tigende Kind jeweils bis zu 140 Euro monatlich. Der Ge-
samtkinderzuschlag wird längstens für insgesamt 36 Mo-
nate gezahlt.
(3) Der Kinderzuschlag mindert sich um das nach den
§§ 11 und 12 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit
Ausnahme des Wohngeldes zu berücksichtigende Ein-
kommen und Vermögen des Kindes. Hierbei bleibt das
Kindergeld außer Betracht.
(4) Der Kinderzuschlag wird, soweit die Vorausset-
zungen des Absatzes 3 nicht vorliegen, in voller Höhe
gezahlt, wenn das nach den §§ 11 und 12 des Zweiten
Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme des Wohngel-
des zu berücksichtigende elterliche Einkommen oder
Vermögen einem Betrag in Höhe des ohne Berücksichti-
gung von Kindern jeweils maßgebenden Arbeitslosen-
geldes II nach § 19 Satz 1 Nr. 1 des Zweiten Buches oder
des Sozialgeldes nach § 28 Abs. 1 des Zweiten Buches
Sozialgesetzbuch entspricht. Der Kinderzuschlag wird
außer in den in Absatz 3 genannten Fällen auch dann
stufenweise gemindert, wenn das nach den §§ 11 und 12
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch mit Ausnahme
des Wohngeldes zu berücksichtigende elterliche Ein-
kommen oder Vermögen den in Satz 1 genannten jeweils
maßgebenden Betrag übersteigt. Als elterliches Einkom-
men oder Vermögen gilt dabei dasjenige des mit dem
Kind im gemeinsamen Haushalt lebenden allein erzie-
henden Elternteils, Ehepaares oder als eingetragene Le-
benspartner oder in einer eheähnlichen Gemeinschaft zu-
sammenlebenden Paares. Soweit das zu berücksich-
tigende elterliche Einkommen nicht nur aus Erwerbs-
einkünften besteht, ist davon auszugehen, dass die
Überschreitung des in Satz 1 genannten jeweils maß-
gebenden Betrages durch die Erwerbseinkünfte verur-
sacht wird, wenn nicht die Summe der anderen Einkom-
mensteile oder des Vermögens für sich genommen die-
sen maßgebenden Betrag übersteigt. Für je 10 Euro, um
die die monatlichen Erwerbseinkünfte den maßgebenden
Betrag übersteigen, wird der Kinderzuschlag um 7 Euro
monatlich gemindert. Anderes Einkommen sowie Ver-
mögen mindern den Kinderzuschlag in voller Höhe.
Kommt die Minderung des für mehrere Kinder zu zah-
lenden Kinderzuschlags in Betracht, wird sie beim Ge-
samtkinderzuschlag vorgenommen.“
4. § 9 wird wie folgt gefasst:
a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Das Kindergeld und der Kinderzuschlag sind
schriftlich zu beantragen.“
b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Vollendet ein Kind das 18. Lebensjahr, so wird es
für den Anspruch auf Kindergeld nur dann weiter be-
rücksichtigt, wenn der oder die Berechtigte anzeigt,
dass die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 vorliegen.“
5. § 11 wird wie folgt geändert:
a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:
„§ 11
Zahlung des Kindergeldes und des Kinderzuschlags“.
b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Das Kindergeld und der Kinderzuschlag wer-
den monatlich gezahlt.“
6. § 12 wird wie folgt gefasst:
„§12
Aufrechnung
„§ 51 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt für die
Aufrechnung eines Anspruchs auf Erstattung von Kin-
dergeld oder Kinderzuschlag gegen einen späteren An-
spruch auf Kindergeld oder Kinderzuschlag eines oder
einer mit dem Erstattungspflichtigen in Haushaltsge-
meinschaft lebenden Berechtigten entsprechend, soweit
es sich um laufendes Kindergeld oder laufenden Kinder-
zuschlag für ein Kind handelt, das bei beiden berück-
sichtigt werden konnte.“
7. § 14 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Wird der Antrag auf Kindergeld oder Kinder-
zuschlag abgelehnt oder das Kindergeld oder der
Kinderzuschlag entzogen, ist ein schriftlicher Be-
scheid zu erteilen.“
b) In Absatz 2 werden nach dem Wort „Bescheides“ die
Wörter „über die Entziehung des Kindergeldes“ ein-
gefügt.
8. Nach § 21 wird folgender § 22 angefügt:
„§ 22
Bericht der Bundesregierung
Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag
bis zum 31. Dezember 2006 einen Bericht über die Aus-
wirkungen des § 6a (Kinderzuschlag) sowie über die ge-
gebenenfalls notwendige Weiterentwicklung dieser Vor-
schrift vor.“
Artikel 47
Änderung der Verordnung über die
Ersatzleistungen an die zum Luftschutzdienst
herangezogenen Personen und über die Erstattung
fortgewährter Leistungen
(215-3)
In § 5 Abs. 1 der Verordnung über die Ersatzleistungen
an die zum Luftschutzdienst herangezogenen Personen und
über die Erstattung fortgewährter Leistungen in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 215-3 veröf-
fentlichten Fassung, die zuletzt durch … geändert worden
ist, werden die Wörter „Unterstützung aus der Arbeitslosen-
hilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch“
ersetzt.





In § 11 Abs. 1 Nr. 1 der Sozialhilfedatenabgleichsverord-
nung vom 21. Januar 1998 (BGBl. I S. 103), die zuletzt
durch … geändert worden ist, wird das Wort „Arbeitslosen-





In § 10 Abs. 1 der Ausländergebührenverordnung vom
19. Dezember 1990 (BGBl. I S. 3002), die zuletzt durch …
geändert worden ist, werden nach dem Wort „Sozialhilfe“
die Wörter „oder von Leistungen zur Sicherung des Lebens-





Die Verordnung über Aufenthaltsgenehmigungen zur
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit – Ar-
beitsaufenthalteverordnung (AAV) vom 18. Dezember 1990
(BGBl. I S. 2994), zuletzt geändert durch …, wird wie folgt
geändert:
1. § 4 wird wie folgt geändert:
Absatz 4a wird aufgehoben.
2. In Absatz 5 wird die Angabe „4a“ durch die Zahl „4“ er-
setzt.
3. In § 8 werden die Wörter „dem Landesarbeitsamt“ durch
die Wörter „der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit




In § 8 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 4 Satz 2 der Freizügigkeits-
verordnung/EG vom 17. Juli 1997 (BGBl. I S. 1810) wer-
den jeweils nach dem Wort „Sozialhilfe“ ein Komma und
die Wörter „zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem





In der Anlage 2 der Kindesunterhalt-Vordruckverord-
nung vom 19. Juni 1998 (BGBl. I S. 1364), die zuletzt
durch … geändert worden ist, wird das Wort „Arbeitslosen-






Die Anlage zu § 1 Abs. 1 der Prozesskostenhilfevordruck-
verordnung vom 17. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3001), die zu-
letzt durch … geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
1. In Abschnitt D werden nach dem Wort „Bundessozial-
hilfegesetz“ die Wörter „Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch“ und nach dem Wort „Sozialamtes“ die Wörter
„oder des Arbeitsamtes“ eingefügt.





Die Wohngeldverordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 10. Oktober 2001 (BGBl. I S. 2722) wird wie
folgt geändert:
1. In der Inhaltsübersicht wird die Angabe
„Dritter Teil
Wohnraumnutzung in Heimen
§ 8 Als laufende Hilfe zum Lebensunterhalt anzurech-
nende Leistungen bei Wohnraumnutzung in Hei-






2. § 1 Abs. 2 wird aufgehoben.
3. § 8 wird aufgehoben.
Artikel 55




Die Verordnung über die Berufsausbildung zum/zur
Fachangestellten für Arbeitsförderung 1999 vom 15. April
1999 (BGBl. I S. 739) wird wie folgt geändert:
1. § 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 7.2 werden nach dem Wort „Arbeitslo-
sengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosen-
hilfe“ gestrichen.
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b) In Nummer 9 wird der Punkt durch ein Semikolon er-
setzt.
c) Nach Nummer 9 werden folgende Nummern 10, 11,
11.1 und 11.2 angefügt:
„10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach
dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende,




2. § 8 Abs. 3 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 1 Buchstabe b wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt und folgender Buchstabe c angefügt:
„c) Leistungen zur Eingliederung in das Erwerbs-
leben.“
b) In Nummer 2 Buchstabe b wird das Wort „Arbeitslo-
senhilfe“ durch die Wörter „Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch“ ersetzt.
3. Anlage I zu § 4 wird wie folgt geändert:
a) In Nummer 7.2 werden nach dem Wort „Arbeitslo-
sengeld“ das Komma und das Wort „Arbeitslosen-
hilfe“ gestrichen.
b) Es wird folgende Nummer 10 angefügt:
aa) In der Rubrik ,Laufende Nummer‘: „10.“,
bb) in der Rubrik ,Teil des Ausbildungsberufsbil-
des‘:
„Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach
dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende (§ 3 Nr. 10)“,
cc) in der Rubrik ,Zu vermittelnde Fertigkeiten und
Kenntnisse‘:
„a) Ziele, Möglichkeiten und arbeitsmarktliche
Notwendigkeit der wesentlichen Leistungen
erläutern
b) Leistungsvoraussetzungen prüfen“.
c) Es wird folgende Nummer 11 angefügt:
aa) In der Rubrik ,Laufende Nummer‘: „11.“,
bb) in der Rubrik ,Teil des Ausbildungsberufsbil-
des‘:
„Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
(§ 3 Nr. 11)
Arbeitslosengeld II (§ 3 Nr. 11.1)
Sozialgeld (§ 3 Nr. 11.2)“,
cc) in der Rubrik ,Zu vermittelnde Fertigkeiten und
Kenntnisse‘:
„a) Bedeutung und Zielsetzung der Leistungen
erläutern
b) Ansprüche prüfen und Anträge bearbeiten
c) Leistungsbeeinflussende Tatbestände fest-
stellen“.
4. Anlage II zu § 4 wird wie folgt geändert:
a) Jeweils in Nummer 7.2 werden nach dem Wort „Ar-
beitslosengeld“ das Komma und das Wort „Arbeits-
losenhilfe“ gestrichen.
b) Der Abschnitt „Erstes Ausbildungsjahr“ wird wie
folgt geändert:
aa) In Absatz 2 wird nach Nummer 6.1 folgende
Nummer 10 eingefügt:
„10. Leistungen zur Eingliederung in das Er-
werbsleben, Lernziele a und b“.
bb) In Absatz 3 werden nach Nummer 7.2 folgende
Nummern „11.1 und 11.2 eingefügt:
„11.1 Arbeitslosengeld II
„11.2 Sozialgeld, Lernziele a bis c“.
c) In Absatz 3 des Abschnitts „Zweites Ausbildungs-
jahr“ werden nach Nummer 7.2 folgende neue Num-
mern 10, 11.1 und 11.2 eingefügt:
„10. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
„11.1 Arbeitslosengeld II
„11.2 Sozialgeld“.
d) In Absatz 3 des Abschnitts „Drittes Ausbildungsjahr“
werden nach Nummer 7.2 folgende neue Nummern
10, 11.1 und 11.2 eingefügt:






§ 2 Abs. 1 der Ausgleichsrentenverordnung in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Juli 1975 (BGBl. I
S. 1769), die zuletzt durch … geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:
1. In Nummer 1 werden nach dem Wort „Leistungen“ die
Wörter „zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch,“ eingefügt.
2. In Nummer 5 werden die Wörter „Arbeitslosenhilfe so-
wie das an Stelle der Arbeitslosenhilfe gezahlte Kran-
kengeld nach § 47b des Fünften Buches Sozialgesetz-





Die Arbeitslosenhilfe-Verordnung vom 13. Dezember
2001 (BGBl. I S. 3734), zuletzt geändert durch …, wird
aufgehoben.




Die auf den Artikeln 47, 48, 49, 50, 51, 52, 53, 54, 55, 56
beruhenden Teile der dort geänderten Rechtsverordnungen





Das Bundesministerium für Verkehr, Bau- und Woh-
nungswesen kann den Wortlaut des Wohngeldgesetzes in




Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend kann den Wortlaut des Bundeskindergeldgeset-
zes in der vom Inkrafttreten nach Artikel 61 Abs. 1 gelten-
den Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt machen.
Artikel 61
Inkrafttreten
(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3
zum 1. Juli 2004 in Kraft.
(2) Artikel 1 § 6 und § 47, Artikel 3 Nr. 14, Artikel 17
Nr. 1 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis hh und Buch-
stabe b sowie Nr. 3 bis 5, Artikel 25 Nr. 6, 9, 13 bis 15 und
Artikel 29 treten zum 1. Januar 2004 in Kraft.
(3) Artikel 6 Nr. 1 Buchstabe b und Nr. 16 treten am
1. Januar 2005 in Kraft.
Berlin, den 5. September 2003
Franz Müntefering und Fraktion
Katrin Göring-Eckardt, Christa Sager und Fraktion
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Begründung
A. Allgemeiner Teil
I. Notwendigkeit des Vierten Gesetzes für
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
Vorbemerkung
Eine nicht geringe Anzahl von Städten und Gemeinden in
Deutschland hat – und dies galt selbst bei einer bis zum Jahr
2000 insgesamt guten kommunalen Finanzsituation – große
finanzielle Probleme. Trotz breitgefächerter Einnahmequel-
len bestehen erhebliche Unterschiede in der Finanzlage ein-
zelner Städte und Gemeinden gleicher Funktion und Größe.
Kommunen mit einer günstigen finanziellen Situation, die
durch überdurchschnittlich hohe Steuereinnahmen und posi-
tive Finanzierungssalden gekennzeichnet sind, stehen Kom-
munen mit defizitären Verwaltungshaushalten gegenüber,
die aus einer strukturbedingten Einnahmeschwäche bei
gleichzeitig hohen Ausgaben – insbesondere für soziale
Aufwendungen – resultieren.
Die kommunale Finanzsituation in ihrer Gesamtheit hat sich
in den vergangenen Jahren verschlechtert. Die Kassenkre-
dite, deren Inanspruchnahme sich deutlich erhöhte, spiegeln
die prekäre finanzielle Situation zahlreicher Städte und Ge-
meinden wider. Die kurzfristigen Kassenkredite werden im-
mer dauerhafter zur Finanzierung von Ausgaben des Ver-
waltungshaushaltes in Anspruch genommen. Die Kommu-
nalinvestitionen gehen zurück.
Die für diese Situation mit ursächliche Entwicklung der
Gewerbesteuereinnahmen bestätigt die bekannten qualita-
tiv-strukturellen Unzulänglichkeiten der Gewerbesteuer.
Die Haushalte einiger Gemeinden sind oft stark von der Ge-
winnsituation nur eines Steuerpflichtigen abhängig. Die Ge-
werbesteuer erweist sich zunehmend als unberechenbar. Sie
ist sehr konjunkturreagibel und zwingt die Kommunen zu
einem prozyklischen Ausgabeverhalten. Ihre Reform ist da-
mit Kernstück jeder Gemeindefinanzreform.
Ein Problem bei der Belastung der kommunalen Haushalte
durch die Sozialhilfe liegt darin, dass sie häufig dort am
größten ausfällt, wo die Einnahmesituation eher unterdurch-
schnittlich ausgeprägt ist. Das Nebeneinander von Sozial-
hilfe und Arbeitslosenhilfe in der derzeitigen Ausgestaltung
wird dabei allgemein als ineffizient empfunden. Die Zusam-
menlegung beider Leistungen ist daher geboten.
Die aufgezeigten strukturellen Probleme bei den kommuna-
len Einnahmen und Ausgaben werden durch die vorgelegten
Gesetzentwürfe zur Reform der Gewerbesteuer und zur
Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe aufge-
griffen und gelöst. Sie verstetigen die kommunalen Steuer-
einnahmen und entlasten insbesondere Städte, Gemeinden
und Kreise in strukturschwachen Räumen. Die Kommunen
werden 2004 um rund 4,5 und ab dem Jahr 2005 dauerhaft
um mehr als 5 Mrd. Euro jährlich entlastet. Dadurch verfü-
gen die Kommunen über einen planbaren und verstetigten
Finanzrahmen, ihre Investitionsfähigkeit wird gesichert und
verstärkt. Ob auf Grund der dauerhaften Verlagerung finan-
zieller Ressourcen vom Bund auf die Kommunen die im
Finanzplanungsrat vom 21. März 2002 getroffene Verein-
barung über die Defizitaufteilung zwischen Bund und Län-
dern (einschließlich Gemeinden) anzupassen ist, muss im
Finanzplanungsrat erörtert werden.
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Die KommissionModerneDienstleistungenamArbeitsmarkt
hat im August 2002 Empfehlungen für eine umfassende
Reform des Arbeitsmarktes und der Arbeitsförderung vorge-
legt. Mit dem Ersten und Zweiten Gesetz für Moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt wurden weite Teile der Empfeh-
lungen mit Wirkung ab 1. Januar 2003 gesetzlich umgesetzt.
Mit dem Dritten Gesetz für Moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt soll die Schaffung der gesetzlichen Rahmen-
bedingungen für den Umbau der Bundesagentur zu einer leis-
tungsfähigen Serviceeinrichtung abgeschlossen werden. Mit
dem zeitgleich in die parlamentarischen Beratungen einge-
brachten Entwurf eines Vierten Gesetzes für Moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt soll die Gesetzgebung zur Um-
setzung der Empfehlungen der Kommission abgeschlossen
werden. Mit dem Vierten Gesetz werden die Arbeitslosen-
hilfe und die Sozialhilfe für Erwerbsfähige zu einer neuen
Leistung – Grundsicherung für Arbeitsuchende – unter ein-
heitlicher Trägerschaft zusammengeführt. Die zentrale Ziel-
setzung besteht darin, die Eingliederungschancen der Leis-
tungsempfängerinnen und Leistungsempfänger in ungeför-
derte Beschäftigung zu verbessern, insbesondere durch be-
sonders intensive Beratung und Betreuung und Einbeziehung
in die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik, die an-
ders als die kommunalen Aktivitäten überörtlich ausgerichtet
ist.
Der Entwurf des Vierten Gesetzes für Moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt berücksichtigt die Empfehlungen
der von der Bundesregierung am 27. März 2002 einberufe-
nen Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen. Im
Mittelpunkt der Kommissionsarbeit standen neben der Zu-
kunft der Gewerbesteuer die finanziellen Folgen einer effi-
zienteren Gestaltung der unterschiedlichen Transfersysteme
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für die Gebietskörper-
schaften. Die für diesen Schwerpunkt von der Kommission
eingerichtete Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“
hat mit ihrem Bericht vom 17. April 2003 der Kommission
mehrere Modelle für eine effizientere Gestaltung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe mit dem Ziel einer schnellen
und passgenauen Eingliederung der Leistungsbezieher in
den Arbeitsmarkt vorgestellt. Die Arbeitsgruppe hat dafür
insbesondere umfangreiches Zahlenmaterial zum Thema er-
arbeitet, das in weiten Teilen die datenmäßige Grundlage
für diesen Gesetzentwurf bildet.
Historischer Hintergrund
Grundstein für das System der Arbeitslosenhilfe war die
Verordnung über die Erwerbslosenfürsorge vom 13. No-
vember 1918. Mit dieser Verordnung wurde erstmals für die
Personengruppe der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die
ausdrücklich aus der klassischen Armenfürsorge ausgeglie-
dert war, eine besondere Form der Fürsorge geschaffen.
1927 folgte im Gesetz über Arbeitslosenvermittlung und
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Arbeitslosenversicherung die Krisenunterstützung, später
die Arbeitslosenfürsorge und 1969 im Arbeitsförderungsge-
setz die Arbeitslosenhilfe. Sie wurde 1997 weitgehend un-
verändert in das Dritte Buch Sozialgesetzbuch übernom-
men. Seit dem Inkrafttreten des Bundessozialhilfegesetzes
am 1. Juli 1962, das an die Stelle der alten „Fürsorge“ trat,
bestehen mit der Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zwei
steuerfinanzierte staatliche Fürsorgeleistungen nebeneinan-
der. Die steigende Arbeitslosigkeit führte insbesondere im
vergangenen Jahrzehnt zu einem rasanten Anstieg der Emp-
fängerzahlen: Bezogen 1991 rund 400 000 Menschen Ar-
beitslosenhilfe, waren es im Jahr 2002 im Jahresdurch-
schnitt rund 1,66 Millionen Personen. Die Zahl der Empfän-
ger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundessozialhilfegesetz stieg von 2,0 Millionen im Jahr
1991 auf 2,7 Millionen im Jahr 2002. Bei dieser Entwick-
lung ist zu berücksichtigen, dass es kurz nach der Wieder-
vereinigung in den neuen Ländern faktisch kaum Empfän-
ger von Arbeitslosenhilfe und laufender Hilfe zum Lebens-
unterhalt geben konnte. Dafür waren zum einen Regelungen
des Rechtssystems in der damaligen Deutschen Demokrati-
schen Republik und zum anderen die umfangreiche sozial-
und arbeitsmarktpolitische Flankierung des wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Transformationsprozesses maßge-
bend. Der Anstieg der Empfängerzahlen hat auch zur Folge,
dass von beiden Leistungen mittlerweile eine große Zahl
von Personen erfasst wird. In dieser Situation lassen sich er-
hebliche Synergieeffekte erzielen, wenn die Aktivierung
und Betreuung sowie die Erbringung der passiven Leistun-
gen durch einen großen und leistungsfähigen Dienstleister
am Arbeitsmarkt erfolgen.
Probleme des Nebeneinanders zweier Fürsorgeleistungen
Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige sind
steuerfinanzierte Fürsorgeleistungen, die sich in ihrer jewei-
ligen Zielsetzung teilweise überschneiden. Die Lebenslagen
erwerbsfähiger Bezieher von Sozialhilfe und der Empfänger
von Arbeitslosenhilfe sind vor allem durch eine vergleich-
bare Problemlage geprägt: Sie sind deswegen hilfebedürf-
tig, weil sie erwerbslos sind. Eine grundlegende Änderung
der individuellen Lebenslagen kann grundsätzlich nur durch
die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit erfolgen, aus deren
Entgelt sich der Lebensunterhalt bestreiten lässt. Daraus
folgt, dass die vorrangige Aufgabe sowohl der Arbeitsämter
als auch der Träger der Sozialhilfe darin besteht, die Hilfe-
bezieher wieder in das Erwerbsleben zu integrieren. Dies er-
folgt allerdings zumeist mit unterschiedlichen Handlungs-
ansätzen und nur teilweise aufeinander abgestimmt. Zudem
beschränken sich die Sozialämter darauf, ihre Klientel vor-
wiegend am örtlichen Arbeitsmarkt unterzubringen.
Es gibt eine Reihe von weiteren Unterschieden, die dazu
führen, dass das Nebeneinander zweier Fürsorgeleistungen
insgesamt wenig effizient, verwaltungsaufwendig und in-
transparent ist:
– Trotz prinzipiell vergleichbarer Lebenslagen gibt es für
Bezieher von Arbeitslosenhilfe und erwerbsfähige Sozi-
alhilfeempfänger keine arbeitsmarktpolitischen Maßnah-
men aus einer Hand. Für die Teilnahme an einer Qualifi-
zierungs- oder Beschäftigungsmaßnahme sind weniger
Angemessenheit und arbeitsmarktpolitische Zweckmä-
ßigkeit entscheidend, sondern die Art des jeweiligen
Leistungsbezugs prägt maßgeblich die Zugangschan-
cen. Unter diesen Rahmenbedingungen können die akti-
vierenden Leistungen nicht optimal auf den individuel-
len Hilfebedarf des Einzelnen abgestimmt werden.
Hinzu kommt, dass in der Praxis beider Hilfesysteme in
der Vergangenheit zu oft die Gewährung der passiven
Transferleistung und nicht die Überwindung der Arbeits-
losigkeit im Vordergrund stand.
– Während die Sozialhilfe das sog. soziokulturelle Exis-
tenzminimum sichern soll, orientiert sich die Arbeitslo-
senhilfe, die den vorherigen Bezug von Arbeitslosengeld
voraussetzt, am zuletzt erzielten Arbeitsentgelt. Folge-
richtig differiert der jeweilige Zahlbetrag der Arbeitslo-
senhilfe erheblich in der Höhe. Insgesamt rund 200 000
Personen erhalten daher bundesweit ergänzend Leistun-
gen nach dem Bundessozialhilfegesetz. Die Niveauun-
terschiede zwischen beiden Systemen werden verstärkt
durch deutlich unterschiedliche Einkommens- und Ver-
mögensgrenzen bei der Bedürftigkeitsprüfung, unter-
schiedliche Freibeträge von Erwerbseinkommen und un-
terschiedliche Zumutbarkeitsregelungen bei Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit.
– Die Zugehörigkeit der Hilfeempfänger zu unterschiedli-
chen Systemen führt auch zu einer deutlich unterschied-
lichen sozialen Sicherung. Arbeitslosenhilfebezieher
sind renten-, kranken- und pflegeversichert. Immerhin
rund 34 Prozent der gesamten Aufwendungen für die
Arbeitslosenhilfe werden für die soziale Sicherung die-
ses Personenkreises aufgewandt. Demgegenüber über-
nimmt die Sozialhilfe zwar für Weiterversicherte die
Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung und
Pflegeversicherung, wobei dies in angemessenem Um-
fang auch hinsichtlich der Beiträge für eine freiwillige
Krankenversicherung gelten kann. Eine Übernahme von
Rentenversicherungsbeiträgen kommt hingegen nur in
Ausnahmefällen in Betracht.
– Für die jeweiligen Leistungen zum Lebensunterhalt und
die Hilfsangebote zur Überwindung der Arbeitslosigkeit
sind verschiedene staatliche Träger zuständig. Die Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe führen daher zu einer
Verteilung der finanziellen Lasten der Arbeitslosigkeit
auf Bund und Länder bzw. Kommunen, die nicht durch
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung abgedeckt wird.
Für die Arbeitslosenhilfe hat der Bund im Jahr 2002
rund 11,8 Mrd. Euro und die Kommunen für die er-
werbsfähigen Sozialhilfeempfänger rund 8,3 Mrd. Euro
ausgegeben. Hinzu kommen noch Ausgaben für Einglie-
derungsleistungen (rund 4,2 Mrd. Euro für Arbeitslosen-
hilfebezieher und rund 2,1 Mrd. Euro für Sozialhilfe-
empfänger) und Personal und Verwaltung (rund 0,9 Mrd.
Euro bei der Bundesagentur und rund 1,3 Mrd. Euro bei
den Kommunen).
– Hieraus resultiert eine Vielzahl von Problemen: Leis-
tungsbezieher aus beiden Systemen werden bei den Inte-
grationsbemühungen der Träger oftmals vernachlässigt,
weil jeder Träger den jeweils anderen für vorrangig ver-
antwortlich hält. Damit verbunden kann die Tendenz zu
einem Verschiebebahnhof finanzieller Lasten zwischen
Sozialhilfeträgern und der Bundesagentur nicht geleug-
net werden. Insgesamt ist das Verfahren besonders für
Bezieher beider Leistungen u. a. durch doppelte Antrag-
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stellung und Einkommensprüfung wenig bürgerfreund-
lich und verwaltungsaufwendig.
– Ein für eine effiziente Beschäftigungsintegration erfor-
derlicher Datenaustausch zwischen Agentur für Arbeit
und Trägern der Sozialhilfe sowie beauftragten Dritten
ist aus datenschutzrechtlichen Gründen bislang in der
Regel nicht bzw. nur sehr eingeschränkt möglich.
– Für beide Leistungen sind unterschiedliche Gerichtsbar-
keiten zuständig: für die Arbeitslosenhilfe die Sozialge-
richte und für die Sozialhilfe die Verwaltungsgerichte.
Vorbereitende Maßnahmen
Die Bundesregierung hat die Zusammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige in organi-
satorischer und leistungsrechtlicher Hinsicht langfristig vor-
bereitet. Vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
mit einem Gesamtvolumen von rd. 45 Mio. Euro geförderte
– und in Kooperation mit der Bundesagentur und den Kom-
munalen Spitzenverbänden durchgeführte – Modellvorha-
ben zur Verbesserung der Zusammenarbeit von Arbeitsäm-
tern und Trägern der Sozialhilfe (MoZArT) haben in den
Jahren 2000 bis 2003 wichtige praktische Hinweise über die
Zusammenführung der organisatorischen und logistischen
Ressourcen von Arbeitsämtern und Trägern der Sozialhilfe
geben können. Die Koalitionsfraktionen haben die Durch-
führung von MoZArT mit dem Gesetz zur Verbesserung der
Zusammenarbeit von Arbeitsämtern und Trägern der Sozi-
alhilfe vom 20. November 2000 (BGBl. I S. 1590) ermög-
licht.
MoZArT hat u. a. gezeigt, dass die Einrichtung gemeinsa-
mer Anlaufstellen von Arbeitsamt und Träger der Sozial-
hilfe der richtige Weg ist, um auch arbeitsmarktferne Ziel-
gruppen, die bislang in Sozialhilfe oder anderen Transfer-
leistungen verharrten, in den ersten Arbeitsmarkt zu inte-
grieren. Die im Rahmen von MoZArT erprobten und
evaluierten gemeinsamen Anlaufstellen sind der Vorläufer
der mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt flächendeckend eingeführten Job-Center.
MoZArT hat aber auch gezeigt, dass die Verzahnung der
passiven Hilfen ohne Veränderung der Rechtsgrundlagen
derzeit kaum vorstellbar ist. Dort wo die gemeinsame Leis-
tungsbearbeitung oder -auszahlung erprobt wurde, haben
die Vorhaben erhebliche Schwierigkeiten gehabt. Die mit
diesem Gesetzentwurf erfolgende Zusammenlegung der
Systeme ist insoweit folgerichtig.
Mit dem Modellprojekt FAIR erprobt die Bundesagentur
derzeit in ausgewählten Regionen eine personalintensivere
Betreuung von Langzeitarbeitslosen, die eine Leistung vom
Arbeitsamt oder dem Träger der Sozialhilfe erhalten. Ob-
wohl FAIR noch nicht abgeschlossen ist, zeigen erste Er-
gebnisse der Evaluation, dass durch den verstärkten Perso-
nalansatz und individuelle Eingliederungskonzepte – flan-
kiert durch zusätzliche Fördermittel und die Nutzung regio-
naler Netzwerke – Langzeitarbeitslosigkeit trotz genereller
negativer Entwicklung am Arbeitsmarkt abgebaut werden
kann. Der im Rahmen dieses Gesetzentwurfs vorgesehene
Betreuungsschlüssel von Fall-Managern zu Arbeitslosen im
Verhältnis 1 : 75 berücksichtigt insoweit neben den Ergeb-
nissen vom MoZArT die Zwischenergebnisse von FAIR.
In leistungsrechtlicher Hinsicht haben insbesondere die mit
dem Zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt beschlossenen Änderungen bei der Anrechnung
von Einkommen und Vermögen bei der Arbeitslosenhilfe zu
einer Annäherung an die Sozialhilfe insoweit geführt.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Der erste Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregie-
rung hat aufgezeigt, dass vor allem allein Erziehende und
große Familien von Armut bedroht sind. Diesem Ziel
schließen sich die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN an. Allein rd. 1 000 000 Kinder sind im heutigen
Sozialhilfebezug. Zusätzlich zu diesen werden nach der ge-
planten Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozi-
alhilfe weitere Kinder und deren Familien aus der Arbeits-
losenhilfe in die neue Leistung „Arbeitslosengeld II“ wech-
seln.
In der Koalitionsvereinbarung vom 16. Oktober 2002 heißt
es: „Wir werden alle Anstrengungen unternehmen, um Ar-
mut von Familien zu vermindern.“
Die mit der Umsetzung der Hartz-Vorschläge und dem Aus-
bau der Tagesbetreuung verbundenen verbesserten Chan-
cen, eine Erwerbstätigkeit aufzunehmen, sind ein wichtiger
Beitrag zur Verhinderung und Beseitigung von Familienar-
mut. Es bieten sich aber noch weitere Schritte an, um Fami-
lien mit Kindern aus der Abhängigkeit von der nachrangi-
gen Grundsicherung für Arbeitsuchende herauszuführen.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Mit der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
wird sich die Zahl der Wohngeldempfänger voraussichtlich
von derzeit ca. 2,8 Millionen (Kosten rd. 4,5 Mrd. Euro für
Bund und Länder zusammen) auf ca. 3,5 Millionen (Kosten
rd. 5,7 Mrd. Euro) erhöhen; rd. 2,5 Millionen Wohngeld-
empfänger wären zugleich Empfänger einer Transferleis-
tung. Berechnung und Erstattung verursachen erheblichen
Verwaltungsaufwand.
Zudem wird der Mietzuschuss nach dem Fünften Teil des
Wohngeldgesetzes für Empfänger der Sozialhilfe und
Kriegsopferfürsorge (besonderer Mietzuschuss) auch nach
den Feststellungen des Bundesrechnungshofes in nicht sel-
tenen Fällen fehlerhaft vollzogen. Dies beruht im Wesent-
lichen darauf, dass die wohngeldrechtlichen Regelungen
nicht oder unzureichend nachvollzogen werden. Die Auf-
sicht müsste erheblich intensiviert werden.
Aus Gründen der Gleichbehandlung mit bereits zum Ein-
kommen rechnenden Einnahmearten ist es geboten, weitere
Einnahmepositionen in das Wohngeldgesetz und das Wohn-
raumförderungsgesetz aufzunehmen. Außerdem ist im
Wohngeldgesetz die neuere Rechtsprechung des Bundesver-
waltungsgerichts zum Eingriff in abgelaufene Bewilli-
gungszeiträume zu berücksichtigen. Ferner sollen im Wohn-
geldgesetz und im Wohnraumförderungsgesetz geringfü-
gige redaktionelle Änderungen erfolgen. Schließlich soll
der Umfang der Pfändbarkeit des Wohngeldes im Ersten
Buch Sozialgesetzbuch eingeschränkt werden; insoweit soll
eine dem Erziehungs- und Mutterschaftsgeld grundsätzlich
gleiche Regelung gelten.
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II. Ziele des Vierten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Die Reform des Arbeitsmarktes ist ein Beitrag, längerfristig
– entsprechend den Zielvorgaben der beschäftigungspoliti-
schen Leitlinien der Europäischen Union – in Deutschland
wieder Vollbeschäftigung zu erreichen. Es kommt darauf
an, allen Bürgerinnen und Bürgern im Sinne des Gender
Mainstreaming die Chancen eines gleichberechtigten Zu-
gangs zu einer Erwerbstätigkeit zu eröffnen. Erwerbstätig-
keit, Gerechtigkeit und soziale Sicherung auf hohem Niveau
sind untrennbar miteinander verknüpft. Die Politik von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist geprägt von den Leit-
linien Erneuerung – Gerechtigkeit – Nachhaltigkeit und
zielt auf ein wirtschaftlich starkes, soziales und ökolo-
gisches Deutschland.
Die Umsetzung dieser Leitlinien erfordert kontinuierliches
Engagement der gesamten Gesellschaft, nicht nur der Poli-
tik. Auf der Bundesebene muss hierfür der Handlungsrah-
men bereitgestellt werden. Ein Beitrag für die Gestaltung
des Handlungsrahmens ist die Reformagenda der Bundesre-
gierung. Sie ist ein wichtiger Ansatz, unsere Gesellschaft
und ihre Volkswirtschaft zukunftsfähig zu machen. Die Ar-
beitsmarktpolitik ist dabei auf das erfolgreiche Zusammen-
wirken mit anderen Politikbereichen angewiesen. Sie ist
nicht in der Lage, die beschäftigungspolitischen Herausfor-
derungen allein zu bewältigen und Beschäftigung zu schaf-
fen. In einer Marktwirtschaft ist und bleibt die Schaffung
von Beschäftigungsmöglichkeiten vorrangig Aufgabe der
Unternehmen.
Zurzeit gehen die Prognosen für die deutsche Volkswirt-
schaft von einer wirtschaftlichen Belebung in der zweiten
Jahreshälfte aus. So lange aber die Beschäftigungsschwelle
nicht erreicht wird, kann vor allem die Arbeitsvermittlung
nicht ihre volle Wirksamkeit entfalten. Es kommt in der
Übergangsphase und vor allem in strukturschwachen Gebie-
ten auch darauf an, mit Hilfe der Arbeitsmarktpolitik die
regionalen Arbeitsmärkte zu stabilisieren und Beschäfti-
gungsabbau abzufedern. Die Bundesregierung hat dazu be-
reits zusätzliche Maßnahmen mit den Sonderprogrammen
des Bundes „Jump-Plus“ und „Arbeit für Langzeitarbeits-
lose“, die insbesondere die Situation der Langzeitarbeits-
losen in Ostdeutschland berücksichtigen, eingeleitet.
Die mit den Regelungen dieses Gesetzentwurfs durchzufüh-
rende Zusammenführung der bisherigen Arbeitslosenhilfe
und der Sozialhilfe für erwerbsfähige Personen zur ‚Förde-
rung erwerbsfähiger Hilfebedürftiger‘ ist Teil der Re-
form-Agenda der Bundesregierung. Damit soll insbeson-
dere Langzeitarbeitslosigkeit abgebaut werden. Die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende wird von der Bundesagentur
für Arbeit erbracht. Das bisherige Nebeneinander von zwei
staatlichen Fürsorgeleistungen und den daraus folgenden
„Verschiebebahnhöfen“ wird beendet. Zugleich kann in den
Agenturen für Arbeit der Grundsatz Arbeit statt passiver
Leistung besser umgesetzt werden.
Der Entwurf des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt verfolgt in Übereinstimmung mit
den Ergebnissen der Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozi-
alhilfe“ der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen
die Ziele:
a) Schnelle und passgenaue Vermittlung der Betroffenen in
Arbeit.
b) Ausreichende materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit
in Abhängigkeit vom Bedarf.
c) Vermeidung einseitiger Lastenverschiebungen zwischen
den Gebietskörperschaften.
d) Effiziente und bürgerfreundliche Verwaltung.
e) Breite Zustimmungsfähigkeit.
a) Schnelle und passgenaue Vermittlung in Arbeit, akti-
vierende Arbeitsmarktpolitik
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit haben Vorrang vor
Leistungen zum Lebensunterhalt und werden unter Berück-
sichtigung der Grundsätze von Sparsamkeit und Wirtschaft-
lichkeit erbracht. Grundsätzlich wird eine Eingliederung in
den allgemeinen Arbeitsmarkt angestrebt. Zur Unterstüt-
zung stehen die gesamten Instrumente der Arbeitsförderung
zur Verfügung. Soweit eine Eingliederung in den allgemei-
nen Arbeitsmarkt nicht möglich ist, sollen erwerbsfähige
Hilfebedürftige Beschäftigungsangebote in einem besonde-
ren, öffentlich geförderten Arbeitsmarkt erhalten. Durch die
Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe
sollen die Vorzüge beider Systeme und insbesondere die
Neuregelungen des Job-AQTIV-Gesetzes kombiniert und
weiterentwickelt werden. Zur schnellstmöglichen Überwin-
dung der Hilfebedürftigkeit bedarf es einer maßgeschnei-
derten Ausrichtung der Eingliederungsleistungen auf den
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. Kernelement der neuen
Leistung soll deshalb das Fallmanagement sein. Im Rahmen
des Fallmanagements wird die konkrete Bedarfslage des
Betroffenen erhoben; darauf aufbauend wird dann ein indi-
viduelles Angebot unter aktiver Mitarbeit des Hilfebedürfti-
gen geplant und gesteuert. Dabei spielt der Grundsatz „För-
dern und Fordern“ eine zentrale Rolle.
Die Eingliederung von Berufsrückkehrerinnen wird im Rah-
men des Dritten Buches gefördert. Arbeitslosen, die nach
Ausschöpfen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld keinen
Anspruch auf die neue Leistung haben, stehen die Förder-
möglichkeiten des Dritten Buches zur Eingliederung in eine
Erwerbstätigkeit weiterhin offen.
Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit wird durch Eingliede-
rungsleistungen und Anreize gefördert, die Ablehnung einer
zumutbaren Erwerbstätigkeit oder einer Eingliederungs-
maßnahme durch die Kürzung der Leistung zum Lebensun-
terhalt sanktioniert. Damit soll dem Grundsatz Rechnung
getragen werden, dass derjenige, der arbeitet, über ein höhe-
res Einkommen verfügen soll als derjenige, der trotz Er-
werbsfähigkeit nicht arbeitet und Leistungen aus der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende bezieht.
b) Ausreichende materielle Sicherung bei Arbeitslosig-
keit in Abhängigkeit vom Bedarf
Der Gesetzentwurf baut auf dem Grundgedanken auf, dass
jeder Mensch grundsätzlich selbst dafür verantwortlich ist,
seinen Bedarf und den Bedarf seiner Angehörigen zu si-
chern. Nur soweit er dazu nicht in der Lage ist, hat der Staat
die entsprechende Verantwortung. In diesem Fall ist dem
Betroffenen und den mit ihm in einer Bedarfsgemeinschaft
lebenden Angehörigen ein der Würde des Menschen ent-
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sprechendes Leben zu ermöglichen und der Lebensunterhalt
im Rahmen des soziokulturellen Existenzminimums zu
sichern. Insgesamt werden – Stand: September 2002 – rd.
2,1 Millionen Haushalte mit rd. 4,3 Millionen Personen An-
spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
haben.
Darüber hinaus soll, um finanzielle Härten beim Übergang
von Arbeitslosengeld in die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende abzufedern, ein auf zwei Jahre befristeter Zuschlag
gezahlt werden, dessen Höhe nach einem Jahr halbiert wird
und der am Ende des zweiten Jahres entfällt.
Die Regelungen des Gesetzentwurfs sollen nicht zu einsei-
tigen Lastenverschiebungen zwischen den Haushalten der
Sozialversicherungsträger, dem Bund als Kostenträger der
neuen Leistung und den Kommunen als maßgebliche Kos-
tenträger der Grundsicherung führen. Da bereits alle Ar-
beitslosenhilfeempfänger und ein großer Teil der Sozialhil-
feempfänger gesetzlich kranken- und pflegeversichert sind,
werden künftig alle erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in die
entsprechenden Sozialversicherungszweige einbezogen.
Darüber hinaus sollen alle erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen – wie bei der Arbeitslosenhilfe bisher – in die gesetz-
liche Rentenversicherung einbezogen werden.
c) Vermeidung einseitiger Lastenverschiebungen zwi-
schen den Gebietskörperschaften
Um zu vermeiden, dass die Kosten der Arbeitslosigkeit
zwischen den Gebietskörperschaften bzw. zwischen den
Gebietskörperschaften und der Bundesagentur für Arbeit
bzw. dem Bund verschoben, anstatt nachhaltig gesenkt
werden, wird für die Grundsicherung für Arbeitsuchende
eine einheitliche Aufgaben- und Finanzierungsverantwor-
tung geschaffen. Die Bundesagentur wird Träger der
Grundsicherung für Arbeitsuchende und führt diese im
Auftrag des Bundes durch. Der Bund trägt die Aufwendun-
gen für die Grundsicherung für Arbeitsuchende. Damit hat
die Bundesagentur bezogen aus ihrem aus Versicherungs-
beiträgen finanzierten Haushalt zunächst Minderausgaben
im Umfang von rd. 6,2 Mrd. Euro und die Kommunen im
Umfang von rd. 10,4 Mrd. Euro jährlich. Bei den Ländern
wird es insbesondere auf Grund zusätzlicher Ausgaben für
Wohngeld zu Mehrausgaben in Höhe von rd. 0,4 Mrd.
Euro jährlich kommen. Eine Beteiligung der Bundesagen-
tur an den Aufwendungen des Bundes für die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende erfolgt mit der Einführung einer
Aussteuerungsquote für die Bundesagentur.
d) Effiziente und bürgerfreundliche Verwaltung
Die bestehenden Kompetenzen zur Bekämpfung von Ar-
beitslosigkeit werden unter einem Dach in den Agenturen
für Arbeit gebündelt. Die Job-Center der Agenturen für Ar-
beit werden einheitliche Anlaufstelle für alle erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen. Zahlreiche Kommunen haben als
örtliche Träger der Sozialhilfe im Rahmen des Bundes-
sozialhilfegesetzes in den vergangenen Jahren erfolgreich
Beschäftigungspolitik gestaltet. Eine arbeitsteilige Admi-
nistration bei einheitlicher Trägerschaft der Bundesagentur
für Arbeit soll zu einer weiterhin fruchtbaren Zusammenar-
beit beider Institutionen führen. Hierüber wird insbeson-
dere auch die erforderliche und wünschenswerte Einbin-
dung der langjährig gewachsenen örtlichen Trägerstruktu-
ren in das neue System gewährleistet.
Darüber hinaus stellt der Gesetzentwurf sicher, dass die
Agenturen für Arbeit und die am Integrationsprozess der er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen beteiligten Dritten die erfor-
derlichen Sozialdaten erheben, verarbeiten und nutzen dür-
fen. Ziel der datenschutzrechtlichen Vorschriften ist es, die
Daten laufen zu lassen und nicht die Bürger.
e) Breite Zustimmungsfähigkeit
Die mit dem Entwurf eines Vierten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt beabsichtigte Zusam-
menführung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe für Er-
werbsfähige wird nur in einem großen Partei-, Verbände-
und Länder-übergreifenden Konsens gelingen. Die Zusam-
menführung der beiden Hilfesysteme entspricht einem we-
sentlichen Ergebnis der von der Bundesregierung eingesetz-
ten Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen, in der
insbesondere die Länder, die Bundesagentur, die kommuna-
len Spitzenverbände, die Arbeitgeber und die Gewerkschaf-
ten vertreten waren.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Mit der Einführung eines Kinderzuschlages soll verhindert
werden, dass Familien allein wegen ihrer Kinder auf Ar-
beitslosengeld II oder Sozialgeld angewiesen sind. Durch
den Kinderzuschlag soll die Bereitschaft weiter gestärkt
werden, durch Arbeitsaufnahme den Lebensunterhalt selbst
zu erwirtschaften.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Vorrangiges Ziel der Änderung des Wohngeldgesetzes ist
es, den hohen Verwaltungsaufwand auf Bundes-, Landes-
und kommunaler Ebene ohne rechtliche und materielle
Nachteile für Transferleistungsempfänger beachtlich zu mi-
nimieren (Vereinfachungsmodell).
Außerdem sollen aus Gründen der Gleichbehandlung einige
weitere Einnahmepositionen in das Wohngeldgesetz und
das Wohnraumförderungsgesetz aufgenommen werden.
Auch die neuere Rechtsprechung des Bundesverwaltungs-
gerichts zum Eingriff in abgelaufene Wohngeld-Bewilli-
gungszeiträume ist zu berücksichtigen. Schließlich soll der
Umfang der Pfändbarkeit des Wohngeldes eingeschränkt
werden; insoweit soll eine dem Erziehungs- und Mutter-
schaftsgeld grundsätzlich gleiche Regelung gelten.
III. Inhalte des Vierten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
a) Verantwortung erwerbsfähiger Bürgerinnen und
Bürger für sich selbst und ihre Angehörigen stärken;
soziokulturelles Existenzminimum sichern
– Erwerbsfähige Hilfebedürftige erhalten Arbeitslosen-
geld II und die Mitglieder ihrer Bedarfsgemeinschaft
Sozialgeld. Beide Leistungsarten sind staatliche Für-
sorgeleistungen. Das Arbeitslosengeld II ist eine akti-
vierende Grundsicherung für Erwerbsfähige, die sich
nicht aus eigenen Mitteln und Kräften helfen können.
Zu den „eigenen Kräften und Mitteln“ gehört es ins-
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besondere, durch eigene Erwerbstätigkeit Einkom-
men zu erzielen. Zudem ist vorhandenes Einkommen
und Vermögen vorrangig einzusetzen, um den eige-
nen Lebensunterhalt und den der nichterwerbsfähi-
gen Angehörigen zu sichern. Dabei wird auch Ein-
kommen aus Ansprüchen gegen andere Leistungsträ-
ger (z. B. Arbeitslosen-, Kranken- oder Rentenversi-
cherung) oder Dritte (z. B. Versicherungsansprüche)
berücksichtigt.
– Anspruchsberechtigt sind alle erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen zwischen 15 und unter 65 Jahren sowie
ihre Angehörigen. „Erwerbsfähig“ ist entsprechend
dem Sechsten Buch , wer unter den üblichen Bedin-
gungen des Arbeitsmarktes mindestens drei Stunden
täglich erwerbstätig sein kann und darf oder inner-
halb von sechs Monaten diese Voraussetzungen erfül-
len wird. Bei der Bestimmung der Erwerbsfähigkeit
ist es unerheblich, ob eine Erwerbstätigkeit vorüber-
gehend unzumutbar ist (z. B. wegen der Erziehung
eines Kindes unter drei Jahren). „Hilfebedürftig“ ist,
wer seinen Bedarf und den seiner Bedarfsgemein-
schaft aus den einzusetzenden Mitteln und Kräften
nicht in vollem Umfang decken kann.
– Die Bedürftigkeitsprüfung orientiert sich hinsichtlich
des Vermögens am geltenden Recht der Arbeitslosen-
hilfe. Darüber hinaus wird private Altersvorsorge er-
möglicht, indem in angemessenem Umfang Vermö-
gensteile nicht berücksichtigt werden, die auf Grund
bundesgesetzlicher Vorschriften ausdrücklich als Al-
tersvorsorge gefördert werden. Dabei muss gewähr-
leistet sein, dass diese Vermögensteile zweckentspre-
chend verwendet werden. Hinsichtlich des Einkom-
mens orientiert sich die Bedürftigkeitsprüfung am
geltenden Recht der Sozialhilfe. Die Freibeträge bei
der Anrechung von Einkommen aus Erwerbstätigkeit
werden gegenüber dem jetzigen Sozialhilferecht und
in Abhängigkeit von der Größe der Bedarfsgemein-
schaft angehoben, um stärkere Anreize zur Arbeits-
aufnahme zu schaffen.
– Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
entsprechen in der Regel dem Niveau der Sozialhilfe.
Arbeitslosengeld II und Sozialgeld werden unter Be-
rücksichtigung des Bedarfsdeckungsgrundsatzes so
weit wie möglich pauschaliert und die einzelnen
Leistungsbestandteile so ausgestaltet, dass die Be-
troffenen ihre Bedarfe selbst und möglichst einfach
ermitteln können. Bundesweit wird es zwei unter-
schiedliche Pauschalen für Regelleistungen, eine in
den alten und eine in den neuen Ländern, geben.
Darüber hinaus erhalten jeder erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige und die Mitglieder seiner Bedarfsgemein-
schaft monatliche Pauschalen für einmalige Leistun-
gen. Diese Pauschalen können bei offensichtlich
unwirtschaftlichem Verhalten des Hilfebedürftigen
auch als Sachleistung erbracht werden. Leistungen
für Mehrbedarfe werden ebenfalls als Vomhundert-
satz der maßgebenden Regelleistung in pauschalier-
ter Form erbracht. Unterkunftskosten werden, soweit
sie angemessen sind, in Höhe der tatsächlichen Auf-
wendungen übernommen.
b) Eingliederungsleistungen vorrangig erbringen und
auf den Einzelfall zuschneiden
– Die Agentur für Arbeit benennt jedem erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen einen Fallmanager als persön-
lichen Ansprechpartner, der ihn und die mit ihm in
einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen
umfassend mit dem Ziel der Eingliederung in Arbeit
unterstützt.
– Der erwerbsfähige Hilfebedürftige schließt mit dem
Fallmanager für sechs Monate eine Eingliederungs-
vereinbarung. Die gemeinsam erarbeitete und unter-
zeichnete Eingliederungsvereinbarung stellt sicher,
dass die Agentur für Arbeit Angebote unterbreitet,
die den individuellen Bedürfnissen des erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen, den Anforderungen des Ar-
beitsmarktes und den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit entsprechen. Andererseits wird mit jedem
Hilfebedürftigen vereinbart, welche Anstrengungen
von ihm selbst im Rahmen des Eingliederungspro-
zesses erwartet werden. In die Eingliederungsverein-
barungen können auch die Leistungen für die in der
Bedarfsgemeinschaft lebenden nicht Erwerbsfähigen
einbezogen werden. Kommt eine Eingliederungsver-
einbarung nicht zustande, soll die Agentur für Arbeit
einen entsprechenden Verwaltungsakt erlassen.
– Der erwerbsfähige Hilfebedürftige soll grundsätzlich
die Leistungen erhalten, die für seine Eingliederung in
Arbeit erforderlich sind. Dazu gehören insbesondere
die im Dritten Buch geregelten Leistungen. Darüber
hinaus ermöglicht es eine generalklauselartige Rege-
lung, besondere, dem individuellen Bedarf angepasste
Leistungen wie z. B. Schuldner- und Suchtberatung
oder Kinderbetreuungsleistungen zu erbringen.
– Der Gesetzentwurf wirkt darauf hin, bei jungen Men-
schen Langzeitarbeitslosigkeit zu vermeiden. Des-
halb sind erwerbsfähige Hilfebedürftige unter 25 Jah-
ren in Beschäftigung, Ausbildung oder eine Arbeits-
gelegenheit zu vermitteln. Mit dem am 28. Mai 2003
vom Bundeskabinett verabschiedeten Sonderpro-
gramm des Bundes zum Einstieg arbeitsloser Jugend-
licher in Beschäftigung und Qualifizierung
(Jump-Plus), das 100 000 Jugendliche erreichen soll,
hat die Bundesregierung bereits im Vorfeld der Re-
form erste notwendige Maßnahmen zur Verwirkli-
chung dieser Zielsetzung ergriffen.
– Die Agentur für Arbeit soll für erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige, die voraussichtlich in absehbarer Zeit
eine Erwerbstätigkeit auf dem allgemeinen Arbeits-
markt nicht finden, befristete Arbeitsgelegenheiten
im Sozialrechtsverhältnis schaffen, für die eine ange-
messene Mehraufwandsentschädigung gezahlt wird.
c) Eigeninitiative fördern – Eigenverantwortlichkeit
fordern
– Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit wird finanziell
attraktiver ausgestaltet. Hierzu wird ein zeitlich be-
fristeter Arbeitnehmerzuschuss (Einstiegsgeld) ein-
geführt, der als Ermessensleistung ausgestaltet ist.
Der Fallmanager erbringt den Zuschuss, wenn er
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diese Maßnahme als besonders geeignet für die Ein-
gliederung des Hilfesuchenden in Beschäftigung er-
achtet und legt seine Höhe fest.
– Die finanziellen Anreize für die Beibehaltung einer
Erwerbstätigkeit werden gegenüber der bisherigen
Sozialhilfepraxis verbessert. Der bisher übliche ma-
ximale Freibetrag von 50 vom Hundert des Eckregel-
satzes (146 Euro in den alten und 141 Euro in den
neuen Ländern) wird in Abhängigkeit von der Haus-
haltsgröße in Schritten von 10 vom Hundert pro Per-
son angehoben und insoweit um eine Familienkom-
ponente ergänzt. Dadurch werden insbesondere die
im heutigen System wegen der Anrechnungsregelung
geringeren Arbeitsanreize für größere Haushalte ver-
mieden.
– Die Kombination aus Freibetrag und Einstiegsgeld
führt im Ergebnis dazu, dass künftig in der Regel von
jedem netto aus Erwerbseinkommen verdienten Euro
weniger als 85 Cent auf das Arbeitslosengeld II ange-
rechnet werden. Die Anrechnung von Erwerbsein-
kommen wird in Abhängigkeit von der Haushalts-
größe deutlich abgesenkt.
– Die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit wird nicht nur
über Anreize gefördert, sondern auch mit Hilfe von
Sanktionen gefordert. Bei Ablehnung einer zumutba-
ren Erwerbstätigkeit oder Eingliederungsmaßnahme
sowie bei fehlender Eigeninitiative wird die Leistung
in einem ersten Schritt in Höhe von 30 vom Hundert
der Regelleistung für einen Haushaltsvorstand (rd. 90
Euro) gekürzt. Während dieser Zeit entfällt auch der
ggf. im Anschluss an den Bezug von Arbeitslosengeld
erbrachte zeitlich befristete Zuschlag. Lehnen jugend-
liche erwerbsfähige Hilfebedürftige bis unter 25 Jah-
ren zumutbare Erwerbstätigkeit oder Eingliederungs-
maßnahmen ab oder bemühen sie sich nicht ausrei-
chend um einen Arbeitsplatz, so erhalten sie für die
Dauer von drei Monaten eine Geldleistung weder der
Grundsicherung für Arbeitsuchende noch aus nach-
rangigen Sicherungssystemen. Gegebenenfalls vor-
rangig erbrachte Leistungen – wie z. B. Wohngeld –
sind hiervon nicht berührt. Der Zugang zu Beratung
und Betreuung bleibt während des dreimonatigen
Zeitraumes erhalten.
d) Angemessene soziale Sicherung gewährleisten
– Erwerbsfähige Hilfebedürftige werden in der gesetz-
lichen Krankenversicherung und in der sozialen Pfle-
geversicherung pflichtversichert, soweit für sie nicht
bereits im Rahmen einer Familienversicherung Versi-
cherungsschutz besteht. Der Bund entrichtet für je-
den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen einen Beitrag
an die Krankenkasse von pauschal 110 Euro und an
die Pflegekasse von pauschal 13 Euro monatlich.
– Erwerbsfähige Hilfebedürftige werden in der gesetz-
lichen Rentenversicherung auf der Basis des Min-
destbeitrags pflichtversichert. Dafür zahlt der Bund
einen sich im jeweils folgenden Jahr verändernden
pauschalen Betrag an die Rentenversicherung für Ar-
beiter und Angestellte. Bezieher von Arbeitslosen-
geld II, die von der Versicherungspflicht in der ge-
setzlichen Rentenversicherung befreit sind, erhalten
einen Zuschuss zu den Beiträgen, die für die Dauer
des Leistungsbezugs freiwillig an die gesetzliche
Rentenversicherung oder eine private Altersvorsorge
gezahlt werden.
e) Übergang vom Arbeitslosengeld finanziell abfedern
– Um finanzielle Härten beim Übergang von Arbeitslo-
sengeld in die Grundsicherung für Arbeitsuchende
abzufedern, wird ein auf zwei Jahre befristeter Zu-
schlag gezahlt. Der Zuschlag beträgt zwei Drittel der
Differenz aus dem zuletzt bezogenen Arbeitslosen-
geld und dem Arbeitslosengeld II (ohne Zuschlag).
Hierbei wird auch das jeweils gezahlte bzw. zu zah-
lende Wohngeld berücksichtigt. Der Zuschlag ist bei
Alleinstehenden auf 160 Euro, bei nicht getrennt le-
benden (Ehe-)Partnern auf 320 Euro und für die mit
dem Zuschlagsberechtigten zusammenlebenden min-
derjährigen Kinder auf 60 Euro pro Kind begrenzt.
Die Höhe des Zuschlags wird nach einem Jahr hal-
biert und entfällt am Ende des zweiten Jahres nach
dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld.
f) Aufgaben- und Finanzierungsverantwortung in
Übereinstimmung bringen
– Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist die
Bundesagentur für Arbeit. Sie erbringt die Leistung
im Auftrag des Bundes.
– Der Bund trägt die Aufwendungen für die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende. Die Finanzierung um-
fasst Leistungen zur Eingliederung, Leistungen für
den Lebensunterhalt (Arbeitslosengeld II und Sozial-
geld), Zuschläge, Sozialversicherungsbeiträge sowie
Verwaltungskosten.
– Für Hilfebedürftige, die nach Ausschöpfen des An-
spruchs auf Arbeitslosengeld die Grundsicherung für
Arbeitsuchende in Anspruch nehmen, zahlt die Bun-
desagentur für Arbeit einen Aussteuerungsbetrag an
den Bund.
g) Effiziente Strukturen schaffen
– Die flächendeckende Einrichtung von Job-Centern,
in denen alle relevanten Dienstleistungen unter einem
Dach angeboten werden, sind ein wichtiger Schritt,
um besser als bisher kundenorientierte Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt anbieten zu können. Die
Job-Center sollen Serviceeinrichtungen für die Ar-
beitgeber und Anlaufstellen für alle erwerbslosen
Personen sein. Die Job-Center gewährleisten eine
umfassende Betreuung und treffen alle im Einzelfall
notwendigen Entscheidungen; sie koordinieren alle
Kompetenzen, die zur Eingliederung in Erwerbsar-
beit und zur Überwindung der Hilfebedürftigkeit not-
wendig sind. Für die Betroffenen bedeutet das, dass
sie eine bürgernahe Anlaufstelle haben und nicht
mehr mit einer Vielzahl von Behörden konfrontiert
werden.
– Zur Erbringung von Eingliederungsleistungen soll
die Agentur für Arbeit keine neuen Strukturen schaf-
fen, sondern sich – soweit vorhanden – geeigneter
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Einrichtungen und Dienste anderer Träger bedienen.
Beauftragen die Agenturen für Arbeit Dritte mit der
Erbringung von Eingliederungsleistungen haben sie
insbesondere dafür zu sorgen, dass diese Leistungen
wirtschaftlich erbracht werden und entsprechenden
Qualitätsstandards genügen. Dazu sollen die Agentu-
ren für Arbeit mit den Dritten Vereinbarungen schlie-
ßen.
– Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit
schließt mit der Bundesagentur Vereinbarungen über
Ziele der Leistungen nach diesem Buch. In den Ver-
einbarungen wird sichergestellt, dass die Zielerrei-
chung jederzeit messbar und überprüfbar ist.
– Die Bundesagentur und von ihr beauftragte Dritte
dürfen die für die Erledigung ihrer Aufgaben erfor-
derlichen Sozialdaten erheben, verarbeiten und nut-
zen. Das Gesetz schafft darüber hinaus die daten-
schutzrechtlichen Voraussetzungen für die Beauftra-
gung Dritter (z. B. Call-Center) mit der Erhebung der
für die Beantragung von Leistungen erforderlichen
Stammdaten. Weiterhin ist zur Vermeidung von Leis-
tungsmissbrauch ein automatisierter Datenabgleich
mit anderen Leistungsträgern möglich.
– Streitigkeiten über die Grundsicherung für Arbeitsu-
chende werden auf Grund der Überlegung, dass sie
Fürsorgeleistungen, d. h. nicht Sozialversicherungs-
leistungen zum Gegenstand haben, den Gerichten der
Verwaltungsgerichtsbarkeit zugewiesen.
h) Mitwirkung der Kommunen bei der Betreuung der
erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
– In der Agentur für Arbeit werden künftig – zumin-
dest übergangsweise – Mitarbeiter der Bundesagen-
tur und der örtlichen Träger der Sozialhilfe die
Grundsicherung für Arbeitsuchende arbeitsteilig ad-
ministrieren. Dies soll in der Form eines gesetzlichen
Auftrags nach § 93 des Zehnten Buches Sozialge-
setzbuch geschehen. Zukünftig sollen weitergehende
und dauerhafte Formen der Zusammenarbeit zwi-
schen den Agenturen für Arbeit und den Kommunen
entwickelt werden.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Mit der Einführung des Kinderzuschlages als eine dem Ar-
beitslosengeld II und dem Sozialgeld vorgelagerte einkom-
mensabhängige Leistung werden:
– rd. 150 000 Kinder aus dem Bezug von Arbeitslosen-
geld II oder Sozialgeld herausgeholt,
– unabhängig von der Zahl der Kinder ein einheitlicher
Lohnabstand erreicht, der die Arbeitsanreize für Eltern
verstärkt.
Der Kinderzuschlag bewirkt, dass sich die Arbeitsaufnahme
oder die Fortführung von Erwerbstätigkeit dann lohnt, wenn
Eltern ihren eigenen Arbeitslosengeld II- und Sozial-
geld-Bedarf erwirtschaften. Ohne Kinderzuschlag muss zu-
nächst ein Einkommen in Höhe des Bedarfs der gesamten
Familie erwirtschaftet werden.
Kindergeld und Kinderzuschlag erreichen mit 294 Euro
einen Betrag, der zusammen mit dem auf Kinder entfallen-
den Wohngeldanteil den durchschnittlichen Arbeitslosen-
geld II- und Sozialgeld-Bedarf von Kindern abdeckt.
Mit dem damit bewirkten Herauswachsen der Familien aus
dem Arbeitslosengeld II und Sozialgeld erfolgt eine – auch
verwaltungsmäßige – Entlastung der Agentur für Arbeit.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Zur Minimierung des zu erwartenden Verwaltungsaufwan-
des durch die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll be-
stimmt werden, dass dessen Empfänger Wohngeld nicht
mehr erhalten. Gleiches soll für die nicht erwerbsfähigen
Angehörigen gelten, die mit erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen in einer Bedarfsgemeinschaft leben und grundsätzlich
Sozialgeld erhalten. Dies hat zur Folge, dass zukünftig die
angemessenen Unterkunftskosten vollständig durch die
Transferleistung abgedeckt werden.
Aus Gründen der Systemgerechtigkeit sollen in den Aus-
schluss vom Wohngeld einbezogen werden die Empfänger
von
– Leistungen der bedarfsorientierten Grundsicherung nach
dem Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung,
– laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt
und der Hilfe in besonderen Lebenslagen nach dem Bun-
dessozialhilfegesetz,
– ergänzender Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bun-
desversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das die-
ses für anwendbar erklärt,
– Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz.
Mit dem Ausschluss der Transferleistungsempfänger vom
Wohngeld entfällt daher die Notwendigkeit, zwei Stellen –
die Transferleistungsbehörde einerseits und die Wohngeld-
stelle andererseits – in die Bewilligung der Unterkunftskos-
ten einzuschalten. Das Wohngeld und die Transferleistungs-
systeme, die Leistungen für den Wohnbedarf abdecken, sol-
len klar getrennt werden, so dass künftig Unterkunftskosten
durch eine Stelle zu bewilligen sind. Als Konsequenz
entfallen Erstattungsansprüche der verschiedenen Träger
(Transferleistung – Wohngeld) nach § 104 SGB X unter-
einander, sowie auch ein erheblicher Verwaltungs- und
Kontrollaufwand auf Bundes-, Landes- und kommunaler
Ebene. Zugleich kann jede Person eines Haushalts hinsicht-
lich ihrer kopfanteiligen Unterkunftskosten eindeutig einem
vorrangigen Leistungsträger zugeordnet werden.
Mit dem Ausschluss der Transferleistungsempfänger vom
Wohngeld werden diese hinsichtlich ihrer Unterkunftskos-
ten finanziell nicht schlechter gestellt. Sie erhalten unverän-
dert angemessene Unterkunftskosten nach dem jeweiligen
Transferleistungsgesetz.
Auch rechtlich würden die Transferleistungsempfänger
nicht schlechter gestellt. Dem Ausschluss der Transferleis-
tungsempfänger vom Wohngeld steht die Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 14. November 1969
(1 BvL 4/69, BVerfGE 27, 220 ff.) nicht entgegen.
Das Vereinfachungsmodell trägt Forderungen des Bundes-
verfassungsgerichts wie folgt Rechung:
Die Transferleistungsempfänger würden für die verfas-
sungsrechtlich unter dem Gesichtspunkt des Artikels 3
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Abs. 1 GG relevanten Fälle – Vermögenseinsatz, Rückzah-
lungsverpflichtung der Erben des Hilfeempfängers oder sei-
nes Ehegatten, Rückgriff auf Unterhaltsverpflichtete –
durch den teilweisen Ausschluss der Rückforderung der
Transferleistung in den jeweiligen Transferleistungsgeset-
zen schadlos gestellt. Das heißt, sie stehen für diese Fälle
nicht schlechter als ein vergleichbarer Empfänger allgemei-
nen Wohngeldes, der keine Transferleistung erhält.
IV. Eigenes Buch Sozialgesetzbuch für die
Grundsicherung für Arbeitsuchende
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende wird in einem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch geregelt. Die Bundesregie-
rung hat sich für ein eigenes Buch im Sozialgesetzbuch ent-
schieden, weil mit der Grundsicherung für Arbeitsuchende
nicht nur eine neue Transferleistung entsteht, sondern ein
völlig neues Leistungssystem geschaffen wird. Dieser
Entscheidung schließen sich die Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN an. Dieses Leistungssystem
wird Eingliederungsleistungen und Transferleistungen um-
fassen. Die Eingliederungsleistungen tragen den Besonder-
heiten (insbes. Langzeitarbeitslosigkeit) der Personen Rech-
nung, die in die neue Leistung einbezogen sind und deshalb
über die Leistungen der im Dritten Buch geregelten aktiven
Arbeitsförderung hinausgehen. Die Leistungen zur Bestrei-
tung des Lebensunterhaltes lehnen sich – anders als die
Arbeitslosenhilfe – nicht an die Regelungen zur Höhe des
Arbeitslosengeldes an, sondern sind wie die Sozialhilfe
bedarfsdeckend. Den unterschiedlichen Personenkreisen
(Versicherte/Fürsorgebezieher) entsprechend ist auch das
Anreiz- und Sanktionssystem anders ausgestaltet als in den
bestehenden Leistungssystemen. Hinzu kommt, dass die
Zahl der Bezieher der Grundsicherung für Arbeitsuchende
die Zahl der Bezieher von Leistungen des Dritten Buches
deutlich und auf Dauer übersteigen wird.
V. Änderung des Bundeskindergeldgesetzes zur
Einführung des Kinderzuschlages
Der Kinderzuschlag wird im Rahmen einer Änderung des
Bundeskindergeldgesetzes eingeführt. Dies ist deshalb er-
forderlich, weil nur eine der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende vorgelagerte Leistung bewirken kann, dass Kinder
und Eltern aus der Abhängigkeit von der nachrangigen
Grundsicherung für Arbeitsuchende herausgeführt werden
können.
VI. Inkrafttreten
Das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt soll noch vor dem 1. Januar 2004 im Bundesge-
setzblatt veröffentlicht werden.
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende tritt danach stufen-
weise in Kraft:
1. Stufe: Die Vorschriften über die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende treten am 1. Juli 2004 in Kraft. Für Be-
standsfälle erbringt die Bundesagentur für Arbeit noch
für eine Übergangszeit Arbeitslosenhilfe. Die Träger der
Sozialhilfe erbringen für Bestandsfälle weiterhin die die
Arbeitslosenhilfe aufstockende Sozialhilfe. Für die übri-
gen Bestandsfälle erbringen sie Arbeitslosengeld II und
Sozialgeld im Auftrag des Bundes. Aufwendungen für
Leistungen nach diesem Buch sowie Verwaltungskosten
werden erstattet.
2. Stufe: Die Übergangsregelungen für Bestandsfälle enden
spätestens am 31. Dezember 2004. Die Leistungen für
ehemalige Bezieher von Hilfe zum Lebensunterhalt sol-
len ab 1. Januar 2005 in den Job-Centern der Agenturen
für Arbeit erbracht werden. Die Sachkostenerstattung an
die Träger der Sozialhilfe entfällt, falls die Mitarbeiter
nicht in die Job-Center umziehen.
3. Stufe: Am 31. Dezember 2006 endet der gesetzliche
Auftrag an die Träger der Sozialhilfe zur Erbringung der
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit für ehemalige
Bezieher von Hilfe zum Lebensunterhalt. Die Zusam-
menarbeit zwischen den Agenturen für Arbeit und den
Trägern der Sozialhilfe wird auf der Grundlage von frei-
willigen Vereinbarungen fortgesetzt.
Durch Rechtsverordnungsermächtigungen werden Nach-
steuerungsmöglichkeiten für einen geordneten Übergang
geschaffen.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Die Änderungen des Bundeskindergeldgesetzes zu Einfüh-
rung eines Kinderzuschlages treten zeitgleich mit den Vor-
schriften über die Grundsicherung für Arbeitsuchende am
1. Juli 2004 in Kraft.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Die Änderungen des Wohngeldgesetzes und damit verbun-
dene Änderungen in anderen Gesetzen treten im Wesentli-
chen zeitgleich mit den Vorschriften über die Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende am 1. Juli 2004 in Kraft.
VII. Gesetzgebungskompetenz des Bundes
1. Grundsicherung für Arbeitsuchende
Der Bund hat für die öffentliche Fürsorge die Gesetzge-
bungszuständigkeit in dem Bereich der konkurrierenden
Gesetzgebung (Artikel 74 Abs. 1 Nr. 7 GG). Dem Bund
steht das Gesetzgebungsrecht für diese Bereiche zu, wenn
und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhält-
nisse im Bundesgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder
Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse eine bun-
desgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72
Abs. 2 GG).
Die Grundsicherung für Arbeitsuchende tritt an die Stelle
der öffentlichen Fürsorgeleistung Arbeitslosenhilfe und er-
setzt teilweise die öffentliche Fürsorgeleistung Sozialhilfe.
Das Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende betrifft
sowohl die Herstellung gleicher Lebensverhältnisse als auch
die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit. Für die
Wahrung der Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse ist
das Recht der sozialen Sicherheit von besonderem Gewicht.
Die Schaffung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
muss auf Bundesebene erfolgen, um die Einheitlichkeit der
Leistungsberechnung für das gesamte Bundesgebiet zu ge-
währleisten. Auch hinsichtlich des Beschäftigungsstandes
und des Einkommensniveaus bestehen noch gravierende re-
gionale Unterschiede. Würde die Gesetzgebung im Bereich
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der Grundsicherung für Arbeitsuchende von den einzelnen
Ländern wahrgenommen, bestünde die Gefahr, dass sich
diese Ungleichgewichte noch vergrößern. Die staatliche
Verantwortung für die Grundsicherung für Arbeitsuchende
muss daher vom Bund wahrgenommen werden, soll das
Ziel, gleichwertige Lebensverhältnisse im Bundesgebiet
herzustellen, mit Aussicht auf Erfolg angestrebt werden.
2. Einführung eines Kinderzuschlages
Die Gesetzgebungskompetenz für die Änderung des Bun-
deskindergeldgesetzes ergibt sich aus Artikel 74 Abs. 1
Nr. 7 GG. Eine bundeseinheitliche Regelung ist i. S. d. Arti-
kels 72 Abs. 2 GG zur Wahrung der Rechtseinheit erforder-
lich. Eine Gesetzesvielfalt bei der Gewährung einer dem
Arbeitslosengeld II vorgelagerten und mit diesem kompa-
tiblen Leistung auf Länderebene würde zu einer nicht hin-
nehmbaren Rechtszersplitterung führen.
3. Reform des Wohngeldgesetzes
Die Zuständigkeit des Bundes für die Änderung des Wohn-
geldgesetzes sowie des Wohnraumförderungsgesetzes folgt
aus Artikel 74 Abs. 1 Nr. 18 GG (Wohnungswesen).
Dem Bund steht das Gesetzgebungsrecht für den Bereich
des Wohnungswesens zu, wenn und soweit die Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder
die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse eine bundeseinheitliche Regelung er-
forderlich macht (Artikel 72 Abs. 2 GG).
Die Regelungen im Bereich des Wohngeldgesetzes sowie
des Wohnraumförderungsgesetzes dienen sowohl der Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse als auch der
Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit. Sie sind für
die Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse von be-
sonderer Bedeutung, da es sich um die Bereitstellung und
Sicherung des Wohnraums um eine elementare Lebensvor-
aussetzung handelt. Insoweit sind bundeseinheitliche Rege-
lungen unverzichtbar, damit sich die Lebensverhältnisse in
den Ländern nicht in erheblicher Weise auseinander entwi-
ckeln und Mindeststandards in einem einzigen Gesetz und
nicht in verschiedenen Ländergesetzen festgelegt werden.
Auf Grund der Vielzahl der Berührungspunkte mit den bun-
deseinheitlichen Büchern des Sozialgesetzbuchs ist auch die
Rechts- und Wirtschaftseinheit betroffen. Würde die Rege-
lung des Wohngeldes den Ländern überlassen, würde dies
zu einer der Rechtseinheit abträglichen Rechtszersplitterung
führen. Zur Aufrechterhaltung gleichwertiger Lebensver-
hältnisse und zur Wahrung der Wirtschafts- und Rechtsein-
heit ist daher im gesamtstaatlichen Interesse die Änderung
des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumförderungsgeset-
zes als bundesgesetzliche Regelung erforderlich.
B. Besonderer Teil
Zu Artikel 1 (Zweites Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Kapitel 1
Kapitel 1 regelt die Grundlagen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende.
Diese Grundsicherung geht davon aus, dass erwerbsfähige
Hilfebedürftige in erster Linie selbst für die Sicherung ihres
Unterhalts und des Unterhalts der mit ihnen in einer Be-
darfsgemeinschaft lebenden Angehörigen verantwortlich
sind. Von ihnen wird erwartet, dass sie alle Möglichkeiten
ausschöpfen, bevor sie die Hilfe der Allgemeinheit in An-
spruch nehmen (Grundsatz des Forderns).
Wenn die eigenen Möglichkeiten ausgeschöpft sind, erhal-
ten erwerbsfähige Hilfebedürftige im Rahmen der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende als staatlicher Fürsorge um-
fassende Unterstützung mit dem Ziel der Eingliederung in
Arbeit (Grundsatz des Förderns). Die Unterstützung erfolgt
allerdings nur, soweit sie den Grundsätzen der Wirtschaft-
lichkeit und Sparsamkeit entspricht. Das schließt Maßnah-
men aus, die aller Voraussicht nach nicht zur Eingliederung
in Arbeit führen, die zur Eingliederung in Arbeit nicht erfor-
derlich sind oder die in einem deutlichem Missverhältnis zu
dem durch die Arbeitsaufnahme erzielbaren Einkommen
stehen (z. B. Kosten der Betreuung für mehrere minderjäh-
rige Kinder, wenn durch die Arbeit nur geringes Einkom-
men erzielt würde).
Zu § 1 (Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeit-
suchende)
Die Vorschrift enthält die programmatischen Kernaussagen
zu den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit. Diese Leis-
tungen werden als aktive Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit und als passive Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts erbracht. Ziel ist es, die Eigenverantwortung
der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu stärken und Hilfe
zur Selbsthilfe zu geben, damit die Erwerbsfähigen ihren
Unterhalt und denjenigen der mit ihnen in einer Bedarfsge-
meinschaft Lebenden aus einer eigenen Erwerbstätigkeit be-
streiten können. Die aktiven Leistungen sollen den Er-
werbsfähigen bei der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit un-
terstützen. Sie können auch eingesetzt werden, um die Auf-
rechterhaltung einer Erwerbstätigkeit zu unterstützen. Die
passiven Leistungen sollen den Lebensunterhalt des er-
werbsfähigen Hilfebedürftigen und der Mitglieder der Be-
darfsgemeinschaft sichern, soweit sie ihn nicht auf andere
Weise, vornehmlich durch eine Erwerbstätigkeit, aber auch
durch zu berücksichtigendes Einkommen und Vermögen,
bestreiten können.
Absatz 1 Satz 3 beinhaltet wesentliche Vorgaben für die Er-
bringung der Leistungen zur Eingliederung in Arbeit. Diese
sollen helfen, die Hilfebedürftigkeit so weit wie möglich zu
vermeiden und die Erwerbsfähigkeit des Hilfebedürftigen
zu erhalten und zu verbessern.
Der Gleichstellung der Geschlechter kommt besondere Be-
deutung zu. Die Agentur für Arbeit muss geschlechtsspezi-
fischen Nachteilen bei der beruflichen Eingliederung entge-
genwirken. Darüber hinaus muss es auf Verpflichtungen
und Einschränkungen des Erwerbsfähigen wegen der Kin-
dererziehung oder der Pflege von Angehörigen Rücksicht
nehmen.
Zu § 2 (Grundsatz des Forderns)
Die Vorschrift regelt die Pflichten des erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen. Der erwerbsfähige Hilfebedürftige muss sich
vorrangig und eigeninitiativ um die Beendigung seiner Er-
werbslosigkeit bemühen. Er muss seine Bedürftigkeit so
weit wie möglich beseitigen und aktiv an allen Maßnahmen
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mitwirken, die seine Eingliederung unterstützen sollen, ins-
besondere eine Eingliederungsvereinbarung abschließen.
Zentrale Forderung des neuen Leistungssystems ist die Ei-
genverantwortung des Erwerbsfähigen, der alle Möglichkei-
ten nutzen und vorrangig seine Arbeitskraft einsetzen muss,
um seinen und der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft Le-
bensunterhalt zu bestreiten. Der Erwerbsfähige soll nicht
abwarten dürfen, dass die Agentur für Arbeit ihm eine Ar-
beitsstelle vermittelt, sondern er muss sich eigenständig um
seine berufliche Eingliederung bemühen. Die Eingliede-
rungsleistungen der Agentur für Arbeit unterstützen diese
Bemühungen. Ziel ist es, den Erwerbsfähigen möglichst un-
abhängig von der Eingliederung in Arbeit durch die Agentur
für Arbeit zu machen.
Auf Verlangen der Agentur für Arbeit sind erwerbsfähige
Hilfebedürftige, die keine Erwerbstätigkeit finden können,
verpflichtet, eine angebotene Arbeit anzunehmen.
Zu § 3 (Leistungsgrundsätze)
Die Regelung beschreibt die Grundsätze der Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit.
Absatz 1 befasst sich mit den Leistungen zur Eingliederung
in Arbeit. Bei diesen Leistungen handelt es sich um Ermes-
sensleistungen. Im Rahmen der Ermessensentscheidung sind
die Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu
beachten. Die Frage der Erforderlichkeit der Eingliederungs-
leistungen unterliegt der Beurteilung des Fallmanagers. Bei
der Entscheidung über Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit sind im Einzelfall die Eignung, die beruflichen Nei-
gungen, die individuelle Lebenssituation, die voraussicht-
liche Dauer der Hilfebedürftigkeit und die Dauerhaftigkeit
der Eingliederung in Arbeit zu beachten.
Zur Förderung der beruflichen Eingliederung von jungen
Menschen sieht Absatz 2 vor, dass allen erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen unter 25 Jahren grundsätzlich ein Arbeits-
oder Ausbildungsangebot unterbreitet wird. Die Regelung
soll dazu beitragen, dass Arbeitslosigkeit junger Menschen
und eine Gewöhnung an den Bezug von Sozialleistungen
vermieden werden. Den jungen Menschen soll deshalb
möglichst schnell ein Angebot für eine kurzfristig mögliche
Arbeit oder Ausbildung gemacht werden.
Satz 2 des Absatzes 2 verdeutlicht, dass für junge unge-
lernte Menschen eine Qualifikation für ihren weiteren be-
ruflichen Lebensweg und zur Vermeidung von Langzeit-
arbeitslosigkeit eine besondere Bedeutung hat. Falls eine
kurzfristig mögliche Arbeit angeboten wird, soll die Bun-
desagentur darauf hinwirken, dass in dieser Arbeit oder im
Anschluss daran unter Berücksichtigung insbesondere der
Eignung und der Dauerhaftigkeit der Eingliederung des jun-
gen Menschen seine berufliche Qualifikation durch Qualifi-
zierung oder eine Ausbildung verbessert wird. Die Bestim-
mung verpflichtet die Bundesagentur nicht, eine Ausbil-
dung aus eigenen Mitteln bereitzustellen, wenn eine Ver-
mittlung in Ausbildung nicht möglich ist. Unter jungen
Hilfebedürftigen ohne Berufsabschluss sind in Anwendung
der Definition in § 77 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 2 SGB III
auch diejenigen jungen Hilfebedürftigen zu verstehen, die
zwar über einen Berufsabschluss verfügen, jedoch auf
Grund einer mehr als vier Jahre ausgeübten Beschäftigung
in an- oder ungelernter Tätigkeit eine entsprechende Be-
schäftigung voraussichtlich nicht mehr ausüben können.
Absatz 3 greift den Grundsatz des Förderns und Forderns
auf und legt ausdrücklich die Subsidiarität der Leistungen
zur Sicherung des Lebensunterhalts gegenüber einer Er-
werbstätigkeit fest.
Zu § 4 (Leistungsarten)
Absatz 1 nennt die Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende. Die Reihenfolge der Aufzählung entspricht
der Gewichtung durch den Gesetzgeber. Im Vordergrund
stehen die Dienstleistungen der Agentur für Arbeit zur vor-
rangig anzustrebenden Eingliederung in Arbeit. Geldleis-
tungen sind in erster Linie Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts (Arbeitslosengeld II). Sachleistungen kön-
nen z. B. die Bereitstellung von Betreuungsmöglichkeiten
für Kinder oder psychosozialer Dienste sein.
Absatz 2 korrespondiert mit dem Nachrang der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende gegenüber den Leistungen anderer
Träger von Sozialleistungen nach § 5 Abs. 1. Der erwerbs-
fähige Hilfebedürftige muss vorrangig die Beratungs- und
Hilfsangebote und -leistungen anderer Träger nutzen. Die
Aufforderung der Agentur für Arbeit begründet eine Mit-
wirkungspflicht gemäß § 60 des Ersten Buches.
Zu § 5 (Nachrang der Leistungen)
Zu Absatz 1
Die Vorschrift regelt das Rangverhältnis zu anderen Leis-
tungen. Verpflichtungen und Leistungen anderer haben
grundsätzlich Vorrang vor Leistungen nach diesem Buch.
Ermessensleistungen anderer dürfen nicht mit Rücksicht auf
die Leistungen nach diesem Buch versagt werden.
Dies würde auch für die Bundesagentur als Träger der Ver-
sicherungsleistungen nach dem Dritten Buch gelten. Aller-
dings regelt § 22 Abs. 4 des Dritten Buches, dass bestimmte
Eingliederungsleistungen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
nicht aus Mitteln der Versichertengemeinschaft zur Verfü-
gung stehen.
Zu Absatz 2
Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach diesem Buch schließt mit Ausnahme der ge-
nannten, nur in seltenen Fällen oder in sehr unregelmäßi-
gem Rhythmus auftretenden Fällen – wie Schuldenüber-
nahme in bestimmten Notlagen, Erstausstattungen bei Be-
kleidung einschließlich bei Schwangerschaft und Geburt,
Erstausstattungen für die Wohnung einschließlich Hausrat
oder bei mehrtägige Klassenfahrten – weitere Hilfen zum
Lebensunterhalt im Rahmen der Sozialhilfe aus. Dies gilt
auch für den Fall der Absenkung oder des Wegfalls von Ar-
beitslosengeld II oder Sozialgeld.
Zu Absatz 3
Die Regelung ermöglicht es der Agentur für Arbeit, an
Stelle eines Hilfebedürftigen selbst einen Antrag auf Leis-
tungen bei einem anderen Träger zu stellen, wenn der Hilfe-
bedürftige den Antrag trotz Aufforderung nicht gestellt hat.
Damit sollen das Realisieren von Ansprüchen gegen andere
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Träger und der Nachrang der Leistungen der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende sichergestellt werden.
Zu § 6 (Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende)
Die Vorschrift bestimmt die Bundesagentur für Arbeit zum
Träger der Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende. Dabei wird die Bundesagentur im Rahmen einer
Organisationsleihe für den Bund tätig. Die Bundesagentur
kann Dritte mit dem Erbringen von Eingliederungsleistun-
gen beauftragen.
Zu § 7 (Berechtigte)
Die Vorschrift legt für die Leistungen zur Eingliederung in
Arbeit den Kreis der Berechtigten fest. Berechtigt sind er-
werbsfähige Hilfebedürftige im Alter von 15 bis unter 65
Jahren. Ausgeschlossen sind Personen in Schulausbildung
und Hochschulausbildung, Personen, die stationär unterge-
bracht sind und Personen ohne gewöhnlichen Aufenthalt in
der Bundesrepublik Deutschland. Nummer 4 nimmt für alle
Berechtigten Bezug auf den Begriff des gewöhnlichen Auf-
enthaltes in § 30 Abs. 1 SGB I.
Da es nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes
bei drittstaatsangehörigen Ausländern keine einheitliche
Auslegung des Begriffes „gewöhnlicher Aufenthalt“ für die
verschiedenen Sozialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch
gibt, ist dieser für die Leistungen nach dem SGB II zu defi-
nieren.
Ausländern, denen auf Grund der aufenthalts- und arbeits-
genehmigungs-rechtlichen Bestimmungen der Zugang zum
Arbeitsmarkt nicht verwehrt ist, sind als erwerbsfähig anzu-
sehen. Nach der Zielsetzung dieses Gesetzes und aus Grün-
den der Gleichbehandlung soll für diesen Personenkreis das
neue Instrumentarium mit seinen Anreizen und seinen
Sanktionsmöglichkeiten zur eigenständigen Lebensunter-
haltssicherung greifen, anstatt Leistungen des Bundessozi-
alhilfegesetzes (BSHG) zu erbringen. Weigert sich ein Aus-
länder, eine tatsächlich verfügbare und genehmigungsfähige
Arbeit anzunehmen, sehen die Regelungen des SGB II nun-
mehr als Folge die Absenkung der neuen Leistung vor, ggf.
auf Null.
Asylbewerber und ausreisepflichtige, geduldete Personen
erhalten als Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz (AsylBLG) keine Leistungen der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. Bei dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz handelt es sich um ein besonderes Sicherungs-
system, das aus dem Asylkompromiss heraus entstanden ist
und eigenständige und abschließende Regelungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts sowie zur Annahme und
Durchführung von Arbeitsgelegenheiten für einen eng be-
grenzten Personenkreis von Ausländern enthält.
In diesem Zusammenhang ist klargestellt, dass aufenthalts-
rechtliche Bestimmungen und darauf beruhende Entschei-
dungen der Innenbehörden durch den Bezug der neuen Leis-
tung unberührt bleiben, so dass der Bezug der neuen Leis-
tung aufenthaltsbeendende Maßnahmen nicht hindern kann.
Absatz 2 eröffnet den mit den erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen in einer Bedarfsgemeinschaft Lebenden auch Dienst-
und Sachleistungen, wenn dadurch die Hilfebedürftigkeit
beendet oder verringert oder Hemmnisse bei der Eingliede-
rung des Erwerbsfähigen beseitigt oder vermindert werden.
Der Anspruch der Bedarfsgemeinschaft auf Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhalts wird grundsätzlich nach der
Vermutungsregelung des § 38 realisiert. Die Bedarfsgemein-
schaft umfasst den Erwerbsfähigen, seinen Partner (den
nicht dauernd getrennt lebenden Ehegatten, den Partner einer
eheähnlichen Gemeinschaft oder den nicht dauernd getrennt
lebenden Partner in einer eingetragenen Lebenspartner-
schaft) sowie die haushaltsangehörigen minderjährigen,
unverheirateten Kinder des Erwerbsfähigen oder seines
Partners, soweit diese nicht aus eigenem Einkommen und
Vermögen – wie z. B. bei Leistungen aus vorgelagerten
Sicherungssystemen (Kindergeld, Kinderzuschlag nach dem
Bundeskindergeldgesetz) ihren Lebensunterhalt sichern
können.
Zu § 8 (Erwerbsfähigkeit)
Absatz 1 definiert die Erwerbsfähigkeit. Die Regelung lehnt
sich an § 43 Abs. 2 Satz 2 des Sechsten Buches an. Er-
werbsfähig ist eine Person, die unter den üblichen Bedin-
gungen des allgemeinen Arbeitsmarktes mindestens drei
Stunden täglich erwerbstätig sein kann und darf. Zu berück-
sichtigen sind einerseits die individuelle gesundheitliche
Leistungsfähigkeit der Person, andererseits mögliche recht-
liche Einschränkungen. Zeitliche Beschränkungen wegen
Kindererziehung sind im Hinblick auf den Programmsatz
des § 1 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 nicht von Bedeutung. Erwerbs-
fähig ist auch, wer die gesundheitlichen Voraussetzungen
innerhalb von sechs Monaten erfüllen wird.
Nach Absatz 2 trifft die Agentur für Arbeit als zuständiger
Träger die Entscheidung über die bestehende bzw. die vo-
raussichtlich innerhalb von sechs Monaten vorliegende
Erwerbsfähigkeit. Entscheidet die Agentur für Arbeit, dass
Erwerbsfähigkeit nicht gegeben ist, und schließt sich der in
diesem Falle zuständige Träger der Auffassung der Agentur
für Arbeit nicht an, hat die gemeinsame Einigungsstelle der
beiden Träger nach § 45 zu entscheiden. Bis zu dieser Ent-
scheidung hat die Agentur für Arbeit die Leistungen zur
Eingliederung in Arbeit zu erbringen; ggf. besteht ein Er-
stattungsanspruch gegen den anderen Träger.
Da die Beschäftigung von Ausländern grundsätzlich unter
Erlaubnisvorbehalt steht, ist für die in Absatz 3 geregelte
Frage der Erwerbsfähigkeit nur allgemein nach den Bestim-
mungen des Arbeitsgenehmigungsrechts darauf abzustellen,
ob rechtlich ein Zugang zum Arbeitsmarkt besteht oder zu-
lässig wäre, wenn keine geeigneten inländischen Arbeits-
kräfte verfügbar sind. Die Frage, ob ein solcher unbe-
schränkter oder nachrangiger Arbeitsmarktzugang rechtlich
gewährt wird, richtet sich dabei ausschließlich nach den –
durch dieses Gesetz insoweit unberührten – arbeitsgenehmi-
gungsrechtlichen Regelungen.
Zu § 9 (Hilfebedürftigkeit)
Absatz 1 regelt die Hilfebedürftigkeit. Hilfebedürftig ist
derjenige, der seinen und der Mitglieder seiner Bedarfsge-
meinschaft Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend
aus eigenen Mitteln bestreiten kann. Der Hilfesuchende hat
insbesondere seine Arbeitskraft und das zu berücksichti-
gende Einkommen und Vermögen einzusetzen, um Hilfebe-
dürftigkeit zu vermeiden. Dies korrespondiert mit Grundsät-
zen des Forderns, insbesondere der Eigenverantwortung.
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Hilfebedürftig ist auch derjenige, der wegen tatsächlicher
oder rechtlicher Hindernisse das zu berücksichtigende Ver-
mögen objektiv nicht sofort verwerten kann. Darüber hinaus
ist derjenige hilfebedürftig, für den die sofortige Verwer-
tung eine Härte bedeuten würde, beispielsweise bei einer
kapitalbildenden Lebensversicherung kurz vor dem verein-
barten Auszahlungszeitpunkt. In beiden Fällen werden die
Leistungen zum Lebensunterhalt nur als Darlehen erbracht.
Nicht hilfebedürftig ist derjenige, der die erforderliche Hilfe
von anderen erhält oder erhalten kann. Insbesondere sind
Ansprüche gegenüber Angehörigen und anderen Trägern
von Sozialleistungen geltend zu machen.
Ist in einer Bedarfsgemeinschaft nicht der gesamte Bedarf
aus eigenen Kräften und Mitteln gedeckt, ist jede Person der
Bedarfsgemeinschaft im Verhältnis des eigenen Bedarfs
zum Gesamtbedarf an der Hilfebedürftigkeit beteiligt.
Absatz 2 dient dem Schutz des ungeborenen Lebens und
soll sicherstellen, dass schwangere Minderjährige nicht we-
gen des ansonsten üblichen Einsatzes des Elterneinkom-
mens für die in der Bedarfsgemeinschaft lebenden Kinder
zu einem Schwangerschaftsabbruch veranlasst werden. Die
Regelung entspricht dem Sozialhilferecht.
Absatz 4 enthält eine widerlegbare gesetzliche Vermutung,
dass mit dem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen verwandte
oder verschwägerte Personen, die nicht zur Bedarfsgemein-
schaft im Sinne des § 7 Abs. 3 gehören und in einem ge-
meinsamen Haushalt mit dem Erwerbsfähigen leben, die-
sem Leistungen zum Lebensunterhalt erbringen. Eine Haus-
haltsgemeinschaft liegt vor, wenn die Personen mit dem Er-
werbsfähigen in einem gemeinsamen Haushalt zusammen
leben und „aus einem Topf“ wirtschaften. Der Umfang, in
dem von den Verwandten der Einsatz von Einkommen und
Vermögen erwartet werden kann, entspricht demjenigen bei
§ 16 Bundessozialhilfegesetz in der bis 30. Juni 2004 gel-
tenden Fassung.
Zu § 10 (Zumutbarkeit)
Die Vorschrift konkretisiert die Grundsätze des Forderns
hinsichtlich der Zumutbarkeit von Tätigkeiten und Maßnah-
men. Die Anforderungen an den Erwerbsfähigen sind schär-
fer als diejenigen bei dem Versicherungssystem des Dritten
Buches. Grundsätzlich ist dem Erwerbsfähigen jede Er-
werbstätigkeit zumutbar, weil er verpflichtet ist, die Belas-
tung der Allgemeinheit durch seine Hilfebedürftigkeit zu
minimieren.
Absatz 1 enthält eine abschließende Aufzählung von Hinde-
rungsgründen. Der Auffangtatbestand der Nummer 5 (sons-
tiger wichtiger Grund) ist restriktiv anzuwenden. Der einer
Aufnahme der Erwerbstätigkeit entgegenstehende individu-
elle Grund des Erwerbsfähigen muss im Verhältnis zu den
Interessen der Allgemeinheit, die die Leistungen an den Er-
werbsfähigen und die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
aus Steuermitteln erbringt, besonderes Gewicht haben.
Grundsätzlich müssen die persönlichen Interessen zurück-
stehen. Dies spiegelt auch Absatz 2 wider, der Umstände
und Bedingungen nennt, die die Unzumutbarkeit einer Er-
werbstätigkeit nicht begründen.
Die Grundsätze der Zumutbarkeit einer Erwerbstätigkeit gel-
ten für Leistungen zur Eingliederung in Arbeit entsprechend.
Zu § 11 (Zu berücksichtigendes Einkommen)
Die Vorschrift regelt die Einkommensberücksichtigung im
Wesentlichen wie das Sozialhilferecht.
Absatz 1 entspricht inhaltlich dem Sozialhilferecht. Außer-
dem wird in Satz 2 klargestellt, dass der mit der Änderung
des Bundeskindergeldgesetzes eingeführte Kinderzuschlag
nur dem jeweiligen Kind als Einkommen zuzurechnen ist,
da andernfalls durch dieses Instrument nicht die Abhängig-
keit des Kindes von Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II
beseitigt werden kann. Dies gilt auch für die Einkommens-
zurechnung beim Kindergeld.
Absatz 2 ergänzt die Absetzbeträge um den Freibetrag für
Erwerbstätige nach § 30. Hinsichtlich der Angemessenheit
der Beiträge zu öffentlichen und privaten Versicherungen
oder ähnlichen Einrichtungen wird klargestellt, dass auf die
aktuellen Lebensumstände, nämlich die Inanspruchnahme
staatlicher Fürsorgeleistungen, und nicht auf den bisherigen
Lebenszuschnitt abgestellt wird.
Absatz 3 orientiert sich ebenfalls am Sozialhilferecht und
nimmt bestimmte Einnahmen wegen ihres Charakters oder
der Zweckbestimmung von der Einkommensberücksichti-
gung aus.
Zu § 12 (Zu berücksichtigendes Vermögen)
Die Vorschrift regelt die Berücksichtigung von Vermögen
im Wesentlichen wie das bisherige Recht der Arbeitslosen-
hilfe. Neben dem altersabhängigen Grundfreibetrag, min-
destens aber 4 100 Euro für den erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen und seinen Partner, wird nach Bundesrecht aus-
drücklich als Altersvorsorge gefördertes Vermögen („Ries-
ter-Anlageformen“) eigenständig und ohne Obergrenze
privilegiert. Das Altersvorsorgevermögen wird nicht auf
den Grundfreibetrag angerechnet. Hinzu kommt ein Freibe-
trag für notwendige Anschaffungen. Der Freibetrag korres-
pondiert mit der Konzeption der Regelleistung, die künftig
alle pauschalierbaren Leistungen im Rahmen der von der
Regelleistung zu deckenden Bedarfe umfasst. Da davon
ausgegangen wird, dass der Leistungsberechtigte aus dieser
Regelleistung Ansparungen für größere Anschaffungen, wie
z. B. für Haushaltsgeräte oder den Wintermantel, erbringt,
müssen diese Ansparungen konsequenterweise bei der Ver-
mögensanrechnung unberücksichtigt bleiben.
Nicht als Vermögen sind zu berücksichtigen angemessener
Hausrat, ein angemessenes Kraftfahrzeug für jeden Er-
werbsfähigen der Bedarfsgemeinschaft, ein selbst genutztes
Hausgrundstück von angemessener Größe oder eine ent-
sprechende Eigentumswohnung sowie Sachen und Rechte,
deren Verwertung offensichtlich unwirtschaftlich ist. Ist der
erwerbsfähige Hilfebedürftige oder sein Partner nicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig, ist
auch Vermögen privilegiert, das vom Inhaber als für die an-
gemessene Altersvorsorge bestimmt bezeichnet wird. Die
Angemessenheit bestimmt sich jeweils nach der aktuellen
Lebenssituation des Bezuges einer staatlichen Fürsorgeleis-
tung und nicht nach vorherigem Lebenszuschnitt.
Absatz 4 regelt Art und Zeitpunkt der Bewertung von Ver-
mögen.
Drucksache 15/1516 – 54 – Deutscher Bundestag – 15. Wahlperiode
Zu § 13 (Verordnungsermächtigung)
Die Vorschrift ermächtigt das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium der Finanzen – und zusätzlich für die in Nummer 2
genannten Fälle auch im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Soziale Sicherung – Einzel-
heiten zur Hilfebedürftigkeit und zur Erwerbsunfähigkeit
nach diesem Buch zu bestimmen. So kann es auf Erfahrun-
gen und Erkenntnisse der Praxis flexibel reagieren, mögli-
chen Fehlentwicklungen entgegenwirken und Verwaltungs-
vereinfachungen ermöglichen.
Es kann bestimmen, unter welchen Voraussetzungen ein
Antragsteller nicht erwerbsfähig ist. Diese Ermächtigung
dient der Arbeitserleichterung und beschränkt sich auf ein-
deutig der Erwerbsunfähigkeit zuzuordnende Fallgruppen,
damit es nicht zur einseitigen Verschiebung zu Lasten ande-
rer Sozialleistungsträger kommen kann.
Geregelt werden können auch Voraussetzungen, unter de-
nen davon auszugehen ist, dass ein Antragsteller nicht hilfe-
bedürftig ist. Hier kommen bestimmte Lebensumstände
oder -gewohnheiten in Betracht.
Ergänzend zu den Regelungen dieses Buches zur Berück-
sichtigung von Einkommen und Vermögen kann bestimmt
werden, dass weitere Einnahmen nicht als Einkommen und
weitere Vermögensgegenstände nicht als Vermögen zu be-
rücksichtigen sind.
Bestimmt werden kann auch, wie Einkommen und Vermö-
gen zu ermitteln sind und dass bestimmte Pauschbeträge für
die vom Einkommen abzusetzenden Beträge zu berücksich-
tigen sind.
Zu § 14 (Grundsatz des Förderns)
Die Vorschrift knüpft an die Aussagen zur Förderung des
Erwerbsfähigen, insbesondere zur Eigenverantwortung, an
und stellt klar, dass der Erwerbsfähige von der Agentur für
Arbeit umfassend zu unterstützen ist. Dies bedeutet mehr
als das Beraten und Vermitteln. Die Agentur für Arbeit hat
alle Einflussfaktoren für die berufliche Eingliederung zu be-
rücksichtigen und alle erforderliche Unterstützung zu ge-
ben, die sich mit den Grundsätzen der Sparsamkeit und
Wirtschaftlichkeit vereinbaren lässt. Hierzu gehört bei Be-
darf auch die intensive Betreuung. Die Zuordnung nach
Möglichkeit nur eines Ansprechpartners soll ein kompeten-
tes Fallmanagement sicherstellen, ein Vertrauensverhältnis
zwischen dem Erwerbsfähigen und dem Mitarbeiter der
Agentur für Arbeit fördern und der Effizienz der Betreuung
des Erwerbsfähigen dienen.
Zu § 15 (Eingliederungsvereinbarung)
Die Eingliederungsvereinbarung konkretisiert das Sozial-
rechtsverhältnis zwischen dem Erwerbsfähigen und der
Agentur für Arbeit. Sie enthält verbindliche Aussagen zum
Fördern und Fordern des Erwerbsfähigen, insbesondere zu
den abgesprochenen Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
und den Mindestanforderungen an die eigenen Bemühungen
um berufliche Eingliederung nach Art und Umfang. Die
Eingliederungsvereinbarung soll für sechs Monate gelten.
Gelingt die Eingliederung in diesem Zeitraum nicht, ist eine
neue Vereinbarung zu schließen, dabei sind die gewonnenen
Erfahrungen zu berücksichtigen. Durch die Befristung sol-
len eine intensive Betreuung und eine zeitnahe kritische
Überprüfung der Eignung der für die berufliche Eingliede-
rung eingesetzten Mittel sichergestellt werden. Kommt eine
Eingliederungsvereinbarung nicht zustande, können die
vorgesehenen Festlegungen auch durch einen Verwaltungs-
akt getroffen werden.
In die Eingliederungsvereinbarung können auch die Mit-
glieder der Bedarfsgemeinschaft einbezogen werden, wenn
sie nicht ein berechtigtes Interesse darlegen, ihre Rechte
und Pflichten gegenüber der Agentur für Arbeit selbst wahr-
zunehmen. Der Abschluss einer Eingliederungsvereinba-
rung kommt mit einem nur Informationen begehrenden
Kunden nicht in Betracht.
Wird in der Eingliederungsvereinbarung eine Bildungsmaß-
nahme vereinbart, muss auch der Umfang der Schadenser-
satzpflicht des Erwerbsfähigen für den Fall geregelt werden,
dass er die Maßnahme aus eigenem Verschulden nicht zu
Ende führt. Dies soll über eine drohende Absenkung des Ar-
beitslosengeldes II hinaus den Anreiz für den Betroffenen
erhöhen, die Bildungsmaßnahme planmäßig zu beenden.
Zu § 16 (Leistungen zur Eingliederung)
Nach Absatz 1 stehen alle wesentlichen Eingliederungsleis-
tungen des Dritten Buches auch den Beziehern von Arbeits-
losengeld II zur Verfügung. Dies sind die Beratung und Ver-
mittlung, die Unterstützung der Beratung und Vermittlung,
die Verbesserung der Eingliederungsaussichten, die Förde-
rung der Aufnahme einer Beschäftigung, die Förderung der
Aufnahme einer selbständigen Tätigkeit, die Förderung der
Berufsausbildung, die Förderung der beruflichen Weiterbil-
dung, die Eingliederung von Arbeitnehmern, die berufliche
Ausbildung, berufliche Weiterbildung und Leistungen zur
Teilhabe am Arbeitsleben, die Förderung der Berufsausbil-
dung und Beschäftigung begleitende Eingliederungshilfen,
die Förderung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, die
Förderung von Beschäftigung schaffenden Infrastruktur-
maßnahmen, die Förderung beschäftigter Arbeitnehmer, der
Anspruch auf einen Vermittlungsgutschein, die Beauftra-
gung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen und die
Befreiung von Beiträgen zur Arbeitsförderung bei Beschäf-
tigung älterer Arbeitnehmer. Personen, die keinen Anspruch
auf Leistungen nach diesem Buch haben, stehen die Einglie-
derungsleistungen nach dem Dritten Buch weiterhin offen.
Absatz 2 enthält darüber hinaus eine Generalklausel für er-
gänzende Eingliederungsleistungen. Die Hauptbeispiele für
die ergänzende Unterstützung der Eingliederung werden in
der nicht abschließenden Aufzählung des Absatzes 2 ge-
nannt. Bei den im öffentlichen Interesse liegenden, zusätzli-
chen Arbeitsgelegenheiten erhält der erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige weiterhin das Arbeitslosengeld II zuzüglich einer
Entschädigung für Mehraufwendungen (entsprechend der
Mehraufwandsvariante nach § 19 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2
Alternative 2 des bis zum 30. Juni 2004 geltenden Bundes-
sozialhilfegesetzes). In diesem Falle wird ein Arbeitsver-
hältnis nicht begründet. Die arbeitsrechtlichen Schutzvor-
schriften sind jedoch anzuwenden.
Absatz 3 ermöglicht Erwerbsfähigen die Fortsetzung der
Teilnahme an einer Eingliederungsmaßnahme, wenn die
Hilfebedürftigkeit inzwischen entfallen ist. Die Maßnahme
kann bei positiver Erfolgsprognose darlehensweise weiter
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gefördert werden, wenn bereits zwei Drittel der Maßnahme
durchgeführt worden sind. Das Darlehen kann von Sicher-
heiten abhängig gemacht werden.
Zu § 17 (Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur
Eingliederung)
Die Vorschrift erlegt der Agentur für Arbeit ein weit rei-
chendes Zurückhaltungsgebot auf. Die Agentur für Arbeit
soll von der Schaffung eigener Dienste und Einrichtungen
absehen, soweit Dritte diese vorhalten, ausbauen oder in
Kürze schaffen können. Dies gilt für kommunale Träger und
Träger der freien Wohlfahrtspflege, aber auch für sonstige
Träger. Voraussetzungen sind Leistungsfähigkeit und Flexi-
bilität, damit bei den Leistungen zur beruflichen Eingliede-
rung den individuellen Erfordernissen im Einzelfall Rech-
nung getragen werden kann.
Die Vereinbarungen müssen die Leistung, die Vergütung
und die Prüfung der Qualität und der Wirtschaftlichkeit re-
geln. Sie müssen den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
und der Sparsamkeit entsprechen.
Erfüllen Dritte Aufgaben nach dem Dritten Buch, bedarf es
keiner Vereinbarung nach dieser Vorschrift.
Zu § 18 (Örtliche Zusammenarbeit)
Die Agenturen für Arbeit müssen bei der Erbringung von
Eingliederungsleistungen mit den Beteiligten des örtlichen
Arbeitsmarktes zusammenarbeiten. Die Träger und Stellen
sollen als Partner in vertrauensvoller Zusammenarbeit dafür
Sorge tragen, dass die Eingliederungsleistungen möglichst
gleichmäßig und flächendeckend zur Verfügung stehen. Zu-
gleich sollen sie kooperieren, um Leistungsmissbrauch zu
verhindern oder aufzudecken. Die Agenturen für Arbeit
sind gehalten, mit den kommunalen Trägern auf deren Ver-
langen Vereinbarungen über das Erbringen von Leistungen
nach diesem Buch mit Ausnahme der in § 16 Abs. 1 ge-
nannten, originär von der Agentur für Arbeit zu erbringen-
den Leistungen abzuschließen. Die Vereinbarungen können
öffentlich-rechtlicher und privatrechtlicher Natur sein und
jede Form der Zusammenarbeit betreffen. Das Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit kann die Mindestanfor-
derungen an solche Vereinbarungen bestimmen.
Die Zusammenarbeit der Agentur für Arbeit mit den wichti-
gen Akteuren des örtlichen Arbeitsmarktes ist dann am wir-
kungsvollsten, wenn neben den Eingliederungsleistungen
nach diesem Buch auch die Leistungen der aktiven Arbeits-
förderung nach dem Dritten Buch einbezogen werden. Die
Aufnahmefähigkeit des örtlichen Arbeitsmarktes ist für alle
Aktivitäten der Agentur für Arbeit eine entscheidende Be-
stimmungsgröße. Für die Akteure auf dem örtlichen Ar-
beitsmarkt muss das Gesamtspektrum der aktiven Leistun-
gen transparent und für Abstimmungsentscheidungen zu-
gänglich gemacht werden. In diesem Kontext ist es zweck-
mäßig, die Leistungen nach diesem Buch auch in das
regionale Arbeitsmarktmonitoring einzubeziehen.
Zu Abschnitt 2 (Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts)
Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts decken
den Bedarf der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und der mit
ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen. Die
Leistungen werden bis auf die Kosten für Unterkunft und
Heizung in aller Regel in pauschalierter Form erbracht. Die
nachstehende Tabelle gibt einen Überblick über den mit die-
sem Gesetz zu sichernden Bedarf:
Pauschale Regelleistungen (RL) bei Arbeitslosengeld II/Sozialgeld










Partner ab Beginn des
19. Lebensjahres
jeweils jeweils jeweils




345 Euro 207 Euro 276 Euro 311 Euro
Neue Länder 331 Euro 199 Euro 265 Euro 298 Euro
jeweils zuzüglich
l Mehrbedarfe bei Schwangerschaft, Alleinerziehung, Behinderung oder
kostenaufwändiger Ernährung,
l Leistungen für Unterkunft und Heizung,
l für Bezieher von Arbeitslosengeld II bei Vorliegen der Voraussetzungen ein
befristeter Zuschlag von bis zu 160 Euro jeweils für den Erwerbsfähigen und
den Partner und bis zu 60 Euro für jedes Kind,
l für Bezieher von Arbeitslosengeld II die zu zahlenden Beiträge zur Kranken-,
Pflege- und Rentenversicherung und
l für Bezieher von Sozialgeld Kranken- und Pflegeversicherungsschutz.
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Zu § 19 (Arbeitslosengeld II)
Zu Satz 1
Das Arbeitslosengeld II dient der Sicherung des Lebensun-
terhalts von erwerbsfähigen Hilfebedürftigen. Es umfasst
– Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts. Hierzu
gehören auch die angemessenen Kosten für Unterkunft
und Heizung;
– unter bestimmten Voraussetzungen einen zeitlich befris-
teten Zuschlag für diejenigen, die innerhalb von zwei
Jahren nach dem Ende des Bezugs von Arbeitslosengeld
Arbeitslosengeld II beziehen.
Mit diesem Leistungsspektrum umfasst das Arbeitslosen-
geld II eine Leistung, die – wie das im Abschlussbericht der
der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen zu-
arbeitenden Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“
dargestellte „Stufenmodell“ – am Niveau der sozialhilfe-
rechtlichen Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen ausgerichtet ist und außerdem unter bestimmten
Voraussetzungen für frühere Arbeitslosengeldbezieher im
Rahmen des befristeten Zuschlags finanzielle Härten aus-
gleicht, die aus dem Übergang vom Bezug vom Arbeits-
losengeld in das Arbeitslosengeld II entstehen können.
Die Regelungen zum Arbeitslosengeld II stellen außerdem
sicher, dass der erwerbsfähige Hilfebedürftige neben dem
Arbeitslosengeld II grundsätzlich keine ergänzenden Leis-
tungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen mehr nach dem Sozialhilferecht benötigt. Nur in
den eng begrenzten, in § 5 Abs. 1 genannten Ausnahmefäl-
len, sind die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und die mit
ihnen in Bedarfsgemeinschaft lebenden Angehörigen inso-
weit auf die Hilfe zum Lebensunterhalt nach der Sozialhilfe
zu verweisen.
Weiterhin ist zu berücksichtigen, dass im Rahmen des Ar-
beitslosengeldes II, wie auch generell in der Sozialhilfe,
keine Schulden des Hilfebedürftigen übernommen werden.
Die Agentur für Arbeit kann Mietschulden allenfalls in den
Fällen darlehensweise übernehmen, in denen der auf Grund
von Mietschulden drohende Verlust der Wohnung die Auf-
nahme einer konkret in Aussicht stehenden Beschäftigung
verhindern würde, vgl. hierzu die Regelung des § 16 Abs. 2
Satz 2 Nr. 5.
Zu Satz 2
Das Arbeitslosengeld II ist – als nachrangige Fürsorgeleis-
tung – eine bedarfsorientierte und auch bedürftigkeitsge-
prüfte Leistung. Deshalb mindert sich das Arbeitslosengeld
II um das zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen,
wobei im Rahmen der Einkommensanrechnung auch Frei-
beträge aus Erwerbstätigkeit, die sich aus § 30 ergeben, zu
berücksichtigen sind.
Zu § 20 (Regelleistung zur Sicherung des Lebensunter-
halts)
Zu Absatz 1
Die Regelleistung zur Sicherung des Lebensunterhalts um-
fasst – wie der Regelsatz im Rahmen der Hilfe zum Le-
bensunterhalt nach dem Zwölften Buch – neben dem Be-
darf an Ernährung, Körperpflege, Hausrat und den Bedar-
fen des täglichen Lebens in vertretbarem Umfang auch die
Beziehungen zur Umwelt sowie eine Teilnahme am kultu-
rellen Leben. Die Regelleistung bildet also im Rahmen des
Arbeitslosengeldes II das „soziokulturelle“ Existenzmini-
mum der insoweit als Referenzsystem für alle bedarfs-
orientierten und bedürftigkeitsabhängigen staatlichen Für-
sorgeleistungen fungierenden Sozialhilfe ab. Die Regel-
leistung umfasst die im Rahmen der genannten Bedarfe
pauschalierbaren Leistungen. Die Vorschriften zur Regel-
leistung enthalten keine Regelungen zu ihrer Bemessung,
da hierfür die Regelungen im Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch einschließlich der Regelsatzverordnung einschlägig
sind, die das Bundesministerium für Gesundheit und Sozi-
ale Sicherung im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium der Finanzen und dem Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit erlassen wird.
Zu Absatz 2
Die monatliche Regelleistung für Personen, die allein ste-
hend oder allein erziehend sind, ergibt sich aus der vom Bun-
desministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung in Zu-
sammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt erhobenen
Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
(EVS) 1998, die auf den Stand 1. Juli 2003 hochgerechnet
wurde. Hierbei gilt auf Grund der Regelung des § 29 Abs. 2
Satz 3 des Zwölften Buches, dass die Eckregelleistung West
(einschließlich Berlin Ost) und die Eckregelleistung Ost um
nicht mehr als 14 Euro differieren sollen.
Zu Absatz 3
Bei dieser Regelung wird klargestellt, dass immer dann,
wenn zwei Angehörige der Bedarfsgemeinschaft das 18.
Lebensjahr vollendet haben, ihre Regelleistung jeweils 90
vom Hundert, also den rechnerischen Durchschnitt zwi-
schen der Regelleistung für den Alleinstehenden und für
seinen Partner beträgt. Diese Regelung ist auch deshalb
sinnvoll, weil Frauen in Paarbeziehungen in der Regel nicht
als Haushaltsvorstand gelten und daher ohne Durchschnitts-
mittelung nur die geringere Regelleistung von 80 vom Hun-
dert erhalten würden. Die Regelung ist mit der Regelsatz-
verordnung zum Zwölften Buch vereinbar.
Im Übrigen beträgt die Regelleistung für erwerbsfähige An-
gehörige, die das 15. Lebensjahr vollendet haben, entspre-
chend der neu zu erlassenden Regelsatzverordnung zum
Zwölften Buch 80 vom Hundert der nach Absatz 2 maßge-
benden Regelleistung.
Zu Absatz 4
Die Anpassung der Regelleistung erfolgt – wie in der Sozi-
alhilfe auch – jeweils zum 1. Juli eines Jahres um den Vom-
hundertsatz, um den sich auch der aktuelle Rentenwert in
der gesetzlichen Rentenversicherung verändert. Außerdem
wird entsprechend den Regelungen im Zwölften Buch die
Bemessung der Regelleistung überprüft und gegebenenfalls
weiterentwickelt, sobald die Ergebnisse einer neuen Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe vorliegen.
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Zu Absatz 5
Die Regelung stellt sicher, dass sich bei künftigen Fort-
schreibungen der Regelleistungen immer volle Euro-Be-
träge ergeben.
Zu § 21 (Leistungen für Mehrbedarfe beim Lebensunter-
halt)
Zu Absatz 1
Die Regelung stellt klar, dass für bestimmte, typisierte Be-
darfe, die nicht durch die Regelleistung abgedeckt sind,
Mehrbedarfe gezahlt werden, die – wie die entsprechenden
Regelungen im Zwölften Buch – als Bruchteil der maßge-
benden Regelleistung bestimmt werden.
Zu Absatz 2
Die Regelung entspricht der Mehrbedarfsregelung für wer-
dende Mütter im Rahmen der Sozialhilfe.
Zu Absatz 3
Die Regelung entspricht der Mehrbedarfsregelung der Sozi-
alhilfe für allein erziehende Personen, die mit einem oder
mehreren jungen Kindern zusammenleben.
Zu Absatz 4
Die Regelung des Mehrbedarfs für erwerbsfähige behin-
derte Hilfebedürftige entspricht ebenfalls der Mehrbedarfs-
regelung der Sozialhilfe für diese Personengruppe, wobei
lediglich die Fallgestaltungen des § 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2
des Zwölften Buches (Hilfe zu einer angemessenen Schul-
bildung, Hilfe zur schulischen Ausbildung) ausgenommen
sind, weil sich aus der Regelung des § 7 Abs. 4 ergibt, dass
nur diejenigen Hilfebedürftigen Förderleistungen und damit
auch Leistungen des Arbeitslosengeldes II erhalten, die sich
nicht in schulischer Ausbildung oder in Ausbildung an einer
Hochschule befinden.
Zu Absatz 5
Wie in der Sozialhilfe ist auch im Rahmen des Arbeitslosen-
geldes II ein Mehrbedarf wegen kostenaufwändiger Ernäh-
rung vorgesehen. Hierbei ist eine Präzisierung dahin gehend
vorgenommen worden, dass der Mehrbedarf nur bei Nach-
weis des Bedarfs aus medizinischen Gründen anzuerkennen
ist. Zur Angemessenheit des Mehrbedarfs können die hierzu
vom Deutschen Verein für öffentliche und private Fürsorge
entwickelten und an typisierbaren Fallgestaltungen ausge-
richteten Empfehlungen herangezogen werden.
Zu Absatz 6
Die Summe aller gezahlten Mehrbedarfe darf gegenüber
demselben Hilfebedürftigen nicht höher sein als die für ihn
maßgebende Regelleistung. Diese Regelung entspricht der
Parallelregelung in der Sozialhilfe.
Zu § 22 (Leistungen für Unterkunft und Heizung)
Zu Absatz 1
Die Kosten für Unterkunft und Heizung werden wie in der
Sozialhilfe in tatsächlicher, angemessener Höhe berücksich-
tigt, wobei sie den am Maßstab der Sozialhilfepraxis ausge-
richteten – angemessenen – Umfang nur dann und solange
übersteigen dürfen, wie es dem allein stehenden Hilfebe-
dürftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht möglich oder
nicht zuzumuten ist, die Aufwendungen für die Unterkunft
zu senken. Die hierbei zu beachtenden Voraussetzungen ent-
sprechen den sozialhilferechtlichen Regelungen. Außerdem
ist geregelt, dass der erwerbsfähige Hilfebedürftige vor Ab-
schluss eines neuen Mietvertrages die Zusicherung der
Agentur für Arbeit zu den Aufwendungen für die neue Un-
terkunft einholen soll. Ebenfalls geregelt sind die Vorausset-
zungen, unter denen die Agentur für Arbeit in diesen Fällen
der Höhe der Aufwendungen zustimmen muss.
Zu Absatz 2
Die Regelung stellt klar, dass – wie im Sozialhilferecht auch
– Wohnungsbeschaffungskosten sowie Mietkautionen und
Umzugskosten bei vorheriger Zustimmung durch die Agen-
tur für Arbeit übernommen werden können.
Zu Absatz 3
Die Regelung entspricht dem Sozialhilferecht und ist erfor-
derlich, um die Zahlung der Unterkunft in den Fällen zu
sichern, in denen von einer zweckentsprechenden Verwen-
dung der Kosten durch den Hilfesuchenden nicht ausgegan-
gen werden kann, wie z. B. im Fall von Trunksucht oder
fortgesetzt unwirtschaftlichem Verhalten.
Zu § 23 (Abweichende Erbringung von Regelleistungen)
Zu Absatz 1
Die Regelung stellt klar, wie zu verfahren ist, wenn im Ein-
zelfall ein von den Regelsätzen umfasster und nach den
Umständen unabweisbarer Bedarf nicht gedeckt werden
kann. Soweit das für diesen Fall zur Ansparung vorgese-
hene Vermögen nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 im Einzelfall nicht
oder nicht in ausreichender Höhe zur Verfügung steht und
der Leistungsberechtigte vorrangig auch nicht auf eine an-
dere Bedarfsdeckung, z. B. auf Gebrauchtwarenlager oder
auf Kleiderkammern, verwiesen werden kann, erbringt die
Agentur für Arbeit bei Nachweis des unabweisbaren Be-
darfs eine Sachleistung oder Geldleistung in Form eines
Darlehens. Hierbei besteht grundsätzlich kein Anspruch auf
fabrikneue Gegenstände. Das Darlehen wird durch monatli-
che Aufrechnung in Höhe von bis zu 10 vom Hundert mit
der zu zahlenden monatlichen Regelleistung getilgt. Hierbei
sind auch die Regelleistungen einzubeziehen, die an die mit
dem Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft lebenden An-
gehörigen zu zahlen sind.
Zu Absatz 2
Die Regelung stellt klar, unter welchen Voraussetzungen die
monatliche Regelleistung ganz oder in Teilen als Sachleis-
tung zu erbringen ist.
Zu § 24 (Befristeter Zuschlag nach Bezug von Arbeitslo-
sengeld)
Zu Absatz 1
Das im Bericht der Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozi-
alhilfe“ der Kommission zur Reform der Gemeindefinan-
zen dargestellte „Stufenmodell“ sieht für erwerbsfähige
Hilfebedürftige, die nach Beendigung des Bezugs von Ar-
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beitslosengeld in die neue, aus Arbeitslosenhilfe und Sozi-
alhilfe zusammengeführte Leistung kommen, zur Abfede-
rung finanzieller Härten einen zeitlich befristeten, degres-
siven Zuschlag vor (Bericht der Arbeitsgruppe, 3.2,
Seite 19):
„Der befristete Zuschlag erhöht den Anspruch auf die neue
Leistung um 66,7 vom Hundert (zwei Drittel) des Unter-
schieds zwischen dem Haushaltseinkommen bei Arbeitslo-
sengeldbezug und der Leistungshöhe (hier: Leistung in
Höhe der Sozialhilfe plus freigestelltes Erwerbseinkom-
men). Höchstbetrag ist bei Alleinstehenden 160 Euro, bei
Paaren 320 Euro sowie 60 Euro für jedes Kind. Der befris-
tete Zuschlag sinkt nach einem Jahr auf die Hälfte und ent-
fällt nach zwei Jahren ganz.“
Der befristete Zuschlag soll berücksichtigen, dass der ehe-
malige Arbeitslosengeldempfänger durch häufig langjährige
Erwerbstätigkeit – im Unterschied zu solchen Empfängern
der neuen Leistung, die nur jeweils kurzfristig bzw. noch nie
erwerbstätig waren – vor dem Bezug der neuen Leistung
einen Anspruch in der Arbeitslosenversicherung erworben
hat. Er soll in vertretbarem Umfang einen Teil der Einkom-
menseinbußen abfedern, die in der Regel beim Übertritt in
die neue Leistung entstehen werden. Die Halbierung des
Zuschlages ein Jahr nach dem Arbeitslosengeldbezug und
der Wegfall zu Beginn des dritten Jahres nach dem Ende des
Arbeitslosengeldbezuges tragen der zunehmenden Entfer-
nung vom Arbeitsmarkt Rechnung und erhöhen den Anreiz
zur Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. Die Befristung des
Zuschlages unter Festsetzung von Höchstbeträgen berück-
sichtigt außerdem, dass es sich bei der neuen Leistung um
ein bedarfsorientiertes System handelt und dementspre-
chend grundsätzlich nicht der gleiche Lebensstandard wie
im Rahmen des Arbeitslosengeldbezuges gewährleistet wer-
den kann. Die in Absatz 1 genannte Zwei-Jahresfrist be-
ginnt unmittelbar nach dem Ende des Arbeitslosengeldbe-
zuges und läuft kalendermäßig ab. Wer also zum Beispiel
einen Antrag auf Arbeitslosengeld II erst ein halbes Jahr
nach diesem Zeitpunkt stellt, erhält nur noch für ein weite-
res halbes Jahr den vollen, ihm zustehenden Zuschlag, der
sich danach um 50 vom Hundert vermindert und nach ins-
gesamt 1 1/2 Jahren ganz ausläuft.
Zu Absatz 2
Die Empfehlung der Arbeitsgruppe, die Differenz aus der
Veränderung des gesamten Nettohaushaltseinkommens vor-
zunehmen, ist zum einen zu verwaltungsaufwändig. Zum
anderen würden dadurch Einkommensveränderungen in die
Zuschlagsberechnung eingehen, die sich auf Grund des
Wechsels vom Arbeitslosengeld in die neue Leistung nicht
oder jedenfalls in der Regel nicht verändern, wie z. B. Kin-
dergeld oder sonstige Einkommen und Einkünfte. Es ist da-
her sinnvoll und zielführend, den Zuschlag aus zwei Drit-
teln des Differenzbetrages auf die variablen Transferleistun-
gen zum Zeitpunkt des Endes des Arbeitslosengeldbezuges
auf der einen und zum Zeitpunkt des Bezugs von Arbeits-
losengeld II auf der anderen Seite zu beschränken. Daher ist
die Differenz zwischen dem zuletzt bezogenen Arbeits-
losengeld und dem hierbei gegebenenfalls erhaltenen
Wohngeld auf der einen Seite und dem im Einzelfall zu zah-
lenden Arbeitslosengeld II – unter Berücksichtigung von
Einkommen und Vermögen einschließlich etwaiger Freibe-
träge aus Erwerbstätigkeit nach § 30 – und dem gegebenen-
falls an Angehörige der Bedarfsgemeinschaft zu zahlenden
Sozialgeld auf der anderen Seite zu bilden.
Zu Absatz 3
Die Höhe des Zuschlages wird wie folgt ermittelt: Der Zu-
schlag wird nicht gezahlt, wenn das Arbeitslosengeld nied-
riger ausfällt als der Zahlbetrag des Arbeitslosengeldes II
(und Sozialgeldes) ohne Zuschlag. Der Zuschlag beträgt
zwei Drittel der Differenz zwischen dem zuletzt bezogenen
Arbeitslosengeld zuzüglich ggf. geleisteten Wohngeld und
dem durch das Wohngeld reduzierten Arbeitslosengeld II
und Sozialgeld zuzüglich dem Wohngeld selbst. Falls der so
ermittelte Betrag die in Absatz 3 genannten Maximalbeträge
überschreitet, ist der Zuschlag auf diese Maximalbeträge
beschränkt.
Zu § 25 (Leistungen bei Arbeitsunfähigkeit)
Die Vorschrift durchbricht das Prinzip der Subsidiarität des
steuerfinanzierten Arbeitslosengeldes II gegenüber Leistun-
gen anderer Träger. Das Arbeitslosengeld II wird für die
Dauer von sechs Wochen weiter erbracht, auch wenn bereits
ein Anspruch auf Krankengeld gegeben wäre. Damit wird
bei zeitlich überschaubaren Erkrankungen ein Trägerwech-
sel vermieden.
Familienversicherte Erwerbsfähige haben keinen Anspruch
auf Krankengeld. In diesen Fällen muss das Arbeitslosen-
geld II auch über die sechs Wochen hinaus weiter gezahlt
werden, sofern nicht die Erwerbsfähigkeit wegen langfristi-
ger Erkrankung entfallen ist (§ 8 Abs. 1).
Der Wechsel in den Bezug von Krankengeld hat keinen Ein-
fluss auf die Eingliederungsleistungen für den Erwerbsfähi-
gen und die Ansprüche der Mitglieder der Bedarfsgemein-
schaft.
Zu § 26 (Zuschuss zu Beiträgen bei Befreiung von der
Versicherungspflicht in der gesetzlichen Renten-
versicherung)
Von der Versicherungspflicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung befreiten Beziehern von Arbeitslosengeld II wird
ein Zuschuss zu den Beiträgen geleistet, die sie für eine frei-
willige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung oder für eine private Alterssicherung zahlen. Der Zu-
schuss wird in Höhe der tatsächlichen Aufwendungen,
höchstens aber in Höhe von 78 Euro monatlich geleistet.
Dies entspricht dem monatlichen Beitrag für in der gesetzli-
chen Rentenversicherung pflichtversicherte Bezieher von
Arbeitslosengeld II (§ 3 Satz 1 Nr. 3 des Sechsten Buches
n. F.). Der Höchstzuschuss wird jährlich wie die Regelleis-
tung angepasst.
Zu § 27 (Verordnungsermächtigung)
Mit der Verordnungsermächtigung soll sichergestellt wer-
den, dass bei Bedarf nähere Regelungen zu den in den Num-
mern 1 und 2 genannten Aufwendungen und Kosten erlas-
sen werden können.
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Zu § 28 (Sozialgeld)
Zu Absatz 1
Die Regelung stellt klar, dass die mit dem erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft lebenden, nicht er-
werbsfähigen Angehörigen anstelle des Arbeitslosengeldes
II das so genannte Sozialgeld erhalten, soweit sie keinen
Anspruch auf die Leistungen nach dem Gesetz über eine be-
darfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung haben oder diese Leistungen nicht zur Sicherung
des Lebensunterhalts ausreichen. Das Sozialgeld entspricht
– mit Ausnahme des befristeten Zuschlages nach Bezug von
Arbeitslosengeld, den das Sozialgeld naturgemäß nicht vor-
sieht – mit folgenden weiteren Besonderheiten dem Arbeits-
losengeld II:
Die Regelleistung für nicht erwerbsfähige Angehörige bis
zur Vollendung des 14. Lebensjahres beträgt entsprechend
den Festlegungen der Regelsatzverordnung zum Zwölften
Buch für Kinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 60
vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden Regelleis-
tung. Weiterhin wird klargestellt, dass – ebenfalls entspre-
chend den Festlegungen zum Zwölften Buch – die Regel-
leistung für nicht erwerbsfähige Angehörige im 15. Lebens-
jahr 80 vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 maßgebenden
Regelleistung beträgt. Für nicht erwerbsfähige Angehörige,
die das 15. Lebensjahr vollendet haben, ergibt sich die je-
weilige Höhe der Regelleistung aus § 20.
Die Mehrbedarfe für nicht erwerbsfähige behinderte Ange-
hörige werden auch gezahlt, wenn Eingliederungshilfe nach
§ 49 Abs. 1 Nr. 1 und 2 des Zwölften Buches gewährt wird
(Hilfen zur angemessenen Schulbildung sowie Hilfe zur
schulischen Ausbildung für einen angemessenen Beruf),
weil diejenigen Hilfebedürftigen, die sich in schulischer
Ausbildung befinden, kein Arbeitslosengeld II erhalten,
aber Anspruch auf Sozialgeld haben können.
Zu § 29 (Einstiegsgeld)
Zu Absatz 1
Der zeitlich befristete Arbeitnehmerzuschuss (Einstiegs-
geld) wird eingeführt, um für die Aufnahme einer Erwerbs-
tätigkeit einen finanziell attraktiven Anreiz zu schaffen. Es
handelt sich um eine Ermessensvorschrift, so dass jeweils
einzelfallbezogen zu entscheiden ist, ob diese Art der För-
derung als zeitlich begrenzte und gezielte Maßnahme zur
Aufnahme von Erwerbstätigkeit geeignet erscheint. Durch
die Ausgestaltung als befristete Ermessensregelung wird
zum einen das Risiko von Mitnahmeeffekten minimiert.
Zum anderen wird verhindert, dass dauerhafte finanzielle
Benachteiligungen für diejenigen eintreten, die auf Grund
ihres, zumindest auch auf Erwerbseinkommen beruhenden,
Haushaltseinkommens nicht mehr bedürftig sind und daher
auch kein Einstiegsgeld erhalten, während derjenige, der
trotz seines Erwerbseinkommens noch hilfebedürftig ist,
durch das Einstiegsgeld ein insgesamt höheres Haushalts-
einkommen erzielen kann. Der Arbeitnehmerzuschuss wird
ergänzend zu den sich aus § 30 ergebenden Freibeträgen ge-
zahlt.
Zu Absatz 2
Das Einstiegsgeld kann auf den Einzelfall zugeschnitten für
höchstens 24 Monate erbracht werden. Hierdurch wird einer
nicht vertretbaren Dauersubvention von Löhnen entgegen-
gewirkt. Außerdem soll bei der Festlegung der Dauer der
Maßnahme auch die Qualifikation des Hilfebedürftigen be-
rücksichtigt sowie dem Umstand Rechnung getragen wer-
den, dass der Hilfebedürftige mit zunehmender Dauer der
Erwerbstätigkeit über eine größere Qualifikation verfügt, so
dass auch sein Erwerbseinkommen hierdurch schneller stei-
gen kann und das Erfordernis eines zusätzlichen Einstiegs-
geldes verringert wird oder ganz entfällt. Bei der Festlegung
der Höhe des Einstiegsgeldes sind nach pflichtgemäßem Er-
messen auch die vorherige Dauer der Arbeitslosigkeit sowie
die Größe der jeweiligen Bedarfsgemeinschaft (Familien-
komponente) angemessen zu berücksichtigen. Die Wirkung
des Einstiegsgeldes soll evaluiert werden, um mögliche
Mitnahmeeffekte festzustellen.
Zu Absatz 3
Die Rechtsverordnungsermächtigung benennt die Rahmen-
bedingungen, nach denen die Einzelheiten für die Bemes-
sung des Einstiegsgeldes festgelegt werden sollen.
Zu § 30 (Freibeträge bei Erwerbstätigkeit)
Die Vorschrift legt fest, in welcher Höhe Erwerbseinkom-
men des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen auf das Arbeitslo-
sengeld II angerechnet wird. Das Anrechnungssystem trägt
dem Grundsatz Rechnung, dass derjenige, der arbeitet, mehr
Geld zur Verfügung haben soll als derjenige, der trotz Er-
werbsfähigkeit nicht arbeitet. Es beinhaltet für alle Haus-
haltstypen lohnende finanzielle Arbeitsanreize bei der Auf-
nahme von – nicht bedarfsdeckender – Erwerbstätigkeit
oder zur Aufrechterhaltung von bereits bestehender – nicht
bedarfsdeckender – Erwerbstätigkeit.
Die Art der Berechnung der Freibeträge orientiert sich an
der bisherigen Sozialhilfepraxis zur Anrechnung von Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit, wobei die jeweiligen Vom-
hundertsätze nunmehr in Bezug zu der pauschalierten
Regelleistung nach § 20 gesetzt wurden. Von dem um die
Absetzbeträge nach § 11 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 bereinigten Ein-
kommen aus Erwerbstätigkeit (bereinigtes Nettoerwerbsein-
kommen) wird ein Betrag in Höhe von 20 vom Hundert der
nach § 20 Abs. 2 für einen Alleinstehenden maßgebenden
Regelleistung zuzüglich 15 vom Hundert des diesen Betrag
übersteigenden bereinigten Nettoerwerbseinkommens, je-
doch nicht mehr als die normierten Höchstbeträge freigelas-
sen.
Die Höhe der Freibeträge ist im Rahmen des Arbeitslosen-
geldes II finanziell vorteilhafter als auf Grund der bisheri-
gen Sozialhilfepraxis. Hierdurch soll ein höherer Anreiz zur
Arbeitaufnahme geschaffen werden. Bislang blieben näm-
lich – unabhängig von der Größe der Bedarfsgemeinschaft –
von dem erzielten Nettoerwerbseinkommen jeweils nur
maximal 50 vom Hundert des alten sozialhilferechtlichen
Eckregelsatzes eines Haushaltsvorstandes/Alleinstehenden
für laufende Leistungen frei. Es konnte also – bezogen auf
den entsprechenden Regelsatz des Bundessozialhilfegeset-
zes in der am 1. Juli 2003 geltenden Fassung – vom Netto-
erwerbseinkommen immer nur maximal ein Betrag in Höhe
von 50 vom Hundert dieses Regelsatzes: 147,50 Euro (alte
Länder) bzw. 142,50 Euro (neue Länder) von der Anrech-
nung auf die Transferleistung frei bleiben. Nunmehr wird
der Höchstbetrag, ab dem die Transferentzugsrate 100 vom
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Hundert beträgt, d. h. jeder hinzuverdiente Euro voll auf das
Arbeitslosengeld II angerechnet wird, in Abhängigkeit von
der Haushaltsgröße angehoben und somit um eine Familien-
komponente ergänzt.
Auch für die Gruppe der Alleinstehenden wird im Vergleich
zur alten Sozialhilfepraxis bereits ein verbesserter Arbeits-
anreiz geschaffen: Der maximale Höchstbetrag für einen
allein stehenden erwerbsfähigen Hilfebedürftigen beträgt
nunmehr 45 vom Hundert der Regelleistung für Alleinste-
hende (bei Bezugnahme auf die alten Sozialhilfe-Regelsätze
in der am 1. Juli 2003 geltenden Fassung entspräche dies
55 vom Hundert des damaligen Regelsatzes). Eine Verbes-
serung der Arbeitsanreize ist auch für Alleinstehende erfor-
derlich, da diese Gruppe bisher die längste Verweildauer in
der Sozialhilfe aufweist und den höchsten Anteil (43 vom
Hundert) unter allen in der Sozialhilfe vertretenen Haus-
haltsgrößen ausmacht.
Bei einer Bedarfsgemeinschaft von zwei Personen beträgt
der maximale Freibetrag bei Erwerbstätigkeit 50 (nach alter
Rechnung 60) vom Hundert der nach § 20 Abs. 2 für einen
Alleinstehenden maßgebenden Regelleistung und erhöht
sich in Abhängigkeit von der Haushaltsgröße in 10-vom-
Hundert-Schritten pro zusätzlicher Person bis auf maximal
80 (nach alter Rechnung 90) vom Hundert der für einen Al-
leinstehenden Regelleistung bei einer Bedarfsgemeinschaft
mit fünf und mehr Personen. Nach dem neuen Anrech-
nungssystem liegt der maximale Freibetrag somit für eine
Familie mit drei Personen bei einem Betrag von jeweils ge-
rundet 207/199 Euro (alte/neue Länder) und bei einer Fami-
lie mit einer Haushaltsgröße von fünf Personen bei einem
Betrag von maximal 276/265 Euro. Die Freibeträge stehen
jedem in der Bedarfsgemeinschaft Erwerbstätigen gesondert
zu.
Das der Vorschrift zugrunde liegende Anreizsystem erhöht
die finanziellen Anreize zur Aufnahme bzw. Aufrechterhal-
tung einer Erwerbstätigkeit, hält jedoch die Ausweitung des
berechtigten Personenkreises in einem vertretbaren Rahmen
von bis zu ca. 100 000 Haushalten (Bericht der Arbeits-
gruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“ der Kommission zur
Reform der Gemeindefinanzen vom 17. April 2003 Punkt
3.3, Seite 23). Dem stehen Einsparungen gegenüber, die
dadurch erwartet werden, dass auf Grund der erhöhten
Arbeitsanreize künftig in mehr Haushalten als bislang Er-
werbstätigkeit aufgenommen wird. Die Mehrausgaben des
Modells wurden im Bericht der Arbeitsgruppe „Arbeits-
losenhilfe/Sozialhilfe“ auf rd. 30 Mio. Euro beziffert (Punkt
3.3, Seite 23).
Demgegenüber würden großzügigere Freibeträge zu einer
weitaus höheren, nicht mehr vertretbaren Ausweitung des
berechtigten Personenkreises führen, weil jeder höhere Frei-
betrag das anzurechnende Erwerbseinkommen mindert und
somit auch immer mehr Personen einen Anspruch auf – zu-
mindest aufstockendes – Arbeitslosengeld II erhalten wür-
den, bei denen anderenfalls gar keine Hilfebedürftigkeit
mehr vorliegen würde. So hat die Arbeitsgruppe „Arbeitslo-
senhilfe/Sozialhilfe“ der Kommission zur Reform der Ge-
meindefinanzen auch geprüft, welche Auswirkungen hin-
sichtlich der Erweiterung des berechtigten Personenkreises
ein Anrechnungsmodell hätte, wonach grundsätzlich ein
Freibetrag in Höhe von 20 vom Hundert des Nettoerwerbs-
einkommens gewährt wird. Die Einkommensanrechnungs-
regelung dieses Modells hätte dazu geführt, dass rd.
200 000 Haushalte zusätzlich Ansprüche im System der
neuen Leistung hätten geltend machen können. Dies aber
wäre – auch mit Blick auf die damit verbundene Dauersub-
vention von zumindest mittleren Löhnen – nicht vertretbar
gewesen.
Zu § 31 (Absenkung und Wegfall des Arbeitslosen-
geldes II)
Dem Grundsatz des Förderns und Forderns entsprechend
soll der erwerbsfähige Hilfebedürftige verpflichtet werden,
konkrete Schritte zur Behebung seiner Hilfebedürftigkeit zu
unternehmen. Diese Regelung konkretisiert den in § 2 ver-
ankerten Grundsatz des Forderns, demzufolge der erwerbs-
fähige Hilfebedürftige alle Möglichkeiten zur Beendigung
oder Verringerung seiner Hilfebedürftigkeit und der Hilfe-
bedürftigkeit der mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden




Nach Satz 1 wird das Arbeitslosengeld II in einer ersten
Stufe um 30 vom Hundert der für den erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen nach § 20 maßgebenden Regelleistung abge-
senkt und der Zuschlag nach § 24 nicht gezahlt, wenn die in
den Nummern 1 und 2 genannten Pflichtverletzungen vor-
liegen und der erwerbsfähige Hilfebedürftige nicht nach-
weist, dass es für diese Pflichtverletzungen einen wichtigen
Grund gab. Es tritt hiermit eine Beweislastumkehr ein. Der
erwerbsfähige Hilfebedürftige muss die einen wichtigen
Grund begründenden Tatsachen nachweisen, die sich aus
seiner Sphäre oder seinem Verantwortungsbereich ergeben.
Der Hilfebedürftige ist vorher über die Rechtsfolgen zu be-
lehren. Bei den in Satz 1 Nr. 1c genannten Arbeitsgelegen-
heiten handelt es sich um Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
im Sinne des Dritten Buches.
Zu Satz 2
Das Arbeitslosengeld II wird auch in den in Satz 2 genann-
ten Fällen in einer ersten Stufe abgesenkt und der Zuschlag
nach § 24 wird nicht gezahlt, wenn der erwerbsfähige Hilfe-
bedürftige trotz vorher erfolgter schriftlicher Belehrung
über die Rechtsfolgen für die in Satz 2 genannte Pflichtver-
letzung keinen wichtigen Grund nachweist. Da die in Satz 2
genannten Pflichtverletzungen aber weniger schwer wiegen
als die Pflichtverletzungen nach Satz 1, erfolgt hier eine Ab-
senkung des Arbeitslosengeldes II in einem ersten Schritt
nur um 10 vom Hundert der für den erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen maßgebenden Regelleistung.
Zu Absatz 2
Satz 1 regelt die Absenkung des Arbeitslosengeldes II für
den Fall wiederholter Pflichtverletzungen. Hierbei wird klar-
gestellt, dass bei jeder erneuten Pflichtverletzung das Ar-
beitslosengeld II um den Vomhundertsatz gemindert wird,
um den es in der ersten Stufe gemindert wurde, also z. B. um
weitere 30 vom Hundert oder um weitere 10 vom Hundert.
Bei kumulativer Verletzung von Pflichten nach Absatz 1
Satz 1 und 2 kann in der ersten Stufe die Minderung auch
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30 vom Hundert plus 10 vom Hundert, also insgesamt 40
vom Hundert der für den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
maßgebenden Regelleistung betragen.
Satz 2 stellt klar, dass im Fall wiederholter Pflichtverletzung
auch weitere Bestandteile des Arbeitslosengeldes II abge-
senkt werden können. Auch in diesem Fall bleibt aber der
Zugang des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen zu sonstigen
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, also auch zu Bera-
tungs- und Betreuungsdienstleistungen, erhalten.
Wird die Regelleistung um mehr als 30 vom Hundert ge-
mindert, stellt Satz 3 klar, dass ein Ermessensanspruch ge-
genüber der Agentur für Arbeit auf ergänzende Sachleistun-
gen oder geldwerte Leistungen, insbesondere in Form von
Lebensmittelgutscheinen, entsteht. Diese Leistungen bezie-
hen sich dem Volumen nach nur auf die Leistungshöhe des
Arbeitslosengeldes II, die weniger als 30 vom Hundert der
maßgebenden Regelleistung umfasst. Für den Fall, dass der
erwerbsfähige Hilfebedürftige mit minderjährigen Kindern
in Bedarfsgemeinschaft lebt, soll die Agentur für Arbeit in
den Grenzen des Satzes 4 ergänzende Sachleistungen oder
geldwerte Leistungen erbringen, um zu verhindern, dass
minderjährige Kinder dadurch übermäßig belastet werden,
dass das Arbeitslosengeld II ihrer Eltern oder Elternteile
wegen Pflichtverletzungen abgesenkt wurde. Nach Satz 5
ist der erwerbsfähige Hilfebedürftige vorher über die sich
ergebenden Rechtsfolgen zu belehren. Dem Hilfebedürfti-
gen soll hierbei in verständlicher Form erläutert werden,
welche unmittelbaren und konkreten Auswirkungen auf sei-
nen Leistungsanspruch die in Absatz 1 genannten Pflicht-
verletzungen haben werden. Die Belehrung soll zeitlich vor
der Pflichtverletzung liegen.
Zu Absatz 3
Die Regelung stellt klar, dass auch bei den dort genannten
Pflichtverletzungen die Rechtsfolgen der Absätze 1 und 2
(mit Ausnahme der in Absatz 1 Satz 2 genannten Minde-
rung um 10 vom Hundert der Regelleistung) eintreten kön-
nen. Auch hierüber ist der erwerbsfähige Hilfebedürftige
vorher entsprechend zu belehren. Bei einer Pflichtverlet-
zung nach Nummer 1 muss der Hilfesuchende sein Einkom-
men oder Vermögen vermindert haben. Hierbei kommt nur
eine direkte Handlung, keine indirekte Minderung, etwa
durch Unterlassung beruflicher Umschulungsmaßnahmen,
in Betracht. Der Hilfesuchende muss durch sein Verhalten
die Absicht verfolgt haben, die Voraussetzungen für die Ge-
währung oder Erhöhung der Hilfe herbeizuführen. Direkter
Vorsatz ist insoweit erforderlich. Unwirtschaftliches Verhal-
ten im Sinne der unter Nummer 2 genannten Pflichtverlet-
zung liegt dann vor, wenn ein hilfebedürftiger Erwerbsfähi-
ger unter Berücksichtigung der ihm durch die Allgemeinheit
gewährten Hilfe bei allen oder einzelnen seiner Handlungen
jede wirtschaftlich vernünftige Betrachtungsweise vermis-
sen lässt und hierbei ein Verhalten zeigt, das vom Durch-
schnitt wesentlich abweicht. Eine Pflichtverletzung nach
Nummer 3 Buchstabe a setzt voraus, dass die Agentur für
Arbeit als für die Arbeitslosenversicherung zuständiger Trä-
ger eine entsprechende Feststellung getroffen hat. Die
Agentur für Arbeit als für das Arbeitslosengeld II zuständi-
ger Träger ist insoweit an diese Feststellung gebunden. Dies
ist anders im Falle einer Pflichtverletzung nach Nummer 3
Buchstabe b. Denn hier hat die Agentur für Arbeit als für
das Arbeitslosengeld II zuständige Trägerin selbst zu ent-
scheiden, ob die in Nummer 3 Buchstabe b genannten Vor-
aussetzungen erfüllt sind.
Zu Absatz 4
Absatz 4 enthält eine Sonderregelung für junge erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige zwischen 15 bis unter 25 Jahren. Es ist
dringend erforderlich, bei jungen Menschen von vornherein
der Langzeitarbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Deshalb
sind auf der einen Seite erwerbsfähige Hilfebedürftige unter
25 Jahren in Beschäftigung, Ausbildung oder eine Arbeits-
gelegenheit zu vermitteln (§ 3 Abs. 2). Im Übrigen hat die
Bundesregierung hierzu mit dem am 28. Mai 2003 vom
Bundeskabinett verabschiedeten Sonderprogramm des Bun-
des zum Einstieg arbeitsloser Jugendlicher in Beschäftigung
und Qualifizierung (Jump-Plus), das 100 000 Jugendliche
erreichen soll, bereits im Vorfeld der Reform erste notwen-
dige Maßnahmen ergriffen. Der staatlichen Verpflichtung
zur Beschäftigung jugendlicher Menschen auf der einen
Seite stehen die schärferen Sanktionsregelungen des Absat-
zes 4 auf der anderen Seite gegenüber: Junge erwerbsfähige
Hilfebedürftige erhalten bei Pflichtverletzungen nach Ab-
satz 1 Satz 1 und Absatz 3 mit Ausnahme der Kosten für
Unterkunft und Heizung kein Arbeitslosengeld II. Zugleich
wird klargestellt, dass die Agentur für Arbeit die angemes-
senen Kosten für Unterkunft und Heizung direkt an den
Vermieter zahlen soll. Auch in diesem Fall bleibt aber der
Zugang des erwerbsfähigen jugendlichen Hilfebedürftigen
zu sonstigen Leistungen zur Eingliederung in Arbeit, also
auch zu Beratungs- und Betreuungsdienstleistungen, erhal-
ten.
Liegt lediglich eine Pflichtverletzung nach Absatz 1 Satz 2
vor, wird auch bei jungen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
das Arbeitslosengeld II, wie dort geregelt, neben der Strei-
chung des Zuschlages um 10 vom Hundert der maßgeben-
den Regelleistung abgesenkt. Im Übrigen bedeutet die Ver-
weisung auf die in Absatz 3 genannten Voraussetzungen,
dass im Falle einer Pflichtverletzung nach Absatz 3 Nr. 1
das Arbeitslosengeld II nur für diejenigen Jugendlichen ge-
strichen wird, die zum Zeitpunkt der Pflichtverletzung das
18. Lebensjahr vollendet haben. Weiterhin gelten über den
Verweis auf Absatz 3 Satz 3 bis 5 auch für Jugendliche die
besonderen Regelungen zu ergänzenden Sachleistungen
oder geldwerten Leistungen sowie die Verpflichtung für den
zuständigen Träger, den Jugendlichen vorher über die
Rechtsfolgen der Pflichtverletzung entsprechend zu beleh-
ren.
Zu Absatz 5
Absatz 5 bestimmt die Dauer der in den Absätzen 1 bis 4
geregelten Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen. Da die
Absenkung oder der Wegfall des Arbeitslosengeldes II
Sanktionscharakter hat, ist die Dauer der Rechtsfolge, unab-
hängig davon, ob die Pflichtverletzung zwischenzeitlich be-
endet wurde, auf jeweils drei Monate festgelegt. Der Hilfe-
bedürftige ist hierüber vorher entsprechend zu belehren, so
dass er hinreichend in die Lage versetzt ist zu erkennen, zu
welchen konkreten Folgen eine Pflichtverletzung führt. Bei
einer zwischenzeitlich erneut begangenen Pflichtverletzung
beginnt ein neuer dreimonatiger Zeitraum, der sich, je nach
dem Zeitpunkt der Pflichtverletzung, an die ersten drei Mo-
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naten anschließen oder sich teilweise mit ihnen überschnei-
den kann. Weiterhin wird klargestellt, dass in den Fällen der
Leistungsabsenkung oder Streichung kein Anspruch auf er-
gänzende Leistungen nach dem Zwölften Buch besteht.
Zu § 32 (Absenkung und Wegfall des Sozialgeldes)
Die Vorschrift enthält die Regelungen zur Absenkung und
zum Wegfall des Sozialgeldes. Hiernach kann für nicht er-
werbsfähige Hilfebedürftige, die mit einem erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen in Bedarfsgemeinschaft leben, die Leis-
tung entsprechend den Regelungen nach § 31 Abs. 1, 2
und 5 abgesenkt werden oder ganz entfallen, wenn bei die-
sen Personen Pflichtverletzungen nach § 31 Abs. 1 Satz 2
oder Abs. 3 Nr. 1 und 2 vorliegen. Die Regelungen zur Be-
weislastumkehr geltend entsprechend auch hier.
Eine Pflichtverletzung nach § 31 Abs. 1 Satz 2 kann sich für
einen nicht erwerbsfähigen Hilfebedürftigen z. B. dann er-
geben, wenn der Hilfebedürftige zur Wahrnehmung eines
ärztlichen oder psychologischen Untersuchungstermins auf-
gefordert wird, weil in seiner Person ein Vermittlungs-
hemmnis für den erwerbsfähigen Partner liegt (z. B. wegen
Alkoholabhängigkeit, die dazu führt, dass ein zum Haushalt
gehörendes Kind nur von dem erwerbsfähigen Partner be-
treut werden kann), dieser Termin aber – ohne wichtigen
Grund – nicht wahrgenommen wird.
Zu § 33 (Übergang von Ansprüchen)
Zeitlich kongruente Ansprüche eines Beziehers von Leis-
tungen zum Lebensunterhalt gegen einen Dritten, der nicht
Sozialleistungsträger im Sinne des § 12 Erstes Buch ist, ge-
hen mit der Überleitungsanzeige auf die Agentur für Arbeit
über. Der Höhe nach ist der Anspruchsübergang auf die
Höhe der erbrachten Leistungen begrenzt. Der Anspruch
darf nur übergeleitet werden, soweit die Leistungen bei
rechtzeitiger Erfüllung des Anspruchs nicht erbracht wor-
den wären. Dem Anspruchsübergang steht nicht entgegen,
dass der Anspruch nicht übertragbar, verpfändbar oder
pfändbar ist.
Zivilrechtliche Unterhaltsansprüche eines Beziehers von
Leistungen zum Lebensunterhalt gehen bis zur Höhe der er-
brachten Leistungen auf die Agentur für Arbeit über. Zu-
gleich geht der unterhaltsrechtliche Auskunftsanspruch ge-
gen den Verpflichteten über. Der Unterhaltsanspruch geht
nicht über, soweit er durch laufende Zahlung erfüllt wird. Er
geht ebenfalls nicht über, wenn der Unterhaltsberechtigte mit
dem Verpflichteten in einer Bedarfsgemeinschaft lebt oder
mit ihm im zweiten oder entfernteren Grade verwandt ist.
Das Gleiche gilt für eine Unterhaltsberechtigte, die schwan-
ger ist oder ihr leibliches Kind bis zur Vollendung des sechs-
ten Lebensjahres betreut. Der Anspruchsübergang ist auch
ausgeschlossen, wenn er für den Unterhaltspflichtigen eine
unbillige Härte bedeuten würde oder wenn er durch den An-
spruchsübergang seinerseits bedürftig im Sinne der Regelun-
gen zum Arbeitslosengeld II oder zum Sozialgeld würde.
Zu § 34 (Ersatzansprüche)
Die Vorschrift lehnt sich an das Sozialhilferecht an. Zum
Ersatz der Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
ist verpflichtet, wer als Volljähriger vorsätzlich oder grob
fahrlässig und ohne wichtigen Grund seine Hilfebedürftig-
keit oder diejenige der Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft
verursacht hat. Ein Rückgriff unterbleibt, soweit der Ver-
pflichtete in Zukunft abhängig von Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts oder Hilfe zum Lebensunterhalt
werden würde.
Die Ersatzpflicht trifft auch den Erben, sie ist auf den Wert
des Nachlasses bei Eintritt des Erbfalles begrenzt.
Der Ersatzanspruch erlischt drei Jahre nach Ablauf des Ka-
lenderjahres der Leistungserbringung. Für die Hemmung,
die Ablaufhemmung, den Neubeginn und die Wirkung der
Verjährung gelten die Regelungen des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sinngemäß. Ein Leistungsbescheid der Agentur für
Arbeit hat die gleichen Wirkungen wie eine Klageerhebung.
Zu § 35 (Erbenhaftung)
Die Vorschrift lehnt sich an das Sozialhilferecht an. Der
Erbe eines Empfängers von Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts haftet für die in den letzten zehn Jahren
vor dem Erbfall erbrachten Leistungen. Die Ersatzpflicht
beschränkt sich auf den Wert des Nachlasses bei Eintritt des
Erbfalles.
Der Erbe haftet nicht für Leistungen, die 1 700 Euro nicht
übersteigen (Bagatellgrenze). Er hat einen Freibetrag von
insgesamt 15 500 Euro, wenn er Ehegatte des Verstorbenen
oder mit diesem verwandt war und nicht nur vorübergehend
bis zu seinem Tode mit ihm in häuslicher Gemeinschaft ge-
lebt und ihn gepflegt hat. Der Ersatzanspruch ist auch nicht
geltend zu machen, soweit dies nach der Besonderheit des
Einzelfalles eine besondere Härte bedeuten würde. Der Be-
griff der besonderen Härte ist eng auszulegen.
Absatz 3 regelt, dass der Ersatzanspruch drei Jahre nach
dem Tode des Leistungsempfängers erlischt. § 34 Abs. 3
Satz 2 gilt sinngemäß.
Zu § 36 (Örtliche Zuständigkeit)
Zuständig für das Erbringen von Leistungen nach diesem
Buch ist die Agentur für Arbeit, in deren Bezirk der er-
werbsfähige Hilfebedürftige seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt hat. Anders als im Dritten Buch ist ein
Zuständigkeitswechsel ohne Änderung des Wohnsitzes oder
gewöhnlichen Aufenthalts nicht möglich.
Zu § 37 (Antragserfordernis)
Der Antrag auf Leistungen hat konstitutive Wirkung, so
dass Leistungen erst ab Antragstellung zustehen. Auf die
Kenntnis der Agentur für Arbeit von der Hilfebedürftigkeit
kommt es anders als im Sozialhilferecht nicht an.
Ist der erwerbslose Hilfebedürftige mangels Dienstbereit-
schaft der Agentur für Arbeit nicht in der Lage, seinen An-
trag zu stellen, wirkt der am nächsten Tag der Dienstbereit-
schaft gestellte Antrag auf den Tag zurück, an dem der An-
trag eigentlich gestellt werden sollte. Die schlüssige Erklä-
rung, an einem bestimmten Tag den Antrag gestellt haben
zu wollen, ist in der Regel ausreichend.
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Zu § 38 (Vertretung der Bedarfsgemeinschaft)
Aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität und Verwal-
tungsökonomie enthält Satz 1 die gesetzliche Vermutung
der Bevollmächtigung des erwerbsfähigen Hilfebedürftigen
für die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft. Hiermit soll im
Regelfall verhindert werden, dass der Agentur für Arbeit
eine Vielzahl von Ansprechpartnern einer Bedarfsgemein-
schaft gegenübersteht und überflüssiger Verwaltungsauf-
wand anfällt. Satz 2 regelt das Konkurrenzverhältnis mehre-
rer erwerbsfähiger Hilfebedürftiger in einer Bedarfsgemein-
schaft und bestimmt den Erwerbsfähigen zum Vertreter der
anderen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft, der die Leis-
tungen zuerst beantragt.
Die gesetzliche Vermutung gilt nicht, soweit die Mitglieder
der Bedarfsgemeinschaft gegenüber der Agentur für Arbeit
erklären, dass sie ihre Interessen selbst wahrnehmen wollen.
Zu § 39 (Anfechtung von Entscheidungen)
Widerspruch und Klage gegen eine Entscheidung der Agen-
tur für Arbeit über Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts und Leistungen zur Eingliederung in Arbeit haben
keine aufschiebende Wirkung. Das Gleiche gilt für einen
Verwaltungsakt, der den Anspruchsübergang bewirkt.
Zu § 40 (Anwendung von Verfahrensvorschriften des
Dritten Buches)
Die Vorschrift erklärt in Absatz 1 wesentliche Sonderrege-
lungen des Dritten Buches zum Verfahren für entsprechend
anwendbar.
Nach der Vorschrift des Absatzes 2 unterliegen 56 vom
Hundert der berücksichtigten Unterkunftskosten (ohne Kos-
ten der Heizungs- und Warmwasserversorgung) nicht der
Rückforderung. Mit der Regelung soll bewirkt werden, dass
sich der Ausschluss der Empfänger des Arbeitslosengeldes
II und des Sozialgeldes nach diesem Buch vom Wohngeld
nach § 1 Abs. 2 WoGG – neu – rechtlich und tatsächlich
nicht auf die Betroffenen auswirkt. Das Wohngeld unterliegt
grundsätzlich nicht der Rückforderung. Die Betroffenen
werden durch den teilweisen Ausschluss der Rückforderung
der Transferleistung so gestellt, wie sie stünden, wenn sie
Wohngeld erhalten hätten. Der Satz von 56 vom Hundert
orientiert sich am tatsächlichen Subventionssatz des beson-
deren Mietzuschusses auf der Basis der empirischen Werte
der Wohngeldstatistik 2001. Der durchschnittliche Subven-
tionssatz ergibt sich durch Teilung des durchschnittlichen
Wohngeldanspruchs durch die durchschnittliche berück-
sichtigungsfähige Miete.
Zu § 41 (Berechnung der Leistungen)
Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts werden
für jeden Kalendertag der Hilfebedürftigkeit erbracht. Ganze
Monate werden aus Gründen der Verwaltungsökonomie und
der Rechtssicherheit für die Bezieher von Leistungen und
ggf. deren Gläubiger mit 30 Tagen gerechnet, um monatlich
gleich bleibende Leistungen sicherzustellen. Sind Leistun-
gen nur für Teilmonate zu erbringen, wird die Zahl der
Anspruchstage mit einem Dreißigstel der vollen monatlichen
Leistung multipliziert. Der sechsmonatige Bewilligungs-
abschnitt soll eine regelmäßige Überprüfung der Hilfe-
bedürftigkeit in überschaubaren zeitlichen Abständen
sicherstellen. Die Zahlung monatlich im Voraus entspricht
der Zahlungsweise bei der Sozialhilfe.
Zu § 42 (Auszahlung der Leistungen)
Die Leistungen sind grundsätzlich kostenfrei auf das vom
Berechtigten angegebene inländische Konto bei einem
Geldinstitut zu überweisen. So können die Leistungen in ei-
nem automatisierten Verfahren effizient erbracht werden
und Kosten für besondere Zahlungsweisen vermieden wer-
den.
Die Kosten für eine Übermittlung der Leistungen an den
Wohnort oder gewöhnlichen Aufenthalt des Berechtigten
sind von den Leistungen abzuziehen, sofern der Berechtigte
nicht nachweist, dass er ohne eigenes Verschulden ein
Konto bei einem inländischen Geldinstitut nicht einrichten
kann.
Zu § 43 (Aufrechnung)
Die Vorschrift regelt in Anlehnung an § 25a Bundessozial-
hilfegesetz die gegenüber § 51 des Ersten Buches ver-
schärfte Aufrechnung. Die Agentur für Arbeit kann mit An-
sprüchen auf Erstattung oder Schadensersatz wegen un-
rechtmäßiger Leistungen gegen Leistungsansprüche des Be-
ziehers von Leistungen zum Lebensunterhalt bis auf das
Unerlässliche aufrechnen, wenn dieser die durch vorsätz-
liche oder grob fahrlässige unrichtige oder unvollständige
Angaben veranlasst hat. Die Aufrechnung ist nur innerhalb
von zwei Jahren seit Entstehung des Schadensersatz- oder
Erstattungsanspruchs möglich.
Zu § 44 (Veränderung von Ansprüchen)
Die Vorschrift stellt einen Gleichklang mit dem bei Versi-
cherungsleistungen anwendbaren § 76 Abs. 1 Nr. 3 des
Vierten Buches her.
Zu § 45 (Einigungsstelle zur Entscheidung über die Er-
werbsfähigkeit)
In den Fällen des § 8 Abs. 2 Satz 2 entscheidet die Eini-
gungsstelle abschließend über das Vorliegen der Erwerbsfä-
higkeit. Die Einigungsstelle soll möglichst einvernehmlich
entscheiden. Sie ist mit jeweils einem Vertreter der Agentur
für Arbeit und des möglicherweise zuständigen anderen So-
zialleistungsträgers besetzt. Den Vorsitz führt ein einver-
nehmlich zu bestimmender Dritter. Einigen sich die Träger
nicht auf einen Vorsitzenden, führen ein Mitglied der Ge-
schäftsführung der Agentur für Arbeit und der Leiter des
anderen Trägers abwechselnd jeweils für sechs Monate den
Vorsitz.
Die Einigungsstelle kann Sachverständige hinzuziehen, die
Entschädigungen wie in einem Gerichtsverfahren erhalten.
Kostenträger ist der Bund. Die Einigungsstelle entscheidet
mehrheitlich, wenn Einvernehmen nicht hergestellt werden
konnte.
Zu § 46 (Finanzierung aus Bundesmitteln)
Der Bund trägt die Aufwendungen für die Erbringung der
Leistungen nach diesem Buch.
Um einen Anreiz für die Bundesagentur zu schaffen, dass
Arbeitslose noch während des Bezugs von Arbeitslosengeld
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dauerhaft beruflich eingegliedert werden, wird festgelegt,
dass die Bundesagentur für jeden Hilfebedürftigen, der nach
Auslaufen des Arbeitslosengelds in das Arbeitslosengeld II
übergeht, einen bestimmten Betrag zahlen muss. Für die
Höhe dieses Betrags wurden die durchschnittlichen Auf-
wendungen für die Nettoleistung und die Sozialversiche-
rungsbeiträge eines Hilfebedürftigen und seiner Bedarfsge-
meinschaft in einem Jahr gewählt. Für das Jahr 2004 wird
dieser Betrag auf etwa 8 200 Euro geschätzt.
Bei den derzeit erwarteten Übertritten in Arbeitslosengeld II
ergibt sich, dass die Bundesagentur im zweiten Halbjahr
2004 einen Aussteuerungsbetrag von rd. 3,1 Mrd. Euro und
im Jahr 2005 von rd. 5,8 Mrd. Euro zu zahlen hat; in den
Folgejahren wird ein weiteres Absinken dieses Betrags er-
wartet. Die Arbeitsgruppe „Arbeitslosenhilfe/Sozialhilfe“
der Kommission zur Reform der Gemeindefinanzen hat die
Einsparungen im Haushalt der Bundesagentur, die durch
den Wegfall der Arbeitslosenhilfe entstehen, für das Jahr
2004 auf 3,1 Mrd. Euro und für die Folgejahre auf 6,2 Mrd.
Euro geschätzt. Der Aussteuerungsbetrag, den die Bundes-
agentur voraussichtlich zu zahlen hat, ist also ab dem Jahr
2005 etwas niedriger als die Minderausgaben, die die Bun-
desagentur durch die Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende hat. Die Einführung des Aussteuerungsbe-
trags hat somit den weiteren Effekt, dass die finanziellen
Mittel, die bisher aus dem Haushalt der Bundesanstalt für
Arbeit für Arbeitslosenhilfebezieher verwendet wurden,
zum größten Teil für die Grundsicherung für Arbeit-
suchende zur Verfügung gestellt werden.
Zu § 47 (Aufsicht)
Die Vorschrift regelt die entsprechende Form der staatlichen
Aufsicht. Die Bundesagentur unterliegt der Fachaufsicht
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit, soweit
sie Aufgaben nach diesem Buch durchführt.
Zu § 48 (Vereinbarungen)
Mit dieser Vorschrift wird die rechtliche Steuerung der Bun-
desagentur ergänzt durch zweiseitige Vereinbarungen. Das
Verwaltungshandeln soll stärker darauf ausgerichtet wer-
den, Ziele zu erreichen anstatt ausschließlich Regeln anzu-
wenden. Die Vereinbarungen können unterschiedliche Lauf-
zeiten haben, sie müssen nicht nur ein Haushaltsjahr betref-
fen. Als Ziele kommen beispielsweise in Betracht die
Begrenzung der durchschnittlichen Dauer der Hilfebedürf-
tigkeit, eine Aktivierungsquote oder bestimmte Schwer-
punkte bei der Eingliederung in Arbeit. Soweit nach den
Regelungen Zustimmungen oder Genehmigungen der Bun-
desregierung erforderlich sind, können diese durch vertrag-
liche Vereinbarungen ersetzt werden. Das gilt auch für fach-
aufsichtsrechtliche Weisungen. Die Ziele werden aus den
Regelungen zu Inhalt und Aufgabe der Förderung abgelei-
tet.
Zu § 49 (Innenrevision)
Die Vorschrift orientiert sich an § 398 des Dritten Buches.
Die Berichte der Innenrevision werden dem Bundesministe-
rium für Wirtschaft und Arbeit zur Durchführung der Fach-
aufsicht vorgelegt.
Zu § 50 (Datenübermittlung an Dritte)
Die Vorschrift bestimmt für das Zweite Buch, zu welchem
Zweck die Bundesagentur als Träger der Leistung nach die-
sem Gesetz und von ihr nach § 6 Satz 2 beauftragte Dritte
Sozialdaten erheben, verarbeiten und nutzen dürfen. Beauf-
tragte Dritte können insbesondere Kirchen, Verbände der
freien Wohlfahrtspflege und Träger von Beschäftigungs-
maßnahmen sein. Die Bundesagentur hat dabei sicherzustel-
len, dass die beauftragten Dritten nur Zugriff auf die im je-
weiligen Einzelfall erforderlichen Sozialdaten erhalten. Die
Vorschrift gilt in Ergänzung zu den allgemeinen Vorschrif-
ten über den Schutz der Sozialdaten, insbesondere § 35 des
Ersten Buches, die §§ 67 ff. und 78 des Zehnten Buches.
Der § 395 des Dritten Buches gilt entsprechend auch für
nach Absatz 1 von der Bundesagentur beauftragte Dritte.
Zu § 51 (Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von
Sozialdaten durch nichtöffentliche Stellen)
§ 80 Abs. 5 des Zehnten Buches setzt der Erhebung, Verar-
beitung oder Nutzung im Auftrag durch nichtöffentliche
Stellen enge Grenzen. Mit der Vorschrift wird sichergestellt,
dass sich die Bundesagentur für die Erhebung, Verarbeitung
und Nutzung seiner Sozialdaten – unter Geltung der sonsti-
gen Inhalte des § 80 des Zehnten Buches – eines nichtöf-
fentlichen Dritten bedienen darf. Dies können insbesondere
von der Bundesagentur mit der Ersterfassung von Kunden-
daten und Erteilung von Auskünften beauftragte Call-Cen-
ter sein, die wiederum befugt sind, die erhobenen Daten
auch auf dem Weg eines automatisierten Abrufverfahrens
an die Bundesagentur zu übermitteln. Die Bundesagentur
hat dabei sicherzustellen, dass die beauftragten, nicht-öf-
fentlichen Dritten nur Zugriff auf die im jeweiligen Einzel-
fall erforderlichen Sozialdaten erhalten.
Zu § 52 (Automatisierter Datenabgleich)
Mit dieser Vorschrift soll die missbräuchliche Inanspruch-
nahme von Arbeitslosengeld II vermieden werden. Dazu
wird die Bundesagentur befugt, Daten über die wirtschaftli-
chen und persönlichen Verhältnisse der Empfänger von Ar-
beitslosengeld II durch Auskunftsersuchen gegenüber be-
stimmten anderen Leistungsträgern und bestimmten ande-
ren Stellen auf ihre Richtigkeit hin zu überprüfen. Die Bun-
desagentur ist ermächtigt, bei den Berufsgenossenschaften,
den Sozialversicherungsanstalten, der Bundesknappschaft,
dem Bundesamt für Finanzen, der Bundesagentur für Fi-
nanzdienstleistungsaufsicht und den örtlichen Trägern der
Sozialhilfe, ggf. auch im Wege des automatisierten Daten-
abgleichs, Leistungsbezüge und -zeiträume, Versicherungs-
pflichtzeiten und Zeiten geringfügiger Beschäftigung abzu-
fragen, den Datenabgleich nach § 45d Abs. 2 des Einkom-
mensteuergesetzes durchzuführen und Auskünfte über staat-
lich geförderte, zusätzliche Altersvorsorge im Sinne des
§ 10a oder des XI. Abschnitts des Einkommensteuergeset-
zes einzuholen und auf diese Weise den Missbrauch von
Sozialleistungen aufzudecken.
Der Datenabgleich hat den Zweck, dass beim Arbeitslosen-
geld II zu berücksichtigende Einkommen und Vermögen zu
überprüfen. Die Einbeziehung des automatisierten Datenab-
gleichs ermöglicht, den Datenabgleich zwischen der Bun-
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desagentur und den genannten Stellen sicher und mit dem
geringstmöglichen Verwaltungsaufwand durchzuführen.
Die Bundesagentur darf zur Durchführung des automatisier-
ten Datenabgleichs die dafür erforderlichen Daten an die zu-
ständigen Stellen übermitteln. Die durch den automatisier-
ten Datenabgleich überlassenen Daten sind nach Durchfüh-
rung des Abgleichs unverzüglich zu löschen.
Zu § 53 (Statistik)
Die Bundesagentur erstellt aus den im Verwaltungsvollzug
anfallenden Daten Statistiken über die Durchführung der
Grundsicherung für Arbeitsuchende. Damit wird die Anord-
nung einer Bundesstatistik für den betroffenen Personen-
kreis entbehrlich. Von besonderem Interesse sind dabei
Leistungen zur Eingliederung in Beschäftigung. Die Statis-
tiken liefern Informationen für interne Steuerungszwecke
der Bundesagentur. Sie sind erforderlich für die Ausübung
der Fachaufsicht durch das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit. Nicht zuletzt dienen sie der Information
der Öffentlichkeit und dem spezifischen Informationsbedarf
der Bundesregierung.
Zur Umsetzung dieser unterschiedlichen Anforderungen
kann das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit Ein-
zelheiten – etwa zu erfassende Merkmale, Art, zeitliche Pe-
riodizität und Umfang der Statistiken und der Berichterstat-
tung – durch Weisung bestimmen. Dabei ist zu berücksichti-
gen, dass eine enge Verzahnung der statistischen Informa-
tionen über die Leistungen nach diesem Buch mit der
Sozialhilfe- und Grundsicherungsstatistik sichergestellt
wird. Hierzu wird es regelmäßige Konsultationen mit dem
Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung
geben. Eine Trennung der statistischen Informationen von
den persönlichen Daten erfolgt.
Die Vorschrift stellt darüber hinaus sicher, dass die Bun-
desagentur ihre Pflicht zur Erstellung von Statistiken nach
diesem und dem Dritten Buch koordiniert. Mit Blick auf die
wesentliche Zielsetzung der neuen Leistung Arbeitslosen-
geld II, die Eingliederung in ungeförderte Beschäftigung zu
fördern, ist es zweckmäßig die Aufgabe der Statistikerstel-
lung in den gewachsenen und bewährten Strukturen bei der
Bundesagentur durchzuführen. Dabei kann diese auf ihre
großen Erfahrungen bei der Datenerfassung, -verarbeitung
und -auswertung von umfangreichen Dateien zurückgreifen.
Der fortgeschrittene Aufbau eines Data-Warehouse ermög-
licht die Nutzung und Erweiterung einer zeitgemäßen Infra-
struktur.
Die bei der Durchführung der Förderung nach diesem Buch
anfallenden Sozialdaten können an das Statistische Bundes-
amt und die statistischen Ämter der Länder übermittelt wer-
den, soweit dies für Zwecke eines Zensus erforderlich ist.
Anonymisierte Einzeldaten darf die Bundesagentur an das
Statistische Bundesamt und die statistischen Ämter der Län-
der übermitteln, damit die Informationen in die Erstellung
der Erwerbstätigenstatistiken einfließen können.
Zu § 54 (Eingliederungsbilanz)
Für die zeitnahe Steuerung der aktiven Leistungen hat sich
die Eingliederungsbilanz nach § 11 des Dritten Buches be-
währt. Mittlerweile gibt es neben der Verbleibsquote, die
nach einem Zeitraum von 6 Monaten ausweist, welcher Teil
der Teilnehmer an einer Maßnahme sich nicht wieder ar-
beitslos gemeldet hat, auch die Eingliederungsquote. Hier
wird ausgewiesen, welcher Teil der Teilnehmer den Über-
gang in sozialversicherungspflichtige Beschäftigung ge-
schafft hat. Im Übrigen ist der Eingliederungsbilanz eine
Vielzahl von Informationen zu den Maßnahmen und Kosten
der aktiven Leistungen zu entnehmen. Da alle Agenturen
für Arbeit eine Eingliederungsbilanz vorzulegen haben,
wird auch der Vergleich der aktiven Leistungen von Agen-
turen für Arbeit ermöglicht, deren Arbeitsmarktsituation
nach bestimmten Kriterien als weitgehend übereinstimmend
beschrieben werden kann. Da die Eingliederungsleistungen
nach diesem Buch zu einem erheblichen Teil in ihren
Grundstrukturen denen der aktiven Arbeitsförderung nach
dem Dritten Buch entsprechen und ebenfalls von den Agen-
turen für Arbeit erbracht werden, ist es zweckmäßig, auch
diese in die Eingliederungsbilanz einzubeziehen. Zum einen
geht es um die Integration in den regionalen Arbeitsmarkt,
zum anderen sind Informationen für einen wirkungsvollen
und kostengünstigen Einsatz der Mittel für die Steuerung
der Leistungserbringung unverzichtbar.
Soweit bestimmte Maßnahmen nicht auf die sofortige Inte-
gration in Arbeit abzielen, sondern zunächst helfen sollen,
die Arbeits- und Beschäftigungsfähigkeit von erwerbsfähi-
gen Hilfebedürftigen wiederherzustellen, sind hierzu von
der Bundesagentur geeignete Indikatoren zu entwickeln.
Insbesondere die in § 16 Abs. 2 aufgeführten Leistungen
lassen sich über eine Eingliederungsbilanz nicht direkt beur-
teilen. Hierzu bedarf es insbesondere qualitativer Indikato-
ren, die Erfolge bei der Eingliederung nicht ausschließlich
über das Kriterium des Übergangs vom Leistungsbezug in
Arbeit sondern auch in einer Verbesserung der Arbeits-
und Beschäftigungsfähigkeit der Leistungsbezieher abbil-
den lassen.
Zu § 55 (Wirkungsforschung)
Die Vorschrift legt fest, dass alle aktiven Leistungen zur
Eingliederung der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen in das
Erwerbsleben wissenschaftlich evaluiert werden. Erkennt-
nisse aus der Statistik werden hierdurch ergänzt und bilden
die wesentliche Grundlage für die Kontrolle und Steuerung.
Um ein rechtzeitiges Gegensteuern bei nicht erwünschten
Ergebnissen zu ermöglichen, sind die Untersuchungen re-
gelmäßig und zeitnah durchzuführen. Zwischenergebnisse
sollten jeweils nach Abschluss eines Kalendervierteljahres
erhoben werden.
Einzelheiten der Durchführung der Evaluation, insbeson-
dere Fragen der Ausschreibung, des finanziellen und des
zeitlichen Rahmens sind in den zwischen dem Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit und der Bundesagentur
zu schließenden Zielvereinbarungen festzulegen. Wenn es
zweckmäßig ist – insbesondere vor dem Hintergrund, dass
die Arbeitsmarktforschung ständige Aufgabe des Instituts
für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur
ist –, soll die Evaluation bestimmter Maßnahmen durch das
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung erfolgen.
Zu § 56 (Anzeige- und Bescheinigungspflicht bei Arbeits-
unfähigkeit)
Die Vorschrift entspricht § 311 des Dritten Buches. Der er-
werbsfähige Hilfebedürftige hat der Agentur für Arbeit eine
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Arbeitsunfähigkeit und ihre voraussichtliche Dauer unver-
züglich anzuzeigen und der Agentur für Arbeit spätestens
vor Ablauf des dritten Kalendertages nach Eintritt der Ar-
beitsunfähigkeit eine entsprechende ärztliche Bescheini-
gung vorzulegen. Die Agentur für Arbeit kann im Einzelfall
auch eine frühere Vorlage der Bescheinigung verlangen. So
werden Missbrauchsmöglichkeiten im Zusammenhang mit
dem Ausstellen einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung,
wie der Besuch mehrerer Ärzte zum Erlangen einer solchen
Bescheinigung, eingeschränkt. Bei längerer Arbeitsunfähig-
keit ist eine Folgebescheinigung erforderlich. Satz 3 stellt
die notwendigen Informationen für die Krankenkasse
sicher.
Zu § 57 (Arbeitsbescheinigung)
Die Vorschrift berücksichtigt, dass bei Beendigung einer
Beschäftigung üblicherweise eine Arbeitsbescheinigung
nach § 312 des Drittes Buches ausgestellt wird. Diese ent-
hält auch die für die Leistungen nach diesem Buch erforder-
lichen Angaben. Dem Arbeitgeber kann nicht zugemutet
werden, zu prüfen, ob der Arbeitnehmer nach dem Ende der
Beschäftigung einen Arbeitslosengeldanspruch haben wird.
Die Verwendung unterschiedlicher Vordrucke ließe sich
durch den Arbeitgeber nicht zuverlässig steuern. Bei Bedarf
fordert die Agentur für Arbeit gezielt eine vereinfachte Ar-
beitsbescheinigung an, die lediglich Angaben zu dem Ende
und dem Grund für die Beendigung des Beschäftigungsver-
hältnisses enthalten muss.
Zu § 58 (Einkommensbescheinigung)
Die Vorschrift lehnt sich an § 313 des Dritten Buches an.
Der Arbeitgeber oder Besteller einer Dienst- oder Werkleis-
tung hat einer Person, die Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts beantragt hat oder bezieht, für den Bezugs-
zeitraum auf dem von der Agentur für Arbeit vorgesehenen
Vordruck Art und Dauer der Tätigkeit und die Höhe des
Entgelts bzw. der Vergütung zu bescheinigen. Die Beschei-
nigung ist unverzüglich auszustellen und auszuhändigen
und vom Bezieher der Leistung der Agentur für Arbeit vor-
zulegen.
Zu § 59 (Meldepflicht)
Wie im Recht der Arbeitsförderung müssen erwerbsfähige
Hilfebedürftige der allgemeinen Meldepflicht unterliegen.
Wird bei einem Umzug eine andere Agentur für Arbeit zu-
ständig, muss sich der erwerbsfähige Hilfebedürftige bei
dieser unverzüglich melden.
Zu § 60 (Auskunftspflicht und Mitwirkungspflicht Dritter)
Die Vorschrift lehnt sich an die §§ 315 und 319 des Dritten
Buches an.
Absatz 1 regelt Auskunftspflichten im Zusammenhang mit
der Bedürftigkeitsprüfung. Auskunftspflichtig sind diejeni-
gen, die einem Antragsteller oder Bezieher von Leistungen
nach diesem Gesetz bedürftigkeitsrelevante Leistungen er-
bringen. Hierzu zählen Einnahmen jeglicher Art, die nicht
bei der Einkommensberücksichtigung privilegiert sind.
Die Auskunftspflicht nach Absatz 2 betrifft Geld- und Kre-
ditinstitute und Versicherungen mit allen Anlageformen, die
zu zu berücksichtigendem Einkommen oder Vermögen füh-
ren. Den Auskunftspflichtigen steht für die Erteilung der
Auskünfte eine Entschädigung entsprechend § 21 Abs. 3
Satz 4 des Zehnten Buches zu. Die unterhaltsrechtlichen
Auskunftspflichten nach § 1605 Abs. 1 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs sind anzuwenden.
Absatz 3 regelt die Auskunftspflicht von Arbeitgebern, die
Antragsteller oder Bezieher von Leistungen nach diesem
Buch oder deren Partner oder nach Absatz 2 zur Auskunft
verpflichtete Personen beschäftigen. Die Auskunftspflicht
umfasst Angaben über das Beschäftigungsverhältnis, insbe-
sondere über das Arbeitsentgelt.
Absatz 4 regelt die Auskunftspflicht des Partners über sein
Einkommen und Vermögen. Darüber hinaus enthält er Aus-
kunftspflichten von Geld- und Kreditinstituten und Versi-
cherungen mit allen Anlageformen, die zu zu berücksichti-
gendem Einkommen oder Vermögen des Partners führen.
Absatz 5 enthält Mitwirkungspflichten für Arbeitgeber und
Auftraggeber von Personen, die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts beantragt oder bezogen haben oder ge-
genwärtig beziehen. Die Mitwirkungspflichtigen müssen
der Agentur für Arbeit im Rahmen der Aufgaben nach die-
sem Buch Einsicht in die genannten Unterlagen gewähren.
So können Angaben des Betroffenen und der Arbeitgeber
und Auftraggeber zu leistungsrelevanten Sachverhalten
überprüft werden. Die Auskunfts- und Mitwirkungspflich-
ten gelten, soweit sie zur Durchführung der Aufgaben nach
diesem Gesetz erforderlich sind.
Zu § 61 (Auskunftspflichten bei Leistungen zur Eingliede-
rung in Arbeit)
Die Vorschrift lehnt sich an § 318 des Dritten Buches an.
Sie regelt Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des Trägers
und des Teilnehmers bei der Durchführung von Maßnahmen
der beruflichen Eingliederung. So soll einerseits die Recht-
mäßigkeit der Leistungserbringung sichergestellt werden,
andererseits wird die Agentur für Arbeit in die Lage ver-
setzt, Maßnahmen der Eingliederung aktiv zu begleiten und
bei Bedarf einzugreifen, um den Maßnahmeerfolg zu
sichern.
Zu § 62 (Schadensersatz)
Die Vorschrift lehnt sich an § 321 des Dritten Buches an.
Schadensersatzpflichtig ist, wer vorsätzlich oder fahrlässig
gegen eine Bescheinigungspflicht nach § 56 oder § 57 oder
eine Auskunftspflicht nach § 60 oder § 61 verstößt. Die
Schadensersatzpflicht betrifft die Unterlassung sowie die
unrichtige oder unvollständige Angabe. Der Schadenser-
satzanspruch besteht neben dem Erstattungsanspruch gegen
den Bezieher der unrechtmäßigen Leistung.
Zu § 63 (Bußgeldvorschriften)
Die Vorschrift regelt die Ordnungswidrigkeit von Verstößen
gegen Anzeige-, Mitwirkungs-, Auskunfts- und Bescheini-
gungspflichten, die die rechtmäßige Leistungserbringung
sicherstellen sollen.
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Zu § 64 (Zuständigkeit)
Die Vorschrift regelt die Zuständigkeit für die Bekämpfung
von Leistungsmissbrauch und bei der Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten.
Zu § 65 (Übergangsvorschriften)
Die große Zahl von Leistungsfällen, die auf das neue Recht
umgestellt werden müssen und die insbesondere bei der
Agentur für Arbeit erforderlichen Feststellungen von Ein-
kommen und Vermögen auch für die mit dem Arbeitslosen-
hilfebezieher in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Perso-
nen erfordern einen stufenweisen Übergang in das neue
Recht.
Zur Vorbereitung des Übergangs sollen ab 1. Januar 2004
Bewilligungen von Arbeitslosenhilfe auf ein halbes Jahr,
längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004 befristet wer-
den.
Nach dem Inkrafttreten des Zweiten Buches am 1. Juli 2004
soll in einer ersten Stufe hinsichtlich der Leistungen zum
Lebensunterhalt
– allen Neuanträgen das neue Recht zugrunde gelegt wer-
den,
– bei Bestandsfällen der Arbeitslosenhilfe übergangsweise
die Arbeitslosenhilfe bis zum Ende des laufenden Bewil-
ligungszeitraumes weitergezahlt werden; danach soll die
Umstellung auf die Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach diesem Buch erfolgen,
– bei Bestandsfällen der Sozialhilfe die Umstellung auf
das neue Recht am 1. Juli 2004 erfolgen,
– bei Bestandsfällen der Arbeitslosenhilfe, die ergänzende
Hilfe zum Lebensunterhalt bezogen haben, übergangs-
weise die Arbeitslosenhilfe bis zum Ende des laufenden
Bewilligungszeitraums weitergezahlt und durch Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach diesem
Buch ergänzt werden; nach dem Ende des Bewilligungs-
zeitraums sollen diese Bestandsfälle vollständig von der
Agentur für Arbeit auf die Leistungen zur Bestreitung
des Lebensunterhalts nach diesem Buch umgestellt wer-
den.
In der ersten Stufe soll hinsichtlich der Leistungen zur Ein-
gliederung in Arbeit
– allen Neuanträgen das neue Recht zugrunde gelegt wer-
den,
– bei Bestandsfällen die laufende Leistung nach dem Drit-
ten Buch (§ 422 SGB III) und die Hilfe zur Arbeit bis
zum Ende der Bewilligung weiter erbracht werden.
In der ersten Stufe soll die Administration übergangsweise
durch die bis zum Inkrafttreten dieses Buches zuständigen
Behörden im bestehenden organisatorischen Rahmen weiter
erfolgen. Die Träger der Sozialhilfe sollen insoweit auf
Grund eines gesetzlichen Auftrags (§ 93 SGB X) für die
Bundesagentur für Arbeit tätig werden.
Die erste Stufe wird am 31. Dezember 2004 abgeschlossen
sein.
Danach sollen in einer zweiten Stufe ab 1. Januar 2005 die
von den Trägern der Sozialhilfe auf Grund des gesetzlichen
Auftrags im bestehenden organisatorischen Rahmen admi-
nistrierten Leistungsfälle organisatorisch den Job-Centern
der Agenturen für Arbeit zugeordnet werden. Für diese
zweite Stufe erscheint es wünschenswert, dass die Mitarbei-
ter der Träger der Sozialhilfe die bisher von ihnen administ-
rierten Leistungsfälle im Rahmen eines gesetzlichen Auf-
trags innerhalb des Job-Centers der Agentur für Arbeit wei-
ter bearbeiten.
Die zweite Stufe wird am 31. Dezember 2006 abgeschlos-
sen sein. Die Dauer der zweiten Stufe berücksichtigt, dass
die organisatorische Zuordnung zu den Job-Centern um-
fangreiche Vorarbeiten erfordert, z. B. die Beschaffung von
Räumen für Mitarbeiter und Registraturen, Schulung der
Mitarbeiter, Übernahme von Akten und Daten. Die Dauer
der Vorarbeiten hängt auch von den örtlichen Gegebenhei-
ten ab.
In einer dritten Stufe sollen anschließend die auf Grund des
gesetzlichen Auftrags übergangsweise von den Trägern der
Sozialhilfe weiter administrierten Bestandsfälle auf die
Agentur für Arbeit übergeleitet werden. Ob und in welchem
Umfang die bisher im Rahmen des gesetzlichen Auftrags
tätigen Mitarbeiter der Träger der Sozialhilfe in der dritten
Stufe (weiter) in den Job-Centern der Agenturen für Arbeit
mitarbeiten, soll durch Vereinbarung zwischen den Agentu-
ren für Arbeit und den Trägern der Sozialhilfe geregelt wer-
den.
Die Träger der Sozialhilfe sollen während der Zeit, in der
sie Bestandsfälle auf Grund des gesetzlichen Auftrags für
die Bundesagentur für Arbeit administrieren, zwei Drittel
der Leistungen nach dem Zweiten Buch erstattet erhalten.
Die Regelung soll sicherstellen, dass die Träger der Sozial-
hilfe ihre Bemühungen zur Eingliederung der Hilfebedürfti-
gen in Arbeit auch während der Übergangsphase intensiv
fortsetzen. Die Eingliederung der Hilfebedürftigen in Arbeit
soll sich für die Träger der Sozialhilfe auch während der
Übergangsphase wirtschaftlich lohnen.
Den Trägern der Sozialhilfe sollen die Aufwendungen für
Verwaltungskosten voll erstattet werden. In der zweiten
Stufe soll die Erstattung nur erfolgen, wenn die Kosten in-
nerhalb des Job-Centers entstehen. Die Regelung soll für
die Träger der Sozialhilfe ein finanzieller Anreiz sein, die
Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass ihre im Rahmen
des gesetzlichen Auftrags tätigen Mitarbeiter organisato-
risch in das Job-Center eingegliedert werden können.
Absatz 5 soll den durch das Erste Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt geregelten Vertrauens-
schutz hinsichtlich der Berücksichtigung von Vermögen für
über 55-jährige Arbeitslosenhilfebezieher auch in der
Grundsicherung für Arbeitsuchende gewährleisten.
Absatz 6 trägt der Tatsache Rechnung, dass für die Umset-
zung der mit dem Inkrafttreten des Vierten Gesetzes für mo-
derne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt verbundenen orga-
nisatorischen Veränderungen der Agenturen für Arbeit ein
erheblicher Zeitraum erforderlich ist. Während der Umstel-
lungsphase, die spätestens Ende 2006 abgeschlossen sein
muss, sollen Eingliederungsverträge nicht für sechs Monate,
sondern übergangsweise für bis 12 Monate geschlossen
werden.
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Zu § 66 (Verordnungsermächtigung)
Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesmi-
nisterium für Gesundheit und Soziale Sicherung nähere Ein-
zelheiten für den Übergang festzulegen. So kann flexibel
auf Erfahrungen in der Praxis und drohende Fehlentwick-
lungen beim Übergang reagiert werden. Die Übergangs-
phase kann je nach Fortschritt verlängert oder verkürzt wer-
den. Die den Trägern der Sozialhilfe in der Übergangszeit
zu erstattenden Aufwendungen können pauschaliert wer-
den. Einzelheiten zum Übergang der Zuständigkeit von den
Trägern der Sozialhilfe zu den Agenturen für Arbeit können
festgelegt werden, dies betrifft vor allem das Verfahren,
aber auch die Übergabe von Akten und Datenbeständen.
Auch kann der Mindestinhalt von Vereinbarungen über den
Übergang zwischen den Agenturen für Arbeit und den Trä-
gern der Sozialhilfe festgelegt werden.
Zu Artikel 2 (Erstes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu den Nummern 1 und 4 (Inhaltsübersicht, § 28a)
Redaktionelle Folgeänderung zur Änderung im Ersten Buch
auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 2 (§ 19)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 3 (§ 19a)
Die neuen Leistungen des Zweiten Buches werden von der
Bundesagentur für Arbeit als zuständiger Leistungsträger
erbracht; die Zuweisung der Aufgaben erfolgt in einer ei-
genständigen Einweisungsvorschrift.
Zu Nummer 5 (§ 51)
Derzeit kann die Möglichkeit, bis zur Hälfte des Leistungs-
satzes aufzurechnen, von den Leistungsträgern vielfach
nicht genutzt werden, weil sie nicht oder nur mit erhebli-
chem Aufwand feststellen können, ob der Leistungsbezie-
her dadurch hilfebedürftig im Sinne der Vorschriften des
Bundessozialhilfegesetzes über die Hilfe zum Lebensunter-
halt wird. Dem Leistungsträger obliegt nämlich der Nach-
weis des Nichteintretens von Sozialhilfebedürftigkeit; der
Schuldner ist insoweit nicht mitwirkungspflichtig.
Künftig soll der Leistungsträger gegen Ansprüche auf lau-
fende Geldleistungen mit Erstattungsansprüchen bis zu de-
ren Hälfte aufrechnen können, soweit der Leistungsberech-
tigte nicht nachweist, dass er durch diese Aufrechnung sozi-
alhilfebedürftig wird. Die Regelung stellt einerseits sicher,
dass die schutzwürdigen Interessen des Schuldners gewahrt
sind, ermöglicht es andererseits dem Leistungsträger ohne
erheblichen Verwaltungsaufwand, Erstattungsforderungen
im gesetzlich zulässigen Umfang durch Aufrechnung gel-
tend zu machen.
Zu Nummer 6 (§ 54)
Zu Buchstabe a
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Buchstabe b
Nach geltendem Recht gehört das Wohngeld – anders als
das Erziehungs- und Mutterschaftsgeld – nicht zu den in
§ 54 Abs. 3 SGB I genannten unpfändbaren Sozialleistun-
gen und ist daher nach Absatz 4 der Vorschrift wie Arbeits-
einkommen nach den §§ 850 ff. ZPO grundsätzlich pfänd-
bar. Hierbei gelten erhebliche – durch das Siebte Gesetz zur
Änderung der Pfändungsfreigrenzen vom 13. Dezember
2001 (BGBl. I S. 3638) zum 1. Januar 2002 deutlich ange-
hobene und seit dem 1. Juli 2003 zudem dynamisierte –
Pfändungsfreigrenzen (§ 850c Abs. 1 und 2 ZPO), so dass
Wohngeldempfänger in typischen Fällen innerhalb der
Pfändungsfreigrenzen bleiben.
Es ist jedoch nicht auszuschließen, dass Gläubiger, die mit
dem Wohnraum des Wohngeldempfängers in keinem unmit-
telbaren Zusammenhang stehen, auf das Wohngeld im Rah-
men einer Pfändung zugreifen können. Damit würde der
Zweck des Wohngeldes – die wirtschaftliche Sicherung an-
gemessenen und familiengerechten Wohnens (§ 1 Abs. 1
WoGG) – aber zumindest teilweise vereitelt, weil das
Wohngeld nicht mehr zur Bezahlung der Miete oder zur
Aufbringung der Belastung verwendet werden könnte.
Daher soll in § 54 Abs. 3 Nr. 2a SGB I – neu – klarstellend
geregelt werden, dass das Wohngeld grundsätzlich unpfänd-
bar ist. Hierfür spricht auch die Gleichartigkeit hinsichtlich
der wesentlichen Zielrichtung/Vergleichbarkeit mit den in
§ 54 Abs. 3 Nr. 1 und 2 SGB I genannten Leistungen (Er-
ziehungsgeld und Mutterschaftsgeld). Zugleich wird damit
einem Entschließungsantrag des Rechtsausschusses des
Deutschen Bundestages vom 14. November 2001 (Bundes-
tagsdrucksache 14/7478, S. 57) entsprochen, dass klarge-
stellt werden solle, in welchem Umfang Wohngeld unpfänd-
bar ist.
Um den berechtigten Interessen des Vermieters (beim Miet-
zuschuss) und des Darlehensgebers (beim Lastenzuschuss)
Rechnung zu tragen, ihre Ansprüche im Wege der Pfändung
durchzusetzen, soll einschränkend geregelt werden, dass die
Pfändung nicht ausgeschlossen ist wegen solcher Ansprü-
che, die Gegenstand der §§ 5 und 6 WoGG sind. Damit soll
bewirkt werden, dass Ansprüche im Zusammenhang mit der
Miete oder Belastung, d. h. Ansprüche des Vermieters oder
des Darlehensgebers, weiterhin zur Pfändung berechtigen.
Zu Artikel 3 (Drittes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (Inhaltsverzeichnis)
Zu den Buchstaben a bis c
Redaktionelle Folgeänderungen zu Änderungen im Dritten
Buch auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur Grund-
sicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
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Zu Nummer 2 (§ 3)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
Arbeitnehmerhilfe setzt nach § 56 Abs. 1 den Vorbezug von
Arbeitslosenhilfe voraus. Nach § 29 des Zweiten Buches
besteht künftig die Möglichkeit, erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein Ein-
stiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen, wenn
dies zur Überwindung der Hilfebedürftigkeit notwendig ist.
Zu Doppelbuchstabe bb
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Buchstabe b
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 3 (§ 9)
Die Vorschrift regelt, dass die Agenturen für Arbeit flächen-
deckend Job-Center als einheitliche Anlaufstelle für alle Ar-
beitsuchenden einrichten. Job-Center sollen künftig die lo-
kalen Zentren für alle arbeitnehmerbezogenen Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt sein. Unabhängig davon, ob der
Arbeitsuchende Leistungen nach diesem oder dem Zweiten
Buch bezieht, soll die Struktur der Job-Center das Ziel der
schnellen, passgenauen und nachhaltigen Erwerbsintegra-
tion unterstützen. Die Funktion der Job-Center als einheitli-
che Anlaufstelle soll zu effizientem und bürgerfreundlichem
Verwaltungshandeln der Agenturen für Arbeit führen.
Die konkrete Ausgestaltung der Job-Center, insbesondere
ob sich das Job-Center auf die einheitliche Anlaufstelle be-
schränkt oder auch die „Back-Office-Bereiche“ wie z. B.
Fall-Management und Leistungsberatung und -gewährung
umfasst, obliegt den örtlichen Agenturen für Arbeit. Je nach
Ausgestaltung können bestimmte, nichthoheitliche Aufga-
benbereiche der Job-Center auch privatrechtlich organisiert
werden.
Im Job-Center ist der nächste Integrationsschritt verbindlich
zu vereinbaren. Sofern ausschließlich Informationen erfor-
derlich sind, werden die Arbeitsuchenden auf die entspre-
chenden Informationsmöglichkeiten im Job-Center oder der
Agentur für Arbeit verwiesen. Ist eine Beratung oder Be-
treuung durch einen Fallmanager erforderlich, soll der Ar-
beitsuchende bereits im Job-Center einen Termin erhalten;
dem betreuungsbedürftigen Arbeitsuchenden soll der Fall-
manager bereits im Job-Center namentlich benannt werden.
Bei jungen Menschen soll die Qualifizierung vorrangig
sein, um von vornherein der Langzeitarbeitslosigkeit entge-
genzuwirken. Entsprechend soll eine fachlich eigenständige
Beratung und Betreuung durch spezielle Fallmanager für
Jugendliche in den Job-Centern sichergestellt werden.
Zu Nummer 4 (§ 22)
Die Vorschrift regelt, dass bestimmte Leistungen zur Ein-
gliederung in das Erwerbsleben nicht zu Lasten der Versi-
chertengemeinschaft für erwerbsfähige Hilfebedürftige
nach dem Zweiten Buch erbracht werden. Sie korrespon-
diert mit § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches, der bestimmte
Dienst- und Eingliederungsleistungen auch Beziehern von
Arbeitslosengeld II zu Lasten des Bundes (§ 46 Abs. 1 des
Zweiten Buches) zugänglich macht.
Zu Nummer 5 (§ 41)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 6 (§ 48)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Maßnahmen der Eignungsfeststellung und Trainingsmaß-
nahmen können nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches durch
die Agenturen für Arbeit auch für erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige erbracht werden.
Zu Nummer 7 (§ 53)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Mobilitätshilfen können nach § 16 Abs. 1 des Zweiten
Buches durch die Agenturen für Arbeit auch für erwerbs-
fähige Hilfebedürftige erbracht werden.
Zu Nummer 8 (Viertes Kapitel, Dritter Abschnitt, Zwei-
ter Unterabschnitt)
Zu den Buchstaben a und b
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
Arbeitnehmerhilfe setzt nach § 56 Abs. 1 des Dritten Buches
den Vorbezug von Arbeitslosenhilfe voraus. Nach § 29 des
Zweiten Buches besteht künftig die Möglichkeit, erwerbsfä-
higen Hilfebedürftigen bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit
ein Einstiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen,
wenn dies zur Überwindung der Hilfebedürftigkeit notwen-
dig ist.
Zu Nummer 9 (§ 57)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Überbrückungsgeld kann durch die Agenturen für Arbeit
nach § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches auch für erwerbsfä-
hige Hilfebedürftige erbracht werden. Die Regelung zur Zu-
sammensetzung des Überbrückungsgeldes für die Empfän-
ger von Arbeitslosengeld und die bisherigen Empfänger von
Arbeitslosenhilfe wird auf die Empfänger von Arbeitslosen-
geld II übertragen.
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Zu Nummer 10 (§ 74)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
Berufsausbildungsbeihilfe kann nach § 16 Abs. 1 des Zwei-
ten Buches durch die Agenturen für Arbeit auch an erwerbs-
fähige Hilfebedürftige erbracht werden.
Zu Nummer 11 (§ 100)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
Arbeitnehmerhilfe setzt nach § 56 Abs. 1 den Vorbezug von
Arbeitslosenhilfe voraus. Nach § 29 des Zweiten Buches
besteht künftig die Möglichkeit, erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit ein Ein-
stiegsgeld in Form eines Zuschusses zu erbringen, wenn
dies zur Überwindung der Hilfebedürftigkeit notwendig ist.
Zu Nummer 12 (§ 116)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 13 (§ 123)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 14 (§ 190)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung eines Gesetzes zur
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Ab
1. Januar 2005 wird für erwerbsfähige Hilfebedürftige im
Sinne des Zweiten Buches nur noch Arbeitslosengeld II ge-
zahlt. Die Regelung betrifft die Übergangsphase vom 1. Ja-
nuar 2004 (Datum des Inkrafttretens der Vorschriften des
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeits-
markt) bis 31. Dezember 2004 und sieht eine Verkürzung
des Bewilligungszeitraums für die Arbeitslosenhilfe vor.
Auf Grund der Neufassung erfolgen Bewilligungen von Ar-
beitslosenhilfe ab dem 1. Januar 2004 nur noch für 6 Mo-
nate, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2004.
Zu Nummer 15 (§§ 190, 192 bis 196, 198 bis 200, 202 bis
206)
Auf Grund der Einführung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende im Zweiten Buch werden die bisherigen Regelun-
gen zur Arbeitslosenhilfe im Dritten Buch aufgehoben. Ehe-
malige Bezieher von Arbeitslosenhilfe haben bei Vorliegen
der Anspruchsvoraussetzungen als erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige im Sinne des Zweiten Buches Anspruch auf Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Form von Ar-
beitslosengeld II.
Zu Nummer 16 (§ 207)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 17 (§ 207a)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 18 (226)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Arbeitgebern,
die einen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen einstellen, kann
bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen für diese Er-
messensleistung ein Einstellungszuschuss bei Neugründun-
gen auf der Grundlage von § 16 Abs. 1 des Zweiten Buches
erbracht werden.
Zu Nummer 19 (§ 270a)
Bei notwendiger Finanzierung der Arbeitsassistenz für
schwerbehinderte Menschen in Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen werden die Integrationsämter für die Aufgabe der
Stellung einer Arbeitsassistenz zuständig. Die Agenturen
für Arbeit ersetzen ihnen die Aufwendungen. Die Regelung
entspricht § 33 Abs. 8 des Neunten Buches. Es wird eine
einheitliche Rechtsanwendung durch die alleinige Zustän-
digkeit der Integrationsämter erreicht, die Bundesagentur
wird entlastet.
Zu Nummer 20 (§ 304)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch.
Zu Nummer 21 (§ 309)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 22 (§ 311)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 23 (§ 312)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 24 (§ 313)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 25 (§ 323)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
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Zu Nummer 26 (§ 324)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 27 (§ 325)
Zu den Buchstaben a und b
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 28 (§ 330)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 29 (§ 335)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 30 (§ 339)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 31 (§ 363)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 32 (§ 368a)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Zweiten Buch. Mit der Neuregelung wer-
den erwerbsfähige Hilfebedürftige, die bisher entweder vom
Träger der Sozialhilfe, vom Arbeitsamt oder von beiden
Trägern betreut wurden, zu einer einheitlichen Kunden-
gruppe zusammengefasst. Träger für Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts sowie für Leistungen zur Einglie-
derung in das Erwerbsleben ist die Bundesagentur für Ar-
beit. Nach § 18 Abs. 1 des Zweiten Buches arbeiten die
Agenturen für Arbeit auch künftig bei der Erbringung von
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit mit den Beteiligten
des örtlichen Arbeitsmarktes, insbesondere den Gemeinden,
Kreisen und Bezirken zusammen. Im Rahmen von § 18
Abs. 3 des Zweiten Buches soll die Zusammenarbeit auf
Verlangen von Gemeinden, Kreisen und Bezirken im Wege
von Vereinbarungen geregelt werden.
Zu Nummer 33 (§ 395)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Zweiten Buch. Mit der Neuregelung wer-
den erwerbsfähige Hilfebedürftige, die bisher entweder vom
Träger der Sozialhilfe, vom Arbeitsamt oder von beiden
Trägern betreut wurden, zu einer einheitlichen Kunden-
gruppe zusammengefasst. Träger für Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts sowie für Leistungen zur Einglie-
derung in das Erwerbsleben ist die Bundesagentur für Ar-
beit. Spezialvorschriften zum Datenschutz werden in Kapi-
tel 7 des Zweiten Buches geregelt.
Zu den Nummern 34 bis 36 (§§ 418 bis 421)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe sowie der Eingliederungshilfe auf Grund
der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende im
Zweiten Buch. Bei der Leistung von Eingliederungshilfe
sind die Vorschriften der Arbeitslosenhilfe – insbesondere
über die Bedürftigkeit – nach Maßgabe des § 421 des Drit-
ten Buches entsprechend anzuwenden. Als erwerbsfähige
Hilfebedürftige haben die betroffenen Personengruppen bei
Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen zukünftig An-
spruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Zweiten Buch. Die Regelungen des § 420 über
die Sprachförderung für besondere Personengruppen sind in
§ 419 integriert worden. Die bisherige Bezugnahme auf
§ 418 ist entfallen.
Zu Nummer 37 (§ 421a)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 38 (§ 421b)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 39 (§ 421d)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Zweiten Buch. Aufgabe und Ziel der geför-
derten Modellvorhaben war es, im Wege einer engeren Zu-
sammenarbeit zwischen Arbeitsämtern und den örtlichen
Trägern der Sozialhilfe mehr Vermittlungen in Arbeit zu er-
reichen, die Wirksamkeit der Hilfen zur Eingliederung in
eine Erwerbstätigkeit zu steigern und das Verwaltungsver-
fahren zu vereinfachen. Die Neuregelungen im Zweiten
Buch greifen die positiven Erkenntnisse aus den Modellvor-
haben auf und setzen diese konsequent um.
Zu Nummer 40 (§ 421g)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Nach § 16
Abs. 1 des Zweiten Buches besteht die Möglichkeit zur
Ausstellung eines Vermittlungsgutscheins auch für Bezieher
der neuen Leistung.
Zu Nummer 41 (§ 427)
Zu den Buchstaben a bis c
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Nummer 42 (§§ 434, 434b, 434c, 434g)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe auf Grund der Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
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Zu Nummer 43 (§ 434k)
Mit der Regelung wird sichergestellt, dass laufende Förder-
fälle nach den bisherigen §§ 419 und 420 Abs. 3 von der
Neuordnung der Vorschriften über die Sprachförderung un-
berührt bleiben. Dies dient der Rechtssicherheit und zu-
gleich der Verwaltungspraktikabilität.
Zu Artikel 4 (Viertes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (§ 1)
Folgeänderung zur Einführung eines Gesetzes über die
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
für die Sozialhilfe geltenden Vorschriften über den Sozial-
versicherungsausweis werden auf die Grundsicherung für
Arbeitsuchende übertragen. Für die Grundsicherung gelten
die Vorschriften über die Erhebung, Verarbeitung und Nut-
zung der Versicherungsnummer sowie weitere Vorschriften
aus dem Titel über Beiträge.
Zu Nummer 2 (§ 23)
Folgeänderung zur Einführung eines Gesetzes über die
Grundsicherung für Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die
für die Arbeitslosenhilfe geltenden Vorschriften über die
Fälligkeit von Beiträgen werden auf das Arbeitslosengeld II
übertragen.
Zu Artikel 5 (Fünftes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (§ 5)
Zu Buchstabe a
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. Die Versicherungspflicht
für Bezieher von Arbeitslosengeld II wird in § 5 Abs. 1
Nr. 2 Buchstabe a neu geregelt.
Zu Buchstabe b
Da es sich bei dem Arbeitslosengeld II um eine subsidiäre
staatliche Sozialleistung handelt, die wie die Sozialhilfe be-
dürftigkeitsorientiert ist, besteht in den Fällen, in denen der
Leistungsempfänger bereits im Rahmen der Familienversi-
cherung in der gesetzlichen Krankenversicherung mitversi-
chert ist, kein Bedarf für den Vorrang einer eigenständigen
Versicherungspflicht. Deshalb sieht der Entwurf in diesen
Fällen im Gegensatz zur ehemaligen Arbeitslosenhilfe kei-
nen Vorrang der eigenständigen Versicherung in der gesetz-
lichen Krankenversicherung vor. Damit wird auch deutlich,
dass es sich bei der neuen Leistung des Arbeitslosengeldes
II nicht um eine Lohnersatzleistung handelt.
Zu Nummer 2 (§ 6)
Die Neuregelung beinhaltet eine aus Gleichbehandlungs-
gründen gebotene Einbeziehung lebensälterer erwerbsfähi-
ger Hilfebedürftiger in die gesetzliche Krankenversiche-
rung.
Zu Nummer 3 (§ 8)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Nummer 4 (§ 10)
Klarstellung dass Angehörige des Pflichtversicherten auch
im Fall des eigenständigen Bezugs von Arbeitslosengeld II
familienversichert sind.
Zu Nummer 5 (§ 47b)
Zu den Buchstaben a bis c
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu den Nummern 6 bis 10 (§§ 49, 61, 186, 190, 203a)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Nummer 11 (§ 232a)
Zu Buchstabe a
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch.
Zu Buchstabe b
Der Entwurf geht von einem für die Krankenversicherung
für 2004 kostenneutralen Beitrag in Höhe von 125 Euro mo-
natlich aus. Die Höhe des Betrags soll in Anlehnung an die
Entwicklung der Bezugsgröße dynamisiert werden. Bei Per-
sonen, die andere beitragspflichtige Einnahmen haben, wird
das bezogene Arbeitslosengeld II diesen hinzugerechnet. Es
wird sichergestellt, dass die Krankenversicherung auch bei
Hinzurechnung anderer Einnahmen insgesamt einen Beitrag
von Höhe des Pauschalbeitrags erhält.
Zu Nummer 12 (§ 246)
Die Vorschrift legt die Höhe des Beitragssatzes für Bezieher
von Arbeitslosengeld II fest. Der Beitragssatz soll für alle
Bezieher von Arbeitslosengeld II gelten.
Zu Nummer 13 (§ 252)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Artikel 6 (Sechstes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Folgeänderungen zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 2 (§ 3)
Folgeänderung zur Abschaffung der bisherigen Arbeits-
losenhilfe und zur Einführung von Arbeitslosengeldes II.
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Zu Nummer 3 (§ 20)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 4 (§ 21)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 5 (§ 58)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 6 (§ 74)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 7 (§ 166)
Die neue Nummer 2a bestimmt, dass für Bezieher von Ar-
beitslosengeld II als beitragspflichtige Einnahme generell
der Betrag von 400 Euro gilt. Die neue Nummer 2b regelt
die Beitragsbemessungsgrundlage für die Bezieher von
Arbeitslosengeld, denen zusätzlich ergänzendes Arbeits-
losengeld II gezahlt wird. Für diese Personen gilt ebenfalls
grundsätzlich die Beitragsbemessungsgrundlage für das Ar-
beitslosengeld II in Höhe von 400 Euro. Von diesem Betrag
ist jedoch die beitragspflichtige Einnahme für das Arbeits-
losengeld abzuziehen. Aus redaktionellen Gründen wird die
bisher in Nummer 2b enthaltene Regelung in eine neue
Nummer 2c aufgenommen.
Zu Nummer 8 (§ 170)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 9 (§ 173)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 10 (§ 229)
Mit der Übergangsregelung wird entsprechend der Vertrau-
ensschutzregelung nach dem (neuen) SGB II für Personen,
die nach Inkrafttreten des (neuen) SGB II aus Vertrauens-
schutzgründen weiterhin Arbeitslosenhilfe beziehen, der bis-
herige rentenversicherungsrechtliche Status beibehalten.
Zu Nummer 11 (§ 234)
Mit der Übergangsregelung wird entsprechend der Vertrau-
ensschutzregelung nach dem (neuen) SGB II für Personen,
die nach dem Inkrafttreten des SGB II weiterhin Arbeitslo-
senhilfe beziehen, der bisherige rehabilitationsrechtliche
Status auch im Hinblick auf das Übergangsgeld beibehalten.
Zu Nummer 12 (§ 252)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu den Nummern 13 und 14 (§§ 254d, 256a)
Die Ergänzungen stellen sicher, dass der Rentenertrag aus
Beitragszeiten auf Grund des Bezugs von Arbeitslosengeld II
in den alten und neuen Bundesländern gleich hoch ist.
Zu Nummer 15 (§ 263)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 16 (§ 276a)
Folgeänderung zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Nummer 17 (§§ 276b, 276c)
Folgeänderungen zur Einführung des Arbeitslosengeldes II.
Zu Artikel 7 (Siebtes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (§ 2)
Erwerbsfähige Hilfebedürftige, die nach § 59 des Zweiten
Buches meldepflichtig sind, erhalten Unfallversicherungs-
schutz wie meldepflichtige Arbeitslose. Nach der Einfüh-
rung des Arbeitslosengeldes II ergibt sich kein Anwen-
dungsfall der Meldepflicht nach dem Bundessozialhilfege-
setz mehr.
Zu den Nummern 2 bis 4 (§§ 45, 47, 58)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Artikel 8 (Achtes Buch Sozialgesetzbuch)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Zweiten Buch. Nach § 14 Satz 1 des Zwei-
ten Buches unterstützt die Agentur für Arbeit erwerbsfähige
Hilfebedürftige umfassend mit dem Ziel der Eingliederung
in Arbeit. Durch die Aufnahme der flankierenden Neurege-
lung im Achten Buch und die damit einhergehenden verbes-
serten Betreuungsmöglichkeiten in Tageseinrichtungen wird
für erwerbsfähige Hilfebedürftige mit Personensorgerecht
ein wesentliches Hindernis zur Aufnahme einer Beschäfti-
gung beseitigt.
Zu Artikel 9 (Neuntes Buch Sozialgesetzbuch)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Artikel 10 (Zehntes Buch Sozialgesetzbuch)
Zu Nummer 1 (§ 64)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende im Zweiten Buch. Neben die Regelung zum
Sozialhilferecht tritt künftig das Recht der Grundsicherung
für Arbeitsuchende.
Zu Nummer 2 (§ 71)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe treten künftig die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch.
Zu Artikel 11 (Elftes Buch Sozialgesetzbuch)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe durch Einführung der Grundsicherung für
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Arbeitsuchende im Zweiten Buch. An die Stelle der Ar-
beitslosenhilfe tritt künftig das Arbeitslosengeld II.
Zu Artikel 12 (Infektionsschutzgesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§ 56)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An
die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig die Leistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 13 (Bundesausbildungsförderungs-
gesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 14 (Gesetz zur Förderung der beruf-
lichen Aufstiegsfortbildung)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 15 (Gesetz über den Abbau der Fehlsub-
ventionierung im Wohnungswesen)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 16 (Wohnraumförderungsgesetz)
Zu Nummer 1 (§ 21)
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa
Mit der Änderung soll ein redaktionelles Versehen berich-
tigt werden.
Zu den Doppelbuchstaben bb bis hh
Die Änderungen sollen der Harmonisierung der Einkom-
mensermittlung im Wohnraumförderungsrecht mit derjeni-
gen im Wohngeldrecht dienen. Im Wesentlichen werden
hierzu die Änderungen des § 10 Abs. 2 WoGG nachvollzo-
gen, so dass insoweit auf die Begründung zur Änderung des
Wohngeldgesetzes verwiesen wird. Durch die in Doppel-
buchstabe bb vorgesehene Einfügung der Nummer 1.10 in
§ 21 Abs. 2 WoFG wird darüber hinaus künftig die Hälfte
der Renten nach § 3 Abs. 2 AntiDHG dem Jahreseinkom-
men – wie bisher schon im Wohngeld – zugerechnet. An-
ders als das Wohngeld sind Förderungen nach dem Wohn-
raumförderungsgesetz keine Sozialleistungen nach § 6
Abs. 1 Satz 2 AntiDHG, so dass hier nach geltendem Recht
eine Abweichung der wohnraumförderungsrechtlichen von
der wohngeldrechtlichen Einkommensermittlung besteht.
Die Einfügung der Nummer 1.10 soll diese Abweichung
beider Regelungsbereiche beseitigen.
Zu Doppelbuchstabe ii
Mit der Einfügung einer neuen Nummer 9 in § 21 Abs. 2
WoFG soll bewirkt werden, dass das Arbeitslosengeld II,
soweit es um den Lebensunterhalt und den befristeten Zu-
schlag geht, sowie das Sozialgeld nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch bei der Ermittlung des Jahreseinkommens
berücksichtigt werden, soweit sie die bei ihrer Berechnung
berücksichtigten Kosten für den Wohnraum übersteigen.
Die Regelung entspricht der u. a. für die Hilfe zum Lebens-
unterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz in § 21 Abs. 2
Nr. 7 WoFG getroffenen Regelung.
Zu Doppelbuchstabe jj
Die Änderung ist eine Folgeänderung auf Grund der Einfü-
gung der neuen Nummer 9 in § 21 Abs. 2 WoFG.
Zu Buchstabe b
Mit der Änderung soll aus Gründen der Harmonisierung
beider Regelungsbereiche die Änderung des § 10 Abs. 3
WoGG nachvollzogen werden.
Zu Nummer 2 (§ 34)
Die Änderung ist eine Folgeänderung zur Aufhebung der
Vorschriften über die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Ein-
führung der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An die Stelle der Arbeits-
losenhilfe treten zukünftig die Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Nummer 3 (§ 48)
Mit den Änderungen sollen redaktionelle Versehen berich-
tigt werden.
Zu Nummer 4
Die Änderung des § 51 Abs. 1 wandelt die Verweisung in
eine dynamische Verweisung um und beseitigt damit ein
redaktionelles Versehen.
Zu Nummer 5 (§ 52)
Mit den Änderungen soll ein redaktionelles Versehen be-
richtigt werden.
Zu Artikel 17 (Bundesvertriebenengesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§ 11)
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe und die Eingliederungshilfe im Rahmen
der Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. An die Stelle der Ein-
gliederungshilfe treten künftig die Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetz-
buch.
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Zu Artikel 18 (Ausländergesetz)
Zu Nummer 1 (§ 24)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
Zu Nummer 2 (§ 85)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 19 (Asylverfahrensgesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 20 (Mikrozensusgesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§ 4)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig die Leis-
tungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 21 (Zivilprozessordnung)
Zu Nummer 1 (§ 646)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Ne-
ben die Hilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz tritt künftig
für Kinder das Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Nummer 2 (§ 850)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Ne-
ben die Regelung zum Bundessozialhilfegesetz treten künf-
tig die entsprechenden Regelungen zum Lebensunterhalt
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 22 (Sozialgerichtsgesetz)
Die passiven Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende sind wie die Hilfe zum Lebensunterhalt und die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung be-
darfsorientierte Fürsorgeleistungen. Für die letztgenannten
Leistungen sind bereits die Verwaltungsgerichte zuständig.
Die passiven Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende lehnen sich in wesentlichen Grundzügen an die
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfege-
setz an. Der bisherige Zusammenhang der Arbeitslosenhilfe
mit der Versicherungsleistung Arbeitslosengeld, insbeson-
dere die Abhängigkeit der Höhe der Leistung vom ehemals
erzielten Arbeitsentgelt, besteht beim Arbeitslosengeld II
nicht mehr.
Auf Grund der Sachnähe und zur Sicherstellung einer ein-
heitlichen Rechtsprechung für vergleichbare Lebenssach-
verhalte muss für alle genannten Leistungen derselbe
Rechtsweg eröffnet werden. Hierfür bieten sich die Verwal-
tungsgerichte an.
Zu Artikel 23 (Verwaltungsgerichtsordnung)
In den Anwendungsbereich der Vorschrift werden auch
Streitigkeiten nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
einbezogen. Dies soll die besondere Sachkunde der erken-
nenden Gerichte und eine möglichst einheitliche Rechtspre-
chungspraxis sicherstellen.
Zu Artikel 24 (Gerichtsvollzieherkostengesetz)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die
Bundesagentur für Arbeit tritt in ihrer Funktion als Trägerin
der Grundsicherung für Arbeitsuchende neben die Träger
der Sozialhilfe.
Zu Artikel 25 (Wohngeldgesetz)
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Mit der Änderung soll die Inhaltsübersicht an den Aus-
schluss der Empfänger der laufenden Leistungen der Hilfe
zum Lebensunterhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz
oder der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem
Bundesversorgungsgesetz oder nach einem Gesetz, das die-
ses für anwendbar erklärt, angepasst werden.
Zu Nummer 2 (§ 1)
§ 1 Abs. 2 Satz 1 WoGG – neu – soll den Ausschluss der
Transferleistungsempfänger vom Wohngeld bestimmen. Im
Einzelnen erhalten danach kein Wohngeld die Empfänger
von Leistungen des Arbeitslosengeldes II und des Sozial-
geldes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, Leistun-
gen der bedarfsorientierten Grundsicherung nach dem
Gesetz über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung, laufenden Leistungen der
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch oder der ergänzenden Hilfe zum Lebensunter-
halt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder nach einem
Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt. Dies soll der
klaren Trennung der für die Unterkunftskosten zuständigen
sozialen Sicherungssysteme dienen.
Aus diesem Grund sollen nach § 1 Abs. 2 Satz 2 WoGG –
neu – auch die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft oder
Ähnlichem als Empfänger der Leistung gelten. Im Einzel-
nen sollen daher auch die nach § 2 Abs. 1 Satz 2 des Geset-
zes über eine bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung, § 19 Abs. 1 bis Abs. 3 und § 20
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, § 27a Satz 2 des
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Bundesversorgungsgesetzes in Verbindung mit § 19 des
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch mit den Empfängern der
Leistung verbundenen Personen, die bei der Ermittlung des
Bedarfs berücksichtigt worden sind, in den Ausschluss vom
Wohngeld einbezogen werden.
§ 1 Abs. 2 Satz 3 WoGG – neu – soll regeln, dass der Aus-
schluss vom Wohngeld auch für die Dauer des Verwaltungs-
verfahrens zur Feststellung von Grund und Höhe der Leis-
tung gilt. Es kommt also nicht erst auf den Empfang einer
Transferleistung an, sondern auf den Beginn eines darauf
gerichteten Verwaltungsverfahrens.
Zu Nummer 3 (§ 3)
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Aufhebung des
Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG).
Zu Nummer 4 (§ 4)
Zu Buchstabe a
Mit der Änderung soll klargestellt werden, dass Familien-
mitglieder im Sinne des Wohngeldgesetzes nur dann zum
Haushalt rechnen, wenn sie eine Transferleistung nach § 1
Abs. 2 WoGG – neu – nicht empfangen. Dies soll eine Än-
derung der auf die zum Haushalt rechnenden Familienmit-
glieder Bezug nehmenden Vorschriften (z. B. § 9 Abs. 1,
§ 10 Abs. 1 Satz 1 WoGG) entbehrlich machen.
Zu Buchstabe b
Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Einfügung eines Satzes 2 in § 4 Abs. 1 WoGG.
Zu Buchstabe c
Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Einfügung eines Satzes 2 in § 4 Abs. 1 WoGG.
Zu Nummer 5 (§ 7)
Die Regelung entspricht im Wesentlichen § 7 Abs. 3 WoGG
und soll bewirken, dass nur der Anteil der Miete oder Belas-
tung bei der Bemessung des Wohngeldes berücksichtigt
wird, der auf die Nichttransferleistungsempfänger entfällt.
Zu Nummer 6 (§ 10)
Zu Buchstabe a
Mit der Änderung des § 10 Abs. 2 WoGG soll die Vorschrift
zum einen aus Gründen der Gleichbehandlung mit anderen
bereits benannten steuerfreien Einnahmen ergänzt werden.
Ferner soll der Katalog aus Klarstellungsgründen um eine
Einnahmeart ergänzt werden. Da schließlich eine Einnah-
meart steuerrechtlich weggefallen ist, soll diese gestrichen
werden.
Zu Doppelbuchstabe aa
Der Einfügung der Nummer 1.9 liegen folgende Erwägun-
gen zu Grunde: Das zum Ausgleich des Verdienstausfalls im
Krankheitsfall gezahlte Krankentagegeld aus einer privaten
Krankentagegeldversicherung ist nach § 3 Nr. 1 Buchstabe a
EStG steuerfrei, aber von § 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG und damit
von § 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG (Lohn- und Einkommens-
ersatzleistungen) nicht erfasst.
Aus Gründen der Gleichbehandlung mit dem Krankengeld
nach den §§ 44 ff. SGB V im Rahmen der gesetzlichen
Krankenversicherung und mit dem Krankengeld nach den
§§ 8, 12 und 13 KVLG 1989 für mitarbeitende Familienan-
gehörige, die beide dem Progressionsvorbehalt nach § 32b
Abs. 1 Nr. 1 EStG unterliegen und daher bereits jetzt nach
§ 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG zum Jahreseinkommen gehören,
soll zukünftig auch das Krankentagegeld aus einer privaten
Krankentagegeldversicherung zum wohngeldrechtlichen
Einkommen gehören. Denn nach seinem Zweck, das durch
eine Arbeitsunfähigkeit ausfallende Arbeitseinkommen zu
ersetzen, ist es den beiden genannten gesetzlichen Kranken-
geldern (vgl. zu deren Zweck § 49 Abs. 1 Nr. 1 SGB V, § 13
Abs. 3 Satz 1 KVLG 1989) gleichzuachten.
Der Einfügung der Nummer 1.10 liegen folgende Erwägun-
gen zu Grunde: Nach geltendem Recht (§ 10 Abs. 2 Nr. 1.2
WoGG) gehören die einkommensabhängigen Rentenleis-
tungen nach dem Bundesversorgungsgesetz und nach den
Gesetzen, die auf das Bundesversorgungsgesetz verweisen,
zum Jahreseinkommen. Diese Leistungen sind nach § 3
Nr. 6 EStG steuerfrei. Zu den nach § 3 Nr. 6 EStG steuer-
freien versorgungshalber gezahlten einkommensabhängigen
Bezügen, die nicht auf Grund der Dienstzeit gewährt wer-
den, gehören nach R 8 Abs. 2 Nr. 2 LStR 2002 auch der Un-
terhaltsbeitrag für frühere Beamte und frühere Ruhestands-
beamte (§ 38 BeamtVG), der Unterhaltsbeitrag für Ver-
wandte der aufsteigenden Linie (§ 40 BeamtVG) und der
Unterhaltsbeitrag für Hinterbliebene (§ 41 BeamtVG).
Diese Leistungen werden bei einem Dienstunfall (im erste-
ren Fall) bzw. bei Versterben an den Folgen eines Dienstun-
falls (in den beiden letzteren Fällen) gewährt.
Aus Gründen der Gleichbehandlung mit den einkommens-
abhängigen Rentenleistungen nach dem Bundesversor-
gungsgesetz und nach den Gesetzen, die auf das Bundesver-
sorgungsgesetz verweisen, sollen diese Leistungen in den
Katalog der zu berücksichtigenden Einnahmen nach § 10
Abs. 2 WoGG aufgenommen werden. Denn es ist geboten,
die einkommensabhängige Versorgung nicht nur dann
wohngeldrechtlich zu berücksichtigen, wenn sie auf ge-
sundheitlichen oder wirtschaftlichen Folgen militärischer
oder militärähnlicher Dienste oder eines damit zusammen-
hängenden Unfalls (§ 1 Abs. 1 BVG) bzw. mit den Tatbe-
ständen der verweisenden Gesetze zusammenhängt, son-
dern auch dann, wenn sie „nur“ mit einem Dienstunfall
(§§ 30 und 31 BeamtVG) zusammenhängt. Im Übrigen
spricht auch die Gleichbehandlung mit der Verletztenrente
im Rahmen der gesetzlichen Unfallversicherung nach den
§§ 56 bis 62 SGB VII, die nach § 10 Abs. 2 Nr. 1.5 Buch-
stabe a WoGG zum Jahreseinkommen gehört, für die Ein-
beziehung der Leistungen nach dem Beamtenversorgungs-
gesetz.
Der Einfügung der Nummer 1.11 liegen folgende Erwägun-
gen zu Grunde: Nach § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Hilfe
für durch Anti-D-Immunprophylaxe mit dem Hepati-
tis-C-Virus infizierte Personen (Anti-D-Hilfegesetz – An-
tiDHG) werden für Betroffene am Grad der Minderung der
Erwerbsfähigkeit orientierte Renten i. H. v. 255,65 bis
1022,58 Euro (500 bis 2000 DM) monatlich gezahlt. Diese
Renten sind nach § 3 Nr. 68 EStG steuerfrei. § 6 Abs. 1
Satz 2 AntiDHG bestimmt aber, dass monatliche Renten
nach § 3 Abs. 2 AntiDHG hälftig als Einkommen berück-
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sichtigt werden, wenn bei Sozialleistungen die Gewährung
oder die Höhe von anderen Einkommen abhängt. Eine der-
artige Sozialleistung ist z. B. das Wohngeld, so dass diese
Renten bereits bisher zur Hälfte zu berücksichtigendes Ein-
kommen sind.
Die zitierte Regelung ist die einzige Anrechnungsvorschrift
einer steuerfreien Einnahme außerhalb des § 10 Abs. 2
WoGG. Aus Gründen der Rechtsklarheit und Übersichtlich-
keit soll diese Regelung inhaltsgleich in den Katalog des
§ 10 Abs. 2 WoGG übernommen werden.
Zu Doppelbuchstabe bb
Nach § 10 Abs. 2 Nr. 2.2 WoGG gehört zum Jahreseinkom-
men der nach § 3 Nr. 39 EStG steuerfreie Arbeitslohn. Die
Vorschrift ist auf Grund des Artikels 8 Nr. 3 in Verbindung
mit Nr. 10 Buchstabe a und Artikel 17 Abs. 1 des Zweiten
Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
vom 23. Dezember 20002 (BGBl. I S. 4621, 4630) mit
Wirkung vom 1. April 2003 nicht mehr anzuwenden. Sie
soll daher gestrichen werden.
Zu Doppelbuchstabe cc
Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Aufhebung der bisherigen Nummer 2.2.
Zu Doppelbuchstabe dd
Das geltende Recht (§ 10 Abs. 2 Nr. 5.4 WoGG) berück-
sichtigt von den Leistungen nach dem Achten Buch Sozial-
gesetzbuch nur die Kosten zur Erziehung. Mit der Erweite-
rung des Einkommenkataloges des § 10 Abs. 2 WoGG um
die Nummer 5.5 soll die Nummer 5.4 ergänzt werden. Dem
liegen folgende Erwägungen zu Grunde: Werden junge
Menschen (Minderjährige, junge Volljährige bis zur Vollen-
dung des 21. Lebensjahres, u. U. auch Mütter oder Väter,
die allein für ein Kind unter sechs Jahren zu sorgen haben,
oder eine schwangere Frau vor der Geburt ihres Kindes) zur
Erbringung erzieherischer und ggf. therapeutischer Hilfe-
leistungen in Einrichtungen, anderen Wohnformen oder
Pflegefamilien untergebracht, übernimmt die Kinder- und
Jugendhilfe für die Dauer der Hilfeleistung neben dem Er-
ziehungsanteil (siehe § 10 Abs. 2 Nr. 5.4 WoGG) auch die
laufenden Leistungen für die Kosten des notwendigen Un-
terhalts einschließlich der Unterkunft sowie der Kranken-
hilfe. Leistungen für den Unterhalt junger Volljähriger ha-
ben bis zum 31. Dezember 2000 (nach § 10 Abs. 1 WoGG
a. F. in Verbindung mit Teil A Nr. 10.15 WoGVwV 1995)
sowie bis zum 31. Dezember 2001 (nach § 10 Abs. 2
Nr. 11.2 WoGG a. F.) zum wohngeldrechtlichen Jahresein-
kommen gerechnet. Da diese Einkommensteile bei der Har-
monisierung des Wohngeldgesetzes und des Wohnraumför-
derungsgesetzes zum 1. Januar 2002 versehentlich nicht mit
übernommen wurden, sollen diese Einkommensteile zu-
künftig wieder zum Jahreseinkommen der Begünstigten
rechnen und unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehand-
lung auch für Minderjährige herangezogen werden.
Zu Doppelbuchstabe ee
Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung auf
Grund der Einfügung der neuen Nummer 5.5.
Zu Doppelbuchstabe ff
Mit der Neufassung der Nummer 6.1 des § 10 Abs. 2
WoGG sollen zusätzlich die steuerfreien Stipendien und das
Ausbildungsgeld aufgenommen werden.
Nummer 6.1 Buchstabe a und b entsprechen der bisherigen
Regelung, Buchstabe e entspricht dem bisherigen Buch-
staben d.
Der neuen Nummer 6.1 Buchstabe c liegen folgende Erwä-
gungen zu Grunde: Nach geltendem Recht (§ 10 Abs. 2
Nr. 6.1 Buchstabe b, Nr. 6.2 WoGG) gehören die als
Zuschüsse erbrachten Leistungen der Begabtenförderungs-
werke zur Hälfte und die als Zuschuss gewährte Graduierten-
förderung voll zum wohngeldrechtlichen Jahreseinkommen.
Soweit Begabtenförderungswerke (z. B. die Friedrich-
Ebert-Stiftung e. V. oder die Konrad-Adenauer-Stiftung
e. V.) Leistungen der Begabtenförderung bzw. der Graduier-
tenförderung erbringen, sind beide Leistungsarten nach gel-
tendem Recht erfasst. Soweit Dritte, die nicht unter den Be-
griff des Begabtenförderungswerks fallen (z. B. die Länder,
Universitäten und Unternehmen) Leistungen der Graduier-
tenförderung erbringen, sind auch diese nach geltendem
Recht erfasst. Bisher nicht erfasst sind Leistungen dieser Drit-
ten, soweit es um Begabtenförderung geht.
Daher soll aus Gründen der Gleichbehandlung mit den
durch Begabtenförderungswerke Geförderten durch die
Neuregelung sichergestellt werden, dass auch diese Leistun-
gen wohngeldrechtlich zur Hälfte als Einnahme erfasst wer-
den. Durch die Neuregelung sind im Übrigen auch die Leis-
tungen der Otto-Benecke-Stiftung erfasst.
Die neue Nummer 6.1 Buchstabe d soll um das Ausbil-
dungsgeld erweitert werden. Dem liegen folgende Erwä-
gungen zu Grunde: Nach geltendem Recht (§ 10 Abs. 2
Nr. 1.6 WoGG) gehören die Lohn- und Einkommensersatz-
leistungen nach § 32b Abs. 1 Nr. 1 EStG, darunter die Ein-
gliederungshilfe nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch,
zum Jahreseinkommen. Die Eingliederungshilfe für Behin-
derte in Form des Ausbildungsgeldes nach den §§ 104 ff.
SGB III ist von § 32b Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe a EStG und
damit von § 10 Abs. 2 Nr. 1.6 WoGG aber nicht erfasst; die
steuerrechtliche Vorschrift betrifft nur die Eingliederungs-
hilfe für Spätaussiedler nach § 418 SGB III.
Aus Gründen der Gleichbehandlung mit der Berufsausbil-
dungsbeihilfe nach den §§ 59 ff. SGB III, die nach § 10
Abs. 2 Nr. 6.1 Buchstabe c WoGG zum Jahreseinkommen
gehört, soll zukünftig auch die Hälfte des Ausbildungs-
geldes für Behinderte nach § 104 SGB III zum wohn-
geldrechtlichen Einkommen gehören.
Zu Doppelbuchstabe gg
Auf Grund des Fulbright-Abkommens erhalten Stipendiaten
(Studierende, Austauschlehrer und Wissenschaftler) Lang-
zeit- und Kurzzeitstipendien, die den Lebensunterhalt, aber
auch Ausgaben für Unterbringung an der Gasthochschule,
Eignungstests usw. abdecken sollen.
Aus Gründen der Gleichbehandlung mit den durch Begab-
tenförderungswerke und durch private Stipendien Geförder-
ten, deren Einnahmen bereits jetzt nach § 10 Abs. 2 Nr. 6.1
Buchstabe a und b und Nr. 6.2 WoGG zum Jahreseinkom-
men gehören, sollen daher zukünftig auch die Fulbright-Zu-
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wendungen wohngeldrechtlich als Einnahme erfasst wer-
den. Der Ansatz zur Hälfte ist angemessen und soll die ver-
waltungsaufwändige Bestimmung des auf den Lebensunter-
halt entfallenden Anteils vermeiden.
Zu Doppelbuchstabe hh
Da für den Ausschluss vom Wohngeld eine Transferleistung
in auch geringer Höhe ausreicht, besteht für die Berücksich-
tigung der Leistungen der laufenden Hilfe zum Lebensun-
terhalt nach dem Bundessozialhilfegesetz und den weiter in
§ 10 Abs. 2 Nr. 7 WoGG genannten Gesetzen sowie der
Grundsicherungsleistungen nach § 10 Abs. 2 Nr. 8 WoGG
im Rahmen der Einkommensermittlung kein Bedarf mehr.
Die Vorschriften sollen daher aufgehoben werden.
Zu Doppelbuchstabe ii
Die Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderung der Auf-
hebung des § 10 Abs. 2 Nr. 7 und 8 WoGG.
Zu Buchstabe b
Der § 10 Abs. 3 WoGG nimmt Bezug auf die Einnahmen
des § 10 Abs. 2 WoGG. Da es sich dort ausschließlich um
steuerfreie Einnahmen handelt, ist der Begriff „steuerfrei“
entbehrlich und soll gestrichen werden. Im Übrigen soll we-
gen des sachlichen Zusammenhangs der neuen Nummer 5.5
des § 10 Abs. 2 WoGG mit der Nummer 5.4 die Regelung,
dass Erwerbsaufwendungen insoweit nicht von den Einnah-
men abgezogen werden können, für Nummer 5.5 übernom-
men werden.
Zu Nummer 7
§ 27 Abs. 4 WoGG regelt den Beginn des Bewilligungszeit-
raums im Zusammenhang mit einer Nichtleistung, einer
Einstellung oder einem Erstattungsanpruch hinsichtlich des
besonderen Mietzuschusses. Diese Regelung ist auf Grund
des Ausschlusses der Transferleistungsempfänger vom
Wohngeld entbehrlich.
Der Neufassung des § 27 Abs. 4 WoGG liegen folgende Er-
wägung zu Grunde: Ist die Bewilligung einer Transferleis-
tung abgelehnt worden, hätte der Betreffende aber eigent-
lich einen Anspruch auf allgemeines Wohngeld gehabt, soll
er diesen Anspruch nicht verlieren, wenn er den Wohngeld-
antrag innerhalb eines Kalendermonats nach Kenntnis der
Ablehnung stellt. Ausgeschlossen ist der Wohngeldan-
spruch aber, wenn für denselben Zeitraum eine andere
Transferleistung nach § 1 Abs. 2 WoGG – neu – erbracht
wird.
Zu Nummer 8 (§ 28)
Die Aufhebung ist eine Folgeänderung der Aufhebung des
Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG).
Zu Nummer 9 (§ 29)
Zu Buchstabe a
§ 29 Abs. 3 WoGG regelt den Wegfall und die Verringerung
des Wohngeldes. Die Wohngeldstelle hat nach dieser Vor-
schrift neu zu entscheiden, wenn im laufenden Bewilli-
gungszeitraum in einem bestimmten Umfang Miete oder
Belastung sich verringern bzw. das Gesamteinkommen sich
erhöht.
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit zwei Urteilen vom
21. März 2002 (5 C 4.01 und 5 C 7.01, BVerwGE 116,
161 ff. und WuM 2003, 156 ff.) zur Frage der Aufhebung
von Wohngeldbescheiden für bereits abgelaufene Bewilli-
gungszeiträume im Falle von rückwirkenden Einkommens-
erhöhungen für Zeiträume von 1994 bis 1998 und damit zur
Anwendbarkeit u. a. des § 29 WoGG Stellung genommen.
Das Gericht sieht in den Entscheidungen hinsichtlich einer
rückwirkenden Aufhebung der Wohngeldbewilligung die
§§ 29 und 30 WoGG im Verhältnis zu § 48 Abs. 1 Satz 2
Nr. 3 und Satz 3 SGB X als abschließend an, so dass die
rückwirkende Aufhebung eines Bescheides nicht nach § 48
Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und Satz 3 SGB X, sondern nur nach
§ 29 Abs. 3 WoGG möglich sei. Der § 29 Abs. 3 WoGG
setzt tatbestandlich allerdings einen laufenden Bewilli-
gungszeitraum voraus.
Durch eine Änderung des § 29 Abs. 3 WoGG (Satz 3 der
Vorschrift) soll daher klargestellt werden, dass ein Eingriff
nicht nur in den laufenden, sondern grundsätzlich auch in
einen bereits abgelaufenen Bewilligungszeitraum zulässig
ist. Aus Gründen der Rechtssicherheit soll der Eingriffszeit-
raum auf drei Jahre vor Kenntnis der Änderung der Verhält-
nisse beschränkt werden; die Kenntnis kann sich etwa erge-
ben aus der Mitteilung über eine Rentennachzahlung. Dabei
soll die grob fahrlässige Nichtkenntnis der Kenntnis gleich-
gestellt werden; die vorsätzliche Nichtkenntnis ist hiervon
denknotwendig erfasst. Der Dreijahreszeitraum entspricht
dem Umfange nach dem § 29 Abs. 4 Satz 3 WoGG in der
derzeit geltenden Fassung.
Satz 2 der Vorschrift soll den Zeitpunkt der Änderung der
Verhältnisse klarstellen. Angeknüpft werden soll an den Be-
ginn des Zeitraumes, für den sich die Miete, die Belastung
oder die Einnahmen verändert haben, nicht an den Zeit-
punkt, in dem der Betroffene hiervon Kenntnis erlangt hat
oder hätte erlangen können. Dabei gilt die Dreijahresfrist
des Satzes 3 – neu –. Damit wird klargestellt, dass etwa bei
einer – die Erheblichkeitsschwelle von 15 vom Hundert
übersteigenden – Rentennachzahlung, die im August 2003
durch Bescheid bekannt gegeben wird, aber einen Nachzah-
lungsanspruch ab Januar 2000 begründet, ein Eingriff in ab-
gelaufene Bewilligungszeiträume grundsätzlich möglich,
aber auf den Zeitraum ab September 2000 begrenzt ist.
Zu Buchstabe b
§ 29 Abs. 4 WoGG regelt die Mitteilungspflicht des Wohn-
geldempfängers und der zu seinem Haushalt rechnenden
Familienmitglieder hinsichtlich der Verringerung der Miete
oder Belastung und der Erhöhung der Einnahmen.
Mit der Neufassung des Satzes 3 soll zum einen die Präzi-
sierung einer Verweisung erfolgen. Des Weiteren soll auf
eine zeitliche Begrenzung der Mitteilungspflicht verzichtet
werden, weil es hierfür kein Regelungsbedürfnis gibt.
Zu Nummer 10 (Fünfter Teil)
Mit dem vorgesehenen Ausschluss der Transferleistungs-
empfänger vom Wohngeld (vgl. die Begründung zu § 1
Abs. 2 WoGG – neu –) sind die Vorschriften des Fünften
Teils gegenstandslos; sie sollen daher aufgehoben werden.
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Zu Nummer 11 (§ 34)
Zu Buchstabe a
Die Neufassung enthält zum einen eine Folgeänderung der
Aufhebung des Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG); die Be-
zugnahme auf den Fünften Teil in § 34 Abs. 1 WoGG soll
entfallen.
Zu Buchstabe b
Die Änderungen beruhen auf der Aufhebung des Fünften
Teils (§§ 31 bis 33 WoGG) und der damit erforderlich wer-
denden Anknüpfung an einen neuen Maßstab für die Vertei-
lung des Festbetrages von 409 Mio. Euro ab dem Jahr 2005.
Zu Nummer 12 (§ 35)
Zu Buchstabe a
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Aufhebung des
Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG).
Zu Buchstabe b
Zu Doppelbuchstabe aa
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderung des
§ 35 Abs. 2 WoGG.
Zu Doppelbuchstabe bb
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderung des
§ 35 Abs. 2 WoGG.
Zu Doppelbuchstabe cc
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderung des
§ 35 Abs. 2 WoGG.
Zu Doppelbuchstabe dd
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderung des
§ 35 Abs. 2 WoGG.
Zu Buchstabe c
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Änderung des
§ 35 Abs. 2 WoGG.
Zu Buchstabe d
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Aufhebung des
Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG).
Zu Buchstabe e
Die Regelung ist eine Folgeänderung der Aufhebung des
Fünften Teils (§§ 31 bis 33 WoGG).
Zu Nummer 13 (§ 36)
Auf Grund der zum 1. Januar 2002 erfolgten erstmaligen
Festlegung von Mietenstufen im gesamten Bundesgebiet ist
die Vorschrift überholt und soll aufgehoben werden.
Zu Nummer 14 (§ 37b)
Mit der Änderung soll eine überflüssige und überholte
Fundstelle gestrichen werden, um klarzustellen, dass die
Verweisung dynamisch zu verstehen ist.
Zu Nummer 15 (§ 39)
Im Hinblick auf die Bemühungen der Bundesregierung zum
Abbau von Bürokratie und zur Verminderung von statisti-
schen Anforderungen für Behörden und Unternehmen emp-
fiehlt es sich, die gesetzliche Berichtspflicht für den Wohn-
geld- und Mietenbericht zeitlich zu strecken. Daher soll der
Berichtszeitraum für den Wohngeld- und Mietenbericht von
zwei auf vier Jahre verändert werden. Dies erscheint ausrei-
chend, aber auch geboten, um die mittel- und langfristigen
Trends im Mieten- und Wohngeldbereich zu erfassen und
der Wohnungspolitik die notwendige Datengrundlage zu
sichern.
Zu Artikel 26 (Gesetz zur Hilfe für Frauen bei
Schwangerschaftsabbrüchen in be-
sonderen Fällen)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 27 (Unterhaltssicherungsgesetz)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Neben die Regelung zum Bundessozialhilfegesetz treten
künftig die Regelungen des Zweiten Buches Sozialgesetz-
buch.
Zu Artikel 28 (Soldatenversorgungsgesetz)
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Redaktionelle Folgeänderung zu Änderungen im Soldaten-
versorgungsgesetz auf Grund der Aufhebung der Vorschrif-
ten über die Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Einführung
der Grundsicherung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Nummer 2 (§ 86a)
Zu Buchstabe a
Durch die Festlegung von 180 Tagen Anspruchsdauer wird
ein Gleichklang mit den Regelungen zum Dritten Buch So-
zialgesetzbuch hergestellt. Nach § 339 Satz 1 Drittes Buch
Sozialgesetzbuch wird für die Berechnung von Leistungen
ein Monat mit 30 Tagen berechnet. Die Neufassung be-
grenzt die Anspruchsdauer auf insgesamt sechs Monate.
Zu den Buchstaben b und c
Folgeänderungen zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch. Bei Vorliegen der allgemeinen Anspruchsvo-
raussetzungen hat der betroffene Personenkreis im Rahmen
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der Grundsicherung für Arbeitsuchende Anspruch auf Ar-
beitslosengeld II.
Zu Artikel 29 (Finanzausgleichsgesetz)
Ziel der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozial-
hilfe ist eine Vereinheitlichung von Transferleistungen für
erwerbsfähige Arbeitslose als Teil einer Reform des Ar-
beitsmarktes und – damit verbunden – eine dauerhafte
strukturelle Entlastung der Kommunen. Hierdurch sollen
keine Lastenverschiebungen zwischen dem Bund auf der ei-
nen und den Ländern und Kommunen auf der anderen Seite
entstehen; dauerhafte Lastenverschiebungen sind daher aus-
zugleichen.
Bei dem vorgesehenen Modell der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe übernimmt der Bund die Auf-
gaben- und Finanzierungsverantwortung für die Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende. Dieses führt zu einer dauerhaf-
ten Lastenverschiebung zwischen dem Bund auf der einen
und den Kommunen auf der anderen Seite. Im Jahr 2004
entsteht durch die Lastenverschiebung eine Entlastung der
Kommunen von 5,8 Mrd. Euro.
Die Lastenverschiebung wird zunächst durch die in Artikel 1
§ 65 vorgesehene Übergangsregelung abgemildert. Im Jahr
2004 verringert sie sich dadurch um 1,8 Mrd. Euro.
Ein Teil der Entlastung wird den Kommunen dauerhaft be-
lassen. Damit sollen insbesondere die Investitionskraft der
Kommunen gestärkt und zusätzliche Spielräume zum not-
wendigen Ausbau der Kinderbetreuung – insbesondere für
unter Dreijährige – eröffnet werden. Die Kommunen sollen
zur Bewältigung dieser Zukunftsaufgaben im Jahr 2004
1,9 Mrd. Euro erhalten.
Für den Ausgleich der übrigen Lastenverschiebungen ist die
Anpassung des Aufteilungsverhältnisses der Umsatzsteuer
zwischen Bund und Ländern das geeignete und in der
Finanzverfassung vorgesehene Instrument (Artikel 106
Abs. 4 GG). Das Grundgesetz sieht keine unmittelbaren
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Kommunen vor,
vielmehr ist die Steuerung der Kommunalfinanzen Aufgabe
der Länder. Erforderliche Folgeregelungen zur Finanzver-
teilung zwischen den jeweiligen Ländern und ihren Kom-
munen fallen daher in die Verantwortung der Länder.
Ziel der geänderten Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund
und Ländern ist nicht, die Länder zusätzlich zu belasten,
sondern Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kom-
munen – die in der Finanzverfassung als Teil der Länder
gelten – auszugleichen.
Die Umsatzsteuerverteilung ist derzeit im Finanzausgleichs-
gesetz geregelt, dessen Gültigkeit am 31. Dezember 2004
endet.
Bei der Berechnung der durch die Umsatzsteuerverteilung
zu kompensierenden Lastenverschiebung sind neben den
Entlastungen durch den Wegfall der Sozialhilfe für zukünf-
tige Bezieher des Arbeitslosengeldes II die Lastenverschie-
bungen im Zusammenhang mit den Neuregelungen beim
Wohngeld und die Einsparungen der Länder durch den
Wegfall von Eingliederungsleistungen zu berücksichtigten
(vgl. Abschnitt C. zu den finanziellen Auswirkungen). Die
notwendige Anpassung der Umsatzsteuerverteilung ergibt
sich danach wie folgt:
Entlastung der Kommunen durch Alg II – 5,8
abzüglich:
Wohngeldreform
Entlastung der Länder – 0,9
Belastung der Kommunen – 0,6
Saldo – 0,3
Kommunalanteil im Übergangszeitraum – 1,8
Wegfall Eingliederungs-
Leistungen der Länder – 0,3
- - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Erhöhung Investitionsspielräume und Kinderbetreuung – 1,9
Durch Umsatzsteuerverteilung zu kompensieren – 2,7
Zu übertragende Umsatzsteuerpunkte in vH – 2,1
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Die sich hieraus ergebenen Verteilungswirkungen führen zu
einer besonderen Entlastung der Gemeinden mit relativ
hoher Anzahl langzeitarbeitsloser Sozialhilfeempfänger.
Gemeinden, die unterproportional profitieren, waren vor der
Reform auch unterproportional mit Ausgaben für arbeits-
lose Sozialhilfeempfänger belastet.
Zu Artikel 30 (Solidarpaktfortführungsgesetz)
Ziel der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe
ist eine Vereinheitlichung von Transferleistungen für er-
werbsfähige Arbeitslose als Teil einer Reform des Arbeits-
marktes und – damit verbunden – eine dauerhafte strukturelle
Entlastung der Kommunen. Hierdurch sollen keine Lasten-
verschiebungen zwischen dem Bund auf der einen und den
Ländern und Kommunen auf der anderen Seite entstehen;
dauerhafte Lastenverschiebungen sind daher auszugleichen.
Bei dem vorgesehenen Modell der Zusammenlegung von
Arbeitslosen- und Sozialhilfe übernimmt der Bund die Auf-
gaben- und Finanzierungsverantwortung für die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende. Dieses führt zu einer dauer-
haften Lastenverschiebung zwischen dem Bund auf der
einen und den Kommunen auf der anderen Seite. Ab dem
Jahr 2005 entsteht durch die Lastenverschiebung eine Ent-
lastung der Kommunen von 11,6 Mrd. Euro jährlich.
Die Lastenverschiebung wird zunächst durch die in Artikel 1
§ 65 vorgesehene Übergangsregelung abgemildert. Im Jahr
2005 verringert sie sich um 2,5 Mrd. Euro und im Jahr 2006
um 1,7 Mrd. Euro.
Ein Teil der Entlastung wird den Kommunen dauerhaft be-
lassen. Damit sollen insbesondere die Investitionskraft der
Kommunen gestärkt und zusätzliche Spielräume zum not-
wendigen Ausbau der Kinderbetreuung – insbesondere für
unter Dreijährige – eröffnet werden. Die Kommunen sollen
zur Bewältigung dieser Zukunftsaufgaben ab dem Jahr 2005
2,5 Mrd. Euro jährlich erhalten.
Für den Ausgleich der übrigen Lastenverschiebungen ist die
Anpassung des Aufteilungsverhältnisses der Umsatzsteuer
zwischen Bund und Ländern das geeignete und in der
Finanzverfassung vorgesehene Instrument (Artikel 106
Abs. 4 GG). Das Grundgesetz sieht keine unmittelbaren
Finanzbeziehungen zwischen Bund und Kommunen vor,
vielmehr ist die Steuerung der Kommunalfinanzen Aufgabe
der Länder. Erforderliche Folgeregelungen zur Finanzver-
teilung zwischen den jeweiligen Ländern und ihren Kom-
munen fallen daher in die Verantwortung der Länder.
Ziel der geänderten Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund
und Ländern ist nicht, die Länder zusätzlich zu belasten,
sondern Lastenverschiebungen zwischen Bund und Kom-
munen – die in der Finanzverfassung als Teil der Länder
gelten – auszugleichen.
Die Umsatzsteuerverteilung ist in § 1 des Finanzausgleichs-
gesetzes geregelt. Die derzeitigen Regelungen laufen im
Jahr 2004 aus, ab dem Jahr 2005 gilt die im Solidarpaktfort-
führungsgesetz geregelte Neufassung.
Bei der Berechnung der durch die Umsatzsteuerverteilung
zu kompensierenden Lastenverschiebung sind neben den
Entlastungen durch den Wegfall der Sozialhilfe für zukünf-
tige Bezieher des Arbeitslosengeldes II die Lastenverschie-
bungen im Zusammenhang mit den Neuregelungen beim
Wohngeld und die Einsparungen der Länder durch den
Wegfall von Eingliederungsleistungen zu berücksichtigten
(vgl. Abschnitt C zu den finanziellen Auswirkungen).
Durch die vorgesehene Übergangsregelung wird die Lasten-
verschiebung stufenweise – beginnend ab 2004 – vollstän-
dig erst im Jahr 2007 wirksam. Grundsätzlich ist die
USt-Verteilung auf längere Frist angelegt. In der besonderen
Situation einer grundlegenden Aufgabenumverteilung ist
für einen zeitlich befristeten Übergangszeitraum jedoch
auch eine jährliche Anpassung gerechtfertigt, um die Las-
tenverschiebungen möglichst sachgerecht auszugleichen.
Die notwendige Anpassung der Umsatzsteuerverteilung er-
gibt sich danach wie folgt:
2005 2006 2007
Mrd. Euro
Entlastung der Kommunen 11,6 11,6 11,6
abzüglich:
Wohngeldreform
Entlastung der Länder – 1,9 – 1,9 – 1,9
Belastung der Kommunen – 1,3 – 1,3 – 1,3
Saldo – 0,6 – 0,6 – 0,6
Kommunalanteil im Übergangszeitraum 2,5 – 1,7 – 0
Wegfall Eingliederungsleistungen der Länder – 0,5 – 0,5 – 0,5
 - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -  - - - - - - - - - - - - - - - - - - - -
Erhöhung Investitionsspielräume und Kinderbetreuung – 2,5 – 2,5 – 2,5
Durch Umsatzsteuerverteilung zu kompensieren – 7,7 – 8,5 10,2
Zu übertragende USt-Punkte in vH – 5,8 – 6,2 – 7,3
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Die sich hieraus ergebenen Verteilungswirkungen führen
zu einer besonderen Entlastung der Gemeinden mit relativ
hoher Anzahl langzeitarbeitsloser Sozialhilfeempfänger.
Gemeinden, die unterproportional profitieren, waren vor der
Reform auch unterproportional mit Ausgaben für arbeits-
lose Sozialhilfeempfänger belastet.
Zu Artikel 31 (Abgabenordnung)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch treten neben die Sozialhilfe.
Zu Artikel 32 (Berlinförderungsgesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
Zu Artikel 33 (Einkommensteuergesetz)
Zu Nummer 1 (§ 3)
Folgeänderungen zur Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Nummer 2 (§ 75)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Neben die Vorschriften zur Hilfebedürftigkeit nach dem
Bundessozialhilfegesetz treten künftig die Vorschriften nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 34 (Lastenausgleichsgesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 292 und 363)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Zu Regelungen über
die Sozialhilfe treten die Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
ergänzend hinzu.
Zu Artikel 35 (Entwicklungshelfer-Gesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 15, 23b)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch.
Zu Artikel 36 (Kündigungsschutzgesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 37 (Gesetz über Bergmannsprämien)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 38 (Arbeitssicherstellungsgesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 39 (Berufsbildungsförderungsgesetz)
Mit dem Zweiten Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt wurde die Berufsausbildungsvorbereitung als
neuer Abschnitt in das Berufsbildungsgesetz integriert. So-
weit Berufsausbildungsvorbereitung öffentlich gefördert ist,
können statistische Angaben den Erhebungen der Bundes-
agentur für Arbeit entnommen werden. Dies gilt jedoch nicht,
soweit die Berufsausbildungsvorbereitung nicht öffentlich
gefördert in Betrieben stattfindet. Für diesen Fall ist eine ge-
sonderte Erhebung erforderlich. Auskunftspflichtig sind die
zuständigen Stellen nach dem Berufsbildungsgesetz.
Zu Artikel 40 (Berufsbildungsgesetz)
Zu Nummer 1 (§ 47)
Die bisherigen Regelungen zur beruflichen Umschulung wei-
sen durch § 47 Abs. 4 der zuständigen Stelle Überwachungs-
pflichten zu, die jedoch nur wahrgenommen werden können,
wenn bei der zuständigen Stelle Kenntnis darüber besteht, wo
und mit welchem Ziel umgeschult wird. Daher sieht der neue
Absatz 3a eine Anzeigepflicht für Anbieter von Umschu-
lungsmaßnahmen vor, die sich auf den wesentlichen Inhalt
der Umschulung erstreckt. Sofern die Umschulung auf einer
vertraglichen Grundlage durchgeführt wird (und nicht im
Rahmen eines sozialrechtlichen Leistungsverhältnisses z. B.
nach Zuweisung durch die Bundesagentur für Arbeit), ist der
Anzeige eine Abschrift des Vertrages beizulegen.




Die Überwachung von Maßnahmen der betrieblichen Be-
rufsausbildungsvorbereitung setzt voraus, dass die zuständi-
gen Stellen Kenntnis davon erlangen, wo, mit welchen Per-
sonen und mit welchem Ziel diese Berufsausbildungsvorbe-
reitung durchgeführt wird. Daher normiert der neu einge-
fügte Absatz 1a eine Anzeigepflicht über den wesentlichen
Inhalt der Maßnahme.
Zu Buchstabe c
Absatz 3 stellt sicher, dass für Berufsausbildungsvorberei-
tungsmaßnahmen in Betrieben – unabhängig von einer öf-
fentlichen Förderung nach § 421m des Dritten Buches Sozi-
algesetzbuch – die Überwachungs- und Anzeigepflichten
der Absätze 1 bis 2 weiterhin gelten.
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Zu Artikel 41 (Vorruhestandsgesetz)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die
Arbeitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 42 (Altersteilzeitgesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§§ 2, 3)
Mit den Änderungen wird erreicht, dass Arbeitgeber auch
Erstattungen nach dem Altersteilzeitgesetz erhalten können,
wenn sie den durch Altersteilzeit frei gewordenen Arbeits-
platz mit einem arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürfti-
gen wieder besetzen. Voraussetzung ist eine Kostenzusage
nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die Förderkos-
ten trägt in diesem Fall der Bund, der gleichzeitig von Leis-
tungen an den erwerbsfähigen Hilfebedürftigen entlastet
wird und der Bundesagentur für Arbeit die erbrachten För-
derleistungen nach dem Altersteilzeitgesetz erstattet.
Zu Artikel 43 (Beiträge-Rückzahlungsgesetz)
Zu den Nummern 1 und 2 (§ 6)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. Zu Regelungen über die Leistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz treten die Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch ergänzend hinzu.
Zu Artikel 44 (Bundesversorgungsgesetz)
Zu Nummer 1 (§ 1a)
Nach der Vorschrift unterliegen 56 vom Hundert der berück-
sichtigten Unterkunftskosten (ohne Heizungs- und Warm-
wasserversorgung) nicht der Rückforderung. Mit der Rege-
lung soll bewirkt werden, dass sich der Ausschluss der Emp-
fänger des Arbeitslosengeldes II, des Einstiegsgeldes und des
Sozialgeldes nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch vom
Wohngeld nach § 1 Abs. 2 WoGG – neu – rechtlich und tat-
sächlich nicht auf die Betroffenen auswirkt. Das Wohngeld
unterliegt grundsätzlich nicht der Rückforderung. Die Betrof-
fenen werden durch den Ausschluss der Rückforderung so ge-
stellt, wie sie stünden, wenn sie Wohngeld erhalten hätten.
Der Satz von 56 vom Hundert orientiert sich am tatsächlichen
Subventionssatz des besonderen Mietzuschusses auf der Ba-
sis der empirischen Werte der Wohngeldstatistik 2001. Der
durchschnittliche Subventionssatz ergibt sich durch Teilung
des durchschnittlichen Wohngeldanspruchs durch die durch-
schnittliche berücksichtigungsfähige Miete.
Zu den Nummern 2 und 3 (§§ 16, 16b)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 45 (Bundeserziehungsgeldgesetz)
Zu Nummer 1 (§ 2)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe und die Eingliederungshilfe für Spätaussied-
ler im Rahmen der Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Nummer 2 (§ 8)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. Neben die Vorschriften über die Sozialhilfe treten
künftig die Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende.
Zu Artikel 46 (Änderung des Bundeskindergeld-
gesetzes)
Zu Nummer 1 (§ 3)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 2 (§ 5)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 3 (§ 6a)
Zu Absatz 1
Eltern sollen nicht nur wegen der Unterhaltsbelastung für
ihre Kinder Arbeitslosengeld II und Sozialgeld in Anspruch
nehmen müssen und durch den Kinderzuschlag einen Ar-
beitsanreiz erhalten. Diese Zielsetzung kann durch den Kin-
derzuschlag bei Eltern erreicht werden, die Kindergeld oder
eine vergleichbare Leistung für ihre Kinder erhalten, denn
der Kinderzuschlag deckt zusammen mit dem Kindergeld
und dem auf das Kind entfallenden Wohngeldanteil den
durchschnittlichen Bedarf an Arbeitslosengeld II oder Sozi-
algeld eines Kindes ab. Eltern erhalten den Kinderzuschlag
nur für die in ihrem Haushalt lebenden minderjährigen Kin-
der. Durch die Festsetzung eines Mindesteinkommens in
Höhe des elterlichen Bedarfs an Arbeitslosengeld II und/
oder Sozialgeld ist gewährleistet, dass nur die Eltern den
Kinderzuschlag erhalten, deren eigener Bedarf an Arbeitslo-
sengeld II und Sozialgeld durch eigenes Einkommen ge-
deckt ist. Mit dem Kinderzuschlag ist damit regelmäßig
auch der Bedarf im Sinne des Arbeitslosengeldes II und des
Sozialgeldes der Familie gedeckt. Damit wird zugleich er-
reicht, dass die Familien regelmäßig nur ein Verwaltungs-
verfahren zu durchlaufen haben, entweder im Job-Center als
Empfänger von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld oder bei
der Familienkasse für den Kinderzuschlag. Mit der Einkom-
menshöchstgrenze wird erreicht, dass Eltern, die auch ohne
den Kinderzuschlag den Bedarf im Sinne des Arbeitslosen-
geldes II und des Sozialgeldes nach dem Zweiten Buch So-
zialgesetzbuch für sich und ihre Kinder aus eigenem Ein-
kommen decken können, keinen Kinderzuschlag erhalten.
Zu Absatz 2
Der Kinderzuschlag soll in Höhe von 140 Euro erbracht
werden, weil dadurch zusammen mit dem Kindergeld und
dem auf das Kind entfallenden Wohngeldanteil der Bedarf
des Kindes im Sinne des Arbeitslosengeldes II bzw. des So-
zialgeldes gedeckt ist.
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Der Kinderzuschlag wird insgesamt längstens für 36 Mo-
nate gezahlt, um bei den durch den Kinderzuschlag bewirk-
ten Arbeitsanreizen Mitnahmeeffekte zu minimieren.
Zu Absatz 3
Soweit ein Kind seinen Bedarf im Sinne des Arbeitslosen-
geldes II und Sozialgeld aus eigenem Einkommen oder Ver-
mögen decken kann, muss dieser Bedarf nicht von den El-
tern gedeckt werden; deshalb ist der Kinderzuschlag ent-
sprechend zu mindern, oder er entfällt ganz.
Zu Absatz 4
Der Kinderzuschlag ist nur für Familien vorgesehen, die
ohne ihn allein wegen des Unterhaltsbedarfs für ihre Kinder
Anspruch auf Arbeitslosengeld II und/oder Sozialgeld hät-
ten; er ist daher zu mindern, soweit das beim Arbeitslosen-
geld II und Sozialgeld zu berücksichtigende elterliche Ein-
kommen und Vermögen über den Eigenbedarf der Eltern
hinausgeht.
Über den Eigenbedarf der Eltern hinausgehendes Erwerbs-
einkommen mindert den Kinderzuschlag in Höhe von 70 vom
Hundert des übersteigenden Einkommens. Dies bewirkt, dass
eine Arbeitsaufnahme auch tatsächlich zu einer Einkom-
menssteigerung führt und sorgt so für einen Erwerbsanreiz.
Die stufenweise Abschmelzung dient der Verwaltungsver-
einfachung.
Das Privileg der nur teilweisen Anrechnung ist auf das Er-
werbseinkommen beschränkt, weil nur insoweit ein Anreiz
geschaffen werden soll. Anderes Einkommen oder Vermö-
gen, das den Freibetrag übersteigt, ist voll anzurechnen.
Wenn erst die Zusammenrechnung von Erwerbseinkommen
und anderem Einkommen zur Überschreitung des Freibe-
trags führt, soll das Erwerbseinkommen als dasjenige ange-
sehen werden, das die Überschreitung bewirkt.
Zu Nummer 4 (§ 9)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 5 (§ 11)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 6 (§ 12)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 7 (§ 14)
Redaktionelle Änderung wegen der Einführung des Kinder-
zuschlags.
Zu Nummer 8 (§ 22)
Die Wirkungen des Kinderzuschlags – insbesondere seine
Anreizwirkung im Hinblick auf die Vermeidung des Bezugs
von Arbeitslosengeld II und/oder Sozialgeld – können vorab
nur schwer eingeschätzt werden. Der Bericht der Bundesre-
gierung soll es dem Deutschen Bundestag ermöglichen, auf
Grund der Erfahrungen der ersten zwei Jahre der Anwen-
dung der Vorschrift über die Weiterentwicklung der Vor-
schrift zu entscheiden.
Zu Artikel 47 (Verordnung über die Ersatzleistun-
gen an die zum Luftschutzdienst he-
rangezogenen Personen und über die
Erstattung fortgewährter Leistungen)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 48 (Sozialhilfedatenabgleichsverord-
nung)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 49 (Ausländergebührenverordnung)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch treten neben die Sozial-
hilfe.
Zu Artikel 50 (Änderung der Arbeitsaufenthaltever-
ordnung)
Zu Nummer 1
Die Regelung ist gegenstandslos und wird daher aufgeho-
ben.
Zu Nummer 2
Folgeänderung zur Neuorganisation der Bundesanstalt für
Arbeit. Das Benehmen der obersten Landesbehörde über die
Erteilung einer Aufenthaltsgenehmigung ist zukünftig mit
der Zentrale der Bundesagentur für Arbeit herzustellen.
Diese kann eine andere Dienststelle, also insbesondere die
örtlich zuständige Regionaldirektion, zur Wahrnehmung
dieser Ausgabe bestimmen.
Zu Artikel 51 (Freizügigkeitsverordnung/EG)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Die
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch treten neben die Sozial-
hilfe.
Zu Artikel 52 (Kindesunterhalt-Vordruckverord-
nung)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialge-
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setzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künftig
die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch.
Zu Artikel 53 (Prozesskostenhilfevordruckverord-
nung)
Zu den Nummern 1 und 2 (Abschnitt D und E)
Folgeänderung zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Zu
Regelungen über die Leistungen nach dem Bundessozialhil-
fegesetz treten die Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ergän-
zend hinzu.
Zu Artikel 54 (Wohngeldverordnung)
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht)
Mit der Änderung soll die Inhaltsübersicht an den nach § 1
Abs. 2 WoGG – neu – vorgesehenen Ausschluss der Emp-
fänger der laufenden Leistungen der Hilfe zum Lebensun-
terhalt und der Hilfe in besonderen Lebenslagen nach dem
Bundessozialhilfegesetz oder der ergänzenden Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem Bundesversorgungsgesetz oder
nach einem Gesetz, das dieses für anwendbar erklärt, ange-
passt werden.
Zu Nummer 2 (§ 1)
Mit dem nach § 1 Abs. 2 WoGG – neu – vorgesehenen Aus-
schluss der Empfänger der laufenden Leistungen der Hilfe
zum Lebensunterhalt und der Hilfe in besonderen Lebens-
lagen nach dem Bundessozialhilfegesetz oder der ergänzen-
den Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversor-
gungsgesetz oder nach einem Gesetz, das dieses für an-
wendbar erklärt, ist § 1 Abs. 2 WoGV ohne Anwendungsbe-
reich; er soll daher aufgehoben werden.
Zu Nummer 3 (§ 8)
Mit dem nach § 1 Abs. 2 WoGG – neu – vorgesehenen Aus-
schluss der Empfänger der laufenden Leistungen der Hilfe
zum Lebensunterhalt und der Hilfe in besonderen Lebens-
lagen nach dem Bundessozialhilfegesetz oder der ergänzen-
den Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesversor-
gungsgesetz oder nach einem Gesetz, das dieses für an-
wendbar erklärt, ist § 8 WoGV ohne Anwendungsbereich;
er soll daher aufgehoben werden.
Zu Artikel 55 (Verordnung über die Berufsausbil-
dung zum Fachangestellten für Ar-
beitsförderung 1999)
Zu den Nummern 1 bis 4 (§§ 3, 4, 8)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch. An die Stelle der Arbeitslosenhilfe treten künf-
tig die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch. Leistungen zur Ein-
gliederung nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch wer-
den hinzugefügt.
Zu Artikel 56 (Ausgleichsrentenverordnung)
Zu den Nummern 1 und 2 (§ 2)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 57 (Arbeitslosenhilfe-Verordnung)
Folgeänderung zur Aufhebung der Vorschriften über die Ar-
beitslosenhilfe im Rahmen der Einführung der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende mit dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch.
Zu Artikel 58 (Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang)
Die Regelung gewährleistet, dass die vorgesehenen Ände-
rungen bei den Rechtsverordnungen auch künftig auf Grund
der jeweils einschlägigen Ermächtigung geändert oder auf-
gehoben werden können.
Zu Artikel 59 (Neufassung des Wohngeldgesetzes)
Dieser Artikel enthält die Ermächtigung für das Bundesmi-
nisterium für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen, die
Neufassung des Wohngeldgesetzes in der ab 1. Juli 2004
geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu ma-
chen.
Zu Artikel 60 (Neufassung des Bundeskindergeld-
gesetzes)
Dieser Artikel enthält die Ermächtigung für das Bundesmi-
nisterium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, die
Neufassung des Bundeskindergeldgesetzes in der ab 1. Juli
2004 geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt bekannt zu
machen.
Zu Artikel 61 (Inkrafttreten)
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Vierten Geset-
zes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt. Ab-
satz 1 stellt mit der Verkürzung der Bewilligungsdauer für
die Arbeitslosenhilfe zum 1. Januar 2004 einen gleitenden
Übergang der Bezieher von Arbeitslosenhilfe in den Be-
zug von Arbeitslosengeld II sicher. Die Regelung, dass die
Bundesagentur für Arbeit Träger der Leistungen nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch ist, muss bereits zum
1. Januar 2004 in Kraft treten, um sicherzustellen, dass die
für die Leistungsgewährung nach dem Zweiten Buch Sozi-
algesetzbuch erforderlichen personellen, organisatorischen
und datenverarbeitungstechnischen Vorarbeiten durchge-
führt werden.
Absatz 2 lässt dieses Gesetz im Übrigen zum 1. Juli 2004 in
Kraft treten.
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Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
Grundsicherung für Arbeitsuchende
Transferleistungen 7,2 11,0 10,1 9,8
davon Grundleistung 5,8 10,2 9,3 9,0
Zuschläge 0,5 0,8 0,8 0,8
Kosten der Übergangsregelung 1,0 0,0 0,0 0,0
Sozialversicherungsbeiträge 3,0 5,2 4,7 4,6
davon Rentenversicherung 1,26 2,20 2,03 2,02
Krankenversicherung 1,57 2,63 2,37 2,26
Pflegeversicherung 0,19 0,33 0,30 0,30
Eingliederungsleistungen 3,1 6,2 5,7 5,6
Personal und Verwaltung 1,5 3,2 3,0 3,0
Summe der Ausgaben für die Grundsicherung
für Arbeitsuchende 14,8 25,5 23,5 23,0
Mehrausgaben des Bundes für Wohngeld
für bisherige Arbeitslosenhilfebezieher* 0,3 0,6 0,5 0,5
Ausgaben des Bundes für Kinderzuschlag 0,12 0,22 0,20 0,19
Mehrausgaben des Bundes für Bafög 0,01 0,02 0,02 0,02
Summe der Kosten der Grundsicherung für den Bund 15,2 26,3 24,2 23,7
Wegfall der Arbeitslosenhilfe (Entlastung des Bundes) -6,7 -12,8 -12,2 -12,4
Wegfall von Eingliederungsleistungen, Unterhaltsgeld,
Personalkosten für bisherige Arbeitslosenhilfebezieher -3,1 -6,2 -6,2 -6,2
Wegfall der Sozialhilfe (Entlastung der Kommunen) -5,8 -11,6 -11,6 -11,6
Mehrausgaben der Länder für Wohngeld für bisherige
Arbeitslosenhilfebezieher* 0,3 0,6 0,5 0,5
Entlastung der Länder bei Eingliederungsleistungen
für erwerbsfähige Bezieher von Sozialhilfe -0,3 -0,5 -0,5 -0,5
Summe der Kosten der Grundsicherung über alle
Körperschaften -0,4 -4,3 -5,8 -6,5
Annahmen: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung
derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006
* hier noch ohne Auswirkungen der Reform des Wohngeldgesetzes
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Annah en: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung der
Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effizienzgewinne) von 15 % ab 2006.
C. Finanzielle Auswirkungen
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand
a) Haushaltsausgaben für die Grundsicherung für
Arbeitsuchende
Im folgenden Abschnitt werden allein die Be- und Entlas-
tungen durch die Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende dargestellt. Die Veränderungen beim Wohn-
geldrecht werden hier noch nicht berücksichtigt. Die Aus-
wirkungen der Verkürzung des Arbeitslosengeldes durch
das Gesetz zur Reformen am Arbeitsmarkt sind berücksich-
tigt. Für die Grundsicherung für Arbeitsuchende sind für die
Jahre 2004 bis 2007 die folgenden Ausgaben zu erwarten:
Bei der Berechnung der finanziellen Auswirkungen wur-
den die mittelfristigen Wirtschaftsannahmen der Bundes-
regierung zugrunde gelegt. Weiterhin wurde angenommen,
dass auf Grund von Effizienzgewinnen die Zahl der Leis-
tungsempfänger ab dem Jahr 2006 um 15 vom Hundert
(2004 3,7 vom Hundert, 2005 12 vom Hundert) niedriger
liegt, als es dem mittelfristigen Trend entspricht. Mit der
Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende wird
die Betreuung der Leistungsbezieher intensiviert. Zum
einen wird die Zahl der Fallmanager erhöht, zum anderen
werden mehr Mittel für Eingliederungsleistungen bereitge-
stellt. Wegen der intensiveren Betreuung sinkt die Zahl der
Leistungsbezieher.
Die ersten Zeilen der Tabelle geben die Ausgaben für Trans-
ferleistungen wieder. Da eine gleichzeitige Umstellung aller
Arbeitslosenhilfebezieher auf die neue Leistungshöhe ver-
waltungstechnisch nicht möglich ist, gibt es eine Über-
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gangsregelung. Auf Grund dieser Übergangsregelung wer-
den Personen, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes Ar-
beitslosenhilfe bezogen haben, in der zweiten Hälfte des
Jahres 2004 bis zum Ende ihres jeweiligen Bewilligungsab-
schnitts weiter Arbeitslosenhilfe beziehen. Dadurch sind im
zweiten Halbjahr 2004 Ausgaben für Arbeitslosenhilfe in
Höhe von 1,0 Mrd. Euro erforderlich.
Die Streichung der Arbeitslosenhilfe würde – ohne Verein-
fachung des Wohngeldrechts – zu Mehrausgaben beim
Wohngeld in Höhe von 0,5 Mrd. Euro im Jahre 2004, 1,1
Mrd. Euro in 2005, 1,0 Mrd. Euro in 2006 und 1,1 Mrd.
Euro in 2007 führen. Diese zusätzlichen Ausgaben für
Wohngeld haben Bund und Länder jeweils hälftig zu tragen.
(Abweichungen zu den in der Tabelle für Bund und Länder
ausgewiesenen Werten rundungsbedingt).
Die Kosten für den neu eingeführten Kinderzuschlag betra-
gen 0,12 Mrd. Euro im Jahre 2004, 0,22 Mrd. Euro in 2005,
0,20 Mrd. Euro in 2006 und 0,19 Mrd. Euro in 2007. Die
Einführung des Kinderzuschlags führt dazu, dass geringere
Leistungen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende erfor-
derlich sind. Nur etwa ein Drittel der hier ausgewiesen Kos-
ten sind echte Mehrkosten, die anderen zwei Drittel werden
durch entsprechend geringere Ausgaben bei der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende kompensiert. Die Verminde-
rung der Transferleistungen auf Grund des Kinderzuschlags
ist in den in der Tabelle angegebenen Beträgen enthalten.
Die Einkommensverluste der bisherigen Arbeitslosenhilfe-
bezieher führen zu Mehrausgaben beim BAföG. Diese
Mehrausgaben sind aber verhältnismäßig gering. Mit dem
Übergang des Systems Arbeitslosenhilfe in ein bedarfsab-
hängiges System kommt es außerdem zu Steuerausfällen,
weil der Progressionsvorbehalt der Arbeitslosenhilfe nicht
mehr greift. Diese Steuerausfälle werden auf ca. 50 Mio.
Euro im Jahr geschätzt. Davon entgehen dem Bund ca. 23
Mio. Euro.
Durch die neue Leistung für Arbeitsuchende entfallen auch
Ausgaben: Der Bund wird um die Zahlungen für die Ar-
beitslosenhilfe in Höhe von über 12 Mrd. Euro im Jahr ent-
lastet. Die BA wird um die Ausgaben für Eingliederungs-
leistungen und Personalkosten für bisherige Arbeitslosen-
hilfebezieher und für Unterhaltsgeld für ehemalige Arbeits-
losenhilfebezieher in Höhe von 6,2 Mrd. Euro im Jahr
entlastet. Die Kommunen werden um die Sozialhilfe für er-
werbsfähige Sozialhilfebezieher in Höhe von 11,6 Mrd.
Euro entlastet. Außerdem werden die Länder um Ausgaben
für Eingliederungsleistungen entlastet, welche sie auf Lan-
desebene für erwerbsfähige Sozialhilfebezieher und Ar-
beitslosenhilfebezieher erbringen.
b) Haushaltsausgaben der Änderung des Wohngeld-
gesetzes
Im folgenden Abschnitt werden die Be- bzw. Entlastungen
durch die Reform des Wohngeldgesetzes aufsetzend auf den
Be- und Entlastungen der Einführung der Grundsicherung
für Arbeitsuchende dargestellt.
Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
würde für sich genommen einen Anstieg der Empfänger von
Wohngeld auf 3,5 Millionen Haushalte und einen Anstieg
der Wohngeldausgaben auf 5,7 Mrd. Euro bewirken. Denn
durch die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende würden sich bei geltendem Wohngeldrecht die Aus-
gaben des Bundes und der Länder für Wohngeld um rund
1,2 Mrd. Euro im Jahr (derzeitiger Stand ohne Effizienzge-
winne bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende) erhöhen.
Durch die gleichzeitige Vereinfachung des Wohngeldgeset-
zes erhalten Transferleistungsempfänger – neben den Emp-
fängern der Grundsicherung für Arbeitsuchende auch Emp-
fänger von Sozialhilfe und bedarfsorientierter Grundsiche-
rung – kein Wohngeld mehr. Für die Transferleistungsemp-
fänger ändert sich aber nichts. Ihre Unterkunftskosten sind
von der jeweiligen Transferleistung gedeckt. Fällt das
Wohngeld weg, steigen die Ausgaben der jeweiligen Träger
der Transferleistungen für Unterkunftskosten.
Im Vergleich zur Einführung der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende ohne Änderung des Wohngeldgesetzes erge-
ben sich durch die Vereinfachung des Wohngeldrechts die
folgenden finanziellen Auswirkungen:
Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
Mehrausgaben des Bundes für Unterkunftskosten für
Bezieher der Grundsicherung für Arbeitsuchende 1,9 3,7 3,4 3,4
Minderausgaben des Bundes für Wohngeld durch
die Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Mehrausgaben der Kommunen für Unterkunfstkosten
für Bezieher von Sozialhilfe und bedarfsorien-
tierter Grundsicherung 0,6 1,3 1,3 1,3
Minderausgaben der Länder für Wohngeld durch
die Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
in Mrd. Euro, + Belastung / - Entlastung
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Durch den Wegfall des Wohngeldes für Transferleistungs-
empfänger entstehen den Kommunen höhere Ausgaben für
Unterkunftskosten für Empfänger von Sozialhilfe und be-
darfsorientierter Grundsicherung.
Um Lastenverschiebungen zwischen den Gebietskörper-
schaften auf Grund der Aufgabenverlagerung zu vermeiden,
wird die Umsatzsteuerverteilung zwischen Bund und Län-
dern entsprechend angepasst. Dabei werden den Kommu-
nen 2004 1,9 Mrd. Euro und jeweils 2,5 Mrd. Euro jährlich
ab 2005 zur Stärkung ihrer Investitionskraft und zur Verbes-
serung der Kinderbetreuung belassen. Der verbleibende
Kompensationsbetrag beläuft sich demnach auf 1,5 Mrd.
Euro in 2004, 5,3 Mrd. Euro in 2005, 6,2 Mrd. Euro in 2006
und 7,8 Mrd. Euro in 2007.
Der Bund trägt die Kosten der Grundsicherung für Arbeit-
suchende. Er wird aber dadurch entlastet, dass die Gemein-
den in der Übergangszeit einen Teil der Transferleistungen
übernehmen. Außerdem muss der Bund nicht mehr für die
Arbeitslosenhilfe aufkommen. Der Bund enthält zur weite-
ren Entlastung von der BA den Aussteuerungsbetrag. Durch
Die Ausgaben des Bundes und der Länder für Wohngeld wür-
den sich also – im Vergleich zu den erwarteten Wohngeldkos-
ten einer Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
ohne gleichzeitige Änderung des Wohngeldgesetzes – um
insgesamt rd. 2,4 Mrd. Euro in 2004, rd. 5,0 Mrd. Euro in 2005
und rd. 4,8 Mrd. Euro in 2006 und 2007 verringern.
Die Ausgaben des Bundes für Unterkunftskosten für die Be-
zieher der Grundsicherung für Arbeitsuchende steigen
durch die Änderungen des Wohngeldgesetzes um rd. 1,9
Mrd. Euro in 2004, 3,7 Mrd. Euro in 2005 und 3,4 Mrd.
Euro in 2006 und 2007. Die Ausgaben der Gemeinden für
Sozialhilfe und bedarfsorientierte Grundsicherung steigen
im Jahr 2004 um insgesamt rd. 0,55 Mrd. Euro und danach
um rd. 1,3 Mrd. Euro im Jahr.
Der Bürger hat von dieser Änderung keine Nachteile, weil
von den betroffenen Transferleistungen ohnehin die Wohn-
kosten gedeckt werden. Die Abschaffung des Wohngeldes
beseitigt nur aufwändige finanzielle Erstattungen zwischen
öffentlichen Stellen.
Auf der anderen Seite sind erhebliche Einsparungen beim
Verwaltungsvollzug zu erwarten, weil aufwändige Erstat-
tungsverfahren entfallen.
c) Haushaltsausgaben für die Einführung der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende und die Reform des
Wohngeldgesetzes
Die Tabelle auf der folgenden Seite (S. 89) gibt die finanzi-
ellen Auswirkungen der Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende und der gleichzeitigen Änderung des
Wohngeldgesetzes auf die Gebietskörperschaften und die
Bundesanstalt für Arbeit wieder.
Die Bundesanstalt für Arbeit wird, wie in der nebenstehen-
den Tabelle (S. 89) dargestellt, um Ausgaben für Eingliede-
rungsleistungen, Personalkosten und Unterhaltsgeld entlas-
tet. Sie zahlt aber nach § 46 Abs. 2 des Zweiten Buches an
den Bund einen Aussteuerungsbetrag für Arbeitslose, die
vom Arbeitslosengeldbezug in den Bezug von Arbeitslosen-
geld II wechseln. Im Saldo wird die Bundesanstalt für Ar-
beit finanziell entlastet.
Die Bundesländer werden bei den bisher von ihnen erbrach-
ten Eingliederungsleistungen entlastet. Durch die Einfüh-
rung der Grundsicherung für Arbeitsuchende wären ihnen
zusätzliche Ausgaben für Wohngeld entstanden. Durch die
gleichzeitige Änderung des Wohngeldrechts entfallen diese
zusätzlichen Ausgaben, außerdem entfallen Ausgaben für
Wohngeld für Bezieher von Sozialhilfe und bedarfsorien-
tierter Grundsicherung. Durch die Verminderung der Wohn-
geldausgaben werden die Bundesländer im Saldo entlastet.
Diese Entlastung wird aber durch eine Verminderung des
Umsatzsteueranteils der Länder ausgegleichen, so dass die
Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende und die
gleichzeitige Vereinfachung des Wohngeldrechts für die
Landeshaushalte kostenneutral ist.
Die Kommunen werden um die Ausgaben für erwerbsfähige
Sozialhilfebezieher entlastet. Vom 1. Juli 2004 bis zum
31. Dezember 2006 entstehen ihnen Belastungen durch die
Übergangsbestimmungen. Die Übergangsbestimmungen le-
gen fest, dass alle Bedarfsgemeinschaften, die vor dem In-
krafttreten des Gesetzes Sozialhilfe bezogen haben (Altfälle
der Sozialhilfe), bis längstens zum 31. Dezember 2006 wei-
ter von den Kommunen betreut werden. Nach den Bestim-
mungen dieses Gesetzes trägt der Bund die vollen Verwal-
tungsausgaben und zwei Drittel der Leistungsausgaben für
diese Bedarfsgemeinschaften. In der folgenden Tabelle wer-
den Schätzungen der Ausgaben für diesen Personenkreis in
den Jahren 2004 bis 2006 angegeben (in Mrd. Euro):
Juli-Dez. 2004 2005 2006
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Transferleistungen 3,0 4,2 2,8
SV-Beiträge 1,1 1,5 0,9
Eingliederungsleistungen 1,3 2,0 1,3
Personal und Verwaltung 0,6 1,0 0,7
Summe 6,1 8,7 5,7
davon: vom Bund zu tragen 4,2 6,1 4,1
          von den Kommunen zu tragen 1,8 2,5 1,7
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Hinweis: Abweichungen der Summen auf Grund von Rundungen möglich
Juli-Dez. 2004 2005 2006 2007
Bundesanstalt für Arbeit
Entlastung der BA bei Eingliederungsleistungen
Personalkosten, Unterhaltsgeld -3,1 -6,2 -6,2 -6,2
Belastung der BA durch Aussteuerungsquote 3,1 5,9 5,6 5,2
Saldo der Be-/Entlastung der BA 0,0 -0,3 -0,6 -0,9
Länder
Entlastung der Länder bei Eingliederungsleistungen
für erwerbsfähige Bezieher von HLU -0,3 -0,5 -0,5 -0,5
Mehrausgaben der Länder für Wohngeld aufgrund
der Einführung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende 0,3 0,6 0,5 0,5
Minderausgaben der Länder für Wohngeld aufgrund
der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung der Länder durch Verminderung des Umsatz-
steueranteils der Länder 1,2 2,4 2,3 2,4
Saldo der Be-/Entlastung der Länder 0,0 0,0 0,0 0,0
Kommunen
Entlastung der Kommunen durch Wegfall der
Sozialhilfeausgaben für Erwerbsfähige -5,8 -11,6 -11,6 -11,6
Belastung der Kommunen durch die Übergangsregelung
 der Grundsicherung für Arbeitsuchende 1,8 2,5 1,7 0,0
Belastung der Kommunen durch höhere Ausgaben für
Unterkunftskosten für verbleibende Sozialhilfe-
bezieher und Bezieher von Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 0,6 1,3 1,3 1,3
Belastung der Kommunen durch Verminderung des
Umsatzsteueranteils der Länder* 1,5 5,3 6,2 7,8
Saldo der Be-/Entlastung der Kommunen
zur Stärkung der Investitionskraft und
zum Ausbau der Kinderbetreuung -1,9 -2,5 -2,5 -2,5
Bund
Belastung des Bundes durch Grundsicherung für
Arbeitssuchende*** 15,2 26,3 24,2 23,7
Entlastung des Bundes durch die Übergangsregelung
 der Grundsicherung für Arbeitsuchende -1,8 -2,5 -1,7 0,0
Entlastung des Bundes durch den Wegfall der
Ausgaben für Arbeitslosenhilfe -6,7 -12,8 -12,2 -12,4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von BA -3,1 -5,9 -5,6 -5,2
Minderausgaben des Bundes für Wohngeld aufgrund
der Vereinfachung des Wohngeldrechts -1,2 -2,5 -2,4 -2,4
Belastung des Bundes durch höhere Ausgaben für Unter-
kunftskosten für Bezieher der Grundsicherung
aufgrund der Vereinfachung des Wohngeldrechts 1,9 3,7 3,4 3,4
Entlastung des Bundes durch Kompensation von
Ländern und Kommunen (Erhöhung des Umsatz-
steueranteils des Bundes) -2,7 -7,7 -8,5 -10,2
Saldo der Be-/Entlastung des Bundes 1,5 -1,6 -2,7 -3,1
davon bereits in den Haushaltsplan eingestellt 1,5
verbleibender Saldo der Be-/Entlastung
des Bundes 0,0 -1,6 -2,7 -3,1
Annahmen: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung
derung der Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effiziengewinne) von 15% ab 2006
* es wird davon ausgegangen, dass die Länder die Belastungen durch Abgabe von Umsatzsteuerpunkten bei den Kommunen
   refinanzieren, soweit sie nicht Entlastungen der Länder ausgleichen; vgl. Begründung zu Art. 29 und 30 zur Anpasung
  der Umsatzsteuerverteilung im Einzelnen
in Mrd. Euro, + Belastung/- Entlastung
Annahmen: Ökonomische Eckwerte des interministeriellen Arbeitskreises der Bundesregierung von April 2003, Verminderung der
Zahl der Bezieher der neuen Leistung wegen intensiverer Betreuung (Effizienzgewinne) von 15 % ab 2006.
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die Vereinfachung des Wohngeldrechts wird der Bund um
Wohngeldausgaben für Transferleistungsbezieher entlastet.
Er muss aber mehr für die Unterkunftskosten der Bezieher
der Grundsicherung für Arbeitsuchende ausgeben.
Der Bund wird durch die Neuverteilung der Umsatzsteuer-
einnahmen kompensiert. Diese Neuverteilung der Umsatz-
steuereinnahmen ist so geregelt, dass die die Kommunen um
jährlich 2,5 Mrd. Euro (in 2004 um 1,9 Mrd. Euro, davon 1,5
Mrd. Euro bereits im Bundeshaushalt veranschlagt) zur Stär-
kung der Investitionskraft und zum Ausbau der Kinderbe-
treuung entlastet werden. Im Saldo verbleibt im Jahr 2005
eine Entlastung von 1,6 Mrd. Euro, im Jahr 2006 eine Ent-
lastung von 2,7 Mrd. Euro und im Jahr 2007 eine Entlastung
von 3,1 Mrd. Euro. In 2004 wird der Bund nicht entlastet.
2. Vollzugsaufwand
Die Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende
führt zur Einsparung von rund 1,3 Mrd. Euro Personal- und
Verwaltungskosten bei den Kommunen. Diesen Einsparun-
gen stehen entsprechende Mehraufwendungen für Personal-
und Verwaltungskosten bei der Bundesagentur gegenüber.
Alle internationalen Erfahrungen belegen, dass eine ent-
scheidende Verringerung der Langzeitarbeitslosigkeit nur
mit einer intensiven Betreuung möglich ist. Die Bundesre-
gierung plant deshalb eine erhebliche Aufstockung des Per-
sonaleinsatzes für die Integration von Langzeitarbeitslosen.
Angestrebt wird ein Verhältnis zwischen Fallmanagern und
Leistungsempfängern von 1 : 75. Im Vergleich zu den über
34 000 bisher bei der Bundesanstalt für Arbeit für Arbeits-
losenhilfe und den Sozialhilfeträgern beschäftigten Mitar-
beitern ist der zusätzliche Einsatz von ca. 11 800 Mitarbei-
tern erforderlich, um die Betreuungsrelation von 1 : 75 zu
erreichen.
Den Mehrausgaben für die zusätzlichen Fallmanager stehen
deutlich höhere Einsparungen durch eine Steigerung der
Effizienz bei der verwaltungsmäßigen Durchführung der
Grundsicherung für Arbeitsuchende gegenüber, die mittel-
fristig zu einem erheblichen Absinken der Zahl der Leis-
tungsbezieher führen wird.
D. Preiswirkungsklausel
Mit zusätzlichen Kosten für die Wirtschaft, insbesondere für
mittelständische Unternehmen, ist nicht zu rechnen. Nega-
tive Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau,





Das Gesetz berücksichtigt die Prinzipien des „Gender Main-
streaming“. Sein Ziel ist es, geschlechtsspezifischen Nach-
teilen entgegenzuwirken. Das Gesetz sieht vor, dass die fa-
milienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen
Hilfebedürftigen, die Kinder oder pflegebedürftige Angehö-
rige betreuen, zu beachten sind. Hilfebedürftigen, die ein ei-
genes Kind oder ein Kind des Partners bis zur Vollendung
des dritten Lebensjahres betreuen, ist eine Arbeit nicht zu-
mutbar. Kindern Arbeitsuchender ist bevorzugt ein Platz in
einer Tageseinrichtung zur Verfügung zu stellen.
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Jeder Bürger, der hilfebedürftig ist, hat einen Rechtsanspruch auf steuerfinanzierte Unterstüt-
zungsleistungen. Hilfebedürftigkeit liegt dann vor, wenn das eigene Einkommen einschließlich 
der Ansprüche gegen vorgelagerte Versicherungs- und Versorgungssysteme sowie das Ver-
mögen nicht ausreichen, um einen Bedarf in Höhe des soziokulturellen Existenzminimums zu 
decken und auch Ehegatten oder Partner einer eheähnlichen oder lebenspartnerschaftsähnli-
chen Gemeinschaft sowie eventuell weitere Unterhaltspflichtige keine ausreichenden Mittel zur 
Verfügung stellen können. Mit der Sozialhilfe wurde ein steuerfinanziertes soziales Sicherungs-
system geschaffen, das jedem Bürger das Recht auf Führung eines menschenwürdigen Lebens 
auf dem soziokulturellen Existenzminimum unserer Gesellschaft garantiert. Der hierzu notwen-
dige Lebensunterhalt wird im Wesentlichen durch Leistungen nach Regelsätzen, Mehrbedarfs-
zuschlägen, einmaligen Leistungen und Übernahme der Unterkunfts- und Heizkosten im Rah-
men der Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt.  
 
Die Höhe des notwendigen Lebensunterhaltes ist seit Einführung der Regelsätze Gegenstand 
der öffentlichen Erörterung. Eine objektive Bestimmung ist - wie die Rechtsprechung bestätigt - 
nicht möglich. Die Bestimmung der Höhe der Regelsätze steht immer auch im Spannungsfeld 
von notwendigem Lebensunterhalt, den Wünschen der Betroffenen, der Leistungsfähigkeit der 
öffentlichen Haushalte sowie den Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt (Lohnabstandsgebot). 
Somit sind normative Entscheidungen notwendig.  
 
Vom Warenkorb zum Statistikmodell 
Seit 1955 wurde der Regelbedarf an Fürsorgeleistungen und ab 1962 der Regelsatz der Sozial-
hilfe nach einem Bedarfsmengenschema bzw. „Warenkorb“ bestimmt. Experten ermittelten den 
Mindestbedarf, den Sozialhilfeempfänger benötigen, um ein menschenwürdiges Leben zu füh-
ren, indem sie die relevanten Güter auswählten und preislich bewerteten. 1970 wurde der „Wa-
renkorb der Sozialhilfe“ grundlegend überarbeitet. Gleichwohl geriet das Verfahren der Auswahl 
der Güter, der Festlegung der dazugehörigen Verbrauchsmengen sowie deren preisliche Be-
wertung zunehmend in die Kritik und stellte das Warenkorbmodell in Frage.  
 
Über eine notwendige Weiterentwicklung konnte in verschiedenen Gremien (u. a. Länder und 
Kommunen, Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. und Bundesarbeitsge-
meinschaft der Freien Wohlfahrtspflege e.V.) über zehn Jahre keine Einigung erzielt werden. 
Mitte der 80er Jahre entwickelte das Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik (ISG) 
im Auftrag des damals zuständigen Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen und Ge-
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sundheit einen an statistisch belegten Verbrauchsgewohnheiten von Personen in unteren Ein-
kommensgruppen orientierten Vorschlag zur Regelsatzbemessung. Basis hierfür war die Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS). Ergänzend dazu entwickelte der Deutsche Verein 
ebenfalls auf Basis der EVS eine systemgerechte Ableitung der Regelsätze für sonstige Haus-
haltsangehörige. Auch hieran waren Vertreter der Länder, Kommunen und der Freien Wohl-
fahrtspflege beteiligt. Schließlich beschloss im Oktober 1989 die Ministerpräsidentenkonferenz 
ein auf dem tatsächlichen statistisch nachgewiesenen Verbrauch entwickeltes neues Bedarfs-
bemessungssystem zur Festlegung der Regelsätze - das sog. Statistikmodell. Datengrundlage 
war die EVS 1983. 
 
Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
Die EVS ist eine amtliche Statistik über die Lebensverhältnisse privater Haushalte in Deutsch-
land. Sie liefert u. a. statistische Informationen über die Einkommens-, Vermögens- und Schul-
densituation sowie die Konsumausgaben privater Haushalte. Darüber hinaus informiert die EVS 
über die Ausstattung mit Gebrauchsgütern und die Wohnverhältnisse privater Haushalte. Ein-
bezogen werden dabei die Haushalte aller sozialen Gruppierungen, sodass die EVS ein reprä-
sentatives Bild der Lebenssituation und der Konsumgewohnheiten nahezu der Gesamtbevölke-
rung in Deutschland zeichnet.  
 
Die EVS wird seit 1962/63 in ca. fünfjährlichem Turnus vom Statistischen Bundesamt in Zu-
sammenarbeit mit den Statistischen Landesämtern durchgeführt. Rund 0,2 Prozent aller priva-
ten Haushalte in Deutschland werden im Rahmen der EVS befragt. Das sind insgesamt rund 
75 000 Haushalte, darunter seit 1993 etwa 15 000 Haushalte in den neuen Ländern und Berlin-
Ost. Die EVS ist damit die größte Erhebung dieser Art innerhalb der Europäischen Union.  
 
Ein Vorteil der EVS gegenüber anderen Stichproben liegt in der kontinuierlichen Erhebung der 
Einnahmen und der Ausgaben privater Haushalte, was zu einem höheren Grad an Genauigkeit 
als bei retrospektiven Fragen oder bei einer Momentaufnahme nach dem Stichtagskonzept 
führt. Hinsichtlich der Exaktheit der Ausgaben- und Einkommenserfassung stellt die EVS die 
verlässlichste Datenquelle dar.  
 
Verbrauch der unteren Einkommensgruppen als Referenzgröße für die Regelsatz-
ermittlung 
Beim Statistikmodell wird von der Annahme ausgegangen, dass die Verbrauchsgewohnheiten, 
die für die Gesamtbevölkerung auf Basis einer repräsentativen amtlichen Erhebung erfasst 
werden, auch für die Ermittlung der Verbrauchsausgaben im unteren Einkommensbereich und 
damit für den regelsatzrelevanten Verbrauch geeignet sind.  
 
Um den Regelsatz zu ermitteln, muss zunächst der regelsatzrelevante private Verbrauch fest-
gelegt werden, indem die gesamten Verbrauchsausgaben der Personen mit niedrigen Einkom-
men nach regelsatzrelevanten und nicht regelsatzrelevanten Ausgabepositionen differenziert 
werden. Diese letztlich normative Festlegung orientiert sich an den gesetzlichen Regelungen 
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zum notwendigen Lebensunterhalt, also an dem, was für die Deckung des Grundbedarfs für 
das tägliche Leben, wie Ernährung, Körperpflege, Hausrat und persönliche Bedürfnisse 
(§ 12 BSHG, jetzt § 27 SGB XII) erforderlich ist. Durch Addition der einzelnen regelsatzrelevan-
ten Ausgabenpositionen erhält man den Betrag, der Grundlage für die Festsetzung des Eckre-
gelsatzes ist. Zusätzlich zu den im Regelsatz enthaltenen „laufenden“ Leistungen gab es bis 
Ende 2004 eine Vielzahl „einmaliger“ Leistungen. 
 
Entwicklung des modifizierten Statistikmodells (1996 bis 2004) 
Mit der Reform des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) 1996 wurde in § 22 Abs. 3 BSHG ge-
setzlich verankert, dass „die Regelsatzbemessung Stand und Entwicklung von Nettoeinkom-
men, Verbraucherverhalten und Lebenshaltungskosten zu berücksichtigen“ hat. Der Gesetzge-
ber hat erstmals ausdrücklich die EVS als Datengrundlage für die Bemessung bestimmt. Die 
Zuständigkeit für die Bemessung wurde von den Ländern auf den Bund übertragen, der auch 
die Regelsatzverordnung ab dem 1. Juli 1999 vorlegen sollte. 
 
Die erforderliche nähere Ausgestaltung der Regelsatzbemessung durch Rechtsverordnung bis 
zum 1. Juli 1999 unterblieb jedoch, unter anderem, weil nur die EVS 1993 zur Verfügung stand. 
Diese war kurz nach der deutschen Einigung durchgeführt worden. Ihre Ergebnisse wurden 
nicht als dauerhaft repräsentativ für die Verbrauchsgewohnheiten in den neuen Ländern einge-
schätzt. 
 
Um die Vorbereitungsarbeiten weiter voran zu treiben, wurden sowohl im Bundesministerium, 
als auch bei der Konferenz der obersten Landes- und Sozialbehörden (KOLS), Arbeitsgruppen 
eingerichtet. Es konnte jedoch keine Einigung erzielt werden.  
 
Im März 2002 hat der Deutsche Bundestag mit dem Entschließungsantrag „Fördern und For-
dern - Sozialhilfe modern gestalten“ (BT-Drs. 14/7293) die Bundesregierung aufgefordert, die 
Regelsatzbemessung und Fortschreibung neu zu bestimmen und u. U. auch neu zu konzipie-
ren. Auch sollten die meisten bisherigen einmaligen Leistungen in die Regelsatzbemessung 
einbezogen werden. Im Rahmen der Neujustierung des Bemessungssystems mussten daher 
alle aus der EVS abgeleiteten Verbrauchspositionen überprüft und modifiziert werden. Richt-
schnur für diese Prüfung war der von der Ministerpräsidentenkonferenz 1989 auf Basis der EVS 
1983 gefasste Beschluss, vor allem die dort festgelegten regelsatzrelevanten Verbrauchspositi-
onen der EVS. In das Verfahren wurden das Statistische Bundesamt sowie Sachverständige 
aus der Wissenschaft einbezogen.  
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Bei der Ermittlung der regelsatzrelevanten Ausgaben auf Basis der EVS 1998 wurde zunächst 
jede der in größeren Verbrauchspositionen, den sog. Abteilungen der EVS (z. B. „Nahrung, Ge-
tränke, Tabakwaren“, „Verkehr“ etc.), in Betracht kommende Einzelposition einschließlich der 
Ausgaben für die meisten einmaligen Leistungen (z. B. für Bekleidung und langlebige Ge-
brauchsgüter wie Möbel) nach ihrer Regelsatzrelevanz eingeschätzt, bewertet und rechnerisch 
zusammengeführt. Danach wurden Prozentanteile an den Abteilungen ermittelt. Den regelsatz-
relevanten Verbrauch als Prozentanteil der jeweiligen Abteilung der EVS auszuweisen, geht auf 
einen Vorschlag der Sachverständigen zurück.  
 
Reform der Regelsätze zum 1. Januar 2005 
Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales legt im Einvernehmen mit dem Bundesministe-
rium für Finanzen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Bemessung, Auf-
bau und Fortschreibung der Regelsätze fest. Das Bundesministerium teilt den Ländern die 
Auswertungsergebnisse der EVS mit und liefert ihnen die Bemessungsgrundlage für die Fest-
setzung der Regelsätze. Mit Wirkung zum 1. Januar 2005 trat die neue Regelsatzverordnung in 
Kraft.  
 
Als Grundlage für die Regelsatzbemessung wurden „die tatsächlichen, statistisch ermittelten 
Verbrauchsausgaben von Haushalten in unteren Einkommensgruppen“ festgelegt (§ 28 Abs. 
3 Satz 3 SGB XII). In der Regelsatzverordnung wird dies dahingehend konkretisiert, dass es 
sich um die Gruppe der untersten 20 Prozent ohne Sozialhilfeempfänger handeln soll. Die He-
rausnahme der Sozialhilfeempfänger wurde als notwendig erachtet, um Zirkelschlüsse zu ver-
meiden. Damit sind SGB XII-Leistungsberechtigte im Ergebnis so gestellt wie etwa ein Viertel 
der Gesamtbevölkerung in Deutschland. Der Regelsatzbemessung aus der EVS 1998 lag so-
wohl für das frühere Bundesgebiet, als auch für die Neuen Länder die Verbraucherstruktur 
Deutschland West zugrunde.  
 
Die Regelsätze werden durch die Länder auf der Grundlage der Regelsatzverordnung (RSV) 
durch eigene Rechtsverordnungen festgesetzt. Die Länder haben dabei den Freiraum zu 
bestimmen, ob sie ihrer Regelsatzfestsetzung die von der Bundesregierung ermittelten Werte 
der bundesweiten Auswertung der EVS oder aber regionale Auswertungen der EVS zugrunde 
legen, um landesspezifische Besonderheiten zu berücksichtigen.  
 
Zum 1. Januar 2005 setzten die Länder auf der Grundlage dieser Regelsatzverordnung die Re-
gelsätze fest. Im früheren Bundesgebiet wurde der Eckregelsatz unter Zugrundelegung der Ver-
brauchsausgaben West auf 345 Euro festgesetzt. Von der Möglichkeit einer abweichenden 
Festsetzung hat nur Bayern durch Festsetzung eines Mindestregelsatzes von 341 Euro Ge-
- 6 - 
 
 
brauch gemacht. In den neuen Ländern wurde der Eckregelsatz einheitlich auf 331 Euro fest-
gesetzt. Die Regelsätze für Haushaltsangehörige wurden wie bisher vom Eckregelsatz abgelei-
tet. Die bisherigen vier Altersstufen wurden auf zwei reduziert. Haushaltsangehörige unter  
14 Jahren erhalten 60 Prozent, Haushaltsangehörige ab 14 Jahren 80 Prozent des Eckregel-
satzes. Damit wurde der bislang zu große Unterschied der Leistungen bei kleinen Kindern unter 
sieben Jahren (50 Prozent des Eckregelsatzes bzw. 55 Prozent bei allein Erziehenden) und äl-
teren Kindern ab 14 Jahren (90 Prozent des Eckregelsatzes) beseitigt.  
 
Diese Verordnung war von besonderer Bedeutung und bildete die Grundlage für die Bemes-
sung der Regelsätze im 2005 neu geschaffenen SGB XII. Dieses ist gleichzeitig auch das Refe-
renzsystem für die Regelleistungen nach § 20 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II). 
 
Weiterentwicklung der Regelsatzbemessung zum 1. Januar 2007 
Mit dem Vorliegen der Ergebnisse der EVS 2003 war der Verordnungsgeber gesetzlich ver-
pflichtet, die Regelsatzbemessung zu überprüfen und gegebenenfalls weiterzuentwickeln (§ 28 
Abs. 3 Satz 5 SGB XII). Dabei hat sich die Bundesregierung zu einer Weiterentwicklung der 
Regelsatzbemessung entschieden.  
 
Diese basiert erstmalig auf einer gesamtdeutschen Verbrauchsstruktur. 16 Jahre nach der 
deutschen Einheit wurde es als nicht mehr sachgerecht angesehen, an unterschiedlichen Re-
gelsätzen für West- und Ostdeutschland festzuhalten. Darüber hinaus wurden Veränderungen 
im Verbraucherverhalten und Verbesserungsvorschläge berücksichtigt. 
 
Für ganz Deutschland ergab sich ein einheitlicher Regelsatz in Höhe von 345 Euro. Die bisheri-
ge Ost-West-Differenzierung (331 Euro Ost/345 Euro West) entfiel. Eine weitere Änderung be-
traf die Höhe der Regelsätze bei zusammenlebenden Ehepaaren und Lebenspartnern. Bis 2006 
erhielt der Haushaltsvorstand 100 Prozent des Eckregelsatzes, der Partner 80 Prozent. Seit 
2007 soll jeder, wie auch schon im SGB II, 90 Prozent erhalten. 
 
Referenzsystem für die Regelleistungen nach dem SGB II 
Die Vorschriften des SGB II über die Regelleistung enthalten keine eigenen Bemessungsrege-
lungen. § 20 Abs. 4 Satz 2 SGB II regelt, dass für die Neubemessung der Regelleistung § 28 
Abs. 3 Satz 5 SGB XII entsprechend Anwendung findet. Die Höhe des Arbeitslosengeldes 
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Vorwort: Lasst uns handeln!
Heidi Merk, Vorsitzende des Paritätischen Gesamtverbandes
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Liebe Leserinnen und Leser,
K
inderarmut ist Familienarmut. Familien und ins-
besondere Alleinerziehende sind in unserem 
Land arm dran: Mehr als jede dritte allein erzie-
hende Mutter oder jeder dritte allein erziehende Vater 
ist von Armut betro'en. Jeder fünfte Paarhaushalt mit 
Kindern in Deutschland lebt in Armut. Die Kinderar-
mut liegt in unserem Land sinkenden Arbeitslosen-
zahlen und wirtschaftlichem Aufschwung zum Trotz 
bei 26 Prozent. Jedes vierte Kind in Deutschland lebt 
damit in Armut.
Doch was bedeutet „Kinderarmut“ in einem reichen 
Land wie Deutschland? Garantieren nicht soziale 
Sicherungssysteme das „materielle Existenzminimum“, 
also das physische Überleben, durch die Bereitstellung 
der notwendigen Mittel? Was braucht ein Mensch 
denn mehr als Nahrung, Kleidung, ein Dach über dem 
Kopf und die nötige medizinische Versorgung? „Und 
Bildung gibt es für die Kleinen ja obendrauf noch 
kostenfrei!“ könnte der geneigte Zyniker ergänzen.
Keiner wird bestreiten, dass die Folgen von Einkom-
mensarmut weit über das Materielle hinausreichen. 
Wenn jedes vierte Kind in Deutschland in Armut lebt, 
dann heißt das auch: Diese Kinder wachsen in einem 
Umfeld auf, das von Mangel, Ausgrenzung und oft 
auch Ho'nungslosigkeit geprägt ist. Jedes vierte 
Kind in Deutschland kann noch nicht einmal auf 
bescheidenstem Niveau teilhaben an dem, was für 
seine Klassenkameraden und Klassenkameradinnen 
selbstverständlich ist. Jedes vierte Kind in Deutsch-
land wird im schlimmsten Fall seiner Bildungschancen 
beraubt und damit auch später kaum Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt haben.
„Kinder sind unsere Zukunft“ – wird so oft in der Politik 
gesagt. Grund genug, uns zu fragen: Was braucht ein 
Kind wirklich, um sich seinen Bedürfnissen entspre-
chend zu entwickeln, sich auszuprobieren, Kraft und 
Talente zu trainieren? Was braucht ein Kind, damit es 
mutig und gut vorbereitet losziehen kann, um seine 
eigene und letztendlich unsere Zukunft gestalten 
zu können? Diese Fragen wurden bisher so nicht ge-
stellt.
Seit langem fordert der Paritätische die Einführung 
eines eigenen bedarfsgerechten Kinderregelsatzes, 
der nicht nur das physische Überleben sichert, son-
dern jedem Kind die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben ermöglicht. Dabei wissen wir: Geld ist nicht al-
les, es bedarf auch entsprechender Infrastruktur – für 
Bildung, Betreuung, Kultur und ein anderes Bewusst-
sein für die Kinder in unserer Gesellschaft.
In der vorliegenden Expertise geht es uns um mehr als 
um die Frage, wie hoch ein bedarfsgerechter Kinder-
regelsatz auf Euro und Cent genau hinter dem Komma 
sein soll. Wir wollen eine ö'entliche Diskussion zu der 
Frage anstoßen: Was brauchen Kinder? Diese Frage 
muss Grundlage und Ausgangspunkt aller Überle-
gungen zur Bekämpfung von Kinderarmut sein. Wir 
geben in dieser Expertise erste Antworten darauf. Und 
wir schlagen ein Modell vor, wie sich kindgerechte 
Bedarfe berechnen und in einen bedarfsgerechten 
Regelsatz übertragen lassen. Alle sind jetzt gefordert, 
sich ebenfalls der Frage zu stellen und sich in eine ge-
samtgesellschaftliche Debatte einzubringen: Politik, 
Verwaltung, Zivilgesellschaft, die Eltern selbst. Wir 
müssen uns darüber austauschen, was Kinder brau-
chen, wir müssen einen Konsens *nden. Um unserer 
Kinder willen brauchen wir endlich eine klare Antwort. 
Ohne wenn und aber. Also: handeln wir!
Herzliche Grüße
Ihre
   Heidi Merk
   Vorsitzende des 




Zur Begründung, zum Projektdesign und den fachlichen Konsequenzen aus 
der Expertise „Zur Bestimmung eines bedarfsgerechten Existenzminimums 
für Kinder nach dem Statistikmodell gemäß § 28 SGB XII (Sozialhilfe)“. 
Dr. Ulrich Schneider ,  
Hauptgeschäftsführer des PARITÄTISCHEN Gesamtverbandes
211 Euro sind es, die Kindern bis 14 Jahren im Hartz IV 
Bezug im Monat zustehen. 281 Euro sind es für die äl-
teren Kinder. Mit Ausnahme der Wohnkosten sind so 
gut wie sämtliche Ausgaben des täglichen Bedarfes 
von diesem Geld zu bestreiten: Ernährung, Kleidung, 
Spielzeug, Schulmaterial, Beiträge im Sportverein, 
Kosten für Musikunterricht, Nachhilfestunden, der 
gelegentliche Besuch im Theater, Kino oder im Zoo.
Dies und vieles mehr soll und kann mit 211 Euro im 
Monat bezahlt werden, glauben 
wir der Bundesregierung und den 
Beamten, die ihnen die entspre-
chenden Verordnungen schrei-
ben. Nicht nur das physische Exi-
stenzminimum sei mit 211 Euro 
gewährleistet, auch die Teilhabe 
an Kultur, Sport und Bildung sei 
sichergestellt.
D
ie Alltagserfahrung zeigt jedoch: Es ist 
schlechterdings unmöglich, Kinder mit diesem 
Budget gesellschaftliche Normalität wenig-
stens auf allerbescheidenstem Niveau zu ermögli-
chen. Wir wissen aus Erfahrung und auch einschlägige 
Statistiken belegen: Als Kind auf Hartz IV angewiesen 
zu sein bedeutet, auf gesellschaftliche Teilhabe und 
Bildung weitgehend verzichten zu müssen. Gesell-
schaftliche Ausgrenzung aufgrund materieller Armut 
ist die bittere Konsequenz. Der Mitgliedsbeitrag im 
Sportverein ist ebenso wenig zu bezahlen, wie etwa 
der Musikunterricht. Der Eintritt in den Zoo wird uner-
schwinglich. Zusätzliche Ausgaben für Schulprojekt-
wochen werden zur unerträglichen Belastung für die 
Haushaltskasse. Stehen Klassenaus&üge ins Theater 
oder andere Aktivitäten an, die mit Kosten verbunden 
sind, heißt es verschämt: Mein Kind ist gerade krank 
oder hat kein Interesse. 
A
ls ein Verband, der mitten im Leben steht, übt 
der Paritätische daher seit langem massive Kri-
tik nicht nur an der Höhe der Regelsätze bei 
Hartz IV, sondern insbesondere auch an der Tatsache, 
dass es bis heute keinerlei eigenständige Bedarfs-
berechnungen für Kinder gibt. 
Grundlage der Berechnung der Regelleistungen nach 
Hartz IV ist das Ausgabeverhalten der untersten 20 Pro-
zent auf der Einkommensskala. Als 
Datengrundlage dient die alle fünf 
Jahre erhobene Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
des Statistischen Bundesamtes. 
Betrachtet werden ausschließlich 
Alleinlebende, bei denen naturge-
mäß Rentnerinnen und Rentner 
relativ stark vertreten sind. Dabei 
wird jedoch das Ausgabeniveau 
dieser untersten Einkommensgruppen nicht einfach 
komplett übernommen. Vielmehr werden von den 
rund 130 Ausgabepositionen, die die Statistik umfasst 
– von Nahrungsmitteln über Topfp&anzen bis zum 
Fernseher – diejenigen abgezogen, von denen man 
denkt, dass sie einem Hartz IV-Bezieher ohnehin nicht 
zustehen (so etwa Ausgaben für Schmuck und Uhren, 
Urlaub oder Bildung). Andere Ausgabepositionen 
werden aus dem gleichen Grund relativ willkürlich ge-
kürzt (so etwa für außerhäusliche Verp&egung).
Was in diesem Warenkorb übrig bleibt, ergibt den 
Regelsatz für Erwachsene, derzeit 351 Euro.
Als Kind auf Hartz IV 
angewiesen zu sein, 
bedeutet auf gesellschaftliche 






as nun die Leistungen für Kinder anbe-
langt, wird schlicht festgesetzt, dass einem 
Kind bis 14 Jahren 60 Prozent und ab 14 
Jahren 80 Prozent der Leistungen eines Erwach-
senen zustehen. Dass Kinder nicht einfach kleine 
Erwachsene sind und dass Kinder o'ensichtlich 
ganz andere Bedürfnisse und Bedarfe haben als 
Erwachsene, wird bewusst ignoriert.   
In der absurden Konsequenz werden dem Säugling so-
mit regierungsamtlich zwar 11,90 Euro für Tabak und 
alkoholische Getränke zugerechnet, jedoch nichts für 
Windeln. Für Spielzeug werden 
62 Cent im Monat errechnet, für 
Schreibwaren und Zeichenmate-
rial 1,66 Euro, für den Besuch von 
Sport- und Kulturveranstaltungen 
3,83 Euro im Monat. Ausgaben 
für Nachhilfe, außerschulischen 
Unterricht u. ä. werden komplett 
gestrichen.
Umso fataler wird dieses Klein-
rechnen von Bedarfen, als mit der Einführung von 
Hartz IV im Jahre 2005 die Möglichkeit, einmalige 
Leistungen zu gewähren, fast gänzlich gestrichen 
wurde. 
In ganz besonderen Ausnahmefällen können von der 
Bundesagentur für Arbeit auch Darlehen gewährt 
werden, die jedoch von dem ohnehin nur unzurei-
chenden Regelsatz in monatlichen Raten abgezahlt 
werden müssen. 
D
er mit Hartz IV eingeführte, neue Regelsatz 
sollte für so gut wie alle Lebenssituatio-
nen hinreichend sein. Diesem Umstand ist 
es zuzuschreiben, dass wir nunmehr in der Regel-
satzberechnung auf geradezu skurril anmutenden 
Kleinstbeträge stoßen: 68 Cent monatlich für den 
Kauf von Fahrrädern, 1,04 Euro für die Anschaf-
fung von Sportartikeln, 2,44 Euro monatlich für die 
Anscha'ung eines Fernsehgerätes – obwohl völlig 
unbestritten sein dürfte, dass es bei dem gegebenen 
Leistungsniveau unter Bedarf gänzlich ausgeschlos-
sen ist, für derlei Anscha'ungen irgendwelche An-
sparleistungen erbringen zu können. 
Die unter Fachleuten und sogar im Bundesrat mitt-
lerweile unstrittige Forderung nach eigenen Kinder-
regelsätzen wird regierungsseitig entweder mit dem 
Argument zurückgewiesen, dass man dadurch einen 
Präzedenzfall scha'en könne, der weitere gruppen-
spezi*sche Regelsätze nach sich ziehe, oder aber mit 
Verweis auf methodische Probleme, die die Berech-
nung eines Kinderregelsatzes unmöglich machten.
Letzteres in Zweifel ziehend, beauftragte der Paritä-
tische Wohlfahrtsverband seine 
Forschungsstelle mit der Erarbei-
tung eines Konzeptes für einen 
kinderspezi*schen Regelsatz. Aus 
pragmatischen Gründen und um 
an einen politischen Konsens an-
knüpfen zu können,  sollte es sich 
so weit wie möglich an der Herlei-
tung der Regelsätze für Erwach-
sene anlehnen.
M
it der aktuell vorgelegten Expertise von Dr. 
Rudolf Martens und anderen zur Bestim-
mung eines bedarfsgerechten Kinderregel-
satzes nach dem Statistikmodell wird zweierlei klar-
gestellt:
1.  Die Errechnung von Kinderregelsätzen auf der 
Grundlage der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe ist zwar methodisch anspruchsvoll, 
da die Statistik nur sehr begrenzt spezi*sche 
Ausgaben für Kinder ausweist, jedoch durch-
aus möglich.
2.  Die derzeitige Ableitung der Kinderbedarfe 
als prozentualer Abschlag vom Regelsatz für 
Erwachsene geht eklatant an der Bedarfs-
struktur von Kindern und Jugendlichen vorbei 
und führt im Ergebnis zu Leistungssätzen, die 
weit unterhalb des tatsächlichen Mindest-
bedarfes von Kindern zur Teilhabe an dieser 
Gesellschaft liegen.
Dem Säugling werden 
regierungsamtlich
zwar 11,90 Euro für Tabak 
und alkoholische Getränke 
zugerechnet, 




en Herleitungsprinzipien der Bun-
desregierung für den Regelsatz für 
Erwachsene folgend – Statistikmod-
ell und durchgehende Pauschalierung aller Leis-
tungen – müsste der Kinderregelsatz deutlich 
über den amtlichen 211 Euro (bis unter 14 Jahre) 
und 281 Euro (ab 14 Jahre bis unter 18 Jahre) 
liegen. 
Die Auswertung der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe speziell auf Kinder hin ergibt vielmehr:
t für Kinder bis unter 6 Jahren 276 Euro, 
t für Kinder von 6 bis unter 14 Jahren 332 Euro, 
t  und für über 14- bis unter 18-Jährige 358 Euro. 
Die deutlich höheren Beträge resultieren insbesonde-
re aus folgenden Umständen: 
1.  Wenig überraschend ergibt eine Überprü-
fung des Ausgabeverhaltens für Nahrungs-
mittel und alkoholfreie Getränke für Kinder 
und Jugendliche eine ganz deutliche Unter-
erfassung beim amtlichen Regelsatz. Die Vor-
stellung, dass ein 13-jähriges Kind lediglich 
60 Prozent und ein 17-jähriger Jugendlicher 
lediglich 80 Prozent des Lebensmittelbe-
darfes eines Erwachsenen haben sollte, ließ 
ohnehin Plausibilität vermissen. Tatsächlich 
muss der Ansatz für Lebensmittel bei den 14- 
bis unter 18-Jährigen um 27 Prozent und bei 
den 6- bis unter 14-Jährigen um 16,3 Prozent 
erhöht werden (von 103,76 Euro auf 131,89 
Euro bzw. von 77,82 Euro auf 90,54 Euro). 
Lediglich bei den 0- bis unter 6-Jährigen sind 
die Ergebnisse aus der Expertise nahezu iden-
tisch mit dem Kostenansatz des o<ziellen 
Regelsatzes (76,85 Euro/77,82 Euro). (s. Mar-
tens Gra$k 1.2 und 1.3, Expertise S. 6 und 7)
2.  Auch überrascht nicht, dass der Ansatz für 
Bekleidung und Schuhe bei einer bedarfsspe-
zi*schen Herleitung des Kinderregelsatzes 
deutlich höher ausfällt als bei der Bundes-
regierung. So muss der entsprechende 
Ansatz bei den 6- bis unter 14-Jährigen um 82 
Prozent und bei den 0- bis unter 6-Jährigen 
immer noch um 55 Prozent angehoben wer-
den, um die notwendigen Ausgaben von 38 
bzw. 32 Euro im Monat zu decken. Auch hier 
geht die regierungsamtliche Logik, wonach 
Kinder lediglich einen Bruchteil des Bedarfes 
an Kleidung und Schuhwerk eines Erwachse-
nen haben, für unterste Einkommensgruppen 
deutlich an der Realität vorbei. Vielmehr *ndet 
sich auch in diesem Falle die Alltagserfahrung 
statistisch bestätigt: Aufgrund des Wachstums 
der Kinder liegt der größte Bedarf bei den 6- 
bis unter 14-Jährigen. 
3.  Zu deutlich höheren Beträgen führt die 
genauere Betrachtung der Kosten für den 
Verkehr. Die relativ hohen Abschläge, die die 
Regelsatzverordnung an dieser Position vor-
nimmt, werden damit begründet, dass sämt-
liche Kfz-Kosten nicht regelsatzrelevant seien. 
Selbst wenn man sich dieser Au'assung an-
schließen sollte, muss zugestanden werden, 
dass im Falle des Verzichtes auf das Auto 
Kosten für die Nutzung anderer Verkehrsmittel 
anfallen. Mit den in der Regelsatzverordnung 
zugestandenen 9,43 Euro bzw. 12,58 Euro las-
sen sich jedoch nicht einmal die vielerorts an-
fallenden Kosten für eine Schülermonatskarte 
im ö'entlichen Nahverkehr decken. 
4.  Die relativ größte Abweichung zwischen 
Regelsatzverordnung und Expertise zeigt 
sich in der Kostenposition „Freizeit, Unterhal-
tung und Kultur“. Hauptgrund dafür ist, dass 
diese Ausgabengruppe u. a. sehr kindspezi-
*sche Einzelpositionen enthält, die durch die 
Fokussierung der amtlichen Berechnungen 
auf Erwachsenenhaushalte entweder gar 
nicht adäquat erfasst werden konnten, oder 
aber gleich ganz gestrichen wurden. So billigt 
die Bundesregierung Kindern für Spielzeug 
rechnerisch beispielsweise 62 Cent im Monat 
zu, während sich die tatsächlichen Ausgaben 
VIII
im untersten Einkommensbereich bei den 
0- bis 6-Jährigen auf 18,51 Euro und bei den 6- 
bis unter 14-Jährigen auf 20,78 Euro belaufen. 
Die Kosten für außerschulischen Unterricht 
in Sport oder musischen Fächern, die seitens 
der Bundesregierung gar nicht berücksichtigt 
werden, fallen ebenfalls in diese Abteilung. 
5.  Für den Bereich Bildung fallen in der Ausga-
benstatistik je nach Altersgruppe zwischen 
5,81 Euro und 23,60 Euro an, die bei der o<-
ziellen Regelsatzberechnung komplett gestri-
chen wurden. 
6.  In der Ausgabenabteilung „Beherbergungs- 
und Gaststättendienstleistungen“ bleiben 
sowohl bei den Berechnungen der Bundes-
regierung als auch in der Expertise die Aus-
gaben für „außerhäusliche Unterbringung“ 
unberücksichtigt. Dennoch kommt die 
Expertise zu einem deutlich höheren Wert. 
Dies rührt insbesondere daher, dass bei den 
Positionen „Ausgaben für Speisen und Ge-
tränke in Restaurants und an Imbissständen“ 
sowie „in Kantinen und Mensen“ regierungs-
seitig Abschläge von jeweils 50 Pozent vor-
genommen werden (wobei der verbleibende 
Betrag bei Kindern dann noch einmal auf 60 
Prozent gekürzt wird). In der vorliegenden 
Expertise wurden die entsprechenden und 
ohnehin sehr gering bemessenen Ausgaben 
für Kinder nicht weiter gekürzt. Ein Betrag 
von beispielsweise 1,85 Euro in der Woche für 
einen 5-jährigen Jungen oder ein 5-jähriges 
Mädchen kann umgerechnet in Eis, Pizza oder 
Imbiss nicht als üppig gelten, zumal auch bei 
vielen Aus&ügen mit der Schule oder in an-
deren Zusammenhängen geradezu erwartet 





ie bereits erwähnt, wurde bei der statis-
tischen Bedarfsermittlung aus Gründen der 
Vergleichbarkeit in der Expertise auch das 
Konzept der vollständigen Pauschalierung aller Leis-
tungen übernommen. Gleichwohl ist diese hochprob-
lematisch. So weist die Statistik im untersten Einkom-
mensquintil bspw. für die 6- bis unter 14-Jährigen für 
Nachhilfeunterricht durchschnittliche Ausgaben von 
4,83 Euro im Monat aus. Unabhängig davon, dass die 
Fallzahlen der Statistik zu diesem Punkt im Grunde 
genommen für eine belastbare Aussage zu gering sind, 
stellt sich das Problem, ob ein solcher Betrag einem 
Kind, das wirklich Nachhilfe benötigt, weiterhilft.  
Pauschalierungsfähig sind nur solche Leistungen bzw. 
Bedarfe, die regelmäßig wiederkehren, die als typisch 
für die Anspruchsgruppe angesehen werden können 
und die eine relativ homogene Preis- bzw. Kostenstruk-
tur aufweisen. Daher gehören Wohnungsreparaturen, 
Hausratanscha'ungen, der Kauf von Fernsehern, aber 
beispielsweise auch der Nachhilfeunterricht oder die 
Kosten für die Einschulung nicht in die Pauschale für 
die Ausgaben des täglichen Bedarfs. Derartige Bedar-
fe sind einmalig oder sehr unregelmäßig, sie betre'en 
z. T. nur einen kleineren Teil der Kinder oder können 
sehr spezi*sch sein, so dass sie unabhängig vom lau-
fenden Bedarf des Alltags als einmalige oder atypische 
Leitungsansprüche zu behandeln sind. 
Die vorliegende Expertise von Dr. Martens hat die EVS 
auch unter diesem Aspekt auf den Prüfstand gestellt 
und sämtliche Ausgabepositionen, die im Grunde 
nicht in die Pauschale gehören, herausgerechnet.
 
Das Ergebnis: Würde die Möglichkeit der Gewährung 
einmaliger und atypischer Leistungen wieder einge-
führt werden, könnten eine ganze Reihe von Positi-
onen dorthin verlagert werden. Der aus einem sol-
chen „bereinigten Warenkorb“ resultierende Regelsatz 
würde für die unter 6-Jährigen 254 Euro, für die 6- bis 
unter 14-Jährigen 297 Euro und für die 14- bis unter 
18-Jährigen 321 Euro betragen. (s. Martens Tabelle 
3.8, Expertise S. 41) 
IX
Kinder brauchen Konkretes
Um ein weiteres könnte der dem Statistikmodell zu-
grunde liegende Warenkorb bereinigt werden, wenn 
nur die entsprechende Infrastruktur zur gesellschaft-
lichen Teilhabe der Kinder vorhanden wäre. Auch hier-
zu liegen mit der Expertise konkrete Berechnungen 
vor.
Von der freien Nutzung des ö'entlichen Personen-
nahverkehrs, über Familienpässe, die zum stark ver-
billigten, freien, oder limitierten freien Eintritt in 
Museen, Kultur- oder Sportveranstaltungen berechti-
gen, bis hin zu Vereinbarungen mit Sportvereinen lie-
ße sich eine ganze Palette 
von Maßnahmen denken, 
die sowohl den pauscha-
lierten Regelsatz entlasten, 
als auch eine zielgenaue 
Bedarfsdeckung sicherstel-
len könnten. Dies betri't 
insbesondere die Position 
„außerschulischer Unter-
richt in Sport oder mu-
sischen Fächern“, „Besuch von Sport- und Kulturveran-
staltungen bzw. -einrichtungen“, „Kinderbetreuung“ 
u. ä. Hingewiesen sei in diesem Zusammenhang auf 
die aktuelle ö'entliche Diskussion um Schulspei-
sungen und tatsächliche Lernmittelfreiheit.
U
nter der theoretischen Annahme, dass eine 
solche bedarfsdeckende Infrastruktur vor Ort 
tatsächlich vorgehalten und Geldleistungen 
über&üssig wären, würde der Regelsatz (im besten 
Versorgungsfall) für Kinder unter 6 Jahren nur noch 
217 Euro betragen, für 6- bis unter 14-Jährige 250 Euro 
und für 14- bis 18-Jährige 290 Euro. Von einer solchen 
infrastrukturellen Versorgungslage sind wir jedoch in 
Deutschland leider noch sehr weit entfernt.
Konsequenzen
D
eutlich wird: Wie immer man rechnet und 
wie gut hier und da Infrastrukturleistungen 
geregelt sein mögen: Der derzeitige Regelsatz 
für Kinder bis 14 Jahre von 211 Euro und für Jugendli-
che von 281 Euro ist in seiner Herleitung ausschließlich 
dem Umstand geschuldet, dass zu keinem Zeitpunkt 
Anstrengungen unternommen wurden, sich mit den 
tatsächlichen Bedarfen von Kindern auseinanderzu-
setzen.
Die derzeitige Herleitung der Regelsätze für Kinder 
passiert bewusst im Blind&ug. Denn alle wissen: Die 
Augen zu ö'nen, kostet Geld.
Dennoch können die sich aus der 
Expertise ergebenden fachlichen 
Konsequenzen nur lauten:
1.    (Wieder)Einführung der Mög- 
lichkeit zur Gewährung ein-
maliger und atypischer Leis-
tungen.
2.  Erhöhung der Regelsätze für 0- bis unter 6-Jäh-
rige auf 254 Euro, für 6- bis unter 14-Jährige 
auf 297 Euro, für 14- bis unter 18-Jährige auf 
321 Euro.
3.  Dynamisierung der Kinderregelsätze anhand 
der Lebenshaltungskosten und nicht mehr 
wie derzeit anhand der Rentenentwicklung.
4.  Ausbau der Infrastruktur für Kinder und Ju-
gendliche vor Ort – insbesondere in den 
Bereichen Bildung, Kultur und Sport – und 
Scha'ung von kostenfreien bzw. stark kosten-
reduzierten Zugängen für Kinder und Jugend-
liche aus einkommensschwachen Haushal-
ten.
Zu keinem Zeitpunkt wurden 
Anstrengungen unternommen, 
sich mit den tatsächlichen 
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Bedarfsgerechte Regelsätze bzw. Existenzminima 
für Kinder und Jugendliche
Der amtliche Regelsatz und die Regelsatzverord-
nung im Sozialgesetzbuch XII haben bislang keine 
Bedarfsmessung für Kinder vorgesehen. Entsprechend 
wurden die Kinderregelsätze normativ vom Erwachse-
nenregelsatz abgeleitet: Für Kinder bis unter 14 Jah-
ren waren 60 Prozent vorgesehen und für 14- bis unter 
18-Jährige 80 Prozent des jeweils geltenden Erwach-
senenregelsatzes. 
In der Fachwelt wurde dies schon lange kritisiert 
und insbesondere der Paritätische hat seit 2004 die 
Regierung angemahnt, endlich Kinderbedarfe zu er-
mitteln. Bis heute ist allerdings nicht erkennbar, ob 
sich die Regierung in dieser Angelegenheit bewegt – 
obwohl es inzwischen in allen Parteien Stimmen gibt, 
die sich für die Ermittlung von Kinderregelsätzen aus-
sprechen. 
Um die sozialpolitische Diskussion voranzubringen, 
legt der Paritätische mit dieser Expertise einen Vor-
schlag zur Ermittlung und zur Höhe von Kinderre-
gelsätzen vor. Bei dem gewählten Verfahren lehnt sie 
sich – um die Vergleichbarkeit zu gewährleisten – eng 
an die Verfahrensweise der Bundesregierung zur Er-
mittlung von Erwachsenenregelsätzen an. Daten-
grundlage für die Ermittlung von Kinderbedarfen wie 
Erwachsenenbedarfen ist die Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe (EVS) aus dem Jahre 2003. Da die 
EVS 2003 nur sehr wenig kindspezi*sche Verbrauchs-
ausgaben ausweist, mussten einige methodische 
Schwierigkeiten überwunden werden.
 
Dies war insbesondere möglich, weil das Statistische 
Bundesamt in zwei grundlegenden Verö'entli-
chungen aus dem Jahre 2002 und 2006 (s. Fußnote 14) 
die Probleme der Bedarfsableitung von Kindern an-
hand von Familienverbrauchsdaten gelöst hat. Hierzu 
wurden auch drei Gutachten genutzt, die das Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
zum Problem der Ableitung von Kinderanteilen aus 
Verbrauchsdaten von Haushalten in Auftrag gegeben 
hat (s. Fußnote 16).
Ein weiterer zu beachtender Punkt ist das Alter der 
Bezugsdaten: Die Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe stammt aus dem Jahre 2003 – seit dieser Zeit 
hat es insbesondere ab Anfang 2007 eine sehr rasante 
Preisbewegung nach oben gegeben, gerade in den 
regelsatzrelevanten Bereichen wie Nahrungsmittel, 
Wohnen (Stromkosten) und Verkehr. Die Erhöhungen, 
die die Bundesregierung für ihren Regelsatz vorge-
nommen hat, orientiert sich am Rentenwert: Dies ist 
aber sozialpolitisch verfehlt, da sich die Rentenhöhe 
als Versicherungsleistung weder am Bedarf noch am 
Bedürftigkeitsprinzip orientiert. Aus diesem Grund hat 
der Paritätische den Weg gewählt, die anhand der EVS 
2003 bestimmten Kinderregelsätze entsprechend den 
Preisbewegungen bis Juli 2008 hochzurechnen. Dies 
kann jedoch nur anhand von regelsatzspezi*schen 
Preisindizes geschehen, da der vom Statistischen Bun-
desamt verö'entlichte monatliche Preisindex in sei-
ner Zusammensetzung erheblich von der Zusammen- 
setzung der hier ermittelten Kinderregelsätze ab-
weicht. 
4Die Ergebnisse der Paritätischen Berechnungen *n-
den sich in Gra$k 1.1 und Tabelle 1.1 wieder. Zweier-
lei ist zu erkennen: Zum einen hat der Paritätische eine 
andere Alterseinteilung vorgenommen, so werden 
drei Altersstufen zwischen 0 bis unter 18 Jahre aus-
gewiesen und nicht zwei  wie im Falle der amtlichen 
Regelsätze, und zum anderen ergeben sich wesentlich 
höhere Kinderregelsätze gegenüber den Regelsätzen 
der Bundesregierung. Dies kann man insbesondere an 
der Visualisierung in Gra$k 1.1 erkennen. 
Gra$k 1.1: 
Dargestellt sind in der Abbildung die bestehenden Regel-
satzhöhen (rot) sowie die Regelsatzhöhen, die vom Paritä-
tischen vorgeschlagen werden (blau), entsprechend den 
Altersaufteilungen. Die Regelsatzverordnung (rot) kennt für 
Kinder und Jugendliche nur zwei Regelsatzhöhen, die sich 
auf die Altersgruppen zwischen 0 und unter 14 Jahre und 
von 14 Jahren bis unter 18 Jahren beziehen; demgemäß ist 
der Regelsatzsprung beim Überschreiten der Schwelle bei 
14 Jahren mit 70 Euro recht hoch, anders ausgedrückt: der 
Regelsatz steigt hier schlagartig um ein Drittel. Die Regelsatz-
höhen und Altersdi'erenzierungen des Paritätischen (blau) 
lassen zwei Tendenzen erkennen: zum einen liegen sie deut-
lich oberhalb des Niveaus der bestehenden Regelsätze, zum 
zweiten sind die Übergänge von einer Altersklasse zur ande-
ren weniger stark ausgeprägt als im bestehenden System. 
Datenquelle: eigene Berechnungen und Regelsatzverordnung.
5Tabelle 1.1: 
Regelsätze nach der bestehenden Regelsatzverordnung 
und nach Berechnungen des Paritätischen 
Datenquelle:  Eigene Berechnungen und Regelsatzverordnung.










unter 6 Jahre 263 276
 207  2116 bis unter 
14 Jahre
314 332
14 bis unter 18 Jahre 334 358 276 281
Erwachsene 
(1. Person)
409 440 345 351
In den Folgegra$ken 1.2 und 1.3 wird die Zusam-
mensetzung der vom Paritätischen vorgeschlagenen 
Kinderregelsätze mit der Regelsatzzusammensetzung 
der Bundesregierung in den einzelnen Verbrauchsposi-
tionen verglichen. Dabei zeigen sich bemerkenswerte 
Unterschiede bei den Positionen Nahrungsmittel, 
Bekleidung und Schuhe, Gesundheitsausgaben, Ver-
kehrsausgaben und insbesondere auch im Bereich 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur. Im Falle des Bil- 
dungswesens enthält der Regelsatz der Bundes-
regierung keine Beträge. Auch hieran wird deutlich, 
dass eine normative Ableitung von Kinderbedarfen 
aus einem Erwachsenregelsatz nicht sachgerecht und 
angemessen ist.
6Gra$k 1.2:  
Zusammensetzung der Paritätischen Kinderregelsätze für 
die Altersgruppen 0 bis unter 6 und 6 bis unter 14 Jahre im 
Vergleich mit der Regelsatzzusammensetzung der Bundes-
regierung für Kinder von 0 bis unter 14 Jahre, abgeleitet 
vom Erwachsenenregelsatz. 
Datenquelle:  EVS 2003, BT-Ausschussdrucksache 16(11)286 (s. Fußnote 6) 
und eigene Berechnungen.
4
7Gra$k 1.3:  
Zusammensetzung der Paritätischen Kinderregelsätze für 
die Altersgruppe 14 bis unter 18 Jahre im Vergleich mit der 
Regelsatzzusammensetzung der Bundesregierung für Kin-
der von 14 bis unter 18 Jahre, abgeleitet vom Erwachsenen-
regelsatz. 




9Der Regelsatz ist für das deutsche Sozialsystem eine 
ganz wichtige Grundgröße. Er bestimmt das, was das 
„sozio-kulturelle Existenzminimum“ abdecken soll 
und damit zur Führung eines menschenwürdigen Le-
bens notwendig ist. Der Bund legt Inhalt, Bemessung 
und Aufbau der Regelsätze in einer Regelsatzverord-
nung fest.
Der Regelsatz bestimmt nicht nur die Höhe der Sozial-
hilfe: Niveau und Struktur von Sozialhilfe (Hilfe zum 
Lebensunterhalt) und Arbeitslosengeld II bzw. Sozial-
geld1 sind im Wesentlichen gleich gestaltet. Dasselbe 
gilt für die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung.2 Auch für Leistungsemp-
fänger in Einrichtungen ist der Regelsatz der Maßstab 
an dem sich der Barbetrag zur persönlichen Verfügung 
(Taschengeld, § 35 SGB XII) orientiert. Darüber hinaus 
richten sich die Grund- und Kinderfreibeträge in der 
Einkommenssteuer – das steuerlich zu verschonende 
Existenzminimum – nach dem im Sozialhilferecht an-
erkannten Mindestbedarf.3 Weitere Bereiche, in die 
der Regelsatz allerdings nicht unmittelbar hineinwirkt, 
sind der Kinderzuschlag (§ 6a Bundeskindergeld- 
gesetz), die Pfändungsfreigrenzen in der Zivilprozess-
ordnung (§§ 850, 850a '. ZPO), das Unterhaltsrecht 
(§1612a BGB) und Unterhaltsvorschussgesetz sowie 
das Asylbewerberleistungsgesetz. Damit hat ein groß-
er Anteil der deutschen Wohnbevölkerung direkt oder 
indirekt etwas mit dem Regelsatz zu tun.
1  Die Sätze für das ALG II und Sozialgeld werden allerdings nicht 
von den Ländern, sondern vom Bund festgesetzt. In § 20 Abs. 4 SGB II 
heißt es: „ Die Regelleistung [...] wird jeweils zum 1. Juli eines Jahres um 
den Vomhundertsatz angepasst, um den sich der aktuelle Rentenwert in 
der gesetzlichen Rentenversicherung verändert. Für die Neubemessung 
der Regelleistung *ndet § 28 Abs. 3 Satz 5 des Zwölften Buches 
entsprechend Anwendung.“ In diesem Satz des SGB XII heißt es: „Die 
Bemessung wird überprüft und gegebenenfalls weiterentwickelt, sobald 
die Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
vorliegen.“
2  Die zum 1. Januar 2003 eingeführte Grundsicherung ist als 
Viertes Kapitel in das SGB XII integriert.
3  Siehe Bundesverfassungsgericht (BVerfG), Beschluß vom 
25. September 1992, vgl. Nachrichten-dienst des Deutschen Vereins für 
ö'entliche und private Fürsorge (NDV), Heft 12/1992, S. 413 '.
1.  Einführung
Die dreifache Kritik des Paritätischen 
am bestehenden Regelsatzsystem
Der Paritätische kommt aufgrund seiner Analysen 
zum Ergebnis, Regelsatzverordnung und die auf den 
Regelsatz bezogenen Bestimmungen im SGB II und 
SGB XII müssen dringend reformiert werden. Zu den 
Regelsatzverordnungen für 20054 und 20065 wurden 
unterschiedliche Expertisen und Gutachten6 vorge-
legt. Im Folgenden werden die wesentlichen Kritik-
punkte nach einer Darstellung der bisherigen Regel-
satzverordnungen resümiert.
Der Paritätische ist mit drei wesentlichen Kritikpunk-
ten und Forderungen an die Ö'entlichkeit getreten:
Regelsatzhöhe unzureichend
Der Paritätische hatte bereits im Dezember 2004 die 
Verabschiedung der damaligen Regelsatzverordnung 
massiv kritisiert. In einer Expertise konnte er nach-
weisen, dass die einzelnen Ausgabepositionen zu 
niedrig angesetzt sind. Grundsätzlich kritisierte der 
Paritätische das intransparente und der Ö'entlichkeit 
entzogene Verfahren der Regelsatzberechnung. Unter 
uneingeschränkter O'enlegung seiner Berechnungs-
4  Martens, Rudolf (2004): Die ab Januar 2005 gültige 
Regelsatzverordnung (RSV) und der Vorschlag des Paritätischen 
Wohlfahrtsverbandes für einen sozial gerechten Regelsatz als 
sozialpolitische Grundgröße.- In: „Zum Leben zu wenig …“. Für eine o'ene 
Diskussion über das Existenzminimum beim Arbeitslosengeld II und in 
der Sozialhilfe, Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband 
5  Martens, Rudolf (2006): Expertise: Der Vorschlag des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbandes für einen sozial gerechten Regelsatz 
als sozialpolitische Grundgröße. Neue Regelsatzberechnung 2006.- 
Paritätischer Wohlfahrtsverband – Gesamtverband
6  Martens, Rudolf (2007): Existenzminimum und 
Kinderregelsätze.- In: Informationen für Einelternfamilien, Nr. 4 (Oktober/
November/Dezember) 2007
Martens, Rudolf (2008): Hartz-IV-Regelsatz und Preisentwicklung: 
Vorschlag für einen spezi*schen Preisindex zur Anpassung der 
Regelsätze.- In: Soziale Sicherheit, 2/2008, S. 68-73
Martens, Rudolf (2008a): Gutachten zur Überprüfung der Höhe des 
Münchner Sozialhilferegelsatzes.- Der Paritätische Gesamtverband, 15. 
Februar 2008
Martens, Rudolf (2008b): Gutachten zur Überprüfung der Höhe 
des Sozialhilferegelsatzes im Landkreis München.- Der Paritätische 
Gesamtverband, 15. Februar 2008
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grundlagen kam der Paritätische bei seiner Neube-
rechnung 2006 zu dem Ergebnis, dass der Regelsatz 
− der Methodik des vom Gesetzgeber vorgesehenen 
Statistikmodells folgend − am 1. Juli 2006 um 20 Pro-
zent von 345 auf 415 Euro angehoben werden muss, 
um bedarfsdeckend zu sein. Darüber hinaus muss der 
Regelsatz anhand von Daten für Zwei-Personenhaus-
halte und Haushalten mit Kindern überprüft werden.
Regelsatzfortschreibung unangemessen
Neben der Höhe und Struktur des Regelsatzes wurde 
vor allem auch seine Fortschreibung kritisiert. Der Re-
gelsatz wird nämlich nicht entsprechend eines an ihn 
angepassten Preisindexes fortgeschrieben, vielmehr 
ist er an den Rentenwert gebunden. Zu erwarten ist, 
dass der Rentenwert künftig – wenn überhaupt – 
kaum noch steigen wird. In Folge wird der Realwert 
des Regelsatzes sinken, wenn die Kopplung an den 
Rentenwert nicht aufgehoben wird. Die Philosophie 
der stattgefundenen und künftig zu erwartenden 
Rentenreformen verträgt sich nicht mit Bedarfsge-
sichtspunkten im untersten Netz des Sozialstaates. 
Die gesetzliche Rente (und damit der Rentenwert) 
ist als Versicherungsleistung weder bedarfsorientiert 
noch bedürftigkeitsabhängig: Von der Sache her ist es 
sozialpolitisch und fachlich falsch, den Regelsatz an 
den Rentenwert zu koppeln. 7
7  vgl. Martens, Rudolf (2008a), S. 36-46, 60
Bedarfsermittlung für Kinder fehlt
Die Regelsatzverordnung und das SGB XII sehen keine 
Bedarfsmessung für Kinder vor. Die Regelsatzhöhe bei 
Kindern und Heranwachsenden wird nicht – wie der 
Erwachsenenregelsatz – in der Regelsatzverordnung, 
sondern in § 28 Abs. 1 SGB II bestimmt. Die Regel- 
leistung beträgt bis zur Vollendung des 14. Lebens-
jahres 60 Prozent und von 14 bis unter 18 Jahre 80 
Prozent des nach § 20 Abs. 2 SGB II maßgebenden 
Regel satzes. Somit werden die Regelsätze für Kin-
der und Heranwachsende normativ vom Er wach-
senenregelsatz abgeleitet. Mit anderen Worten: Der 
Gesetzgeber überprüft mit diesem Verfahren aus-
drücklich nicht das Verbrauchsverhalten bzw. die spe-
zi*schen Bedürfnisse von Kindern, vielmehr verlässt er 
sich darauf, dass die normativ abgeleiteten Regelsatz-
höhen bedarfsdeckend sind. 
Nach Berechnungen des Paritätischen ist bereits der 
Regelsatz für Erwachsene nicht bedarfsdeckend. So 
ist auch nicht zu erwarten, dass die davon normativ 
abgeleiteten Regelsatzhöhen für Kinder und Heran-
wachsende bedarfsdeckend sind. Der Paritätische for-
dert seit 2004 eine eigenständige Untersuchung der 
Kinderbedarfe zur Ermittlung des Existenzminimums 
von Kindern und Heranwachsenden. Des weiteren hält 
der Paritätische die normativ vorgegebene Altersauf-
teilung für nicht sachgerecht.
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Bekleidung einschließlich bei Schwangerschaft“ und 
„mehrtägige Klassenfahrten“.9 Bei einem sonstigen 
einmaligen Bedarf – wenn beispielsweise die Wasch-
machine defekt ist – muss dies der Bezieher jetzt von 
seinem Sozialgeld- bzw. Arbeitslosengeld II bzw. aus 
seinem Ersparten bezahlen oder dafür ein Darlehen 
bei der Stelle beantragen, die für die Leistung zustän-
dig ist (nach § 37 SGB XII).10
2.1  Datengrundlage:  
Die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 2003 (EVS 2003) und die 
Ableitung von Regelsätzen
Datengrundlage zur Bemessung der Regelsätze ist 
die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
des Statistischen Bundesamtes (§ 28 Abs. 3 SGB XII). 
Im fünYährigen Turnus werden dabei rund 0,2 Prozent 
aller privaten Haushalte in Deutschland zu Einnah-
men und Ausgaben, Wohnsituation, Ausstattung mit 
technischen Gebrauchsgütern sowie Vermögen und 
Schulden befragt. Das sind insgesamt rund 75.000 
Haushalte, darunter etwa 15.000 Haushalte in den 
neuen Bundesländern. Eine gesetzliche Verp&ichtung 
zur Teilnahme an der EVS besteht nicht, d. h. alle Haus-
halte nehmen auf freiwilliger Basis teil. Im früheren 
Bundesgebiet *ndet die EVS seit 1962/63 statt, in den 
neuen Ländern und Berlin-Ost seit 1993. 11 
9  § 31 Einmalige Bedarfe: (1) Leistungen für 1. Erstausstattungen 
für die Wohnung einschließlich Haushaltsgeräten, 2. Erstausstattungen 
für Bekleidung und Erstausstattungen bei Schwangerschaft und Geburt 
sowie 3. mehrtägige Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen 
Bestimmungen werden gesondert erbracht.
10  § 37 SGB XII Abs. (2) lautet: Bei Empfängern von Hilfe zum 
Lebensunterhalt kann die Rückzahlung des Darlehens in monatlichen 
Teilbeträgen in Höhe von bis zu 5 von Hundert des Eckregelsatzes von der 
Leistung einbehalten werden.
11  Das Stichprobensoll in Höhe von 74 600 Haushalten (je 
Quartal rund 18 650 Haushalte, dies entspricht einem Auswahlsatz von 
insgesamt etwa 0,2 % der Erhebungsgesamtheit des Mikrozensus 2000). 
Ausgehend von einem Stichprobensoll in Höhe von 74 600 Haushalten, 
betrug die Zahl der teilnahmebereiten Haushalte am Jahresanfang 
59 713. Am Jahresende 2003 lag die Zahl der Erhebungseinheiten 
mit verwertbaren Angaben bei 53 432. Bezogen auf die Anzahl der 
zu Jahresbeginn teilnahmebereiten Haushalte ergibt sich daraus 
eine Ausfallquote in Höhe von 11 %.; Statistisches Bundesamt: EVS - 
Aufwendungen privater Haushalte für Nahrungsmittel, Getränke und 
Tabakwaren Fachserie 15 Heft 3 
2.  Bestimmung von Regelsätzen für Kinder und Jugendliche
Bei der Entwicklung von Vorschlägen des Paritätischen 
für Kinderregelsätze wurde ein Verfahren angewen-
det, das sich so weit wie möglich an das regierungs-
amtliche sogenannte Statistikmodell zur Herleitung 
der Regelsätze für Erwachsene anlehnt. Der Paritä-
tische stellt so eine grundsätzliche Vergleichbarkeit 
der Regelsätze in zwei Richtungen sicher: Zum einen 
werden die Paritätischen Regelsätze für Kinder und 
Erwachsene nach vergleichbaren Methoden ermittelt, 
zum anderen besteht wiederum eine enge Vergleich-
barkeit zu den amtlichen Regelsatzhöhen.
Der Regelbedarf und der Inhalt der Regelsätze wer-
den in § 28 SGB XII bestimmt.8 Der Aufbau der neu-
en Regelsätze unterscheidet sich gegenüber dem bis 
2005 geltenden Bundessozialhilfegesetz – gemäß 
§ 22 (BSHG) – in folgenden Punkten: Im Rahmen ei-
ner typisierenden Betrachtungsweise werden jetzt die 
meisten bisherigen einmaligen Leistungen für Hilfe-
bedürftige (z. B. notwendige neue Winterstiefel oder 
Ersatz eines defekten Kühlschranks) in den Regelsatz 
integriert. Darüber hinaus werden nur in drei Fällen 
nicht pauschalierbare einmalige Leistungen weiterhin 
gewährt. Gemäß § 31 Abs. 1 SGB XII sind dies „Erstaus-
stattungen für Wohnungen“, „Erstausstattungen für 
8  § 28 Regelbedarf, Inhalt der Regelsätze: (1) 1Der gesamte 
Bedarf des notwendigen Lebensunterhalts außerhalb von Einrichtungen 
mit Ausnahme von Leistungen für Unterkunft und Heizung und der 
Sonderbedarfe nach den §§ 30 bis 34 wird nach Regelsätzen erbracht. 
2 Die Bedarfe werden abweichend festgelegt, wenn im Einzelfall ein 
Bedarf ganz oder teilweise anderweitig gedeckt ist oder unabweisbar 
seiner Höhe nach erheblich von einem durchschnittlichen Bedarf 
abweicht.  
(2) 1Die Landesregierungen setzen durch Rechtsverordnung die Höhe der 
monatlichen Regelsätze im Rahmen der Rechtsverordnung nach § 40 fest. 
2 Sie können die Ermächtigung auf die zuständigen Landesministerien 
übertragen.  
3 Die Träger der Sozialhilfe können ermächtigt werden, auf der Grundlage 
von festgelegten Mindestregelsätzen regionale Regelsätze zu bestimmen. 
4 Die Festsetzung erfolgt erstmals zum 1. Januar 2007 und dann zum 
1. Juli eines jeden Jahres, in dem eine Neubemessung der Regelsätze 
nach Absatz 3 Satz 5 erfolgt oder in dem sich der Rentenwert in der 
gesetzlichen Rentenversicherung verändert.  
(3) 1Die Regelsätze werden so bemessen, dass der Bedarf nach Absatz 1 
dadurch gedeckt werden kann.  
2 Die Regelsatzbemessung berücksichtigt Stand und Entwicklung von 
Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten und Lebenshaltungskosten. 
3 Grundlage sind die tatsächlichen, statistisch ermittelten 
Verbrauchsausgaben von Haushalten in unteren Einkommensgruppen. 
4 Datengrundlage ist die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe. 5Die 
Bemessung wird überprüft und gegebenenfalls weiterentwickelt, sobald 
die Ergebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 
vorliegen.
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Die Ergebnisse der EVS bilden eine wichtige Daten-
grundlage für die Armuts- und Reichtumsberichter-
stattung der Bundesregierung, für die nationalen Ak-
tionspläne zur Bekämpfung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung sowie für die Bemessung des regelsatz-
relevanten Verbrauches im Rahmen der Sozialhilfe 
und künftig von Sozialgeld und Arbeitslosengeld II. 
Im System der amtlichen Statistik werden die Er-
gebnisse der EVS über die Konsumausgaben der 
privaten Haushalte für die Neufestsetzung des 
„Wägungsschemas“12 der Verbraucherpreisstatistik 
verwendet und dienen als Datenbasis für die Verwen-
dungsrechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung.13
12  Wägungsschema = Gewichtungsfaktor für einzelne 
Verbrauchsgruppen, aus denen der amtliche Preisindex des privaten 
Verbrauchs zusammengesetzt ist 
13  Die Frageprogramme der EVS und der Laufenden 
Wirtschaftsrechnungen (LWR) sind eng aufeinander abgestimmt. 
Zusammen bilden die in fünYährigem Turnus erhobene EVS 
und die jährlich durchgeführten LWR das Erhebungssystem der 
Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte. Die einleitenden 
Erhebungsteile beider Erhebungen (EVS: Einführungsinterview, LWR: 
Allgemeine Angaben) enthalten jeweils Fragen zur Ausstattung mit 
Gütern der „Informations- und Kommunikationstechnologie“ (IKT), so 
dass hier ein gewisser Bezug zur Erhebung über die Nutzung von IKT 
in Privathaushalten gegeben ist. Weiterer inhaltlicher Bezug besteht 
zu den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die – ebenso wie 
die Wirtschaftsrechnungen – Einkommen und privaten Konsum 
abbilden, sowie zur Preisstatistik im Rahmen der Festsetzung der 
Wägungsschemata auf Basis der Konsumstruktur der EVS. 
Statistisches Bundesamt: Aufgabe, Methode und Durchführung – 
Fachserie 15 EVS 2003 – Heft 7 
Folgendes Verfahren wird von der Bundesregierung 
angewendet, um die Referenzgruppe zu bestimmen, 
deren Ver brauchsausgaben für die Zusammensetzung 
des Regelsatzes herangezogen wird: 
Bestimmungsschritte der Bundesregierung zur 
Ermittlung von Regelsätzen für Erwachsene:
(1) In einem ersten Schritt werden aus der Gruppe 
der Ein-Personen-Haushalte die Sozialhilfeempfän-
ger herausgenommen. 
(2) Die unteren 20 Prozent der nach ihrem Netto-
einkommen geschichteten Ein-Personen-Haushalte 
werden aus der EVS separiert. Diese separierten 
Haushalte bilden dann die zu betrachtende Refe-
renzgruppe. Deren Aufwendungen für den privaten 
Verbrauch sind Grundlage für die Bestimmung der 
Verbrauchspositionen, die in den Regelsatz ein&ie-
ßen sollen. 
(3) Im dritten Verfahrensschritt werden die 12 Ab-
teilungen mit insgesamt 133 Unterpositionen un-
tersucht und gewichtet, zu welchen Anteilen die 
Güter und Dienstleistungen in den Regelsatz ein-
&ießen sollen.
Für die Ermittlung der regelsatzrelevanten Verbrauchs-
ausgaben führt das Statistische Bundesamt die ge-
schilderte Sonderauswertung der unteren 20 Prozent 
der Haushalte – ohne Sozialhilfeempfänger – für die 
Bundesregierung durch, auf deren Basis die Regel-
satzbemessung alle fünf Jahre neu erfolgen soll. In der 
Zeit zwischen zwei vorliegenden EVS-Auswertungen 
werden die Regelsätze anhand des Rentenwertes an-
gepasst.
Das beschriebene Verfahren der Bundesregierung zur 
Bestimmung von Regelsätzen für Erwachsene muss 
jedoch modi*ziert werden, um Regelsätze für Kinder 
abzuleiten zu können. Insbesondere müssen die spe-
zi*schen Verbrauchsausgaben von Kindern ermittelt 
werden, was methodisch anspruchsvoll ist, da die EVS 
nur wenige spezi*sche Ausgaben für Kinder ausweist 
(s. Kapitel 2.3). 
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Anstelle von Ein-Personenhaushalten werden des-
halb vom Paritätischen Paarhaushalte mit einem 
Kind unter 18 Jahre untersucht. Die Beschränkung 
auf diese Familienform hat den Vorteil, auf ein-
fache und eindeutige Weise Kinderbedarfe in Ab-
hängigkeit vom Alter zu bestimmen. 
Bei der Herleitung des Kinderregelsatzes vom 
Ausgabeverhalten von Ein-Kind-Familien kann 
methodisch der Einwand erhoben werden, Syner-
giee'ekte bei Geschwistern nicht zu berücksichti-
gen. Obwohl dieser Einwurf im Grundsatz richtig 
ist, können Einsparpotentiale im Zusammenhang 
mit den vorgelegten Berechnungen faktisch aus 
mehreren Gründen vernachlässigt werden: Die 
Ausgabenposition mit dem größten Sparpoten-
tial, Wohnkosten nämlich, ist nicht regelsatzrele-
vant und geht damit nicht in die Berechnungen 
ein. Bei der quantitativ bedeutsamen Ausgabe-
position „Nahrungsmittel und alkoholfreie Ge-
tränke“ sind ohnehin bereits Discountpreise als 
Vergleichsmaßstab angesetzt. Hinsichtlich der Ver- 
packungsgrößen dürften zudem synergetische 
E'ekte bei einem Drei-Personenhaushalt weitge-
hend ausgereizt sein. Eine ganze Reihe weiterer 
Ausgabepositionen enthalten keine Einsparmög-
lichkeiten. So beispielsweise der Besuch von Veran-
staltungen, außerschulischer Unterricht, Mitglied-
schaft in Sportvereinen, aber auch Schuhwerk. Bei 
den verbleibenden Ausgabepositionen mit Syner-
giepotential wie beispielsweise Kleidung, Spiel-
zeug oder Elektrogeräte bleibt das Ausgabevolu-
men im untersten Quintil – den zur Bestimmung 
von Kinderregelsätzen herangezogenen Haushal-
ten – derartig gering, dass sie das Ergebnis nicht 
wesentlich beein&ussen. 
In folgenden Schritten werden Kinderregelsätze abge-
leitet: 
Bestimmungsschritte des Paritätischen zur Er-
mittlung von Regelsätzen für Kinder:
(1) Bereinigung des Datensatzes um alle Haushalte 
mit einem Einkommen unterhalb einer festgelegten 
Sozialhilfeschwelle (1.250 Euro, s. Kapitel 2.3, Seite 
15 '). Allerdings wurden auch Vergleichsrechnun-
gen für alle Haushalte vorgenommen.
(2) Eine Einteilung der Haushalte nach dem Alter 
der Kinder- und Jugendlichen muss vorgenommen 
werden, die der Entwicklung der Kinder gemäß ist 
und die von der Datenlage her möglich ist.
(3) Aus den Verbrauchsangaben der EVS 2003 müs-
sen die Kinderverbrauche abgeleitet werden. 
(4) Die Verbrauchsausgaben für einzelne Positionen 
werden in einem letzten Schritt auf ihren regelsatz-




Die EVS 2003 unterteilt den privaten Konsum in 12 Abtei-
lungen mit insgesamt 133 Verbrauchspositionen. Nach 
Ansicht des Paritätischen sind davon 85 relevant für einen 
bedarfsgerechten Kinderregelsatz.















Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke
  2 alle keine
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren   3  0 -







 21  3 ja (1)
05
Innenausstattung, Haushaltsgeräte und 
Haushaltsgegenstände
 16 14 ja (1)
06 Gesundheitsp&ege  12 alle keine
07 Verkehr  17  4 keine
08 Nachrichtenübermittlung   5  4 keine
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur  25 22 keine




  3  2 keine
12 Andere Waren und Dienstleistungen  12  6 keine
Summe 133 85  2
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2.2 Alterseinteilung
Der Paritätische hat die Kinder und Jugendlichen in 
drei Altersgruppen eingeteilt: 
1. Altersgruppe: von 0 bis unter 6 Jahren
2. Altersgruppe; von 6 bis unter 14 Jahren
3. Altersgruppe: von 14 bis unter 18 Jahren
Bei der Einteilung der Altersgruppen müssen zwei 
Sachverhalte berücksichtigt werden: Zum einen muss 
die Fallzahl der gewählten Altersgruppe groß genug 
sein, um gesicherte Daten zu gewährleisten; zum an-
deren muss jede Einteilung die Entwicklungsphasen 
von Kindern und Jugendlichen berücksichtigen. Die 
Daten der EVS erlauben maximal eine Dreiteilung, wo-
bei für die Altersgruppe der über sechsjährigen zwei 
Einteilungen möglich sind: von 6 bis unter 12 Jahren 
und 12 bis unter 18 Jahren, oder von 6 bis unter 14 
Jahren und von 14 bis unter 18 Jahren. 
Der Paritätische hat sich für die zweite Variante entschie-
den, weil diese Einteilung die Lebenslagen bzw. die 
Entwicklung von Kindern besser abbildet: Kleinkind und 
Vorschulalter, Schulalter, höheres Schulalter. Des Wei-
teren entspricht dies eher der bestehenden Altersgrup-
peneinteilung nach SGB II und XII. Allerdings werden 
auch Alternativrechnungen für 6 bis unter 12 und 12 bis 
unter 18 Jahren vorgenommen.
2.3 Ableitung von Kinderbedarfen
Die EVS erfasst nur wenige kindspezi*sche Verbrauch-
sausgaben, wie z. B. für „Schuhe für Kinder bis 14 Jahre“. 
Mit anderen Worten, überwiegend werden kindspezi-
*sche Ausgaben nicht oder nur unzureichend erfasst. 
Die EVS bietet jedoch trotz dieser grundsätzlichen 
Kritik zur Zeit die beste Datengrundlage, um über die 
Bestimmung von abgeleiteten Verbrauchsausgaben 
Regelsätze für Kinder zu berechnen.
Ziel der EVS ist es in erster Linie, dass Verbrauchsver-
halten von Haushalten und damit auch Familien abzu-
bilden. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, anhand 
von theoretischen Überlegungen und vorhandenen 
Verteilungsgewichten, sowie empirischen Grund- 
lagen, die außerhalb der EVS bestehen, die jewei-
ligen Positionen für die Bestimmung der Ausgaben 
für Kinder abzuleiten. Anders ausgedrückt geht es 
um die Frage: Welcher Anteil der einzelnen Ausgabe- 
positionen des gesamten Haushaltes muss jeweils 
dem Kind zugerechnet werden?
Der Paritätische hat diesbezüglich bei seinen Berech-
nungen die Vorgehensweise des statistischen Bundes-
amtes zugrunde gelegt, wie sie in zwei Arbeiten von 
Münnich 2002 und 2006 beschrieben wurden.14 Darin 
stützt sich das Statistische Bundesamt auf Arbeiten 
einer Arbeitsgruppe des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend für die Bereiche 
Ernährung, Wohnungsmiete und Verkehr.15 
14  Münnich/Krebs (2002) und Münnich (2006) zitiert in FN 14
15  Karg, Georg; Biberger, Lydia und Gedrich, Kurt (2002): 
Lebenshaltungsaufwendungen für Kinder: Bereich Ernährung (Endbericht 
Mai 2002).- Technische Universität München/Lehrstuhl für Wirtschaftslehre 
des Haushalts (Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend), S. 31/Tab. 4 
Hesse, Klaus; Thiele, Silke und Missong, Martin (2001): Lebenshaltungs-
aufwendungen für Kinder: Erarbeitung von Aufteilungsschlüsseln der 
Wohnungsmiete auf Erwachsene und Kinder (Juli 2001).- Christian-
Albrechts-Universität Kiel, Institut für Ernährungswirtschaft und 
Verbrauchslehre (Untersuchung im Auftrag des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend), S. 61/Tab. A4-8; 
Hamacher, Ralf; Hauzinger, Heinz und Pfei'er, M. (2001): 
Lebenshaltungsaufwendungen für Kinder: Teilbereich Verkehr 
(Schlussbericht Mai 2001).- Institut für Angewandte Verkehrs- und 
Tourismusforschung, Heilbronn (Untersuchung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend), S. 41/Tab. 
15, S. 44/Tab. 16; 
16
Die Ergebnisse sind in Tabelle 2.2 zusammengefasst. 
Tabelle 2.2: 
Schlüssel der Aufteilung des privaten Konsums von Paar-
haushalten mit einem Kind unter 18 Jahren16. 
Datenquelle: Bundesministerium für Familie, Senioren Frauen und Ju-
gend/Forschungsvorhaben „Lebenshaltungsaufwendungen für Kinder“, 
Münnich (2002), S. 1082-1087 (s. Fußnote 14), Statistisches Bundesamt und 











































alle von 0 
bis unter 18 
Jahre
27,9 % 25,0 % 16,7 % 49,6 % 14,6 % 43,8 % 12,0 % 18,3 % 33,3 %
von 0 bis 
unter 6 
Jahre
23,5 % 14,3 % 12,3 % 49,6 % 14,6 % 39,9 % 0 % 16,7 % 33,3 %
von 6 bis 
unter 12 
Jahre
24,4 % 26,0 % 16,6 % 49,6 % 14,6 % 39,9 % 12,6 % 16,7 % 33,3 %
von 12 bis 
unter 18 
Jahre




26,8 % 26,0 % 17,3 % 49,6 % 14,6 % 39,9 % 12,6 % 16,7 % 33,3 %
von 14 bis 
unter 18 
Jahre
35,1 % 35,8 % 20,9 % 49,6 % 14,6 % 54,9 % 25,1 % 22,9 % 33,3 %
*) Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke                                               **) gemäß Äquivalenzzi'ern 
16 Die Verteilungsschlüssel wurden anhand der Altersverteilung 
von Kindern und Jugendlichen aus dem Jahre 2003 gewichtet. Darüber 
hinaus sind in der EVS personenbezogene Einzelnachweise möglich, wie 
beispielsweise im Falle der EVS-Verbrauchsposition „Spielwaren“. 
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Auf diese Weise soll ein Zirkelschluss vermieden 
werden, um nicht vom Verbrauch von Haushalten 
unterhalb der Sozialhilfeschwelle auf den Regelsatz 
zu schließen. Becker (2006) und Becker und Hauser 
(2005) haben gezeigt, dass die Herausnahme von in 
der EVS formal ausgewiesenen Sozialhilfeempfängern 
nicht ausreichend ist.17 
Zumindest für die Zeit vor den Arbeitsmarktreformen 
(„Hartz IV“) haben die Hälfte bis drei Fünftel der An-
spruchsberechtigten ihre Ansprüche auf Sozialhilfe-
leistungen bzw. ergänzende Sozialhilfeleistungen 
nicht in Anspruch genommen.18 
17  Becker, Irene und Hauser, Richard (2005) (unter Mitarbeit 
von Klaus Kortmann, Tatjana Mika und Wolfgang Strengmann-
Kuhn): Dunkelzi'er der Armut. Ausmaß und Ursachen der Nicht-
Inanspruchnahme zustehender Sozialhilfeleistungen.- Forschung aus 
der Hans-Böckler-Stiftung, Nr. 64, Berlin; Becker, Irene (2006): Armut 
in Deutschland: Bevölkerungsgruppen unterhalb der Alg II-Grenze. 
Arbeitspapier Nr. 3 des Projekts „Soziale Gerechtigkeit“, J. W. Goethe 
Universität Frankfurt a. M., gefördert durch die Hans-Böckler-Stiftung, 
Frankfurt am Main
18  zur Entwicklung der Dunkelzi'er vgl. Martens, Rudolf (2007): 
Konzeptionelle Vorschläge zur Weiterentwicklung des Kinderzuschlags.- 
Expertise, Der PARITÄTISCHE Gesamtverband, 21. Juni 2007
Mit den Verteilungsschlüsseln und den Ergebnissen 
der Auswertung der EVS 2003 können Regelsätze 
gemäß dem Statistikmodell berechnet werden. In 
Gra$k 2.1 *nden sich die Regelsatzhöhen zusammen-
gefasst als Streckenzug der Klassenmitten der drei 
Altersgruppen. Zwei grundsätzlich unterschiedliche 
Berechnungen wurden zugrunde gelegt: Zum einen 
wurden die bedarfsrelevanten Verbrauche aller Haus-
halte ermittelt. Zum anderen wurden nur die Haus-
halte berücksichtigt, die über ein Einkommen ober-
halb der Sozialhilfeschwelle verfügten. Im Jahre 2003 
betrug der nach der Einwohnerzahl gewichtete Regel-





rechnungen für Kinder, Daten 
der EVS 2003. Dargestellt ist 
die Regelsatzhöhe in Abhän-
gigkeit vom Alter der Klassen-
mitte der jeweiligen Alters-
gruppe. Erwartungsgemäß 
liegt der Streckenzug unter 
Einschluss der Familien unter-
halb der Sozialhilfe-Schwelle 
(SH-Schwelle) unter den Kur-
ven, die solche Familien nicht 
berücksichtigen. Die obere 
blaue Kurve mit den „Au'üll-




Insofern ist es gerechtfertigt, mit einer Sozialhil-
feschwelle auch die Dunkelzi'er – zumindest nähe-
rungsweise – herauszu*ltern. Becker (2007) arbeitet 
bei ihren Berechnungen mit einer Mindesteinkom-
mensgrenze von 1.479 Euro, die deutlich über der 
SGB II-Grundsicherungsschwelle 2005 und der Sozial-
hilfeschwelle von 1.250 Euro für das Jahr 2003 liegt. 19
Erwartungsgemäß zeigen die berechneten Regel-
satzhöhen von Haushalten oberhalb der Sozialhilfe- 
schwelle – demnach approximativ ohne Sozialhilfe-
empfänger und Dunkelzi'er – einen deutlich an-
dersartigen Verlauf als die Werte für Haushalte mit 
Einschluss von Haushalten unterhalb der Sozialhilfe-
schwelle. Aus Gra$k 2.1 und Gra$k 2.2 ergeben sich 
zwei Tendenzen: Die Kinderregelsätze von 0 bis unter 
14 Jahre liegen um 18 Euro oberhalb der Werte für 
Haushalte mit Einschluss faktischer Sozialhilfehaus-
halte. Des weiteren unterscheiden sich die Regelsätze 
der Haushalte mit Sozialhilfehaushalten für die Alters-
19  vgl. Becker, Irene (2007): Konsumausgaben von Familien 
im unteren Einkommensbereich. Empirische Ergebnisse für 
Paarhaushalte mit einem Kind vor dem Hintergrund des gegenwärtigen 
Grundsicherungsniveaus.- Arbeitspapier Nr. 4 des Projekts „Soziale 
Gerechtigkeit“, J. W. Goethe Universität Frankfurt a. M., gefördert durch 
die Hans-Böckler-Stiftung, Frankfurt am Main; 
gruppe 14 bis unter 18 Jahre um gerade einmal 3 Euro 
von der Altersgruppe 6 bis unter 14 Jahre (Gra$k 2.2). 
Entsprechend knickt die untere Kurve in Gra$k 2.1 ab 
und stagniert (Haushalte mit faktischen Sozialhilfe-
haushalten), während die oberen Kurven weiterhin 
ansteigen. Der Verlauf der roten Kurve widerspricht 
der Lebenserfahrung, denn ohne Zweifel benötigen 
Jugendliche mehr für den privaten Verbrauch als Kin-
der.
 
Insofern rechtfertigt dieses Ergebnis das gewählte 
Verfahren, eine Mindesteinkommensgrenze in Höhe 
der Sozialhilfeschwelle als Filter zu nutzen, um Sozial-




Bislang wurden die Verbrauchspositionen anhand 
der EVS für die gewählte Bezugsgruppe statistisch 
ermittelt. Mit dieser rein statistischen Methode kann 
nicht sichergestellt werden, dass alle Positionen wirk-
lich bedarfsgerecht sind. Aufgrund der schwierigen 
Einkommenssituation der Haushalte im untersten 
Quintil kann nicht ausgeschlossen werden, dass bei 
einzelnen Positionen ein „Übersparen“ statt*ndet und 
Bedarfe nicht mehr gedeckt sind. Entsprechend wird 
im folgenden der Frage „Reichen die ermittelten 
Bedarfspositionen aus, um den Kinderbedarf zu 
decken?“ nachgegangen.
3.1  Überprüfung einzelner  
Bedarfspositionen anhand  
bedarfstheoretischer Überlegungen
Grundsätzlich existieren zwei Möglichkeiten, um Kin-
derbedarfe zu bestimmen: Zum einen über einen be-
darfstheoretischen Zugang und zum anderen über 
das statistisch messbare Verbrauchsverhalten von 
Familien unterer Einkommensschichten. Bedarfsthe-
oretische Zugänge zur Ermittlung von Regelsätzen 
*nden sich etwa im Bereich Ernährung, Verkehr, Ge-
sundheit und Schulbedarf. Statistisch belegtes Ver-
brauchsverhalten von Familien bietet vor allem die 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS).  
Bei der Bestimmung des Existenzminimums besteht 
die Schwierigkeit im Schluss vom Verbrauch von Fami-
lien aus unteren Einkommensschichten auf einen Min-
destbedarf. Ohne Überprüfung auf Schlüssigkeit und 
der Hinzuziehung externer Daten besteht die Gefahr 
unzulässiger Zirkelschlüsse. Mit anderen Worten: Der 
zu beobachtende geringe Verbrauch von Haushalten 
in einzelnen Positionen lässt keine zwingenden Rück-
schlüsse auf den tatsächlichen Mindestbedarf zu. 
3.  Kritische Betrachtungen einzelner Verbrauchspositionen
An dieser Stelle wird das Problem einer De*nition 
von Bedarf und Bedarfsgerechtigkeit deutlich. Der 
Paritätische orientiert sich dabei an einem relativen 
Armutsbegri'. Bislang bestand der sozialstaatliche 
und verfassungsrechtliche Konsens, den Begri' des 
menschenwürdigen Lebens nicht allein auf das phy-
siologisch Notwendige zu beschränken, sondern zu-
gleich auf „die jeweils herrschenden Lebensgewohn-
heiten und Erfahrungen“ zu beziehen. Mit anderen 
Worten: Der notwendige Lebensunterhalt umfasst 
mehr als das für die menschliche Existenz notwendige 
Minimum. Im Falle eines Sozialstaats ist ein Existenz-
minimum gemeint, das auch eine Mindestversorgung 
in den Bereichen Erziehung und Bildung, Gesundheit 
und Transport, Information und kulturelle Beteiligung, 
Rechtsschutz, soziale Kontakte und soziale Integration 
sicherstellen soll. 
3.2  Au&istung und Begründung  
der Au'üllbeträge 
Zur Vermeidung von Zirkelschlüssen wurden alle Ver-
brauchspositionen der EVS auf Schlüssigkeit in drei 
Arbeitsschritten überprüft:
Test des Paritätischen auf Schlüssigkeit der 
Verbrauchspositionen:
(1) Identi*zierung von Verbrauchssprüngen durch 
eine Betrachtung der Verbrauchshöhen aller Posi-
tionen. Hierbei wurde das unterste Quintil mit den 
vier weiteren Quintilen verglichen. 
(2) In einem weiteren Arbeitsschritt wurden die Be-
legungshäu*gkeiten der Haushalte in den einzel-
nen Verbrauchspositionen und ihre Verteilung auf 
die Quintile betrachtet.   
(3) In den Positionen, in denen Brüche identi*ziert 
werden konnten, wurden bedarfstheoretische 
Überlegungen zur Vermeidung von Fehlschlüssen 
herangezogen. 
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Anhand dieser Überlegungen wurden einige wenige 
Einzelpositionen „aufgefüllt“. Diese „Au'üllbeträge“ 
orientierten sich pragmatisch am nächst höheren 
Wert bzw. an der Höhe der Verbrauchspositionen des 
zweiten Quintils. Dieses Verfahren wurde tentativ ge-
wählt, obwohl – wie in den folgenden Beispielen deut-
lich wird –, auch dann nicht sicher von einer Bedarfs-
deckung ausgegangen werden kann.
Zur Illustration wird im folgenden die Abteilung 
„(01) Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke“ be-
trachtet. In den Gra$ken 2.3, 2.4 und 2.5 sind alle fünf 
Einkommensquintile ohne Haushalte unterhalb der 
Sozialhilfeschwelle als Balkendiagramme für die täg-
lichen Kosten eines Kindes dargestellt. Zusätzlich sind 
zwei Linien eingezeichnet, die die Kosten der „Opti-
mierten Mischkost“ des Forschungsinstitutes für Kin-
derernährung (Dortmund)20 anzeigen: für den Kauf bei 
Discountern und den Kauf sowohl bei Discountern als 
auch in Supermärkten (im Verhältnis 1 zu 1). 
20  Kerstin, Mathilde und Clausen, Kerstin (2007): Wie 
teuer ist eine gesunde Ernährung für Kinder und Jugendliche? Die 
Lebensmittelkosten der Optimierten Mischkost als Referenz für 
sozialpolitische Regelleistungen.- In: Ernährungs Umschau, 09/2007, 
S. 508-513
Das Forschungsinstitut hat einen Warenkorb für eine 
„ausgewogene Mischkost“ für Kinder und Jugendli-
che auf der Grundlage aktueller ökotrophologischer 
Erkenntnisse zusammengestellt. Nachfolgend wurden 
die Kosten für diesen Warenkorb ermittelt: Bei Lebens-
mitteldiscountern, bei Supermärkten und Bioläden. 
Der Paritätische bezieht sich bei seinen Überlegungen 
auf das Preisniveau der Discounter: Die „Discounter-
Linie“ beschreibt ein Verbrauchsniveau, das nach An-
sicht des Paritätischen nicht unterschritten werden 
sollte. Denn der Verbrauch liegt unterhalb der Grenze 
für eine ausgewogene Mischkost.
Im Vergleich der drei Gra$ken 2.3, 2.4 und 2.5 ergibt 
sich folgendes: Das erste Quintil zeigt einen erkenn-
baren Verbrauchssprung zum zweiten Quintil hin, 
am deutlichsten in der Altersgruppe von 6 bis unter 
14 Jahre (Gra$k 2.4). Dennoch zeigt sich in allen drei 
Altersgruppen: Die „Discounter-Linie“ der „Optimierten 
Mischkost“ wird nicht unterschritten. Entsprechend 
wurde auf eine Anhebung der Position „Nahrungsmit-
tel und alkoholfreie Getränke“ verzichtet.
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Gra$k 2.3:  
Täglicher Nahrungsmittelverbrauch von Kindern von 0 
bis unter 6 Jahre. Darstellung des Tagesverbrauchs der 
fünf Einkommensquintile sowie jeweils aller Haushalte. 
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, Forschungsinstitut für 
Kinderernährung und eigene Berechnungen.
Gra$k 2.4:  
Täglicher Nahrungsmittelverbrauch von Kindern von 6 
bis unter 14 Jahre, ansonsten wie Gra*k 2.3.
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, Forschungsinstitut für 
Kinderernährung und eigene Berechnungen.
Gra$k 2.5:  
Täglicher Nahrungsmittelverbrauch von Kindern von 14 
bis unter 18 Jahre, ansonsten wie Gra*k 2.3.
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, Forschungsinstitut für 
Kinderernährung und eigene Berechnungen.
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3.3   Korrekturbedarf aus Sicht  
des Paritätischen 
Korrekturen wurden nur in Einzelfällen und entlang 
der dargestellten Überlegungen vorgenommen. Auf 
das Au'üllen einzelner Positionen wurde verzichtet, 
wenn die Fallzahlen für die Position zu gering oder kein 
deutlicher Sprung zwischen dem ersten und zweiten 
Quintil festzustellen war oder wenn bedarfstheore-
tische Anhaltspunkte – wie im oben geschilderten Fall 
bei Nahrungsmitteln – dagegen sprechen. Von einem 
deutlichen Sprung im Sinne eines Anhaltspunktes ist 
bei einer Di'erenz von über 50 Prozent zwischen den 
Verbrauchsausgaben des ersten und zweiten Quintils 
auszugehen. 
Für die Altersgruppe der 14- bis unter 18-Jährigen 
hat der Paritätische keine Positionen aufgefüllt. Hier 
ließen sich vor dem Hintergrund der bisherigen the-
oretischen Überlegungen keine Erhöhungen ein-
zelner Positionen rechtfertigen. Die Notwendigkeit, 
einzelne Verbrauchspositionen anzuheben, wurde 
im folgenden ausschließlich im Bereich „(09) Freizeit, 
Unterhaltung und Kultur“ beobachtet. O'enbar wird 
dieser Bereich von Familien mit niedrigen Einkommen 
genutzt, um zunächst weniger wichtige Positionen 
zugunsten elementar notwendigerer Ausgaben – wie 
beispielsweise im Bereich Gesundheit – einzusparen.
3.3.1  Au'üllbeträge für die  
Altersgruppe bis unter 6 Jahre 
Bei der Altersgruppe der 0- bis unter 6-Jährigen hat 
der Paritätische die Verbrauchsposition für Bücher 
und Broschüren von den Ausgaben im ersten Quintil 
auf die Höhe des zweiten Quintils aufgefüllt. 
Position „Bücher und Broschüren“: Wie in der Gra-
$k 2.6 ersichtlich, ist ein deutlicher Ausgabensprung 
zwischen dem ersten und dem zweiten und allen 
weiteren Quintilen zu beobachten. Nach Ansicht des 
Paritätischen liegt hier ein unzulässiger Schluss vom 
Verbrauch auf den Bedarf vor.  
Vor dem Hintergrund bedarfstheoretischer Überle-
gungen ist diese Position für Klein- und Vorschulkinder 
von enormer Bedeutung: Damit sich Wortschatz, Gram-
matik und Satzbau von Klein- und Vorschulkindern 
entwickeln können, werden Mal- und Vorlesebücher 
benötigt. Aus diesen Gründen fördert das Familien-
ministerium zusammen mit der „Stiftung Lesen“ seit 
Anfang 2008 eine bundesweite Kampagne zur frühen 
Sprach- und Leseförderung.21 Wegen der sozial- und 
bildungspolitischen Bedeutung dieser Position wurde 
diese Verbrauchsposition auf die Höhe des zweiten 
Quintils angehoben
3.3.2  Au'üllbeträge für die Altersgruppe 
von 6 bis unter 14 Jahre 
Für die Altersgruppe der 6- bis unter 14-Jährigen erge-
ben sich bei dieser Betrachtungsweise Au'üllbeträge 
für die Positionen „Datenverarbeitung und Software“, 
„außerschulischer Unterricht in Sport und musischen 
Fächern“ sowie für den „Besuch von Sport- und 
Kulturveranstaltungen“.22
  
Position „Datenverarbeitung und Software“: Seit 
Ende der 90er Jahre hat eine rasante Entwicklung 
bei der Ausstattung der Haushalte im Bereich der In-
formations- und Kommunikationstechnologie statt-
gefunden. Schon kurz nach der Jahrtausendwende 
waren mehr als die Hälfte der Menschen in Deutsch-
land online (38 Millionen Personen 2003). Bei Familien 
zeigt sich eine besonders hohe Ausstattung: Die Haus-
halte sind zu über 90 Prozent mit einem PC ausgestat-
tet und verfügen zu drei Viertel über einen Internet- 
anschluss. Auf PC und Internetanschluss können 
Schulkinder faktisch kaum noch verzichten. 23 In Gra-
$k 2.7 wird der Vorgang des Anhebens der ungenü-
genden Verbrauchsposition des ersten Quintils auf die 
Höhe des zweiten Quintils dargestellt.
21   Stiftung Lesen: www.stiftunglesen.de à Projekte à 
Elternservice à Lesestart à Das Projekt
22  dies entspricht auch den Beobachtungen von Becker (2007),  
s. Fußnote 19
23  vgl. Statistisches Bundesamt (Hg.) (2007): Entwicklung der 
Informationsgesellschaft. IKT in Deutschland, Ausgabe 2007.- Wiesbaden
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Gra$k 2.6:  
Monatliche Ausgaben der Haushalte für 
Bücher und Broschüren in der Altersgruppe 
von 0 bis unter 6 Jahren. 
Datenquelle: EVS 2003,  eigene Berechnungen.
Gra$k 2.7:  
Monatliche Ausgaben der Haushalte für 
Datenverarbeitung und Software in der 
Altersgruppe von 6 bis unter 14 Jahren.
Datenquelle: EVS 2003, eigene Berechnungen.
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Position „Außerschulischer Unterricht in Sport oder 
musischen Fächern“: Musikschulen und das Engage-
ment in Sportvereinen und anderen Jugendorganisa-
tionen ergänzen den traditionellen Schulunterricht, 
kompensieren Mängel und vermitteln zusätzliche 
Fähigkeiten sowie soziale und personale Schlüssel-
kompetenzen. Dieser außerschulische Unterricht 
ist für die jeweilige Bildungsbiogra*e des einzelnen 
Schülers förderlich, erweitert seine Zukunftsperspek-
tiven und hat in den vergangenen Jahren zunehmend 
an Bedeutung gewonnen.
Der 12. Kinder- und Jugendbericht konstatiert dabei 
eine deutliche soziale Ungleichheit im Bereich außer-
schulischer Bildungsangebote: Von den Heranwach-
senden aus Familien mit einem hohen sozialen Status 
sind über 75 Prozent in einem Verein organisiert, rund 
ein Fünftel von ihnen ist sogar in drei und mehr Ver-
einen. Dagegen gehören die Hälfte der Kinder und 
Jugendlichen aus Familien mit geringen ökono-
mischen, kulturellen und sozialen Ressourcen über-
haupt keinem Verein an. Für die Altersgruppe der 6- bis 
unter 14-Jährigen ist davon auszugehen, dass die Teil-
nahme an den in der Regel kostenp&ichtigen außer-
schulischen Bildungsangeboten weitgehend durch 
die Eltern organisiert wird. Wenn Eltern angesichts 
eines ohnehin knapp bemessenen Haushaltsbudgets 
keine zusätzlichen *nanziellen Verp&ichtungen in 
Form von Kursgebühren bzw. Mitgliedsbeiträgen ein-
gehen können, verschließen sich ihren Kindern und 
Jugendlichen damit grundlegende Chancen zum Bil-
dungserwerb.
Gra$k 2.8 bestätigt, dass Haushalte aus dem 
dritten Quintil mehr als dreimal so viel Geld für 
außerschulischen Unterricht in Sport und musischen 
Fächern ausgeben als Haushalte aus dem untersten 
Quintil, Paare aus dem obersten Quintil fast viermal 
so viel. Im Sinne der Bildungs- und Chancengerechtig-
keit wurde daher der Betrag für das erste Quintil auf 
die Höhe des zweiten Quintils aufgefüllt.
Position „Besuch von Sport- und Kulturveranstal-
tungen bzw. -einrichtungen“: Mit dem Schulbesuch 
treten Kinder in einer neuen Art und Weise in die Welt 
ein und ihr Selbständigkeitsverhalten macht einen 
qualitativen Sprung. Sie erobern sich nicht nur die 
Schule sondern weiterreichende Freiheiten und Frei-
zügigkeiten im geographischen und sozialen Umfeld. 
In dieser Zeit sind die Austauschprozesse zwischen 
den Selbstbildungsfähigkeiten des Kindes und der 
Bereitstellung von Bildungsmöglichkeiten durch die 
kulturelle und soziale Umwelt wesentlich für die kind-
liche Entwicklung. Es bedarf der Bereitstellung einer 
anregenden Umgebung, in der unterschiedlichste 
Materialien zur Verfügung stehen, mit denen das Kind 
frei umgehen kann. Dafür muss den Kindern die Res-
source „Besuch von Sport- und Kulturveranstaltungen 
bzw. -einrichtungen“ in altersüblichem Maße zur Ver-
fügung gestellt werden. Auch hier ergab sich die Not-
wendigkeit, den Ausgabenbetrag des ersten Quintils 
anzuheben, wie dies Gra$k 2.9 verdeutlicht.
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Gra$k 2.8:  
Monatliche Ausgaben der Haushalte für 
außerschulischen Unterricht. 
Datenquelle: EVS 2003, eigene Berechnungen.
Gra$k 2.9:  
Monatliche Ausgaben der Haushalte 
für den Besuch von Sport- und 
Kulturveranstaltungen. 
Datenquelle: EVS 2003, eigene Berechnungen.
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3.4  Di'erenzierung der Einzelbedarfe: 
Besondere Einmalleistungen sowie 
Infrastruktur und Investitionsbedarf
3.4.1 Besondere Einmalleistungen 
Mit der Umsetzung von Hartz IV wurden, bis auf we-
nige Ausnahmen, Einmalleistungen pauschaliert und 
in den Regelsatz integriert. Aber nur regelmäßig wie-
derkehrende einmalige Bedarfe wie z. B. Ausgaben für 
Bekleidung und Schuhe sind pauschalierbar. 
Eine Pauschalierung für die sogenannten langlebigen 
weißen Gebrauchsgüter, wie z. B. Waschmaschine 
oder Kühlschrank, ist nicht sinnvoll. Vielmehr wird 
hier von den Leistungsbeziehern erwartet, für die An-
scha'ung dieser Güter zuvor eine Summe aus dem 
Regelsatz anzusparen. Die Lebenswirklichkeit spricht 
jedoch dagegen. In der Regel kann dies nicht oder nur 
unzureichend von den Familien geleistet werden. Dies 
tri't insbesondere auf Familien zu, die mehr als ein 
Jahr SGB II- bzw. SGB XII-Leistungen beziehen. Die im 
SGB II vorgesehene Darlehensvariante ist für diese An-
scha'ung nicht sinnvoll, weil sie bei Rückzahlung zu 
einer Reduzierung der Regelsätze führt und damit ein 
erneutes Ansparen faktisch unmöglich wird. Es spricht 
somit vieles dafür, diese Güter und Dienstleistungen 
wieder außerhalb des Regelsatzes als einmalige oder 
atypische Leistungen zu gewähren. Der Schulbedarf 
von Kindern ist ein weiteres Beispiel für einmalige 
Leistungen im SGB II, die sinnvollerweise außerhalb 
des Regelsatzes erbracht werden sollten. 
Insgesamt haben die Erfahrungen der letzten Jahre 
gezeigt, dass ausschließlich wiederkehrende einmalige 
oder atypische Bedarfe pauschalierungsfähig sind. Da-
gegen sind folgende Bedarfe für eine Pauschalisie-
rung innerhalb des Regelsatzes nicht geeignet:
Nicht regelsatzgeeignet sind:
u
฀Ausgaben für Instandhaltung und 
Schönheitsreparaturen
u
฀Kühlschränke und Waschmaschinen 
sowie Reparaturkosten  
u Besondere Schulbedarfe 
u Nachhilfeunterricht
u Möbel, Einrichtungsgegenstände, Teppiche
u Anscha'ung von Kinderfahrrädern
u Anscha'ung von Fernseh- und Radiogeräten 
u
฀Anscha'ung von Software und 
Datenverarbeitungsgeräte
Würden diese Bedarfe als einmalige oder atypische 
Leistungen außerhalb der Pauschale gewährt, hätte 
dies Auswirkungen auf die Höhe des Regelsatzes.
In Gra$k 2.10 sind die Verhältnisse anhand der Ergeb-
nisse der EVS 2003 dargestellt. Betragsmäßig bewegen 
sich die Einmalleistungen zwischen 21 und 34 Euro 
bezogen auf das Jahr 2003. Dies entspricht einem An-




Zusammensetzung des Kinderregelsatzes: 
Regelleistungen, Infrastrukturmaßnahmen und besondere 
Einmalleistungen.
Datenquelle: eigene Berechnungen.
Gra$k 2.11:   
Prozentuale Zusammensetzung des Kinderregelsatzes: 




3.4.2 Infrastruktur und Investitionsbedarf 
Die EVS und die Regelsatzpauschale enthalten einzel-
ne Verbrauchsgüter, die sowohl privat *nanziert, als 
auch über die kostenlose Inanspruchnahme ö'ent-
licher Güter und Einrichtungen realisiert werden kön-
nen. Hierzu gehört z. B. der Bereich des ö'entlichen 
Nahverkehrs, außerschulischer Sport- und Musikun-
terricht oder Kinderbetreuung. 
Infrastruktur und Investitionsbedarf:
Ausgaben für Individualverkehru฀
Außerschulischer Sport- und u฀
Musikunterricht




Wenn sichergestellt werden könnte, dass diese Be-
darfe über bereitgestellte Infrastruktur abgedeckt 
werden, müssten sie ebenfalls nicht mehr Bestandteil 
des Regelsatzes sein. Von einer solchen infrastruktu-
rellen Versorgung von Kindern und Jugendlichen sind 
wir in Deutschland noch sehr weit entfernt. Faktisch 
bleiben damit aber die Ausgaben für Infrastruktur und 
Investitionsbedarf Bestandteil der laufenden Regel-
leistungen und nur die besonderen Einmalleistungen 
könnten, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen er-
füllt sind, außerhalb des Regelsatzes gestellt werden.
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4.1  Sozialpolitisch fragwürdige Folgen 
der Fortschreibung des Regelsatzes 
durch die Bundesregierung
Die aktuelle EVS stammt aus dem Jahre 2003, für den 
Regelsatz auswertbare Ergebnisse lagen Anfang 2006 
vor; die nächste EVS wird 2008 durchgeführt, Ergeb-
nisse werden erst 2010 erwartet. In § 4 der Regelsatz-
verordnung ist die Fortschreibung des Regelsatzes 
für die Zeiträume geregelt, in denen keine neueren 
EVS-Daten vorliegen: „Der Eckregelsatz verändert sich 
jeweils zum 1. Juli eines Jahres, in dem keine Neubemes-
sung der Regelsätze nach § 28 Abs. 3 Satz 5 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch erfolgt, um den Vomhundert-
satz, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetz-
lichen Rentenversicherung verändert.“ Demnach ist die 
Fortschreibung des Regelsatzes an die des jeweils 
aktuellen Rentenwertes der gesetzlichen Rentenver-
sicherung gekoppelt. Mit Ausnahme der erstmaligen 
Festsetzung des Regelsatzes zum 1. Januar 2005 wird 
nach § 20 SGB II die Regelleistung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende jeweils zum 1. Juli eines Jahres 
entsprechend der Entwicklung des Rentenwertes an-
gepasst (vgl. Tabelle 3.1). 24
Der Gesetzgeber ist der Ansicht, dass der Rentenwert, 
„der auch in den letzten Jahren die Fortschreibung der 
Regelsätze bestimmt“ habe, „nicht zu relevanten Ab-
weichungen gegenüber einer statistisch ermittelten 
Bedarfsdeckung geführt hat. Der aktuelle Rentenwert 
ist eine eindeutig festgestellte Größe und sichert einen 
Gleichklang der sozialen Entwicklung“.25 Tatsächlich 
hatte die Bundesregierung mit dem Rentenversiche-
rungs-Nachhaltigkeitsgesetz 2004 versucht, solcher-
maßen die Renten*nanzierungsprobleme aufgrund 
der demographischen Entwicklung zu lösen. Das Ge-
setz ist gemacht worden, um den Anstieg der Beitrags-
sätze zur Rentenversicherung zu begrenzen. Seit 2003 
entwickelte sich der Rentenwert nicht mehr weiter, 
vielmehr verharrte er im Wesentlichen auf dem Niveau 
von Mitte 2003, wie das aus Tabelle 3.1 ersichtlich ist. 
24  Rentenwerte aus: Bundesratsdrucksache 206/04 „Verordnung 
zur Durchführung des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(Regelsatzverordnung – RSV)“; Rentenversichertenbericht 2005, 
S. 73; Bundestagsdrucksache 16/9100 „Entwurf eines Gesetzes zur 
Rentenanpassung“ (07.05.2008)
25  Bundesratsdrucksache 206/04 
Zeitpunkt
Entwicklung des 









1. Juli 2004 0,00 100,00 345
1. Januar 2005 0,00 100,00 345
1. Juli 2006 0,00 100,00 345
1. Juli 2007 0,54 100,54 347
1. Juli 2008 1,10 101,65 351
Tabelle 3.1: 
Fortschreibung des Regelsatzes anhand des Rentenwertes.
Datenquelle: s. Fußnote 24.
Würde der Regelsatz weiterhin streng an den Renten-
wert gebunden, sänke der Realwert des Regelsatzes 
zwangsläu*g von Jahr zu Jahr stärker ab, hervorgeru-
fen durch die jährliche Preisentwicklung. Die Bundes-
regierung hat den Rentenwert zum 1. Juli 2007 um 
0,54 Prozent erhöht: der Regelsatz stieg von 345 Euro 
auf 347 Euro. Diese Erhöhung von zwei Euro bewegt 
sich ganz o'ensichtlich unterhalb der auf den Regel-
satz bezogenen Preisbewegung zwischen 2006 und 
2008; wobei zu beachten ist, dass der Regelsatz no-
minal zwischen 2003 und Mitte 2007 nicht verändert 
wurde und 345 Euro betrug. Entsprechendes gilt für 
die Erhöhung zum 1. Juli 2008, bei der der Regelsatz 
auf 351 Euro angehoben wurde.
4.  Kinderregelsätze und Preisentwicklung 2003 bis 2008
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Die erste Preiswelle zu Anfang des Jahres 2007 war 
durch anziehende Energiepreise verur sacht. Nach-
dem die Lebensmittelpreise jahrelang stagniert hat-
ten oder nur moderat gewachsen waren, erlebt der 
Verbraucher seit Anfang 2007 steigende Preise bei 
einzelnen Produktgruppen, seit Ende 2007 haben die 
Lebensmittel den allgemeinen Preisindex überholt. 
Wie die Indizes des Statistischen Bundesamtes und 
die Gra$k 3.1 exemplarisch zeigen, lagen den Medien-
berichten über Preissteigerungen nicht nur „gefühlte“ 
Preisbewegungen zu Grunde – vergleichbar der Situ-
ation 2002 nach Einführung des Euro –, sondern reale 
Mehrausgaben der Verbraucher. Hierfür sind die stark 
angestiegenen Energiepreise verantwortlich (Strom in 
Gra$k 3.1).26 
26  vgl. Bundestags-Drucksache 16/6296 (05.09.2007), 
„Verbraucherpreisanstieg bei Milchprodukten“
Gra$k 3.1:  
Preisentwicklung bei Nahrungsmitteln und alkoholfreien 
Getränken, Strom und Gesundheitsp&ege im Vergleich zum 
allgemeinen Preisindex. . 
Datenquelle: Statistisches Bundesamt August 2008
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4.2  Entwicklung eines regelsatz- 
spezi*schen Preisindexes
Insgesamt ist eine Fortschreibung des Regelsatzes 
anhand des Rentenwertes sozialpolitisch höchst pro-
blematisch: Sachgerechter wäre es, den Regelsatz an 
die Preisentwicklung anzukoppeln. Das Ergebnis wäre 
„preissteigerungsneutral“, insbesondere auch gegen-
über gesetzgeberischen Maßnahmen wie im Falle der 
Gesundheitsausgaben (Preisindexanstieg durch das 
Gesundheitsmodernisierungsgesetz 2004, s. Gra$k 
3.1) oder einer Anhebung der Mehrwertsteuer um 
drei Prozentpunkte am 1. Januar 2007. 
Tabelle 3.2:  
Preisindex des Statistischen Bundesamtes und Preisindex 
des Regelsatzes. 










01 Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke 10,3 31,6
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 3,7 5,3
03 Bekleidung und Schuhe 5,5 9,9
04 Wohnen, Energie, Wohnungsinstandhaltung 30,3 7,5
05
Innenausstattung, Haushaltsgeräte und 
Haushaltsgegenstände
6,9 7,1
06 Gesundheitsp&ege 3,5 3,7
07 Verkehr 13,8 4,5
08 Nachrichtenübermittlung 2,5 8,8
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 11,1 11,4
10 Bildungswesen 0,7 0,0
11 Beherbergungs- u. Gaststättendienstleistungen 4,7 2,4
12 Andere Waren und Dienstleistungen 7,0 7,8
Summe 100,0 100,0
Allerdings kann man den Regelsatz nicht einfach mit 
Hilfe des amtlichen Preisindexes anpassen. Beim amt-
lichen Preisindex werden Waren und Dienstleistungen 
anders gewichtet als bei der Regelsatzberechnung. So 
deckt der Regelsatz weder Wohnkosten ab noch viele 
Verbrauchs kosten im Bereich Verkehr, entsprechend 
di'erieren die Prozentanteile der Warengruppen 04 
und 07 beim amtlichen Preisindex und beim Regelsatz 
(Tabelle 3.2). 
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Mit anderen Worten: Es ist notwendig, anhand amt-
licher Preisindizes einzelner Produktgruppen einen 
regelsatzspezi*schen Preisindex zu entwickeln, der 
der Zusammensetzung des Regelsatzes entspricht. 
Tabelle 3.3 führt beispielhaft die Preisindizes des Stati-
stischen Bundesamtes für 12 Gruppen auf. Um die un-
terschiedliche Preisentwicklung der 12 Warengruppen 
darzustellen, wird dort der jeweilige Preisindex für die 
Jahresdurchschnitte 2003 bis 2007 aufgelistet. Einer 
starken Preisentwicklung in der Abteilung 06, Gesund-
heitsp&ege, stehen andere gegenüber, die moderat 
verlaufen – beispielsweise bei Einrichtungsgegen-
ständen. Bei Abteilung 08, Nachrichtenübermittlung, 
oder Abteilung 03, Bekleidung und Schuhe, haben die 
Preise sogar deutlich nachgegeben. 
Abteilung 
Nr.
Preisindizes für Waren und 
Dienstleistungen
Preisindizes Jahresdurchschnitte 
umgerechnet auf 2003 = 100




99,6 100,1 102,0 105,0 112,6
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 106,9 116,0 120,0 123,7 126,1








99,8 99,6 99,6 100,7 101,8
06 Gesundheitsp&ege 119,2 121,5 122,5 124,2 125,4
07 Verkehr 102,4 106,7 109,7 113,3 121,7
08 Nachrichtenübermittlung 99,2 97,8 94,9 95,1 89,2
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 99,0 99,1 99,2 99,9 99,4




100,8 101,8 103,0 105,7 110,1
12
Andere Waren und 
Dienstleistungen
101,4 102,3 103,3 105,5 108,3
Gesamtindex Deutschland 
(Wägungsschema Statistisches Bundesamt)
101,6 103,6 105,4 107,7 111,1
Tabelle 3.3:  
Jahresdurchschnittliche Preisindizes der 12 Teilindizes, aus 
denen sich der amtliche Preisindex zusammensetzt, Daten 
bezogen auf 2003 = 100. 
Datenquelle: Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen.
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Vergleicht man die unterschiedliche Zusammenset-
zung der Abteilungsgewichte innerhalb von Regel-
satz und Preisindex, so wird klar, dass jeweils ein ei-
genständiger Index entwickelt werden muss, um den 
Ein&uss der Preisentwicklung auf den Regelsatz spe-
zi*sch abzubilden. So unterscheiden sich die Anteile 
Nahrungsmittel (Abteilung 01), Wohn- und Energieko-
sten (Abteilung 04) sowie Verkehr (Abteilung 07) deut-
lich voneinander (Tabelle 3.2). Die drei Warengruppen 
weisen ebenso deutlich voneinander abweichende 
Preisentwicklungen auf.
Grundsätzlich ließe sich ein regelsatzspezi*scher 
Preisindex, beispielsweise für Juli 2008, in Kombinati-
on von Tabelle 3.2 (Zusammensetzung Regelsatz) und 
der einzelnen Preisbewegungen der 12 Teilindizes aus 
Tabelle 3.3 errechnen. Wegen der Zusammensetzung 
des Regelsatzes müssen jedoch noch einige Beson-
derheiten und Fehlerquellen beachtet werden, die im 
Folgekapitel dargestellt werden.
4.3  Ergebnisse:  
Anpassung der Kinderregelsätze 
an die Preisentwicklung zwischen 
2003 und 2008
Das prinzipielle Vorgehen, wie aus Preisindizes und 
der Zusammensetzung des Regelsatzes ein regelsatz-
spezi*scher Preisindex abgeleitet werden kann, wur-
de im vorangegangenen Kapitel erläutert. Wenn die 
einzelnen Verbrauchspositionen der EVS-Abtei lun gen 
anhand der 12 Preisindizes für Juli 2008 berechnet 
werden, so können insbesondere in denjenigen Be-
reichen Verzerrungen entstehen, in denen nur wenige 
Produkte als regelsatzrelevant bestimmt wurden. 
Die EVS 2003 weist für den Bereich (04) Wohnen, Ener-
gie, Wohnungsinstandhaltung insgesamt 22 Einzelpo-
sitionen aus, von denen die Bundesregierung lediglich 
drei für den Regelsatz anerkannt hat und die auch für 
die Berechnung von Kinderregelsätzen übernommen 
wurden. Wenn sich diese wenigen Positionen in ihrer 
Preisentwicklung deutlich von der Preisbewegung 
der gesamten Abteilung (04) mit den 22 Positionen 
unterscheiden, kann es zu nicht mehr tolerablen Ver-
zerrungen oder systematischen Fehlern kommen. 
Mit anderen Worten: Für jeden einzelnen Bereich des 
Regelsatzes muss überprüft werden, ob aus der spe-
zi*schen Zusammensetzung des Regelsatzes Verzer-
rungen bei der Berech nung der Preisentwicklung ent-
stehen können.
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Der allgemeine Preisindex Bildung weist einen extre-
men Sprung im April 2007 auf, der durch die Einfüh-
rung von Studiengebühren in fünf Bundesländern 
(Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, 
Baden-Württemberg und Bayern) verursacht wurde. 
Die beiden Teilindizes „Kinderbetreuung“ und „Nach-
hilfe“ zeigen dagegen eine normale Preisentwicklung 
(Gra$k 3.2). Daraus folgt, dass ein Preisindex für Bil-
dung, der auch Ausgaben für Studiengebühren ent-
hält, ungeeignet ist, um den Teilbedarf Bildung im Kin-
derregelsatz von 2003 auf Juli 2008 hochzurechnen. 
In diesem Falle wurde nicht der Preisindex für „(10) Bil-
dung“ genutzt, sondern die Teilindizes „Kinderbetreu-
ung“ und „Nachhilfe“ um den Bereich auf das Preis-
niveau Juli 2008 anzupassen (Tabelle 3.4). 271
27  Im April 2007 führte die Einführung der Studiengebühr in fünf 
Bundesländern (Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Baden-
Württemberg und Bayern) zu einer Preiserhöhung im Bildungswesen 
von 28,5 % gegenüber April 2006 bzw. + 25,1 % gegenüber Mai 2007. 
Die Jahresteuerungsrate erhöht sich allein dadurch um 0,2 %-Punkte. 
Vgl. Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung 16.05.2007, Internet www.
destatis.de
Wie sich aus Gra$k 3.1 (s. Seite 30) ergibt, unterschei-
det sich die Indexentwicklung von Strom sehr deutlich 
von den durchschnittlichen Verbrauchsausgaben: ent-
sprechend wurde für den Bereich „(04) Wohnen“ die 
Preisentwicklung für „Strom“ und die Preisentwicklung 
für „Erzeugnisse und Dienstleistungen für die Instand-
haltung der Wohnung“ gesondert herangezogen, um 
den Bereich „(04) Wohnen“ zu bestimmen. Das andere 
Beispiel ist der Bereich „(10) Bildungswesen“. Hierzu ist 
in Gra$k 3.2 die Entwicklung des allgemeinen Preisin-
dexes für Bildung sowie die beiden Teilindizes Kinder-
betreuung und Nachhilfe zwischen 2003 und Juli 2008 
dargestellt. 
Gra$k 3.2: 
Entwicklung des Preisindexes für Bildung mit den beiden 
Teilindizes Kinderbetreuung und Nachhilfe. 
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, s. Fußnote 27, eigene Berechnungen.
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Tabelle 3.4:  
Jahresdurchschnittliche Preisindizes der 12 Teilindizes 
mit Teilindizes in den Bereichen (04) Wohnen und (10) 
Bildungswesen. Daten bezogen auf 2003 = 100. 










Juli 2006 Juli 2007 Juli 2008
01
Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke
100,0 99,5 101,8 104,8 112,6
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 100,0 114,6 118,4 123,2 126,1





Erzeugnisse und Dienstleistungen 
für die Instandhaltung der Wohnung
100,0 102,8 107,7 109,5 114,1




100,0 99,6 99,1 100,5 101,8
06 Gesundheitsp&ege 100,0 121,2 121,8 123,1 125,4
07 Verkehr 100,0 103,1 112,1 115,0 121,7
08 Nachrichtenübermittlung 100,0 98,8 93,3 92,2 89,2
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur 100,0 97,3 98,9 99,4 99,4
10 Bildungswesen  
Kinderbetreuung 100,0 104,3 105,9 109,5 108,6
Nachhilfeunterricht und 
Kursgebühren




100,0 99,7 104,9 107,9 110,1
12 Andere Waren und Dienstleistungen 100,0 102,0 103,3 105,9 108,3
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Mit den geschilderten Di'erenzierungen der Preis- 
indizes, wie das in Tabelle 3.4 dargestellt ist, können 
die EVS Daten aus dem Jahre 2003 (Tabelle 3.5) für 
spätere Zeitpunkte preisangepasst hochgerechnet 
werden.
Tabelle 3.5:  
Zusammensetzung der Kinderregelsätze und des 
Erwachsenenregelsatzes des Paritätischen anhand der EVS 
2003. Alle Angaben in Euro.





von 0 bis 
unter 18 
Jahre
von 0 bis 
unter 6 
Jahre
von 6 bis 
unter 14 
Jahre






Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke
84,09 68,26 80,41 117,14 113,63
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 0,00 0,00 0,00 0,00 20,40




Erzeugnisse und Dienstleistungen 
für die Instandhaltung der 
Wohnung
2,21 2,31 1,49 0,69 3,23




16,06 13,05 17,09 19,48 26,78
06 Gesundheitsp&ege 11,25 10,11 11,71 13,95 14,66
07 Verkehr 20,77 9,98 21,82 22,45 41,70
08 Nachrichtenübermittlung 23,68 22,89 24,56 24,72 41,40
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur *) 56,78 56,61 68,48 54,98 42,41
10 Bildungswesen
Kinderbetreuung 14,66 20,13 13,04 0,88 0,00
Nachhilfeunterricht und 
Kursgebühren




11,70 7,21 13,69 18,67 12,78
12 Andere Waren und Dienstleistungen 10,09 10,22 7,93 10,96 26,05
Summe 298,67 262,00 313,38 332,81 404,41




Rundungsabweichung: Regelsatzverordnung nimmt Prozent-Rundungen innerhalb der Abteilungen vor
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von 0 bis 
unter 18 
Jahre
von 0 bis 
unter 6 
Jahre
von 6 bis 
unter 14 
Jahre






Nahrungsmittel und alkoholfreie 
Getränke
94,68 76,85 90,54 131,89 127,94
02 Alkoholische Getränke, Tabakwaren 0,00 0,00 0,00 0,00 25,72




     
Erzeugnisse und Dienstleistungen für 
die Instandhaltung der Wohnung
2,52 2,64 1,70 0,79 3,57




16,35 13,28 17,40 19,82 27,40
06 Gesundheitsp&ege 14,11 12,68 14,69 17,50 18,38
07 Verkehr 25,27 12,14 26,55 27,32 50,40
08 Nachrichtenübermittlung 21,12 20,42 21,91 22,05 36,93
09 Freizeit, Unterhaltung und Kultur *) 56,44 56,27 68,07 54,65 41,81
10 Bildungswesen      
Kinderbetreuung 15,92 21,86 14,16 0,96 0,00




12,88 7,93 15,07 20,55 13,98
12 Andere Waren und Dienstleistungen 10,92 11,07 8,58 11,87 28,16
Summe 318,11 276,30 332,30 357,88 439,91
Summe (gerundet) 318 276 332 358 440
*) mit Au'üllbeträgen
Tabelle 3.6:  
Zusammensetzung der Kinderregelsätze und des Erwach-
senenregelsatzes des Paritätischen; die Daten wurden an-
hand der Preisindizes aus Tabelle 3.4 und der Zusammen-
setzung der Kinderregelsätze (EVS 2003) in Tabelle 3.5 auf 
Juli 2008 hochgerechnet. Alle Angaben in Euro.
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, EVS 2003 und eigene Berechnungen.
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Der genaue Verlauf der Indexentwicklung für die Kin-
derregelsätze sind in Gra$k 3.3 zu beobachten. Dabei 
zeigt sich, dass die Preisindexentwicklung der Kinder-
regelsätze für 0 bis unter 6, 6 bis unter 14 und 14 bis 
unter 18 Jahre deutlich unterschiedliche Niveaus auf-
weisen, wenn man die Jahre 2007 und 2008 zugrunde 
legt. 
Dies ergibt sich zum einen aus der doch deutlich un-
terschiedlichen Zusammensetzung der einzelnen Kin-
derregelsätze und der Tatsache, dass ab Anfang 2007 
viele Warengruppen sehr stark gestiegen sind: Dies 
zeigt sich beispielsweise in Tabelle 3.4 (s. Seite 35), 
wenn der Bereich „(01) Nahrungsmittel“ für die einzel-
nen Jahre zwischen 2003 und 2008 verglichen wird, 
gleichartiges gilt für den Bereich „(04) Wohnen“ oder 
auch „(06) Gesundheitsp&ege“ und für den gesamten 
Bereich „(07) Verkehr“. In der Konsequenz hat somit 
jeder einzelne Kinderregelsatz und auch der Erwach-
senenregelsatz gewissermaßen eine eigenständige 
Preisentwicklung, die sich in Kurven ausdrücken, die 
immer weiter auseinander laufen, wie das in Gra$k 3.3 
ab Januar 2007 zu beobachten ist. 
Gra$k 3.3:  
Verbraucherpreisindex und Indizes Kinderregelsätze für 
die Altersgruppen 0 bis unter 6, 6 bis unter 14 und 14 bis 
unter18 Jahre.
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt und eigene Berechnungen.
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In Gra$k 3.4 können die allgemeine Preisindexent-
wicklung mit einem zusammengefassten Index für 
den Kinderregelsatz (0 bis unter 18 Jahre) und die Inde-
xentwicklung für Erwachsene (Paritätischer Vorschlag) 
und mit der Regelsatzanpassung der Bundesregie-
rung verglichen werden. Diese hatte Anpassungen 
im Juli 2007 und im Juli 2008 vorgenommen. Dabei 
ist sofort ersichtlich, dass die Anpassung des Bundes 
höchst ungenügend ist und von der Preisentwicklung 
ab Anfang 2006 gewissermaßen „überrollt“ wird. An-
ders ausgedrückt: Ohne eine geeignete Preisanpas-
sung der aus EVS 2003 abgeleiteten Regelsätze ist es 
o'ensichtlich nicht möglich, einen bedarfsdeckenden 
Regelsatz zu bilden. 
Gra$k 3.4:  
Zusammengefasster Kinderregelsatz (0 bis unter 18 
Jahre) mit der Indexentwicklung Erwachsene (Vorschlag 
Paritätischer) und der Regelsatzanpassung der 
Bundesregierung Juli 2007 und Juli 2008.


























unter 6 Jahre 262 263 265 270 276
  207          208    211
6 bis unter 
14 Jahre
313 314 318 324 332
14 bis unter 
18 Jahre
333 334 339 346 358     276     278     281
Erwachsene 
(1. Person)
403 409 416 426 440      345     347     351
Die Entwicklung der bedarfsorientierten Kinderregel-
sätze und des Erwachsenenregelsatzes be*ndet sich in 
Tabelle 3.7. Dort sind auch die Regelsätze der Bundes-
regierung dargestellt. Dabei zeigt sich, dass die Paritä-
tischen Kinderregelsätze deutlich über den Ansätzen 
der Bundesregierung liegen, die die Kinderregelsätze 
als Prozentanteile vom Erwachsenenregelsatz ableitet 
(0 bis unter 14 Jahre: 60 Prozent; 14 bis unter 18 Jahre: 
80 Prozent). Dies ist zum einen darauf zurückzuführen, 
dass die Bundesregierung sehr viel mehr Abschläge 
bei der Regelsatzbildung vorgenommen hat als der 
Paritätische, zum anderen wirkt sich aber auch die un-
genügende Anpassung an die Preisentwicklung aus, 
wie das schon zuvor bei der Diskussion um Gra$k 3.4 
geschildert wurde. 
Tabelle 3.7:  
Entwicklung der Paritätischen Kinderregelsätze und des 
Erwachsenenregelsatzes im Vergleich mit den Regelsätzen 
der Bundesregierung gemäß SGB II und Regelsatzverord-
nung. 
Datenquelle:  Statistisches Bundesamt, EVS 2003 und eigene Berechnungen.
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Im Kapitel 3.4 wurde geschildert, wie sich der Kinder-
regelsatzvorschlag des Paritätischen im Einzelnen zu-
sammensetzt: Neben den Regelleistungen enthält er 
– der Logik und Systematik des amtlichen Regelsatzes 
folgend – noch Pauschalen für die Inanspruchnahme 
von Infrastrukturleistungen und besondere Einmallei-
stungen. Allerdings besitzen die Regelleistungen mit 
drei Vierteln bis vier Fünfteln der jeweiligen Regelsät-
ze den größten Anteil. Die Verhältnisse bezogen auf 















unter 6 Jahre 276 217 37 22
6 bis unter 
14 Jahre
332 250 47 35
14 bis unter 18 
Jahre
358 290 31 37
Prozentuale Zusammensetzung Kinderregelsatz
unter 6 Jahre 100 % 79 % 13 % 8 %
6 bis unter
 14 Jahre
100 % 75 % 14 % 11 %
14 bis unter 18 
Jahre
100 % 81 % 9 % 10 %
Tabelle 3.8:  
Unterteilung der Kinderregelsätze des Paritätischen in Euro 
und in Prozent, unterschieden werden Regelleistungen, In-
frastrukturleistungen und besonderen Einmalleistungen; 
die Daten wurden anhand der Preisentwicklung (Tabelle 
3.4, s. Seite 35) von 2003 auf Juli 2008 hochgerechnet. 
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laut Beschluss des Hessischen Landessozialgerichts vom 11.08.2008, 
Aktenzeichen XXXXXXXXXX, 
zu den Beweisfragen 14 bis 17 im Rahmen der Beweiserhebung 
über die Frage der Sicherung des Lebensunterhalts 
durch die Regelleistungen gemäß §§ 20, 28 SGB II sowie weitere Wirkungen des SGB II 






Diskussionen über die Angemessenheit von staatlichen Mindestsicherungsleistungen spiegeln 
häufig unterschiedliche Werturteile und Einstellungen der Beteiligten wider, die aber nicht 
Gegenstand der folgenden Analyse sind. Wenn im Rahmen der vom Hessischen Landessozi-
algericht beschlossenen Beweiserhebung Fragen der Sicherung des Lebensunterhalts und der 
sozialen Teilhabe durch Regelleistungen gem. §§ 20, 28 SGB II unter wissenschaftlichen Ge-
sichtspunkten erörtert werden sollen, so sind dabei einfließende Normen grundsätzlich deut-
lich zu machen. Als Grundlagen der Analyse werden insbesondere folgende normative Set-
zungen herangezogen:  
– die in § 20 Abs. 1 Satz 1 SGB II verankerten Ziele des Grundsicherungssystems, wonach 
die Regelleistung zur Sicherung des Existenzminimums „insbesondere Ernährung, Klei-
dung, Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang 
auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben“ umfasst, i. V. 
m. § 28 SGB XII;  
– der im vorliegenden Kontext relevante Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
10.11.1998 zum steuerlich frei zu stellenden Betreuungs- und Erziehungsbedarf (Az.: 
2BvR 1057/91), in dem notwendige Aufwendungsarten genannt werden, „um dem Kind 
 2
eine Entwicklung zu ermöglichen, die es zu einem verantwortlichen Leben in dieser Ge-
sellschaft befähigt“.  
Dementsprechend beziehen sich die gutachterlichen Äußerungen ausschließlich auf die Frage, 
inwieweit die Umsetzung der genannten gesetzlichen und gerichtlichen Vorgaben diesen ge-
recht wird bzw. im Hinblick auf die expliziten gesellschaftspolitischen Ziele adäquat ist. Da-
bei wird nicht der mit Beschluss der Ministerpräsidentenkonferenz im Jahr 1989 eingeleitete 
Übergang vom Warenkorb- zum Statistik-Modell hinterfragt – auch dieser Beschluss geht im 
Folgenden also als normative Vorgabe ein –, sondern lediglich die gegenwärtige Ausgestal-
tung des Statistik-Modells überprüft.  
 
Die Beantwortung der Beweisfragen 14 bis 17 des Beschlusses des Hessischen Landessozial-
gerichts (Az.: L 6 AS 336/07) erfordert zunächst eine Darstellung und kritische Würdigung 
der derzeitigen Praxis der Bemessung der Regelleistungen für Familien vor dem Hintergrund 
der einleitend genannten normativen Vorgaben. Dies erfolgt überwiegend im Zusammenhang 
mit der Stellungnahme zu Frage 14 a), die dementsprechend umfangreich ausfällt und die 
Grundlagen für die Beantwortung der weiteren Fragen beinhaltet; dabei kann es zu Über-
schneidungen mit den Antworten von Herrn Dr. Rudolf Martens zu den Beweisfragen 1 bis 
13, die mir bei Erstellung des Gutachtens nicht bekannt sind, kommen. Die theoretisch abge-
leiteten Schlussfolgerungen werden dann – soweit wie im Rahmen dieses Gutachtens möglich 
– empirisch überprüft. Die zu diesem Zweck herangezogenen mikroökonomischen Analysen 
der EVS1 gehen auf Arbeiten im Projekt „Soziale Gerechtigkeit“ an der Goethe-Universität 
Frankfurt am Main, Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, zurück. Dieses gemeinsam mit 
Herrn Professor em. Dr. Richard Hauser durchgeführte Forschungsprojekt wird von der Hans-





                                                 
1
 Datengrundlage ist die faktisch anonymisierte 98%-Substichprobe der EVS 2003, für deren Bereitstellung für 
das Projekt „Soziale Gerechtigkeit“ dem Statistischen Bundesamt Dank gebührt.  
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Zu Frage 14 a) 
Entsprechen die Möglichkeiten sozialer Teilhabe für Familien mit den ihnen gewährten 
Regelleistungen gem. dem SGB II ihrem Bedarf bzw. wo bestehen ggf. wesentliche Defi-
zite? 
 
Bedarf – laut Gesetz ein relativ abgegrenztes Konzept 
 
Der in Frage 14 a) verwendete Begriff der sozialen Teilhabe impliziert eine Orientierung an 
gesellschaftlichen Standards. Auch die Abgrenzung von Bedarf erfolgt im gesellschaftlichen 
Kontext. Denn nach § 20 Abs. 1 SGB II umfasst die Regelleistung zur Sicherung des Lebens-
unterhalts neben Ernährung, Kleidung Körperpflege und Hausrat auch Bedarfe des täglichen 
Lebens sowie in vertretbarem Umfang Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kul-
turellen Leben. Zudem wird in § 20 Abs.4 Satz 2 SGB II vorgeschrieben, bei der Neubemes-
sung der Regelleistung analog zum SGB XII vorzugehen. Entsprechend ist § 28 Abs. 3 SGB 
XII auch für das SGB II maßgeblich, wonach die Regelsatzbemessung „Stand und Entwick-
lung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten und Lebenshaltungskosten“ auf der Grund-
lage der „tatsächlichen, statistisch ermittelten Verbrauchsausgaben von Haushalten in unteren 
Einkommensgruppen“ berücksichtigen soll; als Datengrundlage ist die Einkommens- und 
Verbrauchsstichprobe vorgeschrieben (§ 28 Abs. 3 Satz 4 SGB XII). Ziel ist also die Siche-
rung eines soziokulturellen Existenzminimums, das sowohl die Grundbedürfnisse wie Ernäh-
rung, Kleidung und Körperpflege als auch alltägliche Gebrauchsgüter, soziale Kontakte und 
kulturelle Teilhabe entsprechend dem in der unteren Einkommensschicht der Gesellschaft 
üblichen Maß umfasst. Die genaue Abgrenzung der maßgeblichen Referenzgruppe ist im 
SGB XII allerdings nicht erfolgt, es wird lediglich auf Haushalte in unteren Einkommens-
gruppen verwiesen.  
 
Bemessung der Regelleistungen laut Regelsatzverordnung – Darstellung und kritische 
Würdigung 
 
Die gesetzlichen Vorgaben für ein relatives Konzept der Regelleistungsbemessung wurden 
auf dem Verordnungswege konkretisiert.  
– Aus dem Spektrum der Umsetzungsmöglichkeiten wurde mit dem in § 3 der Verordnung 
zur Durchführung des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Regelsatzverordnung 
– RSV) festgesetzten Aufbau der Regelsätze die Gruppe der Alleinstehenden als maßgeb-
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liche Referenzgruppe gewählt, von denen die unteren 20% der nach ihrem Nettoeinkom-
men geschichteten Haushalte der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) nach 
Herausnahme der Empfänger von Leistungen der Sozialhilfe zu berücksichtigen sind (§ 2 
Abs. 3 RSV).  
– Zudem wurde entschieden, nicht alle Verbrauchsausgaben der Referenzgruppe, sondern 
nur die Ausgaben für so genannte regelleistungsrelevante Güter und Dienstleistungen mit 
der Eckregelleistung abzudecken. Auf dem Verordnungswege wurden also normative Set-
zungen dahingehend eingeführt, dass Hilfebedürftige auf einige Konsumausgaben, die im 
unteren Fünftel der Alleinstehenden üblich sind, ganz oder teilweise zu verzichten haben. 
Diese Festlegungen führen zu den in § 2 Abs. 2 RSV aufgeführten und zuletzt zum 1. Ja-
nuar 2007 geänderten regelleistungsrelevanten Prozentanteilen einzelner Güterabteilun-
gen.  
– Die Regelleistungen für Familien werden pauschal aus der Regelleistung für Alleinste-
hende abgeleitet, indem je Familienmitglied und differenziert nach zwei Altersgruppen 
prozentuale Anteile des Eckregelsatzes gewährt werden – 60% für Kinder unter 14 Jahren, 
80% für ältere Personen (§ 3 Abs. 2 RSV). Entsprechende Festsetzungen wurden für die 
Regelleistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende übernommen (§ 20 Abs. 3 und § 
28 Abs. 1 Nr. 2 SGB II).   
Da die Regelleistungen für Familien also stark von dem Bemessungsverfahren für Alleinste-
hende geprägt sind, ist im Folgenden nicht nur die Frage der für die Höhe des Sozialgeldes 
wesentlichen Regelleistungsproportionen sondern auch die Praxis der Ableitung der Eckregel-
leistung zu diskutieren.  
 
(i) Zur Abgrenzung der maßgeblichen unteren Einkommensgruppen 
 
Unabhängig von der Frage des Referenz-Haushaltstyps stellt sich das Problem der Konkreti-
sierung der in § 28 Abs. 3 Satz 3 SGB XII genannten „unteren Einkommensgruppen“. Grund-
sätzlich sind die Bezugnahme auf das untere Fünftel der nach ihrem Nettoeinkommen ge-
schichteten Haushalte und die Herausnahme der Empfänger von Leistungen der Sozialhilfe (§ 
2 Abs. 3 RSV) zweckmäßig. Durch letztere Vorschrift soll der Zirkelschluss vom Ausgabe-
verhalten der Hilfeempfänger auf das ihnen zu gewährende soziokulturelle Existenzminimum 
vermieden werden. Bei der Umsetzung im Datenauswertungsverfahren der EVS 2003 werden 
allerdings nur die Haushalte ausgeklammert, bei denen der Lebensunterhalt überwiegend aus 
Sozialhilfeleistungen (künftig: aus Sozialhilfe und/oder Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) 
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bestritten wird. Damit verbleiben zahlreiche Haushalte, die im dreimonatigen Befragungszeit-
raum nur zeitweilig und/oder nur ergänzend zu vorrangigen Einkommen Sozialhilfe bezogen 
haben, in der Referenzgruppe. Hilfeempfänger werden also nur teilweise ausgeklammert, die 
Vorschrift der RSV wird nicht vollständig umgesetzt. Der o. g. Zirkelschluss beeinflusst folg-
lich – wenn auch abgeschwächt – die Ergebnisse der Analyse des Ausgabeverhaltens im unte-
ren Einkommensbereich. Denn  
– das Einkommensniveau der Haushalte mit vergleichsweise geringer aufstockender 
Sozialhilfe – beispielsweise Arbeitnehmer(innen) mit Niedriglöhnen und/oder in 
Teilzeitarbeit, Arbeitslose mit zu geringem Arbeitslosengeld – entspricht dem der 
Haushalte mit überwiegendem (aufstockendem oder ausschließlichem) Bezug von 
Sozialhilfe, ihr Ausgabeverhalten ist wesentlich durch das Sozialhilfeniveau bestimmt;  
                                                
– und bei unstetigem Einkommensbezug im dreimonatigen Beobachtungszeitraum – bei-
spielsweise zweimonatiger Bezug von Arbeitseinkommen, dann nach Ausscheiden aus 
dem Erwerbsleben Bezug von Rente mit aufstockender Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung – ist das Ausgabeverhalten im Monatsdurchschnitt zumindest teilwei-
se von der Periode des Sozialhilfe- bzw. Grundsicherungsbezugs geprägt.  
 
Nach eigenen Berechnungen ist der Effekt der bisher unvollständigen Herausnahme der Sozi-
alhilfeempfänger aus der Referenzgruppe der Alleinstehenden erheblich. Bei Herausnahme 
aller Bezieher von Sozialhilfe (Hilfe zum Lebensunterhalt und Hilfe in besonderen Lebensla-
gen) bzw. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung und anschließender Abgren-
zung des unteren Fünftels der Nettoeinkommensverteilung ergäbe sich bei gegebenen regel-
leistungsrelevanten Anteilen der einzelnen Güterabteilungen eine Eckregelleistung von 358 
Euro (gerundeter Wert)2 und damit ein um etwa 13 Euro höherer Betrag als der zum 1. Januar 
festgesetzte Satz. Auf Basis des Originaldatenmaterials, das nur dem Statistischen Bundesamt 
zur Verfügung steht, ergibt sich möglicherweise eine etwas andere Differenz als auf Basis der 
für Forschungszwecke zugänglichen 98%-Substichprobe; die Größenordnung dürfte aber ähn-
lich ausfallen.  
 
Allerdings ist selbst die vollständige Herausnahme der Sozialhilfebezieher aus der Referenz-
gruppe nicht hinreichend, um den Zirkelschluss vom Ausgabeverhalten der Hilfebedürftigen 
auf das Hilfeniveau zu vermeiden. Denn nach vorliegenden Schätzungen nehmen nur etwa die 
 
2
 Dabei wurden aus der Gruppe der Alleinstehenden zunächst alle Sozialhilfe- und Grundsicherungsempfänger 
ausgeklammert und im zweiten Schritt die unteren 20% der nach dem Nettoeinkommen geschichteten Alleinste-
henden für die weitere Analyse isoliert.  
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Hälfte bis drei Fünftel der Bedürftigen ihre Ansprüche wahr, die weiteren Anspruchsberech-
tigten leben in verdeckter Armut.3 Dies hat sich zumindest für die Zeit vor der Hartz IV-
Reform ergeben, auf die sich die vorliegenden Ausgabedaten der EVS 2003 beziehen.4 Die 
Referenzgruppe zur Ermittlung minimaler Standards bzw. des soziokulturellen Existenzmini-
mums müsste also auch um die Bevölkerung in verdeckter Armut (Dunkelziffer der Armut) – 
die auf noch geringerem Einkommensniveau als Sozialhilfeempfänger leben – bereinigt wer-
den. Der Effekt dieser weiteren notwendigen Korrektur der Abgrenzung der maßgeblichen 
unteren Einkommensgruppe ist zwar nicht ohne Weiteres zu quantifizieren, da dazu aufwän-
dige Simulationsrechnungen erforderlich wären; als pragmatischer Ansatz könnte aber zur 
Abgrenzung der Referenzgruppe eine pauschale Einkommensuntergrenze berücksichtigt wer-
den, die das Sozialhilfeniveau approximativ wiedergibt.  
 
Zwischenfazit: 
Die derzeitige Praxis der Abgrenzung der unteren Einkommensgruppen ist in zweifacher Hin-
sicht – wegen der unvollständigen Herausnahme der Sozialhilfebezieher und der fehlenden 
Herausnahme von Personen in verdeckter Armut – unzureichend. Dies führt tendenziell zu 
einer Unterschätzung der für die Eckregelleistung maßgeblichen Ausgaben der Alleinstehen-
den im unteren Bereich der Einkommensverteilung. Diese Unterschätzung wirkt sich über den 
an der Eckregelleistung anknüpfenden Aufbau der Regelleistungen in Mehrpersonenhaushal-
ten auch begrenzend auf die Deckung des Bedarfs bei Familien mit Grundsicherungsbezug 
aus – sofern die Regelleistungsproportionen nicht kompensierend wirken, worauf im Verlauf 
dieses Gutachtens noch einzugehen sein wird.  
 
ii) Zur Abgrenzung der regelleistungsrelevanten Güter und Dienstleistungen 
 
Die mit der RSV getroffenen Entscheidungen über nicht regelleistungsrelevante Güter und 
Dienstleistungen führen dazu, dass die Konsummöglichkeiten der Sozialhilfe- und Grundsi-
cherungsempfänger faktisch in erheblichem Maße hinter denen der Referenzgruppe zurück-
bleiben – bei Alleinstehenden um 28% bei Bezugnahme auf das bisherige Auswertungskon-
zept, um 32% bei Herausnahme aller Sozialhilfeempfänger aus der Referenzgruppe. Ob diese 
Umsetzung von § 28 Abs. 3 SGB XII gerechtfertigt ist, wird im Folgenden unter methodisch-
                                                 
3
 Vgl. Becker/Hauser 2005. Im abschließenden Teil dieser Studie (S. 215-230) findet sich eine komprimierte 
Ergebnisdarstellung (S. 219-224) mit der hier zitierten Schätzung (S. 221).  
4
 Nach einer neueren Studie ist das Ausmaß verdeckter Armut aber auch nach der Hartz IV-Reform groß; vgl. 
Becker 2006b.  
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systematischen Gesichtspunkten erörtert; denn normative Wertungsfragen sind letztlich poli-
tisch zu entscheiden und können – wie einleitend in den Vorbemerkungen ausgeführt – mit 
wissenschaftlichen Methoden nicht gelöst werden.  
 
Übersicht 1 weist die derzeitig gültigen regelleistungsrelevanten Anteile der mit der EVS er-
fassten Güterabteilungen aus. Der Ansatz von lediglich 8% der Ausgaben der Abteilung 4 
„Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung“ ist im Wesentlichen darauf zu-
rückzuführen, dass die tatsächlichen und angemessenen Unterkunfts- und Heizungskosten 
neben der Regelleistung gezahlt werden und damit im Rahmen der pauschalen Regelsätze 
lediglich Instandhaltungsaufwendungen und Stromkosten – soweit sie nicht heizungsbedingt 
sind – zu berücksichtigen sind. Im Übrigen ergeben sich die Abschläge von den durchschnitt-
lichen Ausgabenpositionen der Referenzgruppe aus der teilweisen oder vollständigen Heraus-
nahme einzelner Ausgabenarten. Die nicht regelleistungsrelevanten Güter und Dienstleistun-
gen sind in Übersicht 2 ausgewiesen. 
 
Übersicht 1: Regelleistungsrelevante Anteile der Ausgaben des untersten Einkommensquin-
tils der Alleinstehenden für Gütergruppen (Abteilungen) gemäß § 2 Abs. 2 RSV 
Abteilung 1 und 2: Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 96% 
Abteilung 3: Bekleidung und Schuhe 100% 
Abteilung 4: Wohnungsmieten, Energie und Wohnungsinstandhaltung 8% 
Abteilung 5: Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -gegenstände 91% 
Abteilung 6: Gesundheitspflege 71% 
Abteilung 7: Verkehr 26% 
Abteilung 8: Nachrichtenübermittlung 75% 
Abteilung 9: Freizeit, Unterhaltung und Kultur 55% 
Abteilung 10: Bildungswesen 0% 
Abteilung 11: Beherbergungs- und Gaststättenleistungen 29% 
Abteilung 12: Andere Waren und Dienstleistungen 67% 
 
Ausgaben im Bereich Bildungswesen (Abteilung 10) werden überhaupt nicht bei der Regel-
leistungsbemessung berücksichtigt. Bei diesen vernachlässigten Positionen handelt es sich in 
der Referenzgruppe der Alleinstehenden um Studien-/Prüfungsgebühren an Schulen und Uni-
versitäten sowie um Gebühren für Kurse u. ä. (durchschnittlich 3,48 Euro bzw. 2,46 Euro; 
BMAS 2006, S.36). Die Herausnahme der Studien- und Prüfungsgebühren ist darauf zurück-
zuführen, dass Schüler und Studierende nicht unter das SGB II fallen, vielmehr im Bedarfsfall 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz unterstützt werden. Angesichts der gesell-
schaftspolitischen Bedeutung jeglicher Bildungsbeteiligung ist für die Vernachlässigung der  
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Übersicht 2 : Ausgabenpositionen, die in der Eckregelleistung nicht berücksichtigt werden 
Lfd. 
Nr. Ausklammerung der Ausgaben für ... 
 Instandhaltung/Schönheitsreparaturen von Wohnungseignern 
1 – Material  
2 – Handwerker  
3 Möbel und Einrichtungsgegenstände zu 20%  
4 Haushaltshilfen etc.  
5 Dienstleistungen für die Gesundheitspflege  
6 Kauf von neuen Kraftfahrzeugen  
7 Kauf von gebrauchten Kraftfahrzeugen  
8 Kauf von Krafträdern  
9 Ersatzteile/Zubehör für Kraftfahrzeuge und Krafträder  
10 Kraftstoffe und Schmiermittel (ef294) 
11 Wartungen/Reparaturen an Kfz, Kraft- und Fahrrädern 
12 Garagen und Stellplatzmieten  
13 Sonstige Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Betrieb von Privatfahrzeugen 
14 Luftverkehr  
15 Mobilfunk  
16 Foto-, Filmausrüstung, optische Geräte 
17 Bild-, Daten-, Tonträger  
18 Langlebige Gebrauchsgüter und Ausrüstungen für Kultur, Sport, Camping und Erho-
lung  
19 Gartenerzeugnisse und Verbrauchsgüter für die Gartenpflege  
20 Haustiere etc.  
21 Außerschulischer Unterricht in Sport oder musischen Fächern  
22 Rundfunk- und Fernsehgebühren  
23 Glücksspiele  
24 Reparaturen für Freizeit, Unterhaltung und Kultur  
25 Pauschalreisen  
 Bildungswesen 
26 – Kinderbetreuung  
27 – Studien-/Prüfungsgebühren an Schulen und Universitäten  
28 – Nachhilfeunterricht  
29 – Gebühren für Kurse u. ä.  
30 Speisen und Getränke in Restaurants etc. zu 66%  
31 Speisen und Getränke in Kantinen etc. zu 66%  
32 Übernachtungen  
33 Schmuck, Uhren 
34 Sonstige persönliche Gebrauchsgegenstände 
34 Versicherungs-, Finanzdienstleistungen, sonstige Dienstleistungen, Mitgliedsbeiträge 
an Organisationen ohne Erwerbszweck, Geldspenden, Gerichtskosten, Geldstrafen 
etc. zu 75%  
36 Sonstige Dienstleistungen 
 
Gebühren für Kurse u. ä. allerdings keine Begründung offensichtlich. Weitere bildungsrele-
vante Güter – Bücher, Zeitungen, Zeitschriften, Schreibwaren etc. – werden nicht unter der 
Kategorie Bildung sondern unter der Abteilung 9 Freizeit, Unterhaltung und Kultur eingeord-
 9
net und fließen mit den vollen Durchschnittsbeträgen (in der Summe 18,12 Euro) in die Re-
gelleistungsbemessung ein. Anders verhält es sich mit den Ausgaben für außerschulischen 
Unterricht in Sport oder musischen Fächern – ebenfalls Element der Abteilung 9 –, die voll-
kommen vernachlässigt werden. Dies mag für die Gruppe der Alleinstehenden kaum relevant 
sein; der Durchschnittsbetrag der Referenzgruppe liegt bei nur 0,75 Euro (BMAS 2006, S. 
36). Da die Regelleistungen für Familien aber aus der Eckregelleistung abgeleitet werden, ist 
die Ausklammerung der Ausgaben für außerschulischen Unterricht im Weiteren aber von Be-
deutung.  
 
Im Bereich Gesundheitspflege ergibt sich der Ansatz von 71% der Ausgaben aus dem Aus-
schluss der Dienstleistungen für die Gesundheitspflege (Arzt-, Zahnarztleistungen etc.). Diese 
Kosten fallen für Grundsicherungsempfänger insoweit nicht an, als sie Mitglieder der gesetz-
lichen Krankenversicherung sind. Allerdings sind Hilfeempfänger von der zum 1. Januar 2004 
eingeführten Praxisgebühr und von Erhöhungen der Zuzahlungen für Medikamente betroffen, 
da sie die Gebühren zunächst entrichten müssen. Diese Ausgaben(anstiege) sind während der 
Erhebung der verfügbaren Daten (2003) noch nicht angefallen, so dass eine angemessene Be-
rücksichtigung zu prüfen ist. 
 
Für die weitere systematische Überprüfung der Frage, ob die Vernachlässigung einzelner 
Ausgabearten gerechtfertigt ist, wird im Folgenden ein Alternativitätskriterium herangezogen:  
Wenn eine ausgeschlossene Position nicht zusätzlich son-
dern alternativ zu einer berücksichtigten Ausgabeart, die 
der Befriedigung des gleichen Bedürfnisses dient, anfällt, 
ist ihre vollständige Ausklammerung bei der Regelleis-
tungsbemessung nicht sachgerecht.  
Dieses Kriterium folgt aus der Überlegung, dass bei der Zuordnung von Ausgaben zum Be-
darf im Sinne des soziokulturellen Existenzminimums bzw. zur nicht bedarfsrelevanten Gü-
tergruppe der Ausgabenzweck – d. h. das Bedürfnis, das mit der Ausgabe befriedigt werden 
soll – ausschlaggebend ist; wenn der Konsumzweck je nach persönlicher Situation mit unter-
schiedlichen EVS-Güterkategorien befriedigt werden kann, wäre die vollkommen unter-
schiedliche Einordnung der Alternativen – zum Einen als regelleistungsrelevant, zum Ande-
ren als nicht regelleistungsrelevant – theoretisch nicht haltbar.  
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Die Bedeutung des abstrakt formulierten Alternativitätskriteriums wird an folgenden drei Gü-
terbereichen anschaulich. 
– Die meisten Positionen der Güterabteilung Verkehr – nämlich alle Ausgaben im Zusam-
menhang mit privat genutzten Kraftfahrzeugen und Krafträdern – gehen bisher in die Re-
gelleistungsberechnung überhaupt nicht ein (vgl. die Positionen 6 bis 14 in Übersicht 2). 
Der regelleistungsrelevante Anteil von nur 26% der Verkehrsausgaben (Übersicht 1) re-
sultiert aus den durchschnittlichen Aufwendungen für den öffentlichen Personenverkehr 
(„fremde Verkehrsdienstleistungen“ ohne Luftfahrt) und für Fahrräder – und zwar jeweils 
bezogen auf die Gesamtzahl der Referenzhaushalte, so dass sich ein Durchschnittsbetrag 
von nur 15,43 Euro ergibt. Die faktischen, bisher vernachlässigten Ausgaben der Refe-
renzgruppe für Kraftstoffe und Schmiermittel – sie belaufen sich auf 18,45 Euro im 
Durchschnitt aller Referenzhaushalte (BMAS 2006, S. 36) – fallen aber im Wesentlichen 
nicht zusätzlich, sondern alternativ zu den Ausgaben für Busse und Bahnen an und dienen 
dem gleichen Konsumzweck „Mobilität“. Durch die Nutzung eines eigenen Pkw wird der 
Durchschnitt der Ausgaben für fremde Verkehrsdienstleistungen erheblich gesenkt, so 
dass die mit dem bisherigen Ansatz ermittelten Mobilitätskosten nach unten verzerrt sind. 
Das derzeitige Berechnungsverfahren impliziert die Fiktion eines Mobilitätsbedarfs von 
null bei den faktischen Fahrten der Referenzgruppe mit einem Pkw und ist insofern nicht 
sachgerecht. Falls also die Hilfebedürftigen infolge einer normativen Entscheidung auf öf-
fentliche Verkehrsmittel verwiesen werden, so müssten in die Regelleistung mindestens 
die entsprechenden Aufwendungen im Durchschnitt der Haushalte, die ausschließlich öf-
fentliche Verkehrsmittel genutzt haben, einfließen. Nach eigenen Berechnungen liegt die-
ser Mindestbetrag (ohne Ausgaben für fremde Verkehrsdienstleistungen auf Reisen) in der 
Referenzgruppe des untersten Fünftels der Alleinstehenden (nach Ausschluss aller Sozial-
hilfe- und Grundsicherungsempfänger) bei etwa 28 Euro gegenüber 11 Euro, die derzeit in 
der Regelleistung berücksichtigt werden. Da die Gruppe derjenigen ohne privat genutztes 
Kraftfahrzeug wahrscheinlich überwiegend in Gegenden mit guter öffentlicher Verkehrs-
anbindung und normalerweise kurzen Wegstrecken lebt, muss allerdings davon ausgegan-
gen werden, dass der hier ermittelte Mindestbetrag die Alternativkosten der gesamten Re-
ferenzgruppe tendenziell unterschätzt. Abschließend bleibt auf einen grundsätzlichen As-
pekt hinzuweisen. Da ein bescheidenes Kraftfahrzeug zum Schonvermögen zählt, ist es 
fragwürdig bzw. inkonsistent, die entsprechenden laufenden Aufwendungen (Kraftstoffe 
und Schmiermittel, Wartungen und Reparaturen) als nicht regelleistungsrelevant zu wer-
ten, obwohl sie häufig – bei ungünstigen Verbindungen des öffentlichen Personennahver-
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kehrs – für Erwerbstätige, Arbeitsuchende und insbesondere für Familien mit Kindern 
notwendig sind. 
– In der Güterabteilung Nachrichtenübermittlung folgt der regelleistungsrelevante Anteil 
von 75% aus der Ausklammerung der laufenden Kosten für Mobilfunk, die sich im 
Durchschnitt der Referenzgruppe auf 10 Euro belaufen (BMAS 2006, S. 36). Da neuer-
dings insbesondere junge Haushalte zunehmend auf einen Festnetzanschluss völlig ver-
zichten, das Handy also nicht zusätzlich sondern alternativ zum herkömmlichen Telefon 
genutzt wird, ist auch die bisherige Praxis der Berücksichtigung von Kommunikations-
dienstleistungen nicht sachgerecht und dementsprechend zu überprüfen. Wenn die Nut-
zungskosten von Mobilfunktelefonen weiterhin nicht regelleistungsrelevant sind, so müss-
ten die Kosten für Festnetzanschlüsse als Durchschnitt nur über die Haushalte, die über 
einen Festnetzanschluss verfügen, eingehen; aus Berechnungen des Statistischen Bundes-
amtes kann geschlossen werden, dass die regelleistungsrelevanten Ausgaben für 
Nachrichtenübermittlung der Referenzgruppe damit um etwa 4 Euro höher ausfallen 
(BMAS 2006, S. 36).  
– Im Güterbereich Wohnen fließen bisher lediglich die durchschnittlichen Aufwendungen 
für Instandhaltung und Schönheitsreparaturen (Material und Handwerker) der Mieter, 
nicht aber die der Eigentümer, die ihre Immobilie als Hauptwohnung nutzen, in die Regel-
leistungsbemessung ein. Letztere fallen aber nicht zusätzlich zu den Aufwendungen von 
Mietern sondern bei entsprechender Wohnsituation alternativ an. Die Vernachlässigung 
der Instandhaltungskosten der Eigennutzer führt zu einer Verzerrung der Durch-
schnittsaufwendungen nach unten, da die aggregierten Kosten der Referenzgruppe nicht 
durch die Zahl der Mieterhaushalte, sondern durch die Gesamtzahl der Referenzhaushalte 
(Mieter- und Eigentümerhaushalte) dividiert wird. Dementsprechend sind die in der Re-
gelleistung berücksichtigten Instandhaltungsaufwendungen letztlich von der Struktur der 
Referenzgruppe nach Mietern und Eigennutzern abhängig, was nicht sachgerecht ist. Ein 
adäquater Ansatz der Regelleistungsbemessung müsste entweder die Durchschnittskosten 
pro Mieterhaushalt oder die Summe der Durchschnittskosten pro Mieter- und pro Eigen-
nutzerhaushalt berücksichtigen. Es handelt sich hier zwar um marginale Beträge – 2,74 
Euro und 0,67 Euro bei derzeitiger Abgrenzung der Referenzgruppe (BMAS 2006, S. 35) 
–, bei adäquater Abgrenzung des unteren Einkommensbereichs oder bei Wahl eines ande-




Einige der als nicht regelleistungsrelevant eingestuften Ausgabearten dienen teilweise dem 
gleichen Zweck wie regelleistungsrelevante Ausgaben und fallen alternativ, nicht zusätzlich 
an. Ihre Ausklammerung aus dem Verfahren der Eckregelleistungsermittlung ist nicht sachge-
recht und führt zu einer systematischen Untererfassung des als regelleistungsrelevant erachte-
ten Konsums. Dies gilt insbesondere für den Ausgabenbereich Verkehr und begrenzt über die 
für alle Haushaltstypen maßgebliche Bedeutung der Eckregelleistung auch die Mobilität von 
Familien mit Kindern. Da der Zugang zu öffentlichen Verkehrsmitteln eine wesentliche Vor-
aussetzung für eine sinnvolle Freizeitgestaltung von Kindern ist, ist eine unzureichende Be-
rücksichtigung der entsprechenden Kosten in der Grundsicherung für Familien besonders 
nachteilig.   
 
iii) Zur Begründung der Regelleistungsproportionen 
 
Zweifel an der Angemessenheit der Familien gewährten Regelleistungen werden in aktuellen 
Debatten allerdings nicht aus den bisher erörterten Aspekten abgeleitet. Sie gründen sich 
vielmehr auf die Tatsache, dass durch die Bezugnahme auf Alleinstehende bei der Eckregel-
leistungsermittlung keine explizite Berücksichtigung kindspezifischer Bedarfe erfolgt, und 
zudem auf die These, dass die Regelleistungsproportionen von 60% für Kinder unter 14 Jah-
ren und 80% für Kinder ab vollendetem 14. Lebensjahr eine relative Unterdeckung der allge-
meinen Bedarfe – Ernährung, Kleidung etc. – implizieren. Das derzeitige Verfahren führt 
dennoch nicht zwangsläufig zu einer unzureichenden Deckung des soziokulturellen Exis-
tenzminimums von Familien, da sich bei Familien eine andere Konsumstruktur als bei Allein-
stehenden ergibt. Haushaltsgrößenersparnisse, teilweise weniger Nahrungsmittelbedarf pro 
Kopf – zumindest bei kleinen Kindern – und die relativ geringere Bedeutung erwachsenen-
spezifischer Güter und Dienstleistungen gegenüber Alleinstehenden können die besonderen 
kindbedingten Ausgaben von Familien und die Abschläge von der Eckregelleistung (um 40% 
bzw. 20%) kompensieren. Theoretisch kann also ein Ausgleich stattfinden.  
 
Unter dem Gesichtspunkt der mit dem Haushaltstyp variierenden Konsumstrukturen ist die 
häufig formulierte Kritik, dass Kindern in Familien mit Grundsicherungsbezug nur 60% bzw. 
ab vollendetem 14 Lebensjahr 80% der Nahrungsmittelausgaben eines Erwachsenen und 
„kein Cent“ für Bildung zugestanden wird, eine These, die empirisch überprüft werden muss. 
Die Bundesregierung vertritt die Gegenthese, die im Folgenden als Kompensationsthese dis-
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kutiert wird. In der Antwort auf die Große Anfrage einiger Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE zu  Ursachen und Folgen von Armut bei Kindern und Jugendlichen wird zur Be-
gründung, dass ein spezieller Kinderregelsatz „mit dem Statistik-Modell nicht in Einklang 
steht“, ausgeführt (Deutscher Bundestag 2008a, S. 15): „Ein höherer Bedarf für einzelne Gü-
ter wird daher durch einen geringeren Bedarf an anderen Gütern kompensiert. Darüber hinaus 
wurde auch deshalb von der Ermittlung eines speziellen Kinderregelsatzes abgesehen, weil 
Überprüfungen gezeigt haben, dass nur ein Teil der Ausgaben direkt dem Kind zugeordnet 
werden kann. Bei dem überwiegenden Teil der Verbrauchsausgaben ist eine exakte Vertei-
lung auf Erwachsene und Kinder nur durch normative Festlegungen möglich.“ In gewissem 
Widerspruch dazu steht die Zusage (Deutscher Bundestag 2008a, S. 14): „Die Bundesregie-
rung wird im Rahmen der Auswertung der EVS 2008 auch die Kinderregelsätze überprüfen.“  
 
Abgesehen von der allgemeinen Kompensationsthese begründet die Bundesregierung die al-
tersabhängige Abstufung des Sozialgeldes, die nur zwei Gruppen vorsieht, mit einer wissen-
schaftlichen Untersuchung des Statistischen Bundesamtes auf Basis der EVS 1998 (Mün-
nich/Krebs 2002). Die Datenanalysen hätten ergeben, dass „ältere Kinder etwa ein Drittel 
höhere Kosten als jüngere Kinder verursachen“ (Deutscher Bundestag 2008a, S. 13). In der 
Studie des Statistischen Bundesamtes wird allerdings nach drei Altersgruppen – bis 5 Jahre, 6 
bis 11 Jahre und 12 bis 17 Jahre – differenziert, für die sich erhebliche Unterschiede zwischen 
den kindbedingten Konsumausgaben zeigen (426 Euro, 500 Euro, 625 Euro für das Jahr 1998; 
Münnich/Krebs 2002, S. 1090). Die Bundesregierung hat offenbar einen Näherungswert der 
relativen Differenzen abgeleitet, um die Ergebnisse für Regeln des SGB II und der RSV he-
ranziehen zu können, die nach nur zwei Altersgruppen unterscheiden und insoweit als recht 
willkürlich erscheinen. Zu der zitierten Begründung der Bundesregierung ist grundsätzlich 
anzumerken, dass die meisten Ausgabearten, wie sie selbst an anderer Stelle ausführt, „ge-
mischt“ sind – das heißt von Erwachsenen und Kindern konsumiert werden (z. B. Nahrungs-
mittel, Telefon, Besuch von Sport- und Kulturveranstaltungen bzw. -einrichtungen) –, die 
Ermittlung der kindbedingten Ausgaben(anteile) also auf der Basis von (pragmatischen) Vor-
entscheidungen über Aufteilungsschlüssel erfolgte und insoweit diskussionswürdig ist. Zu-
dem sind in der Studie die nicht regelleistungsrelevanten Unterkunfts- und Heizkosten mit-
einbezogen. Wesentlich gravierender sind aber folgende Einwendungen gegen die Übertra-
gung der Ergebnisse der Analyse des Statistischen Bundesamtes auf den unteren Einkom-
mensbereich. Die altersspezifischen Konsumausgaben für Kinder haben sich für Paarhaushal-
te mit einem Kind im Durchschnitt über alle Einkommensgruppen ergeben und spiegeln die 
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unterschiedlichen Verteilungen der drei Gruppen über Einkommensklassen. So stellen die 
Autoren der Studie (Münnich/Krebs 2002, S. 1092) fest, „dass die Eltern von Kindern in hö-
herem Alter sich in der Regel länger im Berufsleben befinden als die Eltern jüngerer Kinder 
und deshalb vielfach höhere Positionen einnehmen und damit auch entsprechend höhere Er-
werbseinkommen erzielen als die Eltern von Kleinkindern“. Die bei älteren Kindern ver-
gleichsweise häufigen mittleren und hohen Elterneinkommen haben ein vergleichsweise ho-
hes durchschnittliches Konsumniveau zur Folge, so dass die ermittelten Differenzen zwischen 
den Ausgaben für Kinder der drei Altersgruppen nicht nur auf altersbedingte Bedarfsunter-
schiede sondern auch auf Unterschiede zwischen den gruppenspezifischen Einkommensver-
teilungen zurückzuführen sind. Unter diesen Gesichtspunkten ist die zitierte empirische Un-
tersuchung nicht hinreichend zur Begründung von konkreten Altersabstufungen des Sozial-
geldes. 
 
In der Diskussion über die Angemessenheit der Regelleistungsproportionen bzw. um Kinder-
regelsätze stehen sich also letztlich Thesen und nur wenig Fakten gegenüber. Es empfiehlt 
sich, vertiefende empirische Untersuchungen durchführen zu lassen, die sich auf den unteren 
Bereich der Einkommensverteilung konzentrieren. Erste Hinweise zur Frage der Plausibilität 
der Kompensationsthese ergeben sich aus den in Tabelle 1 ausgewiesenen Konsumstrukturen 
von Alleinstehenden einerseits und Paaren mit einem Kind andererseits im jeweiligen unteren 
Fünftel (Quintil) der gruppenspezifischen Einkommensverteilung; dabei wurden entsprechend 
den Ausführungen zur adäquaten Abgrenzung des unteren Einkommensbereichs (s. o. unter 
i)) alle Sozialhilfe- und Grundsicherungsempfänger ausgeklammert, nicht aber Personen in 
verdeckter Armut, deren Erkennung einen erheblichen methodischen Aufwand erfordert hätte.  
 
Die Gegenüberstellung von gruppenspezifischen Quintilen impliziert zwar eine methodisch 
begrenzte Aussagekraft, da die relativen Einkommenspositioneen der verschiedenen 
Haushaltstypen nicht unmittelbar vergleichbar sind5. Im vorliegenden Kontext ist die 
Heranziehung eines Familientyps als Referenzgruppe aber unvermeidlich. Dabei erscheint die 
Paarfamilie mit einem Kind als besonders geeignet, da für diese Gruppe die im Weiteren 
notwendige Differenzierung nach dem Kindesalter unproblematisch ist und zudem eine 
vergleichsweise gleichmäßigere Verteilung über die Quintile der Einkommensverteilung der 
Gesamtbevölkerung zu beobachten ist.  




 Die unterschiedenen Gruppen sind in der Einkommensverteilung insgesamt unterschiedlich positioniert.  
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Tabelle 1: Ausgabenstruktur1 der Alleinstehenden und der Paare mit einem Kind unter 18 
Jahren des jeweils untersten Quintils2  
 Ausgabenstruktur in % 
Güter- und Verbrauchsgruppen Alleinstehende Paare mit 
einem Kind 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 16,6 19,3 
Bekleidung und Schuhe 4,6 5,3 
Wohnen 40,1 31,4 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 3,8 5,7 
Gesundheitspflege 2,2 1,8 
Verkehr 8,7 12,7 
Nachrichtenübermittlung 5,2 4,5 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 9,7 10,1 
Bildungswesen 0,8 1,3 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 3,8 3,2 
Andere Waren und Dienstleistungen 4,6 4,7 
1
 Ausgaben der jeweiligen Kategorie in Relation zu den gesamten privaten Konsumausgaben der Gruppe.  
2
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen – nach Ausschluss von Haushalten mit Sozialhilfe- oder 
Grundsicherungsbezug und getrennt für beide Haushaltstypen – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuord-
nung der Haushalte zu Quintilen.  
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 80%-Stichprobe der EVS 2003 (Alleinste-
hende; vgl. Becker 2006, Tabelle 4) bzw. der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003 (Paare mit 
einem Kind).  
 
Tabelle 1 zeigt einen gegenüber Alleinstehenden deutlich höheren Anteil der Ausgaben für 
Nahrungsmittel und Getränke der Paare mit einem Kind im unteren Einkommensbereich. Im 
Übrigen ergeben sich erheblich höhere Ausgabenanteile für Einrichtungsgegenstände etc. und 
insbesondere für Verkehr. Letztere Ausgabengruppe unterliegt dem geringsten und zudem 
nicht sachgerecht ermittelten regelleistungsrelevanten Anteil, der somit bei Familien ver-
gleichsweise stark einschränkend wirkt. Demgegenüber fallen die Unterschiede bei den ande-
ren Ausgabenkategorien gering aus – mit Ausnahme des Bereichs Wohnen. Bei den Familien 
mit einem Kind im unteren Einkommensbereich bleibt der Anteil der Wohnkosten an den 
Konsumausgaben insgesamt um fast neun Prozentpunkte hinter dem Vergleichswert der Al-
leinstehenden zurück. Hier zeigen sich beträchtliche Haushaltsgrößenersparnisse, die aller-
dings wegen der individuellen Erstattung der warmen Unterkunftskosten im Grundsiche-
rungssystem nicht regelleistungsrelevant sind. Von diesen „economies of scale“ geht also kein 
Effekt aus, der die fehlende Berücksichtigung kindspezifischer Bedarfe in der Regelleistung 
ausgleichen könnte. Für die Kompensationsthese, mit der die pauschale Ableitung der Regel-
leistungen für Kinder aus dem Ausgabeverhalten von Alleinstehenden begründet wird, erge-




Begründung wie auch Kritik der gegenwärtigen Regelleistungsproportionen beruhen bisher 
weitgehend auf Thesen. Für eine sachliche Weiterentwicklung der Grundsicherung sollten 
vertiefende empirische Analysen durchgeführt werden, um die der derzeitigen Gestaltung 
immanente Kompensationsthese zu prüfen. Vorliegende wissenschaftliche Studien über das 
Ausgabeverhalten von Familien insgesamt sind nicht hinreichend für Schlussfolgerungen, die 
sich speziell auf den Niedrigeinkommensbereich beziehen. Ein erster Vergleich der Konsum-
strukturen von Alleinstehenden und Paaren mit einem Kind – ohne Differenzierung nach dem 
Kindesalter – führt nicht zur Stützung der Kompensationsthese.   
 
iv) Ausgaben der Paarfamilien mit einem Kind im unteren Einkommensbereich – empirische 
Analyse und Fazit zu Frage 14 a) 
 
Die Ausführungen unter i) bis iii) enthalten Hinweise zur sachgerechten Ermittlung des Be-
darfs von Familien in Analogie zu den derzeitigen gesetzlichen Regeln für die Berechnung 
der Eckregelleistung. Wie bereits bei der Analyse von Konsumstrukturen (Tabelle 1) werden 
auch im Folgenden die Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind im unteren Einkom-
mensbereich als Referenzgruppe herangezogen, deren durchschnittliche Ausgaben – nach 
sinngemäßer Beschränkung auf regelleistungsrelevante Anteile – den Regelleistungen nach 
dem SGB II gegenübergestellt werden können. Damit sollen Hinweise darauf gegeben wer-
den, wie viel Teilhabe von Familien das politisch gesetzte Existenzminimum ermöglicht bzw. 
inwieweit Ausgrenzung entgegengewirkt wird. Kinder empfinden ihre eigene Situation im 
Vergleich mit der von Spielkameraden, Freunden und Mitschüler(inne)n, relative Chancen 
oder Benachteiligungen erwachsen insbesondere aus Unterschieden zu anderen Familien des 
sozialen Umfeldes. Von daher sind die Verbrauchsausgaben der Familien selbst – hier reprä-
sentiert durch einen weit verbreiteten Familientyp – im Rahmen der Grundsicherungsdiskus-




Tabelle 2: Durchschnittsausgaben und Ausgaben nach Abschlägen in Anlehnung an die Re-
gelsatzverordnung1 (Euro p. M.) von Paaren mit einem Kind unter 18 Jahren im unteren Ein-
kommensbereich2
 Durchschnitt in Euro p. M. 
Güter- und Verbrauchsgruppen insgesamt nach Abschlä- gen gem. RSV 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 342,93 329,21 
Bekleidung und Schuhe 93,79 93,79 
Wohnen 558,79 67,643
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 102,04 92,86 
Gesundheitspflege 31,81 22,59 
Verkehr 224,82 74,404
Nachrichtenübermittlung 79,07 59,30 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 180,03 99,02 
Bildungswesen 23,28 23,285
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 56,67 16,43 
Andere Waren und Dienstleistungen 84,34 56,51 
Ausgabensumme   
– insgesamt6  1.777,57  
– ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung6  1.286,42 935,03 
nachrichtlich: Haushaltsnettoeinkommen 1.746,53 
Regelleistung gemäß SGB II, Januar 2007 828 bzw. 897 
1
 Bei den Ausgabengruppen Wohnen, Verkehr und Bildung wurden die Durchschnittsausgaben abweichend von 
der Regelsatzverordnung (RSV) ermittelt; vgl. die Erläuterungen in den Fußnoten 3 bis 5.  
2
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen für den hier gewählten Haushaltstyp – nach Ausschluss 
von Haushalten mit Sozialhilfe- oder Grundsicherungsbezug – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuord-
nung der Haushalte zu Quintilen.  
3
 Ermittlung analog zur derzeitigen Praxis bei der Bemessung des Eckregelsatzes: Summe der durchschnittlichen 
Instandhaltungsaufwendungen der Mieter und 85% der durchschnittlichen Stromkosten, die sich für Paare mit 
einem Kind im unteren Einkommensbereich ergeben; entsprechend der Argumentation zur Begründung von 
regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. unter ii)) wurden aber auch die durchschnittlichen 
Instandhaltungsaufwendungen der Eigennutzer (12,07 Euro) berücksichtigt.  
4
 Entsprechend der Argumentation zur Begründung von regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. unter ii)) wurden 
neben den Ausgaben für Fahrräder und für öffentliche Verkehrsmittel die Ausgaben für Kraft- und Schmiermit-
tel – das heißt im Wesentlichen Benzin- bzw. Dieselkosten für einen eigenen Pkw – teilweise mit einbezogen. 
Denn da die Teilgruppe, die ausschließlich öffentliche Verkehrsmittel genutzt hat, so geringe Fallzahlen auf-
weist, dass keine statistisch signifikanten Durchschnittswerte berechnet werden können, wurde auf die größere 
Gruppe der Familien, die sowohl öffentliche Verkehrsmittel als auch einen Pkw genutzt hat, zurückgegriffen; 
von den laufenden Pkw-Kosten wurden aber nur 50% berücksichtigt unter der Annahme, dass die alternative 
Nutzung von Bussen und Bahnen entsprechend kostengünstiger wäre. 
5
 Die durchschnittlichen Bildungsausgaben wurden ohne Abschläge angesetzt, da sie entsprechend der Kompen-
sationsthese mit den Regelleistungen implizit abgedeckt sein sollen.  
6
 Diese Beträge ergeben sich vereinfachend ohne Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Geldspenden sowie Gerichtskosten, Geldstrafen etc, die mit 25% des Durchschnittswerts (0,71 Euro) im Eckre-
gelsatz berücksichtigt werden.  
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003.  
 
Tabelle 2 bezieht sich auf das untere Fünftel der nach dem Haushaltsnettoeinkommen ge-
schichteten Paarhaushalte mit einem Kind unter 18 Jahren, wobei vorab alle Haushalte mit 
Bezug von Sozialhilfe oder Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung – nicht nur 
die Haushalte, die überwiegend von diesen Transfers leben – ausgeschlossen wurden (vgl. 
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Abschnitt i)). Eine Ausklammerung auch der Familien in verdeckter Armut ist hier wegen der 
damit verbundenen Schwierigkeiten und Hypothesenbildungen nicht erfolgt; mit dem somit 
noch unvollständigen Ansatz können die wesentlichsten Aspekte, die bei der Ermittlung des 
Familienbedarfs vergleichsweise unproblematisch sind, isoliert herausgearbeitet werden. In 
der linken Ergebnisspalte der Tabelle 2 sind die durchschnittlichen Gesamtausgaben der Refe-
renzgruppe ausgewiesen, in der rechten Spalte die regelleistungsrelevanten Ausgaben bei 
sinngemäßer und analoger Anwendung der Vorschriften zur Ermittlung des Eckregelsatzes: 
– Entsprechend den Ausführungen unter Abschnitt ii) zum Alternativitätskriterium ist  
– bei den Wohnkosten die Instandhaltungsaufwand der Eigennutzer-Haushalte mitbe-
rücksichtigt  
– und bei den Ausgaben für Verkehr ein approximativer Ansatz zur Ermittlung mindes-
tens üblicher Kosten gewählt worden, bei dem berücksichtigt wird, dass die meisten 
Familien – auch im unteren Einkommensbereich – überwiegend einen Pkw nutzen 
(vgl. Fußnote 4 zu Tabelle 2).  
– Zudem sind die bei Familien unabdingbaren Bildungsaufwendungen in voller Höhe des 
Durchschnittsaufwands der Referenzgruppe einbezogen, da diese entsprechend der Kom-
pensationsthese der Bundesregierung von den derzeitigen Regelleistungen gedeckt sein 
sollen. 
Für die anderen Gütergruppen wurden die für Alleinstehende ermittelten regelleistungsrele-
vanten Anteile aus der RSV übernommen. Auf die Einbeziehung eines Teils der Kosten für 
Mobilfunk (vgl. Abschnitt ii) wurde verzichtet. Auch die Berücksichtigung von gruppenspezi-
fischen regelleistungsrelevanten Anteilen auf der Basis der Konsumstrukturen der Familien ist 
– mit Ausnahme der o. g. Bereiche Wohnen und Verkehr – unterblieben, eine entsprechende 
Datenauswertung hat ergeben, dass dies zu nur marginalen Abweichungen von der RSV füh-
ren würde.   
 
Im Durchschnitt aller Paarhaushalte mit einem Kind unter 18 Jahren des unteren Einkom-
mensbereichs ergibt sich so ein Bedarf bzw. soziokulturelles Existenzminimum von monatlich 
935 Euro. Dem steht eine Regelleistung von 828 Euro bei einem Kind unter 14 Jahren bzw. 
897 Euro bei einem älteren Kind, die sich aus der Neufestsetzung der Eckregelleistung zum 
Januar 2007 und den derzeit gültigen Regelleistungsproportionen ergibt, gegenüber.6 Dem-
                                                 
6
 Hier und im Folgenden werden die aus der jüngsten Neufestsetzung des Eckregelsatzes auf Basis der EVS 2003 
folgenden Regelleistungen vor den zwei Anhebungen jeweils zum 1. Juli (2007 und 2008) zum Vergleich heran-
gezogen. Denn die gesetzlich vorgeschriebenen Erhöhungen entsprechend der Rentenentwicklung hätten auch 
für den hier für Familien ermittelten Bedarf gelten müssen.  
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nach bleiben die Möglichkeiten sozialer Teilhabe für Familien mit den ihnen gewährten Re-
gelleistungen gem. dem SGB II hinter ihrem Bedarf zurück. Dies gilt insbesondere für Famili-
en mit Kindern unter 14 Jahren. Das Defizit bei der Bedarfsdeckung von Familien fällt ten-
denziell noch höher aus als aus Tabelle 2 hervorgeht, da bei den vorstehenden Berechnungen 
die Familien in verdeckter Armut nicht ausgeklammert wurden. Bei der Interpretation der 
somit unterzeichneten Defizite von monatlich etwa 100 Euro bzw. ca. 40 Euro ist zwar zu 
berücksichtigen, dass bei der Ableitung des in Tabelle 2 dargestellten Bedarfs nicht nach dem 
Kindesalter differenziert wurde (vgl. dazu die Ausführungen zu Frage 14 c). Da die Mehrzahl 
der Kinder der Referenzgruppe aber unter 14 Jahren ist, dürfte der Bedarf dieser Teilgruppe 
bei der Durchschnittsbildung dominieren. Die Annahme, dass kindspezifische Bedarfe, die 
bisher nicht explizit in die Bemessung der Regelleistung eingehen, implizit – infolge von 
Haushaltsgrößenersparnissen und relativ geringer Bedeutung erwachsenenspezifischer Güter 
– Berücksichtigung finden (Kompensationsthese), ist also offenbar nicht zutreffend.  
 
Der zweite Teil der Beweisfrage 14 a), wo ggf. wesentliche Defizite bestehen, kann auf zwei 
Aspekte bezogen werden. Zum Einen kann es um besondere Defizite von Teilgruppen gehen; 
darauf wird hinsichtlich relevanter Altersgruppen im Zusammenhang mit den Fragen 14 c) 
und 14 d) eingegangen. Zum Anderen kann die Frage auf einzelne Bedarfskomponenten be-
zogen werden. Insoweit kann sie im Rahmen des Statistikmodells nicht beantwortet werden, 
da das Defizit aus der Gegenüberstellung von Gesamtbedarf und gesamter Regelleistung re-
sultiert und nicht einzelnen Gütern zugeordnet werden kann. Allerdings gibt es Hinweise auf 
besondere Defizite, wenn die Annahmen und die daraus folgenden Grenzen des Statistikmo-
dells berücksichtigt werden. Die maßgeblichen Beträge einzelner Ausgabearten ergeben sich 
als Durchschnitt über alle Haushalte. Da bei vielen Positionen aber nur ein Teil der Haushalte 
die spezielle Ausgabe getätigt hat – der entsprechende Bedarf tritt nicht in jedem Monat auf –, 
bleibt der Durchschnittswert hinter den faktischen Kosten derjenigen, bei denen die Ausgabe 
tatsächlich angefallen ist, zurück. Nach der Logik des Statistikmodells wird dies kompensiert 
durch die in der Regelleistung berücksichtigten Ausgabearten, die beim jeweiligen Hilfeemp-
fänger nicht angefallen sind; außerdem soll der Hilfeempfänger Rücklagen für Reparaturen 
und Ersatzbeschaffungen bilden. Dass ein derartiger Ausgleich durch die individuell ver-
schiedenen Ausgabenstrukturen erfolgen kann, ist beim Bildungsbereich zweifelhaft. Denn 
der sich hier ergebende Durchschnittsbetrag von etwa 23 Euro dürfte die faktischen Kosten 
einer Kinderbetreuung, von Nachhilfeunterricht oder anderen Bildungsausgaben so stark un-
terschreiten, dass dies mit vergleichsweise geringem Bedarf bei anderen Gütern bzw. mit Ein-
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schränkungen – z. B. beim Gaststättenbesuch – kaum zu kompensieren ist. Zudem fallen die 
genannten Bildungsaufwendungen, auf die im Zusammenhang mit Frage 15 nochmals einge-
gangen wird, gegebenenfalls regelmäßig an, von Ansparphasen kann also nicht ausgegangen 
werden. Ähnliches gilt für Schulmaterial, das in der EVS-Systematik unter den Rubriken Bü-
cher, Zeichen- und Schreibmaterial der Güterkategorie Freizeit, Unterhaltung und Kultur zu-
geordnet ist. Insoweit zeigen sich Defizite der gegenwärtigen Grundsicherungsleistungen für 
Familien insbesondere bei den Kosten für Betreuung, Bildung und besonderer Förderung von 
Kindern und Jugendlichen; derartige Kosten sind mit allgemeinen Regelleistungen kaum voll-
ständig abzudecken.  
 
 
Zu Frage 14 b) 
Lässt sich im Vergleich zu Einzelpersonen eine relative Unterdeckung nachweisen? 
 
Auf die Frage der relativen Unterdeckung wird zunächst in Bezug zu den Gesamtausgaben 
der Einzelpersonen und Familien im unteren Einkommensbereich eingegangen. Erste Hinwei-
se auf gruppenspezifisch unterschiedliche Deckungen der faktischen Ausgaben ergeben sich 
aus dem in Tabelle 3 dargestellten Vergleich des Vielfachen, das die Ausgaben der Paare mit 
einem Kind unter 18 Jahren gegenüber den Ausgaben der Alleinstehenden ausmachen, mit 
dem entsprechenden Vielfachen der Regelleistung. Für die Ausgaben ohne Unterkunft und 
Heizung ergibt sich eine Relation von 2,5, für die Ausgabensumme insgesamt aber eine Rela-
tion von lediglich 2,2. In diesem Unterschied spiegelt sich die erhebliche Degression der – 
nicht regelleistungsrelevanten – Wohnkosten bzw. die hier besondere Haushaltsgrößenerspar-
nis, die sich schon bei den in Tabelle 1 dargestellten Konsumstrukturen zeigte.  
 
Da die Regelleistung für Paarhaushalte mit einem Kind unter 14 Jahren nur das 2,4fache der 
Eckregelleistung ausmacht und die relevante Ausgabenrelation – wie gezeigt – bei 2,5 liegt, 
deutet sich eine relative Unterdeckung zumindest für diese Teilgruppe an. Sie zeigt sich auch 
daran, dass mit der für 2007 neu festgesetzten Eckregelleistung 68% der Durchschnittsausga-
ben – ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung – eines Alleinstehenden gedeckt werden, 
mit der daraus abgeleiteten Regelleistungssumme der Referenzfamilie nur 65% der entspre-
chenden durchschnittlichen Konsumausgaben. Hinsichtlich einzelner Gütergruppen fallen 
insbesondere die Ausgabenvielfache bei Einrichtungsgegenständen etc., beim Verkehr und bei 
der Bildung mit deutlich über drei sehr hoch aus, so dass die vergleichsweise geringen regel-
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leistungsrelevanten Anteile dieser Gütergruppen bei Familien relativ stark einschränkend wir-
ken. Da die Wohnkosten nicht regelleistungsrelevant sind, kann die hier besondere Haushalts-
größenersparnis die Kostenprogressionen in diesen anderen Konsumbereichen nicht kompen-
sieren; offenbar können auch die weiteren Haushaltsgrößenersparnisse – z. B. im Bereich 
Nachrichtenübermittlung – keinen vollständigen Ausgleich bewirken.  
 






Güter und Verbrauchsgruppen Durchschnittsausgaben 




Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 133,83 342,93 2,6 
Bekleidung und Schuhe 36,79 93,79 2,5 
Wohnen 323,99 558,79 1,7 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 30,28 102,04 3,4 
Gesundheitspflege 17,95 31,81 1,8 
Verkehr 70,15 224,82 3,2 
Nachrichtenübermittlung 41,93 79,07 1,9 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 78,35 180,03 2,3 
Bildungswesen 6,90 23,28 3,4 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 30,53 56,67 1,9 
Andere Waren und Dienstleistungen 36,97 84,34 2,3 
Ausgabensumme    
– insgesamt3  807,67 1.777,57 2,2 
– ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung3  514,40 1.286,42 2,5 
nachrichtlich: Haushaltsnettoeinkommen 730,96 1.746,53 2,4 
1
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen – nach Ausschluss von Haushalten mit Sozialhilfe- oder 
Grundsicherungsbezug und getrennt für beide Haushaltstypen – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuord-
nung der Haushalte zu Quintilen.  
2
 Paare mit einem Kind unter 18 Jahren.  
3
 Diese Beträge ergeben sich vereinfachend ohne Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Geldspenden sowie Gerichtskosten, Geldstrafen etc, die mit 25% des Durchschnittswerts (0,71 Euro) im Eckre-
gelsatz berücksichtigt werden. 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 80%-Stichprobe der EVS 2003 (Alleinste-
hende; vgl. Becker 2006, Tabelle 4) bzw. der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003 (Paare mit 
einem Kind).  
 
Die Frage nach der relativen Unterdeckung kann aber auch auf das unterschiedlich starke Zu-
rückbleiben der derzeitigen Regelleistungen hinter den eher sachgerecht ermittelten Bedarfen 
nach Abschlägen im Sinne der RSV (vgl. die Ausführungen zu Frage 14 a)) bezogen werden. 
Aus Tabelle 2 (s. o. zu Frage 14 a), Punkt iv)) ergibt sich für die Paarhaushalte mit einem 
Kind unter 18 Jahren eine Unterdeckung von 107 Euro (Kind unter 14 Jahren) bzw. 38 Euro 
(Kind ab 14 Jahren), das sind in Relation zum Durchschnittsbedarf 11,4% bzw. 4,1%. Tabelle 
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4 ist analog aufgebaut und weist neben den aus der ersten Ergebnisspalte von Tabelle 3 über-
nommenen Gesamtausgaben der Alleinstehenden den Bedarf im Sinne der RSV dieser Grup-
pe aus. Abweichungen gegenüber der Praxis der Bestimmung des Eckregelsatzes resultieren 
aus dem Ausschluss aller Empfänger von Sozialhilfe oder Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung sowie aus der sachgerechten Ermittlung von Aufwendungen für die Woh-
nungsinstandhaltung und für fremde Verkehrsdienstleistungen (vgl. Fußnote 4 zu Tabelle 4).  
 
Tabelle 4: Durchschnittsausgaben und Ausgaben nach Abschlägen in Anlehnung an die Re-
gelsatzverordnung1 (Euro p. M.) von Alleinstehenden im unteren Einkommensbereich2
 Durchschnitt in Euro p. M. 
Güter- und Verbrauchsgruppen insgesamt nach Abschlä- gen gem. RSV 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 133,83 128,48 
Bekleidung und Schuhe 36,79 36,79 
Wohnen 323,99 27,353
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 30,28 27,55 
Gesundheitspflege 17,95 12,74 
Verkehr 70,15 29,724
Nachrichtenübermittlung 41,93 31,45 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 78,35 43,09 
Bildungswesen 6,90 0,00 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 30,53 8,85 
Andere Waren und Dienstleistungen 36,97 24,77 
Ausgabensumme   
– insgesamt5  807,67  
– ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung5  514,40 370,79 
nachrichtlich: Haushaltsnettoeinkommen 730,96 
Regelleistung gemäß SGB II, Januar 2007 345 
1
 Bei den Ausgabengruppen Wohnen, Verkehr und Bildung wurden die Durchschnittsausgaben abweichend von 
der Regelsatzverordnung (RSV) ermittelt; vgl. die Erläuterungen in den Fußnoten 3 bis 5.  
2
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen für den hier gewählten Haushaltstyp – nach Ausschluss 
von Haushalten mit Sozialhilfe- oder Grundsicherungsbezug – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuord-
nung der Haushalte zu Quintilen.  
3
 Nach derzeitiger Praxis der Bemessung des Eckregelsatzes gehen hier die durchschnittlichen Instandhaltungs-
aufwendungen der Mieter und 85% der durchschnittlichen Stromkosten ein; entsprechend der Argumentation zur 
Begründung von regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. zur Frage 14 a) unter ii)) wurden aber auch die durch-
schnittlichen Instandhaltungsaufwendungen der Eigennutzer (0,80 Euro) berücksichtigt.  
4
 Entsprechend der Argumentation zur Begründung von regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. unter ii)) wurde 
hier der Durchschnitt der Ausgaben für öffentliche Verkehrsmittel der Teilgruppe, die ausschließlich öffentliche 
Verkehrsmittel genutzt hat, berücksichtigt.  
5
 Diese Beträge ergeben sich vereinfachend ohne Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Geldspenden sowie Gerichtskosten, Geldstrafen etc, die mit 25% des Durchschnittswerts (0,71 Euro) im Eckre-
gelsatz berücksichtigt werden.  
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 80%-Stichprobe der EVS 2003 (vgl. Becker 
2006, Tabelle 4).  
 
Der so ermittelte Bedarf (rechte Spalte von Tabelle 4) summiert sich auf gut 370 Euro; damit 
folgt aus dem zum Januar 2007 neu festgesetzten Eckregelleistung eine Unterdeckung von 
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7,0%. Zumindest für Familien mit einem Kind unter 14 Jahren ist also eine relative Unterde-
ckung feststellbar, da die Bedarfslücke um gut vier Prozentpunkte höher ausfällt. Ob und in-
wieweit die relative Unterdeckung im Falle der prinzipiell notwendigen, bisher aber unterlas-
senen Ausklammerung der Haushalte in verdeckter Armut größer oder mäßiger ausfällt, kann 
im Rahmen dieses Gutachtens nicht geklärt werden.  
 
 
Zu Frage 14 c) 
Welche Unterschiede bestehen insoweit speziell für einen dreiköpfigen Familienhaushalt 
wie dem der Kläger? 
 
Der Haushalt der Kläger entspricht dem im Vorhergehenden gewählten Referenztyp des Paa-
res mit einem Kind. Um die Frage der Bedarfsdeckung für die Kläger genauer beantworten zu 
können, sind allerdings die bisherigen Ausführungen nach dem Kindesalter zu differenzieren. 
Im vorliegenden Fall ist das Kind derzeit 14 Jahre alt, war aber zum Zeitpunkt der Klageerhe-
bung offensichtlich erst 13 Jahre alt oder noch jünger. Denn die Höhe des bewilligten Sozial-
geldes, das zusammen mit den Regelleistungen für die Eltern Gegenstand des Verfahrens ist, 
liegt mit 207 Euro bei nur 60% des Eckregelleistung von 345 Euro (Niveau vor den beiden 
Anpassungen entsprechend der Entwicklung des Aktuellen Rentenwertes). Die Tochter hatte 
also die für die Sozialgeldbemessung relevante Altersgrenze von 14 Jahren noch nicht über-
schritten, so dass die Familie mit den vergleichsweise geringen Regelleistungen auskommen 
musste.  
 
Bei der Ermittlung des Bedarfs des Familienhaushalts der Kläger ist zu berücksichtigen, dass 
innerhalb der Altersgruppe, für welche die Regelleistungsproportion von 60% gilt, die Toch-
ter einer Teilgruppe mit relativ hohen entwicklungsbedingten Kosten angehört. Für den Be-
darf an Bekleidung und Schuhen ist zwar im Durchschnitt eine nur mäßige Altersabhängigkeit 
anzunehmen, da die Preise von (bescheidener) Kinderkleidung wenig mit der Körpergröße 
steigen und bei Kleinkindern mit vergleichsweise starkem Verschleiß zu rechnen ist. Der Be-
darf an Nahrungsmitteln von Kindern steigt aber mit dem Alter ebenso wie der an Büchern, 
Schreib- und Zeichenmaterial sowie an Freizeitaktivitäten wie z. B. Sport, Musizieren, ge-
meinsame Unternehmungen mit Gleichaltrigen. Ein gegenläufiger, mit dem Alter sinkender 
Bedarf in anderen Bereichen ist nicht erkennbar, so dass kein kompensierender Effekt eintre-
ten dürfte. Demnach wird die derzeitige Sozialgeldregelung, die keine Differenzierung bei 
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den unter 14jährigen vorsieht, den entwicklungsbedingten Unterschieden des Kindesbedarfs 
nicht gerecht. Der für den Familienhaushalt des Klägers anzunehmende Fehlbetrag fällt also 
tendenziell noch höher aus als die in Tabelle 2 im Zusammenhang mit der Frage 14 a) darge-
stellte Unterdeckung des Bedarfs von Familien mit einem Kind von 107 Euro im Durchschnitt 
aller Altersgruppen. 
 
Wie aus dem im Beschluss zur Beweiserhebung (Az.: XXXXXXXX) kurz skizzierten 
Sachstand hervorgeht, hat die 14jährige Klägerin in den vergangenen drei bis vier Jahren ei-
nen besonderen Wachstumsschub erlebt und eine Körpergröße von XXX m erreicht. Dies legt 
die Annahme eines außergewöhnlichen Nahrungsmittel- und Bekleidungsbedarf des Kindes 
im konkreten Fall nahe, so dass möglicherweise eine noch stärkere Bedarfsunterdeckung als 
im Durchschnitt der Gleichaltrigen mit Sozialgeldbezug vorliegt. Dies kann freilich mit pau-
schalen Regelleistungen nicht berücksichtigt werden. An der Situation der Kläger werden 
somit die Grenzen des Statistikmodells deutlich. Dem Modell liegt die Annahme zugrunde, 
dass im Einzelfall überdurchschnittliche Bedarfe in einzelnen Konsumbereichen durch unter-
durchschnittliche (notwendige) Kosten für andere Gütergruppen kompensiert werden. Davon 
kann bei Kindern aber nicht generell ausgegangen werden, da in einzelnen Entwicklungspha-
sen Mehrbedarfe kumulativ auftreten können. Derartigen Problemen könnte der Gesetzgeber 
durch eine Öffnungsklausel begegnen, die in Sonderfällen – z. B. bei besonders starkem 
Wachstum eines Kindes – zweckbestimmte Zusatzleistungen ermöglicht.  
 
 
Zu Frage 14 d) 
Lassen sich ggf. diese Differenzen beziffern? 
 
Eine Quantifizierung der Unterdeckung des Bedarfs des Familienhaushalts der Kläger kann 
lediglich hinsichtlich der Regelleistungen erfolgen, da zur Bezifferung der besonderen Kosten 
des starken Wachstums des Kindes weitere Informationen und zusätzlicher Sachverstand he-
rangezogen werden müssten.  
 
Im Folgenden werden Kinder und Jugendliche nach drei Altersgruppen unterschieden, die 
verschiedene Entwicklungsphasen grob abgrenzen: Klein- und Vorschulkinder unter 6 Jahren, 
Schulkinder von 6 bis 13 Jahren und Jugendliche von 14 bis 17 Jahren, die eine weiterführen-
de Schule besuchen oder eine beruflichen Ausbildungsphase beginnen. Andere und insbeson-
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dere stärker differenzierende Gruppenbildungen sind denkbar, stoßen allerdings schnell an 
statistische Grenzen, wenn wegen zu geringer Fallzahlen in der EVS keine signifikanten Er-
gebnisse abzuleiten sind.  
 
Tabelle 5: Durchschnittliche Konsumausgaben (Euro p. M.) von Paarhaushalten mit einem 
Kind1 im untersten Quintil2 nach dem Alter des Kindes 
Alter des Kindes Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 332 345 371 
Bekleidung und Schuhe 95 104 77 
   - darunter für Kinder bis unter 14 Jahren 31 35 8 
Wohnen 548 577 566 
Einrichtungs-, Haushaltsgegenstände etc. 92 125 99 
Gesundheitspflege 29 32 40 
Verkehr 225 266 168 
Nachrichtenübermittlung 75 82 86 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 168 193 198 
Bildungswesen 29 20 12 
   darunter:  - Kinderbetreuung 21 13 1 
                    - Nachhilfeunterricht 0 3 2 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 56 59 55 
Andere Waren und Dienstleistungen 90 76 79 
Summarische Größen 
Konsumausgaben insgesamt3  1.739 1.878 1.751 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft 
und Heizung3  1.255 1.381 1.247 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.741 1.733 1.781 
Zahl der Haushalte 266.236 126.492 94.017 
1
 Paare mit einem Kind unter 18 Jahren.  
2
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen – nach Ausschluss von Haushalten mit Sozialhilfe- oder 
Grundsicherungsbezug – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuordnung der Haushalte zu Quintilen.  
3
 Diese Beträge ergeben sich vereinfachend ohne Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Geldspenden sowie Gerichtskosten, Geldstrafen etc, die mit 25% des Durchschnittswerts (0,71 Euro) im Eckre-
gelsatz berücksichtigt werden. 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003.  
 
Tabelle 5 zeigt die durchschnittlichen Konsumausgaben der so differenzierten Familiengrup-
pen des unteren Einkommensbereichs, aus der sich folgende Hinweise ergeben.  
– Der mit dem Alter steigende Nahrungsmittelbedarf wird nur abgeschwächt ersichtlich, da 
innerhalb der weit abgegrenzten mittleren Gruppe – wie auch insgesamt – die Jüngeren 
überwiegen. Beim Übergang von der mittleren zur ältesten Gruppe zeigt sich aber ein 
deutlicher Anstieg der Nahrungsmittelausgaben, der tendenziell bereits für die 12- und 
13jährigen anzunehmen ist.  
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– Für Bekleidung und Schuhe scheinen die Familien pro Kopf etwa gleiche Beträge 
aufzuwenden; denn die in der EVS gesondert erfassten Bekleidungsausgaben für Kinder 
unter 14 Jahren machen im Durchschnitt ein Drittel der entsprechenden Gesamtausgaben 
aus.  – In der ältesten Gruppe gehen die vergleichsweise hohen Nahrungsmittelausgaben zu Las-
ten der Ausgaben für Bekleidung; aber auch andere Ausgabenkategorien fallen geringer 
als in der mittleren Gruppe aus, so dass im Durchschnitt eine Rücklagenbildung von 30 
Euro (Differenz zwischen Haushaltsnettoeinkommen und Konsumausgaben insgesamt) er-
reicht wird – z. B. für die weitere Ausbildung, für den angestrebten Fahrschulunterricht, 
für einen PC oder Ähnliches.  
– Insgesamt sind die Konsumausgaben der Familien mit einem Kind der mittleren Alters-
gruppe, der die Klägerin angehört, am höchsten. Sie übersteigen im Durchschnitt das 
Haushaltsnettoeinkommen um etwa 140 Euro; ein erheblicher Teil der Familien greift also 
auf Ersparnisse zurück oder nimmt Kredite auf, um die gegenüber Familien mit Klein- 
und Vorschulkindern höheren Kosten zu decken.  
– Auffallend sind die geringen Durchschnittsausgaben für Kinderbetreuung in der jüngsten 
und mittleren Altersgruppe und für Nachhilfeunterricht in der mittleren und ältesten 
Gruppe. Hier spiegeln sich geringe Quoten der Inanspruchnahme derartiger Dienstleistun-
gen.  
 
Tabelle 6 weist die aus den gruppenspezifischen Durchschnittsausgaben abgeleiteten Bedarfe 
für die drei Familientypen aus. Dabei wurde die gleiche Vorgehensweise wie bei der Bedarfs-
ermittlung für Familien mit einem Kind unter 18 Jahren insgesamt (s. o. zu Frage 14 a) unter 
iv), Tabelle 2) angewendet. Von einer nach den Ausführungen zu Frage 14 a) unter i) erfor-
derlichen Ausklammerung von Familien in verdeckter Armut wurde – wie auch im Vorherge-
henden – abgesehen, da die dabei auftretenden methodischen Schwierigkeiten den Rahmen 
dieses Gutachtens sprengen würden.7 Für die Gruppe, welcher der Familienhaushalt der Klä-
ger zuzuordnen ist, ergeben sich Ausgaben nach Abschlägen in Anlehnung an die Regelsatz-
verordnung in Höhe von 979 Euro. Damit übersteigen sie den über alle drei Altersgruppen 
ermittelten Durchschnitt (935 Euro; Tabelle 2) um 44 Euro bzw. knapp 5%. Der gegenüber 
der jüngsten Gruppe hohe Bedarf der mittleren Altersgruppe ist insbesondere auf vergleichs-
weise hohe Aufwendungen für die Bereiche Wohnen und Einrichtungs- bzw. Haushaltsge-
                                                 
7
 Nach einer ungefähren Schätzung fällt der Bedarf der Paare mit einem Kind um etwa 40 Euro höher aus, wenn 
verdeckte Armut aus der Referenzgruppe ausgeklammert wird. Vgl. Becker 2007, Tabelle 4 (S. 14) im Vergleich 
mit Tabelle 2 (S. 9). Hierzu sind aber noch genauere Analysen erforderlich.  
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genstände sowie für Freizeit, Unterhaltung und Kultur zurückzuführen. Dies ist vor dem Hin-
tergrund der in Tabelle 6 unterschiedenen Entwicklungsphasen durchaus plausibel: nach der  
 
Tabelle 6: Ausgaben nach Abschlägen in Anlehnung an die Regelsatzverordnung1 (Euro p. 
M.) von Paarhaushalten mit einem Kind im unteren Einkommensbereich2 nach dem Alter des 
Kindes  
Alter des Kindes Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren  319 331 356 
Bekleidung und Schuhe  95 104 77 
Wohnen3  64 80 62 
Einrichtungs-, Haushaltsgegenstände etc.  84 114 90 
Gesundheitspflege  21 22 29 
Verkehr4  75 73 73 
Nachrichtenübermittlung  57 61 64 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur  92 106 109 
Bildungswesen5  29 20 12 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen  16 17 16 
Andere Waren und Dienstleistungen  60 51 53 
Ausgaben nach Abschlägen gem. RSV insgesamt 912 979 941 
Zum Vergleich: Regelleistung nach SGB II 2006 828 897 
Nachrichtlich: Summarische Größen der Referenzgruppe  
Konsumausgaben insgesamt6  1.739 1.878 1.751 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft 
und Heizung6  1.255 1.381 1.247 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.741 1.733 1.781 
Zahl der Haushalte 266.236 126.492 94.017 
1
 Bei den Ausgabengruppen Wohnen, Verkehr und Bildung wurden die Durchschnittsausgaben abweichend von 
der Regelsatzverordnung (RSV) ermittelt; vgl. die Erläuterungen in den Fußnoten 3 bis 5.  
2
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen – nach Ausschluss von Haushalten mit Sozialhilfe- oder 
Grundsicherungsbezug – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuordnung der Haushalte zu Quintilen.  
3
 Ermittlung analog zur derzeitigen Praxis bei der Bemessung des Eckregelsatzes: Summe der durchschnittlichen 
Instandhaltungsaufwendungen der Mieter und 85% der durchschnittlichen Stromkosten, die sich für Paare mit 
einem Kind im unteren Einkommensbereich ergeben; entsprechend der Argumentation zur Begründung von 
regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. zu Frage 14 a) unter ii)) wurden aber auch die durchschnittlichen In-
standhaltungsaufwendungen der Eigennutzer (12,07 Euro) berücksichtigt.  
4
 Entsprechend der Argumentation zur Begründung von regelleistungsrelevanten Anteilen (s. o. zu Frage 14 a) 
unter ii)) wurden neben den Ausgaben für Fahrräder und für öffentliche Verkehrsmittel die Ausgaben für Kraft- 
und Schmiermittel – das heißt im Wesentlichen Benzin- bzw. Dieselkosten für einen eigenen Pkw – teilweise mit 
einbezogen. Denn da die Teilgruppe, die ausschließlich öffentliche Verkehrsmittel genutzt hat, so geringe Fall-
zahlen aufweist, dass keine statistisch signifikanten Durchschnittswerte berechnet werden können, wurde auf die 
größere Gruppe der Familien, die sowohl öffentliche Verkehrsmittel als auch einen Pkw genutzt hat, zurückge-
griffen; von den laufenden Pkw-Kosten wurden aber nur 50% berücksichtigt unter der Annahme, dass die alter-
native Nutzung von Bussen und Bahnen entsprechend kostengünstiger wäre. 
5
 Die durchschnittlichen Bildungsausgaben wurden ohne Abschläge angesetzt, da sie entsprechend der Kompen-
sationsthese mit den Regelleistungen implizit abgedeckt sein sollen. 
6
 Diese Beträge ergeben sich vereinfachend ohne Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck, 
Geldspenden sowie Gerichtskosten, Geldstrafen etc, die mit 25% des Durchschnittswerts (0,71 Euro) im Eckre-
gelsatz berücksichtigt werden. 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003. 
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Kleinkindphase werden vermehrt Renovierungen und Anschaffungen – z. B. für einen 
Schreibtisch, für ein neues Bett etc. – notwendig, und zudem steigt mit der Einschulung der 
Bedarf an außerhäuslicher Freizeitgestaltung (Besuch von Sport- und Kulturveranstaltungen, 
Begegnungen und Ausflüge mit Gleichaltrigen etc.). Die zuerkannte Regelleistung von 828 
Euro deckt also nur 85% des gruppenspezifischen Bedarfs des Haushalts der Kläger, die ab-
solute Unterdeckung beläuft sich auf etwa 150 Euro. Die relative Unterdeckung von etwa 
15% fällt etwa doppelt so stark aus wie bei Alleinstehenden, bei denen die Eckregelleistung 
um 7% unter dem in Tabelle 4 dargestellten Bedarf liegt.  
 
Zu Frage 15 
Welche bildungsrelevanten Bedarfe werden in der Regelleistung gem. §§ 20, 28 SGB II 
bei Kindern berücksichtigt? Welche bleiben unberücksichtigt? 
 
Die in § 20 Absatz 1 SGB II aufgezählten Bedarfe, die mit der Regelleistung für Erwerbsfähi-
ge abzudecken sind8, umfassen keine explizit bildungsrelevanten Kategorien im engeren Sin-
ne. Dementsprechend erfolgt auch mit dem Sozialgeld nach § 28 SGB II als prozentualem 
Anteil der Eckregelleistung keine ausdrückliche Berücksichtigung des Bildungsbereichs. 
Dennoch bleiben bildungsrelevante Aufwendungen im Rahmen des Statistikmodells – zumin-
dest theoretisch – nicht vollkommen ausgeschlossen, da im weiteren Sinne auch die Teilnah-
me am kulturellen Leben bildungsrelevant ist und unter der EVS-Kategorie „Freizeit, Unter-
haltung und Kultur“ subsumiert wird.  
– Von den als bildungsrelevant zu wertenden Gütern und Dienstleistungen der Kategorie 
„Freizeit, Unterhaltung, Kultur“ werden  
– die Ausgaben für außerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern bei 
der Eckregelsatzberechnung und damit indirekt auch bei der Sozialgeldbemessung 
ausgeschlossen,  
– Ausgaben für den Besuch von Sport- und Kulturveranstaltungen bzw. -einrichtungen 
sowie für Bücher, Broschüren, Zeitungen und Zeitschriften sowie Schreibwaren und 
Zeichenmaterial hingegen berücksichtigt.  
– Die unter der EVS-Katagorie „Bildungswesen“ erfassten Ausgaben für Kinderbetreuung, 
Gebühren an Schulen/Universitäten, Nachhilfeunterricht und Gebühren für Kurse u. ä. 
bleiben bei der Eckregelsatzberechnung vollkommen ausgeschlossen. Es erfolgt dement-
sprechend auch keine explizite Berücksichtigung bei der Sozialgeldbemessung. Eine im-
                                                 
8
 Ernährung, Kleidung, Körperpflege, Hausrat, Bedarfe des täglichen Lebens sowie in vertretbarem Umfang 
auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kulturellen Leben.  
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plizite Berücksichtigung infolge der unterschiedlichen Konsumstrukturen von Kindern 
und Erwachsenen, wie sie mit der Kompensationsthese der Bundesregierung angenommen 
wird (Deutscher Bundestag 2008a, S. 15; s. o. zu Frage 14 a) unter iii)), ist angesichts vor-
liegender empirischer Informationen ebenfalls nicht gegeben. Denn die Regelleistungen 
für Paarhaushalte mit einem Kind bleiben um gut 100 Euro, bei einem 6- bis 13jährigen 
Kind um etwa 150 Euro hinter dem Bedarf zurück, die der Alleinstehenden nur um etwa 
26 Euro. Die bei Familien besonders große Unterdeckung lässt sich dahingehend interpre-
tieren, dass faktisch keine bildungsbedingten Aufwendungen für Kinder mit den Regel-
leistungen abgedeckt werden.  
 
Eine quantitative Aufschlüsselung der im Vorhergehenden ermittelten Bedarfsunterdeckung 
nach einzelnen Ausgabearten ist nicht möglich bzw. wäre willkürlich.  
 
 
Zu Frage 16 a) 
Hat der Gesetzgeber die Bedarfe im Einzelnen berücksichtigt, welche vom Bundesver-
fassungsgericht im Beschluss vom 10. November 1998 (Az.: 2 BvR 1057/91 u. a.) festge-
stellt wurden – nämlich „die Mitgliedschaft in Vereinen sowie sonstige Formen der Be-
gegnung mit anderen Kindern oder Jugendlichen außerhalb des häuslichen Bereichs, 
das Erlernen und Erproben moderner Kommunikationstechniken, der Zugang zu Kul-
tur- und Sprachfertigkeit, die verantwortliche Nutzung der Freizeit und die Gestaltung 
der Ferien“? 
 
Die vom Bundesverfassungsgericht festgestellten Bedarfe hat der Gesetzgeber nicht im Ein-
zelnen berücksichtigt, da er generell von einer impliziten und summarischen Deckung durch 
das Sozialgeld ausgeht. Diese pauschale Annahme trifft aber nicht zu. Denn den genannten 
kindspezifischen Bedarfen, die für die kognitive und soziale Entwicklung von Kindern und 
Jugendlichen wesentlich sind, stehen – wie im Vorhergehenden ausgeführt – nur wenige er-
wachsenenspezifische, in der Regelleistung berücksichtigte Güter und Dienstleistungen und 
nur geringe Haushaltsgrößenersparnisse gegenüber. Folglich werden mit einer Kinderregel-
leistung von nur 60% der Eckregelleistung die höchstrichterlich festgestellten Bedarfe weder 
explizit noch indirekt berücksichtigt.  
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Mitgliedsbeiträge an Organisationen ohne Erwerbszweck gehen bei der Berechnung des Eck-
regelsatzes zwar grundsätzlich ein; von dem Durchschnittsbetrag von 1,17 Euro im unteren 
Einkommensbereich der Alleinstehenden werden 25%, also 0,29 Euro, berücksichtigt. Der 
marginale Durchschnittsbetrag resultiert aus der geringen Quote der Vereinsmitgliedschaften 
in der Referenzgruppe, für den Ansatz von nur einem Viertel fehlt jede Begründung, und 
letztlich wird durch die formale Kalkulation mit wenigen Cent verschleiert, dass die fakti-
schen Möglichkeiten der sinnvollen Betätigung von Kindern stark begrenzt und von kommu-
nalen (kostenfreien oder im Preis ermäßigten) Angeboten abhängig sind.  
 
Auch die „sonstigen Formen der Begegnung mit anderen Kindern oder Jugendlichen außer-
halb des häuslichen Bereichs“, kulturelle Teilhabe und eine förderliche Freizeit- und Ferien-
gestaltung erfordern Geld – z. B. für Fahrkarten, Eintrittskarten für Zoo, Zirkus und Kinder-
theater, für Geburtstagseinladungen, Ferienspiele, Sprachkurse etc.. Mit den Regelleistungen 
werden die entsprechenden Ausgaben im unteren Einkommensbereich der Referenzfamilien 
mit einem Kind nicht gedeckt. Ähnliches gilt für das Erlernen und Erproben moderner Kom-
munikationstechniken: Datenverarbeitungsgeräte und Software gehen mit einem Durch-
schnittsbetrag von nur 2,57 Euro in den Eckregelsatz ein, Aufwendungen für Bild-, Daten- 
und Tonträger bleiben ausgeklammert, Computerkurse sind nicht vorgesehen.  
 
 
Zu Frage 16 b) 
Lassen sich weitere wesentliche Bedarfe für Kinder und Jugendliche identifizieren, wel-
che vom Bundesverfassungsgericht im hier zitierten Beschluss nicht genannt wurden? 
 
Im zitierten Beschluss hat das Bundesverfassungsgericht die in Frage 16 a) genannten Bedarfe 
als Beispiele für die allgemeinen Kosten genannt, „die Eltern aufzubringen haben, um dem 
Kind eine Entwicklung zu ermöglichen, die es zu einem verantwortlichen Leben in dieser 
Gesellschaft befähigt“. Somit ist die Aufzählung nicht abschließend, sie impliziert keine Ver-
nachlässigung weiterer wesentlicher Bedarfe, deren Bedeutung teilweise seit 1998 zugenom-
men hat. Neben dem an anderer Stelle vom Bundesverfassungsgericht genannten Betreuungs-
bedarf sind folgende weitere notwendige Ausgaben von Eltern zu erkennen: 
– Ausgaben für Schulmaterial infolge – regional unterschiedlich – eingeschränkter Lernmit-
telfreiheit, wobei Kosten insbesondere zu Beginn eines Schuljahres anfallen;  
– bei Ganztagsbetreuung bzw. -schulen Kosten für ein warmes Mittagessen;  
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– Ausgaben zur Entdeckung und Förderung von Hobbies (Sport-, Musikunterricht), wobei 
nicht nur laufende Mitglieds- oder Kursbeiträge sondern auch Kosten für Sportbekleidung, 
Noten etc. anfallen;  




Zu Frage 17 a) 
Ist die Deckung derartiger „kultureller“ Bedarfe von Kindern und Heranwachsenden 
aus sachverständiger Sicht nach allem als defizitär zu bezeichnen? 
 
Die faktischen Ausgaben für Freizeit, Unterhaltung, Kultur der Alleinstehenden des unteren 
Einkommensbereichs werden bei der auch für Familien maßgeblichen Eckregelleistungsbe-
rechnung sehr restriktiv – nämlich mit nur 55% – berücksichtigt. Dies mag für Erwachsene 
mit Verweis auf die gesetzliche Formulierung, Beziehungen zur Umwelt und die Teilnahme 
am kulturellen Leben „in vertretbarem Umfang“ in die Regelleistung einzubeziehen (§ 20 
Absatz2 SGB II), zu begründen sein. Bei Kindern und Jugendlichen widerspricht aber eine 
dermaßen beschränkte kulturelle Teilhabe dem in Frage 16 a) zitierten Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts zu den allgemeinen Kosten, „die Eltern aufzubringen haben, um dem 
Kind eine Entwicklung zu ermöglichen, die es zu einem verantwortlichen Leben in dieser 
Gesellschaft befähigt“. Da die Kompensationsthese sich nicht bestätigt hat, ist im Hinblick 
auf die höchstrichterliche Feststellung des 1998 mit dem Kinderfreibetrag nicht hinreichend 
berücksichtigten Erziehungsbedarfs die Deckung „kultureller“ Bedarfe von Kindern und Ju-
gendlichen aus sachverständiger Sicht als defizitär zu bezeichnen. Die Herausnahme einzel-
ner Ausgabepositionen relevanter Gütergruppen und die Ausklammerung von Bildungsausga-
ben stehen dem Grundgedanken des Statistikmodells entgegen, wonach sich im Einzelfall 




Zu Frage 17 b) 
Falls ja: Welche Auswirkungen auf die Lern- und Bildungsfähigkeit des Nachwuchses 
sind aus diesem Grund ggf. mit Wahrscheinlichkeit zu befürchten? Existieren konkrete 
Indikatoren zur Definition sozialer Ausgrenzung für Kinder und Heranwachsende und 
sind die Regelleistungen für Kinder gem. § 20 SGB II, dabei insbesondere im Alter der 
Klägerin, geeignet, dem vorzubeugen? 
 
i) Entwicklung von Ressourcen in der Bildung 
 
Der erste Teil dieser Frage bezieht sich auf den Mangel an Ressourcen in der Bildung, der den 
auf Sozialgeld angewiesenen Kindern aus ihrer defizitären materiellen Lage erwachsen kann. 
Da die Entwicklung kognitiver, sozialer und kultureller Kompetenzen sowie eines positiven 
Bewältigungshandelns nicht erst mit dem Besuch einer Kindertagesstätte oder mit dem Schul-
eintritt und nicht allein in der Kita bzw. Schule erfolgt, ist aus theoretischer Perspektive der 
Zusammenhang mit der sozialen Herkunft offensichtlich. Rauschenbach (2007) sieht die „er-
fahrungsbasierte, lebenswaltnahe und situative“ Alltagsbildung sogar als „Schlüsselfrage der 
Zukunft“ an und empfiehlt, sie aus dem „Schatten der formalen Bildung“ zu führen. In diesem 
Zusammenhang betont er die zentrale Stellung der familialen Bildung. Die Bedeutung des 
Bildungsgeschehens in der Familie ist auch vor dem Hintergrund der begrenzten Ressourcen 
von Kindertageseinrichtungen (Personalausstattung pro Gruppe, Qualifikation der pädagogi-
schen Fachkräfte etc.) groß (Holz 2007). Die Möglichkeiten von Eltern zur Sozialisation und 
Förderung ihrer Kinder ergeben sich zum Einen aus ihren eigenen Befähigungen und Netz-
werken und zum Anderen aus ihren wirtschaftlichen Verhältnissen. Knappe Geldmittel führen 
häufig dazu, dass der Kontakt zu Gleichaltrigen eingeschränkt ist, Hobbies nicht entdeckt 
bzw. nicht gefördert werden, kein Betätigungs- und Entfaltungsraum gegeben ist, gemeinsame 
Unternehmungen der Familien unterbleiben, Schulmaterialien nicht vollständig bezahlbar sind 
und individuelle Förderung – z. B. bei Schulproblemen – nicht möglich ist9. Daraus ergibt 
sich eine vergleichsweise große Wahrscheinlichkeit von Interessenmangel, Konzentrations-
schwäche, sonstigen Verhaltensauffälligkeiten und – dadurch mitbedingt – von begrenzter 
Lern- und Bildungsfähigkeit. Das Risiko der Ausgrenzung ist groß, und Exklusionsprozesse 
verstärken wiederum die primären Folgen der defizitären materiellen Situation für die Lern- 
und Bildungsfähigkeit von Kindern.  
 
                                                 
9
 Vgl. in diesem Zusammenhang Kurth u. a. 2008. 
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Die skizzierten Zusammenhänge sind in vielen Studien belegt worden. Abgesehen von den 
PISA-Studien, die mit dem Ziel internationaler Vergleichbarkeit angelegt sind und für 
Deutschland einen besonders starken Einfluss der sozialen Herkunft auf Bildungschancen 
bzw. -erfolg nachgewiesen haben, sind im vorliegenden Zusammenhang nationale Studien 
über schichtspezifische Bildungsverläufe von Interesse.  
Ü"Aus einer Wiederholungserhebung bei Kindern am Anfang und am Ende ihrer Grund-
schulzeit (vgl. Holz u. a. 2006) hat sich ergeben,  
– dass bei 29% der Kinder von einkommensarmen Familien mindestens eine Klassen-
wiederholung in der Grundschulzeit vorkam gegenüber 8% der Kinder aus höheren 
Einkommensgruppen; 
– dass am Ende der Grundschulzeit bei nur etwa jedem zehnten Kind aus einkommens-
armen Verhältnissen der Übergang zum Gymnasium vorgesehen war gegenüber mehr 
als jedem dritten Kind aus besseren Einkommensverhältnissen10.  
Ü"Große Unterschiede zeigen sich auch bei den Ausbildungswünschen der Kinder selbst. In 
der Altersgruppe von 8 bis 11 Jahren streben nur 20% der Kinder aus sozial benachteilig-
ten Gruppen das Gymnasium bzw. das Abitur an gegenüber gut 80% der Kinder in der 
oberen Schicht und etwa 50% im Gesamtdurchschnitt (World Vision Deutschland e. V. 
2007). Offensichtlich nehmen Kinder bereits sehr früh Benachteiligungen wahr und pas-
sen ihre Erwartungen und Hoffnungen entsprechend an, was die Gefahr früher Resignati-
on und Passivität impliziert.  
Ü"Ein besonderes Risiko der Chancenlosigkeit erwächst aus der Überweisung von Kindern 
in eine Sonder- bzw. Förderschule, die häufig sehr früh erfolgt und kaum widerrufbar ist; 
dementsprechend ist die Nachholung von weiterführenden Schulabschlüssen nahezu un-
möglich. 80% der Absolventen mit sonderpädagogischer Förderung in Sonderschulen er-
reicht keinen Abschluss, gut 18% erreichen immerhin einen Hauptschulabschluss und we-
niger als 2% einen höheren Schulabschluss. Betroffen sind überwiegend Schüler aus är-
meren Verhältnissen oder mit Migrationshintergrund (Kottmann 2006).  
Ü"Die nachhaltig negative Wirkung von geringen oder fehlenden Bildungserfolgen während 
der Schulzeit zeigt sich beim Zugang zu beruflicher Ausbildung und Beschäftigung. Bil-
dungsschwache Jugendliche haben wenig Chancen auf einen betrieblichen Ausbildungs-
platz, sie sind aber auch bei der Bewerbung um eine berufsvorbereitende Maßnahme oder 
                                                 
10
 Bei hohem Bildungsniveau der Mutter wird der negative Einfluss der materiellen Verhältnisse zwar teilweise 
kompensiert. Dennoch ist auch bei dieser Konstellation nur für 17% der Kinder das Gymnasium vorgesehen, bei 
Kindern aus Einkommensgruppen oberhalb der Armutsgrenze und guter Bildung der Mutter sind es fast 50% 
(Holz u. a. 2006, S. 85).  
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eine Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen sowie bei Maßnahmen der ak-
tiven Arbeitsförderung benachteiligt. Die Situation hat sich neuerdings verschärft durch 
die steigende Zahl von Altbewerbern bei den Lehrstellen und durch die Konkurrenz von 
arbeitslosen jungen Erwachsenen mit beruflichem Abschluss (Antoni u. a. 2007). 
Ü"Aus einer Studie über die Bildungsbeteiligung nach sozialer Herkunft für die alten Bun-
desländer ist hervorgegangen, dass nur etwa 20% der 14jährigen Kinder aus Familien in 
der unteren Hälfte der Einkommensverteilung das Gymnasium besuchten gegenüber mehr 
als 50% der Vergleichsgruppe in der oberen Hälfte der Einkommensverteilung (Büchel a. 
a. 2001).  
Ü"Die maßgebliche Bedeutung des sozioökonomischen Hintergrunds für die Chancen auf 
den Erwerb des Abiturs wird auch im jüngsten Bildungsbericht (Autorengruppe Bildungs-
berichterstattung 2008) belegt.  
 
Die begrenzten Möglichkeiten der Kompetenzentwicklung von Kindern in einkommensarmen 
Familien beeinträchtigen nicht nur deren berufliche Chancen, sondern beeinflussen generell 
individuelle Entscheidungen und Handlungsweisen. Denn aus soziologischen Handlungstheo-
rien haben sich  
– strukturelle Beschränkungen („constraints“ durch umgebende Strukturen), 
– sozio-kulturelle Orientierungsmuster („frames“), 
– Einschränkungen der individuellen Entscheidungssituation („bounded rationality“), 
– langfristig gewachsene Überzeugungen („beliefs“) 
– und langfristig bewährte Handlungsgewohnheiten und Routinen („habits“) 
als wesentliche Aspekte zur Erklärung von Handlungsentscheidungen ergeben. Wenn sich im 
Kindes- und Jugendalter Beschränkungen bei diesen Einflussfaktoren bzw. Grundlagen für 
Resignation und „Rückzugsmechanismen“ herausbilden, so hat dies neben ökonomischen 
Folgen auch Konsequenzen für das demokratische Gesellschaftssystem.  
 
ii) Indikatoren sozialer Ausgrenzung von Kindern und Jugendlichen 
 
Im zweiten Teil der Frage 17 b) werden Indikatoren sozialer Ausgrenzung von Kindern und 
Heranwachsenden und ein möglicherweise vorbeugender Effekt der Grundsicherung nach 
dem SGB II angesprochen. Einige Hinweise ergeben sich aus der EVS 2003, die der Regel-
leistungsbemessung zugrunde liegt. Tabelle 7 weist schichtspezifische Teilhabequoten zum 
Bildungsbereich aus, wobei Familien mit Bezug von Sozialhilfe bzw. Grundsicherung wieder 
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ausgeklammert wurden. Bei allen ausgewiesenen bildungsrelevanten Ausgaben nimmt der 
Anteil der Familien, welche die jeweilige Dienstleistung nachfragen, mit steigendem Haus-
haltsnettoeinkommen erheblich zu.  
– Beispielsweise wird im untersten Einkommensquintil nur etwa jede(r) sechste 14- bis 
17jährige durch außerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern gefördert, 
im obersten Quintil ist es jede(r) Dritte.11  
 
Tabelle 7: Anteile der Paarhaushalte mit einem Kind mit bildungsrelevanten Ausgaben an 
allen Familien der jeweiligen Teilgruppe (Teilhabequoten) nach Quintilen1 und nach dem 
Alter des Kindes 
Alter des Kindes Ausgabenart 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
außerschulischer Unterricht in Sport       
oder musischen Fächern       
1. Quintil 7,0% 21,4% 17,7% 
2. Quintil 13,0% 35,6% 30,5% 
3. Quintil 15,7% 44,1% 23,0% 
4. Quintil 14,3% 42,9% 22,3% 
5. Quintil 19,4% 56,0% 36,1% 
Kinderbetreuung      
1. Quintil 36,0% 23,6%   
2. Quintil 43,6% 29,9%   
3. Quintil 51,3% 26,8%   
4. Quintil 47,7% 31,5%   
5. Quintil 51,1% 39,5%   
Nachhilfeunterricht2       
1. Quintil   5,5% 5,5% 
2. Quintil   5,8% 11,7% 
3. Quintil   5,5% 17,6% 
4. Quintil   2,7% 13,1% 
5. Quintil   5,7% 20,3% 
Gebühren für Kurse u. ä.       
1. Quintil 19,1% 9,6% 16,8% 
2. Quintil 20,1% 21,5% 16,2% 
3. Quintil 19,5% 27,0% 23,5% 
4. Quintil 28,9% 26,9% 21,7% 
5. Quintil 28,5% 36,6% 27,2% 
1
 Ermittlung von quartalsspezifischen Quintilsgrenzen – nach Ausschluss von Haushalten mit Sozialhilfe- oder 
Grundsicherungsbezug – und entsprechende (quartalsspezifische) Zuordnung der Haushalte zu Quintilen.  
2
 Bei der Berechnung der Teilhabequoten von Nachhilfeunterricht wurden von der ältesten Gruppe nur diejeni-
gen, die noch eine allgemeinbildende Schule besuchen, berücksichtigt.. 
Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der faktisch anonymisierten 98%-Stichprobe der EVS 2003. 
                                                 
11
 Bei den ausgewiesenen Beteiligungsquoten dürfte es sich ganz überwiegend um kindspezifische Nachfrage 
handeln. Denn insgesamt (über alle Einkommensschichten) haben nur 5% der Alleinstehenden und 6% der Paare 
ohne Kind Ausgaben für außerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern angegeben.  
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– Die mit dem Einkommen steigende Nachfrage nach Kinderbetreuungsleistungen kann die 
bestehende Chancenungleichheit tendenziell verstärken, da Kindergarten, Kindertagesstät-
te und Hort auch als Förder- und Bildungsinstitutionen zu sehen sind.  
– Dies gilt gleichermaßen für die schichtspezifische Inanspruchnahme von Nachhilfeunter-
richt. Im untersten Quintil erfährt etwa jede(r) zwanzigste 14- bis 17jährige Schüler(in) 
diese Unterstützung, in der höchsten Einkommensgruppe dagegen jede(r) fünfte Schü-
ler(in). Da es sich im oberen Einkommenssegment überwiegend um Eltern mit weit rei-
chendem eigenen Bildungshintergrund handelt, kumulieren hier also häufig familiäre und 
außerfamiliäre Unterstützungen, während es am unteren Ende der Einkommenshierarchie 
an beiden Unterstützungsformen meist mangelt.  
– Schließlich zeigen sich auch bei Kursen u. ä. mit dem Einkommen steigende Beteili-
gungsquoten, insbesondere bei einem Kind der mittleren Altersgruppe. Selbst wenn es 
sich hier teilweise um eine Kursteilnahme der Eltern handelt12, dürfte auch der verblei-
bende kindspezifische Anteil an den entsprechenden Ausgaben positiv mit dem Haus-
haltsnettoeinkommen korreliert sein.  
 
Die Indikatoren in Tabelle 7 deuten also Ausgrenzungsmechanismen sogar für die diesem 
Gutachten zugrunde liegende Referenzgruppe – Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind 
des unteren Einkommensquintils – an und sind somit umso mehr für Familien mit Grundsi-
cherungsbezug anzunehmen; denn die derzeitigen Regelleistungen nach dem SGB II liegen 
erheblich unter den Durchschnittsausgaben der Referenzgruppe. Die geringen Teilhabequoten 
der Referenzfamilien verdeutlichen letztlich aber die Grenzen des Statistikmodells im vorlie-
genden Kontext, da das beobachtete Ausgabeverhalten nicht nur Bedarf sondern auch Ein-
kommensrestriktionen spiegelt. So ist nicht davon auszugehen, dass die seltene Nachfrage 
nach Nachhilfeunterricht im unteren Einkommensbereich auf weit überdurchschnittliche 
Schulleistungen dieser Kinder zurückzuführen ist; vielmehr ist anzunehmen, dass die Teil-
nahme an freiwilligen und kostenträchtigen außerschulischen Bildungsangeboten in dieser 
Gruppe nicht finanzierbar ist. Mit einer Reform der Regelleistungsbemessung kann hier nur 
teilweise gegengesteuert werden. Um das in vielen Studien belegte Muster des schichtspezifi-
schen Zugangs zu Bildungswegen aufzubrechen, sind offenbar individuell ausgerichtete För-
derinstrumente für Kinder aus einkommensschwachen Familien und Öffnungsklauseln im 
                                                 
12
 In den Kontrollgruppen der Alleinstehenden und der Paare ohne Kind haben insgesamt (über alle Einkom-
mensschichten) 11% (Alleinstehende) bzw. 12% (Paare ohne Kind) Ausgaben für Kursgebühren u. ä. angegeben. 
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Grundsicherungsrecht mit der Möglichkeit der Kostenübernahme bei besonderen Aufwen-
dungen erforderlich.  
 
Weitere Indikatoren zur sozialen Ausgrenzung von Kindern und Heranwachsenden finden 
sich in verschiedenen Kinder- und Jugendstudien. Dabei handelt es sich teilweise wieder um 
schichtspezifische Teilhabequoten bei bildungsrelevanten Aktivitäten, aber auch an Netzwer-
ken und darüber hinaus um Handlungs- und Bewältigungsmuster, die bei negativer oder auf-
fälliger Ausprägung mit einem hohen Ausgrenzungsrisiko verbunden sind.  
Ü"Bei einer Untersuchung an einer Grundschule im Jahr 1998 (Richter 2000) hat sich ge-
zeigt, dass Kinder aus einkommensarmen Familien nur äußerst selten bzw. überhaupt 
nicht in Vereinen – seien es Sportvereine, Theatergruppen oder die Jugendfeuerwehr – 
oder in der Kreismusikschule eingebunden waren; sie haben auch das Angebot von 
Bibliotheken nicht wahrgenommen. Demgegenüber waren Kindern oberhalb der 
Armutsgrenze in diesen Netzwerken sehr häufig aktiv.  
Ü"Aus einer Untersuchung von Kindern am Ende der Grundschulzeit (Holz u. a. 2006) hat 
sich ergeben, 
– dass jeweils nur etwa die Hälfte der einkommensarmen Kinder ein eigenes Kinder-
zimmer hat und regelmäßig Taschengeld erhält gegenüber etwa vier Fünfteln der Kin-
der oberhalb der Armutsgrenze; 
– dass Einschränkungen bei Essen und Kinderkleidung mit einem Viertel bzw. Fünftel 
der Fälle unterhalb der Armutsgrenze ein häufiges Problem sind;  
– dass bei gut einem Sechstel der Kinder unterhalb der Armutsgrenze ein Hortbesuch 
aus Geldmangel nicht möglich ist; 
– dass nur etwa ein Drittel der einkommensarmen Kinder in einem Verein ist gegenüber 
zwei Dritteln der Vergleichsgruppe; 
– dass nur etwa die Hälfte der einkommensarmen Kinder den eigenen Geburtstag feiert 
(feiern kann); 
– dass nur ein Drittel der einkommensarmen Kinder Internetzugang hat gegenüber gut 
zwei Dritteln oberhalb der Armutsgrenze; 
– dass einkommensarme Kinder – insbesondere Jungen – im Falle von Streit mit den El-
tern oder mit anderen Bezugspersonen vergleichsweise häufig „Ärger machen“ (nega-
tives Bewältigungshandeln) und im Falle von Trauer vergleichsweise selten „erst mal 
mit jemandem reden“ oder weinen. 
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Ü"In der Kinderstudie von World Vision Deutschland e. V. (2007) wird gezeigt, dass Kinder 
umso besser sozial integriert sind je gehobener die Herkunftsschicht ist. Bei 28% der Kin-
der wird die Integration als latent problematisch bezeichnet – weil der Freundeskreis klein 
ist oder die Kinder mit dem Freundeskreis nicht zufrieden sind –, bei 7% der Kinder ist 
die Integration sogar unmittelbar defizitär; betroffen sind insbesondere Kinder aus der un-
teren Schicht.  
 
Die vielfältigen Formen kultureller Teilhabe von Kindern und Jugendlichen sind geeignet, 
Interessen zu wecken und Fertigkeiten zu erproben. Kontakte mit Gleichaltrigen fördern sozi-
ales Verhalten und erleichtern das Lernen und Artikulieren im Klassenverband. Freizeit- und 
außerschulische Bildungsangebote wirken dementsprechend auch als „Aktivierung“ und kön-
nen übermäßigem Medienkonsum, passiven Verhaltensmustern und Resignation im Falle von 
Enttäuschungen entgegenwirken; sie sind allerdings meist mit Kosten für die Familie verbun-
den. Da die derzeitigen Regelleistungen für Familien mit einem Kind der mittleren Alters-
gruppe (6 bis unter 14 Jahre) um etwa 150 Euro hinter dem durchschnittlichen, in Anlehnung 
an die RSV ermittelten Bedarf der Referenzgruppe zurückbleiben – dieses Defizit entspricht 
der Summe der Bedarfe für „Freizeit, Unterhaltung, Kultur“, „Bildung“ und eines Drittels des 
Verkehrsbedarfs – (Tabelle 6), ist die Sozialgeldbemessung nach §§ 20, 28 SGBII nicht ge-







Ausgangspunkt der vorstehenden Überlegungen und empirischen Analysen sind die in § 20 
Abs. 1 Satz 1 SGB II i. V. m. § 28 SGB XII verankerten Ziele des Grundsicherungssystems 
und der im vorliegenden Kontext relevante Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 
10.11.1998 zum steuerlich frei zu stellenden Betreuungs- und Erziehungsbedarf (Az.: 2BvR 
1057/91). Zur Überprüfung der derzeitigen Umsetzung dieser normativen Vorgaben wurden 
die Paare mit einem minderjährigen Kind im unteren Einkommensbereich als Referenzgruppe 
und die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003 als Datenbasis herangezogen. Bei den 
Berechnungen wurde von der unter theoretischen Aspekten unabdingbaren, im Rahmen dieses 
Gutachtens aber nicht umsetzbaren Herausnahme von Familien in verdeckter Armut abgese-
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hen.13 Darüber hinaus wurden Preissteigerungen seit 2003 nicht berücksichtigt, so dass die 
ermittelten Bedarfe eher als untere Grenzwerte zu interpretieren sind.  
 
Die Analysen führen zu dem Ergebnis, dass bei der derzeitigen Ermittlung der Eckregelleis-
tung teilweise nicht sachgerecht verfahren wird, so dass sie systematisch zu gering bemessen 
wird, dass aber eine Anhebung der Eckregelleistung allein nicht ausreicht, um den Bedarf von 
Familien zu decken. Denn den besonderen entwicklungsbedingten und bildungsrelevanten 
Bedarfen von Kindern stehen nur geringe Haushaltsgrößenersparnisse und erwachsenenspezi-
fische Güter im Statistikmodell gegenüber, so dass die Kompensationsthese der Bundesregie-
rung nicht zutrifft. Mit Blick auf das Ziel gleicher Chancen für Kinder sollte also die Bemes-
sung der Regelleistungen für Familien neu gestaltet werden; zudem ist auch die (Wieder-) 
Einführung von Öffnungsklauseln im Grundsicherungsrecht zu empfehlen, um eine individu-
elle Förderung von Kindern nicht am elterlichen Einkommen bzw. an der strengen Pauscha-





Riedstadt, 15. September 2008 
 
 
                                                 
13
 Nach einer ersten Approximation ist damit zu rechnen, dass der Bedarf der Paare mit einem Kind um ungefähr 
40 Euro höher ausfällt, wenn verdeckte Armut aus der Referenzgruppe ausgeklammert wird. Vgl. Becker 2007, 
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Zu viele Kinder wachsen in Deutschland in
Familien auf, die ihren Lebensunterhalt nicht aus
eigener Kraft verdienen können. Arbeitslosigkeit
ist hierfür der wichtigste Grund. Aber auch viele
Eltern, die regulär einer niedrig bezahlten Arbeit
nachgehen, sind auf ergänzendes Arbeitslosen-
geld II angewiesen oder leben in verdeckter
Armut. Diese Familien brauchen eine materielle
Existenzsicherung. Aber sie brauchen auch
Mittel, ihre Kinder so zu befähigen, dass sie aus
der Perspektivlosigkeit herauskommen.
Eine Politik der Bekämpfung der Kinderarmut
muss sowohl den Kindern helfen, deren Eltern
arbeitslos sind, als auch denen, deren Eltern
aufgrund einer niedrigen Qualifikation oder einer
schlechten örtlichen Arbeitsmarktlage zu wenig
verdienen können. Die Caritas hat die Probleme
untersucht und Lösungsvorschläge zur Be-
kämpfung der Kinderarmut erarbeitet. 
Das Ergebnis ist eindeutig: Die Regelsätze für
Kinder müssen neu, und zwar unter Berücksich-
tigung kindspezifischer Bedarfe berechnet
werden. Nach unserer Schätzung müssen sie
je nach Alter zwischen 21 Euro und 54 Euro
pro Monat erhöht werden. Eltern, die arbeiten
und ihren eigenen Lebensunterhalt bestreiten
könnten, dürfen dadurch nicht in das Arbeitslo-
sengeld-II-System abgedrängt werden. Deshalb
muss in der Folge der Erhöhung des Kinder-
regelsatzes der Kinderzuschlag so ausgestaltet
sein, dass diese Familien für ihre Kinder exis-
tenzsichernde Leistungen erhalten. Hierzu ist
der Kinderzuschlag zu erhöhen. Darüber hinaus
muss er auch Familien im Niedrigeinkommens-
bereich und in der unteren Mittelschicht er-
reichen. Zur Linderung der verdeckten Armut
muss es ein Wahlrecht zwischen Kinderzu-
schlag und Arbeitslosengeld II geben.
Schließlich fordern wir auch die Länder und
Kommunen auf, zur Befähigung von Kindern
aus benachteiligten Familien beizutragen.
Für diese Kinder muss es ein kostengünstiges
Schulmittagessen geben, Lehrmittelfreiheit, ein
Starterpaket mit Lernmitteln (Stifte, Hefte etc.)
zum Schulanfang, kostenloser Nachhilfe- und
Musikunterricht, Vereinsbeiträge sowie Frei-
karten für den öffentlichen Nahverkehr und
öffentliche Schwimmbäder.
Sind Kinder unsere Zukunft? Ja, sie sind es.
Aber alle Kinder, bitteschön. Denn keines darf
















In Deutschland leben 1,9 Millionen Kinder unter 15 Jahren in Fa-
milien, die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende,
das sogenannte Arbeitslosengeld II und das Sozialgeld, erhalten.
Damit ist jeder vierte der insgesamt 7,6 Millionen Hilfeempfänger
ein Kind. Der Staat versucht, durch die Grundsicherungsleistun-
gen Armut zu bekämpfen und den Menschen, die aus eigenem
Einkommen ihre Existenz nicht oder nur teilweise  sichern kön-
nen (die sogenannten „Aufstocker“), ein Leben auf dem soziokul-
turellen Existenzminimum zu gewährleisten. Diese Funktion kann
die Grundsicherungsleistung nur erfüllen, wenn ihre Höhe be-
darfsgerecht festgelegt ist. Der Deutsche Caritasverband hinter-
fragt in der vorliegenden Studie die Regelsatzfestlegung für Kin-
der und unterbreitet Vorschläge einer verbesserten Politik für
arme Familien. Dies ist Teil der Befähigungsinitiative des Verban-
des für benachteiligte Kinder und Jugendliche. Familien mit Kin-
dern brauchen Hilfen, die es ihnen ermöglichen, aus eigener
Kraft als Familie zu leben und ihre Kinder in einem zukunfts- und
perspektivenoffenen Umfeld zu erziehen.
Auch wenn eine ausreichende materielle Grundlage nicht al-
leine angemessene Rahmenbedingungen für das Heranwach-
sen von Kindern garantieren kann, sind die Entwicklungschan-
cen von Kindern ohne diese materielle Sicherung deutlich ein-
geschränkt. Trotz der hohen Bedeutung der materiellen
Sicherung wird derzeit der Bedarf von Kindern nicht eigens er-
mittelt. Der Regelsatz von Kindern wird mit einem willkürlich
festgesetzten Prozentwert aus dem Regelsatz alleinstehender
Erwachsener abgeleitet. Dies wird dem spezifischen Bedarf der
Kinder und ihrer Familien nicht gerecht. Der Deutsche Caritas-
verband unterbreitet hiermit einen Vorschlag, wie ein eigenstän-
diger Regelsatz für Kinder bestimmt werden kann. 
Eine Politik für arme Familien kann sich nicht allein auf die
Familien beschränken, deren Eltern arbeitslos oder auf ergän-
zendes Arbeitslosengeld II angewiesen sind. Auch die Kinder,
deren Eltern niedrige Einkommen beziehen, brauchen gute Ent-
wicklungschancen. Es ist allgemeiner gesellschaftlicher Kon-
sens, dass Eltern, die ohne Kinder ihren Lebensunterhalt verdie-
nen könnten, nicht allein deshalb in die Grundsicherung für Ar-
beitsuchende (SGB II) verwiesen werden sollen, weil ihr
Einkommen für den Unterhalt ihrer Kinder nicht ausreicht. Des-
halb muss den Kindern dieser Eltern eine Existenzsicherung au-
ßerhalb des SGB II ermöglicht werden. Der Staat versucht dies
derzeit durch einen Kinderzuschlag für gering verdienende Fa-
milien und das Wohngeld. Diese Instrumente sind im Prinzip
sinnvoll. Die vorliegende Untersuchung zeigt jedoch, dass die
derzeitige Gesetzeslage Brüche und Widersprüche in den Ein-
kommensverläufen der Familien erzeugt; auch belässt das In-
strument in seiner heutigen Ausgestaltung Familien in der ver-
deckten Armut. Der Vorschlag des DCV für eine Modifizierung
des Kinderzuschlags zielt darauf ab, in Kombination mit dem
Wohngeld verdeckte Armut von Familien zu lindern. Außerdem
wird in dem Vorschlag eine einkommensabhängige und eigen-
ständige Kindergrundsicherung für Familien außerhalb des SGB
II entwickelt. Sie verhindert nicht nur, dass Familien wegen der
Bedarfe ihrer Kinder auf Leistungen der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende angewiesen sind, sondern unterstützt darüber hi-
naus Familien im Niedrigeinkommensbereich und sogar bis in
die untere Mittelschicht. Und vor allem: Der Familie bleibt auch
bei geringem Einkommen von jedem hinzuverdienten Euro ein
guter Teil in der Haushaltskasse. Es lohnt sich also, mehr zu ar-
beiten oder sich weiterzuqualifizieren, um mehr zu verdienen.
Schließlich legt der DCV aufgrund der Erfahrungen aus der
Befähigungsinitiative einen Vorschlag vor, wie benachteiligte
Kinder befähigt werden können, ihre eigenen Lebenschancen zu
entdecken und ihre Potenziale zu entfalten. Unter dem Leitwort
der „befähigenden Sachleistungen“ schlägt er für Kinder unter an-
derem vor: ein Schulmittagessen für einen Euro, ein Starterpaket
für den Schulanfang, Lehrmittelfreiheit, Zuschüsse zu Lernmitteln
zu Beginn des Schuljahres, kostenloser Nachhilfe-, Musik- und
Sportunterricht, freie Vereinsbeiträge und schließlich das, was es
früher schon einmal gab: die kostenlosen Schwimmbadkarten für
arme Familien. Zusammen mit einer kostenlosen Nutzung des öf-
fentlichen Nahverkehrs im notwendigen Umfang müssen Kinder
aus armen Familien dann nicht mehr außen vor bleiben. 
Man muss ehrlich einräumen, dass es arme Kinder und Ju-
gendliche geben wird, die nicht oder nur in geringem Maße von
der hier vorgeschlagenen Verbesserung der materiellen Situati-
on ihrer Familien profitieren werden, weil ihre Eltern ihrer Erzie-
hungsverantwortung nicht nachkommen können, weil eine
Suchterkrankung die Familienkasse belastet oder weil ausrei-
chende Kompetenzen im Umgang mit knappen Ressourcen
fehlen. Selbst befähigende Sachleistungen mögen wenig wir-
ken, weil unter diesen besonders belasteten Bedingungen die
Ermutigung fehlt, auch kostenfreie Angebote von Musik- oder
Sportvereinen zu nutzen. Es ist aber unangemessen, deswegen
die ausreichende materielle Ausstattung armer Familien für
zweitrangig zu erklären. Damit würde man nicht den vielen Paa-
ren und Alleinerziehenden gerecht, die auch unter belasteten
Bedingungen wie einer lang andauernden Arbeitslosigkeit ihren
Kindern gute Startchancen geben wollen. Die Befähigung von
Kindern braucht auch angemessene materielle Bedingungen.
Kindern und Jugendlichen aus besonders belasteten Verhältnis-
sen und ihren Familien muss auf zusätzliche Weise geholfen
werden. Die verbandliche Caritas bemüht sich, hierbei ihre
Dienste und Einrichtungen als Netzwerk früher Hilfen bereitzu-
stellen. Sie hat ein Haushaltsorganisationstraining entwickelt,
um Familien in prekären Lebenslagen beizustehen, die durch die
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1. Regelsätze basieren auf Ausgaben
eines alleinstehenden Erwachsenen 
Die Höhe der Regelsätze – also des notwendigen Bedarfs zum
Lebensunterhalt – wird mit Hilfe des sogenannten Statistikmo-
dells ermittelt8: Dabei werden die Konsumausgaben der unters-
ten 20 Prozent der nach ihren Nettoeinkommen geschichteten
Haushalte von Alleinstehenden (ohne Sozialhilfeempfänger) er-
hoben. Von ihnen wird angenommen, dass sie mehr ausgeben,
als sie zur Deckung ihres notwendigen Lebensunterhalts brau-
chen würden.9 Auf Basis dieser Ausgaben wird dann – nach den
in den folgenden Punkten erläuterten Regeln – der sogenannte
Eckregelsatz ermittelt, der die Grundlage für alle anderen Regel-
sätze bildet. Statistisch ist der durchschnittliche Haushalt in der
Referenzgruppe der Haushalt eines älteren Alleinstehenden.10
2. Bereinigung der Referenzgruppe um Sozialhilfeempfänger
Aus der Referenzgruppe werden die Sozialhilfeempfänger he-
rausgenommen. Die Herausnahme der Sozialhilfeempfänger ist
wichtig, da bei ihnen nicht vermutet werden kann, dass sie mehr
ausgeben als sie für ihren notwendigen Lebensunterhalt brau-
chen. Eine Bereinigung der Referenzgruppe um weitere Perso-
nengruppen erfolgt nicht. 
3. Abschläge auf die Ausgaben eines
alleinstehenden Erwachsenen
Die Ausgaben werden durch die Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) ermittelt. Sie sind in unterschiedliche Abteilun-
gen gegliedert, die in § 2 Abs. 2 der Regelsatzverordnung
(RSVO) genannt sind. Zum Beispiel werden in Abteilung 01 die
Ausgaben für Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke einge-
stellt, in Abteilung 02 die Ausgaben für alkoholische Getränke,
Tabakwaren und Ähnliches, und in Abteilung 03 finden sich die
Ausgaben für Bekleidung und Schuhe etc.
In einem zweiten Schritt wird gewertet, welche dieser Aus-
gaben nicht zum notwendigen Lebensunterhalt im Sinne des so-
ziokulturellen Existenzminimums zählen. So werden bei der Be-
stimmung des Eckregelsatzes für den erwachsenen Alleinste-
henden die Ausgaben, die in Abteilung 10 (Bildungswesen)
eingestellt wurden, allesamt nicht berücksichtigt, da sie nicht re-
gelsatzrelevant seien. Auch bei den einzelnen Untergruppen von
Konsumgütern in den Abteilungen wird entsprechend gewertet.
Durch die vollständige oder teilweise Herausrechnung bestimm-
ter Ausgaben ergeben sich bezogen auf die Gesamtausgaben in
den Abteilungen entsprechende Abschläge. So wird zum Bei-
spiel in Abteilung 09 „Freizeit, Unterhaltung und Kultur“ ein Ab-
schlag von 45 Prozent vorgenommen (55 Prozent werden aner-
kannt), weil zum Beispiel Ausgaben für „Haustiere einschließlich
Veterinär- und andere Dienstleistungen“ enthalten sind, die
nicht als regelsatzrelevant angesehen werden.11 
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Vielfalt emotionaler, sozialer, finanzieller und erzieherischer Pro-
bleme überlastet sind. In diesem Training werden grundlegende
Alltagskompetenzen vermittelt. Der DCV leistet seinen eigenen
Beitrag zur Befähigung und zur Verbesserung der Teilhabe ar-
mer Kinder und Jugendlicher in der Gesellschaft: in katholischen
Kindergärten, in der Schulsozialarbeit, mit dem Einsatz von Pa-
ten bei der Begleitung von benachteiligten Jugendlichen, in den
Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe. Aber die Caritas
braucht Mitstreiter, wenn es um die Existenzsicherung und die
Armutsvermeidung von Familien geht. Bei dem jetzt beginnen-
den Wahlkampf dürfen arme Familien nicht außen vor bleiben,
auch wenn sie kein organisiertes Wählerpotenzial stellen. Die
hier unterbreiteten Vorschläge sind etwa so teuer wie die vieldis-
kutierte Pendlerpauschale oder andere politische Maßnahmen,
die vorrangig auf die Mittelschicht zielen. 
A. Der neue Kinderregelsatz
I. Derzeitige Bemessung der Kinderregelsätze
Nach Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprin-
zip des Art. 20 Abs. 1 GG ist der deutsche Staat verpflichtet,
Mindestvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein zu
schaffen. Dieses hat erforderlichenfalls durch Sozialleistungen
zu erfolgen.2 Es reicht nicht, wenn der Staat allein für die zum
Überleben notwendige Nahrung, Kleidung und Unterkunft sorgt,
sondern er muss vielmehr das sogenannte soziokulturelle Exis-
tenzminimum sichern. Dazu gehört zusätzlich zur materiellen
Existenzsicherung die Teilnahme am Leben in der Gemein-
schaft. Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsge-
richts ist dies nur dann erfüllt, wenn die Hilfebedürftigen in der
Umgebung von Nicht-Hilfeempfängern ähnlich wie diese leben
können.3 Soweit sie gegenüber Beziehern niedriger Einkommen
benachteiligt sind, müssen sie die Möglichkeit haben, dies
durch Sparsamkeit auszugleichen; die Schlechterstellung darf
nicht zu Ausgrenzung führen.4 Eine solche Ausgrenzung liegt
aber zum Beispiel vor, wenn ein von Sozialhilfe oder Sozialgeld
lebendes Kind aus finanziellen Gründen keine Schultüte be-
kommt5, nicht an einer Klassenfahrt teilnehmen kann6 oder wenn
jemand zu Weihnachten nur Geschenke erhält, aber eigene Ge-
schenke nicht finanzieren kann.7
Die Sozialleistungen der Grundsicherung regelt der Staat im
SGB II und SGB XII. Der Bedarf zum Lebensunterhalt von Hilfe-
bedürftigen – außerhalb von Einrichtungen – wird pauschal
durch Regelleistungen beziehungsweise Regelsätze erbracht.
Dabei ist vorgesehen, dass Kosten für Unterkunft und Heizung
sowie Mehrbedarfe separat übernommen werden. Die Bemes-
sung der Regelsätze wird im Folgenden vorgestellt.
In einem letzten Schritt werden alle als regelsatzrelevant an-
erkannten Ausgaben zusammengerechnet. Diese Summe ergibt
den Regelsatz des alleinstehenden Erwachsenen (Eckregel-
satz). Er beträgt derzeit 351 Euro.
4. Festlegung der Prozentsätze für den Kinderregelsatz
Die Regelleistungen beziehungsweise Regelsätze für Kinder
werden prozentual vom Eckregelsatz abgeleitet: Sie betragen
für Kinder bis 13 Jahre 60 Prozent und für ältere Kinder 80 Pro-
zent des Eckregelsatzes.12 Aktuell erhalten Kinder bis zum Alter
von 13 Jahren damit 211 Euro als Regelsatz und im Alter von 14
bis 17 Jahren einen Regelsatz in Höhe von 281 Euro. 
Zur Begründung der unterschiedlichen Prozentsätze von 60
Prozent beziehungsweise 80 Prozent des Eckregelsatzes für die
beiden Altersklassen wird auf die Ergebnisse einer statistischen
Untersuchung aus dem Jahre 2003 verwiesen, nach der 14-jäh-
rige und ältere Kinder nach den Ergebnissen der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 1998 etwa um ein Drittel höhere
Kosten als jüngere Kinder verursachen.13
5. Wahl der Altersklassen 
Im früheren Bundessozialhilfegesetz (BSHG) wurde hinsichtlich
der Regelsatzhöhe unterschieden nach Kindern unter sieben
Jahre, zwischen sieben und 13 Jahren, zwischen 14 und 17
Jahren und jungen Erwachsenen ab 18 Jahren.14 Seit 1.1.2005
wird nur noch in die Altersklassen unter 14 Jahren und über 14
Jahren unterteilt. Dies wird mit „international anerkannten wis-
senschaftlichen Verfahren, zum Beispiel der modifizierten
OECD-Skala“ begründet.15 Zugleich wird darauf hingewiesen,
dass sich eine genauere Differenzierung bei der gebotenen ty-
pisierenden Betrachtungsweise nicht durch allgemein geltende
Regelungen abbilden lasse.16
6. Anpassung des Regelsatzes an die 
Rentenentwicklung
Nach § 28 Abs. 3 SGB XII muss die Regelsatzbemessung Stand
und Entwicklung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten
und Lebenshaltungskosten berücksichtigen. Die Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe, aus der der Eckregelsatz ermittelt
wird, wird alle fünf Jahre erhoben. Zwei Jahre später liegen
die Ergebnisse ihrer Auswertung vor. Der Regelsatz wird dann im
darauffolgenden Jahr neu festgestellt. In den Jahren
zwischen den Regelsatzfestsetzungen wird der Regelsatz jeweils
zum 1. Juli eines Jahres an die Veränderung des Rentenwerts in
der gesetzlichen Rentenversicherung angepasst.17 Die letzte Ein-
kommens- und Verbrauchsstichprobe wurde im Jahr 2003 erho-
ben. Die Ergebnisse lagen 2005 vor. Der Regelsatz wurde 2006
darauf hin neu errechnet. Die nächste Erhebung läuft aktuell im
Jahr 2008. Die Ergebnisse werden für 2010 erwartet.
7. Verkehr
In Abteilung 07 der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe wer-
den die Ausgabenpositionen im Bereich „Verkehr“ eingestellt. Als
regelsatzrelevant werden nur folgende Positionen anerkannt:
a. Kauf von Fahrrädern
b. Zubehör, Einzel- und Ersatzteile für Fahrräder
c. Fremde Verkehrsdienstleistungen (ohne „im 
Luftverkehr/auf Reisen“)
Hingegen werden die Ausgaben für den Kauf und die Nutzung
eines Pkws nicht in den Regelsatz aufgenommen.
8. Abweichende Bedarfe
Der Regelsatz ist eine Pauschale, die sich an den Bedarfen ei-
nes Durchschnittsbürgers orientiert. Abweichende Bedarfe wer-
den nicht berücksichtigt. Im SGB XII gibt es diese Möglichkeit
einer abweichenden Festsetzung des Regelsatzes in § 28 Abs. 1
Satz 2. Im SGB II ist sie indes ausdrücklich gemäß § 3 Abs. 3
Satz 2 ausgeschlossen. 
II. Kritik an der derzeitigen Bemessung der
Kinderregelsätze
Die dargestellte Bemessung der Regelsätze für Kinder hat viele
Schwachpunkte:
1. Orientierung am Ausgabeverhalten von
alleinstehenden Erwachsenen unzureichend
Die Regelsätze für Kinder orientieren sich in ihrer Bemessung nicht
am Ausgabeverhalten der Familien für ihre Kinder im Niedrigein-
kommensbereich, sondern am Ausgabeverhalten eines allein-
stehenden Erwachsenen. Unberücksichtigt bleibt daher die Tatsa-
che, dass Kinder spezifische Bedarfe haben, für die Familien Aus-
gaben tätigen, zum Beispiel Kosten für Bildung, Spielzeug, Kinder-
betreuung etc. Die Ausgaben von Familien für Kinder unterschei-
den sich damit deutlich von denen alleinstehender Erwachsener.
2. Verdeckt Arme werden nicht berücksichtigt
Bei der Festlegung der Referenzgruppe, deren Ausgabeverhal-
ten für die Regelsatzberechnung herangezogen wird, werden
die Haushalte mit Empfängern von Leistungen der Sozialhilfe
herausgenommen. Dies ist insofern schlüssig, als sich der Re-
gelsatz allein am Ausgabeverhalten der Niedrigeinkommensbe-
zieher orientieren soll. Würde man die Haushalte von Sozialhilfe-
empfängern in die Berechnung einbeziehen, würde ihr eigenes
Ausgabeverhalten den zukünftigen Regelsatz beeinflussen. Das
wäre ein Zirkelschluss. 
Ein ähnliches Problem ergibt sich aber auch bei den soge-
nannt verdeckt armen Menschen, die – zum Beispiel aus
Scham – keine Sozialhilfe in Anspruch nehmen, obwohl sie auf-
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grund ihres geringen Einkommens dazu berechtigt wären. Da
sie keine Sozialhilfeempfänger sind, werden sie nach geltendem
Recht auch nicht aus der Referenzgruppe herausgenommen.
Das wäre aber erforderlich, da ihr Einkommen unterhalb des so-
ziokulturellen Existenzminimums liegt. 
3. Abschläge bei Ausgaben des alleinstehenden
Erwachsenen nicht ohne weiteres auf die Ausgaben
für Kinder übertragbar
Die Abschläge, die bei der Bemessung des Eckregelsatzes auf
die Ausgaben eines alleinstehenden Erwachsenen in den einzel-
nen Abteilungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
erhoben werden, lassen sich nicht ohne weiteres auf die Ermitt-
lung der Regelsätze für Kinder übertragen. Die Abschläge sind
das Resultat einer Wertung, die bei den einzelnen Verbrauchs-
posten in der jeweiligen Abteilung vorgenommen worden ist. So
wäre es bei Kindern geboten, die in Abteilung 10 (Bildungswe-
sen) eingestellten Ausgaben für Nachhilfeunterricht, Kinderbe-
treuung, Kurse etc. als regelsatzrelevant anzusehen und in die
Berechnung der Regelsätze für Kinder einzustellen. 
Darüber hinaus sind auch die weiteren innerhalb der Abtei-
lungen vorgenommenen Abschläge zu überprüfen. So wird in
Abteilung 09 (Freizeit, Unterhaltung, Kultur) die Ausgabeposition
„Außerschulischer Unterricht in Sport oder musischen Fächern“
mit einem durchschnittlichen Ausgabenbetrag von 0,75 Euro im
Haushalt eines alleinstehenden Erwachsene nicht in die Regel-
satzberechnung eingestellt. Bei Kindern könnte hier allerdings
eine andere Wertung gerechtfertigt sein. Damit würde sich auch
ein anderer Abschlag auf die gesamte Abteilung 09 ergeben.
Überdies ist zu beachten, dass sich bei Familien auch andere
Ausgabenbeträge in den einzelnen Positionen ergeben können:
Beispielsweise haben Familien wohl höhere Ausgaben für „Au-
ßerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern“ als
Alleinstehende. Falls Familien einen höheren Anteil ihrer Ge-
samtausgaben in einer Abteilung auf regelsatzrelevante Güter
verwenden, würde sich für die gesamte Abteilung auch ein an-
derer Abschlag ergeben. 
Die in der Regelsatzverordnung (§ 2 RSVO) aufgeführten Ab-
schläge lassen sich daher nicht ohne weiteres auf die Regel-
satzberechnung für Kinder übertragen. 
4. Pauschale Festsetzung der Kinderregelsätze
ohne Begründung
Nicht nachvollziehbar ist die Begründung der für Kinder pau-
schal festgesetzten Prozentsätze vom Erwachsenenregelsatz.
Zunächst fehlt eine Begründung, warum für jüngere Kinder 60
Prozent des Regelsatzes eines alleinstehenden Erwachsenen
angesetzt werden. Dieser Wert ist willkürlich gesetzt. Auch der
Verweis darauf, dass nach einer statistischen Untersuchung aus
dem Jahre 2003 14-jährige und ältere Kinder nach den Ergeb-
nissen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1998 etwa
um ein Drittel höhere Kosten als jüngere Kinder verursachen sol-
len, überzeugt nicht. So wird in der angegebenen Untersuchung
gar nicht in die Altersklassen 0–13 und 14–17 Jahre unterteilt,
sondern mit den Altersklassen 0–6, 6–12 und 12–18 Jahre ge-
rechnet.18 Die Höhe der Prozentsätze steht daher in keinem
nachvollziehbaren Zusammenhang zum Konsumverhalten von
Familien mit Kindern im Niedrigeinkommensbereich. 
5. Wahl der Altersklassen ist undurchsichtig
Der pauschale Verweis auf „international anerkannte wissen-
schaftliche Verfahren“ zur Begründung der Wahl der Altersklas-
sen, zum Beispiel die OECD-Skala, überzeugt nicht. Maßgeblich
für die Bestimmung des Regelsatzes von Kindern muss sein, in
welcher Höhe die Familien der Referenzgruppe – je nach Alter
des Kindes – Ausgaben tätigen. Erst anhand einer solchen Un-
tersuchung lassen sich eigene Altersklassen rechtfertigen. Den
entwicklungsbedingten Besonderheiten im Ausgabeverhalten
ist gerade bei Kindern Rechnung zu tragen, weil ansonsten eine
Bedarfsunterdeckung droht. Vor dem Hintergrund des Bedarfs-
deckungsprinzips können diese besonderen Bedarfe nicht mit
einem pauschalen Hinweis auf die „gebotene typisierende Be-
trachtung“ abgetan werden. 
6. Mangelnder Inflationsausgleich führt
zu faktischer Bedarfsunterdeckung
Die Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe
dauert jeweils zwei Jahre. Die Ausgaben, die dem Eckregelsatz
zugrunde liegen, sind also immer auf einem Preisniveau von vor
mindestens zwei Jahren entstanden. Der Eckregelsatz wird
zwar jeweils zum 1.7. eines Jahres an den Rentenwert ange-
passt. Dieser hat sich jedoch weder 2004 noch 2005 oder 2006
verändert. Dies ist auch auf den sogenannten Nachhaltigkeits-
faktor zurückzuführen, um den die Formel zur Berechnung des
Rentenwerts ergänzt worden ist. Erst zum 1.7.2007 erfolgte eine
Rentenanpassung in Höhe von 0,54 Prozent und zum 1.7.2008
in Höhe von 1,1 Prozent. Im Jahr 2003 betrug allerdings die In-
flationsrate gemessen am Verbraucherpreisindex circa 1,7 Pro-
zent, im Jahr 2004 1,5 Prozent, im Jahr 2005 1,6 Prozent und im
Jahr 2006 2,3 Prozent. Insgesamt ergab sich daher von 2003 bis
2007 gemessen am Verbraucherpreisindex eine Preissteigerung
von 7,2 Prozent. Diese Preissteigerung wurde durch die Anpas-
sung des Regelsatzes an die Entwicklung des Rentenwertes
nicht aufgefangen. Das bedeutet, dass mit dem Regelsatz heut-
zutage weniger konsumiert werden kann, als nach den Berech-
nungen im Jahr 2003 an Bedarfen abgedeckt werden sollte. Die
Bedarfe sind daher infolge der fehlenden Inflationsanpassung
nicht gedeckt. 
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7. Systematischer Fehler bei den Verkehrsausgaben
Die Wertung, welche Ausgabepositionen in der Abteilung „Ver-
kehr“ regelsatzrelevant sind, erzeugt einen systematischen Feh-
ler. Die vom Deutschen Caritasverband in Auftrag gegebenen
Untersuchungen zeigen, dass die Haushalte in der Referenz-
gruppe regelmäßig ein Kraftfahrzeug besitzen.19 Daher sind sie
in nur geringem Maße auf die Inanspruchnahme öffentlicher
Verkehrsmittel angewiesen. Folglich sind ihre Ausgaben in die-
sem Bereich geringer, als wenn sie ausschließlich öffentliche
Verkehrsmittel nutzen würden. 
Erkennt man bei Empfängern von Regelsätzen Ausgaben für ein
Kraftfahrzeug nicht als regelsatzrelevant an, werden sie aus-
schließlich auf die Benutzung des öffentlichen Nahverkehrs ver-
wiesen. Hierfür können die entsprechenden Ausgaben der Re-
ferenzgruppe aber nicht bedarfsdeckend sein. 
8. Abweichende Bedarfe führen in die Armut
Abweichende Bedarfe werden in der Grundsicherung im SGB II
nicht berücksichtigt. Das ist aber mit dem Bedarfsdeckungs-
prinzip nicht vereinbar. Es gibt Personen, deren individuelle Be-
darfslagen sich so erheblich vom „Normalbedarf“ unterschei-
den, dass hier eine abweichende Festsetzung des Regelsatzes
unter Einbeziehung der jeweiligen Besonderheiten geboten
wäre. So gibt es Kinder, die zum Beispiel wegen einer schwe-
ren Neurodermitis regelmäßig auf nicht verschreibungspflichti-
ge Medikamente angewiesen sind. Deren Kosten werden regel-
mäßig ab einem Alter von zwölf Jahren nicht von der Kranken-
kasse übernommen.20 Um diese Bedarfe decken zu können,
muss der Hilfebedürftige bei anderen Bedarfen die Ausgaben
reduzieren. So muss der Jugendliche, der regelmäßig auf nicht
verschreibungspflichtige Medikamente angewiesen ist, diese
aus dem normalen Regelsatz bezahlen, der eigentlich für Ernäh-
rung etc. vorgesehen ist. Sein soziokulturelles Existenzminimum
ist folglich nicht sichergestellt. 
Eine ähnliche Situation besteht bei Kindern, bei denen regelmä-
ßig Kosten entstehen, wenn sie ihren von der Familie getrennt
lebenden Elternteil besuchen. Speziell für die Kosten des Um-
gangsrechts hat die Rechtsprechung immerhin festgelegt, dass
sie vom Sozialhilfeträger übernommen werden müssen. 
III. Forderungen zur Neubemessung
1. Regelsätze von Kindern am Ausgabeverhalten
von Familien für ihre Kinder ausrichten
Um die derzeitigen Defizite in der Ermittlung der Regelsätze
für Kinder zu beheben, müssen diese sich zukünftig an den
Konsumausgaben von Familien im unteren Einkommensbe-
reich für Kinder ausrichten. Als Referenzgruppe können die in
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe erfassten, nach
Nettoeinkommen geschichteten untersten 20 Prozent der
Haushalte mit Kindern – ohne Sozialhilfeempfänger – herange-
zogen werden. 
2. Verdeckt Arme aus der Referenzgruppe herausnehmen
Die Ausgaben der Referenzgruppe sind zudem um die Ausga-
ben der sogenannten verdeckt Armen zu bereinigen. Die Grup-
pe der verdeckt Armen ist statistisch nicht erfasst. Es liegen
aber Schätzungen vor.21
3. Abschläge für Kinder neu ermitteln
Die in § 2 Abs. 2 RSVO vorgesehenen Abschläge müssten bei
einer Berechnung von Regelsätzen für Kinder in ihrer Wertung
überprüft und neu berechnet werden. 
4. Prozentsätze abschaffen – Regelsätze für Kinder eigen-
ständig herleiten
Da ein eigenständiger Kinderregelsatz zu ermitteln ist, sind die
Prozentsätze, die sich auf den Eckregelsatz eines Alleinstehen-
den beziehen, abzuschaffen.
5. Altersklassen neu bestimmen
Um den entwicklungsbedingten Bedarf von Kindern unter-
schiedlichen Alters zu decken, ist es geboten, das Ausgabever-
halten für Kinder unterschiedlichen Alters zu ermitteln. Sofern
sich das Ausgabeverhalten je nach Altersstufen erheblich unter-
scheidet, sind unterschiedlich hohe Regelsätze festzusetzen. 
6. Regelsätze an einen regelsatzspezifischen Preisindex
anpassen
Die Regelsätze für Kinder müssen an die Preissteigerungen der
regelsatzrelevanten Güter angepasst werden. Dazu ist ein regel-
satzspezifischer Preisindex zu erstellen, nach dem sich die jähr-
liche Anpassung der Regelsätze richtet. Wünschenswert wäre
darüber hinaus ein geringerer zeitlicher Abstand zwischen den
EVS-Erhebungen, zum Beispiel drei Jahre.
7. Verkehrsausgaben neu zuordnen
Die Abschläge und Zuordnungen in der Abteilung 12 (Verkehr)
müssen neu festgesetzt werden. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass die Referenzgruppe regelmäßig ein Kraftfahrzeug zur Fort-
bewegung nutzt und unterhält. Das Statistikmodell stößt hier an
seine Grenzen. In Betracht kommen im Prinzip folgende Alterna-
tiven:
■ In den Regelsatz werden die durchschnittlichen Kosten einer
Netzkarte für den öffentlichen Nahverkehr eingestellt.
■ Für jedes Kind aus armen Familien wird eine kostenlose Nut-
zung des öffentlichen Nahverkehrs im notwendigen Umfang er-
möglicht. Dies ist die bessere Alternative.
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8. Abweichende Bedarfe berücksichtigen
Der Deutsche Caritasverband fordert, dass im SGB II für regel-
mäßige atypische Bedarfe eine Öffnungsklausel eingeführt wird,
die eine abweichende Festsetzung der Regelleistung ermöglicht.
IV. Erste Abschätzungen einer Neubemessung
des Kinderregelsatzes
Der DCV hat in einer ersten Abschätzung die Kinderregelsätze
nach diesem Vorgehen neu bemessen. Die Untersuchung wird
im Folgenden in einzelnen Schritten vorgestellt. Die grundlegen-
den Berechnungen wurden vom Statistischen Bundesamt nach
einem im Auftrag des DCV erarbeiteten Konzept von Irene Be-
cker1 durchgeführt.
1. Regelsätze am Konsum von Kindern ausgerichtet
Die Ableitung der Kinderregelsätze vom Konsum eines Alleinste-
henden ist aus mehreren Gründen problematisch (siehe Kritik
und Handlungsbedarf). Deswegen werden die tatsächlichen
Konsumausgaben von Kindern aus Familien unterer Einkom-
mensgruppen ermittelt, um so einen eigenständigen Kinder-
regelsatz zu berechnen. Dabei ist die Vorgehensweise metho-
disch dieselbe wie bei der Bemessung des Eckregelsatzes eines
Alleinstehenden:
Als Referenzgruppe dienen die unteren 20 Prozent der nach ih-
rem Einkommen geschichteten Ein-Kind-Familien ohne Sozial-
hilfeempfänger. Deren Konsumausgaben werden ermittelt und
nach einem wissenschaftlich untermauerten Schlüssel auf El-
tern und Kinder verteilt.22 Damit erhält man die Elternkonsum-
ausgaben und die Kinderkonsumausgaben der Familien. Die
Ausgaben, die nicht zum notwendigen Lebensunterhalt im Sin-
ne des soziokulturellen Existenzminimums zählen, werden he-
rausgerechnet. Auf die Konsumausgaben werden dazu diesel-
ben Abschläge erhoben, die schon im Verfahren der Regelsatz-
bemessung für den Alleinstehenden verwendet wurden (siehe
dazu I.3). Diese Abschläge müssen allerdings bei einer endgül-
tigen Berechnung überprüft werden. Sie könnten zu hoch sein,
wenn Familien mehr Geld für Dinge verwenden, die zum Le-
bensunterhalt im Sinne des soziokulturellen Existenzminimums
gehören, als Alleinstehende.
Darüber hinaus wurden weitere Berechnungsschritte gegan-
gen, um den generellen Kritikpunkten an der Berechnung der
Regelsätze Rechnung zu tragen:
2. Verdeckt Arme aus der Berechnung herausgenommen 
Damit die verdeckt armen Familien – das sind Familien, die ei-
gentlich hilfebedürftig sind, aber keine Sozialleistungen in An-
spruch nehmen – nicht in der Referenzgruppe bleiben, wurden
sie herausgenommen. Dies entspricht dem Vorgehen bei den
Sozialhilfeempfängern. Verdeckte Armut wurde dabei nach
einer Schätzung von Irene Becker pauschal bei einem Einkom-
men unterhalb von zwei Dritteln der Quintilsgrenze angenom-
men. Bei einer endgültigen Berechnung müsste man die Haus-
haltseinkommen mit den entsprechenden Arbeitslosengeld-II-
Sätzen der Familien vergleichen, um die verdeckte Armut genau
abzugrenzen. 
3. Abschläge für Kinder bei Bildungsausgaben verändert 
Es wurde keine normative Neubewertung der Abschläge auf die
Ausgaben für Kinder vorgenommen. Dies würde eine gesamtge-
sellschaftliche, auch sozialethisch fundierte Diskussion voraus-
setzen.
Eine Ausnahme wurde allerdings bei den Ausgaben für Bil-
dung gemacht. Bildungsausgaben werden derzeit bei der Re-
gelsatzbemessung nicht berücksichtigt. Da der DCV Bildung
und Befähigung als zentral für die Überwindung von Armut an-
sieht, wurden die Bildungsausgaben der Vergleichsfamilien in
voller Höhe, das heißt zu 100 Prozent, in die Berechnung der
Kinderkonsumausgaben einbezogen. Allerdings muss man da-
bei betonen, dass die Bildungsausgaben der Vergleichsfamilien
im Durchschnitt nur 19 Euro betrugen.
4. Willkürliche Prozentsätze abgeschafft
Der eigenständige Kinderregelsatz macht die willkürlichen Ab-
schläge vom Eckregelsatz obsolet.
5. Neue Altersklassen eingeführt
Die Konsumausgaben der Kinder von Ein-Kind-Familien wurden
in drei unterschiedlichen Altersgruppen ermittelt: 0- bis 5-Jähri-
ge, 6- bis 13-Jährige, 14- bis 17-Jährige. Durch einen Vergleich
kann die Altersgruppenaufteilung beim derzeitigen Kinderregel-
satz (Kinder unter und über 14 Jahren) überprüft werden. 
6. Regelsätze an Inflation angepasst 
Um die Preissteigerungen seit Erhebung der Konsumausgaben
im Jahr 2003 zu berücksichtigen, wurden die Konsumausgaben
um die Inflation korrigiert. Dabei wurde die Inflation anhand des
Verbraucherpreisindexes geschätzt (7,2 Prozent von 2003 bis
2007). Bei der endgültigen Berechnung müsste man – wie auch
von der BAGFW gefordert23 – die Inflation über einen regelsatz-
spezifischen Preisindex ermitteln, da im Regelsatz einige Güter
gar nicht und andere überproportional repräsentiert sind. 
7. Verkehrsausgaben als Sachleistung gefordert 
Um die Fehleinschätzung der Verkehrsausgaben zu beheben,
fordert der Deutsche Caritasverband für Kinder aus armen Fa-
milien die kostenlose Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs im
notwendigen Umfang.24 
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V. Ergebnisse der Abschätzung und Kosten
Die Untersuchung ergab, dass die heutigen Kinderregelsätze
deutlich unter den abgeschätzten eigenständigen Kinderregel-
sätzen liegen: Bei einem Kind von null bis fünf Jahren lag der ge-
schätzte eigenständige Kinderregelsatz 39 Euro über dem der-
zeitigen Regelsatz, bei einem Kind von sechs bis 13 Jahren so-
gar 54 Euro und bei einem Kind von 14 bis 17 Jahren 21 Euro
über dem Regelsatz. Das bedeutet, dass ein Kind derzeit als Re-
gelsatz deutlich weniger Geld bekommt, als es erhalten würde,
wenn man ihm einen eigenen Regelsatz nach dem gleichen Ver-
fahren wie für Erwachsene berechnete. Legt man unsere Ab-
schätzungen zugrunde, muss der Kinderregelsatz deutlich er-
höht werden. Danach würden sich folgende eigenständige Kin-
derregelsätze ergeben:
■ 0- bis 5-Jährige: 250 Euro
(Regelsatzerhöhung um 39 Euro) 
■ 6- bis 13-Jährige: 265 Euro
(Regelsatzerhöhung um 54 Euro) 
■ 14- bis 17-Jährige: 302 Euro
(Regelsatzerhöhung um 21 Euro)
Die Untersuchung zeigt auch grundsätzliche Fehler der derzeiti-
gen Regelsatzbemessung auf:
■ Die Ableitung der Kinderregelsätze vom Konsum eines Al-
leinstehenden mit willkürlichen Prozentsätzen ist nicht gerecht-
fertigt.
■ Die heutige Altersgruppenaufteilung in Kinder von 0 bis unter
14 Jahren und Kinder über 14 Jahren benachteiligt Kinder im Al-
ter von 6 bis 13 Jahren. Die Konsumausgaben wachsen mit dem
Alter der Kinder. So haben die 6- bis 13-jährigen Kinder deutlich
mehr Konsumausgaben als 0- bis 5-Jährige und können deswe-
gen nicht mit ihnen gleichgesetzt werden. Das ist nicht verwun-
derlich, wenn man bedenkt, dass diese Kinder Schulanfänger
sind und gerade anfangen, ihre ersten selbstständigen Schritte
im Leben zu gehen. Gerade auf ihnen muss das gesellschaftli-
che Augenmerk liegen.
Die Erhöhung der Regelsätze führt nicht zu einer „übermäßi-
gen“ Förderung. Das veranschaulicht der Vergleich mit den
Konsumausgaben der Vergleichsfamilien ohne Abschläge (siehe
Grafik oben).25 Hier werden die Gesamtausgaben der Ver-
gleichsfamilien (die unteren 20 Prozent der nach dem Einkom-
men geschichteten Familien ohne Sozialhilfeempfänger und ver-
deckt Arme) den Regelsätzen gegenübergestellt. Dabei wird an-
genommen, dass die Eltern ihren derzeitigen Regelsatz
bekommen und die Kinder den geschätzten eigenständigen
Kinderregelsatz: Den Eltern wird also der derzeitige Regelsatz
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gezahlt (für beide Elternteile zusammen 632 Euro). Den Kindern
werden die geschätzten eigenständigen Regelsätze zugestan-
den (je nach Alter des Kindes 250, 265 oder 302 Euro). Man er-
kennt, dass die Gesamtausgaben der Vergleichsfamilien für
Konsum zwischen 446 und 563 Euro über den Regelsätzen für
die Gesamtfamilie liegen (helle Säulen). 
Beispiel: Eine Familie mit zwei Kindern zwischen 6 und
13 Jahren bekommt im Regelsatz bei Berücksichtigung des
geschätzten eigenständigen Kinderregelsatzes 508 Euro weni-
ger als ihre Vergleichsfamilie in der Referenzgruppe für den
Konsum ausgibt. Bei den Kindern ist der Unterschied zwischen
Gesamtausgaben für Konsum der Vergleichsfamilie und ge-
schätzten eigenständigen Kinderregelsätzen 72 Euro (beide
Kinder zusammen, graue Säule). Bei den Erwachsenen beträgt
der Unterschied zwischen Gesamtausgaben für Konsum
der Vergleichsfamilie und ihren Regelsätzen 436 Euro (dunkle
Säule).
Kinder aus Zwei- und Drei-Kind-Familien haben etwas geringe-
re Differenzen zwischen Regelsätzen und Gesamtaufwendun-
gen für den Konsum. Das kann zum einen an Synergieeffekten,
zum anderen aber auch an schwächeren Einkommenspositio-
nen oder bewussten Einschränkungen der Haushalte mit meh-
reren Kindern liegen. Insgesamt gibt es Hinweise darauf,
dass Synergieeffekte in Haushalten unterer Einkommensgrup-
pen niedriger sind als in Haushalten höherer Einkommensgrup-
pen, da sie bestimmte Ausgaben mit hohem „Synergiepoten-
zial“ (zum Beispiel Auto) nicht oder nur in geringerem Umfang
tätigen.
Kosten: 
Eine Regelsatzerhöhung in dem oben beschriebenen Ausmaß
würde geschätzt folgende Kosten mit sich bringen:
Direkte Kosten der Regelsatzerhöhung: 
Wenn man die Kinderregelsätze in der oben beschriebenen Wei-
se erhöht, kostet das circa 1,2 Milliarden Euro jährlich. Der Be-
rechnung liegt Folgendes zugrunde: Derzeit empfangen circa
2,2 Millionen Kinder Leistungen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende.26 Der Regelsatz für Kinder wird im gewichteten Mittel
um circa 46 Euro erhöht.27 Auf das Jahr gerechnet ergeben sich
daraus Kosten in Höhe von circa 1,2 Milliarden Euro. 
Indirekte Kosten der Regelsatzerhöhung: 
1. Erhöhung des Kinderzuschlags
Der Kinderzuschlag muss in Folge der Regelsatzerhöhung er-
höht werden. Der Kinderzuschlag soll die Hilfebedürftigkeit der
Familie vermeiden, wenn die Eltern allein nicht hilfebedürftig
sind. Er soll also – vereinfacht gesagt – zusammen mit Kinder-
und Wohngeld die Bedarfe der Kinder decken. Wenn der Kin-
derregelsatz steigt, muss auch der Kinderzuschlag angepasst
werden, um zu gewährleisten, dass Hilfebedürftigkeit von Fami-
lien vermieden wird. Denn sonst wären mehr Familien auf Ar-
beitslosengeld II angewiesen. Die Erhöhung des Kinderregelsat-
zes führt – unter der Voraussetzung, dass zeitgleich auch der
Kinderzuschlag erhöht würde – folglich nicht zu einer Auswei-
tung der Bezieher von Arbeitslosengeld II. 
Zur genauen Wirkung des Kinderzuschlags, zu seiner not-
wendigen Erhöhung und den daraus resultierenden Kosten sie-
he den Vorschlag zum neuen Kinderzuschlag in Teil B.
2. Erhöhung des sächlichen Existenzminimums und
damit des Steuerfreibetrags für Kinder
Weiterhin erhöhen sich durch die Erhöhung der Kinderregel-
sätze das sogenannte sächliche Existenzminimum und damit
auch die Steuerfreibeträge: Das sächliche Existenzminimum
wird neben den Wohn- und Heizkosten über die gewichteten
Kinderregelsätze bestimmt (siehe Existenzminimumsbericht
der Bundesregierung). Wenn man die Kinderregelsätze nach
unseren Abschätzungen erhöht, ergibt sich ein Anstieg des
sächlichen Existenzminimums um 552 Euro pro Jahr (46 Euro
pro Monat). Zusammen mit dem Freibetrag für den Betreuungs-
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf (2160 Euro) ist die
Summe der steuerlichen Freibeträge neu 6360 Euro pro Jahr
(530 Euro im Monat). Legt man den Spitzensteuersatz zu-
grunde, ist die maximale steuerliche Entlastungswirkung circa
223 Euro gegenüber 203 Euro vorher. Die steuerliche Entlas-
tung steigt also (maximal) um 20 Euro pro Monat (240 Euro pro
Jahr).
2008 haben rund 3,2 Millionen Kinder über die Kindergeld-
zahlung hinaus vom steuerlichen Freibetrag profitiert. Bei diesen
Kindern war die Inanspruchnahme des Freibetrags günstiger als
der Bezug des Kindergelds. Legt man diese Zahl der Kinder zu-
grunde, würde die Erhöhung des steuerlichen Existenzmini-
mums circa 770 Millionen Euro jährlich kosten. Mit einer Erhö-
hung des Kinderexistenzminimums ist auch eine steuerliche
Entlastung höherer Einkommen verbunden, da das Existenzmi-
nimum verfassungsrechtlich nicht der Besteuerung unterworfen
werden darf.
Bandbreite der Kostenabschätzung: Die Zahl der Kinder, die
vom steuerlichen Freibetrag profitieren, ist etwas unterschätzt.
Durch die Erhöhung des Freibetrags würden hier noch einige
Kinder hinzukommen. Die steuerliche Entlastung der Familien ist
aber überschätzt, weil es viele Familien gibt, bei denen die Ent-
lastungswirkung zwar über 154 Euro (Kindergeld) liegt, aber un-
ter 223 Euro, der höchsten steuerlichen Entlastung. Insofern
sind die Kosten der Erhöhung des steuerlichen Existenzmini-
mums insgesamt wohl etwas überschätzt. 
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B. Neugestaltung des
Kinderzuschlags 
I. Derzeitige Ausgestaltung des
Kinderzuschlags
Der Kinderzuschlag soll – vereinfacht gesprochen – vermeiden,
dass Eltern allein aufgrund ihrer Kinder hilfebedürftig werden
und Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende (Ar-
beitslosengeld II – ALG II) beziehen müssen: Eltern, die mit ih-
rem Einkommen ihren eigenen Lebensunterhalt decken können,
werden bei der Deckung der Lebenshaltungskosten ihrer Kinder
unterstützt. Der Kinderzuschlag wird von der Familienkasse er-
gänzend zum Kindergeld ausgezahlt.
Der Kinderzuschlag beträgt maximal 140 Euro pro Kind. Kin-
derzuschläge für mehrere Kinder in einer Familie summieren sich
und bilden den Gesamtkinderzuschlag. Um den Kinderzuschlag
zu beziehen, muss das Einkommen der Familie einige Vorausset-
zungen erfüllen: Zum einen müssen die Eltern ein bestimmtes
Mindesteinkommen beziehen. Bei Paaren liegt die sogenannte
Mindesteinkommensgrenze bei 900 Euro brutto, bei Alleinerzie-
henden bei 600 Euro brutto.28 Das genügt aber nicht, um den
Kinderzuschlag zu bekommen: Die Hilfebedürftigkeit der Familie
muss durch den Bezug des Kinderzuschlags vermieden werden.
Das Einkommen der Familie darf mit dem Kinderzuschlag und al-
len sonstigen Leistungen (Wohngeld, Kindergeld) also nicht un-
ter dem Arbeitslosengeld-II-Anspruch der Familie liegen (siehe
dazu auch unten unter 1.).29 Wenn diese beiden Voraussetzungen
erfüllt sind, wird der Kinderzuschlag so lange in voller Höhe von
140 Euro pro Kind bezahlt, wie das Nettoeinkommen der Eltern
unter ihrem Arbeitslosengeld-II-Anspruch liegt.30 Dieses Einkom-
men, bis zu dem der Kinderzuschlag in voller Höhe gezahlt wird,
wird Bemessungsgrenze genannt und ist für jede Familie unter-
schiedlich. Der Kinderzuschlag wird nur bis zu einer, ebenfalls
nach Familienkonstellation differierenden, Höchsteinkommens-
grenze gezahlt (siehe dazu auch 3.).
Durch die Kopplung an den Arbeitslosengeld-II-Anspruch
der Familie ist der Kinderzuschlag ein komplex zu berechnen-
des Instrument und ganz individuell auf die einzelne Familiensi-
tuation zugeschnitten. Deswegen ist auch die Wirkung des Kin-
derzuschlags auf die einzelnen Familien sehr unterschiedlich.
Unter 5. wird ein Beispiel für den Einkommensverlauf einer Fa-
milie gegeben. 
Die Kosten des Kinderzuschlags lagen im Jahr 2007 bei
108,8 Millionen Euro. Nach der Reform, die am 1. Oktober 2008
in Kraft tritt, werden sich die Kosten um geschätzt 98 Millionen
Euro jährlich erhöhen.31
Im Folgenden werden einige Merkmale des Kinderzuschlags
zur Erläuterung einzeln dargestellt.
1. Vermeidung von Hilfebedürftigkeit der Familie, kein Wahl-
recht zwischen Kinderzuschlag und Arbeitslosengeld II
Wer mit seinem Einkommen die Mindesteinkommensgrenze er-
reicht, bekommt – wie oben beschrieben – nicht automatisch ei-
nen Kinderzuschlag. Die zweite, wesentliche Voraussetzung für
den Bezug des Kinderzuschlags ist, dass die Hilfebedürftigkeit
der gesamten Familie im Sinne des SGB II vermieden wird. Das
heißt konkret, dass das Familieneinkommen – bestehend aus ei-
genem (Erwerbs-)Einkommen, Kinderzuschlag, Kindergeld und
(potenziellem) Wohngeld – über dem Arbeitslosengeld-II-An-
spruch der Familie liegen muss. Mit der Regelung soll nach Auf-
fassung der Bundesregierung32 sichergestellt werden, dass die
Familien immer die für sie günstigere Leistung in Anspruch neh-
men und ihr soziokulturelles Existenzminimum decken. Aller-
dings wurde diese Intention bereits durchbrochen. So dürfen
Personen mit Mehrbedarfen, insbesondere Alleinerziehende,
den Kinderzuschlag in Anspruch nehmen, auch wenn sie dann
(in der Höhe des Mehrbedarfs) unter dem für sie geltenden
Grundsicherungsniveau leben. 
Diese Regelung hat folgende Auswirkungen: Bei niedrigen
Einkommen, die zwar oberhalb der Mindesteinkommensgrenze,
aber unterhalb der Bemessungsgrenze liegen, hat die Familie oft
keinen Anspruch auf Kinderzuschlag, sondern wird auf Arbeits-
losengeld II verwiesen. Das betrifft insbesondere Familien mit äl-
teren Kindern oder mit hohen Mietaufwendungen. So bekommt
zum Beispiel ein Ehepaar mit einem 16-jährigen Kind, einem Er-
werbseinkommen von 1500 Euro brutto und angemessenen Un-
terkunfts- und Heizkosten in Höhe von insgesamt 520 Euro33
keinen Kinderzuschlag, weil es in diesem Fall circa 180 Euro we-
niger Einkommen zur Verfügung hätte als beim Bezug von Ar-
beitslosengeld II. Bei Einkommen, die über der Bemessungs-
grenze liegen, wird der Bedarf der Familie hingegen in aller Re-
gel durch die Kombination mit dem Kinderzuschlag, Kindergeld
und Wohngeld abgedeckt (zur Veranschaulichung siehe auch
die Einkommensverlaufsgrafik unter 5.).
2. Kinderzuschlag schmilzt bei steigendem
Einkommen zu 50 Prozent ab
Überschreitet das Netto(erwerbs)einkommen34 der Eltern die
Bemessungsgrenze, wird der Kinderzuschlag nicht mehr in vol-
ler Höhe gezahlt. Vielmehr reduziert sich der Gesamtkinderzu-
schlag um jeweils fünf Euro, wenn das Nettoerwerbseinkommen
um jeweils zehn Euro steigt. Das bedeutet, dass den Eltern von
je zehn Euro, die sie mehr verdienen, durch den Verlust an Kin-
derzuschlag nur fünf Euro übrig bleiben. Dadurch entsteht bei
steigendem Erwerbseinkommen und Bezug des Kinderzu-
schlags eine Transferentzugsrate von 50 Prozent. Andere Ein-
kommensarten, zum Beispiel Einnahmen aus Vermögen, wer-
den in voller Höhe auf den Kinderzuschlag angerechnet.
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3. Höchsteinkommensgrenze festgesetzt
Zusätzlich zur Abschmelzrate gibt es beim Kinderzuschlag die
Höchsteinkommensgrenze, ab der er nicht mehr gezahlt wird:
Die Höchsteinkommensgrenze liegt bei einem Nettoeinkom-
men, das sich aus der Summe der Bemessungsgrenze35 und
des Gesamtkinderzuschlags ergibt. Der Einkommenskorridor, in
dem Anspruch auf Kinderzuschlag besteht, ist demnach sehr
eng. Bei einem Kind ist er auf die Nettoeinkommensdifferenz
von maximal 140 Euro beschränkt, bei zwei Kindern von maxi-
mal 280 Euro.
Das Besondere an der Höchsteinkommensgrenze ist, dass
sie regelmäßig erreicht wird, bevor der Kinderzuschlag vollstän-
dig abgeschmolzen ist. Die Transferleistung „Kinderzuschlag“
entfällt also direkt bei Überschreiten der Höchsteinkommens-
grenze in voller Höhe. Als Begründung für die Höchsteinkom-
mensgrenze wird angeführt, dass ab diesem Netto(erwerbs)ein-
kommen das verfügbare Einkommen einer Familie schon ohne
den Kinderzuschlag über dem Arbeitslosengeld II liegt, das die
Familie bekommen würde. Daher könne die Familie ihren Bedarf
auch ohne Kinderzuschlag decken und solle nicht noch zusätz-
lich unterstützt werden.36 Die Familie würde also auch ohne den
Kinderzuschlag nicht auf das Arbeitslosengeld II angewiesen
sein. 
4. Höhe des Kinderzuschlags und des Wohngelds
Der Kinderzuschlag beträgt derzeit 140 Euro pro Kind. Die Höhe
des Kinderzuschlags ist so gewählt, dass er zusammen mit dem
Kindergeld und dem auf das Kind entfallenden Wohngeldanteil
den durchschnittlichen Bedarf des Kindes an Arbeitslosengeld II
und Sozialgeld abdeckt.37
Das Wohngeld wird in Abhängigkeit von Miethöhe, Wohnge-
gend (repräsentiert durch die Mietstufen der jeweiligen Gemein-
de), Baualtersklasse38, Anzahl der Personen im Haushalt und ih-
rem Einkommen berechnet. Dabei existieren Freibeträge beim
Einkommen, die in ihrer Höhe nach Sozialversicherungs- und
Steuerpflicht variieren. Das Wohngeld ist immer nur ein Zu-
schuss zur Miete, deckt diese also nicht vollständig ab. Die Mie-
ten werden nur bis zu einer bestimmten Höhe39 berücksichtigt.
Mit wachsendem Einkommen sinkt die Höhe des Wohngelds.
Der Wohngeldanspruch entfällt, wenn das Einkommen so hoch
ist, dass Wohngeld von weniger als zehn Euro zu zahlen wäre.
Die einzelnen Beträge des Wohngelds werden nach der Wohn-
geldformel des § 2 Abs. 1 Satz 1 WoGG berechnet und sind den
sogenannten Wohngeldtabellen zu entnehmen. 
5. Beispiel für den Einkommensverlauf einer Familie 
Im Folgenden wird ein Beispiel für den Einkommensverlauf ei-
nes Paares mit zwei Kindern vorgestellt (siehe Grafik Seite 46).40
Ein Kind ist unter 14 Jahre alt, das andere über 14 Jahre. Ein
Partner ist Alleinverdiener. Die Miete der Familie beträgt 545
Euro, zusätzlich zahlt die Familie 60 Euro Heizkosten.41
Die Einkommenssituation der Familie wird in Abhängigkeit
des monatlichen Bruttoeinkommens aus Arbeit dargestellt. Es
wird angenommen, dass die Familie keine anderen Einkünfte als
Arbeitseinkommen hat. 
Die Familie hat bei Erwerbslosigkeit einen Arbeitslosengeld-
II-Anspruch von 1729 Euro. Davon entfallen 605 Euro auf die Er-
stattung der Kosten für Unterkunft und Heizung. Für die De-
ckung ihres gesamten sonstigen Lebensunterhalts hat die Fami-
lie 1124 Euro zur Verfügung (dies ist in der untersten
horizontalen Begrenzungslinie als Referenzwert dargestellt). 
Wenn ein Partner erwerbstätig wird, kann er in unteren Ein-
kommensbereichen ergänzendes Arbeitslosengeld II beziehen
(Zuverdienstregelung im SGB II42). Die orangefarbene Kurve be-
schreibt das Familieneinkommen in diesem Fall. Sie beginnt
beim Grundwert des ALG II und steigt dann langsam an, wenn
das Bruttoeinkommen steigt. Die Familie profitiert also von der
Arbeitsaufnahme.43 Ab einem bestimmten Einkommen besteht
kein Anspruch auf ergänzendes Arbeitslosengeld II mehr.
Die rote Kurve der Grafik zeigt den Verlauf des Netto-
erwerbseinkommens bei Aufnahme einer Erwerbstätigkeit. An
der 400-Euro-Grenze sinkt das Nettoerwerbseinkommen kurz-
fristig ab, weil dann der Minijob-Bereich verlassen wird und die
Sozialversicherungspflicht beginnt. 
In der blauen Kurve wird die Summe von Nettoerwerbsein-
kommen und Kindergeld beschrieben. Die Familie bezieht ins-
gesamt 308 Euro Kindergeld, 154 Euro pro Kind. Sie verläuft da-
mit parallel zur Nettoerwerbseinkommenskurve.
Die grüne Kurve beschreibt die Summe von Nettoerwerbs-
einkommen, Kindergeld und Wohngeld. Dabei sieht man, dass
das Wohngeld mit steigendem Einkommen sinkt und irgend-
wann vollends ausläuft. Die Sprünge der Wohngeldkurve er-
geben sich durch das Einsetzen der Sozialversicherungs- und
der Steuerpflicht (im Beispiel bei 400 Euro beziehungsweise cir-
ca 1700 Euro), weil dort andere Freibeträge beim anrechenba-
ren Einkommen vorgesehen sind. Ab einem bestimmten Ein-
kommen hat die Familie keinen Anspruch auf Wohngeld mehr
(die Kurven „Nettoerwerbseinkommen + Kindergeld + Wohn-
geld“ und „Nettoerwerbseinkommen + Kindergeld“ werden
deckungsgleich). 
Die violette Kurve, die nach dem Enden des ALG-II-
Anspruchs beginnt, beschreibt die Summe von Nettoerwerbs-
einkommen, Kindergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag. Der
Kinderzuschlag setzt faktisch an dem Punkt ein, wo durch ihn
die Hilfebedürftigkeit der Familie vermieden wird. Ab der Be-
messungsgrenze schmilzt der Kinderzuschlag ab: Dadurch
steigt das verfügbare Nettoeinkommen der Familie trotz stei-
genden Bruttoeinkommens kaum an. Das liegt daran, dass Kin-
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derzuschlag und Wohngeld zusammen stark abschmelzen. Die
Familie profitiert kaum von Gehaltserhöhungen. Wenn die Fami-
lie die Höchsteinkommensgrenze erreicht hat, endet der Kinder-
zuschlag und es entsteht eine Abbruchkante im Familienein-
kommen: Der Erwerbstätige muss circa 400 Euro mehr brutto
verdienen, um den Verlust an verfügbarem Familieneinkommen
wieder zu kompensieren. 
II. Kritik am derzeitigen Kinderzuschlag
Der Deutsche Caritasverband hält den Kinderzuschlag grund-
sätzlich für ein geeignetes (Teil-)Instrument zur Bekämpfung von
Kinderarmut. Allerdings zeigen folgende Kritikpunkte, dass der
Kinderzuschlag noch nicht zielgerichtet genug ausgestaltet ist
und Familien im und auf ihrem Weg aus dem Niedrigeinkom-
mensbereich noch nicht ausreichend unterstützt werden. 
1. Paradox: Indem der Staat Hilfebedürftigkeit vermeiden
will, schadet er Familien in verdeckter Armut
Familien, die mehr als 900 Euro brutto verdienen (Mindestein-
kommensgrenze, 600 Euro brutto bei Alleinerziehenden), sind
vom Kinderzuschlag ausgeschlossen, wenn sie durch den Be-
zug von Kinderzuschlag nicht ihre Hilfebedürftigkeit im Sinne
des SGB II vermeiden können. Diese Familien haben Anspruch
auf ergänzendes Arbeitslosengeld II. Einige Familien machen ih-
ren Anspruch aber aus Scham oder Unkenntnis nicht geltend.44
Es ist daher gerade nicht so, dass Familien immer die für sie
ökonomisch sinnvollste Leistung in Anspruch nehmen (wollen).
Diese Familien sind vielmehr verdeckt arm, das heißt sie leben
mit einem Einkommen unterhalb von Arbeitslosengeld II. Unter
dieser verdeckten Armut leiden in den Familien auch die Kinder. 
Ein Beispiel macht das Problem besonders deutlich: Famili-
en, die ein Einkommen haben, das gerade an der Grenze des-
sen liegt, was nötig wäre, um Kinderzuschlag beziehen zu dür-
fen. Bei diesen Familien kann eine Nettoerwerbseinkommens-
änderung in Höhe von wenigen Euro darüber entscheiden, ob
sie Kinderzuschlag bekommen oder nicht. Die Folge davon sind
Nettoeinkommensdifferenzen von bis zu 140 Euro pro Kind.
2. Kumulierende Abschmelzraten beim Kinderzuschlag und
Wohngeld führen zu unvertretbar hohen Transferentzugs-
raten bei steigendem Einkommen
Nicht nur der Kinderzuschlag nimmt mit steigendem Einkom-
men ab, sondern auch das Wohngeld. Deswegen kumulieren
bei den Familien bei steigendem Einkommen die Abschmelzra-
ten. Waren es beim Kinderzuschlag bereits 50 Prozent Transfer-
entzug (für je zehn Euro mehr netto gehen fünf Euro vom Kinder-
zuschlag ab), sind es mit dem sinkenden Wohngeldanspruch
schon circa 80 Prozent (bis zur Grenze, ab der das Wohngeld
ausläuft). Vereinfacht gesagt, hat die Familie in bestimmten Ein-
kommensbereichen von jedem Euro mehr Nettoverdienst nur
circa 20 Cent mehr verfügbares Einkommen, weil Kinderzu-
schlag und Wohngeld stark zurückgehen. 
Die Kombination der Abschmelzraten bei Kinderzuschlag und
Wohngeld in Höhe von insgesamt circa 80 Prozent kann Famili-
en erheblich demotivieren, durch steigendes Erwerbseinkom-
men ihre Familieneinkommen zu verbessern. Zugleich bedeutet
sie, dass Familien trotz intensiver Bemühungen und Erfolge im
Erwerbsleben im Niedrigeinkommensbereich verbleiben. 
3. Höchsteinkommensgrenze führt zu Einbußen im Famili-
eneinkommen trotz höherer Erwerbseinkommen
Die Höchsteinkommensgrenze verursacht bei einer grafischen
Veranschaulichung der Transferkurve eine deutliche „Abbruch-
kante“ des verfügbaren Familieneinkommens (siehe Bei-
spielgrafik unter I.5). Für die Familien bedeutet das, dass ihr ver-
fügbares Einkommen deutlich sinkt, sobald ihr  Netto(erwerbs)-
einkommen die Höchsteinkommensgrenze überschreitet. Die
Höchsteinkommensgrenze unterläuft daher die Bemühungen
von Familien in einem bestimmten Einkommensbereich, ihr Fa-
milieneinkommen durch ein steigendes Erwerbseinkommen zu
erhöhen. Steigt das Bruttoerwerbseinkommen eines Alleinver-
dieners in oben genannter vierköpfiger Beispielfamilie (vgl. I.5)
zum Beispiel von 2300 auf 2400 Euro, steigt sein Nettoerwerbs-
einkommen zwar um circa 60 Euro, aber infolge der Höchstein-
kommensgrenze verringert sich das verfügbare Familienein-
kommen letztlich um circa 115 Euro, da der Kinderzuschlag ab-
rupt wegfällt. Die Familie hat daher trotz steigenden
Erwerbseinkommens weniger Geld zur Verfügung. Erst bei einer
Erhöhung des Bruttoeinkommens um circa 400 Euro hätte die
Familie dasselbe Geld wie zuvor zur Verfügung. 
Zudem ist eine Höchsteinkommensgrenze auch nicht not-
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kommen zu begrenzen, da der Kinderzuschlag durch die Ab-
schmelzrate automatisch auslaufen würde.45 Das Argument,
dass der Kinderzuschlag dort enden soll, wo er nicht mehr erfor-
derlich ist, um den Bezug von Arbeitslosengeld II zu vermeiden,
ist zwar nachvollziehbar. Einer Förderung von Familien im Nied-
rigeinkommensbereich, die notwendig ist, um ihnen den Weg zu
einem Leben auf einem Einkommensniveau oberhalb des Ar-
beitslosengeldes II zu ebnen, ist jedoch demgegenüber der Vor-
zug zu geben. 
4. Höhe des Kinderzuschlags 
Der Ausrichtung der Höhe des Kinderzuschlags (in Kombination
mit Kindergeld und anteiligem Wohngeld) an dem durchschnitt-
lichen Bedarf, den Kinder an Sozialgeld oder Arbeitslosengeld II
haben, ist grundsätzlich zuzustimmen. 
III. Forderungen zur Anpassung
des Kinderzuschlags
Vor dem Hintergrund dieser Kritikpunkte hält der Deutsche
Caritasverband folgende Reformen beim Kinderzuschlag für ge-
boten:
1. Es muss ein Wahlrecht zwischen Kinderzuschlag
und Arbeitslosengeld II geben.
Der Deutsche Caritasverband fordert, die Situation verdeckt ar-
mer Kinder zu verbessern, deren Familien ein Einkommen über
der Mindesteinkommensgrenze haben, aber durch den Bezug
von Kindergeld, Kinderzuschlag und Wohngeld Hilfebedürftigkeit
nach SGB II nicht vermeiden können. Um die finanzielle Ausstat-
tung dieser Familien zu verbessern, ist es geboten, für sie den
Zugang zum Kinderzuschlag zu eröffnen, auch wenn sie damit
nur ein Einkommen unterhalb des Arbeitslosengeldes II haben.
Durch diese Maßnahme wird die verdeckte Armut nicht beseitigt,
aber wesentlich gelindert. So käme es bei einer Familie mit ei-
nem Erwerbseinkommen an der Grenze zur Hilfebedürftigkeit im
SGB II im Falle eines Rückgangs des Nettoerwerbseinkommens
um einen Euro nicht zu einem Einkommensverlust von 140 Euro
pro Kind, sondern nur zu einem Verlust um einen Euro. 
Wichtig ist in diesem Fall auch eine qualifizierte Beratung der
Familien bei der Behörde, bei der sie Leistungen beantragt. Nur
wenn der Familie die Unterschiede in der Höhe der beiden Leis-
tungen bewusst sind, ist sie in der Lage, verantwortlich zu wäh-
len, welche Leistung sie in Anspruch nimmt. 
2. Die Abschmelzrate muss auf 30 Prozent
gesenkt werden.
Der Deutsche Caritasverband hält es für geboten, dass Famili-
en, die Kinderzuschlag erhalten, von einem steigenden Er-
werbseinkommen mehr profitieren als bisher. Die Abschmelzra-
te beim Kinderzuschlag ist daher von derzeit 50 Prozent auf 30
Prozent abzusenken. Damit wird in Kombination mit dem eben-
falls abschmelzenden Wohngeld eine Abschmelzrate in Höhe
von circa 60 Prozent statt derzeit 80 Prozent erreicht.
3. Die Höchsteinkommensgrenze muss fallen.
Der Deutsche Caritasverband fordert die Abschaffung der
Höchsteinkommensgrenze, um wesentliche Einkommensver-
luste der Familien bei Überschreiten dieser Grenze zu ver-
meiden und auch Familien im Niedrigeinkommensbereich und
in der unteren Mittelschicht mit dem Kinderzuschlag zu er-
reichen. 
4. Der Kinderzuschlag ist nach der Neuberechnung der
Regelsätze für Kinder anzupassen.
Durch die vom Deutschen Caritasverband geforderte Neube-
rechnung der Regelsätze für Kinder (siehe Teil A) wird eine An-
passung der Höhe des Kinderzuschlags erforderlich. Dabei sind
zwei Szenarien vorstellbar:
a. Anpassung an das sächliche Existenzminimum:
Nach dieser Vorstellung muss der Kinderzuschlag zusammen
mit dem Kindergeld und dem Wohngeldanteil des Kindes das
sächliche Existenzminimum decken. Ausgehend von der An-
nahme, dass dies derzeit erfüllt ist, muss der Kinderzuschlag
dann um den Betrag erhöht werden, um den das Existenzmini-
mum durch die Erhöhung der Kinderregelsätze steigt. Das sind
nach unseren Abschätzungen 46 Euro.
b. Gewährleistung der Funktion des Kinderzuschlags:
Auch in diesem Szenario muss der Kinderzuschlag erhöht wer-
den, damit er seine Funktion erfüllt, Familien vor Hilfebedürftig-
keit zu schützen, wenn die Eltern alleine nicht hilfebedürftig wä-
ren: Kindergeld und Kinderzuschlag zusammen (294 Euro)
könnten die Ansprüche eines Kindes über 14 Jahren aus dem
eigenständigen Kinderregelsatz (302 Euro) nicht decken. Es
können also Konstellationen auftreten, in denen die Familie trotz
Kinderzuschlags noch hilfebedürftig ist. Orientiert man sich an
dem heutigen Abstand des Kinderzuschlags (plus Kindergeld)
vom Kinderregelsatz für Kinder über 14 Jahren, müsste der Kin-
derzuschlag um 21 Euro erhöht werden.
5. Beispiel für den Verlauf des Kinderzuschlags
nach den geforderten Reformen
Im Folgenden wird dargestellt, wie sich das Familieneinkommen
verändern würde, wenn die Forderungen des Deutschen Caritas-
verbandes umgesetzt würden. Die Grafik auf Seite 47 stellt wie-
der den Verlauf der Einkommenskurven für die Beispielfamilie
dar. Die Grafik erklärt sich dabei wie unter I.5 beschrieben. 
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Die vom DCV beschriebene Reform hat dabei folgende Aus-
wirkungen auf den Einkommensverlauf:
■ Wahlrecht zwischen Kinderzuschlag und Arbeitslosengeld II:
Das Wahlrecht bewirkt, dass Familien, die kein Arbeitslosen-
geld II beziehen wollen, den Kinderzuschlag beziehen können.
Für diese Familien verbessert sich ab einem Mindesteinkommen
von 900 Euro brutto (600 Euro brutto bei Alleinerziehenden) ihre
finanzielle Situation erheblich. Das Wahlrecht sorgt so für ein
höheres Einkommen der verdeckt Armen.
■ Änderung der Abschmelzrate auf 30 Prozent: Die Transfer-
entzugsrate von 30 Prozent sorgt für einen stärkeren Anstieg
des verfügbaren Familieneinkommens im Bereich des Kinderzu-
schlags. Familien können so von besser bezahlten Jobs oder ei-
ner Ausweitung der Arbeitszeit profitieren und es lohnt sich, in
Qualifizierung zu investieren.
■ Wegfall der Höchsteinkommensgrenze: Der Wegfall der
Höchsteinkommensgrenze sorgt dafür, dass keine Abbruchkan-
ten im verfügbaren Familieneinkommen mehr bestehen. Damit
lohnt sich die Annahme einer besser bezahlten Arbeit, eine Aus-
weitung der Arbeitszeit oder eine Gehaltserhöhung für die Fami-
lien immer. Geringfügig besser verdienende Familien werden
nicht mehr benachteiligt. Der Kinderzuschlag wird damit nicht
nur zur Vermeidung des ALG-II-Bezugs eingesetzt. Er unter-
stützt auch Familien im Niedrigeinkommensbereich und in der
unteren Mittelschicht.
IV. Kosten der Neugestaltung des
Kinderzuschlags und Gesamtkosten
des DCV-Vorschlags
Die Kosten für die Neukonzeption des Kinderzuschlags nach
den vorangegangenen Forderungen des DCV wurden von der
Prognos AG und dem Zentrum für Europäische Wirtschaftsfor-
schung berechnet.
Wenn die Kinderregelsätze nicht erhöht würden und
nur die Abschmelzrate auf 30 Prozent sänke und die Höchst-
einkommensgrenze aufgehoben würde, stiegen die Ausgaben
für den Kinderzuschlag um 1,03 Milliarden Euro. 1,46 Millio-
nen Kinder könnten so zusätzlich vom Kinderzuschlag pro-
fitieren.
Entsprechend dem Vorschlag des DCV sollen die Regelsät-
ze erhöht werden. Deswegen muss in der Folge auch der Kin-
derzuschlag erhöht werden (siehe Teil A). Es ist eine offene Fra-
ge, ob der Kinderzuschlag an das sächliche Existenzminimum
gekoppelt wird oder ausschließlich an die Vermeidung der Hil-
febedürftigkeit. Wenn der Kinderzuschlag an das sächliche
Existenzminimum gekoppelt wird, muss er um 46 Euro erhöht
werden. Die Kosten für die Neugestaltung belaufen sich dann
auf 2,25 Milliarden Euro. Es würden 2,27 Millionen Kinder zu-
sätzlich vom Kinderzuschlag profitieren.
Mindestens jedoch muss der Kinderzuschlag um 21 Euro er-
höht werden, damit weiterhin die Hilfebedürftigkeit von Familien
vermieden werden kann. Die Kosten in diesem Modell betragen
1,53 Milliarden Euro. 1,82 Millionen Kinder zusätzlich hätten An-
spruch auf den Kinderzuschlag.
In der Summe belaufen sich die Kosten auf:
■ Erhöhung des Kinderregelsatzes (siehe Teil A):
1,2 Milliarden Euro
■ Erhöhung und Neugestaltung des Kinderzuschlags:
mindestens 1,53 Milliarden Euro
(höchstens 2,25 Milliarden Euro)
■ Gesamtkosten:
mindestens 2,73 Milliarden Euro
(höchstens 3,45 Milliarden Euro)
Aufgrund der höheren Regelsätze erhöhen sich das sächliche
Existenzminimum und der Steuerfreibetrag. Dadurch entstehen
zusätzliche Kosten in Höhe von 770 Millionen Euro. Die Gesamt-
kosten des DCV-Vorschlags werden sich durch geplante Maß-
nahmen der Bundesregierung verringern. Die geplante Wohn-
geld- und die Kindergelderhöhung vermindern den Betrag, um
den der Kinderzuschlag jeweils erhöht werden müsste. Damit
sinken die Kosten der Neugestaltung des Kinderzuschlags.
C. Stärkung der Teilhabe-
chancen von Kindern durch
befähigende Sachleistungen
Kinder und Jugendliche in Deutschland leiden nicht nur mate-
riell. Die Zukunftschancen von Benachteiligten werden auch
durch ungenügende Förderung und mangelnde Bildungschan-
cen eingeschränkt. Gravierend ist folgende Beobachtung: Der
Anteil der Personen, die im Alter von 25 bis 30 Jahren keinen
Berufs- oder Hochschulabschluss haben und sich nicht in Aus-
bildung befinden, ist von 12,7 Prozent im Jahr 1996 auf 17,0
Prozent im Jahr 2006 gestiegen. Im Alter von 35 Jahren schließ-
lich bleiben 15 Prozent der Bevölkerung dauerhaft ohne abge-
schlossene berufliche Ausbildung (3. Armuts- und Reichtums-
bericht, S. 64).
Wenn über die Bekämpfung der Kinderarmut nachgedacht
wird, müssen sowohl materielle als auch befähigende Gesichts-
punkte beachtet werden. Neben der Existenzsicherung müssen
die Teilhabechancen der Kinder gesichert sein. Das heißt Ver-
besserung von Bildungschancen, um Chancengerechtigkeit
herzustellen. Es ist nicht akzeptabel, dass der Bildungsstand ei-
nes Kindes bei uns immer noch deutlich stärker von der sozia-
len Herkunft abhängt als in vielen anderen Ländern. Fehlende
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Bildungsabschlüsse bedeuten ein langfristiges Arbeitslosig-
keits- und Armutsrisiko. Aus Armut resultieren häufig ein
schlechterer Gesundheitszustand beziehungsweise langfristige
Gesundheitsrisiken. Neben den monetären Leistungen brau-
chen Kinder also auch gute strukturelle Rahmenbedingungen
für ihre Entwicklung. Hierzu gehört ein flächendeckendes Ange-
bot von Betreuungs-, Bildungs- und kulturellen sowie sportli-
chen Angeboten. Um diese Angebote wahrnehmen zu können,
ist es erforderlich, dass Kinder und Jugendliche einen Zugang
dazu erhalten. Hier sind die Länder und Kommunen gefragt. Sie
dürfen nicht aus ihrer Verantwortung entlassen werden.
Der Deutsche Caritasverband hat in seiner Befähigungsinitia-
tive für benachteiligte Kinder und Jugendliche in den letzten drei
Jahren immer wieder darauf hingewiesen, wie wichtig es ist,
Kinder zu befähigen. Jedes Kind hat Ressourcen und Fähigkei-
ten und ein Recht darauf, sich selbst entfalten zu können. Alle
Hilfen müssen darauf ausgerichtet sein, Kinder und Jugendliche
zu befähigen, ein selbstbestimmtes Leben führen zu können.
Entscheidend ist, dass stets der Befähigungsansatz im Mittel-
punkt steht. Es geht zum Beispiel bei der Forderung nach einem
Schulmittagessen für Benachteiligte nicht nur darum, dass die
Kinder einmal am Tag eine warme Mahlzeit bekommen. Viel-
mehr sind bei allen Hilfen auch die eigene Aktivität und die Po-
tenziale der Kinder und Jugendlichen zu fördern. Das heißt, dass
die Jugendlichen im schulischen Rahmen selbst mitkochen,
Kenntnisse über Nahrungsmittel erwerben und die Zubereitung
lernen. Auch bei der Forderung, Nachhilfeunterricht anzubieten
für Kinder aus Familien mit niedrigem Einkommen mit schlech-
ten Schulleistungen, sollte zuerst überlegt werden, wie Jugend-
liche selbst, zum Beispiel ältere Schüler diese Aufgabe überneh-
men können.
I. Zum derzeitigen Stand der Sachleistungen
Zur Gewährleistung ihrer sozialen Teilhabe werden den Kindern
im SGB II und SGB XII über den Regelsatz hinaus einmalige
Leistungen (§ 31 SGB XII, § 23 Abs. 3 SGB II) im Wesentlichen
nur für die Erstausstattung bei der Geburt und für mehrtägige
Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen
gewährt. Im Einzelfall kommt auch ein Mehrbedarf für behinder-
te Kinder ab Vollendung des 15. Lebensjahres sowie wegen
kostenaufwendiger Ernährung in Betracht (§ 30 Abs. 4 und 5
SGB XII, § 21 Abs. 4 und 5 SGB II). Die Leistungen erfolgen
durch Kostenübernahme beziehungsweise Gewährung von
pauschalen Geldbeträgen. Weitere Leistungen sehen SGB II
und SGB XII nicht vor.
Freiwillige Sachleistungen von Kommunen für bedürftige Fa-
milien (zum Beispiel Schwimmbadkarten, Ermäßigungen im öf-
fentlichen Nahverkehr etc.) sind in den letzten Jahren in vielen
Städten eingeschränkt worden. Erst nachdem Kinderarmut in
vielen Städten öffentlich geworden ist, beginnen erste Kommu-
nen, wieder freiwillige Leistungen für bedürftige Familien anzu-
bieten.46
Im Hinblick auf Schulbücher und schulbuchersetzende Me-
dien besteht in den meisten Ländern faktisch keine Lehrmittel-
freiheit mehr. Immer mehr Bundesländer haben in den letzten
Jahren Eigenbeteiligungen47 oder Leihgebühren48 eingeführt, von
denen überwiegend nur Sozialhilfeempfänger, Wohngeldemp-
fänger und Empfänger von Leistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz befreit werden. Sogar Empfänger von SGB-II-
Leistungen müssen teilweise die Eigenanteile selbst zahlen.49
Auch Familien mit Einkommen nur knapp oberhalb der Schwel-
le zum Transferbezug müssen daher die Gebühren beziehungs-
weise Eigenanteile, die länderübergreifend zwischen zwölf und
100 Euro je Jahrgangsstufe variieren, selbst tragen.50
II. Kritik an der derzeitigen Praxis
Der Deutsche Caritasverband erlebt in seinen Beratungsstellen
und Diensten, dass die soziale Teilhabe von bedürftigen Kindern
und Jugendlichen sowie ihre Bildungschancen nicht ausrei-
chend gewährleistet sind: Familien suchen vermehrt die Tafeln,
Kleiderkammern und Möbellager auf und fragen gezielt nach
finanzieller Unterstützung für die Lernmittel (zum Beispiel Bü-
cher, Hefte, Stifte) zu Beginn des Schuljahres. In fast allen Cari-
tasverbänden in den Diözesen wurden sogenannte Schulmate-
rialkammern eingerichtet oder Spenden für die Ausstattung zu
Schuljahresbeginn gesammelt. Kinder nehmen in Ganztags-
schulen nicht am Mittagessen teil, weil sie dieses nicht bezah-
len können. 
Angebote im Bereich Bildung, Kultur und Freizeit sind über-
wiegend nicht kostenfrei zugänglich. Vereinsbeiträge, Kursge-
bühren, Kosten für Nachhilfeunterricht etc. müssen aus der Pau-
schale des Regelsatzes finanziert werden. Wie hoch der dafür

















vorgesehene Betrag in den aktuellen Kinderregelsätzen ausfällt,
lässt sich wegen ihrer pauschalen Ableitung vom Eckregelsatz
eines alleinstehenden Erwachsenen nicht konkret bestimmen.
Bei der vom Deutschen Caritasverband durchgeführten Unter-
suchung des Ausgabeverhaltens von Paaren mit einem Kind im
Niedrigeinkommensbereich zeigt sich jedoch, dass deren
durchschnittliche Ausgaben zum Beispiel im Bereich Nachhilfe-
unterricht von vier Euro bei den 6- bis 13-Jährigen und drei Euro
bei den 14- bis 17-Jährigen nicht ausreichend sind, um einen
regelmäßigen Nachhilfeunterricht zu finanzieren.51 Auch Kinder
im Niedrigeinkommensbereich sind in dieser Hinsicht gegen-
über Kindern aus einkommensstärkeren Familien erheblich be-
nachteiligt. So zeigt die Einkommens- und Verbrauchsstichpro-
be 2003, dass bei Paaren mit einem Kind mit einem Einkommen
im untersten Quintil52 nur sieben Prozent der Familien mit Kin-
dern unter sechs Jahren, 21,4 Prozent der Familien mit Kindern
von sechs bis 13 Jahren und nur 17,7 Prozent der Familien mit
Kindern zwischen 14 und 18 Jahren an außerschulischem Un-
terricht in Sport oder musischen Fächern teilnehmen. Demge-
genüber liegt die Beteiligungsquote bei Familien im vierten
Quintil bis zu doppelt so hoch bei 14,3 Prozent, 42,9 Prozent
und 22,3 Prozent.53 Die unzureichende finanzielle Ausstattung
für diese Bereiche setzt sich heutzutage bei den Empfängern
von Sozialhilfe und Arbeitslosengeld II beziehungsweise Sozial-
geld fort. 
Die Abdeckung dieser Bedarfe durch einen pauschalen
Ausgabenansatz im Regelsatz ist dabei nicht zielführend. Viel-
mehr haben Kinder individuell unterschiedliche Bedarfe an
Bildungsangeboten (zum Beispiel Nachhilfe), Talente und
Interessen (zum Beispiel an sportlichen oder musischen Akti-
vitäten).
III. Forderungen nach befähigenden
Sachleistungen
Kinder brauchen insbesondere gute strukturelle Rahmenbedin-
gungen für ihre Entwicklung. Hierzu gehört ein flächendecken-
des Angebot von Betreuungs-, Bildungs- und kulturellen sowie
sportlichen Angeboten. Der Deutsche Caritasverband hält es
daher für erforderlich, dass Bund, Länder und Kommunen befä-
higende Sachleistungen kostenfrei für Kinder in einkommens-
schwachen Familien bereitstellen.
■ Kinder müssen Lehr- und Lernmittel haben
Dazu gehört im Bereich Bildung die Wiedereinführung der Lehr-
mittelfreiheit in allen Bundesländern, zumindest für alle Kinder
aus Familien mit geringen Einkommen. Um Anschaffungen von
Lernmitteln zu Schuljahresanfang bundesweit zu unterstützen,
sollten im SGB II und SGB XII eine Beihilfe zum Schulanfang so-
wie zum Schuljahresbeginn als einmalige Leistung eingeführt
werden.
■ Soziale Teilhabe und Gesundheit
im schulischen Umfeld
Wichtig ist darüber hinaus, dass Kinder und Jugendliche auch
im schulischen Umfeld sozial eingebunden sind. Es ist nicht
tragbar, dass sie aus finanziellen Gründen bei eintägigen Schul-
ausflügen nicht teilnehmen können. Dies könnte sowohl über
das SGB II als auch als Sachleistung über die Kommune finan-
ziert werden. Notwendig ist, dass für alle Schüler in Ganztags-
schulen kostengünstig ein Mittagessen bereitgestellt wird. Emp-
fohlen wird ein Preis von einem Euro.
■ Ausbau der Gesundheitsprävention für Kinder
und Jugendliche
Angesichts der Tatsache, dass die Herkunft aus sozial benach-
teiligten Familien ein Gesundheitsrisiko für Kinder und Jugend-
liche darstellt, ist eine früh einsetzende zielgruppenspezifische
Prävention zwingend notwendig. Entsprechend müssen die An-
gebote für die Gesundheitsförderung und Prävention insbeson-
dere für diese Gruppe ausgebaut werden. Es muss gewährleis-
tet sein, dass gezielte Leistungen der Gesundheitsförderung
zum Beispiel in Kindertagesstätten und Schulen angeboten wer-
den und für Kinder aus Familien mit Transferbezug und niedri-
gem Einkommen kostenfrei sind. 


















■ Individuelle Förderung auch für einkommensschwache
Schüler 
Nachhilfe
5,5 Prozent der 14- bis 17-Jährigen aus dem untersten Einkom-
mensquintil nehmen Nachhilfeunterricht gegenüber 20,3 Pro-
zent aus dem obersten Quintil. Es ist nicht sinnvoll, im Regel-
satz einen geringen Betrag für Nachhilfeunterricht einzustellen,
der im Bedarfsfall nicht reicht. Demgegenüber ist es ange-
bracht, Nachhilfe als Sachleistung für diejenigen bereitzustel-
len, die sie brauchen. Ein geeigneter Ort dafür ist die Schule,
möglicherweise auch im Rahmen eines befähigenden Schul-
konzepts.
Sprachförderung
Besonders benachteiligt sind Schüler mit Migrationshintergrund,
die sprachliche Defizite haben. Ihnen muss – möglichst schon in
der Kindertagesstätte – Sprachförderung gewährt werden. 
Musische und sportliche Bildung, Mobilität
Die Beteiligungsquoten an außerschulischem Unterricht in
Sport oder musischen Fächern sind bei Familien im Niedrigein-
kommensbereich besonders gering. Auch Kinder aus einkom-
mensschwachen Familien sollten die Möglichkeit haben, ein
Musikinstrument zu lernen oder in den Musik- oder Sportverein
zu gehen. Sinnvoll wäre ein kostenloses Angebot für diese Kin-
der in öffentlichen Musikschulen oder anderen Einrichtungen.
Theater-, Zoo- und Museumsbesuche sollten für Kinder aus ar-
men Familien überall kostenlos sein. Bewährt hat sich darüber
hinaus auch die Ausgabe von Schwimmbadkarten für einen
kostenlosen Zugang. Für Kinder aus armen Familien muss es
eine kostenlose Nutzung des öffentlichen Nahverkehrs im not-
wendigen Umfang geben. Zur Umsetzung der befähigenden
Sachleistungen sind vor Ort unterschiedliche Modelle denkbar
– Gutscheine, Kostenübernahme auf Antrag oder Familien-
Karten. 
Anmerkungen
1. Die folgende Grundlegung der Position des Deutschen Caritas-
verbandes zur Bekämpfung der Kinderarmut ist von einer Arbeits-
gruppe beim Deutschen Caritasverband (Verena Liessem, Clarita
Schwengers, Birgit Fix, Thomas Becker, Georg Cremer, Markus
Günter) erarbeitet worden. Die wissenschaftliche Beratung zu Fra-
gen einer eigenständigen Berechnung des Kinderregelsatzes erfolg-
te durch die Armutsforscherin Irene Becker. Die zu dieser Berech-
nung notwendige Auswertung der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 2003 wurde durch das Statistische Bundesamt
durchgeführt. Die Berechnung zu den Kosten des Vorschlags zur
Neugestaltung des Kinderzuschlages erfolgte durch die Prognos
AG und das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (An-
sprechpartner: Michael Böhmer, Prognos AG Basel).
2. BVerfGE 83, 60, 85; 40, 121, 131.
3. BVerwGE 36, 256, 258; 102, 366, 369.
4. BVerwGE 94, 326, 333.
5. BVerwGE 92, 6, 8.
6. BVerwGE 97, 376, 378.
7. BVerwGE 69, 46, 154.
8. §  28 SGB XII,§  2 Regelsatzverordnung (RSVO).
9. Ob diese Annahme bei allen Vergleichshaushalten erfüllt ist, ist
indes fraglich. Viele Niedrigverdiener sind verschuldet und schrän-
ken sich deshalb bei ihren Ausgaben ein (ROTHKEGEL, Ralf in: GAGEL,
Alexander: SGB II § 20 Rn. 42). 
10. Nach BECKER, Irene: Was kaufen Familien mit niedrigem Ein-
kommen? In: neue caritas, Heft 1/2008, S. 22ff., hier S. 23, handelt
es sich bei den Alleinstehenden „um eine Teilgruppe mit hohem Al-
tenanteil. “. Vgl. dies.: Konsumausgaben von Familien im unteren
Einkommensbereich. Arbeitspapier Nr. 4 des Projekts „Soziale Ge-
rechtigkeit“, Frankfurt/Main, Nov. 2007, S. 2.
11. Deutscher Bundestag, Ausschuss für Arbeit und Soziales, Aus-
schuss-Drs. 16(11)286.
12. Vgl. § 3 Abs. 3 RSVO, § 28 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 SGB II.
13. Vgl. hierzu Begründung zu § 3 Abs. 2 RegelsatzVO, BR-Drs.
206/04 S. 10f. unter Bezugnahme auf MÜNNICH; Margot/KREBS, Tho-
mas: „Ausgaben für Kinder in Deutschland – Berechnungen auf der
Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1998“, Sta-
tistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 12/2003, S. 1080ff.
14. § 1 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung des § 22 des
Bundessozialhilfegesetzes (Regelsatzverordnung).
15. Begründung zu § 3 Abs. 2 RegelsatzVO, BR-Drs. 206/04,
S. 10f.
16. Begründung zu § 3 Abs. 2 RegelsatzVO, a.a.O.
17. § 4 RSVO.
18. Außerdem werden hier nicht die Ausgaben der Familien der
Referenzgruppe für Kinder zugrunde gelegt, sondern die der Famili-
en des ersten Dezils, des zehnten Dezils beziehungsweise aller
Haushalte in der EVS.
19. BECKER, Irene: Was kaufen Familien mit niedrigem Einkommen?
In: neue caritas, Heft 1/2008, S. 22ff., hier S. 26; vgl. dies.:
Konsumausgaben von Familien im unteren Einkommensbereich.
Arbeitspapier Nr. 4 des Projekts „Soziale Gerechtigkeit“ , Frank-
furt/Main, Nov. 2007, S. 7.
20. Vgl. § 34 Abs. 1 Satz 4 Nr. 1 SGB V. Eine Ausnahme besteht
gemäß § 34 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 SGB V nur für versicherte Jugend-
liche mit Entwicklungsstörungen bis zum vollendeten 18. Lebens-
jahr. 
21. BECKER, Irene: Armut in Deutschland: Bevölkerungsgruppen un-
terhalb der ALG-II-Grenze. Arbeitspapier Nr. 3 des Projekts „Soziale
Gerechtigkeit“. Frankfurt/Main, Oktober 2006. 
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22. MÜNNICH, Margot; KREBS, Thomas: Ausgaben für Kinder in
Deutschland – Berechnungen auf der Grundlage der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 1998. Wirtschaft und Statistik 12/2002.
23. BAGFW: Freie Wohlfahrtspflege fordert neue Kinderregelsätze
plus Förderung. In: neue caritas, Heft 12/2008, S. 31ff. 
24. Wird diesem Vorschlag gefolgt, wäre es vorstellbar, den Anteil
der Ausgaben für den öffentlichen Nahverkehr an den Verkehrsaus-
gaben im Kinderregelsatz zu streichen. Ausgaben für Fahrräder etc.
müssen dagegen im Regelsatz enthalten bleiben.
25. Bei den Zwei- und Drei-Kind-Familien lagen nach den Auswer-
tungen des Statistischen Bundesamtes nur die durchschnittlichen
Konsumausgaben der Kinder dieser Familientypen vor, auf eine Dif-
ferenzierung der Konsumausgaben nach Altersgruppen wurde hier
verzichtet. Ausgehend von der Konsumstruktur der Kinder der Ein-
Kind-Familien der verschiedenen Altersgruppen im Vergleich zum
durchschnittlichen Kinderkonsum in der Ein-Kind-Familie wurden
die Konsumausgaben der Kinder der Zwei- und Drei-Kind-Familien
in den einzelnen Altersgruppen hochgerechnet.
26. Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Analyse der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, August 2008, Daten für April 2008.
27. Die Gewichtung der Erhöhung erfolgt danach, wie lange ein
Kind in den jeweiligen Altersstufen verbleibt. Das Vorgehen ist äqui-
valent zu dem im Existenzminimumsbericht (siehe dort für genauere
Informationen).
28. Rechtslage ab 1.10.2008.
29. Alleinerziehende und andere Mehrbedarfsberechtigte können
bei dieser Prüfung beantragen, dass ihr Mehrbedarf nach SGB II
nicht in die Bemessung des Arbeitslosengeld-II-Anspruchs einbe-
zogen wird.
30. Das maßgebliche Nettoeinkommen ist dabei das Gesamtnetto-
einkommen abzüglich der durch Erwerbstätigkeit erreichbaren
Freibeträge und der Werbungskosten. Bei der Ermittlung des
Wohnkostenanteils der Eltern im Arbeitslosengeld II werden die
Wohnkosten abweichend vom SGB II nicht pro Kopf auf die Famili-
enmitglieder verteilt, sondern nach den Quoten, die im Existenzmi-
nimumsbericht festgesetzt werden. Danach werden bei Paaren mit
einem Kind den Eltern 83,2 Prozent der Kosten für Unterkunft und
Heizung zugerechnet. Bei Paaren mit zwei Kindern entfallen auf die
Eltern 71,23 Prozent der Wohnkosten.
31. Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Ände-
rung des Bundeskindergeldgesetzes, BT-Drs. 16/9615 und BT-
Drs. 16/9792.
32. Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des
Bundesrates zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bun-
deskindergeldgesetzes, BT-Drs. 16/9615, S. 9.
33. Annahme: Wohnung liegt in einer Gemeinde der Mietstufe IV
und war ab 1992 bezugsfertig.
34. Jeweils immer nach Abzug von Werbungskosten und Freibe-
trägen bei Erwerbstätigkeit. 
35. S.o. vor I.1. 
36. Stellungnahme der Bundesregierung zur Gegenäußerung des
Bundesrats zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz
zur Änderung des Bundeskindergeldgesetzes, BT-Dr. 16/9615,
S. 9; Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung des
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistung am Arbeitsmarkt, BR-
Drs. 558/03, S. 201.
37. Begründung zum Gesetzentwurf der Bundesregierung des
Vierten Gesetzes für moderne Dienstleistung am Arbeitsmarkt, BR-
Drs. 558/03, S. 201.
38. Bis 1.1.2009.
39. Höchstbeträge nach § 8 WoGG.
40. Dabei muss noch einmal darauf hingewiesen werden, dass
der ALG-II-Anspruch der Familie sowohl von der Zahl und dem
Alter der Kinder als auch von der Miethöhe in ihrer Gemeinde
abhängt. Weil der Kinderzuschlag – wie oben beschrieben – an
den ALG-II-Anspruch der Familie gekoppelt ist, ergeben sich auch
hier Unterschiede für verschiedene Familientypen. Das Beispiel
ist also individuell und kann nicht auf andere Familien übertragen
werden.
41. Genaue Annahmen für die Berechnung: Paar mit zwei Kindern
(eines unter und eines über 14 Jahre), keine Unterhaltszahlungen,
keine Einkünfte außer Arbeitseinkommen, abhängig beschäftigt,
Wohnung ab 1992 bezugsfertig, Wohnort in Gemeinde mit Miet-
stufe IV, Miete 545 Euro (nach Wohngeld maximal zu berücksichti-
gender Mietbetrag), Heizkosten 60 Euro, falls krankenversichert:
AOK Baden-Württemberg. Werbungskosten unterhalb oder gleich
der Pauschale von 920 Euro im Jahr. Berechnung nach dem der-
zeitigen Wohngeldgesetz (dies wird zum 1.1.2009 reformiert – da-
raus folgt eine gewisse Erhöhung des Wohngelds). Annahme, dass
Warmmiete (also inklusive Heizkosten) im Rahmen des Arbeitslo-
sengeldes II voll übernommen würde, das heißt als angemessen
anerkannt wird. Zur Berechnung des Nettoerwerbseinkommens
wurde der Brutto-Netto-Rechner der AOK verwendet.
42. Nach § 11 Abs. 2 Satz 2 SGB II werden vom Einkommen
100 Euro monatlich pauschal nicht auf das Arbeitslosengeld II an-
gerechnet, um Beiträge zu öffentlichen oder privaten Versicherun-
gen, geförderte Altersvorsorgebeiträge oder die mit der Erzielung
des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben zu decken.
Zusätzlich besteht nach § 11 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6, 30 SGB II für Er-
werbstätige ein Freibetrag in Höhe von 20 Prozent der Einkom-
mensanteile zwischen 101 und 800 Euro und in Höhe von zehn
Prozent für Einkommensbestandteile zwischen 801 und 1200 Euro.
Bei Bedarfsgemeinschaften mit minderjährigen Kindern gilt Letzte-
res für Einkommensanteile bis 1500 Euro.
43. Das ergänzende Arbeitslosengeld II wurde eingeführt, damit es
sich für Empfänger von Grundsicherungsleistungen „lohnt“, Arbeit
aufzunehmen: Im Niedrigeinkommensbereich reichen die Gehälter
oftmals nicht aus, um den Bedarf der Familie abzudecken. Damit
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der Bedarf der Familie gedeckt ist und sie von der Arbeitsaufnahme
trotzdem profitiert, gibt es die oben beschriebenen Freibeträge.
44. Zu einer Abschätzung der verdeckten Armut siehe BECKER,
Irene: Armut in Deutschland : Bevölkerungsgruppen unterhalb der
ALG-II-Grenze. Arbeitspapier Nr. 3 des Projekts „Soziale Gerechtig-
keit“. Frankfurt/Main, Oktober 2006. Ein weiteres Indiz der verdeck-
ten Armut ist die Tatsache, dass von 993 787 Anträgen auf Kinder-
zuschlag (in den Jahren 2005 bis 2007) mehr als die Hälfte der An-
träge wegen zu niedrigen Einkommens abgelehnt wurden (siehe
Dossier Kinderzuschlag – Gesetzliche Regelung und Möglichkeiten
zur Weiterentwicklung, Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, 2008).
45. Vgl. auch Stellungnahme des Bundesrats zum Entwurf eines
Gesetzes zur Änderung des Kindergeldgesetzes, BT-Drs. 16/9615,
S. 7.
46. So hat zum Beispiel die Stadt Stuttgart am 30.5.2008 eine




47. Zum Beispiel Art. 21 Abs. 2 BaySchFG; § 50 Abs. 2 Satz 2
BerlSchulG; § 70 SchulG RP; § 96 SchulG NW; § 43 ThürSchulG.
48. Zum Beispiel Runderlass des Kultusministeriums Niedersach-
sen vom 11.3.2005.
49. So besteht in Nordrhein-Westfalen die Befreiung nur für die
Empfänger von Leistungen nach dem SGB XII, vgl. § 96 Abs. 3
Satz 4 SchulG NW. Über weitere Entlastungen entscheidet der
Schulträger in freier Verantwortung. Dagegen gilt nach Art. 21
Abs. 4 BaySchFG in Bayern eine Befreiung vom Eigenanteil für
Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, SGB XII oder Wohn-
geldG; ähnlich § 50 Abs. 4 Berl-SchulG; Runderlass des Kultusmi-
nisteriums Niedersachsen vom 11.3.2005: Ausleihentgelt entfällt für
Bezieher von Leistungen nach dem SGB II, SGB XII und erzieheri-
schen Hilfen außerhalb des Elternhauses nach dem SGB VIII.
50. Quelle: www.gew.de/tarifrunde_2.htmlprint6/Situation_in_den_
Bundeslaendern.html
51. BECKER, Irene: Was kaufen Familien mit niedrigem Einkommen?
In: neue caritas, Heft 1/2008, S. 22ff., hier Tabelle 1. Zugrunde ge-
legt wurden die durchschnittlichen Konsumausgaben von Paar-
haushalten mit einem Kind im untersten Quintil nach dem Alter des
Kindes – begrenzt auf Haushalte mit einem Einkommen von min-
destens zwei Dritteln der Quintilsgrenze (Herausnahme der verdeckt
Armen). 
52. Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens
für die Gesamtgruppe der Paarhaushalte mit einem Kind nach Aus-
schluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug.
53. BECKER, Irene: Was kaufen Familien mit niedrigem Einkommen?













Leiter des Referats Fami-
lien und Generationen
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Das Autorenteam
Korridor mit Einkommens-
verlusten durch den Wegfall
des Kinderzuschlags
Status quo:
Einkommensverlauf eines Paares mit 2 Kindern (1 Kind unter 14, 1 Kind über 14 Jahren)





























































einkommen und im Wohngeld
nach Verlassen des
Minijob-Bereichs
Reformvorschlag des DCV zum Kinderzuschlag:
Einkommensverlauf eines Paares mit 2 Kindern (1 Kind unter 14, 1 Kind über 14 Jahren)
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Entschließung des Bundesrates zur Berücksichtigung des kinder-
spezifischen Bedarfs bei der Bemessung der Regelleistungen 




Düsseldorf, den 14. Dezember 2007
 
An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ersten Bürgermeister 
Ole von Beust 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
namens der Landesregierung Nordrhein-Westfalen bitte ich, gemäß § 36 Abs. 2 
der Geschäftsordnung den als Anlage mit Begründung beigefügten 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung zusätzlicher Leistungen für Kinder 
und Jugendliche im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und im Zwölften Buch 
Sozialgesetzbuch , 
und den ebenfalls beigefügten Antrag für eine 
Entschließung des Bundesrates zur Berücksichtigung des kinder-
spezifischen Bedarfs bei der Bemessung der Regelleistungen nach dem 
SGB II und SGB XII  
 
                                              
,
 siehe Drucksache 906/07 
Drucksache 907/07 - 2 - 
 
 
in die Tagesordnung der Plenarsitzung des Bundesrates am 20. Dezember 2007 
aufzunehmen. 
Mit freundlichen Grüßen 
Jürgen Rüttgers 
 
  Drucksache 907/07 
 
 
Entschließung des Bundesrates zur Berücksichtigung 
des kinderspezifischen Bedarfs bei der Bemessung der 




Der Bundesrat fordert die Bundesregierung auf, die Regelleistung für Kinder nach 
dem SGB II sowie dem SGB XII neu zu bemessen und als Grundlage dafür eine 
spezielle Erfassung des Kinderbedarfes vorzusehen. 
Außerdem soll geprüft werden, in welchen Bereichen Sachleistungen besser als 
Geldleistungen eine chancengerechte Teilhabe der Kinder am gesellschaftlichen 
Leben gewährleisten. 
 





Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Arbeit und Sozia-
les der Länder haben bei der 84. Arbeits- und Sozialministerkonferenz am 
15./16. November 2007 einstimmig die Auffassung vertreten, dass die Regelleis-
tung für Kinder neu zu bemessen und als Grundlage dafür eine spezielle Erfas-
sung des Kinderbedarfes vorzusehen ist.  
 
Grund dafür ist u.a., dass eine nachvollziehbare und wissenschaftliche Ableitung 
der jetzigen Regelleistungen für Kinder und Jugendliche nach dem SGB II und 
SGB XII nicht erkennbar ist. Insbesondere die aktuelle Einteilung in zwei Alters-
klassen und die prozentuale Ableitung von der Regelleistung eines allein stehen-
den Erwachsenen wird den besonderen Bedarfen von Kindern und Jugendlichen 
nicht hinreichend gerecht. In der Regelsatzverordnung zum Bundessozialhilfege-
setz waren drei Altersstufen vorgesehen, die der Gesetzgeber im Rahmen des 







Mit dem jetzigen System können besondere entwicklungsbedingte Bedarfe der 
Kinder und Jugendlichen, insbesondere im Zusammenhang mit der Teilhabe an 
Bildung, nicht hinreichend abgebildet werden. Grund dafür ist u.a., dass die bishe-
rigen statistischen Modelle nicht am Bedarf der Kinder ausgerichtet sind, sondern 
sich allein an den Ausgaben der einkommensschwachen Haushalte orientieren 
und als Bezugspunkt der Bedarf eines allein stehenden Erwachsenen dient.  
 
Bei der Ausgestaltung der Leistungen für Kinder und Jugendliche im SGB II und 
SGB XII ist zu gewährleisten, dass die Mittel tatsächlich den Kindern und Jugendli-
chen zweckentsprechend zugute kommen und nicht im allgemeinen Haushalts-
budget der Bedarfsgemeinschaft aufgehen und ggf. für andere Ausgaben verwen-
det werden. Deshalb soll geprüft werden, in welchen Bereichen Sachleistungen 
besser als Geldleistungen eine chancengerechte Teilhabe der Kinder am gesell-





























Erläuterungen zur Ermittlung 
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Im Zusammenhang mit der gesellschaftspolitischen Debatte zum Stichwort „Kinderarmut“ wird 
immer wieder die Forderung nach einem eigenständigen Regelsatz für Kinder erhoben (u.a mit 
einstimmigem Beschluss der ASMK und BR-Beschluss vom 23. Mai 2008). Diese Forderung 
wird auch von den Wohlfahrtsverbänden geteilt und u.a. damit begründet, dass die für Kinder 
geltenden Regelsätze vom Eckregelsatz abgeleitet werden, der den spezifischen Bedarf von 
Kindern nicht repräsentativ abbilde. Implizit wird dabei unterstellt, dass ein speziell ermittelter 
„Kinderregelsatz“ höher läge als die bisherigen vom Eckregelsatz abgeleiteten Regelsätze. 
 
Nach der Vorlage der Gutachten des Paritätischen Wohlfahrtsverbands am 24. September 
2008 und der Caritas am 7. Oktober 2008, in denen Kinderregelsätze „berechnet“ wurden, hat 
die 85. ASMK auf ihrem Treffen am 13./14. November 2008 die Forderungen der Länder nach 
Überprüfung der Kinderregelsätze erneut bekräftigt und eine entsprechende Regelung bis Ende 
2008 sowie kurzfristige Leistungserhöhungen gefordert (u.a. – was inzwischen rechtswirksam 
ist - das Schulbedarfspaket solle über das 10. Schuljahr hinaus gewährt werden). 
 
1. Verfahren des Statistischen Bundesamtes (StaBA) zur Berechnung der Kinderregel-
sätze 
 
Nach geltendem Recht wird der Eckregelsatz, also der Regelsatz für den Haushaltsvorstand, 
auf Basis der Verbrauchsausgaben der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) von 
Ein-Personenhaushalten im Niedrigeinkommensbereich ermittelt. Davon abgeleitet erhielten 
Kinder zunächst bis zum Alter von 13 Jahren einen Betrag in Höhe von 60 % und im Alter von 
14 bis 17 Jahren in Höhe von 80 % des Eckregelsatzes.  
 
Das BMAS hat das Statistische Bundesamt (StaBA) beauftragt, auf der Grundlage der 
BMFSFJ-Studie „Kosten eines Kindes“ zu prüfen, ob auf Basis der EVS 2003 spezielle 
„Kinderregelsätze“ ermittelt werden können. Das BMFSFJ hatte durch das StaBA modellhaft für 
alle Haushalte mit Kindern auf Basis der EVS 1998 und 2003 die gesamten "Kinderausgaben" 
ermittelt lassen.1 Dies ist nur über den Konsum von „Familien mit Kindern“ möglich, da die 
Verbrauchsausgaben der EVS immer nur im Haushaltszusammenhang erfasst werden. Diese 
„Berechnungen“ zeigen, dass sich nicht sämtliche Verbrauchsausgaben exakt auf Erwachsene 
                                                
1
 Margot Münnich, Thomas Krebs: „Ausgaben für Kinder in Deutschland – Berechnungen auf der 
Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1998“, in Wirtschaft und Statistik, hrsg. vom 
Statistischen Bundesamt, Heft 12/2002; 
 Margot Münnich: „Einkommensverhältnisse von Familienhaushalten und ihre Ausgaben für Kinder – 
Berechnungen auf der Grundlage der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2003“, in Wirtschaft 
und Statistik, hrsg. vom Statistischen Bundesamt, Heft 6/2006 
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und Kinder verteilen lassen. Bei dem überwiegenden Teil der Verbrauchsausgaben ist eine 
Verteilung auf Erwachsene und Kinder nur durch normative Festlegungen möglich. Für diese 
Aufteilung waren umfangreiche Berechungen erforderlich, denen methodisch anspruchsvolle 
Modelle für die Ausgabenbereiche Ernährung, Verkehr und Wohnen und weitere, etwas einfa-
chere Annahmen für alle anderen Ausgabenbereiche zugrunde lagen. Diese Festlegungen 
wurden in einer hierzu vom BMFSFJ eingerichteten Arbeitsgruppe unter Einbeziehung von Wis-
senschaftlern getroffen. 
 
Die Aufteilung der regelsatzrelevanten Verbrauchsausgaben auf Erwachsene und Kinder er-
folgte daher auch bei dieser Sonderauswertung entsprechend der damals getroffenen normati-
ven Festlegungen. 
 
Um die regelsatzrelevanten Verbrauchsausgaben für ein Kind zu ermitteln, erfolgt die nach 
dem Alter des Kindes differenzierte Sonderauswertung für Paare mit einem Kind. Für Alleiner-
ziehende ist eine Differenzierung nach Alter des Kindes aufgrund unzureichender Fallzahlen 
nicht valide durchführbar. Daher wurden zusätzlich Berechnungen des regelsatzrelevanten 
Verbrauchs für Familien mit einem Kind (Paare mit einem Kind und Alleinerziehende mit ei-
nem Kind zusammen genommen) durchgeführt. Außerdem wurde - neben der Berechnung der 
bisherigen Altersstufen - eine Berechnung nach verschiedenen Altersstufen der Kinder vorge-
nommen. 
 
Die Ergebnisse bestätigen vom Grundsatz her die Bemessung der Höhe der abgeleiteten Re-
gelsätze für Kinder nach der bis zum 30.06.2009 geltenden RSV. Sie liegen auch nicht im Wi-
derspruch zu den deutlich höheren Regelsätzen für Kinder, wie sie in jüngeren Veröffentlichun-
gen vom Paritätischen und Caritas berechnet wurden. 
 
Es zeigt sich aber auch, dass diese Berechnungen für Familien - bei Betrachtung von drei Al-
tersstufen - dazu führen, dass der regelsatzrelevante Verbrauch jüngerer schulpflichtiger Kinder 
im Alter zwischen 6 und 13 Jahren gegenüber der Auswertung für Paare mit einem Kind in der 
gleichen Altersstufe deutlich niedriger ist. Hier wirken sich vermutlich die bei Alleinerziehenden 
gegenüber Paaren mit einem Kind deutlich schlechteren Möglichkeiten der Einkommenserzie-
lung aus. Um den Vorwurf zu vermeiden, die Konsumausgaben von Kindern würden durch die 
vergleichsweise schlechte finanzielle Situation von Alleinerziehenden wissentlich unterschätzt, 
wurden im Folgenden für die Berechnungen bei drei Altersstufen bei Kindern nur die Ausgaben 
von Kindern in Haushalten mit Paaren berücksichtigt. 
 
Im Übrigen folgt die Auswertung der Regelsatzverordnung und umfasst die dort festgelegten 
Abteilungen, aber ohne die Ausgaben für Alkohol und Tabakwaren für unter 14Jährige. 
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2. Ergebnis der bisherigen zwei Altersstufen: Grundsätzliche Bestätigung der derzeiti-
gen Regelsätze 
 
Die Ergebnisse dieser Sonderauswertung zeigen, dass die Höhe der abgeleiteten Regelsätze 
für Kinder für den Haushaltstyp Paare mit einem Kind (0 bis 13 und 14 bis 17 Jahre) nach der 
bis zum 30.06.2009 geltender RSV in den zwei Altersstufen bestätigt werden. 
 
Regelsatzrelevanter Verbrauch von Kindern 
bei Paaren mit einem Kind 












im Jahr 2003 
Paar mit 1 Kind   
 0 bis 13 206,40 € 207 € 
 14 bis 17 257,66 € 276 € 
1) Ergebnis der Sonderauswertung 
2) RSV = Regelsatzverordnung 
Bei den Kindern zwischen 14 und 17 Jahren liegt der Wert sogar 18 € niedriger als beim derzeit 
für diese Altersklasse geltenden Regelsatz auf Basis EVS 2003. 
 
3. Ergebnis bei drei Altersstufen: Höherer Bedarf für Schulkinder 
 
Wird diese Sonderauswertung statt für die bisherigen zwei für drei Altersstufen bei Kindern 
durchgeführt, deuten die Ergebnisse darauf hin, dass die regelsatzrelevanten Verbrauchsaus-
gaben für Kinder ab dem schulpflichtigen Alter höher sind. Für Kinder zwischen 6 und 13 Jah-
ren liegt der vom StaBA ermittelte regelsatzrelevante Verbrauch um 33 € höher, für Kinder bis 
zu 5 Jahren dagegen um etwa 16 € und bei Kindern zwischen 14 und 17 Jahren um rd. 18 € 
niedriger als bei den derzeitig jeweils geltenden Regelsätzen. 
 
Regelsatzrelevanter Verbrauch von Kindern 
bei Paaren mit einem Kind 












im Jahr 2003 
Paar mit 1 Kind   
 0 bis 5 191,23 € 207 € 
 6 bis 13 240,00 € 207 € 
 14 bis 17 257,66 € 276 € 
1) Ergebnis der Sonderauswertung 
2) RSV = Regelsatzverordnung 
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4. Bewertung der Ergebnisse 
 
Die jetzt vorliegenden Ergebnisse der Sonderauswertung erlauben folgende Aussagen: 
‚ In bis zum 30.06.2009 bestehenden System mit zwei Altersstufen und der bestehenden 
Regelsatzsystematik liegen die beiden abgeleiteten Regelsätze für Kinder (60 % / 80 %) 
immer über dem jetzt statistisch ermittelten regelsatzrelevanten Konsum von Kindern. 
Die Ergebnisse bestätigen vom Grundsatz her die Bemessung der Höhe der abgeleite-
ten Regelsätze für Kinder nach der geltenden RSV und stehen nicht im Widerspruch zu 
den deutlich höheren Regelsätzen für Kinder, wie sie in jüngeren Veröffentlichungen 
vom Paritätischen und Caritas berechnet wurden. Denn beiden Veröffentlichungen ge-
lingt es nur durch eigene Wertungen und vom bestehenden Bemessungssystem abwei-
chende Modellannahmen, wie z. B den Ausschluss eines Teils der Haushalte aus der 
Referenzgruppe, die Einbeziehung von zusätzlichen nicht regelsatzrelevanten Positio-
nen und die Verwendung eines anderen Anpassungsmechanismus (Inflationsausgleich), 
deutlich höhere Kinderregelsätze zu berechnen. 
‚ Beim Übergang zu einem System mit drei Altersstufen ergeben sich gegenüber den 
jetzigen Regelsätzen für die mittlere Altersgruppe (6 bis 13 Jahre) höhere Bedarfe in 
Höhe von 33 €; bei den beiden anderen Altersgruppen dagegen niedrigere Bedarfe. 
 
5. Übergangsregelung durch Einfügung einer mittleren Altersgruppe mit höherem Be-
trag 
 
Um die Abgrenzung dieser Altersgruppe oberhalb von Kleinkindern und unterhalb der mindes-
tens 14 Jahre alten Kindern, die bereits jetzt 80% des Eckregelsatzes erhalten, begründet fest-
legen zu können, wurde der regelsatzrelevante Verbrauch abgegrenzt nach verschiedenen Al-
tersintervallen bestimmt.  
 
Die Ergebnisse können der folgenden Tabelle entnommen werden. Dabei werden die in der 
Sonderauswertung ermittelten Werte für den regelsatzrelevanten Verbrauch (Spalte 2) rechne-
risch ins Verhältnis zum auf Basis EVS 2003 ermittelten Eckregelsatz von 345 € gesetzt, um die 
Relationen zwischen den einzelnen möglichen Kinderregelsätzen zu verdeutlichen (Spalte 3). 
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Regelsatzrelevanter Verbrauch von Kindern 
bei Paaren mit einem Kind, 
errechnet auf Basis EVS 2003 in € pro Monat 
 
Alter des Kindes regelsatzrelevanter 
Verbrauch 
rechnerische relative 
Höhe in % des Eckregel-
satzes im Jahr 2003 (345 
€) 
6 bis 12 239,69 € 69,48 
6 bis 13 240,00 € 69,57 
   
7 bis 12 234,74 € 68,04  
7 bis 13 236,78 € 68,63 
 
Quelle: Sonderauswertung des StaBA für das BMAS 
 
Aus den oben angeführten Ergebnissen kristallisierte sich die Altersabgrenzung 6-13 Jahre und 
als pragmatische Umsetzung eine Relation von 70% heraus. 
 
Diese dritte Altersstufe für Kinder, die Leistungen nach dem Zweiten und Zwölften Buch Sozial-
gesetzbuch erhalten, wurde durch das Gesetz zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland (Konjunkturpaket II) zum 1. Juli 2009 eingeführt. Diese Leistungsverbesserung er-
gänzt das bereits beschlossene Schulbedarfspaket in Höhe von 100 Euro ab dem Schuljahr 
2009/2010 und die zum 1. Juli 2009 turnusmäßige Anpassung der Regelsätze bzw. Regelleis-
tungen an die Rentenentwicklung, die in diesem Jahr mit einer Steigerung des Eckregelsatzes 
von 351 auf 359 € stärker ausfällt als in den vergangenen Jahren. Hinzu kommt noch in diesem 
Jahr der einmalige Kinderbonus in Höhe von 100 Euro, der bei der Einkommensanrechnung 
nicht berücksichtigt wird. Von diesem einmaligen Kinderbonus, dem Schulbedarfspaket und der 
turnusmäßigen Regelsatzanpassung profitieren auch die übrigen hilfebedürftigen Kinder. 
 
Regelsätze 2009 in € pro Monat 
Geltungsdauer Eckregelsatz Kinder unter 14 Kinder ab 14 Jah-
ren 
bis 30. Juni 351 € 211 € 281 € 
 
Geltungsdauer Eckregelsatz Kinder unter 6 Kinder 6 bis 13 
Jahre 
Kinder ab 14 
Jahren 
ab 1. Juli 359 € 215 € 251 € 287 € 
 
Die zusätzliche Altersstufe ist bis zum 31. Dezember 2011 befristet, weil in die bis dahin 
anstehende turnusgemäße Überprüfung des Bedarfsbemessungssystems anhand der Er-
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1 Aktueller Bezug der Fragestellung 
Die Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums ist ein wesentliches Ziel sozialer 
Gerechtigkeit, das im Zusammenhang mit EU-weiten Vereinbarungen zur Bekämpfung sozialer 
Exklusion relativ – also unter Berücksichtigung eines (nationalen) mittleren Lebensstandards – 
zu definieren ist.1 Auch die Förderung von Chancengerechtigkeit und das neuerdings in die 
Diskussion eingeführte Teilhabeziel implizieren die Gewährleistung minimaler Standards für 
alle Bevölkerungsgruppen. Dabei wird in aktuellen politischen Diskussionen meist vorrangig 
auf nicht-monetäre Bereiche, insbesondere auf den Zugang zu Betreuungs- und 
Bildungseinrichtungen und die Eingliederung in den Arbeitsmarkt, rekurriert; in einer 
marktwirtschaftlich organisierten Gesellschaft bedarf es aber daneben monetärer 
Transferzahlungen, um den Zugang zu einer im gesellschaftlichen Kontext als Minimum 
annehmbaren Lebensweise zu ermöglichen. Die Bemessung des soziokulturellen 
Existenzminimums ist zwar letztlich normativ und dementsprechend stark umstritten. Die 
grundsätzliche Ausrichtung an einem relativen Niveau, das neben Ernährung, Kleidung, 
Körperpflege, Hausrat und Bedarfen des täglichen Lebens auch Beziehungen zur Umwelt und 
eine Teilnahme am kulturellen Leben in vertretbarem Umfang umfassen soll (§ 20 Abs. 1 
Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II); §§ 27, 28 SGB XII), impliziert aber einen unteren 
Grenzbereich für politische Ermessensentscheidungen. Um diesen auszuloten, kann das 
faktische Ausgabeverhalten der Bevölkerung in einem unteren Einkommenssegment informativ 
sein; dazu liegen bisher allerdings nur wenige Analysen vor.  
Kernstück der Mindestsicherung in Deutschland im Rahmen des SGB II (Grundsicherung für 
Arbeitsuchende mit Arbeitslosengeld II und Sozialgeld) und des SGB XII (Hilfe zum 
Lebensunterhalt und Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) ist der so genannte 
Eckregelsatz. Seit Einführung des „Statistikmodells“ wird dieser auf der Grundlage der jeweils 
jüngsten Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) bemessen und überprüft, sobald die 
Ergebnisse einer neuen EVS vorliegen (§ 28 Abs. 3 SGB XII sowie Verordnung zur 
Durchführung des § 28 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (Regelsatzverordnung)). Damit 
scheinen „Stand und Entwicklung von Nettoeinkommen, Verbraucherverhalten und 
Lebenshaltungskosten“ (§ 28 Abs. 3 SGB XII) per Gesetz bzw. auf dem Verordnungswege 
                                                 
1 Diese Interpretation liegt bereits einem Beschluss des Ministerrates der Europäischen Gemeinschaften vom 
19.12.1984 zugrunde. Hiernach sind diejenigen Personen als arm einzustufen, „die über so geringe (materielle, 
kulturelle und soziale) Mittel verfügen, dass sie von der Lebensweise ausgeschlossen sind, die in dem 
Mitgliedsstaat, in dem sie leben, als Minimum annehmbar ist“; zitiert nach Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften 1991: 4. Konkrete Indikatoren zur Beschreibung sozialer Ausgrenzung in Europa wurden vom 
Europäischen Rat im Dezember 2001 in Laeken initiiert und sind in Atkinson et al. 2002 entwickelt und 
dargestellt.  
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Berücksichtigung zu finden. Bei näherer Betrachtung gilt dies allerdings nur sehr 
eingeschränkt.2  
‚ Denn zum Einen wird explizit nur die Entwicklung der Verbrauchsausgaben der 
Alleinstehenden (bzw. der unteren 20%, d. h. des untersten Einkommensquintils, der 
Alleinstehenden ohne Sozialhilfeempfänger) bei der Festsetzung der Regelleistung 
berücksichtigt. Demgegenüber werden die Regelsatzproportionen für weitere Mitglieder der 
Bedarfsgemeinschaft (60% für Kinder unter 15 Jahren, 80% für Personen ab 15 Jahren), die 
eine gesetzliche Äquivalenzskala implizieren, pauschal gesetzt und nicht regelmäßig 
überprüft. Die Orientierung an den Alleinstehenden ist aber in mehrfacher Hinsicht 
problematisch.  
– Damit wird keine angemessene und explizite Berücksichtigung kindspezifischer Bedarfe 
gewährleistet (Spielzeug, Schulbedarf, Nachhilfe, Sonderbedarf an Bekleidung bei 
schnellem Wachstum, Mobilitätskosten, Geburtstagseinladungen, Schulausflüge etc.).  
– Bei Alleinstehenden handelt es sich um eine Teilgruppe mit hohem Armutsrisiko und – 
zumindest für die Zeit bis 2003, dem Jahr der letzten EVS – mit einer hohen Nicht-
Inanspruchnahme zustehender Sozialhilfeleistungen (Becker/Hauser 2005: 108 (Tabelle 
9) und 230 (Tabelle 13)). Somit spiegeln die Ausgaben dieser Gruppe besondere 
gruppenspezifische finanzielle Restriktionen.  
– Schließlich handelt es sich bei den Alleinstehenden zudem um eine Teilgruppe mit 
hohem Altenanteil. Daraus resultieren möglicherweise Abweichungen gegenüber 
Ausgabenstrukturen von Erwerbstätigen bzw. Erwerbsfähigen.  
‚ Zum Anderen ist infolge der fehlenden Anpassung an die Preisentwicklung – es erfolgt nur 
eine Anpassung an den faktisch stagnierenden Rentenwert – und an geänderte gesetzliche 
Rahmenbedingungen insbesondere im Gesundheitsbereich (Einführung der Praxisgebühr, 
Erhöhung von Zuzahlungen) von einer erheblichen Realwertminderung der Regelleistungen 
während des fünfjährigen Zeitraums zwischen zwei EVS-Erhebungen auszugehen (vgl. 
auch Martens 2006: 16-20).  
Unter diesen Gesichtspunkten werden im Folgenden die Konsumausgaben von Familien im 
unteren Einkommenssegment auf der Basis der EVS 2003 am Beispiel der Paarhaushalte mit 
einem Kind – differenziert nach dessen Alter – untersucht. Mit der Beschränkung auf diesen 
Familientyp soll die Darstellung knapp und übersichtlich gehalten werden; denn im Falle 
mehrerer Kinder wären zahlreiche Kombinationen von Altersgruppen zu berücksichtigen, die 
Ausgabenprofile entsprechend vielfältig. Auf eine Analyse des Ausgabenverhaltens von 
                                                 
2 Zur Kritik an der derzeit praktizierten Bemessung des gesetzlichen Existenzminimums vgl. Martens 2004, 
Martens 2006 und Becker 2006a.  
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Alleinerziehenden wird im Rahmen der skizzierten Fragestellung verzichtet, da es in noch 
stärkerem Maße als das der Alleinstehenden von gruppenspezifisch besonders häufigen 
Einkommensengpässen geprägt sein dürfte und als Referenzpunkt für ein soziokulturelles 
Existenzminimum als wenig geeignet erscheint.  
2 Methodische Aspekte  
Mit der deskriptiven Darstellung der Konsumausgaben von Paarhaushalten mit einem Kind und 
einer Gegenüberstellung mit dem gegenwärtigen Grundsicherungsniveau sollen Hinweise 
darauf gegeben werden, wie viel Teilhabe von Familien das politisch gesetzte 
Existenzminimum ermöglicht bzw. inwieweit Ausgrenzung entgegengewirkt wird. Kinder 
vergleichen ihre eigene Situation mit der von Spielkameraden, Freunden und Mitschüler(inne)n, 
relative Chancen oder Benachteiligungen erwachsen insbesondere aus Unterschieden zu 
anderen Familien des sozialen Umfeldes. Von daher sind nicht nur die Verbrauchsausgaben von 
Alleinstehenden, sondern auch die der Familien selbst im Rahmen der 
Grundsicherungsdiskussion zu berücksichtigen.  
Mit diesem Ansatz können allerdings keine allgemeinen Aussagen über die „Kosten eines 
Kindes“3 oder das Existenzminimum eines Kindes bzw. über die Angemessenheit der 
Regelsatzproportionen (je nach Alter 60% bzw. 80%) abgeleitet werden. Da die meisten 
statistisch ermittelbaren Ausgabepositionen „gemischt“ – also für den Konsum sowohl von 
Erwachsenen als auch von Kindern bestimmt – sind, ist eine direkte Ermittlung des 
kindspezifischen Bedarfs in Analogie zur gegenwärtig praktizierten Methode bei 
Alleinstehenden nicht möglich. Auch mit dem intuitiv zunächst nahe liegenden indirekten 
Ansatz, aus der Gegenüberstellung der Ausgaben verschiedener Haushaltstypen auf die 
„Kosten“ zusätzlicher Haushaltsmitglieder zu schließen, lässt sich die Frage nach 
angemessenen Regelsatzproportionen nicht beantworten. Denn diese Differenzmethode – 
Interpretation der Differenz z. B. zwischen Ausgaben von Paarhaushalten ohne Kind und 
Ausgaben von Paarhaushalten mit einem Kind, jeweils des untersten Einkommensquintils, als 
„Kinderregelsatz“ – ist unter methodischen Gesichtspunkten unzulässig: Die jeweils untersten 
Einkommensquintile verschiedener Haushaltstypen sind nicht unmittelbar vergleichbar, da sie 
verschiedenen Segmenten der Gesamtverteilung angehören. So gehört das unterste Quintil der 
Paarhaushalte ohne Kind möglicherweise häufiger einem höheren Quintil in der 
Einkommensverteilung insgesamt an als das unterste Quintil der Paarhaushalte mit einem Kind. 
Um die unteren Einkommensgruppen verschiedener Haushaltstypen vergleichen zu können, 
                                                 
3 Vgl. in diesem Zusammenhang Münnich/Krebs 2002 und Münnich 2006 sowie die dort angegebene Literatur.  
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müsste eine Äquivalenzskala vorgegeben werden; diese wird aber mit der Differenzmethode 
gesucht – und kann letztlich auf diesem Wege nicht abgeleitet werden.  
Die folgende Ausgabenanalyse ist somit begrenzt auf die Frage nach den Konsumgewohnheiten 
eines weit verbreiteten Familientyps – Elternpaar mit einem Kind – im unteren Segment der 
Einkommensverteilung dieses Familientyps. Besonderes Augenmerk gilt dabei 
kindspezifischen Ausgaben, soweit sie mit den vorliegenden Daten isoliert erfasst sind. Damit 
kann die politische Diskussion um eine angemessene Höhe des Sozialgeldes bereichert werden.  
Als Datenbasis wurde das faktisch anonymisierte Grundfile 5 (98%-Substichprobe) der EVS 
2003 herangezogen. Zur Abgrenzung der Einkommensquintile innerhalb der 
Untersuchungspopulation der Paarhaushalte mit (nur) einem minderjährigen Kind wurden 
vorab alle Haushalte mit Sozialhilfebezug (Hilfe zum Lebensunterhalt oder Hilfe in besonderen 
Lebenslagen) ausgeklammert. Die Quintilsbildung ist allerdings mit einer EVS-spezifischen 
Schwierigkeit verbunden. Da nach dem zugrunde liegenden Rotationsverfahren jeweils ein 
Viertel der Stichprobenteilnehmer in je einem Quartal des Jahres befragt wird, sind infolge 
saisonaler Schwankungen bzw. unregelmäßig anfallender Bezüge die Einnahmen und 
Ausgaben der vier Quartalspopulationen nur begrenzt vergleichbar. Beispielsweise werden 
Weihnachtsgeld bzw. 13. und 14 Monatsgehalt nur bei den Befragten des letzten Quartals 
erfasst, so dass die entsprechenden Einkommen und die Ungleichheit tendenziell höher 
ausfallen als in den anderen Quartalen. Deshalb liegt den hier präsentierten Ergebnissen ein 
differenzierter Ansatz zugrunde: die Quintilsabgrenzung erfolgt „quartalsintern“, d. h. 
gesondert für jede Quartalspopulation, bevor die vier Gruppen der unteren Quintilshaushalte für 
die Ausgabenanalyse zusammengefasst werden.  
3 Empirische Ergebnisse für Paarhaushalte mit einem Kind  
3.1 Konsumausgaben insgesamt im untersten Einkommensquintil 
Tabelle 1 weist die durchschnittlichen Konsumausgaben der Paarhaushalte mit einem Kind im 
untersten Einkommensquintil (nach Ausschluss der Sozialhilfeempfänger) für einzelne 
Gütergruppen sowie insgesamt aus. Im unteren Tabellenteil sind ergänzend die 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung4 – also die relevanten 
Vergleichsgrößen für die Regelsätze im Rahmen der Grundsicherung –, die 
gruppenspezifischen Durchschnittseinkommen und die Zahlen der betroffenen Familien 
ausgewiesen. Die Differenzierung nach drei Altersgruppen des Kindes erfolgte zum Einen unter 
                                                 
4 Dazu wurden in Analogie zur Praxis bei der Bemessung des Eckregelsatzes 92% der Ausgaben für den Bereich 
Wohnen abgezogen; 8% dieses Ausgabenbereichs werden approximativ für die Instandhaltungskosten von Mietern 
und Stromkosten angesetzt, die pauschal in den Regelsatz integriert sind.  
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dem theoretischen Aspekt unterschiedlicher Bedarfsstrukturen von Klein- und Vorschulkindern, 
Schulkindern und Jugendlichen und zum Anderen unter Berücksichtigung datenbedingter 
Vorgaben: Ausgaben für Bekleidung und Schuhe für Kinder und Jugendliche werden mit der 
EVS 2003 nur für junge Menschen unter 14 Jahren gesondert erfasst, die entsprechenden 
Ausgaben für ältere Kinder werden unter Damen- bzw. Herrenbekleidung und Damen- bzw. 
Herrenschuhen subsumiert.  
Die bei Weitem größte Teilgruppe im untersten Quintil der Paarhaushalte mit einem Kind sind 
diejenigen mit einem Kind unter 6 Jahren (knapp 270.000 Familien bzw. 55% von Allen; letzte 
Zeile in Tabelle 1). Dies ist insofern nicht verwunderlich, als bei „normalen“ Erwerbsbiografien 
bzw. Karrieremustern das Einkommen zu Beginn der Erwerbsphase vergleichsweise gering 
ausfällt und mit dem Alter der Erwerbstätigen und damit auch mit dem Alter des Kindes 
tendenziell steigt. Zudem sind die Erwerbsmöglichkeiten von Müttern insbesondere von 
Kindern unter 6 Jahren wegen der meist bei ihnen konzentrierten Betreuungs- und 
Erziehungsaufgaben stark begrenzt. Das unterste Einkommensquintil der Familien wird also 
von sehr jungen Familien, das durchschnittliche Ausgabenprofil dieser Einkommensgruppe 
vom Bedarfsmuster der jungen Familien dominiert; eine Durchschnittsbildung über alle 
Kindesaltersgruppen würde zu entsprechend geprägten Ausgabenstrukturen führen bzw. die 
insbesondere bei kleinen Kindern anfallenden Ausgaben – z. B. für Kinderbetreuung – eher 
sichtbar machen als die Bedarfe von Jugendlichen – z. B. in den Bereichen 
Nachrichtenübermittlung, Verkehr und Nachhilfe.  
Aus den summarischen Größen im unteren Teil der Tabelle 1 ergibt sich zudem, dass Familien 
des unteren Einkommenssegments offenbar im Durchschnitt keine Sparmöglichkeiten haben. 
Denn in der jüngsten und in der ältesten Teilgruppe sind durchschnittliche Konsumausgaben 
und durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen nahezu identisch (1.700 Euro bis 1.800 
Euro), in der mittleren Altersgruppe übersteigen die Ausgaben die Nettoeinkommen sogar um 
etwa 150 Euro. Falls die Zugehörigkeit zum unteren Quintil nicht nur kurzfristig ist – dies 
dürfte insbesondere bei Familien mit einem Kind ab 6 Jahren vergleichsweise häufig der Fall 
sein –, ist die finanzielle Situation dieser Familien also als prekär einzustufen.  
Hinsichtlich einzelner Gütergruppen zeigen sich teilweise deutliche Unterschiede zwischen den 
nach dem Alter des Kindes differenzierten Familien, die durchaus plausibel sind.  
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Tabelle 1: Durchschnittliche Konsumausgaben (Euro p. M.) von Paarhaushalten mit 
einem Kind im untersten Quintil nach dem Alter des Kindes 
 
Alter des Kindes 
Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 332 345 371 
Bekleidung und Schuhe 95 104 77 
   - darunter für Kinder bis unter 14 Jahren 31 35 8 
Wohnen 548 577 566 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 92 125 99 
Gesundheitspflege 29 32 40 
Verkehr 225 266 168 
   darunter:  - Kraftstoffe und Schmiermittel 95 84 74 
                  - fremde Verkehrsdienstleistungen 
                    (ohne solche auf Reisen, ohne Luftverkehr) 
7 14 13 
Nachrichtenübermittlung 75 82 86 
   - darunter Internet/Onlinedienste 8 9 10 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 168 193 198 
   darunter:  - Spielwaren 18 22 3 
                  - Sportartikel 3 4 3 
                  - außerschulischer Unterricht in Sport 
                    oder musischen Fächern 
1 5 6 
                  - Besuch von Sport- und Kultur- 
                    veranstaltungen bzw. -einrichtungen 
11 10 11 
                  - Bücher und Broschüren 8 9 10 
                  - Schreibwaren, Zeichenmaterial etc. 5 7 7 
Bildungswesen 29 20 12 
   darunter:  - Kinderbetreuung 21 13 1 
                  - Nachhilfeunterricht 0 3 2 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 56 59 55 
Andere Waren und Dienstleistungen 90 76 79 
Summarische Größen 
Konsumausgaben insgesamt 1.739 1.878 1.751 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und 
Heizung 
1.236 1.347 1.230 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.741 1.733 1.781 
Zahl der Haushalte 266.236 126.492 94.017 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind.    
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (quartalsspezifische Quintilsgrenzen).    
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5).  
    
 
‚ Etwa ein Fünftel der Konsumausgaben der Familien mit einem Kind entfällt auf 
Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren. Bei einem Kind von 14 bis 17 Jahren fällt der 
Betrag allerdings mit durchschnittlich 371 Euro um immerhin 26 Euro (40 Euro) höher aus 
als bei einem Kind von 6 bis 13 Jahren (unter 6 Jahren) (1. Zeile in Tabelle 1). Hier spiegelt 
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sich der vergleichsweise große Nahrungsmittelbedarf von älteren Kindern, der offenbar u. a. 
zu Lasten der Ausgaben für Bekleidung und Schuhe geht.  
‚ Die höchsten durchschnittlichen Ausgaben für Einrichtungsgegenstände etc. ergeben sich 
mit 125 Euro für die mittlere Altersgruppe; nach der Einschulung und in der Phase starken 
Wachstums müssen vermehrt Anschaffungen getätigt werden (Schreibtisch, Bett und 
sonstiges Mobiliar).  
‚ Auch bei der Gütergruppe Verkehr fallen die Ausgaben der mittleren Altersgruppe am 
höchsten aus. Dies ist zunächst insofern überraschend, als von einer mit dem Alter des 
Kindes zunehmenden eigenständigen (d. h. ohne Begleitung der Eltern ausgeübten) 
Mobilität auszugehen ist. Diese scheint aber finanziellen Restriktionen zu unterliegen – die 
Ausgaben für fremde Verkehrsdienstleistungen (insbesondere für Bus- und Bahnfahrkarten) 
der ältesten Gruppe liegen sogar leicht unter denen der mittleren Gruppe – oder per Fahrrad 
zu erfolgen. Dass die Verkehrsausgaben insgesamt der ältesten Gruppe so deutlich (um ca. 
100 Euro) unter denen der mittleren Altersgruppe liegen, ist zu einem großen Teil auf die 
mehr oder minder häufigen Käufe von (gebrauchten) Kraftfahrzeugen zurückzuführen. 
Abgesehen von den bei dieser Ausgabenart vermutlich recht großen Zufallsschwankungen 
ist es durchaus plausibel, dass Familien mit einem Kind zwischen 14 und 17 Jahren von 
einer solchen Anschaffung eher absehen – gegebenenfalls wird ein vorhandenes Fahrzeug 
sehr lange genutzt –, die Investition in ein (bescheidenes) Fahrzeug erfolgt überwiegend 
bereits in einer frühen Familienphase.5  
‚ Die Ausgaben für Kraftstoffe und Schmiermittel – also für Betriebsmittel eines eigenen 
Kraftfahrzeuges – machen ein Vielfaches (in der jüngsten Gruppe fast das Vierzehnfache, in 
der mittleren und in der ältesten Gruppe das Sechsfache) der Ausgaben für fremde 
Verkehrsdienstleistungen aus. Dies deutet darauf hin, dass die überwiegende Mehrheit der 
Familien auch des unteren Einkommenssegment einen Pkw besitzt. Insofern ist es 
problematisch, dass die laufenden Aufwendungen für einen (zum Schonvermögen 
zählenden) Pkw bisher in die Regelsatzberechnung überhaupt nicht eingehen. Denn diese 
faktischen Ausgaben senken den Durchschnitt der Ausgaben für fremde 
Verkehrsdienstleistungen (ohne solche auf Reisen), der dann folgerichtig mit weit über 
100% in den Regelsatz eingehen müsste. Darauf wird in Abschnitt 3.2 nochmals 
eingegangen.  
‚ Die Ausgaben für Freizeit, Unterhaltung und Kultur der mittleren und ältesten Gruppe 
unterscheiden sich kaum, liegen aber erheblich – um etwa 30 Euro – über denen der 
                                                 
5 Die durchschnittlichen Ausgaben für Kfz-Käufe liegen in der jüngsten Gruppe bei ca. 48 Euro, in der mittleren 
Gruppe bei 89 Euro und in der ältesten Gruppe bei nur 14 Euro.  
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Familien mit einem Kind unter 6 Jahren. Dies ist zum Einen auf die mit dem Alter des 
Kindes abnehmende Gebundenheit der Eltern an das Zuhause, zum Anderen auf die 
zunehmenden Bedürfnisse des Kindes nach außerhäuslichen Unternehmungen 
zurückzuführen. Denn die gruppenspezifischen Unterschiede bei den in Tabelle 1 gesondert 
aufgeführten Ausgaben für Spielwaren, Sportartikel , Bücher und Schreibwaren etc. sind 
nicht gravierend.  
‚ Die Ausgaben im Bereich Bildungswesen werden dominiert von den Kosten für 
Kinderbetreuung und fallen dementsprechend in der ältesten Gruppe am geringsten aus.  
Bei der Interpretation der ausgewiesenen Ausgabearten ist zu berücksichtigen, dass es sich zu 
einem erheblichen Teil um unregelmäßig anfallende Beschaffungen von Kleidung, Hausrat, und 
Ähnlichem handelt; die Durchschnittsbildung führt zu einer drastischen Nivellierung der 
faktischen Ungleichheit der Ausgabenprofile und zu einer Verschleierung von Anspar- und 
Entsparvorgängen, die im unteren Einkommenssegment selbst bei kleineren Anschaffungen 
notwendig sind. Zu einem weiteren Teil handelt es sich um Ausgaben, die nur bei einem Teil 
der Untersuchungspopulation anfallen. Dies gilt insbesondere für bildungsrelevante Ausgaben – 
darauf wird in Abschnitt 3.3 näher eingegangen – aber auch für Teile der Verkehrsausgaben, 
die je nach räumlicher Entfernung zu Arbeitsplatz, Kindergarten oder Schule sowie zu 
Netzwerken und Veranstaltungsorten mehr oder minder hoch sind. Hinter den teilweise 
überraschend geringen Durchschnittsausgaben verbergen sich also sehr große Streuungen und 
entsprechend gravierende Divergenzen hinsichtlich des sparfähigen Teils der Einkommen bzw. 
des Verschuldungsgrades.  
Ein Vergleich der im unteren Tabellenteil ausgewiesenen Konsumausgaben ohne Ausgaben für 
Unterkunft und Heizung mit der Summe der Regelsätze, die derzeit für Familien mit einem 
Kind gewährt werden – 833 Euro bei einem Kind unter 15 Jahren, 902 Euro bei einem Kind ab 
15 Jahren –, zeigt die geringen Teilhabemöglichkeiten von Familien mit Bezug von 
Arbeitslosengeld II (ALG II) und Sozialgeld. Die Konsummöglichkeiten der 
Grundsicherungsempfänger(innen) bleiben um 400 Euro (jüngste Gruppe) bzw. 510 Euro 
(mittlere Gruppe) bzw. 330 Euro (älteste Gruppe) hinter den durchschnittlichen Ausgaben der 
entsprechenden Familien des untersten Einkommensquintils zurück. Damit ist die Gefahr von 
Ausgrenzungsprozessen, die sich insbesondere bei Kindern negativ auf ihre kognitive wie 
soziale Entfaltung und Entwicklung auswirken können, nicht zu übersehen. Inwieweit diese 
individuell sowie gesamtgesellschaftlich nachteiligen Effekte eintreten, hängt letztlich auch von 
den Bewältigungskompetenzen und -strategien der Eltern und der weiteren familiären 
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Netzwerke ab; die materiellen Rahmenbedingungen sind jedoch im Vergleich zum näheren 
sozialen Umfeld der Kinder von Grundsicherungsempfänger(inne)n sehr restriktiv.  
Nach derzeitiger Gesetzeslage sind freilich nicht alle Einzelpositionen der in Tabelle 1 
aufgeführten Gütergruppen Bestandteil des soziokulturellen Existenzminimums – dies wurde 
hinsichtlich der Verkehrsausgaben bereits erwähnt. Dementsprechend werden bei der Ableitung  
 
Tabelle 2: Fiktiver regelsatzrelevanter Konsum (Euro p. M.) von Paarhaushalten mit 
einem Kind nach dem Alter des Kindes – Durchschnittsausgaben des untersten 
Quintils (Tab. 1) nach prozentualen Abschlägen (ausgewiesen in Klammern in 
Spalte 1) 
 
Alter des Kindes 
Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren (96%) 319 345 356 
Bekleidung und Schuhe (100%) 95 104 77 
Wohnen (8%) 44 46 45 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 
(91%) 
84 114 90 
Gesundheitspflege (71%) 21 22 29 
Verkehr (26%) 59 69 44 
Nachrichtenübermittlung (75%) 57 61 64 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur (55%) 92 106 109 
Bildungswesen (100%, abweichend von gesetzl. Regel) 29 20 12 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen (29%) 16 17 16 
Andere Waren und Dienstleistungen (67%) 60 51 53 
fiktiver regelsatzrelevanter Konsum insgesamt 875 957 894 
Zum Vergleich: Regelleistung nach SGB II 2007 833 902 
Nachrichtlich: Summarische Größen der Referenzgruppe  
Konsumausgaben insgesamt 1.739 1.878 1.751 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und 
Heizung 
1.236 1.347 1.230 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.741 1.733 1.781 
Zahl der Haushalte 266.236 126.492 94.017 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind.    
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (quartalsspezifische Quintilsgrenzen).    
  - Abschläge entsprechend der Vorgehensweise bei der Festlegung des Eckregelsatzes 
    (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 17.05.2006, http://www.bmas.bund.de/BMAS/ 
    /Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=133074.html; Abfrage Mai 2006. 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5).  
    
 
des Eckregelsatzes Abschläge von den statistisch festgestellten Ausgaben vorgenommen. Die 
zu berücksichtigenden „regelsatzrelevanten“ Anteile der einzelnen Gütergruppen sind in § 2 
Abs. 2 RSV festgelegt und liegen mit Ausnahme der Verbrauchsgruppe Bekleidung und Schuhe 
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unter 100%, wie aus der Vorspalte von Tabelle 2 hervorgeht (Abschläge in Klammern 
ausgewiesen). Die regelsatzrelevanten Anteilssätze sind das Ergebnis empirischer Analysen der 
Ausgabenstrukturen auf Basis der EVS 2003 sowie verschiedener normativer Setzungen bzw. 
im Falle des Bereichs Wohnen eine Folge der gesonderten Übernahme der tatsächlichen und 
angemessenen Unterkunfts- und Heizungskosten neben dem Regelsatz. Wenn diese normativen 
Vorentscheidungen des Gesetzgebers auf die Gruppe der Familien mit einem Kind übertragen 
werden, ergeben sich die in Tabelle 2 ausgewiesenen reduzierten Durchschnittsausgaben. Dabei 
wurde aber der Ausgabenbereich Bildungswesen entgegen der Praxis bei der Bestimmung des 
Eckregelsatzes (die Bildungsausgaben werden vollständig ausgeklammert) uneingeschränkt 
berücksichtigt, da er im Wesentlichen kindspezifische Bedarfe umfasst.  
Die resultierenden fiktiven regelsatzrelevanten Konsumausgaben der Paarhaushalte mit einem 
Kind belaufen sich mit 875 Euro bis 957 Euro auf nur 71% (jüngste und mittlere Gruppe) bzw. 
73% (älteste Gruppe) der tatsächlichen Durchschnittsausgaben der jeweiligen Altersgruppe. 
Damit liegen sie dennoch über dem derzeitigen gesetzlichen Existenzminimum, sofern das Kind 
unter 15 Jahren ist und ihm damit nur 60% des Eckregelsatzes zuerkannt wird. In der mittleren 
Altersgruppe beträgt der Abstand zur Regelleistung immerhin mehr als 100 Euro im Monat. 
Lediglich im Falle eines älteren Kindes, dessen Bedarf nach dem SGB II auf 80% des 
Eckregelsatzes festgelegt wird, liegt der fiktive regelsatzrelevante Konsum ungefähr auf dem 
Niveau der Grundsicherung. Für die große Mehrheit der bedürftigen Familien mit einem Kind 
führt die Anknüpfung an das Ausgabeverhalten von Alleinstehenden bei der 
Regelsatzbemessung also zu einem ungünstigen Ergebnis in dem Sinne, dass das ihnen 
zugemessene Existenzminimum deutlich hinter den Konsumgewohnheiten vergleichbarer 
Familien zurückbleibt.  
3.2 Konsumausgaben nach approximativem Ausschluss verdeckter Armut 
Die Analyse der Ausgaben des unteren Einkommenssegments erfolgt in der vorliegenden 
Untersuchung wie auch bei der Regelsatzbemessung nach Ausschluss der Haushalte mit 
Sozialhilfebezug (bei künftigen EVS-Erhebungen auch nach Ausschluss der Haushalte mit 
Arbeitslosengeld II). Dadurch soll ein Zirkelschluss – vom Ausgabeverhalten der 
Sozialhilfeempfänger auf das ihnen zu gewährende Existenzminimum – vermieden werden. Für 
dieses Ziel ist allerdings die Herausnahme der Sozialhilfebezieher aus der Referenzgruppe unter 
theoretischen Gesichtspunkten nicht hinreichend. Denn nach vorliegenden Schätzungen 
nehmen nur etwa die Hälfte bis drei Fünftel der Bedürftigen ihre Ansprüche wahr, die weiteren 
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Anspruchsberechtigten leben in verdeckter Armut.6 Dies hat sich zumindest für die Zeit vor der 
Hartz IV-Reform ergeben, auf die sich die vorliegenden Ausgabedaten der EVS 2003 
beziehen.7 Die Referenzgruppe zur Ermittlung minimaler Standards bzw. des soziokulturellen 
Existenzminimums müsste also auch um die so genannte Dunkelziffer der Armut (Personen in 
verdeckter Armut) bereinigt werden, was wegen der dazu erforderlichen aufwändigen 
Simulationsrechnungen den Rahmen dieser Kurzstudie sprengen würde. Deshalb wird hier ein 
approximativer Weg eingeschlagen, indem Familien unterhalb einer 
Mindesteinkommensgrenze ausgeklammert werden. Der untere Grenzwert wird im Folgenden 
bei zwei Dritteln der Quintilsgrenze gesetzt; das entspricht 1.479 Euro. Dieser aus der 
empirischen Verteilung abgeleitete Betrag liegt etwas oberhalb des derzeitigen pauschalisierten 
Grundsicherungsniveaus von Paaren mit einem Kind unter 15 Jahren8 und erweist sich damit 
als geeignete Näherungslösung zur Ausklammerung von verdeckter Armut. Es verbleiben gut 
drei Viertel (jüngste und mittlere Gruppe) bzw. vier Fünftel (älteste Gruppe) der Paarhaushalte 
mit einem Kind des untersten Quintils in der Referenzgruppe, die den Ergebnissen der – analog 
zu den Tabellen 1 und 2 aufgebauten – Tabellen 3 und 4 zugrunde liegt.  
Erwartungsgemäß zeigen sich für das bereinigte unterste Quintil insgesamt höhere 
Konsumausgaben und Haushaltsnettoeinkommen. Die Differenz beläuft sich auf etwa 100 Euro 
(Durchschnittsausgaben) bzw. auf ungefähr 150 Euro bis 170 Euro (Durchschnittseinkommen). 
Aber auch für die so abgegrenzte Untersuchungspopulation ergibt sich keine nennenswerte 
Sparfähigkeit bzw. in der mittleren Altersgruppe ein leichtes Zurückbleiben der 
Durchschnittseinkommen hinter den Durchschnittsausgaben (um 60 Euro). Die 
Ausgabenstrukturen und die altersspezifischen Unterschiede entsprechen denen des gesamten 
Quintils vor Ausschluss der verdeckt armen Familien, so dass auf Einzelheiten nicht nochmals 
eingegangen werden muss.  
                                                 
6 Vgl. Becker/Hauser 2005. Im abschließenden Teil dieser Studie (S. 215-230) findet sich eine komprimierte 
Ergebnisdarstellung (S. 219-224) mit der hier zitierten Schätzung (S. 221).  
7 Nach einer neueren Studie ist das Ausmaß verdeckter Armut aber auch nach der Hartz IV-Reform groß; vgl. 
Becker 2006b.  
8 Ende 2004 beliefen sich die warmen Wohnkosten der Paare mit einem Kind im Durchschnitt auf 491 Euro (vgl. 
Deutsche Bundesregierung 2005, S. 106 der Anhänge (Tabelle II.2)). Zusammen mit der Regelsatzsumme für 
diesen Familientyp ergibt sich ein pauschalisiertes Existenzminimum von 1.324 Euro.  
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Tabelle 3: Durchschnittliche Konsumausgaben (Euro p. M.) von Paarhaushalten mit 
einem Kind im untersten Quintil nach dem Alter des Kindes – nur Haushalte mit einem 
Einkommen von mindestens zwei Dritteln der Quintilsgrenze 
 
Alter des Kindes 
Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 336 340 395 
Bekleidung und Schuhe 101 108 84 
   - darunter für Kinder bis unter 14 Jahren 33 34 9 
Wohnen 561 594 570 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 97 118 105 
Gesundheitspflege 31 40 46 
Verkehr 253 314 188 
   darunter:  - Kraftstoffe und Schmiermittel 105 94 81 
                  - fremde Verkehrsdienstleistungen 
                    (ohne solche auf Reisen, ohne Luftverkehr) 
7 13 13 
Nachrichtenübermittlung 76 84 82 
   - darunter Internet/Onlinedienste 9 9 10 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 186 208 224 
   darunter:  - Spielwaren 19 19 3 
                  - Sportartikel 4 6 3 
                  - außerschulischer Unterricht in Sport 
                    oder musischen Fächern 
2 6 6 
                  - Besuch von Sport- und Kultur- 
                    veranstaltungen bzw. -einrichtungen 
13 12 12 
                  - Bücher und Broschüren 8 11 12 
                  - Schreibwaren, Zeichenmaterial etc. 6 7 7 
Bildungswesen 30 22 14 
   darunter:  - Kinderbetreuung 22 14 1 
                  - Nachhilfeunterricht 0 4 3 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 61 63 61 
Andere Waren und Dienstleistungen 91 78 89 
Summarische Größen 
Konsumausgaben insgesamt 1.825 1.967 1.857 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und 
Heizung 
1.308 1.421 1.333 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.894 1.907 1.927 
Zahl der Haushalte 205.369 96.548 75.969 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind. 
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (Bezugnahme auf quartalsspezifische Quintilsgrenzen). 
  - Mindesteinkommensgrenze von zwei Dritteln der Quintilsgrenze zwecks approximativem Aus- 
    schluss von Familien in verdeckter Armut; damit werden 77% bzw. 76% bzw. 81% der jeweiligen
    Gesamtgruppe im untersten Quintil berücksichtigt. 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5). 
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Auffallend sind wieder die sehr niedrigen Durchschnittsausgaben für fremde 
Verkehrsdienstleistungen. Wie bereits ausgeführt, ist dies auf die große Zahl der Familien mit 
eigenem Pkw zurückzuführen. Für Familien ohne Pkw9 resultieren wesentlich höhere 
Durchschnittsausgaben für Bus- und Bahnfahrkarten, nämlich 28 Euro bei einem Kind unter 6 
Jahren, 43 Euro bei einem Kind von 6 bis 13 Jahren und 18 Euro bei einem Kind von 14 bis 17 
Jahren (tabellarisch nicht ausgewiesen). Der für die älteste Gruppe resultierende Betrag ist zwar 
auch bei Ausklammerung der Haushalte mit Pkw überraschend gering; dabei ist aber die 
besonders geringe Fallzahl der Familien ohne Pkw mit der Folge eines großen Fehlerspielraums 
zu berücksichtigen (für die drei Altersgruppen: 20 bzw. 14 bzw. 15 Familien). Wenn also die 
Ausgaben für Kraftstoffe und Schmiermittel vom Gesetzgeber als nicht regelsatzrelevant 
eingestuft werden, müssten die Durchschnittsausgaben für die alternativen Beförderungsmittel 
(Busse und Bahnen) mit einem Vielfachen berücksichtigt werden, um ein Mindestmaß an 
Mobilität zu ermöglichen.  
Nach Berücksichtigung der derzeit gültigen prozentualen Abschläge bei den einzelnen 
Gütergruppen ergibt sich schließlich der in Tabelle 4 ausgewiesene fiktive regelsatzrelevante 
Konsum von Paarhaushalten mit einem Kind. Er fällt in allen drei Altersgruppen höher als die 
jeweilige Regelsatzsumme nach gegenwärtigem Rechtsstand aus. Insbesondere bei Familien 
mit einem 6- bis 13jährigen Kind ist der Abstand mit 136 Euro groß und deutet die sehr 
begrenzten Teilhabemöglichkeiten von Familien, die auf Transfers der Grundsicherung 
angewiesen sind, an. Dabei ist das Zurückbleiben der Konsummöglichkeiten dieser Familien 
hinter denen von nicht bedürftigen Familien des unteren Einkommenssegments insofern 
möglicherweise unterzeichnet, als die Ausgabedaten sich auf 2003 beziehen, von seither 
eingetretenen Veränderungen also abstrahiert wurde.  
                                                 
9 Diese Teilgruppe wurde approximiert durch die Familien ohne Ausgaben für Kraftstoffe und Schmiermittel. 
Denn die direkten Informationen zur Ausstattung der Haushalte mit langlebigen Gebrauchsgütern – also auch mit 
Pkw – sind im hier zugrunde gelegten Grundfile 5 der EVS 2003 nicht enthalten.  
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Tabelle 4: Fiktiver regelsatzrelevanter Konsum (Euro p. M.) von Paarhaushalten mit 
einem Kind nach dem Alter des Kindes – Durchschnittsausgaben im untersten 
Quintil oberhalb der Mindesteinkommensgrenze (Tab. 3) nach prozentualen 
Abschlägen (ausgewiesen in Klammern in Spalte 1) 
 
Alter des Kindes 
Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren (96%) 323 326 379 
Bekleidung und Schuhe (100%) 101 108 84 
Wohnen (8%) 45 48 46 
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 
(91%) 88 107 95 
Gesundheitspflege (71%) 22 28 33 
Verkehr (26%) 66 82 49 
Nachrichtenübermittlung (75%) 57 63 62 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur (55%) 102 114 123 
Bildungswesen (100%, abweichend von gesetzl. Regel) 30 22 14 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen (29%) 18 18 18 
Andere Waren und Dienstleistungen (67%) 61 52 60 
fiktiver regelsatzrelevanter Konsum insgesamt 914 969 961 
Zum Vergleich: Regelleistung nach SGB II 2007 833 902 
Nachrichtlich: Summarische Größen der Referenzgruppe  
Konsumausgaben insgesamt 1.825 1.967 1.857 
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und 
Heizung 
1.308 1.421 1.333 
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 1.894 1.907 1.927 
Zahl der Haushalte 205.369 96.548 75.969 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind.    
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (quartalsspezifische Quintilsgrenzen).    
  - Abschläge entsprechend der Vorgehensweise bei der Festlegung des Eckregelsatzes 
    (Bundesministerium für Arbeit und Soziales, 17.05.2006, http://www.bmas.bund.de/BMAS/ 
    /Navigation/Presse/pressemitteilungen,did=133074.html; Abfrage Mai 2006. 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5).  
    
 
3.3 Bildungsrelevante Ausgaben 
Wegen ihrer besonderen Bedeutung für die Umsetzung des Ziels der Chancengerechtigkeit für 
Kinder sind die bildungsrelevanten Ausgaben der Untersuchungspopulation einer näheren 
Betrachtung zu unterziehen – auch im Vergleich zu entsprechenden Ausgaben von Familien 
höherer Einkommensschichten. Dazu zählen zum Einen Ausgaben für den außerschulischen 
Unterricht in Sport oder musischen Fächern – Bestandteil der Gütergruppe Freizeit, 
Unterhaltung, Kultur – und zum Anderen die Ausgaben für Kinderbetreuung, Nachhilfe sowie 
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Kursgebühren (Gütergruppe Bildungswesen). Die erst- und letztgenannten Ausgaben sind zwar 
nicht definitiv kindspezifisch. Der außerschulische Unterricht in Sport oder musischen Fächern 
kommt in den Vergleichsgruppen der Alleinstehenden und der Paare ohne Kind aber wesentlich 
seltener vor als bei Familien mit einem Kind.  
Für die vier genannten Ausgabenarten sind in Tabelle 3 nur niedrige Durchschnittswerte 
ausgewiesen, was im Wesentlichen eine Folge des geringen Anteils der Familien, die für die 
jeweilige Dienstleistung überhaupt Ausgaben tätigt, – kurz Beteiligungsquote genannt – ist. 
Dies geht aus Tabelle 5 hervor, die sich auf das unterste Quintil nach approximativem 
Ausschluss der verdeckten Armut bezieht. Erwartungsgemäß ist die Beteiligungsquote beim 
außerschulischen Unterricht in der Gruppe mit einem Kind unter 6 Jahren am geringsten (ca. 
9%), mit knapp einem Viertel in Familien mit einem Kind von 6 bis 13 Jahren aber beträcht- 
 
Tabelle 5: Bildungsrelevante Ausgaben von Paarhaushalten mit einem Kind im untersten 
Quintil oberhalb der Mindesteinkommensgrenze (Tab. 3) nach dem Alter des 
Kindes – nur Haushalte mit der jeweiligen Ausgabenart, in % von Allen 
(Beteiligungsquoten) und Durchschnittswerte 
 
Alter des Kindes 
Ausgabenart 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
außerschulischer Unterricht in Sport oder musischen       
Fächern       
Beteiligungsquote 8,7% 23,9% 12,8% 
Durchschnittsausgaben in Euro p. M. 19 25 45 
Kinderbetreuung       
Beteiligungsquote 37,3% 25,3%   
Durchschnittsausgaben in Euro p. M. 60 54   
Nachhilfeunterricht       
Beteiligungsquote   7,3% 6,3% 
Durchschnittsausgaben in Euro p. M.   55 46 
Gebühren für Kurse u. ä.       
Beteiligungsquote 18,9% 12,1% 13,9% 
Durchschnittsausgaben in Euro p. M. 28 19 32 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind. 
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (Bezugnahme auf quartalsspezifische Quintilsgrenzen). 
  - Mindesteinkommensgrenze von zwei Dritteln der Quintilsgrenze zwecks approximativem Aus- 
    schluss von Familien in verdeckter Armut; damit werden 77% bzw. 76% bzw. 81% der jeweiligen
    Gesamtgruppe im untersten Quintil berücksichtigt. 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5). 
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lich. Als Durchschnittsausgaben für den außerschulischen Unterricht ergeben sich für die 
beteiligten Familien Beträge von 19 Euro bis 45 Euro. Eine geringere Differenz zwischen den 
altersspezifischen Durchschnittsausgaben zeigt sich hinsichtlich der Kinderbetreuung, die nur in 
den beiden jüngeren Gruppen relevant ist. Für die zeitweilig außerhäuslich betreuten Kinder – 
gut ein Drittel (jüngste Gruppe) bzw. etwa ein Viertel (mittlere Gruppe) der 
Untersuchungspopulation – fallen Kosten von durchschnittlich ungefähr 60 Euro an, wobei sich 
hinter diesen Mittelwerten freilich wiederum eine große Streuung entsprechend der 
variierenden Dauer der außerhäuslichen Betreuung verbirgt. Auf ähnlichem Niveau liegen die 
durchschnittlichen Aufwendungen für Nachhilfeunterricht, wenn nur diejenigen der mittleren 
und ältesten Gruppe mit dieser Ausgabenart betrachtet werden; die Beteiligungsquote ist hier 
allerdings mit 7% bzw. 6% gering. Schließlich ergeben sich auch für Kurse u. ä. beträchtliche 
Kosten der Beteiligten – sie liegen im gruppenspezifischen Durchschnitt zwischen etwa 20 
Euro und 30 Euro –, wobei hier der kindspezifische Anteil aber ungewiss ist.  
Die in Tabelle 5 ausgewiesenen Kosten für die außerhäusliche Betreuung und für individuelle 
Förderungen von Kindern des untersten Einkommensquintils sind zwar bescheiden, aber 
dennoch von Familien mit Grundsicherungstransfers kaum aufzubringen. Wenn aus der 
Regelsatzsumme von 833 Euro bei Familien mit einem Kind unter 15 Jahren beispielsweise 60 
Euro für Nachhilfeunterricht aufgebracht werden sollen, müssten andere Konsumbereiche in 
nicht vertretbarem Maße eingeschränkt werden. Die Bezugnahme auf ausgabenspezifische 
Gesamtdurchschnitte ohne Berücksichtigung von Beteiligungsquoten ist bei den 
bildungsrelevanten Kategorien unzweckmäßig; dementsprechend wäre auch eine pauschale 
Einbeziehung in einen Familienregelsatz nicht zielführend. Um die Bildungschancen von 
einkommensschwachen Familien zu verbessern, ist also über individuell ausgerichtete 
Kostenübernahmen nachzudenken. 
Zur Verdeutlichung der schichtspezifischen Unterschiede bei den Bildungschancen sind in 
Tabelle 6 die Beteiligungsquoten für alle Einkommensquintile der Paarhaushalte mit einem 
Kind ausgewiesen. Ergänzend sind auch die Beteiligungsquoten der vor der Quintilsbildung 
ausgeklammerten Haushalte mit Sozialhilfebezug ausgewiesen; wegen geringer Fallzahlen sind 
diese Ergebnisse aber sehr vorsichtig zu interpretieren. Bei allen von der EVS erfassten 
bildungsrelevanten Ausgaben nimmt der Anteil der Familien, welche die jeweilige 
Dienstleistung nachfragen, mit steigendem Haushaltsnettoeinkommen erheblich zu. 
Beispielsweise nimmt im untersten Einkommensquintil nur etwa jede(r) sechste 14- bis 
17jährige außerschu- 
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Tabelle 6: Anteile der Paarhaushalte mit einem Kind mit bildungsrelevanten Ausgaben an 
allen Familien der jeweiligen Teilgruppe (Beteiligungsquoten) nach Quintilen 
und nach dem Alter des Kindes 
 
Alter des Kindes 
Ausgabenart 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
außerschulischer Unterricht in Sport oder musischen       
Fächern       
Familien mit Sozalhilfebezug 5,6% 44,5% 7,9% 
1. Quintil 7,0% 21,4% 17,7% 
2. Quintil 13,0% 35,6% 30,5% 
3. Quintil 15,7% 44,1% 23,0% 
4. Quintil 14,3% 42,9% 22,3% 
5. Quintil 19,4% 56,0% 36,1% 
Kinderbetreuung      
Familien mit Sozalhilfebezug 29,8% 14,7%   
1. Quintil 36,0% 23,6%   
2. Quintil 43,6% 29,9%   
3. Quintil 51,3% 26,8%   
4. Quintil 47,7% 31,5%   
5. Quintil 51,1% 39,5%   
Nachhilfeunterricht       
Familien mit Sozalhilfebezug   3,6% 8,6% 
1. Quintil   5,5% 5,5% 
2. Quintil   5,8% 11,7% 
3. Quintil   5,5% 17,6% 
4. Quintil   2,7% 13,1% 
5. Quintil   5,7% 20,3% 
Gebühren für Kurse u. ä.       
Familien mit Sozalhilfebezug 13,9% 31,6% 10,2% 
1. Quintil 19,1% 9,6% 16,8% 
2. Quintil 20,1% 21,5% 16,2% 
3. Quintil 19,5% 27,0% 23,5% 
4. Quintil 28,9% 26,9% 21,7% 
5. Quintil 28,5% 36,6% 27,2% 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind. 
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (Bezugnahme auf quartalsspezifische Quintilsgrenzen). 
  - Bei der Berechnung der Beteiligungsquoten von Nachhilfeunterricht wurden von der ältesten 
    Gruppe nur diejenigen, die noch eine allgemeinbildende Schule besuchen, berücksichtigt. 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5). 
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lischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern, im obersten Quintil ist es jede(r) Dritte.10 
Die mit dem Einkommen steigende Nachfrage nach Kinderbetreuungsleistungen – bei einem 
Kind unter 6 Jahren (von 6 bis 13 Jahren) von einem Drittel (einem Viertel) auf die Hälfte 
(zwei Fünftel) der Familien – ist sicher teilweise auf die positive Korrelation von 
Haushaltseinkommen und Erwerbsbeteiligung der Mütter zurückzuführen (Becker 2002). 
Insoweit ist die außerhäusliche Kinderbetreuung – zumindest in der unteren Mittelschicht – also 
eine Voraussetzung für die Überwindung einer prekären Einkommenssituation und für eine 
Verbesserung der Teilhabechancen. Kindergarten, Kindertagesstätte und Hort sind aber auch als 
Förder- und Bildungsinstitutionen zu sehen, deren Inanspruchnahme sich gerade für Kinder aus 
so genanntem bildungsfernen Elternhaus und damit meist aus unteren Einkommensschichten 
unterstützend auswirken könnte. Von daher ist davon auszugehen, dass die schichtspezifischen 
Unterschiede bei der Nachfrage nach außerhäuslicher Kinderbetreuung die bestehende 
Chancenungleichheit tendenziell verstärken.  
Nachhilfeunterricht scheint unter 6- bis 13jährigen noch sehr selten vorzukommen, da die in 
Tabelle 6 ausgewiesenen Beteiligungsquoten unabhängig vom Einkommensquintil unter 6% 
liegen. Zumindest in Paarfamilien sehen sich also Eltern oder Personen aus dem näheren 
sozialen Umfeld meist in der Lage, bei Lernschwierigkeiten des Kindes selbst zu helfen. 
Teilweise dürfte die geringe Beteiligungsquote dieser sehr heterogenen Altersgruppe aber auch 
darauf zurückzuführen sein, dass schulische Probleme insbesondere während der 
Grundschulzeit noch nicht auftreten, nicht erkannt oder noch nicht sehr ernst genommen 
werden. Anders verhält es sich bei den 14- bis 17jährigen Schüler(inne)n des hier betrachteten 
Familientyps. Zwar liegt auch hier die Beteiligungsquote im untersten Quintil unter 6%, im 
zweiten Quintil beträgt sich aber schon das Doppelte, und in der höchsten Einkommensgruppe 
erhält jede(r) fünfte Schüler(in) Nachhilfeunterricht. Da es sich im oberen Einkommenssegment 
überwiegend um Eltern mit weit reichendem eigenen Bildungshintergrund handelt, kumulieren 
hier also häufig familiäre und außerfamiliäre Unterstützungen, während es am unteren Ende der 
Einkommenshierarchie an beiden Unterstützungsformen meist mangelt. Von (Start-) 
Chancengleichheit sind wir in Deutschland also weit entfernt. Um das in vielen Studien belegte 
Muster des schichtspezifischen Zugangs zu Bildungswegen aufzubrechen, sind offenbar 
individuell ausgerichtete Förderinstrumente für Kinder aus einkommensschwachen Familien 
erforderlich.  
                                                 
10 Bei den ausgewiesenen Beteiligungsquoten dürfte es sich ganz überwiegend um kindspezifische Nachfrage 
handeln. Denn insgesamt (über alle Einkommensschichten) haben nur 5% der Alleinstehenden und 6% der Paare 
ohne Kind Ausgaben für außerschulischen Unterricht in Sport oder musischen Fächern angegeben.  
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Schließlich zeigen sich auch bei Kursen u. ä. mit dem Einkommen steigende 
Beteiligungsquoten, insbesondere bei einem Kind der mittleren Altersgruppe. Selbst wenn es 
sich hier teilweise um eine Kursteilnahme der Eltern handelt11, dürfte auch der verbleibende 
kindspezifische Anteil an den entsprechenden Ausgaben positiv mit dem 
Haushaltsnettoeinkommen korreliert sein. Somit bestätigt die Analyse aller vier Ausgabenarten 
die These, dass die Entwicklungs- und Bildungschancen von Kindern in Deutschland trotz 
formal gleicher Zugangsmöglichkeiten schichtspezifisch verteilt sind.  
3.4 Exkurs: Konsumausgaben im mittleren Einkommensquintil zum Vergleich 
Neben der skizzierten Einkommensabhängigkeit der Teilhabe an außerschulischen, privat zu 
finanzierenden Bildungsmöglichkeiten ist auch die relative Positionierung der 
Konsumausgaben insgesamt des untersten Einkommensquintils der Paarhaushalte mit einem 
Kind von Interesse. Um einen Eindruck über die Größe des Abstands gegenüber anderen 
gesellschaftlichen Gruppen zu gewinnen, sind in Tabelle 7 die durchschnittlichen Ausgaben des 
mittleren Quintils des gleichen Familientyps ausgewiesen. Ein Vergleich mit den 
entsprechenden Mittelwerten der Tabelle 3 (unterstes Quintil nach approximativem Ausschluss 
der Familien in verdeckter Armut) bzw. Tabelle 4 (fiktiver regelsatzrelevanter Konsum von 
Paaren mit einem Kind) ergibt erhebliche Unterschiede bei allen Positionen. Sie fallen – 
abgesehen vom Bereich Wohnen und Beherbergung-/Gaststättendienstleistungen – 
insbesondere bei den Ausgaben für Bekleidung und Schuhe, Einrichtungsgegenstände, 
Gesundheitspflege, Verkehr sowie Freizeit, Unterhaltung und Kultur gravierend aus. Für 
letztere Kategorie beispielsweise werden bei einem Kind der mittleren Altersgruppe 117 Euro 
bzw. 56% mehr ausgegeben als in der entsprechenden Gruppe des untersten Quintils. Aber 
selbst bei den Ausgaben für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren ist der Unterschied mit 
68 Euro bzw. 20% beträchtlich – wieder am Beispiel der mittleren Altersgruppe. 
Für die Konsumausgaben insgesamt ergibt sich zwischen unterstem Quintil (nach 
approximativem Ausschluss von verdeckter Armut) und mittlerem Quintil – je nach 
Altergruppe – ein Abstand von 520 Euro bis 760 Euro bzw. 27% bis 41%.12 Die Unterschiede 
zwischen den durchschnittlichen Nettoeinkommen sind mit etwa 1.200 Euro bzw. ungefähr 
60% noch we- 
                                                 
11 In den Kontrollgruppen der Alleinstehenden und der Paare ohne Kind haben insgesamt (über alle 
Einkommensschichten) 11% (Alleinstehende) bzw. 12% (Paare ohne Kind) Ausgaben für Kursgebühren u. ä. 
angegeben. 
12 Für die Gruppe mit einem Kind unter 6 Jahren ergibt sich eine Differenz von 657 Euro bzw. 36%, bei einem 
Kind von 6 bis 13 Jahren beläuft sich der Abstand auf 534 Euro bzw. 26,6%, bei einem Kind von 14 bis17 Jahren 
sogar auf 763 Euro bzw. 41,1%.  
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Tabelle 7: Durchschnittliche Konsumausgaben von Paarhaushalten mit einem Kind im 
mittleren Quintil nach dem Alter des Kindes 
– in Euro p. M. bzw. in Relation zu Beträgen im untersten Quintil (Tabelle 3) – 
 
Alter des Kindes 
Güter- und Verbrauchsgruppen 
unter 6 J. 6 - 13 J. 14 - 17 J. 
Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren 373 (111%) 408 (120%) 435 (110%)
Bekleidung und Schuhe 136 (135%) 144 (133%) 142 (169%)
   - darunter für Kinder bis unter 14 Jahren 40 (121%) 44 (129%) 9 (100%) 
Wohnen 797 (142%) 777 (131%) 775 (136%)
Einrichtungsgegenstände, Haushaltsgegenstände etc. 165 (170%) 154 (131%) 138 (131%)
Gesundheitspflege 64 (206%) 45 (113%) 64 (139%) 
Verkehr 376 (149%) 302 (96%)* 433 (230%)
   darunter:  - Kraftstoffe und Schmiermittel 122 (116%) 119 (127%) 120 (148%) 
                  - fremde Verkehrsdienstleistungen 
                    (ohne solche auf Reisen, ohne Luftverkehr) 
9 (129%) 13 (100%) 18 (138%) 
Nachrichtenübermittlung 75 (99%) 81 (96%) 94 (115%) 
   - darunter Internet/Onlinedienste 8 (89%) 10 (111%) 13 (130%) 
Freizeit, Unterhaltung und Kultur 239 (128%) 325 (156%) 292 (130%)
   darunter:  - Spielwaren 24 (126%) 19 (100%) 6 (200%) 
                  - Sportartikel 4 (100%) 9 (150%) 5 (167%) 
                  - außerschulischer Unterricht in Sport 
                    oder musischen Fächern 
3 (150%) 19 (317%) 10 (167%) 
                  - Besuch von Sport- und Kultur- 
                    veranstaltungen bzw. -einrichtungen 
16 (123%) 26 (217%) 23 (192%) 
                  - Bücher und Broschüren 14 (175%) 17 (155%) 16 (133%) 
                  - Schreibwaren, Zeichenmaterial etc. 7 (117%) 13 (186%) 8 (114%) 
Bildungswesen 54 (180%) 35 (159%) 24 (171%) 
   darunter:  - Kinderbetreuung 45 (205%) 18 (129%) 0 (/) 
                  - Nachhilfeunterricht 0 (/) 4 (100%) 10 (333%) 
Beherbergungs-/Gaststättendienstleistungen 96 (157%) 115 (183%) 115 (189%)
Andere Waren und Dienstleistungen 109 (120%) 104 (133%) 110 (124%)
Summarische Größen 
Konsumausgaben insgesamt 2.482 (136%) 2.491 (127%) 2.620 (141%)
Konsumausgaben ohne Ausgaben für Unterkunft und 
Heizung 
1.749 (134%) 1.776 (125%) 1.908 (14%)
Durchschnittliches Haushaltsnettoeinkommen 3.081 (163%) 3.094 (162%) 3.071 (159%)
Zahl der Haushalte 212.827 157.519 116.808 
    
Anmerkungen:    
  - Nur Paarhaushalte mit einem minderjährigen Kind. 
  - Quintilsbildung nach der Höhe des Haushaltsnettoeinkommens für die Gesamtgruppe der  
    Paarhaushalte mit einem Kind nach Ausschluss der Haushalte mit Sozialhilfebezug 
    (Bezugnahme auf quartalsspezifische Quintilsgrenzen). 
  - Eigene Berechnungen auf Basis der EVS 2003, 98%-Substichprobe (Grundfile 5). 
* Untypische geringe Ausgabensumme, da im Beobachtungszeitraum zufällig vergleichsweise 
  selten ein Kraftfahrzeug angeschafft wurde.  
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sentlich größer; dementsprechend zeigt sich für das mittlere Quintil eine gewisse Sparfähigkeit, 
die der untersten Einkommensgruppe fehlt.  
Schließlich ist auch die Gegenüberstellung der derzeitig mit dem SGB II vorgesehenen 
Regelsatzsumme bzw. des fiktiven regelsatzrelevanten Konsums der Paarhaushalte mit einem 
Kind – d. h. die Konsumausgabensumme ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung des 
untersten Quintils nach prozentualen Abschlägen – (Tabelle 4) mit den entsprechenden 
Ausgaben des mittleren Quintils (Tabelle 7) aufschlussreich. Hier ergibt sich eine Differenz  
‚ von 916 Euro (110%) bzw. 835 Euro (91%) bei einem Kind unter 6 Jahren;  
‚ von 943 Euro (113%) bzw. 807 Euro (83%) bei einem 6- bis 13jährigen Kind;  
‚ von 1.006 Euro (112%) bzw. 947 Euro (99%) bei einem 14- bis 17jährigen Kind.  
Kinder aus Familien, die auf Grundsicherungsleistungen angewiesen sind, haben also eine 
große, über ihre eingeschränkten Konsummöglichkeiten alltäglich spürbare soziale Distanz zu 
verkraften (jeweils erster Betrag in obiger Aufzählung). Diese würde sich zumindest leicht 
verringern (jeweils zweiter Betrag in obiger Aufzählung), wenn sich die Bemessung der 
Regelleistungen am Ausgabeverhalten von Familien mit einem Kind orientieren würde (fiktiver 
regelsatzrelevanter Konsum in Tabelle 4).  
4 Abschließende Bemerkungen 
Die Auswertungen der EVS 2003 zur Höhe und Struktur der Konsumausgaben der 
Paarhaushalte mit einem Kind im unteren Einkommensbereich erfolgten vorrangig mit dem 
Ziel, Anhaltspunkte zur Beurteilung des gegenwärtigen Niveaus der mit Arbeitslosengeld II und 
Sozialgeld gegebenen Grundsicherung von Familien zu erarbeiten. Die Ergebnisse vermitteln 
einen ersten Eindruck über die insgesamt stark eingeschränkten Teilhabemöglichkeiten von 
Familien mit Bezug von Grundsicherungsleistungen. Denn die Regelsatzsumme des hier 
gewählten Familientyps liegt – je nach Alter des Kindes – um etwa 400 Euro bis 600 Euro unter 
den Konsumausgaben (ohne Ausgaben für Unterkunft und Heizung) der Vergleichsgruppe des 
untersten Einkommensquintils der nicht bedürftigen Familien. Dies dürfte für die bedürftigen 
Kinder im alltäglichen Leben spürbar sein – z. B. infolge von unmoderner oder minderwertiger 
Kleidung, versagten Kinobesuchen, eingeschränkter räumlicher Mobilität, fehlenden Mitteln für 
Geburtstagseinladungen und weniger Bücherkäufen. Inwieweit sich diese Situation nachteilig 
auf die weitere Entwicklung der Kinder auswirkt, hängt letztlich zwar auch von den 
Bewältigungskompetenzen und -strategien der Eltern und vom familiären Netzwerk sowie 
natürlich von der Dauer der prekären Situation ab. Bei vielen Betroffenen muss aber von einer 
nachhaltigen Prägung durch die Armutsphase ausgegangen werden, zumal Problemlagen häufig 
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kumulieren; beispielsweise wirken sich beengte Wohnverhältnisse nachteilig auf die 
Lernfähigkeit aus.  
Die gegenwärtige Praxis der Bemessung des soziokulturellen Existenzminimums – 
Anknüpfung an das Ausgabeverhalten des untersten Quintils der Alleinstehenden und 
Verwendung pauschaler Zuschläge für weitere Haushaltsmitglieder – führt dazu, dass 
bedürftige Paarfamilien mit einem Kind vergleichsweise weit hinter den Teilhabemöglichkeiten 
anderer Familien ihres näheren sozialen Umfeldes (d. h. des untersten Einkommensquintils) 
zurückbleiben. Ihre Situation würde sich etwas verbessern, wenn bei der Festsetzung der 
Regelleistungen auch das Ausgabeverhalten von Familien berücksichtigt oder die Paarfamilie 
mit einem Kind als Referenzgruppe gewählt werden würde. Dann müsste freilich auch das 
Existenzminimum anderer Familientypen neu und konsistent bestimmt werden, was weitere 
Analysen und einen intensiven gesellschaftlichen Dialog erfordert. Abgesehen von der weit 
reichenden Frage der angemessenen Mindestsicherung von Familien ist angesichts der 
vorgelegten Ergebnisse aber eine kurzfristig umsetzbare Maßnahme nahe liegend: eine 
Anpassung der Regelleistungen an die Preisentwicklung, damit sich die realen 
Teilhabemöglichkeiten von Kindern – und natürlich auch von allen anderen 
Bevölkerungsgruppen – nicht weiter verringern.  
Mit vertiefenden Auswertungen zu bildungsrelevanten Ausgaben wurden mit der vorliegenden 
Studie auch Aspekte der faktischen Zugangsgerechtigkeit in Deutschland aufgegriffen – wieder 
am Beispiel der Paarfamilien mit einem Kind. Dabei zeigten sich starke schichtspezifische 
Unterschiede bei der Beteiligung an außerschulischem Unterricht in Sport oder musischen 
Fächern, Kinderbetreuung und Nachhilfeunterricht. Beispielsweise ist nach Ergebnissen der 
EVS 2003 der Anteil der 14- bis 17jährigen Schüler(innen), die Nachhilfeunterricht bekommen, 
im obersten Einkommensquintil – wo die Eltern überwiegend selbst einen gehobenen 
Bildungsstand erworben haben – mit 20% fast viermal so hoch wie im untersten, eher 
bildungsfernen Quintil. Die Entwicklungs- und Bildungschancen von Kindern sind also trotz 
formal gleicher Zugangsmöglichkeiten positiv mit dem Einkommen korreliert. Bei 
außerschulischem (Nachhilfe-) Unterricht fallen Kosten an, die nicht im Rahmen von 
pauschalen Mindestsicherungsleistungen abgegolten werden können. Vielmehr sind individuell 
ausgerichtete Förderinstrumente für Kinder aus einkommensschwachen Familien erforderlich, 
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1 Einführung 
Der vorliegende Bericht über die Mindestsicherung in Deutschland ist Teil des Pro-
jekts „Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik“, welches in dieser Form seit 
Mitte 2006 von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder durchgeführt 
wird. Dieser Veröffentlichung, die als erste Bestandsaufnahme einen groben Über-
blick über Fallzahlen, Strukturen und Ausgaben der sozialen Mindestsicherungs-
systeme geben soll, werden weitere statistische Berichte folgen, die sich dann auf 
einzelne Empfängergruppen oder auch auf spezielle Sachverhalte wie z. B. die 
Wohnkosten von Transferleistungsempfängern konzentrieren werden. 
Ein weiterer wichtiger Baustein des Projekts „Sozialberichterstattung der amtlichen 
Statistik“ ist die Bereitstellung von Indikatoren zur Messung von Armut und sozialer 
Ausgrenzung auf Ebene von Bund und Ländern. Damit soll dem wachsenden 
Bedarf nach vergleichbaren Indikatoren auf Bundes- und Länderebene Rechnung 
getragen werden. Die Indikatoren werden zu gegebener Zeit auf den Internetseiten 
der Statistischen Ämter unter der Rubrik „Sozialberichterstattung“ abrufbar sein.  
Projekt „Sozial-
berichterstattung“ 
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Kriegsopferfürsorge
Personen, die bei militärischen Diensten
beschädigt wurden, ihre Familienmitglieder
bzw. Angehörige sowie weitere Personen mit
einem sozialen Entschädigungsrecht wie

















































Nichterwerbsfähige Personen, die mit
erwerbsfähigen Personen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben
Sozialhilfe nach SGB XII
Grundsicherung für Arbeitsuchende nach SGB II
Personen ab 18, die dauerhaft voll
erwerbsgemindert sind und Personen
ab 65 Jahren
Kinder und zeitweise Erwerbsgeminderte
unter 65 Jahren, die nicht mit
erwerbsfähigen Personen in einer
Bedarfsgemeinschaft leben
Erwerbsfähige Personen im Alter
von 15 bis unter 65 Jahren
2 Kurzfassung 
Am Jahresende 2006 erhielten in Deutschland rund 8,3 Millionen Menschen Trans-
ferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme, um ihren grundlegenden 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Damit sind 10,1 % der in Deutschland lebenden 
Menschen auf existenzsichernde finanzielle Hilfen des Staates angewiesen. Im 
Verlauf des Jahres 2006 sind für diese Leistungen Kosten in Höhe von 45,6 Milli-
arden Euro entstanden. 
Mit den Transferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme (siehe Abbil-
dung 1) werden finanzielle Hilfen des Staates bezeichnet, die – zumindest ergän-
zend zu evtl. anderen vorhandenen Einkünften – zur Sicherung des grundlegenden 
Lebensunterhalts an leistungsberechtigte Personen ausgezahlt werden. Dazu zäh-
len folgende Leistungen, die im vorliegenden Bericht näher betrachtet werden: 
– Arbeitslosengeld II/Sozialgeld nach dem SGB II 
– Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen im Rahmen 
der Sozialhilfe nach dem SGB XII 
– Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Rahmen der Sozialhilfe 
nach dem SGB XII 
– Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
– Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz. 
 
Abbildung 1: Mindestsicherungssysteme und davon betroffene Personen- 
gruppen seit 2005 
 





  Kurzfassung 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 6 
Der mit Abstand größte Teil der Empfänger/-innen und damit auch der Ausgaben 
für die Mindestsicherung entfielen auf die Leistungen nach dem SGB II, die als Ar-
beitslosengeld II oder Sozialgeld gewährt wurden. Arbeitslosengeld II erhalten er-
werbsfähige Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die ihren Lebensunter-
halt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können. Ihre im Haushalt lebenden nicht 
erwerbsfähigen Familienangehörigen (vor allem Kinder) erhalten Sozialgeld. Etwa 
7,3 Millionen Personen erhielten am Jahresende 2006 diese umgangssprachlich 
mit „Hartz IV“ bezeichneten Leistungen. Die Ausgaben für passive Leistungen – 
das sind Leistungen, die unmittelbar für die Kosten des Lebensunterhalts gezahlt 
werden – beliefen sich im Verlauf des Jahres 2006 auf rund 40,5 Milliarden Euro. 
Tabelle 1: Empfänger/-innen von Leistungen der sozialen Mindestsicherung 










Leistungen nach dem SGB II insgesamt . . . . . . . .  7 283 493 40,5 2) 491,7 
davon    
Arbeitslosengeld II . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 310 821 . . 
Sozialgeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 972 672 . . 
Mindestsicherungsleistungen im Rahmen der 
Sozialhilfe nach dem SGB XII insgesamt . . . . . . .  763 809 3,7 44,0 
davon    
Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt -
außerhalb von Einrichtungen . . . . . . . . . . . . . .  81 818 0,5 5,6 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  681 991 3,2 38,3 
Regelleistungen nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  193 562 0,9 10,3 
Laufende Leistungen der Kriegsopferfürsorge . .  59 849 0,5 3) 6,4 3) 
Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 300 713 45,6 552,4 
     
1) Bruttoausgaben für die jeweilige Sozialleistung. Bevölkerungsstand: durchschnittliche Bevölkerung im Jahr 2006. 
2) Ausgaben für Leistungen, die unmittelbar für die Kosten des Lebensunterhalts gezahlt werden (sogenannte 
„passive Leistungen“). 
3) Gesamtausgaben der Kriegsopferfürsorge; exakte Untergliederung der Ausgaben nach „laufenden Leistungen" 
nicht möglich. 
 .  Keine Untergliederung möglich. 
Quellen: Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
ALG II/Sozialgeld 
  Kurzfassung 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 7 
Etwa 764 000 Personen erhielten am Jahresende 2006 laufende Leistungen zur 
Sicherung des Lebensunterhaltes im Rahmen der Sozialhilfe nach dem SGB XII. 
Die Bruttoausgaben für diese Leistungen betrugen insgesamt rund 3,7 Milliarden 
Euro. Die Sozialhilfe bildet das unterste soziale Auffangnetz für bedürftige ältere 
Menschen und für Personen, die aufgrund einer schweren Erkrankung oder einer 
dauerhaft vollen Erwerbsminderung nicht mehr ins reguläre Erwerbsleben integriert 
werden können, sowie deren im Haushalt lebende Kinder unter 15 Jahren. 
In Deutschland lebende Asylbewerber/-innen erhalten seit 1993 anstelle von Sozi-
alhilfe sogenannte „Asylbewerberleistungen“, um ihren Lebensunterhalt zu sichern. 
Sowohl die Empfängerzahlen als auch die Ausgaben sind in den letzten Jahren 
deutlich gesunken. Am Jahresende 2006 erhielten rund 194 000 Personen laufen-
de Asylbewerberleistungen (Regelleistungen), die Bruttoausgaben im Laufe des 
Jahres 2006 lagen hierfür bei etwa 0,9 Milliarden Euro. 
Eine weitere Sozialleistung, die zur Mindestsicherung hauptsächlich älterer Men-
schen beiträgt, ist die Kriegsopferfürsorge. Die Zahlen der Leistungsempfänger/ 
-innen und der Ausgaben für diese Mindestsicherungsleistung sind seit Mitte der 
90er-Jahre stark rückläufig. Am Jahresende 2006 erhielten rund 60 000 Personen 
Kriegsopferfürsorge. Die Ausgaben beliefen sich auf 0,5 Milliarden Euro. 
 
Abbildung 2: Empfänger/-innen von sozialer Mindestsicherung am 
Jahresende 2006 nach Ländern 
Anteil der Personen mit Bezug von Mindestsicherungs- 









































Im regionalen Vergleich zeigt sich, dass vor allem die Menschen in den Stadtstaa-
ten und den neuen Bundesländern verstärkt auf Leistungen der Mindestsicherung 
angewiesen waren (siehe Abbildung 2). Mit der im Ländervergleich höchsten Be-
zugsquote von 20 % erhielt jeder fünfte Berliner Bürger am Jahresende 2006 Leis-
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zugsquoten waren in den südlichen Bundesländern festzustellen. So erhielten in 
Baden-Württemberg am Jahresende 2006 etwa 5,7 % der Einwohner/-innen Leis-
tungen der Mindestsicherungssysteme. Bayern wies mit 5,3 % die niedrigste Min-
destsicherungsquote auf. Einen grafischen Überblick über die regionale Verteilung 
der Empfänger/-innen von Mindestsicherungsleistungen gibt die folgende Abbil-
dung. 
 
Abbildung 3: Empfänger/-innen von sozialer Mindestsicherung 
am Jahresende 2006 nach Ländern 
Anteil der Personen mit Mindestsicherungsleistungen an 





















Die hier in aller Kürze angesprochenen zentralen Ergebnisse werden in den Kapi-
teln 4 bis 6 ausführlicher dargestellt. Dabei wird insbesondere auf die Entwicklung 
der jeweiligen Sozialleistungen, auf die Strukturen der Leistungsempfänger/-innen 
und auf die Ergebnisse in den Ländern eingegangen. 
Neben den oben genannten grundlegenden Mindestsicherungsleistungen existie-
ren in Deutschland weitere Sozialleistungen, die in Form von Zuschüssen ebenfalls 
dazu beitragen, einkommensschwächere Haushalte finanziell zu unterstützen. Die-
se werden in Kapitel 7 näher beschrieben. 
 
Deutschland insgesamt: 10,1 % 
16 % und mehr 
12 bis unter 16 % 
unter 8 % 
8 bis unter 12 % 
Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Statistische Ämter des Bundes und der Länder
  Daten zur Arbeitslosen- und Sozialhilfe bis 2004 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
3 Daten zur Arbeitslosen- und Sozialhilfe vor Inkraft-
treten von Hartz IV – Entwicklung und Situation 
bis 2004 
3.1 Arbeitslosenhilfe 
Die Arbeitslosenhilfe war eine staatliche Fürsorgeleistung, die aus Steuermitteln 
des Bundes finanziert und von der Bundesanstalt für Arbeit ausgezahlt worden ist. 
Zwischen 1969 und 1997 war diese Sozialleistung durch das Arbeitsförderungsge-
setz geregelt, welches im März 1997 in das Dritte Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) 
übernommen wurde. Seit dem 1. Januar 2005 existiert die Arbeitslosenhilfe in ihrer 
bisherigen Form nicht mehr, da sie zusammen mit der Sozialhilfe für Erwerbsfähige 
in einem neuen System „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ nach dem Sozialge-
setzbuch II (SGB II) zusammengefasst wurde (siehe Kapitel 4). 
Einen Anspruch auf Arbeitslosenhilfe hatten vor dem Jahr 2005 Personen im Alter 
von 15 bis unter 65 Jahren, die bedürftig und arbeitslos waren, aber keinen An-
spruch auf Arbeitslosengeld hatten. Damit knüpfte die Arbeitslosenhilfe in den al-
lermeisten Fällen an einen ausgelaufenen Anspruch auf das beitragsfinanzierte 
Arbeitslosengeld an. Sie war damit eine speziell auf Langzeitarbeitslose zuge-
schnittene Sozialleistung. Weitere Voraussetzung für den Leistungsbezug war, 
dass sich die arbeitslosen Personen beim Arbeitsamt arbeitslos gemeldet und in-
nerhalb des Jahres vor der Antragstellung (sogenannte „Vorfrist“) Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe bezogen hatten. Die Gewährung der Arbeitslosenhilfe war 
grundsätzlich zeitlich unbegrenzt. Allerdings mussten die Leistungsbezieher/-innen 
jedes Jahr einen neuen Antrag stellen, woraufhin die Anspruchsvoraussetzungen 
erneut geprüft wurden. Nachdem die Höhe der Arbeitslosenhilfe mehrfach gesenkt 
worden war, betrug sie im Jahr 2004 für Arbeitslose mit mindestens einem Kind 
 
Abbildung 4: Leistungsempfänger/-innen der Arbeitslosenhilfe 
im Jahresdurchschnitt 1969 bis 2004 *) 
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57 %, für alle anderen 53 % des zuletzt erzielten Nettogehalts. Überstieg das Ein-
kommen oder das Vermögen des Arbeitslosen bzw. seines Partners einen ent-
sprechenden Freibetrag, so wurde die Arbeitslosenhilfe gemindert. 
Die Statistiken zur Arbeitslosigkeit und zur Leistungsgewährung wurden aus dem 
Verwaltungsvollzug gewonnen und von der Bundesanstalt für Arbeit veröffentlicht. 
Aus der Statistik über die Arbeitslosenhilfe ergibt sich, dass die Zahl der Empfän-
ger/-innen im Zeitverlauf deutlich angestiegen ist: Erhielten im Jahr 1969 in West-
deutschland rund 28 000 Personen Leistungen der Arbeitslosenhilfe, so waren es 
im Jahr der Wiedervereinigung 433 000 Personen. Damit hat sich Zahl der Leis-
tungsbezieher/-innen im Zeitraum von 21 Jahren verfünfzehnfacht. Nach 1991 
stieg die Zahl der Arbeitslosenhilfeempfänger/-innen im wiedervereinigten 
Deutschland weiter stark an, bis sie mit knapp 2,2 Millionen Personen im Jahr 
2004 ihren Höhepunkt erreichte (siehe Abbildung 4). 
Abbildung 5: Quoten der Arbeitslosenhilfebezieher/-innen im Jahres- 
durchschnitt 1994 und 2004 nach Ländern 
Anteil der Empfänger/-innen an der Bevölkerung 






















































Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; eigene Berechnungen
 
Vergleicht man die Arbeitslosenhilfequoten der Jahre 1994 und 2004, so fällt auf, 
dass sich diese im Zeitraum von zehn Jahren auf Bundesebene mehr als verdop-
pelt haben (von 1,7 % im Jahr 1994 auf 4,0 % im Jahr 2004). Vor allem in den neu-
en Ländern war ein besonders großer Anstieg der Arbeitslosenhilfequoten festzu-
stellen (siehe Abbildung 5). Die stärkere Inanspruchnahme der Arbeitslosenhilfe ist 
vor allem auf den Anstieg der Langzeitarbeitslosigkeit zurückzuführen. Im Jahr  
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1994 lag der Anteil der Arbeitslosenhilfebezieher/-innen an allen Arbeitslosen noch 
bei knapp 26 %; 2004 betrug dieser Anteilswert 50 % und hatte sich damit inner-
halb von zehn Jahren nahezu verdoppelt (siehe Abbildung 6). 1) 
Abbildung 6: Arbeitslose und Arbeitslosenhilfeempfänger/-innen 
in Deutschland 1994 und 2004 
in 1 000 
1994 2004
Arbeitslose insgesamt
darunter: Empfänger/-innen von Arbeitslosenhilfe






Durch den oben beschriebenen Anstieg der Empfängerzahlen war auch ein deutli-
cher Anstieg der Bruttoausgaben für die Leistungen der Arbeitslosenhilfe im Zeit-
verlauf festzustellen (siehe Abbildung 7). Die Bruttoausgaben setzen sich zusam-
men aus den Lohnersatzleistungen, die den größten Teil der Ausgaben ausmach-
ten, sowie den übernommenen Beiträgen für Kranken-, Renten- und Pflegeversi-
cherung. Im Jahr 1969 betrugen die Bruttoausgaben rund 58,95 Millionen Euro; im 
Jahr der Wiedervereinigung waren es etwa 3,88 Milliarden Euro und 2004 beliefen 
sie sich auf knapp 18,76 Milliarden Euro. Damit hatten sich die Bruttoausgaben seit 
der Wiedervereinigung knapp verfünffacht. 
                                                                                          
1) Im Dezember 2004 waren 211 000 Arbeitslosenhilfebezieher/-innen nicht arbeitslos gemeldet, ins-
besondere weil sie die vorruhestandsähnliche Regelung des § 428 SGB III in Anspruch genommen 
haben. Bezieht man nur die arbeitslosen Arbeitslosenhilfeempfänger/-innen auf die arbeitslosen 
Personen, errechnet sich für 2004 ein Anteilswert von 46 %. 
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Abbildung 7: Bruttoausgaben für die Arbeitslosenhilfe in Deutschland 
1969 bis 2004 *) 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
 
3.2 Sozialhilfe/Grundsicherung im Alter und bei Erwerbs-
minderung 
3.2.1 Sozialhilfe nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
Die Sozialhilfe hat die Aufgabe, in Not geratenen Bürgern ohne ausreichende an-
derweitige Unterstützung eine der Menschenwürde entsprechende Lebensführung 
zu ermöglichen. Sozialhilfe wird bei Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen 
nachrangig zur Deckung des individuellen Bedarfs mit dem Ziel der Hilfe zur 
Selbsthilfe gewährt. Nachrangig bedeutet dabei, dass die Sozialhilfe nur dann ein-
springt, wenn die betroffenen Personen nicht in der Lage sind, sich aus eigener 
Kraft zu helfen oder wenn die erforderliche Hilfe nicht von Angehörigen oder von 
Trägern anderer Sozialleistungen erbracht werden kann. Die Sozialhilfe wird aus 
Steuermitteln finanziert und war zwischen dem 1. Juni 1962 und dem 31. Dezem-
ber 2004 durch das Bundessozialhilfegesetz geregelt.  
Seit dem 1. Januar 2005 existiert die Sozialhilfe in ihrer bisherigen Form nicht 
mehr, da erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger/-innen samt ihren Familienangehöri-
gen zusammen mit den bisherigen Arbeitslosenhilfeempfänger/-innen in einem 
neuen Leistungsbezugssystem „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ nach dem 
Sozialgesetzbuch II (SGB II) zusammengefasst wurden (siehe Kapitel 4). Aus die-
sem Grund beziehen sich die Ausführungen in diesem Kapitel auf den alten 
Rechtsstand nach dem BSHG, also auf den Zeitraum vor dem 1. Januar 2005. 
Je nach Art der Notlage unterscheidet man in der Sozialhilfe zwei Haupthilfearten: 
Personen, die ihren Bedarf an Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Hausrat usw. nicht 
ausreichend decken können, haben Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Die sogenannten „Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
 
Aufgabe der  
Sozialhilfe 
Hilfearten 
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Einrichtungen“ oder vereinfacht „Sozialhilfeempfänger/-innen im engeren Sinne“ 
bildeten bis zur Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe zum Jahres- 
beginn 2005 einen großen Teil des Personenkreises, der im Blickpunkt der Ar- 
mutsdiskussion stand. Wenn im Folgenden der Einfachheit halber von „Sozialhilfe- 
empfänger/-innen“ die Rede ist, sind die Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebens-
unterhalt außerhalb von Einrichtungen gemeint. 
In außergewöhnlichen Notsituationen, zum Beispiel bei gesundheitlichen oder so-
zialen Beeinträchtigungen, wird Hilfe in besonderen Lebenslagen gewährt. Als spe-
zielle Hilfen kommen dabei u. a. die Hilfe zur Pflege, die Eingliederungshilfe für 
behinderte Menschen oder die Hilfe bei Krankheit in Frage.2) 
Informationen zur Sozialhilfe liefert seit 1963 die Sozialhilfestatistik, die bis Ende 
2004 im Bundessozialhilfegesetz gesetzlich angeordnet und von den Statistischen 
Ämtern des Bundes und der Länder durchgeführt wurde. 
Empfängerstrukturen 
Die Zahl der Sozialhilfeempfänger/-innen ist seit 1963 deutlich angestiegen. Die 
zeitliche Entwicklung verlief jedoch nicht kontinuierlich: Während der sechziger 
Jahre gab es im früheren Bundesgebiet bei nur unwesentlichen Veränderungen 
rund 0,5 Mill. Empfänger (siehe Abbildung 8). Mit Beginn der siebziger Jahre setzte 
dann ein erster Anstieg ein, der bis 1977 andauerte. Nach einer kurzen Periode 
der Beruhigung folgte in den achtziger Jahren ein weiterer kontinuierlicher Anstieg. 
Bereits 1982 gab es erstmals mehr als eine Million Empfänger/-innen, im Jahr 
1991 wurde dann die Zwei-Millionen-Marke erreicht. Durch die Einbeziehung der 
neuen Länder und Berlin-Ost erhöhte sich die Zahl der Sozialhilfeempfänger/-innen 
zum Jahresende 1991 etwa um 217 000 Personen. 
Abbildung 8: Empfänger/-innen laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außer-
halb von Einrichtungen 1963 bis 2004 *) jeweils am Jahresende 
in 1 000 
-
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*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
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Der deutliche Rückgang der Bezieherzahl im Jahr 1994 ist auf die Einführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes zurückzuführen. Dies hatte zur Folge, dass zum 
Jahresende 1994 ein Teil der Ausländer/-innen aus dem Sozialhilfebezug heraus-
                                                                                          
2) Die Empfänger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen werden in diesem Bericht nicht zur Ge-
samtzahl der Empfänger/-innen von Mindestsicherungsleistungen gezählt, da durch diese Hilfeleis-
tungen nicht der unmittelbare Lebensunterhalt erbracht wird. Über die Strukturen der Hilfe in be-
sonderen Lebenslagen wird in Kapitel 7 „Weitere Sozialleistungen“ berichtet. 
Entwicklung der 
Empfängerzahlen 
zwischen 1963 und 
2004 
  Daten zur Arbeitslosen- und Sozialhilfe bis 2004 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 14 
fiel und ins Asylbewerberleistungsrecht überwechselte (siehe Kapitel 5). In den da- 
rauf folgenden Jahren stieg die Zahl der Hilfeempfänger/-innen wieder an, bis sie 
Ende 2004 mit rund 2,9 Millionen Personen ihren Höchststand erreichte. Damit wa- 
ren Ende 2004 rund 3,5 % der Bevölkerung auf Leistungen der Hilfe zum Lebens-
unterhalt angewiesen. Der Anteil der Bevölkerung, der Sozialhilfe beansprucht, hat 
sich somit seit 1963 mehr als verdreifacht; damals bezog lediglich 1,0 % der Be-
völkerung Sozialhilfe im engeren Sinne. 
Auch die Struktur der Sozialhilfeempfänger/-innen hat sich im Zeitverlauf deutlich 
verändert. Seit 1980 wird in der Sozialhilfestatistik zwischen Deutschen und Aus-
länder/-innen differenziert. Die Sozialhilfequote der Ausländer/-innen ist zwischen 
1980 und 1990 in Westdeutschland von 1,5 % auf 8,9 % angestiegen (siehe Abbil-
dung 9). Nach der Wiedervereinigung pendelte sich die Quote auf einem stabilen 
Niveau zwischen 8 % und 9 % ein. Am Jahresende 2004 lag sie bei 8,7 %. Die So-
zialhilfequote der Deutschen lag im gesamten Zeitverlauf auf einem deutlich nied-
rigeren Niveau. Zwischen 1980 und 1990 ist sie von 1,4 % auf 2,2 % gestiegen. 
Nach der Wiedervereinigung setzte sich der leichte Anstieg fort, so dass die Sozi-
alhilfequote der deutschen Bevölkerung am Jahresende 2004 bei 3,0 % lag.  
Abbildung 9: Sozialhilfequoten *) im früheren Bundesgebiet 1980 und 1990 
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*) Anteil der Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen an der jew eiligen
   Bevölkerung in %.
 
Neben der ausländischen Bevölkerung weisen auch Kinder ein überdurchschnitt-
lich hohes Sozialhilferisiko auf: Die Sozialhilfequote der Kinder und Jugendlichen 
unter 18 Jahren stieg im früheren Bundesgebiet von 2,1 % am Jahresende 1980 
auf 5,3 % am Jahresende 1990. Damit war die Sozialhilfequote der Minderjährigen 
nahezu doppelt so hoch wie die Gesamtquote. Nach der Wiedervereinigung stieg 
die Quote weiterhin recht konstant an. Am Jahresende 2004 betrug sie 7,5 % (sie-
he Tabelle 2). 
Frauen beanspruchten im Vergleich zu Männern stets häufiger Sozialhilfe. Am Jah-




nen als bei  
Deutschen 
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1,1 %. Bis zum Jahresende 1990 hatte sich das „Sozialhilferisiko“ beider Ge-
schlechter erhöht. Mit einer Bezugsquote von 3,0 % waren Frauen auch 1990 häu- 
figer auf Sozialhilfe angewiesen als Männer (2,6 %). Diese Tendenz setzte sich im 
wiedervereinigten Deutschland fort. Am Jahresende 2004 bezogen 3,3 % der 
Männer und 3,8 % der Frauen diese Sozialleistung. 
Tabelle 2: Sozialhilfequoten *) nach ausgewählten Personengruppen jeweils 
am Jahresende 2002, 2003 und 2004  
2002 2003 2004 
Personengruppe 
in % 
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3,0 3,1 3,3 
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3,7 3,7 3,8 
Personen ab 65 Jahren 1) . .  1,3 0,7 0,5 
Kinder unter 18 Jahren . . . .  6,7 7,2 7,5 
Deutsche . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2,8 2,9 3,0 
Ausländer/-innen . . . . . . . . . . .  8,4 8,4 8,7 
Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . .  3,3 3,4 3,5 
     
*) Anteil der Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen  an der jeweili-
gen Bevölkerung in %. 
1) Rückgang der Empfängerquoten aufgrund des zum 1. Januar 2003 eingeführten Grundsicherungsgesetzes. 
Vor allem allein erziehende Frauen weisen eine vergleichsweise hohe Sozialhilfe-
bedürftigkeit auf: Betrachtet man unterschiedliche Haushaltstypen am Jahresende 
2004, so fällt auf, dass insgesamt rund 26 % aller allein erziehenden Frauen Sozi-
alhilfe erhielten. Dabei war festzustellen, dass die Bezugsquoten mit zunehmender 
Kinderzahl deutlich anstiegen. So waren von den Haushalten allein erziehender 
Frauen mit einem Kind knapp 22 % auf Sozialhilfe angewiesen, von denen mit 
zwei Kindern 31 % und bei Haushalten allein erziehender Frauen mit drei und 
mehr Kindern waren es mit einer Quote von 49 % fast die Hälfte. 
Eine vergleichsweise niedrige Sozialhilfequote war bei älteren Menschen ab 65 
Jahren festzustellen. Ihre Bezugsquote lag am Jahresende 1980 bei 1,8 % und 
sank bis zum Jahresende 1990 leicht auf 1,6 %. Auch in den Folgejahren verrin-
gerte sich die Quote. In den Berichtsjahren 2003 und 2004 sank die Empfänger-
quote dieser Personengruppe aufgrund der Einführung der „Grundsicherung im Al-
ter und bei Erwerbsminderung“ nochmals deutlich (siehe Tabelle 2). 
3.2.2 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem 
Grundsicherungsgesetz (GSiG) 
Das GSiG trat zum 1. Januar 2003 in Kraft. Dieses eigenständige Sozialleistungs-
gesetz sah die Sicherstellung des Lebensunterhalts für ab 65-Jährige sowie dau-
erhaft voll erwerbsgeminderte Personen ab 18 Jahren vor. Bei der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung erfolgt im Gegensatz zur Sozialhilfe (Hilfe zum 
Lebensunterhalt) kein Rückgriff auf das Einkommen der unterhaltsverpflichteten 
Kinder bzw. Eltern des Anspruchsberechtigten. Ziel ist es, durch diese Regelung 
die verschämte (Alters-) Armut einzugrenzen. Dadurch, dass die entsprechenden 
Personengruppen seit Anfang 2003 bei Bedürftigkeit vorrangig Leistungen nach 
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gang der Sozialhilfequoten von den Personen ab 65 Jahren zwischen 2002 und 
2003, siehe Tabelle 2). 
Die Grundsicherungsstatistik wurde seit 2003 von den Statistischen Ämtern des 
Bundes und der Länder durchgeführt. Organisation und Inhalte dieser Statistik wa-
ren eng an die Sozialhilfestatistik angelehnt. Im ersten Jahr nach Inkrafttreten des 
GSiG erhielten zum Stichtag 31. Dezember 2003 rund 439 000 Personen Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung; am Jahresende 2004 wurden 
526 000 Empfänger/-innen statistisch erfasst. Damit lag der Anstieg zwischen den 
beiden Jahren bei knapp 20 Prozent. Mögliche Ursache dafür war das fortschrei-
tende Abarbeiten der Grundsicherungsanträge, die im ersten Jahr nach Inkrafttre-
ten des Grundsicherungsgesetzes, also 2003, aus unterschiedlichen Gründen 
nicht bewilligt werden konnten, sowie die fortschreitende Umstellung von bisheriger 
Sozialhilfe auf die neue Sozialleistung. 
Abbildung 10: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei  
Erwerbsminderung am Jahresende 2004 
Anteile in % 
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Blickt man auf die Strukturen der Grundsicherungsempfänger/-innen (siehe Abbil-
dung 10), so lässt sich feststellen, dass der Frauenanteil dieser Sozialleistung am 
Jahresende 2004 mit etwa 59 % im Vergleich zum Männeranteil überwog. Damit 
bezogen am Jahresende 2004 bundesweit 0,9 % der Frauen und 0,7 % der Män-
ner ab 18 Jahren Grundsicherungsleistungen. Etwas deutlicher waren die Unter-
schiede der Inanspruchnahme zwischen Männern und Frauen in der Altersgruppe 
der ab 65-Jährigen. Hier zeigte sich, dass Frauen mit einer Quote von 2,3 % we-
sentlich häufiger auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen waren als Män-
ner mit einer Quote von 1,4 %. Dies ist unter anderem auf geringere Rentenbezü-
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Mit knapp 56 % war der größte Teil der Grundsicherungsempfänger/-innen am 
Jahresende 2004 bereits im Rentenalter. Die übrigen 44 % der Leistungsbezieher/ 
-innen waren zwar im erwerbsfähigen Alter (18 bis unter 65 Jahre), werden aber 
aufgrund ihrer gesundheitlichen Situation dem allgemeinen Arbeitsmarkt auch 
künftig voraussichtlich nicht mehr zur Verfügung stehen können. 
Einen mit 15 % relativ geringen Anteil an der Gesamtzahl der Empfänger/-innen 
von Grundsicherungsleistungen hatten die ausländischen Mitbürgerinnen und Mit-
bürger. Betrachtet man jedoch den Anteil der Empfänger/-innen von Grundsiche-
rungsleistungen getrennt nach der Staatszugehörigkeit an der jeweils entspre-
chenden Bevölkerung, ergibt sich ein anderes Bild: Während 1,3 % der Personen 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit am Jahresende 2004 Grundsicherungsleis-
tungen erhalten haben, waren es bei den Deutschen nur 0,7 %. 
Die Empfängerstrukturen dieser Sozialleistung haben sich zwischen den Jahren 
2003 und 2004 nicht signifikant verändert. In Kapitel 4.2.2 wird auf die weitere 
Entwicklung der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach Inkraft-
treten von Hartz IV eingegangen.  
3.2.3 Ausgaben für Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung 
Seit Einführung der Sozialhilfe sind die Ausgaben für die Hilfe zum Lebensunter-
halt bis einschließlich 1993 kontinuierlich gestiegen (siehe Abbildung 11). Deutli-
che Zuwächse waren insbesondere Anfang der neunziger Jahre festzustellen, was 
u. a. auch auf die Einbeziehung der neuen Bundesländer zurückzuführen ist. Die 
Ursache für den Ausgabenrückgang im Jahr 1994 war die Einführung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes. Dies hatte – wie oben bereits angesprochen – zur Folge, 
dass zum Jahresende 1994 ein Teil der Ausländer/-innen aus dem Sozialhilfe-
bezug heraus fielen und ins Asylbewerberleistungsrecht überwechselten (siehe 
auch Kapitel 5). Dadurch sanken kurzfristig auch die Ausgaben für die Hilfe zum 
Lebensunterhalt. 
Abbildung 11: Bruttoausgaben der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
und in Einrichtungen 1980 bis 2004 *) 
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Insgesamt außerhalb von Einrichtungen
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*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
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Im Berichtsjahr 2004 beliefen sich die Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensun-
terhalt auf 9,98 Milliarden Euro. Nach Abzug der Einnahmen in Höhe von 
1,17 Milliarden Euro, die den Sozialhilfeträgern zum größten Teil aus Erstattungen 
anderer Sozialleistungsträger zuflossen, betrugen die reinen Ausgaben (Nettoaus-
gaben) für die Hilfe zum Lebensunterhalt im Jahr 2004 rund 8,82 Milliarden Euro. 
Der weitaus größere Teil der Ausgaben entfiel – wie in den vergangenen Jahren 
auch schon – auf die Empfänger/-innen außerhalb von Einrichtungen. 
Für die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung wurden im Jahr 2004 
brutto rund 2,22 Milliarden Euro ausgegeben. Nach Abzug der Einnahmen in Höhe 
von 123 Millionen Euro verblieben 2,10 Milliarden Euro an reinen Ausgaben (Net-
toausgaben). Im Vergleich zum Vorjahr sind die Nettoausgaben für die Grundsi-
cherung im Alter und bei Erwerbsminderung um 55,7 % angestiegen. Gründe dafür 
waren der deutliche Anstieg der Empfängerzahlen um knapp 20 % sowie der An-
stieg des Nettoanspruchs um 5 % zwischen den Jahren 2003 und 2004. Zum an-
deren sind vermutlich nicht alle Grundsicherungsanträge zu Beginn des Jahres 
2003 bearbeitet worden. Bestehende Ansprüche sind dadurch zum Teil erst im 
Jahr 2004 kassenwirksam geworden und wurden folglich auch erst im Berichtsjahr 




Auch bei der Grund-
sicherung deutliche 
Ausgabensteigerung 
zwischen 2003 und 
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4 Daten zum Arbeitslosengeld II und zur Sozialhilfe 
nach Inkrafttreten von Hartz IV – Empfängerstruktu-
ren und Ausgaben 
4.1 Arbeitslosengeld II/Sozialgeld nach dem SGB II 
Mit dem „Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, welches 
umgangssprachlich als „Hartz IV“ bezeichnet wird, wurde zum Jahresbeginn 2005 
die vorherige Arbeitslosen- und Sozialhilfe für Erwerbsfähige durch die sogenannte 
„Grundsicherung für Arbeitsuchende“ ersetzt. Diese Leistung setzt sich aus dem 
Arbeitslosengeld II (ALG II) und dem Sozialgeld zusammen. ALG II erhalten er-
werbsfähige Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die ihren Lebensunter-
halt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können. Ihre im Haushalt lebenden nicht 
erwerbsfähigen Familienangehörigen (vor allem Kinder) erhalten Sozialgeld. Bei 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende handelt es sich um eine steuerfinanzierte 
Fürsorgeleistung, die sich ausschließlich am Bedarf der Empfänger/-innen orien-
tiert und nicht – wie die ehemalige Arbeitslosenhilfe – am letzten Nettolohn. Als ein 
Ziel der Reform wurde benannt, besonders die strukturelle Langzeitarbeitslosigkeit 
durch intensive Betreuung und stärkere Anreize zur Arbeitsaufnahme zu bekämp-
fen (Hilfe zur Selbsthilfe). Unter dem Leitbild „Fördern und Fordern“ wurden dabei 
einerseits neue Programme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt aufgelegt 
sowie Anreize zur Stärkung der Eigeninitiative der ALG II–Empfänger/-innen ange-
setzt. Auf der anderen Seite sieht das Gesetz schärfere Sanktionsmöglichkeiten 
und Zumutbarkeitsregelungen als bisher vor. 
Geregelt ist die Grundsicherung für Arbeitsuchende im Sozialgesetzbuch II 
(SGB II). Die finanzielle Belastung dieser Sozialleistung wird gemeinsam von Bund 
und Kommunen getragen. Um das komplette Leistungsangebot aus einer Hand 
anbieten zu können, sind Agenturen für Arbeit und Kommunen in insgesamt 351 
Arbeitsgemeinschaften (ARGE) zu zentralen Anlaufstellen zusammengefasst.3) 
Überdies nutzen insgesamt 69 Kreise und kreisfreie Städte die Möglichkeit der 
kommunalen Trägerschaft, d. h. die alleinige Betreuung von ALG II-Empfängern. 
In 19 Kommunen werden die Aufgaben im Rahmen der Grundsicherung für Arbeit-
suchende nach wie vor in getrennter Trägerschaft wahrgenommen (Stand: De-
zember 2006). 
Seit Inkrafttreten zum Jahresbeginn 2005 wurde das SGB II mehrfach durch den 
Gesetzgeber reformiert. Dabei handelt es sich vorwiegend um Korrekturen, wie die 
Neuregelung der Ausgabenbelastung zwischen Bund und Kommunen, die Ver-
schärfung von Sanktionsmöglichkeiten und Anspruchsvoraussetzungen, die Har-
monisierung der Verwaltungsvorgänge und die Angleichung sowie Anhebung der 
pauschalen Regelsätze. 
Wie oben bereits angesprochen, haben erwerbsfähige Hilfebedürftige im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Personen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, sofern sie ihren Lebensun-
terhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können. Erwerbsfähige Hilfebedürftige 
erhalten die Leistungen als ALG II, nicht erwerbsfähige als Sozialgeld. Als er-
                                                                                          
3) Laut Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 20.12.2007 widerspricht die Einrichtung von Ar-
beitsgemeinschaften dem Grundsatz eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung der kommuna-
len Träger und ist daher verfassungswidrig. Bis zu einer gesetzlichen Neuregelung (längstens bis 
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werbsfähig gilt, wer unter den Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts min-
destens drei Stunden pro Tag arbeiten kann. 
Die Grundlage für die Berechnung der Leistungen nach dem SGB II ist wie bei der 
Sozialhilfe die sogenannte Bedarfsgemeinschaft. Zu einer Bedarfsgemeinschaft im 
Sinne des SGB II gehören: 
– die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen 
– die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines 
unverheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils 
– der nicht dauernd vom erwerbsfähigen Hilfebedürftigen getrennt lebende Ehe-
gatte oder Lebenspartner 
– die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebens-
unterhalts nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 
Die Höhe der Leistungen orientiert sich am Bedarf der Empfänger/-innen. Dabei 
wird unter Berücksichtigung der Freibetragsregelungen das vorhandene Einkom-
men und Vermögen der gesamten Bedarfsgemeinschaft angerechnet. Die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende umfasst die Regelleistung, Leistungen für Unterkunft, 
Heizung und Sonderleistungen. Außerdem werden Beiträge zur gesetzlichen 
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung abgeführt. 
Die Regelleistung beinhaltet alle Bedarfe des täglichen Lebens, darunter fallen 
gemäß § 20 SGB II „Ernährung, Kleidung, Hausrat, Haushaltsenergie, sowie in 
vertretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kultu-
rellen Leben“. Ab dem 1. Juli 2007 wurde der so genannte Eckregelsatz (für Allein-
stehende bzw. Haushaltsvorstände) bundeseinheitlich auf 347 Euro pro Monat 
festgelegt.4) Jeder weiteren Person in der Bedarfsgemeinschaft ab 14 Jahren ste-
hen 80 % des Eckregelsatzes zu (bundeseinheitlich 278 Euro), für Personen unter 
14 Jahren wurden 60 % des Eckregelsatzes bundeseinheitlich festgelegt (208 Eu-
ro). 
Den Regelsätzen liegt das Prinzip der Pauschalierung zu Grunde. Dadurch sollen 
mit diesen Beträgen sogenannte „einmalige Leistungen“, die bis Jahresende 2004 
im Rahmen der Sozialhilfe noch gewährt wurden (z. B. Ersatz für einen kaputten 
Kühlschrank), weitgehend abgegolten sein. Seit Jahresbeginn 2005 werden einma-
lige Leistungen nur noch für die Erstausstattung einer Wohnung, die Erstausstat-
tung für Bekleidung (bei Schwangerschaft/Geburt) und mehrtägige Klassenfahrten 
anerkannt. 
Geldleistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind zeitlich nicht begrenzt. 
Sie werden so lange bewilligt, wie Hilfebedürftigkeit vorliegt. Für die Statistiken der 
                                                                                          
4) Der Regelsatz wird gem. § 20 Abs. 4 SGB II i. V. m. § 28 Abs. 3 Satz 4 SGB XII (und § 2 der Re-
gelsatzverordnung) aus einer Sonderauswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe ab-
geleitet und orientiert sich an den – gemessen an ihrem Nettoeinkommen – untersten 20 % der Ein-
Personen-Haushalte. Nach § 20 Abs.4 SGB II wird die Regelleistung jeweils zum 1. Juli eines Jah-
res um den Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung verändert, angepasst. Eine Neubemessung der Regelsätze ist jeweils nach Vorliegen der 
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Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nach § 53 SGB II die Bundesagentur für 
Arbeit zuständig.5) 
Abbildung 12 veranschaulicht den Systemwechsel von der Sozial- und Arbeitslo-
senhilfe hin zur einheitlichen Grundsicherung für Arbeitsuchende. Ende 2004 wa-
ren etwa 1,87 Millionen Personen im erwerbsfähigen Alter von 15 bis unter 65 Jah-
ren auf Sozialhilfe angewiesen. Die Zahl der Arbeitslosenhilfebezieher/-innen lag 
zum selben Zeitpunkt bei etwa 2,26 Millionen. Daneben schätzt die Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit die Zahl der Doppelbezieher/-innen, deren Arbeitslosen-
hilfeleistungen durch Sozialhilfe aufgestockt wurde, auf rund 210 000 Personen. 
Insgesamt konnte Ende 2004 demnach von einem Empfängerpotenzial für die 
neue Grundsicherung für Arbeitsuchende von mindestens 3,92 Millionen erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen ausgegangen werden.6) 
Abbildung 12: Übergang von Sozial- und Arbeitslosenhilfe 
zur Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Dezember 2004 bis Dezember 2006 
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Tatsächlich ausgezahlt wurde das neue Arbeitslosengeld II im Januar 2005 an 
4,50 Millionen erwerbsfähige Hilfebedürftige. Damit liegt diese Größe etwa 15 % 
über dem geschätzten Empfängerpotenzial. Nach Analysen der Bundesagentur für  
Arbeit kann ein Großteil der Zunahme der Empfängerzahl dadurch erklärt werden, 
                                                                                          
5) Grundlagenberichte, die laufende monatliche Berichterstattung und vertiefende Sonderauswertun-
gen veröffentlicht die Bundesagentur für Arbeit im Internet unter: 
      http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/detail/a.html. 
6) Vgl. Kaltenborn, Bruno: Blickpunkt Arbeit und Wirtschaft, Jg. 1, Nr. 1/2005 und Bundesagentur für 
Arbeit: „Der Übergang von der Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur  Grundsicherung für Arbeitsuchen-
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dass im neuen System der Grundsicherung erstmals auch Angehörige ehemaliger 
Arbeitslosenhilfebezieher/-innen – wie z. B. Ehepartner und Kinder – leistungs-
rechtlich wie statistisch erfasst werden. 
Des Weiteren wird vermutlich die neue Leistung im Gegensatz zur früheren Sozi-
alhilfe von einem größeren Teil der Berechtigten auch tatsächlich in Anspruch ge-
nommen.7) 
Mit der Einführung des SGB II sind jedoch auch neue Anspruchsvoraussetzungen 
definiert worden. Nichterwerbsfähige Angehörige von ALG II-Empfänger/-innen 
können jetzt das neue Sozialgeld beziehen, sofern die Bedingungen einer Be-
darfsgemeinschaft erfüllt werden (siehe oben). Im Januar 2005 belief sich die Zahl 
der Sozialgeldempfänger/-innen auf 1,62 Millionen. Insgesamt wurden im Januar 
2005 rund 6,12 Millionen Empfänger/-innen von Grundsicherung für Arbeitsuchen-
de statistisch erfasst. 
Bis zum Jahresende 2006 war ein weiterer Anstieg der Zahl der Leistungsbezie-
her/-innen um 19 % auf 7,28 Millionen Personen zu verzeichnen. In Abbildung 13 
sind die beiden Empfängergruppen der SGB II-Leistungen zum Jahresende 2006 
dargestellt. 
Abbildung 13: Empfängergruppen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II am Jahresende 2006 
Insgesamt 7,28 Millionen Personen in
3,76 Millionen Bedarfsgemeinschaften
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
73 %
27 %
 - 5,31 Millionen Personen
Arbeitslosengeld II:
 - erwerbsfähig
 - 15 bis unter 65 Jahre alt
Sozialgeld:
 - 1,97 Mill. Personen
 - nicht erwerbsfähig
 - zu 96 % Kinder 
   unter 15 Jahren
 
                                                                                          
7) Vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit: „Der Übergang von der Arbeitslosen- und Sozialhilfe zur 
Grundsicherung für Arbeitsuchende“, Sonderbericht August 2005. 
Anstieg der Empfänger-
zahlen zwischen 2005 
und 2006 um 19 % 
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Betrachtet man die Quoten der Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 
SGB II auf Ebene der Bundesländer (siehe Abbildung 14), so fällt auf, dass in den 
Stadtstaaten und den neuen Ländern deutlich mehr Personen auf diese Sozialleis-
tung angewiesen waren als in den westdeutschen Flächenländern. Die höchste 
Quote war am Jahresende 2006 mit 21,7 % in Berlin festzustellen. Deutlich über 
dem bundesdeutschen Durchschnitt von 11 % lagen zudem die Stadtstaaten Bre-
men und Hamburg sowie alle ostdeutschen Bundesländer. Die Bezugsquoten in 
den westdeutschen Flächenländern beliefen sich auf Werte zwischen 5,4 % in 
Bayern und 11,7 % in Nordrhein-Westfalen.  
Abbildung 14: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II  
am Jahresende 2006 nach Ländern 
Anteil der Leistungsbezieher/-innen an der Bevölkerung 



































Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
 
Insgesamt verteilten sich die 7,28 Millionen Leistungsempfänger/-innen auf 3,76 
Millionen Bedarfsgemeinschaften. Die meisten Bedarfsgemeinschaften bestanden 
aus nur einer Person (52 % bzw. 1,96 Millionen Bedarfsgemeinschaften). Die 
durchschnittliche Bedarfsgemeinschaftsgröße lag bei 1,9 Personen. In ungefähr 
jeder dritten Bedarfsgemeinschaft lebten Kinder unter 15 Jahren (West: 34 %; Ost: 
27 %). Als kinderreich können etwa 4 % aller Bedarfsgemeinschaften bezeichnet 
werden. In ihnen wohnten drei oder mehr Kinder unter 15 Jahren. 
Unter den 7,28 Millionen registrierten Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 
SGB II befanden sich nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit am 
Jahresende 2006 etwa 1,34 Millionen Ausländer/-innen. Bezogen auf die ausländi-
sche Bevölkerung unter 65 Jahren entspricht dies einer Quote von knapp 20 %. 
Somit war jeder fünfte in Deutschland lebende Ausländer in dieser Altersklasse auf 
Leistungen nach dem SGB II angewiesen. Deutsche erhielten dagegen mit einer 
Bezugsquote von rund 10 % deutlich seltener Leistungen des SGB II. Die Bezugs-
Ausländer/-innen 
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quote von ausländischen Leistungsempfänger/-innen war am Jahresende 2006 in 
den neuen Bundesländern mit rund 23 % höher als im alten Bundesgebiet. Dort lag 
sie bei knapp 19 %. 
Nicht erwerbsfähig: Empfänger/-innen von Sozialgeld 
Wie oben bereits angesprochen, erhalten nicht erwerbsfähige Familienangehörige 
von ALG II-Empfängern das sogenannte „Sozialgeld“. Am Jahresende 2006 wur-
den 1,97 Millionen Sozialgeldempfänger/-innen registriert. Der Anteil an allen 
Hartz-IV-Empfängern liegt damit bei 27 % (siehe Abbildung 13). Mit 1,9 Millionen 
Personen bestand diese Gruppe zu 96 % aus Kindern unter 15 Jahren. Der Kin-
deranteil an allen Bezieher/-innen von Hartz-IV-Leistungen lag im Bundesdurch-
schnitt bei 26 %. In den neuen Ländern war er mit 22 % niedriger als in den alten 
Bundesländern (28 %). Damit bezogen fast 17 % aller in Deutschland lebenden 
Kinder unter 15 Jahren Leistungen nach dem SGB II. Besonders häufig waren 
Kinder in den neuen Bundesländern und in den Stadtstaaten auf diese Sozialleis-
tung angewiesen (siehe Tabelle 3). 
Tabelle 3: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II bezogen auf 




unter 15 Jahren 
Erwerbsfähige Leis-
tungsbezieher/-innen 
im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren
Leistungsbezieher/ 
-innen nach dem SGB 
II insgesamt 
(0 bis unter 65 Jahre) 
Land 
in % 
Baden-Württemberg . . . . . . .  9,2 5,0 5,9 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8,3 4,7 5,4 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37,1 18,9 21,7 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . .  26,2 15,5 17,2 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  32,0 16,3 19,1 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,0 12,3 14,3 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,9 7,9 9,3 
Mecklenburg-Vorpommern .  33,1 18,8 20,8 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . .  16,8 9,6 11,1 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . .  17,8 10,2 11,7 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . .  12,7 6,9 8,0 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16,9 9,4 10,7 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . .  27,5 15,6 17,3 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . .  32,9 18,1 20,1 
Schleswig-Holstein . . . . . . . .  17,2 9,9 11,4 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . .  25,8 13,4 15,1 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . .  16,6 9,7 11,0 
    
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
Erwerbsfähig: Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld II (ALG II) 
Etwa 5,31 Millionen der insgesamt 7,28 Millionen Empfänger/-innen waren am Jah-
resende 2006 erwerbsfähig. Das entspricht 73 % aller Empfänger/-innen von Hartz 
IV-Leistungen (siehe Abbildung 13). Diese Personengruppe erhielt ALG II. Männer 
und Frauen bezogen diese Leistung etwa zu gleichen Anteilen. Zur differenzierten 
1,9 Millionen Kinder 
unter 15 Jahren auf 
Sozialgeld angewiesen 
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Betrachtung der Geschlechterverteilung können unterschiedliche Altersklassen 
gebildet werden und zwar eine Altersklasse, die den Beginn des Erwerbslebens 
abbildet (15 bis unter 25 Jahre), eine vergleichsweise lange „mittlere“ Altersklasse 
(25 bis unter 50 Jahre) und zwei weitere Altersklassen, die das Ende des Erwerbs-
lebens darstellen. Es fällt auf, dass der Anteil der Männer an den Leistungsbezie-
hern mit steigendem Alter deutlich wächst (siehe Abbildung 15).  
Abbildung 15: Empfänger/-innen von ALG II am Jahresende 2006 
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Lag der Männeranteil bei den „Berufseinsteigern“ unter den ALG II-Empfängern 
noch bei knapp 47 %, so betrug er bei denen, die kurz vor dem Ende ihres Er-
werbslebens standen, ungefähr 54 %. 
Wesentlich deutlicher fällt der Unterschied zwischen Männern und Frauen bei den 
alleinerziehenden ALG II-Empfängern aus. Von den insgesamt ca. 611 000 Allein-
erziehenden waren 94 % weiblich. In der Altersgruppe der unter 25-Jährigen, in 
der knapp 69 000 Alleinerziehende statistisch erfasst wurden, betrug ihr Anteil so-
gar 98,5 %. 
Mit der Reform des sozialen Sicherungssystems zum Jahresbeginn 2005 war vor-
nehmlich das Ziel verknüpft, Arbeitslosigkeit – insbesondere strukturelle und lang 
andauernde Arbeitslosigkeit – in Deutschland zu bekämpfen. Die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende ist folglich darauf ausgerichtet, den Bedürftigen die Wiederein-
gliederung in den Arbeitsmarkt soweit möglich zu erleichtern. Doch nicht jeder er-
werbsfähige Hilfebedürftige ist gleichzeitig auch arbeitslos gemeldet und steht dem  
In der Altersklasse 
ab 55 Jahren mehr
Männer von ALG II 
abhängig als 
Frauen  
Nur knapp die Hälfte 
der ALG II-Empfänger/ 
-innen war arbeitslos 
gemeldet 
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Arbeitsmarkt zur Verfügung.8) Von den Ende 2006 registrierten 5,31 Millionen er-
werbsfähigen ALG II-Empfänger/-innen waren mit 2,48 Millionen Personen nur 
knapp die Hälfte (47 %) tatsächlich arbeitslos gemeldet.9) Die anderen erwerbsfä-
higen Leistungsempfänger/-innen waren entweder erwerbstätig, gingen noch zur 
Schule bzw. absolvierten eine Ausbildung, nahmen an Eingliederungs- bzw. Quali-
fizierungsmaßnahmen teil oder standen aufgrund gesundheitlicher Einschränkun-
gen bzw. wichtiger familiärer Gründe dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung. 
Nach Berechnungen der Statistik der Bundesagentur für Arbeit erzielten im Januar 
2007 etwa 20 % der ALG II-Empfänger/-innen (das entspricht 1,09 Millionen Leis-
tungsbeziehern 10) gleichzeitig ein eigenes Erwerbseinkommen.11) Das durch-
schnittliche Bruttoeinkommen dieser Personengruppe lag bei etwa 617 Euro je 
Monat. Differenziert man die Einkünfte dieser Personengruppe in unterschiedliche 
Klassen, so ist festzustellen, dass von den rund 1,09 Millionen ALG II-Empfänger/ 
-innen mit Erwerbseinkommen lediglich knapp die Hälfte mehr als 400 Euro brutto 
je Monat verdiente (536 000 Personen); die andere Hälfte der Leistungsbezieher/ 
-innen (51 %) war geringfügig beschäftigt und verdiente weniger als 400 Euro mo-
natlich. In dieser letzten Gruppe werden Leistungen aus der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende ergänzt, ohne dass dadurch prinzipiell der Arbeitslosenstatus be-
endet wird. Bei Einkommen über 400 Euro lässt sich die Perspektive zunehmend 
umdrehen in dem Sinne, dass das Einkommen aus Erwerbstätigkeit nicht aus-
reicht, um für sich selbst oder die Bedarfsgemeinschaft den Lebensunterhalt zu si-
chern, und somit durch die Grundsicherung für Arbeitsuchende „aufgestockt“ wer-
den muss. 
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen nach Einführung des SGB II 
In den ersten beiden Jahren nach Einführung des SGB II ist die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland spürbar gesunken (Abbildung 16). Die Umstrukturierung der sozialen 
Sicherungssysteme ging Anfang 2005 jedoch zunächst mit einem deutlichen An-
stieg der Arbeitslosigkeit einher. Waren im Dezember 2004 etwa 4,46 Millionen 
Menschen arbeitslos, stieg ihre Zahl im Januar 2005 unmittelbar nach der Umstel-
lung um etwa 575 000 Personen oder 11,4 % auf rund 5 Millionen an (siehe Abbil-
dung 16). 
                                                                                          
8) Vgl. hierzu Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Grundsicherung für Arbeitsuchende: Anrechenba-
re Einkommen und Erwerbstätigkeit, August 2007. Weitere Informationen können dem Online-
Angebot der Bundesagentur für Arbeit entnommen werden. 
9) Vgl. hierzu Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Analyse der Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
April 2008. Anmerkung: Die Angaben zu den arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (ALG II-
Empfänger/-innen) weichen von den Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II ab (etwa um 4%), da we-
gen nachträglicher Änderungen im Leistungsstatus und kurzzeitigen Leistungsunterbrechungen 
(ohne Rechtskreiswechsel) nicht alle in der Arbeitslosenstatistik zum Stichtag erfassten Arbeitslo-
sen im Rechtskreis SGB II auch Leistungsempfänger/-innen in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende sind. Siehe hierzu auch den Methodenbericht der Bundesagentur für Arbeit: Zur Messung 
der Arbeitslosigkeit in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II. 
10) Es gibt auch Personen in der Grundsicherung, die keine Leistungen beziehen, aber als Mitglieder 
einer Bedarfsgemeinschaft weiter als Hilfebedürftige gezählt werden. Die hier verwendeten Daten 
berücksichtigen nur Personen, die Leistungen erhalten. 
11) Anmerkung: Nachdem die Bundesagentur für Arbeit für den September 2005 entsprechende Daten 
veröffentlicht hatte, konnte sie längere Zeit keine detaillierten Daten zu den Einkommen aus Er-
werbstätigkeit im Rahmen des SGB II vorlegen. Dies ist ab dem Berichtsmonat Januar 2007 wieder 
möglich. Die hier verwendeten Zahlen stammen – wenn nicht anders angegeben – aus: Statistik der 
Bundesagentur für Arbeit: „Grundsicherung für Arbeitsuchende: Anrechenbare Einkommen und Er-
werbstätigkeit“, August 2007. 
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Abbildung 16: Arbeitslosigkeit in Deutschland seit Einführung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
in 1 000 
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Analysen der Bundesagentur für Arbeit zur Folge beruht der unerwartet hohe 
Sprung der Arbeitslosenzahl zu einem großen Teil auf einem statistischen Effekt, 
dem sogenannten Hartz IV-Effekt.12) Personen, die 2004 noch weit überwiegend 
der „Stillen Reserve“ des Arbeitsmarktes zugeordnet waren, wurden mit der Um-
strukturierung erstmals statistisch als arbeitslos erfasst. Mit „Stiller Reserve“ sind 
die Personen gemeint, die zwar faktisch arbeitslos, jedoch nicht als solche 
bei einer Arbeitsagentur gemeldet waren. Die Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende hatte zur Folge, dass sich in größerem Umfang ehemalige er-
werbsfähige Sozialhilfebezieher/-innen arbeitslos melden mussten, um ihre An-
sprüche auf Transferleistungen nicht zu verlieren. Früher ist die Arbeitslosmeldung 
in einer Agentur für Arbeit häufig unterblieben oder wurde nicht erneuert. Außer-
dem mussten sich aufgrund des Bedarfsgemeinschaftsprinzips auch nicht erwerbs-
tätige Partner/-innen und Angehörige von ehemaligen Arbeitslosenhilfebezieher/ 
-innen arbeitslos melden, wenn ihnen Arbeit zuzumuten war. Wegen zeitverzöger-
ter Erfassung verteilte sich die Umstellung auf mehrere Monate. Insgesamt schätzt 
die Bundesagentur für Arbeit, dass die Zahl der Arbeitslosen im Jahr 2005 allein 
durch den „Hartz IV-Effekt“ jahresdurchschnittlich um 380 000 Personen angestie-
gen ist. Im Februar desselben Jahres erreichte die Arbeitslosenzahl ihren 
 
                                                                                          
12) Vgl. hierzu: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt 2005. 
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Höhepunkt mit 5,2 Millionen Personen. Abgesehen von einem erneuten Anstieg in 
den Wintermonaten 2005/2006 sank die Arbeitslosenzahl insgesamt bis zum Jah-
resende 2006 deutlich auf etwa 4 Millionen arbeitslos gemeldete Personen ab. 
Die Reduzierung der Arbeitslosigkeit ist vor allem auf das Sinken der Empfänger/ 
-innen von Arbeitslosengeld I zurückzuführen (siehe Abbildung 16). Die Bundes-
agentur für Arbeit begründet diese Entwicklung mit der größeren Arbeitsmarktnähe 
der Bezieher/-innen von Arbeitslosengeld I. So profitierten diese Leistungsbezie-
her/-innen eher von einem konjunkturellen Aufschwung als die Empfänger/-innen 
von ALG II. In der Gruppe der ALG II-Empfänger/-innen sind häufig Langzeit-
arbeitslose vertreten. Als langzeitarbeitslos gilt, wer zum jeweiligen Stichtag ein 
Jahr oder länger arbeitslos gemeldet war (§18 SGB III). 
Darüber hinaus wurden unter den ALG II-Empfänger/-innen deutlich mehr Auslän-
der/-innen und deutlich mehr Geringqualifizierte registriert als bei den ALG I-
Empfänger/-innen. Im Zusammenhang mit einer lang andauernden Arbeitslosigkeit 
wirkt sich dies erschwerend für die Aufnahme einer Beschäftigung aus. 
Ausgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Die Ausgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende lassen sich in sogenannte 
„passive Leistungen“, Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten untertei-
len. 
Unter „passiven Leistungen“ sind Ausgaben zu verstehen, die unmittelbar für die 
Sicherung des Lebensunterhalts aufgebracht werden müssen. Dazu zählen die 
Regelleistungen, die Kosten für Unterkunft und Heizung, Sozialversicherungsbei-
träge, eventuell anfallende Mehrbedarfszuschläge, ggf. befristete Zuschläge nach 
vorherigem Bezug von Arbeitslosengeld nach dem SGB III, sowie einmalige Leis-
tungen z. B. für die Erstausstattung einer Wohnung oder für mehrtägige Klassen-
fahrten. Die passiven Ausgaben für Leistungen nach dem SGB II betrugen 2005 
rund 37,3 Milliarden Euro. Im Jahr 2006 lagen sie bei etwa 40,5 Milliarden Euro. 
Damit stellen die passiven Leistungen die mit Abstand größte Ausgabenposition 
der Grundsicherung für Arbeitsuchende dar. 
Tabelle 4: Ausgabenentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
von 2005 bis 2006 
2005 2006 
Veränderung  
2005 zu 2006 Ausgabenart 
Mrd. EUR in % 
Passive Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37,3 40,5 +   8,5 
Eingliederungsleistungen . . . . . . . . . . . . . .  3,6 4,5 + 24,2 
Verwaltungskosten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3,1 3,6 + 16,4 
Insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  44,4 49,0 + 10,4 
    
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, SGB II-Jahresbericht 2006, S. 27 
Die Eingliederungsleistungen sind Kosten für Maßnahmen, die dazu beitragen, er-
werbsfähige Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II wieder in den 
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Arbeitsmarkt zu integrieren. Dazu zählen beispielsweise die Förderung von berufli-
cher Weiterbildung, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, Beratungs- und Vermitt-
lungsleistungen etc. Für Eingliederungsleistungen sind im Jahr 2005 rund 3,6 Milli-
arden Euro investiert worden, im Jahr 2006 lag die entsprechende Summe bei 4,5 
Milliarden Euro. 
Zu den Verwaltungskosten zählen insbesondere die Ausgaben für Personal- und 
Sachkosten. Sie lagen 2005 bei 3,1 Milliarden Euro und 2006 bei 3,6 Milliarden Eu-
ro. 
4.2 Sozialhilfe nach dem SGB XII 
Zum 1. Januar 2005 wurde das Sozialhilferecht reformiert und im Sozialgesetz-
buch XII (SGB XII) neu geregelt. Das bis dahin geltende Bundessozialhilfegesetz 
wurde gleichzeitig außer Kraft gesetzt. In diesem Zusammenhang haben sich zwei 
entscheidende Veränderungen im Sozialhilferecht ergeben: 
Zum einen erhalten seit Inkrafttreten des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt („Hartz IV“) ab dem 1. Januar 2005 bisherige Empfänger/ 
-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen, die grundsätz-
lich erwerbsfähig sind, sowie deren im selben Haushalt lebende Familienangehöri-
ge Leistungen nach dem SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ (siehe Kapi-
tel 4.1). Dieser Personenkreis wird ab 2005 daher nicht mehr in der Sozialhilfe-
statistik nachgewiesen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt hat durch Einführung von 
Hartz IV die aus statistischer Sicht gravierendsten Veränderungen innerhalb des 
Sozialhilferechts erfahren. Der Rückgang der Empfängerzahlen dieser Sozialleis-
tung, die ehemals politisch und wissenschaftlich im Fokus der Armutsdiskussion 
stand, betrug gegenüber 2004 rund 97 %.13) 
Zum anderen wurde das zum Jahresbeginn 2003 in Kraft getretene „Gesetz über 
die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ nahezu 
unverändert in das SGB XII eingeordnet. Diese Leistung erhalten Personen ab 65 
Jahren sowie dauerhaft voll erwerbsgeminderte Menschen ab 18 Jahren, die ihren 
Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln aufbringen können. Die Empfänger/ 
-innen sowie die mit dieser Hilfeleistung verbundenen Ausgaben werden ab dem 
Jahr 2005 im Rahmen der Sozialhilfestatistik nachgewiesen. In den Jahren 2003 
und 2004 sind diese Zahlen noch in einer eigenständigen Statistik erfasst worden 
(siehe Kapitel 3.2). 
Die „originäre“ Sozialhilfe, also Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrich-
tungen, erhalten seit dem 1. Januar 2005 nur noch die nicht erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln (z. B. Vermögen) 
oder durch Leistungen anderer Sozialleistungsträger decken können. Dazu gehö-
ren zum Beispiel vorübergehend Erwerbsunfähige, längerfristig Erkrankte oder 
Vorruhestandsrentner mit niedriger Rente. Kinder zählen nicht mehr sehr häufig zu 
den Sozialhilfeempfängern. Sie erhalten seit Jahresbeginn 2005 bei Bedürftigkeit 
Leistungen nach dem SGB II, sofern sie mit einer erwerbsfähigen Person in einer 
Bedarfsgemeinschaft zusammen leben. Ist dies jedoch nicht der Fall, dann erhal-
ten sie Leistungen der Sozialhilfe. 
                                                                                          
13) Bezogen auf die Empfänger von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen (bis Ende 





von Hartz IV 
Eingliederung des 
Grundsicherungs-
gesetzes ins SGB XII 
  Daten zum Arbeitslosengeld II und zur Sozialhilfe nach Inkrafttreten von Hartz IV 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 30 
4.2.1 Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kap. SGB XII) 
Zum Jahresende 2006 erhielten in Deutschland nur noch 82 000 Personen Hilfe 
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. Der Anteil der Hilfebezieher/ 
-innen an der Bevölkerung lag damit bei 0,1 %. Wie oben bereits angesprochen, 
ging die Zahl der Empfänger/-innen infolge des zum 1. Januar 2005 in Kraft getre-
tenen SGB II drastisch zurück. Ende 2004, also unmittelbar vor Inkrafttreten des 
SGB II, hatten noch rund 2,9 Millionen Personen oder 3,5 % der Bevölkerung diese 
Art der Sozialhilfe bezogen (siehe Kapitel 3.2). 
Rund 70 000 oder 86 % der 82 000 Hilfebezieher/-innen außerhalb von Einrichtun-
gen waren Deutsche, 12 000 oder 14 % waren ausländische Mitbürger/-innen. Die 
Empfängerdichte von Ausländern (1,6 Hilfebezieher/-innen je 1 000 Einwohner) lag 
höher als die der Deutschen (0,9 Hilfebezieher je 1 000 Einwohner). Die Unterglie-
derung bei ausländischen Hilfeempfänger/-innen zeigt, dass 17 % aus Staaten der 
Europäischen Union kamen, weitere 13 % waren Asylberechtigte und 2 % Bürger-
kriegsflüchtlinge. Der mit 68 % größte Anteil entfiel auf den Personenkreis „sonsti-
ge Ausländer“, welcher in der Statistik nicht detaillierter untergliedert ist. 
Etwas mehr als die Hälfte der Leistungsempfänger (50,4 %) war männlich. Mit 
Blick auf die Altersklassen lässt sich feststellen, dass rund 19 % der Empfänger/ 
-innen Kinder im Alter von unter 18 Jahren waren, knapp 76 % der Empfänger/ 
-innen waren im Alter von 18 bis unter 65 Jahren. Gut 5 % der Empfänger waren 
65 Jahre und älter. 
Im Osten Deutschlands (ohne Berlin) lag die Empfängerdichte mit 0,8 Empfänger/ 
-innen je 1 000 Einwohnern leicht unterhalb der Dichte für den Westen (1,0 Emp-
fänger/-innen je 1 000 Einwohner; ohne Berlin). Im Westen lässt sich wie in den 
Vorjahren auch 2006 ansatzweise ein Nord-Süd-Gefälle bei den Sozialhilfedichten 
feststellen, d. h. höhere Dichten im Norden und der Mitte Deutschlands und niedri-
gere Dichten im Süden (mit Ausnahme des Saarlandes). Unter den Flächenlän-
dern wiesen Schleswig-Holstein (1,7 je 1 000 Einwohner) und Hessen (1,5 je 1 000 
Einwohner) die höchsten Empfängerdichten auf. 
Die niedrigsten Dichten verzeichneten Baden-Württemberg (0,5 je 1 000 Einwoh-
ner) und Bayern (0,6 je 1 000 Einwohner). Die höchste Empfängerdichte gab es – 
wie in den Vorjahren – auch Ende 2006 in den Stadtstaaten Bremen (2,3 je 1 000 
Einwohner) und Berlin (2,1 je 1 000 Einwohner). Im Osten lag die Empfängerdichte 
in Thüringen mit 0,6 Empfängern je 1 000 Einwohner am niedrigsten; in Sachsen-
Anhalt war sie mit 1,0 je 1 000 Einwohner am höchsten (siehe Abbildung 17). 
Die rund 82 000 Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen lebten in 73 000 Bedarfsgemeinschaften; die durchschnittliche An-
zahl der Empfänger/-innen pro Bedarfsgemeinschaft lag damit bei 1,1. Knapp drei 
Viertel der Bedarfsgemeinschaften (74 %) waren Einpersonenhaushalte. Etwa 
15 % entfielen auf Zweipersonenhaushalte, die restlichen 11 % waren Haushalte 
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Abbildung 17: Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2006 
nach Ländern 




































Die Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen wird im Wesentlichen 
in Form von Regelsätzen, ggf. Mehrbedarfszuschlägen und durch die Übernahme 
der Unterkunftskosten einschließlich der Heizkosten gewährt; darüber hinaus kön-
nen auch Beiträge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Alterssiche-
rung übernommen werden. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
sind bei dieser Art der Sozialhilfe identisch mit den entsprechenden Leistungen 
nach dem SGB II (siehe Kapitel 4.1). Die Summe der genannten Bedarfspositionen 
für den Haushaltsvorstand und dessen Haushaltsangehörige ergibt den Bruttobe-
darf eines Haushalts. Zieht man hiervon das angerechnete Einkommen ab, erhält 
man den tatsächlich ausbezahlten Nettoanspruch. Im Durchschnitt errechnete sich 
für eine Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaft außerhalb von Einrichtungen zum Jah-
resende 2006 ein monatlicher Bruttobedarf von 643 Euro, wovon allein rund ein 
Drittel auf die Kaltmiete entfiel. Unter Berücksichtigung des angerechneten Ein-
kommens in Höhe von durchschnittlich 219 Euro wurden pro Bedarfsgemeinschaft 
im Schnitt 424 Euro – also etwa zwei Drittel des Bruttobedarfs – monatlich ausge-
zahlt. 
Die Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaften bezogen in mehr als der Hälfte der Fälle 
(58 %) ein oder mehrere Einkommen, die ganz oder zum Teil auf die Sozialhilfe 
angerechnet wurden. Eine wesentliche Rolle spielten dabei die Rente wegen Er- 
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werbsminderung mit 35 %, das Kindergeld mit 30 % sowie die Altersrente 
(24 %).14) 
Die Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtun-
gen beliefen sich im Jahr 2006 auf 502 Millionen Euro (Nettoausgaben: 256 Millio-
nen Euro). Im Jahr 2004, also vor Inkrafttreten von „Hartz IV“, wurden brutto noch 
9,8 Milliarden Euro für diese Hilfeart ausgegeben. 
Neben den Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen gab es etwa 224 000 Personen, die am Jahresende 2006 Hilfe zum Le-
bensunterhalt in einer Einrichtung erhielten, z. B. in Wohn- oder Pflegeheimen. 
Gegenüber dem Jahresende 2004 hat sich die Zahl der Empfänger/-innen dieser 
Hilfeleistung aufgrund gesetzlicher Änderungen damit mehr als vervierzehnfacht: 
So wurden bis Ende 2004 auch die Kosten des reinen Lebensunterhalts in einer 
Einrichtung (Unterkunft, Verpflegung, etc.) im Rahmen der stationären Leistung 
oder Maßnahme (zum Beispiel Eingliederungshilfe für behinderte Menschen oder 
Hilfe zur Pflege) als Bedarf anerkannt. Seit 2005 werden der Lebensunterhalt und 
die Maßnahmen für diesen Personenkreis jeweils als separate Leistungen bewil-
ligt. Dadurch werden behinderte und pflegebedürftige Menschen in Einrichtungen 
nun auch in der Statistik über die Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt 
erfasst, sofern sie diesen Bedarf nicht durch Renteneinkünfte oder in anderer Wei-
se decken können. 
Die Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen werden in 
diesem Bericht aus statistischen Gründen nicht in die Gesamtzahl der Mindestsi-
cherungsbezieher/-innen einbezogen, da es andernfalls zu Überschneidungen und 
Doppelzählungen mit den bereits darin enthaltenen Empfänger/-innen von Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in Einrichtungen kommen würde 
(nahezu deckungsgleicher Personenkreis). 
4.2.2 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung  
(4. Kap. SGB XII) 
Mit dem Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 
wurde neben dem Bundessozialhilfegesetz unter anderem auch das Gesetz über 
die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung mit Wir-
kung vom 1. Januar 2005 als viertes Kapitel in das SGB XII „Sozialhilfe“ integriert. 
Die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung haben sich 
durch diese Gesetzesänderung im Wesentlichen nicht verändert. Somit sind die 
statistischen Ergebnisse nach Jahresbeginn 2005 mit denen aus den Vorjahren 
weiterhin vergleichbar (siehe Kap. 4.2). 
Am Jahresende 2006 erhielten in Deutschland rund 682 000 Personen Leistungen 
der „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“. Das sind 52 000 mehr 
als im Vorjahr. Der Anstieg zwischen den Jahren 2005 und 2006 lag damit bei 
8,2 %. Ende 2006 waren in Deutschland somit 1,0 % der Menschen ab 18 Jahren 
auf Grundsicherungsleistungen nach dem SGB XII angewiesen. 
Wie schon in den Vorjahren zeigte sich auch 2006 eine höhere Inanspruchnahme 
dieser Sozialhilfeleistung im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin): Hier lag die 
Quote der Grundsicherungsempfänger/-innen ab 18 Jahren bei 1,0 %, während sie 
in den neuen Ländern 0,7 % betrug. Die höchsten Bezugsquoten wiesen die 
                                                                                          
14) Grundsätzlich werden sämtliche im Haushalt vorkommenden Einkommensarten erfasst, die in die 
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Stadtstaaten Berlin (1,8 %), Bremen (1,7 %) und Hamburg (1,6 %) auf, die nied-
rigsten Thüringen und Sachsen (je 0,6 %) (siehe Abbildung 18). 
Abbildung 18: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei 




















































Empfänger/-innen ab 65 Jahren bezogen auf die Bevölkerung ab 65 Jahren in %
Empfänger/-innen ab 18 Jahren bezogen auf die Bevölkerung ab 18 Jahren in %
 
Von den insgesamt 682 000 Grundsicherungsempfänger/-innen waren rund 
311 000 Personen oder 46 % im Alter von 18 bis unter 65 Jahren und erhielten 
diese Leistung aufgrund einer dauerhaft vollen Erwerbsminderung. Diese Men-
schen werden auch künftig dem allgemeinen Arbeitsmarkt voraussichtlich nicht 
mehr zur Verfügung stehen. 371 000 Personen oder 54 % der Empfänger/-innen 
waren 65 Jahre und älter. Damit konnten Ende 2006 2,3 % aller Personen dieser 
Altersgruppe ihren Lebensunterhalt nur mit Hilfe von Grundsicherungsleistungen 
abdecken. Die Quote der ab 65-jährigen Empfänger/-innen hat sich damit im Ver-
gleich zum Vorjahr leicht erhöht (2005: 2,2 %). 
Betrachtet man ausschließlich die älteren Grundsicherungsbezieher/-innen ab 65 
Jahren, fallen neben den Ost-West-Differenzen insbesondere auch geschlechts-
spezifische Unterschiede auf: So bezogen Ende 2006 in Deutschland 2,6 % aller 
Frauen im Rentenalter Grundsicherungsleistungen, bei den Männern waren es da-
gegen 1,8 %. Während im früheren Bundesgebiet 2,8 % der Frauen im Rentenalter 
Grundsicherungsleistungen erhielten, waren es in den neuen Ländern lediglich 
1,3 %. Bei den Männern im Rentenalter lag die Bezugsquote bei 1,9 % im früheren 
Bundesgebiet bzw. 0,8 % in den neuen Ländern (siehe Abbildung 19). 
Frauen im Renten-
alter stärker auf 
Grundsicherung 
angewiesen als 
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Abbildung 19: Empfänger/-innen von Leistungen der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung ab 65 Jahren 
am Jahresende 2006 
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Insgesamt Frauen Männer 
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Ursache für geringere Grundsicherungsquoten der älteren Personen in den ost-
deutschen Bundesländern könnte die höhere Erwerbsbeteiligung – vor allem auch 
der Frauen – in der ehemaligen DDR sein. Dies führte zu höheren Rentenansprü-
chen, die meist zur Sicherung des Lebensunterhalts im Alter ausreichen. Als weite-
re mögliche Ursachen für geringere Bezugsquoten in Ostdeutschland kommen ein 
niedrigerer Ausländeranteil sowie ein geringeres Mietenniveau als im Westen der 
Bundesrepublik in Betracht. 
Der Anteil der ausländischen Mitbürger/-innen an der Gesamtzahl der Empfänger/ 
-innen von Grundsicherungsleistungen lag Ende 2006 bei 14 %. Betrachtet man 
den Anteil der Empfänger/-innen von Grundsicherungsleistungen getrennt nach 
der Staatsangehörigkeit an der jeweils entsprechenden Bevölkerung, ergibt sich 
folgendes Bild: Während 1,6 % der Personen mit ausländischer Staatsangehörig-
keit am Jahresende 2006 Grundsicherungsleistungen erhielten, waren es bei den 
Deutschen nur 0,9 %. Vor allem bei älteren Ausländern zeigte sich eine vergleichs-
weise hohe Inanspruchnahme dieser Sozialleistung. 13 % der ausländischen Mit-
bürger/-innen ab 65 Jahren erhielten Grundsicherung. Damit lag die Quote bei ih-
nen etwa sieben Mal höher als bei den Deutschen in dieser Altersgruppe (1,8 %). 
Gründe dafür könnten vor allem geringere Einkommen von Ausländer/-innen in ih-
rer Erwerbszeit sowie kürzere Versicherungszeiten in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung sein, wodurch die Bedürftigkeit wahrscheinlicher ist als bei Deutschen. 
Die monatlichen Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung werden wie die Leistungen nach dem SGB II und der Hilfe zum Lebensunter-
halt nach Regelsätzen erbracht (siehe Kap. 4.1 und 4.2.1). Neben dem Regelsatz 
werden sowohl die angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung als Bedarf 
anerkannt als auch eventuell anfallende Beiträge für Kranken-/Pflegeversicherung 
und Mehrbedarfszuschläge. Die Gesamtsumme dieser Bedarfspositionen ergibt 
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bensunterhalt monatlich benötigt. Zieht man hiervon das anrechenbare Einkom-
men des Empfängers ab, erhält man den tatsächlich ausbezahlten Nettoanspruch. 
Im Durchschnitt errechnete sich für eine(n) Empfänger/-in von Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung zum Jahresende 2006 ein monatlicher Bruttobe-
darf von 614 Euro (+1,5 % gegenüber dem Vorjahr), wovon mehr als 40 % auf die 
Kosten für Unterkunft und Heizung entfielen (262 Euro; +3,8 % gegenüber dem 
Vorjahr). Den größeren Anteil am Bruttobedarf hatte der Regelsatz, welcher mit 
durchschnittlich 309 Euro in die Bedarfsberechnung einbezogen wurde. Unter Be-
rücksichtigung des angerechneten Einkommens in Höhe von 233 Euro (+4,1 % 
gegenüber dem Vorjahr) wurden im Schnitt monatlich 381 Euro je Leistungsbe-
rechtigten ausgezahlt (Nettoanspruch). Der durchschnittliche Nettoanspruch lag 
damit genauso hoch wie im Vorjahr. 
Für voll erwerbsgeminderte Personen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren ergab 
sich im Durchschnitt ein monatlicher Bruttobedarf von 597 Euro und ein Nettoan-
spruch von 427 Euro je Monat, für Personen ab 65 Jahren ein monatlicher Brutto-
bedarf von 627 Euro und ein Nettoanspruch von 342 Euro je Monat (siehe Abbil-
dung 20). 
Abbildung 20: Durchschnittliche Leistungsgewährung der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung am Jahresende 2006 
nach Empfängergruppen *) 










Bruttobedarf Angerechnetes Einkommen Nettoanspruch 
Insgesamt 65 Jahre und älter 18 bis unter 65 Jahre (voll erwerbsgemindert)
*) Deutschland ohne Bremen.
 
Beim Vergleich der Beträge in den Bundesländern fällt auf, dass 2006 in den neu-
en Ländern der Bruttobedarf (inkl. Unterkunfts- und Heizkosten) sowie auch der 
Nettoanspruch deutlich unter dem Bundesdurchschnitt lagen. Dies war auch schon 
in den Vorjahren der Fall. 
In den ersten Jahren nach Einführung des Grundsicherungsgesetzes sind die 
Empfängerzahlen stark angestiegen: Seit dem ersten Erhebungsstichtag am Jah-
resende 2003, als rund 439 000 Grundsicherungsempfänger/-innen gemeldet 
wurden, hat sich die Zahl bis zum Jahresende 2006 um rund 55 % erhöht (siehe 
Abbildung 21). Ein Grund für den starken Anstieg in der Anfangszeit dürfte sein, 
dass es bei den durchführenden Kommunen teilweise zu einem nicht unerhebli-
chen Rückstand hinsichtlich der Antragsbearbeitung gekommen ist (siehe auch 
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Veränderungsrate aber deutlich niedriger als zwischen den jeweiligen Vorjahren 
(jeweils knapp 20 % mehr Empfänger/-innen).  
Abbildung 21: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung 2003 bis 2006 jeweils am 
Jahresende 
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Insgesamt
Voll erwerbsgeminderte Personen
im Alter von 18 bis unter 65 Jahren
 Personen ab 65 Jahren
 
Insgesamt wandten die Kommunen und die überörtlichen Träger für Leistungen 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Jahr 2006 brutto rund 
3,16 Milliarden Euro auf. Netto – nach Abzug insbesondere von Erstattungen an-
derer Sozialleistungsträger – verblieben rund 3,07 Milliarden Euro. Dies entspricht 
17 % der Sozialhilfeausgaben nach dem SGB XII insgesamt. Die Nettoausgaben 
haben sich seit Einführung der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
im Jahr 2003 damit mehr als verdoppelt. Damals lagen sie bei rund 1,35 Milliarden 
Euro. 
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5  Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
In Deutschland lebende Asylbewerber/-innen und sonstige nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG) Berechtigte erhalten seit 1993 anstelle von Sozialhil-
fe bei Bedarf Asylbewerberleistungen, um ihren Lebensunterhalt und spezielle Be-
darfsituationen zu sichern. Dadurch fiel im Jahr 1994 ein Teil der Personen aus 
dem Sozialhilfebezug heraus und wechselte ins Asylbewerberleistungsrecht über 
(siehe auch Kap. 3.2). Die statistischen Angaben über die Empfänger/-innen und 
die finanziellen Aufwendungen nach dem AsylbLG werden seitdem jährlich in einer 
gesonderten Bundesstatistik, der Asylbewerberleistungsstatistik, erfasst. Im Jahr 
1994 wurden rund 450 000 Personen erstmals in dieser Statistik nachgewiesen. 
Die von der amtlichen Statistik erhobenen Leistungen nach dem AsylbLG umfas-
sen die sogenannten Regelleistungen und die besonderen Leistungen. Die Regel-
leistungen dienen zur Deckung des täglichen Bedarfs und werden entweder in 
Form von Grundleistungen oder als Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt. Die 
Grundleistungen sollen den notwendigen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Hei-
zung, Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege sowie Gebrauchs- und Ver-
brauchsgütern des Haushalts durch Sachleistungen decken. Unter besonderen 
Umständen können anstelle der Sachleistungen auch Wertgutscheine oder andere 
vergleichbare unbare Abrechnungen sowie Geldleistungen erbracht werden. Zu-
sätzlich erhalten die Leistungsempfänger/-innen einen monatlichen Geldbetrag 
(Taschengeld) für die persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens. Die so ge-
währte individuelle Hilfeleistung ist insgesamt geringer als die korrespondierenden 
Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Die besonderen Leistungen werden in speziellen Bedarfssituationen gewährt. 
Dazu gehören unter anderem Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und 
Geburt, Leistungen in Form von Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten sowie 
sonstige Leistungen. 
Abbildung 22: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 1994 bis 2006 
jeweils am Jahresende 





















  Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 38 
Die Zahl der Regelleistungsempfänger/-innen ist seit dem Jahr 1997 kontinuierlich 
gesunken (siehe Abbildung 22). Zum Jahresende 2006 erhielten in Deutschland 
noch 194 000 Personen in 101 000 Haushalten Leistungen zur Deckung des tägli-
chen Bedarfs. Die Zahl der Leistungsbezieher/-innen ist gegenüber dem Vorjahr 
um 8,3 % zurückgegangen und liegt damit auf dem niedrigsten Stand seit Einfüh-
rung der Asylbewerberleistungsstatistik im Jahr 1994. 
Rund 58 % der Empfänger/-innen waren männlich. Über die Hälfte der Leistungs-
empfänger/-innen (100 000 bzw. 52 %) war jünger als 25 Jahre. Das Durch-
schnittsalter aller Hilfebezieher/-innen betrug 25,6 Jahre. Mehr als die Hälfte der 
Regelleistungsempfänger/-innen (57 %) war zum Jahresende 2006 dezentral un-
tergebracht, während die übrigen Empfänger/-innen in Gemeinschaftsunterkünften 
oder Aufnahmeeinrichtungen lebten.  
Mit einem Anteil von 43 % stammten die meisten Bezieher/-innen von Regelleis-
tungen aus Europa, gefolgt von Personen aus Asien (38 %) und aus Afrika (12 %) 
(siehe Abbildung 23). Betrachtet man ausschließlich die Empfänger/-innen von 
Regelleistungen aus Europa, so bildeten Personen aus Serbien und Montenegro 
mit 64,8 % den mit Abstand größten Anteil. Am zweithäufigsten unter den Europä-
ern erhielten Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit Regelleistungen 
(16,7 %), gefolgt von Menschen aus der Russischen Föderation (8,1 %) und Bos-
nien-Herzegowina (4,7 %). 
Unter den asiatischen Herkunftsländern erhielten mit einem Anteil von 16,7 % am 
häufigsten Personen aus dem Irak Regelleistungen, gefolgt von Personen aus Sy-
rien (11,9 %), dem Libanon (11,8 %), Afghanistan (10,8 %) und dem Iran (9,4 %). 
Neben den vorgenannten Regelleistungen wurden noch 66 000 Fälle zur Statistik 
gemeldet, denen zum Jahresende 2006 besondere Leistungen nach dem AsylbLG 
gewährt wurden (- 10,2 % gegenüber 2005). Die Empfänger/-innen besonderer 
Leistungen erhielten in den allermeisten Fällen auch zugleich Regelleistungen. Es 
handelte sich beinahe ausschließlich um Leistungen bei Krankheit, Schwanger-
schaft oder Geburt. Die Empfänger/-innen besonderer Leistungen waren im Durch-
schnitt 26,4 Jahre alt; 57 % waren männlich. 
Die Bruttoausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG betrugen im Jahr 2006 in 
Deutschland 1,17 Milliarden Euro, nach Abzug der Einnahmen (insbesondere Er-
stattungen von Sozialleistungsträgern) in Höhe von 21,6 Millionen Euro beliefen 
sich die reinen Ausgaben auf 1,14 Milliarden Euro. Gegenüber dem Vorjahr gingen 
die Nettoausgaben somit um 6,5 % zurück. Der größte Teil der Bruttoausgaben 
wurde für Regelleistungen aufgewandt (0,85 Milliarden Euro). Entsprechend der 
Entwicklung der Empfängerzahl lagen im Jahr 2006 auch die Ausgaben auf dem 
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Abbildung 23: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz am Jahresende 2006 
nach Herkunft 
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6  Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
Eine weitere Sozialleistung, die zur Mindestsicherung hauptsächlich älterer Men-
schen beiträgt, ist die Kriegsopferfürsorge. Sie wird in erster Linie Personen ge-
währt, die bei militärischen Diensten geschädigt wurden. Aufgabe der Kriegsopfer-
fürsorge ist es, sich der Beschädigten und ihrer Familienmitglieder sowie der Hin-
terbliebenen in allen Lebenslagen anzunehmen, um die Folgen der Schädigung 
oder des Verlustes der/des Angehörigen – zumindest materiell – angemessen 
auszugleichen oder zu mildern. Sofern Personen infolge ihrer Schädigung und die 
Hinterbliebenen infolge des Verlustes ihres Angehörigen (Ehegatte, Elternteil, Kind 
oder Enkelkind) nicht in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt aus vorrangigen So-
zialleistungen (z. B. Renten, Arbeitslosengeld etc.) bzw. aus sonstigem Einkom-
men und Vermögen zu decken, erhalten sie Leistungen der Kriegsopferfürsorge. 
Unter entsprechenden Voraussetzungen können neben Opfern des Krieges auch 
Soldaten, Zivildienstleistende, Opfer von Gewalttaten, Impfgeschädigte sowie poli-
tische Häftlinge in der ehemaligen DDR anspruchsberechtigt sein. Das Hilfespekt-
rum der Kriegsopferfürsorge ist gegenüber der Sozialhilfe etwas größer. Darüber 
hinaus gelten höhere Einkommens- und Vermögensschutzgrenzen im Vergleich 
zur Sozialhilfe. 
Die Kriegsopferfürsorge ist Teil des sozialen Entschädigungsrechts und in den 
§§ 25 bis 27j des Bundesversorgungsgesetzes („Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges“) geregelt. Sie dient der Ergänzung der übrigen Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes für Beschädigte und Hinterbliebene durch besondere 
Hilfen im Einzelfall. 
Obwohl das Bundesversorgungsgesetz, in dem u. a. auch die Kriegsopferfürsorge 
geregelt ist, schon 1950 in Kraft getreten ist, wurde erst 1963 das Gesetz über die 
Durchführung von Statistiken auf diesem Gebiet eingeführt. Davor wurden die Da-
ten über die Leistungen der Kriegsopferfürsorge in der „Statistik der öffentli- 
chen Fürsorge“ nachgewiesen. Diese ließ allerdings keine differenzierten Aussa-
gen über die Hilfearten zu. Demnach stehen erst seit 1963 vergleichbare Daten 
über die Kriegsopferfürsorge zur Verfügung.15) 
In Abbildung 24 sind die Empfänger/-innen von Kriegsopferfürsorge im Zeitverlauf 
seit 1963 dargestellt. Im Jahr 1974 erreichten die Empfängerzahlen dieser Sozial-
leistung mit 225 000 Personen ihren höchsten Wert. Seitdem sanken die Empfän-
gerzahlen insgesamt deutlich ab. Im Jahr 2006 erhielten noch rund 60 000 Perso-
nen Leistungen der Kriegsopferfürsorge. Damit sind die Empfängerzahlen im Zeit-
raum zwischen 1974 und 2006 um 73 % gesunken. Dieser Rückgang hat demo-
grafische Ursachen, da das Ende des Zweiten Weltkriegs inzwischen über 60 Jah-
re zurückliegt und somit Teile des anspruchberechtigten Personenkreises in den 
letzten Jahrzehnten altersbedingt verstorben sind. 
                                                                                          
15) Die Erhebung der Kriegsopferfürsorge wurde von 1963 bis 2000 jährlich durchgeführt  und findet 
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Abbildung 24: Empfänger/-innen laufender Leistungen der Kriegsopfer-
fürsorge 1963 bis 2006 *) jeweils am Jahresende 
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*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
 
Im Gegensatz zur Abnahme der Empfängerzahlen sind die Bruttoausgaben für die 
Kriegsopferfürsorge im Zeitraum 1963 bis 1995 kontinuierlich angestiegen und 
zwar von 159 Millionen Euro im Jahr 1963 auf etwa 1,35 Milliarden Euro im Jahr 
1995 (siehe Abbildung 25). Damit wurde 1995 über achtmal so viel Geld für die 
Kriegsopferfürsorge ausgegeben wie 1963. Der Grund hierfür war die Ausweitung 
des Leistungsspektrums. Demnach wurden die von Beginn an bestehenden Leis-
tungen mit den Jahren durch weitere Hilfearten, wie beispielsweise die Krankenhil-
fe, Berufsbeihilfe, Erziehungsbeihilfe, Wohnungshilfe, Hilfe zur Pflege sowie Hilfe 
zur Weiterführung des Haushalts, ergänzt. Vor allem die seit 1978 hohe Inan-
spruchnahme der Hilfe zur Pflege durch einen alternden Personenkreis war die 
wesentliche Ursache für den jahrzehntelangen kontinuierlichen Ausgabenanstieg. 
Seit 1996 ist ein deutlicher Rückgang der Bruttoausgaben festzustellen. Dieser 
Rückgang ist nicht nur auf das deutliche Sinken der Empfängerzahlen seit 1996 
zurückzuführen, sondern vor allem auf die Einführung der sozialen Pflegeversiche-
rung und den daraus resultierenden Leistungen seit April 1995 (häusliche Pflege) 
bzw. seit Juli 1996 (stationäre Pflege). Diese Leistungen haben zu einer spürbaren 
finanziellen Entlastung der Kriegsopferfürsorge beigetragen. 
Im Jahr 2006 beliefen sich die Bruttoausgaben für die Kriegsopferfürsorge auf rund 
531 Millionen Euro. Trotz der oben genannten Ausgabenentlastung durch die sozi-
ale Pflegeversicherung beträgt der Anteil der Hilfe zur Pflege an den Gesamtaus-
gaben der Kriegsopferfürsorge noch 56 %. Damit ist die Hilfe zur Pflege die mit 
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Abbildung 25: Bruttoausgaben für die Kriegsopferfürsorge insgesamt 
und die Hilfe zur Pflege 1963 bis 2006 
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*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
 
Auf der Ebene der Bundesländer fielen im Jahr 2006 die höchsten Ausgaben in 
Nordrhein-Westfalen (195 Millionen Euro), Bayern (76 Millionen Euro) und Hessen 
(56 Millionen Euro) an. In den neuen Bundesländern musste nur ein Bruchteil die-
ser Beträge für die Kriegsopferfürsorge aufgewendet werden, da dort auch die 
Empfängerzahlen deutlich niedriger waren als im alten Bundesgebiet. Dies spiegelt 
sich auch in dem Indikator „Ausgaben je Einwohner“ auf Länderebene wider (siehe 
Abbildung 26). 
Abbildung 26: Bruttoausgaben je Einwohner für die Kriegsopferfürsorge 
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7 Weitere Sozialleistungen 
Neben den oben genannten Leistungen, die den grundlegenden Lebensunterhalt 
von bedürftigen Personen sichern, existieren in Deutschland weitere Sozialleistun-
gen, die in Form von Zuschüssen ebenfalls dazu beitragen, einkommensschwä-
chere Haushalte finanziell zu unterstützen. Diese Leistungen werden in den fol-
genden Kapiteln näher beschrieben. 
7.1 Leistungen nach dem Bundesausbildungsförderungsge-
setz (BAföG) 
Eine gute Ausbildung bringt finanzielle Belastungen mit sich. Die Möglichkeit, je-
dem jungen Menschen – unabhängig von seiner sozialen und wirtschaftlichen Si-
tuation – eine seinen Fähigkeiten und Interessen entsprechende Ausbildung zu 
ermöglichen, ist das Ziel des Bundesgesetzes über individuelle Förderung der 
Ausbildung (BAföG). Demnach ermöglicht das BAföG jungen Menschen, insbe-
sondere denjenigen aus einkommensschwächeren Haushalten, unter anderem 
den Zugang zu weiterführenden Schulen bzw. zu einem Hochschulstudium und 
trägt damit maßgeblich zur beruflichen Chancengleichheit bei. 
Das BAföG ist im ersten Buch des Sozialgesetzbuches (SGB I) geregelt. Als be-
sonderer Teil des SGB I ist die Förderung nach dem BAföG eine Sozialleistung, 
die zu 65 % vom Bund und zu 35 % von den Ländern finanziert wird. Durch die 
rechtliche Verankerung im SGB I ergibt sich die Tatsache, dass Personen, die ei-
nen Anspruch auf Leistungen des BAföG haben, keinen weiteren Anspruch auf er-
gänzende Leistungen zum Lebensunterhalt (z. B. Arbeitslosengeld II, Sozialhilfe) 
haben, außer in besonderen Härtefällen. Damit trägt das BAföG zur Mindestsiche-
rung von Personen in Ausbildung bei. 
BAföG-Leistungen werden gewährt, wenn die Ausbildung förderungsfähig ist und 
eigene finanzielle Mittel sowie die des Ehegatten und der Eltern nicht ausreichen, 
um den Ausbildungsbedarf zu decken. Persönliche Voraussetzungen für einen An-
spruch auf förderungsfähige Ausbildung sind die Eignung in Hinblick auf das Errei-
chen des Ausbildungsziels sowie ein Höchstalter von 30 Jahren. Werden diese 
Voraussetzungen erfüllt, so ergibt sich der Förderungsbetrag aus dem Bedarf nach 
dem BAföG abzüglich der anzurechnenden Einkommen und Vermögen der in 
Ausbildung befindlichen Person, des Ehegatten und der Eltern. Der Bedarf setzt 
sich aus der Summe der Geldbeträge zusammen, welche die in Ausbildung befind-
lichen Personen für den Lebensunterhalt (Ernährung, Unterkunft, Bekleidung etc.) 
und für die Ausbildung (Lehrbücher etc.) benötigen. Zudem hängt die Förderhöhe 
von der Art der Ausbildung (Berufsfachschule, Hochschule etc.) und der Art der 
Unterbringung ab (z. B. bei den Eltern oder auswärts). 
Der erste Gesetzentwurf des BAföG war das 1970 in Kraft getretene Ausbildungs-
förderungsgesetz (AföG). Es verfolgte ursprünglich das Ziel, die Ausbildungsförde-
rung in allen Ausbildungsbereichen zu regeln. Dies konnte jedoch nicht verwirklicht 
werden, da die notwendigen finanziellen Mittel nicht zur Verfügung standen. 1971 
trat dann das BAföG in Kraft. Es diente neben der Gewährleistung beruflicher 
Chancengleichheit auch der Aktivierung von Bildungsreserven aus Familien niedri-
ger und mittlerer Einkommen. Das BAföG wurde 1971 zunächst als vollständiger 
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Ausbildung keine Gelder zurückzahlen mussten. Im Laufe der 70er-Jahre wurde 
der Kreis der Anspruchberechtigten erweitert. Neben den Studierenden waren 
seitdem auch Auszubildende und Schüler/-innen anspruchsberechtigt. Ab dem 
Jahr 1974 wurde schrittweise ein verpflichtendes Grunddarlehen eingeführt, das 
unabhängig von der individuellen Förderhöhe von jedem(r) BAföG-Empfänger/-in 
aufgenommen werden musste. Der monatliche Darlehensbetrag lag 1974 zunächst 
bei 70 DM, in den Folgejahren wurde er bis auf 150 DM erhöht. Der Betrag wurde 
zwar nicht verzinst, musste aber nach Abschluss der Ausbildung vollständig zu-
rückgezahlt werden. Sofern der BAföG-Anspruch der Geförderten höher war als 
das Grunddarlehen, wurde ein Zuschuss seitens des Staates gezahlt. 
In den 80er-Jahren war das BAföG weiteren Novellierungen unterworfen. Die be-
deutendste Änderung war die Umstellung der Förderung auf ein zinsloses Volldar-
lehen und eine starke Reduzierung der Schülerförderung im Jahr 1983. Dadurch 
entfielen die Zuschüsse des Staates und die Förderungssumme musste in voller 
Höhe von den Geförderten zurückgezahlt werden. Als Folge halbierte sich die Zahl 
der BAföG-Empfänger/-innen von rund 1,3 Millionen Personen im Jahr 1982 auf 
knapp 600 000 im Jahr 1990. Dies entspricht einem Rückgang von über 50 % (sie-
he Abbildung 27). 
Mit der Wiedervereinigung wurde das BAföG erneut geändert: Im Rahmen des 
Halbzuschussmodells erhielten die Geförderten seit 1991 innerhalb der Förde-
rungshöchstdauer eine Hälfte des Förderungsbetrages als staatlichen Zuschuss, 
die andere Hälfte wurde als zinsloses Staatsdarlehen gewährt und musste zurück-
gezahlt werden. Da die Schüler/-innen und Studierenden aus den neuen Bundes-
ländern mit der Wiedervereinigung ebenfalls Anspruch auf die Leistungen des 
BAföG hatten, kam es von 1990 auf 1991 zu einem sprunghaften Anstieg der 
Empfängerzahlen um 50 % (von 582 000 Personen im Jahr 1990 auf 873 000 im 
Jahr 1991). 
Zwischen 1991 und 1998 sank die Zahl der BAföG-Empfänger/-innen dann aller-
dings kontinuierlich bis auf 531 000 Personen im Jahr 1998. In den Jahren 1999 
bzw. 2001 erfolgten Anpassungen der Bedarfssätze und Freibeträge. Insbesonde-
re durch das zum 1. April 2001 in Kraft getretene Ausbildungsförderungsreformge-
setz kam es wieder zu einem stärkeren Anstieg der Anspruchsberechtigten und ei-
ner Erweiterung des Empfängerkreises. Bis zum Jahr 2005 stieg die Zahl der 
BAföG-Empfänger/-innen auf 828 000. Im Jahr 2006 war erstmals wieder ein 
Rückgang um 1,2 % auf ca. 818 000 Personen zu verzeichnen (siehe Abbil-
dung 27). 
Beim BAföG wird zwischen der sogenannten „Teilförderung“ und der „Vollförde-
rung“ unterschieden. Wenn das Einkommen und Vermögen der Geförderten bzw. 
deren Eltern bestimmte Freibeträge übersteigen, kommt es zu einer Kürzung des 
Förderungsbetrages. In diesem Fall spricht man von Teilförderung, da ein Teil des 
notwendigen Lebensunterhalts vom Geförderten selbst oder von den Eltern zu tra-
gen ist und der andere Teil vom Staat gezahlt wird. Vollförderung erhalten Perso- 
nen, die vorher bereits eine gewisse Zeit voll erwerbstätig waren (elternunabhängi-
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*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
Abbildung 27: Geförderte nach dem BAföG 1977 bis 2006 *) differenziert 
nach Teil- und Vollförderung 
in 1 000 
Im Folgenden wird die Entwicklung der BAföG-Leistungen seit 1977 betrachtet, da 
erst ab diesem Berichtsjahr eine Differenzierung zwischen Voll- und Teilförderung 
sowie zwischen geförderten Schüler/-innen und Studierenden möglich ist. 
Von den insgesamt etwa 908 000 Personen, die im Jahr 1977 Leistungen nach 
dem BAföG bekamen, erhielt mit 67,6 % der größte Anteil eine Teilförderung. Die 
übrigen 32,4 % der BAföG-Empfänger/-innen wurden voll gefördert. 
Wie oben schon beschrieben, war die Inanspruchnahme der BAföG-Leistungen im 
Zeitverlauf starken Schwankungen unterworfen. So verhielt es sich auch mit dem 
Verhältnis zwischen voll- und teilgeförderten BAföG-Empfänger/-innen. Nachdem 
seit der Wiedervereinigung ein zehn Jahre anhaltender Rückgang der Empfänger-
zahlen zu beobachten war, lässt sich seit dem Jahr 2001 neben einem kontinuierli-
chen Anstieg auch eine Entwicklung weg von der Teil- hin zur Vollförderung fest-
stellen. So erhielten 2006 von den insgesamt rund 818 000 BAföG-Empfänger/ 
-innen 53 % eine Teilförderung; 47 % wurden voll gefördert. Sechs Jahre zuvor 
(2000) lag das Verhältnis zwischen Teil- und Vollförderung noch bei 67 % zu 33 % 
(siehe Abbildung 27). 
Von den BAföG-Empfänger/-innen mit Vollförderung waren im Jahr 1977 etwa die 
Hälfte Schüler/-innen; die andere Hälfte waren Studierende (siehe Abbildung 28). 
Wie oben schon angedeutet sank Anfang der 80er-Jahre die Zahl der Schüler/ 
-innen mit BAföG-Bezug infolge einer Gesetzesänderung stark ab. Schüler/-innen, 
die bei ihren Eltern wohnten und auf allgemeinbildende Schulen, Berufsfachschu-
len sowie Fachoberschulen gingen, erhielten seit 1983 zum großen Teil keine För-
derung mehr. Dadurch reduzierte sich die Zahl der Schüler/-innen mit Vollförde-
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Abbildung 28: BAföG-Empfänger/-innen mit Vollförderung 1977 bis 2006 *) 
nach Empfängergruppen 








1977 1980 1985 1990 1995 2000 2006
 Studierende  Schüler/innen  Insgesamt
*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
 
Der Anteil der Schüler/-innen mit Vollförderung an allen BAföG-Empfänger/-innen 
mit Vollförderung betrug im Jahr 1982 noch 67 %. Ein Jahr später lag er bei 56 % 
und bis ins Jahr 1990 sank er auf 31 % ab. Mit der oben bereits angesprochenen 
Anhebung der Freibeträge und Bedarfssätze stiegen ab 2001 sowohl die Empfän-
gerzahlen als auch der Anteil der Schüler/-innen an den BAföG-Empfänger/-innen 
mit Vollförderung. Dieser Anteil lag im Jahr 2006 wieder knapp über 50 %. 
Ein wichtiger Indikator zur Quantifizierung der Inanspruchnahme von BAföG-
Leistungen der Studierenden ist die Geförderten- bzw. BAföG-Quote. Sie gibt an, 
wie viel Prozent der Studierenden tatsächlich gefördert werden (sogenannte „nor-
mative Methode“).16) Betrachtet man die Gefördertenquote der Studierenden im 
Zeitverlauf (siehe Abbildung 29), so wird ersichtlich, dass diese in den letzten zehn 
Jahren deutlichen Schwankungen unterlegen war, insgesamt jedoch leicht gesun-
ken ist.17) Im Jahr 1995 wurden 27 % der potenziell Anspruchsberechtigten geför-
dert. Die darauffolgenden drei Jahre sind von einem Rückgang der Geförderten-
quote auf etwa 21 % im Jahr 1998 gekennzeichnet. Mit der Anpassung der Be-
darfssätze bzw. der Freibeträge der Eltern im Jahr 2001 stieg sie wieder an. In den 
Jahren 2003 bis 2005 lag die Gefördertenquote der Studierenden bei rund 25 %. 
Der Verlauf dieses Indikators spiegelt die zeitliche Abfolge der BAföG-Reformen  
wider: Sobald im Rahmen einer Reform die Bedarfssätze angepasst bzw. die Frei-
beträge der Eltern erhöht werden, steigt die BAföG-Quote an, da mehr Personen 
die Förderleistung erhalten können. 
 
                                                                                          
16) Bei der normativen Methode wird ermittelt, wie hoch der Anteil der geförderten Studierenden an den 
potenziell Anspruchsberechtigten ist. Potenziell anspruchsberechtigt sind Studierende, die maximal 
30 Jahre alt sind, die Förderungsdauer noch nicht überschritten haben und alle erforderlichen Leis-
tungsnachweise erbracht haben. 
17) Die BAföG-Quoten sind dem 17. BAföG-Bericht der Bundsregierung entnommen; das Statistische 
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Abbildung 29: Gefördertenquote der Studierenden 1995 bis 2005 
Anteil der geförderten an den potenziell anspruchs- 








1995 1997 1999 2001 2003 2005
Quelle: Deutscher Bundestag,  Drucksache 16/4123
Gefördertenquote
 
Betrachtet man die Gefördertenquoten der Studierenden des Jahres 2005 auf 
Länderebene (siehe Abbildung 30), so fällt auf, dass sie in den ostdeutschen Bun-
desländern am höchsten sind. Mit einem Anteil von knapp 40 % wurden in Meck- 
lenburg-Vorpommern relativ gesehen die meisten Studierenden durch Leistungen  
des BAföG gefördert. Es folgen die Bundesländer Thüringen und Sachsen mit BA-
föG-Quoten von rund 38 %, Sachsen-Anhalt mit 35 %, sowie Brandenburg mit 
31 %. Unter den alten Bundesländern ist die Gefördertenquote in Niedersachsen 
mit 29 % vergleichsweise am höchsten, im Saarland und in Baden-Württemberg ist 
sie mit 19 % am geringsten.  
Bei den monatlichen Geldbeträgen, die an BAföG-Empfänger/-innen ausgezahlt 
werden, handelt es sich nicht um einheitliche Pauschalbeträge, sondern um einen 
bedarfsorientierten Förderungsbetrag. Zur Ermittlung des Förderungsbetrags wird 
zunächst der Bedarf der Studierenden bzw. der Schüler/-innen festgestellt. Dieser 
hängt unter anderem von der Art der Ausbildung, den Wohnverhältnissen, sowie 
evtl. zu leistenden Zahlungen an Kranken- und Pflegeversicherungen ab. 
Der Höchstbedarf für Studierende an Hochschulen mit eigenem Hausstand beträgt 
derzeit beispielsweise 585 Euro je Monat, für Studierende ohne eigenen Haus-
stand liegt er bei 432 Euro je Monat. Um den individuellen Förderungsbetrag fest-
zustellen, wird die Differenz zwischen dem maßgebenden Bedarf und evtl. anzu-
rechnenden Einkommen des Antragstellers, des Ehegatten und der Eltern ermittelt. 
Den Förderungshöchstbetrag erhalten Antragsteller/-innen demnach nur dann, 
wenn weder eigene Einkünfte, noch die des Ehegatten und/oder der Eltern ange-
rechnet werden. 
Der durchschnittliche BAföG-Förderungsbetrag ist im Zeitverlauf angestiegen. Im 
Jahr 1977 erhielten Schüler/-innen im Durchschnitt 136 Euro je Monat, Studieren-
de wurden monatlich mit durchschnittlich 225 Euro durch das BAföG unterstützt. 







  Weitere Sozialleistungen 


































Quelle: Deutscher Bundestag,  Drucksache 16/4123
Abbildung 30: Gefördertenquote der Studierenden 2005 nach Ländern 
Anteil der geförderten an den potenziell anspruchs- 
berechtigten Studierenden in % 
 
301 Euro und bei den Studierenden 375 Euro pro Monat (siehe Abbildung 31). 
Damit hat sich der Förderungsbetrag bei den Schüler/-innen im genannten Zeit-
raum mehr als verdoppelt. Bei den Studierenden betrug der Anstieg etwa 67 %. 
Analog zum Anstieg der Förderungsbeträge und der Gefördertenzahlen sind seit 
1977 auch die Gesamtausgaben für Leistungen nach dem BAföG im Zeitverlauf 
gestiegen, und zwar von 1,3 Milliarden Euro im Jahr 1977 auf rund 2,3 Milliarden 
im Jahr 2006. Damit sind die Gesamtausgaben im genannten Zeitraum um rund 
74 % angestiegen. 
Ausgaben nach 
dem BAföG 
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Abbildung 31: Durchschnittlicher Förderungsbetrag je Person und Monat 
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Wohngeld ist ein von Bund und Ländern getragener Zuschuss zu den Wohnkos-
ten. Es wird – gemäß den Vorschriften des Wohngeldgesetzes – einkommens-
schwächeren Haushalten gewährt, damit diese die Wohnkosten für angemesse-
nen und familiengerechten Wohnraum tragen können. Wohngeld wird entweder 
als Mietzuschuss für Mieter/-innen oder als Lastenzuschuss für Haus- und 
Wohnungseigentümer/-innen geleistet. Die Höhe des Zuschusses richtet sich da-
bei nach der Haushaltsgröße, dem Familieneinkommen und der zuschussfähigen 
Miete bzw. Belastung. 
Im früheren Bundesgebiet gibt es das Wohngeld seit 1965, in den neuen Län-
dern und Berlin-Ost wurde diese Leistung 1991 eingeführt. Seitdem ist sie im 
Rahmen von Wohngeldnovellen periodisch an die Miet- und Einkommensentwick-
lung angepasst worden. 
Bei der Wohngeldgewährung wurde bis zum 31. Dezember 2004 zwischen dem 
allgemeinen Wohngeld und dem besonderen Mietzuschuss unterschieden. 
Beim allgemeinen Wohngeld handelte es sich um die herkömmliche Form der 
Wohngeldgewährung, die entweder als Mietzuschuss für Mieter/-innen oder als 
Lastenzuschuss für Haus- und Wohnungseigentümer/-innen geleistet wurde. 
Weil es sich in seiner Höhe letztendlich aus den Wohngeldtabellen ergab, be-
zeichnete man das allgemeine Wohngeld auch als „Tabellenwohngeld“. 
Beim besonderen Mietzuschuss handelte es sich um Wohngeld für Empfänger/ 
-innen von Sozialhilfe und Kriegsopferfürsorge. Bis zum Jahr 2000 wurde es die-
sen Mieter/-innen unter bestimmten Voraussetzungen als „pauschaliertes Wohn-
geld“ zusammen mit der Sozialhilfe oder Kriegsopferfürsorge, auf die es ange-
rechnet wurde, gewährt. Die Höhe dieser Pauschale bestimmte sich nach landes-
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Anfang des Jahres 2001 ergab sich der besondere Mietzuschuss in seiner Höhe 
ebenfalls aus den Wohngeldtabellen. Er wurde im Übrigen nur Mieter/-innen ge-
währt und entsprach insofern dem Mietzuschuss beim allgemeinen Wohngeld. 
Haus- und Wohnungseigentümer/-innen sowie Heimbewohner/-innen hatten 
grundsätzlich keinen Anspruch auf besonderen Mietzuschuss; sie konnten jedoch 
allgemeines Wohngeld beantragen. Der gleichzeitige Bezug von allgemeinem 
Wohngeld und besonderem Mietzuschuss war ausgeschlossen. 
Infolge des zum 1. Januar 2005 in Kraft getretenen „Vierten Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ (Hartz IV) haben sich im Wohngeldrecht erneut 
erhebliche Veränderungen ergeben. Seit diesem Zeitpunkt entfällt für Empfänger/ 
-innen staatlicher Transferleistungen (zum Beispiel Arbeitslosengeld II bezie-
hungsweise Sozialgeld nach dem SGB II, Hilfe zum Lebensunterhalt beziehungs-
weise Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII,  
Asylbewerberleistungen) sowie Mitglieder ihrer Bedarfsgemeinschaft das Wohn-
geld. Dies hatte auch den Wegfall des besonderen Mietzuschusses zur Folge. Die 
angemessenen Unterkunftskosten der Empfänger/-innen dieser Transferleistungen 
werden seitdem im Rahmen der jeweiligen Sozialleistungen berücksichtigt, sodass 
sich für die einzelnen Leistungsberechtigten keine Nachteile ergeben. 
Der deutlich reduzierte Kreis der Wohngeldberechtigten spiegelt sich auch in den 
Zahlen der Wohngeldstatistik wider: Bezogen Ende 2004, also unmittelbar vor In-
krafttreten von Hartz IV noch 3,5 Millionen Haushalte Wohngeld, so waren es am 
Jahresende 2005 nur noch 781 000 Haushalte. Die Reform bedingte somit einen 
Rückgang der Wohngeldhaushalte um 78 %. 
Zum Jahresende 2006 ist die Zahl der Wohngeldhaushalte weiter zurückgegan-
gen, und zwar um 14,7 % im Vergleich zum Jahresende 2005. Damit erhielten 
noch etwa 666 000 Haushalte Wohngeld. Das entspricht 1,7 % aller privaten 
Haushalte Deutschlands. 
Der durchschnittliche monatliche Wohngeldanspruch lag 2006 bei 91 Euro. Die 
monatliche Bruttokaltmiete der Mietzuschussempfänger/-innen betrug Ende 2006 
durchschnittlich 5,90 Euro je Quadratmeter Wohnfläche, die monatliche Belastung 
der Lastenzuschussempfänger/-innen lag mit durchschnittlich 4,32 Euro je Quad-
ratmeter Wohnfläche niedriger. 
Gut die Hälfte aller Wohngeldempfänger/-innen lebte allein (52 %), weitere 15 % 
lebten in Zwei-Personen-Haushalten und 9 % in Drei-Personen-Haushalten. In den 
übrigen 24 %  der Empfängerhaushalte wohnten vier oder mehr Personen. 
Bei den Wohngeldbezugsquoten sind ein Ost-West- sowie ein Nord-Süd-Gefälle zu 
erkennen. Während – gemessen an der Gesamtzahl der privaten Haushalte – im 
früheren Bundesgebiet mit Berlin 1,5 % der privaten Haushalte zum Jahresende 
2006 Wohngeld bezogen, sind dies in den neuen Bundesländern 2,8 %. In den 
alten Bundesländern gab es vor allem in den Nordländern und in den drei Stadt-
staaten überdurchschnittlich viele Wohngeldempfänger (siehe Abbildung 32). 
Schleswig-Holstein wies dabei mit 2,2 % die höchste Bezugsquote auf, es folgten 
Bremen (1,9 %), Berlin, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen (je 1,7 %) sowie 
Hamburg (1,6 %). Die geringsten Bezugsquoten wurden Ende 2006 in Bayern und 
im Saarland (je 1,0 %) sowie Hessen (1,1 %) und Baden-Württemberg (1,2 %) er-
mittelt. In den neuen Bundesländern wies – wie im Vorjahr – Mecklenburg-
Rückgang der Wohn-
geldhaushalte um 78 %
Höhere Inanspruch-
nahme von Wohn-
geld im Osten 
Auswirkungen  
durch Hartz IV 
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Vorpommern den höchsten Anteil an Wohngeldempfängern (3,6 %) auf; in Sach-
sen-Anhalt (2,2 %) wurden die niedrigsten Bezugsquoten festgestellt. 
In den Ländern mit den höchsten Bezugsquoten wurden im Jahr 2006 auch im All-
gemeinen die höchsten Wohngeldausgaben je Einwohner festgestellt (siehe Tabel-
le 5). Die Wohngeldausgaben je Einwohner beliefen sich in Mecklenburg-
Vorpommern auf 24 Euro und waren damit knapp dreimal so hoch wie in Bayern 
(9 Euro je Einwohner). Die mit Abstand teuersten Quadratmetermieten mussten 
die Wohngeldempfänger in Hamburg bezahlen (7,11 Euro je m2); sie hatten jedoch 
mit 103 Euro je Haushalt auch den höchsten monatlichen Wohngeldanspruch. Die 
niedrigsten Quadratmetermieten wurden in Thüringen (4,86 Euro je m2) sowie im 
Saarland (4,93 Euro je m2) und in Sachsen-Anhalt (4,95 Euro je m2) fest- 
gestellt; den niedrigsten monatlichen Wohngeldanspruch hatten die reinen Wohn-
geldhaushalte in Sachsen-Anhalt (69 Euro), Mecklenburg-Vorpommern (77 Euro) 
und Brandenburg (78 Euro). 
 
Abbildung 32: Reine Wohngeldhaushalte am Jahresende 2006 
nach Ländern 



































*) Zahl der Privathaushalte gemäß Mikrozensus 2006.
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Tabelle 5: Durchschnittliches Wohngeld und Wohnkosten der reinen Wohn-
geldhaushalte am Jahresende 2006 und Wohngeldausgaben im 
Jahr 2006 nach Ländern 
Reine Wohngeldhaushalte 




je m² Wohnfläche 
Wohngeld 
insgesamt je Einwohner 
Land 
EUR Mill. EUR EUR 
Baden-Württemberg . . . . . . . . . .  6,02 98 116,1 11 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,56 89 115,6 9 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6,16 86 52,8 16 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,18 78 48,4 19 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6,23 88 12,8 19 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7,11 103 27,3 16 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,83 101 77,8 13 
Mecklenburg-Vorpommern . . . .  5,36 77 40,0 24 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . . .  5,20 97 117,3 15 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . . .  5,81 97 262,0 15 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . .  5,04 97 46,1 11 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4,93 87 12,8 12 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,25 82 98,3 23 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . . .  4,95 69 40,9 17 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . . . .  5,92 98 50,0 18 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4,86 82 44,0 19 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . .  5,58 91 1 162,2 14 
Früheres Bundesgebiet  
einschl. Berlin . . . . . . . . . . . . .  5,72 96 890,5 13 
Neue Länder ohne Berlin . . . .  5,15 79 271,7 21 
      
1) Kassenbuchungen der Bewilligungsstellen; enthalten sind die Wohngeldausgaben für die reinen  
    Wohngeldhaushalte sowie für die sogenannten Mischhaushalte. 
Neben den rund 666 000 reinen Wohngeldhaushalten gab es Ende 2006 in 
Deutschland noch rund 25 000 wohngeldrechtliche Teilhaushalte in sogenannten 
Mischhaushalten. Dabei handelt es sich um Haushalte, in denen Empfänger/ 
-innen von staatlichen Transferleistungen, die selbst nicht wohngeldberechtigt sind, 
mit Personen zusammen leben, die wohngeldberechtigt sind. 
Die Gesamtausgaben für das Wohngeld betrugen im Jahr 2006 bundesweit rund 
1,16 Milliarden Euro; dies entspricht einem Rückgang um 5,9 % gegenüber dem 
Vorjahr. Im Jahr 2004, dem Jahr vor der Reform, beliefen sich die Ausgaben für 
das Wohngeld noch auf 5,18 Milliarden Euro. Im früheren Bundesgebiet mit Berlin 
sanken die Wohngeldausgaben im Vergleich zum Vorjahr um 7,4 % auf nunmehr 
rund 891 Millionen Euro. In den neuen Ländern ohne Berlin gingen die Wohn-
geldausgaben im Vergleich zu 2005 um 0,6 % auf 272 Millionen Euro zurück. 
7.3 Besondere Leistungen der Sozialhilfe nach dem 
5. bis 9. Kapitel SGB XII 
Im Rahmen des zum 1. Januar 2005 neu geschaffenen SGB XII „Sozialhilfe“ wer-
den im 5. bis 9. Kapitel SGB XII im Einzelnen folgende Leistungen unterschieden, 
die bis Ende 2004 im Sozialhilferecht unter dem Oberbegriff „Hilfe in besonderen 
Lebenslagen“ bekannt waren: 
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5. Kapitel SGB XII: Hilfen zur Gesundheit  
6. Kapitel SGB XII: Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
7. Kapitel SGB XII: Hilfe zur Pflege 
8. Kapitel SGB XII: Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer  Schwierigkeiten 
9. Kapitel SGB XII: Hilfe in anderen Lebenslagen. 
Abbildung 33: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 
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Im Laufe des Jahres 2006 erhielten in Deutschland 1,1 Millionen Personen Sozial-
hilfeleistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII.18) Die beiden mit Abstand wich-
tigsten Hilfearten innerhalb dieser besonderen Sozialhilfeleistungen sind dabei die 
Eingliederungshilfe für behinderte Menschen mit 643 000 Empfänger/-innen sowie 
die Hilfe zur Pflege mit rund 366 000 Empfänger/-innen im Laufe des Jahres 2006 
(siehe Abbildung 33). 
Insgesamt gab die öffentliche Hand im Jahr 2006 brutto rund 16,26 Milliarden Euro 
für die Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII aus; dies entspricht einem 
Anteil von 79 % an den gesamten Bruttoaufwendungen der Sozialhilfe. Diese be-
liefen sich im Jahr 2006 auf rund 20,48 Milliarden Euro. 
Die im 6. Kapitel SGB XII geregelte Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
hat die Aufgabe, eine drohende Behinderung zu verhüten, eine vorhandene 
 
                                                                                          
18) Bremen konnte aus technischen Gründen für das Berichtsjahr 2006 nur einige Eckdaten zur Statis-
tik über die Empfänger von Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII liefern. Sofern möglich, 
handelt es sich bei den Angaben in diesem Abschnitt um die Daten für Deutschland insgesamt; bei 







und Hilfe zur 
Pflege 
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Behinderung oder deren Folgen zu beseitigen bzw. zu mildern und die Menschen 
mit Behinderungen in die Gesellschaft einzugliedern. Dazu zählen z. B. Hilfen zum 
selbstbestimmten Leben in betreuten Wohnmöglichkeiten, heilpädagogische Leis-
tungen für Kinder oder Leistungen in Werkstätten für behinderte Menschen. Leis-
tungsberechtigt sind alle Personen, die nicht nur vorübergehend körperlich, geistig 
oder seelisch wesentlich behindert oder von einer Behinderung bedroht sind, so 
weit die Hilfe nicht von einem vorrangig verpflichteten Leistungsträger – wie zum 
Beispiel der Krankenversicherung, der Rentenversicherung oder der Agentur für 
Arbeit – erbracht wird. 
Im Laufe des Jahres 2006 erhielten 643 000 Personen Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen. 60 % dieser Empfänger/-innen waren männlich, 40 % weiblich. 
Der Anteil der deutschen Hilfeempfänger/-innen betrug 96 % (siehe Abbildung 34). 
Die Empfänger/-innen von Eingliederungshilfe für behinderte Menschen waren im 
Durchschnitt 32 Jahre alt (Männer: 31 Jahre, Frauen: 34 Jahre) und somit ver-
gleichsweise jung. 
Abbildung 34: Empfänger/-innen von Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen und Hilfe zur Pflege im Jahr 2006 
Anteile in % 
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Die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen wurde 2006 an knapp zwei Drittel 
der Leistungsberechtigten (64 %) ausschließlich in Einrichtungen gewährt. Knapp 
ein Drittel der Empfänger/-innen (30 %) erhielt Eingliederungshilfe ausschließlich 
außerhalb von Einrichtungen. Bei knapp 6 % der Personen, die im Laufe des Jah-
res 2006 Eingliederungshilfe bezogen, erfolgte die Leistungsgewährung sowohl in 
als auch außerhalb von Einrichtungen (siehe Abbildung 34). 
In knapp zwei Drittel der Fälle (62 %) wird diese Leistungsart von den überörtlichen 
Trägern der Sozialhilfe gewährt, d.h. entweder durch die Länder selbst oder höhe-
re Kommunalbehörden (z. B. Landeswohlfahrtsverbände, Landschaftsverbände, 
Bezirke). Bei gut einem Drittel der Fälle (38 %) erfolgt die Hilfegewährung durch 
die örtlichen Sozialhilfeträger (kreisfreie Städte und Landkreise). 
Die höchste Dichte an Empfänger/-innen von Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen wies 2006 das Saarland mit 11,8 Empfänger/-innen je 1 000 Einwohner 
auf, die geringste Dichte verzeichnete Baden-Württemberg mit 5,6 Empfänger/ 
-innen je 1 000 Einwohner (siehe Abbildung 36). 
Insgesamt gaben die Träger der Sozialhilfe im Jahr 2006 brutto rund 
11,8 Milliarden Euro für die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen aus (sie-
he Abbildung 35). Mit einem Anteil von knapp 73 % an den Ausgaben der Sozial-
hilfe für Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII (diese lagen bei 16,26 Milli-
arden Euro) ist die Eingliederungshilfe für behinderte Menschen damit die finanziell 
mit Abstand bedeutendste Hilfeart. 
Abbildung 35: Bruttoausgaben der Sozialhilfe für Leistungen nach dem 
5. bis 9. Kapitel SGB XII im Jahr 2006 
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Mit der Hilfe zur Pflege nach dem 7. Kapitel SGB XII unterstützt die Sozialhilfe 
pflegebedürftige Personen. Diese Leistung wird denjenigen gewährt, die in Folge 
von Krankheit oder Behinderung bei den gewöhnlichen und regelmäßig wieder-
kehrenden Verrichtungen im Ablauf des täglichen Lebens auf fremde Hilfe ange-
wiesen sind. Hilfe zur Pflege wird jedoch nur geleistet, wenn Pflegebedürftige die 
Pflegeleistungen finanziell weder selbst tragen können noch sie von anderen – 
zum Beispiel der Pflegeversicherung – erhalten. Bis zum Inkrafttreten des Pflege-
versicherungsgesetzes zum 1. Januar 1995 und den daraus resultierenden Leis-
tungen seit April 1995 (häusliche Pflege) beziehungsweise seit Juli 1996 (stationä-
re Pflege) war die Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozialhilfe das wichtigste In-
strument zur materiellen Absicherung bei Pflegebedürftigkeit. 
Im Laufe des Jahres 2006 erhielten rund 366 000 Personen Hilfe zur Pflege (siehe 
Abbildung 33). Gut drei Viertel (76 %) dieser Personen befanden sich 2006 zumin-
dest vorübergehend in stationärer Pflege. In knapp einem Viertel der Fälle (24 %) 
wurde die Hilfe zur Pflege außerhalb von Einrichtungen gewährt. Bei den Empfän-
ger/-innen von Hilfe zur Pflege überwogen – im Gegensatz zur Eingliederungshilfe 
für behinderte Menschen – die Frauen mit einem Anteil von 69 % deutlich. Der An-
teil der deutschen Hilfeempfänger/-innen betrug 94 % (siehe Abbildung 34). 
Die Empfänger/-innen von Hilfe zur Pflege waren im Durchschnitt 75 Jahre alt 
(Männer: 66 Jahre, Frauen: 80 Jahre) und somit deutlich älter als die Empfänger/ 
-innen von Eingliederungshilfe für behinderte Menschen.  
Regional betrachtet wurde die Hilfe zur Pflege in den Stadtstaaten weitaus häufiger 
in Anspruch genommen als in den Flächenländern. So waren in Berlin 
(9,8 Empfänger/-innen je 1 000 Einwohner), Bremen (9,1 je 1 000 Einwohner) und 
Hamburg (7,5 je 1 000 Einwohner) die Bezugsquoten mit Abstand am höchsten; 
die wenigsten Empfänger/-innen von Hilfe zur Pflege gab es in Thüringen 
(2,4 Empfänger/-innen je 1 000 Einwohner) und Brandenburg (3,0 je 1 000 Ein-
wohner) (siehe Abbildung 36). 
Für die Hilfe zur Pflege gaben die Sozialhilfeträger im Jahr 2006 brutto insgesamt 
3,12 Milliarden Euro aus (siehe Abbildung 35). 
 
Voraussetzungen 
für den Bezug von 
Hilfe zur Pflege 
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Abbildung 36: Empfänger/-innen von Eingliederungshilfe für behinderte 
Menschen und Hilfe zur Pflege je 1 000 Einwohner 




















































Hilfe zur Pflege Eingliederungshilfe für behinderte Menschen 
 
Darüber hinaus gab es im Laufe des Jahres 2006 zusammen rund 78 000 Emp-
fänger/-innen von Hilfen zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten (zu 
den Leistungen zählen u. a. Beratung und persönliche Betreuung des Leistungsbe-
rechtigten und seiner Angehörigen) nach dem 8. Kapitel SGB XII sowie von Hilfen 
in anderen Lebenslagen (u. a. Alten-/Blindenhilfe) nach dem 9. Kapitel SGB XII, für 
die brutto zusammen 0,39 Milliarden Euro aufgewandt wurden. Ferner erhielten 
rund 62 000 Empfänger/-innen unmittelbar vom Sozialamt gewährte Hilfen zur Ge-
sundheit nach dem 5. Kapitel SGB XII. Hilfe zur Gesundheit wird Personen ge-
währt, die ansonsten keinen ausreichenden Krankenversicherungsschutz – zum 
Beispiel aufgrund einer Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung – 
genießen. Neben den unmittelbar vom Sozialamt gewährten Hilfen zur Gesundheit 
wurden in der amtlichen Sozialhilfestatistik noch nachrichtlich 133 000 nicht ge-
setzlich krankenversicherte Personen erfasst, deren Behandlungskosten im Be-
darfsfall zunächst über die Krankenkassen abgewickelt und später den Kranken-
kassen durch die Sozialhilfeträger erstattet werden. Für die Hilfen zur Gesundheit 
(einschließlich der Erstattungen an Krankenkassen für die Übernahme der Kran-
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7.4 Kinderzuschlag 
Der Kinderzuschlag wurde mit der Hartz IV-Reform zum Jahresbeginn 2005 als 
einkommensabhängige Ergänzung zum Kindergeld eingeführt. Diese Sozialleis-
tung erhalten gering verdienende Eltern, deren Einkommen zwar für sich selbst, 
nicht aber für ihre im Haushalt lebenden Kinder unter 25 Jahren ausreicht. Ziel des 
Kinderzuschlags ist es, aufbauend auf dem Einkommen der Eltern den Bedarf der 
Kinder abzusichern, sodass die Inanspruchnahme von Leistungen nach dem 
SGB II für die gesamte Familie vermieden werden kann. Der Kinderzuschlag be-
trägt maximal 140 Euro je Monat und Kind. Eventuell vorhandenes Einkommen 
und Vermögen des Kindes mindert die Höhe des Kinderzuschlags. Der Bezug des 
Kinderzuschlags war bis einschließlich 2007 auf drei Jahre befristet 19) und wurde 
zusätzlich zum Kindergeld gewährt. 
Tabelle 6: Gestellte, erledigte und bewilligte Anträge auf Kinderzuschlag 
2004 bis 2006 
 2004 1) 2005 2006 Insgesamt 
Gestellte Anträge . . . . . . . . . . . . .  50 516  570 730 208 814 830 060 
Erledigte Anträge . . . . . . . . . . . . .  18 686 504 197 241 976 764 859 
Bewilligte Anträge . . . . . . . . . . . .  815 52 755 38 009 91 579 
Bewilligungsquote in % . . . . . . . .  4,4 10,5 15,7 12,0 
______________________ 
1) Bereits im Jahr 2004 gestellte Anträge betrafen Zeiträume ab Inkrafttreten des Gesetzes am 1. Januar 2005. 
Quelle: Deutscher Bundestag, Drucksache 16/4670 
Zuständig für den Kinderzuschlag und die damit zusammenhängende Statistik sind 
die Familienkassen der Bundesagentur für Arbeit. Seit Einführung dieser Leistung 
wurden bis Ende 2006 rund 830 000 Anträge gestellt. Etwa 92 % der Anträge sind 
in diesem Zeitraum abschließend bearbeitet worden. Rund 92 000 Anträge wurden 
insgesamt bewilligt. Damit liegt die Bewilligungsquote bei 12 %. Ein wichtiger 
Grund für die vergleichsweise hohe Zahl abgelehnter Anträge war, dass das Ein-
kommen der Eltern die erforderliche Mindestgrenze unterschritten hat. Das heißt 
mit anderen Worten, dass das Einkommen der Eltern nicht ausgereicht hat, um 
zumindest den eigenen Bedarf zu decken. In diesen Fällen besteht kein Anspruch 
auf Kinderzuschlag, sondern auf Leistungen nach dem SGB II.  
Gemäß den Statistiken der Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit wurde als 
weiterer wichtiger Ablehnungsgrund angegeben, dass der Gesamtbedarf der Be-
darfsgemeinschaft durch das vorhandene Einkommen gedeckt werden konnte. 
Die Ausgaben für den Kinderzuschlag betrugen im Jahr 2005 rund 103,5 Millionen 
Euro; im Jahr 2006 lagen sie bei rund 138,6 Millionen Euro.20) 
Ab dem 1. Oktober 2008 tritt eine Gesetzesänderung zum Kinderzuschlag in Kraft. 
Diese sieht u. a. einheitlich festgelegte und abgesenkte Mindesteinkommensgren-
zen für Eltern, die Anspruch auf den Kinderzuschlag haben, vor. Diese Mindestein-
kommensgrenzen liegen dann für Alleinerziehende bei 600 Euro brutto je Monat 
                                                                                          
19) Durch die Änderung des § 6a des Bundeskindergeldgesetzes ist der Bezug des Kinderzuschlags 
seit 2008 bei Bedürftigkeit zeitlich unbegrenzt. 





quote: 12 % 
  Weitere Sozialleistungen 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 59 
und für Paare bei 900 Euro brutto je Monat. Laut Gesetzentwurf sollen mit dieser 
Maßnahme 120 000 Kinder und 50 000 Familien durch den Kinderzuschlag zusätz-
lich erreicht werden. 
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Anhang 
Überblick zur Sozialberichterstattung in Deutschland 
Die Sozialberichterstattung in Deutschland weist eine langjährige Tradition auf und 
ist ein Forschungsfeld, welches die Lebensbedingungen der Bevölkerung anhand 
von Statistiken und Befragungen abbildet und bewertet. Ziel der Sozialberichter-
stattung ist die kontinuierliche Beobachtung des sozialen Wandels. Dabei werden 
Zustand und Veränderungen der Lebensbedingungen gemessen, beschrieben und 
analysiert. Sie trägt zur Aufklärung der (Fach-) Öffentlichkeit sowie zur Bereitstel-
lung entscheidungsrelevanter quantitativer Informationen für Gesellschaft und Poli-
tik bei. 
Die Entwicklung der Sozialberichterstattung verlief seit 1950 in den beiden ehe-
mals getrennten deutschen Staaten sehr unterschiedlich. Dies kommt vor allem in 
einer differenzierten Dokumentation zum Ausdruck. Während in der Bundesrepu-
blik Deutschland auf diesem Themenfeld intensiv geforscht und die Ergebnisse 
veröffentlicht wurden, existieren für die Zeit der ehemaligen DDR nur wenige Pub-
likationen, die der Sozialberichterstattung zugerechnet werden können. Ein umfas-
sendes Bild über die Lebensqualität der Bevölkerung sowie Trends ihrer Entwick-
lung in der DDR lassen sich aufgrund der Datenlage nicht skizzieren. So wurden 
neben den herkömmlichen Statistiken (z. B. Bevölkerungsstruktur und -entwick-
lung, Beschäftigte nach Wirtschaftsbereichen, Bildung) zwar Daten zur Zeitver-
wendung der Erwerbstätigen, zu Lebensstandards bzw. Haushaltseinkommen und 
zur Ausstattung der Haushalte erfasst, jedoch standen diese nur einem ausge-
wählten Kreis an Führungspersonen in Partei und Staat zur Verfügung.21) 
Bis in die 70er-Jahre bediente sich die Sozialberichterstattung in der Bundesrepu-
blik Deutschland ausschließlich objektiver Sozialindikatoren, vor allem aus den Be-
reichen Bevölkerung, Bildung, Erwerbstätigkeit und Einkommen. Anhand dieser 
Indikatoren wurden Klassen und Schichten gebildet, welche die soziale Struktur 
widerspiegeln sollten. Mit der ebenfalls in den 70er-Jahren aufkommenden sozial-
wissenschaftlichen Umfrageforschung (u. a. Markt- und Meinungsforschung) er-
hielten die objektiven Indikatoren eine fachliche und methodische Erweiterung 
durch subjektive Indikatoren. Subjektive Indikatoren sollen Wahrnehmungen sowie 
Einstellungen der Bevölkerung messen. Dadurch kann eine weitere Dimension der 
sozialen Wirklichkeit (z. B. Zufriedenheit der Bevölkerung mit den Lebensbedin-
gungen) analysiert werden, die sich allein durch objektive Indikatoren nicht abbil-
den lässt. 
In den 80er-Jahren entwickelte sich das Konzept der Sozialberichterstattung vom 
Klassen- und Schichtmodell weiter hin zum Lebenslagenkonzept, bei welchem un-
ter anderem auch die subjektiven Lebensbedingungen verstärkt in die Betrachtung 
mit einbezogen wurden. Das Lebenslagenkonzept ist ein mehrdimensionaler An-
satz. Armut wird danach nicht nur auf einen Mangel an finanziellen Ressourcen 
bezogen, sondern umfassender auf einen Mangel an Verwirklichungs- und Teilha-
bechancen. Neben der finanziellen Situation geraten bei diesem Ansatz auch wei-
tere Lebenslagedimensionen wie Erwerbsbeteiligung, Bildung, Gesundheit, Woh-
nen, etc. ins Blickfeld. 
                                                                                          
21) Hermann, S.: Konzept einer integrierten handlungsorientierten Gesundheits- und Sozialbericht- 
erstattung im regionalen Ansatz, Berlin 2006, S. 48. 
Definition 
Unterschiedliche 
Entwicklung in der 
Bundesrepublik und 
in der DDR 
70er-Jahre 
80er-Jahre 
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Pioniere auf dem Gebiet der Armutsberichterstattung als Teilbereich der Sozialbe-
richterstattung waren die Kommunen.22) Die ersten kommunalen Armutsberichte 
erschienen bereits in den 80er-Jahren zunächst in den Großstädten. Die Zahl der 
Kommunen, die regelmäßig Berichte zur Entwicklung der Lebenslage der Bevölke-
rung „vor Ort” erstellt, nahm seitdem stetig zu. Die kommunale Armutsberichterstat-
tung bildet die Grundlage der örtlichen Sozialplanung wie auch der Organisation 
und Veränderung örtlicher Hilfesysteme. Diese konsequente Berichterstattung auf 
kleinräumiger Ebene als lokales Beobachtungsinstrument hat maßgeblichen Anteil 
an der Entwicklung der Sozialberichterstattung in Deutschland.23) 
Im Jahr 1990 wurde erstmals die soziale Lage der Bevölkerung in der DDR analy-
siert und die Ergebnisse einer breiten Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Der Be-
richt enthält die Themenfelder Bevölkerung, Bildung, Arbeit, Einkommen und 
Verbrauch, Wohnen, Umwelt, Gesundheit, Sozialversicherung, Freizeit/Kultur, Fa-
milie, Gesellschaftliche Beteiligung, Rechtspflege sowie Lebensbedingungen ver-
schiedener sozialer Gruppen im räumlichen Vergleich.24) 
Ab Mitte der 90er-Jahre begannen die Bundesländer damit, Sozialberichte zu erar-
beiten und zu veröffentlichen. Dabei handelte es sich in der Mehrzahl um Armuts-
berichte oder Berichte zur sozialen Lage der Bevölkerung. Allerdings weisen die 
Ländersozialberichte erhebliche inhaltliche und methodische Unterschiede auf. So 
werden zum Teil unterschiedliche Datenquellen und unterschiedliche Indikatoren 
verwendet. Aus diesem Grund sind die Ergebnisse nur sehr eingeschränkt ver-
gleichbar. Auch die Periodizität der Veröffentlichungen unterscheidet sich von Land 
zu Land sehr deutlich und reicht von einem einmaligen Bericht in Form einer Be-
standsaufnahme bis hin zu einer kontinuierlichen Berichterstattung, die jährlich 
fortgeschrieben wird (siehe Tabelle 7). In der Regel basieren die Sozialberichte der 
Länder auf Forschungsaufträgen, die von den jeweiligen Landesregierungen an 
Forschungsinstitute erteilt werden. Zum Teil wird von den Forschungsinstituten der 
gesamte Bericht erstellt, teilweise werden aber auch Gutachten zu bestimmten 
Themengebieten in Auftrag gegeben, auf deren Basis der Bericht von dem feder-
führenden Ressort der Landesregierung erstellt wird. Auch die Statistischen Lan-
desämter sind häufig an der Erarbeitung der Sozialberichte beteiligt, da sie für die 
Bereitstellung der amtlichen Statistiken aus unterschiedlichen Themenbereichen 
zuständig sind. 
                                                                                          
22) Vgl. Mardorf, S.: Konzepte und Mehoden von Sozialberichterstattung, Wiesbaden 2006, S. 29. 
23) http://www.mags.nrw.de/sozialberichte/sozialberichte_anderer_institutionen/national/index.php. 
24) Sozialreport 1990 – Daten und Fakten zur sozialen Lage in der DDR, Institut für Soziologie und So-
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Tabelle 7: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im sozial-
politischen Bereich 25) 






Württemberg Migration und Migrantenfami-
lien in Baden-Württemberg. 
Familienbericht 2004, Teil 2. 
Ministerium für Arbeit und Sozia-
les Baden-Württemberg 
2004 
Material- und Analyseband zur 
sozialen Lage in Bayern 1998 
Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit 
1999 
Bayern 
Bericht der Staatsregierung 
zur sozialen Lage in Bayern 
Bayerische Staatsregierung 1999 
Bericht zur sozialen Lage in 
Berlin 











1999. Eine soziale Diagnose 
für Berlin 
1999 
Armut und soziale Ungleich-
heit in Berlin. Armutsbericht 
2002 
2002 
Sozialstrukturatlas Berlin 2003 
- Ein Instrument der quantita-
tiven, interregionalen und in-
tertemporalen Sozialraumana-
lyse und -planung 
2004 
Berlin 
Zur gesundheitlichen und so-
zialen Lage von Kindern in 
Berlin 
Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz 
2006 
Soziale Lage und Gesundheit 
von jungen Menschen im 
Land Brandenburg 2001 
2001 
Sozialpolitik im Überblick 2003 2003 
Zwei Geschlechter – Zwei 
Gesundheiten? 
Ministerium für Arbeit, Soziales, 




ren 2004 - Aktuelle Daten zur 
sozialen Lage im Land Bran-
denburg 
Landesgesundheitsamt im Lan-




Gesund alt werden - Soziale 
und gesundheitliche Lage äl-
terer Menschen im Land Bran-
denburg 
Ministerium für Arbeit, Soziales, 




Bislang noch kein umfassender Sozialbericht seitens der Landesregierung 
erschienen 




Armut in Hamburg II. Beiträge 
zur Sozialberichterstattung. 
Zweiter Armutsbericht für die 
Freie und Hansestadt Ham-
burg 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales 1997 
Hessen 
Bislang noch kein umfassender Sozialbericht seitens der Landesregierung 
erschienen, erster Bericht ist derzeit in Planung 
 
                                                                                          
25) Auf der Internetseite „Sozialberichte NRW online“ finden sich ein aktueller Überblick über die Sozi-
alberichte der Länder, Informationen zu den jeweiligen Inhalten und Ansprechpartner sowie Verwei-
se zu den Berichten. 
(http://www.mags.nrw.de/sozialberichte/sozialberichte_anderer_institutionen/national/laender/index.
php). 
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Noch Tabelle 7: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im sozial- 
politischen Bereich  
Bundesland Titel Herausgeber Jahr 
Sozialberichterstattung für das 
Land Mecklenburg-
Vorpommern - Alleinerziehen-




Sozialberichterstattung für das 
Land Mecklenburg-
Vorpommern - Problemgrup-
pen des Arbeitsmarktes - 
Langzeitarbeitslose und ar-
beitslose Behinderte 
Sozialministerium des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 
1999 
Landesbericht zur Entwicklung 
von Armut und Reichtum 










Sozialbericht 1998 1998 
Sozialbericht 2003 2003 




Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales 
2007 





Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit des Landes 
Rheinland-Pfalz 2004 
Saarland 
Bislang noch kein umfassender Sozialbericht seitens der Landesregierung 
erschienen 
Sächsischer Familienbericht 1997 
Zur sozialen Lage im Freistaat 
Sachsen 
Sächsisches Staatsministerium 
für Soziales, Gesundheit und 
Familie 2002 
Zweiter sächsischer Kinder- 
und Jungendbericht  
2003 
Sächsischer Seniorenbericht  2004 
Sachsen 
Sozialbericht 2006 - Lebens-





richt des Landes Sachsen-
Anhalt 2000/2001 
Ministerium für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit und Soziales des 
Landes Sachsen-Anhalt 
2002 




Sozialbericht des Landes 
Sachsen-Anhalt 2002-2004 
Ministerium für Gesundheit und 





Ministerium für Arbeit, Gesund-
heit und Soziales des Landes 
Schleswig-Holstein 
1999 
3. Thüringer Sozialbericht 2003 
Thüringen Materialband zum 3. Thürin-
ger Sozialbericht 
Thüringer Ministerium für Sozia-
les, Familie und Gesundheit 2003 
Im Jahr 2000 erteilte der Deutsche Bundestag der Bundesregierung den Auftrag, in 
jeder Legislaturperiode einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen. Der erste 
Bericht wurde 2001 unter dem Titel „Lebenslagen in Deutschland“ veröffentlicht; 
der zweite Bericht folgte vier Jahre später im März 2005 und der dritte Bericht im 
Juli 2008. Mit diesen jeweils mehrere Hundert Seiten umfassenden Berichten wur-
de erstmals eine detaillierte Analyse der sozialen Lage in ganz Deutschland mit 
national vergleichbaren Standards vorgelegt. Dabei wurden die Lebenslagen der 
Menschen in Deutschland im Hinblick auf Einkommen, Vermögen, Erwerbstätigkeit 
und Bildungsbeteiligung auf Basis objektiver statistischer Daten analysiert. Zielset-
zungen einer regelmäßigen Armuts- und Reichtumsberichterstattung sind laut 
Bundesregierung u. a. die Bestandsaufnahme und Analyse der sozialen Realität 
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suchungen sowie die Darstellung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung.26) Den drei Armuts- und Reichtumsberichten der Bundes-
regierung liegen Statistiken aus unterschiedlichen amtlichen und nichtamtlichen 
Datenquellen zugrunde. Die Ergebnisse werden in der Regel nicht nach Bundes-
ländern aufgegliedert, sondern stellen die Situation auf Bundesebene im Zeitver-
lauf dar. Die Anbindung der nationalen Armuts- und Reichtumsberichterstattung an 
die Sozialschutzaktivitäten auf Ebene der Europäischen Union zeigt sich in der 
Verwendung der sogenannten „Laeken-Indikatoren“ ab dem zweiten Armuts- und 
Reichtumsbericht. Es handelt sich dabei um 18 soziale Indikatoren, die vom Euro-
päischen Rat im Jahr 2001 verabschiedet wurden und seitdem eine zentrale Rolle 
bei der regelmäßigen Sozialberichterstattung auf europäischer Ebene spielen. 
Neben dem Armuts- und Reichtumsbericht existieren auf Bundesebene weitere 
Standardwerke, die anhand statistischer Daten die soziale Lage unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen darstellen (siehe Tabelle 8). Dabei ist im Wesentlichen zwi-
schen amtlichen und nichtamtlichen Akteuren zu unterscheiden. Zu den amtlichen 
Akteuren zählen auf Bundesebene hauptsächlich die Ministerien, die im sozialpoli-
tischen Bereich aktiv sind. Bei den nichtamtlichen Akteuren kann zwischen den 
(Wohlfahrts-) Verbänden und den Sozialforschungsinstituten als Herausgeber der 
Berichte unterschieden werden. Die Veröffentlichungen der großen Wohlfahrtsver-
bände konzentrieren sich recht konkret auf die Armutsberichterstattung, während 
die Sozialforschungsinstitute mehrere Themenbereiche in die Berichterstattung mit 
einbeziehen. 
Ein weiteres Standardprodukt im Bereich der Sozialberichterstattung ist der „Da-
tenreport“, der 1985 erstmals als Gemeinschaftsveröffentlichung von Statistischem 
Bundesamt, dem Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen Mannheim 
(ZUMA), dem Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) und der 
Bundeszentrale für politische Bildung publiziert wurde. Ziel der gemeinsamen Ver-
öffentlichung war es, eine „Brücke“ zwischen amtlicher Statistik und empirischer 
Sozialforschung zu schlagen und eine regelmäßige Sozialberichterstattung in Form 
einer umfassenden Darstellung der Lebensbedingungen und dem subjektiven 
Wohlbefinden in Deutschland zu etablieren. Der Datenreport erscheint in einem 
zweijährigen Rhythmus und richtet sich an die breite Öffentlichkeit. Er besteht aus 
zwei voneinander unabhängigen Teilen. Der erste Teil wird im Statistischen Bun-
desamt erstellt und bietet einen Überblick über das gesamte Themenspektrum der 
amtlichen Statistik. Der zweite Teil basiert auf unterschiedlichen repräsentativen 
Befragungen und fokussiert auf gesellschafts- und sozialpolitische Themen. Dieser 
Teil wird von den oben genannten Sozialforschungsinstituten konzipiert und erwei-
tert das Informationsangebot der amtlichen Statistik. 
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Titel  Federführung 
Armuts- und Reichtumsbericht 
Sozialbericht 
Sozialbudget 
Nationaler Strategiebericht Sozialschutz 
und soziale Eingliederung 
Alterssicherung in Deutschland 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales (BMAS) 
Bildungsbericht 
Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF), Kultusminister-
konferenz der Länder 
Migrationsbericht 
Bundesamt für Migration und Flücht-
linge 
Bericht über die Lage von Ausländerinnen 
und Ausländer in Deutschland 
Beauftragte der Bundesregierung 
für Migration, Flüchtlinge und 
Integration 
Die wirtschaftliche und soziale Lage der 
Studierenden in der Bundesrepublik 
Deutschland 
BMBF in Zusammenarbeit mit dem 
Deutschen Studentenwerk 
Bericht zur Lage der älteren Generation 
Familienbericht 
Kinder- und Jugendbericht 
Altenbericht 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) 
Wohngeld- und Mietenbericht 
Bundesministerium für Verkehr, Bau 
und Stadtentwicklung (BMVBS) 
Bund 
Datenreport (Teil 1) 
Statistisches Bundesamt, Bundes-
zentrale für politische Bildung 
Länder siehe Tabelle 7 
Kommunen Es existieren mindestens 342 kommunale Sozialberichte 27) 
 
                                                                                          
27)  Vgl. Mardorf, S.: Konzepte und Methoden von Sozialberichterstattung, Wiesbaden 2006, S. 164. 
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Titel  Federführung 
Armut und Ungleichheit in Deutschland 
Deutscher Paritätischer Wohlfahrts-
verband (DPW), Deutscher Gewerk-
schaftsbund (DGB), Hans-Böckler-
Stiftung 
Sozialpolitische Bilanzen u. a. zu Armut 
von Kindern und Jugendlichen/Armut und 
Gesundheit 
Nationale Armutskonferenz 
Arme unter uns Caritas 
Armes reiches Deutschland 26 kirchliche Herausgeber 
Armut in Deutschland – Bevölkerungs-
gruppen unterhalb der ALG II-Grenze 
Hans-Böckler-Stiftung, 
J. W. Goethe-Universität 
Frankfurt a. M. 
Verbände 
Mehrere Berichte zur Armut von Kindern 
und Jugendlichen 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
Datenreport Teil 2 
Bundeszentrale für politische Bil-
dung, Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung (WZB), Zentrum 





Brandenburg e.V. (SFZ) 
Zahlreiche Publikationen auf Basis der 
allgemeinen Bevölkerungsumfrage der 
Sozialwissenschaften (ALLBUS) 
Gesellschaft sozialwissenschaft-





Zahlreiche Publikationen auf Basis des 
Sozio-ökonomischen Panel (SOEP) 
Deutsches Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW) 
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Tabellen/Zeitreihen 
Tabelle A1: Empfänger/-innen von Leistungen der sozialen Mindestsicherung 
am Jahresende 2006 nach Ländern 
Leistungen nach dem SGB II 
davon Land zusam-




a. v. Einr. 2) 
Grund- 
sicherung 3) 
Asyl 4) KOF 5) 
Insge-
samt 
Baden-Württemberg . .  511 993   358 607   153 386   5 409   67 236   15 797   6 384 606 819 
Bayern . . . . . . . . . . . . .  549 987   392 184   157 803   8 075   82 833   12 677   6 092 659 664 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . .  606 120   451 638   154 482   7 233   51 922   13 168   3 313   681 756 
Brandenburg . . . . . . . .  346 809   271 304   75 505   1 802   16 954   4 616    989   371 170 
Bremen . . . . . . . . . . . . .  100 200   71 914   28 286   1 506   9 753   4 139    405   116 003 
Hamburg . . . . . . . . . . .  203 848   148 203   55 645   3 130   23 618   10 029   1 675   242 300 
Hessen . . . . . . . . . . . . .  457 579   319 854   137 725   9 284   57 303   14 949   6 941   546 056 
Mecklenburg- 
Vorpommern . . . . . . .  280 133   219 395   60 738   1 594   14 863   3 588    692   300 870 
Niedersachsen . . . . . .  708 113   497 085   211 028   8 673   74 064   25 468   4 859   821 177 
Nordrhein-Westfalen .  1 692 420 1 200 963   491 457 19 384 164 661   58 416 16 613 1 951 494 
Rheinland-Pfalz . . . . .  260 174   183 156   77 018   2 881   31 834   6 758   2 824   304 471 
Saarland . . . . . . . . . . . .  87 659   63 870   23 789   1 390   9 725   2 114    871   101 759 
Sachsen . . . . . . . . . . . .  565 924   441 445   124 479   2 841   21 778   7 039   2 014   599 596 
Sachsen-Anhalt . . . . .  381 066   298 136   82 930   2 481   17 415   6 098    865   407 925 
Schleswig-Holstein . . .  257 268   182 102   75 166   4 767   26 519   4 420   2 546   295 520 
Thüringen . . . . . . . . . . .  274 200   210 965   63 235   1 368   11 513   4 286   2 766   294 133 
Deutschland . . . . . . . .  7 283 493 5 310 821 1 972 672 81 818 681 991 193 562 59 849 8 300 713 
      
1) Arbeitslosengeld II. 
2) Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII. 
3) Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII. 
4) Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
5) Laufende Leistungen der Kriegsopferfürsorge. 
Quellen: Leistungen nach SGB II: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, alle weiteren Daten:
Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
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Tabelle A2: Bruttoausgaben für ausgewählte Leistungen der sozialen 
Mindestsicherung im Jahr 2006 nach Ländern 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
im Rahmen der Sozialhilfe nach 
SGB XII 
davon 
















in 1 000 EUR 
Baden-Württemberg . . . . .  376 670,9 38 717,9 337 953,0 56 292,5 51 265,6 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . .  443 540,0 41 910,8 401 629,2 73 989,1 75 752,9 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  276 346,8 53 221,7 223 125,1 63 662,9 21 637,3 
Brandenburg . . . . . . . . . . . .  69 089,5 7 961,5 61 128,0 16 748,1 3 175,7 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . .  52 400,9 10 300,3 42 100,6 20 430,1 5 112,3 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . .  141 108,9 21 880,5 119 228,4 38 710,9 13 341,3 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . .  347 414,7 61 460,7 285 953,9 76 429,8 56 316,2 
Mecklenburg-Vorpommern  62 076,0 7 490,7 54 585,3 15 299,2 1 827,3 
Niedersachsen . . . . . . . . . .  427 493,4 46 774,7 380 718,7 104 890,4 40 493,4 
Nordrhein-Westfalen . . . . .  828 907,7 105 451,3 723 456,5 244 717,7 195 289,4 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . .  166 981,1 11 228,2 155 752,9 28 368,3 26 760,2 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . .  53 960,0 6 358,9 47 601,2 6 850,8 6 269,1 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . .  93 767,6 11 444,6 82 323,0 33 855,0 7 633,1 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . .  73 032,3 10 207,0 62 825,2 27 478,0 5 380,9 
Schleswig-Holstein . . . . . .  161 872,2 22 697,4 139 174,9 24 415,4 14 872,4 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . .  45 651,0 5 331,5 40 319,5 18 798,8 5 608,7 
Deutschland . . . . . . . . . . . .  3 620 313,0 462 437,7 3 157 875,2 850 937,0 530 735,8 
      
1) Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII. 
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Tabelle A3: Empfänger/-innen von Arbeitslosenhilfe und Bruttoausgaben 






1 000 EUR 
1969 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  27 989 58 949 
1970 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  17 099 36 481 
1971 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  15 375 38 290 
1972 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  20 080 58 239 
1973 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  22 780 73 450 
1974 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  40 127 154 476 
1975 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  110 175 500 784 
1976 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  164 476 788 587 
1977 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  163 390 815 476 
1978 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  157 115 847 403 
1979 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  134 019 1 009 525 
1980 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  121 632 972 927 
1981 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  169 731 1 457 177 
1982 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  290 727 2 564 115 
1983 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  485 259 3 642 236 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  597 847 4 458 169 
1985 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  617 190 4 666 142 
1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  600 962 4 683 438 
1987 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  576 893 4 616 736 
1988 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  528 485 4 318 608 
1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  496 304 4 194 482 
1990 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  432 982 3 879 128 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  415 271 3 647 934 
1992 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  528 786 4 655 724 
1993 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  759 187 7 145 335 
1994 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  949 859 8 912 392 
1995 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  981 733 10 463 896 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 104 438 12 386 021 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 353 798 14 305 956 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 504 054 15 562 542 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 494 678 15 580 677 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 456 673 13 161 453 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 477 472 12 777 443 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 692 198 14 756 238 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 994 444 16 532 475 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 193 878 18 757 913 
      
*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet. 
1) Bestand im Jahresdurchschnitt. 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
 
  Anhang – Tabellen/Zeitreihen 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006 70 
Tabelle A4: Empfänger/-innen von Arbeitslosenhilfe und Empfängerquoten 











Baden-Württemberg . . . . . . . . . . . . . .  64 366 0,9 127 022 1,8 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 104 0,7 149 123 1,8 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  63 505 2,6 168 833 7,0 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  55 426 3,2 153 488 8,5 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16 879 3,6 24 738 5,6 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21 866 1,8 41 523 3,5 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  44 563 1,1 103 712 2,5 
Mecklenburg-Vorpommern . . . . . . . .  45 203 3,6 119 182 9,9 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  86 075 1,6 181 840 3,5 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . . . . . . .  216 673 1,8 430 721 3,6 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . . . . . .  28 313 1,1 65 989 2,5 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  17 388 2,4 24 136 3,5 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  85 175 2,8 245 965 8,4 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . . . . . . .  64 334 3,4 171 946 10,0 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . . . . . . . .  27 731 1,5 63 960 3,5 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  52 259 3,0 121 698 7,4 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  949 858 1,7 2 193 878 4,0 
      
*) Bestand jeweils im Jahresdurchschnitt. 
1) Anteil der Empfänger/-innen von Arbeitslosenhilfe an der Bevölkerung im Alter von 15 bis unter 
65 Jahren in %. 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Tabelle A5: Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne und 




Sozialhilfe im engeren 
Sinne 1) Deutsche Ausländer/-innen 
Jahr 
Anzahl 


















1963 . . . . . . . . . . . . .  584 1,0 · · · · 
1964 . . . . . . . . . . . . .  560 1,0 · · · · 
1965 . . . . . . . . . . . . .  522 0,9 · · · · 
1966 . . . . . . . . . . . . .  540 0,9 · · · · 
1967 . . . . . . . . . . . . .  544 0,9 · · · · 
1968 . . . . . . . . . . . . .  521 0,9 · · · · 
1969 . . . . . . . . . . . . .  510 0,8 · · · · 
1970 . . . . . . . . . . . . .  528 0,9 · · · · 
1971 . . . . . . . . . . . . .  582 0,9 · · · · 
1972 . . . . . . . . . . . . .  625 1,0 · · · · 
1973 . . . . . . . . . . . . .  676 1,1 · · · · 
1974 . . . . . . . . . . . . .  768 1,2 · · · · 
1975 . . . . . . . . . . . . .  852 1,4 · · · · 
1976 . . . . . . . . . . . . .  905 1,5 · · · · 
1977 . . . . . . . . . . . . .  948 1,5 · · · · 
1978 . . . . . . . . . . . . .  908 1,5 · · · · 
1979 . . . . . . . . . . . . .  852 1,4 · · · · 
1980 . . . . . . . . . . . . .  851 1,4 781 1,4 71 1,5 
1981 . . . . . . . . . . . . .  847 1,4 760 1,3 87 1,8 
1982 . . . . . . . . . . . . .  1 025 1,7 917 1,6 109 2,3 
1983 . . . . . . . . . . . . .  1 141 1,9 1 023 1,8 118 2,6 
1984 . . . . . . . . . . . . .  1 217 2,0 1 092 1,9 126 2,9 
1985 . . . . . . . . . . . . .  1 398 2,3 1 214 2,1 184 4,1 
1986 . . . . . . . . . . . . .  1 468 2,4 1 229 2,2 239 5,1 
1987 . . . . . . . . . . . . .  1 552 2,5 1 275 2,2 278 6,5 
1988 . . . . . . . . . . . . .  1 619 2,6 1 271 2,2 348 7,5 
1989 . . . . . . . . . . . . .  1 737 2,8 1 324 2,3 414 8,3 
1990 . . . . . . . . . . . . .  1 772 2,8 1 289 2,2 483 8,9 
Deutschland 
1991 . . . . . . . . . . . . .  2 036 2,5 1 469 2,0 567 9,3 
1992 . . . . . . . . . . . . .  2 339 2,9 1 581 2,1 758 11,4 
1993 . . . . . . . . . . . . .  2 450 3,0 1 705 2,3 745 10,7 
1994 3) . . . . . . . . . . .  2 258 2,8 1 813 2,4 445 6,3 
1995 . . . . . . . . . . . . .  2 516 3,1 1 995 2,7 520 7,1 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . .  2 695 3,3 2 057 2,8 637 8,5 
1997 . . . . . . . . . . . . .  2 893 3,5 2 228 3,0 665 9,0 
1998 . . . . . . . . . . . . .  2 879 3,5 2 215 3,0 665 9,1 
1999 . . . . . . . . . . . . .  2 792 3,4 2 163 2,9 629 8,6 
2000 . . . . . . . . . . . . .  2 677 3,3 2 083 2,8 594 8,2 
2001 . . . . . . . . . . . . .  2 699 3,3 2 097 2,8 602 8,2 
2002 . . . . . . . . . . . . .  2 757 3,3 2 143 2,8 614 8,4 
2003 4) . . . . . . . . . . .  2 816 3,4 2 198 2,9 618 8,4 
2004 . . . . . . . . . . . . .  2 910 3,5 2 275 3,0 635 8,7 
      
1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. 
2) Anteil an der jeweiligen Bevölkerung in %. 
3) Rückgang der Sozialhilfeempfängerzahl aufgrund der Einführung des Asylbewerberleistungsgesetzes im November 
1993. 
4) Inklusive geringfügiger nachträglicher Korrekturen von Bayern, Hessen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-
Holstein. Die Einführung des Grundsicherungsgesetzes zum 1. Januar 2003 bewirkte insbesondere bei den über 
65-Jährigen einen Rückgang der Sozialhilfeempfängerzahl. 
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Tabelle A6: Bruttoausgaben der Hilfe zum Lebensunterhalt von 1980 
bis 2004 




in Einrichtungen Jahr 
in EUR 
Früheres Bundesgebiet 
1980 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 218 317 456 1 873 987 957  344 329 498 
1981 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 451 859 516 2 084 557 595  367 301 920 
1982 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 822 676 064 2 430 876 485  391 799 577 
1983 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 130 525 026 2 729 226 843  401 298 181 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 451 999 030 3 022 783 935  429 215 094 
1985 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 102 894 179 3 638 815 550  464 078 629 
1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 803 810 861 4 324 440 592  479 370 268 
1987 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 250 773 945 4 770 840 508  479 933 436 
1988 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  5 604 912 563 5 116 482 735  488 429 826 
1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 038 720 551 5 525 160 970  513 559 581 
1990 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  6 634 689 957 6 050 887 727  583 802 230 
Deutschland 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  7 283 608 723 6 404 845 519  878 763 202 
1992 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 039 886 707 7 084 948 119  954 938 588 
1993 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 212 036 078 8 243 958 284  968 077 781 
1994 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 666 374 416 7 884 426 280  781 948 136 
1995 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 604 861 176 8 848 354 297  756 506 878 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 925 659 218 9 760 002 837  676 948 263 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 318 104 088 9 796 354 697  521 749 391 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 542 539 810 10 152 879 521  389 660 288 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  10 044 484 770 9 746 056 238  298 428 532 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 776 577 580 9 518 151 140  258 426 440 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 668 852 442 9 434 408 105  234 444 337 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 828 034 831 9 614 068 594  213 966 237 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 816 875 554 9 615 683 880  201 191 674 
2004 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 980 698 786 9 802 045 766  178 653 020 
      
1) Bis Berichtsjahr 2000 geringfügige Rundungsdifferenzen möglich (DM/EUR). 
2) Inklusive einer Korrektur des Statistischen Landesamts Berlin. 
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Tabelle A7: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei 
Erwerbsminderung am Jahresende 2006 nach Ländern 













Baden-Württemberg . . . . . .  67 236 0,77 29 195 38 041 30 888 36 348 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . .  82 833 0,81 35 791 47 042 35 502 47 331 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  51 922 1,79 23 728 28 194 22 379 29 543 
Brandenburg . . . . . . . . . . . .  16 954 0,77 8 233 8 721 10 502 6 452 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 753 1,74 3 834 5 919 3 745 6 008 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . .  23 618 1,59 10 425 13 193 8 351 15 267 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . .  57 303 1,15 24 465 32 838 24 689 32 614 
Mecklenburg-Vorpommern  14 863 1,02 7 265 7 598 9 245 5 618 
Niedersachsen . . . . . . . . . . .  74 064 1,14 32 463 41 601 36 212 37 852 
Nordrhein-Westfalen . . . . .  164 661 1,12 65 567 99 094 67 144 97 517 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . .  31 834 0,96 13 388 18 446 14 725 17 109 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . .  9 725 1,12 3 775 5 950 4 083 5 642 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . .  21 778 0,59 10 238 11 540 12 889 8 889 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . .  17 415 0,82 8 317 9 098 10 782 6 633 
Schleswig-Holstein . . . . . . .  26 519 1,15 11 625 14 894 13 128 13 391 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . .  11 513 0,58 5 600 5 913 7 184 4 329 
Deutschland . . . . . . . . . . . .  681 991 1,00 293 909 388 082 311 448 370 543 
Nachrichtlich:       
Früheres Bundesgebiet 2)  547 546 1,02 230 528 317 018 238 467 309 079 
Neue Länder 2) . . . . . . . . .  82 523 0,72 39 653 42 870 50 602 31 921 
       
1) Anteil der Hilfebezieher an der Bevölkerung ab 18 Jahren in %.  
2) Ohne Berlin. 
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Tabelle A8:  Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem Asylbewerber- 
leistungsgesetz von 1994 bis 2006 jeweils am Jahresende 
nach Geschlecht 
Jahr Insgesamt Männlich Weiblich 
1994 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  446 500 264 200 182 300 
1995 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  488 974 288 005 200 969 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  489 742 287 588 202 154 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  486 643 287 101 199 542 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  438 873 263 093 175 780 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  435 930 255 311 180 619 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  351 642 204 218 147 424 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  314 116 186 010 128 106 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  278 592 166 086 112 506 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  264 240 157 249 106 991 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  230 148 135 271 94 877 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  211 122 122 699 88 423 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  193 562 111 324 82 238 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 
1995 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  +   9,5 +   9,0 + 10,2 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  +   0,2 –   0,1 +   0,6 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   0,6 –   0,2 –   1,3 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   9,8 –   8,4 – 11,9 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   0,7 –   3,0 +   2,8 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 19,3 – 20,0 – 18,4 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 10,7 –   8,9 – 13,1 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 11,3 – 10,7 – 12,2 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   5,2 –   5,3 –   4,9 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  – 12,9 – 14,0 – 11,3 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   8,3 –   9,3 –   6,8 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  –   8,3 –   9,3 –   7,0 
       
1) Gerundete Zahlen. 
2) Die Angaben für das Berichtsjahr 1995 weisen eine geringfügige Untererfassung auf, da die Daten von Bremer-
haven fehlen; dies entspricht einer Größenordnung von ca. 1 400 Regelleistungsempfängern/-innen bzw. 500 Haus-
halten. 
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Tabelle A9:  Empfänger/-innen laufender Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
und Bruttoausgaben der Kriegsopferfürsorge von 
1963 bis 2006 *) 
Bruttoausgaben im Laufe des  




gen am Jahresende insgesamt 
davon Hilfe zur  
Pflege 1) 
Früheres Bundesgebiet 
1963 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  173 000 159 · 
1964 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  160 000 170 · 
1965 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  167 000 194 · 
1966 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  176 000 242 · 
1967 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  173 000 240 · 
1968 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  171 000 232 · 
1969 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  172 000 238 · 
1970 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  178 000 256 · 
1971 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  187 000 305 · 
1972 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  205 000 367 · 
1973 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  212 000 409 · 
1974 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  225 000 458 · 
1975 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  215 000 499 · 
1976 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  208 000 480 · 
1977 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  193 000 470 · 
1978 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  190 000 476 · 
1979 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  187 000 516 · 
1980 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  190 000 572 · 
1981 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  183 000 624 · 
1982 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  172 000 645 · 
1983 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  142 000 627 · 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 000 644 · 
1985 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 000 673 400 
1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 000 720 436 
1987 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  130 000 752 465 
1988 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 000 797 504 
1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  141 000 832 535 
1990 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  154 000 907 594 
Deutschland 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  153 000 996 669 
1992 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  159 000 1 099 760 
1993 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  168 000 1 240 883 
1994 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  161 000 1 348 993 
1995 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  149 000 1 354 1 014 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  133 000 1 195 871 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  117 000 765 459 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  107 000 689 400 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  99 000 649 370 
2000 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  97 000 630 370 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  85 000 591 342 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  76 000 588 349 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 000 531 295 
       
*) Zahlen gerundet. 
1) Durch Änderungen in der Statistik sind die Ausgaben für die Hilfe zur Pflege vor 1985 nur eingeschränkt vergleich-
bar. Aus diesem Grund wird auf die Darstellung der Zahlen verzichtet. 
2) Seit Berichtsjahr 2000 wird die Statistik nur noch alle 2 Jahre erhoben. 
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Tabelle A10:  Empfänger/-innen von Leistungen nach dem Bundesausbildungs-






Anzahl % Anzahl % 
Früheres Bundesgebiet 
1977 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  908 314 294 100 32,4 614 214 67,6 
1978 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  967 552 334 524 34,6 633 028 65,4 
1979 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 111 343 503 905 45,3 607 438 54,7 
1980 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 274 073 601 012 47,2 673 061 52,8 
1981 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 269 758 448 854 35,3 820 904 64,7 
1982 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 251 598 446 227 35,7 805 371 64,3 
1983 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  961 797 341 183 35,5 620 614 64,5 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  585 997 229 510 39,2 356 487 60,8 
1985 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  535 969 207 095 38,6 328 874 61,4 
1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  505 336 192 177 38,0 313 159 62,0 
1987 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  501 660 188 592 37,6 313 068 62,4 
1988 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  490 136 198 670 40,5 291 466 59,5 
1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  497 531 196 773 39,5 300 758 60,5 
1990 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  582 153 203 365 34,9 378 788 65,1 
Deutschland 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  873 167 332 520 38,1 540 647 61,9 
1992 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  845 965 283 941 33,6 562 024 66,4 
1993 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  771 267 224 455 29,1 546 812 70,9 
1994 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  692 505 216 278 31,2 476 227 68,8 
1995 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  623 740 226 600 36,3 397 140 63,7 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  577 312 210 703 36,5 366 609 63,5 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  535 262 188 123 35,1 347 139 64,9 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  531 476 179 074 33,7 352 402 66,3 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  541 822 189 182 34,9 352 640 65,1 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  559 313 185 374 33,1 373 939 66,9 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  650 386 289 380 44,5 361 006 55,5 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  722 699 338 556 46,8 384 143 53,2 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  776 536 360 926 46,5 415 610 53,5 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  809 607 379 816 46,9 429 791 53,1 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  828 331 393 252 47,5 435 079 52,5 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  817 546 387 352 47,4 430 194 52,6 
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Tabelle A11:  Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel 
SGB XII insgesamt und nach ausgewählten Hilfearten im Laufe 







(6. Kapitel SGB XII) 1)
Hilfe zur Pflege 
(7. Kapitel SGB XII) 1) 
Baden-Württemberg . . . . . . . .  103 522 60 113 33 670 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  164 510 109 045 42 645 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  69 853 28 919 33 356 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . .  34 811 25 132 7 602 
Bremen 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11 785 4 890 6 016 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . .  29 721 14 065 13 118 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  80 238 45 762 26 381 
Mecklenburg-Vorpommern .  26 960 18 627 6 431 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . .  119 419 75 872 35 163 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . .  238 382 117 441 102 733 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . .  45 955 25 277 15 116 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18 575 12 343 4 716 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  55 562 37 288 13 537 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . .  31 026 20 677 8 227 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . .  41 460 27 458 11 875 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . .  26 515 20 155 5 569 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . .  1 098 294 643 064 366 155 
Nachrichtlich: 
    
Früheres Bundesgebiet 3) .  853 567 492 266 291 433 
Neue Länder 3) . . . . . . . . . . . .  174 874 121 879 41 366 
     
1) Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausgeschlossen, als sie aufgrund der Meldungen erkennbar waren. 
2) Die Empfängerzahlen für Bremen sind auf Grundlage der Ergebnisse vom 31.12.2006 geschätzt worden. 
3) Ohne Berlin. 
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Einführung 
Der vorliegende Bericht über die soziale Mindestsicherung in Deutschland ist Teil 
des Projekts „Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik“, welches in dieser 
Form seit Mitte 2006 von den Statistischen Ämtern des Bundes und der Länder 
durchgeführt wird. Dieses Projekt basiert auf zwei Säulen: 
Die erste Säule bietet – in Form statistischer Berichte – eine Gesamtschau über 
die staatlichen Transferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme in 
Deutschland, und zwar auf Ebene des Bundes und der Länder. Im September 
2008 ist der erste Bericht „Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2006“  
erschienen. Diese als erste Bestandsaufnahme angelegte Publikation gibt einen 
groben Überblick über Fallzahlen, Strukturen und Ausgaben der sozialen Mindest-
sicherungssysteme in Deutschland, und zwar vor bzw. nach Einführung der „Hartz-
IV-Reformen“ Anfang 2005. Mit dem nunmehr vorliegenden zweiten Mindestsiche-
rungsbericht wird diese Berichterstattung fortgesetzt und weiterentwickelt, wobei 
die Datenlage bis einschließlich Ende 2007 berücksichtigt ist. 
Abbildung 1: Überblick zum Projekt „Sozialberichterstattung der amtlichen 
Statistik“ 
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Die zweite Säule des Projekts „Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik“ ist 
die Bereitstellung von Indikatoren zur Messung von Armut und sozialer Ausgren-
zung auf Ebene von Bund und Ländern. Damit soll dem wachsenden Bedarf nach 
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Rechnung getragen werden. Diese Indikatoren, detaillierte methodische Erläu-
terungen zu den für die Sozialberichterstattung relevanten Datenquellen und den 
angewandten Berechnungsverfahren sowie Hinweise zu Ansprechpartnern und 
weiteren Informationsquellen wurden im Mai 2009 im gemeinsamen „Statistik-
Portal“ der Statistischen Ämter des Bundes und Länder im Internet veröffentlicht. 
Dieses neue Informationsangebot, das im Rahmen des Projekts „Sozialberichter-
stattung der amtlichen Statistik“ nunmehr regelmäßig aktualisiert und weiterentwi-
ckelt werden soll, steht im Statistik-Portal unter folgendem Link zur Verfügung 1): 
www.amtliche-sozialberichterstattung.de 
Der hier vorliegende zweite Mindestsicherungsbericht stellt die aktuellen Struktur-
daten der verschiedenen Mindestsicherungsleistungen für das Berichtsjahr 2007 in 
den Blickpunkt. Sofern möglich und sinnvoll, wird auf die Veränderungen zu 2006 
eingegangen. Für Fragen zur Datenlage vor Einführung von „Hartz IV“ wird auf die 
ausführlichen Darstellungen im ersten Mindestsicherungsbericht verwiesen. Glei-
ches gilt für die Ausführungen zu weiteren Sozialleistungen (BAföG, Wohngeld, 
besondere Leistungen der Sozialhilfe nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII, Kinder-
zuschlag), die in Form von Zuschüssen ebenfalls dazu beitragen, einkommens-
schwächere Haushalte finanziell zu unterstützen 2). 
Im folgenden Kapitel werden zunächst die wichtigsten Eckdaten zur sozialen Min-
destsicherung in Deutschland sowie auf Länderebene zusammenfassend darge-
stellt. In den Kapiteln 2 bis 5 werden dann die verschiedenen Sozialleistungen  
detailliert statistisch betrachtet, die im Rahmen des Projekts „Sozialberichterstat-
tung der amtlichen Statistik“ zu den Leistungen der sozialen Mindestsicherung 
gezählt werden. Im Mittelpunkt stehen dabei die aktuelle Struktur der Leistungs-
empfänger/-innen im Jahr 2007 sowie die Entwicklung der jeweiligen Sozialleistun-
gen im Vergleich zum Vorjahr. Im Anhang der vorliegenden Publikation finden 
sich schließlich ein Überblick über die sonstigen Leistungen bzw. Systeme zur 
sozialen Sicherung, ein Überblick zur Sozialberichterstattung in Deutschland, 
umfangreiche Bundes- und Ländertabellen bzw. Zeitreihen sowie eine Übersicht 
der Adressen der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder sowie der Bun-
desagentur für Arbeit. 
 
                                                          
1) Innerhalb dieser Web-Site stehen unter der Rubrik “Mindestsicherung“ auch alle bisher im Rahmen 
des Projekts erstellten Berichte zur sozialen Mindestsicherung in Deutschland kostenfrei im pdf-
Format zur Verfügung. 
2) Aktuelle Daten zu diesen weiteren Sozialleistungen, die im Rahmen des Projekts „Sozialberichter-
stattung der amtlichen Statistik“ nicht zu den Mindestsicherungsleistungen gezählt werden, finden 
sich im Internet-Angebot des Statistischen Bundesamtes (www.destatis.de). Über Daten zum Kinder-
zuschlag verfügt die Familienkasse der Bundesagentur für Arbeit. 
Konzeption und  
Gliederung des  
2. Mindestsicherungs-
berichts 
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1 Wichtigste Eckdaten zur sozialen Mindestsicherung 
in Bund und Ländern 2007 
Mit den Transferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme (siehe Abbil-
dung 2) werden finanzielle Hilfen des Staates bezeichnet, die – zumindest ergän-
zend zu eventuell anderen vorhandenen Einkünften – zur Sicherung des grund- 
legenden Lebensunterhalts an leistungsberechtigte Personen ausgezahlt werden. 
Im Rahmen des Projekts „Sozialberichterstattung der amtlichen Statistik“ werden 
folgende Leistungen, die im vorliegenden Bericht näher betrachtet werden, zu den 
Mindestsicherungsleistungen gezählt: 
– Arbeitslosengeld II/Sozialgeld nach dem SGB II „Grundsicherung für Arbeitsu-
chende“ 
– Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen im Rahmen 
der Sozialhilfe nach dem SGB XII 
– Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Rahmen der Sozialhilfe 
nach dem SGB XII 
– Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
– Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach dem Bundesversorgungsgesetz 
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Erwerbsfähige Personen im Alter
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Welche Leistungen 
zählen zur sozialen 
Mindestsicherung? 
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Am Jahresende 2007 erhielten in Deutschland rund 8,1 Millionen Menschen Trans-
ferleistungen der sozialen Mindestsicherungssysteme, um ihren grundlegenden 
Lebensunterhalt zu bestreiten. Im Vergleich zum Vorjahr entspricht dies einem 
Rückgang von 3,0 %. Damit waren Ende 2007 rund 9,8 % (Vorjahr: 10,1 %) der in 
Deutschland lebenden Menschen auf existenzsichernde finanzielle Hilfen des 
Staates angewiesen. Im Verlauf des Jahres 2007 sind für diese Leistungen Kosten 
in Höhe von 41,6 Milliarden Euro entstanden; im Vergleich zum Vorjahr entspricht 
dies einem Ausgabenrückgang um knapp 9 %. 
Tabelle 1: Empfänger/-innen von Leistungen der sozialen Mindestsicherung 









wohner  Leistungsart 
Anzahl % Mrd. EUR EUR 
1)
 
Leistungen nach dem  
SGB II insgesamt ....................... 7 020 347 – 3,6 36,3 
2)
 441 
davon     
Arbeitslosengeld II .................... 5 098 196 – 4,0 . . 
Sozialgeld ................................. 1 922 151 – 2,6 . . 
Mindestsicherungsleistungen im 
Rahmen der Sozialhilfe nach 
dem SGB XII insgesamt ............. 821 061 + 7,5 4,1 49 
davon     
Laufende Hilfe zum Lebens-
unterhalt außerhalb von Ein-
richtungen ............................. 88 459 + 8,1 0,5 6 
Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung .......... 732 602 + 7,4 3,6 43 
Regelleistungen nach dem  
Asylbewerberleistungsgesetz ..... 153 300 – 20,8 0,8 9 
Laufende Leistungen  
der Kriegsopferfürsorge 
3)





Insgesamt .................................... 8 054 557 – 3,0 41,6 506 
     
1) Bruttoausgaben für die jeweilige Sozialleistung in Euro pro Person und Jahr. Bevölkerungsstand: durch-
schnittliche Bevölkerung im Jahr 2007. 
2) Ausgaben für Leistungen, die unmittelbar für die Kosten des Lebensunterhalts gezahlt werden (sogenann-
te „passive Leistungen“). 
3) Alle Angaben zur Kriegsopferfürsorgestatistik beziehen sich auf das Berichtsjahr 2006 (Statistik wird nur 
zweijährlich durchgeführt). 
4) Gesamtausgaben der Kriegsopferfürsorge; exakte Untergliederung der Ausgaben nach "laufenden Leis-
tungen" nicht möglich. 
Quellen:  Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Statistik der Bundesagentur für Arbeit,  
Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
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Der mit Abstand größte Teil der Empfänger/-innen und damit auch der Ausgaben 
für die soziale Mindestsicherung entfiel dabei auf die Leistungen nach dem zum 
1.1.2005 neu geschaffenen SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“. Rund  
7 Millionen Personen erhielten am Jahresende 2007 diese umgangssprachlich mit 
„Hartz IV“ bezeichneten Leistungen. Die Ausgaben für passive Leistungen nach 
dem SGB II – das sind Leistungen, die unmittelbar für die Kosten des Lebens- 
unterhalts gezahlt werden – beliefen sich im Verlauf des Jahres 2007 auf rund  
36,3 Milliarden Euro. 
Im regionalen Vergleich zeigt sich, dass – wie im Vorjahr – vor allem die Menschen 
in den Stadtstaaten und den neuen Bundesländern verstärkt auf Leistungen der 
sozialen Mindestsicherung angewiesen waren (siehe Abbildung 3). Mit der im Län-
dervergleich höchsten Bezugsquote von 19,9 % (Vorjahr: 20,1 %) erhielt jeder fünfte 
Berliner Bürger am Jahresende 2007 Leistungen zur Sicherung des grundlegen-
den Lebensunterhalts. Die zweithöchste Bezugsquote wies Bremen mit 17,0 % 
(Vorjahr: 17,5 %) auf. Unter den Flächenländern waren die höchsten Bezugsquo-
ten in Mecklenburg-Vorpommern mit 16,8 % (Vorjahr: 17,7 %) sowie in Sachsen-
Anhalt mit 16,3 % (Vorjahr: 16,6 %) festzustellen. 
Abbildung 3: Empfänger/-innen von sozialer Mindestsicherung am 
Jahresende 2007 nach Ländern 
Anteil der Personen mit Bezug von Mindestsicherungs- 



































Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Statistische Ämter des Bundes und der Länder
 
Die niedrigsten Bezugsquoten gab es Ende 2007 – ebenfalls wie im Vorjahr – in 
den südlichen Bundesländern. So erhielten in Baden-Württemberg 5,4 % (Vorjahr: 
5,7 %) der Bevölkerung Leistungen der Mindestsicherungssysteme. Bayern hatte 
mit 5,0 % (Vorjahr: 5,3 %) erneut die niedrigste Mindestsicherungsquote. Ferner 
wiesen – im Vergleich zum Bundesdurchschnitt – lediglich noch Rheinland-Pfalz 
mit 7,2 % (Vorjahr: 7,5 %), Hessen mit 8,8 % (Vorjahr: 9,0 %) sowie das Saarland 
Hohe Bezugsquoten 
in den Stadtstaaten 
und im Osten 
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mit 9,6 % (Vorjahr: 9,7 %) unterdurchschnittliche Mindestsicherungsquoten auf.  
Einen Überblick über die regionale Verteilung der Empfänger/-innen von Mindest-
sicherungsleistungen gibt das folgende Schaubild. 
Abbildung 4: Empfänger/-innen von sozialer Mindestsicherung  
am Jahresende 2007 nach Ländern 
Anteil der Personen mit Mindestsicherungsleistungen an 


































Die hier in aller Kürze angesprochenen zentralen Ergebnisse werden in den fol-
genden Kapiteln ausführlicher dargestellt. Dabei wird insbesondere auf die aktuelle 
Struktur der Leistungsempfänger/-innen zum Jahresende 2007 sowie die Entwick-
lung der jeweiligen Sozialleistungen im Vergleich zum Vorjahr eingegangen. 
 
  16,0 % und mehr 
  12,0 % bis 15,9 % 
 bis 7,9 % 
  8,0 % bis 11,9 % 
Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit; Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
Deutschland insgesamt: 9,8 % 
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2 Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II 
Mit dem „Vierten Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, welches 
umgangssprachlich als „Hartz IV“ bezeichnet wird, wurde zum Jahresbeginn 2005 
die vorherige Arbeitslosen- und Sozialhilfe für Erwerbsfähige durch die sogenannte 
„Grundsicherung für Arbeitsuchende“ ersetzt. Diese Leistung setzt sich aus dem 
Arbeitslosengeld II (ALG II) und dem Sozialgeld zusammen. ALG II erhalten  
erwerbsfähige Personen im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, die ihren Lebensun-
terhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können. Ihre im Haushalt lebenden 
nicht erwerbsfähigen Familienangehörigen (vor allem Kinder) erhalten Sozialgeld. 
Bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende handelt es sich um eine steuerfinan-
zierte Fürsorgeleistung, die sich ausschließlich am Bedarf der Empfänger/-innen 
orientiert und nicht – wie die ehemalige Arbeitslosenhilfe – am letzten Nettolohn. 
Als ein Ziel der Reform wurde benannt, besonders die strukturelle Langzeitarbeits-
losigkeit durch intensive Betreuung und stärkere Anreize zur Arbeitsaufnahme zu 
bekämpfen (Hilfe zur Selbsthilfe). Unter dem Leitbild „Fördern und Fordern“ wurden 
dabei einerseits neue Programme zur Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt 
aufgelegt sowie Anreize zur Stärkung der Eigeninitiative der ALG-II–Empfänger/ 
-innen angesetzt. Auf der anderen Seite sieht das Gesetz schärfere Sanktionsmög-
lichkeiten und Zumutbarkeitsregelungen als früher vor. 
Geregelt ist die Grundsicherung für Arbeitsuchende im Sozialgesetzbuch II 
(SGB II). Die finanzielle Belastung dieser Sozialleistung wird gemeinsam von Bund 
und Kommunen getragen. Um das komplette Leistungsangebot aus einer Hand 
anbieten zu können, sind Agenturen für Arbeit und Kommunen in insgesamt 346 
Arbeitsgemeinschaften (ARGE) zu zentralen Anlaufstellen zusammengefasst.3) 
Überdies nutzen insgesamt 69 Kreise und kreisfreie Städte die Möglichkeit der 
kommunalen Trägerschaft, d. h. die alleinige Betreuung von ALG-II-Empfängern. In 
23 Kommunen werden die Aufgaben im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende durch Arbeitsagenturen und kommunale Stellen in getrennter Trägerschaft 
wahrgenommen (Stand: Februar 2009). 4) 
Seit Inkrafttreten zum Jahresbeginn 2005 wurde das SGB II mehrfach durch den 
Gesetzgeber reformiert. Dabei handelt es sich vorwiegend um Korrekturen, wie die 
Neuregelung der Ausgabenbelastung zwischen Bund und Kommunen, die Ver-
schärfung von Sanktionsmöglichkeiten und Anspruchsvoraussetzungen, die Har-
monisierung der Verwaltungsvorgänge und die Angleichung sowie Anhebung der 
pauschalen Regelsätze. 
Wie oben bereits angesprochen, haben erwerbsfähige Hilfebedürftige im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben- 
den Personen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, sofern sie ihren Lebens- 
                                                          
3) Laut Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 20.12.2007 widerspricht die Einrichtung von Arbeits-
gemeinschaften dem Grundsatz eigenverantwortlicher Aufgabenwahrnehmung der kommunalen Trä-
ger und ist daher verfassungswidrig. Bis zu einer gesetzlichen Neuregelung (längstens bis zum 
31.12.2010) bleibt die Norm jedoch anwendbar. 
4) Siehe Statistik der Bundesagentur für Arbeit: SGB II-Kennzahlen für interregionale Vergleiche, Feb-
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unterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können. Erwerbsfähige Hilfebedürftige 
erhalten die Leistungen als ALG II, nicht erwerbsfähige als Sozialgeld. Als erwerbs-
fähig gilt, wer unter den Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens 
drei Stunden pro Tag arbeiten kann. 
Die Grundlage für die Berechnung der Leistungen nach dem SGB II ist wie bei der 
Sozialhilfe die sogenannte Bedarfsgemeinschaft. Zu einer Bedarfsgemeinschaft im 
Sinne des SGB II gehören: 
– die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen; 
– die im Haushalt lebenden Eltern oder der im Haushalt lebende Elternteil eines 
unverheirateten erwerbsfähigen Kindes, welches das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, und der im Haushalt lebende Partner dieses Elternteils; 
– der nicht dauernd vom erwerbsfähigen Hilfebedürftigen getrennt lebende Ehe-
gatte oder Lebenspartner; 
– die dem Haushalt angehörenden unverheirateten Kinder bis zur Vollendung 
des 25. Lebensjahres, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebens-
unterhalts nicht aus eigenem Einkommen oder Vermögen beschaffen können. 
Die Höhe der Leistungen orientiert sich am Bedarf der Empfänger/-innen. Dabei 
wird unter Berücksichtigung der Freibetragsregelungen das vorhandene Einkom-
men und Vermögen der gesamten Bedarfsgemeinschaft angerechnet. Die Grund-
sicherung für Arbeitsuchende umfasst die Regelleistung, Leistungen für Unterkunft, 
Heizung und Sonderleistungen. Außerdem werden Beiträge zur gesetzlichen Kran-
ken-, Pflege- und Rentenversicherung abgeführt. 
Die Regelleistung beinhaltet alle Bedarfe des täglichen Lebens, darunter fallen 
gemäß § 20 SGB II „Ernährung, Kleidung, Hausrat, Haushaltsenergie, sowie in ver-
tretbarem Umfang auch Beziehungen zur Umwelt und eine Teilnahme am kultu- 
rellen Leben“. Ab dem 1.7.2007 wurde der so genannte Eckregelsatz (für Allein-
stehende bzw. Haushaltsvorstände) bundeseinheitlich auf 347 Euro pro Monat 
festgelegt, zum 1.7.2008 erhöhte sich dieser Betrag auf 351 Euro, seit 1.7.2009 
beträgt der Eckregelsatz nunmehr 359 Euro. 5) Sind beide Partner innerhalb der 
Bedarfsgemeinschaft volljährig, bekommen beide je 90 % der Regelleistung  
(323 Euro seit 1.1.2009). Jugendlichen vom 14. bis zum 18. Geburtstag in der Be-
darfsgemeinschaft stehen 80 % des Eckregelsatzes zu (287 Euro seit 1.7.2009), 
für Kinder ab Beginn des 7. bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres 6) beträgt die  
Regelleistung 70 % des Eckregelsatzes (251 Euro seit 1.7.2009), Kinder unter 6 
Jahren erhalten 60 % des Eckregelsatzes (215 Euro seit 1.7.2009). 
                                                          
5) Der Regelsatz wird gemäß § 20 Abs. 4 SGB II i. V. m. § 28 Abs. 3 Satz 4 SGB XII (und § 2 der Re-
gelsatzverordnung) aus einer Sonderauswertung der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe abge-
leitet und orientiert sich an den – gemessen an ihrem Nettoeinkommen – untersten 20 % der Ein-
Personen-Haushalte. Nach § 20 Abs. 4 SGB II wird die Regelleistung jeweils zum 1. Juli eines Jahres 
um den Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversiche-
rung verändert, angepasst. Eine Neubemessung der Regelsätze ist jeweils nach Vorliegen der Er-
gebnisse einer neuen Einkommens- und Verbrauchstichprobe (alle fünf Jahre) vorgesehen. 
6) Die Einführung der neuen Altersstufe für Kinder zwischen 6 und 14 Jahren zum 1.7.2009 erfolgte in 
Umsetzung des Konjunkturpakets II der Bundesregierung. Bis zu diesem Zeitpunkt erhielten Kinder 
bis unter 14 Jahre einheitlich 60 % des Eckregelsatzes. 
Bedarfsgemein-
schaftsprinzip 
Höhe der  
Regelsätze 
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Den Regelsätzen liegt das Prinzip der Pauschalierung zu Grunde. Dadurch sollen 
mit diesen Beträgen sogenannte „einmalige Leistungen“, die bis Jahresende 2004 
im Rahmen der Sozialhilfe noch gewährt wurden (z. B. Ersatz für einen kaputten 
Kühlschrank), weitgehend abgegolten sein. Seit Jahresbeginn 2005 werden einma-
lige Leistungen in der Regel nur noch für die Erstausstattung einer Wohnung, die 
Erstausstattung für Bekleidung (bei Schwangerschaft/Geburt) und mehrtägige 
Klassenfahrten anerkannt. 
Geldleistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind zeitlich nicht begrenzt. 
Sie werden so lange bewilligt, wie Hilfebedürftigkeit vorliegt. Für die Statistiken der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nach § 53 SGB II die Bundesagentur für 
Arbeit zuständig.7) 
2.1 Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld II und Sozialgeld 
Am Jahresende 2007 erhielten in Deutschland rund 7 Millionen Personen Leistun-
gen nach dem SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“. Damit waren 10,7 % 
der Bevölkerung im Alter von 0 bis unter 65 Jahren auf diese umgangssprachlich 
mit „Hartz IV“ bezeichneten Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts an-
gewiesen. Die SGB-II-Leistungen stellen somit nach wie vor mit Abstand die quan-
titativ bedeutendsten Mindestsicherungsleistungen dar, auch wenn die Bezugsquo-
te am Jahresende 2006 mit 11,0 % noch etwas höher lag. 
Abbildung 5: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II „Grund- 
sicherung für Arbeitsuchende“ Januar 2005 bis Dezember 2007 
in Millionen 
 
                                                          
7) Grundlagenberichte, die laufende monatliche Berichterstattung und vertiefende Sonderauswertungen 
zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt in Deutschland insgesamt veröffentlicht die Statistik der Bundes-
agentur für Arbeit im Internet unter: 
http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/000000/html/start/index.shtml 
 Detaillierte statistische Informationen zum SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ finden sich 
unter http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/detail/l.html 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit
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Seit Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende ist folgende Entwicklung 
bei der Zahl der Hilfebezieher/-innen festzustellen (siehe Abbildung 5): Im Januar 
2005, also unmittelbar nach Einführung von „Hartz IV“, belief sich die Zahl der Leis-
tungsempfänger insgesamt auf 6,12 Millionen Personen. Im Verlauf des Aufbau-
jahrs 2005 stieg die Zahl der Leistungsempfänger in der Grundsicherung für  
Arbeitsuchende dann deutlich an, und zwar auf rund 7,10 Millionen Personen am 
Jahresende 2005. Verantwortlich hierfür waren nach Angaben der Bundesagentur 
für Arbeit Sondereffekte durch die Einführung des neuen Systems und der Wech-
sel erwerbsfähiger Hilfebedürftiger aus der Sozialhilfe, die bis dahin auch diesen 
Personenkreis (ohne Ansprüche auf Arbeitslosengeld bzw. -hilfe) betreute. Hinzu 
kam die noch verhaltene wirtschaftliche Entwicklung. Bis zum Jahresende 2006 
war ein weiterer Anstieg der Zahl der Leistungsbezieher/-innen auf 7,28 Millionen 
Personen zu verzeichnen (+ 2,5 % gegenüber Ende 2005). Ende 2007 war dann 
im Vorjahresvergleich erstmals ein Rückgang der Empfängerzahlen festzustellen. 
So bezogen im Dezember 2007 noch rund 7,02 Millionen Personen Leistungen 
nach dem SGB II; dies entspricht einem Rückgang um 3,6 % gegenüber dem Vor-
jahr. Die günstige Entwicklung bei den Empfängerzahlen im Jahr 2007 dürfte ins-
besondere auf die in diesem Zeitraum verbesserte konjunkturelle Lage zurückzu-
führen sein. Nach einem Wachstum von 0,8 Prozent im Jahr 2005 ist das Bruttoin-
landsprodukt in Deutschland 2006 um 3,2 Prozent und 2007 nochmals um 2,5 Pro-
zent gewachsen. Diese Entwicklung wirkte sich auch positiv auf die Lage am  
Arbeitsmarkt aus (siehe hierzu Abschnitt 2.2). 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) der Bundesagentur für  
Arbeit hat in einer Studie die Dynamik im SGB II seit der Einführung Anfang 2005 
bis Ende 2007 untersucht. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Studie lassen sich 
folgendermaßen zusammenfassen: 8) 
• Seit Einführung des SGB II im Januar 2005 nahmen bis Ende 2007 insgesamt 
ca. 11,6 Millionen Personen die Leistungen der neuen Grundsicherung in  
Anspruch. Das entspricht rund 18 % der potenziell anspruchsberechtigten Per-
sonen, also der Bevölkerung bis unter 65 Jahren. Im gleichen Zeitraum erhiel-
ten insgesamt 7,03 Millionen Bedarfsgemeinschaften für mindestens einen Mo-
nat SGB-II-Leistungen. 
• In diesen drei Jahren waren 3,15 Millionen Personen bzw. 1,5 Millionen  
Bedarfsgemeinschaften durchgehend auf Unterstützung angewiesen. Die 
„Verbleibsrate“ der Bedarfsgemeinschaften vom Anfangsbestand im Januar 
2005 betrug nach drei Jahren somit 45 %. 
• Vielfach ist eine Beendigung des Leistungsbezugs nicht dauerhaft. Etwa 40 % 
der Personen sind spätestens nach einem Jahr erneut auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen. 
• Im Dezember 2007 waren 78 % der Leistungsbezieher/-innen mindestens 12 
Monate ununterbrochen im Leistungsbezug des SGB II. Bei rückläufigen Emp-
fängerzahlen sank die Zahl der Langzeitbezieher/-innen kaum. 
• Kinderlose Paare und Alleinstehende schaffen den Ausstieg aus dem Leis-
tungsbezug am schnellsten. Alleinerziehende bleiben dagegen am längsten auf  
                                                          
8) Siehe Graf, T./Rudolph, H. (2009): Dynamik im SGB II 2005-2007: Viele Bedarfsgemeinschaften blei-
ben lange bedürftig, IAB-Kurzbericht Nr. 5/2009. (http://doku.iab.de/kurzber/2009/kb0509.pdf). 
Entwicklung der Fall-
zahlen 2005-2007 
Dynamik im SGB II 
2005 - 2007 
Entwicklung der Fal - 
zahlen 2005  2007 
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die Grundsicherung für Arbeitsuchende angewiesen. Alle Personengruppen 
konnten in den Jahren 2006 und 2007 ihre Bedürftigkeit jedoch schneller über-
winden als im Einführungsjahr 2005. Als Gründe hierfür nennen die Arbeits-
markt-forscher des IAB die günstigere Arbeitsmarktslage und die inzwischen 
besser eingespielte Vermittlung. 
Im Folgenden wird die Struktur der Leistungsberechtigten am Jahresende 2007  
detailliert betrachtet (siehe Abbildung 6): Im Dezember 2007 erhielten 5,10 Millio-
nen erwerbsfähige Hilfebedürftige im Alter von 15 bis unter 65 Jahren Leistungen 
aus der Grundsicherung in Form des Arbeitslosengeldes II. Dies entspricht rund 
73 % aller Bezieher/-innen von SGB-II-Leistungen. Im Vergleich zum Vorjahr ging 
die Zahl der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen damit um 4,0 % zurück. 
Abbildung 6: Empfängergruppen der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach dem SGB II am Jahresende 2007 
Ferner erhielten Ende 2007 noch 1,92 Millionen Personen Sozialgeld nach dem 
SGB II (27 % aller SGB-II-Bezieher/-innen). Ihre Zahl sank gegenüber Ende 2006 
damit um 2,6 %. Es handelt sich dabei um nicht erwerbsfähige Personen, die mit 
einem erwerbsfähigen SGB-II-Empfänger im Haushalt zusammen leben. Die über-
wiegende Mehrzahl der Sozialgeldbezieher/-innen (96,4 %) sind Kinder unter  
15 Jahren. 
Insgesamt 7,28 Millionen Personen in 
3,76 Millionen Bedarfsgemeinschaften 
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen, Bevölkerungsstand: 31.12.2007
Betrachtet man die Quoten der Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 
SGB II auf Ebene der Bundesländer (siehe Abbildung 7), so fällt auf, dass – wie im 
Vorjahr – in den Stadtstaaten und den neuen Ländern deutlich mehr Personen auf 
diese Sozialleistung angewiesen waren als in den westdeutschen Flächenlän- 
dern. Die höchste Quote war am Jahresende 2007 – wie im Vorjahr – mit 21,7 % in 
Berlin festzustellen. Deutlich über dem bundesdeutschen Durchschnitt von 10,7 % 
lagen zudem die Stadtstaaten Bremen mit 18,6 % und Hamburg mit 14,0 % sowie  
alle ostdeutschen Bundesländer. Die Bezugsquoten in den westdeutschen Flächen-
ländern beliefen sich auf Werte zwischen 5,0 % in Bayern und 11,5 % in Nordrhein-
Westfalen. 
Abbildung 7: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II  
am Jahresende 2007 nach Ländern 
Anteil der Leistungsbezieher/-innen an der Bevölkerung 






Im Vergleich zum Jahresende 2006 ist festzustellen, dass Ende 2007 in Berlin die 
SGB-II-Quote mit 21,7 % konstant blieb. In allen übrigen Ländern ging die Bezugs-
quote in diesem Zeitraum zurück, und zwar in einem Umfang zwischen 1,1 Pro-
zentpunkten in Mecklenburg-Vorpommern und 0,2 Prozentpunkten in Hessen und 
Nordrhein-Westfalen. 
Insgesamt verteilten sich die 7,02 Millionen Leistungsempfänger/-innen auf  
3,62 Millionen Bedarfsgemeinschaften. Die meisten Bedarfsgemeinschaften be-
standen aus nur einer Person (52 % bzw. 1,89 Millionen Bedarfsgemeinschaften). 
Die durchschnittliche Bedarfsgemeinschaftsgröße lag bei 1,9 Personen. In knapp je-
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Als kinderreich können gut 4 % aller Bedarfsgemeinschaften bezeichnet werden; in 
ihnen wohnten drei oder mehr Kinder unter 15 Jahren. 
Unter den 7,02 Millionen registrierten Empfänger/-innen von Leistungen nach dem 
SGB II befanden sich nach Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit am 
Jahresende 2007 etwa 1,27 Millionen Ausländer/-innen. Bezogen auf die ausländi-
sche Bevölkerung bis 64 Jahre entspricht dies einer Quote von rund 19 %. Somit 
war nahezu jeder fünfte in Deutschland lebende Ausländer in dieser Altersklasse 
auf Leistungen nach dem SGB II angewiesen. Deutsche erhielten dagegen mit einer 
Bezugsquote von knapp 10 % – relativ betrachtet – deutlich seltener Leistungen 
des SGB II. 
Eine Durchschnitts-Bedarfsgemeinschaft mit 1,9 Personen erhielt im Dezember 2007 
rund 814 Euro an Geldleistungen aus der Grundsicherung für Arbeitsuchende 9) 
(Westdeutschland: 838 Euro, Ostdeutschland: 769 Euro). In diesem Betrag sind  
alle Leistungen der Grundsicherung zum Lebensunterhalt 10) enthalten. Rechnet 
man die Sozialversicherungsbeiträge bzw. -zuschüsse heraus, erhielt eine Durch-
schnitts-Bedarfsgemeinschaft 664 Euro ausgezahlt, wobei knapp die Hälfte  
(307 Euro) auf die Leistungen für Unterkunft und Heizung entfiel. In Abhängigkeit 
von der Größe und dem Typ der Bedarfsgemeinschaft variieren die ausgezahlten 
Geldleistungen deutlich und reichen von durchschnittlich 684 Euro für eine  
Bedarfsgemeinschaft mit einer Person bis zu 1 331 Euro für eine Bedarfsgemein-
schaft mit fünf und mehr Personen. 
Aber auch bei gleicher Größe und Typ der Bedarfsgemeinschaft zeigen sich Unter-
schiede. Einerseits variiert das Mietenniveau, außerdem erhalten nicht alle Bedarfs-
gemeinschaften den befristeten Zuschlag nach vorherigem Arbeitslosengeldbezug 
oder Mehrbedarfsleistungen z. B. bei Schwangerschaft oder Behinderung. Ein wei-
terer Grund ist, dass eigenes Einkommen den Bedarf bzw. Anspruch in unter-
schiedlich großem Umfang verringert. So war im Dezember 2007 in 59 % der  
Bedarfsgemeinschaften eigenes Einkommen anrechenbar, darunter in 39 % der 
Bedarfsgemeinschaften Kindergeld, in 28 % Einkommen aus Erwerbstätigkeit, in 
12 % Unterhaltszahlungen und in 7 % andere Sozialleistungen (z. B. Arbeits- 
losengeld). 
Nicht erwerbsfähig: Empfänger/-innen von Sozialgeld 
Wie oben bereits angesprochen, erhalten nicht erwerbsfähige Familienangehörige 
von ALG-II-Empfängern das sogenannte „Sozialgeld“. Am Jahresende 2007 wurden 
1,9 Millionen Sozialgeldempfänger/-innen registriert. Der Anteil an allen Hartz-IV-
Empfängern liegt damit bei 27 % (siehe Abbildung 6). Mit 1,85 Millionen Personen 
bestand diese Gruppe zu 96 % aus Kindern unter 15 Jahren. Der Kinderanteil an 
allen Bezieher/-innen von SGB-II-Leistungen lag im Bundesdurchschnitt bei 26 %. 
In Ostdeutschland war er mit 23 % etwas niedriger als im Westen (28 %). 
                                                          
  9) Siehe hierzu Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Grundsicherung für Arbeitsuchende: Geldleis- 
 tungen für Bedarfsgemeinschaften – Daten nach einer Wartezeit von 3 Monaten, Dezember 2007  
 (http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/200712/iiia7/geldleistungen-bedarf_revd.xls)  
 sowie Amtliche Nachrichten der Bundesagentur für Arbeit, 56. Jahrgang, Nummer 5, Mai 2008. 
10) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts setzen sich zusammen aus den Regelleistungen 
Arbeitslosengeld II und Sozialgeld, Leistungen für Mehrbedarfe, Einmalleistungen, Beiträge zur  
gesetzlichen Kranken-, Pflege-, und Rentenversicherung, Leistungen für Unterkunft und Heizung 
sowie ggf. einem Zuschlag für ehemalige Arbeitslosengeld-Empfänger/-innen. 
1,85 Millionen Kinder 
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Insgesamt bezogen gut 16 % aller in Deutschland lebenden Kinder unter 15  
Jahren Leistungen nach dem SGB II. Besonders häufig waren – relativ betrachtet –
Kinder in den neuen Bundesländern und in den Stadtstaaten auf diese Sozialleis-
tung angewiesen (siehe Tabelle 2). Die höchste Bezugsquote wies Berlin mit 37 % 
auf; dort erhielt somit mehr als jedes dritte Kind unter 15 Jahren Leistungen nach 
dem SGB II. 
Tabelle 2: Empfänger/-innen von Leistungen nach dem SGB II bezogen auf 
die jeweilige Bevölkerung am Jahresende 2007 nach Ländern 
Nicht erwerbsfähige 
Leistungsbezieher/ 
-innen unter 15 Jahren
Erwerbsfähige Leis-
tungsbezieher/-innen 
im Alter von 
15 bis unter 65 Jahren
Leistungsbezieher/ 
-innen nach dem  
SGB II insgesamt 
(unter 65 Jahre) 
Land 
% 
Baden-Württemberg . . . . . . . .  8,9 4,7 5,5 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8,0 4,3 5,0 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  37,1 18,9 21,7 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . .  25,2 14,9 16,5 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  31,7 15,8 18,6 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,1 12,0 14,0 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  14,9 7,8 9,1 
Mecklenburg-Vorpommern .  31,8 17,6 19,7 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . .  16,5 9,3 10,8 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . .  17,9 9,9 11,5 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . .  12,6 6,6 7,7 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  16,8 9,0 10,4 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  26,6 15,1 16,8 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . .  32,1 17,7 19,8 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . . .  16,9 9,5 11,0 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,9 12,8 14,5 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . .  16,4 9,4 10,7 
    
Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen  
Bevölkerungsstand: 31.12.2007 
Erwerbsfähig: Empfänger/-innen von Arbeitslosengeld II (ALG II) 
Etwa 5,10 Millionen der insgesamt 7,02 Millionen Empfänger/-innen waren am  
Jahresende 2007 erwerbsfähig. Das entspricht 73 % aller Empfänger/-innen von 
SGB-II-Leistungen (siehe Abbildung 6). Diese Personengruppe erhielt ALG II. Män-
ner und Frauen bezogen diese Leistung etwa zu gleichen Anteilen. Zur differen-
zierten Betrachtung der Geschlechterverteilung können unterschiedliche Alters-
klassen gebildet werden: Eine Altersklasse, die den Beginn des Erwerbslebens 
abbildet (15 bis unter 25 Jahre), eine vergleichsweise lange „mittlere“ Altersklasse 
(25 bis unter 50 Jahre) und zwei weitere Altersklassen, die das Ende des Erwerbs-
lebens darstellen. Es fällt auf, dass der Anteil der Männer an den Leistungsbezie-
hern mit steigendem Alter deutlich wächst (siehe Abbildung 8). 
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Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen 
Lag der Männeranteil bei den „Berufseinsteigern“ unter den ALG-II-Empfängern 
noch bei 46 %, so betrug er bei denen, die kurz vor dem Ende ihres Erwerbslebens 
standen, rund 53 %. 
Abbildung 8: Empfänger/-innen von ALG II am Jahresende 2007 




















Wesentlich deutlicher fällt der Unterschied zwischen Männern und Frauen bei den 
alleinerziehenden ALG-II-Empfängern aus. Von den insgesamt 651 000 Allein- 
erziehenden waren 95 % weiblich. In der Altersgruppe der unter 25-Jährigen, in 
der rund 79 000 Alleinerziehende statistisch erfasst wurden, betrug ihr Anteil sogar 
98 %. 
Mit der Reform des sozialen Sicherungssystems zum Jahresbeginn 2005 war vor-
nehmlich das Ziel verknüpft, Arbeitslosigkeit – insbesondere strukturelle und lang 
andauernde Arbeitslosigkeit – in Deutschland zu bekämpfen. Die Grundsicherung 
für Arbeitsuchende ist folglich darauf ausgerichtet, den Bedürftigen die Wieder- 
eingliederung in den Arbeitsmarkt soweit möglich zu erleichtern. Doch nicht  
jeder erwerbsfähige Hilfebedürftige ist gleichzeitig auch arbeitslos gemeldet und 
steht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung.11) Von den Ende 2007 registrierten 5,10 Mil-
lionen erwerbsfähigen ALG-II-Empfänger/-innen waren mit 2,28 Millionen Personen  
                                                          
11) Vgl. hierzu Analytikreport der Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Analyse der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende, April 2008 (http://www.pub.arbeitsamt.de/hst/services/statistik/200804/ama/ 
grundsicherung_d.pdf) sowie Amtliche Nachrichten der Bundesagentur für Arbeit, 56. Jahrgang, 
Nummer 5, Mai 2008, Seiten 42-43. 
Ab 50 Jahren mehr 
Männer von ALG II ab-
hängig als Frauen 
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nur knapp die Hälfte (45 %) tatsächlich arbeitslos gemeldet.12) Die anderen  
2,82 Millionen oder 55 % der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen, die Leistungen aus 
der Grundsicherung erhielten, ohne arbeitslos zu sein, können in drei Gruppen un-
terschieden werden: (1) Erwerbstätige Leistungsbezieher/-innen, die mehr als 15 
Wochenstunden arbeiten; (2) Teilnehmer/-innen an Maßnahmen der Arbeitsförde-
rung (z. B. Eingliederungs- bzw. Qualifizierungsmaßnahmen), die weiter Leistun-
gen nach dem SGB II beziehen; (3) erwerbsfähige Hilfebedürftige, die dem Ar-
beitsmarkt nicht zur Verfügung stehen, weil sie z. B. die Schule besuchen, kleine 
Kinder bzw. pflegebedürftige Angehörige betreuen oder die vorruhestandsähnliche 
Regelung des § 428 SGB III in Verbindung mit dem § 65 SGB II in Anspruch neh-
men. 
Abbildung 9: Struktur der erwerbsfähigen Hilfebedürftigen nach dem SGB II 




                                                          
12) Anmerkung: Die Angaben zu den arbeitslosen erwerbsfähigen Hilfebedürftigen (ALG-II-Empfänger/ 
-innen) weichen von den Arbeitslosen im Rechtskreis SGB II ab (etwa um 4 %), da wegen nachträg-
lichen Änderungen im Leistungsstatus und kurzzeitigen Leistungsunterbrechungen (ohne Rechts-
kreiswechsel) nicht alle in der Arbeitslosenstatistik zum Stichtag erfassten Arbeitslosen im Rechts-
kreis SGB II auch Leistungsempfänger/-innen in der Grundsicherung für Arbeitsuchende sind. Siehe 
hierzu auch den Methodenbericht der Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Zur Messung der Ar-
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1) Z.B. Inanspruchnahme von § 428 SGB III i.V.m. § 65 SGB II, Pflege Angehöriger, Krankheit, Schüler, Erziehung 
    von Kindern unter 3 Jahren  
2) Maßnahmen, bei denen der Teilnehmer weiter als erwerbsfähiger Empfänger erfasst bleibt (Arbeitsgegenheiten in 
    der Mehraufwandsvariante, Förderung beruflicher Weiterbildung, Eignungsfeststellungs- und Trainingsmaßnahmen) 
Insgesamt 5,10 Mill. erwerbsfähige Hilfebedürftige
Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit 
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Nach Berechnungen der Statistik der Bundesagentur für Arbeit erzielten im Dezem-
ber 2007 etwa 25 % der ALG-II-Empfänger/-innen (das entspricht 1,29 Millionen 
Leistungsbeziehern) gleichzeitig ein eigenes Erwerbseinkommen.13) Differenziert 
man die Einkünfte dieser Personengruppe in unterschiedliche Klassen, so ist fest-
zustellen, dass von den ALG-II-Empfänger/-innen mit Erwerbseinkommen lediglich 
knapp die Hälfte (47 %) mehr als 400 Euro brutto je Monat verdiente (605 000 Per-
sonen); etwas mehr als die Hälfte (53 %) der Leistungsbezieher/-innen (684 000 
Personen) verdiente monatlich 400 Euro oder weniger. Leistungen aus der Grund-
sicherung für Arbeitsuchende werden hier durch Einkommen aus geringfügiger  
Beschäftigung ergänzt, ohne dass dadurch prinzipiell der Arbeitslosenstatus been-
det wird. Bei Einkommen über 400 Euro lässt sich die Perspektive zunehmend 
umdrehen in dem Sinne, dass das Einkommen aus Erwerbstätigkeit nicht ausreicht, 
um für sich selbst oder die Bedarfsgemeinschaft den Lebensunterhalt zu sichern und 
somit durch die Grundsicherung für Arbeitsuchende „aufgestockt“ werden muss. 
2.2 Exkurs: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen nach 
Einführung des SGB II 
In den ersten beiden Jahren nach Einführung des SGB II ist die Arbeitslosigkeit in 
Deutschland spürbar gesunken (Abbildung 10). Die Umstrukturierung der sozialen 
Sicherungssysteme ging Anfang 2005 jedoch zunächst mit einem deutlichen  
Anstieg der Arbeitslosigkeit einher. Waren im Dezember 2004 etwa 4,46 Millionen 
Menschen arbeitslos, stieg ihre Zahl im Januar 2005 unmittelbar nach der Umstel-
lung um etwa 575 000 Personen oder 11,4  % auf rund 5 Millionen an. 
Abbildung 10: Arbeitslosigkeit in Deutschland seit Einführung der 
















                                                          
13) Quellen: Analytikreport der Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Analyse der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende, April 2008. 
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Analysen der Bundesagentur für Arbeit zu Folge beruht dieser unerwartet hohe 
Sprung der Arbeitslosenzahl Anfang 2005 zu einem großen Teil auf einem statisti-
schen Effekt, dem sogenannten Hartz-IV-Effekt.14) Personen, die 2004 noch weit 
überwiegend der „Stillen Reserve“ des Arbeitsmarktes zugeordnet waren, wurden 
mit der Umstrukturierung erstmals statistisch als arbeitslos erfasst. Mit „Stiller Re-
serve“ sind insbesondere die (erwerbslosen) Personen gemeint, die zwar grund-
sätzlich erwerbsbereit, aber aus verschiedensten Gründen nicht bei einer Arbeits-
agentur gemeldet sind, z. B. weil kein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht. Die 
Einführung der Grundsicherung für Arbeitsuchende hatte zur Folge, dass sich in 
größerem Umfang ehemalige erwerbsfähige Sozialhilfebezieher/-innen arbeitslos 
melden mussten, um ihre Ansprüche auf Transferleistungen nicht zu verlieren. 
Früher ist die Arbeitslosmeldung in einer Agentur für Arbeit häufig unterblieben  
oder wurde nicht erneuert. Außerdem mussten sich aufgrund des Bedarfsgemein-
schaftsprinzips auch nicht erwerbstätige Partner/-innen und Angehörige von ehe-
maligen Arbeitslosenhilfebezieher/-innen arbeitslos melden, wenn ihnen Arbeit  
zuzumuten war. Wegen zeitverzögerter Erfassung verteilte sich die Umstellung auf 
mehrere Monate. Insgesamt schätzt die Statistik der Bundesagentur für Arbeit, 
dass die Zahl der Arbeitslosen im Jahr 2005 allein durch den „Hartz-IV-Effekt“ jah-
resdurchschnittlich um 380 000 Personen angestiegen ist. Im Februar desselben 
Jahres erreichte die Arbeitslosenzahl ihren Höhepunkt mit 5,2 Millionen Personen. 
Abgesehen von einem erneuten Anstieg in den Wintermonaten 2005/2006 sank 
die Zahl bis zum Jahresende 2006 deutlich auf etwa 4 Millionen arbeitslos gemel-
dete Personen ab. Diese positive Entwicklung setzte sich im Jahr 2007 weiter fort: 
So ging die Zahl der Arbeitslosen bis zum Jahresende 2007 auf 3,4 Millionen  
zurück. 
Die Reduzierung der Arbeitslosigkeit ist vor allem auf den Rückgang der Empfän-
ger/-innen von Arbeitslosengeld I zurückzuführen (siehe Abbildung 10). Die Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit begründet diese Entwicklung mit der größeren  
Arbeitsmarktnähe der Arbeitslosengeld-I-Bezieher/-innen. So profitierten diese 
Leistungsbezieher/-innen eher von einem konjunkturellen Aufschwung als die 
Empfänger/-innen von ALG II. In der Gruppe der ALG-II-Empfänger/-innen sind 
häufig Langzeitarbeitslose vertreten. Als langzeitarbeitslos gilt, wer zum jeweiligen 
Stichtag ein Jahr oder länger arbeitslos gemeldet war (§ 18 SGB III). 
Darüber hinaus wurden unter den ALG-II-Empfängern/-innen deutlich mehr Aus-
länder/-innen und deutlich mehr Geringqualifizierte registriert als bei den ALG-I-
Empfängern/-innen. Im Zusammenhang mit einer lang andauernden Arbeitslosig-
keit wirkt sich dies erschwerend für die Aufnahme einer Beschäftigung aus. 
                                                          
14) Vgl. hierzu: Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Arbeitsmarkt 2005 
(http://www.pub.arbeitsagentur.de/hst/services/statistik/000100/html/jahr/arbeitsmarkt_2005 
_gesamt.pdf). 
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2.3 Ausgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
Die Ausgaben der Grundsicherung für Arbeitsuchende lassen sich in sogenannte 
„passive Leistungen“, Eingliederungsleistungen und Verwaltungskosten unterteilen. 
Unter „passiven Leistungen“ sind Ausgaben zu verstehen, die unmittelbar für die 
Sicherung des Lebensunterhalts aufgebracht werden müssen. Dazu zählen die 
Regelleistungen, die Kosten für Unterkunft und Heizung, Sozialversicherungsbei-
träge, eventuell anfallende Mehrbedarfszuschläge, ggf. befristete Zuschläge nach 
vorherigem Bezug von Arbeitslosengeld nach dem SGB II, sowie einmalige Leis-
tungen z. B. für die Erstausstattung einer Wohnung oder für mehrtägige Klassen-
fahrten. Die passiven Ausgaben für Leistungen nach dem SGB II betrugen 2007 
rund 36,3 Milliarden Euro. Gegenüber dem Vorjahr (40,5 Milliarden Euro) gingen 
diese Ausgaben damit um rund 10 % zurück. Nach wie vor stellen die passiven 
Leistungen jedoch die mit Abstand größte Ausgabenposition der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende dar. 
Tabelle 3: Ausgabenentwicklung der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
in den Jahren 2005 bis 2007 
Ausgabenart 2005 2006 2007 
Veränderung  
2007 zu 2006 
 Mrd. EUR % 
Passive Leistungen ................ 37,3 40,5 36,3 – 10,4 
Eingliederungsleistungen ...... 3,6 4,5 4,8 + 6,7 
Verwaltungskosten ................ 3,1 3,6 3,7 + 2,8 
Insgesamt ............................. 44,4 49,1 45,3 – 7,7 




Die Eingliederungsleistungen sind Kosten für Maßnahmen, die dazu beitragen,  
erwerbsfähige SGB-II-Empfänger/-innen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Dazu zählen beispielsweise die Förderung von beruflicher Weiterbildung, Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen, Beratungs- und Vermittlungsleistungen etc. Für Einglie-
derungsleistungen sind im Jahr 2007 rund 4,8 Milliarden Euro investiert worden; 
dies entspricht einem Anstieg von knapp 7 % gegenüber dem Vorjahr. 
Zu den Verwaltungskosten zählen insbesondere die Ausgaben für Personal- und 
Sachkosten. Sie lagen 2007 bei 3,7 Milliarden Euro und damit um knapp 3 %  
höher als im Jahr 2006. 
36,3 Milliarden Euro 
für „passive Leistun-
gen“ im Jahr 2007 
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3 Leistungen der Sozialhilfe nach dem SGB XII 
Zum 1.1.2005 wurde das Sozialhilferecht reformiert und im Sozialgesetzbuch XII 
(SGB XII „Sozialhilfe“) neu geregelt. Das bis dahin geltende Bundessozialhilfe- 
gesetz wurde gleichzeitig außer Kraft gesetzt. In diesem Zusammenhang haben 
sich aus statistischer Sicht zwei entscheidende Veränderungen im Sozialhilferecht 
ergeben: 
Zum einen erhalten seit Inkrafttreten des Vierten Gesetzes für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt („Hartz IV“) ab dem 1.1.2005 bisherige Empfänger/-innen 
von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen, die grundsätzlich  
erwerbsfähig sind, sowie deren im selben Haushalt lebende Familienangehörige 
Leistungen nach dem SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ (siehe Kapi-
tel 2). Dieser Personenkreis wird ab 2005 daher nicht mehr in der Sozialhilfestatistik 
nachgewiesen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt hat durch die Einführung von  
„Hartz IV“ die aus statistischer Sicht gravierendsten Veränderungen innerhalb des 
Sozialhilferechts erfahren. Der Rückgang der Empfängerzahlen dieser Sozialleis-
tung, die ehemals politisch und wissenschaftlich im Fokus der Armutsdiskussion 
stand, betrug Ende 2005 gegenüber 2004 rund 97 %.15) 
Zum anderen wurde das zum Jahresbeginn 2003 in Kraft getretene „Gesetz über 
die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“ nahezu 
unverändert in das SGB XII eingeordnet. Diese Leistung erhalten Personen ab  
65 Jahren sowie dauerhaft voll erwerbsgeminderte Menschen ab 18 Jahren, die ih-
ren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln aufbringen können. Die 2003 und 
2004 noch gesondert durchgeführte Erhebung über die Ausgaben der Grundsiche-
rung im Alter und bei Erwerbsminderung wurde ab dem Jahr 2005 in die Ausga-
benstatistik der Sozialhilfe integriert. Für den statistischen Nachweis der Empfän-
ger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung gibt es seit 
2003 eine eigenständige Erhebung. 
Die „originäre“ Sozialhilfe, also Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrich-
tungen, erhalten seit dem 1.1.2005 nur noch die nicht erwerbsfähigen Hilfebedürf-
tigen, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln (z. B. Vermögen) oder 
durch Leistungen anderer Sozialleistungsträger decken können. Dazu gehören 
zum Beispiel vorübergehend Erwerbsunfähige, längerfristig Erkrankte oder Vorru-
hestandsrentner mit niedriger Rente. Kinder zählen nicht mehr sehr häufig zu den 
Sozialhilfeempfängern. Sie erhalten seit Jahresbeginn 2005 bei Bedürftigkeit Leis-
tungen nach dem SGB II, sofern sie mit einer erwerbsfähigen Person in einer  
Bedarfsgemeinschaft zusammen leben. Ist dies jedoch nicht der Fall, dann erhal-
ten sie Leistungen der Sozialhilfe. 
Ingesamt erhielten am Jahresende 2007 etwa 821 000 Personen laufende  
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes im Rahmen der Sozialhilfe nach 
dem SGB XII; gegenüber dem Vorjahr entspricht dies einem Anstieg um 7,5 %. 
 
                                                          
15) Bezogen auf die Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen  
(bis Ende 2004 sogenannte „Sozialhilfe im engeren Sinne“). 
Veränderungen 
im Sozialhilferecht 
durch „Hartz IV“ 
Eingliederung des 
Grundsicherungs- 
gesetzes ins SGB XII 
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sicherungsbezieher im 
Rechtskreis SGB XII 
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Die Bruttoausgaben für diese Leistungen betrugen insgesamt rund 4,1 Milliarden 
Euro (+ 12,0 % gegenüber 2006).16) 
Im Folgenden werden die beiden zur sozialen Mindestsicherung zu rechnenden 
Sozialhilfeleistungen, d. h. die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen sowie die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung, diffe-
renziert betrachtet. 
3.1 Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen  
 (3. Kapitel SGB XII)  
Zum Jahresende 2007 erhielten in Deutschland rund 88 000 Personen (+ 8,1 % 
gegenüber dem Vorjahr) laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen. Der Anteil der Hilfebezieher/-innen an der Bevölkerung lag damit – wie 
im Vorjahr – bei 0,1 %. Wie oben bereits angesprochen, ging die Zahl der Empfän-
ger/-innen infolge des zum 1.1.2005 in Kraft getretenen SGB II drastisch zurück. 
Ende 2004, also unmittelbar vor Inkrafttreten des SGB II, hatten noch rund 2,9 Mil-
lionen Personen oder 3,5 % der Bevölkerung diese Art der Sozialhilfe bezogen. 
Rund 77 000 oder 87 % der 88 000 Hilfebezieher/-innen außerhalb von Einrichtun-
gen Ende 2007 waren Deutsche, 11 000 oder 13 % waren ausländische Mitbür-
ger/-innen. Die Empfängerdichte von Ausländern (1,6 Hilfebezieher/-innen je 1 000 
Einwohner) lag höher als die der Deutschen (1,0 Hilfebezieher/-innen je 1 000 Ein-
wohner). Die Untergliederung bei ausländischen Hilfeempfängern/-innen zeigt, 
dass 19 % aus Staaten der Europäischen Union kamen, weitere 13 % waren Asyl-
berechtigte und 1 % Bürgerkriegsflüchtlinge. Der mit 67 % größte Anteil entfiel auf 
den Personenkreis „sonstige Ausländer“, welcher in der Statistik nicht detaillierter 
untergliedert ist. 
Etwas mehr als die Hälfte der Leistungsempfänger (52 %) am Jahresende 2007 
war männlich. Mit Blick auf die Altersklassen lässt sich feststellen, dass rund 18 % 
der Empfänger/-innen Kinder im Alter von unter 18 Jahren waren, gut 77 % der 
Empfänger/-innen waren im Alter von 18 bis unter 65 Jahren. Knapp 5 % der Emp-
fänger/-innen waren 65 Jahre und älter. 
Im Osten Deutschlands (ohne Berlin) lag die Empfängerdichte mit 0,9 Empfänger/ 
-innen je 1 000 Einwohner leicht unterhalb der Dichte für den Westen (1,0 Empfän-
ger/-innen je 1 000 Einwohner; ohne Berlin). Im Westen lässt sich wie in den Vor-
jahren auch 2007 ansatzweise ein Nord-Süd-Gefälle bei den Sozialhilfedichten 
feststellen, d. h. höhere Dichten im Norden und der Mitte Deutschlands und niedri-
gere Dichten im Süden (mit Ausnahme des Saarlandes). Unter den Flächenländern 
wiesen Schleswig-Holstein (1,8 je 1 000 Einwohner) und Hessen (1,5 je 1 000 
Einwohner) die höchsten Empfängerdichten auf. 
                                                          
16) Detaillierte Ergebnisse zur Sozialhilfestatistik bietet die Fachserie 13, Reihe 2 „Sozialhilfe 2007“, die 
im Publikationsservice des Statistischen Bundesamtes als kostenfreies Download-Produkt zur Ver-
fügung steht (https://www-ec.destatis.de/csp/shop/sfg/bpm.html.cms.cBroker.cls?cmspath=struktur, 
vollanzeige.csp&ID=1023714). 
Drastischer Rück- 
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durch „Hartz IV“ 
Ländervergleich 
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Die niedrigsten Dichten verzeichneten Baden-Württemberg (0,5 je 1 000 Einwoh-
ner) und Bayern sowie Rheinland-Pfalz (jeweils 0,7 je 1 000 Einwohner). Die 
höchste Empfängerdichte gab es – wie in den Vorjahren – auch Ende 2007 in den 
Stadtstaaten Berlin (2,8 je 1 000 Einwohner) und Bremen (1,9 je 1 000 Einwohner). 
Im Osten lag die Empfängerdichte in Sachsen und Thüringen mit 0,8 Empfängern/ 
-innen je 1 000 Einwohner am niedrigsten; in Sachsen-Anhalt war sie mit 1,2 je 
1 000 Einwohner am höchsten. 
Abbildung 11: Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt 
außerhalb von Einrichtungen am Jahresende 2007 
nach Ländern 




































Die rund 88 000 Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen am Jahresende 2007 lebten in 80 000 Bedarfsgemeinschaften; die 
durchschnittliche Anzahl der Empfänger/-innen pro Bedarfsgemeinschaft lag damit 
bei 1,1. Gut drei Viertel der Bedarfsgemeinschaften (76 %) waren Einpersonen-
haushalte. Etwa 15 % entfielen auf Zweipersonenhaushalte, in den restlichen 10 % 
der Bedarfsgemeinschaften lebten drei und mehr Personen. 
Die Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen wird im Wesentlichen 
in Form von Regelsätzen, ggf. Mehrbedarfszuschlägen und durch die Übernahme 
der Unterkunftskosten einschließlich der Heizkosten gewährt; darüber hinaus  
können auch Beiträge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Alters- 
Bedarfsberechnung 
und Höhe der  
Geldleistungen 
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sicherung übernommen werden. Die Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts sind bei dieser Art der Sozialhilfe identisch mit den entsprechenden Leistungen 
nach dem SGB II (siehe Kapitel 2). Die Summe der genannten Bedarfspositionen 
für den Haushaltsvorstand und dessen Haushaltsangehörige ergibt den Bruttobe-
darf eines Haushalts. Zieht man hiervon das angerechnete Einkommen ab, erhält 
man den tatsächlich ausbezahlten Nettoanspruch. Im Durchschnitt errechnete sich 
für eine Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaft außerhalb von Einrichtungen zum Jah-
resende 2007 ein monatlicher Bruttobedarf von 657 Euro, wovon allein 40 % auf 
die anerkannten Aufwendungen für Unterkunft und Heizung entfielen. Unter Be-
rücksichtigung des angerechneten Einkommens in Höhe von durchschnittlich 215 
Euro wurden pro Bedarfsgemeinschaft im Schnitt 442 Euro (18 Euro mehr als im 
Vorjahr) – also etwa zwei Drittel des Bruttobedarfs – monatlich ausgezahlt. 
Die Sozialhilfe-Bedarfsgemeinschaften bezogen in mehr als der Hälfte der Fälle 
(56 %) ein oder mehrere Einkommen, die ganz oder zum Teil auf die Sozialhilfe 
angerechnet wurden. Eine wesentliche Rolle spielten dabei die Rente wegen  
Erwerbsminderung mit 40 %, das Kindergeld mit 28 % sowie die Altersrente 
(22 %).17) 
Die Bruttoausgaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtun-
gen beliefen sich im Jahr 2007 auf 521 Millionen Euro (Nettoausgaben: 335 Millio-
nen Euro). Im Vergleich zum Vorjahr entspricht dies einer Steigerung der Brutto-
ausgaben um 3,8 % und einer Steigerung der Nettoausgaben um 30,7 %. Im Jahr 
2004, also vor Inkrafttreten von „Hartz IV“, wurden brutto noch 9,8 Milliarden Euro 
für diese Hilfeart ausgegeben. 
Neben den Empfängern/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Ein-
richtungen gab es etwa 224 000 Personen (– 0,1 % gegenüber 2006), die am Jah-
resende 2007 Hilfe zum Lebensunterhalt in einer Einrichtung erhielten, z. B. in 
Wohn- oder Pflegeheimen. Gegenüber dem Jahresende 2004 hat sich die Zahl der 
Empfänger/-innen dieser Hilfeleistung aufgrund gesetzlicher Änderungen damit 
mehr als vervierzehnfacht: So wurden bis Ende 2004 auch die Kosten des reinen 
Lebensunterhalts in einer Einrichtung (Unterkunft, Verpflegung, etc.) im Rahmen 
der stationären Leistung oder Maßnahme (zum Beispiel Eingliederungshilfe für be-
hinderte Menschen oder Hilfe zur Pflege) als Bedarf anerkannt. Seit 2005 werden 
der Lebensunterhalt und die Maßnahmen für diesen Personenkreis jeweils als  
separate Leistungen bewilligt. Dadurch werden behinderte und pflegebedürftige 
Menschen in Einrichtungen nun auch in der Statistik über die Empfänger/-innen 
von Hilfe zum Lebensunterhalt erfasst, sofern sie diesen Bedarf nicht durch Ren-
teneinkünfte oder in anderer Weise decken können. 
Die Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen werden in 
diesem Bericht aus statistischen Gründen nicht in die Gesamtzahl der Mindestsi-
cherungsbezieher/-innen einbezogen, da es andernfalls zu Überschneidungen und 
Doppelzählungen mit den bereits darin enthaltenen Empfänger/-innen von Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in Einrichtungen kommen würde 
(nahezu deckungsgleicher Personenkreis). 
                                                          
17) Grundsätzlich werden sämtliche im Haushalt vorkommenden Einkommensarten erfasst, die in die 
Sozialhilfe-Bedarfsberechnung einbezogen werden, d. h. Mehrfachangaben sind zulässig. 
Durch „Hartz IV“ deut-
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Lebensunterhalt 
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3.2 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung  
 (4. Kapitel SGB XII) 
Mit dem Gesetz zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialgesetzbuch 
wurde neben dem Bundessozialhilfegesetz unter anderem auch das Gesetz über 
die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung mit Wir-
kung vom 1.1.2005 als 4. Kapitel in das SGB XII „Sozialhilfe“ integriert. Die Leis-
tungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung haben sich durch 
diese Gesetzesänderung im Wesentlichen nicht verändert. Somit sind die statisti-
schen Ergebnisse nach Jahresbeginn 2005 mit denen aus den Vorjahren weiterhin 
vergleichbar. 
Am Jahresende 2007 erhielten in Deutschland rund 733 000 Personen Leistungen 
der „Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung“. Das sind 51 000 Emp-
fänger/-innen mehr als im Vorjahr. Der Anstieg von 2006 auf 2007 lag bei 7,4 % 
(von 2005 auf 2006: 8,2 %). Ende 2007 waren in Deutschland somit 1,1 % (Vorjahr 
1,0 %) der Menschen ab 18 Jahren auf Grundsicherungsleistungen nach dem 
SGB XII angewiesen. 
Wie schon in den Vorjahren zeigte sich auch 2007 eine höhere Inanspruchnahme 
dieser Sozialhilfeleistung im früheren Bundesgebiet (ohne Berlin): Hier lag die  
Quote der Grundsicherungsempfänger/-innen ab 18 Jahren bei 1,1 %, während sie 
in den neuen Ländern 0,8 % betrug. Die höchsten Bezugsquoten wiesen die 
Stadtstaaten Berlin und Bremen (jeweils 1,8 %) sowie Hamburg (1,7 %) auf, die 
niedrigsten Thüringen und Sachsen (je 0,6 %). 
Trotz Gesetzesände-
rung: Statistik weiter 
vergleichbar 
Höhere Inanspruch-
nahme im Westen 
Deutschlands 
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Empfänger/-innen ab 65 Jahren bezogen auf die Bevölkerung ab 65 Jahren in %
Empfänger/-innen ab 18 Jahren bezogen auf die Bevölkerung ab 18 Jahren in %
Abbildung 12: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei 



















Von den insgesamt 733 000 Grundsicherungsempfängern/-innen waren rund 
340 000 Personen oder 46 % im Alter von 18 bis unter 65 Jahren und erhielten 
diese Leistung aufgrund einer dauerhaft vollen Erwerbsminderung. Diese Men-
schen werden auch künftig dem allgemeinen Arbeitsmarkt voraussichtlich nicht 
mehr zur Verfügung stehen. 392 000 Personen oder 54 % der Empfänger/-innen 
waren 65 Jahre und älter. Damit konnten Ende 2007 2,4 % aller Personen dieser 
Altersgruppe ihren Lebensunterhalt nur mit Hilfe von Grundsicherungsleistungen 
abdecken. Die Quote der ab 65-jährigen Empfänger/-innen hat sich damit im Ver-
gleich zum Vorjahr leicht erhöht (2006: 2,3 %). 
Betrachtet man ausschließlich die älteren Grundsicherungsbezieher/-innen ab 65 
Jahren, fallen neben den Ost-West-Differenzen insbesondere auch geschlechts-
spezifische Unterschiede auf: So bezogen Ende 2007 in Deutschland 2,7 % aller 
Frauen im Rentenalter Grundsicherungsleistungen, bei den Männern waren es da-
gegen 1,9 %. Während im früheren Bundesgebiet 3,0 % der Frauen im Rentenalter 
Grundsicherungsleistungen erhielten, waren es in den neuen Ländern lediglich 
1,4 %. Bei den Männern im Rentenalter lag die Bezugsquote bei 2,0 % im früheren 
Bundesgebiet bzw. 0,9 % in den neuen Ländern (siehe Abbildung 13). 
Frauen im Renten-
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Abbildung 13: Empfänger/-innen von Leistungen der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung ab 65 Jahren 
am Jahresende 2007 









Ursache für geringere Grundsicherungsquoten der älteren Personen in den ost-
deutschen Bundesländern könnte die höhere Erwerbsbeteiligung – vor allem auch 
der Frauen – in der ehemaligen DDR sein. Dies führte zu höheren Rentenansprü-
chen, die meist zur Sicherung des Lebensunterhalts im Alter ausreichen. Als weitere 
mögliche Ursachen für geringere Bezugsquoten in Ostdeutschland kommen ein 
niedrigerer Ausländeranteil sowie ein geringeres Mietenniveau als im Westen der 
Bundesrepublik in Betracht. 
Der Anteil der ausländischen Mitbürger/-innen an der Gesamtzahl der Empfänger/ 
-innen von Grundsicherungsleistungen lag Ende 2007 bei 14 %. Betrachtet man 
jedoch den Anteil der Grundsicherungsempfänger/-innen getrennt nach der 
Staatsangehörigkeit an der jeweils entsprechenden Bevölkerung, ergibt sich ein 
anderes Bild: Während 1,7 % der Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit 
am Jahresende 2007 Grundsicherungsleistungen erhielten, waren es bei den 
Deutschen nur 1,0 %. Vor allem bei älteren Ausländern zeigte sich eine ver-
gleichsweise hohe Inanspruchnahme dieser Sozialleistung. 13 % der ausländi-
schen Mitbürger/-innen ab 65 Jahren erhielten Grundsicherung. Damit lag die  
Quote bei ihnen knapp sieben Mal höher als bei den Deutschen in dieser Alters-
gruppe (2,0 %). Gründe dafür könnten vor allem geringere Einkommen von Aus-
länder/-innen in ihrer Erwerbszeit sowie kürzere Versicherungszeiten in der gesetz-
lichen Rentenversicherung sein, wodurch die Bedürftigkeit wahrscheinlicher ist als 
bei Deutschen. 
Die monatlichen Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsmin- 
derung werden wie die Leistungen nach dem SGB II und der Hilfe zum Lebensun-














  Fr ü heres Bundesgebiet *)    Neue L ä nder*)  Deutschland
Insgesamt Frauen Männer 
*) Ohne Berlin. 
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werden sowohl die angemessenen Kosten für Unterkunft und Heizung als Bedarf 
anerkannt als auch eventuell anfallende Beiträge für Kranken-/Pflegeversicherung 
und Mehrbedarfszuschläge. Die Gesamtsumme dieser Bedarfspositionen ergibt 
den Bruttobedarf, also den Betrag, den der jeweilige Antragsteller für seinen  
Lebensunterhalt monatlich benötigt. Zieht man hiervon das anrechenbare Ein-
kommen des Empfängers ab, erhält man den tatsächlich ausbezahlten Nettoan-
spruch. 
Im Durchschnitt errechnete sich für eine(n) Empfänger/-in von Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung zum Jahresende 2007 ein monatlicher Bruttobe-
darf von 625 Euro (+ 1,8 % gegenüber dem Vorjahr), wovon rund 44 % auf die 
Kosten für Unterkunft und Heizung entfielen (+ 5,3 % gegenüber dem Vorjahr). 
Den größeren Anteil am Bruttobedarf hatte der Regelsatz, welcher mit durch-
schnittlich 314 Euro in die Bedarfsberechnung einbezogen wurde. Unter Berück-
sichtigung des angerechneten Einkommens 18) in Höhe von 337 Euro (+ 3,7 %  
gegenüber dem Vorjahr) wurden im Schnitt monatlich 385 Euro je Leistungsbe-
rechtigtem ausgezahlt (Nettoanspruch). Der durchschnittliche Nettoanspruch lag 
damit etwas höher als im Vorjahr (381 Euro). 
Für voll erwerbsgeminderte Personen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren ergab 
sich im Durchschnitt ein monatlicher Bruttobedarf von 607 Euro und ein Nettoan-
spruch von 433 Euro je Monat, für Personen ab 65 Jahren ein monatlicher Brutto-
bedarf von 642 Euro und ein Nettoanspruch von 344 Euro (siehe Abbildung 14). 
Abbildung 14: Durchschnittliche Leistungsgewährung der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung am Jahresende 2007 
nach Empfängergruppen 
in EUR je Monat 
 
                                                          
18) Die hier angegebenen Durchschnittswerte für die Positionen „Unterkunft und Heizung“ sowie „ange-
rechnetes Einkommen“ beziehen sich lediglich auf die Leistungsberechtigten, bei denen tatsächlich 










Bruttobedarf angerechnetes Einkommen*) Nettoanspruch 
Insgesamt 65 Jahre und älter 18 bis unter 65 Jahre (voll erwerbsgemindert) 
*) Der Durchschnitt bezieht sich auf die Empfänger von Grundsicherung, bei denen tatsächlich anrechenbares Ein- 
    kommen vorlag. 
Monatlicher Netto-
anspruch 385 Euro 
pro Person 
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Insgesamt
Voll erwerbsgeminderte Personen
zwischen 18 und 64 Jahren
 Personen ab 65 Jahren
Beim Vergleich der Beträge in den Bundesländern fällt auf, dass 2007 in den neuen 
Ländern der Bruttobedarf (inklusive Unterkunfts- und Heizkosten) als auch der  
Nettoanspruch deutlich unter dem Bundesdurchschnitt lagen. Dies war auch schon 
in den Vorjahren der Fall. 
In den ersten Jahren nach Einführung des Grundsicherungsgesetzes sind die 
Empfängerzahlen stark angestiegen: Seit dem ersten Erhebungsstichtag am Jah-
resende 2003, als rund 439 000 Grundsicherungsempfänger/-innen gemeldet 
wurden, hat sich die Zahl bis zum Jahresende 2007 um rund 67 % erhöht. Ein 
Grund für den starken Anstieg in der Anfangszeit dürfte sein, dass es bei den 
durchführenden Kommunen teilweise zu einem nicht unerheblichen Rückstand 
hinsichtlich der Antragsbearbeitung gekommen ist. Die Veränderungsrate 2007 
gegenüber 2006 lag bei 7,4 % und im Jahr 2006 gegenüber 2005 mit 8,2 % aber 
deutlich niedriger als zwischen den jeweiligen Vorjahren (jeweils knapp 20 % 
mehr Empfänger/-innen). 
Abbildung 15: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei  
Erwerbsminderung 2003 bis 2007 jeweils am Jahresende 









Insgesamt wandten die Kommunen und die überörtlichen Träger für Leistungen 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Jahr 2007 brutto rund 
3,56 Milliarden Euro auf (+ 12,7 % gegenüber 2006). Netto – nach Abzug insbe-
sondere von Erstattungen anderer Sozialleistungsträger – verblieben rund  
3,46 Milliarden Euro (ebenfalls + 12,7 % gegenüber 2006). Die Nettoausgaben ha-
ben sich seit Einführung der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
im Jahr 2003 nahezu verdreifacht. Damals lagen sie bei rund 1,35 Milliarden Euro. 
Deutlicher Anstieg 
der Fallzahlen im 
Zeitverlauf 
Ausgabenanstieg 
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4 Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz 
In Deutschland lebende Asylbewerber/-innen und sonstige nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG) Berechtigte erhalten seit 1993 anstelle von Sozial- 
hilfe bei Bedarf Asylbewerberleistungen, um ihren Lebensunterhalt und spezielle 
Bedarfsituationen zu sichern. Dadurch fiel im Jahr 1994 ein Teil der Personen aus 
dem Sozialhilfebezug heraus und wechselte ins Asylbewerberleistungsrecht über. 
Die statistischen Angaben über die Empfänger/-innen und die finanziellen Aufwen-
dungen nach dem AsylbLG werden seitdem jährlich in einer gesonderten Bundes-
statistik, der Asylbewerberleistungsstatistik 19), erfasst. 
Die von der amtlichen Statistik erhobenen Leistungen nach dem AsylbLG umfas-
sen die sogenannten Regelleistungen und die besonderen Leistungen. Die Regel-
leistungen dienen zur Deckung des täglichen Bedarfs und werden entweder in 
Form von Grundleistungen oder als Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt. Die Grund-
leistungen sollen den notwendigen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung, 
Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege sowie Gebrauchs- und Verbrauchsgü-
tern des Haushalts durch Sachleistungen decken. Unter besonderen Umständen 
können anstelle der Sachleistungen auch Wertgutscheine oder andere vergleich-
bare unbare Abrechnungen sowie Geldleistungen erbracht werden. Zusätzlich er-
halten die Leistungsempfänger/-innen einen monatlichen Geldbetrag (Taschen-
geld) für die persönlichen Bedürfnisse des täglichen Lebens. Die so gewährte indi-
viduelle Hilfeleistung ist insgesamt geringer als die korrespondierenden Leistungen 
der Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Die besonderen Leistungen werden in speziellen Bedarfssituationen gewährt. Da-
zu gehören unter anderem Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft und Geburt, 
Leistungen in Form von Bereitstellung von Arbeitsgelegenheiten sowie sonstige 
Leistungen. 
Im Jahr 1994 wurden knapp 450 000 Personen erstmals in der Asylbewerberleis-
tungsstatistik nachgewiesen. Der bisherige Höchststand wurde Ende 1996 mit 
490 000 Personen verzeichnet; seitdem sind sowohl die Empfängerzahlen als 
auch die Ausgaben für Asylbewerberleistungen deutlich gesunken. Zum Jahres- 
ende 2007 erhielten in Deutschland noch 153 000 Personen in 83 000 Haushalten 
Leistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs. Die Zahl der Leistungsbezieher/ 
-innen ist gegenüber dem Vorjahr um 20,8 % zurückgegangen; dies ist der stärkste 
prozentuale Rückgang im Vorjahresvergleich seit Einführung der Statistik über-
haupt. Bei den absoluten Zahlen wurde der stärkste Rückgang im Jahr 2000 fest-
gestellt (rund 84 000 weniger Regelleistungsempfänger/-innen als Ende 1999). 
                                                          
19) Detaillierte Ergebnisse zur Asylbewerberleistungsstatistik bietet die Fachserie 13, Reihe 7 „Leistun-
gen an Asylbewerber 2007“, die im Publikationsservice des Statistischen Bundesamtes als kosten-














tungen für spezielle 
Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2007 33 
Abbildung 16: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz 1994 bis 2007 
jeweils am Jahresende 











Rund 58 % der Regelleistungsempfänger/-innen am Jahresende 2007 waren 
männlich. Die Hälfte der Leistungsempfänger/-innen (77 000 bzw. 50 %) war jün-
ger als 25 Jahre. Das Durchschnittsalter aller Hilfebezieher/-innen betrug 26,2  
Jahre. Mehr als die Hälfte der Empfänger/-innen (58 %) war zum Jahresende 2007 
dezentral untergebracht, während die übrigen Hilfebezieher/-innen in Gemein-
schaftsunterkünften oder Aufnahmeeinrichtungen lebten. 
Wie Abbildung 17 verdeutlicht, stammten mit einem Anteil von jeweils 40 % die 
meisten Bezieher/-innen von Regelleistungen aus Europa und Asien, gefolgt von 
Afrika (12 %). Betrachtet man ausschließlich die Empfänger/-innen von Regelleis-
tungen aus Europa, so bildeten Personen aus Serbien und Montenegro mit 62 % 
den mit Abstand größten Anteil. Am zweithäufigsten unter den Europäern erhielten 
Personen mit türkischer Staatsangehörigkeit Regelleistungen (18 %), gefolgt von 
Menschen aus der Russischen Föderation (9 %) und Bosnien-Herzegowina (5 %). 
Unter den asiatischen Herkunftsländern erhielten mit einem Anteil von 17 % am 
häufigsten Personen aus dem Irak Regelleistungen, gefolgt von Personen aus Sy-
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Abbildung 17: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem 
Asylbewerberleistungsgesetz am Jahresende 2007 
nach Herkunft 





















Neben den vorgenannten Regelleistungen wurden noch 52 000 Fälle zur Statistik 
gemeldet, denen zum Jahresende 2007 besondere Leistungen nach dem AsylbLG 
gewährt wurden (– 21,2 % gegenüber 2006). Die Empfänger/-innen besonderer 
Leistungen erhalten in den allermeisten Fällen auch zugleich Regelleistungen. Es 
handelte sich beinahe ausschließlich um Leistungen bei Krankheit, Schwanger-
schaft oder Geburt. Die Empfänger/-innen besonderer Leistungen waren im 
Durchschnitt 27,2 Jahre alt; 58 % waren männlich. Die Empfänger/-innen dieser 
besonderen Leistungen werden im Rahmen des Projekts „Sozialberichterstattung 
der amtlichen Statistik“ nicht zu den Mindestsicherungsbeziehern gezählt.
Insgesamt 
Besondere Leistun-
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Die Bruttoausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG betrugen im Jahr 2007 in 
Deutschland 1,03 Milliarden Euro, nach Abzug der Einnahmen (insbesondere  
Erstattungen von Sozialleistungsträgern) in Höhe von 24,9 Millionen Euro beliefen 
sich die Nettoausgaben auf 1,01 Milliarden Euro. Gegenüber dem Vorjahr gingen 
die Nettoausgaben somit um 11,9 % zurück. Der größte Teil der Bruttoausgaben 
wurde für Regelleistungen aufgewandt (0,75 Milliarden Euro). Für besondere Leis-
tungen wurden im Jahr 2007 rund 0,28 Milliarden Euro ausgegeben. Entsprechend 
der Entwicklung der Empfängerzahl lagen im Jahr 2007 auch die Ausgaben auf 
dem niedrigsten Stand seit Einführung der Asylbewerberleistungsstatistik. 
5 Leistungen der Kriegsopferfürsorge 2006 
Eine weitere Sozialleistung, die zur Mindestsicherung hauptsächlich älterer Men-
schen beiträgt, ist die Kriegsopferfürsorge. Sie wird in erster Linie Personen  
gewährt, die bei militärischen Diensten geschädigt wurden. Aufgabe der Kriegsop-
ferfürsorge ist es, sich der Beschädigten und ihrer Familienmitglieder sowie der 
Hinterbliebenen in allen Lebenslagen anzunehmen, um die Folgen der Schädigung 
oder des Verlustes der/des Angehörigen – zumindest materiell – angemessen 
auszugleichen oder zu mildern. Sofern Personen infolge ihrer Schädigung und die 
Hinterbliebenen infolge des Verlustes ihres Angehörigen (Ehegatte, Elternteil, Kind 
oder Enkelkind) nicht in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt aus vorrangigen  
Sozialleistungen (z. B. Renten, Arbeitslosengeld etc.) bzw. aus sonstigem Ein-
kommen und Vermögen zu decken, erhalten sie Leistungen der Kriegsopferfürsorge. 
Unter entsprechenden Voraussetzungen können neben Opfern des Krieges auch 
Soldaten, Zivildienstleistende, Opfer von Gewalttaten, Impfgeschädigte sowie poli-
tische Häftlinge in der ehemaligen DDR anspruchsberechtigt sein. Das Hilfespekt-
rum der Kriegsopferfürsorge ist gegenüber der Sozialhilfe etwas größer. Darüber 
hinaus gelten höhere Einkommens- und Vermögensschutzgrenzen im Vergleich 
zur Sozialhilfe. 
Die Kriegsopferfürsorge ist Teil des sozialen Entschädigungsrechts und in den 
§§ 25 bis 27j des Bundesversorgungsgesetzes („Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges“) geregelt. Sie dient der Ergänzung der übrigen Leistungen des 
Bundesversorgungsgesetzes für Beschädigte und Hinterbliebene durch besondere 
Hilfen im Einzelfall. 
Obwohl das Bundesversorgungsgesetz, in dem u. a. auch die Kriegsopferfürsorge 
geregelt ist, schon 1950 in Kraft getreten ist, wurde erst 1963 das Gesetz über die 
Durchführung von Statistiken auf diesem Gebiet eingeführt. Davor wurden die Da-
ten über die Leistungen der Kriegsopferfürsorge in der „Statistik der öffentlichen 
Fürsorge“ nachgewiesen. Diese ließ allerdings keine differenzierten Aussagen 
über die Hilfearten zu. Demnach stehen erst seit 1963 vergleichbare Daten über 
die Kriegsopferfürsorge zur Verfügung.20).  
                                                          
20) Die Statistik über die Kriegsopferfürsorge wurde von 1963 bis 2000 jährlich durchgeführt und findet 
seit dem Berichtsjahr 2002 zweijährlich statt. Gegenüber dem ersten Mindestsicherungsbericht, der 
im September 2008 erschien, finden sich daher in der vorliegenden Publikation keine aktualisierten 
Daten. Detaillierte Angaben bietet auch die Veröffentlichung „Statistik der Kriegsopferfürsorge 
2006“, die im Publikationsservice des Statistischen Bundesamtes als kostenfreies Download-









Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
36 Statistische Ämter des Bundes und der Länder, Soziale Mindestsicherung in Deutschland 2007 
In Abbildung 18 sind die Empfänger/-innen von Kriegsopferfürsorge im Zeitverlauf 
seit 1963 dargestellt. Im Jahr 1974 erreichten die Empfängerzahlen dieser Sozial-
leistung mit 225 000 Personen ihren höchsten Wert. Seitdem sanken die Empfän-
gerzahlen insgesamt – trotz eines durch die Wiedervereinigung bedingten Zwi-
schenanstiegs – deutlich ab. Im Jahr 2006 erhielten noch rund 60 000 Personen 
Leistungen der Kriegsopferfürsorge. Damit sind die Empfängerzahlen im Zeitraum 
zwischen 1974 und 2006 um 73 % gesunken. Dieser Rückgang hat demografische 
Ursachen, da das Ende des Zweiten Weltkriegs inzwischen über 60 Jahre zurück-
liegt und somit Teile des anspruchberechtigten Personenkreises in den letzten 
Jahrzehnten altersbedingt verstorben sind. 
Abbildung 18: Empfänger/-innen laufender Leistungen der Kriegsopfer- 
fürsorge 1963 bis 2006 *) jeweils am Jahresende 







1963 1970 1980 1990 2000 2006
*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet. 
 
Im Gegensatz zur Abnahme der Empfängerzahlen sind die Bruttoausgaben für die 
Kriegsopferfürsorge im Zeitraum 1963 bis 1995 kontinuierlich angestiegen und 
zwar von 159 Millionen Euro im Jahr 1963 auf etwa 1,35 Milliarden Euro im Jahr 
1995 (siehe Abbildung 19). Damit wurde 1995 über achtmal so viel Geld für die 
Kriegsopferfürsorge ausgegeben wie 1963. Der Grund hierfür war die Ausweitung 
des Leistungsspektrums. Demnach wurden die von Beginn an bestehenden Leis-
tungen mit den Jahren durch weitere Hilfearten, wie beispielsweise die Krankenhilfe, 
Berufsbeihilfe, Erziehungsbeihilfe, Wohnungshilfe, Hilfe zur Pflege sowie Hilfe zur 
Weiterführung des Haushalts, ergänzt. Vor allem die seit 1978 hohe Inanspruch-
nahme der Hilfe zur Pflege durch einen alternden Personenkreis war die wesentli-
che Ursache für den jahrzehntelangen kontinuierlichen Ausgabenanstieg. Seit 
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erheblich sinkende Empfängerzahlen seit 1996 zurückzuführen, sondern vor allem 
auf die Einführung der sozialen Pflegeversicherung und den daraus resultierenden 
Leistungen seit April 1995 (häusliche Pflege) bzw. seit Juli 1996 (stationäre  
Pflege). Diese Leistungen haben zu einer spürbaren finanziellen Entlastung der 
Kriegsopferfürsorge beigetragen. 
Im Jahr 2006 beliefen sich die Bruttoausgaben für die Kriegsopferfürsorge auf rund 
531 Millionen Euro. Trotz der oben genannten Ausgabenentlastung durch die sozi-
ale Pflegeversicherung beträgt der Anteil der Hilfe zur Pflege an den Gesamtaus-
gaben der Kriegsopferfürsorge noch 56 %. Damit ist die Hilfe zur Pflege die mit 
Abstand größte Ausgabenposition der Kriegsopferfürsorge. 
Abbildung 19: Bruttoausgaben für die Kriegsopferfürsorge insgesamt 
und die Hilfe zur Pflege 1963 bis 2006 *) 
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Ausgaben für Kriegsopferfürsorge insgesamt
Ausgaben für Hilfe zur Pflege
*) Vor 1991: Früheres Bundesgebiet.
 
Auf Ebene der Bundesländer fielen im Jahr 2006 die höchsten Ausgaben in Nord-
rhein-Westfalen (195 Millionen Euro), Bayern (76 Millionen Euro) und Hessen  
(56 Millionen Euro) an. In den neuen Ländern musste nur ein Bruchteil dieser Be-
träge für die Kriegsopferfürsorge aufgewendet werden, da dort auch die Empfän-
gerzahlen deutlich niedriger waren als im Westen. Dies spiegelt sich auch in dem 
Indikator „Ausgaben je Einwohner“ auf Länderebene wider (siehe Abbildung 20). 
Ausgaben im Osten 
deutlich niedriger als 
im Westen 
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Abbildung 20: Bruttoausgaben je Einwohner für die Kriegsopferfürsorge 
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Anhang 1: Überblick über weitere Leistungen der  
sozialen Sicherung 
Neben den in dieser Publikation ausführlich beschriebenen staatlichen Mindest-
sicherungsleistungen gibt es in Deutschland eine Vielzahl staatlicher Leistungen 
bzw. Leistungen der Sozialversicherungen, die für die soziale Sicherung der Bevöl- 
kerung von erheblicher Bedeutung sind.21) Die nachstehende Tabelle 4 gibt einen 
Überblick über die in diesem Zusammenhang wichtigsten sonstigen Leistungssys-
teme und ihre jeweiligen gesetzlichen Grundlagen. Ferner ist aus der Tabelle  
ersichtlich, welche Institutionen im Wesentlichen über statistische Daten zur Inan-
spruchnahme der jeweiligen Leistungen verfügen.22) 
Tabelle 4: Übersicht über weitere Sozialleistungen, die jedoch nicht zu den 
sozialen Mindestsicherungssystemen gezählt werden 





SGB III „Arbeitsförderung“ Bundesagentur für Arbeit 
Krankenversicherung SGB V „Gesetzliche Kranken-
versicherung“ 
Bundesministerium für Ge-
sundheit (BMG)/  
Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder/ 
Gesundheitsberichterstattung 
des Bundes 23) 




Unfallversicherung SGB VII „Gesetzliche Unfallver-
sicherung“ 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) 
Pflegeversicherung SGB XI „Soziale Pflegeversiche-
rung“ 
Statistische Ämter des Bun-




                                                          
21) Detaillierte Informationen hierzu finden sich in der Broschüre „Soziale Sicherung im Überblick“ des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales unter http://www.bmas.de/coremedia/generator/10118/ 
soziale__sicherung__im__ueberblick.html. 
22) Das jährlich erscheinende „Statistische Jahrbuch“ des Statistischen Bundesamtes bietet einen gu-
ten Einstieg in die Datenlage. Im Kapitel 8 „Sozialleistungen“ des Jahrbuchs 
(http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Navigation/Publikationen/ 
Querschnittsveroeffentlichungen/JahrbuchDownlads.psml) werden – neben den als Bundesstatisti-
ken durchgeführten Erhebungen der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder – auch Statis-
tiken anderer Stellen/Behörden (z. B. Ministerien, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Rentenversi-
cherung) dargestellt. 
23) Die Gesundheitsberichterstattung des Bundes (GBE) wird als gemeinsame Aufgabe durch das Sta-
tistische Bundesamt und das Robert Koch-Institut durchgeführt. Einzelheiten hierzu sowie umfang-
reiche Daten bietet das Informationssystem der GBE: http://www.gbe-bund.de. 
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Noch Tabelle 4: Übersicht über weitere Sozialleistungen, die jedoch nicht zu den 
sozialen Mindestsicherungssystemen gezählt werden 
Leistung Gesetzliche Grundlage Statistik  
(Datenhalter) 
2. Förderungs- und Fürsorgesysteme 
Wohngeld Wohngeldgesetz (WoGG) Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder 
Ausbildungsförderung Bundesausbildungsförderungs-
gesetz (BAföG) 
Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder 
Elterngeld Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz (BEEG) 
Statistisches Bundesamt 
Leistungen zur Rehabilitation 
und Teilhabe behinderter Men-
schen 
SGB IX „Rehabilitation und Teil-
habe behinderter Menschen“ 
Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder (Statistik 
der schwerbehinderten Men-
schen) 
Besondere Leistungen der So-
zialhilfe nach dem 5. bis 9. Ka-
pitel SGB XII (insbesondere 
Eingliederungshilfe für behin-
derte Menschen und Hilfe zur 
Pflege) 
SGB XII „Sozialhilfe“ Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder 
Kinderzuschlag Bundeskindergeldgesetz 
(BKGG) 












lie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMFSFJ) 
Leistungen der Kinder- und  
Jugendhilfe 
SGB VIII „Kinder- und Jugend- 
hilfe“ 
Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder 
Mutterschaftsgeld Mutterschutzgesetz (MuSchG) Bundesversicherungsamt 
Soziale Entschädigung und 
Kriegsopferversorgung 
Bundesversorgungsgesetz 
(BVG) und weitere Einzel- 
gesetze 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS)/ 
Statistische Ämter des Bun-
des und der Länder 
Lastenausgleich Lastenausgleichsgesetz (LAG) Bundesausgleichsamt 
Einen kompletten Überblick über das Ausgabevolumen des Systems der sozialen 
Sicherung in Deutschland bietet das Sozialbudget der Bundesregierung. 24) Hier 
werden jährlich die verschiedenen Leistungen des sozialen Sicherungssystems 
zusammengestellt. Außerdem ist die Höhe der jeweiligen Finanzierung durch 
                                                          
24) Detaillierte Informationen zum Sozialbudget 2007 finden sich im Internetangebot des  
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öffentliche Zuweisungen sowie durch Beiträge der Versicherten und der Arbeit- 
geber ablesbar. Die Leistungen des Sozialbudgets insgesamt beliefen sich  
nach vorläufigen Angaben 2007 für Deutschland auf rund 709 Milliarden Euro 
Die Sozialleistungsquote, d. h. das Verhältnis dieser Sozialleistungen im Vergleich 
zum Bruttoinlandsprodukt, betrug 2007 für Deutschland 29,3 %. 
Anhang 2: Überblick zur Sozialberichterstattung in 
Deutschland 
Der im September 2008 erschienene erste Mindestsicherungsbericht enthält einen 
Abschnitt zur Zielsetzung und Entwicklung der Sozialberichterstattung in Deutsch-
land. Auf diese detaillierten Ausführungen wird hiermit verwiesen. Im Folgenden 
wird – insbesondere in Form tabellarischer Übersichten – der Sachstand der Sozi-
alberichterstattung auf Ebene der Länder sowie des Bundes dargestellt. 
2.1 Landessozialberichte 
Ab Mitte der 90er-Jahre begannen die Bundesländer damit, Sozialberichte zu erar-
beiten und zu veröffentlichen. Dabei handelte es sich in der Mehrzahl um Armuts-
berichte oder Berichte zur sozialen Lage der Bevölkerung. Allerdings weisen die 
Ländersozialberichte erhebliche inhaltliche und methodische Unterschiede auf. So 
werden zum Teil unterschiedliche Datenquellen und unterschiedliche Indikatoren 
verwendet. Aus diesem Grund sind die Ergebnisse nur sehr eingeschränkt ver-
gleichbar. Auch die Periodizität der Veröffentlichungen unterscheidet sich von Land 
zu Land sehr deutlich.Sie reicht von einem einmaligen Bericht in Form einer Be-
standsaufnahme bis hin zu einer kontinuierlichen Berichterstattung, die jährlich 
fortgeschrieben wird (siehe Tabelle 5). In der Regel basieren die Sozialberichte der 
Länder auf Forschungsaufträgen, die von den jeweiligen Landesregierungen an 
Forschungsinstitute erteilt werden. Zum Teil wird von den Forschungsinstituten der 
gesamte Bericht erstellt, teilweise werden aber auch Gutachten zu bestimmten 
Themengebieten in Auftrag gegeben, auf deren Basis der Bericht von dem feder-
führenden Ressort der Landesregierung erstellt wird. Auch die Statistischen Lan-
desämter sind häufig an der Erarbeitung der Sozialberichte beteiligt, da sie für die 




von Land zu Land 
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Tabelle 5: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im  
sozialpolitischen Bereich *) 
Bundesland Titel Herausgeber Jahr 
Migration und Migrantenfamilien in 
Baden-Württemberg. Familienbe-






Familien in Baden-Württemberg, 
Familienbericht 1998  
Ministerium für Arbeit und Sozia-
les Baden-Württemberg  
1998 
Zweiter Bericht der Staatsregierung 
zur sozialen Lage in Bayern  
Bayerisches Staatsministeriums 
für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 
2009 
Bericht der Staatsregierung zur so-
zialen Lage in Bayern 1998 
1999 
Bayern  
Material- und Analyseband zur so-
zialen Lage in Bayern 1998 
Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit  1999 
Sozialstrukturatlas Berlin 2008 - Ein 
Instrument der quantitativen, inter-
regionalen und intertemporalen So-
zialraumanalyse und -planung  
2009 
Grundauswertung der Einschu-
lungsdaten 2006 zur gesundheitli-
chen und sozialen Lage der Kinder 
in Berlin 
2008 
Basisdaten zur gesundheitlichen 
und sozialen Lage von Kindern in 
Berlin 
Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Umwelt und Verbraucherschutz 
2007 
Zur gesundheitlichen und sozialen 
Lage von Kindern in Berlin 
2006 
Sozialstrukturatlas Berlin 2003 - Ein 
Instrument der quantitativen, inter-
regionalen und intertemporalen So-
zialraumanalyse und -planung 
2004 
Armut und soziale Ungleichheit in 
Berlin. Armutsbericht 2002 
Senatsverwaltung für Gesundheit, 
Soziales und Verbraucherschutz 
2002 
Sozialstrukturatlas Berlin 1999. Ei-
ne soziale Diagnose für Berlin 
1999 
Sozialstrukturatlas Berlin 1997. Ei-







Bericht zur sozialen Lage in Berlin 
Senatsverwaltung für Gesundheit 
und Soziales 
1995 
*) Fußnote siehe Tabellenende. 
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Noch Tabelle 5: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im  
sozialpolitischen Bereich  *) 
Bundesland Titel Herausgeber Jahr 
Lebenslagen in Brandenburg. 
Chancen gegen Armut 
2008 
Wir lassen kein Kind zurück. Sozia-
le und gesundheitliche Lage von 
kleinen Kindern im Land Branden-
burg 
Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Familie des Lan-
des Brandenburg  2007 
Brandenburger Sozialindikatoren 
2006. Aktuelle Daten zur sozialen  
Lage im Land Brandenburg 
2007 
Brandenburger Sozialindikatoren 
2005. Aktuelle Daten zur sozialen  
Lage im Land Brandenburg 
2006 
Brandenburger Sozialindikatoren 
2004. Aktuelle Daten zur sozialen 
Lage im Land Brandenburg  
Landesgesundheitsamt im Lan-
desamt für Soziales und Versor-
gung Brandenburg 
2005 
Gesund alt werden - Soziale und 
gesundheitliche Lage älterer Men-
schen im Land Brandenburg 
Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Familie des Lan-
des Brandenburg  
2005 




Soziale Lage und Gesundheit von 









Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit und Frauen des Lan-
des Brandenburg  
2000 
Bremen  
Lebenslagen in Bremen. Armuts- 
und Reichtumsbericht für das Land 
Bremen 2009 (Entwurf) 
Senatorin für Arbeit, Frauen, Ge-
sundheit, Jugend und Soziales 
der Freien Hansestadt Bremen 
2009 
Lebenslagenberichterstattungen - 
Empfänger von Leistungen nach 
SGB II und SGB XII in der Freien 
und Hansestadt Hamburg 




Armut in Hamburg II. Beiträge zur 
Sozialberichterstattung. Zweiter 




Armut in Hamburg. Beiträge zur 
Sozialberichterstattung 
Freie und Hansestadt Hamburg, 
Behörde für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales  
1996 
Hessen  
Bislang noch kein umfassender Sozialbericht seitens der Landesregierung er-
schienen, erster Bericht ist derzeit in Planung. 
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Noch Tabelle 5: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im 
sozialpolitischen Bereich *)  
Bundesland Titel Herausgeber Jahr 
Sozialberichterstattung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern - 




Vorpommern Sozialberichterstattung für das 
Land Mecklenburg-Vorpommern - 
Problemgruppen des Arbeitsmark-
tes -Langzeitarbeitslose und ar-
beitslose Behinderte 
Sozialministerium des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 
1999 
Niedersächsischer Armuts- und 
Reichtumsbericht 





Landesbericht zur Entwicklung von 
Armut und Reichtum  
Niedersächsischer Landtag 1998 
Prekäre Lebenslagen von Kindern 
und Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen 
2009 
Sozialbericht 2007. Armuts- und 
Reichtumsbericht 
2007 
Sozialbericht 2004. Armuts- und 
Reichtumsbericht 
2004 
Landessozialbericht 2003 - Men-
schen in NRW in prekären Lebens-
lagen 
2003 






Nordrhein-Westfalen: In der Reihe 
Landessozialberichterstattung NRW 
sind von 1992 bis 1998 8 Einzel-
bände zur Lebenslage einzelner 
besonders von Armutsrisiken be-
troffenen Bevölkerungsgruppen er-
schienen 
Ministerium für Arbeit, Gesund-




Rheinland-Pfalz Armut in Rheinland-Pfalz. Bericht 
'98  
Ministerium für Arbeit, Soziales 
und Gesundheit des Landes 
Rheinland-Pfalz  1998 
Saarland  
Bislang noch kein umfassender Sozialbericht seitens der Landesregierung er-
schienen. 
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Noch Tabelle 5: Auswahl von bisher erschienenen Landesberichten im 
sozialpolitischen Bereich *) 
Bundesland Titel Herausgeber Jahr 
Dritter Sächsischer Kinder- und Ju-
gendbericht. Kinder- und Jugendhil-
fe als Bildungsakteur – Biografie-
verläufe und Bildungszugänge jun-
ger Menschen in Sachsen 
2009 
Sozialbericht 2006 - Lebenslagen in 
Sachsen 
2006 
Sächsischer Seniorenbericht   2004 









Sächsischer Familienbericht  
Sächsisches Staatsministerium 
für Soziales, Gesundheit und 
Familie  1997 
2. Armuts- und Reichtumsbericht 
des Landes Sachsen-Anhalt 
2008 
Sozialbericht des Landes Sachsen-
Anhalt 2002-2004 
2006 
Armut und Reichtum in Sachsen-
Anhalt 
Ministerium für Gesundheit und 




Arbeitsmarkt- und Sozialbericht des 
Landes Sachsen-Anhalt 2000/2001 
Ministerium für Arbeit, Frauen, 
Gesundheit und Soziales des 






Ministerium für Arbeit, Gesund-





Armut von Kindern und Jugendli-
chen in Thüringen 
Thüringer Ministerium für Sozia-
les, Familie und Gesundheit 2003 
*) Auf der Internetseite „Sozialberichte NRW online“ finden sich ein aktueller Überblick über die Sozial-
berichte der Länder, Informationen zu den jeweiligen Inhalten und Ansprechpartner sowie Verweise 
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2.2 Armuts- und Sozialberichterstattung auf Bundesebene 
Im Jahr 2000 erteilte der Deutsche Bundestag der Bundesregierung den Auftrag, in 
jeder Legislaturperiode einen Armuts- und Reichtumsbericht vorzulegen. Der erste 
Bericht wurde 2001 unter dem Titel „Lebenslagen in Deutschland“ veröffentlicht; 
der zweite Bericht folgte vier Jahre später im März 2005, der dritte Bericht erschien 
im Juli 2008.25) Mit diesen jeweils mehrere Hundert Seiten umfassenden Berichten 
wurde erstmals eine detaillierte Analyse der sozialen Lage in ganz Deutschland mit 
national vergleichbaren Standards vorgelegt. Dabei wurden die Lebenslagen der 
Menschen in Deutschland im Hinblick auf Einkommen, Vermögen, Erwerbstätigkeit 
und Bildungsbeteiligung auf Basis objektiver statistischer Daten analysiert. Zielset-
zungen einer regelmäßigen Armuts- und Reichtumsberichterstattung sind laut 
Bundesregierung u. a. die Bestandsaufnahme und Analyse der sozialen Realität 
auf der Basis von empirisch-statistischem Material und wissenschaftlichen Unter-
suchungen sowie die Darstellung von Maßnahmen zur Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung.26) Den Armuts- und Reichtumsberichten der Bundesregierung 
liegen Statistiken aus unterschiedlichen amtlichen und nicht amtlichen Datenquellen 
zugrunde. Die Ergebnisse werden in der Regel nicht nach Bundesländern aufge-
gliedert, sondern stellen die Situation auf Bundesebene im Zeitverlauf dar. Die An-
bindung der nationalen Armuts- und Reichtumsberichterstattung an die Sozial-
schutzaktivitäten auf Ebene der Europäischen Union zeigt sich in der Verwendung 
der sogenannten „Laeken-Indikatoren“. Es handelt sich dabei um 18 soziale Indika-
toren, die vom Europäischen Rat im Jahr 2001 verabschiedet wurden und seitdem 
eine zentrale Rolle bei der regelmäßigen Sozialberichterstattung auf europäischer 
Ebene spielen. 
Neben dem Armuts- und Reichtumsbericht existieren auf Bundesebene weitere 
Standardwerke, die anhand statistischer Daten die soziale Lage unterschiedlicher 
Bevölkerungsgruppen darstellen (siehe Tabelle 6). Dabei ist im Wesentlichen zwi-
schen amtlichen und nicht amtlichen Akteuren zu unterscheiden. Zu den amtlichen 
Akteuren zählen auf Bundesebene hauptsächlich die Ministerien, die im sozialpoli-
tischen Bereich aktiv sind. Bei den nicht amtlichen Akteuren kann zwischen den 
(Wohlfahrts-)Verbänden und den Sozialforschungsinstituten als Herausgeber der 
Berichte unterschieden werden. Die Veröffentlichungen der Wohlfahrtsverbände 
konzentrieren sich auf die Armutsberichterstattung, während die Sozialforschungs-
institute mehrere Themenbereiche der Berichterstattung mit einbeziehen. 
Ein weiteres Standardprodukt zur Sozialberichterstattung ist die Publikation  
„Datenreport 2008. Ein Sozialbericht für die Bundesrepublik Deutschland“. Dieser 
Bericht wurde gemeinsam von Statistischem Bundesamt, der Gesellschaft Sozial-
wissenschaftlicher Infrastruktureinrichtungen (GESIS-ZUMA) und dem Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB) erarbeitet und herausgegeben. 
Der Datenreport, der seit fast 25 Jahren – zumeist im zweijährlichen Rhythmus – 
erscheint, ist somit ein einzigartiges Gemeinschaftsprojekt der amtlichen Statistik 
und der wissenschaftlichen Sozialberichterstattung. 
                                                          
25) Lebenslagen in Deutschland. Der dritte Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, 2008 
(http://www.bmas.de/coremedia/generator/26896/lebenslagen__in__deutschland__der__3__armuts
__und__reichtumsbericht__der__bundesregierung.html). 
26) Zweiter Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung, S. 4. 
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Tabelle 6: Akteure der Sozialberichterstattung; Auswahl an bedeutenden Be-
richten auf Ebene des Bundes 
Amtliche  
Akteure 
Titel  Federführung 
Armuts- und Reichtumsbericht 
Sozialbericht 
Sozialbudget 
Nationaler Strategiebericht Sozialschutz und 
soziale Eingliederung 
Alterssicherung in Deutschland 
Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales (BMAS) 
Migrationsbericht 
Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge 
Bericht über die Lage von Ausländerinnen und 
Ausländern in Deutschland 
Beauftragte der Bundesregie-
rung für Migration, Flüchtlinge 
und Integration 
Bildungsbericht 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF), Kul-
tusministerkonferenz der Län-
der 
Die wirtschaftliche und soziale Lage der Studie-
renden in der Bundesrepublik Deutschland 
BMBF in Zusammenarbeit mit 
dem Deutschen Studentenwerk
Bericht zur Lage der älteren Generation 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend 
(BMFSFJ) 
Familienbericht 
Kinder- und Jugendbericht 
Altenbericht 
Wohngeld- und Mietenbericht 
Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) 
Soziale Mindestsicherung in Deutschland 
Statistische Ämter des Bundes 
und der Länder 
Bund 






schaftszentrum Berlin für Sozi-
alforschung (WZB), Bundes-
zentrale für politische Bildung 
Länder siehe Tabelle 5 










27) Vgl. Mardorf, Silke: Konzepte und Methoden von Sozialberichterstattung. Eine empirische Analyse 
kommunaler Armuts- und Sozialberichte. Wiesbaden, 2006, S. 164. 
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Noch Tabelle 6: Akteure der Sozialberichterstattung; Auswahl an  
bedeutenden Berichten auf Ebene des Bundes 
Nicht amtliche  
Akteure 
Titel  Federführung 
Unter unseren Verhältnissen. Der erste Ar-
mutsatlas für Regionen in Deutschland 
Paritätischer Gesamtverband 
Armut und Ungleichheit in Deutschland 
Deutscher Paritätischer Wohl-
fahrtsverband (DPW), Deutscher 
Gewerkschaftsbund (DGB), Hans-
Böckler-Stiftung 
Sozialpolitische Bilanzen u. a. zu Armut von 
Kindern und Jugendlichen/Armut und Gesund-
heit 
Nationale Armutskonferenz 
Arme unter uns Caritas 
Armes reiches Deutschland 26 kirchliche Herausgeber 
Armut in Deutschland – Bevölkerungsgruppen 
unterhalb der ALG II-Grenze 
Hans-Böckler-Stiftung, J. W. Goe-
the-Universität Frankfurt a. M. 
Verbände 
Mehrere Berichte zur Armut von Kindern und 
Jugendlichen 
Arbeiterwohlfahrt (AWO) 





zentrum Berlin für Sozialforschung 
(WZB), Statistisches Bundesamt, 





Brandenburg e. V. (SFZ) 
Zahlreiche Publikationen auf Basis der allge-
meinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwis-
senschaften (ALLBUS) 
Gesellschaft sozialwissenschaftli-





Zahlreiche Publikationen auf Basis des Sozio-
ökonomischen Panels (SOEP) 
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Anhang 3: Tabellen/Zeitreihen 
Tabelle A1: Empfänger/-innen von Leistungen der sozialen Mindestsicherung 
am Jahresende 2007 nach Leistungssystemen und Ländern 
Leistungen nach dem SGB II 
davon Land zusam-
men ALG II 1) Sozialgeld 
Lfd. HLU 









Baden-Württemberg .  481 734 335 947 145 787 5 543 70 580 12 260 6 384 576 501 
Bayern . . . . . . . . . . . . . .  510 492 360 904 149 588 8 485 86 036 9 458 6 092 620 563 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . .  604 889 449 188 155 701 9 494 51 416 11 925 3 313 681 037 
Brandenburg . . . . . . . .  328 227 256 180 72 047 2 168 18 805 3 551 989 353 740 
Bremen . . . . . . . . . . . . .  97 208 69 433 27 775 1 243 10 253 3 791 405 112 900 
Hamburg . . . . . . . . . . . .  202 095 145 939 56 156 2 990 25 346 8 110 1 675 240 216 
Hessen . . . . . . . . . . . . .  446 120 312 183 133 937 9 256 60 452 10 055 6 941 532 824 
Mecklenburg- 
Vorpommern . . . . . .  260 823 202 341 58 482 1 880 15 635 3 001 692 282 031 
Niedersachsen . . . . . .  683 306 479 579 203 727 8 865 78 276 21 515 4 859 796 821 
Nordrhein-Westfalen .  1 657 710 1 174 113 483 597 21 222 191 858 43 844 16 613 1 931 247 
Rheinland-Pfalz . . . . .  249 911 174 925 74 986 2 981 32 047 5 368 2 824 293 131 
Saarland . . . . . . . . . . . .  84 573 61 455 23 118 1 224 10 497 1 871 871 99 036 
Sachsen . . . . . . . . . . . .  540 493 418 656 121 837 3 270 23 029 5 719 2 014 574 525 
Sachsen-Anhalt . . . . .  366 515 285 400 81 115 2 935 18 519 5 309 865 394 143 
Schleswig-Holstein . .  247 372 174 664 72 708 4 987 27 358 4 195 2 546 286 458 
Thüringen . . . . . . . . . . .  258 879 197 289 61 590 1 916 12 495 3 328 2 766 279 384 
Deutschland . . . . . . .  7 020 347 5 098 196 1 922 151 88 459 732 602 153 300 59 849 8 054 557 
     
1) Arbeitslosengeld II. 
2) Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
3) Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
4) Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
5) Laufende Leistungen der Kriegsopferfürsorge. Seit Berichtsjahr 2000 wird die Statistik nur noch alle 2 Jahre erhoben. 
Quellen: Leistungen nach SGB II: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, alle weiteren Daten: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 
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Tabelle A2: Empfänger/-innen von Leistungen der sozialen Mindestsicherung *)  













Baden-Württemberg . . . . . . . . . . .  576 501 – 5,0 5,4 606 819 5,7 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  620 563 – 5,9 5,0 659 664 5,3 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  681 037 – 0,1 19,9 681 756 20,0 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . . .  353 740 – 4,7 14,0 371 170 14,6 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  112 900 – 2,7 17,0 116 003 17,5 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  240 216 – 0,9 13,6 242 300 13,8 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  532 824 – 2,4 8,8 546 056 9,0 
Mecklenburg-Vorpommern . . . . . .  282 031 – 6,3 16,8 300 870 17,8 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . . .  796 821 – 3,0 10,0 821 177 10,3 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . . . .  1 931 247 – 1,0 10,7 1 951 494 10,8 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . . .  293 131 – 3,7 7,2 304 471 7,5 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  99 036 – 2,7 9,6 101 759 9,8 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  574 525 – 4,2 13,6 599 596 14,1 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . .  394 143 – 3,4 16,3 407 925 16,7 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . .  286 458 – 3,1 10,1 295 520 10,4 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . .  279 384 – 5,0 12,2 294 133 12,7 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . .  8 054 557 – 3,0 9,8 8 300 713 10,1 
      
*) Zu den Leistungen der sozialen Mindestsicherung zählen im Einzelnen folgende Leistungen: 
– Leistungen nach dem SGB II „Grundsicherung für Arbeitsuchende“ (Arbeitslosengeld II bzw. Sozialgeld). 
– Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
– Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
– Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz. 
– Laufende Leistungen der Kriegsopferfürsorge (seit Berichtsjahr 2000 wird die Statistik nur noch alle 2 Jahre erhoben; daher liegen dieser Tabelle auch 
für das Jahr 2007 die Daten von 2006 zugrunde). 
1) Anteil der Mindestsicherungssempfänger/-innen an der jeweiligen Gesamtbevölkerung in  %; Bevölkerungsstand: Ende des jeweiligen Berichtsjahres. 
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Tabelle A3: Bruttoausgaben für ausgewählte Leistungen der sozialen Mindestsicherung 
im Laufe des Jahres 2007 nach Ländern 
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts 
im Rahmen der Sozialhilfe nach 
SGB XII 
davon 
zusammen Lfd. HLU a. v. 















in 1 000 EUR 
Baden-Württemberg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  397 257,5 37 171,7 360 085,8 48 865,5 51 265,6 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  467 753,7 44 423,6 423 330,1 67 069,1 75 752,9 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  303 103,2 47 738,8 255 364,3 58 204,9 21 637,3 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  80 184,6 8 218,5 71 966,1 13 192,9 3 175,7 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  60 872,1 9 423,9 51 448,2 20 677,2 5 112,3 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  158 286,4 28 270,8 130 015,6 32 023,9 13 341,3 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  373 325,3 68 202,5 305 122,8 59 669,5 56 316,2 
Mecklenburg-Vorpommern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  70 275,4 9 185,8 61 089,6 13 792,4 1 827,3 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  443 974,5 46 693,3 397 281,2 95 127,5 40 493,4 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 054 009,5 118 772,5 935 237,0 220 174,7 195 289,4 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  179 820,2 13 961,3 165 859,0 26 138,2 26 760,2 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  58 396,6 7 307,1 51 089,5 6 079,2 6 269,1 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  101 710,2 12 092,8 89 617,5 28 595,4 7 633,1 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  78 706,6 10 318,2 68 388,4 24 417,2 5 380,9 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  171 699,3 26 043,9 145 655,4 22 777,1 14 872,4 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  53 655,6 6 943,7 46 711,9 16 005,7 5 608,7 
Deutschland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  4 053 030,8 494 768,4 3 558 262,4 752 810,2 530 735,8 
      
1) Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
2) Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
3) Seit Berichtsjahr 2000 wird die Statistik nur noch alle 2 Jahre erhoben. 
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Tabelle A4: Empfänger/-innen von Hilfe zum Lebensunterhalt *) außerhalb 


















2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  80 845 X 1,0 39 531 41 314 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  81 818 + 1,2 1,0 41 225 40 593 
2007 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  88 459 + 8,1 1,1 46 015 42 444 
2007 nach Ländern 
Baden-Württemberg . . . . . . . .  5 543 + 2,5 0,5 2 815 2 728 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  8 485 + 5,1 0,7 4 394 4 091 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 494 + 31,3 2,8 5 018 4 476 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . .  2 168 + 20,3 0,9 1 205 963 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 243 – 17,5 1,9 608 635 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  2 990 – 4,5 1,7 1 416 1 574 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  9 256 – 0,3 1,5 4 761 4 495 
Mecklenburg-Vorpommern . .  1 880 + 17,9 1,1 1 130 750 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . .  8 865 + 2,2 1,1 4 470 4 395 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . .  21 222 + 9,5 1,2 10 683 10 539 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . .  2 981 + 3,5 0,7 1 428 1 553 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 224 – 11,9 1,2 623 601 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  3 270 + 15,1 0,8 1 939 1 331 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . .  2 935 + 18,3 1,2 1 753 1 182 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . .  4 987 + 4,6 1,8 2 627 2 360 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . .  1 916 + 40,1 0,8 1 145 771 
       
*) Laufende Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen nach dem SGB XII „Sozialhilfe“. 
1) Bevölkerungsstand: Jeweiliges Jahresende. 
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Tabelle A5: Empfänger/-innen von Grundsicherung im Alter und bei 



















2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 438 831 X 0,65 181 097 257 734 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 526 034 + 19,9 0,78 232 897 293 137 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 630 295 + 19,8 0,93 287 440 342 855 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 681 991 + 8,2 1,00 311 448 370 543 
2007 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 732 602 + 7,4 1,07 340 234 392 368 
2007 nach Ländern 
Baden-Württemberg . . . . . . . . 70 580 + 5,0 0,80 32 185 38 395 
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 86 036 + 3,9 0,84 36 641 49 395 
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 51 416 – 1,0 3) 1,76 22 868 28 548 
Brandenburg . . . . . . . . . . . . . . . 18 805 + 10,9 0,86 11 701 7 104 
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 253 + 5,1 1,83 3 910 6 343 
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25 346 + 7,3 1,69 8 919 16 427 
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60 452 + 5,5 1,21 26 313 34 139 
Mecklenburg-Vorpommern . . 15 635 + 5,2 1,07 9 861 5 774 
Niedersachsen . . . . . . . . . . . . . 78 276 + 5,7 1,20 38 233 40 043 
Nordrhein-Westfalen . . . . . . . 191 858 + 16,5 1,30 84 311 107 547 
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . . . . . 32 047 + 0,7 0,96 14 867 17 180 
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 497 + 7,9 1,21 4 318 6 179 
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23 029 + 5,7 0,63 13 445 9 584 
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . . . . . 18 519 + 6,3 0,88 11 306 7 213 
Schleswig-Holstein . . . . . . . . . 27 358 + 3,2 1,18 13 491 13 867 
Thüringen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12 495 + 8,5 0,63 7 865 4 630 
    
*) Die Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung war bis Ende 2004 im eigenständigen Grundsicherungs-
gesetz (GsiG) geregelt; seit 01.01.2005 werden die entsprechenden Leistungen nach dem 4. Kapitel des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII „Sozialhilfe“) gewährt. 
1) Anteil der Empfänger/-innen an der Bevölkerung ab 18 Jahren; Bevölkerungsstand: Jeweiliges Jahresende. 
2) Dauerhaft voll erwerbsgeminderte Empfänger/-innen im Alter von 18 bis unter 65 Jahren. 
3) Übererfassung der Empfänger/-innen in Einrichtungen im Jahr 2006. 
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Tabelle A6: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem Asylbewerber- 
leistungsgesetz von 1994 bis 2007 jeweils am Jahresende 
nach Geschlecht 
Jahr Insgesamt Männlich Weiblich 
1994 1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 446 500 264 200 182 300 
1995 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 488 974 288 005 200 969 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 489 742 287 588 202 154 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 486 643 287 101 199 542 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 438 873 263 093 175 780 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 435 930 255 311 180 619 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 351 642 204 218 147 424 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 314 116 186 010 128 106 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 278 592 166 086 112 506 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 264 240 157 249 106 991 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 230 148 135 271 94 877 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 211 122 122 699 88 423 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 193 562 111 324 82 238 
2007 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 153 300  89 075 64 225 
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in % 
1995 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 9,5 + 9,0 + 10,2 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . + 0,2 – 0,1 + 0,6 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,6 – 0,2 – 1,3 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 9,8 – 8,4 – 11,9 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,7 – 3,0 + 2,8 
2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 19,3 – 20,0 – 18,4 
2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 10,7 – 8,9 – 13,1 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 11,3 – 10,7 – 12,2 
2003 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 5,2 – 5,3 – 4,9 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 12,9 – 14,0 – 11,3 
2005 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 8,3 – 9,3 – 6,8 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 8,3 – 9,3 – 7,0 
2007 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 20,8 – 20,0 – 21,9 
       
1) Gerundete Zahlen. 
2) Die Angaben für das Berichtsjahr 1995 weisen eine geringfügige Untererfassung auf, da die Daten von Bremer-
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Tabelle A7: Empfänger/-innen laufender Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
und Bruttoausgaben der Kriegsopferfürsorge von  
1963 bis 2006 *) 
Bruttoausgaben im Laufe des  




gen am Jahresende insgesamt 
darunter Hilfe zur 
Pflege 1) 
Früheres Bundesgebiet 
1963 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  173 000 159 · 
1964 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  160 000 170 · 
1965 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  167 000 194 · 
1966 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  176 000 242 · 
1967 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  173 000 240 · 
1968 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  171 000 232 · 
1969 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  172 000 238 · 
1970 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  178 000 256 · 
1971 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  187 000 305 · 
1972 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  205 000 367 · 
1973 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  212 000 409 · 
1974 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  225 000 458 · 
1975 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  215 000 499 · 
1976 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  208 000 480 · 
1977 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  193 000 470 · 
1978 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  190 000 476 · 
1979 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  187 000 516 · 
1980 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  190 000 572 · 
1981 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  183 000 624 · 
1982 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  172 000 645 · 
1983 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  142 000 627 · 
1984 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 000 644 · 
1985 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  132 000 673 400 
1986 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 000 720 436 
1987 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  130 000 752 465 
1988 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  131 000 797 504 
1989 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  141 000 832 535 
1990 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  154 000 907 594 
Deutschland 
1991 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 153 000 996 669 
1992 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 159 000 1 099 760 
1993 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 168 000 1 240 883 
1994 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 161 000 1 348 993 
1995 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 149 000 1 354 1 014 
1996 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133 000 1 195 871 
1997 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 117 000 765 459 
1998 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 107 000 689 400 
1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 99 000 649 370 
2000 2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97 000 630 370 
2002 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 85 000 591 342 
2004 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 76 000 588 349 
2006 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60 000 531 295 
      
*) Zahlen gerundet. 
1) Durch Änderungen in der Statistik sind die Ausgaben für die Hilfe zur Pflege vor 1985 nur eingeschränkt vergleich-
bar. Aus diesem Grund wird auf die Darstellung der Zahlen verzichtet. 
2) Seit Berichtsjahr 2000 wird die Statistik nur noch alle 2 Jahre erhoben. 
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